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Vergiftungsgefahr durch Chlorgas. 

Von Dr. med. Hans Biedermann-Jena, pro physicat geprüft. 

Das Chlor ist ein schweres Gas von grünlich-gelber Farbe 
mit einem durchdringenden erstickenden Geruch. Es ist zwei- 
einhalbmal so schwer als Luft. Infolgedessen senkt es sich in 
Behältern und im freien Räume sofort auf den Boden nieder. 
Bei Null Grad läßt sich das Ghlorgas unter einem Drucke von 
sechs Atmosphären zu einer ölartigen goldgelben Flüssigkeit 
zusammendrücken. In der neuesten Zeit gelangt das Chlor in 
diesem zusamraengepreßten Zustande in Chlorbomben zur Ver¬ 
sendung. Bei flüssiger Luft erstarrt diese komprimierte Flüssig¬ 
keit zu fast farblosen Kristallen. Im Wasser ist das Chlorgas 
löslich und zwar lösen sich 2,7 Volumen desselben mit einem 
Volumen Wasser. Sein spezifisches Gewicht beträgt 2,470. Es 
Ist eines der reaktionsfähigsten Metalloide. Selbst das edelste 
Metall, das Gold, löst sich in Chlorwasser auf und wird durch 
Chlorgas in der Wärme in Chlorgold verwandelt. Mit Wasser¬ 
stoff vereinigt sich das Chlor im Sonnenlichte unter Explosions- 
erscheinungen. Auch mit vielen Elementen reagiert es unter 
Feuererscheinung. Es gehört mit zu den stärksten Oxydations- 
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mittein. Auf organische Substanzen übt es eine so energische 
oxydierende Wirkung aus und zwar unter Anwesenheit von 
Wasser, daß es häufig zur völligen Zerstörung dieser Sub¬ 
stanzen kommt. 

Die Qelegenheit zur Vergiftung mit Chlorgas 
ist sowohl bei dessen Herstellung, als auch bei seiner Ver¬ 
wendung in der Industrie und bei Herstellung von Chlorver¬ 
bindungen in der Technik gegeben. Bei der Darstellung des 
Chlors kann besonders bei der Chlorkalkerzeugung eine 
Vergiftung Vorkommen. Dies kann geschehen beim zu frühen 
Betreten der reifen Chlorkammern, wenn das Chlor noch nicht 
vollkommen in die Nachbarkammern abgesaugt ist. Auch bei 
dem manchmal üblichen Umschaufeln des Chlorkalkes, bevor 
noch der Prozeß beendet ist, kann es zu einer Vergiftung 
kommen. Beim Weldonverfahren kann durch Offenbleiben der 
Wasserverschlüsse Chlor entweichen. Auch zu frühes Oeffnen 
der Entwickler kann zum Ausströmen von Chlor und damit zur 
Vergiftung führen. Die Apparate, in denen das Chlor hergestellt 
wird, so die Chlorreservoire und Kompressionsapparate können 
ebenso wie die Chlorleitung undichte Stellen besitzen, durch 
die das Gas ausströmen kann. Durch schlechtes Zurückhalten 
von etwaigen Chlorresten am Ende der Anlage kann es auch 
zum Chlorausströmen kommen. Am geringsten besteht die 
Gefahr einer Chlorgasvergiftung bei der elektrolytischen Her¬ 
stellung des Gases. Da Chlorwasser ebenso wie die wässerigen 
Losungen von Natrium- und Kaliumhypochlorit schon an der 
Luft durch die Gegenwart der Kohlensäure freies Chlor abgeben, 
so ist bei Verwendung dieser Lösung durch das sich bildende 
Chlorgas die Möglichkeit einer Vergiftung gegeben. Auch der 
Chlorkalk gibt fortwährend reines Chlor an die Luft ab und 
kann so bei Betreten seiner Aufbewahrungsräume oder beim 
Aufenthalt in Wagen oder auf Schiffen, in denen er zur Ver¬ 
sendung gelangt, zu Vergiftungen führen. Cameron (2). Bei 
Anwendung von Chlorgas zu Desinfektionszwecken 
für Kleider und Krankensäle und für von Kranken benutzte 
Bücher, Zeitungen und Briefe, wie es in der früheren Zeit 
häufig geschah, können bei zu frühen Betreten der Bäume 
Vergiftungen Vorkommen. Chemiker und Apotheker, die viel 
mit Chlor zu arbeiten haben, sind ebenfalls den Vergiftungen 
ausgesetzt. Arbeiter, die Chlor zum Abtransport bringen, können 
durch Zerbrechen der Behälter oder deren Undichtwerden 
eine Vergiftung davontragen. Da das Chlorgas im jetzigen 
Kriege zu einer gewaltigen und oft gebrauchten Waffe ge¬ 
worden ist, so sind die Arbeiter, die es hersteilen und in 
die für das Militär benötigten Behälter bringen und versenden, 
durch Unvorsichtigkeit oder Fehler in den technischen Werk¬ 
stätten leicht Vergiftungen ausgesetzt. 

Obgleich das Chlor in ausgedehnter Weise, wie wir es oben 
gesehen haben, in der Technik Verwendung findet, sind doch 
die eigentlichen Vergiftungen damit nicht allzu häufig. In 
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der filteren Literatur finden wir bei Böhm (1) 11 Fälle von 
schwerer Chlorgasvergütung näher beschrieben; 10 davon starben. 
Ueber vier weitere Fälle berichtet Kobert (6). Einen weiteren 
Fall beschreibt Sury (11). Dieser betraf einen Arbeiter einer 
chemischen Fabrik, der durch Ausströmen von Chlorgas aus einem 
Behälter beim Verladen desselben kurze Zeit das Gas einatmete. 
Am 20. Tage starb der Mann an den Folgen der Vergiftung, ob¬ 
gleich eine Kurze Besserung eingetreten war. In der neuesten Zeit 
verdanken wir Otto Kramer (7) eine eingehende Beschreibung 
von Chlorvergiftung mit guter pathologisch-anatomischer Unter¬ 
suchung der Organe des Gestorbenen. Auch Rambousek (9) 
teilt in seinem Lehrbuche noch einen Fall tödlicher Vergiftung 
durch Chlorgas mit. Allerdings fehlt jede genauere klinische 
oder anotomische Beschreibung. Da das Chlor in dem jetzigen 
Kriege eine so überaus wichtige Bedeutung als Kampfmittel 
gewonnen hat, so finden wir in der Kriegsliteratur sowohl in 
der deutschen, als auch in der französischen eingehende Be¬ 
richte über die Wirkung dieses neuen Mittels. Auf französischer 
Seite waren es die Aerzte Dujarrie de la Riviöre, J. Leclercq 
und Fernand Ldvy, (3) auf deutscher Seite Schütze (4), die 
eine grolle Zahl Soldaten mit frischer Chlorgasvergiftung zu be¬ 
handeln Gelegenheit hatten und ihre Beobachtung ausführlich be¬ 
schrieben. 

Lange Zeit machte man sich über die große Gefahr des 
Chlors für Menschen und Tiere eine vollkommen falsche Vor¬ 
stellung. Bahnbrechend waren die Versuche von Eulen¬ 
berg (4) und Lehmann (8), die diese an Tieren und 
zum Teil an Menschen anstellten. So wurde von Lehmann 
festgestellt, daß das Chlor auf tierische Gewebe stark ätzend 
wirkt. Schon bei millionenfacher Verdünnung des Chlorgases 
mit Luft treten nach einigen Minuten brennende Empfindungen 
an den Schleimhäuten' der Augen und Nase auf. Hierbei wird 
ein Geruch des Chlore noch nicht empfunden. Es sind schon 
0,04 bis 0,06 p. M. ausreichend, um bei Tieren in dreieinhalb 
bis fünf Stunden hämorrhagische Lungenentzündung und Lungen- 
Oedem hervorzurufen. 0,6 p. M. in der Luft bewirkt schnell 
den Tod. Am schwersten betroffen werden bei diesen Er¬ 
krankungen die Respirationsorgane. Eulenb erg fand bei seinen 
Versuchstieren die Lunge dunkelbraun oder schwärzlich gefleckt, 
die Ränder emphysematös. In anderen Teilen kam es zu völliger 
Hepatisation. Bei Kaninchen und Meerschweinchen stellte 
Lehmann bei Konzentrationen von 0,01 bis 0,066 p. M., die 
drei bis vier Stunden den Gasen ausgesetzt waren, bei sofor¬ 
tigem Tode ein starkes Oedem und zahlreiche Hämorrhagien 
in der Lunge mit Entzündungsherden fest. Auch Emphysem 
war vorhanden. Bei stärkeren Dosen von Chlor fand er pseu- 
domenbranöse Auflagerungen in den oberen Luftwegen. Blieben 
die vergifteten Tiere längere Zeit am Leben, so machten sie 
einen kranken Eindruck; man fand, nachdem sie getötet, 
eine eitrige Tracheitis und Bronchitis und starke hämorrhagische 



4 


Dr. med. Hans Biedermann. 


Entzündungsherde in der Lunge. Frische Reizungserscheinungen 
fanden sich auch im Munde, in der Nase und an den Augen 
und zwar in Gestalt von Hyperämie und vermehrter Sekretion. 
Lehmann beobachtete bei Verwendung stärkerer Konzentratio¬ 
nen der Dämpfe Kruppmembranen in Larynx und Trachea, eine 
schwache Aetzung der Hornhaut und der Zunge. Eulenberg 
gab als typisch für Chlorgasvergiftung nach seinen Tierversuchen 
eine weiße Beschaffenheit der Hornhaut und Trachealkrupp an. 
Am Magen und Darm fand Lehmann keine Veränderungen. 
Während dieser keine auffallende Veränderung des Blutes bei 
seinen Tieren feststellte, fand Eulenberg eine dunkelbraun- 
rote, dickflüssige, bisweilen auch feinkörnige Beschaffenheit des 
Blutes und hielt dieses für ein charakteristisches Zeichen der 
Chlorvergiftung. Dieselbe Veränderung trat auch bei Ochsen¬ 
blut auf, durch das Eulenberg Chlorgas leitete. 

Nach den neuesten Literaturberichten über die Erschei¬ 
nungen einer Chlorgasvergiftung beim Menschen werden 
ungefähr folgende subjektiven Symptome bei den Ver¬ 
gifteten gefunden: Im Anfang d. h. nach kurzer Ein¬ 
wirkung des Gases empfinden die Betroffenen ein starkes Stechen 
in den Augen, in der Nase und ira Kehlkopf. Dazu gesellt 
sich ein dauernder Husten. Bei weiterer Einwirkung tritt ein 
Gefühl von Zusammengepreßtsein des Brustkorbes auf mit starkem 
Luftmangel. Es besteht das Gefühl der Erstickung; dabei sind 
heftige Schmerzen im Larynx und in der Luftröhre vorhanden. 
Rasch verschlimmert sich der Reizhusten; es tritt neben einem 
Gefühl von Brennen in der Brust reichlicher Auswurf auf. Die 
Denkkraft der Kranken läßt rasch nach; Mattigkeit und 
Müdigkeit stellen sich ein. Bei stärkerer Einwirkung des Gases 
tritt eine ganz plötzliche Asphyxie auf mit Bewußtseinstrübung 
und starkem Blutbrechen. Im weiteren Verlauf gesellt sich Licht¬ 
scheu mit Tränen der Augen hinzu. D^ Augenlider schwellen 
an, die Bindehäute sind gerötet. Die Wangen werden bläulich 
verfärbt, die Lippen blau, das Gesicht ängstlich verzerrt. Bei dem 
qualvollen Krampfhusten pressen die Kranken mit ihren Händen 
die Brust zusammen. Die klinische Untersuchung ergibt eine 
Entzündung der Schleimhäute und der Luftwege. Der Per¬ 
kussionsbefund ist im allgemeinen normal. Ab und zu'aller¬ 
dings findet sich Schalldämpfung. Bei der Auskultation sind 
laut pfeifende Rasselgeräusche und feinere Ronchi hörbar. Der 
Auswurf ist reichlich, sehr lufthaltig, wenig eitrig, aber mehr 
oder weniger stark blutig verfärbt. Der Puls ist rasch, der 
Blutdruck gesteigert, Temperaturerhöhung ist nicht immer vor¬ 
handen. ln der Mehrzahl der Fälle bestehen Magenbeschwerclen 
mit Appetitlosigkeit und Gefühl von Beklemmung in Speise¬ 
röhre und Magen. Das Betasten der Magengegend ist häufig 
sehr schmerzhaft. Es besteht oft Erbrechen von Speiseresten 
oder Galle, bisweilen auch von Blut. In manchen Fällen be¬ 
steht Durchfall; bei anderen Kranken ist die Leber geschwollen 
und schmerzhaft, die Haut ikterisch verfärbt. 
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Im grofien und ganzen kann man bei der Chlorgasver- 
giltung wohl drei Stadien unterscheiden. Erstens die leich¬ 
teren Formen der Yergiltung. Hierbei besteht Schwindel, 
leichter Kopfschmerz, starker Hustenreiz, Appetitlosigkeit, Druck 
in der Magengegend, bisweilen Durchfall. Die Herztätigkeit 
ist beschleunigt oder verlangsamt, an den Lungen finden sich 
Erscheinungen von Bronchitis und Bronchiolitis. Die Augen¬ 
bindehäute sind entzündet. Der Kranke leidet mehr oder weniger 
an starkem Schnupfen und Katarrh der Luftröhre. Bei der 
schweren Form der Vergiftung sind alle Erscheinungen 
schwerer. Es besteht völlige Benommenheit für mehrere Stunden, 
bisweilen bis zum Tode. Die Haut- und Schleimhäute sind 
blau bis schwärzlich verfärbt. Die Lunge zeigt Schallverdichtung 
und man hört über ihr Giemen und Pfeifen, bisweilen auch 
feuchte Geräusche. Der Lufthunger ist sehr stark. Der Aus¬ 
wurf ist schaumig, rosa oder blutig verfärbt. Die Expirations¬ 
luft riecht stark nach Chlor. Es besteht starke Herzschwäche 
und häufig hohes Fieber. Der Puls kann stark beschleunigt 
oder sehr verlangsamt sein, die Bindehäute zeigen starke Ent¬ 
zündungserscheinungen. Häufiges Erbrechen und Durchfall sind 
vorhanden. Bei der dritten, der chronischen Form der 
Chlorvergiftung besteht starke Abmagerung, Magenschmerzen, 
Appetitlosigkeit, auffallende Blässe, Kopfschmerz, Schlaflosigkeit 
und Schwindel. Ferner chronische Bronchitis und Rhinitis. 
Diese letztere Form der Vergiftung findet sich besonders bei 
Arbeitern, die jahrelang geringen Mengen von Chlorgasen aus¬ 
gesetzt sind. Inwieweit die sogenannte Chlorakne auf die 
dauernde Einwirkung des Chlorgases zurückzuführen ist, möchte 
ich hier nicht entscheiden. 

Bei den Fällen, die zum Tode kommen, findet sich 
ein starker Reizzustand der ganzen Schleimhaut der oberen und 
unteren Luftwege, in Gestalt von Hyperaemie und vermehrter 
Sekretion. Starkes Oedem der ganzen Lunge mit zahlreichen 
Hftmorrhagien und hämorrhagischen Entzündungsherden in der 
Lunge — oft auch starkes Emphysem. Bei Fällen, die erst 
einige Zeit nach der Vergiftung sterben, finden sich eitrige 
Entzündungen in der Trachea und den Bronchien, ferner diffus 
über die Lunge verbreitete Pneumonie; bisweilen kann man 
auch das Bild der Lungengangrän beobachten. Bei dem von 
Kramer näher beschriebenen Fall waren ausgedehnte Throm¬ 
bosen der Lungenarterien mit alten und frischen hämorrhagischen 
Lungeninfarkten vorhanden — auch eine Thrombose der linken 
Kranzarterie des Herzens. Außerdem bot der Kram ersehe Fall 
die Zeichen von Lungenemphysem und fibröser Pneumonie. 

Für den Gerichtsarzt ist es nun sehr wichtig, die Er¬ 
scheinungen und klinischen Symptome nebst den pathologisch¬ 
anatomischen Befunden bei Chlorgasvergifteten genau zu kennen. 
Denn 1. kann der Gerichtsarzt als ärztlicher Sachverständiger 
in die Lage kommen, bei Leuten, die durch einen Unfall im 
Betriebe oder durch selbstverschuldete Fehler bei der Arbeit 
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mit Chlorgas getötet wurden, festzustellen, ob der Tod durch 
Einatmen von Chlor bedingt wurde. Hierbei ist es seine Aufgabe, 
durch die vorgenommene Sektion zu beweisen, daß eine typische 
Vergiftung mit Chlorgas vorliegt, indem sich ein starker Reiz¬ 
zustand der ganzen Schleimhaut der oberen und unteren Luft¬ 
wege in Gestalt von Hyperaemie und vermehrter Sekretion 
vorfindet und die Lungen starkes Oedem mit zahlreichen 
Hämorrhagien und hämorrhagischen Entzündungsherden auf¬ 
weisen. Bei Fällen, die erst nach einiger Zeit zum Tode führten, 
wenn ' diffus über die Lunge verbreitete Pneumonien mit 
eiterigen Entzündungen in der Trachea und den Bronchien 
sich finden, ist für den Gerichtsarzt bei der Möglichkeit einer 
Einatmung von Chlorgasen die Diagnose auf eine solche Ver¬ 
giftung gesichert. Auch Thrombosen der Kranzarterien des 
Herzens und der Lungenarterien mit Lungeninfarkten können 
ebenso wie Lungengangrän als typische Zeichen einer Ver¬ 
giftung mit Chlorgas angesehen werden. Bei Fällen, die kurz 
nach der < Vergiftung zur Sektion kommen, wird sich auch bis¬ 
weilen an frischen Hirnschnitten ein typischer Chlorgeruch 
nach weisen* lassen. (Cameron (2). In zweiter Linie kann von 
dem Gerichtsarzt auf Veranlassung von Gerichten, Behörden 
und Versicherungsanstalten ein Gutachten abgefordert werden, 
in dem er entscheiden soll, ob eine Rentenforderung eines in 
einem Chlorbetriebe durch Chlorgase Geschädigten berechtigt 
ist, und in welcher Höhe diese gewährt werden soll. Wenn 
der Erkrankte nachweisen kann, daß er vor dem Unfälle oder 
vor Eintritt in den Betrieb (dies besonders bei chronischen 
Erkrankungen) ganz gesund war, und daß die Erwerbs¬ 
beschränkung oder Krankheit erst nach einem erwiesenen Aus¬ 
gesetztsein von Chlorgas aufgetreten ist, so ist derArzt berechtigt, 
dem Betroffenen die entsprechende Rente oder eine Kur zur 
Wiederherstellung der Gesundheit zuzusprechen. In dritter 
Linie ist es Sache des Gerichtsarztes zu entscheiden, ob eine 
chlorhaltige Verbindung als Mord- oder Selbstmordmittel 
in Frage kommt. Wegen des penetranten Geruches der Chlor¬ 
verbindung werden allerdings die Fälle selten sein, in denen 
es als Mordmittel benutzt wird. Häufiger noch sind zufällige 
Vergiftungen, die durch Verwechslung von Lösungen einer 
chlorhaltigen Verbindung (dies kann in der Apotheke auftreten) 
Vorkommen. Auch in diesen Fällen ist es dann Sache des 
Gerichtsarztes, die Entscheidung zu bringen, daß als Ursache 
des Todes oder der Erkrankung Chlor anzusehen ist. 

In denjenigen Städten, in denen der Gerichtsarzt auch 
zugleich Kreisarzt ist, wird es oft Vorkommen, daß die Funk¬ 
tionen des letzteren in die des ersteren übergehen. So ist 
es Aufgabe des Kreisarztes, sich um die Prophylaxe der 
Chlorvergiftungen zu kümmern. Dies kann geschehen 
durch eine regelmäßige ärztliche Ueberwachung der Betriebe, 
in denen Chlor verarbeitet wird. Wenn irgend möglich, muß 
der Kreisarzt dahin wirken, daß bei der Chlorkalkbereitung 
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maschinell betriebene Apparate (Hasenclever) zur V erwendung 
kommen, um das Umschaufeln des Chlorkalkes und das Auffüllen 
der Kammern nicht durch Menschenhände besorgen zu lassen. 
Auch muß er anregen, daß, wenn irgend angängig, die nasse 
Chlorbleiche an Stelle der trockenen in der Papierindustrie 
eingeführt wird. Er muß darauf achten, daß für eine gute 
Ventilation der Räume, in denen Chlorgase sich bilden können, 
gesorgt ist. Zu frühes Betreten von Kammern, in denen noch 
Chlorgase vorhanden sein können, muß verboten werden. Es 
muß für gute Dunstabzüge für das aus den Bleichholländern 
entweichende Gas Sorge getragen werden. Gute Absaugvor¬ 
richtungen müssen bei dem elektrolytischen Verfahren ange¬ 
bracht sein, um das entstehende Gas sicher in die Aufbewahrungs¬ 
behälter zu leiten. Ferner ist es Sache des Kreisarztes, darauf 
zu achten, daß nur ganz gesunde und kräftige Leute mit nor¬ 
malen Schleimhäuten und Atmungsorganen als Arbeiter in 
diesen Fabriken eingestellt werden. Der Ernährungszustand 
dieser Leute muß ein kräftiger sein. Die Arbeiter müssen reich¬ 
liche Gelegenheit haben zu Bädern und zu häufigem Wechsel 
der Kleider, um den Chlorgeruch rasch beseitigen zu können. 
Die dem ausströmenden Chlorgase ganz besonders ausgesetzten 
Leute sind am besten mit Masken zu versehen, die ein das Chlor 
absorbierendes, d. h. chemisch unschädlich machendes Filter ent¬ 
halten (z. B. unterschwefligsaures Natron), ln den Chlorbetrieben 
sind für jeden leicht sichtbare Warnungstafeln anzubringen über 
die Gefährlichkeit des Chlorgases und Vorschriften über die Mittel, 
dieser zu begegnen. In der gleichen Weise müssen Ver¬ 
haltungsmaßregeln für die Behandlung der durch ausströmende 
Chlorgase Betroffenen deutlich sichtbar gemacht werden. In ge¬ 
wissen Zeiträumen sind die Chlorarbeiter durch Vorträge über die 
Behandlung Vergifteter zu unterrichten. In diesen muß gesagt 
werden, daß die Erkrankten vor allem rasch an die frische 
Luft gebracht werden müssen. Die Hautatmung muß durch 
völliges Entkleiden und durch Abreibungen angeregt werden. 
Einatmenlassen von unterschwefligsaurem Natron und Alkohol 
kann dem Betroffenen Erleichterung bringen. Bei allen schwe¬ 
reren Fällen der Vergiftung, in denen ein schwerer Allgemein¬ 
zustand verbunden mit schlechter Herztätigkeit sich findet, ist 
so rasch als möglich der nächste Arzt herbeizurufen, der vor 
allem künstliche Atmung zu machen und Sauerstoff durch 
die dazu eingerichteten Apparate (Roth-Dräger) den 
Leuten zuzuführen hat. Bei schlechter Herztätigkeit wird er 
Herzmittel in Gestalt von Kampfer und Koffein geben müssen. 
Bisweilen wird auch ein kräftiger Aderlaß mit nachfolgender 
intravenöser Darreichung von Kochsalz angezeigt sein. Bei sehr 
starken Schmerzen in der Luftröhre und in den Lungen müssen 
Beruhigungsmittel in Gestalt von Morphium und Kokainlösung 
gegeben werden. Hierdurch wird der quälende Hustenreiz ge- 
stillt. Bei dem manchmal vorhandenen sehr hartnäckigem 
Stimmritzenkrampf, der reflektorisch als Abwehr gegen die 
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Chloreinatmung aultritt (Falk 5), kann der Luitröhrenschnitt 
angezeigt erscheinen. 
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Psychopathenfiirsorge. 

Von Med.-Rat Dr. Bundt, Kreisarzt in Halle a. S. 

Im Gesetz vom 6. Mat 1920 hat man die Sorge 
lür die körperlich Verkrüppelten endlich zu einer Pflicht 
der Allgemeinheit gemacht und die Grundlagen lür die Er¬ 
lassung, Behandlung und Erziehung aller jugendlichen Krüppel 
geschaffen mit dem Zwecke, sie zu nützlichen, erwerbs¬ 
fähigen und zufriedenen Mitgliedern des Staates zu machen. 
Demgegenüber hat die öffentliche Sorge für die geistig ab¬ 
gearteten Jugendlichen, sofern es bei ihnen nicht zu einer ge¬ 
fahrdrohenden Betätigung dieser Abwegigkeit kommt, als öffent¬ 
liche Einrichtung bisher fast vollkommen gefehlt. Wo sie ge¬ 
übt wurde, lag sie fast überall in den Händen privater Vereine 
und Gesellschaften. Mgn hatte, wie Pastor Hage 1 ), der Schrift¬ 
führer des sächsischen Provinzialvereins für psychopathische 
Kinder in Nr. 7/8 Jahrg. 1920 der sächsischen Wohlfahrtspflege 
nach Ziehen ausführt, den Begriff und die Bedeutung der 
Psychopathie Jugendlicher noch nicht so klar erkannt, wie es 
die Wissenschaft und das Bedürfnis gegenwärtig erfordern. 

Dem Einfluß des hiesigen Psychiaters Prof. Anton ist 
es zu verdanken, daß in Halle schon 1916 unter seiner Leitung 
eine Beratungsstelle für geistig abgeartete Kinder 
entstand, die sich bis zum 1. Januar 1917 zu einer geschlossenen 
Anstalt, dem Heilerziehungsheim des Vereins Jugendhilfe 
entwickelte, dessen 24 Betten zumeist mit halleschen, aber auoh 
mit auswärtigen Kindern fast stets voll belegt sind. Dem 
Verein für Jugendhilfe und dem im Februar 1920 ge- 


*) Pastor Hage, Halle a. 8.: „Psychopathenfürsorge“. 
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gründeten sächsischen Provinzialverein für psychopathische 
Kinder gelang es weiterhin, die Mitwirkung des Provinzial¬ 
landtags für ihre Zwecke zu gewinnen. Dieser bewilligte nicht 
nur Geldmittel, sondern stellte auch ein leerstehendes Gebäude 
der Provinzialheilanstalt Alt-Scherbitz als Heim zur Verfügung. 

Man hatte hier in Halle dank Anton und Ziehen die 
drohenden Zeichen derZeit erkannt; denn die Erfahrungen der 
letzten Kriegszeit und vor allem die Ereignisse der Revolution 
und der Zeit nach dem November 1918 haben zur Genüge er¬ 
wiesen, daß geistig Abgeartete und Minderwertige in zahl¬ 
reichen Fällen einen unheilvollen Einfluß auf die Geschicke 
unseres Volkes und Vaterlandes gehabt haben. Die verworrenen 
und unruhigen Verhältnisse mit ihrem Mangel an straffer Zucht 
und Autoritätsbewußtsein haben es einer großen Reihe psycho- 
patisch Veranlagter ermöglicht, eine Rolle im öffentlichen Leben 
zu spielen und eine verderbliche Wirkung auf die wirtschaftlichen 
und politischen Verhältnisse auszuüben. In Unkenntnis ihrer 
Abwegigkeit und ihrer verbrecherischen Eigenart hat man sie 
sogar hin und wieder zu Führern werden lassen zum Schaden 
für unser Land und Volk. 

Hier muß Abhilfe geschaffen werden! 

Für die offensichtlich Geisteskranken ist durch die Irren¬ 
gesetzgebung und durch Fürsorgeraaßnahmen in öffentlichen 
und privaten Heilanstalten genügend gesorgt; gleichwohl sind 
sie, vielleicht mit Ausnahme der verbrecherischen Irren, die 
geringere Gefahr für den Bestand unseres Volkes, als jene Ab¬ 
gearteten, deren Abwegigkeit, oft nur auf ethischem Gebiete 
liegend, für die Umgebung so schwer erkennbar ist, und deren 
einseitige Begabung oftmals über die fast stets auch vorhan¬ 
denen Defekte des Intellekts hinwegtäuscht. Dazu kommt, 
daß ihnen in viel stärkerem Maße die Gelegenheit zur Fort¬ 
pflanzung und somit zur Vererbung ihrer geistigen Minder¬ 
wertigkeit gegeben ist, als den ohne weiteres als geisteskrank 
Erkannten. 

Ein großer Teil diesem psychisch Minderwertigen ist nun 
durch geeignete Behandlung und Erziehung so zu beeinflusen *), 
daß er zu einem nützlichen Bestandteil unseres Volkes wird, 
daß er lernt, seine unsozialen Neigungen und Triebe zu be¬ 
herrschen und imstande ist, in der Gesellschaft und im Leben 
seine Pflichten ohne schwere Konflikte mit Sitte und Gesetz 
zu erfüllen. Dieser Einfluß muß aber früh einsetzen, ehe die 
angeborene Willens- und Geistesrichtung erst einmal in 
falsche Bahnen gelenkt ist. Es gilt, durch Erziehung schon 
früh den Willen zu stärken und ethische Hemmungen ein¬ 
zuschieben gegen den krankhaften Drang zu asozialer Be¬ 
tätigung. Es gilt, vor allem auch die oft vorhandenen krank¬ 
haften Veränderungen des Körpers, die einen schwerwiegenden 

*) Ziehen-Halle: Gatachten für die Notwendigkeit von besonderen 
Heimen für psychopaiische Kinder. Sächsische Wohlfahrtspflege; 7. Anglist 1920. 
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Einfluß au! den Ablauf der psychischen Reaktionen haben, aus¬ 
zuschalten. Hier berühren sich Krüppel- und Psychopathen¬ 
fürsorge. Dieser Einfluß kann aber nur wirksam sein bei voll¬ 
kommener Trennung von Familie, Haus und alter Umgebung 
unter steter sachverständiger ärztlicher und erzieherischer Auf¬ 
sicht in eignen Psychopathen-Heiraen mit Gelegenheit 
zu einem der Eigenart der Insassen angepaßten Schulbesuch 
und zn handwerksmäßiger und landwirtschaftlich-gärtnerischer 
Betätigung. Es gilt daher, solche Heime zu schaffen, zunächst 
in jeder Provinz eines, am besten im Anschluß an eine Landes¬ 
heilanstalt, bei der auch die beste Gelegenheit zu der oben 
geforderten erzieherischen Betätigung in Feld und Garten ge¬ 
geben ist. 

Es muß aber durch ein Gesetz die Möglichkeit gegeben 
werden, geistig abgeartete Kinder gewissermaßen geistige 
Krüppel, vor allem die mit einem angeborenen ethischen Defekt 
Behafteten, solchen Heimen zwangsweise zuzuführen. In 
diese Heilerziehungsheime gehört so manches Kind, das jetzt 
ohne Erfolg in Zwangserziehung genommen wird. Die jetzige 
Fürsorgeerziehung hat ihren berechtigten Platz und ihre wirk¬ 
lichen Erfolge im allgemeinen nur da, wo es sich um psychisch 
annähernd normale Kinder handelt, deren natürlichen Er¬ 
ziehern die nötigen Eigenschaften zur Kunst der Erziehung 
fehlen. Bei geistig abwegigen Kindern muß sie zu allermeist 
versagen. Die Fürsorgezöglinge spielen ja in der Zahl der 
wegen Vergehen und Verbrechen gerichtlich Verurteilten keine 
geringe Rolle. 

Leider stehen wir noch nicht auf der Höhe der Gefahr 1 Die 
Zunahme der Syphilis mit ihrer Vererbbarkeit und ihrer ver¬ 
derblichen Wirkung auf das Zentralnervensystem ist ein neuer 
Faktor der Entartung, und eine der Haupterscheinungen der 
Degeneration eines Volkes ist die Zunahme der geistig Abge- 
’ arteten und geistig Minderwertigen. Retten wir von diesen, 
so viele zu retten sind, lassen wir ihnen in geeigneter Weise 
ärztliche und erzieherische Hilfe zuteil werden, indem wir Heil¬ 
erziehungsheime schaffen und es gesetzlich ermöglichen, alle 
Bedürftigen in diese Heime einzuweisen. So wird neben der 
Krüppelfürsorge auch die Psychopathenfürsorge zum Wieder¬ 
aufbau unserer Volkskraft und Volksgesundheit beitragen. 


Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht Aber die am !7.0htober 1990 in Weimar abgehaltene 
Her bst Versammlung den Verein« der Medizinal beamten der 

Pro?ins Sachsen 

Anwesend waren 2 Bog.- and Medizinalräte (Meraebnrg and Erfart), 
23 Kreisärzte and als Gäste Geh. Ober-Med.-Bat Prof. Dr. Abel and Geh. 
Med.-Bat Dr. Wodtke aas Jena sowie Geh. Med-Bat Prof. Dr. Gumprecht 
ans Weimar. 

I. Kreisarzt and Krüppelfürsorgegesetz Tom 6 . Mai 1920. Der Be¬ 
richterstatter Dr. Bapmand in Qaerfart erläutert das Gesetz an der Hand 
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der Ausführnnpbestiminangen und weist hinsichtlich der Anzeigepilicht 
darauf hin, daß im Gesetz selbst sich diese nnr auf die Krüppel unter 
18 Jahren ausdehne, während nach den AasfUhrnngsbestimnmngen alle 
KrSppel der Fürsorge unterliegen sollen. Es bestehe hier eine Lücke im 
Gesetz, die dessen Ergänzung nötig mache, schon nm der zahlreichen Kriegs¬ 
beschädigten habhaft zn werden. Die Listenführang durch den Kreisarzt hält 
Vortragender für keine beneidenswerte Erweiterung dessen Tätigkeit, da es 
einfache Schreibart sei; in seinem Kreise habe diese Arbeit das Wohlfahrts¬ 
amt ihm abgenommen, auf dem auch die Anzeigen aufbewahrt würden. Der 
Leiter der Krüppelfürsorgestelle brauche kein Fachmann zu sein, da die Ent¬ 
scheidung über die endgültige Fürsorge Fachärzten übertragen sei; der 
Kreisarzt sei daher als Leiter die geeignete Persönlichkeit. Die Beslimmung, 
daß unfrankierte Anzeigen vom Kreisarzt nicht zurückgewiesen werden dürfen, 
stellen für dessen Dienstaufwandsentschädigung ein weiteres arges Belastungs¬ 
moment dar, sei doch jetzt der Kreisarzt genötigt, jeden unfrankierten Brief, da er 
eine Krüppelanzeige enthalten könne, anzunehmen und dafür Strafporto zu ja 
bezahlen. Warum gerade der Kreisarzt sein Privateinkommen, mit dem er 
schon jetzt einen erheblichen Teil des Dienstaufwands begliche, noch stärker 
im dienstlichen Interesse belasten solle, sei nicht ganz verständlich. 

ln der Diskussion (Po ddey-Kluge-Hillen b erg-Raub er) wird 
betont, daß in die Krüppellisten nur behandlungsbedürftige Krüppel auf¬ 
genommen werden sollen; Kriegbeschädigte gehörten nicht hinein. Jorns- 
Nordhausen ist der Meinung, daß der Kreisarzt sich nicht zur Leitung der 
Krüppel-Fürsorgestellen drängen solle, sofern er nicht Facharzt sei. Schon 
die Rücksicht auf die praktischen Aerzte solle ihm da eine gewisse Reserve 
auferlegen. Auch Kühnlein-Wernigerode vertrat den gleichen Standpunkt, 
Weller-Merseburg hebt gleichfalls die erhebliche materielle Schädigung der 
Kreisärzte durch die Bestimmung hervor, auch unfrankierte Anzeigen annehmen 
zu müssen. 

In seinem Schlußwort betont Rapmund noch einmal die Notwendigkeit 
einer Erweiterung des Gesetzes dahin, daß den Kreisärzten alle Krüppel, auch 
die Über 18 Jahre alten, angezeigt würden. 

II. Sind Abänderungsvorschläge zum preußischen Seuchengesetz 
vom 28. August 1905, namentlich hinsichtlich Anzeigepflicht, örtlicher 
Ermittelungen und Desinfektion zu machen! 

a. Med.-Rat Dr. Poddey-Erfurt, erster Berichterstatter betont ein¬ 
leitend das hohe Verdienst des Schöpfers des Souchengesetzes, Min.-Direkt 
Prot Dr. Kirchner, das sich im Frieden und Krieg bewährt habe, wofür ihm 
der Dank des Vaterlandes gebühre; wir wollen es daran nicht fehlen lassen. 
(Bravo!) Einzelnes sei verbesserungsbedürftig, da die Verhältnisse sich fort- 
entwickelt haben und die Wissenschaft fortgeschritten sei. In seinen weiteren 
Ausführungen beschränkt sich Vortragender auf 3 Gegenstände: Die Lungen- 
und Kehlkopftuberkulose, die Geschlechtskrankheiten und die Desinfektion; er 
faßt zeine Ausführungen in nachstehende Leitsätze zusammen: 

„A. Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

1. Die gesetzliche Regelung der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
hat in einem besonderen Gesetz zu erfolgen und nicht durch Erweiterung 
des Landesseuchengesetzes vom 28. August 1905. 

3. In dem Gesetz maß das Verbot der Behandlung der Geschlechtskrank¬ 
heiten durch Kurpfuscher ausgesprochen sein. 

8. In jedem Kreise ist die Einrichtung einer Beratungsstelle für Geschlechts¬ 
kranke notwendig. Es können sich auch mehrere Kreise hierzu zasammentun. 

4. Die Anzeigepflicht des behandelnden Arztes (bei Fortfall von 2) auch 
des Behandlers) an die Beratungsstelle ist in dem Falle gegeben, wenn 
der Kranke sich einer Behandlung entzieht, ehe er geheilt ist; bei 
Syphilis auch dann, wenn er zu der für notwendig erklärten Kontrolle 
oder Wiederholung der Behandlung nicht erscheint. Sie besieht nicht, 
wenn der Kranke durch ärztliches Zeugnis nachweist, daß er in die Be¬ 
handlung eines anderen Arztes übergegangen ist. 

6. Die in der Verordnung der Reicbsregierung vom 11. Dezember 1918 nnd 
dem Erlaß des Ministers des Innern vom 9. Juli lbl9 M 12407 I vor- 
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gesehene Zwangsbehandlung Widerspenstiger, ärztliche Belehrung und 
Bestrafung des Geschlechtsverkehrs nicht Geheilter müssen in das Gesetz 
aufgenommen werden. 

B. Desinfektion bei ansteckenden Krankheiten. 

1. Bei der Desinfektion bei ansteckenden Krankheiten ist der Hauptwert auf 

die laufende Desinfektion am Krankenbett zu legen. Die Polizei kann i 

ihre Aufgabe, darüber zu wachen, daß sie sachgemäß aasgeführt wird, 1 

nicht erfüllen; ebensowenig vermag sie zu kontrollieren, ob die angeordnete 
Absonderang durchgeführt ist. .i 

2. Es ist demnach erforderlich, daß eine Organisation geschaffen wird, die 
unter .der Leitung des staatlichen Kreisarztes steht und der Polizei diese 
Aufgabe abnimmt. 

3. Zu dem Zweck sind die Krankenpflegepersonen außerhalb der Kranken¬ 
anstalten, soweit sie im Dienste der Gemeinden und öffentlichen Korpora- 

• tionen stehen, und die Desinfektoren als Gesundheitsaufseher und- aufsehe- i 

rinnen dem staatlichen Kreisarzt zu unterstellen, so daß er ihnen Auf¬ 
träge erteilen kann, die sie zu erfüllen haben. Auch die freitätigen 
Krankenpflegepersonen haben sich bei ihm bei ihrer Niederlassung zu 
melden und seinen Anweisungen zur Verhütung der Weiterverbreitung 
ansteckender Krankheiten gegebenenfalls Folge zu leisten. 

4. Die Schlußdesinfektion kann dann wesentlich vereinfacht werden, die 
Formalin-Desinfektion fortfallen und die Dampfdesinfektion beschränkt 
werden. 

5. Die Gesundheitsaufseher werden auch zur Entnahme bakteriologischen 
üntersuchungsmaterials heranzuziehen sein. Dauerausscheider, Bazillen¬ 
träger werden dann zu ermitteln und der Zeitpunkt der Schlußdesinfektion 
wird besser zu bestimmen sein. 

C. Stellung des Gesundheitsbeamten. 

Eng verknüpft mit der Durchführung dieser Verbesserungen ist eine 
Beform des Gesundheitswesens, der Stellung des Kreisarztes, seiner Dienst¬ 
anweisung. Es sind streng zu scheiden folgende Arbeitsgebiete: 1. die kom- 
munalärztlichen, also die wohlfahrtspflegerischen oder fürsorgerischen ein¬ 
schließlich der schulärztlichen, 2. die rein staatsärztlicben, d. h. die medizinal- 
und sanitätspolizeilichen und die vertrauensärztlichen, 3. die gerichtsärztlichen 
einschließlich derer der sozialen Versicherung. Von der Bevölkerungsdichtigkeit 
der Verwaltungsbezirke wird es abhängen, ob der staatliche Kreisarzt auch 
die wohlfahrtspflegerischen und gericbtsärztlichen Aufgaben wird erfüllen 
können. Auf alle Fälle muß der Oesundheitsbcamte je nach seinem Aufgaben¬ 
kreis in engste Fühlung mit den eriftprechenden Verwaltungsbehörden mit be¬ 
stimmten Hechten und Pflichten gebracht werden.“ 

b. Der zweite Berichterstatter Kreisarzt Dr. Kühn lein-Wernigerode 
behandelt besonders die Anzeigepflicht bei Tuberkulose. Er zeigt 
zunächst, wie die Abnahme der Tuberkulose bereits vom Jahre 1906 an nicht 
mehr so erfreulich wie in den vorangegangenen Jahren gewesen, wie also ein 

g ewisser Stillstand in unserer Tuberkulosebekämpfung eingetreten sei. Der 
-rund liege darin, daß diese keine lückenlose sei; sie habe sogar noch 
recht viele Lücken. Früher seien wir ein an f blühend es, reiches, noch viel ver¬ 
sprechendes und sich stark vermehrendes Volk gewesen; da hatten wir Uns I 

den Luxus einer lückenhaften Bekämpfung der Tuberkulose noch leisten können. 

Schuld der Medizinalbeamten sei diese falsche Auffassung volkswirtschaftlicher 1 

Begriffe nicht gewesen, da sie gegenüber den Kreisen machtlos gewesen seien, ! 

die bei der Beratung des Meduinaletats immer gesagt, daß für hygienische 
Forderungen keine Mittel vorhanden wären. Heute seien nun in der Tat keine 
Mittel da; trotzdem heiße es für uns, aufzutreten und zu fordern, daß Mittel 
geschaffen werden, damit unser sieches Volk nicht noch ein sterbendes werdet 
Bei energischem Zufassen sei es noch nicht zu spät. Aufklärung und Für- 
sorgestellen brächten uns allein nicht vorwärts, nur das Gesetz könne hier 
helfen, d. h. die gesetzliche Bestimmung, durch die die Meldepflicht der Tuber¬ 
kulose Lebender eingeführi wird. Die Kostenfrage, verschiedene ärztliche und 
wirtschaftliche Bedenken bildeten kein Hemmnis für ihre Einführung. Für < 
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nicht zweckmäßig erscheint es dem Vortragenden, wollte man den Begriff der 
sog. „ offenen Tuberkulose“ in das Gesetz hineinbringen, weil man dann sofort 
auf Schwierigkeiten stoßen würde. Ferner sei die Meldepflicht bei Wohnungs¬ 
wechsel Tuberkulöser zn verlangen und eine Bestimmung, nach der die Woh¬ 
nung jedes Tuberkulösen 2 mal im Jahre desinfiziert würde. Schließlich wäre 
die zwangsweise Absonderung für diejenigen Tuberkulösen zu fordern, die aus 
Unvermögen oder Fahrlässigkeit ihre Umgebung gefährden. 

Der Vortragende faßt seine -znm Teil sehr temperamentvollen Aus¬ 
führungen in folgende Leitsätze zusammen: 

,1. Jeder Erkrankungs- und Todesfall an Lungen- und Kehlkopftuberkulose 
sowie jeder Wohnungswechsel Tdberkulöser ist meldepflichtig. 

2. Jeder Erkranknngsfall an Lnpus ist meldepflichtig. 

8. Die Meldepflicht regelt sich im besonderen nach den Bestimmungen des 
preußischen Seuchengesetzes vom 28. August 1905. 

4. Der Begriff der Lungentuberkulose ist nach den neuzeitlichen klinischen 
Auffassungen abzugrenzen. 

5. Die Anweisung zur Verhütung der Verbreitung übertragbarer Krank¬ 
heiten durch die Schulen vom 9. Juli 1907 ist im Sinne der Meldepflicht 
umzuändern. 

6. Wirksame Maßnahmen gegen die Wohnungsnot sind zu ergreifen. 

7. Bin Reichstuberkulosegesetz hat der Einführung der Meldepflicht in 
Preußen unmittelbar zu folgen.“ 

In der Besprechung betont Bapmund hinsichtlich der Anzeige¬ 
pflicht bei Tuberkulose, daß die Meldungen an das Wohlfahrtsamt 
zu richten wären. Feststellung von Geschlechtskrankheiten durch den Kreisarzt 
halte er für sehr schwierig, sie sei nur in Ausnahmefällen möglich. 

Geh. Bat Dr. Abel glaubt nicht, daß wir mit der Anz$igepflicht für 
Geschlechtskrankheiten weiter kommen werden; die Bevölkerung wird 
sich das gerade in der hentigen Zeit nicht gefallen lassen. Nur durch die 
Beratungsstellen käme man im Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten 
weiter. — Auch mit dem Anzeigezwang für Tuberkulose werde nicht viel er¬ 
reicht werden, selbst wenn die Anzeigen an das Fürsorgeamt gingen. Mit 
den praktischen Aerzten müsse man arbeiten, die den Tuberkulösen mit 
• einem Miliö betrachten lernen müssen, was nicht ganz leicht sei. In 
diesem Sinne müsse jedenfalls die beranwachsende Aerztegeneration erzogen 
werden. Zur Beaufsichtigung der laufendzn Desinfektion sowie überhaupt 
für sanitätspolizeiliche Aufgaben müsse den Kreisärzten Unterpersonal zur 
8eite gestellt werden. Den Leuten müßten die Desinfektionsmittel frei ins 
Haus geliefert werden, z. B. ein Kasten mit allem nötigen Desfnfektions- 
material, wie er in Hamburg den verseuchten Familien gebracht und nach 
Gebrauch wieder abgeholt wird. 

Geh. Bat Dr. W o d t k e weist auf die in westlichen Kreisen bestehende 
Einrichtung von Ober-Desinfektoren hin, die beim Kreisarzt tätig sind 
und von ihm in erforderlichen Fällen über Land gesandt werden. Er tritt für 
ein „Los von der Polizei“ ein und Einrichtung einer eigenen Gesundheitspolizei, 
die vom Kreisarzt wahrgenommen wird. 

Auch Thomas-Magdeburg hält von der Anzeigepflicht bei Tuber¬ 
kulose nichts; in Lippe, wo sie jetzt eingeführt sei, dürfte sie am Wider¬ 
stand der Aerzte völlig versagen. 

In der Anssprache, an der sich noch weitere Bedner beteiligen, fielen 
zum Teil recht scharfe Bemerkungen über die als Zurücksetzung empfundene 
Bewertung der Stellung der Kreisärzte, die diese wahrlich nicht verdient hätten. 

III. Kreisarzt und Schnlarztfrage in Landkreisen. Berichterstatter: 
Dr. Heimbucher-Liebenwerda. Der Vortrag wird wegen vorgerückter Zeit 
von der Tagesordnung abgesetzt und auf die Anfang nächsten Jahres ab¬ 
zuhaltende Versammlung verschoben. Es wird gebeten, dem Referenten tunlichst 
aus jedem Kreise mit schulärztlicher-Einrichtung die praktische Durchführung 
derselben kurz mitzuteilen. 

IV. Verschiedenes. Berichterstatter: Dr. Jorns-Nordhausen. 

1. Die von der Landesversicherungsanstalt 8achsen-Anhalt bewilligten 
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Gebühren von 18bezw. 25M. (für Erst-bezw.Entziehungsgutachten) 
werden gutgeheißen. 

2. Nach einem privaten' , 8cbreiben der Landesversichernngsanstalt soll 
die Terminsgebühr am 60°/o erhöht werden, was als unzureichend be¬ 
zeichnet wird. Es wird beschlossen, nach Eingang der offiziellen Antwort 
Herrn Reg.- und Geb. Med.-Rat Dr. Herr man n-Merseburg zu bitten, mit der 
Anstalt wegen einer Erhöhung um 100 °/o zu verhandeln, wozu sich dieser 
bereit erklärt. 

8. Gefängnisarzt-Gebühren: Es wird empfohlen, ungünstige Ver¬ 
träge zu kündigen und zunächst nach den Sätzen der Gebührenordnung zu 
behandeln. Zogleich wird mitgeteilt, daß ein neuer Vertrag beim General¬ 
staatsanwalt auf Grund der Sätze der neuen Gebührenordnung in Vorbereitung 
sei, daß außerdem Verhandlungen zwischen Justizminister und Aerztekammern 
über die Honorierung der Gefängnisarzttätigkeit schwebten. 

Zam Schluß wird ein Sc ü reiben des Vorsitzenden der Aerztekammer der 
Provinz Sachsen vom Schriftführer der Versammlung zur Kenntnis gebracht, 
in dem der Medizinalbeamtenverein gebeten wird, mit der Aerztekammer 
wegen Honorierung der Fürsorgetätigkeit von Kreisärzten zu ver¬ 
handeln, um ein Unterbieten von praktischen Aerzten zu verhüten. Es wird 
eine Kommission, bestehend aus den Kreisärzten Herms-Burg, Jorns-Nord- 
hausen, Rapmund-Qaerfart bestimmt, die mit der Aerztekammer die ein¬ 
schlägigen Fragen regeln soll. , Dr. Hillenberg. 


Bericht über die IV. Rsuptversunmlaiif des 
Thüringischen JNedizinnlbenuitemvereiiM 
am 24. Oktober 1920 ln Jena« 

Anwesend waren 28 Mitglieder: Abel-und Berger-Jena, Beyer- 
Altenburg, Bonde-Roda S.-A., Franke-Waltershausen, Giese-Jena, 
Gumprecht-Weimar, Hase-Schmölln S.-A., Hel Ibach-Rudolstadt, 
Hesse-Eisenberg, Jaenicke-Apolda, Jahn-Bürgel, Kiel-Buttstädt, 
Kno pf-Weimar, Kühn-Neustadt-Orla, Lo ober-Vacha, Michael-Ilmenau, 
Neubaus-Gera-Reuss, Oloff-Auma, Osswald-Sondershausen, Pfeifer- 
Weida, Rössle-Jena, Rosendorf-Leutenberg, Schar ff-Vieselbach, Sie- 
burg-Ostheim, Spann-Greiz, Stapff-Dermbach, Tölle-Arnstadt, als 
Gäste: Geh. Med.-Rat Dr. Wodtke- Jena und San.-Rat Dr. Grobe-Cam- 
bürg (Saale). 

I. Der Vorsitzende Dr. Neuhaus-Gera-Reuss eröffnete die Versammlung 
8‘/4 Uhr nachm. Nach Begrüßung der Anwesenden gedachte er zunächst der 
seit 1914 bis Ende September d. J. verstorbenen 12 Vereinsmitglieder und wid¬ 
mete ihnen warme Worte der Anerkennung. Zu Ehren der Verstorbenen er¬ 
hoben sich die Anwesenden von ihren Sitzen. Er begrüßte sodann den als 
Gast erschienenen Reichskommissar für Typhusbekämpfung in Mitteldeutschland 
und Vorsitzenden des Deutschen und Preußischen Medizinalbeamtenvereins, 
Herrn Geheimrat Dr. Wodtke. 

II. Es fand die Recbnungsablegung für die Zeit vom 1. Januar 1914 
bis 81. Dezember 1919 statt. Die Rechnung war durch Osswald-Sondershausen 
geprüft und richtig befunden worden. Dem bisherigen Kassenführer Neuhaus- 
Gera wurde Entlastung erteilt. 

III. Als Nachfolger des verstorbenen Geh. San.-Rats Dr. Helmkampf- 
Saalfeld wurde Med.-Rat Dr. Franke- Waltershausen als Beisitzer in den 
Vorstand gewählt. 

IV. Die Wahl des Ortes der nSehsteu Versammlung wurde dem Vor¬ 
stand Überlassen. 

V. Vor Eintritt in die weitere Tagesordnung sprach Herr Geh. Med.- 
Rat Dr. Wodtke über Typhusbekttmpfang in Mitteldeutschland. Er schil¬ 
derte in überaus fesselnder, interessanter Weise das in den Reichslandea ge¬ 
übte Verfahren der Typhusbekämpfung, namentlich betr. Ueberwachung der 
Bazillenträger, und seine Erfolge. In gleicher Weise soll nunmehr die ver¬ 
stärkte TyphuBbekämpfung in Thüringen einsetzen. Eis wird Sache der Medi¬ 
zinalbeamten sein, aufs eifrigste mitzuwirken, damit gleich gute Ergebnisse 
auch hier erreicht werden. An der auf den Vortrag folgenden Aussprache be- 
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teiligte 'sich anch Herr Qeheimer Obermedlzioalrat Prof. Abel*Jena. Der 
Vorsitzende dankte Herrn Geheimrat Wodtke namens des Vereins für seine 
lehrreichen Ausführungen. 

TI. Der Vorsitzende Dr. Nenhans-Gera sprach sodann über die 
Znknnft der beamteten Aerzte ln TbQrlngen. Es wurde beschlossen, bei 
Regierang and Landtag dahin vorstellig za werden, daß bis zar endgültigen 
Regelang der Kreisarztbezirke in Thüringen den jetzigen Bezirks- and Kreis- 
irzten das Dreifache des bisherigen Gehalts gewährt werde, and daß gleich¬ 
artige Dienstbezeichnangen nach bayerischem Master eingeführt werden. 

TU. Dr. Michael-Ilmenaa sprach über die Gebühren der Medizinal¬ 
beamten in Thüringen. Der Vortrag, der allgemeinen Beifall fand, wird in 
den Korrespondenzblättern des Allgemeinen ärztlichen Vereins von Thüringen 
veröffentlicht werden. Die vorgeschlagenen neaen Gebührensätze sollen der 
Regierang übermittelt werden. 

VIII. Dr. 0 8 s w a 1 d - Sondershansen berichtete zum Schloß über den Ent¬ 
wirf eines Kreis-(Bezirks-) Arztgesetzes für das Land Thüringen. Bei 
der Durchberatung des Entwurfs gewährten Geheimrat Dr. Wodtke and 
Geheimrat Dr. Abel ihre wertvolle Unterstützung. Der Entwarf wurde mit 
geringen Aenderungen einstimmig angenommen and soll Regierang and Land¬ 
tag unterbreitet werden. 

Nach Annahme des Gesetzes soll der Vorstand des Vereins eine ein¬ 
gehende Dienstanweisung für die Kreisärzte ausarbeiten. 

Schluß der Versammlung 7 Uhr abends. 

Dr. Osswald-Sondershausen, Schriftführer. 

Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Snohverstlndigent&tigkeit ln Unfall-, Invalidität!- und 
Krankenversioherangssaohen. 

Lungentuberkulose and Betriebsunfall. Ablehnung des ursächlichen 
Zusammenhanges des Todes eines Lungenkranken an Lungenblutung mit 
einer zwei Wochen zuvor durch Betriebsanfall erlittenen Quetschung des 
Bristkorbes. Von Sanitätsrat Dr. K. Rohem an n-Berlin. Aerztliche Sach- 
veratindigen-Zeitung; 1920, Nr. 16. 

Ein 41 jähriger Lungenkranker, der noch zuletzt fleißig als Bildhauer 
tätig war, war gestolpert und auf die linke Brnstseite gefallen. Ob der Fall 
ein ganz leichter gewesen oder, wie der behandelnde Arzt es darstellt, mit 
voller Wucht vor sich 'gegangen war, blieb zweifelhaft. Jedenfalls waren 
ioßere Zeichen einer Rippenverletznng nicht festzustellen. Der Verletzte trat 
in ärztliche Behandlung, nahm 10 Tage nach dem Unfall die Arbeit wieder 
auf, erkrankte drei Tage später an Bluthusten und starb zwei Tage später. 

Im Gegensatz zum behandelnde^ Arzt nahm Verfasser in dem von ihm 
entatteten Gutachten, das sich allerdings lediglich auf das Aktenmaterial 
stützte, an, daß ein Zusammenhang des Todes (an Lungenblutang) mit dem 
Unfall anwahrscheinlich sei. Dies Gutachten stützte sich auf folgendes: Der 
Verstorbene hatte bereits 20 Jahre vor seinem Tode Zeichen von Lungen- 
erkrankung (mit positivem Bazillenbefund) gezeigt, es waren wiederholt 
Blatangen aafgetreten und die Annahme war gerechtfertigt, daß der Krank¬ 
heitsprozeß Bich in einem vorgeschriebenen Stadium befand, als der Unfall 
eintrat. Die zum Tode führende Blutung war nicht sogleich im Anschluß an 
4ea Unfall eingetreten, vielmehr hatte sich der Verletzte bereits 10 Tage nach 
dem Unfall wieder arbeitsfähig gemeldet and der Blathasten war erst 14 Tage 
nach dem Unfall aafgetreten. 

Diesem wohlbegründeten Gatachten schloß sich Prof. Fürbringer in 
einem Obergatachten an. Daraaf wurde auf Ablehnung der Rentenansprüche 
u die Hinterbliebenen erkannt. Dr. Solbrig-Breslau. 

Einfluß eines Betriebsanfalls auf die Einwirkung eines Darm- 
krebsest Nach einer Rekursentscheidung des Reichsversicherungsamts mit¬ 
teteilt von Dr. A. Kronacker-München. Aerztliche Sachverständigen- 
Zeitung; 1920, Nr. 7. 
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Ein 27jähriger Maschinenmeister fiel mit der linken Banchgegend anf 
einen Maschinenteil anf; er achtete nicht weiter darauf, verspürte aber nach 
4 Wochen heftige Schmerzen an der betreffenden Stelle, wqrde ins Kranken¬ 
haus gebracht, wo eine bösartige Geschwulst diagnostiziert und operativ 
entfernt warde (Dickdarmstück als Sitz der Geschwulst nebst damit ver¬ 
wachsener Dünndarmschlinge). Es trat aber bald wieder eine Verschlimmerung 
ein, es kam zu Metastasen und kaum l 1 /« Jahre nach dem Unfall erfolgte 
der Tod. 

Die verschiedenen Gutachter, die gehört wurden, kamen zu verschiedener 
Beurteilung. Der erstbehandelnde Arzt nahm an, daß die Erkrankung ihre 
Ursache in dem Unfall habe, ein anderer Arzt lehnte das Trauma als Ursache 
ab, ein dritter vertrat den Standpunkt, daß das Trauma zur rascheren Ent¬ 
wicklung und Weiterwacherang beigetragen habe. Das Schiedsgericht für 
Arbeiterversicherung wies die Entschädigungsansprüche der Hinterbliebenen ab. 
Das Reicbsversicherungsamt schloß sich diesem Urteil an, indem es zwar an¬ 
nahm, daß der Unfall das Krebsleiden zu schnellerem Wachstum reizte, daß 
es aber durchaus unwahrscheinlich sei, daß der Unfall an dem Wiederauftreten 
der Krebsbildung nach radikaler Entfernung der Geschwulst die 8chuld trage. 
Der tödliche Ausgang wäre voraussichtlich auch ohne den Unfall in naher 
Frist eingetreten. _ Dr. Solbr ig-Breslau. 


Nerven- und Mnskelsymptome bei deformierenden Arthritiden. Von 
Malte Jungdahl-Lund. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 6. 

Die Arbeit ist für die Lehre der landwirtschaftlichen Berufs¬ 
krankheiten von größter Bedeutung und verdient daher eine eingehende 
Besprechung. Zum Beweise für das Auftreten einer Ueberanstrengungs- 
myalgie teilt Verfasser folgende Beobachtung mit: Er habe versucht, durch 
mehrere Stunden mit der Sichel Gras zu mähen. Diese für ihn ungewohnte 
Anstrengung löste am Nachmittag einen intensiven Schmerz aus, der auf einen 
Teil des Deltoideus begrenzt war, welche Partie auch angeschwollen und 
druckempfindlich sich erwies. Das Symptom dauerte einige Tage; er mußte 
von der Arbeit mit der Sichel absehen. (Referent sab bei einem 10jährigen 
Mädchen, das im Kriege mit seinen Mitschülerinnen Laub sammeln mußte, f ber 
angab, es sei nicht groß genug gewesen, um das Laub am Stamme leicht zu 
erreichen, eine entzündliche Schwellung der Muskulatur beider Oberarme, ins¬ 
besondere der Beugemuskeln, die mit großen Schmerzen einherging und etwa 
eine Woche zur Abheilung brauchte). 

Bei der deformierenden Lumbalspondylitis spielen die Muskelsymptome 
im Verlauf und im klinischen Bilde eine hervorragende Rolle; diese Symptome 
treten unter dem Bilde der Lumbago auf. Wir sehen hier das merkwürdige 
Verhalten, daß eine Erkrankung des Skeletts durch lange Zeit hindurch sich 
hauptsächlich darch Muskel- und Nervenschmerzen äußert. Aehnlich ist es 
bei der Omarthritis. Der Kranke bekommt ziemlich schnell, oft plötzlich 
einen heftigen Schmerz am Schultergelenk, das alsbald unbeweglich wird. Die 
Adduktoren des Oberarms geraten in erhöhte Muskelspannung. Schmerzen 
über der Bursa subdeltoidea oder subacrominalis erklären sich oft durch 
röntgenologisch nachweisbare Kalkeinlagerangen. Der spontane Schmerz wird 
an irgendeine Stelle des Oberarms verlegt. Beim Malum coxae senil« 
sind Lumbago und Ischias, Muskelsymptome, Kontrakturen, Schmerzen und 
Empfindlichkeit der Muskeln wesentliche Teile des KrankheitBbildes. 

Zur Erklärung für die Muskelscbmerzen ist zunächst die Ueber- 
anstrengung heranzuziehen; wir haben aber auch das Recht von einer 
reflektorischen Myalgie zu sprechen. Bei der deformierenden Arthritis ist der 
Knorpel dasjenige Gewebe, das zuerst der Sitz der krankhaften Veränderungen 
wird; später breitet sich der Prozeß auf den Knochen aus. Wird nun selbst 
bei nicht bedeutender Inanspruchnahme während der Aktion des sonst gesunde 
Gelenkes eine degenerierte Knorpelpartie bis zur Grenze des elastischen Ver¬ 
mögens gedehnt, so daß eine Zusammenhangstrennung zustande kommen kann, 
so treten Schmerzen auf, die sich nach dem Mackenzieschen Gesetze den 
Nerven des entsprechenden Rückenmarksnerven mitteilen. Die. Folge sind: 
Schmerzen, Muskelkontrakturen, unbewußte, oft blitzartige Immobilisierung. 
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Ausschlaggebend für die Entstehung der Kontrakturen und ausstrahlenden 
8chmersen bei einer Oelenkerkrankung ist demnach der Umstand, daß die Er¬ 
krankung nur einen relativ nicht bedeutenden Teil der zum Gelenke gehörenden 
Gewebe ergreift, vor allem ein funktionell hochwertiges, wie den Knorpel. Die 
alte Benennung: „Biß“, die sich auf die subjektive Empfindung des Patienten 
stützte, ist nicht ganz unrichtig; nur handelt es sich um Knorpelscbädigung, 
nicht um Muskelriß. Aehnlich ist die Steifheit und die Beweglichkeits- 
beachränkung, die wir bei der deformierenden Lumbalepondylitis finden, mit 
Muskelschmerzen verbunden und durch die starke Anspannung der langen 
Bickeomnskeln bediogt. Gleichzeitig treten Ischias-Symptome auf. Myalgien 
and Ischias haben die gleiche Genese. (Interessant ist ein Vergleich der Arbeit 
des Autors mit den Erklärungen der schweizerischen Unfallärzte, wiePometta, 
cL AerztL Sachv.-Ztg. 1919). ___ Dr. May er -Meisenheim. 

Röntgenverbrennung im Krankenhause als mittelbare' Unfall- 
folge. Rekurs-Entscheidung des Reichsversicherungsamts vom 
20. April 1920. Kompaß; 1920, Nr. 15. 

Die Bernfsgenossenschaft hat an Prof. Dr. N. das Ersuchen gerichtet, 
den Kläger nochmals zu beobachten und zu untersuchen. Sie war auch damit 
einverstanden, daß Röntgenaufnahmen gemacht wurden. Mit diesem Aufträge 
übernahm die Beklagte dem Kläger gegenüber die Haftung für alle Schäden, 
die ihm ans Anlaß der Beobachtung durch Mängel des Krankenhauses oder der 
Behandlung entstehen konnten. Da die Röntgenaufnahmen lediglich im Rahmen 
des erteilten Auftrages zum Zweck der Klarstellung der Unfallfolgen erfolgt 
sind, sind die dabei erfolgten Verbrennungen mittelbare Unfallfolg« n, die die 
Beklagte zu entschädigen verpflichtet ist. — Ganz abwegig ist die Ansicht der 
Beklagten, daß sie für den durch die Untersuchung entstandenen Schaden des¬ 
halb nicht verantwortlich sei, weil das Krankenhaus durch Versicherung ge¬ 
deckt ist. 


Der Genuß vom Werke gelieferten Büchsenfleisches und Vergif¬ 
tung dadurch ist nicht als Betriebsunfall anznsehen. Rekurs- 
Ent cheidnng des Reichversicherungsamts vom 28. Mai 1920. 
Kompaß; 1920, Nr 16. 

In Uebereinstimmung mit dem Oberversicherungsamt kann ein Zusammen¬ 
hang des Todes des Bergmanns W. mit dem Genuß des von den Steinkohlenwerken 
gelieferten Büchsenfleisches infolge Fleischvergiftung für gegeben erachtet 
werden. Dagegen konnte in dem Genuß des Fleisches und der Gesundheits- 
Schädigung durch dasselbe ein Betriebsunfall nicht erblickt werden. Nhch 
ständiger Rechtsprechung des R.-V.-A. können diejenigen Verrichtungen, die 
die Arbeiter zum Zwecke der Befriedigung ihrer leiblichen Bedürfnisse an 
Speise und Trank vornehmen, im allgemeinen nicht mehr dem Betriebe zu¬ 
gerechnet werden. Gesundheitschädigungen durch verdorbene Speisen und Ge¬ 
tränke sind deshalb in der Regel nicht als Betriebsanfälle anerkannt worden. 
Nor dann ist ausnahmsweise in solchen Fällen ein Zusammenhang,mit dem Be¬ 
triebe für gegeben erachtet worden, wenn der Verletzte bei Befriedigung der 
leiblichen Bedürfnisse besonderen, sich aus seiner Tätigkeit im Betriebe er¬ 
gehenden Unfallgefahren ausgesetzt gewesen ist. Diese Voraussetzung ist aber 
an vorliegenden Falle nicht gegeben. Zunächst ist W. überhaupt nicht ge¬ 
tätigt gewesen, das ibm zugewiesene Fleisch im Betriebe zu verzehren; außer- 
4n ist die Verausgabung nicht etwa eine Lieferung oder Zulage der Grube 
zun Lohn gewesen, sondern ein Lebensmittelzuschuß, der den Bergarbeitern 
gegen Bezahlung zugewiesen ist. Diesen stand es völlig frei, den für sie be¬ 
stimmten Zuschuß anzunebmen oder abzulehnen; sie konnten ihn der Familie 
oder Dritten überlassen. Aus alledem ergibt sich aber, daß hier das Betriebs- 
iaieresM gegenüber dem eigenwirtsch&ftlichen Interesse der Belegschafts¬ 
mitglieder völlig zurückgetreten ist. 


Wem nach den Versicherungsbedingungen Personen, die an einer 
JBIekenmarkserkrankoflg leiden, von der Äufoahme in eine Unfall¬ 
versicherung aasgeschlossen sind, dann ist der Versicherungsvertrag 
V^ttltig besw. erlischt, falls später nach einem Unfall eine schon vorher 
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Tagesnachrichten. 


bestehende Rückenmarkserkrankung erst in Erscheinung tritt. Urteil 
pes Reichsgerichts (VII. Z.-8.) vom 18. Februar 1920. 


Nervöse Störungen, die erst längere Zeit nach einem erlittenen 
Schrecken entstehen, können nicht auf diesen zurückgeführt und den 
Verursacher des Schreckens (Besitzer eii es Hundes, der den Hnnd und 
später den Ehemann der Klägerin in ihrem Beisein angegriffen hat) 
nicht haftpflichtig dafür gemacht werden. Urteil des Reiohsgerichts 
(IV. Z.-S.) vom 26. März 1920. 


Völlige Lähmung beider Beine infolge eines Bruchs des Beckens 
und Kreuzbeins bedingt, auch wenn der Verletzte sich nur mit fremder 
Hilfe in halbsitzende Stellung aufrichten kann, keine volle Hilflosigkeit 
im Sinne des Gesetzes, so lange Arme und Hände freibeweglich sind 
und weder Stuhl noch Urin unlreiwiliig abgehen. Eine Hilflosenrente 
von 80 u /o des Jahresarbeitsverdienstes ist ausreichend. Rekurs-Ent¬ 
scheidung des Reichsversicherungsamts vom 20. Nov. 1919. 


Lehrschwestern fallen erst dann unter die Angestelltenversiche¬ 
rung, wenn sie die Lehrzeit beendigt und die vorgeschriebene Prüfung 
bestanden haben. Rekurs-Entscheidung des Reichsversiche¬ 
rungsamtes vom äl.März 1919. 


Tagesnachrichten. 

Der Reichstag hat in seiner Sitzung vom 17. Dezember 1920 den Ge¬ 
setzentwurf über Ausführung des internationalen Opiumabkommens ange¬ 
nommen mit der Maßgabe, daß dieses am 1. Januar 1921 in Kraft treten soll. 
Danach unterliegen Rohovium, Opium, Morphin, Kokain and Heroin sowie alle 
Salze dieser Stoffe und Zubereitungen mit mehr als 0,2 Morphin oder mehr als 
0,1 Kokain und Heroin hinsichtlich ihrer Ein- und Ausfuhr, Herstellung und 
Verarbeitung sowie hinsichtlich ihres Verkehrs der behördlichen Aufsicht, 
die vom Reichsgesundheitsamt ausgeübt wird. 


Durch Bekanntmachung des Reichsministers des Innern 
vom 11. Dezember 1920 ist der Bezugspreis des Reichsgesetzblattes auf 
90 Mark (bisher 1 Mark) festgesetzt und gleichzeitig die bisherige unent¬ 
geltliche Lieferung des Blattes an die Behörden aufgehoben. Da den preußi¬ 
schen Kreixärzten, denen das Reichs- und Preußische Gesetzblatt bisher nach 
dem Min.-Eriaß vom 19. Dezember 1903 unentgeltlich geliefert ist, nicht zu- 
gemutet werden kann, daß sie den hohen Bezugspreis aus ihrem sowieso völlig 
unzureichenden Dienstaufwand bezahlen, ist der Staat verpflichtet, ihnen wie 
bisher das Reichsgesetzblatt auf seine Kosten zu liefern. 


Zur Titelfrage. In Bayern haben jetzt die Regierungs- und Me¬ 
dizinalräte sämtlich den Titel Oberregierungsrat erhalten und sind 
den Landgerichtsdirektoren und Oberlandesgerichtsräten in der Besoldungs¬ 
ordnung gleichgestellt. Die Bezirksärzte, denen früher der Titel „Me¬ 
dizinalrat“ verliehen war, haben jetzt die Bezeichnung „Obermedizinalrat* 
bekommen. Der Xitel „Medizinalrat“ soll vorerst nicht mehr verliehen, sondern 
älteren und verdienten Bezirksärzten gleich der Titel „Obermedizinalrat* ge¬ 
geben werden. _ 


Am 17. d. M. findet eine Sitzung der erweiterten I. Abteilung des 
Landesgesundheitsamts in Sachsen statt, auf der folgende Gegenstände zur 
Beratnng kommen: 1. Einheitliche Regelung des Schularztwesens für den 
Freistaat Sachsen; Berichterstatter: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Thiele 
und je einer vom Unterrichtsministerium und Wohlfabrtsministerium zu er¬ 
nennenden Mitberichterstatter. 2. Einführung von Deckbezeichnungen für Ge¬ 
schlechtskrankheiten von seiten der Aerzte auf den Krankenkassenscheinen. 
Berichterstatter: Prof. Dr. Galewsky und San.-Rat Dr. Find eisen. 3. Bin- 
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fflhiung einer neaen Gebührenordnung in Sachsen. Berichterstatter: Ober* 
Beg.-Med.-Bat Dr. 0 p p e 11, San.-Bat Dr. Findeisen. 4. Aassprache über 
Naturheilbeweguug und ähnliche Bestrebungen. Berichterstatter: Dr. Nen¬ 
nt ätter. Außerdem stehen noch verschiedene Anträge einzelner Aerzte- 
kammera auf der Tagesordnung. 


Die jetzt erschienene Deutsche Arzneitaxe für das Jahr 1921 bringt 
wiederum sehr wesentliche Erhöhungen und zwar nicht nur bei vielen Arznei¬ 
mitteln, denen verhältnismäßig nur geringe Ermäßigungen gegenübersteben, 
sondern auch bei den sog. Defekturarbeiten (Herstellung von Destillaten, 
Tinkturen usw.) und bei den Bezepturar beiten. Außerdem ist die Nacht¬ 
taxe auf 3 Mark erhöht und in den Einführungsverordnungen der einzelnen 
Bundesstaaten (z. B. in Preußen durch Min.-Erl. vom 27. Dez, 1920) den Apo¬ 
thekern die Befugnis gegeben, auf jede auf ärztliche Verordnung ab¬ 
gegebene Arznei einen Teuerungszuschlag von 80 Pf. zu erheben (bis¬ 
her nur 40 Pf,). Aasgenommen davon ist jedoch die Abgabe von Arzneimitteln 
and Arzneien in gebrauchsfertiger Packung und von dem freien Verkehr über¬ 
lassenen Arzneimitteln in unvermischtem und ungeteiltem Zustande. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. H. in L.: 1. Ist die gutachtliche 
Aeußerung des Kreisarztes über Zulässigkeit einer Leichenaus¬ 
grabung (§ 112 d. A.) stempelpflichtig i 

Antwort: Nein, da es sich hier um ein sogenanntes Vorzeugnis handelt. 

2. Stehen dem Kreisarzt für Prüfung von Begräbnisordnungen 
(§ 118, 2 d. A.) Gebühren zu? 

Antwort: Nein; da diese Prüfang zu den unentgeltlich zu verrichtenden 
amtsärztlichen Obliegenheiten gehört. 


Anfrage des Kreisarztes Dr.B. in V.: Muß für die Gebühren für 
öffentliche Impfungen sowie für die amtlichen Zeugnisse Umsatz¬ 
steuer entrichtet werden? 

Antwort: Das bängt davon ab, ob die Ausführung der öffentlichen 
Impfung und die Ausstellung derartiger Zeugnisse zu den rein amtsärztlichen 
Obliegenheiten gehören oder eine vertrauensärztlicbe Tätigkeit darstellen wie 
z. B. in Preußen. Im letzteren Falle ist Umsatzsteuer zu entrichten, im 
enteren nicht. 


Berichtigung. 

In dem zunammengefaßten Bericht über die vorjährigen Vorstands¬ 
sitzungen des Deutschen und Preußischen MedizinalbeamlenVereins (siehe 
Nr. 18 dieser Zeitschrift, Jahrg. 1920) ist hinsichtlich der Wiederwahl "(siehe 
8. 881) zu berichtigen, daß Herr Geh. Med.-Bat Dr. Straßmann in Berlin 
nicht zum stellvertretenden Vorsitzenden beider Vereine, sondern nur des Preußi¬ 
schen Medizinalbeamtenvereins und Herr Ober-Beg.-Med.-RatDr. Frickhinger 
in München zum stellvertretenden Vorsitzenden des Deutschen Medizinalbeamten¬ 
vereins gewählt ist. 


Deutscher u. Preussischer Medizinalbeamtenverein. 

Die Mitglieder des Deutschen und Preußischen Medizinal¬ 
beamtenvereinswerden gebeten, etwa be vorstehende Wohnungs- 
iaderungen umgehend der Geschäftsstelle der Zeitschrift 
(Bachdruckerei J. G. 0. Bruns, Minden i. W.) mitzuteilen, damit 
in der Zustellung der Zeitschrift mit Beginn des neuen Jahres 
keine Unterbrechung eintritt. 
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Mitteilung'. 

Mit dem 15. d. M. habe ich meinen Wohnsitz 
von Minden i. W. nach 

Bad Lippspringe bei Paderborn 

verlegt und bitte deshalb» künftighin alle Sen¬ 
dungen an mich nach dorthin zu richten. 

Dr. Rapmund. 
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Dr. Schnitz in Bamberg, Reg.-Apotheker Ra am in Bayreuth; für Mittel¬ 
franken: Bezirksarzt Dr. Zorn in Erlangen, San.-Rat Dr. Stark, Stadtarzt 
in Fürth, Reg.-Apotheker Erhard in Nürnberg; für IJnterfranken: Be- 
sirksarzt Dr. Kihn in Würzbnrg, Reg.-Apotheker Förster in Earlstadt; für 
Schwaben: Landgerichtsarzt Dr. Heinsen in Augsburg, Reg.-Apotheker 
Auer in Augsburg. 

Versetzt: Bezirksarzt Dr. W. Höf er in Parsberg nach Stadtamhof. 

In den Ruhestand getreten: Bezirksarzt Dr. Rttdel in Schweinfurt. 

Erledigte Stellen. 

a. Preunaen. 

Die nicht Tollbesoldete Kreisarztstelle in Meppen (Bewerbungen bis 
1. Februar), ferner folgende Tollbesoldete Kreisarztstellen: Breslau, 
Stadt III, Halberstadt, Kiel, Wandsbeck, Celle, Burgsteinfurt, Siegen, 
Essen-Stadt, Siegburg, Düren. Nichtvollbesoldete Kreisarztstellen: Gaben, 
Soldin, Glogau, Lanban, Wernigerode, Torgau, Uelzen, Schleusingen, 
Meschede, Laasphe (Kr. Wittgenstein), Brilon, Cassel Land, Hombnrg v. d.H. 
sowie zwei Gerichtsarztstellen in der Stadtgomeinde Berlin und die Gerichts* 
arztstelle in Duisburg. Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 1921 durch 
Vermittelung der für den Wohnort der Bewerber zuständigen Herren Regierungs¬ 
präsidenten an den Minister für Volkswohlfahrt, Berlin W. 66, Leipziger Straße 8, 
einzareichen. 

b. Bayern» 

Die Bezirksarztstelle in Schweinfurt. Bewerbungen sind bei der für 
den Bewerber zuständigen Regierung, Abteilung des Innern, einzureichen. 

o. Saargebiet. 

Die Kreisarztstelle in St, Wendel (Saargebiet) und die Bezlrksarzt 
stellen in Hombnrg und St. Ingbert (Saargebiet). Bewerbungen sind an die 
BegierungBkommission des Saargebietes, Abteilung Gesundheitswesen, Saar¬ 
brücken zu richten. Näheres siehe Anzeige. 


Bekanntmaeiinng. 

Die Kreisarztstelle 

des Kreises St Wendel (Saargebiet) 

und die 

Bezirksarztstellen 

der Bezirke Homborg and St. Ingbert (Saargebiet) 

sind sofort zu besetzen. 

Bewerbungen unter Beifügung des kreisärztlichen Prüfungszeug¬ 
nisses (für Bewerber um St. Wendel) bezw. des Prüfungszeugnisses 
für den bayerischen staatsärztlichen Dienst (für Bewerber um Homburg 
und St. Ingbert) und eines kurzen Lebenslaufes mit Angabe des Ge¬ 
burtsortes sind spätestens bis 1. Februar 1921 an die Regierungs- 
•kommission des Saargebietes, Abteilung Gesundheitswesen, in Saar¬ 
brücken cinzurcichen. 

Angaben über Vorbildung und Erfahrungen auf dem Gebiete der . 
Sozial-Hygicne mit etwaigen Zeugnissen sind besonders erwünscht. 
Nähere Auskunft auf Anfrage. 

Rsgiernngskommlsslon des Saargebietes 

Abteilung Gesundheitswesen. 
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Kann die Beyakzination wirklich nicht als 
Schutzimpfung gelten? 

Erwiderung an Prof. Dr. Jürgens: Die Infektionskrankheiten, 
Springer, Berlin 1920. 

Von Prof. Dr. Leonhard Yolgt, Oberimpfarzt a. D., Hamburg. 

Im Verlauf der ansteckenden Krankheiten vollzieht sich 
nach Jürgens der Umsturz des Organismus sehr schnell, und 
sind die nachherigen Krankheitserscheinungen wesentlich wohl 
ein Ausdruck immunisatorischer Vorgänge. Bei den Pocken 
entspricht das Initialfieber den vom krankmachenden Stoffe 
veranlaßten Allgemeinerscheinungen; das was später erfolgt, 
der allgemeine Pockenausschlag und die Herderkrankungen, 
sind nicht als bakterielle Vorgänge, sondern als sekundäre 
Storungen der Immunitätsperiode zu bezeichnen und die im 
Verlauf des Pockenausschlags sich heranbildenden immunisatori¬ 
schen Vorgänge führen zu einer für immer dauernden Immunität. 
Die Impfreaktion ist ein sicheres Zeichen der konstitutionellen 
Eigentümlichkeit, die wir Immunität nennen. „Auch die Wieder¬ 
impfung verläuft als Immunitätsreaktion, sie kann nicht als 
Schutzimpfung gelten.“ 
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Dr. Leonhard Voigt 


Wie kommt Jürgens zu letzterem, unserer ganzen Pocken¬ 
abwehr ins Gesicht schlagenden Ausspruch? Liefert die Wieder¬ 
impfung wirklich keinen Impfschutz, dann fort mit ihr! Jürgens 
Ansicht ist aber völlig unrichtig, unbegreiflich. Er unterscheidet 
zwischen einem auf Tiere nicht verirapfbaren, noch unbekannten, 
flüchtigen Pockenerreger, der das Initialfieber der Pocken ver¬ 
anlaßt, und dem unter Einfluß noch unaufgeklärter immuni¬ 
satorischer Vorgänge sich im Pockenausschlag bildenden 
zellulären Gift. — Bisher nahm man an: Das flüchtige einge¬ 
atmete Gift vermehre sich an der Einbruchstelle, vermöge sich 
auf der Blutbahn zu verbreiten und in Haut und Schleimhäuten 
einzunisten. — Wie es damit auch sein mag, jedenfalls ent¬ 
wickelt sich aus dem in den Zellen des Pockenausschlags ent¬ 
haltenen Gift, falls dieses auf Menschen weiterverimpft, inoku¬ 
liert wird, das durch die Luft ansteckende Gift im Inokulierten 
aufs neue. Sind doch früher Inokulierte zum Ansteckungsherd 
neuer Pockenausbreitung geworden. In analoger Weise ver¬ 
anlaßt die Einatmung des Staubes gepulverten Kuhpockenstoffes 
nasopharyngeale Katarrhe. Ebenfalls in analoger Weise findet 
man den von Paschen, von Prowazek und anderen nach¬ 
gewiesenen Pockenerreger in jeder jungen Pustel der Pocken 
und der Kuhpocken, oft in Reinkultur. Desgleichen enthält 
auch die gut ausgebildete Wiederimpfungspustel dep die Immu¬ 
nität hervorrufenden Erreger in reichlicher Menge, nur daß er 
an dieser durch die-* noch von der Erkämpfung her nach¬ 
wirkenden (raraunitätskräfte frühzeitiger schwach wird, als in 
der Erstimpfungspustel. Nur der eigentliche Grund des Unter¬ 
schieds zwischen dem Variola- und dem Vakzine-Erreger, und 
ob dieser in den während des Pocken- und des Vakzineprozesses 
sich anspinnenden immunisatorischen Vorgängen zu suchen ist, 
wie Jürgens zu meinen scheint, harrt noch der Erforschung. 
Von der Wesenheit des Erregers ist Jürgens leider noch nicht 
überzeugt, doch dürften seine Zweifel schwinden bei Berück¬ 
sichtigung der nachweislichen Agglutinierung des Erregers 
durch Pockenimmunserum. 

Früher, bis zur Einführung der Tierlymphe, hat man die 
Lymphe gut entwickelter Wiederimpfpusteln manchmal, und mit 
gutem Schnitt- und Schutzerfolg, zur Impfung, insbesondere zu 
Heeresimpfungen, benutzt. Dabei ist das bis dahin von den 
Pocken heimgesuchte Heer von dieser Krankheit frei geworden 
und geblieben. Der in den Wiederimpfungspusteln vorhandene 
Erreger ist also mit der Lymphe solcher Pusteln wirksam ver- 
impft worden und hat geschützt. 

Unzählige Erfahrungen bestätigen die Schutzkraft der 
Wiederimpfung. Erst durch ihre Mitwirkung sind, selbstver¬ 
ständlich unter Mithilfe der sonstigen gesundheitlichen Maß¬ 
nahmen, die glänzenden Erfolge unserer Pockenabwehr in 
Deutschland gewonnen, Erfolge, die in der ganzen Welt an¬ 
erkannt sind. Erst 43 Jahre nach Einführung der Wieder¬ 
impfpflicht ist es in Deutschland, mitten im furchtbarsten Kriege, 
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im Jahre 1817, infolge immer aufs neue stattfindender Ein« 
sohleppung des Eontagiums aus verseuchtem Feindesland zu* 
ein paar Tausend Pockenfällen gekommen, aber auch da ist die 
Seuche, überall wo sie sich zeigte, durch Impfung und Wieder¬ 
impfung sofort unterdrückt. Vor Jenner gehörten die Pocken 
zu den furchtbarsten Kriegsseuchen. Nicht das Jahr 1911, 
sondern die noch vor Durchführung der Wieder¬ 
impfung nach dem Kriege von 1870/71 Europa überflutende 
furchtbare Pockenwelle von fast 4jähriger Dauer erinnert an die 
Zeit vor Jenner. Früher als die Pockenimmunität schwindet 
der durch Impfung erworbene sichere Schutz, wenn er auch 
über Jahrzehnte ungenügend nach wirkt. Der in der Kindheit 
erworbene Schutz der Erstimpfung gegen Pockengefahr muß 
nach etwa 10 Jahren und auch in späterem Leben durch aber¬ 
malige Wiederimpfung erneuert werden, das ist als bewährt 
gefunden worden. 

Zu seiner gänzlichen Verkennung des Wertes der Wieder¬ 
impfung ist Jürgens vermutlich gekommen durch seine Be¬ 
obachtungen an den im Heilsberger Lager monatelang zu- 
saramengepferchten wolhynischen Rückwanderern. Diese in 
Rußland aus Haus und Hof Vertriebenen hatten jenseits unserer 
Orenze die ärgsten Entbehrungen erduldet, Krankheiten über 
Krankheiten durchgeraacht, brachten auch die Pocken mit über 
die Grenze ins Lager, blieben weiter verseucht, und mußten 
auch die üblichen 3 Schutzimpfungen durchmachen. Nicht zu 
verwundern ist es, daß diesen in pockenverseuchten Baracken 
zusammenhausenden, gänzlich ausgemergelten und dürftig er¬ 
nährten Menschen nur wenig Widerstandskraft gegen Kontagien 
und auch gegen die Pocken innewohnte. Von den 374 In¬ 
sassen der dortigen infizierten Baracken sind 116 an den Pocken 
erkrankt. Von 322 Geimpften bezw. Wiedergeimpften Wurden 
93 befallen, darunter manche in noch jungen Jahren, einige 
sogar ziemlich ernsthaft krank. Gestorben ist kein Geimpfter, 
aber mehrere ungeimpfte Kinder starben an den Pocken. Von 
den 23 Ungeimpften sind 17 erkrankt. Außerdem bekamen 
noch 6 von 29, die früher die Pocken schon durchgemacht 
batten, diese Krankheit jetzt zum zweitenmal, ein Fall verlief 
tödlich. Das Gontagium hat also ganz ungewöhnlich um sich 
gegriffen, denn zweite Pockenerkrankungen kommen sonst nur 
ganz selten vor. Beobachten wir doch ähnliches Versagen von 
Immunität und Widerstandskraft gelegentlich, wenn Kranken¬ 
hausinsassen von immer neuen Kontagien ergriffen, geschwächt 
und hinweggerafft werden. Die Dauer und die Verläßlichkeit 
des Impf- und Wiederimpfschutzes hängt zwar ab von der 
Güte des verwendeten Impfstoffes und von der Reichlichkeit 
seiner Verwendung, aber auch von der körperlichen Beschaffen¬ 
heit der Geimpften. Elende Menschen sind gegen Krankheiten 
nur schwach geschützt und, wer sich der Ansteckung, wie in 
Heilsberg, immer aufs neue aussetzt, darf sich nicht wundern, 
wenn er schließlich befallen wird. Der durchschnittliche Wert 



24 


Dr. Friedrich: Ein Käfer als Schmarotzer beim Menschen. 


der Revakzinationsimmunität bleibt gleichwohl anerkannter- 
* maßen unbestreitbar hoch. 

Auch die von Jürgens aufs neue aufgeworfene Frage 
nach der Zahl der zur Erzielung des Impfschutzes er¬ 
forderlichen Impf schnitte, deren nur einer für den 
Impfling am wenigsten unbequem sei, ist oft genug und immer 
wieder beantwortet worden. Vor 60 Jahren impfte man mit 
18 Impfstichen, auf jeden Arm 9. Seit dem Uebergang von 
der Impfung auf nur einen Arm mit 6 zu nur 4 Impfschnitten 
scheint der Impfschutz Deutschlands etwas gesunken zu sein. 
Nachgewiesenermaßen kann man sagen, je mehr und je deut¬ 
lichere Impf narben, je weniger vollständig der Erfolg der späteren 
Wiederimpfung und je sicherer auch der Schutz gegen spätere 
Pockenerkrankung. P ei per z. B. (Klin. internat. Rundschau 
1891, 43) berichtet, seine mit 13 Impfnarben behafteten Zwölf¬ 
jährigen seien mit einem Erfolg von 31,2 °/ 0 , die mit 2 lmpf- 
narben mit 66°/ 0 Erfolg revakziniert. Hanna (Studies in 
Small pox, Bristol, 1913, J. Wright) erklärt in seiner vor¬ 
züglichen, auf Grund der Pockenepidemien in London und 
Liverpool aufgebauten Arbeit, je deutlicher und reichlicher die 
Impfmarkep, je seltener und je milder später die Pocken. Hanna 
hebt besonders die Bedeutung des Umfangs der Narben her¬ 
vor, doch lasse sich das nur bis zum 30. Lebensjahr verwerten, 
weil die Narben später mehr verschwänden. — Wird über¬ 
haupt irgendwann die Impfung mit nur einem Impfschnitt 
irgendwo erwähnt, so wird jedesmal auf die mindere Schutz¬ 
kraft und kürzere Schutzdauer solcher Impfweise hingewiesen. 

Jürgens betont es, daß die Bürgschaft für Erhaltung 
der Volksgesundheit bei den Aerzten liege. Die Aerzte dürften 
sich, als die berufenen Hüter der Volksgesundheit, die Führung 
nicht aus der Hand nehmen lassen. — Sehr richtig! Darum 
müssen, im Widerspruch mit Jürgens, die Aerzte immer 
wieder auf die zur Abwehr der Pockengefahr dringend nötige 
Impfung und Wiederimpfung hin weisen werden und der 
Staat hat die Pflicht, ihnen die hierbei nötige Handhabung das 
deutsche Irapfgesetz und die sonstige Seuchenabwehrbestimmug 
in unveränderter Gültigkeit zu erhalten. Die Wiederimpfung 
erneuert den Schutz der Erstimpfung für längere Zeit. Eine 
abermalige wirksame Wiederimpfung bietet zu Pockenzeiten 
für ältere Leute die einzige' verläßliche Erneuerung ihrer 
Immunität. 


Ein Käfer als Schmarotzer beim Menschen. 

Von Geh. Med .-Bat Dr. Fried rieh-Landsberg (Warthe). 

Ein hiesiger Fabrikbesitzer, von Jugend auf Käfer- und 
Schmetterlingssammler, stellte seit Juli wiederholt morgens bei 
seinen Kindern Hautverletzungen fest, die nur von Insekten¬ 
bissen herrühren konnten. Wanzen, Flöhe, auch Ohrwürmer 
und Spinnen waren auszuschließen. Wohl aber wurden jedes- 
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mal in den Betten Stücke des Käfers Niptus hololeukos ge¬ 
funden, der zweifellos der Urheber war. — Er ist nicht etwa, 
wie man aus dem Namen vermuten möchte, ganz weiß, sondern 
hellbraun; 2,5 mm lang; Hinterleib kugelig; Fühler und Beine 
sehr dünn und lang; er läuft sehr lebhaft. Vom Frühjahr bis 
in den Winter hinein fliegt er gern in die Wohnhäuser; er war 
z. B. noch Ende September häufig in der betreffenden Wohnung. 
Seine Larve ist durch Zerfressen von Woll- und Garngespinnsten 
schädlich geworden. _ 


Neuordnung der medizinischen Staatsprüfung. 
Einordnung der Gerichtlichen und Sozialen Medizin 
unter Nr. VII (§ 46) der Prüfungsordnung für Aerzte 

yom 28. V. 1901. 

Die Deutsche Gesellschaft für Gerichtliche und Soziale 
Medizin hat in Gemeinschaft mit dem Fachausschuß für Gericht¬ 
liche und Soziale Medizin an den deutschen Universitäten nach¬ 
stehende Eingabe unter dem 8. XI. 1920 an das Reichsministerium 
des Innern gerichtet: 

Unter § 47 der Prüfungsordnung für Aerzte vom 28. Y. 1901 findet sich 
die Bestimmung, daß bei den einzelnen Prüfungsfächern, soweit solche vor¬ 
handen, ihre Beziehungen zur Gerichtlichen Medizin nicht unberücksichtigt zu 
lassen sind. Diese Bestimmung war hervorgegangen aus einem Kompromiß. 
Die Neuordnung der medizinischen Prüfung gibt Anlaß zur Erörterung der 
Frage, ob eine derartige Behandlung der Gerichtlichen und der mit ihr aufs 
engste verbundenen Sozialen Medizin der Bedeutung beider Fächer entspricht. 

I. Begriff: Die Gerichtliche Medizin ist der Teil der Medizin, welcher 
die medizinische Kritik eines Rechtsanspruches lehrt, mag ein solcher durch 
einen Einzelnen im Zivilprozeß, z. B. bei einer Klage auf Unterhalt oder auf 
Entmündigung oder äbnltchem — oder im Strafprozeß durch den Staatsanwalt 
erhoben werden. Demgemäß gehören Untersuchungen des körperlichen Zu¬ 
standes Lebender (nach Körperverletzung und ohne solche), Untersuchungen 
von Leichen gewaltsam und plötzlich Verstorbener, Untersuchungen sexueller 
Verhältnisse und Untersuchungen des Geisteszustandes zu dem täglich sich 
erneuernden Geschäftsbereiche des Gerichtsarztes. 

Es kann nicht zweifelhaft sein, daß ein großer Teil des allgemein als 
Soziale Medizin bezeichneten Gebiets ohne weiteres zur Gerichtlichen Medizin 
gehört (Anspruch auf Unfallrente, Invalidenrente). 

Nicht minder gehört hierzu aber auch die prophylaktische Medizin, 
welche zur Vorbeugung von Krankheit, zur Verhütung der drohenden Invali¬ 
dität z. B. durch Alkoholismus, Verhütung der Verwahrlosung von Jugendlichen, 
Verhütung der Invalidität durch Einleitung eines Heilverfahrens, z. B. bei 
Tuberkulose, Verhütung der Kriminalität bei Psychopathen und geistig Ab¬ 
normen usw. dient. 

Wir sind hierbei wohl bewußt, daß Soziale Medizin und Soziale Hygiene 
voneinander scharf zu unterscheiden sind; letztere gehört der allgemeinen 
Hygiene, Soziale Medizin der Gerichtlichen Medizin zu. Soziale Medizin ist 
Einzelmedizin, die 8oziale Hygiene ist Massen-Medizin. Letztere ist ein Teil¬ 
gebiet der allgemeinen Gesundheitspflege. Sic untersucht z. B. den Alkobolismus 
als Volks-Krankheit und erörtert die Maßnahmen zu seiner Beseitigung im 
ganzen. Der Gerichtliche und Soziale Mediziner untersucht das angeblich trunk¬ 
süchtige Individuum, stellt fest, ob Tranksucht oder eine andere Form geistiger 
Störung vorliegt, stellt weiter fest, ob für ein etwa begangenes Delikt der 
9 61 8t. G. B. Anwendung findet und erörtert im Anschluß daran den Heilplan, 
wie er für den vorliegenden Fall angemessen ist. 
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Im übrigen wird sich eine Abgrensung der Sozialen Medizin und der 
Sozialen Hygiene unschwer, entsprechend den örtlichen Bedürfnissen und den 
Neigungen der Dozenten, wie wir überzeugt sind, finden lassen. 

II. Das Lehrgebiet der Gerichtlichen und Sozialen Medizin umfaßt 
gewiß die Gebiete, die der Spezialist, der Gericbtsarzt und der Sozialarzt (der 
vor allem Hygieniker sein soll) beherrschen muß. Wir sind aber weiter auch 
der Ansicht und vertreten sie mit allem Nachdruck, daß jeder Arzt die Grund¬ 
lehren der Gerichtlichen und Sozialen Medizin beherrschen soll. 

Der Unterricht in der Gerichtlichen Medizin soll den Mediziner zunächst 
bekannt machen mit der rechtlichen Stellung des Arztes, wie sie 
sich historisch entwickelt hat, mit Berufsgeheimnis. Berufsvergehen, Operations¬ 
recht des Arztes, Operationspflicht des Verletzten, Kunstfehlern, Kurpfascherei — 
wobei die strafrechtlichen Bestimmungen über Körperverletzung zu erörtern 
sind; im Anschluß daran sind die gesetzlichen Bestimmungen über Hechte und 
Pflichten des Arztes als ärztlicher Sachverständiger vorzutragen. Dazu kommt 
die Lehre vom gewaltsamen Tod. Jeder Arzt muß wissen, wie er den 
Tod oder den Scheintod festzustellen hat; es würde auch eine Lücke im 
allgemeinen ärztlichen Wissen darstellen, wenn er nicht über die Physiologie 
und Pathologie der Leichenzersetzung orientiert wäre (Mumifikation, Fettwachs¬ 
bildung). Jeder Arzt kommt in die Notwendigkeit, einen Totenschein 
auszustellen; er muß deshalb auch die Zeichen des gewaltsamen Todes 
kennen. Mag auch die Klinik für manche gewaltsame Todesarten gewisse An¬ 
haltspunkte erbringen, z. B. bei Patienten, die mit Schnßverletzungen oder mit 
durch abnorme Temperaturen bedingten Veränderungen eingeliefert wurden, so 
kann sie dem 8tudenten naturgemäß doch nicht die zu einer Ausbildung not¬ 
wendige Fülle und Vollständigkeit der Erscheinungen bieten, ln einem Punkt 
versagt die Klinik in dieser Hinsicht vollkommen: und das ist bei der Lehre 
von der gewaltsamen Erstickung der Fall. Bedenkt man z. B., daß von 
100000 Lebenden 20 im Jahr durch Selbstmord zugrunde gehen, und bedenkt 
man ferner, daß 58°/o aller Selbstmörder Erhängte sind, so ergibt Bich ohne 
weiteres, daß der ins Leben tretende Arzt, der einen Todesfall feststellen boU, 
wissen muß, wie eine Strangmarke aussieht, wann der Verdacht auf Beteiligung 
eines Dritten am Tode besteht usw. Da Personen mit Zeichen, die auf einen 
gewaltsamen Erstickungsversuch hindeuten, aber nur höchst ausnahmsweise 
in die Klinik kommen, so ist es naturgemäß, daß die Klinik quoad gewalt¬ 
same Erstickung dem Mediziner so gut wie nichts bieten kann, und daß dem¬ 
gemäß ein besonderer Unterricht erforderlich ist. Diesen aber erteilt die Ge¬ 
richtliche Medizin. 

Da zu dem in Frage kommenden Verbrechen im allgemeinen der dem 
Schauplatze am nächsten wohnende Arzt an erster Stelle hinzugerufen zu 
werden pflegt, so ergibt sich ohne weiteres auch die Bedeutung einer Mit¬ 
wirkung des Arztes bei der Feststellung des Tatbestandes einer strafbaren 
Handlung. 

Von den für den praktischen Arzt wichtigen Kapiteln aus dem Gebiet 
der sexuellen Verhältnisse erwähnen wir die sexuellen Perversitäten, 
die Feststellung der Anhaltspunkte für ein Sittlichkeitsverbrechen an Minder¬ 
jährigen, Hermaphrodismus, Fruchtabtreibung und Kindesmord. Wie sich der 
praktische Arzt im Falle zweifelhafter Geschäftsfähigkeit, Zurechnungsfähig¬ 
keit, Testierfähigkeit usw. verhalten soll, lehrt die GerichtlichePsycho- 
pathologie. 

Der Arzt soll durch den Unterricht in der Sozialen Medizin ein¬ 
geführt werden in die Wohlfahrtseinrichtungen, die der Staat geschaffen hat. 
Eine Einführung in die Beichs-Versicherungsordnung lehrt ihn die Begriffe der 
Krankheit und Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Krankenversicherung, der 
Erwerbsunfähigkeit im Sinne der Unfallversicherung, der Invalidität, der Berufs¬ 
unfähigkeit im Sinne der Angestellten-Versicherung kennen. Die Besprechung 
der Leistungen der Krankenversicherung gibt Gelegenheit, auf das Verhältnis 
der Aerzte zu den Krankenkassen, auf Schwangerenfürsorge, Prophylaxe der 
Fruchtabtreibung und des Kindesmordes, Säuglingspflege, Fürsorgeerziehung ein¬ 
zugehen und auf die einschlägigen Kapitel der Sozialen Hygiene hinzuweisen. 
Die Bestimmungen der Beichs-Versicherungsordnung bieten auch Gelegenheit, 
auf die Bekämpfung des Alkoholismus, der Tuberkulose an der Hand der Ge- 
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setze einzugeheo und dem Arzt das für seine Praxis notwendige Büstzeug 
na zeigen, 

Da die Tätigkeit des ärztlichen Praktikers im Binne der Reich »-Ver¬ 
sichern ngs Ordnung häufig eine schriftlich begutachtende sein wird, so ist auch 
das Attest wesen zu erörtern (Glaubwürdigkeit ärztlicher Atteste, Straf¬ 
bestimmungen, Form der Atteste und Gutachten usw). 

III. Historisches: Wenn wir heute eine Einreihung der Gerichtlichen 
und Sozialen Medizin in das medizinische Staatsexamen fordern, so müssen wir 
darauf hin weisen, daß beide Fächer ebenso wie die Bygiene Teil der öffent¬ 
lichen Medizin, der alten Staatsarzneikunde sind. Die Staats- 
arzneikunde war früher Gegenstand des medizinischen Staatsexamens, ihre 
Erbin wurde die moderne Hygiene, die von der Staatsarzneikunde ab- 
gexweigt in das medizinische Staatsexamen Überging. Die Gerichtliche Medizin 
ging bei dieser Abzweigung leer aus; nachdem ihr nun im Laufe der Entwick¬ 
lung der Dinge die Standeskunde und die Soziale Medizin an die Seite ge¬ 
treten sind, und nachdem sie selbst eine gehörige Weiterentwicklung erfahren 
bat, ist es notwendig, die damals erfolgte Unterlassung wieder gut zu machen. 

IV. Ausland: Im Gegensatz zu Deutschland ist in allen Kulturstaaten 
die Gerichtliehe Medizin voll anerkanntes medizinisches Spezialfach bis auf den 
heutigen Tag geblieben. Sie ist im Ordinariat an den Universitäten und Gegen¬ 
stand der Prüfung im Staatsexamen. 

V a. Bedeutung der Gerichtlichen Medizin für die Rechtspflege. Die 
geordnete Rechtspflege kann und will die Mitwirkung des praktischen Arztes 
nicht entbehren. Der Herr Beicbsminister der Justiz- hat Gelegenheit ge¬ 
nommen, seine Stellungnahme in folgendem zusammenzufassen: 

Der Reichsminister der Justiz. 


T. Kr. Ha 1087 KL 

Im Anschluß an mein Schreiben vom 18. Februar d. J. Ha 818 Ki. 

Die Eingabe Euer Hoch wohlgeboren vom 25. Februar d. J. hat mir er¬ 
neut Veranlassung gegeben, mit dem Preußischen Herrn Jnstizminister in Ver¬ 
bindung zu treten. Der Preußische Herr Justizminister hat mir mitgeteilt, 
daß sich die Frage der Neuordnung des medizinischen Studiums nnd der medi¬ 
zinischen Staatsprüfung noch im Stadium vorbereitender Erwägungen befindet, 
und daß von dem Preußischen Ministerium für Wissenschaft, Kunst und Volks¬ 
bildung auch die Preußische Justizverwaltung bei allen einschlägigen Be¬ 
ratungen beteiligt werden wird. Der Preußische Herr Justizminister hat an 
die Mitteilung die Zusicherung geknüpft, daß er sich mit allem Nachdruck 
für eine gründliche Ausbildung des ärztlichen Nachwuchses 
auf dem wichtigen Gebiete der Gerichtlichen Medizin ein- 
•etzen werde. Ich werde nicht unterlassen, die weitere Entwicklung dieser 
für die Strafrechtspflege bedeutsamen Angelegenheit zu verfolgen und, soweit 
dies von hier aus geschehen kann, die preußische Justiz*Verwaltung in ihren 
Bestrebungen unterstützen. Im Aufträge gez. Zweigert. 

Vb. Bedeutung der Sozialen Medizin für den sozialen Ausgleich. 
Es kann wohl keinem Zweifel unterliegen, daß der Arzt als unparteiischer 
Mittler zwischen dem einen Rechtsanspruch auf Grund der sozialen Versicherung 
erbebenden Einzelnen und den Trägern der Versicherung über die Grundlagen 
der Verhältnisse unterrichtet sein muß. Wenigstens das Skelett der Reichs- 
Versicberungsordnung und der wichtigsten Fürsorgegesetze muß ihm vertraut 
sein. Soziales Verständnis soll in ihm erweckt werden. Und so soll er auch 
über die Wohlfahrtseinrichtungen des Staates soweit unterrichtet sein, daß er 
den bei ihm Rat und Hilfe suchenden Patienten beraten oder ihn an oie 
richtige 8telle zu weisen imstande ist. 

VI. 8tellnng der medizinischen Fakultäten zur Gerichtlichen und 
Socialen Medizin. Wir halten die Stellungnahme derjenigen medizinischen 
Fakultäten zu beiden Fächern, die darin gipfelt, daß sie obligatorisch gehört, 
tan Staatsexamen aber nicht geprüft werden sollen, für verfehlt. Die Be¬ 
schlüsse sind gefaßt, ohne daß ein Vertreter der Gerichtlichen uod Sozialen 
Medizin gehört wurde. Der 8tndent arbeitet für das Staatsexamen. Mögen 
ihn, zumal wenn der Dozent interessant vorträgt, beide Fächer auch inter- 
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esaieren, — ein für die Praxis verwertbares Wissen wird er nur dann von der 
Hochschule mitbringen, wenn er in beiden Fächern geprüft wird. Das be¬ 
deutet keine Mehrbelastung des medizinischen Stundenplans. Lediglich muß 
gefordert werden, daß der Student das, was er in der Vorlesung gehört hat, 
sich so zum geisiigen Besitztum macht, daß er die wichtigsten Lehren der 
Gerichtlichen und Sozialen Medizin weiß. Erst auf einer Unterschicht so er¬ 
zogener Aerzte kann das Spezialistentum der Gerichts- und Sozialärzte auf¬ 
gebaut werden. 

VII. Zusammenfassung: 1. In Berücksichtigung der Tatsache, daß die 
Gerichtliche und Soziale Medizin Teile der öffentlichen Medizin sind — ebenso 
wie die Hygiene — beantragen wir, die Prüfung in der Gerichtlichen und 
Sozialen Medizin ebenso wie die Prüfung in Hygiene unter Gruppe VII der 
Prüfungsordnung für Aerzte anordnen zu wollen. Die Prüfung in der Ge¬ 
richtlichen Medizin soll eine theoretische sein, diejenige in der Sozialen Medizin 
eine praktische mit Begutachtung eines Kranken verbundene. Wir empfehlen 
etwa folgende Fassung: 

§ 46 der Prüfungsordnung enthält folgende Fassung: 

VII. Die Prüfung in der Öffentlichen Medizin umfaßt 2 Teile, die 
in der Begel innerhalb zwei aufeinander folgender Wochen zu erledigen sind. 

In dem ersten Teile findet die hygienische Prüfung statt (wie 
bisher Absatz 1 und 2). 

In dem zweiten Teil findet die Prüfung in der Gerichtlichen 
und Sozialen Medizin statt; sie ist an einem Tage zu erledigen. 

Die Prüfung in der Gerichtlichen Medizin ist eine mündliche. In ihr 
hat Kandidat nachzuweisen, daß er über Bechte und Pflichten des Arztes, 
sowie über die wichtigsten Lehren der Gerichtlichen Medizin unterrichtet ist. 

Die Prüfung in der Sozialen Medizin ist eine praktische; in ihr hat der 
Kandidat einen Kranken zu untersuchen und in einem Attest den von diesem 
erhobenen fraglichen Bechtsanspruch (Unfallrente, Invalidenrente usw.) gut* 
achtlich zu würdigen. 

2. Ferner bitten wir darum, bei einer Beratung über die medi- 
zinische Prüfungsordnung zugleich mit einem Vertreter der 
Beichsministeriums der Justiz und einem Vertreter desPreußischen 
Justizministeriums zugezogen zu werden, damit wir in der Lage sind, 
etwa auftauchende Fragen zu beantworten und Mißverständnisse zu klären. 


Ans Versammlungen and Vereinen. 

Bericht über die zweite Sitzung* de« Sächsischen 

Hedlzinalbeamtenverein« von 18. Oktober 1980. 

Die Sitzung fand im Hörsaal des pathologischen Instituts des Kranken¬ 
hauses zu Dresden-Friedrichstadt unter dem Vorsitz des Geh. Med.-Bats 
Dr. 8 c hmorl statt. Anwesend »9 Mitglieder. 

I. Dr. Otto Neustätter: Ueber Kurpfuscherei. Der Vortragende 
griff aus dem weiten Gebiet nur einige augenblicklich besonders wichtige 
Teile heraus. Zunächst streifte er das üppige Wiederauf blühen der Beklame- 
mittel seit dem Wegfall der Generalkommandoerlasse der Kriegszeit, so das 
Gichtesint, Baucherheil (Viktoria-Apotheke Berlin, hinter der der 
.Optiker“ Buhnke steckt), die Mittel des Pfarrer Neu mann, Pfarrer 
Schmidt, des mit Dr. Uecker arbeitenden Pfarrers und Schulinspek¬ 
tors Fiedler, dann Cagusil (das „nach ganz besonderem Verfahren“ her¬ 
gestellte Calzium -Guajakol-Präparat „zur Einkapselung der Tuberkelbazillen“, 
60 in Papier gewickelte Tabletten zu 19,60 M.! und von der gleichen Firma: 
Schobelwerke, Dresden, die sich jetzt auch an die Aerzte heranmacht, 
das Nähr- und Kräftigungspräparat „Viscitin“ (Preis 16 M. für 260 g, also 
mehr als fünfmal so teuer wie Materna, aus dem es im wesentlichen 
besteht und das gewiß auch schon nicht ohne guten Nutzen verkauft wird), 
dann das Bio malz, das bei der seinerzeitigen Sachverständigenberatung im 
Kaiserlichen Gesundheitsamt besonders genannt wurde wegen seiner Ausnützung 
der Unwissenheit des Publikums durch falsche Prätentionen (jetzt aus Hafer 
hergestellt; Preis mehr als doppelt so hoch als das gleichwertige Malzextrakt) 
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nsw. Er geht dann knrz ein anf die „F r e i b a“ (Freie Vereinigung zur Be¬ 
kämpfung unlauterer Anzeigen auf dem Heilmittelgebiet), eine Vereinigung von 
Interessenten, Presse und ähnlichen Korporationen, die, bervorgegangen aus 
den Gruppen, die seinerzeit für die Aufstellung der Geheimmittellisten im 
Kriege herangezogen wurden, auch jetzt noch eine Einwirkung auf Ansmerzung 
der schlimmsten Auswüchse des Geheimmittelwesens auszuüben versucht. 


Auf die Kurpfuscherei übergebend erörterte dann der Vortragende deren 
eigenartigste Erscheinung in unserer Zeit: die Organisation des Kur¬ 
pfuschertums in Entwicklung und gegenwärtigem Bestand. Seit es kein 
Waschereigesetz mehr gibt, sind die Heugewerbetreibenden nach anfänglicher 
Anlehnung an die Gesundheits- und Naturheilvereine, in denen sie sich einen 
Rückhalt zu verschaffen verstanden — es handelt sich zum Teil um sehr aus¬ 
gedehnte Vereinsorganisationen; der Verband der Vereine für naturgemäße 
Lebens- und Heilweise, die teils „Gesundheitsvereine“ hießen, teils ihren Titel 
verständigerweise jetzt wieder dahin änderten, umfaßten etwa 180000 Mit¬ 
glieder, der homöopathische Verein etwa gleich viele — zu Verbänden zur 
Wahrung ihrer „berechtigten Interessen“ übergegangen. Unter dem Vorwand 
des Eintretens für die Freiheit der Wissenschaft und die Abwendung der Be¬ 
drohung „der medizinischen Knechtung des Volks“ haben sie auch in maß- 

g ebenden Kreisen Widerhall gefunden. Dem „Zentralverband für Parität der 
eilmethoden“, der sich in dieser Richtung besonders hervortat, und in seiner 
Agitation und seinen Forderungen so maßlos geworden ist, daß sich die Natur- 
heilkundigen von ihm schon abgewandt haben, konnte der Vortragende gericht¬ 
lich nachweisen, daß er unter falscher Flagge segelt und unlautere Elemente 
nicht nur nicht bekämpft, wie er in seinen Satzungen behauptet, sondern 
geradezu heranzuziehen sich bemüht hat. Von ihm gefördert, bat sich ein 
„Verband der Heilkundigen Sachsens“ und ganz neuerlich ein „Verband der 
Heilkundigen Deutschlands“ gebildet. Offenbar soU das den „Zentralverband 
für Parität der Heilmethoden“ von dem Odium entlasten, daß er doch in 
Wirldichkeit auch nichts anderes als ein „Kurpfuscherschutzverband“ ist, wie 
das auch gerichtlich erwiesen wurde. An dieser Charakteristik ändert auch 
die äußerlich den Eindruck wissenschaftlicher nnd objektiver Erörterung der 
Fragen erweckende Schriftenreihe über das Wesen der Kurierfreiheit nichts, 
für die er durch seinen wohlbezahlten Syndikus Dr. Krüger, der diese 
bteUung heimlich neben seiner Tätigkeit als Syndikus des volkswirtschaftlichen 
Verbandes ausübte und, während er den Aerzten und dem Reichsgesundheits- 
amt Prostitution und Fälschung der Statistik vorwarf, selbst zu verwerflichen 
statistischen Manövern über die Kurpfuscher die Hand bot — sich eine Reihe 
von Wissenschaftlern zu verschreiben wußte. Es handelt sich um Leute, die 
sich vorher mit dem Problem so wenig befaßt hatten, daß einer fragte: 
„Kurierfreiheit, was ist das eigentlich, handelt eB sich etwa um PostkuriereP“ 
Der „Präsident“ des Verbandes, Gottlieb, zieht auch jetzt wieder in ganz 
Deutschland herum und hält überall Versammlungen ab gegen die Ausbeutung 
des Volkes durch die Medizin unter dem Ruf: „die persönliche Freiheit ist 
bedroht“, wobei Resolutionen gegen das beabsichtigte Gesetz zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten mit dem Verbot der Behandlung durch Kurpfuscher 
gefaßt werden. Von dem Verband hat sich jetzt ein neuer „Rechtsscbutz- 
verband der Heilkundigen Deutschlands, Bund deutscher Volksärzte“ abge- 
spalteo, dem nun seinerseits der Zentralverband vorwirft, daß er unlauteren 
Elementen Unterschlupf bietet. Das demagogische Treiben des „Zentral¬ 
verbandes“ dürfe man nicht gleichgültig hinnehmen, anderseits müsse man 
aber auch die Gegenströmungen gegen ihn beachten. Der Verband der 
Naturheilkundigen macht in seinem im 29. Jahrgang erscheinenden 
Organ (Naturärztliche Zeitschrift) nicht nur den Strich beruflicher Reinlichkeit 

f egen ihn, sondern lehnt auch einige seiner unsinnigsten Forderungen ab, die 
er Vortragende im einzelnen wiedergab, so z. B. daß die Approbation, die das 
Volk durch Vertrauen bekunde, und die Approbation durch Akademien gleich- 
sustellen seien. 8ie sind vielmehr der Ueberzeugung geworden, „daß der Ein¬ 
zelne wie der 8taat ein Interesse daran — ja dieser sogar die 
Pflicht hat, dafür zu sorgen-—daß nur nachgewiesenermaßen 
befähigte Elemento den Beruf der Krankenbehandlung er¬ 
greifen sollen. Ueber das Motiv zu dieser Stellungnahme möge man 
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denken wie man wolle, sie sei jedenfalls von Interesse nnd zeige vielleicht 
einmal einen gangbaren Weg für die Beseitigung der AnswQchse des Kux- 
pfnschertams. 

Der letzte Teil des Vortrags beschäftigte sich dann mit Vorschlägen 
für die Besserung des bestehenden Debels der Kurpfuscher¬ 
freiheit, wie der Vortragende den jetzigen Zustand zu bezeichnen für richtig 
hält, da nicht das Kurieren, das eben Voraussetzungen bat, sondern das 
Kurpfuschen voilommen frei gegeben ist. Der Vortrag war begleitet von der 
Vorlage eines reichen Materials gegnerischer „wissenschaftlicher Broschüren", 
Kampfschriften offizieller Organe, anderseits der wichtigsten neueren Literatur 
über das Kurpfuscherproblem, von der außer dem „Uesundheitslehrer“ die zu¬ 
sammenfassende Arbeit Med.-Bat Dr. Kantors: „Freie Bahn allen 
Kurpfuschern" mit einem Vorwort des Vortragenden, erwähnt sei. 

(Eigenbericht.) 

II. Prof. Dr. Arnsperger: Ueber Malaria. Der Vortragende er¬ 
örtert die Bedeutung der Malaria für Deutschland. Die Befürchtungen der 
Malariakenner, daß die Malaria sich nach Rückkehr der erkrankten Feldzugs- 
teilnehmer in Deutschland ausbreiten könnte, haben sich glücklicherweise nicht 
bestätigt. Dies ist teilweise auf die schon vor dem Kriege erfolgte Sanierung 
der Malariagegendcn, teils auf die energische Bekämpfung während des Kriegs, 
teils auf die geordnete Rückkehr der in den Malarialändern zurückgehaltenen 
Kriegsgefangenen, zumeist aber darauf zurückzuführen, daß die Bedingungen 
für die Entwicklung des Krankheitserregers und der Krankheitsüberträger in 
Deutschland ungünstig sind. 

Das Vorkommen der Malaria in Deutschland und anderen Ländern, 
die Entwicklung der Malariaparasiten, die Pathologie der Erkrankung mit 
Rücksicht auf die Erkennung latenter Malaria werden besprochen. Gestreift 
wird die Frage der Einheitlichkeit aller Malariaformen, gegen die gewichtige 
Gründe und Experimente sprechen. Eingehender wird die Begutachtung 
der Malariakranken und die Grundsätze, die bei der Begutachtung fest- 

g ehalten werden müssen, unter Anführung von Beispielen besprochen. Nament- 
ch wird auch die 'Provokation latenter Malaria^ und ihre Bedeutung für die 
Begutachtung erörtert. 

Unter den Bekämpfungsmethoden werden die Maßnahmen be¬ 
sprochen, die dazu dienen, die Plasmodienträger für ihre Umgebung unschädlich 
zu machen, namentlich die Frage der Anzeigepflicht und der Chininpropbylaxe; 
ferner die Maßnahmen zur Bekämpfung der Ueberträger, Mückenvernichtung 
und Bodensanierung. 

Auf die Notwendigkeit der Belehrung der Bevölkerung wird hin¬ 
gewiesen und die Erfolge der Malariabekämpfung, wie sie in verschiedenen 
Ländern und an verschiedenen schwer bedrohten Plätzen, namentlich bei den 
großen Kanal bauten erzielt wurden, mitgeteilt. 

Die Malaria verdient auch bei geringer Ausbreitung Beachtung, weil sie 
die Volkskraft schädigen kann. Die Erfolge, die bei ihrer energischen Be-' 
kämpfung erzielt werden, lassen die Hoffnung zu, daß auch eine energische 
Bekämpfung der für uns noch wichtigeren Volksseuchen wie Tuberkulose und 
Syphilis Erfolge haben wird. (Eigenbericht) 

Diskussion: Herr Holz befürwortet auf Grund seiner Beobachtungen 
in Leipzig die Aufnahme der Malaria unter die anzeigepflichtigen Krankheiten 
wenigstens für eine Zeit, damit festgestellt wird, wieviel Malariaerkrankungen 
vorhanden sind. 

Herr Pötters: Die Krankenkassen Leipzigs melden vierteljährlich^ 80 
bis 40 Fälle. Die Chininkur sei hier immer im Sommer von Juni bis Sep¬ 
tember nötig. 

Herr Weber: Der Bundesstaat Württemberg habe die Anzeigepflicht 
bei Malaria eingeführt; die anderen Bundesstaaten hätten sich im Reichs¬ 
gesundheitsrat gegen die Anzeigepflicht erklärt. Mehr als die Anzeigepflicht sei 
vielleicht eine Umfrage bei den Aerzten zu empfehlen. 

Herr Heyn: Die Anophelesmücke sieht anders aus, wenn sie an der 
Wand hängend von der Ruckenfläche aus und anders, wenn sie an der Decke 
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hängend von nnten betrachtet werde. Letzterenfalls erscheint sie wie ein ein¬ 
geschlagener Nagel. An der Decke ist sie sehr häufig zn finden. 

Herr Schmorl empfiehlt, die Aerzte des Landes durch die ärztlichen 
Bezirksvcreine und das Korrespondenzblatt für die Anmeldung zu interessieren. 
Bei Sektionen fand er die Milz fibrös, bei Malaria tropica Hirnschädigungen 
durch Verstopfung der Kapillaren mit massenhaften Plasmodien. Die Ver¬ 
stopfung hatte zu Nekrosen geführt und zwar zu Herden, wie sie sich bei 
multipler Sklerose finden (Axenzylinder vorhanden, Markscheide fehlt). Durch 
solche Verstopfungen kamen blitzartige Todesfälle zur Beobachtung. 

Herr Arnsperger stimmt zu, daß Anopheles verbreiteter ist, als man 

5 1aubt; sie sitzt besonders in dunklen Ecken. Durch Bundfrage bei den 
.ersten werde die Verbreitung der Malaria am besten festgestellt werden 
können. A. empfiehlt zum Schluß, Malariakurse einzurichten bezw. die Teil¬ 
nahme bei den in Hamburg abgebaltenen zu ermöglichen. Betreffs der Chinin- 
kuren sei zu bedenken, daß viele Kranke das Chinin nicht nähmen; solche 
Kuren müßten in den Krankenhäusern stattfinden, wo eventuell intramuskuläre 
Behandlung möglich wäre. 

III. Reg.-Med.-Bat Dr. Kürbitz: Ueber Testierfähigkeit und Ihre 
gerlchtrtärztlictie Bedeutung. Vortragender bespricht zunächst die für die 
Testierfähigkeit geistesgesunder und geisteskranker Personen in Frage 
kommenden gesetzlichen Bestimmungen. Schon der Minderjährige 
kann nach Vollendung des 16. Lebensjahrs ohne Zustimmung des Vormunds 
ein öffentliches Testament errichten; ferner ist dieses gültig, wenn der Er¬ 
richtende stirbt, noch ehe er entmündigt ist, oder wenn er die Aufhebung der 
Entmündigung mit Erfolg beantragt und zwischen Antrag und richterlichem 
Beschloß seinen letzten Willen aufgesetzt hat u. dergl. m. 

K. geht sodann zur Erörterung der Frage über, welche Geistes¬ 
krankheiten erfahrungsgemäß vor allen Dingen bei der Anfechtung 
eines Testaments eine Bolle spielen. Zunächst ist es die Dementia senilis 
mit ihrer Gedächtnisschwäche, Kritiklosigkeit und ihren mannigfachen Wahn¬ 
ideen ; ferner gehören hierher arteriosklerotische Schwächezustände, postapoplek- 
tische Demenz, präseniler Beeinträchtigungswahn usw. Die leichte Beeinfluß¬ 
barkeit vieler Geisteskranker, die oft zu unangebrachten Testamenten führt, 
wird besprochen, desgleichen auch die Suggestion, die infolge der tiefgehenden 
geistigen Abhängigkeit von dem Hypnotiseur erheblich auf die letztwillige 
Verfügung einwirken kann. 

Neben den psychischen Störungen können auch körperliche Schwäche- 
sustände die Willenskraft stark mindern zum Nachteil der gesetzlichen Erb¬ 
berechtigten; sodann werden noch die Testamente von Sterbenden und von 
Selbstmördern erwähnt. 

Für den ärztlichen Sachverständigen bieten sich nicht selten 
Schwierigkeiten dar, da er den Verstorbenen meist nicht gekannt hat, die 
Zeugenaussagen oft einseitig gefärbt sind und eine histologische Hirnunter¬ 
suchung wohl immer unmöglich ist. Manchmal gelingt es aber doch, durch 
unbeteiligte Dritte von allerlei krankhaften Erscheinungen zu hören, die das 
Wesen und die Eigenart des Testators in einem anderen Lichte erscheinen 
lassen als in früheren gesunden Tagen. Derartige Veränderungen werden be¬ 
sprochen. Bei öffentlichen Testamenten kann man auch auf den Eindruck des 
anwesenden Juristen und der Zeugen zurückgreifen, jedoch stets nur mk Vor¬ 
sicht, da es sich um Laien handelt, die nur kurze Zeit mit dem Betreffenden 
zusammen waren. 

Die Hinzuziehung des Hausarztes wird nicht empfohlen, da er langsam 
rintretende Veränderungen oft nicht wahrnimmt und da er ferner meist nicht 
von dem ärztlichen Berufsgeheimnis durch den inzwishen Verstorbenen ent¬ 
bunden ist. 

Am Schluß werden noch einige wichtige Einschränkungen an¬ 
geführt, die durch das Gesetz gegeben sind. Es handelt sich hierbei z. B. 
u. a. um die Aphasie, für die ein schriftliches Testament vorgeschrieben ist; 
kann noch Ja“ oder „nein" geantwortet werden, so wäre es an sich denkbar, daß 
durch geschickt und vorsichtig gestellte Fragen des Juristen auch auf mündlichem 
Weg der letzte Wille des Betreffenden zu erfahren ist. Agraphie erfordert 
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ein öffentliches Testament und beide Anomalien. zusammen bedingen Testier¬ 
unfähigkeit, z. B. bei motorischer Aphasie mit Lähmung der rechten Hand, 
falls nicht die Fähigkeit vorliegt, mit der linken zu schreiben. Eine gewisse 
Härte dieser gesetzlichen Bestimmung ist unverkennbar, da die Intelligenz in 
derartigen Fällen oft gar nicht gelitten hat und ihr Bestehen durch einen 
ärztlichen Sachverständigen festgestellt werden könnte. 

Taubstumme Personen können nur testieren, wenn sie lesen und 
schreiben können; im Hinblick auf die Tätigkeit eines Taubstummenlehrers 
hätten sich auch hier weitere gesetzliche Grenzen ziehen lassen. 

Blinde sind im B.G.B. nicht genannt; jedenfalls können sie sich auch 
der Blindenschrift bedienen, da die Art der Schrift nicht vorgeschrieben ist. 

(Der Vortrag erscheint ausführlich in der psychiatrisch-neurologischen 
Wochenschrift.) (Eigenbericht) 

Diskussion: Herr Leonhardt: Es kommt sehr selten vor, daß der 
beamtete Arzt vor Errichtung eines Testaments um ein Gutachten über den 
Geisteszustand dessen, der testieren will, ersucht wird. Viel häufiger handelt 
es sich um nachträgliche Feststellung der Geschäftsfähigkeit solcher Personen, 
die testiert haben. In einem ihm znr Begutachtung vorgelegten Falle war 
das Testament vor 48 Jahren errichtet worden. Häufig wird auch von den 
Angehörigen ein Antrag auf Entmündigung gestellt, um ein Testieren zu ver¬ 
hindern oder bei schon errichtetem Testament möglichst bald eine einwand¬ 
freie Feststellung tiber die Geschäftsfähigkeit des Testators zu haben, auf 
Grund deren dann später das Testament angefochten werden kann. Wenn 
noch kein Testament vorliegt, ist es gleichgültig, ob eine Entmündigung wegen 
Geistesschwäche oder Geisteskrankheit erfolgt, da in beiden Fällen ein Testieren 
unmöglich ist. Anders liegt der Fall, wenn es sich um nachträgliche Ungültig¬ 
keitserklärung schon errichteter Testamente handelt. Ein schon errichtetes 
Testament kann nur anf Grund von § 104, Z. 2, B. G. B.’s angefochten werden, 
d. b. der Gutachter muß bescheinigen, daß der Testator bei Errichtung des 
Testaments vollkommen geschäftsunfähig war. Ist eine Entmündigung wegen 
Geisteskrankheit erfolgt, so ist es in der Regel nicht schwer, nachträglich 
eine vollkommene Geschäftsunfähigkeit für die Zeit der Errichtung des Testa¬ 
mentes nachzaweisen. Ist jemand aber nur wegen Geistesschwäche entmündigt 
(also nur für beschränkt geschäftsfähig erklärt), so wird dem Gutachter immer 
entgegengehalten: Wie kann jemand oei Errichtung des Testamentes — also 
Wochen, Monate oder Jahre vor seiner Entmündigung wegen Geistesschwäche — 
vollkommen geschäftsunfähig gewesen sein, der beim Zeitpunkt der Entmündi¬ 
gung in seiner Qescnäftsfähigkeit nur beschränkt war i Es empfiehlt sich 
deshalb in solchen Fällen dann, wenn der Geisteszustand eines zu Ent¬ 
mündigenden es zuläßt, auf eine Entmündigung wegen Geisteskrankheit im 
Sinne des § 6, B. G. B.’s zu kommen, da in diesem Falle keine Schwierigkeit 
entsteht, jemand nachträglich^ für geschäftsunfähig im Sinne des § 104, Z. 2 
zu erklären; fällt doch ein wegen Geisteskrankheit Entmündigter unter den 
gleichen § 104 B. G. B.’s und zwar unter Z. 3. (Eigenbericht.) 

Herr Ilberg klagt darüber, daß die zur Entgegennahme des Testaments 
Schwerkranker erscheinende Gerichtskommission die Geschäftsfähigkeit des 
Testierenden oft nur nach ungenügender, meist nur auf Suggestivfragen be¬ 
ruhender Unterredung bescheinigt. Wenn Kläger wie Beklagte den behandelnden 
Arzt von der Schweigepflicht Defreien, ist Beiner Meinung nach die Auskunft 
des behandelnden Arztes über den Zustand des Verstorbenen keine unbefugte 
Offenbarung von Privatgeheimnissen. — Gelegentlich schreiben rechtsseitig Ge¬ 
lähmte Spiegelschrift. 

Herr Oppe: Oft ist es gar nicht möglich, daß sich derjenige, der das 
Testament übernimmt, in der zur Verfügung stehenden Zeit ein genügendes 
Urteil über die Geschäftsfähigkeit verschaffen kann. Deshalb können nur 
positive Zeugenbeobachtungen verwendet werden. 

Herr Arnemann berichtet einen Fall, wo ein Mann mit fortgeschrittener 
Paralyse bei Uebergabe seines Testaments für geschäftsfähig erklärt wurde. — 

Als Ort für die nächste Sitzung wird Bautzen in Aussicht 
genommen. Dr. 11 b e r g - Sonnenstein. 
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A. Geriohtliohe Medizin. 

Kritik der Theorien des Verbrfihnngstodes. Von Dr. Herrn. Pfeiffer. 
Antrittsvorlesung, gehalten am 11. November 1919 bei Uebernahme der Lehr¬ 
kanzel für allgemeine nnd experimentelle Pathologie der Universität Innsbruck. 
Wiener klin. Wochenschrift; 1919, Nr. 50. 

Den sinnfälligsten Ausdruck für die Gewebemortifikation, die als örtliche • 
Schädigung bei Einwirkung höherer Temperaturen eintritt, können wir an den 
roten Blutkörperchen feststellen, die .beim Durchströmen des Verbrühungs* 
herdes abschmelzen, ihr Haemoglobin an das Plasma abgeben und so die Er¬ 
scheinungen des Haemoglobinaemie und Methaemoglobinaemie 
beim Verunglückten bedingen. Der Blutverlust schwankt selbst in tödlichen 
Fällen von Verbrühungen um 2 °/o, liegt also weit unter jenen Grenzen, die bei 
Blutverlusten nach Verletzungen dem Leben bedrohlich werden. — Betrifft die 
Verletzung mehr als den vierten Teil der Körperoberfläche, so ist meistens 
eia tödlicher Ausgang unvermeidbar; kleinere Individuen (Kinder) sind noch 
empfindlicher als große. Schädigungen zweiten Grades, bei denen die Zirku¬ 
lation im Verbrennungsherde erhalten bleibt, sind bei gleicher Ausdehnung 
gefährlicher, als solche, bei denen dieser durch Verkohlnngen oder Thromben- 
bUdung aus dem Kreisläufe ausgeschaltet wird. Die Zahl der weißen Blut* 
körperchen schnellt nach tödlichen Verbrennungen blitzartig in dio Höhe, um 
später zu einer bis zum Tode zunehmenden Leukopenie zu führen. Die Ge¬ 
rinnungsfähigkeit steigt vorübergehend, um in tödlichen Fällen bis zum Tode 
abzusinken, was bis zur vollkommenen Gerinnungsunfähigkeit führen kann. 
Das peptolytische Ferment überschwemmt beim letal verbrühten Kaninchen die 
Blotbahn bis zum Tode. Der Serumtiter sinkt in ganz akut tödlich ver¬ 
laufenden Erkrankungen unter die Norm, steigt aber bei längerem, tödlichem 
Verlauf sub finem an; dasselbe wird in der Rekonvaleszenz und in den mit 
dem Tode endenden Fällen beobachtet. 

Von den Leichenbefunden sind hervorzuheben: Bei protrahierterem 
Verlauf findet man besonders bei Meerschweinchen und Kaninchen flüssigen 
Gefäßinhalt, Erweiterung der venösen Gefäße des Splancbnicusgebietes. Im 
Magendarmkanal des Pflanzenfressers regelmäßiger, beim Menschen- und Fleisch¬ 
fresser seltener diffase Enteritis, massenhafte ekchymolische Geschwürsbildungen 
Im Magen. In den ersten 24 Stunden fiodet man in den Harnkanälchen massen¬ 
haft Erythrozytenzylinder, die Reste der thermischen Blutschädigung. Die 
Nebennieren des Menschen und des Meerschweinchens weisen förmliche 
haemorrhagische Infarzierungen oder multiple kleine Blutungen auf. 

Ueber das Wesen der thermischen Allgemeinschädigung 
kommt Verfasser zu folgender Anschauung: Was wir Verbrühungstod nennen, 
stellt einen Sonderfall aus einer großen Krankheitsgruppe dar. Sie hat das 
Gemeinsame, daß sie durch Selbstvergiftung des Körpers mit Schlacken des 
Biweißstoffwechsels entsteht. Ueberall dort, wo durch Zugrundegehen großer 
Mengen von Körpereiweiß diese in großer Menge sich bilden oder zurück- 
gehalten werden, daher die physiologischen Schutzvorrichtungen versagen, muß 
sieb das wohl charakterisierte Bild der Eiweißzerfallstoxikose ent¬ 
wickeln. Bei verschiedenen Formen derselben, darunter auch bei der Ver¬ 
brühung, wird die Blutbahn mit dem Moment des Einwirkens der Noxe mit 
großen Mengen eines eiweißspaltenden Fermentes überschwemmt. Es vermag 
sieht nur Eiweißabkömmlinge, sondern auch hochstehende Eiweißkörper ab- 
mbanen und wird teilweise von den Nieren mit dem Harn ansgeschieden. 

Weitere Untersuchungen über die Quelle der Fermente, ob sie Ab¬ 
kömmlinge der thermisch geschädigten Körperzellen sind, über den Zusammen¬ 
hang der Veränderungen der Nebennieren mit dem Eiweißzerfall sollen folgen. 

Dr. M ay e r- Meisenheim. 


Aneiverglftnig. Von Dr. Klemperer. Sitzung des Aerztl. Vereins in 
Brünn vom 12. Januar 1920. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 84. 

K. demonstrierte den Magen einer 28 jährigen Frau, die am 10. Januar 
1920 Arnaa genommen hatte und am 14. Januar starb. Die Art des genommenen 
Präparates war nicht bekannt. Der Magen wies zum Teil tiefgreifende Aets- 
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geschwüre aal An der hinteren Wand des Magens waren 2 etwas seichtere 
Geschwüre, die nicht die ganze Dicke der Schleimhaut betrafen; der Grund 
dunkelbraunrot; die Umrandung scharf; ein drittes erschien wie ein aus* 
gestanzter Defekt der Schleimhaut; am Grunde desselben war die Muskularis 
bloßgelegt. Die Schleimhaut des Fundus glatt und glänzend, gelbgrün gefärbt. 

_ Dr. M a y e r - Meisenheim. 

Zur pathologischen Anatomie der Terschüttungen. Von Prof. Dr. 
L. Pick-Berlin, Prosektor des städtischen Krankenhauses in Friedrichshain. 
Aerztliche S&chverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 2. 

Das Kapitel der Verschüttungen ist durch die Erfahrungen des Krieges 
außerordentlich bereichert worden. Verfasser schildert einige wichtige und 
interessante anatomische Veränderungen bei und nach Verschüttung, und zwar 
als erste ischämische Nekrosen in der Muskulatur der Extremi¬ 
täten, besonders der unteren, dann Veränderungen im Zentralnerven¬ 
system, bestehend in Blutergüssen der Hirnhäute, blutigen Zertrümmerungen 
und kleinen kapillären Blutungen in der Zentrainervensubstanz selbst, schließlich 
Risse der Milz. _ Dr. Solbrig-Breslau. 


Die gesetzliche Empf&ngnlszelt. Von Dr. C. Rüge II. Aus der 
Universitätsfrauenklinik zu Berlin. Aerztliche Sachverständigen - Zeitung; 
1920, Nr. 10. 

Verfasser tritt der von ärztlicher Seite (Zangenmeister) aufgestellten 
Forderung, daß eine Verlängerung der gesetzliche^ Empfängniszeit (802 Tage) 
auf Grund der gemachten Berechnungen an klinischem Geburtenmaterial im 
Interesse der außerehelichen Kinder geboten sei, entgegen. Er behauptet, 4%ß 
die Gebart eines lebenden Kindes nach einer Empfängniszeit von mehr als 
302 Tagen bisher in keinem Fall einwandsfrei nachgewiesen ist. Die bisher 
gesetzlich festgelegte Empfängniszeit sei als richtig zu bezeichnen. Er schlägt 
abqr im Interesse des unehelichen Kindes eine Acnderung des § 1717 B.G.B. 
vor, wonach die veraltete Bestimmung der Exeptio pluriun beseitigt wird und 
als Vater des unehelichen Kindes derjenige gelten soll, der mit größter Wahr¬ 
scheinlichkeit als Erzeuger in Betracht kommt. 

Auch eine Aenderung der unteren Grenze der gesetzlichen Empfängnis- 
zeit hält Verfasser nicht für geboten. Dr. Solbrig-Breslau. 


Verletzung des Kindes hei der Geburt. DAnonstriert von Dr* 
Rud. Neurath, offizielles Protokoll der Gesellschaft der Aerzte in Wien- 
Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 8. 

Das 6 monatliche Kind war nach schwerer Zangengeburt, der die 
Matter des Kindes zum Opfer fiel, asphyktisch zur Welt gekommen. Lineare 
Zangennarben finden sich am rechten Augenwinkel, tiefere am linken Unter¬ 
kiefer. Es besteht Strabismus convergens. Keine Störung der Motilität und 
Reflexerregbarkeit der Gliedmaßen. Bemerkenswert ist aber besonders, daß 
das Kind weder weinen, noch Unlastgefühlen durch Schreien Ausdruck geben 
kann. Auf Nadelstiche zuckt es auf, ohne einen Laut von sich zu geben. Die 
körperliche und geistige Entwicklung ist normal. Der Autor nimmt an, daß 
durch Geburtstrauma (Zange), in dem die Phonation regelnden Hirnzentrum eine 
Blutung zustande gekommen sei 

_ Dr. May er-Meisenheim. 

Bedeutung der mikroskopischen Untersuchung der Lnnge eines 
4Ut Monate nach dem Tode exhumierten Neugeborenen für die Erkennnng 
des Gelehthabens. Von Geh. Med.-Rat Dr Hoffmann, Gerichtsarzt und 
Dr. G. Strassmann in Berlin. Aerztl. Sachverständigen-Ztg.; 1920, Nr. 14. 

Wenn auch in dem vorliegenden Fall nicht mit absoluter Bestimmtheit 
die mikroskopische Untersuchung der Lunge das Gelebthaben (bei negativem 
Ausfall der Lungehschwimm- und Magendarmschwimmprobe) erwies, so ist 
diese Untersuchung, die in jedem gerichtsärztlichen Institut ausführt werden 
kann, zur Ergänzung der Lungenschwimmprobe in schwer zu beurteilenden 
Fällen vorzunehmen, da damit brauchbare Resultate zu erzielen sind. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 
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Isolierte Sponlantruptur der Nabeirene. Von Dr. H. K au t s ky. Geburts¬ 
hilfliche gynaekologische Gesellschaft in Wien. Sitzung rom 10 Februar 1920. 
Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 19. 

In der Mitte der 88 cm langen Nabelschnur fand sich im Amnion ein 
2 cm langer Längsriß, in dessen Grunde die Vene mit einem punktförmigen 
Loche lag. Trotz starker Blutung nach Austritt des Kindes war dieses nicht 
nnaemiseb. Der Autor weist auf die forensische Wichtigkeit des Falles wegen 
der Möglichkeit der Verblutung des Kindes bin. Dr. M a y e r - Meisenheim. 


Gasbazilleninfektion im Anschluß an einen Abortus. Demonstration 
im Verein Deutscher Aerzte in Prag. Von H. Marx. Wiener klin. Wochen¬ 
schrift; 1920, Nr. 36. 

Krimineller Abortus, der durch Einführung eines Schl auch es bewerk¬ 
stelligt worden war. Im Bereiche der linken Hälfte des Gebärmuttergrundes 
kugelige Vorwölbung mit verdünnter und an der Oberfläche von blutenden 
Debiszenzen durchsetzten Wand. Die Hohlräume waren durch gasbildende 
Bakterien, nicht durch den Schlauch erzeugt. Methaemoglobingebalt des Harns 
und blutiger Flüssigkeit im Douglas, nicht des Blutes, waren ebenfalls hierauf 
zurttckzuführen. _ Dr. Mayer- Meisenheim. 


Das Mcnstrnationsglft. Aus der Universitäts-Kinderklinik in Wien. 
(Vorstand Prof. C. Pirquet). Von Prof. Dr. Schick, Assistent der Klinik. 
Auszug aus dem in der Sitzung der Aerzte vom 23. April 1920 gehaltenen 
Vortrage. Wiener klin. Wochenschrift; 1920. Nr. 19. 

Zur Zeit der Menstruation wird im Organismus ein Gift gebildet, das 
Blumen und Pflanzenteile anderer Art vernichtend schädigt. Dianes Gift kreist 
fan Blute und wird mit dem Schweiß verschiedener Körperstellen und mit 
dom Menstruationsblute ausgesebieden. 

In den Werken von Ploß-Bartels und v. Hovorka und Kronfels 
werden die Volksanschauungen über die giftigen Wirkungen des Menstrual- 
blutes mitgeteilt. Nach einer Angabe von.Prof. v. Groer in Lemberg werden 
in Berufen, die mit gefährdeten Gegenständen zu tun haben: Konservenfabriken, 
große Blumenhandlungen eigene Tabellen geführt, in denen die Menstruations¬ 
termine der Arbeiterinnen verzeichnet werden. An diesen Tagen dürfen sie 
zur Vermeidung von Schädigungen des Obstes oder der Blumen sich nicht mit 
diesen beschäftigen, sondern müssen andere Arbeiten verrichten. In der 
Aussprache wies der Pflanzenpbysiologe Mo 1 isch auf die Schwierigkeit 
der Erklärung .einer Einwirkung dieses Menotoxins auf die Pflanze hin, da die 
widerstandsfähige Kutikula eine Einwirkung von außen sehr erschwere 
Fischer gab geschichtliche Hinweise auf die Giftigkeit des Menstrualblutes. 
Thal er bemerkt, daß nach Imchanitzky-Ries mit der Menstrualblutung 
Arsen ausgesebieden wird. Der Menstruationsvorgang sei nichts anderes, als 
eine toxische Wirkung des sich in den Uterindrüsen stauenden, arsenhaltigen 
8ekretes auf das umgebende Gewebe. Nach Halben ist es schon seit länger 
bekannt, daß das Blut der Frau zur Zeit der Menstruation toxische Wirkungen 
besitzt. Neu ist, daß diese giftigen Stolle auch durch die Schweißdrüsen 
tu so intensiver Weise ausgeschieden werden und daß wir in den Pflanzen 
ein so feines Reagens für den Nachweis dieser Stoffe besitzen.! 

_ Dr. M a y e r - Meisenheim. 

& Maoh verathndlgent&ttg k eit in Unfall-, Invalidität»- und 
Krankenveraloherangsaaohen. 

Posttraumatische Gelenktuberkulose. Von Dr. M. Jerusalem. 
Verhandlungen der Gesellschaft der Aerzte in Wien. Sitzung vom 19. Dezember 
1919. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 1. 

Ein ßljähriger Kutscher erlitt im Juni 1919 durch Sturz eine „Distorsion" 
der rechten Hand. Behandlung mit Heißluft und Massage; Trotzdem Ver¬ 
schlimmerung des Zustandes, Zunahme der Schwellung des Handgelenkes und 
der 8cbmerzen. Am 7. November: Versteifung des Gelenkes und der Finger; 
Absscßbildaog. Röntgenbefund: Konsnmptionsberd im Os multangulum majns. 
Der Autor weist auf das außerordentlich häufige Auftreten der posttrauma- 
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tischen Gelenktuberkulose in unserer Zeit hin, das mit der allgemeinen Unter- 
ernährung and der größeren Taberkaloseempfänglichkeit der Bevölkerung 
im Zusammenhang stehe. Bei jeder Gelenkverletzang and jedem Sehnen¬ 
scheidenerguß muß man jetzt an die Möglichkeit einer latenten TaberkulosS 
denken. Mit Massage und Mechanotherapie müsse man, um Schaden zu ver¬ 
hüten, recht vorsichtig umgehen. 

ln der Aassprache bestätigst 0. F r i s c h die Zanahme solcher Fälle. 
In bezog auf die Diagnose ist daran festzuhalten, daß bei rein traumatischen 
Ergüssen die Schmerzen allmählich abnebmen; wird der Prozeß fangös, so 
nimmt die Schmerzhaftigkeit, die zunächst abgeflaut war, allmählich wieder za. 

Dr. M a y e r - Meisenheim. 


Die funktionellen Harnblasenstörungen In ihrer Beziehung zur 
Erwerbsminderung and Rentenversorgung. Von Generalarzt a.D.Herhold- 
Hannover. Aerztliche Sachverständigen-Zeitang; 1920, Nr. 14. 

Die eigentliche Harnblasen-Nearose, als Dauerinkontinenz and als vor¬ 
übergehende Inkontinenz vorkommend, ist im allgemeinen nicht dazu angetan, 
Rentenversorgongsansprüche zu begründen. Dr. Solbrig -Breslau. 


Der Terlnst einer Niere infolge Betriebsunfalles bedingt nach ein¬ 
getretener Gewöhnung höchstens noch eine Einbuße der Erwerbsfähigkeit 
von 10°/o. Von Geschäftsführer Dr. Köbke. Aerztliche Sachverständigen- 
Zeitang; 1920, Nr. 16. 

Mitteilang eines Falles, bei dem durch Sturz eine Zerreißung einer 
Niere entstand, die operativ entfernt werden maßte. Es wurde zunächst eine 
Rente von 30'/» zagesprochen. Diese Rente wurde, da in der Folgezeit von 
einer Einbuße des Arbeitsverdienstes nicht mehr die Rede war, auf 10% (als 
Daaerrente) herabgesetzt. Von den Gutachtern hatte einer volle Erwerbs¬ 
fähigkeit, ein anderer trotz Fehlens jeder Beeinträchtigung der Gesundheit eine 
Erwerbsbeschränkung von 80°/o angenommen. Dr.Solbrig -Breslan. 


O. Bakteriologie und Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. 

1. Pocken. 

Die Alterssterblichkeit an Pocken vor Einführung der Impfung. 
Von Dr. Karl Kisskalt und Clara Stoppenbrink. (Hyg. Inst., Univ. Kiel.) 
Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrankheiten: Bd. 90, H. 3, 6. 478 bis 
489, 1920. 

Die über die Bevölkerungsstatistik der- Stadt Königsberg i. Pr. im dor¬ 
tigen Staatsarchive verwahrten, für jene Zeit ungewöhnlich genauen Angaben 
für die Jahre 1773 bis 1803 ermöglichten es, einwandfreie Berechnungen über 
das damalige Verhalten der Blatternsterblichkeit anzustellen. Da die Blattern 
vor der Schntzpockenimpfnng eine Kinderkrankheit waren wie heute Masern 
und Scharlach, wurden bei der Berechnung geschieden die Blatterntodesfälle 
in den Altersklassen unter und über 10 Jahren, und dann noch gesondert fest- 
gestellt nicht nur für jedes der 10 ersten Lebensjahre, sondern auch für den 

1. Lebensmonat, das 1. und das 2. Lebensvierteljahr, sowie für das 2. Lebens¬ 
halbjahr. 

Zunächst ergab sich, daß keines der 30 Jahre ohne einen Blatterntodes¬ 
fall war, also die Krankheit niemals erlosch, während sie sich in 18, unregel¬ 
mäßig aufeinander folgenden Jahren ungemein häuften. Diese Seuchenzeiten 
erstreckten sich nur zweimal auf 1 Jahr, zwölfmal auf 2 Jahre und einmal 
sogar auf 4 Jahre. Die Sterblichkeit der verschiedenen Altersklassen an¬ 
langend, erwies sich als am meisten gefährdet das 2. Lebensjahr, dann das 

2. Lebenshalbjahr, dann das 3. Lebensjahr, dann erst das 4. und nun erst das 
1., das 6., das 6.- usw. — Relativ am wenigsten starben Säuglinge im 1. Lebens¬ 
monate, mehr im 1., noch mehr im 2. und noch mehr im 8. und 4. Lebensviertel¬ 
jahre, und zwar in den letzteren zwei- bis dreimal so viele als im Beginne/ 
Diese Erscheinung findet ihre Erklärung in der relativen, bei der Geburt be¬ 
stehenden, aber bald abklingenden Unempfänglichkeit gegen Blattern, die auch 
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in der Unempfänglichkeit gegen Vakzine hervortritt, nnd anderseits in dem 
absichtlichen Fernhalten der Säuglinge von der Ansteckung. Die letztere 
Ursache macht sich auch in dem Umstande geltend, daß in den seuchenfreien 
Jahren wesentlich mehr ganz kleine Kinder starben als in den Seuchenjahren. 

Ferner ergab sieb, daß von 100 in einem Jahre Geborenen bis zu 
14,9%, im Mittel 11,4°/ 0 , vor Ablauf des 10. Lebensjahres an Blattern ver¬ 
storben waren. — Die Zahl der in den einzelnen Jahrgängen Verstorbenen ist 
ziemlich ungleich. Sie ist stark davon abhängig, ob der betreffende Jahrgang 
schon in sehr jugendlichem Alter von einer Epidemie heimgeführt war. 

Zu der Frage der Letalität und der Erkrankungshäufigkeit 
ließ sich aus den Zahlen nichts Genaues feststellen. Nimmt man an, daß 
jedermann im Kindesalter von den Blattern befallen wurde, so würde sich 
die Letalität bei der Verteilang auf die einzelnen Lebensklassen auf 
10,9 % stellen. Nimmt man aber, wie Faust im Jahre 1798, an, daß nur 
80% während ihres Lebens erkrankten, dann würden es 15,6% sein. 
Zwischen diesen beiden Zahlen dürfte die Letalität unter den damaligen Er¬ 
krankungsverhältnissen liegen. Dr. Bis e l- Balle a. S. 


Tagesiiachriclitpn. 

Ava dar praumlzoheit Landesversammlung. In den Bitzungen 
vom 11. und 12. d. Mts. erfolgte die zweite Beratung des Hebammen¬ 
gesetzes. Der von der Regierung vorgelegte Entwurf hatte in dem Ausschuß 
rar Bevölkerungspolitik eine vollständige Umarbeitung erfahren. Danach steht 
jeder Frau in Preußen Hebammenhilfe zu. Dazu gehört auch Versorgung der 
Wöchnerin im Wochenbett und der Neugeborenen sowie Beratung über die 
Pflege und das Stillen der Kinder. Zur Xusübung der Geburtshilfe sind nur 
Frauen berechtigt, die ein amtliches Prüfungszeugnis besitzen; ausgenommen 
sind Notfälle, wenn es nicht möglich ist, rechtzeitig eine Hebamme oder einen 
Arzt zuzuziehen. Die Hebammen werden als Bezirkshebammen angestellt. 
Die Provinzialverbände teilen auf Vorschlag der Land- und Stadtkreise 
das Gebiet der Prov*nzen in Hebammenbezirke ein. Sie stellen für jeden 
Hebammenbezirk die Bezirkshebammen durch Dienstvertrag an. Zunächst 
erfolgt die Anstellang probeweise auf zwei Jahre. Während der Probezeit 
steht dem Provinzial verband jederzeit das Recht der Kündigung zu. Nach 
endgültiger Anstellung kann das Dienstverhältnis von dem Provinzialverband 
nur in gewissen gesetzlich festgelegten Fällen gekündigt werden, u. a. auch 
deswegen, wenn die Hebamme duren einmalige grobe Nachlässigkeit oder sonst 
des Vertrauens sich unwürdig erweist, das ihr Beruf erfordert oder wenn sie 
dreimal innerhalb der letzten 10 Jahre wegen Mangel an Pflichteifer, wegen 
unwürdigen Lebenswandels, Berufs Vernachlässigung oder ungleichmäßiger Be¬ 
rücksichtigung oder Behandlung der Hilfesuchenden durch die Kreishebammen¬ 
stelle verwarnt worden ist oder wenn sie für ihre Hilfeleistung Forderungen 
stellt, und schließlich, wenn Bie das 65. Lebensjahr vollendet hat. Ein weiterer 
Abschnitt des Gesetzes regelt die Pflichten der Bezirkshebammen. 
Die Bezirkshebamme muß in ihrem Bezirke wohnen und darf außerhalb dieses 
Bezirkes nur dann tätig sein, soweit ihr dies im Dienstvertrag ausdrücklich 
gestattet ist oder keine zuständige Bezirkshebamme rechtzeitig zugezogen 
werden kann. Die Hebamme ist zur Hilfeleistung in allen in ihr Fach 
schlagenden Fällen verpflichtet, unter Befolgung der vom Minister für 
Volkawohlfahrt erlassenen Vorschriften. In bezug auf Ausübung ihres Berufes 
unterstehen die Hebammen der Aufsicht des Kreisarztes. Das Dienst¬ 
einkommen der Bezirkshebammen ist wie folgt geregelt: Die Bezirks¬ 
hebamme erhält ein Grundgehalt von jährlich 3600 M., einen Zuschlag 
Ws 100% des Grundgehalts, dessen Höhe sich nach den Lebens- und Arbeits- 
Verhältnissen richtet, die in dem betreffenden Bezirk herrschen, und schließlich 
erhält die Hebamme eine Vergütung für die einunddreißigste und jede 
folgende Geburt, bei der sie innerhalb eines Jahres Hilfe leistet. Die Ver¬ 
gütung beträgt bis zur fünfundsiebzigsten SO M m für die seebsundsiebzigste 
and jede weitere 20 M. Den Bezirkshebammen steht ein Ruhegeld zu für 
den Fall der dauernden Berufsunfähigkeit oder nach Vollendung des fttnfund 
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sechszigsten Lebensjahres. Die Zahlung der Gehälter usw. erfolgt für den 
Provinzialverband durch die Stadt- and Landkreise. Außer den Leistangen, 
die ihr das Gesetz and die Anstellungsbedingungen zugestehen, bat die Bezirks¬ 
hebamme keinerlei Ansprach auf Vergütung. Die Erhebung oder die An¬ 
nahme ron Gebühren ist ihr untersagt. Weitere Bestimmungen 
regeln die Zahl der Hebammenstellen. Für jeden Stadt- und Landkreis ist min¬ 
destens eine Kreishebammenstelle einzurichten. Für jede Geburt ist an 
den Provinzialverband eine Gebühr zu zahlen, deren Höhe nach Anhören der Pro¬ 
vinzialverbände, im Verordnnngswege durch den Minister für Volks Wohlfahrt 
im Einverständnis mit dem Finanzminister festgelegt wird. Die Gebühren sind 
so zu bemessen, daß mindestens drei Viertel der zur Besoldung der Hebammen 
notwendigen Beträge dadurch gedeckt werden. Sie sind abzustufen nach der 
Leistungsfähigkeit des Gebührenpflichtigen gemäß der Höhe seines Einkommens 
oder seines Vermögens und nach den örtlichen Verhältnissen. 

Zu der Sitzung hatten sich sehr viele Hebammen, namentlich am ersten 
Tage, als Tribünenbesucher eingefanden und versuchten durch Beifalls- und 
Mißfallskundgebungen Einfluß auf den Gang der Verhandlungen auszuüben, so 
daß vom Präsidenten der Bundesversammlung mehrfach mit Bäumen der 
Tribünen gedroht werden mußte. Erreicht haben sie durch dieses Verhalten 
scheinbar das eine, daß der vom Abg. Dr. Brock mann (Welfe) mit Unter¬ 
stützung des Zentrums und der rechten Seite gestellte Antrag auf Zurück¬ 
weisung an die Kommision ab£elehnt wnrde, weU das Zentrum schließlich da¬ 
gegen stimmte. Die darauf folgende Beratung, auf deren Einzelheiten ein¬ 
zugehen uns leider der Raummangel verbietet, gestaltete sich sehr lebhaft. 
Von den Rednern der Deutschnationalen Partei, der Deutschen Volkspartei, 
der Welfen und zum größten Teil auch des Zentrums wurde der Standpunkt 
vertreten, daß die Fassung des Gesetzentwurfes weder den Bedürfnissen des 
Volkes noch den Interessen der Hebammen entspreche und deshalb einer noch¬ 
maligen Durchberatung bedürfe, ein Standpunkt, der mehr oder weniger auch 
von dem Minister für Volks Wohlfahrt geteilt wurde, der namentlich die. Be¬ 
stimmung bemängelte, daß die Provinzialverbände die Träger des Gesetzes 
sein sollten und außerdem die Ansicht vertrat, daß gerade die Verabschiedung 
dieses Gesetzes möglichst unter Zustimmung aller Parteien erfolgen sollte. 
Bei der Durchberatung und Abstimmung wurde dem Wunsche des Ministers auch 
insofern Rechnung getragen, als in § 5 die Einteilung der Hebammen¬ 
bezirke einem Anträge des Zentrums gemäß den Stadt-und Landkreisen 
statt den Provinzialverbänden übertragen wurde, und uiese demzufolge auch die 
Hebammen durch Dienstvertrag anzustellen haben. Außerdem wurde beschlossen, 
daß den der Hebammenhilfe bedürftigen Frauen die freie Wahl unter den Heb¬ 
ammen zustehen solle. In bezug auf das Diensteinkommen wurde ein An¬ 
trag der Unabhängigen sozialistischen Partei auf Erhöhung des Grundgehalts von 
8600 M. auf 6000 M. unter Streichung der sonstigen Vergütung abgelehnt, da¬ 
gegen auf Antrag des Zentrums die Vergütung für die ersten 75 Geburten 
von 80 auf 20 und für die weiteren von 20 auf 10 Mark herabgesetzt. 
Bei der Beratung kam es übrigens insofern zu einem Zwischenfall, als 
der Unabhängige Dr. Weyl den Regierungsvertretern Sabotage des Gesetzes 
vorwarf und dieser Vorwurf von dem Geh. Ob.-Med.-Rat Dr. Kr oh ne als 
völlig aus der Luft gegriffen bezeichnet, mit aller Entschiedenheit zurück- 
gewiesen wurde. Der Abg. Dr. Weyl verbat sich darauf, daß ein Regierungsver-' 
treter sich gestatte, einen Abgeordneten wie einen Schulbuben abzukanzeln; die 
Parteien der Linken müßten gegen derartige Anrempelungen Protest erheben 
und würden sich erforderlichenfalls genötigt sehen, im nächsten Haushalt die 
Streichung des Gehalts für diesen Herrn vorzunehmen; d. h. die Regierungs- 
Vertreter haben alle Grobheiten wie Vorwürfe der Abgeordneten ruhig ein- 
Zustecken und Gehaltsentziehung zu erwarten, wenn sie es wagen sollten, sich 
dagegen zu wehren. Hoffentlich wird der Ausfall der Wahlen im nächsten 
Monat den betreffenden Herren zeigen, daß ihre Bänme nicht in den Himmel 
wachsen, sondern sich im GegenteU ein erhebliches Zusammenschrumpfen ge¬ 
fallen lassen müssen. 

In der bis nach 12 Uhr nachts tagenden Sitzung vom 18. Januar wurde 
übrigens der Vorschlag des Präsidenten, noch die dritte Lesung des Heb¬ 
ammengesetzes vorzunehmen, abgelehnt. Damit ist seine Verabschiedung in der 
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diesmaligen Tagung der Landesversammlung ausgeschlossen, da sich diese am 
folgenden Tage vertagte. In der letzten Sitzung vom 14. d. M. erklärte übrigens 
der Minister für Volkswohlfahrt, er würde einen neuen Gesetzentwarf 
dem demnächstigen Landtage so rechtzeitig zngehen lassen, daß er noch za dem 
in Aassiebt genommenen Termin in Kraft treten könne. Außerdem wies er 
die Angriffe des Abg. Dr. W ey 1 gegen den Geh. Ob.-Med.-Rat Dr. K roh ne 
als anbegründet zurück. Nach dem von ihm eingesehenen Stenogramm hätte 
dieser in seiner Erwiderung wohl einige Wendungen besser unterlassen können, 
der Abg. Dr. Weyl habe ihm aber in mehrfacher Hinsicht Unrecht getan und 
ihm namentlich ohne Grund Sabotage vorgeworfen. 


In ihrer letzten Sitzung hat übrigens die Preußische Landesversamm- 
hH noch dem Gesetzentwurf betr. Aeuderung des Beamtenbesoldungs- 
gesetses und Gewährung von Notznschlägen zu den Kinderbeihilfen und des 
erbßbten Ortszuschlages an die nicht fest angestellten Beamten (z. B. Kreis¬ 
assistenzärzte) ihre Zustimmung erteilt 


Die Gef&ngnis- und Strafanstalts&rzte von Groß-Berlin und des 
Bbein.-Westf. Industrie-Bezirks haben sich zwecks Erlangung gleichmäßiger 
Vertragsbedingungen vereinigt und beschlossen, eine Vereinigung sämtlicher 
Gefßngnisärzte Preußens zu bilden. Die neuen Verträge sollen sich nach 
Verhandlungen mit dem Justizministerium im wesentlichen auf folgender Grund¬ 
lage auf bauen: 

1. Honorar: Es wird nach den Ortsklassen I bis V eine Jahres-Kopfpauschale 
von 20, 19, 18, 17, 16 Mark gezahlt. Auszahlung erfolgt entsprechend 
der durchschnittlichen wirklichen Belegung des vorhergehenden Vierteljahres. 

2. Im Falle von Krankheit und Urlaub bis zur Dauer von einem Monat im 
Jahr erhält der Gefängnisarzt seine vertraglichen Gebühren weiter, nnd 
die Verwaltung zahlt dem vom Gefängnisarzt zu präsentierenden Vertreter 
Gebühren in gleicher Höhe. 

Anmeldungen nimmt Med.-Rat Dr. S c h r e b e r, Gefängnisarzt, Berlin NO. 18, 
Landsberger Straße 92 entgegen. Der Jahresbeitrag ist auf 10 Mark fest¬ 
gesetzt und an Dr. Dorsch, Gefängnisarzt, Essen, Postscheckkonto Essen 
Nr. 2180 einzusenden. 


Das Deutsche Zentral-Komltee zur Bekämpfung der Tuberkulose 
bea bs ichtigt zur Feier seines 25 jährigen Bestehens im Mai d. J. und zwar 
(in der Woche nach Pfingsten) einen 3 tägigen deutschen Tuberkulose-Kongreß 
zu veranstalten. 


Von dem Vorsitzenden der Verwaltungskommfssion der früheren 
internationalen Vereinigung gegen die Tuberkulose, Dr. Bumm, Präsident 
des Beichsgesundheitsamtes geht uns nachfolgende Erklärung zur Veröffent¬ 
lichung zu: „Die Unterzeichneten, in Berlin wohnhaften deutschen Mitglieder 
der Verwaltungskommission der Internationalen Vereinigung gegen die Tuber¬ 
kulose haben in einer am 9. Dezember 1920 stattgehabten Sitzung, nachdem 
sie von der in Paris erfolgten Begründung einer neuen Internationalen Liga 
zur Bekämpfung der Tuberkulose Kenntnis erhalten haben, ihrer Ueberzeueung 
dabin Ausdruck gegeben, daß die Internationale Vereinigung zur Bekämpfung 
der Tuberkulose als nicht mehr bestehend und demzufolge aie Funktionen der 
erwähnten Verwaltungskommission und des General-Sekretärs als erloschen zu 
betrachten seien. Die Unterzeichneten deutschen Mitglieder der früheren Inter¬ 
nationalen Verwaltungskommission erklären demgemäß, daß der Schritt des 
ehemaligen General-Sekretärs, Prof. Dr. Pannwitz, welcher sich in einer 
/Tnberculosis, November 1920* betitelten und vor einigen Tagen versandten 
Drucksache neuerdings an alle Mitglieder der früheren Internationalen Vor- 
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einigung gewandt hat, 1 ) ohne Wissen und gegen den Willen der Unterzeich¬ 
neten erfolgt ist.* 


In bezug auf das Verhältnis der Aerzte zu den Krankenkassen hat 
die 17. Ordentliche Hauptversammlung des Verbandes der 
Aerzte Deutschlands am 18. Dezember 1920 einstimmig folgende Ent¬ 
schließung angenommen: 

„Die Aerzteschaft weist die von den Krankenkasse in Berlin erhobenen 
schweren Vorwttrfe als ungerechtfertigt zurück. Sie steht nach wie vor auf 
den Stand pnnkt, daß die Familien Versicherung als dringendes Gebot der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege alsbald eingeführt werden muß und daß die Beseitigung 
der kostenlosen ärztlichen Behandlung eine schwere Schädigung der Heilfür¬ 
sorge bedeutet. Die von den Krankenkassenverbänden angestrebte Hassen¬ 
behandlung in Kassenpolikliniken bringt angesichts der schwer darniederliegen¬ 
den Volksgesundheit eine erhebliche Verschlechterung des jetzigen Zustandes 
mit sich.* 

Die Versammlung verlangt von allen Aerzten, daß sie das auf Grund 
der im Beichsarbeitsministerium getroffenen Vereinbarungen bestehende Vor- 
tmgpverhältnis fortsetzen und neue Verträge auf dieser Grundlage schließen. 

Zur Abänderung der BVO. wird vorgeschlagen: 

1. In die Zwangskrankenversicherung sind alle wirtschaftlich Schwachen 
aufzunehmen. 

2. Versicherungsrecht und Versicherungspflicht enden mit einem bestimmten 
Jahreseinkommen bexw. einem bestimmten Jahresarbeitsverdienst. 

8. Für alle diese Personen ist die Familienversicberung einzuführen. 

4. Den Versicherten und ihren Angehörigen muß die Wahl des Arztes grund¬ 
sätzlich freigestellt werden. 

B. Die Organisationen der Krankenkassen und Aerzte bilden 

a) Arbeitsgemeinschaften zur Erledigung aller gemeinsamen Angelegen¬ 
heiten und zur Förderung der sozialen Gesetzgebung und der Gesund¬ 
heitspflege ; 

b) Einiguogsausschüsse zur Vereinbarung der Bedingungen für die 
kassenärztliche Tätigkeit; 

c) örtliche Schlichtungs- und Schiedsinstanzen zur Schlichtung und Ent¬ 
scheidung von Streitigkeiten bei Vertragsverbandlungen; 

d) Eia Beichsschiedsgericht zur Bevision von Schiedsgerichts-Ent¬ 
scheidungen. 

Die deutsche Aerzteschaft ist überzeugt, daß durch die Einführung 
solcher gesetzlicher Maßnahmen der Friede zwischen Krankenkassen und Aerzten 
dauernd gesichert ist.* 


*) In diesem Bundschreiben hatte Prof. Dr. Pannwitz sich an alle 
Mitglieder der früheren internationalen Vereinigung gewandt, um die Tagung 
einer internationalen Tuberkulose-Konferenz im Frühjahr 1921 herbeizufnnren, 
obwohl im Oktober 1920 eine Sitzung dieser Vereinigung in Paris Btattgefunden 
und sich eine neue derartige Vereinigung gebildet hat, aber unter Nicht- 
berttcksichtigung von Deutschland. Die obige Erklärung bildet jedenfalls die 
richtige Antwort auf ein solches Vorgehen. 


Mitteilung. 

Dieser Nummer liegt das Inhaltsverzeichnis bei, worauf wir die Leser 
besonders aufmerksam machen. 


Ymtwßrtlloh fflr dl« Sehrlftleitunf: Prof. Dr. Bepmnikd, Geh. Med.-Ret In Lipptpring«. 
Drink toi J. 0. 0. Brat, Minden i. W. 
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Zeitschrift für Medizinalbeaiate. 


Nr. 8. 


Nummer der Zeitschrift mitgeteilte Versetzung des Besirksarztes Dr. Höf er 
▼Ow Faroberg nach Stadtamhof ist zurückgenommen. 


Auf Ansuchen ausgeschieden sind aus dem Obermedl- 
zinalausschuß: die Ob.-Med.-Räte Dr. Henkel, Bezirkarzt a. D. in 
Garmisch und Hofrat Dr. M. Wohlmuth in München; aus den Kr eis- 
iqpdizinalausschÜBsen: die Ob.-Med.-Räte Dr. v. Dall’Armi, Bezirks¬ 
arzt a. D. in München, Dr. Er dt, Landgerichtsarzt a. D. in Mänchen, Dr. 
Gr ah am er, Landgerichtsarzt a. D. in Landshat, Dr. Weber, Bezirkarzt in 
Kdheim, Dr. Al'alberg, Bezirksarzt a. D. in Ludwigsburg, Dr. Zinn, Land- 

S srichtsarzt a. D. in Bamberg, Dr. Federschmidt, Bezirksarzt a. D. in 
ürnberg, Hofrat Dr. Landgraf in Bayreuth und Apotheker Höchstetter 


Bldsn. 


Ernannt} ZuMitgliedern desLandesgesundheitsrates für die 
Jahre 1921—1924: Die Ob.-Med.-Räte Dr. Kautzmann und Dr. Hammel, 
Ob.-Reg.-Rat Fehsenmeier, Prof. Hopfner, Bezirksarzt Med.-Rat Dr. 
Rber.l^, Frau Reg.-Rat D.\Baum, Zahnarzt Dell, Baurat Droch und 
Apothekenbesitzer Dr. Lakemeyer, sämtlich in Karlsruhe, Geh. Rat Pro! 
Dr. Brühl, Oberbürgermeister Walz und Apothekenvisitator Dr. Weil) in 
Heidelberg, Med.-Rat Dr. Bänder, Bezirksarzt in Freiburg L Brtg., Med.-Rat 
Dr. Wegerle in Mannheim, Bürgermeister Dr. Gugerle in Lörrach, Dr. 
Hennemann in W&chtersbach zum Bezirksarzt in Sinsheim. 

*> i 




Hessen. 


Ernannt: Dr. Will mann in Bad Salzhausen, Amtsarzt bei den Kreis- 
gesundbeitsämtera Büdingen und Schütten zum Kreisarzt in Lauterbach, Dr. 
Griesmann, Priratdozent für Hygiene in Gießen zum ordentlichen Honorar¬ 
professor in der dortigen medizinischen Fakultät. 


Stadtassistenz- und 
Fürsorgearzt 

zuim 1. April 1921 nach Dortmund gesucht 
Bewerber, die besondere Ausbildung in innerer 
. Medizin haben, die Kreisarztprüfung abgelegt 
haben oder sich darauf vorbereiten, werden 

bevorzugt. 

Anstellung auf Privatdienstvertrag * mit beider* 
seitiger 1 / 4 jähriger Kündigung. Besoldung nach 
staatlicher Gehaltsgruppe lO. 

-• - Meldungen umgehend an 


Städtisches Medlztnalamt, Betenstr. 321 

. * ’ 






84. Jahr. 


Ze4tschnft für Hedivinalbeamte. 



Bei der hiesigen Verwaltung ist sofort die Stelle.eines..i 

Stadtasslstenz-Arztes j 

(ßtellyertreter des Stadtarztes) za besetzen. ' 1 

Es kommen nur solche Herren* in Betracht, welche eioe für Kreisin i 
Torgeschriebene Staatsprüfung bestanden haben. Die Besoldung erfolgt vorläu 
nach Gruppe 10 der staatlichen Besoldangsordnang. Kinderbeihilfe: und A 
gleichszulage werden nach den staatlichen Bestimmungen und der Ortszuschl 
nach den Sätzen der Ortsklasse A gewährt. Die Anstellung erfolgt'auf Pny 
dienstvertrag unter dem Vorbehalt einer gegenseitigen sechswöchigenKtindiguni 
frist. Anrechnung auswärtiger Dienstjahre auf das Besoldungsdienstalter bient 
besonderer Vereinbarung Vorbehalten. Privatpraxis ist nicht gestattet. T 

Bewerbungen werden sofort an den Unterzeichneten erbeten., 
Duisburg, den 20. Januar 1921. 

Der Oberbürgermeister. 

Dr. Jarree. 


. Jg- 8üdd. (von 1914-1919 als Kriegsschw. in Feld- u. Kriegslazarett f 
tätig), heiteren. Wesens, sucht ab 1. Febr; 1921 event. ffUhor Odfr Onater 1 
pass. Wirkungskreis zu Arzt, in Sanatorium oder 
Prlvatpfl. Berlin bevorzugt. Beste Zeugn. n. Referenz, z. Verfügung, j 
Offerten unter M. B. 390 an die Exp. d. Blattes. , 
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MEDIZINALBEAMTE 


Zentralblatt 

für das gesamte Gebiet der gerichtlichen Medizin und Psychiatrie, des 
staatlichen u. privaten Versicherungswesens, sowie fflr das Medizinal- 
u. öffentliche Gesundheitswesen, einschl. der prakt. u. sozialen Hygiene 

Horansgegeben 

▼on 

Prof. Dr. Otto Rapmund 

Geh. Med.-Rat in Bad Lippspringe. 


Offizielles Organ d. Deutschen, Preußischen, Bayerischen, Sächsischen, 
Württembergischen, Badischen, Hessischen, Mecklenburgischen, 
ThQringischen u. Braunschweigischen Medizinalbeamtenvereins 


Yerlag von Fischer’s med. Buchhandlung H. Kornfeld 

Herzogi. Bayer. Hof- n. K. n. K. Kammer-Bnchhlndler 

Berlin W. 62, Keithstrasse 5 


Anzeigen werden durch die Anxelgenverwaltang Hans Pasch, Berlin SW. 48, Wilhelmstr, 28 sowie 
▼on s&mtllchcn Anzeigen-Annahmestellen des In- and Auslandes angenommen. 

Die durchgehende Petitzeile kostet H. 2,50 


Nr. 3. 


Erscheint am 5. und 20. Jeden Monats 


| 5. Febr. 


Die Versorgung der Krankenanstalten mit 

Tageslicht. 

Von Prot A. Korff- Petersen, Abteilungsvorsteher am Hygienischen Institut 

der Universität Berlin. 

Für das subjektive Wohlbefinden der in Anstaltspflege 
befindlichen Kranken spielt entschieden die Belichtung der 
Krankenräume eine wesentliche Rolle. Ein helles, freundliches 
Krankenzimmer wird wohl von allen Pfleglingen wohltuend 
empfunden werden und ihnen von vornherein ein gewisses Zu¬ 
trauen zu der Krankenanstalt einflößen. Wird in einzelnen 
Fällen ein mehr gedämpftes Licht gewünscht, so läßt sich das 
leicht durch Anbringen von Vorhängen usw. hersteilen. Eine 
über diesen psychischen Einfluß hinausgehende Wirkung des 
Lichtes darf man freilich nicht erwarten, wissen wir doch, daß 
die unmittelbar durch Lichtstrahlen hervorgerufenen Ein¬ 
wirkungen auf den Körper praktisch nur im Freien von Be¬ 
deutung sind. Ebenso ist im Zimmer eine desinfizierende 
Wirkung des Lichtes nicht zu erwarten. 

Neben den sonstigen hygienischen Anforderungen, hin¬ 
sichtlich Luftkubus, Feuersicherheit, Reinlichkeit usw. hat man 
bisher mit Recht der Bedeutung des Lichtes gebührend Rech- 
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nung getragen und bei Anlage von Krankenanstalten darauf 
gesehen, dafi die Belichtung der Krankenräurae eine möglichst 
gute uud reichliche sei. Die wirtschaftliche Notlage, in der wir 
uns zurzeit befinden, zwingt uns jedoch dazu, auch unsere 
Ansprüche an die Ausgestaltung der Krankenanstalten herab¬ 
zusetzen: so sind durch Erlaß des Ministers für Volks Wohlfahrt, 
betreffend Vorschriften über Anlage, Bau und Einrichtung von 
Krankenanstalten vom 30. März 1920 die bisher in Kraft be¬ 
findlichen Vorschriften teilweise erheblich verändert worden. 
Der leitende Gedanke für diese Abänderungen war, „die infolge 
außerordentlicher Steigerung aller Löhne sowie der Kosten für 
Baustoffe usw. stark erschwerte Neuerrichtung bezw. Umge¬ 
staltung von Krankenanstalten unbeschadet der auch künftig 
zu beobachtenden dringenden hygienischen Forderungen zu 
erleichtern.“ 

An Stelle der Klassifizierung der Krankenanstalten in kleine 
mit einer Höchstzahl von 60 Betten und große von mehr als 
60 Betten ist die Einteilung in kleine Anstalten (bis zu 60 
Betten), mittlere (60—160 Betten) und große (über 160 Betten) 
getreten. Dabei sind die früher nur den kleineren Anstalten 
zugebilligten Erleichterungen zum Teil auch auf die mittleren 
ausgedehnt. Die Erleichterungen in den allgemeinen Vor¬ 
schriften bestehen darin, daß der geforderte Mindest-Luftkubus 
in mehrbettigen Räumen von 30 auf 26 cbm pro Bett und in 
einbettigen Zimmern von 40 auf 36 cbm ermäßigt ist. Ferner 
sind die Ansprüche an die Feuerfestigkeit der Treppenhäuser, 
die Zahl der Badezimmer, den Ausbau der Flure und Gänge 
herabgesetzt worden. Ebenso sind die Ansprüche an die Tages¬ 
räume ermäßigt. Hinsichtlich des Abstandes, den die Fenster¬ 
wände derjenigen Krankenräume, die zum dauernden Aufent¬ 
halt von Kranken bestimmt sind, wird jetzt gefordert, daß sie 
von anderen Gebäuden mindestens 14 m statt früher 20 m 
entfernt sein müssen; für andere Räume darf diese Entfernung 
jetzt 9 (früher 10) m betragen. Der Bauplatz selbst ist mit 
durchschnittlich 75 statt früher 100 qm pro Bett bemessen. 
Um eine genügende Belichtung der Krankenräume zu gewähr¬ 
leisten, war im früheren Erlasse vorgeschrieben, daß vor den 
Fenstern der Krankenräume mindestens ein solcher Freiraum 
verbleiben müsse, daß die Umfassungswände und Dächer der 
gegenüberliegenden Gebäude nicht über eine Luftlinie hinaus¬ 
ragen, die von dem Berührungspunkt der Frontwand mit dem 
Fußboden der Krankenzimmer aus unter einem Neigungswinkel 
von 30® zu der verlängerten Fußbodenlinie gezogen wird. Diese 
Forderung bedingte es, daß eine Krankenanstalt an einer bis 
zur Maximalhöhe bebauten Straße (in Berlin 22 m) mindestens 
37,6 m vom gegenüberliegenden Gebäude entfernt bleiben mußte, 
oder falls man auf die zulässige Entfernung von 20 m an das 
gegenüberliegende Gebäude heranging, dieses nicht höher als 
höchstens 12 m sein durfte. Dabei gewährleistete diese Vor¬ 
schrift doch keine genügende Belichtung der Räume, da auch 
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dann, wenn wirklich ein solches Hiramelsstück frei bleibt, wie 
es die Vorschrift verlangt, doch bei Anlage von niedrigen 
Fenstern und großer Zimraertiefe in den hinteren Teilen der 
Krankenzimmer die Belichtung durchaus unzureichend sein 
kann, per neue Erlaß will offenbar diese Mängel beseitigen. 
Er bestimmt infolgedessen: „Alle Krankenräume müssen durch 
unmittelbares Uimmelslicht genügend erhellt sein. Diese Be¬ 
dingung gilt als erfüllt, wenn auf jeden Punkt des Fußbodens 
ein Lichteinfallswinkel von mindestens 5° Höhe ein wirken 
kann. — Die Scheitel der kleinsten Lichteinfallswinkel liegen 
in den vom Fensterlicht am weitesten entfernten Punkten des 


Fußbodens, während der obere Schenkel durch den Fenstersturz, 
deg untere durch die den Lichteinfall behindernde Kante des 


gegenüberliegenden Hindernisses (Haus, Berg oder dergl.) be¬ 
stimmt wird. — Sind die Nachbargrundstücke noch nicht so 
weit bebaut, als es die Bauordnung zuläßt, so ist bei Neubauten 
von Krankenhäusern vorzusorgen, daß obige Bedingung erfüllt 
bleibt. 0 — 


Bei der Bedeutung, die der Versorgung der Kranken¬ 
anstalten mit Tageslicht zweifellos zukommt, muß bei dieser 
Gelegenheit untersucht werden, ob die Fassung der neuen Vor¬ 
schrift auch eine wirklich ausreichende Tageslichtmenge ver¬ 
bürgt und anderseits, ob sie nicht zu weitgehende Forderungen 
stellt. Zunächst muß bemerkt werden, daß sich die neue Vor¬ 
schrift einer bisher nicht üblichen Ausdrucksweise bedient. 


Unter Lichteinfallswinkel ist in diesem Falle nämlich weder 


das verstanden, was man in der Physik, noch das, was 
man in der Hygiene als Einfallswinkel bezeichnet. In der 
Hygiene versteht man hierunter den Winkel, den der ein¬ 
fallende Strahl mit der Fläche, auf die er fällt, bildet, den 
man freilich wohl besser als Elevations- bezw. Neigungs¬ 
winkel bezeichnen würde, während man in der Physik das 
Komplement dieses Winkels als Einfallswinkel bezeichnet. In 
dem Ministerialerlaß ist aber offenbar derjenige Winkel ge¬ 
meint, welcher der Differenz zwischen dem größten und 
kleinsten Einfallswinkel entspricht. Dieser Winkel wurde bisher 
als „Oeffnungswinkel“ bezeichnet. Als kleinste Größe für Plätze, 
die dauernd zu feineren Arbeiten gebraucht werden, wird ein 
Oeffnungswinkel von 4° angenommen. Warum der Erlaß einen 
Winkel von 5° vorschreibt, ist nicht recht ersichtlich. Vielleicht 
liegt dem nur die Absicht zugrunde, die Grenze des Himmels¬ 
lichtes über das Zimmer hinausragen zu lassen, was ja auf 
jeden Fall eine sehr reichliche Tageslichtmenge bedingt. Es 
würde dann aber erheblich einfacher und leichter zu berechnen 


sein, wenn man angibt, wie weit das Himmelslicht ins Gebäude 
hineinragen soll. Die Feststellung, ob der Forderung in ihrer 
jetzigen Ausdrucksweise genügt ist, stößt nämlich sowohl rech¬ 
nerisch, als bei der Untersuchung wirklich vorhandener Räume, 
wo sie allerdings nur selten in Frage kommen wird, auf große 
Schwierigkeiten. 
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Bedenklicher aber ist es, daß diese Vorschrift keineswegs 
ohne weiteres eine gute Belichtung der Räume bedingt. Fqj* 
die aufhellende Wirkung des Lichtes ist nicht nur der Oeff- 
nungswinkel, unter dem das lichtspendende Stück des Himmels 
erscheint, von Bedeutung, sondern sehr wesentlich ist der Ein¬ 
fallswinkel, unter dem das Licht auf die zu beleuchtende Fläche 
auf fällt. Ist dieser nämlich kleiner als 27 °, so wirkt das Licht 
nicht genügend erhellend, sondern blendet nur die Insassen des 
Zimmers, da es zu unmittelbar ins Auge fällt. Ebenso wie die 
alte Vorschrift schließt aber auch die neue es nicht aus, daß 
die Fenster der Krankenzimmer allzu niedrig oder die Tiefe 
des Zimmers allzu groß bemessen wird. Auch die übrigen 
Vorschriften, die sich auf die Größe des Zimmers und 3er 
Fenster beziehen, ändern hieran nichts. Wenn auch in den 
unteren Stockwerken vielleicht leidlich gute Belichtungsver¬ 
hältnisse bedingt werden, da die Vorschriften bei Vorhandensein 
gegenüberliegender Gebäude ein genügend hohes Heraufführen 
der Fenster mit sich bringen, so ist dies in den oberen Stock¬ 
werken keineswegs der Fall. Liegt z. B., wie das in oberen 
Stockwerken häufig der Fall sein wird, dem Krankenzimmer 
kein den Lichteinfall hinderndes Gebäude oder ähnliches Licht¬ 
hindernis gegenüber, so ist den Vorschriften des Erlasses bei 
einem 6 m tiefen Zimmer, dessen Fensterbrüstung 1 m hoch 
ist, schon entsprochen, wenn der Fenstersturz nur 1,6 m über 
dem Fußboden liegt, das Fenster selbst also nur 0,6 m Aus¬ 
dehnung in der Höhe hat. Daß dies aber keineswegs eine 
günstige Belichtung ergeben würde, ist wohl ohne weiteres klar. 

Augenscheinlich hat man in weiteren Kreisen erkannt, 
daß die Bestimmungen des früheren Erlasses durchaus nicht 
ohne weiteres eine genügende Belichtung gewährleisten. Man 
hat daher empfohlen, die Fenster möglichst nah unter die Decke 
des Zimmers zu führen und die Räume mindestens 3,5 m hoch 
zu machen. Dietrich (Handb. d. prakt. Hyg. v. A b e 1) schlägt 
vor, Fenster- und Zimmertiefe so zu bemessen, daß von jedem 
Punkt des Fußbodens eine wenigstens im Winkel von 30® an¬ 
steigende Linie nach dem höchsten Punkte des Fenstersturzes 
gezogen werden kann. Eine derartige Bestimmung, die die 
Zimraertiefe in Beziehung zur- Höhe des Fensters setzt, muß 
auch unbedingt in die Vorschriften aufgenommen werden, wenn 
diese wirklich eindeutig sein sollen. 

Es fragt sich nun, wie kann man die Vorschrift eindeutig 
gestalten und so ausdrücken, daß eine Nachprüfung sowohl bei 
Plänen, als in den bestehenden Gebäuden leicht möglich ist? —. 
Macht man sich die Dietrichsche Forderung zu eigen, die 
den Vorteil bietet, daß ein zu schräger Lichteinfall vermieden 
wird, so wird dies hinreichend erfüllt sein, wenn die Tiefe des 
Zimmers nicht mehr als 1,7 der Höhe des Fenstersturzes 
über dem Fußboden beträgt. Bei sehr lang gestreckten Sälen 
könnte freilich auch dann noch eine nicht wünschenswerte Art 
der Belichtung herauskommen, wenn die Fenster zu schmal 
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oder in zu weitem Abstand voneinander angelegt werden. Hier¬ 
gegen schützt bis zu einem gewissen Grade die Vorschrift, daß 
die Fensterfläche mindestens V7 der Bodenfläche sein soll. 
Ganz unzweideutig aber wird die Belichtungsvorschrift, wenn 
angegeben wird, ein wie großer Teil einer horizontalen Fläche 
von unmittelbarem Himmelslicht getroffen werden muß. Die 
Tiefe des Lichteinfalls ins Zimmer dürfte ausreichen, wenn das 
direkte Himmelslicht bis an die Hinterwand des Zimmers fällt. 
Unter allen Umständen aber wird es genügen, wenn es an der 
Rückwand noch 1 m hinaufragt, obwohl dann die Forderung 
des jetzt vorliegenden Erlasses nach einem Oeffnungswinkel 
von 6° an der vom Fenster am weitesten entfernten Stelle 
nicht ganz erfüllt zu sein braucht. 

Ein nach diesen Grundsätzen belichtetes Zimmer wird 
immer einen hellen, freundlichen Eindruck machen. Schon in 
dem vom Fenster entferntesten Drittel des Zimmers sind 
Plätze vorhanden, die den weitgehendsten Anforderungen für 
Arbeitsplätze hinsichtlich der Belichtung entsprechen. Das dürfte 
aber für Krankenzimmer vollkommen ausreichend sein. 

Eine andere EVage aber ist es, ob diese Forderung auch 
eine Erleichterung der bisher gültigen Vorschriften be¬ 
deutet. Wie erwähnt, gehen die von mir dargelegten Forde¬ 
rungen nicht ganz so weit wie der neue Ministerialerlaß. Trotz¬ 
dem bringen sie praktisch kaum eine Verringerung der bis¬ 
herigen Ansprüche. Sollte nämlich ein Krankenhaus, dessen 
Räume zur ebenen Erde, d. h. laut § 4 Abs. II 0,3 m über der 
anschließenden Erdoberfläche liegen, gegenüber einem Gebäude 
mit der zulässigen Maximalhöhe von 22 m errichtet werden, 
so müßte es bei einer Fensterhöhe von 4 m über dem Fuß¬ 
boden mindestens 41 m, bei einer Fensterhöhe von 3 m sogar 
47,5 m entfernt werden, während nach den bisherigen Vor¬ 
schriften die Entfernung nur 37,5 m zu betragen brauchte. 
Würde man auf die zulässige Entfernung von 14 m an gegen¬ 
überliegende Gebäude herangehen, so wären die neuen Forde¬ 
rungen nur dann erfüllbar, wenn dieses Gebäude nicht höher 
als rund 9 m bei 3 m hohen Fenstern und 10,5 m bei 4 m 
hohen Fenstern wäre. An ein 12 m hohes Gebäude, von dem 
man bisher 20 m fern bleiben mußte, könnte man jetzt nur auf 
22,1 m (bei 3 m hohen Fenstern) bezw. 17,5 m (bei 4 m hohen 
Fenstern) herangehen. Die zurzeit gültigen neuen Vorschriften 
bedingen also ganz gewiß keine nennenswerten Ermäßigungen. 
Will man also auf diesem Gebiete wirklich Erleichterungen 
schaffen, so muß man die Anforderungen an die Beleuchtung 
weiter herabsetzen. Man wird sich auch unbedenklich damit 
zufrieden geben können, wenn das unmittelbare Himraelslicht 
amFußboden bis zur hinteren Zimmerwand reicht. Die erste 
Forderung, daß die Tiefe des Zimmers nicht größer als 1,7 der 
Höhe des Fensters über dem Fußboden sein darf, könnte man 
wohl dahin ermäßigen, daß sie doppelt so groß als die Fenster¬ 
höhe sein darf, denn dann wäre immer noch ein Einfallswinkel 
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von 27° gewährleistet, der selbst für feinere Arbeiten aus¬ 
reichend ist. Unter diesen Bedingungen würde ein Zimmer 
immer noch durchaus hell und freundlich erscheinen. Bei diesen 
ermäßigten Forderungen könnte man an ein 22 m hohes Ge¬ 
bäude auf 35,4 bezw. 37,4 m herangehen und bei einer Ent¬ 
fernung von 14 m dürften gegenüberliegende Gebäude 11,3 
bezw. 10,3 m hoch sein. Von einem 12 m hohen Gebäude 
mußte man dann 15,4 bezw. 17,4 m entfernt bleiben. Das 
würde also in der Tat eine gewisse Erleichterung bedeuten. 

Die neuen Forderungen lasssen sich in folgende zwei 
Sätze zusammenfassen: 

1. Die Tiefe des Zimmers darf höchstens 2 mal so groß 
sein als die Höhe des Fenstersturzes über dem Fußboden. 

2. Die horizontale Fläche des Fußbodens muß einen solchen 
Lichteinfall vom Himmel haben, daß sie mit Ausnahme von 
kleinen nicht über je 1 qm großen Flächen völlig vom Himmels¬ 
licht getroffen wird. 

Diese Forderungen lassen sich sowohl in bereits fertigen 
Bäumen wie aüch auf Plänen leicht nachprüfen. 

Die Lichtgrenze ist in fertigen Räumen mittels der 
Taschenspiegelmethode leicht festzustellen. Auf Plänen wird sie 
nach der Küster sehen Formel ermittelt: 


- H-(F-f-S). 

Darin ist L = Tiefe des Lichteinfalls am Fußboden von 
der Front aus in der Richtung des Lichtstrahls gemessen. 

B = Abstand der Krankenanstalt von der gegenüber- 
überliegenden Bauflucht oder sonstigen Lichthindernissen in der 
Richtung des Lichtstrahls gemessen. 

H = Höhe dieses Hindernisses oder größte zulässige Höhe 
der Bauflucht oder Greuzbebauung. 

F = Höhe des Fußbodens über der Erde. 

S = Sturzhöhe des Fensters über dem Fußboden. ^ 

Diese Formulierung würde eine ausreichende Belichtung 
der Krankenräurae gewährleisten. Sie würde aber auch die 
für behördliche Erlasse und besonders für Bauvorschriften nötige 
Klarheit besitzen, deren Mangel den ausführenden Organen für 
ihre Entscheidungen einen zu großen Spielraum gewährt. 


Ans Versammlungen nnd Vereinen. 

Berieht ttber die X. Tagung der Deutschen tieeelleeheft 
fdr gerichtliche Medizin in Bad Nauheim vom 90. hie 

99. September 1090. 

Erstattet von Dr. Georg Strassmann, Assistent der Unterrichtsanstalt für 
Staatsarzneiknnde der Universität Berlin. 

Nachdem Ober-Med.-Rat Dr. Baiser (Darmstadt) als Vertreter der 
Hessischen Regiernng die erschienenen Mitglieder begrüßt hat, eröflnete der 
Vorsitzende, Hofrat Prot Dr. Kratter (Graz) die Sitzung mit dem 
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Wunsche, daß die gerichtliche Medizin in Deutschland dieselbe Stellung er* 
halten möge, wie sie in Oesterreich bereits seit langem besteht. 

I. Prof. Dr. N i p p e (Greifswald) bespricht das Beichsversorgungsgesetz 
vom 5. M&i 1920, das die Fürsorge für alle durch den Krieg geschädigten 
Angehörigen des Heeres, Mannschaften und Offiziere regelt und sich an die 
Sozialgesetzgebung anschließt. Znr Anerkennung der Dienstbeschädignng 
genügt jetzt die Wahrscheinlichkeit eines ursächlichen Zusammenhanges 
zwischen Dienst und Krankheit oder Verletzung. Bentenanspruch besteht, 
wenn die Erwerbsfäbigkeit um l&°/ 0 infolge Dienstbeschädigung beschränkt 
ist, ferner solange die körperliche Unversehrtheit schwer beeinträchtigt ist. 
Eine Kapitalsabfindung kann für Landwirte und Offiziere stattfinden. 

An der Diskussion beteiligen sich Besserer, Puppe, Ungar, 
Hühner (Bonn), Kalmus (Prag). 

II. Prof. Dr. Fr. Strassmann: Ueber die Notwendigkeit polizei¬ 
licher Sektionen. Bereits vor 26 Jahren wurde von Heller die polizeiliche 
8ektion zur Aufklärung unbekannter plötzlicher Todesfälle, von Todesfällen 
alleinstehender Personen und im Wochenbett verstorbener Lediger, sowie un¬ 
ehelicher Kinder gefordert. Vortragender will die Einführung dieser Sektion, 
die in Oesterreich schon lange besteht, bei der Strafprozeßreform erneut an¬ 
regen. Dadurch sei die Aufklärung ungeklärter Todesfälle, u. a. auch von 
elektrischen Unfällen und gewerblichen Vergiftungen möglich. Die Polizei 
müßte das Becht zur sofortigen Vornahme von Sektionen haben. Sollte sich 
im Laufe der polizeilichen Sektion der Verdacht einer -strafbaren Handlung 
einstellen, so sei die Sektion abzubrechen und die gerichtliche Leichenöffnung 
za beantragen. 

Polizeilich sollen auch alle in Strafanstalten verstorbenen Leute 
seziert werden. 

Die außerhalb der Krankenhäuser plötzlich und aus unbekannten 
Gründen verstorbenen Personen sollten durch den Gerichtsarzt, die in den 
Krankenhäusern Verstorbenen durch den pathologischen Anatomen seziert werden. 

In der Diskussion betonen Kratter (Graz) und Kalmus (Prag) die 
Erfolge der seit Jahren in Oesterreich bestehenden polizeilichen Sektion für 
die Aufklärung der Todesursachen in zahlreichen Fällen. 

III* Prof. Dr. Pappe (Königsberg): Znr Pathologie der Leichen- 
Zersetzung. Vortragender demonstriert Bilder von der Leiche eines exhu¬ 
mierten Neugeborenen, das zwei Jahre in der Erde gelegen batte, 
mumifiziert war und ein um den Hals geschlungenes Tnch zeigte, mit dem 
es vermutlich erdrosselt worden war. Er zeigte ferner Bilder einer männlichen 
Leiche, die 5 Jahre in einem Sarge in fenchtem Erdboden gelegen hatte und 
Fettwachsbildung zeigte. Am Hals war eine Strangfurche deutlich sicht¬ 
bar. Es hatte sich um einen Selbstmord dnreh Erhängen gehandelt. Nach- 
trlglich aufgestiegener Verdacht auf Mord bestätigte sich bei der Besichti¬ 
gung nicht. 

IV. Dr. Georg 8trassmahn (Berlin): Die Beobachtung der Praezi- 
plttnreaktlon Im hängenden Tropfen und bei Dankeifeldbeleuchtung nnd 
Ihre forensische Verwertbarkeit. Die Praezipitinreaktion kann im hängenden 
Tropfen und besser bei Dnnkelfeldbelenchtnng mikroskopisch, wie Biondi und 
A. X. Marx vorgeschlagen, bei Mischung von einem Tropfen Antiserum und 
einem Tropfen Blatextrakt anf dem Objektträger beobachtet werden. Es 
zeigen sich dabei an Größe allmählich zunehmende Häufchen von netzförmiger 
8traktur. Die Größenzunahme läßt sich mikroskopisch verfolgen. Die Beob¬ 
achtung im Dankelfeid ist komplizierter als in den Haus er sehen Kapillaren, 
kau aber bei einiger Uebung zur Erkennung der Blntart mit benutzt werden. 

V. Prof. Dr. Strauch (Berlin): Ceber Sarggeburt. Vortragender be¬ 
spricht den von ihm beobachteten Fall einer Frau, die hochschwanger an 
Eklampsie gestorben war bei nicht eröffnetem äußeren Muttermund. Sechs 
Tage auch dem Tode fand sich beim Oeffnen des Sarges ein totes, reifes Kind 
zwischen du Oberschenkeln der Frau. Die Gebärmutter war aus der Scheide 
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völlig ausgostttlpt. Als Grund für eine Sarggeburt können postmortale Wehen 
und der intra-abdominale Druck der Fäulnisgase in Betracht kommen. 

In der Diskussion berichten Kratter, Nippe, Schmorl, Puppe 
über eigene Fälle von Sarggeburt. 

TI. Dr. Georg Strassmann (Berlin) demonstriert Mikrophotogramme 
vom Einschuß, Zupfpräparate und eingebettete Hautstflcke, in denen sich 
zahlreiche Kleidungsfasern befinden, die aus der durchschossenen Kleidung 
stammten. Am Ausschuß fehlen diese Fasern, falls der Schußkanal nicht ganz 
oberflächlich und kurz ist. Der Tuchfaserbefund beweist den Einschuß, wenn 
die Kleidung von der Kugel durchbohrt und ein kleinkalibriges Geschoß be¬ 
nutzt wurde. 

Nippe und Ziemke (Kiel) bestätigen diese Befunde. 

VII. Prof. Dr. Ungar (Bonn): Ueber Thrombenbildung ln der Leiche. 
Bei plötzlichen Todesfällen findet man keine Speckhautgerinnsel; bei lang 
dauernder Agonie sind sie zahlreicher. 

TIII. Prof. Dr. Ziemke (Kiel): Blutspritzerbefunde an den Kleidern 
des Täters bei Mord durch Halsschnitt. Vortragender demonstriert Photo¬ 
gramme von mehreren Fällen von Mord durch Halsschnitt, bei denen die großen 
Halsgefäße, Kehlkopf oder Luftröhre und Speiseröhre durchtrennt waren, und 
die Waffe bis in die Halswirbel eingedrungen war. Trotzdem hatte gar keiue 
oder nur sehr geringe Blutbespritzung der. Kleider des Mörders stattgefunden, 
da dieser die Tat von hinten begangen und den Kopf des Opfers auf die Erde 
niedergedrückt hatte. In einem Falle war trotz der schweren Halsverletzung 
das Opfer noch 25 Schritte gegangen und hatte Klagelaute ausgestoßen, ob¬ 
wohl der Kehlkopf durchtrennt war. Auffallenderweise fand sich eine Blut¬ 
lache nur am Tatort und dort, wo die Ermordete zu Boden gefallen war. 

IX. Prof. Dr.Nippe (Greifswald) demonstriert eine Berstungsfraktur 
der Schädelbasis bei unversehrtem Schädeldach und Zertrümmerung des linken 
Gesicbtsschädels, die den Verdacht auf Mord erregt hatte, aber jedenfalls durch 
Ueberfahren durch die Eisenbahn zustande gekommen war. Ferner berichtet er 
über einen Selbstmord durch elektrischen Starkstrom mit ausgedehnten Ver¬ 
brennungen, sowie über einen elektrischen Starkstromunfall mit schwerer 
Verbrennung, bei dem der Strom durch das Herz gegangen sein mußte und 
trotzdem Genesung erfolgte, und über die Abplattung eines Geschosses durch 
Bikochettieren auf einem Stein, ehe es in den Körper eindrang. Als Nachweis 
der aufgesetzten Waffe am Hauteinschuß zeigt sich ein dichter scharf ab¬ 
gegrenzter Schmauchhof, während Pulvereinsprengung und Haarversengung 
last fehlen. 

X. Privatdozent Dr. Müller-Hess (Königsberg): Untersuchung an 
kriminellen Jugendlichen. 

Unter den kriminellen Jugendlichen in Königsberg fanden {sich viele 
Psychopathen, die oft Anführer der anderen sind. Der Einfluß des Krieges 
auf die Kriminalität der Jugendlichen ist mannigfach. Die Erregung der 
Phantasietätigkeit, die sittliche Verwahrlosung, die Arbeitslosigkeit, die wirt¬ 
schaftliche Not, ebenso wie auch wirtschaftlicher Ueberflnß durch reichlichen 
ungewohnten Geldverdienst hatten einen ungünstigen Einfluß. Dazu kommen 
erziehungswidrige Einflüsse,„.mangelhafter Schulbesuch, keine Beaufsichtigung 
durch die Eitern. 

Der Gnadenerlaß vom 4. August 1914 steigerte die Bückfälligkeit der 
Psychopathen. 

Während des Krieges und nach der Bevolution hat die Kriminalität be¬ 
sonders der 16—18jährigen erheblich zugenommen. Häufig sind von ihnen 
Urkundenfälschungen begangen worden. Die kriminal-pädagogische Einwirkung 
muß in Entfernung aus dem verderblichen Milieu bestehen. Evtl, kommen 
Präventivstrafen in Betracht. 

XI. Prof. Beut er (Hamburg) demonstriert ein noch nicht 1 cm langes 
Ei mit Zotten, das er beim Aufschneiden des Uterus einer Selbstmörderin fand. 
Der Muttermund war für einen Finger durchgängig. Das Gebilde stammt aus 
den ersten vier Wochen der Schwangerschaft. Schnitte durch das Zotten¬ 
gebilde zeigten merkwürdigerweise keine Beste eines Eies. Wahrscheinlich 
hatte ein erfolgreicher Abtreibung 87 ersuch durch Einspritzung einer Flüssigkeit 
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in den Uterus stettgefnnden and das Ei zerstört, wofür auch der erweiterte 
Muttermund sprach. 

XII. Prof. Dr. Zi emke: Die Erkennung des Werkzeugs aus Ver¬ 
letzungen, insbesondere aus Schädelverletzungen. Vortragender demon¬ 
striert zahlreiche Bilder von Schädeln mit geformten Verletzungen, aus denen 
sich das Instrument erkennen ließ (Schlägerhieb des Schädels, Hieb mit 
Petroleumkanne, mit Beil und Hammer). Besonders interessant war der Schädel 
einer Frau, die durch ihren Mann mit einem Schusterhammer erschlagen war 
und mehrere Monate als Leiche im Keller gelegen hatte. Die Beine waren 
nachträglich abgetrennt und verborgen worden. Die Leiche zeigte Fettwachs¬ 
bildung. In die Schädelverletzung paßte die Schneide des Hammers genau 
hinein, außerdem ließ sich nach mühevoller Anfertigung von Schabeplatten 
und Photogrammen die UebereinBtimmung der Schartenspuren an dem Hammer 
und dem Schädel nachweisen. Die Erkennung derartiger Verletzungen ist 
wichtig, setzt aber gerichtlich-medizinische Fachkenntnisse voraus, wie sie nur 
durch eine Prüfung in der gerichtlichen Medizin im Staatsexamen zu er¬ 
zielen sind. 

XIII. Prof. Dr. L o c h t e (Qöttingen): Zur Psychologie des Giftmordes. 
Vortragender gibt eine Psychologie des Giftmordes auf Grund der Betrach¬ 
tung und Beschreibung der Persönlichkeit zahlreicher bekannter Giftmörder. 
Unter den Giftmördern überwiegt das weibliche Geschlecht. Die Mörderinnen 
sind verlogen, listig, schauspielerisch. Besonders häufig ist der Giftmord in 
Zeiten sittlichen Verfalls des Volkes. Schlechte Erziehung und Nachahmungs¬ 
trieb spielen oft eine Bolle dabei. Die Intelligenz der Mörderinnen ist oft 

f ut; vielfach sind sie hysterisch. Zur Ausführung der Tat wirkt außer der 
’eranlagung auch ein Spezialmotiv mit, das vielfach erotischer Natur ist. 
Oft kommt auch wirtschaftliche Not, Habsucht, Fanatismus, Haß und Heimweh 
in Betracht. Ist einmal ein Giftmord mit Erfolg begangen worden, so werden 
meist noch mehrere ausgeführt. Die Tat wird zur Gewohnheit und zur Leiden¬ 
schaft. Daneben können auch Eitelkeit, Eifersucht und sadistische Motive zur 
Ausführung der Tat Veranlassung sein. 

XIV. Dr. Müller-Hess (Königsberg): Die Dauer der Invalidität bei 
Geisteskranken. Unter den Geisteskrankheiten führt am häufigsten die 
Dementia praecox, dann der Schwachsinn, die senile und arteriosklerotische 
Demenz zur Invalidität. Die Invalidität wird ausgesprochen, wenn die Um¬ 
gebung den Geisteskranken verabscheut oder sich vor ihm fürchtet, oder Ge¬ 
fahr besteht, daß er bei der Arbeit einen Anfall seiner Krankheit bekommt. 
Das weibliche Geschlecht ist bei der Invalidisierung wegen Geisteskrankheit 
stärker beteiligt. Es besteht ein Unterschied zwischen der Stadt- und der 
Landbevölkerung. Der Wiedereintritt der Erwerbsfähigkeit bei invalidisierten 
Geisteskranken ist verschieden. Schwieriger za beurteilen ist oft der Beginn 
der Krankheit, schwierig oft die Festsetzung der Bente; Die Invalidisierten 
arbeiten oft gut und beziehen ihre Bente weiter, obwohl sie z. T. erwerbsfähig 
sind und Geld verdienen. Bei den Bevisionsterminen der invalidisierten Geistes¬ 
kranken sollten die Untersuchungen durch einen sachverständigen Arzt erfolgen. 

XV. Prof. Dr. Pnppe (Königsberg): Gegenseitige Anziehung und 
Beeinflussung geistig abnormer Persönlichkeiten. Es gibt eine zufällige 
Anziehung und eine dauernde Beeinflussung derartiger Persönlichkeiten unter¬ 
einander. Puppe erwähnt den Fall Schönebeck-Weber, den Fall eines 
psychopathischen Tertianers, der mehrere wenig intelligente Mitschüler zur 
Begehung von Diebstählen veranlaßt hatte. Oefter würden Schwachsinnige 
durch Psychopathen beeinflußt, die in diesen Fällen die Führer sind. Auch 
Leute mit Dementia praecox ziehen sich gegenseitig an. Besonders bei jugend¬ 
lichen Psychopathen ist die gegenseitige Beeinflussung und Anziehung häufig 
und bei der Beurteilung strafbarer Handlangen Jugendlicher ist auf derartige 
Dinge zu achten, die zur Aufklärung wichtig sein können. 

Puppe schließt die Sitzung mit einer kurzen Ansprache. 

In der geschäftlichen Sitzung am 21. September unter Vorsitz von 
Prof. Dr. F. Strassmann (Berlin) gedenkt Lochte, der während des Kriege« 
verstorbenen und gefallenen Mitglieder der Gesellschaft. 
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Bester (Hambarg) erstattet den Kassenbericht. Es wird die Er¬ 
höhung des jährlichen Mitgliedbeitrages auf 20 M. bezw. 25 Kronen beschlossen. 

Auf Vorschlag von Prof. Dr. Strassmann werden für das nächste Jahr 
zam 1. Vorsitzenden Lochte (Göttingen), znm 2. Vorsitzenden Fritz Bester 
(Graz), zam Schriftführer Karl Beater (Hambarg), zam Kassenwart Nippe 
(Greifswald), zam Beisitzer Besserer (Münster) gewählt. 

Prof.Strassmann überreicht eine nachträgliche Glückwanschadresse 
an Prof. Kratter (Graz) za dessen 70. Gebartstag. 

Aal Antrag von Nippe wird beschlossen, den Vortrag von Strass- 
mann: „lieber polizeiliche Sektionen* and die aasschließenden Diskassions- 
bemerkangen dem Woblfahrtsministeriam znr Kenntnis za übersenden, sowie 
bei der nächsten Tagung nochmals Über dieses Thema referieren za lassen. 

Antrag Ungar (Bonn): „Die Gesellschaft bittet das Wohlfahrtsministerinm, 
bei der Neufestsetzung der Bestimmungen für das Verfahren der Gerichts- 
ärzte bei den gerichtlichen Untersuchungen menschlicher 
Leichen noch zazaziehen yon den Mitgliedern der Deutschen Gesellschaft 
für gerichtliche Medizin: Pappe (Königsberg), Ko ekel (Leipzig), Lochte 
(Göttingen), Ziemke(Kiel) and Ungar (Bonn),* wird angenommen. 

Antrag Puppe: Den Namen der Gesellschaft umzaändern in: 
„Gesellschaft für gerichtliche and soziale Medizin* wird nach Begründung 
darch Pappe, der die gerichtliche Medizin die medizinische Kritik yon Bechts- 
ansprüchen, die soziale Medizin die Prophylaxe yon Bechtsansprüchen, nennt, 
angenommen, so daß der Name der Gesellschaft yon nan an heißt: „Deutsche 
Gesellschaft für gerichtliche and soziale Medizin.* 


Beriefet über die Hisptyersanmlsnf des Vereins der 
B&cfesischen BezlrksArzte am 18* Bai 19(0 in Dresden. 

Anwesend: die Bezirksärzte and Stadtbezirksärzte DDr. Sauer, 
Leonhardt, Hofmann, Werner, Schmidt, Bössler, Schaltess, 
Stahl, Endler, Bremme, Schabart, y. Schröter, Eichhorn, 
Kindler, Franke. Müller, Arnemann, Thiersch, Heyn, Holz, 
Poetter, Petzholdt, Bechholtz, 8chslze, Boeters, Tietze. 
Als Gäste: Geh. Beg.-Bat y. Brescias als Vertreter der Begierung, Geh. Med.- 
Bat Dr. Lsfft, die Ob.-Med.-Bäte Hertzsch and Zehlert. 

Aas den Verhandlungen ist folgendes hervorzuheben: Nach einem Bericht 
des Vorsitzenden, Ob-Med.-Bat Dr. Petzholdt über die Aasf ührang 
der in der früheren Versammlung gefaßten Beschlüsse and die 
8 chritte, die er in der Frage der Besoldangsordnang unternommen, hält. 

I. Dr. Neastätter (als Gast) l ) einen Vortrag über dieBichtlinien, nach 
denen in Zakanft die hygienische Volksbelehrnng za organisieren sei. Sein 
Ziel ist, die jetzt sich durchkreuzenden Bestrebungen zasammenzafassen und 
za vereinheitlichen. Er verweist insbesondere auf die Bedeutung solcher Be¬ 
lehrungen in dem Kampf gegen die Tuberkulose and Geschlechtskrankheiten. 
Schwierigkeiten würden die in großen Organisationen zusammengeschlossenen 
ärztegegnerischen Verbände wie die Natnrbeilvereine bieten, die darch eine ge¬ 
schickt geleitete and amfangreiche Presse ihre Mitglieder in ärztegegnerischem 
Sinne beeinflussen. Der Landesaasschaß plane die Schaffung einer Zentrale, in 
der alle auf Belehrung des Volkes bezüglichen Bestrebangen zusammengefaßt 
werden sollen. 

In der Aassprache weist der Begierungsvertreter darauf hin, daß der 
Schwerpunkt in die Belehrung za legen sei. Man solle sich hüten, die Be¬ 
strebangen mit einer Bekämpfung des Kurpfascbertnms za verquicken, da sonst 
die Frage leicht auf das politische Gebiet hinüber gespielt werden könne. 

Die Herren DDr. Thiersch, Stahl, Holz, Leonhardt, Hertzsch 
sprechen sich überwiegend im Sinne des Vortragenden aas and sagen demselben 
ihre Unterstütznng za. 


*) Geschäftsführer des Landesaosschosses für hygienische Volksbelehrung. 
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n. Nach Erledigung des Kassenberichtes sowie eines Beferates von 
Herrn Dr. Stahl über den Beitritt znm Verein der Sächg. Höheren Staats* 
beamten, dem beizotreten beschlossen wird, erstattet 

III. Herr Dr. Thiersch eioen Bericht über „das Sächsische Gesetz 
Uber Wohlfahrtspflege and der staatliche Gesnndheitsbeamte“. An der 
der Hand eines von den Bezirksärzten gelieferten Materiales kommt Referent 
an dem Ergebnis, daß Bich die Mütterberatnigsstellen für Sang* 
lingspflege in fortschreitender Vermehrung befinden. Zarzeit gibt es in 
17 Bezirken 160 solcher Stellen, an denen Aerzte beteiligt sind. Außerdem 
noch 5 Bezirke mit 66 Stellen, die lediglich von den Bezirk spfl^gerinnen ohne 
ärztliche Mithilfe geleitet werden. Aber auch bei den erwähnten 160 8teilen 
liegt vielfach die Fürsorge nnr in den Händen der Fürsorgerin, da der be¬ 
teiligte Arzt nur die Oberaufsicht führt and nar gelegentlich anwesend ist. 
In 27 ländlichen Bezirken gibt es zurzeit 28 Bezirkspflegerinnen mit 
vorschriftsmäßiger Ausbildung. Von diesen stehen einige an leitender Stelle 
Insofern, als sie entweder als Beferentinnen oder direkt Vorsitzende der Pflege- 
AuaschÜase die gesamte Wohlfahrtspflege io der Hand haben und diese nach 
ihren Wünschen gestalten. 

Der Bezirksarzt hat in den meisten Bezirken Sitz und Stimme in 
den AusschGssen. Einzelne Bezirksärzte sind in führender Stellung. In ver¬ 
schiedenen Städten sind sie gleichzeitig auch als Fürsorgeärzte (Komrounal- 
irzte) tätig. Fürsorgeärzte sind für verschiedene Bezirke in Aussicht 

E nommen. Nur im Bezirk Dresden-Altstadt -Land ist einer bereits angestellt, 
m die gesamte Fürsorge unabhängig vom Bezirksarzt, übertragen 
ist. Alle Bezirksärzte klagen darüber, daß ihr Einfluß nicht genügend ge¬ 
wahrt ist. Sie betonen die Unsicherheit ihrer Stellung, da im Gesetz der Be- 
sirksarzt nirgends erwähnt sei. 

Referent faßt das Ergebnis seiner Umfrage in folgenden Leitsätzen zu¬ 
sammen: I. Die Entwickelung der öffentlichen Gesundheitspflege hat es mit 
sieh gebracht, daß neben dem Verwaltungsbeamten überall der staatliche 
Gesundbeitsbeamte (Bezirksarzt) eine führende Stellung einnimmt. Insbesondere 
hat der sächsische Bezirksarzt, der nicht wie anderswo darch Privatpraxis 
behindert ist, sich von jeher der Wohlfahrtspflege angenommen und durch 
organisatorische Arbeit an dem Ausbau speziell der 8äuglingp- und Tuberku¬ 
losefürsorge beteiligt. 

II. Durch die Bestimmungen des Wohlfahrtsgesetzes droht ihm seine 
ftthrende Stellung verloren zu geben. Vielfach werden Einrichtungen ge¬ 
schaffen, ohne daß er gefragt wird. Häufig treten andere Organe der Wohl¬ 
fahrtspflege wie Ffirsorgeärzte, Bezirkspflegerinnen an seine Stelle. Mit den 
Wohlfahrtseinrichtungen der mittleren und kleinen 8tädte besteht meist keine 
Verbindung. 

1IL Es liegt sowohl im öffentlichen Interesse als im Ansehen des Be¬ 
zirk sarztes begründet, daß demselben in der Wohlfahrtspflege der gleiche Ein- 
floß gesichert wird wie auf andern Gebieten der öffentlicuen Gesundheitspflege. 
Zu diesem Zweck ist folgendes erforderlich: 
a) Die Stellung des staatlichen Gesundheitsbeamten ist durch Gesetz oder 
Verordnung zweifelfrei festzulegen. Der Bezirksarzt soll in denjenigen 
Abteilungen der Wohlfahrtsämter, die sich mit volksgesnndheitlichen 
Fragen beschäftigen, eine führende Stellung einnehmen. Die Leitung des 
Wohlfahrtsamtes durch den Verwaltungsbeamten (Amtshauptmann, Stadt¬ 
rat!) bleibt dabei unberührt. 

b) Wo nötig, sollen dem Bezirksarzt ärztliche Hilfskräfte zur Seite stehen, 
sei es im Neben- oder Hauptamt. Dieselben müssen für ihren Beruf vor¬ 
gebildet sein. Dem Hilfsarzt im Hauptamt können weitgehende Befug¬ 
nisse übertragen werden. Er hat aber stets im Einvernehmen mit dem 
Bezirksarzt zu arbeiten. 

Es soll den Bezirksärzten unbenommen sein, da, wo es mit ihren übrigen 
Dienstpflichten vereinbar ist, die Wohlfahrtspflege als Fürsorgearzt im 
Hauptamt zu leiten. 

e) Um die Fühlung mit den Organen der Wohlfahrtspflege in den mittleren 
and kleinen Städten aufrecht zu erhalten, sind dem Bezirksamt Ein¬ 
ladungen na den Sitzungen der Vorstände bezw. Ausschüsse sowie deren 
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Beschlüsse und Jahresberichte zu übersenden. Die Teilnahme an den 
Sitzungen soll ihm frei stehen. 

d) In großen Städten (Dresden, Leipzig, Chemnitz usw.) soll der Bezirksarzt 
als Mitglied der betr. Ausschüsse (Säuglings-, Krüppel-, Tuberkulose- 
Fürsorge, Ziehkinder, Wohnungspflege usw.) Gelegenheit erhalten, seinen 
Einfluß jederzeit geltend zu machen. 

IV. Den Bezirksärzten ist Gelegenheit zu geben, ihre Kenntnis auf dem 
Gebiet der Wohlfahrtspflege durch Hören von Kursen zu erweitern. 

In der Aussprache weist der Begierungsvertreter, Geh. Beg.-Bat 
v. Brescias, auf den erheblichen Fortschritt hin, daß man die Wohlfahrts¬ 
pflege den Bezirken übertragen und diesen das Steuerrecht gegeben habe. Der 
Träger ist rechtlich in der Lage, die Mittel zu stellen. Vom Staat können die 
Mittel nicht erwartet werden. Es sei zu hoffen, daß trotz der schlechten 
Finanzlage die Bezirke die nötigen Mittel aufbringen würden. Die Bezirks¬ 
ärzte möchten bedenken, daß der Bezirksarzt staatlicher Beamter sei, während 
die Wohlfahrtspflege eine kommunale Angelegenheit sei. Der Staat müsse 
sich begnügen, dem Bezirksarzt die Stelle als öffentlicher Gesondheitsbeamter 
zu sichern, die ihm zukäme. Der Staat habe ein Interesse daran, daß der 
Bezirksarzt seinen Einfluß geltend mache und dies würde auch in den Bicht- 
linien ausgesprochen sein, die in Vorbereitung seien. Den Bezirksärzten würde 
auch Gelegenheit gegeben werden, an Kursen teilzunehmen, wie dieses Jahr 
in Chemnitz. Das Gesetz sei der Erweiterung fähig. Es bestände die Ab¬ 
sicht, noch andere Gebiete der Wohlfahrtspflege anzugliedern. Die Stellung 
der Bezirkspflegerinnen sei zu regeln. Insbesondere dürfe ihnen die Ver¬ 
waltungsleitung nicht ausschließlich anvertraut werden, da sie sich hierzu als 
wenig geeignet erwiesen haben. 

Herr Stahl (Meissen) will den Bezirksarzt an leitender Stelle; die Be¬ 
zirkspflegerin soll nur unter ärztlicher Leitung tätig sein. Die Tätigkeit der 
Hausfrau im Sinne der Wohlfahrtspflege sei nicht zu unterschätzen. Der 
Bezirksarzt muß an leitender Stelle stehen, aber nicht als Fürsorgearzt. 

Herr Holz (Leipzig-Land) sieht in der schwierigen Beschaffung der 
Mittel und in dem Mangel an Gegenliebe in den Kreisen, für die die Wohl¬ 
fahrtspflege bestimmt ist, schwere Hindernisse für deren Durchführung. Der 
Bezirksarzt werde trotzdem seine Mitarbeit nicht versagen, dabei aber den 
Standpunkt seiner Dienstanweisung im Auge behalten, die die öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege seinem Arbeitsgebiet zuteilt. Er befürwortet Fürsorgeärzte 
als Hilfsärzte der Bezirksärzte; Bezirksärzte selbst sollen nicht Fürsorge¬ 
ärzte werden. 

Herr Schubart (Plauen-Stadt): Die Wohlfahrtspflege dürfe nicht aus 
Sparsamkeitsrücksichten abgebaut werden. Der Bezirksarzt muß schon aus 
dem Grande mit an leitender Stelle stehen, da er am besten beurteilen könne, 
wo gespart werden könne. 

Herr v. Schröter (Bochlitz) fordert unter allen Umständen eine innige 
Fühlungnahme des Bezirksarztes mit den Aufgaben der Wohlfahrtspflege so¬ 
wohl als Mitglied der Ausschüsse wie auch evtl, durch aktive Beteiligung. 

Herr Bechholtz (Freiberg) weist darauf hin, daß die Persönlichkeit 
des Bezirksamtes für das Gelingen der Wohlfahrtspflege von ausschlaggebender 
Bedeutung sei. 

Herr Thiersch: Schlußwort. 


Bericht über die Herbstversammlung der Sächsischen 
Bezirksärzte am 18. Oktober 1980 in Dresden. 

Anwesend: die Herren Dr.Dr. Sauer, Schultess, Heyn, Schmidt, 
Bösler, Stahl, Bechholtz, Thiersch, Endler, Müller, Eichhorn, 
Kindler, Franke, Lutze, Arnemann, Schubart, Paarmann, 
Poetter, Bremme, Boeters, Petzholdt, Tietze. 

I. Der Vorsitzende Dr. Petzholdt berichtet über eine von Thiersch 
im Auftrag des Vorstandes ausgearbeitete Denkschrift über die zukünftige 
Stellung des Bezirksarztes, der nach Billigung des Vereins der Bezirksärzte 
vom Vorstand dem Minister des Innern übermittelt worden ist. In dieser 
Denkschrift wird eingehend die geschichtliche Entwickelung den Aufgabenkreises 
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des Bezirksarztes dargelegt Insbesondere wird anf seine aktive Teilnahme 
anf allen Gebieten des öffentlichen Gesundheitswesens in den Jahren 1870 bis 
1910 hingewiesen. Gerade den Arbeiten der Bezirksärzte sei mancher Fort* 
sehritt auf dem Gebiete der Bauhygiene, des Wohnungswesens, der Wasser¬ 
versorgung, des Abwasserwesens, der Schulgesundheitspflege usw. zu ver¬ 
danken. Der Wunsch der Bezirksärzte gehe nach Schaffung von Ge¬ 
sundheitsämtern, in denen alle einschlägigen Fragen der öffentlichen 
Gesundheitspflege einheitlich bearbeitet werden. . Das Gesundheitsamt solle 
unabhängig von der unteren Verwaltungsbehörde, aber in engster Fühlungnahme 
mit dieser arbeiten. 

Eine rege Aussprache entspinnt sich darüber, was zu geschehen habe, 
wenn die Regierung den in den Denkschriften niedergelegten Wünschen, wie 
es den Anschein hat, nicht allenthalben entspreche. Man beschließt, den Vor¬ 
sitzenden und 2 Mitglieder des Vorstandes zu ermächtigen, an den voraussicht¬ 
lich'im Landesgesundheitsamt stattfindenden Beratungen über diesen Gegen¬ 
stand teilzunehmen. 

II. Ueber die neue Amtsbezeichnung der Bezirksärzte als „Regierungs- 
mediziualräte“ findet eine Aussprache statt, in der Wert darauf gelegt wird, 
neben dem neuen Titel die Bezeichnung als „Bezirksarzt“ beizubehalten. 

III. Der Beitritt zur Vereinigung der Sächsischen höheren Staats¬ 
beamten war in der letzten Versammlung beschlossen, die Ansführung des 
Beschlusses aber aus besonderen Gründen zurückgestellt worden. Nach längerer 
Aussprache wird der Beitritt zu der Vereinigung, die auch die Interessen der 
Bezirksärzte vertreten will, von neuem beschlossen. 

IV. Herr Tietze-Schwarzenberg: Ueber die Umsatzsteuer des Be- 
ztrksarztes. Ueber die 8teuer besteht bei den Behörden noch Uneinigkeit. 
Steuerpflichtig ist, wer eine selbständige gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
ausübt. Dazu gehört neben dem Juristen und Lehrer auch der beamtete Arzt, 
soweit er neben seinem Gehalt Einnahmen aus irgend welcher Tätigkeit hat. 
Von der Besteuerung ausgenommen sind ärztliche und ähnliche Hilfeleistungen, 
soweit die Entgelte für sie von den reichsgesetzlichen Krankenkassen und 
Knappschaft8krankenkassen zu zahlen sind, Lieferungen und Leistungen der 
Landes* und Reichsversicherungsanstalt und der Berufsgenossenscbaften unter¬ 
liegen der Steuer nur dann nicnt, wenn sie den Versicherten zugute kommen. 
Gutachten für diese Anstalten fallen nicht unter diesen Begriff, müssen also 
versteuert werden. Die Steuer kann auf den Zahlenden abgewälzt werden, 
sie muß dann einkalkuliert werden; sie kann auch neben dem Entgelt getrennt 
in Rechnung gestellt werden, wenn das Entgelt für eine Leistung nach gesetz¬ 
lich bemessenen Gebühren anzuseben ist. Dies kommt aber nur in Frage, wenn 
nach dem Höchstsatz liquidiert wird. Eine Anmeldung des Steuerpflichtigen 
ist seitens der Angehörigen der freien Berufe nicht erforderlich. Diese müssen 
aber Aufzeichnungen machen, woraus die einzelnen Leistungen zu erkennen 
sind. Die Bezirksärzte sind demnach verpflichtet, von allen Einnahmen für 
Zeugnisse und Gut achten fürPrivate, Be rufsgenossenschaften, 
Gerichte usw. die Umsatzsteuer zu entrichten. Zweifelhaft ist es 
bei Honoraren in Form einer Pauschalsumme, z. B. als Fürsorge-, Schul-, 
Impfarzt; hierüber war eine klare Antwort nicht zu bekommen. 

V. Herr Paarmann-Kamenz: Vorschläge zur Eingabe betr. Rege¬ 
lung des Büroaufwands. Die vom Berichterstatter entworfenen Richtlinien 
werden angenommen. Nach diesen soll der Staat die infolge der Teuerung 
enorm gestiegenen Kosten voll übernehmen. Die Ausarbeitung der Eingabe 
wird einem viergliedrigen Ausschuß übertragen. 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Dl« für den Arzt wichtigen Bestimmungen des Umsatzsteuer- 
gesetzes. Von San.-Rat Joachim-Berlin. Zeitschrift für ärztliche Fort¬ 
bildung; 1921, Nr. 2. 

Bekanntlich unterstehen die „freien Berufe" aus „sozialen Erwägungen“ 
ebenfalls dem Umsatzsteuergesetze vom 24. Dezember 1919. Trotz der zu 
diesem erlassenen sehr ausführlichen, über 600 Seiten füllenden Ausführungs- 
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bestimmungen herrscht in den beteiligten Kreisen, namentlich auch bei den 
Aerzten, keineswegs völlige Klarheit über die sie betreffenden Punkte; Ver¬ 
fasser hat es in dankenswerter Weise übernommen, diese Klarheit, soweit dies 
überhaupt möglich ist, zu schaffen. Wenn es im § 1 des Gesetzes heißt, 
daß alle Lieferungen und „sonstigen Leistungen", die jemand innerhalb der 
Ton ihm selbständig ausgefibten gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit gegen 
Entgelt ausftthrt, so ist nach des Verfassers, durch ein Keichsgerichtsurteil 
unterstützte Ansicht unter „selbständige" Leistung eine solche zu ver¬ 
stehen, die für eigene Rechnung, unter einer wirtschaftlichen Verantwortung 
und ohne besondere Weisung erfolgt. Demzufolge ist ein Krankenhaus-, 
Kommunalarzt usw. ebenso wie der Kreisarzt, Kreisassistenzarzt usw. 
hinsichtlich seiner Einnahmen aus seiner Stellung (Gebalt und rein amtsärzt¬ 
lichen Gebühren) umsatzsteuerfrei, dagegen hat er die Einnahmen aus der 
Privatpraxis, aus seiner Sachverständigen- und vertrauensärztlichen Tätig¬ 
keit usw. zu versteuern. Auch die Fürsorgetätigkeit, die Tätigkeit als Impf¬ 
arzt, Gefängnisarzt ist als umsatzsteuerpflichtig anz'usehen, vorausgesetzt, daß 
der betreffende Arzt nicht mit bestimmtem Gehalt als Bolcher angestellt ist. 
Umsatzsteuerpflicht besteht, gleichgülig, ob die Leistung anf Erzielung von 
Gewinn erfolgt oder nicht; ein Arzt, der gleichzeitig'eine Privatanstalt 
besitzt, bat daher nicht nur von dem Honorar der Kranken, sondern auch von 
der Einnahme aus der Anstalt, und zwar von der Bruttoeinnahme Umsatz¬ 
steuer zu bezahlen, gleichgültig, ob er einen Ueberscbuß erzielt hat oder 
nicht. Befreit von der Umsatzsteuer sind nur die Einnahmen aus ärztlichen 
und ähnlichen Leistungen für die reicbsgesetzlichen Kranken- und Knapp¬ 
schaftskrankenkassen, jedoch nur insoweit, als die betreffenden Krankenkassen 
dafür zahlungspflichtig sind. Bei der Berechnung der Steuer sind 
stets die Bruttoeinnahmen einschl. Auslagen und Unkosten und Umsatz¬ 
steuer selbst zu Grunde zu legen; dem Arzt bleibt es aber unbenommen, 
die letztere ebenso wie die Auslagen usw. auf den Kranken abzuwälzen. 
Als Berechnungszeit gilt für den Arzt das Kalenderjahr, für den ärzt¬ 
lichen Besitzer einer Anstalt das Kalendervierteljahr, jedoch kann auch ihm 
auf Antrag die Berechnung für das Kalenderjahr gestattet werden. Der Betrag 
ist auf volle Mark nach unten abzurunden. Für die Zahlung haftet der 
Arzt; er hat aber, wie schon erwähnt die Möglichkeit, die Umsatzsteuer auf 
die Kranken dadurch abzuwälzen, daß er diese den Kranken gegenüber mit 
in Rechnung stellt. Als Umsatzsteuersatz gilt im allgemeinen für 
die ärztlichen Leistungen nur die Steuer von 1 l /«%. Die erhöhte Umsatz¬ 
steuer (10%) kommt nur für Leistungen in Privatanstalten, Sanatorien 
in Frage; hier hat der Anstaltsbesitzer also 1'/*% von seinem Honorar 
und l0°/o von den Bruttoeinnahmen des Anstaltsbetriebes nach Abzug 
des ärztlichen Honorars zu entrichten. Die Steuererklärung ist innerhalb 
eines Monats nach Ablauf des Steuerabscbnittes (also im Januar), für Aostalts- 
besitzer innerhalb des dem Kalender Vierteljahre folgenden Monats abzugeben; 
die Steuer ist innerhalb 2 Wochen nach Empfang des Steuerbescheides zu be¬ 
zahlen und bei späterer Zahlung mit 6 % zu verzinsen; Zinsbeträge bis 6 Mark 
werden jedoch nicht eingefordert. U m eine Kontrolle der Aufsichtsbehörde zu 
ermöglichen, hat nach § 162 der allgemeinen Reichsabgabenordnung der Steuer¬ 
pflichtige die zur Feststellung und Nachrechnung der Steuer erforderlichen 
Aufzeichnungen zu machen, also Geschäftsbücher führen, in dem 
die Kasseneinnahmen und -ausgaben mindestens täglich einmal einzutragen sind 
und die 10 Jahre auf bewahrt werden müssen. Für Anstaltsbesitzer ist eine 
verschärfte Buchfährung nach einem bestimmten Muster vorgeschrieben. Rpd. 


Tagesnachrichten. 

Alis dem Belehstnge. Der Reichstag hat in seiner Sitzung vom 
22. und 28. Januar die Vorlage über die Teuerungszuscbläge der Be* 
amten in der vom Hauptausschnß angenommenen Fassung zugestimmt. Da* 
nach wird vom 1. Januar 1921 ab der Teuerungszuscnlag zum Grund¬ 
gehalt und Ortszuschlag für die Beamten der Ortsklasse A auf 70°/o, der Orts¬ 
klasse B auf 67%, der Ortsklasse 0 auf 66°/«, der Ortsklasse D auf 60% und 



Tugesnachrichten. 


65 


der Ortsklasse E auf 65*/o erhöht Es ist wohl anzunehmen, daß auch io den 
Sinselnstaaten eine derartige Erhöbnng für ihre Beamten stattfinden wird. 

In den Hauptaasschüssen führte bei der Beratung des Haushalts 
für das Beichsgesundheitsamt am 15. Januar d. J. der Präsident des 
Beichsgesundheitsamts Bumm aus: Die reichliche Dotierung des Reichs* 
gesundneitsamts habe sich bewährt Koch habe mit Reichsmitteln den Cbolera- 
basillus und Tuberkelbazillus, Schaudin den Erreger der Syphilis entdeckt 
Das Reich sollte auch in Zukunft die Mittel nicht versagen zur bakteriologischen 
Forschung. Das Reichsgesundheitsamt dürfe in Zukunft nicht auf die eigene. 
Forschung verzichten. Die Möglichkeit der Forschung wäre ein wesentlicher 
Anreiz für Gelehrte, dem Reichsgesundheitsamt ihre Kräfte zu widmen. Das 
Reich müsse eine Behörde haben, durch die die Richtigkeit einer Methode nach* 
geprüft werden könne. Für die praktische Bekämpfang der Seuchen komme 
man um ein bakteriologisches Institut nicht herum. Gerade jetzt wieder zeige 
sich die Cholera im Osten. Medizinalstatistisches Material für das ganze Reichs* 
gebiet könne nur eine Reichsbehörde besorgen. Auch die Veterinär-Abteilung 
solle beim Reichsgesundheitsamt bleiben. 

Reichsminister Koch wendete sich sodann gegen die Anregung, die 
Veterinär-Abteilung abzutrennen, was nicht nötig sei, da beim Reichsgesund¬ 
beitsamt die landwirtschaftliche Seuchenbekämpfung gat aufgehoben sei. Es 
sei nicht erwünscht, um jeden Ministerialrat immer gleich ein neues Amt her- 
umzubauen. Der Minister äußerte ferner lebhafte Bedenken gegen die Be¬ 
gründung eines Volksgesundheits-Ministeriums. Er teilte mit, daß 
aas Gesetz über die Geschlechtskrankheiten bereits dem Reichsrat 
▼orliege und das Gesetz gegen die Trunksucht in seinen wesentlichen Be¬ 
standteilen im Reichswirtschaftsministerium ausgearbeiiet sei und bald an den 
Reichs rat gelangen werde. Ebenso sei ein Tuberkulose-Gesetz, ein 
Irrenfürsorge-Gesetz, ein Gesetz über die Feuerbestattung und 
ein Apotheken-Gesetz der Vollendung nahe. 

Der sozialpolitische Reichstagsausschuß hat in seiner 
8 itzung vom 28. Januar d. J. einstimmig beschlossen, die Regierung zu 
ersuchen, alsbald eine entsprechende Vorlage behufs Erhöhung der Leistungen 
der Wochenhilfe vorzulegen. 


Die Proussfsoho Landesversammlung hat in ihrer Sitzung 
vom 12. Januar den Erlaß des Ministers für Volks Wohlfahrt 
vjom 20. Dezember 1920, betreffend Erhöhung der amts- und gerlchts- 
Intllchen Gebühren um 800°/« (s. Beilage zur heutigen Nummer, 8. 9) ihre 
Zustimmung erteilt. 

ln derselben Sitzung ist auch ein von der Demokratischen Volkspartei 

K &llter Antrag angenommen, in dem die Anstellung von Schulärzten und 
nllrztlnnen für Schulen aller Art verlangt wird. 

Außerdem bat die Landesversammlung einen Antrag einstimmig an¬ 
genommen, durch den das Ministerium für Volks Wohlfahrt aufgefordert wird, 
Vorschläge zu machen, wie die staatlichen sowie die ln Gemeinde und 
Privatbesits befindlichen Bäder den 8ozialversicherten und Minderbemittelten 
nutzbar gemacht werden können. 


In Trier ist an Stelle des bisherigen dortigen bakteriologischen Unter- 
sucbuagsamtes und des Hygienischen Instituts in Saarbrücken ein Medlslnal- 
uutomchungsamt eingerichtet. 


In Wiesbaden haben die Stadtverordneten die Anstellung eines Stadt- 
medizinal rates beschlossen. 


Erhöhung der Pension der sog. Altpensionäre und Ihrer Hinter¬ 
bliebenen. Bekanntlich haben sowohl die Reichsregierung als die preußische 
Staatsregieruog der Gleichstellung der vor dem 1. April 1920 pensionierten 
Beamten mit den nach diesem Termin in Ruhestand getretenen lange energischen 
Widerstand entgegengesetzt, so daß man die Befürchtung hegen mußte, daß 
diu berechtigten Wünsche der Altpensionäre und Hinterbliebenen nicht erfüllt 
wurden würden. In diesem Falle hat jedoch erfreulicherweise der kraftvolle. 
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sprünglichen Vorschläge. 1 ) Außerdem können nach den Schluß¬ 
bemerkungen der neuen Besoldungsordnung (Abschnitt B Sonder¬ 
vergütungen) den nicht vollbesoldeten Kreisärzten auch fernerhin 
Zuschüsse aus den dafür im Haushalte vorgesehenen Mitteln 
gewährt werden, die allerdings nicht als Grundgehalt gelten. 
Umgekehrt müssen die nicht vollbesoldeten Kreisärzte die Ge¬ 
bühren aus amtlicher Tätigkeit an die Staatskasse abführen, 
soweit das ihnen hiernach erwachsende Gesamtdiensleinkommen 
die Bezüge eines Beamten der Gruppe 10 im gleichen Besoldungs¬ 
dienstalter übersteigen darf. Selbstverständlich handelt es sich 
hier nur um die Gebühren einer rein amtlichen Tätigkeit, 
die also ein vollbesoldeter Kreisarzt an die Staatskasse abzu¬ 
führen hat; andere Gebühren bleiben dagegen bei dieser Be¬ 
rechnung außer Betracht. Dahin gehören z. B. alle Gebühren aus 
seiner vertrauensärztlichen Tätigkeit (s. § 115 der Dienstan¬ 
weisung) sowie alle gerichtsärztlichen Gebühren in den Kreisen, 
in denen die Wahrnehmung der gerichtsärztlichen Geschäfte 
besonderen Gerichtsärzten übertragen ist, da der Kreisarzt dann 
nicht mehr Gerichtsarzt seines Amtsbezirks und infolgedessen 
eine etwaige gerichtsärztliche Tätigkeit nicht mehr als amtliche 
anzusehen ist. Die gerichtsärztlichen Gebühren sollten über¬ 
haupt nicht als amtliche und demzufolge als abführungspflichtige 
betrachtet werden; bei den besonderen Gerichtsärzten scheint 
das auch der Pall zu sein, denn diese sind in der betreffenden 
Bestimmung überhaupt nicht erwähnt. Die im Entwurf vor¬ 
gesehene Bestimmung, daß ein Teil der Yollbesoldeten Kreisärzte 
in die Besoldungsgruppe 11 aufrücken soll, ist beibehalten; 
hoffentlich wird es mindestens ein Drittel dieser Beamten sein. 
Auffallenderweise sind hier aber die nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzte nicht mitaufgeführt, so daß sie scheinbar von dieser Auf- 
rückung ausgeschlossen sein sollen. Es würde dies für sie jeden¬ 
falls eine schwere und dringend der Abhilfe bedürftige Benach¬ 
teiligung bedeuten, namentlich mit Rücksicht auf die vorher 
erwähnte Vorschrift betreffs Abführung der amtsärztlichen 
Gebühren, falls diese die Gesamteinkommen eines Beamten der 
Gruppe 10 von gleichem Besoldungsdienstalter übersteigen. Diese 
Vorschrift müßte deshalb dahin durch die Worte „bezw. der 
Gruppe 11“ ergänzt werden. 

Erfreulicherweise bringt das Gesetz gegenüber dem Ent¬ 
wurf insofern eine Verbesserung, als für die bisher am schlech¬ 
testen behandelten Regierungs- und Medizinalräte eine Auf- 
rückung in eine höhere Besoldungsgruppe von Gruppe 11 
(9700-14500 M.) in Gruppe 12 (von 11200—16800 M.) vor¬ 
gesehen ist; denn in Gruppe 12 sind jetzt nicht bloß wie im 
Entwurf die Direktoren bei den hygienischen Instituten in 

') Nach diesem Vorschläge stellte sich das Grandgehalt auf 6400, 
7000, 7500, 8400, 8800, 9200 und 9600 Mark; künftighin wird es dagegen 6800, 
6900, 7500, 8100, 8475, 8850, 9225 und 9b00 betragen, also in den beiden ersten 
Gehaltsgruppen etwas niedriger, in den letzten 5 Gehaltsgruppen dagegen 
etwas höher. 
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Beuthen und Saarbrücken und die Abteilungsdirektoren bei dem 
Institut für Infektionskrankheiten und bei der Landesanstalt für 
Wasserhygiene aufgeführt, sondern auch „Regierungs- und 
Medizinalräte in Sonderstellungen“. Was unter diesen 
„Sonderstellungen“ zu verstehen ist, darüber schweigt sich das 
Gesetz aus; hoffentlich bringen die Ausführungsbestimmungen 
darüber Aufschluß und zwar einen für die betreffenden Beamten 
recht günstigen, damit von ihnen möglichst viele in die höhere 
Gehaltsgruppe aufrücken können. 

Das neue Beamten-Altruhegehaltsgesetz bringt für die - 
Altpensionäre die sehr wichtige Gleichstellung mit den nach 
dem 1. April 1920 pensionierten Beamten und zwar nicht nur 
in bezug auf das Ruhegehalt, sondern auch in bezug auf 
die Unterstützung dar Hinterbliebenen und der 
Kinderbeihilfen. Erfreulicherweise ist die Wirkung des 
Gesetzes auf den 1. April 1920 zurückdatiert, so daß die bis¬ 
herige schwere Benachteiligung der sog. Altpensionäre gegen¬ 
über den erst seit dem 1. April v. J. in Ruhestand getretenen 
Beamten vollständig beseitigt ist. Die Bestimmungen des Ge¬ 
setzes entsprechen genau denen, die in der vorigen Nummer 
(s. S. 55) bereits mitgeteilt sind, so daß auf diese verwiesen 
werden kann. Für die in Ruhestand befindlichen Regierungs¬ 
und Medizinalräte und Kreisärzte wird es nunmehr von 
großer Bedeutung sein, ob und inwieweit für sie die Bemessung 
mres Ruhegehalts nach den in aufgerückten Stellungen 
befindlichen gleichartigen Medizinalbeamten maßgebend sein 
wird, also auch für einen Teil von ihnen ebenfalls die Be¬ 
kleidung einer solchen aufgerückten Stellung in Besoldungs¬ 
gruppe 12 bezw. 11 angenommen wird. Der Aufschluß darüber 
wird jedenfalls erst durch die Ausführungsbestimmungen ge¬ 
bracht werden. 

Die aus diesen neuen gesetzlichen Bestimmungen sich 
ergebenden Gehalts- und Pensionserhöhungen gelten alle 
vom 1. April 1920 und werden dementsprechend nachgezahlt. 

Ebenso wie im Deutschen Reich sind jetzt auch in Preußen 
durch Gesetz vom 18. Dezember v. J. die Kinderbeihilfen der 
unmittelbaren Staatsbeamten in den Orten der Ortsklasse A 
um 100%, B um 75%, C um 50 % und D und E um 26% 
erhöht. Desgleichen ist den nicht planmäßigen Beamten, zu 
denen die Kreisassistenzärzte gehören, der volle Orts¬ 
zuschlag gewährt (s. Beilage zur heutigen Nummer, S. 28). 
Dagegen ist der vom Landtage angenommene Gesetzentwurf, 
betr. Erhöhung der bisherigen Teuerungszuschläge, bisher noch 
nicht veröffentlicht. 

Leider bringt die neue Besoldungsordnung für die Medi¬ 
zinalbeamten keine Entscheidung über ihre Amtsbezeichnung, 
obwohl der Herr Minister in der Sitzung der Landesversammlung 
vom 27. November v. J. bei Beratung des Haushalts für das öffent¬ 
liche Gesundheitswesen es als „unerträglich“ bezeichnet hat, 
wenn den Kreisärzten weiterhin die Amtsbezeichnung 
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„Medizinalrat“ vorenthalten wird. Entweder müsse eine 
Reihe der bisherigen Bezeichnungen abgeschafft werden oder 
aber den Kreisärzten auch die Amtsbezeichnung „Medizinal¬ 
räte“ zugetan werden“. Seitdem sind wieder fast drei Monate 
verflossen, ohne daß in dieser Hinsicht eine Aenderung ein¬ 
getreten ist; die bei dem Vorstande des Preußischen Medizinal¬ 
beamtenvereins sowie bei dem Verfasser fast täglich eingehenden 
Beschwerden beweisen aber, daß darüber in den Kreisen der Medi¬ 
zinlabeamten die größte Mißstimmung herrscht. Sie erblicken 
* darin eine unverdiente Zurücksetzung ihres ganzen Standes, die 
schließlich auch nachteilig auf ihre amtliche Stellung, auf ihr 
amtliches Ansehen und vor allem auf ihre ATbeitsfreudigkeit 
wirken muß; sie verlangen deshalb mit vollem Fug und Recht, 
daß in dieser Beziehung endlich Wandel geschaffen wird, zumal 
dies in anderen deutschen Ländern z. B. in Bayern, Sachsen 
und Württemberg schon längst geschehen ist und somit der 
früher für die Hinausschiebung der Titelfrage angeführte Grund 
nicht mehr stichhaltig ist. Der Herr Minister hat damals ver¬ 
sprochen, daß in „kurzer Zeit“ Klarheit über diese Frage 
geschaffen werden sollte; da kann man es denn den betreffenden 
Beamten nicht verdenken, wenn sie schließlich ungeduldig und 
mißmutig werden. Dazu kommt noch ein weiterer Grund ihrer 
Mißstimmung, das ist die vom Reichsarbeitsministeriura erfolgte 
Verleihung der Amtsbezeichnung „Regierungs-Medizinalrat“ 
und „Ober-Regierungs-Medizinalrat“ an die bei den sog. Ver¬ 
sorgungsämtern angestellten Aerzte. Sie erblicken darin nicht nur 
eine Zurücksetzung, sondern vor allem auch eine Benachteiligung 
ihrer Stellung und wundern sich mit Recht darüber, daß der 
Minister für Volkswohlfahrt nicht Verwahrung gegen die Ver¬ 
leihung einer Amtsbezeichnung eingelegt hat, die bisher aus¬ 
schließlich den staatlichen Medizinalbeamten beibehalten war 
und die nunmehr Beamten gegeben wird, die weder mit dem 
öffentlichen Gesundheitswesen noch mit der „Regierung“ etwas 
zu tun haben. Im Handel würde man dies „unlauteren 
Wettbewerb“ nennen und auf Grund des betreffenden Ge¬ 
setzes mit Erfolg dagegen Vorgehen können. 

Die Amtsbezeichnungen sollen doch in erster Linie dazu 
dienen, daß sie nach außen hin die Tätigkeit der betreffenden 
Beamten genau kennzeichnen und Verwechselungen verhindern; 
diesen Anforderungen gegenüber ist aber die Amtsbezeichnung 
Reg.-Med.-Rat für die Aerzte der Versicherungsämter ein Schlag 
ins Gesicht. Der Herr Minister für Volks Wohlfahrt sollte des¬ 
halb seinen ganzen Einfluß dahin geltend machen, daß jene zu 
Irrtümern führende Amtsbezeichnung durch eine andere ersetzt 
wird. Seitens des Deutschen Medizinalbeamten Vereins ist in 
dieser Beziehung bereits Einspruch erhoben; es muß aber auch 
von allen Landes vereinen geschehen, damit der Erfolg nicht 
ausbleibt. Die Regelung der Titelfrage sollte sich außerdem 
nicht nur auf die Kreisärzte und Kreisassistenzärzte beschränken, 
sondern sich auch auf die ßegiernngs- und Medizinalräte er- 
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strecken. Wenn die Kreisärzte die Amtsbezeichnung „Medi¬ 
zinalrat“ erhalten, dann steht den Regierungs- und Medizinal- 
- räten, die sich doch in einer aufgerückten Stelle befinden, die 
Amtsbezeichnung „Obermedizinalrat“ zu. ln Bayern haben 
sie allgemein die Bezeichnung „Oberregierungsrat“ erhalten und 
sind auch sämtlich in der Besoldungsgruppe 12 eingestellt; 
dasselbe gilt betreffs der medizinischen Referenten bei den Be¬ 
zirkshauptmannschaften in Sachsen. Erwägt man außerdem, daß 
die amtliche Tätigkeit der preußischen Regierungs- und Medi¬ 
zinalräte sich über weit größere Amtsbezirke als in Bayern und 
Sachsen erstreckt, dann ist ihre ausnahmslose Einstellung in 
die Besoldungsgruppe 12 nicht mehr als gerechtfertigt. Wenn 
eine solche jetzt für einen Teil von ihnen vorgesehen ist, 
so ist dies nur als Abschlagszahlung zu betrachten und auch 
fernerhin mit allen Mitteln dahin zu streben, daß sie sämtlich 
der Besoldungsgruppe 12, mit Aufrückung in Gruppe 13, zu¬ 
geteilt werden. 

Zum Schluß noch «ein Wort zur Dienstaufwandsentschädi- 
gnng der Kreisärzte, die schon mehrfach in dieser Zeitschrift 
besprochen ist. Es unterliegt keinem Zweifel, daß die bisher 
gewährte Entschädigung mit den dafür erforderlichen Aufwen¬ 
dungen in einem so ungeheuren Gegensatz steht, daß nicht bloß 
mit Rücksicht auf die dadurch bewirkte schwere finanzielle 
Schädigung der betreffenden Beamten, sondern auch behuis 
Sicherung einer im öffentlichen Interesse unbedingt notwendigen 
ordnungsmäßigen Geschäftsführung dringend einer wirksamen 
Abhilfe bedürftig ist, die am wirksamsten dadurch erreicht wird, 
daß deu Kreisärzten auf Staatskosten ein Büro mit dem erforder¬ 
lichen Personal zur Verfügung gestellt wird, in gleicher Weise, 
wie' den Kreisbau- und Gewerbeaufsichtsbeamten. Auch hier 
tut Eile not! Es sollten endlich die in dieser Hinsicht vom 
Preußischen Medizinalbeamtenverein gemachten Eingaben Be¬ 
rücksichtigung finden, wenn die Arbeitsfreudigkeit der Kreis¬ 
ärzte keinen Schaden erleiden soll. 


Der Preossische Medizinalbeamtcnverein und der 
Bernfsyerein höherer Yerwaltungsbcamter. 

Von Med.-Bat Dr. Bundl-Ilalle a. Saale, Schriftführer des Preußischen 
Medizin albeanitenvereins. 

Die Bekanntmachung des Preußischen Medizinalbeamten¬ 
vereins am Schluß der heutigen Nummer bedarf für das Ver¬ 
ständnis der Kol egen einer Erläuterung: 

Unsere Mitglieder werden mir wohl von vornherein Recht 
geben, daß wir den allergrößten Teil unserer dienstlichen und 
wirtschaftlichen Errungenschaften dem unermüdlichen Wirken 
unseres Vereins, vor allem unserem allverehrten langjährigen 
ehemaligen Vorsitzenden und jetzigen Ehrenvorsitzenden des 
Vorstandes, Herrn Geh. Med.-Kat Prof. Dr. Rapmund, ver¬ 
danken. Auch nachdem er zu unserer aller Bedauern im Mai 
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1920 sein Amt als Vorsitzender niedergelegt hat, ist er uns ein 
treuer Freund und Berater geblieben; die Angelegenheiten des 
Vereins sind auch ganz in seinem Sinne, d. h. in steter Sorge 
für und in heißem Bemühen um das Wohl der Medizinalbeamten 
weitergelührt. Der Vereinsvorstand ist mit zahlreichen Ein¬ 
gaben betr. den Ausbau des Medizinalwesens und die Hebung 
unseres Standes an den Landtag und die Zentralbehörden 
herangetreten; er hat um zeitgemäße Festsetzung der Ge¬ 
bühren und der Reisekosten gebeten, sowie eine standes¬ 
würdige Amtsbezeichnung und eine zeitgemäße Dienst¬ 
aufwandentschädigung gefordert. Er ist für dieGerichts- 
ärzte und die Gefängnisärzte eingetreten und hat vor 
allem in der Besoldungs- und Ruhegehaltsfrage mit 
Nachdruck seine Stimme erhoben. Seine Bemühungen sind 
erfreulicherweise auch nicht ohne Erfolg geblieben $ Ich erinnere 
nur an die Erhöhung der Besoldung der nichtvollbesoldeten 
Kreisärzte, an die Steigerung der Gebührensätze um 300 °/ 0 
sowie an das jetzt auch erreichte Aufrücken eines Teils der 
vollbesoldeten Kreisärzte und der Reg.- und Med.-Räte in eine 
höhere Gehaltsgruppe. Alles andere ist noch im Fluß; denn 
leider wird auch im neuen Kurs, wenigstens was die Beamten 
anbetrifft, nicht so schell geschossen. Es muß vielmehr fortgesetzt 
weiter gearbeitet werden, bis schließlich alle unsere berechtigten 
Wünsche erfüllt sind. Ueber derartige Bemühungen ist wieder¬ 
holt in dieser Zeitschrift Bericht erstattet, soweit es angängig 
war; alles läßt sich aber nicht in voller Oeffentlichkeit in aus¬ 
führlicher Weise behandeln. 

Um so erstaunter war daher der Vorstand, als ihm durch 
Erlaß des Herrn Ministers für Volkswohlfahrt vom 25. November 
v. J. folgende Eingabe des Berufsvereins höherer Beamter zur 
Aeußerung zuging: 

„Berufsverein höherer Verwaltungsbeamter. Berlin W. 50,’ den 22. Nov. 1920. 

T.-Nr. 903. 

Nach zuverlässigen Mitteilungen unterliegen zurzeit das Gesetz betr. die 
Gebühren der Medizinalboamten vom 14. Juli 1909 nebst den Tarifen und die 
Dienstanweisung für die Kreisärzte einer Neubearbeitung. 

Die uns in großer Zahl angeschlossenen Kreisärzte würden es mit auf¬ 
richtigem Danke begrüßen, wenn ihnen Gelegenheit gegeben würde, sich zu 
dem neuen Gesetzentwurf, bevor derselbe der Preußischen Landesversammlung 
zugeht, wie auch zu der Dienstanweisung vor ihrer Verabschiedung gutachtlich 
äußern zu dürfen. Wir gestatten uns, darauf hinzuweisen, daß der größte 
Teil dieser Kreisärzte dem Medizinalbeamtenverein nicht angehört und sich 
ohne Grund als übergangen betrachten würde, wenn ihm! neben jenem die Mög¬ 
lichkeit, zur Sache Stellung zu nehmen, verschlossen bliebe 

Durch eine baldgefällige, zusagende Entscheidung würden wir Ihnen, 
Herr Minister, zu großem Dank verbunden sein. 

Der Vorsitzende. Der Geschäftsführer 

gez.: A1 b e r s, 

Der Staatsminister. Bürgermeister. 

An den Herrn Minister für Volkswohlfahrt in Berlin." 

„Ministerium für Volkswohlfahrt. Berlin, den 25. November 1920. 

Abschrift übersende ich mit dem ergebenen Ersuchen um eine gefällige 
Aeußerung. 

Ich bemerke, daß selbstverständlich den Medizinalbeamten bei Beform 
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der Gebührensätze und der Dienstanweisung Gelegenheit zur Aeußerung ge¬ 
geben worden ist und auch künftig gegeben werden wird. 

Die vorstehende Angabe, daß ein Teil der Kreisärzte dem Medizinal- 
beamtenverein nicht angehört, ist auffallend. Ich bitte, sich auch darüber 
zu äußern. Im Aufträge: gez. Gottstein." 

Ueber den Inhalt des Schreibens der Berufsvereine höherer 
Medizinalbeamter war der Vorstand um so mehr erstaunt, als 
sich im März 1920 bei der Dienstaufwandsumfrage nur eine 
verschwindend kleine Anzahl als Mitglieder des 
Berufsvereins höherer Verwaltungsbeamter bekannt hatte. 

Wir sahen uns veranlaßt, dem Herrn Minister nach¬ 
stehenden Bericht zu erstatten: 

„Halle a. Saale, den 4. Dezember 1920. 

Barer Exzellenz beehren wir uns, für die im nebenstehenden Erlaß aus¬ 
gesprochene Zasichernng, daß'auch in Zukunft bei Neuordnung der Gebühren¬ 
sätze und der Dienstanweisung den Medizinalbeamten Gelegenheit znr Aeuße- 
rung gegeben wird, unseren Dank abzustatten. Wir verbinden damit den 
ehrerbietigen Ausdruck nnseres Vertrauen, daß Eure Exzellenz auch bei son¬ 
stigen geplanten Veränderungen des Medizinalwesens die Medizinalbeamten 
hören und ihren Vorschlägen Beachtung zuwenden werden. 

Die Behauptung des Berufsvereins höherer Verwaltungsbeamter, daß von 
den ihm „in großer Zahl" angeschlossenen Kreisärzten der „größte Teil" dem 
Preußischen Medizinalbeamtenverein nicht angehört, ist für uns, zumal in dieser 
unbestimmten Form, zurzeit schwer nachprüfbar, da ein amtliches Verzeichnis 
v der Kreisärzte seit 1918 nicht mehr erschienen ist. Nach dem Haushaltsplan 
für 1920 waren in Preußen 460 Stellen für Kreisärzte, 18 für Gerichtsärzte, 
34 für Regierangs- und Medizinalräte und 46 für Kreisassistenzärzte vor¬ 
gesehen. Dies ergibt zusammen 566 Medizinalbeamte, während der Preußische 
Medicinalbeamtenverein 760 Mitglieder zählt. Die Vermutung liegt somit nahe, 
daß bei weitem der größte Teil der Medizinalbeamten dem Preußischen Medi¬ 
zinalbeamtenverein angehört und daß nur eine verschwindende Minderheit sich 
ihm fern hält. 1 ) 

In dieser Annahme werden wir dadurch bestärkt, daß eine im März d. J. 
geschehene Umfrage bei sämtlichen Medizinalbeamten, auf welche 396 Ant¬ 
worten eingingen, das Ergebnis hatte, daß 89 Kreisärzte dem Bund höherer 
Beamter, 6 dem Berufsverein höherer Verwaltungsbeamter und 
3 dem Verein höherer Kommunalbeamter angehörten. 

Da der Preußische Mndizinalbeamtenveruin inzwischen dem Bund höherer 
Beamter als korporatives Mitglied angescblossen ist, so bat ein großer Teil 
der dem Preußischen Medizinalbeamtenverein angebörigen Kreisärzte, welche 
zugleich dem Band höherer Beamter als Einzelmitglieder angehörten, sein 
direktes Verhältnis zu diesem gelöst, um ihm weiterhin nur als Mitglieder 
des Preußischen Mcdizinalbeamtenvereins anzogebören. 

Keinesfalls haben wir Grund zu der Besorgnis, daß eine nennenswerte 
Anzahl Medizinalbeamter, mit der Vertretung durch den Preußischen Me>iizinal- 
beamtenverein unzufrieden, die aus ihrem Amt sich ergebenden Sorgen und 
Wünsche bei einem anderen, der Medizinal Verwaltung ferner stehenden Verein 
besser aufgehoben glaubte. 

Wir buten d«her, das Gesuch des Berufsvereins höherer Verwaltungs¬ 
beamter als eines- Vereines, der im Vergleich zum Preußischen Medizinal- 
beamtenverein zur Vertretung der Medizinalbeamten nicht ausreichend legiti¬ 
miert ist, ablehnend zu bescheiden." 

Eine Antwort auf diesen Bericht ging uns bisher nicht zu, 

*) Nach genauer Feststellung gehören von der oben genannten Gesamt¬ 
zahl der Medizinalbi-amten (556) dem Preußischen Medizinalbeamtenverein als 
Mitglieder an: 33 Regierungs- und Medizinalbeamte (also 97*/o>, 458 Kreisärzte 
(also 99,5%), 18 Uerichlsärxte (also 100%) und 35 Kreisassistenzärzte (also 
75 /,), zusammen: 544 = 98%. 
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wir haben daher unter dem 10. Februar 1921 noch einmal um 
eine Antwort gebeten. Inzwischen aber sind zwei örtliche Ver¬ 
einigungen der Medizinalbeamten, die von Groß-Berlin und 
Potsdam, weiter ihre eigenen Wege gegangen und haben sich 
dem Berufsverein höherer Verwaltungsbeamter als Ortsgruppe 
angeschlossen, weil sie, wohl unter dem Eindruck lebhafter; und 
geschickter Agitation des Geschäftsführers der Vereinigung, 
des Bürgermeisters A. Alb er s, aus diesem Beitritt eine Förde¬ 
rung namentlich ihrer wirtschaftlichen Interessen* erwarten. Auch 
im Westen unseres Vaterlandes sind Neigungen vorhanden, im Be¬ 
rufsverein höherer Verwaltungsbeamter eine Rückversicherung für. 
die dienstlichen und wirtschaftlichen Interessen unserer Mitglieder 
zu suchen. Hier hat wohl vor allem der mangelhafte Fortgang 
der Aratsbezeichnungsfrage fördernd auf diese Sonderbestre¬ 
bungen gewirkt. Eines unserer Mitglieder hat sich in den 
Vorstand des Berufsvereins höherer Verwaltungsbeamter wählen 
lassen und diesem Verband sogar den korporativen Beitritt 
unseres ganzen Vereins in Aussicht gestellt. 

Dem Vorstand scheint dieser Weg nicht gangbar. Die 
Berufsvereinigung höherer Verwaltungsbeamter gehört genau 
in gleicher Weise wie der Preußische Medizinalbeamten verein 
dem Bund höherer Beamten, an; wozu also diese doppelte Unter¬ 
stellung unter den weiteren Verband? Wir glauben auch nicht, 
in ihm eine stärkere Förderung unserer Berufsbelange zu finden, 
als dies durch unseren alten und treu bewährten Medizinal¬ 
beamtenverein geschehen kann. Der Vorstand ist vielmehr 
der Meinung, daß unsere ureigensten Standesinteressen, die 
durchaus nicht immer mit denen der höheren Ver¬ 
waltungsbeamten in derselben Richtung gehen und 
für die wir deshalb auch eine völlig selbstlose Vertretung von 
diesem nicht immer verlangen können, auch am besten durch 
unsere eigene Vereinigung wahrgenommen werden. Er hält 
jede Zersplitterung unserer Reihen, auch jede Verteilung der 
Interessen unserer Mitglieder, sowohl gedanklich wie wirtschaft¬ 
lich, für eine Schwächung unseres Vereins und unserer Kraft. 
Mit eigenen und vereinten Kräften gilt es, unseren Verein 
weiter auszubauen und dafür zu sorgen, daß alle unsere be¬ 
rechtigten und bisher leider noch nicht berücksichtigten Wünsche 
erfüllt, sowie alle unserem Stande nützenden Bestrebungen ge¬ 
fördert werden. Der Vorstand wird an solchen Bestrebungen 
und Forderungen unserer Zeit nicht vorübergehen und dauernd 
darauf bedacht sein, im Sinne unseres lieben und verehrten 
Rapmund auch weiterhin am Wohle unseres Vereins und 
unserer Mitglieder zu arbeiten. 

Wir können aber nur mit Zuversicht und Freude arbeiten 
und nur dann zum Ziele kommen, wenn wir alle unsere Mit¬ 
glieder geschlossen hinter uns wissen in dem Gedanken, daß 
sie ihre alleinige und wirksame Standesvertretung durch den 
Preußischen Medizinalbeamten verein sehen. 
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Zar Typhasepidemie in Pforzheim 1919. 

Von Med.-Rat Dr. Mayer, Bezirksarzt in Pforzheim. 

Abschließender Gesamtbericht und abschließende Betrach¬ 
tung zur Typhusepidemie von Pforzheim vom März 1919 soll 
Aufgabe folgender Darlegung und Berichterstattung sein. Man 
kann solche nicht ausführen ohne kurzen Rückblick auf das 
Auftreten von Typhus in früheren Jahren. Besonders in den 
Jahren 94 und 97 war Pforzheim schon von größeren Epidemien 
heimgesucht, die sich in ziffernmäßiger Ausdehnung aber nicht 
mit der Epidemie 1919 vergleichen lassen. Die damaligen 
Ziffern mit 400—600 Erkrankungen entsprechen erstens einer 
geringeren Bevölkerungsdichte der Stadt und sind auch auf 
anderen Vorschriften der Anzeigepflicht aufgebaut; denn bei 
den Anzeigen fallen die über Typhusverdacht und die große Mehr¬ 
zahl der sogenannten leichteren Fälle aus, während die Statistik des 
Jahres 1919 alle diese Ziffern enthält. Eines haben die erwähnten 
Epidemien aber gemeinsam: sie lenkten nämlich sämtlich zu¬ 
nächst den Verdacht auf Verseuchung des Wassers und führten 
auch zu ensprechenden Maßnahmen, die aber leider nicht durch¬ 
schlagend genug waren, wie wir später darlegen werden. In 
der Zwischenzeit bis zum März 1919 war relative Ruhe. Die 
Statistik der Jahre 13—18 zeigt einen Erkrankungsdurchschnitt 
von 18 Typhusfällen für das Jahr; es sind in diesen Ziffern sogar 
kleine Milchepidemien vom Jahre 1913 und 17 eingeschlossen, 
die durch verseuchte Milch vom Lande und württerabergischen 
Nachbarorten entstanden sind. 

Die Wochenstatistik*vom Januar bis 1. März 1919 enthält 
6 Fälle, davon am 23. Februar allein 4 Fälle, deren Herkunft 
nicht ersichtlich war. Ara 8. März sind 15 Fälle verzeichnet; 
von hier an beginnt das explosionsartige Emporschnellen der 
Riesenziffern. Zur Erleichterung unserer Betrachtung soll hier 
gleich anfangs die ganze Statistik ab 8. März in aufeinander¬ 
folgenden Wochenzahlen gegeben werden mit Abschluß vom 
29. Mai 1920: 

Typhnsstatistik 1919 für Stadt Pforzheim and Land. 

Vom Jannar bis 1. März insgesamt 6 Fälle. In den Woeben vom 
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27./12.1919—8./1.: 7, 
8./1.—10./1.: 2, 
10./1.—17./1.: 4, 

17 /l.—24./1.: 2, 
24./1.—81./1.: 1, 
31./1—7./2.: 1, 
7./2.—14/2.: 1, 
14./2.—21./2.: 1, 


Typhusstatistik 1920 

21./2.-28./2.: 0, 
28./2.—6-/3.: 0, 

6./8—13./3.: 2, 

13. 3.—20./3.: 1, 
20./3 — 27./8.: 0, 
27./3.—3./4.: 0, 

B./4.—10./4.: 1, 


10./4.—17./4.: 0, 
17./4.—24./4.: 0, 
24./4.-1./6.: 0, 
1./6.—8./B.: 1, 
8 ./Ö.—15. 16 .: 0, 
15./6.-22/6.: 0, 
22./5.-29./6.0. 


Es sind an Typhus 
erkrankt gestorben 


Pforzheim Land 

I. 

Vierteljahr 1920 

33 

2 

in 13 Gemeinden 

jy 

II. 

n n 

124 

5 

, 12 

W 

fl 

HI. 

p ti 

33 

2 

* 8 

P 

n 

IV. 

71 n 

32 

1 

„ 11 

TI 



zus. 222 

12 = 

6,24<>/o. 


Pforzheim Stadt 

I. 

Vierteljahr 1920 

2322 

150 



fl 

II. 

rr ti 

1072 

175 



fl 

III. 

n ti 

179 

9 



TI 

IV. 

TI 71^ 

119 

21 


• 


zus. 3692 335 = 9,04 °/o. 


Außerdem sind bis 14. November 1919 gemeldet: 
aus dem Amtsbezirk Neuenbürg .... 72 Fälle in 13 Gemeinden 

„ Maulbronn-Vabingen 10 „ „ 5 „ 

» Calw.3 » » 2 „ 


Die Stellungnahme des verantwortlichen Hygienikers zu 
diesen ungeheuerlichen Zahlen und seinen Maßnahmen ergiebt 
sich am besten aus nachstehendem von mir erstatteten Bericht: 

Auf Grund eigener Beobachtung auf*einem kleinen Gebiete ärztlicher 
Betätigung als Bahnarzt hatte ich Gelegenheit, am 6. März Fälle von ernst¬ 
lichem Typhusverdacht zu sehen, was mich stutzig machen mußte und zur 
sofortigen Fühlungnahme mit anderen mehr beschäftigten Aerzten der Stadt 
veranlaßte. Diese bestätigten mir auch sofort das zahlreiche Vorkommen 
ähnlicher verdächtiger Fälle und sprachen auch gleichzeitig den Verdacht aus, 
daß sich wieder eine Epidemie, wie in den 90er Jahren, zu entwickeln scheine. 
Zur Sicherstellung in der Diagnose wurde sofort Material an das Unter¬ 
suchungsamt des Hygienischen Instituts Heidelberg geschickt, von wo am 
10. März hohe Aggluiinität des Blutes, am 11. März direkt das Vorhandensein 
von Typhnsbazillen im Blut telegraphisch bestätigt wurde. Am 10. Marz vor¬ 
mittags früh hatte ich erst 15 Auzeigen in der Hand, habe aber sofort in Ahnung 
der drohenden Gefahr auf 11. März abends eine Versammlung sämtlicher prafc 
tischen Aerzte der Stadt durch bezirksamtliche Ladung veranlaßt. Sämtliche 
Herren waren erschienen; zu derselben Sitzung waren fürsorglich auch der 
Vorstand des städtischen Wasserwerks, der Vorstand des Nabrungsmittelamts 
und sonstiger wichtiger städtischer technischer Stellen zugezogen. Den Vorsitz 
führte der Berichterstatter. Von der Voraussetzung ausgehend, daß es sich 
um eine Wasserepidemie handeln könne, veranlaßte ich zunächst den Herrn 
Direktor des Wasserwerks zu einer Erörterung der ganzen Wasserversorgung 
der Stadt in der fraglichen Inkubationszeit an Hand des Stadlplanes; denn 
nur so war es möglich, direkte Richtlinien für die weitere Behandlung unserer 
Sache zu erhalten. Nach den.Darlegungen des Wasserwerksdirektors wird die 
Stadt in der Hauptsache von 3 Wasserversorgungshauptqnellen versorgt und 
zwar 1. die vereinte Grösseltalqoelle vom Grössqlial, 2. das Pumpwerk am 
Friedrichsberg im Eutingertul und 3. die Quelle aus dem Nagoldtal zur Ver¬ 
sorgung des Stadtteils Diilweißenstein rechts der Nagold. Die Verteilung 
dieser 3 Wasserarten innerhalb des Stadtgebietes ist keine gleichmäßige. Mit 
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reinem Grösseltalwasser allein wird nnr die'sogenannte Hochzone versorgt, das 
Bind die 8tadtteile in Höhe oder höher gelegen als der Bahnkörper; mit Misch* 
wasser versorgt wird die sogenannte Tiefzone nnd zwar ist anzunehmen, daß der 
Stadtteil westlich des Bathausplatzes in der Hauptsache starke Mischung mit 
Grösseltalwasser erhält, während der östliche Stadtteil reines Tiefbrunnen¬ 
wasser aus dem Eatingertal bezieht und höchstens nach der westlichen Grenze 
za noch leicht vermischtes Wasser. Im weiteren Verlanfe der Sitzung 
änderten sich die Herren Aerzte über ihre Beobachtungen unter Zugrunde¬ 
legung der Fragen nach Zahl ihrer Fälle und der Verteilung ihrer Fälle in 
der Stadt. Daraus entwickelte sich ein ganz überraschendes Bild: Zunächst 
stellte sich heraus, daß statt der gemeldeten 16 Fälle in der Stadt schon 
mindesten« etwa 700 —800 verdächtige Fälle vorhanden waren; einzelne sehr be¬ 
schäftigte Aerzte konnten schon von bis zu 60—70 Beobachtungen sprechen. 
Die Verteilung der Fälle war durchaus auch keine gleichmäßige in der Stadt, 
sondern eine ungleichmäßige; jedoch ließ sich schon bei der ersten Betrach¬ 
tang erkennen, daß sich in der Hauptsache das Verbreitungsgebiet mit den 
Stadtgebieten der Grösseltal-Wasserversorgang deckte; denn die 
weitaus meisten Erkrankungen waren in dem Gebiete der meinen Grösseltal- 
Wasserversorgung, also im Gebiete der Hochzone und innerhalb der Tiefzone 
besonders entlang den sogenannten .Endsträngen vorgekommen. Die mit reinem 
Tiefbrunnenwasser versorgten Stadtgebiete zeigten dagegen nur ganz ver¬ 
einzelte Krankheitsinseln, die sich unschwer in dem vielfältigen Verkehrswesen 
der Stadt als direkte oder indirekte Infektion erklären ließen. 

Prof. Dr. Gärtner bezeichnet in seinem-hygienischen Werk überWasser- 
epidemien als 1. Hauptmerkmal der Wasserepidemie, daß sich Ausbreitung der 
Epidemie und Verteilung des Wassers räumlich deckt. Als weiteres Merkmal 
bezeichnet er, daß hauptsächlich Wassertrinker, das sind Frauen und Kinder, 
von der Krankheit befallen werden. Beides wurde durch die Beobachtungen 
der Aerzte als in der Hauptsache zutreffend sofort bestätigt. 

Nach Feststellung dieser schwerwiegenden Belastungen des Grösseltal- 
wassers als vermutlichen Träger der Infektion erübrigte sich noch die Prüfung 
der Möglichkeit der Infektion durch andere Nahrungsmittel, wie Milch, Gemüse 
and Fleisch. Die beiden letzteren Nahrungsmittel konnten ohne weiteres aus- 
geschieden werden, da bei der großen Verbreitung der Krankheit eine gemein¬ 
schaftliche Bezugsquelle von vornherein nicht erkennntlich war. Auch für die 
Milch ließ Bich diese Annahme rasch aussckalten, da sich Milchversorgungs- 
gebiet und Krankheitsausbreitungsgebiet absolut nicht deckten. 

Die nächstliegende an den Herrn Direktor des Wasserwerks zu richtende 
Frage mußte sein: Kann das schwerverdächtige Grösseltalwasser sofort aus¬ 
geschlossen werden, ohne die Wasserversorgung der Stadt zu gefährden P Die 
Frage warde als zeitlich durchführbar bejaht und demzufolge ist die sofortige 
Ausschaltung der Quelle angeordnet worden. Durch Mitteilungen an sämtliche 
Zeitungen der Stadt wurde weiterhin die Bevölkerung schon am 12. März früh 

f ewarnt und entsprechend belehrt. Mit dieser radikalen Lösung der Beseitigung 
er vermutlichen Krankheitsursache war der erste wichtigste Schritt in der 
Epidemiebekämpfang geschehen und konnte man in Buhe der eigentlichen 
Versenchungsursaclic des Wassers später naebgehen und sich zunächst wich¬ 
tigeren und dringenderen Aufgaben widmen. Eine solche Aufgabe war die 
Desinfektion des Rohrnetzes und Befreiung von Keimen, die 
sieb etwa noch in diesem halten konnten. Diese Desinfektion wurde nach 
Anweisung drs hygienischen Instituts in Heidelberg und in Anlehnung an die 
von Herrn Prof. Dr. Gärtner in seiuem Werk gegebenen Vorschriften mittels 
Chlorierung des Wassers vorgenotmnen, die durch Einschütten von Chlor in 
die Hochbehälter, sodann in das Pumpwasser der als unverseucht geltenden 
Tiefbrunnenanlage am Friedrichsberg geschah. Am 19. März konnte die Des¬ 
infektion des Rohrnetzes als beendigt gelten. 

Dringend notwendig nud schwierig war die ungeheure Aufgabe der Ver¬ 
sorgung derKranken, deren Zahl lawinenartig ariscbwoll. Man stelle sich die 
Situation vor: Im städtischen Krankenhaus waren zu beginn der Epidemie nur 
15 Betten frei, daneben die gewaltige erste Wocbenz-ffer mit über 1000 Kranken, 
die nach 14 Togen aut 2313 sich vergrößerte und sich in den nächsten Wochen 
noch wöchentlich um je 200 herum bewegte. Dazu die Kriegs- und Revo- 
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lationsfolge in Form schwierigster Organisationsmöglichkeiten und hochgradiger 
Nahrangsmittelnot. Hätte nicht alles, Aerzteschaft and alle städtischen and 
staatlichen Behörden einmütigst in intensivster Zusammenarbeit zusammen- 
geholfen, wäre das gewaltige Unglück für die Stadt, deren Bevölkerung and 
ihre Umgebung noch viel unübersehbarer geworden. Besonderen Dank verdient 
die Aerzteschaft, die trotz der ungeheuren Belastung mit Tagesarbeit in regel¬ 
mäßigen und hantigen Abendsitzungen ihre Mitarbeit betätigten. 

Mit der Schilderung der einzeln getroffenen Maßnahmen will ich mich 
nur kurz befassen. Zunächst machte die Isolierung der Kranken als 
wichtigster Bestandteil im Büstzeug der Bekämpfung die größte Schwierigkeit. 
Die sofortige Räumung der Krankenhäuser für Typhuszwecke konnte nicht 
Schritt halten mit der rasch zunehmenden Erkrankungsziffer. In mit Menschen 
überfüllten Wohnungen lagen die Kranken zum Teil mit Gesunden zusammen. 
Daneben fehlte vielfach Krankenpflege und Verständnis, speziell für Krank¬ 
heitsschutz. Es fehlte an genügenden Transportmitteln; es fehlte an Kranken¬ 
pflegepersonal. Größte Sorgen machte auch die Ernährung der Kranken, kurz¬ 
um, alles mußte erst organisiert werden. Der Krieg, sonst unser Unglück, 
hatte ausnahmsweise auch eine gute Seite für unsere Stadt. Er stellte uns 
durch liebenswürdiges Entgegenkommen des Sanitätsamts des XIV. Armeekorps 
ein Lazarett mit 500 Betteu zur Verfügung; hätten wir dies nicht gehabt, 
dann weiß ich nicht, wie ein solches in so schneller Zeit hätte geschaffen 
werden können und wie unsere Epidemie dann verlaufen wäre. Der Tele¬ 
graphendraht spielte bis in weiteste Entfernung, um verfügbares Kranken¬ 
pflegepersonal zu beschaffen. Das Transportwesen, das ursprünglich nur auf 
ein Auto beschränkt war, wurde unter der umsichtigen Leitung des Sanitäts- 
kolonnenvorstaudes rasch organisiert und auf eine Höhe gebracht, daß die 
Kranken auch rasch den Krankenhäusern zngeführt werden konnten. 

Für die Ernährung wurden zunächst die vorhandenen Reserven 
herangezogen, bestimmte Kost- und Zulagcformen ausgearbeitet, um die Ver¬ 
ausgabung zu erleichtern. Im weiteren Verlaufe fehlte dann nicht die Mit¬ 
hilfe des Staates und der freiwilligen Liebestätigkeit, um uns weitere Nahrungs¬ 
mittel zuzuführen. 

Eine Person hätte das alles unmöglich leiten können. Es wurde daher 
ein besonderes Typhusbüro geschaffen, dem die Organisation und die 
Ueberwachung der Arbeiten oblag. Dem Bezirksarzt wurde vom Staat ein 
besonderer Hilfsarzt, Herr Dr. Geiger beigegeben, der in Straßburg in der 
Typhusbekämpfung schon jahrelang tätig gewesen war und auch hier sofort 
ein neues bakteriologisches Institut improvisierte, das unentbehrlich war, da bei 
der Masse des zu untersuchenden Materials die Heidelberger Untersuchungs- 
anstalt nicht ausreichte. Zur Mitarbeit in diesem Institut stellte das Sanitäts¬ 
amt des XIV. Armeekorps längere Zeit die Korpshygieniker Stabsarzt 
Dr. Göbel und nach dessen Weggang Stabsarzt Dr. Kamm zur Veifügung, 
die sich durch ihre Tätigkeit ebenfalls ganz besondere Verdienste erworben 
haben. In dem Typhusbtiro waren anf der Höhe der Epidemie 21 Personen 
beschäftigt: der Berichterstatter als Vorsitzender, 2 Beamte des Bezirksamts 
für Erledigung der rein sanitätspolizeilichen Arbeiten, mehrere Angestellte 
der Stadt für die umfangreichen Aufgaben der sozialen Fürsorge, 12 Für¬ 
sorgeschwestern für die Ermittlung der Kranken in der Stadt. 

Die der Stadt durch die Epidemie entstandenen Kosten haben 419849 M. 
betragen; darin sind in der Hauptsache enthalten: Kosten für Krankenpflege, 
Schwesterngehälter,' Unterstützung bedürftiger Familien, Unterhaltung eines 
Kinder- und Säuglingsheims, Transportwesen, Beerdigungswesen, Kranken¬ 
zusätze, Typhusbüro, bakteriologisches Institut, Desinfektion. 

Aus Kollegenkreisen wird jetzt die Frage der Organisation einer 
Schutzimpfung gestellt werden, die im Kriege eine so große Rolle spielte. 
In größerem Umfange ist diese hier nicht geübt. Zu Begum der Epidemie 
standen ihr die Bedenken der Aerzteschaft entgegen wegen Gefahr einer 
kummulativen Toxinwirkung io der Inkubationszeit, in der jeder Einwohner der 
Stadt sozusagen als krankheilsverdächiig zu betrachten war; später, nachdem 
die erste Inkubationsperiode vorbei war und nur noch die Kontaktinfektion 
als Krankheitsursache in der Hauptsache in Betracht kam, steUtc sich als 
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Haupthindernis die allgemeine Abneigung der Bevölkerung gegen Impfung 
dar. Ein Zwang zur Impfung war nicht ausführbar. 

Nachdem die Organisation in den ersten 4—6 Wochen ausgebaut war, 
verlief die ganze Arbeit der Bekämpfung in ruhigeren und stetigeren Bahnen. 
Nach Verlauf der ersten Sturmflut und Abheilung der großen Mehrzahl der 
Erkrankungen konnten wir auch dem Ideal der wirksamsten Bekämpfung, der 
restlosen ausreichenden Isolierung, nahe kommen, da jetzt die Bettenzahl von 
840 aus reichte. Die Zwangseinweisung derK ranken in dasKranken« - 
haus und Typhuslazarett, die vorher nur in den dringendsten Fällen durch¬ 
geführt werden konnte, kam von Mitte Mai an ganz allgemein zur Durch¬ 
führung; damit erlebten wir auch ein rasches Abfallen der bis dahin immer 
noch hohen Wochenziffern. 

Der Verlauf der Epidemie zeigt 2 typische Abschnitte: Zunächst 
in der Woche vom 29. März auf 5. April ein Abfallen der Ziffer von 542 auf 
197 infolge der Ausschaltung des Grösseltalwassers als Infektionsquelle; 
von da an wegen ungenügender Isolierung und sehr zahlreichen Eontakt- 
iofektionen nur langsame Abnahme der Wochenziffer auf 143 bis 31. Mai. 
Als Folge der Zwangsisolierung am 81. Mai erstmals 2stellige Zahlen der 
Wochenziffer mit 82, die bis Anfang August erstmals auf 1 stellige herab¬ 
sinkt, um langsam bis Ende 1919 und Anfang 1920 zu versanden. Die vor¬ 
übergehend sprungweise Erhöhungen in der Zeit vom 14.—16. August und 
5.—18. Oktober sind als kleine Nabrungsmittehpidemien in Dillstein und in 
der Altstadt, beide Male von durch Bazillenträger verseuchter Wurst aus¬ 
gehend, entdeckt und auch rasch niedergeschlagen worden; demnach nur. kleine 
Intermezzos, die sich jederzeit bei der selbstverständlich großen Zahl von 
Bazillenträgern, die wir nur zum Teil kennen und überwachen können, zum Teil 
aber auch unerkannt annehmen müssen, immer wieder einmal wiederholen 
können. Von sämtlichen Kranken wurde, bevor sie endgültig aus der Beob¬ 
achtung entlassen wurden, verlangt, daß mindestens drei Stuhluntersnchungen 
hintereinander Freisein von Typhusbazillcn ergaben. Daß wir seit dem 11. November 
1919 endgültig mit der Epidemie fertig waren, haben wir wohl der zweckmäßigen 
Behandlung der Bazillenträger zu verdanken. Die Zahl der heute noch dauernd 
Typbusbazillen ausscheidenden Personen ist übrigens nicht so hoch, wie dies 
aus anderen Berechnungen anzunehmen war und beträgt nur einige 20. 

Epidemiologisches: Bei der epidemiologischen Feststellung und Be¬ 
trachtung muß zuerst die epidemiologische Einheit mit den früheren Epidemien 
bervorgehoben werden, nämlich des Zusammenhangs mit Verseuchung des 
Wassers aus demselben Quell versorgungsgebiet des Grösseltals. Eine Beein¬ 
flussung des fraglichen Quellgebietes in dem zu vermutenden Umfang mußte 
von vornherein in der bewohnten Nachbarsdiaft und Nachbarortschaften ge¬ 
sucht und gefunden werden und als solche nach der geographischen Lage der 
noch in Benützung stehenden Einzelquelle in erster Linie die Ortschaft Wald- 
rennach im Amtsbezirk Neuenbürg in Frage kommen. Sofort angestellte Bück- 
fragen ergaben zunächst, daß in den vorausgehenden Jahren das Vorkommen 
von Typbus in Waldrennach überhaupt nicht bekannt war. Damit beruhigten 
wir uns aber nicht, sondern wandten uns eindringlicher an den Arzt, der die 
Ortschaft Waldrennach in der fraglichen Zeit regelmäßig versorgte. Dieser 
gab uns daan auch an, daß er allerdings am 10. Januar ein Mädchen in Be¬ 
handlung genommen habe, das unter den Erscheinungen eines fieberhaften 
Darmkatarrbs, den er als Orippe ansab, erkrankt war. Dieses Mädchen war 
bis zur Erkrankung in einer Müble bei Birkenfeld, Amt Neuenbürg, im Dienst 

{ gewesen; diese Mühle hatte keine eigentliche Wasserversorgung und war 
ediglich auf die Benutzung des nabeliegenden Flußwassers angewiesen; das 
Wasser wurde ohne jegliche Vorbereitung als Trinkwasser von den Mühlen- 
besitzern benutzt. Ueber die Möglichkeit einer Flnßverseuchnng mit Typhus- 
bazillen brauche ich mich wohl kaum weiter in Ausführungen anfzuhalten. 
Im Verlaufe der nächsten Woche erkrankten in der Familie des Mädchens in 
Waldrennach noch weitere 3 jüngere Geschwister unter ähnlichen Erscheinungen. 
Am 16. März konnte ich, nachdem mir dies von dem Herrn Oberamtsarzt in 
Neuenbürg in freundlicher Weise gestattet worden war, persönliche Erhebungen 
in Waldrennach vornehmen. Das fragliche Mädchen war schon wieder ge¬ 
sund und bei meinem Besuch im Walde beschäftigt, von den 3 später er- 
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krankten Geschwistern lagen zwei kleinere Kinder noch im Bett, znm Teil 
noch leicht fiebernd. Von den 8 Kindern worden Blutproben entnommen, deren 
Untersuchungen eine hohe Agglutination (1 :400) ergaben, womit wohl der 
zweifellose Beweis erbracht war, daß es sich nm tatsächliche Typhosfälle 
handelte. Die weiteren Erhebungen an Ort und Stelle ergaben, daß die Ab¬ 
gänge der 4 Kranken in der Zeit von Anfang Februar aus der Hausgrube auf 
eine langgestreckte Wiese hinter dem Hausanwesen ausgeschüttet und aus- 
gebreitet worden waren. Die Wiese war im Januar zunächst gefroren und 
dann mit Schnee bedeckt; die Ausschüttung des Unrats war dann auf Schnee 
erfclgt. Am 15. Februar setzte ein plötzliches Tauwetter unter starkem 
Begenfall ein; das Schneewasser wurde dadurch über den gefrorenen Boden 
hinweg mitsamt dem Typbusbazillengehalt talabwärts geschwemmt. Daß diese 
gefährliche Schneewasserbrühe unserer Quellversorgnng zu so verhängnisvollem 
Schaden gereichte, liegt in der besonderen geologischen und geographischen 
Beschaffenheit des Geländes. Das betreffende Haus liegt an dem Bande einer 
Hochebene und zwar etwa 300 m entfernt von dem sogenannten Keck sehen 
Brunnen, der einen Bestandteil der Grösseltalwasseranlage bildet. Die in 
Frage kommende Wiese, etwa 50 m lang und 20 m breit, senkt sich talabwärts 
innerhalb einer halb trichterförmigen Mulde, deren Spitze etwa-100 m entfernt 
vom Keck sehen Brunnen den Waldrand erreicht, in dem die Mnlde einen 
ringförmigen steilen Absturz findet und zwar nahe an derKeckschen Quelle vor¬ 
bei. Während das oberhalb des Waldrandes gelegene Wiesengelände von 
einer ziemlich dicken tonhaltigen Sandschicht überdeckt ist, besteht der steil 
abstUrzende Waldrand nach der Keck sehen Quelle zu nur aus gröberer 
Geröllhalde von geringerer Filtrationskraft. Der Ke.cksche Brunnen ist als 
eine sogenannte Sickerquelle in der Tiefe dieser Geröllbalde angelegt. Zu 
seiner ordnungsmäßigen Behandlung ist bestimmt, daß bei rascherem Ansteigen 
der Quellmengcn nach Niederschlägen der Brunnen durch Schließung eines 
Schiebers ausgescbaltet wird. Dies war auch am 17. Februar ordnungsmäßig 
geschehen, jedoch zu spät; die ungeheuren Mengen infektiösen Materials hatten 
den Schieber leider schon passiert, waren in unsere Wasserversorgung und Bohr¬ 
leitung eingedrungen und hatten ihre unheilvolle Wirkung bereits ausgeübt. 

Die nachträglichen umfangreichengeologischenUnter- 
Buchungen und Versuche, die die Stadt durch Herrn 
Prof. Röhrer im Laufe des Sommers 1919 ausführen ließ, er¬ 
geben mit zweifelloser Sicherheit die Richtigkeit der oben er¬ 
wähnten Schlußfolgerung, die sich dem Beobachter schon bei 
den anfänglichen geologischen Nachforschungen aufdrängten. 
Bei dem allgemeinen Interesse verlohnt sich, auf die Ergeb¬ 
nisse dieser exakten experimentellen und wissenschaftlichen 
Forschungen einzugehen, die Prof. Röhrer in einem Sammel¬ 
bericht vom 1. November 1919 und 29. Dezember 1919 nieder¬ 
gelegt hat. Als Aufgabe hatte er sich gestellt: 

I. Untersuchungen des Einflusses der Oberflächenwasser (Bäche, 

Niederschläge) auf die Quellen und 

II. Untersuchungen des geologischen Aufbaues des Quell- 

gebietes.' 

Das Ergebnis dieser Untersuchungen sollte für die Stadt 
die Grundlage abgeben für die weitere Behandlung und Be¬ 
anspruchung der Grösseltalquelle. Der umfangreiche Bericht 
des Prof. Röhrer verdient weitgehendste fachliche Würdigung 
und Schätzung, kann aber im Rahmen dieses Berichts nur aus¬ 
zugsweise kritische medizinische Verwertung finden: 

Zuvor nochmals wenig Geschichtliches: Die Grösseltalquellen liegen im 
Laufe des Grösseltalbaches etwa 2 km oberhalb dessen Einflusses in die Enz. 
Der Bach steigt mit ziemlich großem Gefälle bergauf, teilt sich 1,8 km etwa 
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bachaufwirts in zwei Seitenbäche, von denen der eine (Gnuelsbach) steil nach 
dem hochgelegenen Ort Engelsbrand fahrt; der andere (oberer Grösselbach) 
in länger gestrecktem Verlaufe ebenfalls ansteigend nach der entfernter ge¬ 
legenen Ortschaft Langenbrand. Am linken Hochrand dieses oberen Grösseltal- 
baches liegt die fragliche Ortschaft Langenbrand. Als Quellen kommen acht 
Siück in Betracht, die nahe der Talsohle entspringen und von denen die stärkste, 
die sogenante Reicbstätter-Quelle, unterhalb des Zusammenflusses der beiden 
Bäche liegt. Diesö ist als erste der Quellen im Jahre 1874 von der Stadt ge¬ 
faßt und mit großen Hoflnnngen für die Wasserversorgung nutzbar gemacht. 
Gleichzeitig mit der Reicbstätter-Quelle ist auch die Jagesquelle, dicht ober¬ 
halb des Zusammenflusses beider Bache und ebenfalls von starker Ergiebigkeit 
erfaßt. Die Reichstätter-Quelle ist jedoch im Jahre 1898 wieder ausgeschaltet, 
nachdem sie sich im höchsten Grade verdächtig gemacht hatte, daß sie Trägerin 
der Epidemien vom Jahre 1894 und 1897 war und zwar infolge Verunreinigung 
durch den nahe liegenden Engelsbach. Dasselbe Schicksal mußte auf Grund der 
Forschungen des Prof. Röhr er auch die zweitstärkste Quelle, die Jagesquelle 
erleiden, die nachweisbar dem Einfluß von Oberflächenwasser in größerem Um¬ 
fange zugänglich ist. Die übrigen 6 Quellen waren im seitlichen oberen 
Grösseltalbach gefaßt; man hatte geglaubt, daß man. damit schon in der An¬ 
lage und bei der ausgedehnten Bewaldung der Umgebung ungünstige Beein¬ 
flussung vermeiden würde. Wie wenig zutreffend, wenigstens teilweise, diese 
Annahme war, beweist leider die Geschichte unserer Epidemie, die zu der 
dauernden Ausschaltung des Keckschen Brunnens führen mußte. In Be¬ 
nutzung sind heute nur noch 4 Brunnen, für die die Röhrersehen Unter¬ 
suchungen ergaben, daß sie einer Oberflächenbeeinflussung gar nicht oder sehr 
wenig ausgesetzt sind, und deren Wasser zu aller Fürsorge noch einer stän¬ 
digen Desinfektion durch Chlorzusatz unterworfen wird. Die Chlorierung des 
Wassers erfolgt mit einer mechanisch selbsttätig wirkenden Anlage mttels 
Zusatz einer Hypochloritlösung, aus der durch Elektrolyse Chlor in bestimmten 
Mengen ausgeschieden wird. Die Anlage selbst ist unmittelbar am Zusammen¬ 
fluß der verschiedenen Quelle in der Nähe der sogenannten Jagesquelle ein¬ 
gerichtet; das Wasser fließt von da noch mehrere Kilometer lang nach dem 
Hochbehälter Sonnenberg. Der Erfolg ist, daß die regelmäßigen Untersuchungen 
des Hochbehälterwassers fast nahezu Keimfreiheit des Wassers ergeben, als 
Beweis, daß die Desinfektion eine äußerst vollkommene ist. Ich kann mich 
der Meinung nicht verschließen, daß, hätte man eine solche Anlage schon vor 
dem Jahre 1894 gehabt, wir wahrscheinlich niemals Typbusepidemien erlebt 
hätten und heute noch unbeanstandet die ergiebigen großen Ouellen im unteren 
Teil des Grösseltales benützen könnten. Nach den bitteren Erfahrungen, speziell 
des Jahres 1919, besteht aber nicht mehr der Mut, ein solches Risiko für 
die Stadt zu übernehmen; die Quellen sollen deshalb ausgeschaltet bleiben, 
was jedoch für die Stadt bei den teuren Kosten einer Wasserversorgung, bei 
der das Wasser durch Kraftanlage gehoben und gepumpt werden muß, eine 
■ehr kostspielige Sache ist. Der Wunsch nach Benutzung des billigen kosten¬ 
los zufließenden Quellwassers wird deshalb voraussichtlich wohl immer wieder 
rege werden, kann aber wohl erst einmal Erörterung Anden, wenn die Er¬ 
fahrung eines größeren Zeitraumes über die Wirkung von Desinfektionsanlagen 
hier und anderorts zu Gebote stehen. Einen Ausweg deutet Prof. Röhrer 
ab Ergebnis seiner Untersuchungen an und zwar in einer tieferen Fassung der 
Quellen und zwar in Tiefen, wo er Oberflächenbeeinflussung ausgeschaltet ver¬ 
mutet. Ob dieser Weg einmal beschritten werden kann, ist sehr fraglich und 
zwar deswegen, weil dadurch der Vorteil des natürlichen Gefälles nach dem 
Hochbehälter zu verloren gehen kann. 

Die Untersuchungen undVersuchedesHerrnProf. Röhrer: 
In geologischer Beziehung stellt er fest, daß das vorher beschriebene Wiesen- 
gel Ende unterhalb des Typhushausos in Waldrennach schräg von einem Weg 
mit Graben durchzogen ist, der das Regenwasser von den oberhalb gelegenen 
Wiesen (zu welchen auch die Typhuswiese gehört) auffängt und nach unten 
leitet. Dieser Graben hat dicht unterhalb der Einmündung des fraglichen 
Typhuswiesenwassers ein Versenkungsloch, in das das WasBer direkt nach der 
Tiefe zu versinkt als Zeichen einer gröberen Verbindung mit den lockeren 
tieferen Erdschichten. Seine Versuche waren Versalzungsversuche mit Nach- 
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weis, innerhalb welcher Zeit das durch Oberflächenwasser abgespülte Salz an 
den verschiedenen Bronnen erscheint; ferner Bakterienversncbe mit Prodigiosas, 
statt des Salzes. Die Versuche ergaben, daß die Filtrationsgeschwindigkeit 
des Salzes aus der oben beschriebenen Versenkung und von einer andern, 
ebensoweit von der Quelle entfernten Kontrollstelle außerordentlich groß war, 
bei dem ersten Versuch bei relativ geringer Wassermenge 5 sec/mm, bei einem 
zweiten Versuch unter Benutzung starker Regenniederschläge sogar 16 bis 
17 sec/mm. Die Filtrationsgescbwindigkeit beträgt demnach das 100—300 fache 
der bei künstlichem Filter angenommenen Höchstgrenze. Bei einem dritten 
Versuch erebien Prodigiosas mit 11—14 sec/km Geschwindigkeit. Damit 
dürfte der Beweis für die Unzulänglichkeit der Brmmenanlage nnd für die Physik 
des Verseuchungsvorgangs in einwandfreiester Wefse geführt worden sein. 

Ein ähnliches Versuchsergebnis hatten die Versuche in der Umgebung 
der oben erwähnten Jagesquelle, die deshalb mit dem Keck sehen Brunnen 
der dauernden Ausschaltung verfiel, wählend 4 Brunnen günstigere und ein¬ 
wandfreiere Ergebnisse ergaben; diese konnten deshalb auch weiterhin für die 
öffentliche Wasserversorgung nutzbar gemacht werden. 

Die Lehre aus unserer Epidemie ist, daß wieder einmal 
die Unzulänglichkeit von Quellanlagen im Buntsandsteingebiet 
mit seiner zerklüfteten Konstruktion erwiesen ist. Eine Epidemie 
kann jederzeit entstehen durch zufällige Beeinflussung. Ueber 
20 Jahre hat solche Beeinflussung für unsere Quellen nicht 
stattgefunden. Ein unglücklicher Zufall und das Zusammen¬ 
treffen besonderer Umstände haben uns die größte aller Epidemien 
gebracht; es war dies der Zufall, daß in der einer Quelle be¬ 
nachbarten Ortschaft Waldrennach ein resp. mehrere Typhus¬ 
fälle nicht erkannt wurden, dafl die Erkrankungen in die 
Winterszeit fielen, die Abgänge der Kranken auf eine gefrorene 
Wiese gebracht und durch eingetretenes Tauwetter ohne Ge¬ 
legenheit zu einer Filtration abgeschwemmt waren, daß das Haus, 
in dem die Kranken wohnten, das nächste Haus bei unserer 
Quelle war und daß endlich ausgerechnet unterhalb der Einmün¬ 
dung des Abflusses dieser Wiesenwasser eine Bodenversenkung 
bestehen mußte, die zurzeit künstlich durch Grabenarbeiten 
geschaffen worden war; gewiß ein Zusammentreffen recht viel 
zufälliger Momente, von denen man sich sagen muß, daß bei 
Ausschaltung nur eines einzigen vielleicht die Epidemie nicht 
entstanden wäre, wenigstens nicht in diesem fürchterlichen 
Umlange. 

Die bakteriologische Prüfung von Wasserproben, wie sie 
in Pforzheim regelmäßig vorgenommen wurden, sichern keines¬ 
falls vor Ueberraschungen, da sich für den hiesigen Fall 
wenigstens in keiner Weise alarmierende Zeichen ergeben 
haben; die einzige Gewähr für Ueberraschungen erscheint uns 
nur eine zuverlässige physikalische Beschaffenheit einer Brunnen¬ 
anlage. 

Pforzheim selbst wird die Lehre aus dem Vorkommnis 
ziehen; sie hat zum Teil schon gezogen und wird sich 
hoffentlich für alle Zeiten zu sichern wissen. Für andere 
Gegenden und andere Quellenversorgung kann aber unsere 
Epidemie und unsere Erfahrungen ein bedeutender Fingerzeig 
sein. Gründliche geologische Untersuchungen und Prüfungen 
durch ähnliche Versuche, wie sie Prof. Röhr er angestellt hat, 
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sind auf alle Fälle bei ähnlicher geologischer Unterlage von 
Quellen und bei allen Quellen, die zeitweise trüben, zu empfehlen. 
Bei der geringsten Unzuverlässigkeit einer Quelle dürfte sich 
die Einschaltung einer Desinfektionsanlage nach dem hiesigen 
oder ähnlichen Muster empfehlen. Anlage und Betrieb einer 
solchen Desinfektionsanlage ist verhältnismäßig einfach und 
billig; die Kosten stellen eine geringe Risikoprämie dar gegen¬ 
über der Gefahr einer Verseuchung einer solchen Anlage. 


Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht Aber eine AnmchnOsitzang des Wttrttembergischen 

JHedizinalbeamtenvereing am 28. November v. J, 

An der im Frisonianum in Stuttgart abgehalteuen Sitzung haben die Aus* 
schußmitglieder Gnant, Haag, Köstlin, Schott und Zöppritz teil¬ 
genommen. 

Der Vorsitzende, Obermedizinalrat Dr. Köstlin., berichtete zu¬ 
nächst Uber die Eingaben, die gemäß den auf der letzten Jahresversammlung 
gefaßten Beschlüssen von seiten des Vereinsvorstandes an das Ministerium des 
Innern gerichtet worden sind, sowie über einen daraufhin vom Ministerium er¬ 
gangenen Erlaß vom 19 November v. J., der folgenden Wortlaut hatte: 

„Die Ziff. 1 ist erledigt durch die Verordnung des Staatsministeriums, 
betreffend Gebühren der Aerzte, Zahnärzte und Hebammen für amtliche Ver¬ 
richtungen vom 9. Juni 1920, Reg.-Bl. S. 390. 

Zu Ziff. 2: Die Frage, welche Regelung bezüglich der Zustellung des 
Reichsgesetzblattes an die Oberamtsärzte erfolgen soll, ist zurzeit in 
Behandlung. Es wird Ihnen demnächst hierüber weitere Mitteilung zugehen. 

Zu Ziff. 3: Zu Ziff. 3 hat das Finanzministerium in einem neuerlichen 
Schreiben vom 1. November 1920 Nr. 12 332 folgende Stellung genommen: 

„Einem etwa künftig hervortretenden neuen und dringenden Bedürfnis 
nach Wohnungsbeschaffung für einen besoldeten Oberamtsarzt wird, 
soweit möglich, im Rahmen der Ein- und Neubauten, wofür die Grundlagen 
nun bereit sind, Rechnung getragen werden können.“ 

Zu Ziff. 5: In dem Entwurf des Staatshausbaltsplans für 1920 Kap. 23 
Tit. 2 ist eine Erhöhung der Entschädigung für Kanzleibedürfnissc 
auf das Doppelte vorgesehen. Ob außerdem besonderer Dienstaufwand im einzelnen 
Fall auf die Staatskasse zu übernehmen sein wird, kann nur im Einzelfall ent¬ 
schieden werden. 

Zu Ziff. 6: Die Frage der Gewährung eines höheren Weggeldes hat 
durch die Verordnung des Stnatsministeriums, betreffend Aenderung der K. Ver¬ 
ordnung über die Diäten und Reisekosten der Zivilstaatsdiener vom 23. Juni 1873, 
vom 14. August 1920, Reg.-Bl. S. 507, ihre Erledigung gefunden. Graf.“ 

Damit hatten die von uns gestellten Forderungen durch das Ministerium 
zunächst ihre Erledigung gefunden, da sich die Oberamtsärzte mit dieser Er¬ 
ledigung aber noch keineswegs iür vollkommen befriedigt erklären konnten, so 
bat der Ausschuß beschlossen, noch zwei weitere Eingaben an das Mini¬ 
sterium zu richten, 

1. betreffend eine 50°/o Erhöhung der Gebührenordnung vom 9. VI 
1920, und zwar für sämtliche Gebührensätze, und nicht nur für die Mindest¬ 
sätze, wie dies bei der letzten Teuerungszulage der Fall gewesen ist, und 

2. betreffend die Dieiistaiifwandsenlscliädigiuig der Oberauitsärzte, 
wobei nochmals die dringende Bitte ausgesprochen wurde, diese für die voll¬ 
besoldeten 0bcramt8ärzte in der Höhe von 2500 M. und für die nicht voll¬ 
besoldeten in der Höhe von 1500 M. festzuset,zen. 

Beide Eingaben sind unterm 10. XII. an das Ministerium abgegangen; 
aal die erste Eingabe ist eine Antwort bis jetzt noch nicht erfolgt, bezüglich 
der letzteren bat das Ministerium durch Erlaß vom 24. XII. den Mcdizinal- 
beamtenverein aofgefordert, zur Begründung des Antrags zunächst noch einen 
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eingehenden Nachweis des den Oberamtsärzten tatsächlich entstehenden Dienst* 
aufwandes zu geben. 

Zum Zweck der Beantwortung dieser Frage wird in den nächsten Tagen 
noch eine weitere Ausschußsitzung stattfinden. 

Zu Ziff. 2 seines Erlasses vom 19. XI. hat uns das Ministeriam unterm 
3.1. d. J. dann noch den weiteren Bescheid zugeben lassen, von einer Zuteilung 
des Reichsgesetzblattes an die Oberamtsärzte werde für das Jahr 1921 ver¬ 
suchsweise abgesehen werden, dagegen vermöge das Ministeriam dem Antrag, 
den Oberamtsärzten an Stelle des Reichsgesetzblattes die Zeitschrift für 
Medizinalbeamte von Amts wegen zuzustellen, nicht zu entsprechen, da 
die Mittel für diesen Zweck nicht zur Verfügung stehen. 

Zuvor sind unterm 20. IX. v. J. von uns noch zwei weitere Eingaben an 
das Ministerium des Innern gerichtet worden. 

1. betreffend die Amtsbezeichnung der Oheramtsärzte mit der Bitte, 
diesen die Amtsbezeichnung „Medizinalrat“ zu verleihen, und 

2. betreffend die Besoldnngsordnnng der Oberamisärzte, dahingehend, 
es sollen im Verhältnis ebensoriele Oberamtsärzte in die Besoldungsgruppen 
XI und XII eingereiht werden, als Oberamtsvorstände für diese Gruppen vor¬ 
gesehen seien; bezüglich der letzteren Forderung ist später noch eine gleich¬ 
lautende Eingabe auch an die Abgeordnetenkammer gerichtet worden; über das 
Schicksal dieser Eingaben ist uns inzwischen etwas Näheres nicht bekannt 
geworden. 

Weiter ist in der Ausscbußsitzung vom 28. XI. auch noch zur Sprache 
gekommen, daß nach dem Haushaltungsplan für das Jahr 1920 die Staats¬ 
regierung zu beabsichtigen scheint, bei Neubesetzung von Oberamtsarztstellen 
die neuernannten Stelleninbaber zur Uebernahme von Nebenämtern 
(Hausarztstelle an Gefängnissen u. dergl.) ohne besonderes Entgelt zu ver¬ 
pflichten, was in direktem Widerspruch stehen würde zu den anläßlich der Be¬ 
ratungen des Oberamtsarztgeserzes den Oberamtsärzten von seiten der Regierungs¬ 
vertreter gemachten Versprechungen, es sollen diesen zum Zweck ihrer peku¬ 
niären Besserstellung nach Tunlichkeit auch die Einkünfte solcher Nebenämter 
zugewendet werden; unter diesen Umständen ist der Ausschuß der Ansicht 

f ewesen, es sollen die Kollegen unter keinen Umständen sich darauf einlassen, 
ei Uebernahme ihrer Stelle der Regierung gegenüber vertragbindende Zusagen 
zu machen. Dr. Kösllin. 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften* 

Bakteriologie und Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. 

Typbus. 

Zur Frage der Wirksamkeit der Typhuschutzimpfung. Von Dr. 
A. Galambos, Chefarzt der Infektionsabteilung des Reservespitals I in 
Klagenfurt. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 20. 

Die Arbeit wurde bereits im Winter 1917/18 fertig gestellt, damals aber 
aus militärischen Gründen nicht veröffentlicht Der Antor sah bei einem 
Truppenkörper, dessen Angehörige seit Beginn 1917 im Dienste Btanden und 
die im April 2 mal, im Juni 1 mal gegen Typhus schulzgeimpft waren, 83 Er¬ 
krankungen mit teils bakteriologisch (9 mal Typhus, 6 mal Faratyphus), teils 
klinisch festgestelltem Bilde des Typhus im Verlaufe des Sommers 1917 
auftreten. Die Erkrankungen verliefen schwer; 7 Kranke starben, meiBt im 
Beginn der 2. Woche. Die Krankheitsdauer überschritt bei den übrigen 
4 Woeben. Zur Beobachtung kamen Mischinfektionen (Ruhr), ferner Kompli¬ 
kationen, wie Lungenentzündung, Meningismus, Wundliegen. Wenn die im 
Jahre 1870/71 beobachtete plötzliche Morbiditätsabnabme ohne Schutzimpfung 
erfolgen konnte, dürfen wir auch die im Jahre 1914/1 & beobachtete Morbiditäts- 
abnahme nicht alsFoIge der Schutzimpfang auffassen, umsomehr, alsder Schutz¬ 
impfung oft keine Ab-, sondern eine Zunahme der Morbidität folgte. Hüner- 
mann selbst konnte auf dem Warschauer Kongreß 2 Kurven demonstrieren, 
in denen der Schutzimpfang eine mäßigere and 2, wo eine gewaltige Steigerung 
der Morbiditätsziffern folgte. Spontane Schwankungen der Epidemien spielen 



Tagesnachrlchten. 
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auch hier eine große Bolle. Immerhin gibt der Autor zu, daß neben den an¬ 
deren wirksamen Faktoren die Typhusscbutzimpfung in der Herabsetzung 
der Typhusmorbidität, in dem Erlöschen der epidemischen Verbreitung 
des Typbus eine bedeutende Bolle spielen kann. Die auf die Typhus- 
mortaütät auegeübte Wirkung könne er aber nicht als erwiesen ansehen. 

Dr. Mayer- Meisenheim. 


Perforation einer erweichten Typbnslyropbdrüse ln die Bauchhöhle. 
Demonstration im Verein der Aerzte in Oberösterreich. Von Prof. Dr. Chiari. 
Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 32. 

Drei Wochen nach der Eutfieberung eines an Typbus erkrankten 13 jährigen 
8chfilers traten heftige Schmerzen im Bauche, Brechreiz, Stnhlverbaltnng, Auf¬ 
treibung des Leibes auf. Unter der Diagnose Appendicitis wurde dor Bauch¬ 
schnitt gemacht. Appendix, Ileum und Coecum waren unversehrt; dagegen 
waren die ileozoekaien Lymphdrüsen geschwollen, die Serosa des Gekröses 
eitrig belegt. Eine Lymphdrüse war erweicht nnd in die Bauchhöhle 
dnrcbgebrochen; im Exsudat waren Trümmer von Typhusbazillen innerhalb 
der polynukleären Leukozyten nachweisbar. Dr. May er-Meisenheim. 


Mitteilung Ober Hellversuche bei Typhus- und Paratyphusbazlllen- 
trlgern. Von Dr. Bumke und Dr. von Teubern-Bonn. Beiträge zur 
Klinik der Infektionskrankheiten; Bd. 8, H. 1—2. 

Da die von dem Verfasser auf 12°/o angenommenen Erfolge sich auf 
0 verschiedene Mittel annähernd gleichmäßig verteilen, so ist es erklärlich, 
daß es ein bestimmtes Heilmittel für die Daueransscheidung noch nicht gibt. 
Bumke weist darauf hin, daß die Behandlung von Typhus-, Paraiyphus A 
und B-Bazillenträgern mit „starkem" Kolistamm nach N i s s 1 e erfolglos war. 

Dr. W olf-Hanau. 


Beiträge anr Klinik, Bakteriologie und Therapie von Bazillenträgern 
der Typhus-und Bubrgruppe. Von Dr. Herrnel-Hambürg. Ebenda; Heft 3. 

Der Prozentsatz der chronischen Dauerausscheider betrog während des 
Krieges für Typhus 0,25 7„, Paratyphus B 3,9°/#, Paratyphus A2,2%. Weder 
die Behandlung mit Tbymolpalmitrinsäurester noch das Nisslescbe Ver¬ 
fahren hatten Erfolg, das von Stüber vorgeschlagene Zystienquecksilber ver¬ 
sagte um t>6 %. Eine vollständige Heilung ist erst dann anzunehmen, wenn 
neben den 8tuhl- und Urinuntersuchungen auch die öfters mit Hilfe der 
Duodenalsonde gewonnene Galle sich als frei von Bazillen erwiesen hat. 

Dr. Wolf-Hanau. 


Tagesnachrlchten. 

Im Beichsanzeiger vom 17. Februar d. J. ist die neue Prüflings- 
Ordnung für Kreisärzte vom 9. Februar d. J. veröffentlicht; wir werden sie 
in der nächsten Nummer dieser Zeitschrift veröffentlichen und einer Be¬ 
sprechung unterziehen. 

Bekämpfung der Tuberkulose. In den beiden schlesischen Kreisen 
Waldenburg nnd L&ndesbnt haben die dortigen Kreisärzte die Betriebsräte des 
Waldenbarger Reviers veranlaßt, ^lahin zu wirken, daß die Arbeiter und An¬ 
gestellten durch eigne Arbeit die Geldmittel zur Errichtung und Unterhaltung 
von Lungenheilstätten anfbringen. Zu diesem Zwecke wird während eines 
Jahres jeden Monat eine Stunde mehr gearbeitet und aas dem für diese „W ohl- 
fahrtsstande" erhaltenen Lohn ein „Wohlfabrtsfonds“ gebildet. Von den 
dortigen 87000 Arbeitern haben sich etwa 10000 zur Leistung derartiger 
Wohlfahrtsstunden bereit erklärt. In einem Orte Rothenbach (Kreis Landes- 
hut) haben die Bergarbeiter sogar kürzlich eine volle Ueberscbicht zur Er¬ 
richtung einer Heilquelle für Bergarbeiterkinder vorgesehen, die etwa 200000 M. 
dagebraebt hat. Jedenfalls ein nachahmenswertes Beispiel zur Bekämpfung 
der Tuberkulose. 
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Sprechs&al. 


In der Zeit vom 14.—18. März findet in München wieder ein Fort* 
blldnngsknrsns über Säuglings- und Kleinkinderfürsorge für Bezirks¬ 
ärzte und praktische Aerzte statt, za dem 24 Bezirksärzte, aas 
jedem Kreise 3, zugelassen werden, and zwar in erster Linie solche, die seither 
noch keinen Korsos mitgcroacbt haben. Den Teilnehmern werden die Fabrt- 
kosten ersetzt and 300 M. für Verpflegungskosten gewährt. Der Korsos be¬ 
ginnt Montag, den 14. März d. J. um 9 Uhr vormittags im Hörsaal 
des Arbeitermusenms, Pfarrstraße Nr. 3. 

Das Deutsche Zentralkomitee für ärztliche Stadien¬ 
zwecke veranstaltet im März d. J. eine zehntägige ärztliche Studienreise 
zum Besuch der im besetzten Gebiet gelegenen Bäder Ems, Wies¬ 
baden, Kreaznach, Münster am Stein, Godesberg, Neaenahr und Nauheim. Die 
Beise beginnt am 15 März in Marburg and endet am 24. März in Nauheim. Der 
Preis wird einschl. aller Eisenbahnfabrten in reservierten Wagen III. Kl. sowie 
Unterkunft and Verpflegung (aasschl. der Getränke and Trinkgelder) etwa 
950 Mark betragen. Meldungen sind an das Zentralkomitee, Berlin W. 9, 
Potsdamerstraße 134 B za richten. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. B. In D.: Ist ein vollbesoldeter 
Kreisarzt, in dessen Amtsbezirk ein besonderer Gericbtsarzt angestellt 
int, verpflichtet, die ihm von den Gerichtsbehörden zngekehden Gebühren 
für gerichtsärztliche Verrichtungen an die Staatskasse abznführen, 
wenn er während der Vakanz der Gerichtsarztstelle mit der Vertretung des 
Gerichtsarztes beauftragt ist? 

Antwort: Nein! Da der vollbesoldete Kreisarzt bei Anstellang eines 
besonderen Gerichtsarztes nicht Gerichtsarzt seines Amtsbezirkes ist, sind auch 
etwaige Gebühren, die er für eine gerichtsärztliche Tätigkeit einnimmt, nicht 
als amtsärztliche sozusagen. 


Bekanntmachung. 

Der Preußische Medizinalbeamtenvereln ist schon im Mai 1920 
dem Bunde höherer Beamter als korporatives Mitglied bei¬ 
getreten. Es erübrigt sich daher für unsere Mitglieder, persön¬ 
liches Mitglied des Bundes höherer Beamter zu werden. Auch 
der Beitritt einzelner unserer Mitglieder oder eines Bezirks- und 
Provinzialvereins der Medizinalbeamten zum Berufsverein 
höherer Verwaltungsbeamter, der gleichfalls dem Bunde 
höherer Beamten angehört, bedeutet bei der bisher bewährten Ge¬ 
schlossenheit der Medizinalbeamten, deren dienstliche und wirt¬ 
schaftliche Belange nach wie vor durch den Preußischen Medi¬ 
zinalbeamtenverein in steter Wachsamkeit und mit Nachdruck 
vertreten werden, keinen Vorteil und unterbleibt besser zur 
Vermeidung von überflüssigen Beiträgen. 

Dem Preußischen Medizinalbeamtenverein gehören 98 v. H. 
aller preußischen Kreisärzte und Medizinalbeamten in der Bezirks¬ 
und Zentralinstanz an. 

Der Vorstand des Prenssischen Medizlnalbeamtenveretos 

Geheimer Med.-Rat Dr. Wodtke, Vorsitzender. 


Verantwortlich für die Schriftleitung: Prof. Dr. Rapmnnd, Geh. Med.-Rat in Lippapringe. 
Druck von J. 0. 0. Bruns, Minden L W. 
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5. März. 


Zweimalige Erkrankung an epidemischer 
Genickstarre. 

Von Geh. Medisin&lrat Dr. RA aber, Regierungs- a. Medizinalrat in Erfurt. 

Die akuten Infektionskrankheiten zeigen ein verschiedenes 
Verhalten gegenüber der durch ihr Ueberstehen erlangten 
Immunität. Während wiederholte Erkrankungen derselben 
Person an Diphtherie, Grippe, Unterleibstyphus, Rose Vor¬ 
kommen, ruft das einmalige Ueberstehen der Krankheit bei 
Masern, Scharlach, Pocken, Windpocken, Fleckfieber, Gelbfieber, 
Syphilis für lange Zeit oder das ganze Leben Immunität hervor. 
Dies gilt auch für die epidemische Genickstarre, wenigstens 
habe ich in der mir zugänglichen Literatur keine wiederholten 
Erkrankungen bei ein und derselben Person erwähnt gefunden. 
Deshalb dürfte die Veröffentlichung nachstehenden Falles ge¬ 
rechtfertigt erscheinen: 

Der am 18. 11. 1887 geborene Unteroffizier H., der 1909—1911 
aktiv gedient hatte, wurde am 4. 8. 1914 znm Militär eingezogen, kam ins 
Feld, wurde wegen Lnngenleidena (im 16. Lebensjahr Brustfellentzündung) 
zurückgezogen und als Lid- and garnisondiensinnfäbig entlassen; er trat etwa 
am 24.10. 14 wieder freiwillig ein und kam am 4.11.1914 abermals ins Feld. 
Am 24. 11. 14 wnrde er am linken Zeigefioger leicht verwandet and am 
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Dr. Räuber. 


31. 18. 14 ans einem Reseryelazarett im Rheinland als geheilt in die Garnison 
Erfurt entlassen. Hier erkrankte er am 20.1.1915 an Genickstarre, von der er am 
16. 8. 1915 geheilt als garnisondienstfähig wieder znr Trappe entlassen werden 
konnte. Bei dieser Erkrankung fand man am 27.1. 15 bei der Lumbalpunktion 
keinen wesentlich erhöhten Druck, der Liquor war aber rein eitrig; im Medizinal- 
untersuchungsamt wurden darin Meningokokken nachgewiesen, im Urin Albumen. 
Es wurden dann wiederholt bei erhöhtem Druck Lumbalpunktionen vorgenommen 
und Liquor abgelassen, der allmählich klarer wurde. Vom 7. 2. an erholte 
sich H. langsam. Außer geringen Kreuzschmerzep fühlte er sich beschwerdefrei. 
Bei seiner Entlassung hatte er^nur noch geringe Schwäche, während Nasen- 
Rachenschleim frei von Kokken war. 

Nachdem H. eine Zeitlang Garnisondienst getan hatte, klagte er am 
15. 4. 15 über Kopfschmerzen und Schmerzen im linken Bein, wurde wegen 
Ischias (Druckpunkte am N. ischiadicus vorhanden) vom 16. 4.15 bis 7. 5. 15 
im Reservelazarett behandelt und wieder als garnisondienstfähig zur Truppe 
entlassen, Urin war eiweiß- und zuckerfrei, Tuberkulinreaktion negativ. Aber 
bereits am 17. 6. 15 mußte er wegen Schmerzen im linken Hüftgelenk in 
eine andere Reservelazarettabteilnng aufgenommen werden, in der Schmerzen 
beim Druck auf den Gelenkkopf und lautes Knacken bei Bewegungen im 
linken Hüftgelenke festgestellt wurden, während Druck auf den Nerven und 
Lasöque sich negativ erwiesen. Dagegen hatte er lebhafte Patellarreflexe 
besonders links, Schmerzen beim Gehen und dauernde Kopfschmerzen. Nach 
elektrischer und Schwitzkastenbehandlung schnelle Besserung, so daß er am 
28. 8. 15 mit nur etwas hinkendem Gang und mit 14 tägigem Schonungsurlaub 
als garnisondienstfähig zur Truppe entlassen wurde. 

Vom 14. 9.15 bis 21. 9. 15 kam H. wegen Mandelentzündung wieder ins 
Lazarett, von wo er nach linksseitiger Tonsillotomie gebeilt zur Truppe entlassen 
wurde. Am 10.10.15 rückte er wieder ins Feld. Nach seinen Angaben ist er 
aber am linken Bein immer noch etwas gehindert gewesen und hat dieses nach¬ 
schleppen müssen. Nach einer frischen Erkältung hat er dann später neue 
Schmerzen im untersten Teile der Wirbelsäule bekommen, die im Verlauf der 
Hüftnerven auf traten. Vom 26.11. bis 17.12. 15 ist er infolgedessen im Kriegs¬ 
lazarett behandelt worden, wo man die typischen Druckpunkte schmerz¬ 
empfindlich fand und annahm, daß es sich wahrscheinlich um eine Folge der 
alten Genickstarreerkrankung handele. Er wurde daher mittelst Lazarettzuges 
in die Heimat überführt, zunächst mit Verdacht auf Diphtherie vom 8.12.15 
bis 5. 2.16 in einem Reservelazarett in Wiesbaden behandelt, die si<h aber 
als einfache Mandelentzündung erwies. Indessen blieben die Ischiadicus- 
Druckpunkte schmerzhaft, ebenso der Druck auf den N. peroneus. Gang hinkend, 
Lasöque positiv, keine Atrophie des Beines. Nach Gebrauch von 24 Thermal¬ 
bädern kam er dann ohne Hinken mit völligem Wohlbefinden ohne schmerz¬ 
haften Druck auf den Stamm des N. ischiadicus als dienstfähig zum Truppen¬ 
teil nach seiner Heimat Erfurt. 

i 

Hier tat er bei der Truppe Dienst bis zum 16. 3. 1916, an welchem 
Tage er mit Schüttelfrost, Erbrechen, Fieber, Kopfschmerzen plötzlich er¬ 
krankte und auf der Straße umfiel, so daß er am 17. 3. völlig benommen mit 
Nackenstarre ins Lazarett wegen Genickstarre aufgenommen werden mußte. 
Bei der Lumbalpunktion stark erhöhter Druck, Liquor sehr stark trüb-serös 
mit Beimischung von Eiterflocken. Wiederum wurden im Liquor Meningo¬ 
kokken dnreh das Medizinaluntersuchungsamt nachgewiesen. Während sich 
im Laufe der Behandlung das Allgemeinbefinden besserte und der Liquor, 
der am 1. 4. noch Meningokokken aufwies, am 27. 4. sich als steril erwies, 
trat bereits am 14. 4. ein pneumonischer Herd auf, das Sensorium trübte sich 
und am 8. 5. 16 erfolgte der Tod. Bei der Sektion fanden sich fibrinös¬ 
eitrige Flüssigkeit der Meningen an der Konvexität und Basis des Gehirns, 
leicht abgeplattete Windungen, große Eiterflocken in beiden Vorderbörnern des 
Ventrikels, Tela cborioidea fibrinös-eitrig belegt, im DuraBack trübe eitrige 
Flüssigkeit 

Wo der Kranke sich seine erste Infektion zugezogen 
hat, war unbekannt. Vereinzelte Fälle kamen im Anfang des 
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Jahres 191B überall vor, auch in westlichen Teilen des Reiches; 
man muß deshalb annehmen, daß H., nachdem er aus dem Felde 
Ende November 1914 in ein Lazarett des Rheinlandes ge¬ 
kommen war, entweder dort oder noch wahrscheinlicher in 
Erfurt die Infektionskeime aufnahm, zumal wenn man mit einer 
Inkubationszeit von 4—5 Tagen rechnet. Einzelne Fälle waren 
hier gemeldet, freilich nur einer aus der Woche vom 31.1.—6.2.15 
in der Qarnison (wohl vorliegender Fall) und ein anderer in 
der Woche vom 23. 6.-29. 5. 15 im hiesigen Gefangenenlager. 

Bei der zweiten Erkrankung dagegen, die am 17. 3. 16 
auftrat, wurden im Februar, März und April 1916 3 Erkrankungen 
hier gemeldet, darunter 2 aus der Zivilbevölkerung. »Alle 
endeten letal. Es ist ja eine Eigentümlichkeit der Genick¬ 
starre, daß niemals gleichzeitige Erkrankungen einer größeren 
Menge zusammenwohnender oder in nächster Nähe zueinander 
wohnender Menschen Vorkommen, wie besonders in der großen 
Epidemie im Reg.-Bez. Oppeln von Flatten beobachtet wurde, 
daß auch bei Erkrankungen in Kasernen sie sprungweise auf- 
treten. Dadurch wird die Erkenntnis der Infektionsquelle sehr 
erschwert. 

Man kann zweifelhaft sein, ob die Schmerzen im linken 
Bein noch eine Nachkrankheit der ersten Genickstarreerkrankung 
darstellen. Dafür spricht der Umstand, daß sich wiederholt 
am Hüftnerven schmerzhafte Druckpunkte fanden. Man kann 
annehmen, daß die aüstretenden Nerven, speziell der linke N. 
ischiadicus, von Eiter des Durasackes umhüllt gewesen und 
durch eine absteigende Eiterung in Mitleidenschaft gezogen 
war. Derartige Nervenkrankheiten sind ra. W. selten, während 
Lähmungen etwas Gewöhnliches sind. Der Befund vom 17. 6. 15 
spricht mehr für eine entzündliche Affektion des Hüftgelenks. 
Auffallend ist auch die fehlende Abmagerung des linken 
Beines. Wie dem auch sein mag, man muß doch annehmen, 
daß die Krankheit im ganzen geheilt war. Der Kranke war 
sogar soweit hergestellt, daß er wieder ins Feld gehen 
konnte. Dazu gehört doch ein hoher Grad von Gesundheit 
und Wohlbefinden. Die Annahme, daß es sich um einen im 
Innern des Körpers schlummernden Herd von Meningokokken 
handelte, der plötzlich aufflackerte, will mir nicht wahrscheinlich 
erscheinen. Wenn man auch Nachkrankheiten mit der Gesamt¬ 
dauer eines halben Jahres und darüber beobachtet hat, so war 
doch hier über ein Jahr seit der ersten Erkrankung vergangen, 
in dem sich der Kranke eines Wohlbefindens erfreute. Auch 
sind meines Wissens derartige Fälle nicht bekannt, in denen 
nach so langer Zeit ein plötzliches Auffiackern der Krankheit 
erfolgte. Wenn aber dem so ist, so ist der vorliegende ein sehr 
seltener Fall, der wohl beachtenswert ist und eine Ausnahme 
von der Regel darstellt. 
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Zum Ausbau der Krüppelfürsorge. 

Von Dr. Rehberg, Kreisarzt und Stadtarzt in Tilsit. 

Die von der Hauptwohlfahrtsstelle Ostpreußen Anfang des 
Jahres 1920 durchgeführte Zählung aller Krüppel bis zum Alter 
von 16 Jahren bot mir Gelegenheit, durch eingehende Unter¬ 
suchung die 102 im Stadtkreise Tilsit (ca. 50000 Einwohner) 
gemeldeten Fälle nicht nur ärztlich, sondern auch unter dem 
Gesichtspunkt der Fürsorge nach den Bestimmungen des neuen 
Krüppelgesetzes vom 6. Mai 1920 nachzuprüfen. Es wurde in 
jedem Fall festgestellt: Eintritt des Krüppelleidens, Eintritt der 
Fürsorgebedürftigkeit, Schuld am Zustandekommen des Krüppel- 
tumä, bestehende oder bestimmt zu erwartende Erwerbs¬ 
beschränkung, Möglichkeit der Verhütung bezw. Beseitigung 
des Leidens, ferner die Art des notwendigen Heilplanes. Diese 
Begutachtung stützte sich auf eigene mehrjährige Erfahrungen 
als ärztlicher Leiter eines größeren Krüppelheims. 

Das Material wurde in folgenden Hauptgrnppen zu¬ 
sammengefaßt : 

I. Wachstnmslörungen der Knochen (Rhacliltls nsw.), von denen 2 
rhachitische Coxa vara, die anderen Verkrümmungen der Gliedknochen be¬ 
trafen: 26 Fälle. Die bestehende bezw. voraussichtliche Erwerbsbeschränkung 
war unwesentlich bezw. noch unbestimmt bei 13 Fällen; die anderen 13 waren 
erwerbsbeschränkt und zwar durch Verschulden der Eltern 5 mal (Vernach¬ 
lässigung 4 mal, Verweigerung eines unblutigen Eingriffes lmal) infolge un¬ 
genügender ärztlicher Behandlung 3 mal. 

II. Chronische Entzündungen der Knochen und Gelenke: 8 Fälle 
und zwar 2 von chronischem Gelenkrheumatismus, 1 von Osteomyelitis mit 
Fisteln (2 von den Eltern hochgradig vernachlässigt). 

III. Tuberkulose der Knochen und Gelenke (außer der Wirbelsäule): 
"8 Fälle; bei allen war bleibende Erwerbsbeschränkung anzunehmen. Von ihnen 
war einmal das Krttppeltum durch Lässigkeit der Eltern verschuldet, 5 andere 
waren nicht genügend behandelt worden (lmal nioht erkannt, 3mal 2 Monate 

* bis 2 Jahre zu spät in Behandlung genommen, 1 mal nach Gclenkoperationen 
ohne Fixation entlassen worden). 

IV. Schlaffe Läbmnngen: 20 Fälle; 1 Fall nach Diphtherie, 1 Fall 
nach Scharlach, die anderen nach spinaler Kinderlähmung, ebenfalls alle in 
ihrer Erwerbsfähigkeit behindert. In 4 Fällen war es zu erheblicher Krüppel¬ 
haftigkeit durch Schuld der Eltern gekommen: 3mal war das Leiden völlig 
vernachlässigt, lmal war die Aufnahme in eine Krüppelheilanstalt verweigert 
worden. In 3 Fällen war die ärztliche Behandlung mangelhaft gewesen. 

V. Spastische Lähmungen: 7 Fälle, davon 1 Little, 1 Lähmung nach 
Scharlach, die andern angeborene zerebrale Kinderlähmung; 3 waren in geringem 
Grade schwachsinnig. 1 Fall betraf ein völlig vernachlässigtes Krüppelkind, 
dessen Aufnahme in klinische Heimbehandlung die pflegende Großmutter ver¬ 
weigert hatte. Erwerbsbeschränkung lag bei allen vor. 

VI. Schwere Skoliosen: 11 Fälle, 1 nach Poliomyelitis, die anderen 
nach Rhachitis. Bei 2 halten die Eltern nie ärztlichen Rat nachgesucht; 
& andere, von Kindheit an in ärztlicher Beobachtung, waren nie mit korri¬ 
gierenden oder fixierenden Verbänden behandelt worden. 

VII. Tuberkulöse Spondylitis: 11 Fälle, davon 5 noch in flöridem 
Stadium; ein trauriges Bild, alle in hohem Grade verkrüppelt. 6mal waren 
die Eltern daran schuld: 2mal waren sie zu spät zum Arzt gegangen, 8mal 
hatten sie eigenmächtig den Verband entfernt; bei 4 anderen Fällen war das 
Leiden' 1 /!—2 Jahre zu Bpät, bei 2 anderen ganz ohne fixierende Verbände un¬ 
genügend behandelt worden. 
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YIII. Deformitäten der oberen Gliedmaßen: 6 Fälle, und zwar an* 
geborenes Fehlen Ton Gliedern 2 mal, andere Mißbildungen 2 mal, Verlast von 
Gliedern durch Unfall 2 mal. 

IX. Deformitäten der unteren Gliedmaßen: je ein Fall von schwerem 
Klumpfuß und Plattfuß, dieser von den Eltern vernachlässigt. 

X. Angeborene Hüftgelenkverrenkung: 7 Fälle, durchweg einseitig 
nnd alle bis auf einen über 6 Jahre alt. 2 Kinder (9 und 12 Jahre alt) waren 
von den Eltern überhaupt noch nie, 2 zu spät zum Arzt gebracht worden, 
einmal halten die Eltern jeden Eingriff verweigert. Bei 8 Fällen war das 
Leiden vom Arzt verkannt bezw. unsachgemäß behandelt worden. 

XI. Scklefhals, nach der Gebnrt entstanden: 1 Fall. 

ln fast der Hälfte der Fälle war somit mangelhafte Für¬ 
sorge für das Entstehen oder den Grad des Gebrechens anzu¬ 
schuldigen, und zwar bei einem Viertel der Gesamtzahl Lässig¬ 
keit und Unverstand der Eltern, ebenso oft etwa ungenügende 
ärztliche Behandlung. 
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Die Erwerbsbeschränkung, die schon bestand bezw. 
zu erwarten war, betrug auf den Durchschnitt der Fälle, bei 
denen diese Berechnung möglich war, 

in Gruppe I II III IV V VI VH VIII IX X XI 

20 46 38,7 Bl,2 31 64,5 26,6 25 33 20 o/ 0 

durch rechtzei- g 

tige Behänd lg. J 

bitte erreicht '-5 

werden können: 2 J; 4 18 25,6 4,5 2 20 0 0 (?) 0 „ 

kann jetzt noch § 

erreicht werden: 4 20 22 31,4 20 20 18,3 10 23 0 „ 

Im Durchschnitt betrug bei allen 88 dieser Berechnung 
zugrunde liegenden Fällen die Erwerbsbeschränkung 35,9 °/ 0 , 
sie hätte durch rechtzeitiges Eingreifen herabgedrückt werden 
können auf 8,9%, sie kann jetzt noch beschränkt werden 
au! 19,8%. 
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Wenn das hier niedergelegte Material auch nicht als Maß¬ 
stab für alle Kreise dienen kann, da in einem ärztlich gut ver¬ 
sorgten Stadtkreise leichtere Fälle (Klumpfüße u. dergl.) schon 
entkrüppelt, geistig Minderwertige in Anstalten uqtergebracht 
sind, so kann es mit 102 Fällen auf 50000 Einwohnern (das 
Krüppelgesetz rechnet, s. Ausf.-Best. VIB., etwa ein Krüppel 
auf 1000 Einwohner) auf einen hohen Grad von Vollständigkeit 
Anspruch erheben. Es stellt im großen ganzen den Fürsorge¬ 
kreis dar, den das Gesetz umspannt, und darf daher an ihm 
gezeigt werden, wie die Gesetzesbestimmungen durchzuführen 
sein werden. 

A. Ermittelung. 

Die Ermittelung der Fürsorgebedürftigen wird gewähr¬ 
leistet durch die Anzeigepflicht des Arztes und der Hebamme, 
die jede ihnen in Ausübung ihres Berufes zur Kenntnis kommende 
Verkrüppelung zu melden haben (§ 3), durch die Anzeigepflicht 
der Lehrer (§ 4), und ferner durch die erweiterte Anzeigepflicht 
der Aerzte, Krankenpflegepersonen und Fürsorgeorgane, die 
auch jede drohende Verkrüppelung zu melden haben. Streng 
erfaßt wird das schulpflichtige Alter, ziemlich lückenlos auch 
noch das früheste Kindesalter, wenigstens soweit die Kinder 
ausnahmslos nach der Geburt von der Hebamme und im 
Laufe des 1. Jahres auch noch vom Impfarzt besichtigt werden 
können. Immerhin können die Hebammen nur die sinnfälligsten 
Veränderungen erkennen und auch der Impfarzt kann kaum 
feinere Untersuchungen z. B. auf angeborene Hüftluxation oder 
dergl. vornehmen. 

Die meisten Krüppelleiden werden erst mit Anfang des 
Gehens offenbar; bei unsern Fällen traten sie bis zum 4. Lebens¬ 
jahre in fast 84°/ 0 der Fälle zutage und bedurften meist sofort 
einsetzender Behandlung. Hier klafft eine große gefährliche 
Lücke. In unsern ländlichen und z. T. auch städtischen Be¬ 
zirken erfassen die Fürsorgeorgane noch längst nicht dasSpiel- 
alter. Die Ermittelung stützt sich hier also hauptsächlich auf 
die Meldung der Aerzte; diese wird aber bei der fast unglaub¬ 
lichen Gleichgültigkeit der Eltern besonders in ländlichen Kreisen 
recht mangelhaft sein. 

Nur dann werden wir das Krüppeltum voll erfassen, wenn 
ein richtig organisiertes Fürsorgesystem alle, auch die 
ländlichen Bezirke umspannt und hauptamtlich tätige Fürsorge¬ 
rinnen den wichtigsten Alterskreis, den des Kleinkindes, recht¬ 
zeitig ermitteln. Bei unserer traurigen Finanzlage wird wenig¬ 
stens auf dem Lande dieses Ziel nur unter Verwendung schon 
vorhandener Kräfte erreicht werden können: durch Anstellung 
der Bezirkshebammen als Säuglingspflegerinnen für die Kinder 
bis zum 2. Lebensjahr, durch Ausbau der schon bestehenden 
Geraeindeschwesterstatione nals Fürsorgestationen für alle anderen 
Fürsorgezweige einschließlich der Wohnungsfürsorge. Nur 
wenn es gelingt, durch immer besser geschulte Fürsorgerinnen 
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das im Beginn der Verkrüppelung stehende Kind herauszu¬ 
finden (ebenso wiÖ es beim gefährdeten Säugling und bei be- 

g 'nnender Tuberkulose notwendig ist), werden wir auch in der 
rüppelfürsorge vorwärts kommen. 

B. Fürsorge. 

Die Fürsorge gliedert sich in Anstaltsfürsorge, die 
dem Landarmen verband zufällt, und in die offene Fürsorge, 
die der Ortsarmenverband zu leisten hat.. Auch die letztere 
wird nach dem Gesetz eine erhöhte Bedeutung erlangen, weil 
der Landarmenverband darüber die Aufsicht ausüben darf und 
an ihrer gründlichen Durchführung das größte Interesse hat. 
Welcher Krüppel bedarf der Anstaltsfürsorge? 

Nach dem Gesetz (Ausf.-Best. V. 2) ist das eine Tatfrage, 
die nur nach Lage des einzelnen Falles entschieden werden 
kann. Auch ferner liegende Umstände werden dabei maß¬ 
gebend sein: der Kulturgrad der Bevölkerung, das Verständnis 
der Umgebung für die Fürsorgernaßnahmen, ferner die Be¬ 
schaffenheit der örtlichen Krankenhäuser und das Interesse der 
ärztlichen Leiter für Krüppelbehandlung. So wird in einzelnen 
Bezirken fast die ganze Last der Krüppelfürsorge dem Land¬ 
armen verbände zufallen, in anderen wird er durch die Orts¬ 
armenverbände wesentlich entlastet werden. Welche Leiden 
unter Berücksichtigung dieser äußeren Umstände dann im 
wesentlichen in die Anstalt gehören, wird die weitere Erfahrung 
lehren; nach unsern Feststellungen wären es im wesentlichen 
die tuberkulöse Spondylitis, die rhachitische Skoliose, angeborene 
Hüftgelenk Verrenkung, Gelenktuberkulose und manche Fälle 
von Kinderlähmung peripheren und besonders zerebralen Ur¬ 
sprungs gewesen. Aber auch da bleibt immer noch ein weiter 
Spielraum. Fällt dem Vollheim bei mangelnder ambulanter 
Fürsorge die Hauptlast zu, dann wären von 

Gruppe I II HI IV V VI VII VIII IX X XI zusammen 
geeignet fttr 

Anstaltsfüraorge: 13 2 6 17 4 7 7 3 251 69 

offene Fürsorge: 212 1 — 2 — — — — — 8 

Steht ambulante Behandlung in ausreichendem Maße zur 
Verfügung, dann wären 
ansUltsbedürftig 

nur: 523 12 475 1 2 — — 41 

geeignet für 

offene Fürsorge: 10 15 6 — 22 2 — 51 36 

Eine gewisse Einheitliche^ wird durch die Nachprüfungen 
-des Sachverständigen gesichert. Er wird seine Untersuchungen 
an den Fürsorgestellen etwa alle Vierteljahr vornehmen müssen — 
eine Aufgabe, die auch in weniger dicht bevölkerten Bezirken 
wegen großer Entfernungen von einer Kraft kaum zu lösen sein 
und die Bildung von Zwischenstellen (Ausf.-Best. V, 6.), Unter¬ 
bezirken erforderlich machen wird. 

Damit allein sind aber alle Schwierigkeiten der Krüppel- 
verteilung noch nicht überwunden. Der Landarmenverband 
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hat ein großes Interesse daran, möglichst viele Krüppel in seine 
eigene Fürsorge zu nehmen, weil er 

1. sie dann dauernd unter Aufsicht halten und Verschlimme¬ 
rungen rechtzeitig verhindern kann, 

2 . sie bei rechtzeitiger Behandlung am billigsten entkrüppelt, 
während er bei späterer Uebernahme vom Ortsarmenverband 
vielleicht viel größere Aufwendungen machen muß. Aus 
diesem Grunde wird er auch über die gesetzliche Ver¬ 
pflichtung hinaus schon vor Vollendung des 5. Lebens¬ 
jahres häufig eingreifen müssen. 

Demgegenüber fordern die ungeheuren Lasten, die sich 
damit der Landarmenverband aufladen müßte, ebenso die für 
den Anfang sicher noch ungenügende Bettenzahl gebieterisch 
eine Einschränkung der Anstaltsfürsorge auf das Mindestmaß 
und einen Ausbau der offenen Fürsorge, im besonderen eine 
ausreichende Versorgung der vor dem 5. Lebensjahre stehenden 
Krüppel durch die Ortsarmen verbände. Nur durch eine enge 
Zusammenarbeit und weiteren Ausbau sowohl der Anstalts- 
als auch der offenen Fürsorge wird die zweckmäßige Ver¬ 
sorgung aller Krüppel erreicht werden. 

Der Gesetzgeber sieht eine wesentliche Entlastung der 
Heime in der Möglichkeit, den Krüppel nach Hause zu beur¬ 
lauben und dort unter Aufsicht der Fürsorgestellen zu lassen; 
wohl die meisten Fälle lassen sich ja nach Abschluß einer ge¬ 
wissen Heimbehandlung ambulant versorgen. Allein die Auf¬ 
sicht derFürsorgestestellen wird aber nicht immer aus¬ 
reichen. Bei den gegenwärtigen Reiseschwierigkeiten wird 
es kaum möglich sein, das Kind zum Verbandswechsel und 
dergl. immer wieder nach dem Heim zu entsenden und der 
Ortsarmenverband wird in solchen Fällen seinerseits ein Ein¬ 
greifen in die Anstaltsfürsorge ablehnen. Ein solcher Fall trat 
bei einem heimentlassenen Spondylitiskind ein, das wegen 
Senkungsabszeß behandelt werden mußte; solche Notwendig¬ 
keiten werden sich recht oft ergeben. Es läßt sich auch bei 
der Anstaltsfürsorge die ambulante Behandlung nicht 
ausschalten, und der Landarmen verband wird sich an räumlich 
entfernten größeren Orten wenige Betten und einen ortho¬ 
pädisch geschulten Arzt sichern müssen, um eine etwa not¬ 
wendig werdende, vorübergehende stationäre oder ambulante 
Behandlung der aus der Anstaltsfürsorge beurlaubten Kinder 
auf seine Kosten durchführen zu können. 

Als ebenso notwendig wird sich die Einrichtung von 
ambulanten Fürsorgestellen durch die Ortsarmen¬ 
verbände erweisen, die der Landarmen verband durch An¬ 
gliederung seiner ambulanten Behandlungsstation anregen uDd 
fördern kann, um sich selbst zu entlasten. Der Ortsarmen¬ 
verband ist auf sie angewiesen, weil er jetzt zur offenen Krüppel¬ 
fürsorge in viel höherem Maße wird herangezogen werden als 
bisher: Die Krüppel werden unter gesetzlichem Zwange der 
Krüppelfürsorgestelle gemeldet und von dieser an ihn zur 
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weiteren Versorgung überwiesen; jeder einzelne Fall kommt 
zur Kenntnis der Aufsichtsbehörde und des Landarmenverbandes, 
der im eigenen Interesse ungenügende Maßnahmen nicht dulden 
wird. Es lallen ihm bis auf weiteres zu alle Krüppelleiden, 
die vor dem 6. Lebensjahre entstehen und fürsorgebedürftig 
werden, und das sind nach obenstehenden Ausführungen fast 9 / 10 
der Gesamtzahl! Der Ortsarmenverband wird sich aber auch 
deshalb auf eigene Füße stellen müssen, weil er wenigstens 
am Anfang diese Kinder nicht alle wird unterbringen können. 
Früher entsandte er sie naoh dem Krüppelheim; jetzt ist dieses 
nur für anstaltsbedürftige und ältere Fälle bestimmt. Er muß 
sie Privatanstalten überweisen, die zunächst räumlich den An¬ 
sprüchen auch kaum genügen werden. Dadurch und durch 
weite wiederholte Reisen wird die Versorgung zu teuer werden ; 
er kann nicht jeden Klumpfuß bis zur Heilung in eine der¬ 
artige Anstalt überführen, während er in der Nähe wenige 
Tage nach der Einrichtung entlassen und zur Nachbehandlung 
wiederbestellt werden kann. 

Die Anforderungen, die der Gesetzgeber an die Einrich¬ 
tung einer solchen ambulanten Fürsorgestelle stellt (Ausf.-Best. 
VI. C) werden m. E. für den Anfang etwas gemildert werden 
können. Wesentlich ist, daß der Kleinkrüppel unter 5 Jahren 
hier richtig versorgt und der aus der Anstaltsfürsorge beur¬ 
laubte hier ambulant behandelt werden kann. Deshalb braucht 
man wohl den Ortsarraenverband nicht von vornherein durch 


Forderung einer ambulanten Krüppelschule abzuschrecken. Im 
Spielalter brauchen die Kinder sie noch nicht, ebensowenig 
meist kostspielige Apparate, Lehrwerkstätten. Die Einrichtung 
einer Reparaturwerkstätte wird, wenn sie nicht am Ort schon 
vorhanden ist, heute zunächst ohnehin ein frommer Wunsch 


bleiben müssen und kann auch später nachgeholt werden, 
ebenso die Beschaffung eines Uebungssaales, wenn sich nach 
der praktischen Erfahrung der weitere Ausbau der Station lohnt. 
Zunächst ist nur nötig, daß dort in einem entsprechend ein¬ 
gerichteten Behandlungsraum die Kinder von einem in Ortho¬ 
pädie erfahrenen und in Gips- und Zelluloidverbandtechnik 
gewandten Arzt behandelt, eingehend (unter Anwendung von 
Köntgenstrahlen, elektrischer Prüfung zur Feststellung von 
Lähmungszuständen) untersucht und wenn nötig, vorüber¬ 
gehend in eine 10—lß Betten umfassende Kranken Station zur 
Beobachtung und Behandlung aufgenommen werden können. 
Das genügt für den Anfang, damit wird nichts riskiert und 
doch schon viel genützt. 

Eine solche Abteilung, die natürlich in engstem Ein¬ 
vernehmen mit der Hauptleitung und dem Hauptvertrauensarzt 
zu arbeiten hätte, könnte an ein Krankenhaus mit Kinderstation 


oder an ein Säuglings- oder Kleinkmderheim angegliedert 
werden. So würden die Schwierigkeiten, die die Unterbringung 
gerade der kleinsten Kinder für den Anfang mit sich bringt 
und die für den Gesetzgeber zur Ausscheidung der unter 5 Jahre 
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alten Kinder aus der Anstaltsfürsorge maßgebend gewesen sind, 
fortfallen. Abgesehen vom Fortfall von Keiseschwierigkeiten 
würde die schnelle Versorgung des Kleinkrüppels aber auch 
noch nach anderer Richtung hin gefördert werden, wenn die 
Mutter es einer nahe gelegenen Behandlungsstelle übergeben 
könnte. Jeder, der im Betriebe eines größeren Krüppelheims 
gestanden hat, weiß, daß sonst die Anwendung der im Gesetz 
(Ausf.-Best. V. B. 5) erwähnten Zwangsmaßnahmen sich oft 
nicht wird vermeiden lassen. Wie oft wird ein elendes Krüppel¬ 
kind, das nach langem Hin- und Herschreiben endlich ge¬ 
bracht wurde, nach tagelangen Abschiedstränen schließlich von 
den Eltern doch wieder unbehandelt mit nach Hause genommen; 
ebenso auffallend groß wie kurzsichtig ist die Liebe, mit der 
die Mutter gerade an ihrem kranken Krüppelchen hängt. 

Zusammenfassung: Das am meisten vom Krüppeltum 
bedrohte Alter ist das des Kleinkindes. Fast 9 / 10 aller Krüppel, 
die in einem städtischen Gemeinwesen untersucht wurden, 
waren in diesem Zeitabschnitt fürsorgebedürftig geworden. In 
fast der Hälfte der Fälle war mangelnde Fürsorge, teils seitens 
der Eltern, teils infolge ungenügender ärztlicher Behandlung, 
schuld am Entstehen oder der Ausdehnung des Krüppeltums. 
Rechtzeitige Behandlung hätte die durchschnittliche Erwerbs¬ 
beschränkung auf 8,9 °/ 0 , jetzt noch einsetzende auf 19,8 °/o 
herabsetzen können, während sie in gegenwärtigem Zustande 
35,9 °/o beträgt. 

Soll das lang ersehnte Krüppelgesetz das schöne und 
dankbare Werk der Krüppelfürsorge so fördern, wie es seinen 
segensreichen Bestimmungen nach es könnte, dann müssen wir 
Fürsorgeärzte ihm nach mancher Richtung hin noch den Boden 
vorbereiten: 

Das Kleinkindesalter dem Ermittelungsverfahren durch 
Ausbau unseres Fürsorgesystems auch auf dem Lande noch 
mehr erschließen, mit wirken an der Bildung von Unterbezirken, 
am besten am Sitze großer zusammengelegter Fürsorgestellen, 
wo die dem Ortsarmenverbande zufallenden Krüppel namentlich 
des Kleinkindesalters ambulante und vorübergehende stationäre 
Behandlung finden, wo am besten auch seitens des Landarmen¬ 
verbandes eine ambulante Behandlungs(Zwischen)-Station be¬ 
steht, deren gemeinsamer Leiter zugleich als Untersachverstän¬ 
diger zur Entlastung des Hauptsachverständigen der Provinz 
Verwendung finden kann. 


Die neue Preussische Prüfungsordnung 
für Kreisärzte. 

Vom Herausgeber. 

Seit Inkrafttreten des Kreisarztgesetzes sind wir durch¬ 
schnittlich alle 7 Jahre mit einer neuen Prüfungsordnung für 
Kreisärzte beschert; die erste wurde unter dem 30. März 1901, 
die zweite unter dem 24. Juni 1909, die dritte etwas schneller 
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schon unter dem 4. März 1914 und die neueste unter dem 
9. Februar d. J. erlassen. 1 ) Wenn man diese Prüfungsordnungen 
miteinander vergleicht, so hat keine von ihnen irgendwelche 
grundsätzlichen und so bedeutungsvollen Aenderungen gebracht, 
daß eine Neufassung der Prüfungsordnung unbedingt notwendig 
gewesen wäre; es hätten in allen Fällen kleine Ergänzungen 
genügt. Dasselbe gilt auch mehr oder weniger von der jetzt 
vorliegenden Prüfungsordnung, deren Erlaß wohl in erster Linie 
dadurch veranlaßt worden ist, daß man doch dem jetzigen 
Feldgeschrei „soziale Hygiene“ entsprechend für diesen angeb¬ 
lich ganz neu entdeckten Zweig der Wissenschaft — der hier 
allerdings einen nicht geringen Beigeschmack von Laienschaft 
hat — auch eine besondere Prüfung in der sozialen 
Hygiene für die Kreisärzte einsetzen mußte, obwohl die alte 
Prümngsordnung den Herren Examinatoren, jetzt Prüfern, durch¬ 
aus die erforderliche Handhabe gab, bei der Prüfung in der 
öffentlichen Gesundheitspflege die Prüflinge auch in den Ge¬ 
bieten gehörig auf den Zahn zu fühlen, die man jetzt unter 
soziale Hygiene versteht. Die hauptsächlichste Aenderung der 
neuen Prüfungsordnung ist deshalb auch nicht die Einführung 
eines sozialhygienischen Prüfungsabschnittes, sondern die Forde¬ 
rung, daß der Bewerber nicht nur eine wenigstens dreimonatige 
Tätigkeit als Hilfsassistent in einer psychiatrischen Klinik, 
sondern auch einen abgeschlossenen Lehrgang in der 
sozialen Hygiene in einer der sozialhygienischen Akademien 
Breslau, Charlottenburg oder Düsseldorf mit Erfolg durchgemacht 
hat Die drei genannten Akademien werden diese Bestimmung 
sicherlich mit großer Freude begrüßen; denirihre Lebensfähig¬ 
keit wird dadurch nicht unwesentlich unterstützt werden. Wenn 
aber jetzt ein so großer Wert auf eine „sozialhygienische“ Vor¬ 
bildung des Prüflings gelegt wird, eine Forderung, die m. E. 
durchaus berechtigt ist, so muß mau sich nur wundern, daß 
statt des Nachweises über den Besuch einer der drei genannten 
Akademien nicht auch die längere pcaktische Betätigung bei 
einem kommunalen oder sonstigen Wohlfahrts- bezw. Gesund¬ 
heitsamtes für ausreichend erachtet worden ist, denn gerade 
für die praktische Tätigkeit auf sozial-hygienischem Gebiete 
— und darauf kommt es doch in erster Linie an — dürfte diese 
Art der Vorbereitung eine viel geeignetere sein. Der Heraus¬ 
geber dieser Zeitschrift ist überhaupt der Ansicht, daß man 
die Anforderungen in bezug auf die praktische Vorbildung 
der künftigen Medizinalbeamten noch mehr hätte steigern 
und z. B. eine längere Beschäftigung bei einem Kreisarzt 
bezw. beim Reg.-Med.-Rat hätte vorschreiben sollen; diesem 
Mangel sollte man aber wenigstens dadurch abhelfen, daß man 
künftighin die Anstellung als Kreisarzt bezw. als besonderer 
Gerichtsarzt in noch größerem Umfange als bisher nicht bloß 


*) Siehe Beilage zur heutigen Nummer; S. 25. Die Abänderungen sind 
hier durch Schrägschrift kenntlich gemacht. 
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von der Erlangung des Befähigungszeugnisses, sondern auch 
davon abhängig macht, daß sich der betreffende Anwärter 
später als Hilfsarbeiter in der Medizinalverwaltung (Kreis-, Be¬ 
zirks- oder Zentralinstanz) bezw. bei einem besonderen Gerichts¬ 
arzt, falls er auf eine Anstellung als solcher rechnet, mit Erfolg 
betätigt hat. Jedenfalls darf man wohl annehmen, daß unter 
der in der Prüfungsordnung in § 3 verlangten mindestens drei¬ 
jährigen Beschäftigung in der ärztlichen Praxis (bis¬ 
her praktische fachtechnische Beschäftigung) auch eine solche 
als „Fürsorgearzt, Kommunalarzt usw.“ ohne Ausübung ärzt¬ 
licher Privatpraxis zu verstehen ist. 

Von den sonstigen Veränderungen in der neuen Prüfungs¬ 
ordnung ist, abgesehen von der Erhöhung der Prüfungs¬ 
gebühr auf 300 M., eigentlich nur noch von Bedeutung die 
Einsetzung eines besonderen Prüfungsausschusses statt 
der „Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen“. 
Die übrigen Veränderungen sind teils durch die Ueberweisung 
der Medizinalverwaltung an das Ministerium für Volks Wohlfahrt, 
teils durch das lobenswerte Bestreben bedingt, Fremdwörter 
möglichst auszumerzen. 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Bakteriologie and Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. 

1. Typhas. 

Ueber den Einfluß des Bakterlentoxtns anf das leukozytäre Blut¬ 
bild b«*l TyphuHbazillentrSaern. Von Dr. Gerhard Wodtke. Zentralblatt 
far Bakteriologie; I. Abtlg. Orig., Bd. 84, Heft 2. 

Das Blutbild (Einteilung nach Arneth-Schilling) beim Typbus¬ 
bazillenträger entspricht unter dem Einfluß des ständig in den Kreislauf ge¬ 
langenden Typhusgifts demjenigen während und nach dem Fieberabfall bei der 
Typhuserkrankung, d. h.: Vermehrung der Lymphozyten und Eosinophilen bei 
Verminderung der Neutrophilen (Färbung nach Pappenheim-May Grün¬ 
wald mit nachfolgender Giemsafärbung). Im weiteren Verlauf vermehren sich 
beim Rekonvaleszenten die Neutrophilen selbst über die Norm hinaus, während 
sie bei Bazillenträgern dauernd vermindert bleiben. Wodtke meint, daß die 
Unterscheidung des leukozyt&ren Blutbildes bei der Fahndung auf Bazillen¬ 
träger unmittelbare Bedeutung gewinnen und daß sie auch zur Kontrolle bei 
Heilversuchen dienen könnte. 

Der Referent möchte hierzu bemerken: Jedes neue Verfahren zur Fest¬ 
stellung von Typhusbazillenträgern ist wertvoll, denn die Erfahrung lehrt, daß 
die meisten Typbusbazillenträger nach ihrer Feststellung und sachgemäßen 
Belehrung keine Ansteckungen mehr verursachen. Hinsichtlich der praktischen 
Anwendbarkeit der zeitraubenden Leukozytenuntersuchung (die mehrfach aus¬ 
geführt werden muß), ist wohl zu unterscheiden zwischen den Massenunter¬ 
suchungen in der Umgebung Typhuskranker, für die die Bestimmung des 
Blutbildes nur schwer anwendbar sein würde, und jenen besonderen Fällen eines 
ganz bestimmten epidemiologisch begründeten Verdachts. Da selbst bei sicher 
festgestellten Dauerausscheidern, wie Referent früher festgestellt hat, zwischen 
2 positiven Typhusbazillen bei der Siuhluntersucbung mehr als 40 negative 
Untersuchungsergebnisse liegen können, wird der Leukozytenbefund im Sinne 
der Feststellung von Wodtke in derartigen Fällen besonders starken Ver¬ 
dachts dazu führen, die Zahl der Untersucüungen über die üblichen 2 bis 8 
hinaus unermüdlich auszudehnen. Die Methode wird aber auch dann An¬ 
wendung zu finden haben, wenn es sich nach einer Reihe von negativen Unter¬ 
suchungsbefunden um die Entscheidung der Frage handelt, ob ein als solcher 
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feetgestellter Bazillenträger nur vorübergehend Ausscheid er-war, nnd schließlich, 
ob ein Dauerausscheider geheilt ist, und zwar sowohl, wenn nach therapeutischen 
Versuchen die negativen Befunde der Stuhluntersuchung einer Kontrolle 
unterworfen werden sollen, auch wenn die Möglichkeit einer Spontanheilung (?) 
erwogen wird. Dr. Hirschbruch, z. Z. Charlottenburg. 


2. Paratyphus. 

Zur Pathologie und Klinik der Paratyphus B-InfektIon. Aus der 
IL medizinischen Abteilung des Krankenhauses Wieden in Wien. Nach einer 
Demon8tr. im Verein f. inn. Med. in Wien, April 1920. Von Prim. Priv.-Doz. 
Dr. Richard Bauer. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 27. 

Bekannt ist das Vorkommen von Cholangitis snppurative und Peri- 
cbolangitis mit Bildung von LeberabszesBen im Verlaufe des Typhus, in der 
Rekonvaleszenz und viele Jahre später. Bei Paratyphus B ist Eiterbildung 
in den Gallenwegen und die Entstehung zahlreicher Eiterherde in der Leber 
schon seltener. Bei der Bazillenruhr kommt Lebereiterung fast nie vor. 
Der Autor schildert nun folgenden Fall: 

Bei einem 38 jährigen Mann, der 1916 an Malaria erkrankt war, seitdem 
viele Rückfälle gehabt hatte, bestand bei der Aufnahme Dezember 1919 
chronische Dysenterie, hervorgerufen durch einen atoxischen Dysenteriestamm. 
B* hatten sich Dysenteriegeschwüre gebildet; von diesen aus fand eine In¬ 
fektion mit dem Erreger des Paratyphus und mit Streptococcus viridans statt. 
Unter Icterus bei vorher vorhanden gewesenen Steinen in der Blase und dem 
Ductus choledocbus kam es zur Entstehung einer eitrigen Entzündung der 
Gallengänge, zur Pericholangitis, zur eitrigen Nekrose des umgebenden Leber¬ 
parenchyms und zur Perihepatitis. Die Gallenblase trat in Verwachsung mit 
dem Duodenum; es bildete sich eine Fistel, der Eiter fand Abfluß in den 
Darm. So konnte die eitrige und paratyphus-bazillenhaltige Galle aus der 
Leber ausgeschieden werden. Trotzdem erlag der Kranke nach 12 Wochen 
seiner latenten Dysenterie. 

Da ln Galle und Leber Dysenteriebazillen nicht nachweisbar waren, 
nimmt Verfasser an, daß die Dysenterie mit der Eiterung in der Leber nichts 
zu tun hatte. _ Dr. May er-Meisenheim. 


3. Ruhr. 

Chronische Dysenterie. Demonstr. im Verein der Aerzte in Ober¬ 
österreich. Von Reg.-Rat Prim. Dr. Brenner. Verh. des Vereins. Wiener 
klin- Wochenschrift; 1920, Nr. 32. 

Bei einer 41 jährigen Kranken, die vor 5 Jahren Ruhr Überstunden hatte, 
traten seit einigen Wochen blutige Stühle auf. Im Mastdarm fühlte man 
erbsenartige, kleine Knollen; Beginn f> cm oberhalb des Afters, Aus¬ 
dehnung 10 cm hoch. Die Knollen füllten die ganze Lichtung des Darmes 
aus (ein Bild, ähnlich der Pvlyposis recti). Unter 18 Fällen von chronischer 
Dysenterie mit Darmgeschwüren sind 10 gestorben, 8 geheilt. 

_ Dr. Mayer- Meisenheim. 


4. Masern. 

Ueber die Wiedereinführung der Anzeigepflicht bei Masern. Referat 
erstattet im niederösterreichiscnen Landessanitäisrate am 1. März 1920 von 
8udtpbysikus, Dr. Rudolf Jahn (Wien). Wiener klinische Wochenschrift; 
1920, Nr. 13. 

Die Sterblichkeit an Masern, die früher in Wien anzeigepflichtig waren, 
war in Wien in den Jahren 1907, 1908 und 1910 höher, als die an Scharlach 
und Diphtherie zusammen; im Jahre 1909, wo die Gesamtzahl der Scharlach* 
erkrankuogsfälle größer war, etwas geringer, als die Summe der Scbarlach- 
usd Dipbtfaeriefälle. Um das Jahr 1907 herauszugreifen, so waren die Zahlen: 
Masern 605 = 81,2%, Scharlach 233% = 12,1 «/„, Diphtherie 310 = 7,62% 
Mortalität und es entfielen auf das 1. Lebensjahr bei Masern 268 Todesfälle 
(44,8%); auf das 2—5. Lebensjahr: 818 = 51,7°/., auf das 6.—15. Lebensjahr: 
88 * 4,0%. Dasselbe gilt auch für das Jahr 1919/20. Die Sterblichkeit an 
Manen, die jetzt nicht mehr anzeigepflichtig sind, war größer, als die an 
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Scharlach, Diphtherie and Keuchhusten. Dazu kommt, daß Lungenentzündung, 
wenn sic als Nachkrankheit nach Masern auftritt, und zum Tode führt, ein¬ 
fach als solche aufgeführt wird; in den Todesbescbeinigungen ist Ton Masern 
nichts erwähnt. Die Zahl der durch Masern bedingten Todesfälle ist daher 
noch größer, als aus den standesamtlichen Mitteilungen hervorgeht. 

Die Statistiken aller großen Städte weisen nach, daß die Masern- 
erkrankungen während der großen Ferien an Zahl wesentlich abnehmen, ja 
ganz verschwinden, um nach Schulbeginn wieder anzusteigen Die Ausschließung 
kranker Kinder, Desinfektion und schulärztliche Ueberwachung genügen nicht 
zur Bekämpfung. Wirksame Abwehrmaßnahmen werden nur durch Einführung 
der obligatorischen Meldepflicht und des Erfassens der ersten Fälle ermöglicht, 
da die Uebertragung in der Regel von Kind zu Kind erfolgt. Besuchen nud 
die scheinbar gesunden Geschwister masernkranker Kinder die Schule, so 
bilden sie eine Gefahr für ihre noch nicht durchmaserten*Mitschüler. Die 
Masern sind eben schon 3—4 Tage vor dem Ausbruch der charakteristischen 
Hautausschläge ansteckend. Aber auch gesunde Kinder, die die Masern 
bereits überstanden haben, können als Zwischenträger dienen. Eberstaller 
empfiehlt eine Schließung der Klassen auf die Dauer von 9—14 Ta^en. Gelingt 
es nach dem Verfahren Eberstallers und Pol Ich ans, das Kleinkinderalter 
vor einer Infektion zn schützen, so ist damit viel erreicht; wenn die Kinder 
später erkranken, so sind sic widerstandsfähiger. 

Der Antrag des Verfassers, die obligatorische Anzeigepflicht bei Masern 
einzuführen, wurde vom Landessanitätsrat angenommen. 

Dr. Mayer- Meisenheim. 


5. Encephalitis epidemica. 

1. Ueber das plötzliche gehäufte Auftreten schwerer choreiformer 
Erkrankungen ln Wien« (Encephalitis choreiformis epidemica). Von Dr. 
Ludwig Dimitz, Ass. der psych.-neur. Klinik in Wien. Wiener klin. Wochen¬ 
schrift; 1920, Nr. 8. 

2. Zur Kenntnis der klinischen Erscheinungstypen und zur Prognose 
der jetzigen Encephalitis epidemica. Von Dr. Josef Gerstmann. Ebenda. 

Dimitz berichtet über eine epidemisch auftretende Erkrankung, in 
der choreiforme Reizerscheinungen, Kombination von Chorea mit Epilepsie, 
klinische Zuckungen, Delirien eine wesentliche Rolle spielen. Pathologisch 
anatomisch fand sich eine über einen großen Teil des Zentralnervensystems 
verbreitete, nicht eitrige haemorrhagische Encephalitis, die vorzugweise die 
graue Substanz betraf. Zu Fehldiagnosen Latten manchmal das bysteri- 
forme Aussehen der Anfangszackungen und Neuralgien Anlaß gegeben; sie 
sind auszuscbließen bei Beachtung der charakteristischen Zuckungen der Bauch¬ 
muskulatur und des Zwerchfells. — Unter 35 in 14 Tagen in die Wagnersehe 
Klinik in Wien eingelieferten Fällen sind 10 gestorben. Unter 20 Frauen 
waren 6 Schwangere, der Verlauf bei diesen 5 war besonders schwer; es starben 2. 

Gerstmann unterscheidet 4 Typen von Encephalitis epidemica: 

1. Besonders bei jugendlichen Individuen choreatische Körper-und Glied* 
maßenbewegungen. 

2. Schlafsucht mit mehr oder weniger leicht eintretender Erregbarkeit 
ähnlich der Encephalitis lethargica. Daneben Augenmuskelparesen, Muskel¬ 
schwäche der Gliedmaßen, Pupillenstöiungen. 

3. Ticartige Muskelzuckungen der Zwerchfell- und Bauchmuskulatur. 

4. Bei dieser Form steht im Vordergründe eine Psychose, die unter dem 
Bilde eines delirant-verworrenen Zustandes mit Beschäftigungsdelirien verläuft. 
Es treten in schweren Fällen Delirium acutum ähnliche Krankheitsbilder auf. 

Die Prognose ist sehr ungünstig; die Sterblichkeit wegen des Ergriffen¬ 
seins des Hirnstammes und des verlängerten Markes sehr groß. 

Dr. Mayer-Meisenheim. 


Besprechungen. 

Hermann Muokerman: Um das Leben der Neugeborenen. Berlin 1920. 
Ferdinand Dümmlers Verlag. Preis: 4,50 M. 

Eine Abhandlung, die beschämend für einseine Aerzte, aber erfreuend 
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für den ärztlichen Stand ist: Die Bekämpfung des provozierten Abortas; für 
die Gegenwart ein notwendiger Mahnruf. Dr. Gr aß 1-Kempten. 


Tagesnachrichten. 

Die Gewährung von Notzuschlägen znm Grundgehalt wie cur Grund* 
Vergütung und znm Ortszuschlag der Staatsbeamten ist jetzt in Preußen 
in gleicher Weise wie im Reiche durch Gesetz vom 8. Februar d. J. geregelt. 
Danach erhalten die Beamten der Ortsklasse A: 20%, B: 17 %> C: 15%, 
D: 10°/ 0 und fi: 5% ihrer Bezüge; desgleichen erhöht sich dementsprechend 
der Versorgungszuschlag der War tegeld- und Ruhegehalts emp länger 
sowie der Witwen und Waisen. 


Aus Sparsamkeitsrücksichten sollen nach Mitteilung der Deutschen 
nted. Wochenschrift <s. Nr. 8, 1921) zwei bisherige Hilfsarbeiter der Abteilung 
für Gesundheitswesen im preußischen Ministerium für Volkswohlfahrt: Geh.- 
Rat Dr. Paasch, der hauptsächlich als Vertreter der Aerzteschaft einberufen 
war, und Staatsrat Dr. Doerbeck entlassen und die von ihnen bisher ge¬ 
leisteten Arbeiten von den ordentlichen Mitgliedern der Abteilung übernommen 
werden. Die Deutsche med. Wochenschrift schreibt dazu mit Recht: „Wenn 
man bedenkt, daß die Gehälter, welche die beiden Hilfsarbeiter empfangen, die 
Gehälter zweier Kanzlisten desselben Ministeriums kaum nennenswert über¬ 
steigen, so kann man die Berechtigung zu der Ausschreibung der beiden 
Stellen unter dem Gesichtswinkel der Sparsamkeit gebührend einschätzen. Die 
8teicbung eines Kanzleipostens setzt freilich einen erheblich größeren Mut vor¬ 
aus und ist mit stärkeren Gefahren verbunden; sie würde möglicherweise einen 
Streik sämtlicher Kanzleibeamten Preußens oder vielleicht sogar Deutschlands 
cur Folge haben. Solche Konsequenzen hat man bei den Geistesarbeitern 
nicht zu befürchten. — Den Geistesarbeitern kann eben in den von echtem 
sozialdemokratischen Geiste erfüllten Teilen der 8taats- und Reichsregierung 
vieles geboten werden“. _ 


Vertretung des ärztlichen Standes lm Preußischen Landtage. 
Während in der bisherigen gesetzgebenden Preußischen Landesversammlung der 
ärztliche 8tand durch 6 Abgeordnete vertreten war (die Abgg. Prof. Dr. A b d e r- 
halden-Halle a. 8. (Demokrat), Anstaltsarzt Dr. Beyer -Neustadt i.Westpr. 

S Oz.-Dem.), Dr. Brackmann-Bremervörde (Deutsch-Hannoveraner), Geh. 

ed.-Rat Prof. Dr. Schloßmann (Demokrat), Dr. Struve-Kiel (Demokrat) 
und Dr. W eyl- Berlin [Unabhängiger]) ist nach dem bisher vorliegenden Wahl¬ 
ergebnis nur einer, Dr. Wey 1- Berlin, wiedergewählt und bedauerlicherweise kein 
weiterer Arzt in den Landtag neugewählt. 


Der Ausschuß der Preußischen Aerztekammern hat in.seiner 
fotzten Sitzung die Neuordnung des medizinischen Studiums beraten und 
noch eingehender Beratung folgende Beschlüsse gefaßt: Die Dauer des medi¬ 
zinischen Studiums soll 11 Semester betragen und davon 4 auf die vorklinische 
vnd 7 auf die klinische Zeit entfallen. Der praktischen Ausbildung des 
Mediziners ist gegen früher erhöhte Bedeutung beizumesson; sie hat in den klini¬ 
schen Ferien zu erfolgen und ihren Abschluß in dem praktischen Jahre nach 
vollendeter Staatsprüfung zu finden, ln den klinischen Ferien sind je 
4 Wochen danernde Kurse in der inneren Medizin und in den 6 Spezialfächern: 
Augen-, Ohren-Kunde, Nervenheilkunde und Psychiatrie, Haut- und Geschlechts¬ 
krankheiten und Orthopädie abzuhalten. Weiterhin sind 8ozialeHygiene, 
Verzicberunsmedizin und Standeskunde in den Unterrichtsplan auf» 
zanehmen. In dem praktischen Jahre muß die Ausbildung 4 Monate in 
der inneren Medizin und je 3 Monate in Chirurgie und Geburtshilfe erfolgen. 
Alle Bestrebungen, das praktische Jahr durch famulierende Tätigkeit während 
der 8tndiensemester zu ersetzen, ist mit allem Nachdruck entgegengetretea. 
Für die praktische Ausbildung sind neben den Universitätskliniken auch die 
Krankenanstalten mit heranzuziehen, deren Auswahl und Ueberwachung durch 
«inen engeren Ausschuß zu erfolgen hak 
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Sprecbsaal. 


Das Friedemannsche Tuberkulose-Heilmittel. Anf Grand seiner im 
Koch’sclien Institut für Infektionskrankheiten wieder angenommenen Ver¬ 
suchen über Immunisierungs* and Heilwirkungen säurefester Stäbchen (Möller- 
Friedmann) gegen die Taberkalose von Versuchstieren kommt der frühere 
Leiter der preußischen Medizinalverwaltang, Ministerialdirektor Prof. Dr. 
M. Kirchner, za dem Schluß, „daß es weder mit den „Blindscheicben-Tu- 
berkel-Bazillen“ Möllers, noch mit den „Schildkröten-Tuberkel-Bazillen* 
Friedmanns möglich ist, Meerschweinchen oder Kaninchen gegen hamane 
oder borine Taberkalose za immanisieren; daß es ebenso unmöglich ist, mit 
Tuberkulose infizierte Hammel, Meerschweinchen oder Kaninchen von ihrer 
Tuberkulose darch Behandlung mit einem der genannten sftarefesten Stäbchen 
za heilen. Möller hat hei seiner Selbstkritik und Bescheidenheit etwas der¬ 
artiges für seinen Bazillus nie beauspracht. Daß auch Friedmann es für 
sein Tuberkulose-Heilmittel nicht beanspruchen darf, da¬ 
rüber kann meines Dafürhaltens ein Zweifel nicht mehr ob¬ 
walten.*' 


Die diesjährige Jahresversammlung des deutschen Vereins für Psy¬ 
chiatrie findet am 25. u. 26. April d. J. in Dresden statt Auf die Tages¬ 
ordnung sind gestellt: 1. Schaffung eines neuen Irrengesetzes (Berichterstatter 
Dr. £. Schnitze* Göttingen und als jurist. Mitberichterstatter Kahl-Berlin. 
2. Die Spirochaeten im Zentralnervensystem bei progressiver Paralyse in mul¬ 
tipler Sklerose (Berichterstatter Dr. Jahnel-Frankfart a. M. und Dr. Hau p t- 
m a n n - Freiberg i. Brei*?.) Weitere Vorträge sind bei Dr. Hans Lach-Wer¬ 
nigerode (Organistenstraße 1) anzumelden. 


Der Verein Deutscher Naturforscher und Aerzte hat beschlossen, in 
diesem Jahre eine Versammlung der (Gesellschaft wegen der in 
Deutschland herrschenden wirtschaftlichen Not nicht abzuhalten. Die 
nächste (87.) Versammlung wird erst 1922 und zwar in-Leipzig, wo vor 
100 Jahren die erste Versammlung stattgefunden hat, abgehalten werden. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. P. zu W. : Ich wurde als Sachverständiger 
zu einem gerichtlichen Termin geladen, in dem ich nur Angaben znfolge meiner 
Tätigkeit als behandelnder Arzt in der Privatpraxis machen konnte. Bs 
bedingte sogar diese Tätigkeit allein meine Ladung. Auf der Ladong stand 
allerdings als Aufschrift: An den Herrn Kreisarzt. — Das Bechnungsamt beim 
Oberlandesgericht bestreitet mir nun das Becht, an Stelle der Gebühren nach 
dem Gesetz vom 14. Jali 1909 die allgemeinen Sachverständigengebühren nach 
§ 8 ff. der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverständige zu wählen. Dieses 
Becht stehe nur den Aerzten zu, die nicht öffentliche Beamte seien. In diesem 
Falle konnte ich eben nun gar nicht als öffentlicher Beamter geladen sein, 
was ich dem Gericht auch mitgeteilt habe. Bin ich trotzdem gezwungen, die 
überhobenen Gebühren znrückzuzahlen ? 

Antwort: Die Erinnerung des Bechnungsamtes beim Oberlandesgericht 
ist zutreffend. Wenn ein Kreisarzt auch lediglieh mitBttcksicht auf seine 
Tätigkeit als behandelnder Arzt vor Gericht als Sachverständiger zugezogen 
wird, so bleibt er doch immer „öffentlicher Beamter"; deshalb trifft 
für ihn der neue Abs. 2 zu § 18 der Beichsgebübrenordnung in der Fassung 
vom 10. Juni 1914 nicht zu, sondern er hat als öffentlicher Beamter in allen 
gerichtsärztlichen Fällen seine Gebühren nach den für die Medizinalbeamten 
geltenden Taxvorschriften zu berechnen und kann nicht wie der nichtbeamtete 
Arzt eine Berechnung nach den Vorschriften der Beichsgebübrenordnung be¬ 
anspruchen. 


Verantwortlich für die Scbriftleltanff: Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Rat in Lippsprlnge. 
Druck von J. 0. C. Bruns, Minden L W. 
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wundet, wurde 1916 Offizier, erkrankte in demselben «Jahre an 
Lungentuberkulose, wurde für garnisonverwendungsfähig er¬ 
klärt und bald wieder für den Schuldienst in Anspruch ge¬ 
nommen. 

Bis 1912, also bis zu seinem 27. Lebensjahre, war er Ä auf 
Grund idealer Anschauungen“ auf geschlechtlichem Gebiete 
völlig enthaltsam; von da ab übte er gelegentlich und nicht 
häufig in regelrechter Weise Geschlechtsverkehr aus. 1917 
kamen ihm zufällig Bücher masochistischer Art in die Hände, 
unter anderen auch die berüchtigte »Venus im Pelz“ von 
Sacher-Masoch. Er fand Gefallen an diesen Vorstellungen 
und beschäftigte sich in Gedanken immer lebhafter damit, unter¬ 
stützt von einem an sich lebhaften Hange nach geschlechtlicher 
Betätigung. Besonders stark wurde sein geschlechtlicher Trieb 
in den Wochen und Monaten, wo seine Lungenkrankheit eine 
Zunahme erfuhr; in dieser Zeit steigerten sich auch seine 
masochistischen Wünsche. Je mehr Fieber und Nachtschweiße 
seinen Körper schwächten, desto üppiger und ausschweifender 
wurden seine Wünsche und Vorstellungen, ohne daß es jedoch 
schon damals zu irgendeiner Betätigung kam. 

Im Frühjahr 1918 lernte er eine jugendliche öffentliche 
Dirne kennen, mit der er sofort in nahe Beziehungen trat. Sie 
war sadistisch veranlagt und veranlaßte ihn zuerst zu maso¬ 
chistischen Handlungen. Seine Leidenschaft zu ihr wurde 
, immer größer; er ging sogar damit um, sie zu heiraten. 
Persönlich ist er nur etwa zehnmal mit ihr zusammen ge¬ 
kommen; es liegen aber 140 Briefe von ihm an seine Geliebte 
vor, die ein helles Licht auf das Verhältnis der beiden werfen. 
Sämtliche Briefe sind mit großer Klarheit, im besten Deutsch, 
mit großer Lebhaftigkeit geschrieben; viele sind durchaus ver¬ 
nünftig, nüchtern, alltäglich; manche zeigen einen geradezu 
sittlichen Gehalt: Er empfiehlt seiner Geliebten gute Bücher, 
gibt ihr treffliche Naturschilderungen nach eigenen Erlebnissen, 
belehrt sie über gute Formen gesellschaftlicher Art und so iort. 
Sehr viele aber zeigen geradezu ungeheuerliche Ausschreitungen 
auf geschlechtlich - masochistischem Gebiete, wenn sie auch im 
allgemeinen nicht neu sind. Nach Art der meisten Masochisten 
bezeichnet er die Geliebte als »Herrin, die er wahnsinnig liebt“, 
sich selbst als ihren „demütigen, niedrigen Sklaven“. Er macht 
sein ganzes Verhalten zu ihr von dem äußersten Gehorsam 
seinerseits abhängig und bittet Sie, ihn auf das rücksichtsloseste, 
grausamste mit Worten und Taten zu quälen. Er fleht sie an, 
ihn zu fesseln, zu schlagen, ihn gebunden, wie einen armseligen 
Hund in ihrem Bette zu ihren Füßen liegen zu lassen und ihn 
nicht zu beachten. Sie soll seinen Mund als Abort benutzen, 
er will aus ihren Entleerungen Schokoladenstückchen mit dem 
Munde heraussuchen und dabei vor Wonne vergehen; sie soll 
ihn anspeien und auf das tiefste verachten. Er will „alles, das 
an schmutzigster Erniedrigung erdulden, was je ein Menschen¬ 
hirn ersonnen haben mag“. „Ich leohze danach, von dir ge- 
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peitscht zu werden und mit meinem Munde alles das aufzu¬ 
nehmen, was dein süßer, angebeteter Körper als Schmutz aus¬ 
scheidet.“ „ln Liebesrausch und Liebesqual würde ich den 
Tod von deiner 9üßen kleinen Hand mit Entzücken hinnehmen.“ 
„Sei mir meine Herrin, wie du es noch nie gewesen bist. Sinne 
dir etwas ganz Furchtbares, Ungeheuerliches aus und über¬ 
rasche mich damit. Laß mich vorher beben und zittern vor 
dem Unbekannten. Sei ganz grausam mit mir, — du! Ich ~ 
werde dich ja doch nur inbrünstig küssen!“ . 

Er behauptet, daß alle diese Ausschweifungen niemals zur 
Ausführung gelangt seien, und daß er sie nur auf ausdrück¬ 
lichen Wunsch seiner Geliebten in den Briefen ausgeraalt habe, 
und zwqj immer in krankhaften Fieberzuständen. Wenn, er 
die Briefe geschrieben hätte, habe er nicht mehr daran ge¬ 
dacht; er habe sich in wohltätiger Weise vollständig wie be¬ 
freit gefühlt, und diese Ruhe und Sicherheit habe sich auch 
in seinem Berufe bemerkbar gemacht. Niemals seien ihm dabei 
solche Vorstellungen gekommen. Zur Zeit seiner krankhaften 
Vorstellungen aber habe er jene Briefe schreiben müssen; er 
habe unter einem Zwange, einem Druck gestanden, der erst 
durch die Entlastung des Schreibens von ihm gewichen sei. 
Bei den Zusammenkünften mit seiner Geliebten sei es allerdings 
zu Geißelungen und Fesselungen gekommen, wenn sie aber 
über ein gewisses Maß hinausgegangen sei, habe sich die Be¬ 
sinnung bei ihm wieder eingestellt, nnd er habe sich geweigert, 
ihren übertriebenen Forderungen nachzugeben. 

Seine Lungenkrankheit besserte sich allmählich, und da- 
*mit ließen auch seine krankhaften Vorstellungen nach. Seine 
Briefe wurden ruhiger; er kam immer mehr zur Erkenntnis 
* des unwürdigen Zustandes. Die geistigen und sittlichen Kräfte 

S swannen langsam die Oberhand; man merkt aus den 
riefen, wie der Schleier immer dünner wird, wie sich der 
Genesende immer mehr zu seiner ursprünglichen Art zurück- 
findet. Im Jahre 1919 vollendet schließlich die Bekanntschaft 
mit einem geistig gebildeten und sittlich reinen jungen Mädchen 
die Heilung; er schreibt seiner bisherigen Geliebten einen 
rücksichtslosen Absagebrief. Im Frühjahr 1920 hat er seine 
Verlobte geheiratet und lebt in glücklichster Ehe mit ihr. Er 
hat sie über seine krankhaften Zustände aufgeklärt, und sie 
selbst hat mir in glaubhaftester Weise versichert, daß sich ihr 
Zusammenleben in vollkommen regelrechter Weise abspielt, 
und daß er niemals auf geschlechtlichem Gebiete etwas Ab¬ 
weichendes von ihr verlangt hat. Er selbst erklärt mit der 
größten Bestimmtheit, daß er nicht das geringste Verlangen 
nach den früheren Zuständen, Vorstellungen und Handlungen 
habe; alles, was er damals gedacht, geschrieben und erlebt hat, 
erscheint ihm jetzt krankhaft, hochgradig widerlich und viel¬ 
fach lächerlich. Weil er sich völlig frei und gesund fühlt, hat er 
auch die verlangte Geldzahlung an seine Geliebte verweigert, 
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obwohl er sich Uber die Folgen klar war; er sah ein, daß sie 
sonst eine fortgesetzte Erpressung verüben würde. 

Wie aus der Krankheitserzählung ohne weiteres hervor¬ 
geht, liegt die Eigenart dieses Falles darin, daß es sich nicht 
um einen geborenen Masochisten handelt, sondern um einen 
gewordenen, der nach kaum zwei Jahren wieder geheilt ist. 
Die Art des Entstehens der Abweichung ist ebenfalls unge¬ 
wöhnlich, weil sie im wesentlichen durch körperliche Krankheit, 
durch Lungentuberkulose,' begründet ist. Als unterstützende 
und auslösende Tatsachen traten Bücher und die Bekanntschaft 
mit einem sadistisch veranlagten Mädchen hinzu. Durch das 
Zusammenwirken aller dieser Kräfte wurde der geschlechtliche 
Drang, der außerdem jahrelang gewaltsam unterdrückt war, in 
verkehrte Bahnen geleitet. Mit dem Nachlassen -und Ver¬ 
schwinden dieser Einwirkungen, in Verbindung mit einer ge¬ 
wissen natürlichen Erschöpfung der seelischen und körperlichen 
geschlechtlichen Kräfte, stellt sich allmählich der natürliche 
Zustand wieder ein. 

So erklärt sich der gesamte Verlauf verhältnismäßig 
zwanglos. Die Frage, ob ein Lehrer mit Geisteszuständen, 
die zu derartigen Gedanken und Handlungen führten, noch in 
seinem Berufe tätig sein könne, konnte dahin beantwortet 
werden, daß eine Heilung eingetreten sei und daß nach 
menschlich-wissenschaftlichem Ermessen diese Heilung von 
Dauer sein werde. Die andere Frage nach der Strafbarkeit seiner 
Handlungen mußte so erledigt werden, daß hinreichende Gründe 
zu der Annahme Vorlagen, er habe unter krankhaften seelischen 
und körperlichen Zuständen gehandelt, so daß er nicht strafbar 
und nicht verantwortlich war. * 


Die Notwendigkeit der Anzeige bei Typhus verdacht.' 

(Nach einem Vortrage in der medizinischen Gesellschaft in Magdeburg.) 

Von Med.-Rat Dr. Klage, Kreisarzt in Wolmirstedt 

Die beiden für die Verhütung der Ausbreitung gemein¬ 
gefährlicher bezw. übertragbarer Krankheiten in Betracht 
kommenden Gesetze — das Reichsseuchengesetz vom 30. Juni 
1900 und das preußische Gesetz zur Verhütung der Aus¬ 
breitung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 1906 — 
bieten empfindliche Lücken, durch die eine nach allen Rich¬ 
tungen hin an sich sehr wohl durchführbare und namentlich 
in unseren Zeiten so bitter notwendige Bekämpfung dieser 
Krankheiten stark behindert wird. Eine der empfindlichsten 
Lücken liegt darin, daß mit wenigen Ausnahmen nur die 
Krankheiten und Todesfälle, nicht aber der Verdacht auf 
die in Betracht kommenden Kranheiten anzeigepflichtig 
sind. In einer ganzen Anzahl deutscher Bundesstaaten 
ist der Verdacht auf einen Teil der übertragbaren Krank¬ 
heiten — insbesondere auf Typhus — bereits der Anzeige¬ 
pflicht unterworfen, in Preußen leider noch nicht. Bei 
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der während und nach dem Kriege wieder so verheerenden 
Zunahme der Erkrankungen an Tuberkulose ist es vom größten 
Nachteil für den Gesundheitszustand des ganzen Volkes, daß 
hier nicht einmal die Erkrankungen, sondern nur die Todes* 
fälle an Lungen- und Kehlkopftuberkulose anzuzeigen sind. 
Durch einstimmige Beschlüsse des Deutschen Vereins für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege und des Vereins; der Medizinalbeamten 
der Provinz Sachsen auf ihren letzten Versammlungen ist denn 
auch die Ausdehnung der Anzeigepflicht zumindestens auf die 
Erkrankungen an Tuberkulose für dringend erforderlich er¬ 
achtet. Wenn nun aber einmal die betreffenden oben an¬ 


geführten Gesetze bezüglich der vorhandenen Lücken und 
Mängel geändert werden sollten, so möchte ich nach den Er¬ 
fahrungen, die ich in den letzten Jahren und besonders in den 
letzten Monaten als beamteter und Krankenhausarzt gemacht 
habe, in Anregung bringen, daß die Anzeigepflicht bei einigen 
übertragbaren Erkrankungen — bei gemeingefährlichen ist es 
ja schon der Fall — auch schon beim Verdacht auf solche 
Erkrankungen gesetzlich festgelegt wird. Ich will mich heute 
darauf beschränken, diese Notwendigkeit für den Unterleibs¬ 
typhus kurz darzutun, weil ich gerade bei dieser Krankheit 
die eben erwähnten Erfahrungen in besonders drastischer Weise 
gemacht habe; ich gebe zu, daß es z. B. für die übertragbare 
Ruhr in manchen Gegenden ebenso sein wird, wie jetzt hier 
beim Typhus. 

Nach dem Wortlaut des Gesetzes vom 28. August 1905 
ist der Unterleibs-(Abdominal-) typhus als Erkrankungs- und 
Todesfall anzeigepflichtig, nicht der Verdacht. Da nun aber 
bekanntlich gerade bei Typhus die zweifelsfreie Diagnose meist 
erst in der zweiten, oft genug erst in der dritten oder gar vierten 


Krankheitswoche gestellt wird, so werden bisher wenigstens in 
bei weitem der Mehrheit der Fälle auch die Anzeigen erst 
spät und zur erfolgreichen Bekämpfung eben „zu spät“ er¬ 
stattet. Es soll die späte Erkennung des Typhus keine Kritik 
ärztlicher Fähigkeit oder Unfähigkeit etwa in sich schließen. 
Es liegt zum Teil au den eigenartigen unbestimmten Krank¬ 
heitserscheinungen in den ersten Wochen beim Typhus, ferner 
in dem Umstande, daß, was jeder Bakteriologe zugibt, ja oft 
genug selbst darauf hin weist, Widalsche Blutreaktion und 
Bazillebefund in den ersten Wochen bei negativem Ausfall 


nichts gegen das Vorhandensein einer Typhuserkrankung be¬ 
weisen, ja, daß der Bazillenbefund sogar in den meisten Fällen 
trotz ausgeprägtester Typhussymptome negativ bleibt. Gerade 
aber mit diesem negativem Befunde begründen viele Aerzte 
das Zögern mit der Anzeige, auch wenn sie schon innerlich 
ziemlich fest vom Vorhandensein des Typhus überzeugt sind. 
Eine gewisse Scheu des praktischen Arzes vor jeder derartigen 
Anzeige kommt dazu. Der Arzt weiß, daß auf seine Anzeige 
hin der Kreisarzt an Ort und Stelle Ermittelungen anstellen 
muß, Verhütungsmaßregeln anordnet, die oft genug den Un- 



98 Dr. Klage: Die Notwendigkeit der Anzeige bei Typhasverdacbt. 

willen und Widerspruch seiner Klientel hervorrufen. — Diese 
Empfindungen sind menschlich zu verstehen, aber sie dürfen 
besonders in der jetzigen gesundheitlichen Lage unserer Be¬ 
völkerung keinen Grund bilden, eine Anzeige nicht oder zu 
spät zu erstatten. Denn, wenn wir beamteten Aerzte natürlich 
recht wohl wissen, daß der behandelnde Arzt in solchen 
auf Typhus verdächtigen Erkrankungen völlig sachgemäß die 
Desinfektion der Stuhlgänge, der sonstigen Ausscheidungen, 
des Wäsche pp. anordnet, so bleibt doch zur wirksamen Ver¬ 
hütung der Weiter Verbreitung noch mancherlei anzuordnen, 
was dem behandelnden Arzt ferner liegt bezw. dessen Anord¬ 
nung ihm nur Verdruß und Ungelegenheiten bereiten kann, 
während es dem Kreisarzt als Staatsbeamten gleichgültig sein 
muß, ob daraus derartige Folgen zu fürchten sind. — Die 
Folgen der jetzt meist zu spät kommenden Anzeigen, namentlich 
in den Wohnungen unserer arbeitenden Bevölkerung, liegen 
ja auf der Hand, wenn man sieht, daß hier sehr häufig die 
Eltern und noch häufiger mehiere Geschwister ein Bett teilen 
müssen, wenn man ferner sich bei den Ermittelungen davon 
überzeugt, daß Wohn- und Krankenzimmer ein Raum sind, in 
dem die Familie kocht, ißt, trinkt, schläft. Wie soll da Ueber- 
tragung durch Berührung erfolgreich bekämpft werden, wie 
soll eine fortlaufende Desinfektion am Krankenbett durch¬ 
geführt werden? Dazu kommt noch die Indolenz in diesen 
Bevölkerungskreisen mit dem für sie so bequemen Motto: Was 
kommen soll, kommt doch! Im Juli und Ende September v. Js. 
wurden z. B. aus 4 Familien bezw. 4 Wohnstätten aus 4 ver¬ 
schiedenen weit voneinander entfernt liegenden Ortschaften 
11 Typhusfälle dem Kreis-Krankenhause überwiesen — in 
3 Familien auf Veranlassung des Kreisarztes — von denen in 
2 Familien je 2, in einer 8 nachweislich durch persönliche 
Uebertragung angesteckt waren, in der 4. Familie ist diese 
Uebertragung zwar nicht mit positiver Sicherheit nachzuweisen 
gewesen, doch blieb eine andere Uebertragungsweise nach den 
Ermittelungen ausgeschlossen. In 3 Familien war den An¬ 
gehörigen erst nach 3 Wochen bekannt geworden, daß es sich 
um Typhus handelte; in der einen war der Typhus durch den 
Sohn — Schiffer — anscheinend von Hamburg eingeschleppt, 
in der zweiten anscheinend aus Leipzig, in den beiden letzten 
ist die Quelle der ersten Erkrankung nicht zu ermitteln ge¬ 
wesen. — ln den 3 Familien, aus denen die Erkrankten sofort 
nach Anzeige in das Krankenhaus überführt waren, ist keine 
weitere Uebertragung vorgekommen, in der 4. Familie erkrankten 
die Pflegeeltern der zuerst erkrankten Pflegetochter an „fieber¬ 
hafter Gastritis“; der behandelnde Arzt schrieb, daß er wohl 
„an Typhus gedacht“ habe, es sei aber eben nur „fieberhafte 
Gastritis“ (?) gewesen. — Die beiden Fälle aus dieser Familie, 
die mit schwersten Erscheinungen dem Krankenhaus über¬ 
wiesen waren, sind gestorben; bei der einen wurde die Leichen¬ 
öffnung verweigert, bei der anderen Frau fanden sich eine Un- 
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zahl typischer typhöser Darmgeschwüre in allen Stadien im 
Ileum und Dickdarm in der Nähe der Bau hin sehen Klappe 
neben Milztumor und anderen charakteristischen Befunden. — 
Die Wi dal sehe Reaktion fiel bei der Mehrzahl .der 11 Fälle 
zwar positiv aus, aber nie vor der 3. Krankheitswoche — zum 
Teil war der Widal schon außerhalb gemacht — Typhus¬ 
bazillen sind bei keinem der 11 Fälle trotz wiederholter Ein¬ 
sendung von Stuhl- und Harnproben nachgewiesen. 

Bei allen 11 Fällen ist die Anzeige erst in der 3. zum 
Teil sogar erst 4, Krankheitswoche erfolgt, während die be¬ 
handelnden Aerzte, wie sie selbst mitleillen, schon längst 
„Typhus vermutet“ hatten, sie zeigten aber nicht an, weil sie 
ihrer Diagnose nicht so sicher waren, daß sie sich zur Anzeige 
gesetzlich verpflichtet fühlten. Die Anzeige bei dringendem 
Verdacht auf Typhus ist also unbedingt nötig, wenn eine einiger¬ 
maßen wirksame Bekämpfung rechtzeitig eingeleitet werden 
soll; namentlich wenn die wirksamste Maßnahme — Ueber- 
führung in ein Krankenhaus — rechtzeitig angeordnet werden 
soll. — Ein gegen den Nutzen der Anzeige in Betracht kommender 
Schaden kann dadurch nie hervorgorufen werden; bestätigt 
sich hie und da der Verdacht auf Typhus nicht, so kommt 
dieser Umstand gegenüber den Vorteilen nicht in Betracht. 
Die als „fieberhafte Gastritiden“ oder „gastrischen Fieber“ be- 
zeichneten Fälle sind doch meist weiter nichts wie leichte 
Typhusinfektionen! 

Die Anzeige nicht nur der Erkrankungen und der Todes¬ 
fälle an Typhus, sondern auch die des Typhusverdachts 
ist eine Notwendigkeit, ebenso wie die der Erkrankung 
an Tuberkulose. 


Anzeige an den Kreisarzt oder an die 
Fürsofgestellen? 

Von Dr. E. Eiigolsmami, Kreisarzt iu Plön. 

Am 22. Oktober 1920 bildete auf der XXIV. Generalver¬ 
sammlung des Deutschen Zentral-Komitees zur Bekämpfung der 
Tuberkulose den Hauptpunkt der Tagesordnung: „Was erwarten 
wir von der reichsgesetzlichen Regelung der Tuberkulose¬ 
bekämpfung? Alle Redner und der noch nicht veröffentlichte 
Gesetzentwurf stellen den Fürsorgegedanken in den Vorder¬ 
grund : „Machen Sie um Himtnelswillen kein Gesetz gegen den 
Kranken, sondern für den Kranken.“ 

Diese Worte Kayserlings fassen die Empfindungen aller 
Beteiligten zusammen. 

Naturgemäß und der Gesetzentwurf betont es ausdrücklich, 
wird den Fürsorgestellen die Hauptaufgabe bei der neuen 
reichsgesetzlichen Regelung der Tuberkulosebekämpfung zu¬ 
fallen. Dies ist aber nur insofern richtig, als die Fürsorge¬ 
stellen die Kenntnis von allen im Gesetz bestimmten Erkran- 
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kungsfällen erhalten müssen und jeden einzelnen Fall der für 
ihn passenden Behandlungsweise zuzuführen haben. In diesem 
Rahmen haben sie folgende wichtige Aufgaben zu erfüllen: 

1. alle Kranken zu beraten und die geeigneten Maßnahmen 
in die Wege zu leiten, 

2. geeignete Kranke entsprechend den örtlichen Verhältnissen 
zu behandeln, 

3. Hauskranke durch ihre Fürsergeorgane überwachen zu 
lassen, 

4. in allen Fällen die laufende Desinfektion nachzuprüfen, 

5. alle aus Heilstätten zurückkehrenden Kranken gesundheit¬ 
lich zu betreuen, d. h. in regelmäßigen Abständen zu unter¬ 
suchen, event. Wiederholungskuren zu veranlassen. 

Unter Nr. 1 fällt die Fürsorge für tuberkulosegefährdete 

Familien, besonders für die Kinder; die Entsendung in Sool- 
oder Seebäder. 

Bei dieser wichtigen Aufgabe der Fürsorgestellen ist es 
verständlich, daß der Wunsch ausgesprochen wird, die durch 
das Gesetz verlangte Anzeige müsse an sie gerichtet werden. 
Zu diesem Zwecke müßte den Fürsorgestellen amtlicher Cha¬ 
rakter verliehen werden. 

Auf der anderen Seite müssen die Medizinalbeamten ver¬ 
langen und um so mehr, als die Vollbesoldung aller Kreisärzte 
erstrebt wird,' daß mehr als bisher der beamtete Arzt der Leiter 
der Gesundheitsmaßnahmen wird. Die Ortspolizei ist keine 
Gesundheitsbehörde, sie hat sich als solche überlebt. 

In Elsaß-Lothringen: ist zum ersten Male der Kreisarzt als 
Instanz bestimmt, die im Mittelpunkte der Seuchenbekämpfung 
steht, ln Hamburg und Lübeck tritt an seine Stelle das Ge¬ 
sundheitsamt. ln England und Portugal ist wenigstens für die 
Anzeige und Bekämpfung der Tuberkulose allein der beamtete 
Arzt zuständig. Diesen Wünschen kommen viele Leiter von Für¬ 
sorgestellen entgegen, die den amtlichen Charakter ablehnen. 
Sie fürchten dadurch die Patienten abzuschrecken, die Gelder, 
die von privater Hand zufließen, zu verlieren und mit Recht. 

Die Fassung des bisher noch nicht veröffentlichten Ge¬ 
setzentwurfes weicht einer einfachen Deutung aus. Es heißt 
hier: Die Anzeige ist an die für den Wohnort oder den Sterbe¬ 
ort zuständigen, von der Landeszentralbehörde zu bestimmenden 
Gesundheitsdienststelle zu richten. Das kann der Kreis¬ 
arzt, daß kann eine amtliche Fürsorgestelle sein; außerdem 
kann jede Landesbehörde dies selbst entscheiden. Nach meiner 
Ansicht ist und bleibt die Fürsorgestelle in der Hauptsache 
ein vermittelndes Organ; ihr sachgemäßer Berater ist der Kreis¬ 
arzt. Sind mehrere Fürsorgestellen in einer Stadt vorhanden, 
an welche sollte denn die Anzeige zu richten sein? Eine 
Zentrale muß doch da sein und diese ist der beamtete Arzt. 
Erinnern.wir uns, daß die Anzeigen der Krüppel an das Jugend¬ 
amt zu richten sind. Nach § 6 des Gesetzes vertritt nur so¬ 
lange, bis alle Stadt-und Landgemeinden auf Grund gesetz- 
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licher Bestimmungen Jugendämter haben, auf Grund des Er¬ 
lasses des Ministers für Wohlfahrt vom 8. September 1920 der 
staatliche Kreisarzt die Stelle des Jugendamtes. 

Die Kreisärzte müssen sich in ihrer Gesamtheit dagegen 
wehren, daß sie mehr und mehr registrierende Organe werden. 
Durch die Vollbesoldung sollen sie ja freigemacht werden, um 
sich ganz der fürsorgerischen Gesundheitsaufgabe zu widmen. 
Dieses ist doch ihr eigentliches Feld, nicht die Polizeiarbeit I 

Mit dem größten Bedenken sieht man wie allerorten 
Kommunalärzte aus dem Boden sohießen. In großen Städten 
mögen sie nicht zu entbehren sein. Wie aber in Landkreisen 
neben dem Kreisarzt noch ein Komraunalarzt bestehen kann, 
ist mir unerklärlich. Ist der Kreisarzt in diesen Kreisen nicht 
vollbesoldet, so muß er eben vom Kreise durch Uebertragung 
der kommunalen Tätigkeit zum vollbesoldeten Gesundheits¬ 
beamten gemacht werden! 

Man löse die Kreisärzte von der Praxis; mit den größeren 
Aufgaben wachsen ihnen dann die Flügel. Welch Feld der Tätig¬ 
keit öffnet sich ihnen bei der Durchführung eines Tuberkulose¬ 
gesetzes. Ist nicht die Bekämpfung der Tuberkulose dasselbe 
wie gesundheitliche Erfassung der gesamten Bevölkerung! Und 
welch höheres Ziel könnte sich ein Kreisarzt stecken! 

Die Forderung der Medizinalbeamten muß also dahin 
gehen, daß jegliche Anzeige betreffend Kranke an den zu¬ 
ständigen beamteten Arzt zu richten ist. Dieser muß der 
sachverständige Berater der Zentralfürsorgestelle oder des Ge¬ 
sundheitsamtes sein. Nach seinen Vorschlägen und in enger 
Fühlungnahme mit ihm müssen die Fürsorgeorgane arbeiten; 
immer so, daß letzten Endes der beamtete Arzt, natürlich häufig 
nach Beratung mit Fachärzten entscheidet, was mit den ein¬ 
zelnen Kranken geschieht. Nur so läßt sich die Zersplitterung 
in Gesundheitsmaßnahraen vermeiden, nur so durchdringt ein 
Feuer, die richtige Persönlichkeit vorausgesetzt, alle, die an 
dem großen Werk, der Gesundung unseres Volkskörpers arbeiten. 


Bericht über die Tätigkeit des Kreisgesiindheits- 
anites Landeshut für das Jahr 1919. 

Erstattet voo Kreisarzt Dr. Brieger, Leiter des Kreisgesandheitsamtes. 

Das Kreiswohlfahrtsamt des Kreises Landeshut wurde im 
Sommer 1918 ins Leben gerufen, es umfaßt den ganzen Kreis 
Landeshut mit Ausnahme der Stadt Landeshut. Seine Grün¬ 
dung verdankt es in erster Linie dem damaligen juristischen 
Hilfsarbeiter des Kreis-Ausschusses, Herrn Referendar Dr. 
Richter,*) der seine ganze Kraft für Schaffung und Ausbau 
des Amtes eingesetzt hat. Die Leitung der Abteilung B des 


*) Jetzt Referent im Beicbsarbeitsministerinm, Verfasser des Backes 
»Kreiewoblfabrtsamt and ländliche Wohlfahrtspflege*. 



102 


Dr. Briegcr: 'Bericht ül>er die Tätigkeit 


Kreiswohlfahrtsamtes, des Kreisgesundheitsamtes, wurde von 
Anfang an dem Berichterstatter übertragen. Während das erste 
Arbeitsjahr zum größten Teil durch Einrichtung und Versuche 
in Anspruch genommen war, so daß eine ordnungsmäßige Be¬ 
richterstattung sich noch nicht ermöglichen ließ, gelang es im 
zweiten Jahre des Bestehens wenigstens das Kreis-Gesundheits¬ 
amt soweit auszubauen, daß für das Jahr 1919 eine geregelte 
Uebersicht über die Art seiner Tätigkeit und seine Erfolge 
gegeben werden kann. 

A. Allgemeines. 

Das Kreisgesundheitsamt bestand im Berichtsjahr als selbständige 
Abteilung des Kreiswohlfahrtsamtes und wurde von dein Kreisarzt als 
fachwissenschaftlichen Leiter im Nebenamt verwaltet. Beigegeben war der 
Leitung ein Vorstand, der sich aus Mitgliedern der charitativen Vereine 
des Kreises, Vertretern der größeren Gemeinden sowie der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zusammensetzte. Sitzungen des Vorstandes fanden nur nach 
Bedarf statt; in Zukunft sollen aber Vorstandssitznngen mindestens viertel¬ 
jährlich einmal stattfinden, weil sonst das Interesse der Vorstandsmitglieder 
leicht erlahmt und der Vorstand die Uebersicht über den Betrieb verliert. Die 
bttromäßige Bearbeitung aller Angelegenheiten des Gesundheitsamtes 
erfolgte in dem Büro des Kreiswohlfahrtsamtes, das eine bestimmte Hilfskraft 
mit der Erledigung der Arbeiten des Gesundheitsamtes ständig betraute. Die 
Begistratur wurde getrennt von den übrigen Abteilungen des Kreiswohl¬ 
fahrtsamtes geführt; für die Begistratur hat sich die Einteilung nicht nur 
nach den verschiedenen Arbeitsgebieten wie Säuglingsfürsorge, Tuberkulöser 
fürsorge usw., sondern auch nach den örtlichen Fürsorgestullen unter Trennung 
der Generalia und Spezialia gut bewährt. Eiue Kartothek über sämtliche 
Försorgefälle wurde z. T. eingerichtet und wird im Laufe des neuen Jahres 
fertiggestellt werden. 

Das Kreisgesuudbeitsamt arbeitete im Berichtsjahr auf der Grundlage 
eines eigenen Haushaltsplanes, dessen Einnahmen sich aus Zuschüssen 
des Staates, der Krankenkassen (80 Pf. je Jahr und Mitglied *), einzelner Groß¬ 
industrien des Kreises und der Ortsgruppe Landeshut Land des Frovinzial- 
vereins zur Bekämpfung der Tuberkulose zusammeusetzteu; der erhebliche 
Fehlbetrag wurde aus Kreismiitelu gedeckt. Von seiten des Staates wurde 
dem Amt auf die Dauer von 8 Jahren ein jährlicher Zuschuß von 300 Mark 
für J’ropagandazwecke und ein einmaliger Beitrag von 1000 Mark zur Unter¬ 
bringung ansteckender Tuberkulöser im Heime bewilligt. 

Für die eigentliche Fürsorgetätigkeit im Kreise waren hauptamtlich 
2 Kreisfürsorgerinnen angestellt, die auf dem Gebiet der Säuglings¬ 
und Tuberkulosefürsorge gut durchgebildet sind und die entsprechenden 
Prüfungen bestanden haben. Ihnen lag die Fürsorgetäiigkeit auf allen Ge¬ 
bieten gesundheitlicher und sozialer Not ob; zu diesem Zweck war der Kreis 
in zwei Bezirke eingeteilt. Die Einteilung berücksichtigte nach Möglichkeit 
auch die Konfession der Bevölkerung, so daß die evangelische Fürsorgerin in 
der Hegel in den überwiegend evangelischen Ortschaften, die katholische iu 
den überwiegend katholischen Ortschaften ihre Tätigkeit entfaltete; allerdings 
ließ sich dieses Prinzip nur soweit dnrchfiibren, als dadurch nicht räumliche 
Schwierigkeiten infolge zu weiten Auseinanderliegens einzelner Ortschaften 
entstanden. Es hat sich außerdem auch gezeigt, daß die taktvolle Fürsorgerin 
in Orten, in denen die Konfession der Fürsorgerin dem Glaubensbekenntnis der 
Mehrzahl dor Bevölkerung nicht entsprach, sehr schnell bodenständig werden 
konnte. 

Wesentlich erleichtert wurde den Fürsorgerinnen die örtliche Fürsorge¬ 
arbeit durch ein harmonisches Verhältnis zu den Gemeindeschwestern, 
die auf diese Weise sich sehr schnell zu willkommenen Mitarbeiterinnen an 

,J 1 Im Jahre 1920 betrug der Zuschuß 50 Pfg. 
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der Fürsorgearbeit herausbildeten. Allerdings entstanden anfangs auch hierher 
gewisse Schwierigkeiten infolge kleinlicher Kompetenzfragen, die sich aber 
schnell beseitigen ließen und in letzter Zeit nicht mehr aufgetreten sind. 

Auf eine ständige Beteiligung der Hebammen zum örtlichen Fürsorge¬ 
dienst mußte in den meisten Orten des Kreises verzichtet werden, weil bei den 
räumlichen Entfernungen der Ortschaften des einzelnen Hebammenbezirks die 
geburtshilfliche Tätigkeit die Zeit der Hebamme voll in Anspruch nahm, da¬ 
gegen waren die Hebammen des Kreises willige und wertvolle Helferinnen auf 
dem Gebiete der Propaganda für die Fürsorgestellen, die meisten waren eifrig 
bemüht, die Säuglinge den F&rsorgestellen zuzufahren nnd die Fürsorgerinnen 
auf Mißstände aufmerksam zu machen. Besonderen Wert hatte außerdem die 
Mitarbeit der Hebammen auf dem Gebiet der Stillpropaganda. Für gute 
Leistungen in der Fürsorgetätigkeit wurden im Berichtsjahre 3 Hebammen mit 
Geldprämien bedacht. Die in Hasclbach nen eingestellte Hebamme, die ge¬ 
prüfte Säuglingspflegerin ist. übernahm die Säuglingsfürsorge in ihrem ver¬ 
hältnismäßig wenig ausgedehnten Bezirk z. T. selbständig; die Erfahrungen 
waren so günstige, daß bei Anstellung neuer Hebammen darauf seitens des 
Kreisgesundheitsamtes sehr großer Wert gelegt werden wird, nur Hebammen 
anzustellen, die gleichzeitig Sänglingspflegerinnen sind. Der Hebamme in 
Haselbach wurde für die Teilnahme an der Fürsorge eine besondere Entschädi¬ 
gung von Seiten des Kreises gezahlt (300 M.). 

Die Zusammenarbeit mit den charitativen Vereinen vollzog sich 
reibungslos; überall wurde den neuen Einrichtungen allmählich volles Ver¬ 
ständnis entgegengebracht nnd der Wert der gemeinsamen Fürsorgetätigkeit 
richtig eingeschätzt. 

Vou dem kostenlos eiugerichteten Lesezirkel, für den eine Beihc sozial¬ 
medizinischer Zeitschriften gehalten wurde, machten die Interessenten leider 
wenig Gebrauch; auch die Handbücherei wurde nur wenig benutzt. 

B. Spezielles. 

1. Tätigkeit des Leiters.* Die Tätigkeit des Leiters bewegte Bich 
während des Berichtsjahres in erster Linie auf organisatorischem Gebiet. Durch 
zahlreiche Verhandlungen mit den Vertretern der verschiedenen weltlichen und 
kirchlichen Behörden, Lehrern und Vorständen der charitativen Vereine wurden 
die Vorarbeiten zur Errichtung neuer Fürsorgestellen getroffen, durch Vorträge 
in den einzelnen Dörfern wurde die Bevölkerung über die Zwecke und Ziele 
der Fürsorgestellen aufgeklärt und zur Mitarbeit gewonnen. Anf diese 
Weise gelang es, die Zahl der örtlichen Fiirsorgestellen auf 11 zu erhöhen. 

Große Schwierigkeiten rnuchte die Unterbringung von Kindern 
im Auslände uud in den ländlichen Ortschaften des Kreises. Insbesondere war 
die Beschaffung der Reisekosten für etwa 130 Kinder und der Aufenthalts- 
kosten der Begleiterin in der Schweiz, die von uns gestellt werden mußte,- 
reckt schwierig und erforderte zahlreiche, mündliche und schriftliche Verhand¬ 
lungen; schließlich gelang os aber doch die Unterbringung der Kinder ohne 
wesentliche Belastung der Eltern dadurch zu erreichen, daß die Provinzial- 
f&rsorgestelle für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene für die Kriegs- 
waiseo einen Kostenanteil von 6000 Mark bewilligte. Die Aufnahme der 
Kinder bei den ländlichen Besitzern des Kreises wurde in der Regel kostenlos 
erreicht, ohne daß Gegenleistungen der Kinder in Form landwirtschaftlicher 
Arbeiten zur Bedingung gemacht wurden. Zwecks Auswahl der für den Auf¬ 
enthalt in der Schweiz und auf dem Lande geeigneten Kinder wurden von dem 
Leiter etwa 400 Kinder untersucht. Die Erfolge des Auslandsaufcnthaltes 
waren ausgezeichnete; nach Rückkehr der Kinder konnten Gewichtszunahmen 
bin zu 12 Pfund festgestellt werden. Rieht zu unterschätzen war neben der 
körperlichen Ertüchtigung der sittliche Eiufloß der fremden Umgebung auf die 
zum Teil etwas verwahrlosten Kinder. 

Darch Verhandlungen mit den Standesämtern gelang es, diese zur 
Meldung aller Tuberkulosetodesfälle an das Kreisgesundbeitsamt zu 
veranlassen; dadarch warde zweifellos ein wesentlicher Fortschritt in der 
Taberkalosebekämpfung geschaffen, weil durch die Meldungen der Standesämter 
erat eine ganze Reihe von derartigen Todesfällcu bekannt wurde, in deren 
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Familien dann rechtzeitig FiirsorgemaBregeln zum Schntz der ttbrigen Familien¬ 
mitglieder eingeleitet werden konnten. Ferner lag dem Leiter die Erledigong 
des recht regen Schriftverkehrs ob, der häufig ausführliche Berichte an Be¬ 
hörden erforderte, außerdem war dem Leiter die Verteilung der Zusatz- 
nahrangsmittel fttr Kranke and von Liebesgaben übertragen, eine Tätig¬ 
keit, die wegen der Kontrolle der verschiedenen Ausgabestellen viel Zeit er¬ 
forderte. Monatlich einmal hielt endlich der Leiter noch Sprechstanden 
ftlrGeschlecht «kranke, nach Geschlechtern getrennt, and eine 8 p r e ch- 
stände für alle sozialmedizinischen Angelegenheiten ab; letztere 
wurde besonders von Lehrern benutzt, um Krüppol and sonstige krankhaft 
veranlagte Kinder der ärztlichen Beurteilung zuzufübren. In Bedarfsfällen 
worden dann von dem Leiter die weiteren Verbandlangen über Unterbringung 
solcher Kinder in entsprechende Anstalten geführt. 

Für die gesamte Tätigkeit erhielt der Leiter eine Entschädigung von 
1600 M. (für 1920 sind 3000 M. in den Haashaltsplan eingestellt)'). Beisekosten 
and Tagegelder wurden nach dem Gesetz über die Beisekosten der Staats¬ 
beamten besonders bezahlt. „ 

2. Fürsorgeärzte. Die örtliche Säuglingsfürsorge wurde von den 
im Kreis ansässigen Aerzten ausgeübt; für die Tätigkeit wurde den Aerzten eine 
Entschädigung von 12 Mark für jede Sprechstunde und entstandener Fubrlohn 
vergütet (für 1920 sind in den Haushaltsplan eingestellt 15 Mark für jede Sprech¬ 
stunde am Wohnsitz des Arztes, Sä Mark für jede Sprechstunde außerhalbdesselben 
einschließlich Beisekosten)<). Im ganzen fanden 216 Säuglings-Sprechstunden 
statt, die von 2478 Personen') aufgesucht wurden. In jeder Fürsorgestunde 
wurde über jedes Kind ein besonderes Kartenblatt geführt, das fortlaufend 
ergänzt wurde. Kranke Kinder wurden bei zahlungsfähigen Eltern den Haus¬ 
ärzten, bei Krankenkassenmitgliedern den Kassenärzten überwiesen, tatsächlich 
Arme kostenlos von der FürsorgesteUe behandelt. Auf diese Weise gelang 
es Konfl kte mit Aerzten fast vollkommen zu vermeiden. 

Zur örtlichen Tuberkulosefürsorge wurde neben den orts¬ 
angesessenen Aerzten für die zwei größten Fürsorgestellen — Bothenbach and 
Liebau — der Oberarzt der Yolksheilstätte als Taberkulosefacharzt heran¬ 
gezogen, der gleichzeitig für sämtliche Fürsorgestellen die notwendigen 
Röntgenuntersuchungen in der Heilstätte und auf Veranlassung der Fürsorge¬ 
ärzte Untersuchungen des Auswurfes vornabm. Die anfänglich durch die Ein¬ 
gliederung des Facharztes in die Fürsorgetätigkeit sich ergebenden Schwierig¬ 
keiten konnten durch Rücksprache und Beseitigung z. T. berechtigter Anstände 
schneU aus dem Wege geräumt werden. 

Das Interesse der Bevölkerung an den Tuberkulosefürsorgestellen war 
trotz der Propaganda im Berichtsjahr leider noch sehr gering; es betrng die 
Zahl der Hilfesuchenden im ganzen nur 227 •); bei 108 derselben wurde Tuber¬ 
kulose festgestellt, während die übrigen keinen sicheren Befund ergaben. Den 
Haoptznspruch fanden die von dem Facharzt geleiteten Fürsorgestellen; an 
den Orten, in denen Aerzte wohnen, dürften die von diesen selbst geleiteten 
Fürsorgesprechstunden wohl immer nnr auf verhältnismäßig geringen Zuspruch 
rechnen können, weil der giößere Teil der Kranken sich in der Regel in der 
Behandlung des Arztes schon ohne dies befindet und deshalb auf den Besuch 
der öffentlichen Fürsorgestelle verzichtet. Sieber würde sich an solchen Orten 
die Frequenz der Fürsorgestelle schnell heben und damit die Tuberkulose¬ 
bekämpfung wesentlich gefördert werden, wenn nicht ein ortsangesessoner Arzt, 
Bondern ein auswärtiger, möglichst facbärztlich vorgebildeter Arzt dort die 
Fürsorge übernehmen würde. Io unserem Kreise dürfte die Möglichkeit hier¬ 
für durch weitere Heranziehung der Anstaltsärzte der beide.! Lungenheilstätten 
gegeben sein. 


8 ) Für 1921 werden 6000 M. beantragt werden. 

<) Für 1921 sind 18 M. für örtliche und 60 M. für auswärtige Sprech¬ 
stunden in Aussicht genommen. 

& ) Im Jahre 1920 betrug die Zahl der Besucher 4220. 

«) Im Jahre 1920 : 626 Besucher. 
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8. Fürsorgerinnen. Die Fürsorgetätigkeit der Fürsorgerinnen erstreckte 
sich aal Teilnahme an den Fürsorgesprechstnnden, den Sprechstunden des 
Leiters and auf Hansbesuche; nach Bedarf übernahm die Fürsorgerin auch die 
Deberfübraug von Kindern in Kliniken and zu auswärtigen Fachärzten. Ferner 
worden von den Kreisfürsorgerinnen Kurse in Säuglingspflege für Schulmädchen 
and schulentlassene Mädchen abgehalten. In regelmäßiger Verbindung standen 
die Fürsorgerinnen mit Vormündern und Waisenräten im Interesse der unehe- 
lieben Kinder. Ihre Tätigkeit wurde von der Bevölkerung, die sich anfangs 
der Kreisfürsorgerin gegenüber sehr zurückhaltend verhielt, schon nach den 
ersten Monaten ihrer Tätigkeit fast ausnahmslos richtig bewertet; darch takt¬ 
voll-s, geschicktes Verhalten and liebevolles Eingehen auf die B> genart der 
Bevölkerung gelang es ihnen, noch gelegentlich auftretendes Mißtrauen schnell 
zm beseitigen. 

Zahlenmäßig stellte sich die Tätigkeit der Fürsorgerinnen folgendermaßen: 


Bezirk I Bezirk II 
80 Ortschaften 29 Ortschaften 


a) Säuglings- und Kleinkinderfürsorge-: 

712 

864 Haus 

besuche 

b) Tuberkulosefürsorge: 

176 

60 


c) Allgemeine Krankenfürsorge: 

9 

8 

fl 

d) Bei Haltekindern 

184 

27 

„ (ein Teil Ist 
unter a auf¬ 
genommen) 

e) Bel Krüppeln und Idioten: 

14 

34 

fl 

f) Im Interesse der'Jugendfürsorge: 

86 

27 

J» 

Sa. 

1081 

1005- Hausbesuche. 7 ) 


ln kleinen Ortschaften, in denen die Abhai tung einer ärztlichen Für- 
sorgesprechstande nicht lohnte, hielten die Fürsorgeschwestern selbständig 
nach Anweisung des Leiters Beratangsstunden ab. Die Zahl der Fürsorge* 
Sprechstunden, an denen die Fürsorgeschwestern teilnahmen, betrag in 
Becirk I 182, in Bezirk II 116.8) 

Besonderer Wert wurde darauf gelegt, daß die Fürsorgerinnen möglichst 
hftoflg den Bezirk bereisten, die Zahl der Reisetage betrag für jede Für¬ 
sorgerin im Durchschnitt 198. 

Neben der Fürsorgetätigkeit lag den Fürsorgerinnen die Bearbeitung 
den statistischen M*<erials ihres Bezirks and die Abfassung der in der Erledi¬ 
gung von Fürsorgeangelegen beiten notwendigen Örtlichen Berichte ob. Die 
Fürsorgerinnen erhielten ein Jahresgehalt von 8600M., außerdem wiederholt 
Zulagen, so daß das Gesamteinkommen annähernd 6000 M. im Jahre betrog; 
außerdem worden Zehrangskosten an Reisetagen mit durchschnittlich 8—4M. 
je Tag erstattet. (Für 1920 ist für jede Fürsorgerin ein Jahresgehalt von 
7000 M. in dea Haushaltsplan eingestellt; 9 ). Ein Rad stand jeder Fürsorgerin 
kontenlos zur Verfügung, für Bahnfarten wurde eine Fabrka te UL Klasse ge» 
wfthrt. Jeder Fürsorgerin stand wöchentlich ein freier Nacht ittag und jährlich 
eia Urlaub von 4 Wochen zu. 

4. Oertllche Fürsorgestellen. Sehr schwierig war häufig die Be¬ 
schaffung geeigneter Räume für dieFüraorgesprechstunden; meist mußte auf 
Gasthäuser zurückgegriffen werden, nur an wenigen Orten standen andere 
Räome zur Verfügung. Kosten für Bereitstellung der Räume sind nur in der 
Gemeinde Rothenbach entstanden. In Rücksicht auf die notwendige Ein¬ 
schränkung der Kosten für die ärztlichen Spre.chstundenhonorare maßten in 
der Mehrzahl der Fürsorgestellen Säuglings- und Taberkuiosefürsorgesprech- 
ptanden hintereinander abgehalten werden. Wenn auch diese Einrichtung 


7 ) Im Jahre 1920: 1386 bezw. 1122 Hausbesuche. 

•) Im Jahre 1920: 172 bezw. 105 Fürsorgesprechstunden. 
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zweifellos vom hygienischen Standpunkte aas nicht einwandsfrei war, so konnte 
doch das Risiko durch Fernbalten der Tuberkulose-Kranken vom Wartezimmer 
bis zum Abschluß der Sänglingssprechstunde und entsprechende Reinigung der 
Zimmer auf ein sicher nur sehr geringes Maß herabgesetzt werden. Ebenfalls 
aus Mangel an verfügbaren Mitteln mußte die innere Einrichtung der 
einzelnen Fiirsorgestellen auf das notwendigste beschränkt werden, in jeder 
größeren Fürsorgestelle befand sich aber wenigstens eine Säuglingswage, für die 
kleineren Stellen führten die Fürsorgerinnen nach Bedarf eine Wage mit. 

Der Besuch der einzelnen Fürsorgestellen schien im wesentlichen von 
'der Berufstätigkeit der Bevölkernng des betreffenden Bezirks ahzubängen; die 
Arbeiterschaft, insbesondere die Bergarbeiter, zeigten größeres Verständnis für 
. die Vorteile der Einrichtungen der Fiirsorgestellen als die landwirtschaftliche 
Bevölkerung, bei der allerdings wegen der besseren Wohnungsbescbaffenheit 
und der wesentlich günstigeren Ernährungsmö^licheit die gesundheitlichen 
Verhältnisse im allgemeinen weniger der Oeberwachung bedurften. So entfiel 
fast die Hälfte sämtlicher Säuglingsfürsorgefälle auf die Bergarbeiterschaft 
von Rothenbach und Umgebung. 

Von großem Wert für die Fiirsorgestellen war die Einrichtung, den 
Besuchern in Bedarfsfällen Zusatznahrungsmittel wie Reis, Laroaan, 
Eiweismilcb, Plasmon, Panin gegen mäßiges Entgelt, an Arme unentgeltlich, 
abgeben zu können; eine Zeitlang stand den Fürsorgestellen außerdem noch 
Schokolade und Kakao zu sehr mäßigen Preisen zur Verfügung. 

Die schriftlichen Arbeiten der örtlichen Fiirsorgestellen wurden iu der 
Regel von Damen des Ortes freiwillig übernommen. 

✓ 

C. Schlnßbemerkuiigeit. 

\ Im Becichtsjahr'haben die Einrichtungen des Kreisgesundheitsamtes, ins¬ 
besondere die örtlichen Fürsorgestellen, in der Bevölkernng des ganzdq Kreises 
zweifellos festen Fuß gefaßt; anstelle des anfänglich häufig hervorgetretenen 
Mißtrauens ist allmählich das Vertrauen der Bevölkernng und die Anerkennug 
des Wertes unserer Bestrebungen für die Volksgesundheit getreten. So konnte 
sich das Kreisgesundheitsamt schon Im zweiten Jahre seines Bestehens zur 
Zentrale aller Wohlfahrtsbestrebungen des Kreises herausbilden, dessen Rat 
und Hilfe jetzt bereits von weltlichen und geistlichen Behörden ebenso wie 
von Privaten in vielen Fällen sozialer Not in Anspruch genommen wird. 
Durch seine ständige Verbindung mit den Behörden war es häufig möglich, 
soziale Not zu beseitigen oder wenigstens zu mildern. 

Die statistischen Feststellungen über die Säuglingssterblichkeit ergaben 
‘folgendes Resultat: Es starben im Berichtsjahr im Kreise Landeshut Kinder 
bis zu einem Jahr 20,4°/o >0 ), während von den in Fürsorge befindlichen Kindern 
bis zu einem Jahr nur 14,9“/o") starben; hierbei ist noch zu berücksichtigen, 
daß gerade von den Fürsorgekindern ein erheblicher Teil schwächlich und 
krank gewesen ist. Besonders deutlich zeigte sich der Erfolg der Säuglings¬ 
fürsorge in der Gemeinde Rothenbach (Bergarbeitergemein-ie). Hier starben 
Während des Berichtsjahres 32°/o aller Kinder bis zu einem Jahre, während die 
'Sterblichkeit der gleichaltrigen Kinder in der Sänglings-Fürsorgestelle nur 
2i,2°/a betrug. 

Schon die kurzen Erfahrungen von lVi Jahren haben somit den hohen 
Wert des Kreisgesundheitsamtes für die Volkswohlfahrt deutlich erkennen 
lassen, ein weiterer Ausbau sowohl der Zentrale, als auch der örtlichen Für¬ 
sorgestellen wird in Zukunfr. sicher viel zur Hebung der Gesundheit und Wider¬ 
standsfähigkeit der durch Not und Elend schwer geschädigten Bevölkerung 
des Kreises beitragen. 

9 ) Die Anstellung als nicht pensionsberechtigte Beamte des Kreises ist 
für 192t, in Aussicht genommen. 

,0 ) 17,6 o/o im Jahre 1920. 

**) 7,1 °/ 0 im Jahre 1920. 
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Kleinere Mitteilungen u. Referate aus Zeitschriften. 

Oeriotitltohe Medizin. 

Sonns postmortalis. Von Dr. med. et phil. Friederich Eanngiesser 
(Braunfels). 

Daß Kadaver noch Töne von sich geben können, wnrde in der natur¬ 
wissenschaftlichen bezw. medizinischen Literatur ®wobl erstmals von mir be¬ 
schrieben und zwar in der Oesterr. Aerzte-Ztg. 1015 Nr. 9. Auf Grund mir 
zagegangener Mitteilungen veröffentlichte ich hierzu weitere Beobachtungen in 
der Naturw. Wochenscbr. 1915, Nr. 33, in der Zeitscbr. f. Medizinalbeamte 1915, 
H. 20 und in der Aerztl. Sacbverständigen-Ztg. 1917, S. 197. Der Vorgang bei 
dem Leichenseufzer scheint mir rein mechanisch zu sein: Luftanstritt aus den 
Luftwegen durch Druck, wie dieses bei Berührung resp. Umlagerung von 
Leichen zastande kommt. Mittlerweile erfuhr ich zu dem Thema noch folgendes: 

Herr Dr. med. Schneid er (Runkel) erzählte mir, daß etwa eine Minute 
nach dem an Ruhr erfolgten Tode seines kleinen Kindes — die Agonie erfolgte 
unter einem Krampf im linken Facialis, worauf letzte Expirat ion — die Leiche 
eia rnctusähnliches Geräusch von sich gab,v das, wie der Herr Kollege meint, aus 
dem Magen kam und nicht etwa aus den Luftwegen. Die Umstehenden hätten 
es zwar als einen letzten Versuch des sterbenden Kindes, Mama oder Papa 
zu sagen, gedeutet, doch zweifelt Herr Dr. Scb. nicht daran, daß das Geräusch 
deutlich postmortal war. Herr Dr. med F. Leppmann (Berlin) berichtet 
mir wie folgt: „Ein alter Geistlicher war in seiuem Amtszimmer an Herz¬ 
schlag gestorben. Ich war seinem Sohne behilflich, die Leiche zu entkleiden. 
Hierbei erschrak der Sohn plötzlich, denn wir batten bei eiuer bestimmten 
Bewegung — soweit ich mich erinnere, beim Hochbeben des Arms der Leiche — 
deutlichen Atemzug gehört. Die Anßenlnft war durch eine unbeabsichtigte 
künstliche Atmung aspiriert worden.“ Ihre Durchlaucht AnitA, Prinzessin 
zu Y^enburg (Wächtersbach) schrieb mir dies: „Im Dezember 1916 batten wir 
eine Treibjagd, bei der leider ein Todesfall passierte. Es bekam nämlich einer 
unserer Förster einen Herzschlag, dem er nach wenigen Minuten erlag. Ich 
schloß ihm die Angen. Als nach 3 /< Stunden der Wagen kam und wir den 
Toten aufluden, vernahm ich ganz deutlich einen Laut wie Röcheln.“ Herr 
Professor Dr. med. L. Lewin (Berlin) teilte mir mit: „Ich fand in einem Buche 
von Ipsen: Christian August, Prinz zu Schleswig-Holstein, 1852, S. 254 
eine Notiz über den Totenschrei: „Es sagte jemand, daß der tote Prinz sich 
r&bre. Man sprang auf, fand aber, daß es ein röchelnder Laut in der Brust 
und dem Halse war, herrtibrend von der Luft, die Blasen vor dem Mund trieb. 4 

Herr Apotheker A. Müller (Kreuznacb) schrieb mir: „Diese Töoe kann 
man auch bei toten Tieren hören, wenn man den Brustkorb zusammenpreßt. 
Immer gelingt es ja nicht, den Ton ansznlösen, [das deckt sich anch mit 
meinen Erfahrungen an Tierkadavern, K.] aber gebürt habe ich ihn öfters.“ 
Herr F. Daniel (Gießen) berichtet mir von einem verendeten Huhn, dem am 
Tage nach dem Eingehen beim Untergraben Erde aufgesebüttet wurde, wobei 
es einen Ton von sich gegeben hätte, ferner habe er beim Schlachten einer 
alten Henne das folgende konstatiert: „Nachdem der Kopf des Huhns durch 
Beilbieb vollständig abgetrennt war und ich das Huhn nahm, um das Blut ab- 
lanfen zu lassen, in diesem Augenblick stieß der kopflose Körper etwa 8- bis 
lOmal ein lautes durchdringendes Schreien aus.“ Frl. Ch. Alles (Braunfels) 
tagte mir, daß ein Hahn eine halbe Stunde nach dem Tod, als er schon halb 

E eropft war, noch einen kräftig stöhnenden Laut mit kurz darauf folgendem 
liebten Seufzer von sich gab, desgl. habe ein Huhn eine Stunde nach der 
Derapitation nochmals gesebrien. Aehnliches berichtete mir I. D. A., Prinzessin 
za Ysenbnrg: „Neulich holte ich in einem benachbarten Dorfe eine Gans, ließ 
sie abscblarhten und als ich sie nach Ablauf von etwa 20 Minuten in einem 
Sack stecken wollte, fing sie nochmals an zu qaaken.“ Mein Freund Dr. Nestor 
C'erutti, Cb -rherr des Augustinerordens im Kloster des Gr. St. Bernhard, 
schrieb mir: „Le boucher syant soulevö un porc döcapitö en le prenant parla 
partie sopörieure, les poumons du porc se remplirent ü’air, et lorsqu’il le laisaa 
retomber Immission de l’uir produisit le cri de l’animal vivant.“ 

[Bei dieser Gelegenheit möchte aus mir bekannt gewordenen analogen 
Phänomenen der Raumersparnis halber nur noch eine Beobachtung wieder* 
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geben, über die mir Herr Dr. med. deMerveillenx (8t. Blaise: Ct Neucb&tel) 
berichtete: „II me revient en mömoire an cas qoi m’avait beanconp frappl 
dans na jeanesse. Noas avions conp6 le coa d’an canard et pos6 la tftte A cÖi4 
da cronc snr leqael nons avions operA Le canard a fait 6—7 mötres en ligne 
droite, a tonrne 2 fois en angle droit ponr descendre l’escalier condnisant an 
ponlailler. Ceci peut-Atre da aq hasard, le chemin parconrn etant en pente 
donce, mais il m’avait beaftcoup fait r<506chir.“ Ob dieses Phänomen, von dem 
mir ein ganz ähnlicher Fall berichtet wurde, anch bei Hingerichteten zur Beob¬ 
achtung gelangte? Jedenfalls spielt es eine Rolle in der Ballade des Frei¬ 
herrn v. Münchhausen: ,Die Freunde* (Die Standarte; 1916, S 66 / 681 : Die 
letzte Bitte des Kapitäns eines Piratenschiffs, der samt seiner Mannschaft vor 
dem Gericht des Hamburger Rats siand, war, daß diejenigen seiner Freunde 
verschont würden, an denen er nach seiner Hinrichtung noch Vorbeigehen 
würde, was bei Dreien derselben, die auf dem Richtplatz in Reih and Glied 
aufgestellt waren, anch eintraf, aber beim Vierten brach der Geköpfte zu¬ 
sammen.] 


Mikroohemische Untersuchungen über den Inhalt einer Spermatozele. 
Von Dr. R. Romanese-Turin. Archivio di Antropologia criminale etc.; 
1920, Heft 2. 

Gelegentlich der Operation einer 8permatozele war es möglich, das 
Sperma in reinem Z istand einwandfrei za untersuchen. Dan Ergebnis ist nicht 
ohne Bedeutung, da bisher noch manche widersprechende Ergebnisse hierüber 
vorliegen. Es wurde festgestellt, daß die Spermatozoon reichlich vorhanden, 
normal, aber unbeweglich waren. Alle Reaktionen aof Sperminkristalle (nach 
Florence, ßarberio usw.) fielen negativ ans. Es sind demnach andere 
Umstände (Beimischung von Prostatascbleim, Fäulniserscheinungen u. a. m.), 
die bei dem ejakulierten Sperma und den Spermaflecken zu einer positiven 
Reaktion führen. _ Dr. Solbrig -Breslau. 


Morphium und Kokain* Von Prof. Dr. Vit. Tirelli-Tarin. Archivio 
di Antropologia criminale etc.; 1920, Nr. 8. 

•Der Mißbrauch von Morphium und Kokain hat unter der Einwirkung des 
Krieges eine ungeheure Verbreitung gefunden. Italien kann sich für dieses 
Geschenk bei seinen Allierten und den Neutralen bedanken, wie Verfasser be¬ 
merkt. Die Engländer haben dabei gute Geschäfte gemacht, indem sie das 
Gramm Kokain für 12 Lire lieferten. Der Kokainismus erfreut sich besonderer 
Beliebtheit bei den Vornehmen. Gaben von 4—6 g Kokain pro die, von o g 
Morphium nebst 1 g Kokain sind vom Verfasser beobachtet. Ganze Institute 
von jungen Mädchen wurden durch eine Kokainistin vergiftet. 

Genauer wird über 41 Fälle berichtet, die Verfasser zu behandeln hatte. 
In 7 Fällen bandelt es sich um eine Kombination von Morphinismus und Ko¬ 
kainismus. Auch jüngere Personen waren darunter. Alle 41 Patienten waren 
psychisch alteriert, vielfach handelte es sich um Degenerierte. 

Heilnngen sind außerordentlich selten, wie wir wissen. Verfasser tritt 
für Präventivmaßregeln ein. _ Dr. Solbrig-Breslau. 


Bemerkenswerte Befunde beim Ertrinkungstod. Vnn Geriohtsarzt 
Dr. Döllner-Duisbarg. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr.20. 

Es handelt sich um 8 typische Eigenarten an Wasserleichen, wie sie 
bisher noch nicht beschrieben sind. Jedesmal lag Ertrinkungstod vor. Im 
ersten Fall war bei einem älteren Mann mit ausgedehnter Tuberkulose das 
Wasser nur bis in die mittleren Luftröbrenäste qinged rangen, während die 
feineren Verzweigungen leer blieben. Die Erklärung war darin zu finden, daß 
die Bewegung-fäbigkeit der Lungen durch außerordentlich starke Verwachsungen 
erheblich behindert war, deshalb der Atmungstypus oberflächlich war und ein 
Atemzug genügte, um genügend Wasser in die oberen Atmungswege zu bringen, 
das mechanisch den Zatritt weiterer Luft und weiteren Wassers abschloß 
und zu Bewußtlosigkeit und Lähmang des Atmungszentrams führte. 

Gegenteiligen Befand boten die beiden anderen Fälle, bei denen es sich 
um kräftige Mädchen handelte. Hior lag eine „Schaumlunge" vor, d h. die 
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Longen waren aufs stärkste aasgedehnt, ganz hell gefärbt, von einer Konsistenz 
wie weicher Kantschok and ließen sich nnter Beibehaltung der Form aufrecht 
hinstellen. Feinblasiger Schaum war bis in die Endigungen der Atmungskanäle 
za finden. Es war also sehr kräftige und tiefe Atmung noch im Wasser erfolgt 

Dr. So lhr ig- Breslau. 

Befrachtung) Ovulation and Menstruation. Von Prof. Dr. Gins. Levi- 
Turin. Archivio di Antropologia criminale etc.; 1920, H. 4. 

Aas den neueren Forschungen namhafter Autoren folgert Verfasser, daß 

1. die Ovulationsperiode meist vom 7. bis 14. Tage vom Beginn der letzten 
Menstraation dauert, 

2. Die Befruchtung in der Mehrzahl der Fälle 2—8 Tage nach der Kopulation 
eintritt, 

8. Die Mindestzeit der Wanderung der Spermatozoon bis zum äußeren Drittel 
der Tube, wo die Befruchtung vor sich zu gehen pflegt, 24 Stunden dauert, 

4. die Befrachtung nur bei annäherndem Zusammentreffen von Ovulation 
and Kopulation eintritt 

6. Die Wanderung des befruchteten Eies von der Tube 8—10 Tage dauert. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 

Die Reform des Strafrechts in Italien. Von Prof. Enr. Ferri-Rom. 
Archivio di Antropologia criminale etc.; 1920, H. 1. 

Es werden die Vorschläge zusammengefaßt, die vom Standpunkt der 
Positivisten (Schule Lombroso) zu machen sind. Es handelt sich dabei 
hauptsächlich am folgendes: 

1. Zar sozialen Verhütung der Kriminalität sind alle Bestrebungen zu 
unterstützen, die auf die Hygiene des Kindesalters, eine verständige Jugend¬ 
erziehung, Verbesserung der Arbeitsbedingungen und des Familienlebens und 
dergl. hinauslaufen. 

2. Die veralteten und schädlichen polizeilichen Maßnahmen nach Be¬ 
gehung des Delikts, wie Verwarnung, Ueberwachung, Anweisung eines Zwangs¬ 
aufenthaltes müssen fortfallen und an ihre Stelle muß Fürsorge für Alko- 
holisten, Müßiggänger usw. treten. 

3. Repressivmaßregeln sind nicht zu entbehren. Es ist aber dabei an 

eine Verbesserung des Gefäogniswesens, Erleichterung der Rückkehr aus dem 
Gefängnis in geordnete Arbeitsverhältnisse und dergl. zu denken. Trennung 
der gemeinen Verbrecher von den politischen, Trennung der minorennen Ver¬ 
brecher, Unterbringung der geisteskranken Verbrecher in besonderen Anstalten, 
Schaffung ländlicher Kolonien als Unterbringungsort für Verbrecher, Gelegen¬ 
heit zur Erlernung von Handwerke im Gefängnis sind weitere Forderungen, 
die aufzustellen sind. Dr. 8olbrig-Breslau. 


Tagesnachrichten. 

Ana dam Reiohstage. In seiner Sitzung am 8. d. Mts. hat der Reichs¬ 
tag zwei Entschließungen des Ausschusses für Bevölkerungs¬ 
politik ohne Aussprache angenommen, von denen die eine möglichst baldige 
Vorlegung eines Gesetzentwurfes zur Bekämpfung der Trunksucht und die 
andere eine Beseitigung der im Deutschen Reiche noch bestehenden Bordelle 
fordert, da sie in Widerspruch mit g 180 Str.G.B. stehen. Eine gleiche Forde¬ 
rung wird aus demselben Grunde auch betreffs der Kasernierungen gestellt. 


Die Reichsregierung hat beschlossen, für die Zwecke der Speisung 
nnterernährter Kinder den Betrag von 60 Millionen in den Haushalt ein- 
zustellen, der in erster Linie für die mit amerikanischer Hilfe beabsichtigte 
Erweiterung des Kinderhilfswerks verwandt werden soll. In dem Haushalt für 
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das Reichsarbeitsministcrium Bind 500 Millionen Mark für die soziale Für¬ 
sorge für Kriegsbeschädigte und Kriegshinterbliebene eingestellt. Nach 
den Ausführungen des Reichsarbeitsministeriums haben die Erhebungen über 
die Gesundheitsverhältnisse, insbesondere über die Ausbreitung der Tuberkulose 
erschreckende Ergebnisse gehabt, besonders bei den Kriegswaisen. Es soll 
daher hier zunächst eine Hilfstätigkeit einsetzen und zu diesem Zwecke einen 
Betrag von 100 Millionen im Haushalt vorgesehen werden. 


Nach dem jetzt vorliegenden endgültigen Ergebnis der preußischen 
Landtagswahl ist außer dem Abg. Dr. W e y 1 - Berlin (unabh. sozdemok. Partei) 
— siehe Nr. 5 dieser Zeitschrift, 8. 91 — noch San.-Rat Dr. Stemler in Bad 
(Zentrum) gewählt. Die bisherigen der Deutschen demokratischen Partei an¬ 
gehörenden Abgeordneten Geh. Med.-Bat Prof. Dr. 8chlossmann-Düsseldorf 
und Dr. Struwe-Kiel haben sich gar nicht wieder aufstellen lassen, der der¬ 
selben Partei angehörende Abg. Prof. Dr. Abderhalden-Halle a. 8. hatte 
schon früher sein Mandat niedergelegt. Die Abgeordneten Dr. Brackmann- 
Bremervörde (Deutsch-Hannoveraner) und Dr. B r e i e r - Berlin, Reg.-Rat und 
Hilfsarbeiter in der Med.-Abt. dos Ministeriums für Volkswohlfahrt (Sozdemok.), 
sind zwar beide wieder aufgestellt (auf der Landesliste), abor nicht durch¬ 
gekommen. Aussicht auf ein Mandat hat übrigens erfreulicherweise der frühere 
Ministerialdirektor Prof. Dr. Ki r chn er-Berlin; er steht im VI. Wahlkreis 
(Pommern) als Ersatzmann an erster Stelle des Wahlvorschlages der Deutsch- 
nationalen VolkBpartei; die in diesem Wahlkreise nicht weniger als 9 Ab¬ 
geordnete durchgebracht hat. __ 


Zur Erhöhung der preußischen Gebührenordnung für Medizinal¬ 
beamte vom 14. Juli 1909. Durch Verordnung vom 20. Dezember 1920 sind 
bekanntlich die Gebühren der Medizinalbeamten um 300 vom Hundert erhöht. 
Darunter ist nicht etwa das „Dreifache“ des jetzigen Satzes zu verstehen, 
sondern das „Vierfache“, wie sich z. B. aus folgender Berechnung ergibt: 
Grundgebühr 10 Mark; bei Erhöhung von 100°/ 0 10 -j- 10 = 20 M., von 200 0/ 0 
10 4- 20 = 30 und um 300 °/ 0 10 -j- 30 = 40 M. Da uns milgeteilt ist, daß 
einzelne Gerichtsbehörden der irrigen Ansicht sind, daß es sich nur um eine 
dreifache Erhöhung handelt, so wird auf die Unrichtigkeit dieser Ansicht hin¬ 
gewiesen. _ 


Der Bayerische Staatshaushaltsaugschuß hat bei Beratung des Haus¬ 
halts für das Gesundheitswesen einen von sozialdemokratischer Seite gestellten 
Antrag mit 14 gegen 13 Stimmen angenommen, wonach der in den Haushalt 
eingestellte Betrag für sozialo Fürsorge (bisher 460000 Mk.) auf 
5 Millionen erhöht werden soll. Die unabhängige sozialdemokratische Partei 
hatte 10 Millionen beantragt. Nach der Zusammensetzung des Landtages ist 
wohl kaum anzunehmen, daß der betreffende Antrag auch die Zustimmung des 
Landtages selbst fipden wird; dagegen dürfte auch in diesem auf eine erheb¬ 
liche Erhöhung des ursprünglichen Betrages zu rechnen sein. 


Der sächsische Landtag hat am 2. März d. J. mit allen sozialistischen 
Stimmen gegen alle bürgerlichen den Beschluß gefaßt, den Hebammen Be- 
amteueigcnschaft zu geben. Wird dieser Beschluß Gesetz, dann wird dem 
Staat daraus eiue Mehrausgabe von 20 Millionen Mark erwachsen, wofür keine 
Deckung vorhanden ist. 


Amtsbezeichnung für Medizinalbeamte. Der Thüringische Medi- 
zinalbeamtenvorein hat beim Thüringischen Landtage durch eine Eingabe 
beantragt, die Amtsbezeichnung „Medizinalrat“ für die Kreisärzte und 
„Obe rmedi^inalrat" für die beamteten Aerzte bei den Regierungen ein¬ 
zuführen. 



Tagesnachricbton. 
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Am 5. Februar ist itn Ministerium des Innern in Dresden ein Relehs- 
ausschuß für hygienische Volksbelehrung gegründet. Zu der Sitzung hatteu 
sich Vertreter des Reichsministerinms des Innern, der preußischen, bayerischen, 
sächsischen, wiirttembergischen, badischen, thüringischen, oldenburgischen, an- 
haltischen Landesregierungen bezw. Landesausschüsse eingefunden und erklärten 
sich sämtlich mit der Konstituierung des Reichsausschusses einverstanden. 
Nach eingehender Beratung über die Art der Organisation wurden die 
Satzungen grundsätzlich gutgeheißen. Danach wird der Reichsausschuß 
einen Zusammenschluß der Vertreter der Landesausschüsse bilden und seinen 
Zweck in der Förderung der organischen Verbindung zwischen den Landes- 
aussebüssen erblicken, um unter Zusammenarbeit mit dem Deutschen Hygiene- 
Museum und der Lingner-Stiftung die hygienische Aufklärung und das Lehr¬ 
mittelwesen auszngestalten und den Landesausschüssen geeigneten Anschauungs- 
atoff zu vermitteln. Sein Vorstand wird sich zusammensetzen ans dem 
jeweiligen sächsischen Minister des Innern als Vorsitzenden des Verwaltungs¬ 
rates der Lingner-Stiftung, dem Vorsitzenden des Sächs. Landesausschusses 
für hygienische Volksbelebrung als geschäftsführenden Vorsitzenden, einem 
Vertreter des Reichsministeriums des Innern, dem Vorsitzenden des Preußischen 
Landesausschusses für hygienische Volksbelchrung als stellvertretenden Vor¬ 
sitzenden, einen ärztlichen Vertreter des Deutschen Hygiene-Museums, dem 
Vorsitzenden des Deutschen Aerztevereinsbundes und dem Generalsekretär des 
Reichsausschusses (Dr.Neustätter -Dresden), während der Verwaltungs¬ 
rat außerdem noch drei Vertreter Preußens und je einen Vertreterder übrigen 
Laudesausschüsse• umfassen wird. Der Arbeitsausschuß schließlich setzt 
sich zusammen aus gewählten Vertretern von vier Landesausschüssen: Prenßen, 
Bayern, Sachsen, Baden, dem ärztlichen Vertreter des Deutschen Hygiene- 
Museums und dem Generalsekretär. 


Der XXXIII. Kongreß der Deutschen Gesellschaft fUr innere 
Medizin findet vom 18. — 21. April in Wiesbaden statt. Hauptgegenstand 
der Tagesordnung ist: Die Behandlung der Tuberkulose. Bericht¬ 
erstatter sind: die Professoren Dr. L. Aschoff-Freiburg i. B. (natürliche 
Heiluogsvorgänge bei Lungentuberkulose), Dr. Uh len hu th -Berlin (experi¬ 
mentelle Grundlagen der Tuberkulosetherapie), Dr. Gerhardt-Würzbnrg 
(klinische Behandlung), Dr. Brauer-Hamburg (operative Behandlung). Ferner 
findet eine Aussprache über den jetzigen Stand der Diabetestherapie 
statt, die von Herrn Prof. Dr. von Noorden-Frankfurt a.M. eingeleitet wird. 
Anmeldungen zu sonstigen Vorträgen sind unter Beifügung einer kurzen In¬ 
haltsangabe an Prof. Dr. G. Klem per er-Berlin W 62, Kleiststraße 2 zu 
richten. 


Merkblatt zur Bekämpfung der Geschlechlskranken. Behufs Ent¬ 
faltung einer großzügigen Propaganda seitens der Wohlfahrtsämter, Landes- 
Versicherungsanstalten, Krankenkassen, Beratungsstellen und anderer der Volks- 
woblfahrt dienenden Einrichtungen haben im Aufträge des Provinzialverbandes 
Hannover der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten (Hannover, Maschstr. 8) Kreisarzt Dr. Dohm und Senator Schicken- 
berg in Hannover ein Merkblatt mit bunten Bildern verfaßt, das in knapper 
and eindringlicher Weise auf die Gefahren und die Wege der Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten und dio zu ihrer Verhütung dienenden Beratungsstellen 
für Geschlechtskranke hinweisen soll. Das Merkblatt ist sehr geeignet, den 
von ihm beabsichtigten Zweck der Abschreckung vor den Gefahren der Ge¬ 
schlechtskrankheiten zu erreichen, und kann deshalb zur Anschaffung und Ver¬ 
teilung dringend empfohlen werden, zumal cs den Vorzug der Billigkeit besitzt 
<1 8tück: 60Pf., 500 Stück: 130 M., 1000 Stück: 260 M.). 


Für die Aufnahme von Inseraten über Heilmittel hat die Autoren¬ 
kommission der D ou 18ch-M ed i zin isch en Fachpresse folgende 
Grundsätze nufgestellt: 
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Sprechsaal. 


„1. Aafgenommen werden dürfen nur Anzeigen von solchen Heilmitteln, 
deren Bestandteile in der Anzeige selbst angegeben sind, auch wenn sie bisher 
schon, ohne diese Bedingung za erfüllen, anfgenommen waren. Die Namen 
der Bestandteile sind auf ihre Richtigkeit za prüfen, da manche Hersteller von 
Spezialitäten anrichtige oder andeatliche Angaben machen. 

2. Grundsätzlich abzulehnen sind solche Anzeigen, die nach in der 
Tagespresse erscheinen and nach Form and Inhalt als marktschreierisch, irre¬ 
führend oder unwahr anzusehen sind. 

8. In zweifelhaften Fällen werden die für die Zulassung von Inseraten 
zuständigen Stellen gebeten, sich um Auskunft an den mitunterzeichneten 
Obmann zu wenden, der zusammen mit den anderen AusBchußmitgliedern 
schnellstens die Entscheidung treffen wird. Diese Entscheidung wird nicht nur 
dem Fragesteller, sondern zur Erzielung einer möglichst einheitlichen Behand¬ 
lung der Anzeigenannahme auch den anderen Fachblättern mitgeteilt 

4. Reklameartikel für Heilmittel irgendwelcher Art sollen im redaktionellen 
Teil überhaupt nicht aufgenommen werden." 

In einem Rundschreiben an die Schriftleitung der ärztlichen Fachpresse 
werden diese ersucht, bei ihren Verlegern dahin zu wirken, daß ihnen bei der 
Beschlußfassung über Annahme oder Ablehnung der Anzeigen der gebührende 
Einfluß eingeräumt wird, soweit sie ihn noch nicht besitzen. 


Sprechsaal. 

Anfrage von Dr. L. In Dr. Vor Erlaß des Reichsgesetzes betr. den 
8chutz von Berufstrachten und Berufsabzeichen für Betätigung in der Kranken¬ 
pflege vom 7. September 1915 hatten einige Krankenpflege-Organisationen den 
Schutz Ihrer Tracht and ihrer Abzeichen unter Benutzung des Reichsgesetzes 
betr. das Urheberrecht an Mustern und Modellen vom 11. Januar 1876 durch- 
geführt. Bestehen auch nach Erlaß des Reichsgesetzes vom 7. September 
1916 noch derartig» Organisationen und woher ist ein Verzeichnis für das 
Deutsche Reich darüber zu erhalten? 

Antwort: Derartige Organisationen bestehen auch jetzt noch; denn das 
Gesetz vom 7. September 1916 schützt nur die bestehenden Bernfstrachten und 
Abzeichen, verbietet aber keine neuen, sobald diese nur von den ersteren ent¬ 
sprechend abweichen. Ein Verzeichnis solcher Organisationen enthält der im 
Verlag von E. Staude Berlin W. 85 „erscheinende Deutsche Krankenpfleger- 
Kalender; auch die Berufsorganisation der Krankenpflegerinnen Deutschlands, 
Berlin W.60, Nürnbergerstraße 23 dürfte darüber Auskunft geben. 


Anfrage des Kreisarztes Dr. W* in H.: Wiederholt ist den Kreis¬ 
ärzten aufgetragen, die Gemeindeschwestern etc. zu unterrichten, z. B. 
in der Entnahme von UntersuchungsmateriaL Dies setzt voraus, daß der Kreis¬ 
arzt die Schwestern kennt; es ist also notwendig, daß sich die Schwestern 
beim Kreisarzt an- und abmelden. Ist diese Meldung in irgendeinem 
Reg.-Bez. schon durchgeführt? 

Antwort: Eine Anzeigepflicht der Gemeindeschwestern nsw. 
an den Kreisarzt ist, soviel der Schriftleitung bekannt ist, in Preußen nur in ein¬ 
zelnen Regierungsbezirken und nur für die gewerbsmäßige Krankenpflege 
treibenden Krankenpflegerinnen vorgeschrieben und nicht für Angehörige von 
konfessionellen usw. Genossenschaften. Die allgemeine Durchführung einer 
solchen Anzeigepflicht liegt aber durchaus im Interesse des Offentliched Gesund¬ 
heitsdienstes. 


Vernntwortiieli für die SchrifUeitanf t Prof. Dr. Repmund, Geh. Med.»Rat In Llppsprinfe. 
Druck von J. 0. 0. Bruns, Minden i. W. 
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Nr. 7. 


Personalien. 

B^ntnobM Beleb Q&& PrsuBBöa. 

Ernannt t Die Kreisärzte Dr. Loercb m Prouzlau, zmn Reg.- und Med.- 
Rat fn Trier; Dr. Olanß in Poseii, zurzeit bei der Regierung io Düsseldorf, 
gam Tieg.- und Med.-Rat bei dar Regierung in Erfurt-, Dr. Kutscher in Bertio 
zum Reg.- ».»di Med.-Rat bei der Regierung in AHeustein; Dr. Rebmann In 
Düseeldori zum Reg - und Med. -Rat bei der R gi-erung in Atrndj; Dr. S t e ffeu- 
bag e» in .Marientretder zum Reg.- lind Med.-Rat bei der Regternng in foarien- 
werder; Dr. Weganer aus Mogilno, zurzeit bei der Regierung in Münster, 
MUi Reg.- und Med.-Rat in Gumbinnen; Dr, Willfütir in Potsdam znm Begr¬ 
ünd Med.-Rat bei der Regi>rong *o Lieguitz; Med.«Rat Dr. Kriroke, früher 
Kreisarzt in ßcbirmeck (Elsaß) taru Kreisarzt in Werj.dgerode; die Kms- 
assfcoeiizfirzte Br. ßtts c b , komruiss. Kreisarzt in Mansfeld, zum Kreisarzt io 
Tdrgau, Dr. Icker t in Stettin zutn Kreisarzt in Mansfeld und Br. Penks er 
aus Göttingen zum Kreisarzt it>-Sprottau* r StMtasvistensam Dr. (>r e n em a n n 
io .Düsseldorf zum KfeisaewstenZaritt in OletskV unter Beauftragung mit der 
Verwaltung deif dortigen Krej^raiatelle; Priratdozent Dt. Rodwig T elecky 
ia Wien za» Serrerbearzt and Beiter der ^estdeuUcheo sozialbjgieni3cbe» 
Akademie in BÜBHfddoti; der WJäseuscbaftiicbe Hilfsarbeiter Dr, M erres im 
Reichagegaadbejisafflit Mm Reglerungrat in diesem. Amte; der Direktor den 
Medjri8a.laBteniuehtl»gsamt3. tu Stade Dr. Eol rmaur, zurzeit jn Koblenz, 
arum Reg>- dud M*d-Bat. bei der Rßjgtemr.g in Aroaberg; dtr biaiiftrige AsaiHteüt 
am InsUtotfürrofektioRskrankbeiteB „Robert K » vh* in Berlin Dr. B ö r n e lei o 
zum Direkter dea MedizjitRiantemachungsamtB in Gumbinnen*. RügSL- und 
Med.-Rat Dr. B l einer in Königsberg _i. Pr. zum Btaatskommissar und Vor¬ 
sitzenden des PrüfnpgBttuascbpa^ an det sozialen Frauenfacbscbule doselbBt. 

|fr?ft$64s.wg de! Pt-r*on Allen *»rf iiy ▼orlelzf‘*D Sftic .jeir K oin'hlagH.) 


CjC- 


f MS# m jf & Kol ‘ oi,:iaIeg 

SiesßJsäure^Eiweiss 

pro Tabl. 0,1 g Sl 0»; 3 X tägl. I TabL 

Gegen Ekzeme, Lungenkrankheiten etc,, 
besondere gegen beginnende und fibröse Tuberkulose. 


Pasacol 

Kolloidale-Mineral-Eiweissnahrung. 

Fördert die Knoehenbildung. 
Kräftigt den gesausten Organismus. 

— Proben und Literatur vom Le ein werk Hannover. 





Zeitschrift, flir Medlaiaalbe&mte. 


(Trichl^rbutyJaialönsaures Ammonium D. R. P*) 

wirkt stark herabsetzend anf die ErregberkOlt 
de« Ätmwftg»« und Verdauungsapparates, 


ohne den 'Blutdruck za beeiaflasscB. 

Praktisch he- faät .feder Art imd Entstehung 

nr&tot gegen HUalftll sowie gegen nervöse Störun¬ 
gen der Magen- und Darintätlgkelt wie Aufstoßen, 
Sodbyemien, Magen- und Darroneuralglen, l-ebelkelt, Erbrechen 
(auch Tfjjleremesisr gravidarum). 

TAwantlft ist frei von narkotischer u. drasti« 
Ä "* ClIHHI scfier Nebenwirkung, daher auch bei 
Schwächlichen, Kindern und älteren I»e«fen ln wirksamer 


Oabe gefahrlos anwendbar. 

Zu Tewdoen iö T&iiietteri (1 Origiualrobrchen mit 
25 Tablett«» ä Ö,i & Mi; 4.80) oder als Mixturen mit. 
aromat. WaiSf;r oder Siritji, vorteilhaft auch ver- 
banden mit^xpeetoraBtieii : 'o'där fSBajacolptaparaten. 

Au s f ii h r J s e h e S.f r es p e b t e, L j t e r&tar, Be? o p t i e r m e! n 
• - ; • 1 fiurAie Pröben:khstc>tffei durch - 
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Reizlos 


geruchlos 
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sauber Im Cebrauch 


TEMMLER-WERKE 


Vereinigte chemische Fabriken 


DETMOLD 
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Zentralblatt 

für das gesamte Gebiet der gerichtlichen Medizin und Psychiatrie, des 
staatlichen u. privaten Versicherungswesens, sowie für das Medizinal- 
u. öffentliche Gesundheitswesen, einsohl, der prakt. u. sozialen Hygiene 

Heraasgegeben ' 

▼on 

Prof. Dr. Otto Rapmund 

Geh. Med.-Rat in Bad Lippspringe. 

Offizielles Organ d. Deutschen, Preußischen, Bayerischen, Sächsischen, 
WQrttembergischen, Badischen, Hessischen, Mecklenburgischen, 
Thüringischen u. Braunschweigischen Medizinalbeamtenvereins 

v - ■ 

Verlag von Fischer 9 » med.Buchhandlung H. Kornfeld 

fUrzogl. Bayer. Hof- u. K. u. K. Kammer-Buchhindler 

Berlin W. 62, Keithstrasse 5 

An zeig mi werden durch die AnxtigenverwaUang Hane Pusch, Berlin SW. 48, Wilhelmatr. 28 sowie 
▼on eftmtlichen Anzeigen -Annahmestellen des In- und Auslandes angenommen. 

Die durchgehende Petitzeile kostet M. 2,50 

Nr. 7. Jj Erscheint am 5. and 20. jeden Monats April. ■ 


Zur Frage der Todesursachen hei Neugeborenen 

nach der Geburt. 

Von Dr. Wilhelm Glanning, Bezirksarzt in Scheinfeld. 

Vier Tage nach dem Nr. 21 dieser Zeitschrift, Jahrg. 1920, 
* mit dem Aufsatz des Kollegen Blumm-Hof über „Kindstötung 
oder natürlicher Tod“ in meine Hände gelangte, wurde ich zu 
einer gerichtlichen Sektion in B. durch das hiesige Amtsgericht 
aufgefordert. Der Sachverhalt war folgender: 

Die 24 jährige ledige Dienstmagd M. B. in B. hatte am 9. Not. t. J. 
nachmittags zwischen 1 and 2 Uhr in ihrer Kammer heimlich ein Kind geboren. 
Sie hatte den ganzen Vormittag auf dem Hof gearbeitet, hatte dann mit der 
Dienstherrschaft and den anderen Dienstboten za Mittag gegessen; später als 
es sonst ftblich war, hatte sie nach dem Essen noch aas Vieh gefüttert and 
getränkt, and war dann wie sonst aaf ihre Kammer gegangen. Da sie länger 
als gewöhnlich aasblieb, sah die Haasfraa nach ihr and fand^sie in kniender 
Stellang in ihrer Kammer vor einem nach den Angaben der Fraa bereits toten 
Kinde. Sie gab an, in ihrer Kammer plötzlich von der Gebart überrascht 
worden sn sein, nach 2 Wehen sei das Kind gekommen, das sie in kniender 
Stellung erwartet habe and aaf einen rasch nntergelegten Bock gefallen 
sei. Nach einigen wenigen weiteren Wehen sei auch die Nacbgebnrt ge¬ 
kommen. Das Kind habe anfangs Lebenszeichen von sich gegeben, indem es 
ein paar Mal mit offenem Monde „geschnauft“ habe. Beim Eintritt der Haas- 
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frau, die etwa 2—3 Minuten nach der Geburt erfolgt sei, sei das Kind schon 
tot gewesen. 

Soweit die Angaben der Dienstmagd, die übrigens schon 
im Jahre 1917 eine Sturzgeburt mit lebendem Kinde durch¬ 
gemacht, von ihrer derzeitigen Schwangerschaft nie ein Ge¬ 
heimnis gemacht und sich auch auf die bevorstehende Ent¬ 
bindung durch Bereitstellung von Kinderwäsche vorbereitet 
hatte. Der ganze Geburtsvorgang hatte sich so rasch abge¬ 
spielt, daß die Dienstmagd nicht in der Lage gewesen war, 
für Hilfe oder Unterstützung bei Zeiten Sorge zu tragen. Sie 
hatte sogar vor, 2 Tage später aus dem Dienst auszutreten und 
die Geburt bei ihrer Mutter in B. abzuwarten. Trotzdem nun 
eigentlich keine Veranlassung bestand, anzunehmen, daß die 
R. das Kind nach der Geburt beseitigen wollte, und auch für 
eine von der Gendarmerie zunächst angenommene fahrlässige 
Vernachlässigung keine Anhaltspunkte vorhanden waren, wurde 
doch eine gerichtliche Sektion angeordnet, die ich am 
11. Nov. v. J. gemeinsam mit dem Kollegen D. in B. vornahm. 
Das Ergebnis derselben war folgendes: '* 

Die Sektion des völlig ansgetragenen, etwa 3000 g schweren, £nt ge¬ 
nährten and wohlan8gebildeten männlichen Kindes ergab zunächst bei der 
äußeren Besichtigung, abgesehen von einer kleinen, etwas verfärbten 
Stelle auf dem r. Stirnbeinhöcker keinerlei Anhaltspunkte irgendeiner äußeren 
Gewalteinwirkcng. Eine Geburtsgeschwulst war über dem linken Seitenwand¬ 
bein nur in ganz geringem Grade nachweisbar. Die Lungen lagen nach 
Eröffnung der Brusthöhle ganz zurückgesunken im Pleuraraum, so daß 
von der r. Lunge nur ein ganz kleiner Teil Uber die r. Mammillarlinie hervor¬ 
ragte. Die Lungen f&hlten sich ziemlich derb an, waren teilweise, besonders 
in den Unterlappen lufthaltig,, dagegen durchaus nicht stark aufgebläht. Die 
Schwimmprobe war positiv ohne starken Auftrieb, beim Einschneiden hörte 
man leises Knistern, der Abstrich der Schnittfläche war blutig-schaumig; beim 
Einschneiden unter Wasser stiegen perlförmige Luftbläschen auf, wenn auch 
nur in geringer Menge. Die Magendarmschwimmprobe ergab starken 
Luftgehalt des Magens mit starkem Auftrieb, dagegen war der Darm völlig 
luftleer. Die oberen Luftwege, Mund- und Nasenhöhle sowie Bachen, Kehl¬ 
kopf und Bronchien, diese bis in ihre feineren Verzweigungen, waren völlig leer. 
Die B auchhöhle enthielt eine sehr reichliche Menge klarer, seröser 
Flüssigkeit. Sonstige abnorme Veränderungen wurden bei der Sektion 
nicht gefunden. 

Das vorläufige Gutachten lautete: Die Sektion hat 
Anhaltspunkte für eine gewaltsame Todesart des Kindes nicht 
ergeben; eine Todesursache konnte zunächst nicht festgestellt 
werden. 

Der vorliegende Pall hat zweifellos Aehnlichkeiten mit 
dem vom Kollegen Blumm-Hof berichteten. In beiden Fällen 
handelte es sich um Sturzgeburten, bei denen das Kind eigent¬ 
lich ohne ersichtlichen Grund rasch nach der Geburt abgestorben 
war. In beiden Fällen ist eine Veranlassung zur Annahme 
eines gewaltsamen Todes des Kindes sowie zu einer Fahrlässig¬ 
keit bei der Geburt nicht gegeben, da sowohl die äußere Be¬ 
sichtigung, wie das makroskopische Verhalten der inneren 
Organe keine Anhaltspunkte für eine Gewalteinwirkung er¬ 
gaben. Gleichwohl kann ich mich dem Gutachten des Kollegen 
Blumm, „daß der Tod des Kindes in schwerer Geburtsschädi- 
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gung seinen Grund hat“, nicht anschließen, weil weder bei ihm, 
noch in meinem Fall von einer schweren Geburt überhaupt die 
Rede sein kann. Wenn ein Kind mit 2 Wehen oder innerhalb 
5 Minuten zur Welt kommt, so haben die mütterlichen Geburts¬ 
wege keinesfalls einen derartigen Druck auf den vorangehenden 
kindlichen Kopf ausgeübt, daß man von einem irgendwie 
nennenswerten Hirndruck reden kann, sicher von keinem Hirn¬ 
druck, der auf die Lebensfähigkeit des Kindes einen schädigen¬ 
den Einfluß hätte ausüben können. Der beste Beweis für das 
Fehlen eines einigermaßen kräftigen Druckes auf den kindlichen 
Kopf ist doch das gänzliche oder fast gänzliche Fehlen einer 
Geburtsgeschwulst; die kindlichen Köpfe vertragen bekanntlich 
ganz andere Druckgewalten ohne dadurch Schaden zu nehmen. 
Was sollen denn Kinder mit einer Geburtsdauer von 24 Stunden 
und länger anfangen, wenn ein Druck von 5 Minuten schon 
tödlich wirken soll. Was dann die Asphyxie infolge vorzeitiger 
Lösung der Plazenta anlangt, so liegen unsere beiden Fälle 
etwas verschieden voneinander: Blumm teilt mit, daß nach 
den Angaben der Magd 5 Minuten, nachdem die Leibschmerzen 
aufgetreten seien, ein Kind mit Nabelschnur und Nachgeburt 
im Topf gelegen habe. Es ist also nicht mit absoluter Sicher¬ 
heit angegeben, ub zwischen dem Erscheinen des Kindes und 
dem der Nachgeburt nicht ein Zeitraum von wenigstens 2—3 
Minuten verstrichen ist. Aber selbst wenn man anniramt, daß 
Kind und Plazenta fast gleichzeitig erschienen seien, so kann 
die von Blumm angenommene vorzeitige Lösung der Plazenta 
höchstens 6 Minuten gedauert haben. Das hierdurch asphyk- 
tische Kind hat aber nach den Angaben der Mutter 2 mal laut 
geschrieen, demnach mit 2 Atemzügen Sauerstoff in die Lungen 
gebracht. Man nimmt aber doch im allgemeinen an, daß, wenn 
ein asphyk'tisches Kind schreit, dann die Asphyxie eben behoben 
ist. Die praktische Erfahrung lehrt anderseits auch täglich, 
daß eine Asphyxie (man denke doch nur an schwierige Ent¬ 
wicklungen bei Beckenendlagen) oft viel länger als 5 Minuten 
dauert, und daß die Kinder selbst ohne Wiederbelebungs¬ 
versuche, oft überraschend schnell sich wieder erholen, ohne 
irgendwelche dauernd zurückbleibende Schädigung. Wenn aber 
die Plazenta im Falle Blumm schon längere Zeit vor der 
Geburt des Kindes gelöst wäre, so wäre bei dem noch stark 
gedehnten Uterus eine schwere intrauterine Blutung die un¬ 
vermeidliche Folge gewesen, die vor, während oder mindestens 
nach der Entbindung hätte sichtbar werden müssen. Das war aber 
nicht der Fall. In meinem Falle kann von einer vorzeitigen Plazen- 
tarlösung nicht die Rede sein, da die Dienstmagd angegeben 
hat, daß nach 2 Wehen das Kind und nach einigen weiteren 
Wehen die Nachgeburt gekommen sei, diese also erst nach der 
Geburt des Kindes. Geschrien hat das Kind aber nicht, es hat 
nur 2 mal mit offenem Mund „geschnauft“. Die Lungen waren 
auch nicht übermäßig stark gebläht, wenn auch die Schwimm¬ 
probe positiv war. Die Lungen fühlten sioh auch ziemlich derb 
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an, besonders in den Oberlappen, dagegen nicht flaumig, wie 
ein stark lufthaltiges Gewebe. Dagegen zeigte der Magen einen 
starken Luftgehalt; das Kind hatte also zweifellos mehr Luft 
in den Magen als in die Lungen gebracht. Aber trotz alledem, 
für eine tödliche Asphyxie war keine Veranlassung da, um so 
mehr, als wenige Minuten nach der Geburt eine gewisse Hilfe 
von seiten der Hausfrau vorhanden war und eine Asphyxie von 
2 Minuten Dauer unter normalen Verhältnissen doch kaum so¬ 
fort in wirklichem Tod ubergeht. Es müssen also noch andere 
Ursachen für den Tod der Kinder mitgespielt haben. Der Fall 
auf den Kopf war in beiden Fällen nicht so heftig, daß dadurch 
das Kind auch nur den leisesten Schaden genommen hätte. 
Es waren auch nirgends außen oder innen am Schädel irgend¬ 
welche nennenswerte Zeichen einer Schädelverletzung vor¬ 
handen. Auch Blutungen im Gehirn und Verletzung anderer 
Organe, wie Leberzerreißungen etc. konnten nicht festgestellt 
werden. Ich muß mich daher in gewissem Sinne zunächst dem 
Zweitgutachter im Falle Blumm anschließen, der die Frage, 
ob der Tod durch äußere oder innere Ursachen herbeigeführt 
wurde, offen läßt, und dem dritten Gutachter entschieden wider¬ 
sprechen, wenn er behauptet, daß eine überstürzte Geburt von 
kaum 5 Minuten Dauer infolge starker Kompression und so¬ 
fortiger Ablösung der Nachgeburt eine schwere Geburtsschädi¬ 
gung darstellt. Die Leichtigkeit der Sturzgeburt ist doch sicher 
nicht durch den starken Druck der Gebärmutter, sondern durch 
die für das Durchtreten des Kindes äußerst günstigen Geburts¬ 
wege der Mutter bedingt; denn sonst könnte man ja zu dem 
Schluß kommen, daß die Geburt für die Kinder am günstigten 
sei, je länger sie dauert. 

Nun kommt bei meinem Fall noch etwas hinzu, was für 
die Todesursache von Bedeutung ist. In der freieh Bauch¬ 
höhle fand sich eine sehr reichliche Menge klarer seröser 
Flüssigkeit. Daß diese Flüssigkeit auf die Bewegungen des 
Zwerchfells einen stark behindernden Einfluß ausgeübt nat, ist 
ohne weiteres einleuchtend, besonders wenn ihan berücksichtigt, 
daß der Leib des Kindes vor der Sektion ziemlich stark vor¬ 
gewölbt war, was in dem Sektionsprotokoll nicht besonders 
angegeben ist, dadurch erklärt sich auch der relativ geringe 
Luftgehalt der Lungen, die Unmöglichkeit für das Kind, 
tiefe Atemzüge zu machen, und mit größter Wahrschein¬ 
lichkeit der rasche Uebergang einer Asphyxie in den Tod oder, 
selbst wenn wir keine Asphyxie annehmen, die Unmöglichkeit 
für das Kind, die für das Leben notwendige Luft zu schöpfen, 
und der Tod durch Erstickung. Unklar ist nur, woher der 
Ascites kommt, denn die sämtlichen Organe haben makros¬ 
kopisch keine krankhaften Veränderungen gezeigt. Da komme 
ich auf den von Blumm im Eingang seiner Arbeit aus¬ 
gesprochenen Satz zurück: „finden sich die Lungen stark luft¬ 
haltig und ist makroskopisch kein ungehöriger Inhalt in den 
Luftwegen sichtbar, so ist demnach die mikroskopische Unter- 
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sachuag (der Lungen) unnötig, die gerichtsärztliche Diagnose 
mufi aus anderen Umständen hergeleitet werden. 0 Ich habe 
leider, veranlaßt durch das für die gerichtsärztliche Beurteilung 
des Falles zunächst wesentliche Ergebnis, daß eine Kindstötung 
ausgeschlossen ist, eine mikroskopische Untersuchung der ein¬ 
zelnen Organe nicht angeordnet, und bedauere nun dies, nachdem 
ich mich inzwischen in der Literatur über diese Frage etwas um¬ 
gesehen habe, um so mehr. loh kann jetzt nur mit aller Ent¬ 
schiedenheit die Forderung aufstellen, daß in allen denjenigen 
Fällen, in denen bei Neugeborenen eine Ursache für einen 
raschen Tod während oder unmittelbar nach der Geburt ma¬ 
kroskopisch nicht festgestellt werden kann, nicht nur eine 
mikroskopische Untersuchung der Lungen, sondern auch der 
übrigen Organe wie Herz, Leber, Nieren und der Nachgeburt 
vorgenommen werden soll. 

In der mir zur Verfügung stehenden Literatur sind außer¬ 
ordentlich wenig kasuistische oder sonstige Mitteilungen oder 
Aufsätze über die in Rede stehende Frage zu finden. Einen 
bedeutungsvollen Beitrag hat im Jahre 1903 Hofmeier 1 ) ge¬ 
liefert in einem Vortrag über „Die Todesursachen bei Neu¬ 
geborenen während oder gleich nach der Geburt mit Rück¬ 
sicht auf ihre forensische Bedeutung 0 , in dem er über 3 Fälle 
von unerwartetem und zunächst unerklärtem Tod bei scheinbar 
ganz gesunden, kräftig entwickelten Kindern berichtet. Diese 
3 Fälle sind nach Hofmeier besonders deswegen von forensi¬ 
schem Interesse, weil es sich um Geburten handelt, die von 
Anfang an unter sachverständiger ärztlicher Hilfe verlaufen sind, 
ln allen 3 Fällen war demnach jede tödliche Gewalteinwirkung 
ausgeschlossen; gleichwohl ergab die makroskopische Unter¬ 
suchung der Organe bei der Sektion keine nachweisbaren krank¬ 
haften Veränderungen an denselben, die den plötzlichen Tod 
hätten erklären können. Dagegen wurde bei der mikroskopischen 
Untersuchung des Herzens fettige Degeneration der Herz¬ 
muskulatur, in den Lungen zum Teil interistitielle, das Zwischen¬ 
gewebe zwischen den Alveolen ausfüllende und verbreiternde 
Wucherungen des Bindegewebes, das Epithel zum Teil des- 
quamiert gefunden. Außerdem zeigten die Leberzellen zum 
Teil trübe Schwellung, teilweise Bindegewebsentwicklung. Im 
zweiten Fall konnten in der Plazenta endarteriitische und 
periarteriitische Gefäßveränderungen nachgewiesen werden, 
die von weitgehendem Einfluß auf die Entwicklung und das 
Leben des Kindes sein müssen. Tritt nun bei derartigen 
Erkrankungen mit ihren unfehlbaren Störungen der fötalen 
Respiration die Geburt ein, die gleichfalls den Gasaustausch 
zwischen Mutter und Kind ungünstig beeinflußt, so ist leicht 
einzusehen, daß ein kurz vor der Geburt noch lebendes Kind 
rasch absterben kann. Im dritten Fall fand sich außer fettiger 
Degeneration des Herzmuskels nur bedeutende Hypertrophie 

*) Mftnch. ned. Woebensohr.; 1908, 8.86. 
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der Decidua in der Plazenta mit starker Gefäßfüllung, also auch 
hier nicht einmal bei der mikroskopischen Untersuchung Ver¬ 
änderungen, die eine Todesursache abgeben konnten. 

Was ich sonst an Arbeiten über die Frage des plötzlichen 
Todes besonders bei Sturzgeburten in der Literatur gefunden 
habe, gibt keine Lösung der in Rede stehenden Frage, sondern 
bietet lediglich statistisches Material über den Tod nach Sturz¬ 
gebürten,, wie die Beiträge zur Lehre von der Sturzgeburt von 
Strassmann *). 

Auch der viel versprechende Titel der Inaugural-Disser- 
tation von Arusiak Engibarian (Berlin 1913) „Todes¬ 
ursachen totgeborener oder kurz nach der Geburt gestorbener 
Kinder“ löste eine schwere Enttäuschung bei der Durchsicht 
der stark juvenil-femininen Arbeit aus. Nur Nippe 8 ) weist 
in den Ergebnissen mikroskopischer Untersuchungen an Lungen 
Neugeborener für die Feststellung des Gelebthabens auf die 
Fehlerquellen der makroskopischen Methoden zur Feststellung 
des Gelebthabens hin und empfiehlt in jedem zweifelhaften 
Fall unter den bisherigen Methoden auch noch die mikros¬ 
kopische Untersuchung der Lungen in möglichst zahlreichen 
Schnitten. 

Auch ich stehe, wie schon oben ausgeführt, ganz auf 
diesem Standpunkt und wäre deshalb den Herren Kollegen von 
der gerichtlichen Medizin, von der pathologischen Anatomie 
oder der Geburtshilfe sehr dankbar, wenn sie mir über die 
Frage des raschen Todes nach Geburten überhaupt, besonders 
bei Sturzgeburten, bei sonst völlig negativem Befund eine 
plausible Aufklärung bringen könnten. 


Die Auswahl der Hebammenschülerinnen durch 

den Kreisarzt. 

Von Prof. Dr. Martin, Direktor der ßhein. Prov.-Hebammenlehranstalt in Elberfeld. 

Das neue Hebammenlehrbuch ist erschienen. Aus der 
Auflage 1920 ist ein Buch geworden, das ira Rahmen der 
früheren Auflagen einen wesentlich vermehrten und erweiterten 
Inhalt erhalten hat. Die Berufsaufgaben wie die Anforderungen 
an Können und Wissen mußten erheblich erweitert und ver¬ 
tieft werden, um den Fortschritten der Wissenschaft wie den 
heutigen Ansprüchen an den Hebammenberuf gerecht zu werden; 
dazu gehören besonders die verschiedenen Aufgaben der 
Fürsorge. 

Bei der eingehenden Durcharbeitung des neuen Buches 
drängen sich ohne weiteres 2 Fragen auf: 

1. Werden die alten und jungen Hebammen Sinn und 
Geist des Buches noch nachträglich erfassen können; 


*) Vierteljahrschrift f. gerichtl. Medizin; Bd. I, XL1I Bd., 2. H., S. 219,1911. 
3 ) Aerzl. Sachverst.-ZeitODg; 1913, Nr. 9. 
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2. welcher Maßstab ist bei der Auswahl des Nachwuchses 
an die geistigen Fähigkeiten anzulegen, wenn er den gesteigerten 
Anforderungen gerecht werden will. 

Bei der Beantwortung der ersten Frage werden wir uns 
wohl damit abfinden müssen, daß wahrscheinlich ein erheb¬ 
licher Teil der jüngeren Hebammen durch geeignete praktische 
und theoretische Unterweisungen entsprechend gefördert werden 
kann. Die anderen müssen so verbraucht werden, wie sie sind. 

Die vorliegenden Zeilen sollen sich aber vor allen Dingen 
mit der zweiten Frage beschäftigen: Wie ist die Auswahl der 
Schülerinnen in Zukunft zu treffen? Es unterliegt mir keinem 
Zweifel, daß der geistige Durchschnitt der Schülerinnen er¬ 
heblich höher sein muß als bisher, wenn wir Hebammen haben 
wollen, welche die an sie gestellten Ansprüche erfüllen können. 
Di& Hebamme soll in Zukunft nicht nur eine Geburtshelferin 
mit recht weitgehenden wissenschaftlichen Kenntnissen sein, sie 
muß auch noch hervorragende menschliche Eigenschaften besitzen, 
um Mitarbeiterin in der Fürsorge für Schwangere, Wöchnerinnen 
und Säuglinge zu sein und um ferner noch Verständnis für die 
Grenzgebiete zu haben. 

Die bisherige Vorschrift*) für die Prüfung der Heb¬ 
ammenschülerinnen durch den Kreisarzt, ohne deren 
Bestehen keine Anwärterin sich zum Kurse melden kann, lautet: 

„Die vom Kreisarzt vorzuuehmende Prüfung hat sich auf die körper¬ 
liche and geistige Befähigung zur Ausübung des Hebammenberufes und auf 
das Vorhandensein der erforderlichen Schulbildung zu erstrecken. In letzterer 
Hinsicht gilt als Mindestmaß, daß die Anwärterinnen fließend und mit Ver¬ 
ständnis lesen, ein Diktat ohne grobe Verstöße gegen die Rechtschreibung 
fertigen, die vier Rechenarten auch mit Brüchen und mehrstelligen Zahlen be¬ 
herrschen, mit gesetzlichen Maßen und Gewichten vertraut und Uber das 
Prozentverhältnis ausreichend unterrichtet sind, (vergl. Erl. vom 15. Nov. 1904; 
Min. Bl. f. Med. Ang. 8. 412). Bei günstigem Ausfälle ist ein Fähigkeitszeugnis 
nach Formular 6 auszustellen.“ 

Die Anwärterin muß also im wesentlichen so lesen und 
schreiben können, daß ein anderer Worte und Schriftzeichen 
verstehen und wiedererkennen kann. Ueber die Bedeutung des 
Rechnens mit Brüchen usw. für eine Hebamme kann man ver¬ 
schiedener Ansicht sein. Ich persönlich glaube, daß die ärzt¬ 
lichen Leistungen vieler ausgezeichneter Geburtshelfer im direkt 
umgekehrten Verhältnis zu ihren mathematischen stehen. Gewiß 
hat auch die Mehrzahl der ^etzt praktizierenden Hebammen 
bei der mehr oder weniger weit zurückliegenden kreisärztlichen 
Prüfung nur in bescheidenem Umfange mit Brüchen und mehr¬ 
stelligen Zahlen rechnen können. 

Man wird einwenden, daß ja noch eine Aufnahmeprüfung 
bei Beginn des Kurses vorgesehen ist. Ich bezweifle, daß es 
eine Methode gibt, nach der man im Verlaufe von einer oder 
zwei Stunden in der Lage ist, sich über die geistige und sitt¬ 
liche Befähigung von 20 bis 30 mehr oder weniger angst- 

') Dieostanweislmg für die Kreisärzte. Uorlin 1919, Seite 31, Abschnitt XV, 

Heb&mmenweeen. 
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erfüllten Menschen eia zutreffendes Urteil zu verschaffen. Bs 
ist eine häufig wiederkehrende Erfahrung, daß Personen, die man 
zuerst für absolut beschränkt hält, sich später als außerordentlich 
aufnahmefähige Schüler erweisen. M. E. ist das Hauptgewicht 
auf die kreisärztliche Prüfung zu legen, während der es möglich 
ist, sich in beliebig langer Zeit mit einer zu Prüfenden zu be¬ 
schäftigen, sie evtl, noch einmal zu bestellen. 

An dieser Auffassung wird das zu erwartende Hebammen¬ 
gesetz *) nichts ändern, auch wenn die „Hebammenstelle“ des 
Kreises eingeführt ist, zu deren Aufgabe es auch gehört, bei 
der Auswahl neu auszubildender Hebammen mitzuwirken. Die 
Zusammenarbeit der Mitglieder der „Hebammenstelle“ mag in 
der Lage sein, die Auswahl der Bewerberinnen bezüglich ihrer 
körperlichen und menschlichen Eignung in manchen Fällen 
günstiger zu treffen als bisher. Ob aber die geistige Befähigung 
ausreicht, kann nur der beurteilen, der die beruflichen Anforde¬ 
rungen voll und ganz übersieht. Zu den letzteren gehören 
unter den Mitgliedern der „Hebammenstelle“ weder der Ver¬ 
treter des Kreisausschusses, des Oemeindevorstandes noch der 
Mütter aus dem Volke. Sofern keine weiteren Ausführungs- 
bestimmungen das Qesetz begleiten, muß sich der Kreisarzt 
zum wenigsten durch c(as Ansehen seiner Person die ausschlag¬ 
gebende Stimme über die Auswahl der Bewerberinnen Vor¬ 
behalten. Erst wenn die kreisärztliche Prüfung mit hinreichendem 
Erfolg bestanden ist, darf sich das Kollegium der „Hebammen¬ 
stelle“ über die anderweite Eignung schlüssig werden. 

Wie auch immer das zukünftige Gesetz mit der „Hebammen¬ 
stelle“ die praktische Probe bestehen mag, das neue Lehrbuch 
liegt vor, wir haben uns bei der Auswahl der Schülerinnen 
danach zu richten. Den erheblich gesteigerten Anforderungen 
des Lehrbuches muß auch das Ziel der kreisärztlichen Prüfung 
entsprechen. Daß die bisherige Anweisung für diese Prüfung 
nicht mehr genügt, unterliegt kaum einem Zweifel. Aus Per¬ 
sonen, die leidlich lesen, schreiben und rechnen können und 
auch im Übrigen den bisherigen Anforderungen genügen, ist 
noch keineswegs die im Lehrbuch gewünschte Hebamme zu 
bilden, selbst wenn der Kurs, wie beabsichtigt ist, auf 1 Jahr 
verlängert wird. Ich kann mir recht gut vorstellen, daß Frauen, 
die mit Wort und Feder wenig*bewandert sind, eine derartige 
geistige Aufnahmefähigkeit besitzen, daß sie ohne weiteres in 
Sinn und Geist der Berufsaufgaben eingeführt werden können. 
Es gibt aber gewiß auch Menschen, welche die in der bisherigen 
Anweisung vorgeschriebenen Kenntnisse in leidlichem Umfange 
besitzen, bei denen aber jede Unterrichtskunst für die Weiter¬ 
bildung versagt. Es lehrt ja auch jetzt schon die Erfahrung, 
daß oft Schülerinnen aus den einfachsten Kreisen mit nur ge¬ 
ringer Schul- und Vorbildung imgleich bessere Hebammen 
werden, als andere aus den sog. gebildeten Volksschichten. 


') An dieser Einrichtung wird man wohl festLalten. 
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Wollen wir den Stand durch das vermehrte Können und Wissen 
heben, so geschieht es nicht dadurch, daß man die Auswahl 
der Bewerberinnen zu den Kursen nach der Herkunft beurteilt, 
sondern daß man die Ansprüche lediglich bezüglich 
der geistigen Aufnahmefähigkeit steigert. 

Mein Vorschlag geht dahin, die Vorschriften für die Prüfung 
durch den Kreisarzt dahin umzugestalten, daß nur vor¬ 
geschrieben wird: „Durch die Prüfung soll festgestellt werden, 
ob die Bewerberin geistig genügend aufnahmefähig ist, um in 
sich aufzunehmen, was das Lehrbuch fordert.“ Man sollte es 
den einzelnen Kreisärzten überlassen, auf welchem Wege sie 
zu diesem Resultat gelangen, wie doch auch jetzt schon die 
Erfahrüng die verschiedenartigsten Wege eiuschlagen läßt. Ich 
kann mir gut vorstellen, daß man z. B. durch eine längere 
Unterhaltung über alle möglichen Gebiete des täglichen Lebens 
sich ein recht genaues Urteil darüber verschaffen kann, ob 
jemand hochgestellten geistigen Anforderungen genügen kann, 
selbst wenn es mit dem Lesen und Schreiben nicht weit her 
ist. Aus der Art und Weise z. B., um ein anderes Beispiel an¬ 
zuführen, wie ein Lebenslauf geschrieben wird, der nur eine 
bestimmte Anzahl von geforderten Ereignissen enthalten darf, 
läßt sich auch mancherlei schließen. Manch anderer Weg wird 
noch zu dem erstrebten Ziele führen. 

Es muß naturgemäß dem Hebammenlehrer das Recht 
weiter Vorbehalten bleiben, daß Schülerinnen, die sich bei der 
Aufnahmeprüfung oder im weiteren Verlauf des Lehrganges 
als ungeeignet erweisen, ausgeschlossen werden können. 

Man muß sich aber bis zu einem gewissen Grade darauf 
verlassen können, daß der Kreisarzt in seiner Prüfung auf diese 
oder jene Weise festgestellt hat, daß die Bewerberin geistig 
genügend aufnahmefähig ist, um den Inhalt des Lehrbuches 
nach Wort und Sinn in sich aufzunehmen. In der Beurteilung 
der körperlichen und allgemein menschlichen Eigenschaften, 
deren Wert für die Hebamme ich in keiner Weise unter¬ 
schätze, mögen die Mitglieder der zukünftigen „Hebammen¬ 
stelle“ dem Kreisarzt zur Seite stehen, dagegen soll im voraus 
nichts eingewandt werden. Der Durchschnittswert der Schüle¬ 
rinnen, die den Anstalten zugewiesen werden, muß aber er¬ 
heblich höher sein, als bisher, wenn wir das uns im vorliegenden 
Lehrbuch gestellte Ziel erreichen wollen und vor allen Dingen 
können. _ 

Kohlenoxidvergiftung und Schornsteine. 

Voa Geh. Med.- Rat Or. Friedrich, Kreisarzt a. D. ln Landsberg a. d. Warthe. 

In Nr. 8, Jahrg. 1920 d. Ztsch. hat Herr Kollege Dr. Meyer 
in Hannov.- Münden über Kohlenoxydvergiftung durch falsche 
Schornsteinführung berichtet. Vor etwa 35 Jahren habe ich 
zwei schwere Vergiftungen, davon eine tödliche, aus gleicher 
Ursache beobachtet. Sie betrafen zwei junge Leute, die in 
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einem Erdgeschoßzimmer schliefen^ das nie geheizt wurde. Das 
Gas hatte sich in einem 2 Treppen höher gelegenen Ofen ge¬ 
bildet, war durch nächtlichen Sturm hinuntergedrückt und durch 
den Ofen des Zimmers, in dem jene schliefen, dorthin gelangt. 

Auch in meinem eigenen Hause habe ich zweimal ein 
solches Heruuterdrücken von Rauch erlebt: 

Vor etwa 25 Jahren wurde ich eines Abends von Vor¬ 
übergehenden darauf aufmerksam gemacht, daß es in meinem 
Hause brenne; es ströme starker Rauch aus einem Rohr, das 
hart über dem Bürgersteig auf die Straße mündete. Es ergab 
sich, daü der Rauch aus einem anderthalb Stockwerk höher 
stehenden Badeofen stammte. Wir hatten noch nicht die 
städtische Kanalisation, mußten Klausenabwässer in eine be¬ 
sondere Grube abführen, durften aber Badewannenabwässer in 
. die offenen Rinnsteine leiten. In das betreffende Rauchrohr 
war nun das Lüftungsrohr des Wasserabflußrohres der Bade¬ 
wanne geführt, der Rauch hatte durch dieses seinen Weg nach 
unten in das Abflußrohr genommen und war so 1 */* Stockwerk 
tiefer auf die Straße gelangt. 

Im Dezember 1918 entstand eines Abends große Auf¬ 
regung in meinem Hause, weil plötzlich Treppenhaus und Flur 
von Rauch angefüllt waren. Das ganze Haus wurde sofort vom 
Hausboden aus, wo zuerst ein Brand vermutet wurde, abgesucht. 
Es ergab sich schließlich, daß der Rauch dem Feuerungsloch 
eines ungeheizten Kessels der Waschküche im Keller ent¬ 
strömte. Weitere Untersuchung ergab, daß der Rauch einem 
Ofen im Obergeschoß entstammte. Bei der erst vor einigen 
Jahren angelegten zweiten Kesselfeuerung in der Waschküche 
hatte der Töpfer zufällig diese in dasselbe Rohr geleitet, das 
für jenen Ofen im Obergeschoß bestimmt war. 

Die Ursache, daß der Rauch 2 Stockwerke tiefer gedrückt 
wurde, konnte in beiden Fällen nur in eigenartigen Einflüssen 
der Außenluft liegen. Bekanntlich kommt solches öfter vor, 
. wenn Feuerungen nach längerer Ruhe wieder in Gebrauch 
genommen werden. Wohin aber Rauch gelangt, dahin gelangt 
auch das geruchlose Kohlenoxyd. 

In der Bauordnung sollte deshalb vorgeschrieben werden, 
daß jede Feuerstelle ihr besonderes Rauchrohr haben muß. Bei 
Neubauten müssen daher sehr reichlich Rauchrohre für etwaige 
Gebäudeerhöhung und Anlage neuer Feuerstellen vorgesehen 
werden. Beim Bau meines eigenen Hauses habe ich für alle 
Fälle der Entlüftung und Rauchabführung 36 Rohre angelegt, 
leider an zwei Stellen noch zu wenig. 

Ich bemerke, daß ich auf Grund der beiden ersten Beob¬ 
achtungen während meiner 31jährigen amtlichen Tätigkeit als 
Kreisarzt wohl zwanzig mal teils in meinen Jahresberichten, 
teils bei Begutachtung von Schul- und Krankenhausplänen die 
vorstehende Forderung erhoben habe, aber leider ohne jeglichen 
Erfolg. Der Hygieniker hat der Bauverwaltung gegenüber zu 
wenig Einfluß gehabt. _ 
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Sitzung der Torstände des Deutschen und des Preußischen 
Medizinulbeauitenverelns in Cassel, Hotel Schirmer, 
um Sonntag, den 30. Januar 1931. 

Anwesend: 1. Geh. Med.-Rat Dr. Wod tko-Jena, Vorsitzender, 2. Ober¬ 
regierungsrat Dr. Frickhinger- München, stellv. Vors, des D. M.-B.-V., 3. Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. Stras sm ann- Berlin, stell?. Vors, des Pr. M.-B.-V., 4. Pbysikus 
Prof. Dr. Sieveking-Hamburg, Schriftführer des D. M.-B.-V., 5. Med.-Rat 
Bundt-Halle a. 8., Schriftführer des Pr. M.-B.-V., 6. Geb. Med.-Rat Prof. Dr. 
Gumprecht-Weimar, 7. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund-Bad Lipp- 
springe, 8. Geheimer Med.-Rat Prof. Dr. Schulze-Göttingen, 9. Med.-Rat 
Zoeppritz-Stuttgart als Gast für Geh. Med.-Rat Dr. Koestlin., 

Entschuldigt: Ob.-Med.-Bat Dr. P e t z o 1 d - Pirna. 

Der Vorsitzen'de begrüßt die Versammlung und stellt fest, daß alle 
Vorstandsmitglieder rechtzeitig geladen sind. 

Da überwiegend beiden Vereinen gemeinsame Fragen zur Verhandlung 
stehen, wird auf Vorschlag des Vorsitzenden zunächst eine gemeinsame Tagung 
beider Tereinsvorstände beschlossen. 

I. Den ersten Gegenstand der Beratung bildet das Verhältnis der Ver¬ 
eine zur Zeitschrift für Medizinalbeamtc. 

Der Vorsitzende berichtet, daß der zwischen dem Pr. M.-B.-V. und. 
dem Verleger der Zeitschrift, Fischers Med. Buchhandlung II. Kornfeld in 
Berlin, am 80. Juni 1910 abgeschlossene Vertrag mit dem 1. Januar 1921 ab¬ 
gelaufen ist, aber weiter läuft, da eine Kündigung von keiner Seite erfolgt 
ist, und zwar zunächst für ein Jahr. Nach längeren Verhandlungen hat die 
Verlagsbuchhandlung sich bereit erklärt, dem Verein die Uälfte des Eigen¬ 
tumsrechts (bisher nur ein Viertel) einzuräumen und ihn an dem Reingewinn 
ohne Rücksicht auf dessen Höhe mit 25 ?. H. zu beteiligen. Die Verlagsbuch¬ 
handlung beansprucht jedoch wegen der ungeheuren Steigerung der Papierpreise 
und der Druckkoston für das Jahr 1921 die Zahlung von 25 Mark für jedes 
an die Vereinsmitglieder gelieferte Stück der Zeitschrift sowie, daß diese den 
Umfang von 40 Bogen einschließlich des Inhaltsverzeichnisses nicht über¬ 
schreitet. 

Nach längerer Beratung erklären sich die Anwesenden einstimmig damit 
einverstanden, daß ein entsprechender Zusatzvertrag zu dem bisherigen Ver¬ 
trage abgeschlossen, in diesen aber die Bestimmung aufgenommen wird, daß 
der Deutsche M.-B.-V. statt des Preußischen M.-B.-V. als Vertragschließender 
eintreten kann, sobald seine Eintragung in das Vereinsregister er¬ 
folgt ist. Die Eintragung soll in der nächsteu Hauptversammlung beantragt 
werden und gleichzeitig eine Aenderung der Satzungen dahingehend, daß die 
Vertretung des Deutschen M.-B.-V. in allen Rechtsgeschäften entweder durch 
den Vorsitzenden allein oder gemeinsam mit dem Schriftführer wahrgenommen 
werden kann. 

Im Anschluß hieran wird noch festgelegt, daß die Geschäftsstelle der 
Zeitschrift, J. C. C. B r u n s - Minden, und der Kasscnftthrer der Vereine sich 
gegenseitig über Anmeldungen, Austritte, Todesfälle usw. von Mitgliedern auf 
dem Laufenden erhalten müssen. 

Soweit die Landesvereine nicht wie der Preußische und der Bayrische 
Medizinalbeamten verein mit ihren sämtlichen Mitgliedern dem Deutschen M.-B.-V 
beigetreten sind, sollen sie ersucht werden, ihre Organisation entsprechend aus- 

zubauen. 

Geh. Bat Dr. B a p m u n d beklagt sich bei dieser Gelegenheit wiederum 
über das geringe Interesse, daß die Vereinsmitglieder der Zeitschrift entgegen¬ 
bringen. Nachrichten über wichtigere, die Leser der Zeitschrift interessierende 
Vorkommnisse, über Ernennungen, Versetzungen, Auszeichnungen, Todesfälle 
usw. muß er sich mühsam aus anderen Zeitschriften zusammensuchen; seine 
Bitt«, ihm auch Familiennachrichten mitzuteilen, soi sehr bald wieder völlig 
in Vergessenheit geraten. Er bittet deshalb, dieses im Protokoll ausdrücklich 
su vermerken, damit seine Beschwerde durch Veröffentlichung in der Zeit¬ 
schrift den Mitgliedern bekannt werde und eine Besserung einträte. Die 
Vorstandsmitglieder erklären sich damit einverstanden. 
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II. Der Schriftführer des Deutschen Med.-Beamtenvereins legt die Ab¬ 
rechnung 1920 vor, die noch nicht abgeschlossen werden konnte, weil der 
PreuS. M.-B.-V. seinen Jahresbeitrag bisher nicht abgeführt hat. Die Rechnung 
wirjjl voraussichtlich mit einem kleinen Ueberschuß abschließen. 

Die Zahl der Vereinsmitglieder beträgt zur Zeit 1898, darunter 
765 Preußen, 332 Bayern und 296 aus anderen deutschen Ländern gegen 1870 
(760 bezw. 326 und 284) am 1. Januar 1920. Gestorben sind im Vorjahre 82, 
ausgetreten 58 Mitglieder, neueingetreten dagegen 113. 

Der Schriftführer ist der Ansicht, daß eine weitere Erhöhung des bis¬ 
herigen Beitrages (30 M.) jn der nächsten Hauptversammlung vorgeschlagen 
werden muß, da die Geschäftsönkosten des Vereins immer größer werden und 
zu ihrer Deckung der nach Abzug des Bezugspreises für die Zeitschrift ver¬ 
bleibende Betrag von 5 M. nicht genügt, eine Ansicht, die von allen Vorstands¬ 
mitgliedern geteilt wird. Es wird deshalb eine Erhöhung des Beitrages 
um 10 M. also auf 40 M. in Aussicht genommen. Für den Preuß. M.-B.-V. 
wurde von dessen Schriftführer eine Erhöhung von 35 M. auf 50 M. für not¬ 
wendig erachtet. 

III. Die Stellung der Hedlslnalbeamten, ihre Besoldung, und Amts¬ 
bezeichnung ist in den Einzelstaaten verschieden weit gefördert. Es ergibt 
sioh das nicht nur aus den vorliegenden Berichten, sondern auch aus zahlreichen 
bei dem Vorstande eingegangenen Beschwerden. Der darüber von beiden 

" Schriftführern erstattete Bericht wird von allen anwesenden Vorstandsmitgliedern 
noch ergänzt. Geh. Med-Rat Dr. Rapmund tut dies auf Grund des Ergebnisses 
einer von ihm veranstalteten Umfrage. Es entspinnt sich über alle hier in 
Betracht kommenden Fragen eine eingehende Erörterung, die zu folgenden ein¬ 
stimmig angenommenen „Beschlüssen“ führt: 

a) Alle Kreisärzte (Bezirks- und Amtsärzte usw.) sollen vollbesoldet 
werden, ebenso alle besonderen Gerichtsärzte. 

b) Alle nicht vollbesoldeten Kreis- und Gerichtsärzte, 
soweit solche noch vorhanden sind, sollen wenigstens 75 v. H. der Besoldung 
der vollbesoldeten Kreisärzte erhallen und diesen in ihrem Ruhegehalt 
gleichgestellt werden. 

c) Alle vollbesoldeten Kreisärzte und besonderen Gerichts¬ 
ärzte sind in Klasse XI der Besoldungsordnung mit Aufrückungsmöglichkeit 
in Klasse XII, die Reg.- und Med.-Räte in Klasse XII entsprechend 
den Oberregierungsräten mit Aufrückungsmöglichkeit in Klasse XIII einzuordnen. 

d) Die Gebühren und Reisekosten sind den jetzigen Verhältnissen 
entsprechend zu erhöhen, soweit das noch nicht geschehen ist. Die gerichts¬ 
ärztlichen Gebühren verbleiben den betreffenden Beamten und brauchen 
nicht an die Staatskasse abgeführt zu werden. 

e) Den Kreisärzten ist auf Staatskosten ein vollständiges Büro 
zu unterhalten oder es ist ihnen eine so hohe Dienstaufwandentschädi¬ 
gung zu gewähren, daß daraus alle Bürokosten gedeckt werden können. 

f) Als Amtsbezeichnung ist für die Kreis - und Gerichtsärzte 
die Amtsbezeichnung „R e g i e r u n g s - u n d M e d i z i n a 1 r a t <l , für die bisherigen 
Regierungs- und Medizinalräte die Amtsbezeichnung „Oberregier- 
rangs- und Obermedizinal rat“ zu fordern. 

Diese grundsätzlichen Forderungen sollen in einer Eingabe dem Reichs¬ 
minister des Innern vorgelegt und allen Landesvereinen mit dem Ersuchen mit¬ 
geteilt werden, entsprechende, ihren Verhältnissen angepaßte Eingaben an ihre 
Ministerien oder Landtage zu richten. Da wo noch keine Landesvereiue be¬ 
stehen, sollen die Beschlüsse maßgebenden Medizinalbeamten in Abschrift zu¬ 
gestellt werden, damit diese davon in einer ihnen geeignet erscheinenden Form 
Gebrauch machen und sie als Werbemittel zur Gründung eines Landesvereins 
benutzen können. 

Bei den Versorgungsämtern sind etwa 700 Aerzte, meistens 
frühere Sanitätsoffiziere und vielfach jüngere Aerzte als „Regie rungs- 
medizinalräte“ und die Leiter der größeren oder Hauptversorgungsämter als 
„Oberregierungs-Hedizinalräte“ angestellt worden. In Preußen sowie 
in einigen anderen deutschen Ländern ist dadurch die Amtsbezeichnung der 
Regierangs- und Medizinalräte, die sich in gehobenen Stellungen befinden, und 
nur in geringer Anzahl vorhanden sind, zweifellos entwertet worden. Da die 
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Aerste der Versorgungsämter durch Erlaß des Reichsarbeitsministers auch er* 
ermächtigt worden sind, Personen vor ihrem Eintritt in den Dienst beim Reichs* 
Schatzamt ani ihre Brauchbarkeit zu untersuchen, so werden sie Mitbewerber 
in der vertrauensärztlichen Tätigkeit der Medizinalbeamten, während andererseits 
▼on diesen Klage darüber geführt wird, daß sie mit solchen gebührenfreien 
Gntersuchungen belastet würden, die yon den Aerzten der Versorgungsämter 
unentgeltlich zu leisten wären, aber yon diesen aus Zeitmangel abgelehnt 
würden. Die Ernennung der neuen Regierungsmedizinalräte ist ohne jede Be¬ 
teiligung oder Rückfrage bei den Landesregierungen erfolgt. Bayern bat gegen¬ 
über dem Vorgehen des Reichs den bisherigen Regierungs- und Medizinalräten 
die Amtsbezeichnung „Ober-Regierungsrat“ und den Bezirksärzten, soweit sie 
zu Medizinalräten ernannt worden waren, die Amtsbezeichnung „Obermedizinalrat“ 
gegeben. Nach längerer Erörterung wird beschlossen, an den Reichsarbeits¬ 
minister eine Eingabe zu richten, in der die Amtsbezeichnung der 
Aerzte bei den Versorgungäämtern als unzutreffend bean¬ 
standet wird, weil diese mit der Regierung nichts zu tun hätten. Außerdem 
bedeute sie eine Entwertung der Amtsbezeichnung der Regiernngs- und Medi¬ 
zinalräte bei den Regierungen und gäbe zu unangenehmen Verwechslungen 
Anlaß. Abschrift der Eingabe soll dem Reichsminister des Innern und allen 
Landesregierungen überreicht werden. 

IV. Für die Hauptversammlung, die gemeinsam mit dem Preußischen 
und dem Bayrischen Medizinalbeamten verein stattfinden soll, wird Nürnberg 
Als Ort bestimmt und äh Zeit der 10. und 11. September unmittelbar vor 
der Tagung des Deutschen Vereins, für öffentliche Gesqndheitspflege. Für die 
Tagesordnung werden u. a. in Aussicht genommen: 

1. Die Entwicklung des öffentlichen Gesundheitswesens, insbesondere die 
•Stellung und Tätigkeit der Medizinalbeamten nach dem Kriege. 

2. Die einheitliche Regelung der Seuchengesetzgebung im Deutschen Reich. 

8. Der neue Entwurf zum Strafgesetzbuch. 

4. Die einheitliche Gestaltung der Prüfungsordnungen für Kreisärzte und 
Gerichtsärzte im Deutschen Reich. 

V. Es wird zur Sprache gebracht, daß der Deutsche M.-B.-V. im 
Reichsgesundheitsrat nicht vertreten ist, obgleich gerade über die 
praktische Auswirkung der Beschlüsse des Reichsgesuudheitsrats die Ver¬ 
tretung der Medizinalbeamten zweckmäßig zu hören wäre. Es wird deshalb 
beechlos8en, eine Eingabe an das Reichsministerium des Innern zu richten, daß es 
bei der beabsichtigten Umbildung des Reichsgesundheitsrats für den Deutschen 
M.-B.-V. von Wert sei, für Nord- und Süddeutschland je einen Vertreter des 
Vereins im Reichsgesundheitsrat zu erhalten. 

VI. Ergänzung des Vorstandes: Aus dem Vorstande des Deut¬ 
schen Medizinalbeamtenvereins sind ausgeschieden die Herren: Dr. Becker, 
Dr. Bngelbrecht, Dr. Hecker und Dr. Scheube. 

Es wird beschlossen, die Landesvereine um Benennung geeigneter Vor¬ 
standsmitglieder zu ersuchen. Außerdem soll in den Satzungen eine Stell¬ 
vertretung der Vorstandsmitglieder im Falle yon Behinderungen vorgesehen 
werden. Es wird ferner als wünschenswert bezeichnet, daß die Landesvereine 
die Kosten der Reisen zur Teilnahme an Vorstandssitzungen für die ihnen un¬ 
gehörigen Vorstandsmitglieder tragen. 

VII. Auf Bericht des Vorsitzenden wird beschlossen, aus dem Deutschen 
Aussebuß für mathematischen und naturwissenschaftlichen 
Unterricht aaszutreten, da die Bestrebungen des Vereins denen des Deutschen 
M.-B.-V. zu fern liegen. 

Damit waren die beiden Medizinalbeamtenvereinen betreffenden gemein¬ 
samen Angelegenheiten erledigt Es schließt sich daran noch eine Sitzung 
das Vorstandes des Preußischen Medizinalbeamtenvereins. 

I. Der Schriftführer berichtet zunächst über die verschiedenen an 
das Ministerium für Volkswohlfahrt und den Landtag gerichteten Eingaben, 
bstreffsnd die Stellung and Besoldung der Medizinal beamten, die 
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zeitgemäße Erhöhung der Dienstaufwandsentschädigung, die 
Gebühren und Reisekosten, die standeswürdige Amtsbezeich¬ 
nung und anderweite Regelung des Ruhegehalts sowie über die 
in dieser Hinsicht bisher erzielten Erfolge. Es wird beschlossen, wegen der 
noch ausstebenden Forderungen entsprechend den unter Nr. UI gefaßten Be¬ 
schlüssen neue Eingaben an das Ministerium und den Landtag zu richten. 

II. Verhältnis des Vereins zum Bund höherer Beamten und zum 
Bern fsverein höherer Verwaltungsbeamten. 

Der Schriftführer teilt mit, daß der Medizinalbeamtenverein dem 
Bund höherer Beamten in corpore beigetreten ist und sich dadurch ein 
Einzelbeitritt seiner Mitglieder erübrigt. Dieser Beitritt hat sich als durchaus 
vorteilhaft erwiesen, da der Bund höherer Beamten alle unsere Forderungen 
namentlich in bezug auf die Besoldungs- und Ruhegehaltsfrage, tatkräftig 
unterstützt hat. Er berichtet dann weiter über die Bemühungen des Berufs¬ 
vereins höherer Verwaltungsbeamten, auch unter den Medizinal¬ 
beamten Mitglieder zu gewinnen, und über ein von diesem Verein an den 
Minister für Volkswohlfahrt gerichtetes Schreiben, in dem er sich als Vertreter 
einer großen Zahl Kreisärzte bezeichnet. Der Schriftführer teilt den Wortlaut 
dieses dem Vorstand von dem Minister zur Aeußerung zugeschi^kteu Schreibens 
sowie die darauf gegebene Antwort mit (s. Nr. 4 dieser Zeitschrift S. 62 u. 68). 
Es entspinnt sich eine sehr lebhafte Erörterung über das Vorgehen des Berufs¬ 
vereins höherer Verwaltungsbeamter, das von allen Vorstandsmitgliedern 
verurteilt wird. Schließlich wird beschlossen, die Vereinsmitglieder - vor der 
unnötigen doppelten Beitragszahlung zu warnen. 

III. Geh. Med.-Rat Dr. Strassmann berichtet ferner über die Be¬ 
strebungen des Ausschusses für Verwaltungsreform, der sich zu dem Zweck 
gebildet hat, um das bisherige Monopol der Juristen in der Verwaltung zu brechen. 
Als Vertreter zu den Sitzungen dieses Ausschusses hat der Vorstand außer 
dem Berichterstatter die Herren Ministerialdirektor Dr. Kirchner und Med.- 
Rat Dr. Kasten entsandt, ln der letzten Sitzung ist von dem Ausschuß über 
das Aufrttcken mittlerer Beamten in höhere Verwaltungsstellen und über die 
Verminderung der Beamtenzahl beraten. Vorschläge für eine allgemeine Ver¬ 
waltungsreform, vor allem für eine Neuordnung der Instanzen für die Anwärter 
höherer Verwaltungsbeamter sind in Vorbereitung. Es soll hierbei namentlich 
dafür eingetreten werden, daß die technischen Beamten mehr als bisher Be¬ 
rücksichtigung finden. 

IV. Weiterhin werden die berechtigten Bestrebungen der Gefängnis- 
ärzte auf Erhöhung ihrer Entschädigung besprochen, die insofern auch für 
die Medizinalbeamten Interesse haben, als zahlreiche Kreisärzte als Gefängnis- 
ärzte tätig sind. Inzwischen ist eine solche Erhöhung erfolgt; es wird abzu¬ 
warten sein, ob diese als ausreichend angesehen werden kann. 

V. Ergänzung des Vorstandes. Der Vorsitzende teilt mit, daß das 
bisherige Vorstandsmitglied Geh. Med.-Rat Dr. Weißenborn-Berlin gebeten 
hat, an seiner Stelle ein anderes Vorstandsmitglied zu wählen, da ei in den Ruhe¬ 
stand getreten sei. An seiner Stelle wird bis zur Neuwahl durch die Haupt¬ 
versammlung der Med.-Rat Dr. Geißler, Kreisarzt in Potsdam kooptiert. 

VI. Die Jahresabrechnung für 1920 konnte noch nicht vorgelegt 
werden, da ihr Abschluß noch nicht möglich war. Dieser ist inzwischen erfolgt. 

Danach haben die Einnahmen des Vereins einschließlich des 
Kassenbestandes vom Vorjahre (3238,21 M.) 27908,36 Mark, die Ausgaben 
24989,44 M betragen, so daß ein Kassenbestand von 2918,92 M. verbleibt 
(also 314,29 weniger). Bei der Jubiläumsstiftung steht einer Einnahme 
von 6857,44 M. eine Ausgabe von 2063,38 Mark gegenüber, so daß ein Üeber- 
schuß von 3794,06 M. verbleibt, durch den sich aas Vermögen dieser Stiftung 
auf 61902,66 Mk. (Nennwert) bezw. 45735,66 Mk. (Kurswert) erhöht Die 
Rapmundspende hat eine Einnahme von 1014,43 M. und eine Ausgabe von 
201,70 M. gehabt; ihr Vermögen erhöht sich dadurch um 813,76 M. und beträgt 
demnach 26691,15 M. (Nennwert) bezw. 21177,42 M. (Kurswert). 
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Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

A. Gerlohtllohe Psyohiatrie. 

Beitrag zur klinischen und forensischen Beurteilung querulatorischer 
Zustandsbilder. Von Dr. W. K i 11 e 1 - Göttingen. Aerztliche Sachverständigeu- 
Zeitung; 1920, Nr. 21. 

Es werden zwei Fälle genauer besprochen, die gerichtsärztlich sehr ver¬ 
schieden gedeutet worden waren. 

Verfasser will an ihnen die große praktische Bedeutung zeigen, die der 
richtigen Erkennung und Deutnng querulatorischer Symptomen komplexe zu¬ 
kommt. Es genügt nicht die Tatsache, daß jemand Behörden und Gerichte 
von Instanz zur Instanz mit mehr oder weniger begründeten Beschwerden 
oder Eingaben belästigt, um daraus den Schluß auf das Vorliegen einer 
psychischen Störung zu ziehen,. Wenn aber das Krankhafte des Zustandes 
erkannt ist, darf man sich nicht mit der Diagnose „Querulantenwabn“ begnügen. 
Es empfiehlt sich überhaupt, die Bezeichnung „Querulantenwahn“ nicht an- 
zawenden. Querulatorische Symptomenkomplexe können auch auf dem Boden 
anderer Krankheiten als dem der Paranoia Vorkommen. Die Vorgutachter 
batten hieran nicht gedacht und das Zustandsbild des querulatorischen Sy mptomen- 
komplexes als Krankheit sui generis aufgefaßt und die „Querulantenwahn“ wie 
eine Paranoia im engeren Sinne beurteilt. Ein Gutachter hatte dem anderen 
widersprochen. Solche Widersprüche sind, tief bedauerlich und werden als 
Angriffspunkte gegen die Psychiater benutzt. Fehler, wie sie hier gemacht 
wurden, lassen sich aber vermeiden. Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 


Katamnese der Kriegsgefangenen. Von Dr. dalla Volta-Padua. 
Archivio di Autropologia criminale etc.; 1920, H. 4. 

In dieser psychologischen Studie über die Kriegsgefangenen wird die 
bisherige Literatur kritisch beleuchtet und werden zugleich eigne Beobach¬ 
tungen verwertet. Meist sind es traurige Bilder, die sich aus dem Leben der 
Kriegsgefangenen entrollen: allerlei körperliche und seelische Krankheiten, 
Zunahme der Tuberkulose, sexuelle Entartungen, Roheiten und dcrgl. Licht¬ 
bilder sind nur vereinzelt beobachtet; von den aus der Gefangenschaft zurück¬ 
kehrenden Soldaten machten verhältnismäßig wenige einen vorzüglichen Ein¬ 
druck. In dem Schlußkapitel: „Die Kriegsgefangenen und die politischen 
Verbrecher“ sucht Verfasser zu erklären, wie es in den verschiedenen Ländern 
dadurch zu blutigen Revolutionen kam, daß sich die von der Gefangenschaft 
Befreiten zu rächen suchten. Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 

Zur Bettung der Minorennen. Von Aug. Setti, Generalstaatsanwalt 
io Tqrin. Archivio di Antropologia criminale etc.; 1920, H. 1. 

Bei der bevorstehenden italienischen Reform des Strafrechts ist die 
Frage der Behandlung der minorennen Delinquenten von besonderer Bedeutung. 
B* gilt, zunächst da? Studium der jugendlichen Verbrecher systematisch auf¬ 
zunehmen. Dazu sollen nach dem Vorschlag von Setti besondere Behörden 
io den Provinzialhauptstädten geschaffen werden, die das Material, das ihnen 
durch eigne Agenten zu liefern ist, zu verarbeiten und au ein in der Haupt¬ 
stadt zu errichtendes Zentrum weiter zu geben haben, wo dann praktische Vor¬ 
schläge für eine generelle Regelung ausgearbeitet werden sollen. Ländliche 
Kolonien sind als besonders geeignete Unterbringung anzusehen. 

_ Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 


Die Prophylaxe der Verbrechen: Nachtasyle für Sicherheit und 
Rottung« Von Prof. G. B. Rajpoino-Genua. Archivio Antropologia crimi¬ 
nale etc.; 1920, H. 2. 

Verfasser als Verfechter der Lombrososehen Schule sieht in der 
bisher geübten Prophylaxe der Verbrechen (Ueberwachung und Warnung) 
nichts Fruchtbringendes. Er empfiehlt Asyle zu gründen, wie sie bisher nur 
gaaa'vereinzelt, von privater Seite gegründet, bestehen. In diesem sollen be¬ 
stimmte Kategorien von Verbrechern, namentlich auch jugendliche, zwangs¬ 
weise Unterkunft finden, am tagsüber unterrichtet, beschäftigt and erzogen zu 
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werden, nachts aber unter sicherem Gewahrsam verbleiben. An ärztlicher 
Ueberwachung darf es dabei nicht, fehlen. Dr. Solbrig-Breslau. 


B. Saohvent&ndigratltigkoit in Unfall-, Invalidität«- und 
Krankenversiohernnguaohen. 

Parenchymatöse Hornhautentzündung. Unfallfolge ? Von He se¬ 
hr ttgge-Bochum. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 20. 

In den beiden angeführten Fällen war ein Unfall als die Ursache der 
späteren Hornhautentzündung angegeben, die als spezifische erkannt wurde. 
Das Reichsversicherongsamt lehnte auf Grund von fachärztlichen Gutachten 

die Entschädigungsansprüche ab. Dr. Solbrig -Breslau. 

* 


Tödlicher elektrischer Unfall bei angeborenem Herzfehler (4 Send* 
lunarklappen der Pnlmonalls). Von Prof, ifippe*Greifswald. Aerztliche 
Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 11. 

Ein Gutsinspektor war dadurch tödlich verunglückt, daß er in einen 
Stall beim Eindrehen einer Glühbirne mit der elektrischen Leitung (220 Volt 
Wechselstrom) in Berührung kam. Der Tod war anscheinend sofort eingetreten. 
Die Sektion ergab unbedeutende Hauterkrankuogen, im übrigen Zeichen von 
Lungentuberkulose, eine Herzanomalie (überzählige Puimonalklappe), Aorten¬ 
enge, Status lymphaticus. Diese mangelhafte Körperkonstitution maß als 
disponierender Koeffizient für das Zustandekommen des Todes gelten, im 
übrigen war anzunehmen, daß eine erhebliche Stromintensität den Verunglückten 
getroffen hatte. Es handelte sich in diesem Fall wahrscheinlich um einen 
„Sekunden-Herztod. _ Dr. Solbrig -Breslau. 


Zur Begutachtung psychischer und nervöser Begleiterschelnnngen 
des Erysipels. Von Dr. K. Boas. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 
1920, Nr. 18. 

Es werden 2 tödliche Fälle von psychischen und nervösen Begleit¬ 
erscheinungen im Gefolge des Erysipels besprochen — an siph recht seltene 
Vorkommnisse — die zur Begutachtung kamen, da Rentenansprüche von den 
Hinterbliebenen gestellt wurden. Im ersten Fall hatte ein Former sich bei 
der Pflege seiner an Erysipel leidenden Frau infiziert, war mit Delirien er¬ 
krankt und hatte sich im Fieberwahn einen Verband abgerissen und in die 
Kehle gestoßen, so daß er erstickte. Im zweiten Fall handelte es sich um 
einen Mann, der früher Lues durchgemacht hatte, später an einem Erysipel 
erkrankte, in dessen Gefolge Unklarheit und Phantasieren eintrat. Am 6. Krank¬ 
heitstage war unter zunehmender Herzschwäche der Tod eingetreten. 

Ln zweiten Fall wurde Dienstbeschädigung angenommen und die Hinter¬ 
bliebenenrente zugesprochen. _ Dr.Solbrig-Breslau. , 


Ueber den Grad der Erwerbsverminderung bei Entstellung) Bewegs- 
störung und starker Empfindlichkeit in der Umgebung des rechten Auges 
und auf der rechten Gesichtshälfte gegen Kälte, Zug und Staub. Urteil 
des Reichs-Vers.-Amts vom 20. Oktober 1920. Kompaß 1921, Nr. 8. 

Bei den Unfallfolgen handelt es sich unstreitig um einen ausgedehnten 
Verlust der Weichteile der rechten Wange und eine hierdurch bedingte Ent¬ 
stellung der rechten Gesichtshälfte, um eine Einschränkung der Bewegung des 
Unterkiefers, die die Aufnahme und Zerkleinerung der Speisen sehr beein¬ 
trächtigt, um einen Reizzustand der Bindehaut des rechten Auges, ferner um 
eine Einschränkung der natürlichen Bewegungen des Halses und Kopfes infolge 
narbiger Veränderungen im rechten Halsgebiete. Der Verletzte beschwert sich 
weiter über Nervenschwäche, die durch das Gutachten des Dr. Sch. in Hamborn 
vom 4. Februar 1918 bestätigt wird. Bei diesem ganz offenbaren Befunde be¬ 
darf es nicht eines weiteren ärztlichen Obergutachtens, das der Verletzte be¬ 
antragt hat. Der Zustand begründet den Anspruch auf eine höhere Rente, als 
die Vorinstanzen zugebilligt haben. Nach dem Gutachten des Professors Dr. B. 
in Düsseldorf vom 8. März 1920 leidet der Verletzte an dem betroffenen Körper¬ 
teile an einer großen Empfindlichkeit gegen alle von außen kommenden Reise, 
insbesondere gegen Kälte, Zug und Staub. Derartige Schädlichkeiten werden 
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sowohl am rechten Auge and seiner Umgebung, wie an den freiliegenden 
Zähnen so stark empfanden, daß der Verletzte zeitweise die Arbeit gänzlich 
auBsetzen maß. Die Entstellung bedingt ferner einen nicht bloß vorüber¬ 
gehenden Mangel an Gelegenheit, sich auf dem gesamten fiir seine Kräfte and 
Fähigkeiten in Betracht kommenden Gebiete des wirtschaftlichen Lebens einen 
Erwerb za verschaffen. Anderseits ist der Arbeitsmarkt för die Verwertung 
seiner Kräfte and Fähigkeiten nicht völlig verschlossen; denn er hat im 
wesentlichen gesunde Arme and Beine and ist deshalb immerhin noch imstande, 
einigen Lohn zu verdienen. Das R.-V.-A. hat deshalb eine Teilrente von 85 °/o 
für gerechtfertigt erachtet, die seit dem 5. Februar 1918 za zahlen ist. 

Tagesnachrichten. 

Ans dem Belohstage. In der Sitzang vom 16. März d. J 1 . wurde 
bei der Beratung des Baushalts des Reichsministeriums des Innern von seiten 
der unabhängigen sozialdemokratischen Partei die Errichtung eines Reichs« 
gesandheitsmlnisteriums, an dessen Spitze kein Verwaltungsbeamteroder Jurist, 
sondern ein sozial-hygienisch denkender Fachmann gestellt werden müsse, 
wiederum beantragt und diese Forderung von dem Abg. Dr. Moses eingehend 
befürwortet. Leider fand der Antrag nicht die Zustimmung des Hauses, 
sondern wurde von neuem abgelehnt, nachdem sich der Reichsminister des 
Innern dagegen ausgesprochen hatte. Er bedauerte, „daß hier in den Erörte¬ 
rungen immer wieder der eine Gesichtspunkt vergessen wird, daß wir nämlich 
kein Einheitsstaat, sondern ein Bundesstaat sind, und daß deswegen die ge¬ 
samte Exekutive auf dem Gebiete des Gesundheitswesens nicht beim Reich, 
sondern bei den Ländern liegt. Wären wir ein Einheitsstaat, in dem es mög¬ 
lich wäre, von einer einheitlichen Spitze aus das gesamte Gesundheitswesen 
zu beeinflussen, auf diesem Gebiete zu drängen und Maßnahmen durebzusetzen, 
dann würde es zweckmäßig sein, dafür zu sorgen, daß diese Maßnahmen in die 
Hand dieser einheitlichen Spitze gelegt würden. Tatsächlich sind wir aber 
leider auf dem Gebiete des Gesundheitswesens fast nichts wie eine Gesetz- 
gebungsmaschine. Alles weitere, alle Ausfiihrungsmaßnahmen sind Angelegen¬ 
heit der Länder, und die Durchführung der Maßnahmen muß deshalb von der 
Verwaltung der Länder gewährleistet werden. leb furchte deshalb: jeder 
Versuch, die Zahl der Ministerien noch durch ein Reichsgesundheitsministerium 
su vermehren, wird keinen vollen Erfolg zeitigen können. Gesetzgeberisch ist 
das R eichsgesundheitsamt völlig auf der Höhe. Es hat die besten 
Fachmänner zu seiner Verfügung, und was auf dem Gebiet der Gesetzgebung 
geschehen moß, kann und wird durch das Reichsgesundheitsamt geschehen, und 
es könnte besser ganz gewiß nicht durch einen besonderen Minister geschehen. 
Für diese Fragen ist es ohne ausschlaggebende Bedeutung, welche Vorbildung 
der Minister hat. Ein Reichsgesundheitsministerium würde sich in seinen Auf¬ 
gaben und in der Gesetzgebung heute auch mehrfach mit anderen Ministerien 
Überschneiden, so mit dem Arbeitsministerium, dem fast die gesamte Sozial¬ 
politik untersteht, das auch die Wohnungsfrage zu regeln hat, ferner mit dem 
Ernährungsministerium. Man darf doch nicht vergessen, daß die Pflege der 
Gesundheit nicht eigentlich ein Stoff ist, der abgetrennt von anderen Stoffen 
bearbeitet werden kann, sondern daß sie eine Tendenz ist, die die gesamte 
Gesetzgebung zu durchdringen hat (sehr richtig I im Zentrum), die also im 
Wohnungswesen, im Ernährungswesen, in der Sozialpolitik, in der Arheiter- 
fürsorge und vielen anderen Maßnahmen hervortreten muß. Also in allen 
Ministerien muß, genau so wie der sozialpolitische Geist, auch der Geist 
herrschend sein, der Verständnis für die Aufgaben der Hygiene hat; sonst 
werden alle die gesetzgeberischen Aufgaben, deren Lösung den einzelnen Mi¬ 
nisterien obliegt, falsch und unrichtig gelöst werden. Die Gesetze, die von 
Herrn Dr. Moses vermißt worden sind, sind zum Teil bereits beim Reicbsrat, 
wie das Oesetz über die Geschlechtskrankheiten, das sich seit März 1920, also 
■eit 1‘/» Jahren, beim Reichsrat befindet, während die Gesetze über die Tuber¬ 
kulosefürsorge und über die Trunksucht in Vorbereitung sind und, wie ich 
hoffe, in absehbarer Zeit an den Reichstag werden gelangen können." 

Gerade die Schlußworte des Herrn Ministers beweisen so recht schlagend 
die Notwendigkeit eines Reichsgesundheitsministeriums. Ein 
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größeres Testimonium paupertatis konnte sich der Herr Minister nicht geben, als 
durch das Zugeständnis, daß seit 1‘/» Jahren!! ein von ihm ausgearbeitetes 
Gesetz, über dessen Dringlichkeit wohl kein Zweifel herrscht, beim Reichsrat ruht 
und es ihm bisher noch nicht gelungen ist, diesen aus seinen Winterschlaf aufzu- 
wecken. Mit dem Tuberkulose- und anderen derartigen Gesetzen geht es nicht 
besser; sie sollen schon seit Jahren in absehbarer Zeit an den Reichstag gelangen; 
unter „absehbarer Zeit“ scheint aber der Herr Minister ganz etwas anderes 
zu verstehen, als sonst üblich ist; nach dem'bisherigen Verlauf der Dinge 
kommt man fast zur Ansicht, er könnte darunter „ad calendas graecas“ 

f emeint haben. Was er dann in bezug auf die Aufgaben des Reichsgesund- 
eitsministeriums gesagt hat, ist insofern zutreffend, daß diese mehrfach mit 
anderen Ministerien, namentlich mit dem .Arbeitsministerium und dem Er¬ 
nährungsministerium überschneiden. Wir stehen aber auf dem Standpunkt, daß 
z. B. ein Ernährungsministerium viel überflüssiger ist, als ein Gesundheits¬ 
ministerium; denn die Ernährnng bildet einen Teil der öffentlichen Gesundheit 
und kann deshalb recht gut einem Gesundheitsministerium zngeteilt werden; 
dasselbe gilt von der dem Arbeitsministerinm jetzt unterstehenden Sozial¬ 
politik. Die Errichtung eines Gesundheitsministeriums würde somit auch keine 
Vermehrung von Zentralbehörden bringen. Der Herr Minister irrt endlich auch, 
wenn er die Reichsregierung lediglich als eine Gesetzgebungsmaschiue auf dem 
Gebiete des Gesundheitswesens bezeichnet; denn ihm liegt nach Art. 7 der Ver¬ 
fassung nicht bloß die Gesetzgebung über die Gesundheit ob, sondern er bat 
nach Art. 14 auch die Aufsicht und Deberwachung darüber, daß die von ihm 
gesetzgeberisch getroffenen Maßnahmen auch richtig ausgeführt werden; dazu 
gehört aber schon jetzt eine „einheitliche Spitze“, während der Herr Minister in 
dieser Hinsicht ebenfalls nur auf spätere Zeiten vertröstet, d.h.ad calendas graecas. 

In derselben Sitzung des Reichstages Bind dann noch eine Entschließung 
wegen Vorlegung einer Denkschrift über die Unterernährung des 
deutschen Volkes und die Schädigung der Volksgesundheit 
sowie eine Entschließung wegen Förderung der Forschungen auf dem Gebiete 
der Psychopathie und Förderung der Psychopathenfürsorge 
angenommen. Desgleichen hat der Reichstag seine Zustimmung dazu erteut, 
daß der Reichsbeitrag zur Bekämpfung der Tuberkulose dem An¬ 
träge des Hauptausschusses gemäß von 600000 auf 2'/» Million M. erhöht ist. 


*1 


Zur Besoldung»- und Buhegehaltsfrage ln Preußen. In der jetzt 
vorliegenden Ausführung-Anweisung des Finanzministers vom 
21. Januar 1921 zum Beamtendiensteinkommensgesetz und zum Beamten- 
besoldungs- und Beamtenruhegehalisgesetz vom 17. Dezember 1920 heißt es unter 
I. A. a. Ziffer 8 betreffs der Aufrückungssteilen „diejenigen Beamten, 
denen jetzt eine der in der Besoldungsordnung gekennzeichneten Aufrückungs- 
stelle verliehen wird, erhalten die höheren Bezüge mit Wirkung vom 
1. April 1920 an, als wenn sie am 1. April 1920 bereits in der Aufiückungs- 
stelle befördert worden wären.“ 

„Darüber, wieviel Aufrückungsstellen nach dem Besoldungsplan für 1920 
bei der einzelnen Behörde besetzt werden können, ergeht noch besondere Verfügung. 

Auf die Verleihung einer Aufrückungsstelle haben die Beamten keinen 
Rechtsanspruch. 

Die Aufrückungsstellen sollen in der Regel nach dem Dienst¬ 
alter besetzt werden. Sie können in besonderen Fällen auch dienstjüngeren, 
besonders tüchtigen und mit besonders verantwortungsvollen oder arbeitsreichen 
Amtsobliegenheiten betrauten Beamten versehen werden. Hiernach ist im ein¬ 
zelnen Falle zu prüfen, ob bei der Besetzung einer gehobenen Stelle die Ver¬ 
leihung nach dem Dienstalter oder unter Berücksichtigung der sachlichen Er¬ 
fordernisse der Stelle an einen dienst jüngeren besonders tüchtigen Beamten zu 
erfolgen hat.“ 

Betreffs der Grundgehaltssätze der nicht vollbesoldeten 
Kreisärzte wird unter I A b Abs. 8 bestimmt: 

„Die nicht vollbesoldeten Kreisärzte erhalten nicht mehr Gehälter mit 
Mindestgrundsätzen, sondern 76 v. H. der Grundgehaltssätze der vollbesoldeten 
Kreisärzte (Gruppe 10), also sind an Stelle der eingeklammerten Sätze der 
Besoldungsgruppe 10 zu zahlen: 


I 
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(8400) = 6300. (9200) = 6900, (10000) = 7600, (10,800) = 8100, 
(11800) = 8475, (11800) — 8850, (12800) = 9215, (12600) = 9460. 

Nach diesem gekürzten Grundgehalt richtet sich auch die Höhe des Orts* 
Zuschlages. Ueber die Abführung der amtsärztlichen und gerichtsärzt¬ 
lichen Gebuhten seitens der nicht vollbesoldeten Kreisärzte und Gerichtsärzte 
enthält die Ausführungsanweisung keine Bestimmung. 

Ueber die Kinderbeihilfe bestimmt die Ausführungs - Anweisung 
unter I A d: „Die Kinderbeihilfen werden unabhängig vom Diensteinkommen 
gewährt (also auch für die nicht vollbesoldeten Beamten in voller Höhe); sie 
betragen wie früher für jedes beihilfefähige Kind bis zum vollendeten 6. Lebens¬ 
jahre monatlich 40 M., bis zum vollendeten 14. Lebensjahr monatlich 50 Mk. 
und bis zum vollendeten 21. Lebensjahr monatlich 60 M. Zu diesen Beträgen 
tritt der jeweils geltende Ausgleichszuschlagsatz, so daß sich die Kinder¬ 
beihilfe unter Berücksichtigung des nach dem Gesetz vom 14. Dezember 1920 
gewährten Notzuschlages (zahlbar vom 1. Oktober 1920) für jedes Kind wie 
Folgt stellt: 

Ortsklasse AB. C DE 


im Alter bis zu 6 Jahren .... 100 90 80 70 70 

„ „ über 6 bis 14 Jahren . . 125 112,50 106 ' 87,50 87,60 

„ „ „ 14 bis 21 Jahren . . 150 182 120 105 105 


Die Kinderbeihilfe wird im voraus gezahlt und zwar vom Beginn des 
Kalendermonats an, in dem die für Gewährung maßgebenden Voraus¬ 
setzungen eintreten; sie fällt dagegen fort mit Ablauf des Kälenderviertel- 
Jahrs, in dem die sonstigen Voraussetzungen für Gewährung fortfallen. 

Betreffs der Versorgungsgebührnisse der Wartegeld- und 
Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebenen heißt es unter Ila 
Abs. 2: Die Altwartegeldempfänger, Altruh egehaltsempfänger 
und Althinterbliebenen sind den Neuwartegeldempfängern usw. grund¬ 
sätzlich gleichgestellt. Ruhegehaltsfähige Zulagen und Nebenbezüge 
sind nur noch insoweit zu berücksichtigen, als sie unter der Herrschaft der neuen 
Besoldungsordnung zulässig sind, z. B. die Zulage als Mitglied des Provinzial¬ 
medizinalkollegiums oder der Wissenschaftlichen Deputation, aber nicht die 
jetzt weggefallenen Zulagen von 600 M. für die älteren Reg.- und Med .-Räte. 
In II f ist dann leider unter Abs. 2 bestimmt, daß Altersversorgungs¬ 
berechtigte in die in der Besoldungsordnung vorgesehenen 
planmäßigen Aufrückungsstellen nicht eingereiht werden, 
da ihnen solche vor ihrer ZuruheBetzung nicht verliehen 
worden sind. Das ist eine schwere Schädigung der betreffenden Alters- 
versorgungsberechtigten, die jedenfalls von dem Landtage nicht beabsichtigt 
ist. 8ie steht auch in Widerspruch mit den früheren tatsächlichen Verhält¬ 
nissen ; denn ein großer Teil dieser Beamten hat vor seiner Pensionierung eine 
sogenannte gehobene Stellung eingenommen, wie z. B. ein Teil der Regierungs¬ 
räte und sämtliche technischen Räte bei den Regierungen; die Begründung: 
a da ihnen solche vor ihrer Zuruhesetzung nicht verliehen worden sind“, trifft 


also auf diese Altpensionäre nicht zu. Sie steht auch in Widerspruch mit der 
Ansführungsbestimmung im Abs. 8, wo es heißt: „Soweit die Beamten jedoch 
eine gehobene Besoldung, insbesondere eine ruhegehaltsfähige Zulage beim 
Ausscheiden aus der zuletzt von ihnen bekleideten Stelle bezogen haben, sind * 
sie in die entsprechend höhere Besoldungsgruppe einzureihen“; eine Bestimmung, 
die für die vorher genannten Beamten zuirifft. Es wird daher Sache der ver¬ 
schiedenen Berufsvereine sein, gegen diese Benachteiligung an zu¬ 
ständiger 8telle sowohl, als bei dem Landtage in nachdrück¬ 
lichster Weise vorstellig zu werden. 

Der Versorgungszuschlag bei den Altpensionären wird nach den 
gleichen Grundsätzen wie bei dem Ausgleichszuschlag bei den im Dienste be¬ 
findlichen Beamten berechnet; er beträgt mindestens die Hälfte dieses Betrages 
und kann beim Vorliegen besonderer Fälle bis auf die volle Höhe des Aus- 
gleicht»uschlages des zuletzt innegehabten Diensteinkommens erhöht werden. 


In Preufien ist jetzt eine große Anzahl von Studiendirektoren 
(Direktoren von höheren Lehranstalten) zu Oberstudiendirektoren, 
des g leichen eine größere Anzahl von Begierungs- und 8chulräten zu 
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Oberregierangs- and Schalräten ernannt and damit in die Besoldungs¬ 
gruppe 12 eingerfickt; von einer Ernennung eines Teils der „Regierangs- 
und Medlzinalräte“ so Oberregierangs- and Uedizinalräten 
sowie von Kreisärzten za „Obermedizinalräten" nnd von ihrem Auf- 
rficken in die Besoldungsgruppen 12 bezw. 11 hat man aber leider noch nichts 
gehört. Hoffentlich wird es uns möglich sein, in der nächsten Nummer der 
Zeitschrift eine dementsprechende, für die beteiligten Beamten dringend er¬ 
wünschte Mitteilung zu bringen. 


Am 17. n. 18. Mai d. J. (Dienstag and Mittwoch nach Pfingsten) 
findet in Köln die zweite Tagung über Psychopathenffirsorge statt, die 
von dem Deutschen Verein zur Fürsorge für jugendliche Psychopathen, der 
Deutschen Zentrale für Jugendfürsorge (Gesundheitsausschuß and Aasschuß 
für Jagendgerichte and Jagendgerichtshilfen) and dem Allgemeinen Fürsorge- 
Erziehungs-Tag veranstaltet wird. Als Verhandlangsgegenstand ist auf die 
Tagesordnung gestellt „Heilbehandlung and Erziehang psycho¬ 
pathischer Kinder and Jagendlicher mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Fürsorgeerziehung.“ Dabei soll die Zusammenarbeit 
zwischen dem Psychiater und den Organen der offenen Fürsorge (Kleinkinder¬ 
fürsorge, Schulkinderfürsorge, Ermittlung und Schutzaufsicht, Fürsorge für 
vagabundierende Jugendliche) and zwischen Psychiater and Fürsorgeerziehung 
(Beobachtangsstationen, Anstaltserziehung) erörtert werden. Als Referenten 
sind in Aassicht genommen die Herren Prof. Dr. Kramer-Berlin, Kreisarzt 
Dr. Feld-Lennep, Kreisschalrat F uch s - Berlin, Stadtschalarzt Professor 
Dr. Thiele-Chemnitz, ferner Fräulein Pohl-Berlin, Frl. Dittmer (Polizei¬ 
präsidium Berlin), Prof. Dr. G an p p- Tübingen, Pastor Backhansen - Hannover, 
Prof. v. Dü rin g-Steinmühle, Oberarzt Dr. Re da sonnig-Göttingen, Dr. 
Mönkemö 11 er-Hildesheim, Dir. Knaat-Berlin. — Die Teilnehmerkarte 
kostet 20 M., Anmeldungen sind bis 10. April an den Deutschen Verein 
znr Fürsorge für jugendliche Psychopathen, Berlin N. 24, Monbijouplatz 8, za 
richten, der aach für Unterkanftsbeschaffang sorgt. 

Die Tagung findet io Zusammenhang mit einem Bevölkerungsver¬ 
treter-Kongreß statt, der za der gleichen Zeit nach Köln einberafen ist. 


Nachruf. Am 14. März starb in Meisenheim eines der ältesten Mit¬ 
glieder des Preußischen Medizinalbeamtenvereins, der Kreisarzt a D. Geb. Med.- 
Rat Dr. Albert. Gelegentlich seines goldenen Doktorjabilänms wurde seiner 
in dieser Zeitschrift ehrend gedacht. Von 1886 bis 1919 im Amte wirkte er 
als Arzt and als Kreisarzt vorbildlich. Durch langjährige Landpraxis mit den 
Sorgen and Mühen der ländlichen Bevölkerung vertrant, war er gleichzeitig 
den Fortschritten der sozialen Hygiene and der wissenschaftlichen Medizin 
gefolgt und hatte Grandlegendes anf dem Gebiete der Tuberkulosefürsorge und 
der ländlichen Krankenpflegestationen geleistet. Der Kreis Meisenbeim hatte 
bereits 1908 aaf seine Anregung hin das Hebammenwesen statutarisch geregelt. 
Sein Andenken wird in hohen Ehren bleiben. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. T. In 0.: Ist die' zuständige Gerichts¬ 
behörde (Landgericht oder der Oberstaatsanwalt) verpflichtet, dem Kreis¬ 
arzt die Stelle als Gefängnisarzt zu übertragen, oder kann er die 8telle meinem 
Vorgänger weiter überlassen P _ . 

Antwort: Nach den Erlassen des Justizministers vom 20. März 1888, 
20. Januar 1890, 14. Mai 1896 und 16. Mai 1902 sollen bei der Besetzung der 
mit Remuneration verbundenen Stellen der Straf- und Gefängnisanstalts-Aerzte 
die am Orte vorhandenen Medizinalbeamten zwar in erster Linie und vorzugs¬ 
weise berücksichtigt werden; es besteht aber keine rechtliche Verpflichtung 
dazu, namentlich nicht, wenn der bisher als Gefängnisarzt angestellte Kreisarzt 
in der Stelle verbleibt. 


Verantwortlich Ar die SchrilUettang: Prof. Dr. Bcpmond, Och. Med.-Bct In Lippcprlnge. 
Drmok von J. 0. 0. Brun», Minden i. W. 
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arzt in Angerbarg and Dr. Kalle in Ortelsbnrg znm kommiss. Kreisarzt in 
Heinrichswalde (Ostpreaßen); Geh. San.-Rat Dr. Riedel in Berlin-Cbarlotten- 
barg zum ordentlichen Mitglied und San.-Rat Dr. Ascholl in Serlin zum 
stellvertretenden Mitglieds des ärztlichen Ehrengerichtshofes. 

Ter setzt: Die Reg.* and Med.-Räte Dr. Zilleßen in Trier nach 
Schleswig, Dr. König in Arnsberg nach Serlin (zunächst als Hilfsarbeiter im 
Ministerium für Volkswohlfahrt), Dr. Lembke in Allenstein nach Hildesheim, 
die Kreisärzte Dr.Tiling in Heinrichswalde hach Neuwied, Dr. Schttrmann 
in Neuwied nach Essen a./Ruhr, Dr. Kr aase in Marienberg nach Glogan, 
Dr. Rudolphy in Witzenfaaasen nach Plön, Dr. Engelsmane in Plön nach 
Kiel, Dr. Rahs in Goldap nach Elberfeld, Dr. Münzberg in Gumbinnen 
nach Woblau, Dr. Boden stein in Rosenberg (OberscbL) nach Kolherg, Dr. 
Göhlmann in Trebnitz nach Goldberg i. Schl.,' Isfort in Warburg nach 
Burgsteinfurt, die Kreisassistenzärzte Dr. Meier in Stade nach Warburg unter 
Beauftragung mit der Verwaltung der dortigen Kreisarztstelle, Dr. Basten in 
Cöln nach Bonn nnter Beauftragung mit der Verwaltung der dortigen Kreis- 
arztstelle. 

In den Bnhestand getreten: Die Reg.- und Geh. Med.-Räte Dr. A r b ei t 
in Hildesheim, Dr. Bertibeau in Schleswig sowie die Kreisärzte und Geh. 
Med.-Räte Dr. Racine in Essen a. Ruhr, Dr. Hirschfeld in Glogan, Dr. 
Bockendahl in Kiel, Dr. Wex in Düren and Dr. Kasemey er in Burgstein- 
furt sowie Med.-Rat Dr. Dreising in Kassel. 

Bayern. 

Versetzt: Med.-Rat Dr. König, Bezirksarzt in Königsberg i. Fr. als 
Landgerichtsarzt nach Cobarg, Bezirksarzt Dr. Müller in Bogen nach 
Deggendorf. 

(Fortsetaung der Personalien auf der seehaten Seite dee Umschlags.) 
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daß bei den endemischen Krankheiten der Kreisarzt so gut wie 
ausgeschaltet wurde. Man muß sich in die Zeit von 1907 
zurückversetzen, um zu begreifen, wie schwer der Verfasser des 
Preußischen Seuchengesetzes es trug, wenn er in einer von 
zwei Ministerien gebilligten Festschrift einem internationalen 
Hygiene-Kongreß seinen Schmerz über die. Verschlechterung 
seines Entwurfes durch das damalige Preußische Abgeordneten¬ 
haus an cfen verschiedensten Stellen zum Ausdruck brachte, 
ln der Tat hat Kirchner eine ganz andere Fassung ge¬ 
wünscht — und wie schlimm die Verschlechterungen waren, 
die die Mehrheit des Hauses dem Gesetze angedeihen ließen, 
kam* deshalb wenig zum Ausdruck, weil in der Praxis gerade 
an den wichtigsten Bestimmungen teils mit Hilfe der mini¬ 
steriellen Ausführungsbestimraungen, teils durch den Gang der 
Verhältnisse eine ganz wesentliche Korrektur vorgenommen 
wurde in der Weise, daß man sich um die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen nicht kümmerte und daß verständige Polizeiverwal¬ 
tungen dem Kreisarzt die ganze Bekämpfung der Seuchen über¬ 
ließen, daß auf der anderen Seite die Anzeigen wichtiger 
Seuchen in der Regel zunächst an den Kreisarzt und erst dann- 
an die Polizei gingen. 

Daß dieser Zustand — dieser ungesetzliche — auch ein¬ 
mal eine andere Wendung erfahren könne, und zwar so, w!ß 
es das unglückselige Gesetz vorschreibt, das hat in der jüngsten 
Zeit die Verwaltung einer großstädtischen Polizei zum Aus¬ 
druck gebracht, als sie in einem Entwurf zu einer Dienst¬ 
anweisung für Seuchenschwestern den Kreisarzt so gut wie 
ganz wegließ, und die Seuchenschwester lediglich der Polizei 
unterstellen wollte. Der Entwurf stützt sich dabei in seiner 
Begründung ganz korrekter Weise auf das Gesetz und sagt 
ausdrücklich, daß der Kreisarzt nach dem Preußischen Seuchen¬ 
gesetz fast nichts mit der Bekämpfung der «Diphtherie wie dem 
Scharlach zu tun hätte. Leider ließ sich hiergegen gar nichts 
sagen, als daß die Vernunft einen entgegengesetzten Stand¬ 
punkt einzunehmen zwinge. 

Sehen wir einmal zu, was bisher erreicht ist. Hierzu sei 
vorausgeschickt, daß wir bei der Beurteilung von sogenannten 
„Erfolgen“ gezwungen waren, uns auf die Sterblichkeit zu 
stützen. Nun ist die Sterblichkeit nur ein Teil der Erkrankungen; 
unsere Bekämpfungsmaßnahmen richten sich aber gegen die 
Ausbreitung der Erkrankungen und erst mittelbar gegen die 
der Sterblichkeit. Wir werden also unsere Erfolge an diesen 
messen müssen, nicht an der Sterblichkeit. — Ich kann mich 
an dieser Stelle auf die Verhältnisse nicht näher einlassen und 
verweise auf meine Vorlesungen 5 und 6 in dem demnächst 
* erscheinenden Heft der Veröffentlichungen auf dem Gebiete der 
Medizinalverwaltung, die jedem Kreisarzt dienstlich zugehen. 
Hier will ich nur eine Statistik von Behla aus Seite 144 des 
1. Heftes des 4. Jahrganges der Medizinalstatistischen Nach¬ 
richten über die Diphtherie im Staate und in Berlin bringen. 
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Ich habe lediglich die Berechnung der „Tödlichkeit“ hinzu¬ 
gefügt. 

Diphtherie: a) im Preußischen Staat, b) im Stadtkreis Berlin: 
a) b) 


Jahr 

Erkrank. 

Sterbl. 

Tödlichk. 

Erkrank. 

8terbl. 

Tödlichk. 


1 :10000 

1 :100 

1:10000 

1:100 

1902 

15,41 

4,05 

2,6 

7,68 

1,25 

1,6 

1903 

17,68 

4,19 

' 2,4 

8,20 

1,35 

1,6 

3904 

18,78 

8,92 

2,1 

9,07 

1,77 

1,9 

1905 

16,04 

8,27 

2,0 

9,18 

1,54 

1,7 

1906 

16,93 

2,68 

1,6 

11,76 

1,74 

1,5 

♦ 1907 

17,40 

2,46 

1,4 

16,48 

2,26 

1,4 

1908 

18,98 

2,55 

1,3 

20,78 

2,64 

1,8 

1909 

19,67 

2,52 

1,8 

27,74 

3,16 

1,1 

1910 

20,87 

2,45 

1,2 

28,58 

3,11 

1,1 


Betrachten wir einmal in aller Ruhe diese außerordentlich 
wichtige Tabelle, so sehen wir zunächst, sowohl im ganzen 
Staate, wie in Berlin eine Zunahme der Erkrankungen in einer 
Zeit, in der das im Jahre 1900 erlassene Kreisarztgesetz wie 
das im Jahre 1905 erlassene Preußische Seuchengesetz genügend 
lange in Kraft waren, um ihre Wirkung zu zeigen. Die Sterb¬ 
lichkeit hat im „Staate“ in der gleichen Zeit abgenommen, aber 
nicht auf Grund unserer Bekämpfungsmaßnahmen, sondern durch 
die Verringerung der „Tödlichkeit“, d. h. durch einen milderen 
Verlauf, der vielleicht auf die Wirkung des Heilserums gesetzt 
werden könnte, wenn nicht gerade in der gleichen Zeit die 
Sterblichkeit und auch die Tödlichkeit an Scharlach, wie ich 
in meinen „Vorlesungen“ zeige, ebenfalls abgenommen hätte. 
Für die Wirkung des Diphtherieserums kann man allerdings 
andere Statistiken anführen: Krankenhausstatistiken, die eine 
einwandsfreiere Beweisführung gestatten. Man könnte viel¬ 
leicht einwenden, die Diphtherie, und auch der Scharlach, 
hätten andere, widerstandsfähigere Altersklassen ergriffen, als 
früher. Auch dagegen kann ich die besten bisher vorhandenen 
Statistiken anführen, die von Berlin, die ich dem dortigen 
Statistischen Amte verdanke, und in meinen Vorlesungen aus¬ 
führlich wiedergegeben habe. 

Also von einer Wirkung unserer bisherigen Maßnahmen, 
der polizeilichen, gegen die Diphtherie kann nach dem Gesagten 
nun nicht mehr die Rede sein, ebenso wenig auch gegen den 
Scharlach. 

Ob wir mit diesen Maßregeln gegen eine infektiöse Darm¬ 
krankheit etwas ausrichten können, ist mir nach den Erfahrungen 
der letzten Jahre ebenfalls sehr zweifelhaft geworden. Das 
einzige Mittel, dem wir eine Wirkung zusprechen können, ist 
die frühzeitige und langdauernde Absonderung des Kranken 
und, wenn es dazu Mittel gäbe, auch des Bazillenträgers ein¬ 
schließlich des Dauerausscheiders. 

Hierzu aber müßte unsere Seuchengesetzgebung grund¬ 
sätzlich geändert werden. Es müßte, um es kurz zu sagen, der 
Kreisarzt die Meldung des Krankheitsfalles, die Anordnung und 
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die Ueberwachung der Bekämpfungsmaßnahmen erhalten, dafür 
aber auch die Verantwortung der Oeffentlichkeit gegenüber 
übernehmen. 

Der jetzige Zustand beruht darauf, daß der Schreiber der 
eigentliche Seuchenbekämpfer ist, der Sachverständige aber nur 
sein Berater. Daß es umgekehrt sein müßte, bedarf für uns 
keines Wortes. Für die Oeffentlichkeit aber ist es nötig, an der 
Hand solcher Mißerfolge, wie der obigen, den jetzigen Zustand 
in seiner Haltlosigkeit zu zeigen. Dabei kommt noch eine ganz 
unglaubliche Verschwendung von Zeit, Papier und Kraft hinzu, 
d. h. von Geld: Die Anzeigen müssen von der Polizei gebucht» 
und dem Kreisarzt gesandt, von ihm mit Ratschlägen ver¬ 
sehen und wieder zurückgeschickt werden, nachdem sie wiederum 
in eine Liste eingetragen werden, also doppelte Kosten und 
doppelte Arbeit — nicht zur Verbesserung, sondern zur Ver¬ 
schlechterung. 

Nebenbei bemerkt, trifft das Gesagte für die ganze Gesund¬ 
heitspflege zu: Immer sehen wir doppelte Listenführung, mag 
es sich um Aerzte, Apotheker, Hebammen usw. handeln oder 
um Berichte über irgend eine Krankheit. Und dies alles nioht 
etwa zu einer Verbesserung, sondern lediglich durch Festhalten 
an dem überlieferten Begriff der Allwissenheit und Allmächtig¬ 
keit der Polizei. 

Dabei haben wir auf einem verwandten Gebiet, dem der 
Gewerbepolizei eine viel freiere Geschäftsführung; obwohl bei 
ihren Anordnungen gewiß nicht geringere materielle Werte auf 
dem Spiele stehen — ich betone materielle, um nicht in den 
Verdacht von Humanitätsdusel zu kommen. Der Gewerbe¬ 
inspektor hat „Anordnungsbefugnisse“, der Kreisarzt aber nicht 

Will man die gekennzeichneten Mißstände abstellen, so 
muß man sich entschließen, die Abteilung „Gesundheits¬ 
polizei“ von der Sicherheitspolizei zu trennen 
und sie dem Kreisarzt zu unterstellen, der zu ihrer 
Leitung sicherlich ebensoviel Fähigkeiten mitbriugen oder 
erwerben wird, wie der Verwaltungsbeamte. Dann wird außer¬ 
ordentlich viel Zeit und Geld gespart werden; es wird dem 
Wohlfahrtsministerium in Preußen endlich der Fuß seines Auf¬ 
baues gegeben werden. Für die sehr wenigen Fälle, in denen 
wirkliche Gewalt — brachiale nennt man sie, glaube ich, in 
Oesterreich — benötigt wird, könnte uns die Zuziehung der 
Sicherheitspolizei ermöglicht werden. Im übrigen glaube ich, 
daß wir mit den noch zu besprechenden Hilfsmitteln sehr viel 
weiter kommen werden, als mit dem uniformierten Beamten 
und der Aushändigung von gedruckten Verhaltungsregeln. 
Dabei liegt es mir fern, die Tätigkeit des Uniformträgers 
herabzusetzen; ich bin mir immer bewußt gewesen, daß, wie 
Wern icke einmal anführte, Polizei und Bürger — „Polites“ — 
den gleichen Ursprung haben, und ich habe den „Schutzmann“ 
bei meinen Fürsorgebestrebungen in Hamm i. W. gern in An¬ 
spruch genommen, sogar als Helfer in der SäugUngBfürsorge- 
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stelle. loh glaube sogar, daß eine solohe Tätigkeit zur An¬ 
näherung von Publikum und Schutzmann beigetragen hat und 
auf der anderen Seite dem Beamten eine sehr willkommene 
Abwechslung in seiner Tätigkeit war. In der Regel aber werden 
wir lieber eigens vorgebildete Hilfskräfte verwenden, wie dies 
in England (sanitary inspektors — .auch weibliche —) schon N 
lange der Fall ist. Etwas Aehnliches hat der unter Leitung 
von Neisser stehende Frankfurter Verein für Hygiene schon 
vor einer Reihe von Jahren in der Anstellung von Seuchen¬ 
schwestern, die dem Kreisarzt unterstellt wurden, bezweckt. 

Auch in Berlin sind ähnliche Helferinnen in der Seuchen¬ 
bekämpfung in Tätigkeit, allerdings als Hilfsorgane der Schulärzte. 

Diese Stellen sollten den auf den Wohlfahrtsschulen aus¬ 
gebildeten Kräften zufallen, die damit auch andere Aufgaben 
erledigen könnten — fürsorgerische und solche der Kranken¬ 
kontrolle. Die Gefahr einer Uebertragung ansteckender Krank¬ 
heiten durch eine Fürsorgerin ist ebensowenig vorhanden oder 
nicht größer, als die durch den Arzt, der sich auch nicht für 
jede Krankheit spezialisieren kann, sondern vom Säugling zur 
Entbindung und von da zum Scharlach gehen muß und um¬ 
gekehrt, von der Tuberkulose ganz zu schweigen, che noch die 
harmloseste in diesem Kreislauf ist. 

Daß in diesem Zusammenhang auch die Krankenkontrolle 

f enannt wird, geschieht auf das Vorbild von Berlin hin, wo in 
er bekannten Allgemeinen Ortskrankenkasse die Kontroll- 
beamten auch Gesundheitsfürsorge ausüben. Genau so gut 
könnte die Fürsorgerin die Kontrolle der. Kranken und der 
Invaliden übernehmen. Hierdurch würde ihr nicht nur ein sehr 
viel größeres Ansehen bei gewissen unbelehrbaren Persönlich¬ 
keiten — neben manchem weniger Angenehmen — erwachsen, 
der Gesundheitspflege aber eine .wesentliche Unterstützung der 
hierfür zur Beitragsleistung heranzuziehenden Versicherungs¬ 
träger, die aber hierdurch eine nicht unbeträchtliche Menge 
Kosten ersparen würden. 

Also Zusammenfassung von Gesundheitspolizei, Gesund¬ 
heitsfürsorge und Kontrolle der Kranken und Invaliden, be¬ 
sonders für kleinere Gemeinden. In den größeren wird wohl eine 
Spezialisierung von Aufgaben sich nicht ganz vermeiden lassen. 
Das Ziel muß aber das Gleiche sein: Fürsorge d. h. Be¬ 
lehrung und möglichst wenig Zwang. 

Daß wir hiermit allein nicht zum Ziele gelangen, bedarf keines 
Wortes; für die Verhütung von Epidemien wird die Absonderung 
des Kranken im Krankenhaus auf lange'Zeit hinaus das wich¬ 
tigste Mittel sein, bei der unerwarteten Verteuerung ein Ziel, 
das nicht ganz leicht, und nicht allein auf dem bisherigen 
Wege erreichbar ist. Ich habe deshalb an verschiedenen 
Stellen — „Soziale Praxis“, „Ortskrankenkasse“ — folgendes 
Programm für die Verbesserung der Krankenunterbringung 
aufgestellt: 
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Ausdehnung .der Versicherungspflicht auf die 
Familienmitglieder, sowie die von mir als „Versicherungs- 
bedthrftige“ bezeichnete Bevölkerungsgruppe, d. h. Familien, 
die nicht imstande sind, die Kosten für die Unterbringung eines 
chronisch kranken Mitgliedes ihrer Familie zu tragen, ohne die 
anderen zu schädigen. Ich ging damals von dem Falle einer 
tuberkulösen Beamtenfrau aus, die eine Kur bereits hinter sich 
hatte, eine zweite dringend brauchte; ein Kind war bereits 
tuberkulös, das andere gefährdet. Der Mann hatte damals ein 
Einkommen von etwa 4200 M. Die Kur konnte nicht erreicht 
werden. Man setze jetzt die entsprechenden Einkommenverhärt¬ 
nisse den Kosten des Krankenhausaufenthaltes gegenüber und 
wird zu einer Grenze kommen, die jetzt etwa bei 30000 M. 
Einkommen liegt. Nun stelle man sich einmal vor, daß die 
Frau nicht tuberkulös, sondern geisteskrank wäre, und man 
male sioh das Elend dieser Familie aus. 

Eine zweite Verbesserung müßte in der Zusammenfassung 
der V ersicherungsträger in größeren Zweckverbänden liegen, 
aber zusammen mit der Aerzteschaft, wie ich sie bereits im 
Jahre 1904 in Königsberg für die Tuberkulose erreichte, in 
Hamm für -die gesamte Gesundheitsfürsorge und hier in Frank¬ 
furt a. M. für die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
(Geschäftsstelle für öffentliche Gesundheitsfürsorge). Um mög¬ 
lichst großen Risikoträger zu erhalten, empfahl ich ferner Zu¬ 
sammenfassung der Zweckverbände in provinzieller Form mit 
dem Ziel einer Ausgleichskasse für die Provinz und später für 
das ganze Reich. 

Zu diesen Zweckverbänden kämen: Aerzteschaft, Ver¬ 
sicherungsträger, Kommunen, bei der Aerzteschaft die drei 
Gruppen der praktizierenden, der beamteten und der wissen¬ 
schaftlich tätigen Aerzte, wie dies bereits in dem Ospreußischen 
Provinzialverband durchzuführen gelang. 

Hier wäre auch das eigentlicheGesundheitsparlament 
geschaffen, auf das sich die gesamte Gesundheitspflege und 
-fürsorge stützen müßte. 

Soll die Gesundheitspolizei bei dem Staate bleiben oder 
soll sie kommunalisiert werden? Weder das eine, noch das 
andere; sondern die Selbständigkeit mit Hilfe dieses Parlaments 
muß unser Ziel sein. Staat und Kommunen sind jetzt unter 
der Herrschaft von Parteien; Wissenschaft und ausführende 
Gesundheitspflege vertragen aber keine Beeinträchtigung ihrer 
Pflichten durch außerhalb ihrer Zwecke liegende Zeitströmungen 
oder gar Interessen. Gerade aus dem Lande der kommunali¬ 
sierten Gesundheitspolizei, aus England, kommen die bewegtesten 
Klagen über die Behinderung der Tätigkeit durch Interessenten. 
Dazu kommt, daß bei ganz großen Verbänden ein Ausgleich 
leichter möglich ist, als in einer Kommune, die einmal in der 
Person des gewählten Beamten einen Fehlgriff getan hat. Zum 
mindesten soll die Gesundheitspolizei zwar beim Staate 
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bleiben, aber unabhängig vom Parlament und der 
politischen Polizei. 

Und zum Schluß die Gesetzgebung: Auch hier sollten wir 
uns die gewerbliche zum Vorbild nehmen, die dem Bundesrate 
die Befugnisse gab, durch Verordnungen mit Gesetzeskraft, ohne 
jedesmalige Inanspruchnahme des Parlaments Verbesserungen 
für gewisse Bezirke, Gewerbe und beschränkte Zeitspannen zu 
erlassen. Das gilt noch mehr für die Gesundheitspflege mit den 
wechselnden wissenschaftlichen Anschauungen und wachsenden. 
Erfahrungen. Statt Buhdesrat wäre das oben gekennzeichnete 
Gesundheitsparlamenii, d. h. Delegierte der Zweckverbände für 
Gesundheitsfürsorge bözw. einen Geschäftsausschuß, die Behörde, 
die den Bundesrat zu ersetzen hätte. Dann könnte die ganze 
Gesundheitsgesetzgebung von Reichswegen in einigen allgemein 
gehaltenen Paragraphen niedergelegt, die Ausführung aber dem 
Reichszweck verband überlassen werden. 


Die Seuche des Thukydides: Typhus exanthematicus. 

Von Dr. med. et pbU. Friederich Eanngiesser in Braonfels (Kr. Wetzlar). 

Ueber dieses Thema habe ich in der Zeitschr. für Hygiene 
und Infektionskrankheiten (1916, S. 184 etc.) ausführlich be¬ 
richtet, nachdem ich mich bereits seit 1911 in kleineren Arbeiten 
mit dem Gegenstand befaßt habe. Ueber die athenische Seuche 
ist zwar von sehr vielen geschrieben worden — ich war be¬ 
müht, diese Literatur, soweit sie mir nur irgendwie bekannt 
oder zugänglich wurde, in meinen Schriften zu zitieren — aber 
meist entweder von Philologen ohne ärztliche Kenntnisse oder 
von Aerzten ohne philologische Schulung. Bei der Interpretation 
bezw. Diagnose des attischen Xot(i<5<; fordert daher Herr Geh. 
Hofrat Dr. Jakob Sitzler (Freiburg i. Br.) sehr zutreffend: 
„Das richtige Wortverständnis ist wesentlich auch durch die 
nötige Sachkenntnis bedingt; nur wenn beide Zusammenwirken, 
läßt sich Erfolg erwarten. Der Philologe kann nur prüfen, ob 
die medizinischen Ausstellungen vom sprachlichen Gesichts¬ 
punkt aus haltbar sind, der Mediziner, ob die sprachliche Er¬ 
klärung sachlich möglich ist.“ Als Grundlage zur Bestimmung 
der Art der Seuche muß zunächst eine diesbezügliche einwand¬ 
freie Uebersetzung gewonnen werden. In Anbetracht unserer 
menschlichen Unvollkommenheit können wir eine solche aber 
nie ganz erreichen. Eine Annäherung an den Begriff einwand¬ 
frei läßt sich aber nur erzielen, indem wir immer und immer 
wieder an der Uebersetzung herumfeilen und sie der Kritik aus¬ 
setzen, eingedenk der trefflichen Worte Friedrich Nietzsches: 
„Man ist nicht umsonst Philologe gewesen, man ist es viel¬ 
leicht noch; das will sagen ein Lehrer des langsamen Lesens .. . 
Philologie nämlich ist .. . eine Goldschmiedekunst und Kenner¬ 
schaft des Worts, die lauter feine, vorsichtige Arbeit abzutun 
hat und nichts erreicht, wenn sie es nicht lento erreicht . . . 
Sie selbst wird nicht so leicht irgendwo mit fertig, sie lehrt 
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put lesen, das beißt langsam, tief, rück- und vorsichtig, mit 
Hintergedanken, mit offen gelassenen Türen, mit zarten Fingern 
und Augen lesen.“ Obwohl nun, gewiß zu meiner Freude, 
meine oben zitierte Schrift von dem Thukydides-Forscher 
Dr. Edmund Lange (Berlin-Friedenau) als eine „außerordentlich 
wertvolle, offenbar auf den sorgfältigsten Erwägungen und 
Studien beruhende Arbeit“ bezeichnet wurde und Dr. August 
Heisenberg, Professor der hellenischen Sprache an der Uni¬ 
versität München, meine (1. c.) gegebene Uebersetzung des 
kompetenten Kapitels (Thuk. 11 49) mit „sehr gut“ zensierte, 
desgl. Geh. Rat Sit zier meine Fassung, dieses Textes „vom 
philologischen Standpunkt aus als entschieden die beste“ be¬ 
wertete, will ich aus vorerwähnten Gründen eine neue Ueber¬ 
setzung, bei deren Ausarbeitung ich Vorschläge des verdienst¬ 
vollen Medikohistorikers und Philologen Reg.-Rat Prof. Dr. Fuchs 
(Dresden) mit herzlichem Dank an diesen beachtete bezw. ver¬ 
wertete, der Kritik hiermit unterbreiten. 

Im zweiten Jahre des sog. peloponnesischen Krieges brach 
bald nach dem Einmarsch der Spartaner in Attika in der 
zwischen den athenischen Mauern zusammengeströmten und 
zusammengedrängten Bevölkerung eine Seuche aus, über deren 
Symptomatologie Thukydides wie folgt berichtet: „Jenes 
Jahr war nämlich, wie allgemein zugegeben wurde, bezüglich 
der sonstigen Krankheiten zufällig gerade das allergesündeste. 
So aber irgendeiner auch vorher an etwas kränkelte, dann 
schlug das alles in die Seuche um. Die anderen aber ergriff 
ohne ein Vorzeichen, vielmehr plötzlich, inmitten ihrer Gesund¬ 
heit heftige Hitze im Kopf 1 ) und Rötung wie Entzündung der 
Augen 8 ), und die inneren Teile, der Rachen und die Zunge, 
wurden alsbald blutrot 8 ) und gaben einen ungewöhnlichen, 
widerlichen Geruch von sich. Dazu gesellte sich Niesen und 
Heiserkeit, und in kurzer Zeit stieg das Leiden unter heftigem 
Husten in die Brust hinab. Sobald es sich auf den Magen 
warf, kehrte es ihn um; 4 ) es stellten sich Gallenentleerungen 
aller Art 6 ) ein, wie sie von den Aerzten (im einzeln) bezeichnet 
werden. Dies Erbrechen ging unter großen Schmerzen vor 
sich. Die Mehrzahl befiel ein heftiges Schlucksern 6 ), das 
den Körper stack erschütterte und bei dem einen bald, bei dem 
anderen erst viel später nachließ. DeV äußere Körper war beim 
Anfassen weder sehr warm, noch war er blaß, sondern etwas 

*) Fieber. 

s ) Conjunctivitis. 

®) Ob hier die dunkle Bötung der entzündeten Schleimhaut oder Blutungen 
in die Schleimhaut, sog. Ekcbymosen oder Petechien, gemeint sind, sei dahin* 
gestellt: der Begriff atp.a't&bvjc bedarf jedenfalls näherer Interpretation. 

4 ) Vgl. hierzu das neugr. Wort dvaxatcbvopai: mir ist übel. 

®) Die alten Aerzte „scheinen“ (ich bitte um Aufklärung) das Erbrochene 
wohl nach seiner Farbe und nach dem Qrad der Verdauung differenziert zu 
haben. 

') Unter Xöyg xsvi) kann m. E. nur der sog. Singultus verstanden sein. 
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rot, blutunterlaufen 7 ), mit einem Ausschlag 8 ) von kleinen 
Bläschen und Geschwüren bedeckt. Im Innern aber empfanden 
die Kranken solche Glut, daß sie selbst die leichtesten Kleider 
und Decken nicht ertrugen, sondertf am liebsten nackt waren 
und sich am liebsten in kaltes Wasser gelegt hätten. Tat¬ 
sächlich eilten viele (in der Pflege) Vernachlässigte von un¬ 
stillbarem Durst heimgesucht in die Regenzisternen. Es kam 
auf dasselbe heraus, ob sie viel oder wenig tranken. Fort¬ 
während aber bedrängte sie die Unmöglichkeit auszuruhen und 
die Schlaflosigkeit. Der Körper welkte nicht, solange auch 
die Krankheit auf dem Höhepunkt sein mochte, sondern hielt 
wider Erwarten den Schmerzen stand, so daß die meisten noch 
ziemlich bei Kraft am siebten oder neunten Tag an der inneren 
Glut zu Grunde gingen. Entgingen sie aber dem Tod, dann 
zog sich die Krankheit in den Unterleib, machte heftige Leib¬ 
schmerzen 9 ) und Durchfälle unverdauter Massen, so daß sehr 
viele an Entkräftung starben. Denn das Uebel, das am Kopf 
begann, zog durch den ganzen Körper, und wenn einer das 
Schlimmste überstanden zu haben schien, so verstümmelte die 
Krankheit ihn obendrein. Denn sie warf sich auf die Geschlechts¬ 
teile, Finger und Zehen; viele kamen mit dem Verlust dieser 
davod, ja einige wurden blind. Wieder andere wußten vom 
Augenblick an, wo sie gesund wurden, sich an rein nichts zu 
erinnern, wußten also (aus der Zeit ihrer Erkrankung) 10 ) weder 
was von sich noch von ihren Angehörigen. 

7 ) juXixvöj = lat. Iivida8: grau zyanotisch: petecbiös marmoriert. Er¬ 
wähnt sei hier, daß Goethe uns in seinem Artikel: „ Farben benennungen der 
Griechen nnd Römer“ keine Aufklärung über iteXtxvdc, auch nicht über 6n£po$pov 
(etwas rot, rötlich) gibt. 

*) Dieser Ausschlag wird seiner Beschreibung nach als Variola-Exanthem, 
d. h. als Pocken gedeutet. Aber ich denke J. J. Winckelmann hat reoht, 
wenn er in seiner Schrift „Gedanken über die Nachahmung der griechischen 
Werke in der Malerei und Bildhauerkunst“ sagt: „Es findet sich in den Schriften 
der griechischen Aerzte keine Spur von Blattern, und in keines Griechen an¬ 
gezeigter Bildung, welche man bei Homer oft nach den geringsten Zügen 
entworfen sieht, ist ein so unterscheidendes Kennzeichen, wie Blatterngruben 
oft sind, angebracht worden.“ Wäre die athenische Seuche Variola gewesen, 
dann hätte Thukydides in seiner gewissenhaften und det&ilierten Schilderung 
sicher nicht vergessen, dieser entstellenden Pockennarben Erwähnung zu tun, 
noch hätte er dann wohl auch von dem unerträglichen Juckreiz des Blattern- 
aunschl&ges berichtet. 

9 ) SXxcooic (m. E. von SXxro ziehen, zerren), möchte ich schon deshalb 
durch Kolik: d. h. anfallsweise anfiretende Leibschmerzen übersetzen, da ich 
die übliche Uebersetzung der Darmverschwärung bezw. Darmgeschwüre aus 
dem Grunde nicht akzeptieren mag, weil m. W. damals zu Athen doch keine 
Sektionen an Leichen von Seuchenerkrankten gemacht worden sind. 

10 ) „Wußten also (aus der Zeit ihrer Erkrankung) weder was von sich 
noch von ihren Angehörigen.“ Mit letzterer Uebersetzung befinde ich mich selbst 
freilich bewußt im Gegensatz zu allen Interpreten, so weit mir bekannt. Doch 
werde ich in dieser Uebertragung neuerdings unterstützt durch eine Beobach¬ 
tung von R. Willheim und A. Frisch beim Typhus exantbematicus (Fleck¬ 
fieber), als welches ich die 8euche wohl erstmals restlos erläutert habe. Diese 
Autoren schrieben in dgr Medizinischen Klinik (1917; Nr. 5, S. 119) nämlich 
u. a. folgende interessante Beobachtung nieder: „Als eine Komplikation fiel 
dieemal eine merkwürdige Alteration des Gedächtnisses auf, darin bestehend, 
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In dem Bericht des Diodor über diese athenische Seuche 
ist die Erkrankung von Frauen und Kindern nicht erwähnt. 
Auch von Thukydides wird m. W. diesbezüglich nichts Be¬ 
sonderes vermerkt. Es hät das wohl, abgesehen von der sog. 
„sozialen Stellung“, vielleicht auch darin seinen Grund, daß die 
Männer am heftigsten bezw. am gefährlichsten von Fleckfieber 
befallen werden. So behauptet z. B. Erich Martini (in der 
Deutschen med. Wochenschrift; 1916, Nr. 47), daß die Fleck¬ 
fiebersterblichkeit unter den Frauen (in seiner Beobachtungs¬ 
gegend) sowohl der christlichen, als jüdischen Bevölkerung 
geringer war, als unter den Männern. Auch in der Zeitschrift 
für Medizinalbeamte (1918, S. 181) erklärt Patschke: „Die 
Kinder erkranken im Gegensatz zu den Erwachsenen häufig, 
aber leicht und können das Fleckfieber ambulant durchmachen.“ 

Für die Uebertragung des Fleckfiebers werden nach 
Nicolle die Kleiderläuse verantwortlich gemacht, die Schilling 
zufolge (vgl. Frft. Ztg.; 10. 8. 1916) auch durch den Wind über¬ 
tragbar sind. F. Weil macht in der Medizinischen Klinik (1917, 
S. 682) darauf aufmerksam, daß eine der Hauptquellen der 
Fleckfieberübertragung in dem Geschlechtsverkehr oder doch in 
der Freundschaft mit Weibern zu suchen sei. Friedberger 
(Zeitschrift für ärztl. Fortbildung; 1917) bezweifelt die Ueber¬ 
tragung des Fleckfiebers durch Läuse. Hierzu sei bemerkt, 
daß nach Patschkes Beobachtungen „nur etwa bei der Hälfte 
sämtlicher Fleckfieberkranken Kleider- und Kopfläuse gefunden 
wurden“. Allerdings werden Kleiderläuse sehr leicht über¬ 
sehen, besonders wenn sie vereinzelt auftreten. 

Mit der athenischen Fleckfieberseuche so wie sie Thuky¬ 
dides schildert, ist an Schauderhaftigkeit die serbische Epidemie 
im Weltkrieg (1914—1918) nicht nur vergleichbar, sondern <lie 
letztere übertrifft wohl an Schrecken und Opfern auch relativ 
die erstere. So schreibt Viatorius (Med. Kl ; 1917, S. 29) — 
ich ergänze das zu Zitaten aus anderen Autoren, die ich ander¬ 
wärts publizierte — u. a. folgendes: 

„Schließlich war niemand da, der die armen an Flektyphns Verstorbenen 
begraben hätte. In der Nähe der Spitäler gab es oft Berge von Leichen. 
Manchmal worden Schwerkranke als Tote weggeschleppt Ein österreichischer 
Arzt erzählt daß aas einem Leichenhaafen auf einmal ein delirierender Fleck* 
typhuskranker aofstand, sein Bedürfais erledigte and sich wieder aaf den 
Leichenhaafen zariicklegte, meinend, sein Bett anfzasachen. In manchen 
Spitälern starben täglich 100 Fleckt yphaskranke. Die Kranken kamen oft in 
so benommenem Zustand an, daß nicht einmal die Namen anfgenommen werden 
konnten. Zuweilen waren auch alle Kanzleikräfte von der Seache hinweg¬ 
gerafft worden, so daß schon deshalb jede administrative Tätigkeit entfiel." 

Auf die Flecktyphusgefahr im Weltkrieg habe ich gleich 
bei dessen Ausbruch hingewiesen, doch wurde meinem Aufsatz 
von der Münch. Med. Woch. die Aufnahme verweigert, so daß 

daß manche Kranke in der Bekonvaleszenz über die ganze Dauer der Er¬ 
krankung eine Gedächtnislücke aufwiesen und diesem ohne daß während der 
Erkrankung eine besonders auffällige Trübung des Bewußtseins vorhanden 
gewesen wäre." 
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ich ihn ia der Oesterr. Aerzte-Ztg. (1914, Nr. 19/20) erscheinen 
lieft. Erst später, am 13. Oktober 1914, wurde in der Münch. 
Med. Wochenschrift von Nocht darauf hingewiesen: „daß er 
den Aerzten nicht dringend genug empfehlen könne, sich mit 
der Symptomatologie des Fleckfiebers bekannt zu machen“. 
Was vor Kriegsbeginn in den medizinischen Lehrbücherft über 
das Fleckfieber stand, war größtenteils recht unzulänglich; in 
Deutschland war die Erkrankung zudem nur noch dem Namen 
nach bekannt gewesen, desgl. in Westeuropa. Daher die athenische 
Seuche auch restlos Symptom für Symptom als Fleckfieber vor 
Erscheinen meiner zuständigen Arbeiten (Korr.-Blatt f. Schweizer 
Aerzte; 1913, Nr. 33 una Klinisch-therapeut. Wochenschrift; 
1914, Nr. 2) nirgends interpretiert worden ist. Durchweg wurden 
und werden ein paar — aber nicht alle — Symptome aus der 
thukydidöischen Beschreibung herausgegriffen und mit irgend¬ 
einer Infektionskrankheit identifiziert. So sehr ich für jede 
Wortkritik dankbar bin, muß ich von der ärztlichen Kritik, 
soweit diese die athenische Krankheit diagnostiziert, un¬ 
bedingt eine restlose Erläuterung aller Symptome ver¬ 
langen mit Beleg, sei es aus eigener oder fremder Erfahrung. 
Ich richte diese Bitte auch an Herrn Kollegen P. Richter, 
der die athenische Seuche für Milzbrand hält, aber bis heute 
nicht erklärt hat, welche Form des Milzbrandes er meint (der 
sog. Darmmilzbrand, an den entfernt gedacht werden könnte, 
führt in der Regel in 2 bis 3 Tagen zum Tode: vgl. Rothschild, 
Med. Kl.; 1918, S. 1160), wo Milzbrand jemals periphere Gangrän 
gemacht und zur Zerstörung des Augenlichtes geführt hat. 
Das letztere glaubt Herr Richter dadurch zu beweisen, daß 
ein Milzbrändkarbunkel des Augenlides beim Tier, den Herr 
R. bloß an einer Moulage sah, nur unter Vernichtung der 
Sehkraft heilen könne. Das ist eine Vermutung, die durch 
nichts bestätigt ist. Ich kann in dem eingehenden Aufsatz 
über Milzbrand beim Vieh in Hutyras und Mareks spezieller 
Pathologie und Therapie der Haustiere'(Jena; 1910, Bd. I, 
S 1—32) darüber nichts finden. Ferner veröffentlichte R. Hilbert 
im Zentralblatt f. prakt. Augenkeilkunde (Okt.-Heft, 1883) einen 
Aufsatz: „Ein eigentümlicher Fall von Spontangangrän der 
Lidhaut beim Menschen, der vollständig ausheilte. Die Ver¬ 
mutung des Herrn P. Richter ist also sehr schwach funda- 
mentiert; vgl. den Schluß von einem Tierlid einer Moulage 
aufs Menschen au ge 1 

Die jüngstd Arbeit über den Loimos erschien in der neu¬ 
griechischen Zeitschrift „Jatriki Proodos“ (1918 [?], S. 401—405). 
Dir Verfasser, G. Katsas, hält den Loimos für Blutpest. Er ver¬ 
steht unter den Tetrapoden des Thukydides Mäuse, die 
gleichfalls an Pest zugrunde gingen. Doch ist II 50 nur von 
alimentären Intoxikationen durch Aasgenuß, nirgends aber von 
einer Epizootie: d. h. Tierseuche die Rede. Auch würde Thu¬ 
kydides die Mäuse doch einfach mit dem üblichen Wort: 
„|&0c" bezeichnet haben, wie man denn m. W. sowohl im alt-, 
/ 
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wie neugriechischen unter Tetrapoden nur größere Tiere ver¬ 
steht. Uebrigens ist sog. Blutpest (Pestsepticämie) manchmal 
schon innerhalb 24 Stunden, in der Regel aber am zweiten oder 
dritten Tag tödlich verlaufend (vergl. Scheube: Die Krank¬ 
heiten der warmen Länder; 1910, S. 275). Ich verbleibe daher 
bei meiner erstmals 1910 in der Med. Klinik aufgestellten An¬ 
sicht, die auch neuerding« von Moon (in der englischen Zeit¬ 
schrift Lancet 9. Nov. 1915) vertreten wird, daß die thukydidei- 
sche Seuche Typhus exanthematicus: d. h. Kriegstyphutf war, 
neben Schrecken und Hunger einer der Trabanten des Ares. 


Vergiftung mit Benzinersatz (Benzinoform). 

Von Medizinalrat Dr. Cnrtins, Kreisarzt io Stendal. 

Gin über 13 Jahre altes, sehr kräftiges Schulmädchen 
hatte aus einer 30 g-Flasche Benzinersatz, von dem eine nicht 
näher feststehende Menge zur Wundbehandlung gebraucht war, 
anscheinend in selbstmörderischer Absicht getrunken. Vorher 
hatte sie um 12 Uhr reichlich Mittag gegessen, um 5 Uhr 
nachmittags wurde sie, auf dem Bauch liegend, tot aufgefunden. 
Die Leichenöffnung fand nicht volle zweimal 24 Stunden 
-nach dem Tode statt; da die Leiche außerdem im Kalten ge¬ 
legen hatte, war sie noch ganz frisch. 

Der Befund war folgender: 

1. Bläulich-violette Flecken am ganzen Bücken; nur vorne am Hals 
und zwischen den Oberschenkeln waren die Totenflecke etwas rot. 

2. Beide Ohrspeicheldrüsen-Gegenden waren deutlich verdickt, aber nicht 
so stark wie bei Ziegenpeter. Ohrspeicheldrüsen blau-grau-rot, verdickt, ohne 
Blutergüsse. 

3. An beiden Nasenöffnungen angetrocknetes Blut. Beim Umdrehen der 
Leiche floß viel rötliches Blutwasser aus der Nase ab. 

Außen und innen am Magen, Därmen, Leber — die sehr wenig Blut 
enthielt — nichts Besonderes. 

4. Das ganz mattblanviolette Herz war mit nur flüssigem Blut stark 
gefüllt Dieses hatte eine dunkel kirschrote Farbe und machte einen lack¬ 
artigen Eindruck. Im rechten Herzen waren 64 ccm, im linken 40 ccm Blut 
enthalten, auch floß beim Abschneiden des Herzens recht viel Blut in den Herz¬ 
beutel. Nach nicht langem Sieben setzte sich oben auf dem Blut eine 
weißlich-grau opaleszierende Schicht ab. 

5. Die Lungen reichten bis in den 4. Zwischenrippenraum, der Herz¬ 
beutel lag an der Basis 9 cm frei und reichte bis zum oberen Bande der 8. Bippe. 

Der Oberlappen der linken Lunge war gänzlich mit dem BippenfeU ver¬ 
wachsen, weniger stark der Unterlappen. 

An der rechten Lunge fanden sich vorne zahlreiche, unregelmäßig ge¬ 
staltete mehr rundliche Fiecke von der Qröße eines Fingernagels nnd darüber, 
aber auch kleinere. Am meisten zeigten sie sich vorne am Mittellappen und 
an seinen Seitenflächen. Die Flecke hatten eine dunkel blauviolette Farbe; 
darüber und 3—10 mm unter ihnen lagen stark nicht so intensiv- gefärbte 
Bluteztravasate. Auch mitten im Gewebe des mittleren Lungenlappens waren 
diese Blutaustretungen vorhanden, so daß die Schnittfläche eine entfernte Aebn- 
lidhkeit mit dem Bilde eines melanotischen Sarkoms batte, jedoch waren die ver¬ 
änderten Lungenteile nicht ganz so schwarz. 

Die Blutaustretungen fanden sich, abgesehen von unterhalb der dunkel¬ 
blauvioletten Flecke der Lungenoberfläche, auch sonst in der Lunge. Bei 
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Druck auf die Lungen trat aus den Schnittflächen viel dunkel kirschrotes 
Blut, aber nur vereinzelt ganz wenig Luftbläschen aus. 

In den Luftröhrenästen befand sich viel dunkelkirschroter, luftblasen¬ 
haltiger Schleim; die Schleimhäute der Luftröhrenäste waren bordeauxrot, auch 
wie geschwollen. 

An der linken Lunge fanden sich gar keine dunkelblaurote Flecke an 
der Oberfläche und keine Blutaustretungen im Gewebe. Aus den Schnitt¬ 
flächen entleerte sich aber auch viel Blut und sehr wenig lufthaltiger Schleim. 
Die Luftröhrenäste und ihr Inhalt waren wie rechts. 

6. Die Eehlkopfschleimhaut und die Schleimhaut der Luft¬ 
röhre hatten einen schmutzig grau violetten Farben ton. (Die Farbe läßt sich 
schlecht beschreiben, sie hatte eine Aehnlichkeit mit der neuen Fttnfzebnpfennig- 
Marke, nur etwas dunkler und verwaschener im Top.) Auch enthielten sie Schleim 
von ähnlicher Farbe. 

7. Die Schleimhaut der Speiseröhre hatte sich an verschiedenen 
Stellen abgehoben und löste sich unter dem darüberstreichenden Finger an 
verschiedenen Stellen ab, so daß ausgedehnte Substanzverluste der Schleim¬ 
haut entstanden. 

8. Die Nieren hatten eine dunkel kirschrote Farbe. 

9. Das Gehirn machte einen ausgesprochen blutarmen Eindruck. 

10. Die Blutbeschaffenheit war überall die gleiche. 

Da es mir an Zeit und Literatur fehlt, über die Vergif- 
tungssyraptome von Benzinoform nachzulesen und ich im 
Schmidtmann sehen Lehrbuch die Notiz fand, daß Benzin- 
und Benzolvergiftungen ähnliche Erscheinungen machen, nehme 
ich von dem Benzinoform das Gleiche an und verweise auf die 


Abhandlung von San.-Rat Dr. S t u e 1 p in Nr. 14 der Med. Beamten- 
Zeitschrift; 1919. 

Benzinoform ist, so wie es jetzt geliefert wird, nicht ein 
gleichmäßig zusammengesetzter Körper; denn nach der Angabe 
eines Apothekers soll sein spezifisches Gewicht sehr schwanken. 
Ob die Giftwirkung je nach der Zusammensetzung der Flüssig* 
kek verschieden ist, weiß ich nicht. Ein stark mit Speisebrei 

{ gefüllter Magen wird ja weniger unter dem Gift leiden, als ein 
eerer. 

Die Veränderungen an den Lungen und den 
Schleimhäuten der Luftröhrenäste halte ich für außer¬ 
ordentlich charakteristisch und möchte glauben, daß man aus 
diesem Befund die Vergiftung allein diagnostizieren kann. Alles 
andere hat, abgesehen von der Blutbeschaffenheit nur 
untergeordneten W ert. 

Ob die Schwellung der Ohrspeicheldrüsen irgend etwas zu 
bedeuten hat, kann ich nicht sagen, sondern nur soviel an- 

§ eben, daß weder am Ort, noch bei den andern Geschwistern 
er Verstorbenen Ziegenpeter bestanden hat. Tags zuvor hatte 
das Kind noch gesund die Schule besucht und war am Vor¬ 
mittag des Todestages aus wirtschaftlichen Gründen schulfrei. 

Auffallend ist das Fehlen der dunkelblau violetten Flecke 
an der Oberfläche und der herdförmigen Blutaustretungen im 
Gewebe der linken Lunge. Ob das auf die ausgedehnten 
Adhäsionen oder auf andere Gründe zurückzuführen ist, vermag 
ich nicht zu beurteilen. Ich möchte annehmen, daß die Gift¬ 
wirkung des in den Lungen verdunstenden Benzinoforms die 
Schleimhäute sehr reizt; deshalb kann es möglioh sein, daß 
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im vorliegenden Falle die Giftwirkung in der ausgiebig atmenden 
rechten Lunge mehr zur Wirkung gekommen ist, als in der 
schwächer atmenden linken. Es ist ja außerdem auch möglich, 
daß das Kind im Beginn der Erstickung mehr auf der linken 
Lunge gelegen hat. 

Vielleicht ist der Tod durch diese Giftreihe (Benzin, Benzol, 
Benzinoform etc.) überhaupt veranlaßt durch eine Erstickung 
durch akute Schwellung der feineren Luftröhrenverzweigungen 
infolge Verdunstung der Giftstoffe in den Lungenkapillaren. 
Für eine Erstickung durch akute Schwellung der Schleimhaut 
in den feineren Luftröhrenästen spricht der ganz auffallend 
geringe Luftgehalt der Lungen. Für die Erstickung sprechen 
auch die Beschaffenheit des Blutes und die Blutfülle der 
Brustorgane. 


Ekzem als mittelbare Unfallsfolge? 

Von Prof. Dr. G. H. Sleveklng-Hambnrg. 

Die ledige K. J., 19 1 /« Jahre alt, geriet vor 8 Wochen 
beim Reinigen einer Schnellpreßmaschine in der Buchdruckerei 
Gebr. L. mit ihren Röcken in eine unter dem Tisch laufende, 
nicht genügend geschützte Transmission. Sie stemmte mit 
aller Kraft die Kniee gegen den Tisch, so daß ihr nur „die 
Kleider bis zur Taille buchstäblich vom Leibe gerissen wurden“, 
blieb aber sonst völlig unverletzt. Mit dem heftigen Schrecken 
allein ist sie aber anscheinend nicht davon gekommen. Denn 
sie erkrankte angeblich unmittelbar danach mit „Flechten“ an 
Armen, Brust und Gesicht, letzteres schwoll an. Sie wurde 
längere Zeit kassenärztlich behandelt. Heute, nach etwa acht 
Wochen, findet sich bei dem kräftig gebauten und gut genährten 
Mädchen, das angeblich früher nie so etwas gekannt hat und 
keine besonders zarte oder empfindliche Haut aufweist, eine 
auffällige Marmorierung der Haut mit feiner Schuppung im 
Gesicht, an den Oberarmen (Brustseite) und an der Innenseite 
des linken Oberschenkels. Die Frage, ob ein ursächlicher 
mittelbarer oder unmittelbarer Zusammenhang bestehe, habe 
ich vörbehaltlich richtiger Berichterstattung bejaht. Ein An¬ 
gestellter behauptet, der Hautauschlag habe bei der K. J. schon 
vorher bestanden. Das jetzt nachzuprüfen, ist natürlich un¬ 
möglich. Ich halte es aber für wohl denkbar, daß ein heftiger 
Schrecken solches Exzem auslöst oder ein vorhandenes ver¬ 
schlimmert. Beim Ekzem spielen doch zweifellos nervöse Ein¬ 
flüsse eine große Rolle. Die Literatur äußert sich über die 
Beziehungen zwischen Unfall und Ekzem nur sehr zurück¬ 
haltend und allgemein; gut beobachtete Fälle verdienen daher 
wohl veröffentlicht zu werden. Für die Versicherungsträger ist 
die Frage unter Umständen von Bedeutung. 
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Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die am 83. Januar d. J. In Stottgart 
abgehaltene Aauachnsssltzung des Württeiubergischen 
ffledizinalbeamtenvereing. 

An dieser Sitzung nahmen teil: als Regiernngsvertreter Ministerialrat 
Dr. y. Schenrlen and die Aasschaßmitglieder Gnant, Haag, Köstlin, 
Schott, Schwarzkopf and Zöppritz. 

1. Dienstaafwandsentschädignug der Oberamtsärzte. Der Vorsitzende, 
Obermedizinalrat Dr. Köstlin, gab dem Aasschoß Kenntnis yon einem Erlaß 
des Ministeriums des Innern yom 24. Dezember 1920, in dem unter Bezugnahme 
auf die Eingabe des Medizinalbeamtenyereins yom 10. Dezember y. J., Ent- 
schädigaag für Kanzleibedttrfnisse betreffend, der Verein zar Begründung seiner 
Eingabe am Mitteilang eines ins einzelne gebenden Nachweises des den Ober* 
amtsärzten entstehenden Aufwandes ersucht warde. Daraufhin hat der Aas* 


schaß beschlossen, diesen Nachweis folgendermaßen za geben: 
a) für yollbesoldete Oberamtsärzte: 

1. für Miete der Diensträame. 800 M. 

2. für Heizung der Diensträame. 600 „ 

3. für Beleachtang der Diensträame. 200 „ 

4. für Anfwartang der Diensträame. 400 „ 

5. für Schreibmaterialien, Schreibhilfe, Einbindenlassen yon Regie- 

rnngs- und Amtsblättern u. dergl. . ... . 600 , 


zus. . . 2600 M. 

b) für nicht yollbesoldete Oberamtsärzte 8 /s dieses Betrages; dabei sei 
noch za bemerken, daß sich diese Zahlen je nach der Verschiedenheit der ein¬ 
zelnen Stellen im einzelnen gegeneinander etwas verschieben können, daß sie 
aber als Durchschnittszahlen für die Zeit der Stellung des Antrags auf der 
letzten Jahresversammlung der damaligen Preislage im allgemeinen als ent¬ 
sprechend haben angesehen werden können. Nun sei aber seither wieder beinahe 
ein Jahr vergangen, and da im Laufe dieses Jahres die Preise gerade für die 
wichtigsten Kanzleibedürfnisse, für Heizung, Beleachtang and Schreibmaterialien 
wieder eine erneute and ganz anverhältnismäßig große Steigerung erfahren 
haben, so können die damals unserem Antrag zugrande gelegten Zahlen den 
heutigen Preisverhältnissen in keiner Weise mehr als entsprechend angesehen 
werden, weshalb wir ans genötigt sehen, jetzt schon am eine 50 prozentige 
Teuerungszulage za der, damals von ans beantragten Dienataufwandsentschädi- 
gung za bitten. 

Dieser Beschloß des Ausschusses warde dann sofort dem Ministerium 
des Innern in Vorlage gebracht. 

II. Steuerfragen. Da sich in letzter Zeit mehrfach Zweifel bezüglich 
der Besteuerung des Einkommens der Oberamtsärzte erhoben hatten, so hat 
rieh der Vorsitzende persönlich an den Vorstand des Stuttgarter Finanz¬ 
amtes, Herrn Direktor Moser, gewendet and hat diesen am Aufklärung hier¬ 
über gebeten, wojraaf ihm folgender Bescheid gegeben warde: 

Die Gebühren, welche die Oberamtsärzte für gerichtsärztlicbe und polizei¬ 
ärztliche Verrichtungen, sowie halbamtsärztlicbe Gatachten and Zeugnisse für 
Berufsgenossenschaften, Versicherungsanstalten and private Personen erhalten, 
unterliegen, da sie einen Teil des amtlichen Einkommens der Oberamtsärzte 
aasmachen, nicht der Umsatzsteuer, sondern der Einkommensteuer. Die Ober¬ 
amtsärzte haben also bei ihrer Steuererklärung auf Grand ihres Gebührentage- 
buehs den Betrag anzageben, den sie im Laufe des Kalenderjahres 1920 
au solchen Gebühren erhoben haben, worauf dann die Höhe des Steuerabzuges 
von der Steuerbehörde festgesetzt wird; außerdem haben aber die nicht voll- 
besoldeten Oberamtsärzte ans dem Ertrag ihrer Privatpraxis die gleiche Umsatz¬ 
steuer za entrichten, wie die Privatärzte; Diäten- and Reisekosten, sowie die 
Estschidigang für Kanzleikosten seien selbstverständlich steuerfrei. 

III. Jahresversammlung. Es warde beschlossen, den Termin für die 
diesmalige Jahresversammlung auf die zweite Hälfte des Mai, voraassichtlich 
Sonntag, den 22. Mai anzasetzen, and zwar soll die Versammlung schon um 
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10 Uhr vormittags beginnen; womöglich solle, abgesehen von der Erörterung 
wirtschaftlicher Fragen, auch einmal wieder ein wissenschaftliches Thema aaf 
die Tagesordnung gesetzt werden; in Aussicht genommen wurde hierfür in 
erster Linie ein Referat über die Tübinger Typbusepidemie. 

Die Kollegen werden gebeten, etwaige Wünsche und Anträge für die 
Festsetzung der Tagesordnung dem Vorstand rechtzeitig mitzuteilen. Der 
bestimmte Termin der Versammlung und die Tagesordnung werden später noch 
im Korr.-Blatt bekanntgegeben werden. Dr. Köstlin. 

f 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

A. Geriohtliohe Medizin. 

Gerichtsarzt und soziale Hygiene. Von Dr. D ö 11 n e r - Duisburg. 
Aerztliche Sachverständigen - Zeitung; 1920, Nr. 12. 

Verfasser tritt lebhaft für eine Erweiterung des Aufgabenkreises des 
preußischen Gerichtsarztes ein. Er fordert eine wesentliche Beteiligung bei der 
sozialen Bygiene und sucht den Nachweis zu führen, daß der Gerichtsarzt ganz 
besonders vermöge seines Amtes berufen ist, 6ofcia)bygienjsch zu wirken bei der 
Bekämpfung der Tuberkulose (hohe Zahl der Tuberkulösen in den Gefängnissen), 
der Geschlechtskrankheiten, des Alkoholismns. 

In einer für den Gerichtsarzt aufzustellenden Dienstanweisung sollte 
nicht vergessen werden, die Bestimmung aufzunehmen, daß er wöchentlich eine 
Beratungsstunde für die Familienangehörigen der in Untersuchung öder Strafe 
Stehenden, für Vormünder usw. abzuhalten hat. In dem von den Medizinal¬ 
beamten geforderten „ Medizinalamt* einer Provinz soll auch ein Gerichtsarzt 
sein, ebenso wie die Zentralinstanz einen gerichtlich-medizinischen Fachmann 
haben muß. Dr. Solbrig -breslau. 


B. Sachverständig entätigkeit in Unfall-, Invalidität«- nnd 
Krankenverslohernngss&ohen. 

Absichtlich hervorgerufeue Haut- und Geschlechtskrankheiten bei 
Soldaten. Von Professor Fr. Juliusberg -Braunschweig. Aerztliche Sach- 
veratändigen-Zeitung; 1920, Nr. 12. 

Es handelt sich um ein Sammelreferat nach deutschen, österreichischen 
italienischen Arbeiten aus der Kriegszeit. Diese Simulationen haben einen 
erheblichen Umfang angenommen, die zur Anwendung kommenden Mittel sind 
recht mannigfach. Die Beweisführung ist immer eine schwierige. 

Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 


Aerztliche Schiedsgerichte. Von Gerichtsassessor Dr. Zimmermann- 
Essen. Justiziar der Süddeutschen Eisenbahn-Uesellschaft. Aerztliche Sach- 
verständigen-Zeitung; 1920, Nr. 11. 

Aerztliche Schiedsgerichte mit dem Recht endgültiger Entscheidung in 
Rentensachen empfiehlt Verfasser, da auf diese Weise schnell und zweckmäßig 
die Ent8chädigungsverfahren zum Besten der Verletzten erledigt werden können 
(bei Unfallneurosen!). Ferner tritt er dafür ein, daß eine Abfindung der 
Kranken in geeigneten Fällen auch gegen dessen Willen möglich ist. 

Es ist bemerkenswert, daß diese Vorschläge aus juristischen Kreisen 
kommen! _Dr. Solbrig-Breslau. 

O. Bakteriologie nnd Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. 

1. Seuchenbekämpfung im allgemeinen. 

Die Bekämpfung ansteckender Krankheiten auf dem Lande. Von 
Bezirksarzt Dr. Seid er er. Der Landarzt; 1920, Nr. 22. 

Der Verfasser macht den wohl allen beamteten Aerzten aus dem Herzen 
gesprochenen Vorschlag, die Anzeigen direkt an den beamteten Arzt zu richten; 
auf diese Art wird mehr erreicht und Zeit gespart. Dr. Wolf-Hanau. 
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wenn entweder seine geistigen oder körperlichen Fähigkeiten 
nicht mehr ausreichten, oder wenn er sich seines Standes un¬ 
würdig erwiesen hatte; in allen Fällen schützte ihn jedoch ein 
wohlgeordnetes Disziplinarverfahren vor Willkür und vor Härte. 
Die Vollendung des 65. Lebensjahres gab dem Beamten selbst 
zwar das Recht, ohne weiteres seine Versetzung in den Ruhe¬ 
stand zu verlangen; zur Entlassung wider seinen Willen aber 
war auch die pflichtmäßige Erklärung des zuständigen Vor¬ 
gesetzten erforderlich, daß der Beamte körperlich oder geistig 
zur Erfüllung seiner Amtspflichten nicht mehr fähig sei, und 
der Beamte hatte hiergegen sein volles Einspruchsrecht und 
konnte die Erbringung des Beweises für die Richtigkeit jener 
Vorgesetzten-Erklärung verlangen, widrigenfalls er in seiner 
Stellung verbleiben konnte. 

Das soll nun vorbei sein, das Lebensalter soll endgiltig 
entscheiden; auch der leistungsfähigste Beamte soll sein Amt 
niederlegen müssen, sobald der Zeiger seiner Lebensuhr die 
Vollendung des 65. Lebensjahres anzeigt. 

Das Urteil über das neue Gesetz wird unter den Beamten 
allgemein wie im besonderen unter den Medizinalbeamten ge¬ 
teilt sein. Diejenigen, die eine Reihe von Vorderleuten ver¬ 
lieren und zufolge deren Ausscheidens in höhere oder bessere 
oder überhaupt in freigewordene Stellen einrücken, werden froh¬ 
locken — bis das Gesetz auch sie über kurz oder lang am 
Kragen nimmt und hinaussetzt; diejenigen, die sich mit den 
neuen Verhältnissen nicht mehr recht abfinden können, Neben¬ 
stellen auch noch nach ihrem Abgänge behalten oder sonst 
sicher zu leben haben, werden dem Gesetze nicht besonders 
gram sein, das ihnen den immerhin etwas schweren Entschluß 
des Amtsniederlegens abnimmt. Die zahlreichen Beamten aber, 
die sich noch voll leistungsfähig fühlen, die vor dem Nichtstun 
zurückschrecken, die noch bestimmte Aufgaben erfüllen wollten, 
und die von dem Absturz in ihren Einnahmen hart betroffen 
werden, derart, daß sie ihre Lebenshaltung ganz wesentlich 
einschränken müssen und doch nicht wissen, wie sie in den 
heutigen teueren Zeiten mit ihrer Familie werden durchkommen 
können — sie sind die beklagenswerten Opfer dieses neuen Ge¬ 
setzes und um so beklagenswerter, als das Verhängnis mit 
einer so rücksichtslosen Schnelligkeit über viele von ihnen 
hereingebrochen ist, wie sie in dem früheren „Obrigkeitsstaate“ 
undenkbar gewesen wäre. Innerhalb noch nicht dreier Monate 
müssen sie ihre ganze Lebensführung Umstürzen — und das in 
heutiger Zeit, wo Wohnungen nicht zu haben sind und ein 
Umzug ein kleines Vermögen kostet — sofern sie überhaupt 
rechtzeitig ihre Wohnung kündigen konnten. 

Wie aber urteilt derjenige, der sich gewöhnt hat, Gesetze 
nicht nur danach abzuschätzen, welche augenblicklichen Vorteile 
oder Nachteile sie ihm selbst bringen, sondern danach, wie 
sie auf das allgemeine Wohl wirken? Er muß das neue 
Gesetz auf das tiefste beklagen I Welch eino Menge von an- 
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erzogener Pflichttreue und angesamraelter Erfahrung geht nicht 
dem preußischen Verwaltungskörper mit den zahlreichen zwangs¬ 
weise zur Buhe gesetzten alten Beamten, und zwar besonders 
gehäuft an diesem einen 1. April 1921 auf einmal, verloren! 
Wieviel Arbeitsfreudigkeit und Leistungsfähigkeit wird nicht 
erzwungen ausgeschaltet, brach gelegt und zur Untätigkeit ver¬ 
dammt! Wie völlig verkehrt ist es, auch volkswirtschaftlich, 
auf die Mitarbeit aller dieser noch voll produktiven Köpfe mit 
einem Schlage zu verzichten, dafür zugunsten ihrer nun nichts 
mehr leistenden Träger den Pensionsfond aufs höchste anzu¬ 
spannen, und das alles in einem schon sowieso schwer finanz- 
kranken Staatswesen! In wie ungesunderWeise wird hier die 
Zahl der am Volks vermögen zehrenden, selbst nichts schaffenden 
Rentner vermehrt! Und dabei gleichzeitig: welches Maß von 
Unzufriedenheit, Verdrossenheit und Erbitterung wird künstlich 
erzeugt! Und endlich, welche Stockung, ja, welche Erschütte¬ 
rung muß es doch dem Verwaltungswesen bringen, wenn an 
einem einzigen Tage plötzlich so und so viele Stelleninhaber 
verschwinden und durch Neulinge ersetzt werden, die noch 
nicht eingearbeit, ja, wohl gar noch nicht zur Stelle sind! Es 
ist das Volksganze, das diesen Schaden und diese Unan¬ 
nehmlichkeiten auszustehen hat — alles auf dem Gebiete des 
Mediz inalwesens wie in der Verwaltung allgemein. 

Wie konnte es zu diesem unheilvollen Gesetze kommen? 
Wer die Verhandlungen in der preußischen Landesversamm¬ 
lung verfolgt hat, der weiß die Entstehungsursache: sie liegt 
einzig und allein auf parteipolitischem Gebiete. Dieselben 
Parteirichtungen, die nunmehr seit Jahrzehnten, ja, man kann 
sagen, zum Teil seit über einem Jahrhundert das ebenso stolze 
wie volksfreundliche und völkshebende Gebäude des Hohen- 
zollernschen Staatswesens berannt haben, die sich an Bemänge¬ 
lungen des preußischen „ Bürokratismus“ nicht genug tun 
konnten, die ihre Ideale in den Einrichtungen der fremden 
Westetaaten erblickten und dementsprechend während des Welt¬ 
krieges einen wirklichen deutschen Siegeswillen nicht duldeten, 
die mit einer gewissen Genugtuung das deutsche Volksheer 
verschwinden sahen, dieselben übrigens auch, aus deren Reihen 
die Anschuldigung wegen angeblichen „Versagens“ der Kreis¬ 
ärzte erhoben wurde, dieselben endlich, die vor nunmehr 
26 Jahren dem Gründer des Deutschen Reiches die Ehrung zu 
seinem 80. Geburtstage im Reichstage versagten — dieselben 
sind es auch, die nunmehr der Ueberlieferung im altpreußischen 
Beamtentum einen Schlag versetzen wollten. Darüber muß sich 
jeder preußische Medizinalbeamte klar sein, zu welcher poli¬ 
tischen Partei er sich auch rechnen möge. Das Gesetz vom 
16. Dezember 1920 ist ein Teil des Kampfes der auf fremdem 
Boden entstandenen, verständnismäßig ausgedachten politischen 
Anschauungsweise vom Staate gegenüber dem bodenständigen, 
auf Erfahrung und deutscher Menschenkenntnis weise aufgebauten 
preußischen Verwaltungswesen, das so herrliche Früchte ge- 
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tragen hat. Es ist reizvoll za betrachten, wie ein schnurgrader 
Weg von jenem 1. April 1895 mit seiner Bismarck-Verleugnung 
zum 1. April 1921 mit seinen Beamtenentlassungen führt. Ist 
doch bei den Landtagsverhandlungen vom Regierungstische 
mit unmißverständlicher Deutlichkeit erklärt worden, das neue 
Gesetz soll dazu dienen, die Zahl der in den alten Anschauungen 
fußenden Beamten im Verwaltungskörper zu vermindern und 
diese durch solche neuerer Richtung zu ersetzen. 

Ob dieser Wunsch den Erfolg haben wird, den Geist 
unserer Beamtenschaft zu ändern? Ich kann es mir nicht recht 
denken und will es zugunsten unseres Volkes auch nicht hoffen. 
Es bleiben nach dem Abgänge der Aeltesten noch zu viele im 
alten preußischen Geiste Erzogene aller Arten und Grade übrig, 
auf deren Tätigkeit gerade es zurückzuführen ist, wenn trotz aller 
Wirrnisse der letzten beiden Jahre die Staatsmaschine noch 
einigermaßen geordnet weiterläuft; sie alle sind stolz auf ihr altes 
Beamtentum und denken nicht daran, ihre Eigenart aufzugeben; 
es müßte deshalb um die Intelligenz der Neulinge ganz be¬ 
sonders schlecht bestellt sein, wenn sie die Ueberlegenheit jener 
nicht auf sich wirken ließen und ihre Eigenschaften nicht all¬ 
mählich, wenn auch oft widerwillig und unbewußt, mehr oder 
weniger annähmen. Insbesondere auch unter den Medizinal¬ 
beamten scheint mir, wenn ich richtig sehe und zutreffend 
unterrichtet bin, in der weit überragenden Mehrheit ein ge¬ 
sunder Geist alter bester preußischer Gesinnung, Pflichtreue, 
Vaterlandsliebe und Unparteilichkeit, auch unter den jüngeren 
Mitgliedern, vorhanden zu sein, so daß der erzwungene Ader¬ 
laß am ältesten Stamme hoffentlich ohne Schaden für das 
Ganze überwunden werden wird. 

Schreiber dieses ist nicht sein ganzes Leben lang reiner 
Beamter gewesen, also nur einseitig unterrichtet. Nein, ich 
habe mir den Wind an verschiedenen Stellen um die Nase 
gehen lassen, bin weit in der Welt umhergekommen und habe 
auch Einblicke m die Verwaltungen anderer Länder tun dürfen. 
Als ich in die eigentliche Verwaltung eintrat, d. h. als ich 
Regierungs- und Medizinalrat wurde, also vor nunmehr 26 Jahren, 
war ich bereits ein urteilsfähiger Mann in gereiften Jahren, 
von anderer Grundanschauung wie heute und, wie das ja leider 
auch jetzt noch bei den Medizinalbeamten bis zum Kreisarzt 
einschließlich der Pall zu sein pflegt, ohne jede Vorbereitung 
im Verwaltungsdienste. Das „Verwalten“ wirkte mithin als 
etwas völlig Neues auf mich ein. Und da muß ich ehrlich be¬ 
kennen: Von Jahr zu Jahr erfüllte mich die preußische Ver¬ 
waltungsart und Verwaltungskunst mit immer größerer Be¬ 
wunderung; was hier an Fleiß, Gründlichkeit, Zuverlässigkeit, 
Unparteilichkeit, Korrektheit, ausgleichender Gerechtigkeit bei 
größtem Wohlwollen, Vorsorge, Pflichttreue, Kenntnissen, Weit¬ 
blick aufgebracht wurde, um dem Wohle des Ganzen zu dienen, 
ohne dem einzelnen unnötige Beschränkungen aufzuerlegen, 
welche Mühe aufgewendet wurde, um ohne vermeidbare Härten 
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den richtigen Mann an den richtigen Platz zu bringen, wie jede 
Willkür durch Beachtung der Gesetze ausgeschaltet wurde, mit 
welcher Bereitwilligkeit alle Fortschritte der Wissenschaft und 
neuzeitliche Geistesrichtungen verfolgt, aber nur mit weisester 
Vorsicht und anschließend an das Bestehende zur Verwendung 
in der Verwaltung benutzt wurden, um Erschütterungen und 
Rückschläge zu vermeiden, wie der Geist der Hingabe an ein 
gemeinsames großes Ganze alle erfüllte und Autorität und 
Unterordnung mit echter Kameradschaftlichkeit und Kollegialität 
sich harmonisch paarten, das dürfte mit zu dem Höchsten ge¬ 
hören, was menschliches Organisationsvermögen je geschaffen 
hat. In der Tat, nur Unkenntnis oder blinde Voreingenommen¬ 
heit kann diesen preußischen Beamtengeist schmähen und um¬ 
wandeln wollen; es wird hoffentlich jeder derartige Versuch 
erfolglos bleiben, andernfalls wird er nur Unheil stiften. Es 
gilt daher, jedem derartigen Beginnen — nicht zugunsten der 
Beamten, sondern des Volksganzen — von vornherein mit Be¬ 
stimmtheit entgegenzuwirken. 

Das leitet über zu der Frage: Muß das Gesetz über 
die Altersgrenze vom 15. Dezember 1920 wider¬ 
spruchslos hingenommen werden? Ist es rechts- 
giltig? 

Ich verneine diese Frage und zwar, wie ich sogleich 
hinzufügen will, in Uebereinstimmung mit namhaften Juristen. 

Zunächst wegen der Entstehungsart des Gesetzes. 

Der Eingang des Gesetzes (Preußische Gesetzsammlung 
Nr.'66 von 192, S. 621) lautet: 

„Die verfassunggebende Preußische LandesVersammlung hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das hiermit verkttodet wird." 

In der Tat war jene Landesversammlung lediglich zum 
Geben einer Verfassung und zum Erlaß eines Wahl- 

f esetzes gewählt, allenfalls zur Herausgabe einzelner, infolge 
er allgemeinen Lage dringlicher Gesetze, nicht aber als 
gesetzgebende überhaupt. Daß das Altersgrenzegesetz 
gerade jetzt sachlich dringlich gewesen sei, wird niemand 
mit Recht behaupten dürfen, um so weniger, als im Dezember 
v. J. die Neuwahlen für die erste ordentliche Landesversamm¬ 
lung vor der Tür standen. Jene „verfassunggebende“ 
Landesversammlung war daher zum Beschließen dieses Ge¬ 
setzes gar nicht befugt, das Gesetz ist mithin schon aus diesem 
Grunde ungiltig. 

Hinzu kommt folgendes: 

Wir älteren Beamten sind nach geltendem preußischen 
Beamtenrecht, wie es von Judikatur und Literatur einhellig 
ausgelegt wird, auf Lebenszeit angestellt; die einzigen Aus¬ 
nahmen enthalten das Gesetz betreffend die Dienstvergehen der 
nicht richterlichen Beamten usw. vom 21. Juli 1852 (G. S.S. 465) 
und das Gesetz betreffend die Pensionierung der unmittelbaren 
Staatsbeamten vom 27. März 1872 (G. S. S. 268) mit seinen 
Nachträgen, d. h. nur erwiesene Unfähigkeit oder Unwürdigkeit 
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können iro geordneten Disziplinarverfahren zur Entlassung 
führen. Solange eine dieser Ausnahmen nicht Platz greift, 
haben wir ein Anrecht auf ungeschmälerten Gehaltsbezug. 
Dieses Anrecht ist ein wohlerworbenes, ein sog. jus quaesitum, 
und zwar privatrechtlicher Art; es ist eine allgemeine, 
zwar ungeschriebene, aber überall anerkannte Rechtsauffassung, 
daß derartige „wohlerworbene Rechte“ unantastbar sind und 
einseitig durch den einen der Vertragschließenden nicht ab¬ 
geändert werden können. Aendert der Staat die Anstellungs¬ 
bedingungen seiner Beamten, setzt er z. B. den Zeitpunkt aes 
Indenruhestandtretens mit 65 Jahre fest, so ist jeder Beamte, 
der nunmehr in den Staatsdienst tritt, an diese Bestimmung 
gebunden; denn er hat sie gekannt und sie stillschweigend 
angenommen. Nicht aber gilt die Bestimmung für Beamte, die 
bereits früher unter anderen Bedingungen eingetreten waren. 
Demgemäß sagt Artikel 129 der neuen Reichs Verfassung vom 
11. August 1919 klipp und klar: 

„Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeit, soweit nicht durch 
Gesetz etwas anderes bestimmt ist“ — d. h. beim Eintritt des Beamten in den 
Staatsdienst. „Die wohlerworbenen Rechte der Beamten sind 
unverletzlich.“ 

„Die Beamten können nnr unter den gesetzlichen Voraussetzungen und 
Formen — endgiltig in den Buhestand — versetzt werden.“ 

Artikel 104 der Reichs Verfassung wie 79 der preußischen 
Verfassung vom 30. November 1920 stehen hiermit im Einklang. 

Das Gesetz vom 15. Dezember 1920 ist also mit der all¬ 
gemeinen Rechtsauffassung wie mit der Reichsverfassung und 
Landesverfassung unvereinbar, daher, da Reichsrecht stärker 
ist als Landesrecht, auch aus diesem Grunde ungiltig. 

Wohl kann der Staat aus öffentlichem Rechte auf unsere 
Dienste als Beamte verzichten, aber ohne unsere Zustimmung 
nicht unsere wohlerworbenen privatrechtlichen Ansprüche herab* 
setzen; mit anderen Worten: den wegen ihres Lebens¬ 
alters aus dem Staatsdienste entlassenen Beamten 
ist ihr volles Gehalt weiter zu zahlen. 

Hiermit würde auch im Einklang stehen die Kabinetts¬ 
order vom 31. August 1824, die besagt, „daß kein Beamter, 
der infolge der Veränderungen und Beschränkungen" überflüssig 
werden sollte, falls er sich nicht als dienstunfähig zur Pensio¬ 
nierung eignen sollte, an seinem Einkommen etwas verlieren, 
sondern mit seinem vollen Gehalte beibehalten werden solle“. 
Und die Erlasse vom 14. Mai und 24. Oktober 1848, die unter 
gewissen ähnlichen Revolutionsverhältnissen wie heute ent?- 
standen sind, sprechen nur von einem Zurverfügungstellen 
der Beamten mit Wartegeld. Ebenso ist auch 1901 bei 
Einführung des Kreisarztgesetzes, die in das Gebiet der wesent¬ 
lichen Veränderung in der Organisation einzelner Verwaltungs¬ 
zweige fiel, verfahren worden: Die überflüssig gewordene^Be¬ 
amten ^wurden auf Wartegeld gesetzt. 

Da nun 'endlich § 149 des Reichsgesetzes vom 31. März 
1873, wie übrigens auch Artikel^ 129_ der^deutschen und 79 der 
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preußischen Verfassung, den Beamten „für ihre verraögensrecht- 
lichen Ansprüche den Rechtsweg offen“ lassen, so steht es 
jedem auf Grund des Gesetzes vom 15. Dezember 1920 wegen 
seines Lebensalters entlassenen Beamten frei, zum Rechtswege 
zu greifen, d. h. auf ungeschmälerte Fortbezahlung 
seines Gehaltes zu klagen, sofern er nicht etwa zunächst 
den Weg des Einspruches auf dem Verwaltungswege ver¬ 
suchen will. 

Die Klagefrist beträgt meines Wissens 6 Monate. 

Ob neben dem vollen .Gehalte auch noch Ersatz der mit 
dem Amte bisher organisch verbundenen Nebeneinkünfte bean¬ 
sprucht werden kann, wird noch zu erwägen sein. 

Soweit meine Kenntnis reicht, haben bereits einige Ver¬ 
einigungen zunächst für einen entlassenen Beamten die Klage 
erhoben, um den einzelnen die Lasten zu ersparen oder zu 
verringern. Alle betroffenen Medizinalbeamten sollten sich um¬ 
hören, ob sie Kenntnis von dem Ausgange einer derartigen 
Klage bekommen können, und das Ergebnis dann in dieser 
„Zeitschrift für Medizinalbeamte“ mit möglichst genauer An¬ 
gabe des Klagenden, des entscheidenden Gerichts, der Urteils¬ 
begründung, des Datums und Aktenzeichens u. dergl. m. un¬ 
gesäumtveröffentlichen, damit die in Betracht kommenden 
Kollegen sioh danach richten können. 

Um es zur Vermeidung von Mißverständnissen noch ein¬ 
mal zu sagen: es handelt sich nicht darum, für Beamte in 
vorgerückten Jahren den Rücktritt in den aktiven Staats¬ 
dienst zu erstreben, sondern darum, für sie die Auszahlung des 
rollen bisherigen Gehalts zu erreichen, zum wenigsten für so 
lange, bis sie etwa tatsächlich dienstunfähig geworden sind, 
im letzten Falle also um die einstweilige Ersetzung des Ruhe¬ 
gehalts durch das naturgemäß höhere Wartegeld, wodurch 
zum mindesten die ungewöhnliche Härte, die mit der durch das 
Gesetz vom 16. Dezember 1920 erzwungenen Zurruhesetzung 
verbunden ist, einigermaßen ausgeglichen werden könnte. 

Dabei ist noch auf einen anderen Umstand aufmerksam 
zu machen. 

Nach den erwähnten Gesetzen vom 21. Juli 1852 und vom 
27. März 1872 usw. wird dem Beamten, dessen Versetzung in 
den Ruhestand verfügt ist, das volle Gehalt noch bis zum Ab¬ 
lauf desjenigen Vierteljahres fortgezahlt, das auf den Monat 
folgt, in dem dem Beamten die Entscheidung über seine Ver¬ 
setzung in den Ruhestand und die Höhe der ihm zustehenden 
Pension bekannt gemacht worden ist. Diese Gesetze sind an 
keiner Stelle des Gesetzes vom 15. Dezember 1920 aufgehoben, ihr 
Inhalt gehört zweifellos ebenfalls zu den unverletzlichen wohl¬ 
erworbenen Rechten der Beamten. Wer also z. B. im 
Februar d. J. Kenntnis von seiner Versetzung in den Ruhestand 
und von der Höhe der ihm zustehenden Pension erhalten hat, 
würde unter allen Umständen zum wenigsten den Anspruch 
auf Bezug des vollen Gehaltes bis einschließlich Mai haben: 
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wer, wie wohl die meisten, die Höhe seiner Pension erst später 
erfahren hat, noch länger. 

Selbst wenn man den Standpunkt vertritt, daß mit der 
Veröffentlichung des Gesetzes vom 15. Dezember 1920 die Frist 
gewahrt sei, kommt der 1. April d. J. noch nicht als Ablauf des 
Vierteljahres heraus. Wohl trägt das Blatt 56 der Preußischen 
Gesetzsammlung, das jenes Gesetz veröffentlicht, die Worte 
„Ausgegeben zu Berlin, den 31. Dezember 1920“; tatsächlich 
aber ist die erste Veröffentlichung des Gesetzes, soweit 
ich ermitteln konnte, erst in Nr. 1 des „Deutschen Reichs¬ 
anzeigers und Preußischen Staatsanzeigers“ vom 3. Januar 
1921 erfolgt, das sog. „Gnadenquartal“ hätte also mindestens 
bis zum 1. Mai zu laufen. 

Das alles sind nicht etwa juristische Tifteleien, sondern 
rechtliche Tatsachen praktisch wichtiger Art. Bis zum 31. De¬ 
zember 1920 konnte kein Beamter bestimmt wissen, ob die 
Preußische Staatsregierung das von der Landesversammlun^ 
beschlossene Gesetz vollziehen und damit — soweit das über¬ 
haupt möglich war — zum geltenden Gesetz erheben würde. 
Er konnte also keine Folge-Maßnahme treffen, die Wohnung 
kündigen u. dergl. m. Die in dem Gesetze schon so wie so liegende 
Härte, ja Unbilligkeit, ist daher durch diese späte Veröffent¬ 
lichung noch wesentlich verschärft worden und wird duroh 
das Vorsehen einiger Vergünstigungen für das 1. Vierteljahr nach 
dem 1. April d. J. auf dem Verwaltungswege, die übrigens meines 
Wissens nur für weniger Bemittelte bestimmt sind, also mehr 
Unterstützungen als Befriedigung von Rechtsansprüchen dar¬ 
stellen, kaum derart ausgeglichen, daß der Schaden wirklich 
wettgemacht wird. Dabei ist noch zu beachten, daß ein Be¬ 
amter unter 68 Jahren mit Rücksicht auf den eine Ausnahme 
zulassenden § 8 des Gesetzes erst dann mit seinem Abgänge 
tatsächlich endgiltig zu rechnen hatte, wenn ihm die ent¬ 
sprechende dienstliche Eröffnung gemacht war, wobei von ihm 
noch' die gleichzeitige Mitteilung über die Höhe der Pension 
zu fordern war. 

Auch diese Verhältnisse sollten berücksichtigt und von 
den Betroffenen demgemäß die erforderlichen Anträge oder 
Klagen wegen Auszahlung des vollen Gehaltes über den 
1. April d. J. hinaus ergänzt werden. 

Auch diejenigen Medizinalbeamten, denen die erzwungene 
Zurruhesetzung zum 1. Oktober d. J. droht, sollten sich an der 
Beibringung des erforderlichen Stoffes zur Beurteilung der 
ganzen, uns alten Beamten ungünstigen Sachlage beteiligen, 
damit sie klareren und hoffentlich besseren Verhältnissen gegen¬ 
überstehen als die zum 1. April d. J. Betroffenen. 

Wäre das nicht eine Aufgabe für den Vorstand 
des Preußischen Medizinalbeamten Vereins, diese 
Rechtsansprüche seiner ältesten Mitglieder durch- 
zufeehten? Das wäre doch mal wieder eine Tat, die das 
Zusammengehörigkeitsgefühl beweisen und weiterhin kräftigen 
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würde! Können wir nicht vielleicht den „Bund höherer 
Beamten“ in Anspruch nehmen, dessen Mitglieder wir ja in 
corpore sind? 

Was nun die praktische Ausführung des Zwangs¬ 
gesetzes vom 16. Dez. 1920 anlangt, so ist es auffällig, wie ver¬ 
schieden hierbei in den einzelnen Ressorts des doch einheitlich 
arbeiten sollenden Gesamtministeriums verfahren worden ist. 

Die meisten Ministerien scheinen bereits im Januar d. J. 
den betroffenen Beamten die erforderlichen Eröffnungen ge¬ 
macht oder zugeleitet zu haben. Bei den Medizinalbeamten 
sind diese, soweit ich sehe, recht vielfach erst im Februar oder 
gar März erfolgt. Wiederholt sind augenscheinlich die infolge 
des Zwangsgesetzes frei werdenden Kreisarztstellen früher 
ausgeschrieben worden, als der bisherige Inhaber über sein er¬ 
zwungenes Ausscheiden amtliche Nachricht erhalten hatte, ja, 
es ist vorgekommen, daß der Nachfolger eher von seiner Er¬ 
nennung wußte als der Besitzer von seinem Rücktritte. War 
das wirklich das geeignete Verfahren gegenüber altgedienten 
Medizinalbeamten im Angesichte dieser harten Neuerung? 
Durfte man sich mit Recht auf den eiskalten objektiven Stand¬ 
punkt zurückziehen, daß jeder Beamte ja das Gesetz kennen 
und daraus seine Folgerung für sich selbst ziehen müsse? 
Andere Ministerien haben, wie gesagt, anders gehandelt. 

Ich selbst habe die ministerielle Verfügung über meine 
Absetzung am 26. März d. J. erhalten, also 6 Tage vor ihrem 
Inkrafttreten, doch scheide ich meinen eigenen Fall hier aus¬ 
drücklich für die Beurteilung aus. 

Da mit dem 1. April d. J. der Gehaltsanspruch für den 
Beamten nach dem Altersgrenzegesetz erlosch und der Ruhe¬ 
gehaltsanspruch begann, so mußte mit diesem Zeitpunkte 
die Pension derart angewiesen sein, daß sie abgehoben werden 
konnte; andernfalls stand der Beamte plötzlich ohne Einkommen 
da, und das an einem Tage, an dem erfahrungsgemäß Mieten, 
Löhne, Zinsen u. dergl. m. bezahlt werden müssen. Wie die 
einzelnen Ministerien hier ihrer Verpflichtung nachgekommen 
sind, weiß ich nicht genauer, anscheinend haben sie ihr im 
allgemeinen genügt; innerhalb der Medizinalverwaltung 
waren aber die Ruhegehälter nicht überall sämtlich recht¬ 
zeitig angewiesen; ich selbst z. B. bin — das darf ich sagen — 
noch heute, da ich dies schreibe, d. h. am 30. April, ohne Kenntnis 
oder Anweisung des mir zustehenden Ruhegehaltes, also „Pensio¬ 
när ohne Pension“. Welch eine Gleichgiltigkeit des „Wohl- 
fahrts“ (!) - Ministeriums gegen die elementarsten Belange seiner 
Schutzbefohlenen zeigt das doch! 

Daß jeder derart in Verlegenheit gebrachte Beamte das 
Recht hat, die Mißhelligkeiten auf den Staat abzuwälzen, für 
jeden ohne sein eigenes Verschulden verspäteten Zahltag Zinsen 
zu verlangen u. dergl. m., ist rechtlich selbstverständlich. 

Eigenartig ist weiter, wie verschieden sich die einzelnen 
Ministerien zu den Ausnahmen, die dasZwangspensionierungs- 
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gesetz zuläßt, und zu den zwangspensionierten Beamten selbst 
gestellt haben. 

Bekanntlich findet das Gesetz auf Staatsminister „keine 
Anwendung“ (§ 7). Da nicht anzunehmen ist, daß man mit 
dieser Ausnahme Altersschwäche bei Staatsministern für leichter 
erträglich als bei einfachen Medizinalbeamten hat hinstellen 
wollen, so ergibt sich auch hieraus wieder der politische 
Charakter des ganzen Gesetzes. Da aber weiter nicht bekannt 
geworden ist, daß ein Medizinalbeamter je Minister in Preußen 
geworden sei, so ist diese Bestimmung für uns bedeutungslos. 

Anders ist es mit § 8, der, in einfaches Deutsch über¬ 
tragen, bestimmt, daß „auf Antrag des Fachministers“ „das 
Staatsrainisterium für einen einzelnen Beamten“ „die Alters¬ 
grenze“ „bis zu einem späteren Zeitpunkte, jedoch nicht“ 
über das „68. Lebensjahr“, hinausschieben „kann“, „wenn 
das Interesse des Staatsdienstes die Fortführung des Amtes 
durch ihn erfordert“. Man sollte meinen, daß es sich hier nur 
um ganz hervorragende, gewissermaßen unersetzliche Personen 
handeln dürfe. Nun sind mir allein aber bereits 3 höhere Beamte 
aus 3 verschiedenen Ministerien bekannt, bei denen dieser Aus¬ 
nahmeparagraph zur Anwendung gebracht ist, davon 1 in der 
Bezirksinstanz, 2 in je einer Lokalinstanz tätig. Ich glaube, 
daß alle 3 Beamte gewissenhafte und tüchtige Staatsbeamte 
und für ihr Amt gut am Platze sind; daß sie aber für das 
Staatswohl eine größere Bedeutung haben sollten als zahl¬ 
reiche andere für die Entlassung bestimmte Beamte und 
' Medizinalbeamte kann ich beim besten Willen nicht annehmen. 
Wie viele ähnliche Ausnahmen mögen sonst noch gemacht sein? 
Auch im Bereiche der Medizinalverwaltung? Aus dieser 
habe ich bisher nichts Derartiges gehört. 

Ganz merkwürdig ist es endlich, wie viele Beamte höherer, 
mittlerer und niederer Ordnung zwar zur Ruhe gesetzt, aber 
sofort „auf Privatdienstvertrag“ in der Weise wieder an¬ 
genommen sind, daß sie den Unterschied zwischen Gehalt und 
Ruhegehalt als Entgelt ausbezahlt bekommen, teils in ihrer bis¬ 
herigen oder in einer gleichen Stellung, teils auch in einer 
geringeren. Mir ist eine ganze Reihe solcher Beamten bekannt. 
Ich gönne diese Belassung ihres bisherigen Einkommens allen 
gern; darüber aber, daß das ganze Verfahren eine Umgehung 
des Gesetzes ist, kommt man doch nicht hinweg, und zwar 
eine Umgehung mit Wissen und Genehmigung derselben Mi¬ 
nister, die das Altersgrenzgesetz eingebracht, betrieben und 
unterzeichnet haben. Ob die betreffenden Beamten in dieser 
neuen Stellung sich sehr wohl fühlen werden, ist eine Fi^age 
für sich; schon jetzt als im Zeitalter der „Brüderlichkeit“ sind 
manchen von ihnen, wie mir bekannt, von solchen Beamten, 
die in ihre Stellen einzurücken wünschen, manche deutliche 
Aufmunterungen zum Verschwinden zugegangen. Aus dem 
Bereiche der Medizinalverwaltung ist mir derartiges Fest¬ 
halten verdienter Beamten nicht bekannt geworden, doch bin 
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ioh natürlich nicht genau unterrichtet. Wie verlautet, soll bei 
dieser Zurückhaltung der Medizinalverwaltung der Umstand 
eine Rolle gespielt haben, daß noch viele Flüchtlinge aus ver¬ 
lorenen Gebieten unterzubringen gewesen seien. Ich kann mir 
nicht denken, daß diese Behauptung zutreffen sollte. Die Zahl 
der hier Unterzubringenden kann nicht gut größer gewesen sein 
als in anderen Ressorts auch. Die Sache muß auch wohl im 
wesentlichen längst erledigt gewesen sein; denn man würde doch 
wohl nicht, wie fortlaufend seit November 1918 geschehen, frei¬ 
gewordene Stellen von Regierungs- und Medizinalräten und Kreis¬ 
ärzten wie neue Stellen mit Medizinalbeamten aus preußisch 
gebliebenen Landesteilen, ja mit Stadtassistenzärzten und anderen 
Aerzten selbst mit einem Ausländer besetzt haben, wenn noch 
unversorgte Vertriebene unterzubringen waren. Es kann sich also 
höchstens um einen ganz kleinen übrig gebliebenen Rest gehandelt 
haben, dessen Uebrigbleiben freilich schon an sich auffallen würde, 
wegen dessen Unterbringung aber ganz gewiß nicht nötig ge¬ 
wesen wäre, älteste tüchtige Beamte zu entfernen, wenn anders 
man wirklich sonst den Willen gehabt hätte, sie zu halten. 

Ganz zuletzt sei noch erwähnt, daß manche Verwaltungen 
von Amtswegen ihren Einfluß dahin geltend gemacht zu haben 
scheinen, in ihr Ressort gehörige, nicht mehr zu haltende Be¬ 
amte anderswo unterzubringen, so daß sie ohne Schaden in 
ihrem Einkommen davon kommen. Zumal die Justizverwaltung 
scheint sich hier mit Erfolg verdienstvoll eingesetzt zu haben, 
obwohl richterliche Beamte ja schon von Gesetzeswegen inso¬ 
weit bevorzugt sind, als sie — wie auch die Lehrer an den 
wissenschaftlichen Hochschulen — erst mit Vollendung des 
68. Lebensjahres in den Ruhestand zu treten haben (§ 2 des 
Gesetzes). Ob seitens der Medizinalverwaltung gleiche 
Versuche unternommen sind, vermag ich nicht anzugeben, be¬ 
kannt ist mir bisher darüber nichts geworden. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß man sich innerhalb der 
Ministerien vielfach anerkennenswerte und erfolgreiche Mühe 
gegeben hat, die großen Härten des geradezu überstürzt her¬ 
ausgekommenen Altersgrenze - Gesetzes für die betroffenen Be¬ 
amten tunlichst zu mildern, daß hierbei anscheinend nicht 
überall gleichartig vorgegangen ist, und daß aus der Medizinal¬ 
verwaltung gleichartige Schritte bisher nicht an die Oeffent- 
lichkeit, jedenfalls nicht zu meiner Kenntnis gelangt sind. Etwa 
Genaueres Wissende sollten sich zum Worte melden, damit ein 
Vergleich gezogen werden kann. Ich selbst stelle mein Urteil 
zurück, insoweit nicht Tatsächlichkeiten vorliegen. Diese aber 
— die verspätete Mitteilung an die Betroffenen mit ihren Neben¬ 
erscheinungen, die nicht rechtzeitige Anweisung der Ruhe¬ 
gehälter, auch die Form der Entlassungsmitteilung an die 
ältesten höheren Beamten (auf gewöhnlichem Viertelbogen ledig¬ 
lich die nackte Tatsache „im Aufträge" kurz und bündig 
kundgetan) — berechtigen schon jetzt zu der Behauptung, 
daß bei der Durchführung des Altersgrenzegesetzes im Be- 
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Dr. Borntraeger. 


reiche der Medizinaiverwaltung nicht durchweg mit 
derjenigen Rücksichtnahme und mit demjenigen mensch¬ 
lichen Verständnisse vorgegangen ist, die das Gesetz, ohne 
die Belange anderer zu durchkreuzen, durchaus zuließ, und 
au! die altverdiente Beamte, die ein volles Leben für 
mäßiges Entgelt im Staatsdienste und an mehr oder minder¬ 
arbeitsreicher Stelle verbracht und schließlich nichts anderes 
verbrochen haben, als noch dienstfähig zu sein zu einer Zeit, 
da ein fremder Parteigeist sich der Staatsmaschine bemächtigt 
hatte,, wohl die Anwartschaft gehabt hätten. So, wie geschehen, 
hätte es durchaus nicht gemacht zu werden brauchen. * 

Unwillkürlich lassen wir Aeltesten und Aelteren unsere 
Blicke rückwärts schweifen, und vor unserem geistigen Auge 
erscheinen die vornehmen Gestalten der ehemaligen Medizinal- 
minister von Gossler und vonStudt, von Dallwitz und 
von Loebell, die jede wichtige Personalsache stets selbst in 
der Hand behielten und mit größtem Takt und Wohlwollen 
behandelten. .Aus der Zahl der Personalreferenten der Medizinal¬ 
abteilung treten uns besonders wieder entgegen Männer wie 
Skrczeczka und Schmidtmann, die, in ihrer Art einander 
recht wesensfremd, doch gleich waren einmal in der persön¬ 
lichen gründlichen Beherrschung, dann aber auch in der selbst¬ 
ständigen Beurteilung und gerecht-wohlwollenden Bearbeitung 
aller Personalfragen. Wir fragen uns: Mit welcher Schonung 
wäre zu Zeiten dieser Männer wohl ein Altersgrenzegesetz 
durchgeführt worden — vorausgesetzt, daß solches dann über¬ 
haupt möglich gewesen wäre? Und uns fällt aus der Studenten¬ 
zeit ein: „0 quae mutatio reruml“ 

Daß sich bei der Ausführung des Altersgrenzegesetzes im 
einzelnen und hinsichtlich der damit naturgemäß verbundenen 
Personenverschiebungen wieder jene, dem Wissenden bekannten, 
persönlichen unverantwortlichen Einflüsse geltend gemacht 
haben, die, ungestützt duroh genügende Vorkenntnisse, aber 
ausgehend von einseitigen parteidöktrinären Anschauungen und 
zum Herabsetzen des Üeberkommenen gern bereit, seit der Re¬ 
volution auf die Medizinalverwaltung 1 auf gesetzgeberischem 
wie verwaltendem und personellem Gebiete erfolgreich, aber 
zweifellos unheilvoll einwirken, muß als nahezu selbstverständ¬ 
lich bezeichnet werden. Und diese Erscheinung führt zu der 
Frage: Wer oder was lenkt eigentlich heute die Ge¬ 
schicke des preußischen Gesundheitswesens im all¬ 
gemeinen und der preußischen Medizinalbeamten 
im besonderen in Preußen? Wer bestimmt letzten Endes 
über den Inhalt einzubringender Gesetze und herauszugebender 
Anordnungen einschließlich der Gleichstellung der „versagenden* 
Kreisärzte mit anderen Beamtengruppen, hinsichtlich Bezeich¬ 
nung und Besoldung, über deren Ausbleiben neuerdings so viel¬ 
fach geklagt wird? Wer über die Zurückdrängung der Kreis¬ 
ärzte durch Kommunalärzte? Wer über Belassung, Entlassung, 
Versetzung, Beschäftigung der einzelnen Medizinalbeamten? 
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Durfte ja doch, wie es nachgerade die Spatzen von den Dächern 
pfeifen, der Medizinalminister selbst einen als erforderlich er¬ 
achteten und demgemäß vorgesehenen Wechsel seines Personal¬ 
referenten nicht durchführen, weil es einer gewissen, ziffern¬ 
mäßig stetig zurückgehenden Parteirichtung'— nicht der eigenen 
des Ministers — nicht paßte! Welches Maß von Selbständigkeit 
ist dem Minister und seinem Personalreferenten noch geblieben? 
Wer also regiert in der Medizinalverwaltung Preußens? 

Wer zählt die Völker, nennt die Namen, 

Die gastlich hier zusammen kamen? 0 

„Völker“ und „gastlich“ — es stimmt ganz gut; doch 
sind die Vermittler gewisse wohlbekannte Einzelpersonen. 

Ich bin nicht so weltfremd zu glauben, daß man heute 
wie früher regieren könne, und daß man an dem System des 
Parlamentarismus und seinen Folgen und Einwirkungen achtlos 
vorübergehen dürfe; aber es gibt doch nicht bloß eine Partei, 
es gibt erheblich einflußreichere als die in der Medizinalabteilung 
des Wohlfahrtsministeriums so etwa als stiller Teilnehmer mit¬ 
arbeitende, und man sollte meinen, daß ein ziel- und selbst¬ 
bewußter Verwaltungskörper bei vorhandenem eigenen Willen 
sich hier unter geschickter Benutzung anderer Parteirichtungen 
ebenso gut durchsetzen könnte wie in anderen Ministerien. 

Meine aktiven Kollegen mögen sich nicht täuschen! Die Sach¬ 
lage ist nicht etwa die, daß die hier angedeuteten Kräfte darauf 
»usgingen, den Beamtenstand, auch in der Medizinalverwaltung, 
zu verjüngen, die alten Leute zu entfernen und den jüngeren 
nun ein herrliches Dasein zu bereiten; nein, diese selben Ein¬ 
flüsse, die bei der Entfernung der alten Beamten freudig mit- 
gewirkt haben, sind die eigentlich treibenden Kräfte für die 
Niederhaltung des staatlichen Medizinalbeamten¬ 
standes. Die Belange der älteren wie der jüngeren Medi- 
sinalbeamten sind also nach der Richtung völlig dieselben, 
jene uns allen und dem Volkswohle abträglichen Einflüsse zu 
beseitigen; und wer Beziehungen zu Abgeordneten und Partei' 
Organisationen hat, sollte sie zu Aufklärungen und Einwirkunge? 
in besserem Sinne benutzen. 

Es mag Vorbehalten bleiben, auf die allgemeinen Verhält 
nisse der Medizinalbeamten nach Bedarf zurückzukommen. 

Heute möge mit dem Wunsche geschlossen werden, daß 
reoht viele Fachgenossen mit ihren Erfahrungen über die Be¬ 
handlung von unter das Zwangspensionierungsgesetz fallenden 
Beamten verschiedener Art wie über etwaige Entscheidungen 
über deren Ansprüche auf volles Gehalt statt des Ruhegehalts 
hervortreten möchten, damit daraus die weiteren Folgen ge¬ 
zogen werden können. Insbesondere richte ich an den Vor¬ 
stand des Preußischen Medizinalbeamtenvereins die Bitte, die 
Prüfung der Frage der Rechtsgiltigkeit des Zwangsgesetzes vom 
16. Dezember 1920 zugunsten seiner ältesten Mitglieder selbst 
oder durch Vermittlung des Bundes höherer Beamten in die 
Hand zu nehmen und aas Ergebnis baldigst bekanntzugeben. 
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Möglich, daß dieser Bund bereits klagt, was zunächst festzu¬ 
stellen sein müßte. Vielleicht kann hier auch der erfahrene 
Herausgeber dieser Zeitschrift mithelfen. Es darf nichts Erfolg¬ 
versprechendes unbenutzt gelassen werden. 1 ) 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Bakteriologie und Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. 

1. Influenza. 

Inflaenzabazillen and Influenza. Von Prof. Dr. E. Seligmann und 
Dr. G. Wolff. Ans dem Medizinalamt der Stadt Berlin. Berliner klinische 
Wochenschrift; 1920, Nr. 29 and 30. 

Aus den epidemiologischen Erfahrungen und den Ergebnissen biologischer 
Untersuchungen kommen die Verfasser zu dem Schloß, daß der Pfeiffersche 
Influenzabacillus nicht der Erreger der pandemischen Influenza sein kann, daL 
er vielmehr ein häufiger Begleiter des InflaenzaviruB ist, aber nicht häufiger 
bei Influenza als bei Masern und Keuchhusten vorkommt. Seine Rolle 
ähnelt der der Streptokokken beim Scharlach. Es wird vorgeschlagen, solche 
„Krankheitsbegleiter" Nosakoluthbakterien zu nennen. Die Influenzabazillen 
wären dann Nosakolathen von Influenza, Keuchhusten und Masern. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


2. Ophthalmoblennorhoe neonatorum. 

Zur Prophylaxe der Ophthalmoblennorrhoea neonatorum. Von 
Bezirksarzt Dr. Daxenberger-Brückenau. Wochenschrift für Therapie und 
Hygiene des Auges; 1920, Nr. 3. 

Infolge der Zunahme des Trippers durch den Krieg besteht erhöhte Gefahr 
d. 0. n. und sind deshalb verschärfte Maßnahmen nötig. Die Durchführung der 
Maßnahmen zur Bekämpfang der 0. n. spez. die Credöisierung fällt den 
Hebammen zu, die Ueberwachung derselben den Kreis- bezw. Bezirks¬ 
ärzten. Die Kontrolle, die besonders auf dem Lande erschwert ist, muß 
sich beziehen 1. auf die tatsächliche und richtige Anwendung der Einträuflung 
durch die Hebamme und 2. auch das ständige Vorhandensein eines wirksamen 
Schutzmittels bei den Gerätschaften jeder Hebamme. Jede Hebamme muß die 
Technik beherrschen, ältere müssen einzeln unterwiesen, evtl, einem Wieder- 
holnngskurs zugeteilt werden. Glasstäbe sind ungeeignet, am zweckmäßigsten 
die He rf f sehen Augentropfgläser(Phönix v. Gebr.Bandekow, BerlinS. W61). 
Es müssen in jedes Auge eines Neugeborenen unmittelbar nach der Geburt, 
nach bayr. Vorschriften noch vor der Abnabelung, 1—2 Tropfen Silberlösung 
eingeträufelt werden, und zwar ausnahmslos in jedem Falle, da latente 
Gonorrhoe nie sicher auszuschließen ist. Einwilligung der Eltern, wie sie die 
prenß. Hebammendienstanweisung vorsieht, ist nicht erforderlich, da es sich 
um eine Maßnahme zur Verhütung einer ansteckenden Krankheit handelt. Wenn 
der Staat eventl. die Folgen nach unterlassener Credöisierung (evenü. Unter¬ 
bringung eines erblindeten, armen Kindes in einer Blindenanstalt auf Kosten 
der Armenpflege) tragen soll, muß ihm auch das Recht der Verhütung zu¬ 
stehen. Besondere Vorsicht ist wegen nachträglicher Infektionsgefahr beim Baden 
(durch Badewannen, Schwämme, Handtücher etc.) geboten, desgleichen KontroUe, 
daß die Schutzeinträuflung tatsächlich erfolgte, auch durch die praktischen 
Aerzte und Säuglingsfursorgerinnen gelegentlich der Wochenbettbesuche. Als 
wirksame Schutzmittel kommen nur Argentum-Präparate in Betracht, und zwar 
Arg. nitr. 1 °/o, ev. Protargol 6 °/o. Letzteres hat den Vorzug der Unersetzlieh- 
keit und Reizlosigkeit; es empfiehlt sich deshalb besonders für Hebammen auf 
dem Land mit wenig Entbindungen. Außerdem käme eventuell noch in 
Frage Sophol 2°/o und Kollargol 2 °/o; diese Präparate sind zwar voll¬ 
ständig reizlos, aber nicht unbegrenzt haltbar. Im allgemeinen eignet sieh 
am besten zur einheitlichen Einführung die 1 °/ 0 Argent. nitr. Lösung; diese 

>) Die in dieser Hinsicht erforderlichen Schritte sind seitens des Vereins- 
vorstaudes bereits erfolgt. 
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Konzentration genügt zur Prophylaxe und ist auch ziemlich frei von schädigenden 
Reizwirkungen (Argent.-Katarrne). Argent. acet. (1,2 °/o), das in Bayern und 
neuerdings in Oesterreich eingeführt ist, ist wenigstens für das Land untanglich, 
da es kaum 14 Tage haltbar ist, sich rasch zersetzt, häufig mit Nieder¬ 
schlägen und Trübungen angetroffen wird und gelegentlich Mißerfolge wohl 
darauf zurückzuführen sind. Abgesehen von den jeweilig großen Unkosten 
ist es auch auf dem Lande mit schlechten Verkehrsverhältnissen besonders im 
Winter nicht möglich, die Tropfen (Arg. acet.) alle 14 Tage erneuern zu 
lassen. Die Mittel zur Credöisierung müßten den Hebammen immer, jeweilig 
Mengen von 6 —10 g von den Gemeiden oder Bezirken usw. aus öffentlichen 
Mitteln unentgeltlich zur Verfügung gestellt und regelmäßig bei den Revisionen 
geprüft werden, ob noch wirksame, nicht trübe Silberlösung vorhanden, und 
ob die Hebammen mit den Einträufiungen -vertraut sind. 

Bei ausgebrochener 0. n. oder Verdacht ist vonseiten der Amtsärzte 
darauf zu dringen, daß die Erkrankung nicht verheimlicht, sondern von der 
Hebammme unverzüglich zur Anzeige gebracht und ein Arzt, womöglich 
ein Augenarzt, sofort zugezogen wird. 

Näheres im Original. _ Eigenbericht. 


3. Wochenbettfieber. 

Zur Frage der Uebertragung des Wochenbett Hebers. Von Med.-Rat 
Dr. Graßl in Kempten. 

Der Ausführung des Dr. S t rassmann in Nr. 2 d. Zeitsch. (Jahrg. 1920), 
daß die Wochenbettfieber verhältnismäßig häufiger durch die Aerzte als durch die 
Hebammen übertragen werden, ist vollständig beizustimmen. Deshalb bin ich ein 
Gegner der auch in einigen Orten Deutschlands einreißenden Sitte, n ormale Qeburten 
durch Aerzte holen zu lassen. In bezug auf die Hebammen möchte ich aus meiner 
Erfahrung eine Beobachtang wiedergeben, die vielleicht manchem Kollegen einen 
Fingerzeig gibt. Bei meiner Ernennung zum Bezirksarzte fand ich auf meinem 
ersten Posten eine nicht unbeträchtliche Wochenbettfieberepidemie vor, deren 
Studium mir als die Quelle der Verschleppung „die berühmteste Hebamme" des 
Bezirkes erkennen ließ. Die zeitweilige Ausschaltung der Hebamme brachte 
etwas Ruhe; doch traten immer wieder Fälle von Wochenbettfieber in der 
Praxis dieser Hebamme auf. Die Ueberprüfung der Kenntnisse und der Rein¬ 
lichkeit dieser Hebamme ergab keine Beanstandung. Ich war ratlos. Da ent¬ 
schloß ich mich dazu, die Hebamme in ihrer Wohnung aufzusuchen. Auch 
diese war in Ordnung. Die Hebamme wohnte aber bei ihrem Bruder, der ein 
approbierter Bader war, versorgte ihm das Hauswesen und reinigte dessen In¬ 
strumente und Schüsseln. Die Qaelle der Infektion war aufgedeckt. Seitdem 
begutachte ich keine Frau mehr als Hebamme, die an einen Bader, Zahn¬ 
techniker oder ähnlichen Gewerbetreibenden verheiratet ist. 


4. Tuberkulose. 

Zur Frage der Auflösung von Tuberkelbazillen durch spezifische 

Immuastoffe. Von Dr. Baatz. Aus dem hygienischen Institut von Geh.-Rat 
Prof. Dr. Pfeif er-Breslau. Zcntralbl. f. Bakt.; I. Abtlg. Orig. Bd. 84, Heft 2. 

Die 1912 von Kraus und Hofer behauptete spezifische Auflösung von 
Tuberkelbazillen in der Bauchhöhle des tuberkulösen Organismus, fiodet in 
gesetzmäßiger Weise nicht statt. Deshalb ist eine Methode zur Differen¬ 
zierung säurefester Bakterien nach Art des Pfeifferschen Versuchs nicht 
anwendbar. Die Bedeutung der Bakteriolyse bei der Tuberkuloseimmunität 
ist bisher nicht erwiesen. Dr.Hirschbruch -z. Z. Charlottenburg. 


Zur Epidemiologie der Tuberkulose. Von Privatdozent Dr. Ludwig 
Telecky in Wien. Zeitschrift der sozialen Hygiene, Fürsorge- und Kranken¬ 
bauswesen; 1921, Heft 7. 

Die von 8 c h i f f und Römer behandelte Frage, ob der durch die Kind- 
heitsinfektion bedingte Schutz gegen die Tuberkulose auch Bedeutung für die 
Tuberkulose als Massenerscheinung, insbesondero für das Absinken der Tuber- 
knlosesterblicbkeit vor dem Kriege habe, wird vom Verfasser nochmals einer 
eingehenden Betrachtung unterzogen. Vom praktischen Standpunkt wird die 
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Frage zu stellen sein, nicht, ob die Kindheitsinfektion überhaupt auf den Ver¬ 
lauf der späteren Taberkulose-Grkrankong einwirkt, sondern wie stark sich der 
daraus ergebende Schutz gegenüber allen äußeren Momenten praktisch durch¬ 
zusetzen vermag. Statistische Beobachtungen haben gelehrt, daß die in große 
Städte (Berlin, Paris) Eingewanderten günstigere Verhältnisse zeigten als die 
Eingeborenen. Weitere Untersuchungen haben in der Tat gezeigt, daß die 
ländliche Bevölkerung als die weniger durchseuchte anzuseihen ist. Man ist 
voll berechtigt, in der eingewanderten Bevölkerung eine Masse zu sehen, die 
in ihrem Durchschnitt während der Kindheit der Tuberkuloseinfektion weniger 
ausgesetzt war als die eingeborene großstädtische Bevölkerung. Er hält ee 
für bewiesen, daß es ganz unmöglich ist, das Absinken der Tuberkulosesterb¬ 
lichkeit während der Zeit vor dem Kriege auf das Zunehmen der schützenden 
Einheitsinfektionen zurückzuführen. Mag dieser Schutz vorhanden sein oder 
nicht, alle übrigen äußeren Momente sind von so überwiegender Bedeutung, 
daß sie den vielleicht vorhandenen 8chutz weit überdecken und ihn überhaupt 
nicht zum Ausdruck kommen lassen. Dr. Israel-Breslau. 

Beiträge zur Statistik der Lungentuberkulose im Kriege. Von Dr. 
Alex. Engel. Aus dem Reservespital 2 in Przemysl. Wiener klin. Wochen¬ 
schrift; 1920, Nr. 2. 

Von 1916 bis 1918 standen 996 Lungenkranke in Behandlung. Infolge 
der großen Schwierigkeit der Verpflegung stieg die Sterblichkeit, die 1917 
noch 16,9 °/o betragen hatte, im letzten Jahre der Belegung der Abteilung auf 
28°/o! Es handelt sich bei den verpflegten Kranken meist um Schwerkranke, 
die spät eingeliefert wurden. Von 40d oberbegutachteten Kranken waren vor 
der Einrückung schon lungenkrank 107 = 26,4 °/ 0 ; gesund sind ein gezogen 
gewesen 299. Bei diesen ist das Leiden entstanden im Felde bei 247, im Hinterland 
bei 46. Dreiviertel der Lungenkranken der Abteilung waren demnach gesund 
eingerückt; von diesen haben sich % das Leiden im Felde erworben. Der 
vierte Teil ist schon krank eingezogen; bei diesen ist eine Verschlimmerung 
in 60°/o eingetreten. Der Verlauf der Erkrankung war ein rapider, wie es so 
oft als Folge der Entbehrungen und Strapazen des Krieges geschildert worden ist. 

_ ■ Dr. Mayer- Meisenheim. 

Tuberkulosesterblichkeit in Frankfurt a. M. in den Jahren 1912 bis 
1914. Nach einer vom Kreisarzt Dr. A s c h e r in Frankfurt a. M. ausgearbeiteten 
Statistik starben im Durchschnitt an Tuberkulose in den Jahren 1912/14 
889 männliche und 821 weibliche Personen; in den Jahren 1917.18 dagegen 
491 bezw. 684, so daß die Zunahme 28°/o bei den männlichen, dagegen 8a®/o 
bei den weiblichen Personen beträgt. Diese Zunahme ist bei den Altersklassen 
von 1—6 Jahren entweder gar nicht oder nur gering; bei den Altersklassen 
von 6— 16 Jahren beträgt sie: 40(52)°/0, von 15—80: 31 (92) °/o, von 30—60: 
82 (96)°/o und bei den über 60 Jahre alten Personen: 84 (89)%; also in allen 
diesen Altersklassen eine größere Zunahme bei dem weiblichen Geschlecht. 

_ Rpd. 

Zur Behandlung der Knochen- und Gelenktuberkulose. VorL Mitt. 
Aus dem orthopädischen Spital in Wien. Von A. Kapelusch und C.Stracker. 
Wiener klin. Wochenschr.; 1915, Nr. 48. 

Die Verfasser schätzen die Zahl der an Knochen- und Gelenktuberkulose 
leidenden Kranken in Wien und Niederösterreich auf 10000. In den8pitzky- 
sehen Anstalten wurden für die in dieser Zahl enthaltenen Kinder eigene 
Zimmer bereit gestellt; eine Dachstation von 60 Betten wurde eingerichtet, 
in der die Kinder Tag und Nacht dem Vorschlag Pirquets entsprechend in 
freier Luft behandelt werden. Das Volksgesundheitsamt hat ferner eine 
Sonnenliegestation in Hütteldorf, außerdem 240 Betten in Grimmenstein zur 
Verfügung gestellt, so daß die Verfasser in der Lage zu sein glauben, untar 
Zuhilfenahme einer modernen röntgentherapeutischen Einrichtung und sämt¬ 
licher chirurgisch-orthopädischer Behelfe, die das Spitzkysche Spital bietet, 
der örtlichen Tuberkulose wirksam entgegentreten zu können. Patienten, 
die bereits der Genesung entgegen gehen, werden zeitweise in häusliche Pflege 
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zurückgesandt, damit für die schwersten Fälle Plätze im Krankenhause frei 
werden. _ Dr. Mayer- Meisenheim. 

Prinzipielles zur Strahlentherapie der Lnngentnberknlose and ihrer 
Beziehung zum Immanitfttsprinzip. Von med. et phil. H. Hayek-Innsbruck. 
Wiener klin. Wochenschr.; 1920, Nr. 2. 

Röntgentiefenbestrahlung wird sich auf jene Lungenherde beschränken 
mflssen, in denen sich bereits ein Uebergewicht der zellulären Abwehrlei&tnng 
oder doch wenigstens im Gleichgewicht zwischen Tuberkuloseangriff und Zellen¬ 
abwehr ausgebildet hat. Hier bleiben, genau wie bei der spezifischen Therapie, 
große Uebung und Erfahrung unentbehrlich, um den Erfolg zu sichern und 
Schädigungen zu vermeiden. — Die kritiklose Anwendung der Quecksilber¬ 
lampe ist ebenfalls von berufener Seite (Curschmann, Roepke, Liebe) 
'abgelehnt worden. Gut, daß dem Quarzlampenlicht die von manchen Aerzten 
vorausgesetzte bakterizide Wirkung fehlt, sonst würden wir bei der heutigen 
Anwendung so manchen Patienten an akuter Endotoxinvergiftung oder an 
einem anapbylatoxischen Shock zu Grunde gehen sehen. — Ein Nutzen der 
Strahlenwirkung für den menschlichenKörper wird dann kommen, wenn 
der biologische Strahlenreiz die Angriffskraft der Toberkelbazillen vermindert 
und die Darchseuchungsresistenz des Körpergewebes erhöht. Ein Nutzen 
für die Tuberkulose wird kommen, wenn ein übermächtiger Tuberkulose- 
angrift die an sich eventuell nützlichen Folgen des Strablenreizes überwindet. — 
8owohl die Antigenpräparate, als auch die natürlichen und künstlichen Licht¬ 
strahlen setzen biologische Reize, die zum Nutzen, aber auch zum Schaden des 
menschlichen Körpers ausschlagen können. Seide Behandlungsmethoden haben 
in jeder andern Hand verschiedenen Wert. Die Arbeitsmethode muß bei der 
Tuberkulose für den Arzt frei bleiben. Dr. May er-Meisenheim. 


Haftnahmen zur Bekämpfung der Tuberkulose. Von Dr. M. G u t s t e i n - 
Berlin. Berliner klinische Wochenschrift; 1919, Nr. 27. ^ 

Verfasser fordert der drohenden weiteren Ausbreitung der Tuberkulose 
gegenüber -großzügige und umfassende Maßnahmen, wozu vor allem nach 
Kraus Zentralisierung des gesamten Lungenfürsorgewesens gehört. Ein 
Reichsamt zur Bekämpfung der Tuberkulose als selbständige Behörde oder noch 
besser eine selbständige Abteilung in einem ärztlich geleiteten Reichsgesund- 
heitsministerium müsse an der Spitze stehen; von hier aus sei ein dichtes 
Netz von Fürsorgestellen im ganzen Reich herzustellen. Eine statistische Er¬ 
fassung sämtlicher Tuberkulöser wird als erste Maßnahme dieser Reichsbehörde 
bezeichnet. Vorbedingung dafür ist die Einführung der obligatorischen 
Familienkrankenversicherung. Für offene Tuberkulose ist die Anzeigepflicht 
unbedingt geboten. An den unbedingt durchznführenden Massennntersuchungen 
sind alle praktischen Aerzte zu beteiligen, die hierfür besonders zu bezahlen 
und durch Kurse fortzuhilden sind. Dr. Solbrig -Breslau. 


Woge und Ziele der Tuberkulosebekämpfung. Von Dr. H. Dlrici, 
dirig. Arzt des städtischen Tuberkulosehauses Waldbaus Charlottenburg in 
8ommerfeld. Berliner klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 6. 

Verfasser fordert ein neues Reichs-Tuberkulosegesetz mit folgenden 
Regelungen: 1. Anzeigepflicht bei offener Tuberkulose. 2. Errichtung amt¬ 
licher Fürsorgestellen; Regelung ihrer Funktionen; Vorschriften über die Er¬ 
fassung und Behandlung der Kindertuberkulose. 3. Festsetzung der unent- 

E ltlichen Krankenhausbehandlung bei offener Lungentuberkulose; Bestimmungen 
er die Bettenzahlen für Lungentuberkulose in den Krankenhäusern. 4. Be¬ 
stimmungen über die Berufstätigkeit im Nahrungsmittelgewerbe, in der Kinder¬ 
pflege sowie im Lehrfach zwecks Fernhaltung ansteckender Lungenkranker. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Aufgaben und Ziele der Lungenfürsorgesteile. Von Regierungs- und 
MedisiBalrat Dr. Seiffert - Stettin. Blätter f ttr W ohlf ahrtspflege in Pommern; 
1921 t Nr. 1. 

Wohltuend wirkt in der Arbeit das Interesse für den ärztlichen Stand: 
Es genügt nicht, daß die Fürsorgeschwester den Lungenkranken in bestimmten 
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Zwischenräumen besucht, die ärztliche Behandlung darf daneben nicht fehlen. 
Der behandelnde Arzt muß Hand in Hand mit der Fflrsorgestelle arbeiten; die 
Frage, ob Fiirsorgearzt oder ein anderer Arzt, kann von der ärztlichen Organi¬ 
sation entschieden werden, wenn sie überhaupt nur gelöst wird. — Zur Auf¬ 
klärungsarbeit ist die Mitwirkung der Aerzte, Krankenkassen, der Lehrer, Geist¬ 
lichen, Hebammen, Schwestern notwendig. Dr. M a y e r • Meisenheim. 


Lehrstühle für Tuberkulose* Von Dr. Hermann Benner-Hannsdorf, 
Mähren. Wiener klinische Wochenschrift; 1919, Nr. 21. 

Verfasser, ein Landarzt, der an Tuberkulose erkrankt war und am eigenen' 
Leibe Erfahrungen machen mußte, die glücklicheren Aerzten erspart bleiben, 
spricht sich im Sinne des leitenden Arztes der Lungenheilstätte für heim¬ 
kehrende Krieger, Dr. Wilhelm Müller-Sternberg, für die Errichtung von 
selbständigen Universitätskliniken und Lehrstühlen für das Tuberkulosefach 
aus. Da zu befürchten sei, daß die von der Militärbehörde errichteten, zur 
HeilstätteubehandluDg zur Verfügung gestellten Baracken nach einigen Jahren, 
verfallen und aus Mangel an Geld nicht ordnungsgemäß weitergeführt werden 
können, da Neubauten aus demselben Grunde nicht erreicht werden, werden 
die wenigen Heilstätten und Fachärzte der schwellenden-Flut der Tuberku¬ 
lösen ohnmächtig gegenüberstehen, so daß die schreiende Not jeden einzelnen 
Arzt zur Leistung heranziehen wird. Außerdem sei die Ausbildung der Aerzte 
auf dem Gebiete der Tuberkulose ungenügend. Die Diagnosen würden in einer 
Zeit, wo die ernste Wahrheit allein am Platze wäre, verschleiert. „Magen¬ 
katarrh*, Neurasthenie", „Anaemie“ müßten zur Vertuschung herhalten. Das 
Versteckspiel mit der Diagnose trage weiterhin Schuld an der ungenügenden 
Absonderung und an der Unbelehrbarkeit der Kranken über ihre Ansteckungs- 
fähigkeit Freiluftkuren auf dem Lande werden nicht durcbgeführt, weil die 
Aerzte von ihrem Wert nicht überzeugt seien. Aus der Zeit vor dem Kriege 
gibt der Verfasser folgende Statistik nach von Medinger: 

Es sterben in Deutschland bei einer Einwohnerzahl von 68 Millionen an 
Tuberkulose 96000 bei einer Bettenzahl für Tuberkulöse von 40000; während 
für Oesterreich die Zahlen waren: 54 Millionen, 158000 Todesfälle und nur 
4000 Betten. Dabei sei Wien selbst der Sitz der verlierenden Seuche. Trotz¬ 
dem der Wiener Wald so nahe sei, geschehe nichts. 

Dr. M a y e r - Meisenheim. 


5. Bückfnllfleber. 

Zur Kasuistik des Bückfallflebers. Von Dr. K K a y s e r - Berlin- 
Wilmersdorf. Berliner klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 6. 

Der hier beschriebene Fall wurde durch den positiven Spirillenbefund 
einwandfrei geklärt. Der Fieberverlauf war aber atypisch, indem der fieberfreie 
Zwischenraum bald einen Tag, bald 2 und mehr Tage betrug. Bemerkenswert 
war außerdem eine positive Weil-Felixsche Reaktion, zwischen 1:400 
und 1:200. _ Dr. Solbrig-Breelau. 


6. Malaria. 

Ueber wichtigere Probleme der modernen Xalarlafbrschung* Von 
Prof. H. Ziemann-Berlin. Berliner klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 28 .und 29. 

Die Malaria hat durch der Weltkrieg für Deutschland wie für alle 
Kulturstaaten eine außerordentliche Bedeutung erneut gewonnen. Ziemann 
als fachärztlicher Beirat hatte reiche Gelegenheit, Malariafälle bei Heeres¬ 
angehörigen zu verfolgen. Er ist, wie er sagt, immer wieder betroffen gewesen, 
zu sehen, wie sehr die Malaria durch Ausfallen vieler Arbeitstage gerade unter 
den an sich sonst arbeitsfähigsten Teile unserer Bevölkerung auch wirtschaftlich 
eine sehr erhebliche Bolle spielt. Es waren besondere Gründe, die der Aus¬ 
breitung der Krankheit im Heere seit 1917 besonderen Vorschub leisteten (un¬ 
richtige Diagnose, falsche Behandlungsart, ungenügende Chininprophylaxe 
u. a. m.). Hinsichtlich der Chininpropbylaxe bemerkt Ziemann, laß die 
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tägliche Prophylaxe (4 0,8JChinin) im allgemeinen bei schwerer Malaria’absolut 
versagt bat, während die von ihm selbst angegebene Prophylaxe (2 mal 
wöchentlich 1 g Chinin) aufs dringendste empfohlen wird. 

Dr. 8 o 1 b r i g - Breslau. 


Zur Frage der Hlschinfektlonen mit Tropica and Tertiana. Von 
Dr. W. Not er. Berliner klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 4. 

Auf Grund eines großen Krankenmaterials in einem Lazarett in Serbien 
kommt Verfasser zu folgenden Schlüssen: 

1. Der Höhepunkt der Tropica - Fälle fällt etwa 1 Monat später, als der 
der Tertia-Fälle, ebenso bei den Mischinfektionen. 

2. Die Mischinfektionen verlaufen hartnäckiger, als alle anderen Formen 
der Malaria. 

8. Die Mehrzahl der Fälle spricht für Doppelinfektion. 

Dr. So lbrig-Breslau. 


Tagesnachrichteil. 

Am 22. April d. J. hat der zum Ministerpräsidenten vom Landtag ge¬ 
wählte bisherige Minister für Volkswohlfahrt Stegerwald die Mitglieder 
des neuen Ministeriums dem Landtage vorgestellt und dabei eine Erklärung 
des Staatsministeriums mit dessen Programm abgegeben. In diesem Programm 
haben mehr oder weniger alle wichtigen Aufgaben des Staats Berücksichtigung 

S tunden; trotzdem aber der jetzige Ministerpräsident das bisher von ihm ge- 
tote Ministerium für Volkswohlfahrt beibehalten hat, ist die Förderung der 
öffentlichen Gesundheitspflege und der Volksgesundheit mit keinem Wort 
erwähnt Hoffentlich ist diese auffallende Lücke in der ministeriellen Er¬ 
klärung kein ungünstiges Prognostikon für die dringend notwendige Entwick¬ 
lung des öffentlichen Gesundheitswesens in Preußen. Es darf wohl jetzt auch 
mit Sicherheit erwartet werden, daß nunmehr endlich die Titelfrage der Medi¬ 
zinalbeamten erledigt wird, die vom Herrn Minister Stegerwald selbst 
im Landtage s. Zt. als eine unerträgliche, der Abhilfe dringend bedürftige 
Frage bezeichnet wurde, zu deren Aenderung er allerdings erst einen Beschluß 
des Staatsministeriems für erforderlich hielt. Andere Ressortminister sind in 
dieser Hinsicht bekanntlich anderer Ansicht gewesen und haben die nach ihrer 
Ansicht notwendigen Aenderungen der Amtsbezeichnungen ohne einen zuvorigen 
Beschluß des Staatsministeriums herbeigeführt; sollte aber der Herr Minister 
für Volks Wohlfahrt auch jetzt noch einen solchen für erforderlich halten, dann 
hat er ja als nunmehriger Ministerpräsident die beste Gelegenheit, seinen da¬ 
mals im Landtag vertretenen Standpunkt Geltung zu verschaffen und damit 
endlich eine Frage aus der Welt zu schaffen, deren bisherige Nichterledigung 
bei den ihm unterstellten Medizinalbeamten als eine unverdiente Zarücksetzung 
gegenüber anderen gleichartigen Beamten betrachtet wird und deshalb zu berech¬ 
tigen, ihrer Arbeitsfreudigkeit keineswegs fördernden Mißmut Veranlassung gibt. 


Die diesjährige Hauptversammlung des Dentsohen Vereins für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege wird am Montag und Dienstag, den 12. und 
18. September in Nürnberg stattfinden. Als einziger Verhandlungsgegen- 
stand ist bestimmt: Deutsche Jugendnot; dazu sollen drei Vorträge ge¬ 
halten werden, für die der vorbereitende Ausschuß folgende Oeberschriften fest¬ 
gesetzt hat: 1. Körperliche Schäden und ihre Heilung. 2. Seelische 8chäden 
und ihre Heilung. 8. Zukunft unserer Rasse. 


■edlslnalbeamtenvereln für den Beg.-Bez. Hildesheim. Die am 
17.April d. J. anläßlich einer Abschiedsfeier für den in den Ruhestand ge¬ 
tretenen Reg.- und Med.-Rat Geh. Med.-Rat Dr. Arbeit in Hildesheim vei- 
sammelten Kreisärzte des Reg.-Bezirks Hildesheim, die bis auf 
die krankheitshalber verhinderten Herren Kollegen von Ilfeld, Alfeld und 
Einbeek erschienen waren, haben zwecks häufigerer Besprechung ihrer dienst¬ 
lichen und wirtschaftlichen Interessen, sowie zwecks besseren Sicbkennenlernens 
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die Gründung eines Medizinal-Beamtenvereins des Beg.-Besirks 
Hildesheim beschlossen, zu dessen Vorsitzenden der Kreisarzt der Kreise 
Göttingen and Münden, Geh. Med.-R&t Dr. Meyer and za dessen Schriftführer 
der Kreisarzt des Kreisarztbezirkes Goslar-Zellerfeld, Dr. Boos, gewählt warde. 
Der Verein, dem aach der neae Reg.- and Med.-Rat Dr. Lembke beitrat, 
amfaßt lediglich die im Amte befindlichen Kreisärzte bezw. Stellvertreter. Er 
bezweckt baldmöglichen Anschluß an die übrigen Med.- Beamtenvereine der 
Provinz Hannover zwecks Ausbau zu einem Provinzial-Verein. Als Ort der 
nächsten Zusammenkunft, die zunächst noch einmal ohne Damen stattfinden 
soll, wurde Northeim aasersehen, and zwar soll der erste Sonntag im Oktober 
dieses Jahres dafür in Frage kommen. 


Die kreisftrztllche Prüfung haben in Preußen bestanden in den Jahren: < 
im davon mit dem Zengnis im davon mit dem Zeugnis 

ginzen sehr gut gut genügend " ganzen sehrgat gat genügend 


1912 

24 

1 

15 

8 

1916 

12 

1 

9 

2 

1918 

87 

2 

24 

11 

1917 

14 

1 

10 

8 

1914 

19 

— 

15 

4 

1918 

24 

2 

21 

1 

1916 

9 

1 

6 

2 

1919 

28 

2 

28 

3 


Schwesterntracht für Hebammen. Laut ministerieller Verfügung ist 
den geprüften Hebammen gestattet, vom 1. April an eine besondere Bekleidung 
zu tragen. Sie schließt sich in der Hauptsache der Tracht der Kranken¬ 
schwestern an. Als besonderes Zeichen tragen die Hebammen, die nunmehr 
die Bezeichnung „Hebammen-Schwestern* führen, eine mit dem Genfer 
Kreuz geschmückte Brosche mit der Inschrift: „Zum Wohle der deutschen 
Frauen und Kinder.* 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. P. ln H.: Sind amtsärztliche Zeugnisse 
über den Gesundheitszustand von Kriegerwitwen behufs Erlangung einer Er¬ 
höhung ihrer Witwenrente stempelpflichtig? 

Antwort: Nein. 


W fir ttembe r Bischer HedizinalbeamteDverelo. 

Die sechzehnte Jahresversammlung des 

württembergischen Medizinalbeamtenvereins wird am 

Sonntag, den 22. Mai, 

vormittags 10 Uhr, in Stuttgart im Vortragssaal des frühe¬ 
ren Medizinalkollegiums, Azenbergstrafie 14, abgehalten werden. 

Tagesordnung: 

1. Geschäftsbericht des Vorstandes. 

2. Kassenbericht. 

8. Freie Aussprache über die derzeitige wirtschaftliche Lage und 
die berufliche Stellung der württemb. Medizin albeamten. 
4. Die Typhusepidemie im Tübinger Konvixt Berichterstatter 
Oberamtsarzt Dr.Schmidt in Tübingen. 

Der Yereinsrorstand 

Dr. Köstlin. 


Verantwortlich für die Bcbriftleltnng: Prof. Dr. Rapmnnd, Och. Mod.-Bat In Uppspringe. 
Druck yoü J. C. 0. Brons, Minden I* W. 




































34. Jahrg. 


Zeitschrift für Medizinalbeamte. 


Nr. 10. 


8. BtUmpftiic des Alkoholismns. 

Pr. Konred Wey man« : Welche geeet*- 
geberischen and Verweltangsmaßnahmen 
sind für die Bekamplang des Alkobolis- 
nu sa wünschen.190 

4. Vorkehr mit Geheimmitteln. 

Verbot der Ankündigung und des Verkaufs 
▼on Rad-Jo im Kanton Zürich • . . 190 


Tageanaohriohtsii. 192 

Beilage: 

Rechtsprechung . ... v .... 63 
Vcdlxinalgesetxgebung.63 

Umaehlag: 

Personalien. 


Personalien. 

Dsntoohsa Reich und Preuzzen. 

Ernannt: Kreisassistenzarzt Dr. Janke, kommissarischer Kreisarzt in 
Oschersleben zum Kreisarzt daselbst, Kreisassistenzarzt Dr. Merkel in Kassel 
anm kommissarischen Kreisarzt in Witzenhansen, Kreisassistenzarzt Dr. Kalle 
In Orteisbarg zam kommissarischen Kreisarzt in Heinrichswalde (Kreis Niederung). 

Versetzt: Die Kreisärzte Geb. Med.-Rat Dr. Schäfer in Gumbinnen 
nach Siegbarg, Med.-Rat Dr. Schüler in Pinneberg nach Wandsbeck, Kreis¬ 
arzt Dr. Scharmeyer, ständiger Hilfsarbeiter bei der Regierung in Arnsberg 
mit gleicher Eigenschaft an die Regierang in Düsseldorf, Kreisarzt Dr. S c h u 1 z e 
In Klixbüll nach Hanan, Kreisarzt Dr. Zimdars in Strasburg (Westpreußen) 
als zweiter ständiger Hilfsarbeiter an das Polizeipräsidiam in Berlin, Med.-Rat 
Dr. Feige in Marienbarg nach Spandau. 

ln den Ruhestand getreten: Der Kreisarzt Geh. Med.-Rat Dr. Hauschild 
Breslau (Stadt). 

Gestorben: Geh. Med.-Rat Dr. Artur Leppmann, Kreisarzt a. D. in 
in Berlin. 

Bayern. 

Versetzt: Bezirksarzt Dr. Linder in Zusmarshausen nach Kaufbeuren. 

(Fortsetzung der Personalien auf der vorletzten Seite des Umschlags.) 
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viel gebraucht und ist einige Zeit haltbar; Klagen über mangelnde 
Wirkung sind nicht bekannt geworden; bei lebhafter Rezeptur 
ayird daher vielfach ein kleiner Vorrat geduldet. Alle anderen 
Infuse und Dekokte sind irisch zu bereiten. 

Andere grobe Mißstände gibt Herr Rath mann nicht an. 
Er beruft sich dabei unglücklicherweise auf das Amtsgeheimnis. 
In der pharmazeutischen Presse wird in der letzten Zeit viel¬ 
fach der Standpunkt vertreten, daß der Mediziner bei der Beauf¬ 
sichtigung der Apotheken ausgeschaltet werdep soll. Meiner 
Erfahrung nach sind die meisten Apotheker mit der bisherigen 
Aufsicht zufrieden, vor allem die älteren; eine kleine, aber das 
Wort führende Gruppe ist dagegen unzufrieden; es heißt, daß 
zu dieser Gruppe einige gehören, die durch strenge Revisionen 
verärgert sind. Diese Gruppe wird vermehrt werden, wenn 
schwere Anklagen ohne hinreichenden Beweis erhoben werden. 
Es ist dringend erforderlich, daß die bisherige Beaufsichtigung 
durch den Reg.- und Medizinalrat bestehen bleibt, ebenso die 
jährliche Musterung durch den Kreisarzt. 

Das wichtigste Kapitel ist die Neuordnung der Besitz¬ 
frage. Seit Jahrzehnten wird über Privilegien, Konzession, 
Niederlassungsfreiheit und dergl. geschrieben. In unseren Nach¬ 
barländern treffen wir die verschiedensten Systeme. Persönlich 
kenne ich die Verhältnisse in der Schweiz; dort besteht Abitur 
und Niederlassungsfreiheit. Einzelne Apotheken haben hier 
einen gar zu geringen Umsatz an Rezeptur; im ganzen sind 
die Apotheken gut, aber die Preise für das einzelne Rezept 
durchschnittlich bedeutend höher als bei uns; selbstverständlich 
habe ich dabei die Verhältnisse vor dem Kriege im Auge. 
Allgemein hört und liest man bei Vergleichen mit dem Aus¬ 
lande immer wieder, daß die deutschen Apotheken zuverlässig 
sind und daß die Preise in den deutschen Apotheken am 
billigsten sind. * 

Die verkäuflichen konzessionierten oder privilegierten 
Apotheken haben einen großen Nachteil; sie werden zu hoch 
mit Hypotheken belastet, so daß der Apotheker vielfach für die 
Hypothekenschulden den größten Teil seines Verdienstes braucht. 
Beim Kauf muß der Apotheker wissen, daß der Staat durch 
diese hohen Hypotheken sich nicht von Neukonzessionen ab¬ 
halten läßt. Ira ganzen erscheint eine mäßige Vermehrung der 
Apotheken möglich; sie ist erwünscht zur Arzneiversorgung 
der Bevölkerung; sie ist ferner erwünscht, um möglichst vielen 
Apothekern das Recht auf eigenes Heim und Familie zu geben — 
zurzeit wird der Apotheker über 50 Jahre alt, ehe ihm das 
Glück einer Konzession blüht. Rapmund-Dietrich gibt an 
6 —8000 Einwohner in Städten, 8—10000 Einwohner in länd¬ 
lichen Bezirken. Strenge Anklammerung an Zahlen ist nicht 
möglich; die unteren Grenzen von 6000 bezw. 8000 sind für 
manche Plätze sehr knapp. Es gibt Apotheken, wo bei aller 
Geschäftstüchtigkeit Frau Sorge ständiger Gast ira Hause bleibt.— 
Nebenbei bemerkt ist es manchmal sehr schwer, über die Umsatz- 
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Verhältnisse einer Apotheke sich zu unterrichten; der Kreisarzt 
wird häufig dazu nicht imstande sein. 

Nun sind in dem Artikel die kleinen Städte besonders 
erwähnt. Nach meiner Erfahrung trifft man hier häufig die 
besten Apotheken, einerlei, ob privilegiert oder konzessioniert; 
es ist manchmal die Patrizierfamilie der Kleinstadt, die in 
Großvaters Hause wohnt. Es ist fraglich, ob man in solch 
kleinen Städten statt der einen guten zwei kaum existenzfähige 
Apotheken schaffen soll. 

Es ist viel über die Ablösung der Privilegien und Real¬ 
konzessionen geschrieben worden; Rathmann gehört zu denen, 
die alle käuflichen Apothekenwerte ablösen wollen. Es wäre 
gut, wenn die Apotheken von dem Ballast der hohen Be¬ 
lastungen befreit würden, die durch die Privilegien und Kon¬ 
zessionen gebildet werden. Diese Idealwerte sind im Laufe 
vieler Jahrzehnte entstanden; ihre einfache Vernichtung ist 
nicht möglich, der alte Müller von Sanssouci würde dazu mit 
dem Kopfe schütteln. Zur Abtragung gehört sehr viel Geld; 
einige Vorschläge rechnen mit einem Zeitraum von 40 bis 
60 Jahren. Eine befriedigende Lösung dieser Frage ist bis 
jetzt nicht gefunden. Daß N das sog. Exklusivprivileg in erster 
Linie beseitigt wird, ist notwendig. 

Bei dem hohen Preise der Rohstoffe und da ferner die 
Arbeitslöhne in den chemischen Fabriken und auch bei dem 
Personal der Apotheken erheblich gestiegen sind, müssen wir 
leider damit rechnen, daß die einzelnen Preise in den Apo¬ 
theken bei Rezeptur und Handverkauf in den nächsten 
Zeiten hoch bleiben. 

Es ist weiterhin von der Ausbildung der Lehr¬ 
linge die Rede. Da das Maturum jetzt eingeführt ist, so ist 
allgemein die Lehrzeit von drei auf zwei Jahre herabgesetzt. 
Leider ist die praktische' Ausbildung im allgemeinen nicht 
mehr so gut wie früher. Die Großindustrie hat bewirkt, daß 
vielfach die Laboratorien verödet sind; chemische Präparate, 
Salben, Tinkturen liefert die Großindustrie besser und billiger 
und bequemer, als der Apotheker selbst herstellen kann. Nur 
exercitii causa stellt mancher Apotheker mit seinem Lehrling 
einige Präparate selbst her. Das können wir aber nicht ändern. 
Auch die Botanik tritt leider vielfach in den Hintergrund. 
Immerhin bleibt für den Lehrling ein großes Pensum, das er 
in zwei Jahren bewältigen muß. Auf die Gesetzgebung wird 
bei der Ausbildung wenig Gewicht gelegt. Die Prüfungs¬ 
ordnung redet von den gesetzlichen Bestimmungen, die für die 
Tätigkeit eines Gehilfen maßgebend sind. Dazu genügen ein¬ 
zelne Bestimmungen über Giftabgabe und Rezeptur, das andere 
kann für das Staatsexamen bleiben; Chemie, Physik, Botanik 
und Pharmakognosie genügen für zwei Jahre Lehrzeit. 

Augenblicklich scheint durch die Einführung des Maturums 
der Andrang zur Pharmazie gering zu sein. Bei der Ueber- 
füllung aller Berufe wird wohl bald ein Ausgleich stattfinden. 
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Sollte tatsächlich ein Mangel an Personal eintreten, so wird die 
Frage der Helferinnen bezw. des zweiten Personals näher 
bestimmt werden müssen. 

Zum Schluß ist kurz eine durchgreifende Reform der 
Gesetzgebung über den Arzneimittelhandel außerhalb der 
Apotheken erwähnt. Die Reform ist dringend zu wünschen, 
besonders die positive Liste, aber dabei scheinen die Schwierig¬ 
keiten noch größer zu sein, als bei mancher anderen Apo¬ 
thekenfrage. 


Apothekenwesen und Medizinalbeamte. 

Von Reg.- und Med.-Rat Dr. DOllner-Kula. 

ln Nummer 2 der Coblenzer Zeitung vom 3. Januar 1921 
polemisiert der Yorstand des Apothekervereins des besetzten 
Westens dagegen, daß die Apothekenangelegenheiten in Preußen 
von beamteten Aerzten bearbeitet und entschieden werden und 
tritt für die — von ihm als „Selbstverwaltung (!?)“ — be- 
zeichnete Revision durch Fachgenossen ein, wie dies schon in 
Bayern, Württemberg und Baden gehandhabt werde. Der Vor¬ 
stand des A. d. b. W. kommt zu dem Schlüsse, die pharmazeuti¬ 
schen Bevollmächtigten der Besichtigungskommissionen zur 
Amtsniederlegung und die einzelnen Apotheker zum passiven 
Widerstand gegen die Medizinalbeamten aufzufordern. 

Beide Aufforderungen scheinen nirgends Resonanz gefunden 
zu haben; denn nur so läßt es sich erklären, daß dieser höchst 
eigenartige Schritt genannten Vorstandes von keiner Seite ins 
richtige Licht gerückt worden ist. Da aber die Frage, ob der 
Mediziner aus der Bearbeitung und Beaufsichtigung des Apo¬ 
thekenwesens völlig auszuschalten ist oder nicht, wieder einmal 
und in sehr radikaler Form angeschnitten ist, dürften sich einige 
kurze Bemerkungen hierzu empfehlen. 

Die Verabreichung von Medikamenten ist ein integrierender 
Bestandteil des ärztlichen Heilplanes. Die physiologische oder 
pathologische Wirkung dieser Mittel kann generell nur durch 
den Mediziner, im speziellen Fall durch den behandelnden Arzt, 
festgestellt werden; schon aus diesem Grunde ist es daher un¬ 
durchführbar, aus der Ueberwachung des Verkehrs mit Heil¬ 
mitteln den Mediziner auszuschalten. Wenn andere Bundesstaaten 
einen solchen Versuch gemacht haben, so ißt dies noch kein 
Beweis für die Richtigkeit der angeführten Bestrebungen. Wohin 
es aber in jenen Bundesstaaten in der Praxis führt, dafür ist 
eine herrliche Illustration der Artikel eines Apothekers aus dem 
gelobten Württemberg in Nr. 2 des Lehrganges 1921 der Pharma¬ 
zeutischen Nachrichten, überschrieben „Knapp noch gut“. Dieser 
Aufsatz ist jedem Interessenten aus Apotheker- und Aerzte- 
kreisen zur Lektüre zu empfehlen. Seinem Inhalt und seiner 
Form ein Wort des Kommentars hinzuzufügen, hieße seine 
Wirkung abschwächen. 



Apothekenwesen und Medizinalbeamte. 


177 


Es besteht aber nicht nur ein Interesse einzelner Aerzte 
und einzelner Patienten, an der medizinischen Mitwirkung in 
der Arzneimittelversorgung. Bedeutend weitgehender ist dies 
Interesse vielmehr auf seiten der Gesamtheit, also des Staates. 

Es ist in Deutschland nicht — wie z. B. in den Vereinigten 
Staaten — jedem gestattet, eine Apotheke zu eröffnen, sondern 
der Staat erlaubt dies nur innerhalb ganz enger Grenzen per¬ 
sönlicher und dinglicher Art. Er schaltet also den freien Wett¬ 
bewerb aus und gewährleistet demjenigen, dem er eine Apotheke 
„konzessioniert“, gewaltige Vorrechte wie sonst keinem Handel¬ 
oder Gewerbetreibenden. Der Konzessionär genießt also diese 
Vorrechte als Ausfluß der Staatsverwaltung und nicht der 
„Selbstverwaltung“ — wie der Vorstand des A. d. b. W. an¬ 
zunehmen scheint. Demnach hat sich auch der konzessionierte 
d. h. bevorrechtete Apothekenbetrieb in den Rahmen der Staats¬ 
verwaltung einzufügen und er kann eine „Selbstverwaltung“ 
im Sinne eigenen Aufsichtsrechtes nicht verlangen. 

Auf der anderen Seite aber hat der Staat, der einem be¬ 
stimmten Staatsangehörigen große Vorrechte sichert und ihm 
einen für die Allgemeinheit äußerst wichtigen Betriebszweig 
anvertraut, nicht nur das Recht, sondern sogar die Pflicht, 
diese Betriebe unter Kontrolle zu halten. 

Zu diesem Zwecke läßt er besondere Beamte ausbilden. 
Hierzu ist der Verwaltungsjurist nach seiner Vorbildung na¬ 
türlich ungeeignet und es kann nur derjenige hierzu verwendet 
werden, der, wie zu Beginn schon ausgeführt, die Wirkungs¬ 
weise der medikamentösen Mittel zu beurteilen versteht — also 
der Medizinalbeamte. Der staatliche Verwaltungsmediziner wird 
über das Apothekenwesen, insbesondere auch über die Apotheken¬ 
betriebsordnung geprüft, hat also zu seinen Fachkenntnissen 
auch noch dieselben Kenntnisse in der gesetzlichen Materie wie 
der Apotheker. Die Bearbeitung der aus den — allerdings auf 
medizinischen Kenntnisssen aufgebauten — Gesetzen sich er¬ 
gebenden Fragen ist sein Hauptgebiet; dazu auch die aus der 
ärztlichen Praxis zu beurteilende Frage nach dem Heilmittel¬ 
bedarf der Bevölkerung. Es ist also sachlich sehr wohl be¬ 
gründet, daß der über Apotheken wesen vorgebildete Verwal¬ 
tungsmediziner die Arzneianstalten, d. h. die Apotheken, über¬ 
wacht; es ist auch kein Grund ersichtlich, warum ihm bei Apothe¬ 
kenbesichtigungen „passiver Widerstand“ geleistet werden soll. 

Einseitige Ueberwachung und Kontrolle durch Standes¬ 
genossen wird bei der geringen Anzahl von Apotheken und 
Apothekern unweigerlich zu Klagen wegen angeblicher oder 
tatsächlicher Parteilichkeit führen (vgl. den bereits zitierten 
Artikel in den Pharmazeutischen Nachrichten I). Man sollte 
doch eigentlich annehmen, daß gerade der persönlich un¬ 
interessierte Medizinalbeamte lieber gesehen würde,. als ein 
Konkurrent, der auch beim ehrlichsten Willen sich nicht von 
menschlichen Schwächen freimachen kann. 

Diejenigen Apotheken, die stets gut befunden wurden und 
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denen Anerkennung zuteil wurde, dürften ftuch nicht die Ur¬ 
heber der Bewegung sein! 

Es liegen gerade in der Wesensart des Apothekenbetriebes 
so viele Momente, die nicht ganz haltfesten Charakteren manches 
nahelegen, was unbedingt im Interesse einer geordneten öffent¬ 
lichen Heilmittelversorgung unterbleiben muß (eigene Kur¬ 
pfuscherei, Zusammenarbeiten mit Kurpfuschern in den ver¬ 
schiedensten Formen, Qeheimmittel u. s. f.), daß auch aus diesem 
Grunde der Staat eine Ueberwachung ausüben muß durch un¬ 
parteiische Beamte — und dies kann, wie ausgeführt, weder 
der Jurist noch der Pharmazeut, sondern seiner Eignung nach 
nur der Verwaltungsmediziner sein. 

Was aus der Neuerrichtung von Apotheken würde, wenn 
das Apothekenwesen ausschließlich von Apothekern bearbeitet 
und nur nach den Gutachten von Interessenten und Konkurrenten 
entschieden würde, können sich die konditionierenden Apotheker 
und das arzneibedürftige Publikum an den Fingern abzählen. 

Was überhaupt mit dem jetzt so abgedroschenen Schlag¬ 
wort von der „Selbstverwaltung“ 1 ) in diesem Zusammenhang ge¬ 
meint sein soll, ist nicht ersichtlich; gemeint ist wohl die 
„Kontrolle ausschließlich durch Apotheker“. 

Es bedeutet dies die Ausschaltung desjenigen, dem der 
Apotheker seine Konzession mit ihren enormen Vorteilen ver¬ 
dankt — d. h. des Staates — und desjenigen, der an geordneter 
Arzneiversorgung seiner Bürger das größte Interesse hat und 
dafür verantwortlich ist — also wiederum des Staates. 

Mit gleichem Rechte müßten dann die Besitzer von An¬ 
stalten für Nerven- und Geisteskranke verlangen, daß aus den 
revidierenden Kommissionen für diese Anstalten der Jurist und 
der Medizinalbeamte entfernt werden und nur Fachärzte darin 
wirken; dasselbe müßten die Besitzer sonstiger medizinischer 
Fachinstitute (Frauenkliniken, Augenheilanstalten u.s.f.) fordern. 
Dies ist aber nun und nimmer der Sinn der „Selbstverwaltung“ — 
es ist vielmehr die Auflösung jedes inneren Zusammenhanges 
öffentlich-wichtiger Einrichtungen mit dem Staatsgefüge und 
Negation jeglicher staatlichen Autorität. 

Erfreulich ist die Tatsache, daß der gesunde Geist der 
Apotheker des besetzten Westens sie bis jetzt vor der Aus¬ 
führung der Aufforderung ihres Vorstandes bewahrt hat; denn, 
daß diese eine Aufforderung zum Widerstand gegen rechts¬ 
kräftige Gesetze bedeutet, dürfte juristisch nicht zweifelhaft 
sein. Auch hätte der Versuch eines akademischen Standes¬ 
vereins, sich mit solchen Mitteln Gehör zu verschaffen, dem 
Apothekerstande viel mehr geschadet, als das besonnene Ver¬ 
halten seiner Mitglieder ihm zweifelsohne Sympathien erwirbt. 

x ) Erschöpfend ist die ganze Frage durch einen Fachgenossen, Herrn 
Knttner, vor kurzem in der Pharmaz. Zeitung abgetan worden. Diesen treff¬ 
lichen Ausführungen auB der Feder eines Apothekers braucht man kein Wort 
hinzuzufügen! 
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Kurze Mitteilung über giftige sogenannte 
Patentschweissieder. 

Von Dr. Symanski, Kreisarzt in Meppen. ! ) 

In einer Zeit, wo gerade der Bearatenstand mehr als jeder 
andere genötigt ist, sparsam zu wirtschaften und sich mit Er¬ 
satzstoffen auf allen Gebieten des Lebens zu behelfen, so nament¬ 
lich auch bei der Beschaffung von Kleidungsstücken, sei es mir 
vergönnt, im folgenden mit wenigen Worten auf eine Art von 
Ersatzschweißleder oder, wie der fachmännische Kunstausdruck 
lautet „Patentschweißleder“ in Herrenhüten einzugehen: 

Im Frühjahr v. J. ließ ich durch ein hiesiges Geschäft zwei getragene 
Filzhüto einer größeren Leipziger Firma, die sich besonders mit dem Umpressen 
und Renovieren der Hüte befaßr, zu diesem Zwecke zugehen. Ich nahm einen 
der Hüte nach Empfang in Gebrauch und bemerkte, nachdem ich ihn bei 
schwülem heißen Wetter einen Tag getragen hatte, eine rings um Stirn und 
Hinterkopf gehende fleckige scharf umschriebene Röte der-Haut, der ich zu¬ 
nächst eine weitere Bedeutung nicht beimaß. In ganz kurzer Zeit jedoch stellte 
sich eine dicke pralle Schwellung des geröteten Hautbezirks ein, die Hautporen 
erschienen vergrößert, winzige kaum stecknadelkopfgroße Bläschen wurden 
sichtbar. Die Haut fühlte sich prall und derb an, und außerdem machten sich 
subjektiv ein sehr lästiger Juckreiz nnd Spannungsgefühl bemerkbar. Im ganzen 
ähnelte das Bild sehr dem eines Erysipels. Da ich aber bald den Verdacht 
hegte, daß das neue Hutschweißleder das schuldige Agens sei, so entfernte 
ich dasselbe. Eine Abheilung trat aber erst in etwa 4 Wochen unter all? 
mählichem Nachlassen der Erscheinungen und starker Abschuppung ein. 

Im Herbst v. J. übergab ich den einen der renovierten Hute mit der 
ausdrücklichen Bitte, durch die Leipziger Firma das zweifellos schädliche 
Schweißleder entfernen und durch ein „giftfreies" ersetzen zu lassen. Ich 
erhielt nach einiger Zeit den Hut mit einem ganz ähnlich, wenn auch etwas 
mehr lederartig aussehenden Schweißleder zurück. Als ich vertrauensvoll den 
Hut auch nur einen Tag bei kühlem W etter getragen batte, stellten sich genau 
die gleichen Erscheinungen, wenn auch in geringerem Maße ein. Da ieh durch 
den ersten Erfolg gewitzigt den Hut sofort fortlegte, so kamen die Entzündungs¬ 
etscheinongen auch in viel geringerem Maße zum Ausdruck und klangen in 
einigen Tagen ab. Zweifellos aber war wieder ein giftiges „Patentschweiß¬ 
leder* verwendet worden. 

Um über das Aussehen dieser Patentleder einige Worte 
zu sagen, so täuschen diese das Bild eines stark chagrinierten 
Leders vor: Sie glänzen stark, sind hellrotbraun gefärbt und 
zeigen auf der Rückseite eine leinwandähnliche Struktur. Was 
sie ferner von echtem Leder unterscheidet, ist ihre leichte Zer- 
reißbarkeit. Sie haben einen gewissen scharfen spezifischen 
Geruch an sich, der sich jedoch nicht näher beschreiben läßt. 

Nach einer mir zügegangenen privaten Mitteilung eines 
chemischen Untersuchungsamtes soll solches „Patentleder“, das 
sehr verbreitet sein soll, eine Phenolverbindung enthalten; sollte 
dieses richtig sein, dann würden sich damit auch die Verände¬ 
rungen der menschlichen Haut und die sonstigen Beschwerden 
erklären lassen. Ebenso ist es aber auch denkbar, daß bei 

*) Anmerkung bei der Korrektur: Vorliegende Mitteilung wurde im 
Dezember v. J. verfaßt. Qb inzwischen Maßnahmen gegen die Verwendung 
de« Patentschweißleders getroffen sind, ist mir unbekannt, so daß sich auch 
jetzt noch die Veröffentlichung meiner damit gemachten Erfahrungen 
empfehlen dürfte. 
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längerem Tragen von Hüten mit derartigem „Patentleder“ oder 
Verwendung solchen „Leders“ .als Achselschweißblätter sehr 
viel schwerere und dann nicht so leicht reparable Erkrankungen 
auftreten können. Da m. W. auch in den Kreisen der Hut- 
f&brikanten es nicht unbekannt ist, daß gütige Ersatzschweiß¬ 
leder im Handel Vorkommen, so dürfte zum mindesten Fahr¬ 
lässigkeit vorliegen, wenn trotzdem Hutlabrikanten solche 
verwenden. 

Zweck dieser Zeilen soll es sein, unsere oberste Gesund¬ 
heitsbehörde auch auf diese Art von „Ersatzstoffen“ aufmerksam 
zu machen. «-* 


Das Medizinal-Kollegium und die Neuordnung des 
Gesundheitswesens in Württemberg. 

Von Med.-Rat Dr. Maisch in Oehringen. 

Das Morgenblatt vom 25. April 1921 des Schwäb. Merkur 
(Nr. 185) bringt die Notiz: Wie wir hören, wird demnächst das 
Kultusministerium die Räume des Med.-Koll. am Herdtweg be¬ 
ziehen und das Med.-Koll. in das Böhringersehe Haus in der 
Karlstraße übersiedeln. 

Was man schon seit längerer Zeit da und dort sagen 
hörte, soll nun Tatsache werden. Der sang- und klanglosen 
Verabschiedung der verdienten Männer des Med.-Koll., Präs. - 
von Nestle, Med.-Direktor von Rembo 1 d und Ob.-Med.-Rat 
Dr. Kohlhaas, aus den Räumen des Medizinalkollegiums am 
31. Dezember 1919 soll nunmehr die Annexion des Med.-Koll.- 
Gebäudes folgen. Der schöne Bau an der Azenbergstraße, der 
von der Kammer der Abgeordneten für die Zwecke des Med.- 
Koll. und des Gesundheitswesens beschlossen und in den Jahren 
1908—10 ausgeführt worden ist, soll nunmehr zu einem großen 
Teile andern Zwecken zugeführt werden; eine Absicht, die in 
allen ärztlichen Kreisen tiefste Verstimmung hervorgerufen hat. 
Damit, daß die Leitung des Gesundheitswesens Württembergs 
neu organisiert worden ist, sind doch die Bedürfnisse, die zum 
Bau des Med.-Koll.-Gebäudes geführt haben, nicht verschwunden. 
Der Wegfall von 2 Amtsräumen, die bisher von Med.-Direktor 
von Rembold und Ob.-Med.-Rat Dr. Kohlhaas besetzt 
waren, kann doch diese Maßregel nibht rechtfertigen. Sollte 
denn wirklich auch die Kammer der Abgeordneten damit ein¬ 
verstanden sein, daß der von ihr für Zwecke der Gesundheits¬ 
pflege des Landes errichtete Bau anderen Zwecken zugeführt 
wird? Die ganze Aerzteschaft des Landes hat den schönen 
Bau als ein dankbar aufgenommenes Zeichen der Anerkennung 
angesehen, das die Stände des Landes ärztlicher Wissenschaft 
und ärztlichen Leistungen aufgerichtet haben. Was ist denn 
nun seit der Uebergabe an das Med.-Koll. geschehen, daß diese 
dem ganzen ärztlichen Stande werte, der Gesundheitspflege des 
Landes gewidmeten Stätte den Aerzten wieder abgenommen 
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werden soll? Was dazwischen liegt, ist der Krieg; ich dächte 
aber, der Aerztestand hat durch seine Leistungen während 
des Krieges etwas Besseres verdient als ein derartiges, kränken¬ 
des Vorgehen. Zudem: der Sitz der Med.-Behörden und die 
Laboratorien, die ja unter allen Umständen erhalten bleiben 
müssen, gehören zusammen. Bei der ganzen Neuorganisation 
des Med.-Koll. hat es sich in erster Linie um Vereinfachung 
gehandelt; heißt das nun Vereinfachung, wenn man eine räum¬ 
liche Trennung vornimmt, die den Zusammenschluß des ganzen 
Gebäudekomplexes, der bei seiner Anlage als ein Ganzes ge¬ 
dacht ist, nunmehr wieder auseinander reißt? Das müßte doch 
überall als ein Schwabenstreich angesehen werden. Es sind 
seit Neuorganisation des Med.-Koll. Vj A Jahre verflossen; es 
läßt sich daher übersehen, was die Allgemeinheit und was 
die Aerzteschaft durch diese Neuorganisation gewonnen hat. 
Ich behaupte, gewonnen ist bis jezt gar nichts, im 
Gegenteil. Die geträumten Ersparnisse sind voll- , 
ständig ausgeblieben. Eine Sitzung des Landes¬ 
gesundheitsrats verschlingt an Unkosten mehr, als 
die ganze Ersparnis an Gehältern ausmacht und 
wer die seitherigen Sitzungen des Landesgesund¬ 
heitsrats mitgemacht hat, der wird sich sagen, daß 
eine kollegiale Beratung doch manches voraus hat, 
vor einer parlamentarischen Behandlung von medi¬ 
zinisch fachmännischen Fragen, die häufig ins Ufer¬ 
lose führt, weil neben der zu sehr ausgedehnten 
spezialistischen Behandlung auch noch da und dort 
der Dilettantismus sich ungebührlich breit macht. 

Ich glaube niemand zu nahe zu treten, wenn ich sage, 
cs ist ein Fehler gewesen, daß man das Med.-Kollegium auf¬ 
gelöst hat, ohne vorher sich darüber im klaren zu sein, wie 
der Aufbau der Neuorganisation geschehen solle. Um das Üeber- 
stürzte des Auflösungsbeschlusses zu verstehen, ist es von 
Interesse, die Kammerverhandlung vom 2. und 3. Oktober 1919 
nachzulesen. 

Auf der Tagesordnung des 2. Oktober 1919 stand: Erste 
Beratung des Entwurfes eines Gesetzes, betreffend die Neuord¬ 
nung des Gesundheitswesens im Geschäftskreis der inneren 
Verwaltung. Als erster nahm der Abg. Dr. med. Etter das 
Wort, der sofort darüber Klage führte, daß der gedruckte Ge¬ 
setzentwurf erst am Morgen des Sitzungstages den Abgeord¬ 
neten in die Hände gekommen sei; diese Eile entspreche nicht 
der Gepflogenheit des Hauses. Trotz des Widerspruchs des 
Ministers wurde auf Antrag Dr. Etters die Ueberweisung der 
Vorlage an eine Kommission beschlossen. Der Minister des 
Innern, Dr. Lindemann, war der Meinung, eine ausgedehnte 
Vorberatung habe ja schon im vorigen Landtag stattgefunden, 
was dem Abgeordneten Dr. Mühlbergcr zu dem Einwurf 
veranlaßt«, daß unterdessen neue Abgeordnete eingetreten seien, 
denen die Sache vollständig neu sei. Am 3. Oktober kam dann 
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der Entwurf aus der Kommission schon wieder an die Kammer 
zurück. Gegen dieses Eiltempo führte die Abgeordnete Zetkin 
berechtigte Klage: „Es soll eine Entscheidung getroffen werden, 
obwohl noch kein einziges Mitglied des Hauses die Begründung 
des Entwurfs durchzulesen und sich mit der Frage zu beschäf¬ 
tigen imstande war.“ Angenommen wurde der Regierungs- 
Antrag hauptsächlich infolge der Begründung durch Minister 
Lindemann, daß sowohl das Med.-Kollegium, als der ärztliche 
Landesverein in der Sache gehört worden sei. Lediglich der 
Versicherung des Ministers, daß ja alles nach den Wünschen 
der ärztlichen Vertretungen • geordnet werden solle, war die 
Ursache, daß weitere Einwendungen unterblieben. Das, worauf 
es der Aerzfceschaft bei der Organisationsänderung; vor allem 
anderen ankam, nämlich die Loslösung von der Bevor¬ 
mundung durch die Verwaltung, kam bei der Art wie 
Minister Lindemann den Entwurf durch die Kammer peitschte 
gar nicht zur .Geltung, und wurde, als Dr. Etter und die Ab¬ 
geordneten Bazille, Körner und Zetkin darauf hinwiesen, 
durch den Minister einfach auf die Seite geschoben. Diese 
Eile ist um so auffälliger, da ja als Tag der Auflösung des 
Medizinal-Kollegiums. der 1. Januar 1920 festgesetzt war und 
sonach genügend Gelegenheit vorhanden gewesen wäre, der 
Behandlung des Gesetzentwurfs die nötige Zeit zu gönnen. Ohne 
Widerspruch konnte ein Abgeordneter erklären, wie viele oder 
wie wenige sind unter uns, die sagen können, sie hätten von 
gestern früh bis heute auch nur die Protokolle nachgelesen, 
auf die sich die Begründung der Vorlage beruft. So ist der 
Behandlung des Entwurfs der Vorwurf nicht zu ersparen, daß 
die Neuordnung beschlossen worden ist, ohne daß sich die Ge¬ 
setzgeber über die Bedingungen, unter denen die Neuorgani¬ 
sation ausgebaut werden solle, klar werden konnten. Die Ab¬ 
geordneten mußten nach den Erklärungen des Ministers glauben, 
daß ja alles nach den Wünschen der ärztlichen Vertretungen 
geordnet werden würde und daß der Aufbau der Neuorganisation 
auf. Grund gegenseitigen Einverständnisses zwischen Regierung 
und ärztlicher Vertretung zustande kommen werde bezw. bereits 
in diesem Sinne festgelegt sei. Es wäre die Pflicht des Ministers 
gewesen, auch seinerseits der Kammer die Voraussetzungen mit¬ 
zuteilen, unter denen die Aerzteschaft die Neuorganisation des 
Gesundheitswesens empfohlen hat. Wie das Med.-Kollegium 
und der Med.-Beamtenverein, so hat auch der ärztliche Landes¬ 
ausschuß als erste Forderung aufgestellt und der Abg. Dr. Etter 
hat dies gleich zu Anfang seiner Ausführungen am 2. Okt. 1919 
betont: An der Spitze Jes Gesundheitswesens soll 
ein Arzt stehen und die Berichterstattung bei dem 
Minister soll unbedingt ohne Zwischenschaltung 
eines Verwaltungsbeamten vor sich gehen.“ 

Schon, bei den Kammer Verhandlungen am 7. Juni 1912 
wurde durch den Abgeordneten Liesching geltend gemacht: 
Wir wollen, daß die Med.-Referenten direkt mit dem 
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Ministerverkehren und nicht, daß alles wieder durch einen 
Yerwaltungsraann geht. Der Zweck der Neuordnung sei die 
engere Berührung des Ministers mit dem Medizinalwesen. Im 
ähnlichen Sinne äußerten sich Rembold und Gröber. Um so 
auffallender ist es, daß Minister Lindemann diese Forderungen 
einfach überging; nur so läßt sich die gewaltsame Durch- 
peitschung des Entwurfs durch die Kammer erklären, daß da¬ 
durch eine Klarstellung des wichtigsten Punktes, nämlich die 
Beseitigung der juristischen Bevormundung, vermieden werden 
sollte. 

Eine weitere Forderung der Aerzteschaft war die, daß der 
Min.-Direktor zugleich Vorstand des Landesgesund- 
heitsrats sein solle (soweit nicht der Minister selbst den 
Vorsitz im Landesgesundheitsrat führe). > 

Tatsächlich ist aber alles beim Alten geblieben. Wiederum, 
wie bisher, ist ein Verwaltungsbeamter zwischen den ersten 
ärztlichen Rat und die höchste Stelle — den Minister — ein¬ 
geschaltet worden; der in allen nicht unmittelbar vom Minister 
selbst zu erledigenden Dingen das Gesundheitswesen verwaltet. 
Wieder, wie bisher, ist es in das Belieben fies Verwaltungs¬ 
mannes gestellt, wie weit er das annehmen will, was ihm der 
ärztliche Berichterstatter vorgetragen hat. Er kann also auch 
'in technischen Fragen bei mündlichem Bericht beim Minister 
den Ansichten des Technikers seine Ansicht gegenüberstellen 
und dafür beim Minister plädieren. 

Auf Veranlassung des ärztlichen Landesausschusses wurden 
deshalb der Vorsitzende Dr. Man dry und der Abgeordnete 
Dr. Etter am 22. April 1920 beim Min. d. I. Dr. Heymann 
vorstellig: „Auf unser Vorbringen, der L.A. sei der Ansicht, 
daß das, was bisher über die Neuregelung des Gesundheitswesens 
bekannt geworden sei, nicht dem entspreche, was uns in Aus¬ 
sicht gestellt worden sei; insbesondere sei unser einmütiger 
Wunsch, daß ein Arzt an der Spitze des Gesundheits¬ 
wesens stehen solle, nicht erfüllt.“ Darauf antwortete der 
Minister: 

„Es bestehe allgemein das Bestreben, die selbständigen Kollegialbehörden 
abzuschaffen und die Techniker von der juristischen Bevormundung au be¬ 
freien; deshalb sei das Medizinal-Kollegiuro aufgelöst und nicht durch eine 
Mrdizinal-Abteilung ersetzt worden. Ob Medizinal- oder Ministerialdirektor, 
aei eine Personalfrage, grundsätzliche Bedenken gegen einen Ministerialdirektor 
habe er nicht. Die Medizinalreferenten seien znm direkten Verkehr mit dem 
Minister berechtigt; wo schriftlicher Bericht erfolge, gehe dieser durch den 
Ministerialdirektor, der ihn eventl. mit seiner Stellungnahme unabgeändert vor¬ 
legt. Wenn bisher der direkte Verkehr noch nicht zur Begel geworden sei, 
liege dies an der räumlichen Trennung, die später wegfalle." 

Auf die weitere Frage wegen des Vorsitzes im Landes- 
gesundheitsrat und in den Prüfungskommissionen 
erfolgte die Antwort: 

„lieber die Prüfungskommission sei er im einzelnen augenblicklich nicht 
unterrichtet, hierüber seien auch Verhandlungen mit der Med. Fakultät nötig. 
Den Vorsitz im Landesgesundheitsrat habe, wenn dieser, was nur selten Vor¬ 
kommen werde, als Ganzes zuaammenkomme, der Minister selbst; die Vor- 
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sitzenden der einzelnen Abteilungen seien Fachleute, bei den ärztlichen Ab¬ 
teilungen also Aerzte.“ 

Seitdem ist wieder ein volles Jahr dahin gegangen und 
wieder ist alles beim alten geblieben. So bleibt der Aerzte- 
schaft nichts übrig, als aufs neue ihre Wünsche vorzutragen. 
Was in andern Ländern möglich ist, das sollte sich doch auch 
in Württemberg durchführen la^en, und wenn das Ministerium 
selbst das Gefühl hat, daß die technischen Behörden von der 
jurischen Bevormundung befreit werden sollten, so möge doch 
endlich von den Erwägungen zur Tat geschritten werden und 
so sei auch hier nochmals die Bitte an die leitenden Behörden 
und an alle, die es angeht, ausgesprochen: 

„Befreien sie uns endlich von der juristischen 
Bevormundung! Lassen sie den schönen Bau an der 
Azenbergstraße auch fernerhin den Zwecken dienen, 
für die er seinerzeit auch von den Ständen errichtet 
worden ist!“ 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

A. Bakteriologie and Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten. 

1. Geschlechtskrankheiten und deren Bekämpfung. 

Die Pathologie und Therapie der Syphilis im Lichte der modernen 
Forschungsergebnisse. Ein Fortbildungsvortrag. Gehalten im Wiener medi¬ 
zinischen Doktorenkollegium am 22. März 1920. Von Prof. Dr. E. Finger. 
Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 18. 

Der neuesten Zeit Vorbehalten blieb auf dem Wege der Liquorunter¬ 
suchung die Feststellung, daß nächst der Haut die Hirnhäute am häufigsten 
eine Spirochäteninvasion erfahren. Hierauf, und nicht auf Intoxikation, sind 
die verschiedenen nervösen Beschwerden der Frtthluetiker znriickzuführen. Die 
Erfahrungen der letzten Jahre lehrten ferner, daß bei der frischen sekundären 
Syphilis die Anwendung zu geringer Salvarsandosen in diesem Stadium fttr den 
Patienten direkt gefährlich werden kann. Die in den ersten Jahren der Salvarsan- 
anwendung an den Hirnnerven beobachteten beängstigenden Erscheinungen, 
Hemiplegien, Lähmungen im Gebiete des Okalomotorius, Facialis, Erkrankungen 
im Gebiete der Sinnesnerven erklären sich dadurch, daß, wie andere Arsen¬ 
verbindungen, auch das Salvarsan im Organismus sehr ungleich verteilt wird 
und nur in geringer Menge in das Gehirn und seine Lücken gelangt. Bei 
kleinen Salvarsandosen wird in das Zentralorgan nur wenig, in die Haut da¬ 
gegen genügende Quantität gelangen. Die Spirochäten in den Meningen werden 
daher nicht betroffen werden und unbeeinflußt von immunisatorischen Wechsel¬ 
wirkungen auskeimen. 

Bei latenter Lues und negativem ßlutbefund wird die Untersuchung der 
Zerebrospinalflüssigkeit ein positives Ergebnis haben, wenn eine Ansiedlung 
von Spirochäten im Zentralorgan oder dessen Hüllen erfolgt ist. Da diese Er¬ 
krankung auffällige klinische Symptome nicht zu haben braucht, sind Liquor¬ 
untersuchungen häufig gerade in diesem Stadium von großem diagnostischem 
Werte. Dr. M a y e r - Meisenheim. 

Ueber einen Todesfall durch Gonorrhoe. Von Med.-Rat Dr.Vollmer- 
Kreuznach. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 10. 

Zu den bisher äußerst selten beobachteten plötzlichen Todesfällen rapid 
verlaufender Gonorrhoe liefert Verfasser folgenden interessanten Beitrag: Ein 
19jähriges, kräftiges Dienstmädchen war, nachdem es sich etwa 14 Tage lang 
nicht ganz wohl gefühlt und znletzt erbrochen hatte, plötzlich umgefallen und 
war dann alsbald gestorben. Die Obduktion ergab als Todesursache eine eitrige 
Bauchfellentzündung, ausgehend von eitriger (gonorrhocischer) Erkrankung der 
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Geschlechtsteile. Vielleicht lag eine besondere Virulenz des Eiters vor. 'Aal- 
fallend war auch, daß das Mädchen bis zoletzt ihre nicht leichte Arbeit auf 
dem Lande verrichten konnte. _ Dr. Solbrig -Breslau. 


Die Anzelgepflioht bei Geschlechtskrankheiten. Von 0. Rosenthal. 
Berliner klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 16. 

ln diesem in der Berliner medizinischen Gesellschaft erstatteten Bericht 
erörtert Rosen thal das Für and Wider der Anzeigepflicht and bekennt sich 
dabei za dem in der Berliner dermatologischen Gesellschaft gefaßten Beschloß, 
nach dem ein Ausbau der Gesetzgebung zur Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten zwar als notwendig angesehen, aber vor undurchführbaren and 
schädlichen Bestimmungen gewarnt wird'; eine allgemeine Anzeigepflicht wird 
abgelehnt, wohl aber eine Bestimmung gefordert, nach der der Arzt in beson¬ 
deren Fällen das Anzeigerecht aasüben darf. Dr. Solbrig- Breslau. 


2. Malaria. 

Geber einige klinische Besonderheiten der Malaria. Von H. Schäfer. 
Aas der inneren Abteilang des städtischen Krankenhauses Harburg. Berliner 
klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 8. 

Die Malaria ist in Deutschland stärker verbreitet als meist angenommen 
wird. Es handelt sich dabei häufig am Rezidive oder larvierte Malaria, wobei 
die Kranken nichts von ihrer Erkrankung wissen and die Krankheit atypisch 
verläuft. Die Diagnoso ist in solchen atypischen Fällen durch Plasmodien¬ 
nachweis nar nacn energischer Provokation (am besten mit Hühensonnen- 
bestrahlang der Milz) za sichern. Die Therapie durch Chinin oder Eachinin 
(Ohrt meist zam Ziele. Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 


Theorie nnd Praxis der Mularlalheraple and -Prophylaxe. Von 
Dr. Han temüller, Prof, in Gießen. Berliner klin. Wochenschrift; 1920, Nr.8. 

An einem großen Material zeigt Verfasser, aas welchen Gründen die 
Chininwirkung in Therapie and Prophylaxe häufiger versagt hat. Er betont 
die Wichtigkeit, das Chinin so za geben, daß es zar Zeit, in der die Mücke 
sticht, in möglichst hohe Konzentration im Blat vorhanden ist, also in täglichen 
Dosen von 0,3 ein bis zwei Minuten vor Sonnenuntergang. Für die Prophylaxe 
ist das Chinin an zwei aufeinander folgenden Tagen der Woche oder noch 
besser alle 4 Tage za geben. (Jebrigens ist aach festzustellen, daß es aach 
ohne Cbininpropbylaxe bei sicherer Infektion mit Malariaplasmodien nicht 
immer zam Aasbrach der klinischen Symptome za kommen braucht, was dann 
aaf die Widerstandskraft des Körpers zoiückzoführen ist. 

_ Dr. S o 1 b r i g -Breslau. 


Die Malariaepidemie bei Kriegsleilnehmern. Von Dr. Walterhöfer. 
Beiträge zar Klinik der Infektionskrankheiten; Bd. 8, H. 1—2. 

Auf Grand eines Materials von 1700 Fällen kommt Verfasser za dem 
8eblaß, daß er, obwohl er nicht imstande war, eine allerdings beträchtliche 
Anzahl hartnäckiger Rückfälle za verhüten, darin keinen Mißerfolg unserer 
Behandlungsmethode erblickt. Die Chinin-Therapie versagt nar dann, wenn die 
Parasiten sich vorzugsweise in einem lebenswichtigen Organ lokalisiert hatten. 
Von den 1700 starben 10. Dr. Wolf-Hanaa. 


3. Zoonosen. 

Zar Kenntnis des chronischen Rotzes. Von Dr. A. W. Bauer. Aas 
der med. Abteilung der Allg. Poliklinik in Wien. Prof. J. Mannaberg. Wiener 
klinische Wochenschrift; 1919, Nr. 47. 

Ein 48 jähriger Droschkenkutscher hatte im November 1918 im Anschluß 
an ein Traama am rechten Ellenbogen ohne Haatverletzang eine eitrige Ent¬ 
zündung daselbst darchgemacht. Es traten zahlreiche periartikulare and 
Maskelabszesse bei hoben septischen Temperataren, dabei aber auffällige 
Euphorie and relative Polsverlangsamung auf. Erst am 18. Mai teilte der am 
10. Dezember 1918 erstmalig ins Krankenhaus aufgenommene Patient mit, daß 
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in feinem Stalle zwei Pferde an akutem Rotz erkrankt seien. Der aas einem 
nea aufgetretenen Abszeß gewonnene Eiter intraperitoneal Meerschweinchen 
injiziert (Str an ßscher Versuch) verlief zwar negativ, die serologische Blnt- 
nntersuchung (Agglutination and Komplementbindangsreaktion) stellten aber 
die Diagnose sicher. Ein Bruder des Patienten wurde am 25. Mai mit einer 
Temperatur von 39 9 ubd der Diagnose Ischias eingeliefert. Er hatte zahlreiche 
Haatabszesse, Rhinitis, auffällige Euphorie. Dieser Kranke war in demselben 
Stalle bedienstet, wie sein Brader and starb am 1. Jani. Ueberführang in die 
Infektionsabteilang fand bei beiden erst Ende Mai statt. 

Aas dem Obdaktionsbefand bei dem zweiten Kranken sei hervorgehoben: 
Haut des Rumpfes und der Gliedmaßen mit hirsekorn- bis zwei hellergroßen 
Knoten, die nahezu sämtlich zentral vereitert sind. Kleine Abszesse in der 
Streckmaskalator beider Oberschenkel. Sämtliche Langenlappen von bis naß¬ 
großen sabplearal liegenden, z. T. eingeschmolzenen nekrotischen Herden 
durchsetzt. 

Der Unfall: Qactschung des 1. Ellenbogens des ersten Patienten geschah 
beim Einwaggonieren seiner Pferde, unter denen sich ein im August 1918 in 
der Ukraine gekauftes befand. Der Aator nimmt nan an, daß das infizierende 
Pferd schon vorher in der Ukraine infiziert worden sei, als.Bazillenträger die 
Krankheit eingeschleppt habe and im Latenzstadiam den Rotz zuerst auf den 
Menschen, 9 Monate darauf die für Rotz „bedeutend empfänglicheren Pferde 
in demselben Stall infiziert habe. Ein manifester Rotzherd wäre sicher vorher 
entdeckt worden. Nach Babes ist eine Uebertragung von latentem Rotz auf 
den Menschen noch nicht nachgewiesen worden. Der Verfasser nimmt daher 
an, daß der vorliegende Fall der erste in der Literatur festgelegte sei. 

Dr. Mayer- Meisenheim. 

4. Sonstige Krankheiten. 

Ueber Leichen trichopbytlcns. Vortrag in der Gesellschaft der Aerzte 
in Wien am 16. April 1920. Von G. Riehl. Wiener klinische Wochenschrift; 
1920, Nr. 21. 

Der Aufsatz interessiert im Anschluß an die in Nr. 8 Jahrg. 1920 der 
Zeitschrift erschienene Arbeit von E. V o 11 m e r. Die Krankheit, die in Deutsch¬ 
land and der Schweiz häufig, in Wien bisher sehr selten war, wurde 1911 zu¬ 
erst von Jadassohn beschrieben and hauptsächlich bei Kindern mit Kerion 
Celsi, selten bei Männern mit Sycosis parasitica gefunden. Voh der tiefen 
Trichophytie abhängig tritt ein Hautansschlag auf, der aus isoliert stehenden 
Knötchen besteht, die mit Masern verwechselt werden können. Sie sind an 
den Haarbälgeu lokalisiert, durch ziemlich derbe Konsistenz und ein Horn¬ 
schüppchen an der Spitze ausgezeichnet. Die Eruption kann von erhöhter 
Körpertemperatur, Milz- und Drüsenschwellung begleitet sein. 

Man nimmt an, daß aus den tiefen Tricbopbytieherden verschleppte 
Pilze bei Allergie der Haut die Ursache der Trichopbytide bilden. 

Dr. M a y e r - Meisenheim. 


Die Differeutialdlagnose zwischen Mikrosporie und oberflächlicher 
Trichophytie des behaarten Kopfes. Von Privatdozent Dr. Robert Otto Stein. 
Aus der Universitätsklinik für Geschlechts- und Hautkrankheiten in Wien. 
Wiener klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 37. 

Während des Krieges kam in Wien kein Fall von Mikrosporie zur Be¬ 
obachtung. 1919 wurde ein Herd in einer Gemeindeschule entdeckt, der 5 Fälle 
umfaßte; 1920 eine Endemie in einem Waisenhause ermittelt. Ein durch die 
Kinderhilfsaktion in die Schweiz entsandtes Waisenkind infizierte sich dort und 
übertrug die Krankheit zu Hause auf 4 Zöglinge desselben Institutes. Die 
Diagnose der ersten Fälle, der Ausschluß der Kinder vom Schulbesuch, die 
genaue Untersuchung der Geschwister und der Schulkameraden ermöglichen es, 
die Epidemie im Keime zu ersticken. Klinisch ist die Krankheit charakterisiert 
als eine intensiv grau bestaubte, fast völlig reaktionslose, schuppende, meist 
kreisrunde Scheibe, in deren Bereich, einer abgemähten Wiese ähnlich, sämt¬ 
liche Haare in gleicher Höhe abgebrochen sind Bei der Trichophytie 
dagegen werden nicht alle Haare befallen, einzelne bleiben normal lang und 
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normal gefärbt and stehen als Büschel mitten im haarlosen Fleck. Zar Be¬ 
handlung empfiehlt Stein konzentriertes Wasserstoffsuperoxyd in Form von 
Percbydrol bef kleinen ober, flächlichcn Mykosen nach vorheriger Epilation auf- 
zatragen. Dasselbe soll 2 mal täglich erfolgen. Aas der Mündung des Follikels 
treten alsdann Sauerstoffbläschen aas. Dr. May er- Meisenheim. 


Manikürinfebtlonen. Von Primarius Dr. Herbert Kör bl- Wlbn. Wiener, 
klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 6. ' 

Das Gewebe, das bei der Nagelpflege am meisten einer Verletzung aus- 
gesetzt wird, ist der Nagelwall, der sich mit einem feinen Häatchen innig dem 
Nagel anlegt. Dieses hat den Zweck, die sehr empfindliche Hauttasche des 
Nagelblates abzaschließen and es vor Schädigungen za schützen. Bei der 
Maniküre wird nan dieses Häatchen mit feinen Scheren abgetragen oder mit 
Gewalt unter Anwendung von Instrumenten vom Nagel abgedrängt. Alsdann 
wird der Nagel unter Anwendung einer Paste und eines Puders polierte- Sind 
vorher kleine Schädigungen gesetzt worden, so werden solche künstlich durch 
diese Mittel geschlossen; Infektionen aber haben reichlich Gelegenheit, in der 
Tiefe der Gewebe weiter zu gehen. Unrein sind aber die benutzten Instrumente, 
der angewandte Puder oder die Salben und der mit Leder bespannte Polierer, 
der direkt über die Haut gleitet. So iBt es erklärlich, daß der Verfasser Ge¬ 
legenheit hatte, Infektionen von mancherlei Art nach dieser Art der Hand¬ 
pflege zu beobachten, und zwar nicht bloß Paronychien, Panaritien mit Erkrankung 
der Fingersehnen, der Gliedknochen, der Fingergelenke mit einer Heilungsdauer 
von 3—10 Wochen, sondern sogar Fälle von Hand- und Armphlegmone mit 
lebensbedrohendem Charakter und allgemeinen septischen Erscheinungen. Von 
der Armphlegmone beißt es: beginn schweres ossales Panaritium der End- 
phalanx, tiefe Hohlhandphlegmone. Mehrfache ausgedehnte Inzisionen. Sep¬ 
tische Thrombophlebitis, allgemeine septische Erscheinungen. Amputation des 
Vorderarmes. Heilungsdauer 2 Monate. Ferner sah er unter insgesamt 82 Fällen 
von Manikürinfektionen 3 Fälle von Erysipel. Der Autor fordert, daß jeder 
mit der Handpflege sich berufsmäßig Befassende unter Strafandrohung an¬ 
gehalten werden müsse, die Instrumente zu desinfizieren und die angewandten 
8alben vor der Berührung mit der Haut zu bewahren. Diese sind vielmehr 
mit einem nur hierzu dienenden Instrumente zu entnehmen, das nicht mit der 
Haut in Berührung kommen darf. (Referent möchte aber auch auf die 
chemische Beschaffenheit der angewandten Salben hinweisen, die gewiß 
, während des Krieges nicht einwandfrei war. Nicht bloß die eigenen Erfahrungen 
mit unreinen Terpentinsalben oder -Mischungen, die Erfahrungen bei landwirt¬ 
schaftlichen Unfällen und ihre Behandlung mit Volksheilmittcln seien den'Be¬ 
obachtungen Körbls an die Seite gestellt; auch der Fall von Gleitsmann 
mit dem von Ledderhose begutachteten tödlichen Ausgang nach Selbst¬ 
massage mit Kampheröl sei hier erwähnt.) Dr. Mayer • Meisenheim. 


B. Hygiene und öffentliches Oesnndheitswesen. 

1. Gewerbehygiene. 

Gewerbehygienische Erfahrungen über die Giftigkeit der Teer¬ 
farben* Von Dr. Brachfeld -Offenbach a. M. Zentralbl. f. Gewerbehygiene; 
1920; H. 7—8. 

Man hat die Erfahrung gemacht, daß die Teerfarbstoffe fast alle für 
die Haut und die Schleimhaut der Arbeiter wenig oder gar nicht reizend 
wirken. Wie einige Menschen gegen andere chemische Körper (Jodoform, 
8ublimat und andere Qaecksilberpräparate, Xeroform usw.) besonders empfindlich 
sind, so gibt es anscheinend auch einzelne Menschen, die eine besondere 
Empfindlichkeit gegen Teerfarben oder einzelne Teerfarben oder Farbstoff- 
grnppen haben (8chwefelfärben, Echtmarineblau). 8icher ist die weitaus größte 
Mehrzahl der Teerfarbstoffe harmlos und ungefährlich. Dr. W o 1 f - Hanau. 


Statistische Erhebungen Uber Illasentumoren bei Arbeitern In der 
chemischen Industrie. Von Prof. Dr. Curschmann-Wulfen. ZentralbL 
für Gewerbebygiene; 1920, H. 8—9. 

Die Zahl der beobachteten Fälle im Verhältnis zur Zahl der Beschäf- 
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tigten weist zwar auf den Zusammenhang zwischen Beruf und Krankheit 
hin — auf 80 bis 1Ö 000 Beschäftigte höchstens 200 Erkrankungen —, ist aber 
so kleb, daß individuelle Momente eine ausschlaggebende Bolle für die Ent* 
stehung der Erkrankung spielen müssen. Nur nach mehrjähriger Beschäftigung 
mit den in Frage kommenden chemischen Stoffen treten Erkrankungen der 
Blase auf, deren Art von der Dauer der Beschäftigung unabhängig ist. Welche 
chemische Produkte es sbd, ist noch unsicher, vielleicht aromatische Basen 
und B-Naphtbylamb. Die gleichen chemischen Körper können sowohl Blasen¬ 
erkrankungen, als auch gutartige oder bösartige Tumoren verursachen. 

Dr. Wolf-Hanau. 


Beobachtungen und Untersuchungen über das anaphylaktische 
Bronchialasthma Infolge Ton p-Phenylendlamin-FeUfarbstoffen. Von Dr. 

C. Gerdon. Zentralbl. f. Gewerbehygiene; 1920, H. 10—11. 

Aus den Ausführungen geht soviel hervor, daß es sich bei dem Asthma 
der Fellfärber nicht um die Aeußerung eber Intoxikation, sondern tun die 
eber Anaphylaxie handelt. Das eröffnet sehr wesentliche therapeutische Aus¬ 
blicke. Curschmann rät, planmäßig Arbeitern in der Fellfärberei und dem' 
Kürschnergewerbe, die mit diesem Farbstoff in Berührung kommen, prophy¬ 
laktisch größere Dosen Kalzium zu verordnen. Dr. W o 1 f - Hanau. 


Ueber künstliche Atmung mit und ohne Zufuhr von hochprozentigem 
Sauerstoff. Von Gewerberat Wauer in Berlin-Lichterfelde. Zentralblatt 
für Gewerbebygiene; 1920, H. 8. 

Der Verfasser berichtet über die Untersuchungen von Prof. L o e w y und 
Prof. Dr. G. M e y e r - Berlin, die zu dem Ergebnis kommen, daß den Ansprüchen 
für Bettung bei Gasvergiftungeh, wo es auf schnelle Zufuhr möglichst hoch 
konzentrierten Sauerstoffs ankommt, das Bratgerät entschieden am vorteil¬ 
haftesten ist; es hat allerdings, ebenso wie der Handpulmotor von Draeger, 
den Nachteil der Umsteuerung bei Ein- und Ausatmung von Hand und läßt 
nicht erkennen, ob überhaupt genügend Sauerstoff in die Lungen strömt. 
Diesen Nachteil weist der ältere Pulmotor von Draeger nicht auf, denn er 
zeigt durch die selbsttätige Wirkungsweise bezw. das Ausbleiben der Um¬ 
schaltung an, ob der notwendige Füllungszustand der Lungen erreicht war 
oder nicht, und bietet dadurch die Möglichkeit einer Konilolle; auch läßt er 
erkennen, ob die Luftwege zur Lunge frei sbd. 

Verfasser ist der Meinung, daß gerade bei Vergiftungen durch' 
Kohlenoxyd eine Verebigung der künstlichen Handatmung nach Silvester- 
Brosch mit Sauerstoffzuführung unmittelbar aus eber Sauerstoffbombe am 
geeignetsten ist. _ Dr. W o 1 f - Hanau. 


2. Schulhygiene. 

Urinuntersuchungen in der Schule. Von Stadtassistenzarzt Dr. W ein- 
berg-Bochum. Zeitschrift füi Schulgesundheitspflege; 1920, Nr. 7 u. 8. 

Verfasser übt Kritik an dem neuen Ministcrialerlaß, nach dem regel¬ 
mäßige Urinuntersuchungen sämtlicher Schüler durch die Schulärzte empfohlen 
werden. Er kommt zu folgendem Ergebnis: 1. Eine einmalige Untersuchung 
der Urine aller Schüler ist wünschenswert, um festzustellen, in welcher Zahl 
überhaupt Nierenerkrankungen Vorkommen. 2. Für die Zukunft dürfte die 
Untersuchung der Lernanfänger und der Abgehenden genügen. 3. Außerdem 
sind die Urine der im letzten Jahr an Infektions- und anderen schweren Krank¬ 
heiten erkrankt gewesenen, sowie der blassen Kbder zu untersuchen; hier 
genügt eine Wiederholung nach drei Jahren. 

Die Ausführungen der Untersuchungen selbst kann man den Schul¬ 
schwestern überlassen. _ Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 


Schularzt und Lehrer. Von Rektor E. Hertel-Berlin. Zeitschrift 
für Schulgesundheitspflege; 1920, Nr. 7 und 8. 

Wenn Verfasser als Schulmann eine schulärztliche Ueberwachung aller 
Schüler und ein Handbhandgehen des Schularztes mit dem Lehrer fordert, so 
wird ihm aus ärztlichen Kreisen zugestimmt werden. Ebe Trennung der Auf- 
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gaben bleibt aber doch unerläßlich. Keinesfalls darf der Turnlehrer nach 
„ausreichend medizinischer Ausbildung" die Arbeit des Schularztes übernehmen — 
ein Vorschlag, der aus Lebrerkreisen stammt, gegen den aber auch Verfasser 
Bedenken hat. Dr. Solbrig-Breslau. 


Schularzt und Elternbeirat. Von Stadtscbularzt Dr. Fischer-Defoy- 
Frankfurt a. M. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege; 1920, Nr. 7 u. 8. 

Der Schularzt wird bei den jetzt ins Leben gerufenen Elternbeiräten 
nicht in der erwünschten Weise beteiligt. Es ist aber Ton größter Wichtig¬ 
keit, daß ein Zusammenarbeiten des Schularztes mit den Elternbeiräten statt- 
findet, so zur Ueberbrückung des Gegensatzes zwischen Elternbeirat und Lehrer¬ 
schaft, bei der Frage des Betriebes der körperlichen Uebungen, zur Aufklärung 
über Geschlechtskrankheiten, zur Besprechung bei der Berufswahl usw. 

Dr. Solbrig-Breslau. 

Ueber den Wert und die Technik schulärztlicher Untersuchungen. 
Von Kreisassistenzarzt Dr. Fenkner-Göttingen. Zeitschrift für Schulgesund¬ 
heitspflege; 1920, Nr. 7 und 8. 

Die üblichen Methoden der allgemeinen Körperuntersuchung (Messungen, 
Wägungen) führen zu keinem statistisch mit Nutzen zu verwertendem Ergebnis, 
wie Verfasser selbst gelegentlich von Masscnnntersnchungen zur Feststellung 
des Einflusses der Ernährungsschwierigkeiten beobachtet. Das Urteil über die 
„allgemeine Konstitution" ist recht angreifbar. Um nach gleichen Gesichts¬ 
punkten Vorgehen zu können, empfiehlt Verfasser die Massenuntersuchungen 
auf einzelne bestimmte Krankheiten einzustellen, wobei namentlich an Tuber¬ 
kulose, dann auch an Herzerkrankungen u. a. zu denken ist. Eine Zentrale 
sollte dann eine zusammenfassonde Leitung der Arbeit übernehmen. 

Dr. Solbrig-Breslau. 

Zur Feststellung der Schulreife. Von Prof. Dr. Villiger, Schularzt 
der Stadt Basel. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege; 1920, Nr. 9 u. 10. 

Die Ausführungen des Verfassers gipfeln darin, die bewährte Binet- 
Simonsche Methode der Intelligenzprüfung auch bei den Schulneulingen an¬ 
zuwenden, um zu bestimmen, welche Schüler voraussichtlich in der Schule fort- 
kommen und welche nicht. Er war bemüht, die Tests so auszuwählen und zu 
gestalten, daß sie dem Alter der Schulneulinge genau entsprechen und ohne 
bestimmte Hilfsmittel anzuwenden sind. Die ganze Serie der Tests beträgt 16. 
Weon das Kind mehr als die Hälfte löst, wird es bestimmt als schulreif zu 
erklären sein. ___Dr. Solbrig-Breslau. 

Sexuelle Erziehung der weiblichen Jugend durch die Schule. Von 
Dr.med.Ilse Szagunn-Charlottenburg. Zeitschrift für Schulgosundheitspflege; 
1920, Nr. 7 und 8. 

So lange in der Familie und im Elternhause eine verständnisvolle Be¬ 
lehrung der Kinder fehlt, muß die Schule helfend eintreten. Elternabende, 
sexuelle Belehrungsvorträge, Aussprachen unter vier Augen, Ergänzung des 
Religionsunterrichts durch Moralunterricht und Sozialistik sind dazu ar getan. 
8cbmarzt und Schalärztin müssen den fraglichen Unterricht erteilen, so lange 
es au genügend vorgebildeten Lehrkräften für diesen Zweck fehlt. Verfasserin 
bat eigene Erfahrungen mit solch praktischem Vorgeben gemacht. 

Dr. Solbrig -Breslau. 


Oer Einfluß des Stillens auf die KürperbeschafTenheit von Schul¬ 
kindern. Von Kreisarzt Dr. Opitz-Bonn. Zeitschrift für Schulgesundheits¬ 
pflege; 1920, Nr. 9 und 10. 

D.'e Brusternährung übt, wie allgemein angenommen wird, auch wenn 
zum Boweise dafür bisher nicht viel Material beigebracht ist, einen günstigen 
Einfluß anf die Konstitution über das Säuglingsaltcr hinaus aus. Auf Grund 
einwandfreier Untersuchungen, die im Kreise^ Peine vorgenommen wurden, ist 
Verfasser in der Lage hierüber genauere Angaben zu machen. Es ließ sich 
feststellea, daß die längere Zeit gestillten/Kinder gegenüber den nur unge- 
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nügend mit Muttermilch versorgten in den ersten Jahren des Schnlbesnchs 
besser gestellt sind in bezog auf die Beschaffenheit der Zähne die Ausbildung 
des Knochengerüstes, der Zastand des Herzens und der Atmongsorgane. Ein 
Unterschied war aber nicht zn finden bezüglich der Größe and des Gewichts. 
Die gestillten Kinder weisen aber höhere Zahlen aof bezüglich Drüsen¬ 
schwellungen und Aasschlägen. Dr. 8 o 1 b r i g - Breslau. 


Der Zastand der Zähne bei vierzehnjährigen Yolbsschnlklndern. 
Von Dr. med. Konrad Cohn, Generalsekretär des Deutschen Zentralkomitees 
für Zahnpflege in den Schulen. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege; 1920, 
Nr. 9 u. 10. 

Daß die Zahnkaries bereits im schulpflichtigen Alter große Zerstörungen 
am Gebiß herbeiführt, zeigt Verfasser an einem größeren Zahlenmaterial. Ander¬ 
seits geht der günstige Einfluß systematischer Schulzahnpflege aus einer Ver- 
gleichsuntersuchung der Straßburger Schalzahnheilkunde hervor. 

Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 


Bedeutung und Notwendigkeit der Zahnpflege im Kindesalter. Von 
Dr. med. Kehr-Düsseldorf. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege; 1920, 
Nr. 7 und 8. 

Daß fast sämtliche Schulkinder aller Schulgattungen in den Kreis zahn¬ 
ärztlicher Fürsorge gehören, zeigt die Beobachtung, daß höchstens 5 von 100 
Kindern jeden Alters normale Zahnverhältnisse zeigen. Die vorschulpflichtige 
Jugend muß schon berücksichtigt werden, Weil der bleibende Zahn nur dann 
gesund sich entwickeln kann, wenn der Milchzahn gesund bleibt. Auch vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt ist die Bedeutung der Zahnpflege zahlenmäßig 
zu erreichen. Taberkulose und Zahnkaries stehen in engem Zusammenhang. 
Das planmäßige Vorgehen des Schalzahnklinikers zeigt, welche guten Erfolge 
zu erzielen sind. Dr. Solbrig-Breslau. 


3. Verkehr mit Geheimmitteln. 

Verbot der Ankündigung und des Verkaufs von Bad-Jo Im Kanton 
Zürich. Deutsche med. Wochenschrft; Nr. 4, 1921. 

Während in Deutschland der Kampf gegen den Geheimmittelunfug von 
den Behörden nach wie vor in völlig unzulänglicher Weise geführt wird, be¬ 
dienen sich in der freien Schweiz die Gesundheitsbehörden pflichtmäßig viel 
wirksamerer Handhaben, um das Publikum vor gemeinscbädlichen Mitteln zu 
bewahren. So hat der Regierungs rat von Zürich schon vor längerer Zeit 
die Ankündigung und den Verkauf des Bad-Jo rundweg verboten und durch Be¬ 
schluß vom 9. Dezember v. J. dieses Verbot bestätigt. Veranlassung zu diesem 
Beschluß war ein Antrag der Firma Bad-Jo auf Aufhebung des Verbots. 
Die Direktion des Gesundheitswesens des Kantons Zürich weist gegenüber 
diesem Antrag — wie das offizielle Verhandlungsprotokoll besagt — „auf das 
erschöpfende Aktenmatenal hin, das einwandfrei beweist, daß hier ein Schwindel 
in die Wege geleitet zu werden versucht wird, dem mit aller Energie entgegen- 
getreteu werden muß. Es ist dies um so mehr eine zwingende Notwendigkeit, 
als die Art der Beklame für den Artikel sich unter dem Deckmantel der 
Wissenschaftlichkeit, der Förderung der Volksgesundheit und der allgemeinen 
Hygiene breit macht und zu keinem andern Zwecke dient, als auf diese Art 
und Weise auch das schweizerische Publikum anzulocken und finanziell aus- 
zubeuten. Daß es sich um nichts weniger als Förderung der Volksgesundheit 
handelt, sondern um ein glattes kaufmännisches Geschäft, dafür sollten uns 
das Zeugnis des früheren Direktors nnserer zürcherischen Frauenklinik, Pro¬ 
fessor Dr. W y d e r, dasjenige der Marburger geburtshilflich-gynäkologischen 
Klinik, Prof. Dr. Zangemeister, und die Tatsache genügen, daß 22 nam¬ 
hafte deutsche Gynäkologen einhellig gegen die Propagierung des Mittels als 
eines Schwindelproduktes energisch Stellung nehmen und die deutsche Aerzte- 
schaft in ihrem Kampfe gegen diese Kurpfuscherei unterstützen.“ 

Nach Wiedergabe der bekannten Erklärung der Direktoren sämtlicher 
deutschen Universitäts-Frauenkliniken, die vor dem Bad-Jo als einem gemein- 
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schädlichen Geheimmittel warnen, heißt es in dem Verhandlungspfdtöiöll 
weitert «Der Vertrieb des Mittels Bad«Jo ist in einer Beihe von deutscheil 
Staaten bzw. Bezirken tefboteii, ttnd zwar im Hinblich anf die schwindel¬ 
halte Beklamei die ton der Firma mit dem Mittel betrieben wird. Denn die 
Firma behauptet eine Beihe Von Wirktmgen, die 'dem Mittel nicht inne- 
wobnen and ttberhaapt nicht innewohnen können« tot allem eine Erleichterung 
der Gebart. Aaßerdem bezieht sie sich bei ihrer Beklame auf Autoritäten 
Und Kliniken, tor allem anf diejenige Ton Marburg, obwohl eine Bewährung 
den Mittels« Wie sie die Firtna behauptet, gerade bezüglich der in der Beklame 
in den Vordergrund geschobenen Wirkungen« keineswegs yorliegt. Vielmehr 
ist der Firma ausdrücklich mitgeteilt worden, daß eine geburtserleicbterndö 
Wirkung and auch andere in der Beklame behauptete Eigenschaften dem 
Präparat nach dem Ergebnis der Prüfnng bestimmt nicht innewohnen. Darin 
liegt unbedingt ein Versuch, das leichtgläubige Publikum zn eigennützigen 
Zwecken irreznführen. Deshalb ist ein Verbot des Mittels unbedingt nicht 
nur berechtigt, sondern notwendig, um das Publikum zu schützen. Schließlich 
■ei doch aucu noch anf den versteckt drohenden Ton des Schlusses des Beknrs- 
begebrens hingewiesen, der ein recht eigentümliches, aber bezeichnendes Liebt 
aal das brutale Geschäftsgebaren der Firma wirft. Unter diesen Umständen 
hat die Direktion des Gesundheitswesens keine Veranlassung, anf ihre frühere 
Verfügung zurttckzukommen.“ 

Nach Einsicht dieses Berichtes der Direktion des Gesundheitswesens hat 
dann der Begieraogsrat beschlossen: 

.Der Rekurs des Bad-Jo-Versand Hambarg wird abge« 
wiesen and damit das Verbot der Ankündigung and des Ver¬ 
kaufs des Bad-Jo and dessen Aufnahme in die Liste der ver¬ 
botenen Geheimmittel asw. bestätigt.“ 

Mit Recht sagt hierzu die Scbriftleitnng in der Deutschen med.Wochencbrift: 

' „In Deutschland aber brüten die verantwortlichen Behörden, unter denen 
oft die Bachstaben-Juristen den Ausschlag geben, über Mittel und Wege, wie 
man dem Bad-Jo-Fabrikanten sein Handwerk legen könne. Und inzwischen 
beatet Vollratb Wasmuth die deutschen Frauen, zum Teil mit Hilfe der 
Apotheker and Hebammen, nach Kräften aus nnd füllt sich die breiten Taschen.“ 

Der Fabrikant des Bad-Jo hat inzwischen die Hebammen als Agentinnen 
für den Vertrieb seines Mittels dadurch zu gewinnen gesucht, daß er ihnen 
25*/» des Verkauft-preises für jede verkaufte Flasche (die große Flasche kostet 
jetzt 60 M.) angeboten hat. ln gleicher Weise hat er durch Rundschreiben 
an die evangelischen und katholischen Pfarrer ersucht, ihm die Namen der 
schwangeren Frauen ihrer Gemeinde mitznteilen, und ihnen fUr jede derartige 
Mitteilung die Zahlung von 60 M. in die Kirchenkassc zngesichert; jedenfalls 
der deutlichste Beweis, daß der skrupellose Fabrikant vor keinem Reklame- 
mittel znrückschent. Man kann es deshalb nur begrüßen, daß das Bayerische 
Staatsministerium des Innern übrigens dnreh ein an die Bezirksärzte ge¬ 
richtetes Rundschreiben vom 16. Februar 1919 die Hebammen darauf aufmerksam 
gemacht hat, daß sie Bad-Jo weder abgeben noch verwenden oder empfehlen 
dürften and sogar gehalten sind, Schwangere vor dem Gebrauch des Mittels zu 
warnen. Hoffentlich folgen die Übrigen deutschen Regierungen diesem Bei¬ 
spiele recht bald nach; in Preußen ist dies jetzt auch durch den Band-Erlaß 
vom 7. April d. J. (s. Beilage zur heutigen Nummer S. 56) geschehen. Daß 
die Regierungen dazu berechtigt sind, hat vor kurzem dos Amtsgericht 
and Landgericht in Hamburg entschieden, indem beide Instanzen eine 
Klage der Fabrikanten gegen frühere mecklenburgische Staatsminister, der im 
vorigen Jahre eine amtliche Warnung vor dem Ankauf des Mittels unter¬ 
zeichnet hatte, abzuwarten hat, weil diese öffentliche Warnung „durchaus be¬ 
rechtigt“ gewesen sei. 


Tagesnachrichten. 

In den preußischen Landtag ist erfreulicherweise noch ein Arzt als 
Abgeordneter eingetreten und zwar Dr. Qaaet-Faslcun. Leiter des Pr^vinzial- 
Sanatoriums Rasenmtthle bei Göttingen. Er gehört der Deutsch»i atio- 

nalen Partei an. 
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Tagesnachrieliten. 


An der Westdeutschen Sozialhygienischen Akademie« 
deren Leiter seit kurzem Dr. Teleky, früherer Dozent der Universität Wien» 
ist, wird gegenwärtig der II. viermonatliche Kars für Anwärter anf Kreis« 
arzt- nud Kommunalarztstellen gehalten. — Der nächste derartige Kars, der 
gründliche Kenntnisse auf dem gesamten Gebiet der Gesundheitsfürsorge gibt, 
beginnt Anfang Oktober. — Von Mitte September an wird ein 3 wöchentlicher 
Kars fUr Taberkulose-Fürsorgeärzte und ein 4 wöchentlicher Kars für 
Säaglings-FürsorgeKrzte gehalten. — Aach ein sozialbygienischer Kars für 
Verwaltungsbeamte ist geplant. — Die Ausbildung erfolgt sowohl theoretisch 
durch bekannte Fachleute auf diesem Gebiet, als auch praktisch in den Düssei« 
dorfer FürsorgeeinrichtUDgen. — Die Hörerzahl für alle diese Kurse ist be« 
schränkt. Es sei noch ausdrücklich bemerkt, daß durch das Sekretariat der 
Akademie mit Unterstützung der Städt. Aemter für die Hörer Wohnungen ver¬ 
mittelt werden, und die Lebenshaltung während der letzten Zeit keinerlei Ver¬ 
teuerung erfahren hat. 


Nachruf. Der Deutsche und Preußische Medizinalbeamtenverein hat in 
diesem Monate leider zwei seiner langjährigen Mitglieder dnreh den Tod verloren. 

Im Alter von 69 Jahren ist Herr Ob.-Med.-Rat Dr. Georg Ritter 
von Dall’-Armi, Bezirksarzt a. D. in München gestorben, ein ausgezeichneter 
und hochgeschätzter Medizinalbt amter, der sich nicht nur in seinem engeren 
Vaterlande namentlich als Geschäftsführer des Pensionsvereins für Witwen 
und Waisen bayrischer Aerzte große Verdienste um die'bayrischen ärztlichen 
Wohlfahrtseinrichtnngen erworben hat, sondern auch um die Förderung und 
Entwicklung des Deutschen Medizinalbeamtenvereins, dessen Vorstande er seit 
Gründung des Vereins (1902) als Mitglied angehört hat. 

Ebenfalls im Laufe dieses Monats ist Herr Geh. Med.-Rat Dr. Artur 
Leppmann, Kreisarzt a. D. und Strafanstaltsarzt in Berlin und Mitglied des 
Medizinalkollegiums für die Provinz Brandenburg aus dem Leben geschieden. 
Er ist in den weitesten Kreisen als außerordentlich tüchtiger gerichtlicher 
Psychiater bekannt und hat sich auch durch eine umfangreiche literarische 
Tätigkeit auf diesem Gebiete allseitige und wohlverdiente Anerkennung er¬ 
worben. An den Bestrebungen beider vereine hat er stets den regsten Anteil 
genommen und sie nach besten Kräften, wiederholt auch durch vorzügliche 
Vorträge in den Hauptversammlungen unterstützt. 

Ehre ihrem Andenken! Friede ihrer Asche! 


Am Bonn tag, den 29. Mai d. J. findet in Bautzen (Amtshof, 
Lessingstraße 10) eine Sitzung des Sächs. Med.« Beamten-Vereins statt, die 
vormittags 11 Uhr beginnt. 

Tagesordnung: 

Vortrag von Herrn Prof. Dr. Kuhn: Ueber Vererbung: Hierauf 
‘/sl Uhr: Mittagessen (etwa 15 Mk.). 2 Uhr: Führung durch die 
Landesstrafanstalt durch Herrn Oberregierungsrat Dr. Ra6ching und 
daran anschließend Vortrag des Herrn Reg.-Med.-Rat Dr. Kötscher:Psycho- 
pathen im Strafvollzug. 

Anmeldungen zum Mittagessen sind an Herrn Ober-Med.-Rat Dr. 11 berg- 
Bonnenstein zu richten und an diesen auch den Mitgliedsbeitrag für 1921 
(5 Mark) — Postscheckkonto 8114 Postscheckamt Dresden — einzusenden. 


Verantwortlich für die Scbrlftlcitunff: Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.- Rat in Llppspringe. 
Druck von J. G. C. Braus, Minden i. W. 






































Zöjtsobrift für MedMoaibeamte 


Sir-nannt s. Df; Hbfft r tel.an« BalJettbürg zum Kreisassisteazwzi, o»d 
kmaraissarischen Kieiharzt So Brilon, Br, Westhofen iu JNeckargetnünd lOin 
ICreipaASistenzarsst d«B Lard^reisps Trief* Jh Sie ? «rebac.li in ÖslsebkircUea 
zum |j^is**si8W:n3»m. in K5!n-Nord,Dr. Wein bürg io Bochum za« Kreis- 
assisteazarzi d*u$«U>ui, Dt.W 1 1 1 e n b erg in Dortmund zum Kreisossbtenzarzt 
in Duisburg, KreisftseikteuzÄrzb Div H. Thielo in Beriic znm kounfliasariaelje» 
Kreisarzt in Beizen, Dr. IM er Ing io Charlottenburg «um Eremasisteuzsirzt 
in Bielefeld. 11 (Mi.-Bat 1fr, Krim kn, früher Ereisarzu in Scblröieck (Elaaß) 
znm konunissttriflcbeo Kreisarzt in Wernigerode» Dr. S char i au in Rotenburg 
(Fulda) zatn. Krei.'arusiytenzarzi de» Kreisarztbezirks Kassel (Stadt)•' und 
'Dr. Febafe'bi«!*! in Nöiirhppin zum KraiaasfiisienzarÄt des Kteikarztfeezirks 
Marburg -Klfchbaiiv, der bkfierfge Assistent beim Mt^iziäaihntersochaiiRSniut 
in Magdeburg Dr, Cf. Meter zutu -Leiter tfer eilt <k*m hygienischen^ BuitersilÄtg-* 
institut io Balle a. Saal« verbundene)» bakteriöIngiseJam Tjpbasuntersaclitiügs» 
ttuntHit. 

Die ^refsÄssietenÄrZte^ in M'ambßtte und 

Dr. H. B e fc k e in der Med,-AbtdhiVig de» Mi'UKteiiunis für Volks wohl fahrt .m 
das PöHzeijirSsuHum io fWlvo, Dr. Kue^Jeir. KrgS^arzt- io Babelschweidt na< h 
Meschede, Med.-Bät Dr.. Dada, Kreisarzt endol nach liabelschwenit. 

in den Bnifnstand grtwls«) Die Meh. Med-*K*He Dr* Dem bz an k , 
früher Kreisarzt Iu Krütesetiiii und Dr.lCaSfosnrtye r in liurgsteinfurt. 

AusgescUleäen «n« dem SfAfti*<4igti*t:KMisessistenzarzt Br Sic hert 


in Ueckeri»Üii<Lviihd ix« Aurich. 

Sestttrtieu: 'SfedL-Rat- Df. E io ß, KreisaraSM« fiirU’gau. 

Bayern. 

fiesiorbe«: Med.-Ralb Dr. Leonpacher, Land gerieb tearsst a. D. 
Trannstciü. 

{FortKAUqng d«r Fcmoualieci auf di'r vorleUt^d FmfchlügM*) 


Reizloses, kolloidales KaIkrJBiwe1ll»Plioiiiptiut 
Knochenbddend Nervenstärkend 

Adjuvans der Stlieoltlierapie 


Darmlösliches Aluminium-Tarrninalbuminat 
Darmadstringens Darmdesi^fiziens 

Gegen Enteritis etc.; evtl, unter Beigabe von Tricalcol 
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Toraniin 

(TriChlOrbutylmalonsaureß Ammonium D. R* P.) 

wirkt stark herabsetzend auf die Erregbarkeit 
des Atmung»- und Verdauungsapparates, 

ohne den Blutdruck zu beeinflussen. 


Praktisch be- (fiictAii fast jeder Art und Entstehung 
währt gegen sowie gegen nervöse Störim« 

den der Maden« und Darmtfitigkeit wie Anfstoßeii, 
Sodbrennen, Magen- und Darmneuralgien, Uebelkeit, Erbrechet! 
(auch Hyperemesis gravidarum). 

TAI*Sfemfll ist f rel von narkotischer u. drastl 
1 UI OlftlAll scher Nebenwirkung, daher aneh bei 
Schwächliehen, Kindern und älteren Leuten in wirksamer 
Gabe gefahrlos anwendbar. 

Zu verordnen in Tabletten (1 Originalröhrchen mit 
25 Tabletten ä 0,1 g M. 4.80) oder als Mixturen mit 
aromat. Wasser oder Sirup, vorteilhaft auch ver¬ 
bunden mit Expectorantien oder Guajacolpräparaten. 
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Die gerichtsärztliche Tätigkeit der vollbesoldeten 

Kreisärzte. 

Von Medizinalrat Dr. Aast, Kreisarzt in Naoen. 

Prof. Dr. N i p p e - Greifswald hat in Nr. 18, Jahrgang 1919 
dieser Zeitschrift auf die Notwendigkeit hingewiesen, im Interesse 
einer Verbesserung und Beschleunigung der Rechtspflege die 
gerichts&rztliche Tätigkeit den Kreisärzten abzunehmen und 
besonderen Gerichtsärzten mit besserer fachlicher Vorbildung 
im Hauptamt zu übertragen. Seine Ansicht teilen die meisten 
Gerichts- und Kreisärzte; aber so gern die letzteren dieser An¬ 
regung zustimmen, so sicher ist eine Ablehnung der für diese 
Reform notwendigen Staatsmittel unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen zu erwarten. Die Kreisärzte werden also wohl 
oder übel noch weiterhin und noch lange Zeit gerichtsärztliche 
Tätigkeit ausüben müssen. 

Schon in der Vorkriegszeit ist diese Tätigkeit vielen nicht 
vollbesoldeten Kreisärzten in größeren Landkreisen, namentlich 
den mehr fürsorgerisch orientierten und in Anspruch genomme¬ 
nen, trotz der damit verbundenen Einnahmen eine Last ge¬ 
wesen, einmal, weil sie sehr zeitraubend ist und in die sonstigen 
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Arbeitspläne stark eingreift, dann aber auch, weil die Materie 
bei der verhältnismäßig geringen Inanspruchnahme, also infolge 
unzureichender Uebung und Erfahrung, von ihnen nicht dauernd 
in dem selbsterwünschten Maße beherrscht werden kann. Je 
größer räumlich der Kreis ist, je mehr der eigentliche Aufgaben¬ 
kreis der Medizinalbeamten wächst, desto unangenehmer wird 
die Unterbrechung der Amtstätigkeit durch gerichtliche Ter¬ 
mine empfunden. 

Als nach der Revolution nicht nur die Seuchen, sondern 
auch die Kriminalität in erschreckendem Maße Zunahmen und 
hierdurch wie durch die neuen fürsorgerischen Aufgaben sehr 
erhebliche Mehrforderungen an die Arbeitskraft der Kreisärzte 
gestellt wurden, so £aß sich in manchem Kreise die Arbeit 
verdoppelte, da war es bei den ungünstigen Verkehrsverhält¬ 
nissen geradezu unmöglich, Obduktions- und anderen gericht¬ 
lichen Vorladungen in der Peripherie des Kreises Folge zu 
leisten. Die Gerichte wandten sich z. T. in entgegenkommender 
Weise, z. T. gezwungenermaßen an die näher, teilweise im Ge¬ 
richtsort selbst wohnenden, wenn auch nicht zuständigen Kreis¬ 
ärzte, die infolge des geringeren Zeitaufwandes durch leichtere 
Ausführbarkeit der Reisen die Tätigkeit gern übernahmen, zumal 
sie auch die Gebühren dafür erhielten. 

Soweit lief alles zur Zufriedenheit aller Stellen ab. Die 
Gerichte bekamen ihre Obduzenten, die einspringenden Nachbar¬ 
kreisärzte ihre Gebühren und der weit abwonnende Kreisarzt 
als zuständiger Gerichtsarzt war froh, aus seiner ohnehin über¬ 
reichen Tätigkeit nicht herausgerissen worden zu sein. Die 
Lage erhält aber ein anderes Gesicht durch die zunehmende 
Vollbesoldung der Kreisärzte und damit die Verstaatlichung der 
gerichtsärztlichen Gebühren. Von dem vollbesoldeten Nacnbar- 
kreisarzt kann diese vertretende Arbeit nicht mehr verlangt 
werden. Er wird die nunmehr unentgeltliche Vertretung mit 
Recht ablehnen und der zuständige Kreisarzt, der in den Rand¬ 
bezirken seines Kreises in Rücksicht auf seine sonstige über¬ 
reichliche Amtstätigkeit auf die gerichtlichen Termine und die 
entsprechenden Gebühren seit Jahren verzichtet hat und aus 
Zeitmangel verzichten mußte, wird nunmehr nach der Voll¬ 
besoldung von den Gerichten gezwungen werden, Termine, vor 
allem Obduktionen, wahrzunehmen, obwohl die Gründe für die 
Ablehnung die gleichen geblieben sind, ja infolge der Aus¬ 
dehnung wichtigerer Amtstätigkeit sich noch vermehrt haben. 

Solche Verhältnisse sind für die Medizinalbeamten in größeren 
Landkreisen äußerst unangenehm. Der Kreisarzt kann nicht 
zahlreiche Prüfungs-, Orts- und Schulbesichtigungstermine, Be- 
ratungs- und Fürsorgestunden, sowie sonstige Sitzungen selbst 
ansetzen, wenn er täglich gewärtig sein muß, vor Gericht als 
Sachverständiger geladen zu werden und die eigenen Termine 
wieder aufzuheben. 

Eine generelle Aenderung ist kaum zu erwarten; ein Aus¬ 
gleich könnte nur stattfinden, wenn die gerichtsärztlichen Ge- 
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bühren als vertrauensärztliche, dem Kreisarzt zustehende be¬ 
zeichnet werden würden, so daß im Behinderungsfalle jedem 
Nachbarkreisarzt die Vertretung auch zugemutet und so ein 
Ausgleich geschaffen werden könnte. 

Solche Verhältnisse regen von selbst zu der Frage an, ob 
denn die gerichtsärztliche Sachverständigentätigkeit ohne allen 
Zweifel als eine rein amtsärztliche im Gegensatz zu der ver¬ 
trauensärztlichen bezeichnet werden kann? 

Das entscheidende Merkmal für die amtsärztlichen Gut¬ 
achten und Handlungen soll das öffentliche, staatliche Interesse 
sein, das naturgemäß auch die ausschließliche Zuständigkeit 
des Medizinalbeamten voraussetzt. Diese Merkmale fehlen 
bei dem größten Teil der gerichtsärztlichen Tätigkeit. Bei 
allen zivilrechtlichen Prozessen fällt jedes staatliche Inter¬ 
esse fort und im Strafprozeß ist es nur zum Teil öffentlich und 
zum Teil privat. Die Kosten der gerichtsärztlichen Tätigkeit 
werden den Parteien auferlegt und durch den vollbesoldeten 
Kreisarzt der Regierungshauptkasse zugeführt. Der Staat zieht 
also aus der gerichtlichen Sachverständigentätigkeit des Kreis¬ 
arztes genau zu berechnende materielle Vorteile, wozu ein 
Gegenstück aus der übrigen Beamtenschaft fehlt. Jeder andere 
höhere Staatsbeamte wird, falls er als Sachverständiger, sei es 
in staatlichem oder privatem Interesse, eine gerichtliche Ladung 
erhält (z. B. Reg - und Med.-Räte, Bauräte, Gewerberäte, Forst¬ 
räte) für den Termin beurlaubt und darf die Sachverständigen- 

f ebühren für sich liquidieren. Nur der Kreisarzt muß sie zur 
taatskasse abführen. Darin liegt eine ungleiche Bewertung 
der Beamtentätigkeit zum Nachteile der Kreisärzte. Daß diese 
weit häufiger als gerichtliche Sachverständige tätig sein müssen, 
als die anderen Staatsbeamten, darf für eine so grundlegende 
Differenzierung nicht ausschlaggebend sein; und zwar um so 
weniger, als die weitere Voraussetzung für den amtlichen 
Charakter der Gutachtertätigkeit, nämlich die ausschließliche 
Zuständigkeit der Kreisärzte, nicht für alle gerichtsärztlichen 
Angelegenheiten, z. B. nicht für Leichenbesichtigungen und 
Geisteskrankengutachten, vorgeschrieben ist. Ein Grund, den 
vollbesoldeten Kreisärzten die gerichtlichen Sachverständi¬ 
gengebühren zugunsten der Staatskasse zu entziehen, liegt 
ebensowenig vor, wie bei allen anderen Beamten. Der Kreis¬ 
arzt ist als staatlich geprüfter Gerichtsarzt genau wie alle 
anderen Sachverständigen für die Gerichte Vertrauensperson, 
seine Tätigkeit also eine vertrauensärztliche. 

Weiterhin sprechen noch andere Gründe gegen die Ab¬ 
führung der gerichtlichen Sachverständigengebühren an die 
Staatskasse: Die Umwandlung der nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
arztstellen in vollbesoldete erfolgt allgemein nur wegen der 
Zunahme der sanitäts- und me di z inal polizeilichen Be¬ 
tätigung, niemals aber wegen der gerichtsärztlichen, denn 
sonst müßten doch fast alle Gerichtsärzte längst bereits voll¬ 
besoldet sein, da sie fast durchweg mehr als vollbeschäftigt 
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sind. Wenn ihre Vollbesoldung aber bisher überhaupt nicht 
in Frage stand, so liegt darin wiederum eine ungleiche Be¬ 
wertung der gerichtsärztlichen Tätigkeit zu ungunsten der voll¬ 
besoldeten Kreisärzte. Nur eine Charakterisierung dieser Tätig¬ 
keit als vertrauensärztliche, die sie ihrer Art nach vorwiegend 
ist, würde diese Ungleichheit beseitigen. 

Für die vollbesoldeten Kreisärzte liegt überdies in dem 
sehr zweifelhaft begründeten Zwange zur Abführung der ge¬ 
richtlichen Sachverständigengebühren eine ganz besondere Härte. 
Die gerichtsärztliche Tätigkeit ist grade für sie infolge ihrer 
sonstigen starken Inanspruchnahme durch Verwaltungstätigkeit 
mit besonderen oft gar nicht wieder einzubringenden Zeitver¬ 
lusten verbunden. Schwurgerichts-, Straf- und Zivilkammer¬ 
sitzungen, Obduktions- und sonstige Termine erfordern in länd¬ 
lichen Kreisen mit oft 6 bis 10 zuständigen Gerichten meist 
einen ganzen Tag. Von ihm selbst angesetzte Termine muß 
der vom Gericht oft telegrafisch geladene Kreisarzt auf 
schnellstem Wege absetzen. Wo dies nicht mehr möglich ist, 
verlangen die Geladenen Entschädigung. Auf jeden Fall aber 
muß eine ganze Tagesarbeit verschoben und möglichst schnell 
wieder nachgeholt, d. h. es müssen die Abende und Nächte zu 
Hilfe genommen werden. 

Aehnliches gilt von den meisten gerichtsärztlichen Gut¬ 
achten. Für ihre Erledigung mit oft zeitraubendem Akten¬ 
studium ist die Tagesdienstzeit mit ihren häufigen Störungen 
ganz ungeeignet. Sie müssen aus einem Giiß in ununterbroche¬ 
ner und ungestörter Arbeit zustande kommen. So liegt denn 
diese Tätigkeit grade bei den vollbesoldeten und vollbeschäf¬ 
tigten Kreisärzten, die dem Abführungszwange unterstehen, 
ganz außerhalb ihrer eigentlichen amtlichen Beschäftigungszeit; 
sie besteht aus besonderen Leistungen, die Ueberstunden 
erfordern. Die Gebühren für solche außerordentliche Arbeiten 
der Staatskasse zuführen, also den Kreisarzt außerhalb seiner 
ohnehin reichlich bemessenen Dienstzeit noch mit Arbeiten im 
Interesse der Staatskasse belasten, heißt seine Arbeitsfreude auf 
eine harte Probe stellen. In jedem Betriebe werden Ueber¬ 
stunden besonders und zwar mit höheren Beträgen entschädigt. 
Dieser Grundsatz sollte auch für die geistige Arbeit Geltung 
haben. 

Noch krasser treten diese Verhältnisse bei den neuerdings 
unter die gerichtsärztlichen Funktionen aufgenomraenen Begut¬ 
achtungen für die Versorgungsämter und -gerichte hervor. Das 
bei der Versorgung Kriegsbeschädigter vorliegende öffentliche 
und staatliche Interesse ist von den hierfür vorhandenen be¬ 
sonderen ärztlichen Kräften wahrzunehmen; zu deren Entlastung 
die ohnehin von Dienstgeschäften ausreichend beanspruchten 
vollbesoldeten Kreisärzte ohne Entgelt heranzuziehen, ist eine 
durch nichts zu begründende Unbilligkeit. 

Aus gleichen Gründen ist die Bestimmung über die Ab¬ 
führung der Gebühren der Gerichtsärzte und nicht voll- 
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besoldeten Kreisärzte, soweit sie das Einkommen der voll¬ 
besoldeten Kreisärzte übersteigen, abzulehnen. Es geht nicht 
an, daß einerseits die unbegrenzte Inanspruchnahme dieser 
Beamten durch Gerichte, Behörden und Privatversonen staat¬ 
lich sanktioniert wird, während anderseits die hierfür fest¬ 
gesetzten Gebühren, sobald sie eine gewisse hohe Grenze über¬ 
steigen, also dann doch auch der Ausdruck einer Mehrleistung 
sind, vom Staate in Anspruch genommen werden. 

Die Kreisärzte sind ihrer Mehrzahl nach einsichtig genug, 
um die Ablehnung der Forderung besonderer Gerichtsarztstellen 
unter den heutigen Verhältnissen zu verstehen und auch jeder¬ 
zeit bereit, durch Mehrarbeit den Anforderungen der Zeit nach¬ 
zukommen. Sie halten die gerichtliche Sachverständigen!ätig- 
keit aber für eine besondere, ihre Zeit und Arbeitskraft in 
außergewöhnlichem Maße außerhalb des Rahmens ihrer Amts¬ 
tätigkeit in Anspruch nehmende, auf deren Vergütung sie, wie 
die übrigen Beamten, ein Anrecht haben. 

Bei der bisherigen Auffassung über den amtsärztlichen 
Charakter der gerichtlichen Sachverständigentätigkeit müßten 
konsequenterweise auch alle vollbeschäftigten Gerichtsarztstellen 
in vollbesoldete umgewandelt und die Gebühren an die Staats¬ 
kasse abgeführt werden. Ein dahingehender Versuch würde 
sehr bald für die Besetzung solcher Stellen große Schwierig¬ 
keiten bereiten oder zum mindesten ihre Vermehrung notwendig 
machen. Es ist bekannt, daß die meisten Gerichtsärzte mit 
Arbeit stark überlastet sind. Wenn sie trotzdem willig die 
ungeheure Arbeit leisten, so geschieht dies eben aus dem ganz 
natürlichen Grunde, weil eine entsprechende Bewertung ihrer 
Mehrarbeit durch die Gebühren erfolgt. Die Annahme, daß 
man bei ihnen ganz besonders umfangreiche und tiefe gericht¬ 
lich-medizinische Kenntnisse voraussetzen muß, was allerdings 
vollauf den Tatsachen entspricht, kann gegen ihre Vollbesol¬ 
dung, d. h. gegen die Verstaatlichung der Gebühren solange 
nicht als stichhaltiger Grund anerkannt werden, als den voll- 
beschäftigten Inhabern der vollbesoldeten'Kreisarztstellen die 
Abführung der gleichen Gebühren für eine für sie zweifellos 
als „Ueberstundenarbeit“ einzuschätzende Tätigkeit zuge¬ 
mutet wird. 

Jedenfalls empfinden die vollbesoldeten Kreisärzte die Ver¬ 
pflichtung und den Zwang zu solchen nicht entschädigungs¬ 
berechtigten Ueberstundenleistungen, die ihrer eigent¬ 
lichen Amtstätigkeit mehr oder weniger abträglich sein müssen, 
als eine unbillige bei keiner anderen Beamtenkategorie zu 
findende Härte. 

• Dies hervorzuheben und eine Abstellung zu erstreben, 
erscheint in der Zeit des Achtstundenarbeitsphantoms nicht 
überflüssig. 
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Der preussische Gerichtsarzt. 

Von Gerichtsarzt Dr. Roth-Frankfurt a. M. 

Als ich 1901 bald nach der Medizinalreform (Nr. 21 dieser 
Zeitschrift) als erster die Notwendigkeit einer Dienstanwei¬ 
sung für die besonderen Gerichtsärzte begründete und andere 
Gerichtsärzte (Schwabe, Hoff mann) nach ihren Erfahrungen 
mir beipflichteten, rechnete wohl keiner von uns damit, daß 
wir 20 Jahre lang vergeblich auf die Befriedigung unserer be¬ 
rechtigten Wünsche und die Beseitigung dienstlicher Mißstände 
warten sollten. Wenn Hoff mann und Marx nun aussprechen, 
daß die Gerichtsärzte die Stiefkinder der Medizinalverwaltung 
geworden sind, so trifft das ins Schwarze und ich kann dies 
nach den Erfahrungen am eigenen Leibe nur unterstreichen. 
Meine Nachfolger werden staunen, wenn sie das Aktenbündel 
betr. die Kompetenz des Gerichtsarztes in die Hand nehmen 
und ersehen, welche jahrelangen Kämpfe es gekostet hat, um 
dem Gerichtsarzt in Frankfurt a. M., obwohl hier durch die 
Gesetze der freien Stadt Frankfurt alle Vorbedingungen einer 
reinlichen Scheidung der gerichts- und kreisärztlichen Geschäfte 
geschaffen waren, die nackte Existenz zu ermöglichen. Ich 
habe die Axt, die ich allerdings nach der Vorschrift des alten 
Testaments führte, schließlich niedergelegt, um nicht in den 
Geruch eines Querulanten zu kommen. Später habe ich noch 
einmal ira dienstlichen Interesse unter Angabe von Tatsachen 
auf die Mißstände, die sich aus der Abgabe von Zeugnissen 
über Haft- und Terminsfähigkeit durch Gerichts- und Kreisarzt 
auch den Gerichtsbehörden aufdrängten, hingewiesen und bin 
auf meine Eingabe über Regierung an die Zentralinstanz ohne 
Antwort geblieben. Ich habe mich als Kreisphysikus 8 Jahre 
lang bis zum 1. April 1901 des besten Wohlwollens der Re¬ 
gierung zu erfreuen gehabt, von dem Tage an, als ich mich 
erkühnte, meine berechtigten Ansprüche als Gerichtsarzt geltend 
zu machen, fand ich überall verschlossene Türen. Nur das sei 
hier gesagt, daß mich allein das ererbte Pflichtgefühl des 
preußischen Beamten davor bewahrt hat, die breite Oeffentlicl^- 
keit mit derartigen Fragen zu beschäftigen. Ich habe es aber 
begreifen gelernt, wie man den loyalsten Beamten in die Fronde 
treiben kann. 

Der Gerichtsarzt ist heute wie 1901 die einzige Behörde 
des preußischen Staates, deren Amtsbefugnisse nicht festgelegt 
sind, die, so lange die Grenzen des gerichts- und kreisärztlichen 
Dienstbereiches nicht schriftlich gezogen sind, im gegebenen 
Falle immer das Nachsehen hat. Wenn hierin da, wo Gerichts¬ 
und vollbesoldete Kreisärzte konkurrieren, eine Besserung ein¬ 
getreten ist, so verdanken wir das nicht der Zentralinstanfc, 
sondern lediglich dem Umstand, daß die Kreisärzte jetzt 
die Geschäfte, deren Gebühren sie abführen müssen, an den 
Gerichtsarzt überweisen. 

Die Neuregelung der Besoldungsverhältnisse der Medizinal- 
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beamten wirft Gerichtsftrzte und nicht vollbesolldete Kreisärzte 
wieder in einen Topf und bleibt um so erstaunlicher, als die Zentral¬ 
instanz zu rechter Zeit von kompetenter Seite auf die Unmöglichkeit 
einer solchen Regelung hingewiesen wurde. Die Kreisärzte können 
mit der Neuregelung sehr zufrieden sein; denn ihnen, auch den 
vollbesoldeten, verbleiben nebenher allerlei Sporteln und Ein¬ 
nahmen aus vertrauensärztlicher Tätigkeit, die den Gerichts¬ 
ärzten, wie die Dinge nun einmal liegen, verschlossen sind, 
ganz abgesehen davon, daß die nicht vollbesoldeten Kreisärzte, 
sofern sie nur wollen und befähigt sind, Privatpraxis treiben 
können. Ich persönlich bin seit 18 Jahren Vertrauensarzt der 
Landesversicherungs-Anstalt durch den glücklichen Zufall ge¬ 
worden, daß der damalige Kreisarzt, 'der in amtlicher, vor allen 
Dingen vertrauensärztlicher Tätigkeit erstickte, diesen Dienst 
abgeben mußte, weil die Landesversicherungs-Anstalt den Dienst 
durch den Privat-Assistenten, der im übrigen auch als stell¬ 
vertretender Kreisarzt amtliche Funktionen verrichtete, ablehnte. 
Ich habe also nach dieser Richtung keinen Grund zur Be¬ 
schwerde, während für die meisten Gerichtsärzte meine An¬ 
gaben zutreffen dürften. 

Betrachtet man demgegenüber die Tätigkeit des Gerichts¬ 
arztes eines großen Gerichtes, einer Großstadt, dann behaupte 
ich, daß an die Verantwortlichkeit, die körperliche wie geistige 
Spannkraft nicht einesBeamten so hohe Anforderungen ge¬ 
stellt werden. Ich habe die 14jährige Tätigkeit einer um¬ 
fangreichen Praxis auf dem hohen Westerwalde hinter mir und 
kann sagen, daß ich, von den Nachtfahrten des praktischen 
Arztes abgesehen, heute ein unregelmäßigeres Dasein führe als 
damals und nebenbei mehr zusammenlaufe als ein Briefträger. 
Das Warten bei gerichtlichen Terminen, die plötzlich angesetzten 
Termine werfen allzu oft die Verfügungen für den folgenden 
Tag vollkommen über den Haufen. Wenn die Geschworenen 
zu längerer Erfrischung sich zurückziehen, muß der Gerichts¬ 
arzt eilen, um in dieser Spanne andere gerichtsärztliche, dringende 
Geschäfte zu erledigen. 

Da der Gerichtsarzt zahlreiche und zeitraubende Unter¬ 
suchungen zu Hause vornehmen muß, kann er die betreffenden 
Personen nur zu einer Zeit vorladen, die die Gerichtsbehörden 
nicht mit Beschlag belegen können. So benutze ich seit Jahren 
im Sommer die Zeit von 7—8 Uhr, im Winter von 8—9 Uhr 
vormittags, die Abendstunden von 6—8 Uhr und die Vormittags¬ 
stunden der Sonntage dazu, um bis in die Nächte hinein die 
nötigen Gutachten zu erstatten. Solche Gutachten erfordern, 
wie unterrichtete Leute wissen, zu ihrer ordnungsmäßigen Er¬ 
ledigung oft ein umfangreiches Akten- und Quellenstudium und 
eine nervenaufregende Ueberlegung. Der beschäftigte Gerichts¬ 
arzt hat steten Bereitschaftsdienst, kennt keinen Sonn- und 
Feiertag und leistet diedoppelteArbeit eines gleichgestellten 
Beamten. 

Dabei ist der Dienst des Gerichtsarztes wahrlich kein an- 
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S enehmer, weder au! seinem Zimmer noch vor Gericht. Nur 
Rückgrat, eisernes Verantwortlichkeits- und Pflichtgefühl können 
über seelische Konflikte hinweg helfen, in die man bei manchen 
Tragödien des Lebens hineingezogen wird. Es ist kein er¬ 
hebendes Gefühl, ähnlich dem Kriminalbeamten in die ver¬ 
rufensten Winkel kriechen oder im eigenen Hause von den 
bekannten wilden Männern die häßlichsten Szenen über sich 
ergehen lassen zu müssen. 

Wenn nun der Gerichtsarzt auf das Gehalt des vollbesoldeten 
Kreisarztes begrenzt, ihm aber dessen Pension vorenthalten und 
zugleich das Aufrücken in eine höhere Gehaltsklasse abgeschnitten 
wird, dann liegt darin eine schwere Zurücksetzung und 
Benachteiligung des'Gerichtsarztes. 

Diese Zurücksetzung wirkt um so krasser, als der be¬ 
schäftigte Gerichtsarzt ganz andere Unkosten hat als Beamte 
gleicher Stellung. Der Gerichtsarzt eines großen Gerichtes, 
einer Großstadt, kann ohne Telefon nicht sein, und wer hier¬ 
über noch eine eingehende Begründung fordert, verrät damit, 
daß er den Betrieb eines Gerichtsarztes überhaupt nicht kennt. 
Der Verschleiß an Kleidern, Wäsche — ich erinnere an die 
Sektionen — an Schuhwerk ist mit dem eines Beamten, der 
der Dienststelle sich ruhig zubewegt, gar nicht zu vergleichen. 
Ich beziehe monatlich 37,60 M. Amtsunkostenentschädigung, die 
knapp die Ausgaben für Tinte, Federn und Papier decken. 
Man muß über die Großzügigkeit staunen, mit der die Zentral¬ 
behörde bei dieser Summe dem Gerichtsarzt die Beschaffung 
des für ihn ganz gleichgültigen Hobammenlehrbuches und 
Medizinalberichtes aufgibt. Die Unterhaltung eines Amtszimmers 
erfordert in Frankfurt allein die 6 fache Summe. 

Wird die jetzige Regelung der Besoldung nicht abgeändert, 
so werde ich das Telefon, so sehr ich als Großstadtmensch mich 
daran gewöhnt habe, sofort abschaffen, und es wird in der Zu¬ 
kunft sich oft ereignen, daß ein gerichtlicher Termin ausfällt 
und die Staatskasse die häufig ungeheuren Unkosten trägt. 
Ein hierfür auch nach anderer Richtung sehr lehrreiches Bei¬ 
spiel: Ich wurde im Februar 1920 7 Uhr abends von der 
Staatsanwaltschaft durch Anruf beauftragt, den N. N. darauf zu 
untersuchen, ob er am nächsten Vormittag 9 Uhr zum Termin 
erscheinen könne; er habe die Zeugnisse zweier Spezialärzte 
beigebracht, die die Terminsfähigkeit verneinten. In jener Zeit 
war Trambahnstreik, die Straßenbeleuchtung bis auf wenige 
Richtlaternen abgestellt; ich mußte 35 Minuten bis zur Straße 
laufen und schließlich die Hausnummer mit der Taschenlaterne 
suchen. Der Mann, der geistige Leiter einer 6 köpfigen Schieber¬ 
gesellschaft, erschien infolge meiner Untersuchung zum Termin, 
zu dem die entsprechenden Verteidiger, vier ärztliche Sach¬ 
verständige und zahlreiche Zeugen geladen waren. Der Termin 
war letzten Endes nur dadurch möglich, daß ich ans Telefon¬ 
netz angeschlossen bin; nur dadurch wurden der Staatskasse 
gewaltige Unkosten erspart. Dieses Beispiel beleuchtet neben- 
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bei, welche Anforderungen an die körperliche wie geistige 
Leistungsfähigkeit, an das Verantwortlichkeitsgefühl und an das 
Rückgrat eines Gerichtsarztes gestellt werden. 

Man kann für die Folge dem Gerichtsarzt nicht übel 
nehmen, wenn er wie jeder andere gleichgestellte Beamte des 
Freistaates den Sonn- und Feiertag für sich beansprucht und 
Arbeiten, die über die 6—8stündige Tätigkeit gleichgestellter 
Beamten, Studienräte, Richter usw. hinausgehen, ablehnt. Infolge¬ 
dessen werden zahlreiche Gutachten mit höheren Unkosten von 
anderen Sachverständigen erstattet werden müssen. Der Ge¬ 
richtsarzt wird nicht mehr nach Art des beschäftigten Rechts¬ 
anwalts vom Schöffengericht, von der Strafkammer usw. zu Rück¬ 
sprachen, zu Sektionen hin und her rennen, sondern im gegebenen 
Falle lediglich mitteilen, daß er den und den Termin nicht wahr- 
nehraen könne. Die vollbesoldeten Kreisärzte, denen nun die 
Gebühren für die Beteiligung als zweiter Obduzent entzogen sind, 
werden für die Folge zu Sektionen nur unter Schwierigkeiten 
zu haben sein. Ich sehe dies kommen, wie ich denn über¬ 
haupt aus dem frischen Borne des Lebens schöpfe. Die Staats¬ 
kasse wird dann die Kosten für den zweiten Obduzenten an 
andere Sachverständige, die die Gebühren nicht an die Staats¬ 
kasse abführen, zu zahlen haben. 

Also: Die jetzige Regelung ist darum im Staatsinteresse, 
das allein entscheidet, kurzsichtig; ihre Rechtsgiltigkeit ist 
außerdem sehr zweifelhaft. Dem Staate wird gar nichts anderes 
übrig bleiben, da, wo jetzt ein Gerichtsarzt den Dienst ver¬ 
sieht, zwei Gerichtsärzte in der Folge anzustellen. Hier kann 
und muß ein Ausweg geschaffen werden, der der besonderen 
Stellung der Gerichtsärzte, die man nun einmal gleichgestellten 
Bürobeamten gar nicht vergleichen kann, gerecht wird und 
die Gerichtsärzte für ihre tatsächliche, aufreibende Mehrleistung 
entschädigt. Die Entscheidung drängt und kann nicht auf die 
lange Bank geschoben werden. Ich warne nach der reichen Er¬ 
fahrung eines langen amtlichen Lebens nachdrücklich davor, dem 
Gerichtsarzte die Dienstfreudigkeit zu nehmen. 

Nun ist „soziale Hygiene“ Losung und Feldgeschrei, 
als sei diese früher unbekannt geblieben, nie betätigt und erst 
jetzt entdeckt worden 1 Nein, während früher die soziale Hygiene 
organisch und gesund sich entwickelte, überbieten nun Staat 
und Gemeinden sich in Projekten, die, wie ich fürchte, ebenso 
schnell zusammenbrechen werden! Dies in einer Zeit, in der 
wir wie Hiob nicht haben, die Blößen unserer Leiber zu decken, 
in der die Landesversicherungsanstalten tatsächlich schon 
bankrott geworden sind. Wir sind, wie der Reichsrainister 
Koch mit Recht sagt, ein verwöhntes Volk geworden. Nur 
von der „körperlichen Ertüchtigung“ ist die Rede, während für 
die Eindämmung der moralischen Versumpfung, soweit ich 
sehe, nichts geschieht. Wir müssen ein stahlhartes Volk werden 
und können nur durch Arbeit und Entbehrung wieder hoch 
kommen, in derselben Weise, wie einst Preußen nach jahr- 
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hundertelangem Ringen zu der stolzen Höhe des Deutschen 
Reiches emporwuchs. 

Gleichwohl, die soziale Hygiene ist Mode und der wesent¬ 
liche Träger all’ der Projekte wird der Kreisarzt sein. Da 
liegt es nahe, daß dieser vielseitigste Beamte im preußischen 
Staate vor allem durch Abzweigung der gerichts¬ 
ärztlichen Geschäfte entlastet und dabei so nebenher 
auch eine Dienstanweisung für die Gerichtsärzte zur Welt ge¬ 
boren werde. 

Da Gerichts- und Kreisarzt ganz verschiedene Geschäfte 
zu besorgen haben, so wäre eine scharfe Trennung gewiß das 
Gegebene. Die Ausführung wird an den harten Tatsachen des 
Geldmangels, wie an den räumlichen Verhältnissen scheitern; 
in den von dem Amtssitze der künftigen Landgerichtsärzte 
weit abgelegenen Kreisen wird auch weiterhin der Kreisarzt 
die gerichtsärztlichen Geschäfte zu besorgen haben. 

Während die Prüfungsvorschriften für die Kreisärzte 
beizubehalten sind, müssen sie für die besonderen Gerichtsärzte 
entsprechend geändert werden. Der zukünftige Gerichtsarzt 
muß eine mehrjährige allgemeine Praxis hinter sich haben, um 
über ärztliche Eingriffe und andere Dinge mitsprechen und 
urteilen zu können. Die Erfahrungen, die der Gerichtsarzt hier 
selbständig gesammelt hat, werden ihm in seinem ganzen amt¬ 
lichen Leben von wesentlichem Vorteil sein. Der zukünftige 
Gerichtsarzt muß, von der spezifischen gerichtsärztlichen Aus¬ 
bildung abgesehen, in pathologischer Anatomie und Psychiatrie 
firm sein und erst über den Gerichtsassistenzarzt bei einem 
beschäftigten Gerichtsarzt zum Gerichtsarzt aufrücken. Die 
Beschäftigung bei einem Gerichtsarzt wird ihn fertig machen 
und diesen auffrischen. 

Bei der Scheidung des gerichts- und kreisärztlichen Dienstes 
drängt sich die Frage auf, welchem Ministerium die Ge¬ 
richtsärzte in der Zukunft zu unterstellen sein 
würden? Da kann ja naturgemäß neben der jetzigen Ein¬ 
richtung nur die Unterstellung unter das Justizministeriumin 
Frage kommen. Die erste Bedingung einer gedeihlichen Wirk¬ 
samkeit bleibt die unabhängige Stellung des Gerichtsarztes; 
seine Unabhängigkeit ist so notwendig wie die des Richters. 
Im Gegensätze hierzu muß er qualifiziert sein und bleiben und 
nicht im Amte verharren können, bis er vertrottelt oder etwas 
begeht. Die selbständige und unabhängige Stellung des Ge¬ 
richtsarztes ist nächst seiner Qualifikation die Hauptsache; ich 
kann mir deshalb sehr wohl vorstellen, daß diese unter dem Justiz¬ 
ministerium gut gewahrt ist. Ich kann daher auch in dem in 
Bayern an geordneten Qualifikationsbericht durch den Land¬ 
gerichtspräsidenten gar nichts Bedenkliches, wie Hoff mann 

und Marx, finden. Der Qualifikationsbericht des Landgerichts¬ 
präsidenten wird sich ganz selbstverständlich auch auf eine 
fachärztliohe Abschätzung stützen. Soll etwa der Regierungs- 
Medizinalrat oder gar das Provinzial-Medizinalkollegium diesen 
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Bericht abgeben? Für beide danke ich mit der auf S. 793 
Band 1906 dieser Zeitschrift von mir schon abgegebenen Be¬ 
gründung. Wir verlangen eine fachliche Vertretung 
in der Zentralinstanz, gleichviel welchen Mini¬ 
steriums und wollen nicht mehr länger als An¬ 
hängsel der Kreisärzte behandelt werden. 

Wir Gerichtsärzte tragen selbst einen wesentlichen Teil 
der Schuld dafür, daß wir in den verflossenen 20 Jahren nicht 
weiter gekommen sind, und ich kann nur mit Bedauern aus¬ 
sprechen, daß ein großer Teil dieser ureigensten Sache gegen¬ 
über sich so indolent erwiesen hat. 

Ueber die Dienstanweisung selbst bleibt nicht viel zu 
sagen, nachdem alle Staaten, soweit sie besondere Gerichts¬ 
ärzte haben, hierin vorangegangen sind und es sich nun nur 
um eine Kompilation des Besten aus diesen Anweisungen 
handeln kann. Preußen blieb rückständig, weil seit Jahrzehnten, 
seit Skrczeczka, kein Vertreter der gerichtlichen Medizin 
mehr in der Medizinalabteilung gesessen hat, weil die nach¬ 
folgenden Personen der gerichtlichen Medizin ganz fremd gegen¬ 
überstanden und stehen, weil die gerichtliche Medizin das Stief¬ 
kind der Medizinalverwaltung geworden ist. 


Das Altersgrenze-Gesetz und die Medizinalbeamten. 

Aus demPressereferatdes Wohlfahrtsministeriums 
geht uns folgende Darlegung zu: 

In Nummer 9 dieser Zeitschrift ist ein Aufsatz des Geh. 
Med.-Rats Dr. Bornträger in Düsseldorf veröffentlicht, der 
einige Unrichtigkeiten und mißverständliche Ausführungen ent¬ 
hält und deshalb der Richtigstellung bedarf. 

Zunächst sei vorausgeschickt, daß das Gesetz betr. Ein¬ 
führung einer Altersgrenze in keiner Weise von dem Wohl¬ 
fahrtsministerium veranlaßt worden ist. Im besonderen hat es sich 
die Medizinalverwaltung stets angelegen sein lassen, altbewährte 
Medizinalbeamte auch bis in ein höheres Alter hinein im Dienst 
zu belassen, vorausgesetzt, daß der Dienst dabei in ausreichender 
Weise zu seinem Recht kam. 

Nachdem das Altersgrenze-Gesetz von der Landesversamm- 
iung verabschiedet, und die Grundsätze für seine Ausführung 
vom Staatsministerium festgelegt waren, mußten diese Grund¬ 
sätze auch im Bereiche der Medizinalverwaltung zur Anwen¬ 
dung gebracht werden. Ob den Rechtseinsprüchen gegen das 
Gesetz nachgegeben werden kann, wird an anderer Stelle ent¬ 
schieden werden. 

Nun wird in dem angeführten Aufsatz angedeutet, daß 
die praktische Ausführung des Gesetzes gegenüber der anderer 
Verwaltungen in der Medizinalverwaltung weniger günstig und 
weniger wohlwollend gehandhabt worden sei. Zunächt seien 
die erforderlichen „Eröffnungen“ vielfach erst im Februar oder 
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März erfolgt, während die meisten Ministerien bereits im Januar 
das Erforderliche veranlaßt hätten. 

Demgegenüber ist festzustellen, daß sofort nach Verab¬ 
schiedung des Gesetzes bereits unter dem 21. Dezember 1920 — 
I M 1 3331 — ein Runderlaß die Regierungspräsidenten er¬ 
suchte, diejenigen Medizinalbeamten festzustellen, auf die das 
Gesetz in Anwendung zu bringen sei, und die Nachweisung 
über deren Versorgungsgebührnisse nebst den Personalakten 
bis zum 15. Januar 1921 einzureichen. Es mußte angenommen 
werden, daß den Betroffenen damals bereits eine Mitteilung ge¬ 
macht worden sei. 

Die Entscheidung über die Festsetzung der Versorgungs- 
gebühmisse mußte sich indessen verzögern, damit die Interessen 
der betroffenen Medizinalbeamten möglichst weitgehend ge¬ 
wahrt werden konnten. Denn inzwischen sollte die Entschei¬ 
dung darüber getroffen werden, welche Medizinalbeamten eine 
Aufrückungsstelle erhalten sollten. Es mußte angestrebt werden, 
daß möglichst viele der vom Altersgrenze-Gesetz betroffenen 
Medizinalbeamten eine Aufrückungsstelle erhielten, noch bevor 
sie in den Ruhestand versetzt wurden. 

Das Staatsministerium hat sich erst im Februar 1921 hier¬ 
über schlüssig gemacht und bestimmt, welchen der unter das 
Altersgrenze-Gesetz fallenden Beamten eine Aufrückungsstelle 
noch verliehen werden könne. Erst jetzt war es möglich, 
den meisten betroffenen Medizinalbeamten die Vorteile einer 
Aufrückungsstelle zuzuwenden. Nun konnten erst die Ver¬ 
sorgungsgebührnisse von neuem aufgestellt werden. Der Be¬ 
scheid ist dadurch verschiedentlich erst im April in die Hände 
der Betreffenden gelangt, einzig und allein zum Vorteil des 
Ruhegehaltsempfängers. 

Was die Ausnahmen nach § 8 des Gesetzes angeht, so 
hat dafür das Staatsministeriura bestimmte Grundsätze ver¬ 
einbart, nach denen in allen Verwaltungen verfahren worden 
ist. Auch im Bereich der Medizinalverwaltung ist von der 
Bestimmung des § 8 Gebrauch gemacht, wo diese Grundsätze 
zutrafen. 

Bezüglich der Verwendung der verabschiedeten Medizinal¬ 
beamten ist folgendes zu bemerken: Die meisten der verab¬ 
schiedeten Kreisärzte, auch einige Regierungs- und Medizinal¬ 
räte haben Nebenämter beibehalten. Die Medizinal Verwaltung 
hat sich hiermit gern einverstanden erklärt und wird auch 
zukünftig nichts dagegen unternehmen, obwohl der Nachfolger 
dadurch ungünstiger gestellt wird. Sie hofft dabei auf das 
kollegiale Verständnis des Nachfolgers. In einem Falle wird 
der Regierungs- und Medizinalrat auch noch nach seiner Ver¬ 
abschiedung weiter beschäftigt, und zwar im Privatdienstver¬ 
hältnis. Das kann aber nur da geschehen, wo die allgemeinen 
und örtlichen Verhältnisse es gestatten. 

Die Bemerkung, der Medizinalminister habe „selbst einen 
als erforderlich erachteten und demgemäß erforderlichen Wechsel 
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seines Personalreferenten nicht durchführen“ dürfen, entspricht 
nicht den Tatsachen und muß daher zurückgewiesen werden. 
Der Herr Wohlfahrtsminister bestellt in der Tat denjenigen 
Beamten zum Personalreferenten, den er für geeignet hält, 
worüber sich Herr Dr. Bornträger im Ministerium über¬ 
zeugen kann. 

Ebenso entschieden muß gegen die durchaus unberechtigte 
Unterstellung der „Niederhaltung des staatlichen Medizinal¬ 
beamtenstandes“ Verwahrung eingelegt werden. Wenn die 
Kommunalarztfrage in den letzten Jahren in den Vordergrund 
gerückt worden ist, so liegt dies an der Entwicklung unseres 
öffentlichen Lebens. Die Medizinalverwaltung hat und wird es 
sich jederzeit angelegen sein lassen, die Interessen des staat¬ 
lichen Gesundheitsbeamten mit Nachdruck zu vertreten wie 
dies kürzlich auch in einem Falle besonders geschehen ist, in 
dem bereits seit dem Inkrafttreten des Kreisarztgesetzes die 
Kreisarztgeschäfte ganz auf den Stadtarzt übergegangen waren. 

Es kann nur dem allgemeinen Ansehen des Medizinal- 
beamtenstandes Schaden bringen, wenn derartige unberechtigte 
Unterstellungen zum Gegenstand von Angriffen gegen die 
Medizinal Verwaltung gemacht werden. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die am 2. April d. J in Schwerin abgehaltene 
Versammlung des mecklenburgischen 
üedizlnalbeainten Vereins. 

Anwesend: Zwei Vertreter des Medizinalministeriums, sowie sämtliche 
Kreisärzte. 

Vorsitz: Geh. Med.-B&t Dr. Unruh-Wismar. 

I. Entwurf eines neuen Hebammengesetzes. 

Das Ministerium hat einen Entwarf der Versammlung zur Besprechung 
vorgelegt und wünscht zugleich Stellungnahme zu dem allerdings noch nicht 
Gesetz gewordenen preußischen Entwurf, da die mecklenburgische Hebammen- 
sebaft diesen auch für Mecklenburg verlangt hat. Nach eingehender Beratung 
wild beschlossen, folgendes dem Ministerium zu antworten: 

1. Es ist dringend davon abzuraten, dem preußischen Entwurf 
zu folgen; die Vorteile, die er sowohl für die Hebammen, wie für die Bevölke¬ 
rung bietet, sind zum Teil nur scheinbar, und die Nachteile überwiegen bei 
Weitem. Wir verweisen in dieser Beziehung auf die Ausführungen des San.- 
Rats Dr. Schäffer-Berlin in Nr. 6 der Hebammen-Zeitung und auf die Er¬ 
klärung der Berliner Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe vom 
26. Nov. 1920, denen wir uns im wesentlichen nur anschließen können. 

2. Der mecklenburgische Entwurf beschreitet unseres Erachtens 
den richtigen Weg, indem er vor allem dafür Sorge zu tragen sich bemüht, 
daß den Hebammen ein genügendes Einkommen und eine angemessene Alters- 
und Berufsinvaliditäts-Versorgung gewährleistet wird, auch die bewährte Ein¬ 
richtung der Aufsichtsärzte beibenält. 

IL Kreisarzt und Kommunalarzt. ReferentSan.-RatDr. Buschmann, 
Kreis- und Kommunalarzt in Parchim: 

Der Berichterstattung werden die Schwierigkeiten für die Stellung des 
Kreisarztes, die sich anderswo durch den Ausbau der sozialen Hygiene seitens 
der Kommunen ergeben haben, und die Entschließungen der verschiedenen 
Hedizinalbeamtenvereine in dieser Frage zugrunde gelegt. In Mecklenburg 
stehen wir in der sozialen Hygiene noch in den Kinderschuhen, immerhin haben 
einzelne Städte bereits mit dem Ausbau begonnen und auch schon Kommunal- 
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irrte angestellt (Inzwischen ist auch dem Landtag ein Gesetzentwurf betr. 
Bildung von Wohlfahrtsämtern vorgelegt, der den Aemtern als Selbstver- 
waltongsorganen die Fürsorge auferlegen will; der Kreisarzt soll Mitglied des 
Wohlfahrtsamtes werden. Dieser Gesetzentwurf war dem Berichterstatter z. Z. 
noch unbekannt) 

Das Thema wurde in die Fragen zerlegt: 

1. Ist ein besonderes Nebeneinaaderarbeiten von staat¬ 
lichen und kommunalangestellten Aerzten, d. h. eine Zwei¬ 
teilung des Medizinalwesens notwendig? 

Wendenburg, Stadtarzt in Gelsenkirchen, ist Verfechter dieser Zwei¬ 
teilung. Er weist der Kommune die Wöchnerinnen-, Säuglings-, Kleinkinder-, 
Scbulkinder-FQrsoige, die Fürsorge für die heranwachsende Jugend, für Tuber¬ 
kulöse, Krüppel, Geisteskranke und die individuelle Wohnungsfürsorge zu. 
Auch die iünderinfektionskrankheiten fielen immer mehr in das Gebiet der 
kommunalen Fürsorge. Demnach bedürfe eine Stadt von 200000 Einwohnern 
zur kreisärztlichen Versorgung nur eines bis höchstens zweier Aerzte, zur plan¬ 
mäßigen Fürsorgearbeit aber mindestens sechs hauptamtlicher Aerzte mit einem 
Personal von fünfzehn Fürsorgerinnen und einem umfangreichen Büro, die 
Quantität der Arbeitsleistung der Gesundheitsaufsicht zur Gesundheitsfürsorge 
▼erhalte sich also wie 5:1. 

Diese Anschauungen hält Referent nicht für richtig. Schon vor „Ent¬ 
deckung* der sozialen Hygiene hat es Fürsorgearbeit — meist von staatlichen 
Organen ausgeübt, gegeben. Es ist gar nicht einzusehen, weshalb der Staat 
ein geringeres Interesse an der Fürsorgearbeit haben soll, als die Kommunen. 
Gerade für mecklenburgische Verhältnisse halte ich ein Vorangehen des Staats 
für nötig, schon, um einer schädlichen Zersplitterung vorzubeugen, die sich 
jetzt schon vorbereitet, und KompetenzstreitJgkciten, die bei einer Zweiteilung 
überall drohen. Wenn die Wendenburgseben Anschauungen maßgebend 
werden sollten, so wird der Kreisarzt an die Wand gedrückt werden. Und ist 
der Kreisarzt etwa so wenig interessiert oder tätig in der Fürsorgearbeit, daß 
er deswegen ungeeignet zur Leitung derselben wäre? Referent ist überzeugt, 
daß der Ruf nach sozialer Hygiene und nach Kommunalärzten gar nicht so 
laut geworden wäre, wenn der Staat den Kreisärzten eine Besoldung, die ihnen 
völlige Hingabe an ihren Beruf ermöglichte, und ein nur annähernd so gut 
eingerichtetes Büro, wie es viele Gemeinden jetzt besitzen, gewährt und ihnen 
ausreichendes Personal zur Verfügung gesteUl hätte. Mit Beschämung und 
Neid konnte es erfüllen, wenn man das, was in Belgien während des Krieges 
von deutscher Seite für die belgische Bevölkerung geschaffen wurde, mit dem 
verglich, was in der Heimat daran noch fehlte. Wird das Reichsjugendwohl- 
fahrtsgesetz Tatsache, so wird auf diesem Gebiet die staatliche Regelung an¬ 
erkannt; es ist also nicht einzusehen, weshalb andere Gebiete ausgenommen 
bleiben sollen. Natürlich soll deshalb den Gemeinden, die über das vom Staate 
Geleistete hinausgehen wollen, dies nicht erschwert werden; es muß aber ge* 
sorgt werden, daß dieser Teil sich der allgemeinen Organisation nützlich ein¬ 
gliedert. 

2. Wie i81 das Verhältnis der kommunalen Fürsorge zur 
staatlichen zu gestalten? 

Zu fordern ist Aufbau des Fürsorgewesens von unten auf. Wenn der 
Staat (in Mecklenburg wenigstens) jetzt Tuberkulosefürsorgerinnen und Tuber¬ 
kulosefürsorgeärzte anstellt, so vertritt er mit Recht den Standpunkt, daß 
Tuberkulosebekämpfung Seuchenbekämpfung und damit Staatsaufgabe sei. Es 
bleibt aber unklar, weshalb nur für die Tuberkulosebekämpfung Fürsorge¬ 
schwestern nötig sind. Für die gesamte Seuchenbekämpfung hätten 
schon längst derartige Organe nötig getan, um sie leistungs¬ 
fähiger zu gestalten. Die fortlaufende Desinfektion und Isolierung 
bedarf einer fortschreitenden praktischen Anleitung (auf die ich das größte 
Gewicht lege) und Ueberwachung. Der* Staat kommt gar nicht darum 
herum, für die Seuchenbekämpfung eine genügende Anzahl 
gut vorgebildeter Fürsorgerinnen anzustellen. (Jnd diese 
Personen sind für mich das wichtigste bei der ganzen Frage. 
Sie lernen bei ihrer Tätigkeit die sonstigen Nöte des Volkes kennen und sind 
ganz selbstverständlich, schon aus eigenem Antrieb, die Vermittlerinnen auch 
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S * ater Fürsorge; sie werden den FürsorgebedQrftigen nicht nur Hilfe ange* 
en lassen im Bahmen ihrer staatlichen Aufgabe, sondern über den Bahmen 
hinaus. Das braucht für einen Bericht in dieser Zeitschrift nicht näher aus« 
geführt zu werden. Es ist aber nötig, daß sie eine Instanz haben, der sie ihre 
Wahrnehmungen mitteilen können und die imstande ist, sogleich die nötigen 
Schritte zu tun; es ist nötig, daß eine Verbindung des staatlichen Vorgesetzten 
mit allen Wohlfahrtsverbänden usw. hergestellt wird durch Schaffung von 
Wohlfahrtsämtern, in denen also auch die kommunalen Einrichtungen ver¬ 
treten sind. 

Es scheint sehr wichtig, daß dieser Weg beschritten wird, und nicht der 
andere, durch Gesetz die Kommunen zur Schaffung von Organisationen zu ver¬ 
anlassen. Wenigstens bei den mecklenburgischen Verhältnissen wäre der Boden 
zu Kompetenzkonflikten Und Zersplitterungen damit geschaffen. Für ganz ver¬ 
kehrt wird es aber vom Berichterstatter gehalten, nur eine staatliche Organi¬ 
sation im kleinen zu schaffen und den Kommunen zu überlassen, was sie da¬ 
neben tun wollen. Bei einer solchen Begelung ist nur zu fordern, daß man 
nicht wartet, bis die Selbstverwaltungen sich Einrichtungen ausgebaut haben, 
die dann schwer umzubauen sind, und daß die Kreisärzte so besoldet werden, 
daß ihr Amt einen Anreiz für die tüchtigsten Aerzte bildet. 

Im Einklang mit den Forderungen der Medizinalbeamtenverbände stellte 
Berichterstatter folgende Leitsätze auf: 

1. Es bedeutet eine völlige Verkennung der Stellung des Medizinal¬ 
beamten, wenn man seine Tätigkeit nur nach der Anwendung polizeilicher 
Methoden beurteilt und einschränkt, deren er allerdings zur Durchführung seiner 
Aufgaben nicht entraten kann, und auf die er mangels genügender anderer 
Einrichtungen bisher vorwiegend angewiesen war. Er muß durchaus für sich 
in Anspruch tehmen, daß ihm die Sorge für die gesundheitliche Wohlfahrt des 
Volkes in jeder Beziehung am Herzen liegt. 

2. Zu fordern ist, daß der Staat den Organismus für ein neuzeitliches 
Gesundheitswesen schafft und ausführende Organe, d. h. Fürsorgerinnen in ge¬ 
nügender Zahl bereitstellt. 

8. Diesem Organismus sind die Schöpfungen der Selbstverwaltung und 
alle Wohlfahrtsorganisationen beizugliedern, damit Zersplitterungen. Kompetenz¬ 
konflikte, unnötige Geldausgaben vermieden werden und ein einheitliches, kraft¬ 
erfülltes Ganze entsteht. 

In der lebhaften Aussprache über den Buschmann'sehen Vortrag 
ergibt sich allgemeine Zustimmung. Die Kreisärzte gerade aus den kleinen 
Städten rühmen auf Grund ihrer Erfahrungen mit ihren Gemeindeschwestern 
deren Tätigkeit auf dem Gebiete des Fürsorgewesens. Allgemein wird ge¬ 
wünscht, daß möglichst wenig spezialisierte Fürsorge getrieben wird, damit 
nicht die Schul-, Säuglings-, Tuberkulose- etc. Pflegerin nacheinander in die¬ 
selben Familien kommen, sich (sit venia verbo!) gegenseitig Konkurrenz machen, 
und dadurch lästig fallen, sondern daß möglichst eine Fürsorgerin allgemein 
arbeitet, doch wird anerkannt, daß dies nur in kleinen Städten und auf dem Lande 
müglich ist. Bedauerlich ist und bleibt der Widerstand, der immer noch hier 
und da aus den Kreisen der ärztlichen Praktiker gegen die Fürsorgebestrebungen 
bemerkbar wird. Notwendig ist natürlich, daß der Fürsorgearzt auf seinem 
Gebiet auch wirklich vollwertig ist. Die Buschmann sehen Leitsätze werden 
mit der Bitte um Berücksichtigung der Begierung überwiesen. 

III. Einschränkung der Desinfektion mit Formaldehyd. 

Die bisherigen Methoden der polizeilichen Desinfektionen erscheinen 
reformbedürftig. Außerdem verlangen der Mangel an Formalin und die un- 

! ;ehenren Kosten eine Einschränkung. Es erscheint daher berechtigt und er- 
orderlich, mehr Wert auf die fortlaufende Desinfektion am Krankenbett und 
auf die mechanische Reinigung zu legen und die polizeilichen Desinfektionen auf 
die Fälle zu beschränken, in denen Bie wirklich praktischen Wert haben. Frag¬ 
lich kann sein, ob nicht für Scharlach die amtliche Desinfektion bei Bestand 
au bleiben hat Es ist nicht zu verkennen, daß sie in vielen Fällen nutzlos 
ist, weil das (leicht erkrankt gewesene) Kind längst wieder in allen Zimmern 
umher gelaufen ist; aber es ist bei der Unbekanntheit des Erregers, bei der 
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Schwere and Gefährlichkeit der Krankheit, bei der Unmöglichkeit einer fort¬ 
laufenden Desinfektion während der Krankheit doch erforderlich, znm Besten 
der Allgemeinheit alles za tan, was eine Weiter Verbreitung za verhindern im 
Stande ist. Die Vorschriften gegen die sog. gemeingefährlichen Krankheiten 
bleiben natürlich unberührt. 

IV. Ueber das Kurpfuschertum, das sich jetzt nach dem Kriege auch 
in Mecklenburg wieder frecher, denn je hervortut, und über seine Bekämpfung 
findet eine längere Aussprache statt. So wichtig die Bekämpfung ist, und so 
unbedingt nötig seine gesetzliche Eindämmung erscheint, können doch die 
Medizinalbeamten, die nicht de lege ferenda, sondern de lege lata zu arbeiten 
haben, neue Gesichtspunkte in die bisher möglichen Bekämpfungsmaßnahmen 
nicht hinein bringen. Die von den A erste -Vereinen gebildeten Kurpfuscher- 
Kommissionen sind gewiß dankbar anzuerkennen; ihr Wirken wird aber der 
Oeffentlichkeit gegenüber stets dadurch stark gehemmt und beeinträchtigt, daß 
die Gegenbehauptung, die Aerzte handelten nur aus eigenem Geschäftsinteresse, 
leider nur zu oft Glauben findet. 

V. Eine Besprechung von Steuer* und Gebührenfragen bildete den Schluß. 

Dr. D u g g e - Rostock. 


Bericht über die 81. Versammlung der Hedizlnalbeamten 
de« Reg.-Bcz. Düsseldorf am 3. Joli 1980 za Düsseldorf. 

Anwesend unter dem Vorsitz des Geh. Med.-Rats Dr. Borntracger 
22 Kreisärzte und 3 Gerichtsärzte. 

Der Vorsitzende widmet dem am 2. Mai verstorbenen Kollegen, Stadt- 
nnd Kreisarzt Prof. Dr. 8chrakamp, ehrende Worte des Andenkens. 

1. Herr Dr. Niemeyer-Neuss begründet die Notwendigkeit der Er* 
•hdknng der Amtsuukesten. Nach kurzer Aussprache beschließt die Versamm¬ 
lung, ihre Wünsche dem Herrn Regierungspräsidenten vorzulegen. 

2. Herr Dr. Döllner -Duisburg hält einen eingehenden Vortrag übor die 
Notwendigkeit von Aenderungcn in der bisherigen Besoldung der Kreis* 
nnd Gerichtsärzte. Die Drucklegung des Vortrages wird Vorbehalten. Die 
Versammlung erklärt sich einverstanden. 

8. Herr Dr. Her bst-Kempen spricht über die Gebührenfrage. Auch 
mit seinen Ausführungen war die Versammlung einverstanden und beschloß, 
eine Eingabe an den Herrn Regierungspräsidenten. 

4. Herr Dr. M e y e r - Lennep bespricht das Verhältnis der Kreisärzte 
zu den Eisenbahnbetriebskrankeukassen und zu den Bahnarztstellen. Es 
wird nicht ausbleiben, daß bei den Betriebskrankenkassen freie Arztwahl ein- 
gefübrt wird; dann entsteht die Frage, ob sich der Kreisarzt der Betriebs¬ 
krankenkasse noch zur Verfügung stellen soll. 

Die Aussprache geht dahin: Die vertrauensärztliche Stelle als Bahn¬ 
arzt soll der Kreisarzt behalten; dabei wird er von der Regierung jeden¬ 
falls unterstützt werden, auch wenn für die Familienmitglieder der Eisenbahn¬ 
beamten, wie gewünscht wird, freie Arztwahl gewährt werden sollte. 

5. Herr Dr. C1 a u s s - Düsseldorf regt an, daß die Kreisärzte der Ver¬ 
einigung höherer Beamten als Einzelmitglieder beitreten. Es sei nicht 
genügend, daß der Preußische Verein der Medizinalbeamten in corpore bei¬ 
getreten sei. Der Vorsitzende hält es für richtig, in dieser Sache erst den 
Vorstand des Preußischen Medizinalbeamten Vereins zu fragen. 

6. Herr Dr. W o 1 f f - Elberfeld berichtet über eine kleine Pockenepide¬ 

mie Im Anfang d. J. Sie ging von einem Manne ans, der nach Aussage des 
Arztes zuerst an Grippe, dann an einem durch häufiges Einnehmen von Aspirin 
entstandenen Arzneiexanthem erkrankt gewesen sein sollte und gestorben war, 
ohne daß ein Verdacht auf Pocken in Frage kam. Erst 14 Tage später wurde 
ein echter Pockenfall gemeldet, bei einer Person, die im Hause des Verstorbenen 
verkehrt hatte. Hierauf erkrankten noch weitere & Personen in der Nachbar¬ 
schaft. Diese 6 genasen. Auffallend war, daß eine kurz vorher mit Erfolg 
geimpfte Frau erkrankte, eine Beobachtung, wie sie auch anderswo gemacht 
worden ist. Dr. Borntraeger -Düsseldorf. 
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Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Hygiene und öffentliches Gesundheitswesen. 

1. Krüppelfürsorge. 

Wege^ Aufgabeu und Aussichten der Kriippelfilrsorge. An Hand des 
Gesetzes kritisch betrachtet von Kreisarzt Dr. L e h m a n n - Düsseldorf. Aerzt- 
licha Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 22. 

Verfasser erwartet von einer erfolgreichen Krüppolförsorge als den 
größten, nachhaltigsten und schönsten Vorteil die Wiedererweckung und 
Stählung des allgemeinen Willens zur Gesundheit und Leistungsfähigkeit; er 
findet warmherzige Worte, um die Bedeutung einer Krüppelfürsorge, die haupt¬ 
sächlich vorbeugend sein soll, in das richtige Licht zu setzen. Er sieht in 
unserer Säuglingsfürsorge, Tuberkulosefürsorge, Wohnungs- und Familienfür¬ 
sorge bereits vorbeugende Kriippelfürsorge. Als Helfer will er den Turnlehrer 
vor allem zugezogen wissen. An einem Fall eines „Schlangenmenschen", 
den Lehmann zu sehen und zu untersuchen Gelegenheit hatte, zeigt er, 
wie durch stählerne Energie selbst ein Krüppel (starker Kyphoskoliotiker) sich 
zu einem Artisten und, was mehr ist, zu einem glücklichen und zufriedenen 
Menschen trainieren kann. _ Dr. Solbrig-Breslau. 


2. Bekämpfung des Alkoholismus. 

Welche gesetzgeberischeu und Verwaltnngsmaßnahmen sind für die 
Bekämpfung des Alkoholismus zu wünschen. Von Dr. Konrad Wey mann, 
Oberverwaltungsgerichtsrat in Berlin. Nach einem auf der 32. Jahresversamm¬ 
lung des Deutschen Vereins gegen den Mißbrauch geistiger Getränke in Karls¬ 
ruhe am 29. Oktober 1920 gehaltenen Vortrage. Sozialhygienische Mitteilungen; 
5. Jahrg. 1921. Januar. 

Von gesetzgeberischen Maßnahmen fordert Verfasser das mindestens 
einstweilige Verbot des Verkaufs von Branntwein, die einstweilige Be¬ 
schränkung des Bicrbrauens auf leichtes Bier, Festsetzung euer einheitlichen 
Polizeistunde für das Beich. Ausnahmen würden da anzuerkennen sein, wo 
die von Abend- oder Nachtschichten heimkehrenden Industriearbeiter darauf 
angewiesen sind, Beköstigung und Erfrischung in Schankwirtschaften zu suchen. 
Aennliches würde auch für den Reiseverkehr zu gelten haben. — Die Vor¬ 
schrift des § 120 B. V. 0. ist auf Militärrenten auszudehnen. Auch bei der 
Arbeitslosenunterstützung ist die Unterstützung in Sachleistungen zu gewähren, 
wenn zu befürchten ist, daß die Unterstützung nicht zur Beschaffung des 
Unterhalts des Unterstützten oder seiner Angehörigen verwendet werden 
wird. — Zu fordern ist weiter eine Reform des Schankkonzessionswesens und 
der strafrechtlichen Bestimmnngen über die Trunksucht und über die im Bausch 
begangenen Straftaten. Der Verfasser empfiehlt außerdem gesonderte Behand¬ 
lung der alkoholischen Straftaten in der Beichs-KrimiDalstatistik, sachgemäße 
Ausnutzung des § 120 B.V.O., sachgemäße Handhabung der Armenpflege, Aus¬ 
bildung der Aerzte, Verwaltungsbeamten, Richter und Lehrer in der Alkoholfrage. 

Dr. Israel- Breslau. 


3. Sociale Hygiene. 

Ueber die sozial-psychiatrischen Aufgaben der Gegenwart. Von 
Dr. Hans Boomer, Oberarzt an der Badischen Heil- und Pflegeanstalt bei 
Konstanz. Sozial-byg. Mitteilungen; 5. Jahrgang, Heft 1, 1921. 

Für die praktische Psychiatrie ist die Berücksichtigung des sozialen 
Gesichtspunktes dringend angezeigt. Zur Verwirklichung der sozial-hygienischen 
Forderungen ist zu empfehlen: 1. Der Ausbau der Entlassenenfürsorge und die 
Anbahnung der Frühentlassungen. Hierzu gehört die Grüodung von Irren¬ 
hilfsvereinen und Fürsorgestellen. Die häufigste Geisteskrankheit, nämlich die 
Dementia praecox, eignet sich für die Fürsorge außerhalb der Anstalt besser, 
als man bisher im allgemeinen angenommen hat. Auf die Gewinnung der ge¬ 
eigneten Hilfskräfte ist das Hauptaugenmerk zu richten. Die Mehrkosten der 
neuen Einrichtungen machen sich rasch bezahlt. 2. Die Einrichtung von Be¬ 
ratungsstellen für Nerven- und Gemütskranke an den Heilanstalten, ln Baden 
hat es sich praktisch bewährt, eine solche Beratungsstelle mit der für Tuber- 
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kulöse, Alkoholiker oder Geschlechtskranke zu verbinden. 8. Die Inangriff¬ 
nahme der psychiatrischen Aufklärungsarbeit. Alle drei Anfgabenkreise greifen 
vielfach ineinander über. Sie haben das Ziel, die Anstalt mit ihren Aerzten 
in den I >ienst der Allgemeinheit za stellen and bezwecken die Darchdringang 
des allgemeinen Bewußtseins mit psychiatrischem Verständnis, das, wie Ver¬ 
fasser betont, unserem Öffentlichen Leben heute noch nötiger ist als je zuvor. 

Dr. 18 r a e 1 - Breslau. 


SoztalhygfenlscheGegenwart**! rSmungen. VonDr.Fischer-Defry, 
Stadtscbalarzt in Frankfurt a M. Archiv für soziale Bygieoe; Bd. 14, H 1. 

Der Verfasser ze'gt an der Hand der nenen Verfassung die Anfgaben, 
welche die soziale Hygiene lösen muß, am den Wiederaufbau in die Wege zu 
leiten. Dabei darf nicht vergessen werden, daß nicht nur die zahlenmäßige 
Vermehrung des Volkes den Aasschlag gibt, sondern auch ihre Zusammen¬ 
setzung und der Wert des einzelnen. Dr. Wolf-Hanau. 


Znr Frage des Unterrichts In der sozialen Medizin an den deutschen 
Universitäten. Von Prof. Dr R. Finkelnburg, Dozent für innere Medizin and 
Versicbernngsmedizin in Bonn. Aerztliche Sach verstand igen-Zeitung; '920, Nr. 19. 

Verfasser macht in dieser noch umstrittenen Frage folgende Vorschläge: 

1. Für das Lehrfach der Versicherungsmedizin sind zwei Dozenten er¬ 
forderlich: ein Chirurg und ein intern-neurologisch geschulter Dozent mit 
praktischen Erfahrungen in der Unfallkunde. Den Internisten wird gleich¬ 
zeitig der Unterricht in der Gesetzes- und Standeskunde übertragen. 

2. Die beiden Lehrer müssen in engster Fühlung mit den Kliniken stehen 
oder Abteilungen an größeren Krankenhäusern mit Dnfailsmateriai leiten. 

8. Die Schaffung von Unfallspolikliniken ist anzustreben. Hierin kann 
auch die weitere Ausbildung der Medizinalpraktikanten in der Unfallkunde 
gefördert werden. 

4. Die Lehrtätigkeit muß vor allem in der Abhaltung von praktischen 
Uebungskursen an Unfallskranken und Seminarübungen (für Medizinalprakti¬ 
kanten und evtl. Aerzte) bestehen. Dr. Israel- Breslau. 


Methodische Körperuntersuchungen als notwendige Grundlage für 
eine Gesundheitstatistlk. Von Dr. G. Tugendreich, Abteilungsleiter am 
Medizinalamt der Stadt Berlin. Sozialbygienische Mitteilungen; 6. Jahrgang, 
1921, Heft 1. 

Die Einführung eines einheitlichen Gesundheitsscheines ist für die 
Zwecke der Gesundheitsstatietik unbedingt erforderlich. Zu fordern ist zu¬ 
nächst, daß für die Zwecke der Gesundheitsstatistik eine einheitliche Unter¬ 
suchungsmethode ausgearbeitet und soweit es sich um amtliche Unter¬ 
suchungen handelt, auf dem Wege der Verordnung oder der Gesetzgebung ein¬ 
geführt würde. Erfahrungen mit einheitlicher Methodik sind z. B. in Oester¬ 
reich anläßlich der Amerikahilfe gesammelt worden. Hier werden bei den 
schulärztlichen Untersuchungen Länge und Gewicht nach einheitlichen Grund¬ 
sätzen von einheitlich vorgebildeten Aerzten und Helferinnen bestimmt. Der 
Ernährungszustand wird mit Unterstützung des Index festgestellt nach Blut¬ 
fülle, Fettpolster, Turgor, Muskulatur. 

Gesundheitsscheine für die SäuglingB- und Kleinkinderfürsorgestellen sind 
nach dem Vorgang Cbarlottenburgs von einigen Gemeinden ausgearbeitet 
worden. Weiterführung während der Schulzeit und später durch Kassenärzte 
ist zu empfehlen. Der Verfasser tritt für die Einsetzung einer Kommission 
ein, die in Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden and gleichgerichteten 
Vereinigungen in die Vorarbeiten für eine Reichsgesundheitsstatistik eintritt 

_ Dr. I b r a e 1 - Breslau. 

Tagesnachrichten. 

Die von dem Herrn Minister für Volkswohlfahrt schon vor längerer Zeit 
angekündigte Verordnung über die Bildung eines Landesgesnndheitsrats in 
Preußen und die damit in Verbindung stehende Verordnung über die Bildung 
gerlchtsärztllcber Ausschüsse, beide vom 80. April d. J. datiert, sind in der 
letzten Nummer des Preuß. Gesetzblattes veröffentlicht und in der Beilage zur 
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hantigen Kummer der Zeitschrift abgedruckt (s. S. 57 u. 58). Durch diese Vor* 
Ordnungen werden die Wissenschaftliche Deputation für das Me¬ 
dizinalwesen, die Provinzialmedizinalkollegien sowie die tech¬ 
nische Kommission fttr die pharmazeutischen Angelegen¬ 
heiten und der Apothekerrat aufgehoben. Der Landesgesundheitsrat 
und die gericbtsärztlichen Ausschüsse in den Provinzen sollen am 1. Juli in Kraft 
treten; eine Besprechung beider Verordnungen behalten wir uns vor bis zum 
Vorliegen der dazu vom Minister für Volks Wohlfahrt zu erlassenden Ausführungs- 
bestimmungen. _ 


Das Korrespondenzblatt der ärztlichen Kreis- und Be¬ 
zirksvereine inSachsen bringt zur ärztlichen Titelfrage nachstehenden 
zeitgemäßen Artikel in Nr. 10 dieses Jahrgangs, in.dem besonders die Amt b- 
bezeichnung bei den Versorgungsämtern als unberechtigt und irre¬ 
führend bezeichnet wird: 

„Die neue Zeit wollte im freien ärztlichen Beruf erfreulicherweise mit 
den Titeln aufränmen, so daß nur noch solchen Aerzten eine besondere Dienst¬ 
bezeichnung (Bezirksärzte, Anstaltsärzte) zukam, denen die Ausübung der 
freien Praxis verboten ist. Bei den Versorgungsämtern befinden sich 
aber etwa 1000 Aerzte, meist frühere Sanitäts-Offiziere, auch jüngere Zivil¬ 
ärzte mit dem Titel Begierungs-Medizinalrat, an den Hauptversorgungsämtern 
auch Ober-Begierung8-Medizinalräte. 

Es muß in mehrfacher Hinsicht zu Schwierigkeiten führen, daß das 
B*-ichsarbeitsministerjum diese Herren auf der einen Seite als Staatsbeamte 
voll besoldet und auf der anderen Seite als Konkurrenz ihrer ohnehin schwer 
kämpfenden Kollegen auftreten läßt, ganz abgesehen davon, daß die Landes¬ 
regierungen eine Anpassung an ihre Einrichtungen verlangen müssen. Der 
von diesen Herren geführte Titel, der bisher nur auf Grund der zweiten staats¬ 
ärztlichen Prüfung und bei besonderen Verdiensten verliehen wurde, ist so 
entwertet und die von den Versorgungsärzten gebrauchte Dienstbezeich¬ 
nung als vor der Oeffentlichkeit irreführend zu bezeichnen. Bayern ist als 
enter Staat bereits dagegen vorgegangen, indem es seinen Medizinalbeamten 
andere Bezeichnungen gab. Der Verein deutscher und preußischer 
Medizinalbeamten hat ebenfalls einen Antrag an den Beichsminister auf 
Abstellung der Mißstände veranlaßt. Der Sächsische Medizinal-Be- 
amtenverein sollte nicht versäumen, sich diesem Vorgehen anzuscbließen. 
Wenn die ehemaligen Sanitäts-Offiziere sich auf eine Prüfung zur Qualifikation 
zum Obermilitärarzt berufen, so ist diese einerseits mit der bezirksärztlichen 
Prüfung nicht zu vergleichen und wird anderseits seit sieben Jahren nicht mehr 
abgelegt, dürfte also nur von einigen Ober-Regierungs-Medizinalräten bei den 
Hauptversorgungsämtern tatsächlich abgelegt sein. Zu dieser Entwertung der 
bezirksärztlichen Dienstbezeichnuug kommt aber eine erhebliche Schädigung 
der praktischen Aerzteschaft, indem die Versorgungsärzte nicht nur 
Zivilpraxis als den übrigen Staatsbeamten verbotene Nebenbeschäftigung be¬ 
treiben dürfen, sondern auch die durch keine Prüfung oder besondere Leistung 
erworbene Dienstbezeichnung öffentlich anbringen und auf 
Bezepten zu führen berechtigt sind (Aerztl. Vereinabl. 1921, S. 92).') 
Dadurch wird ein unberechtigter Vorteil im Konkurrenzkampf der Aerzteschaft 
gewährt, gegen den die Bezirks- und Kreisvereine umgehend Vorgehen möchten. 
Wie kommt Sachsen dazu, es geschehen zu lassen, daß das Verbot der Neben¬ 
beschäftigung seiner beamteten Aerzte besteht, während es von den Ver¬ 
sorgungsärzten durchbrochen wird? Wie verlautet, steht man im Begriff, den 
Aerzten der Sicherheitspolizei die gleichen Vergünstigungen in Sachsen zu 


') Sehr auffallend muß es auch erscheinen, wenn sieb, wie dem Heraus¬ 
geber dieser Zeitschrift mitgeteilt ist, ein die Privatpraxis ausübender Versor¬ 
gungsarzt in W. auf seinem Schilde nur „Medizinalrat Dr. R., Nerven¬ 
arzt für innere Krankheiten“ nennt. Er scheint mit Rücksicht auf die er¬ 
strebte ärztliche Tätigkeit die erste Hälfte seines Titels „Regierungsrat“ als 
nackteilick anzusehen und sie deshalb dem Publikum gegenüber einfach zu 
verschweigen. Im gewerblichen Leben dürfte man dies „unlauteren Wett¬ 
bewerb* nennen. 
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gewähren. Die Bezirksvereine müßten amgehend einen Antrag gegen die Ge¬ 
währung der freien Praxis und des Titels Regier an gs-Medizinalrat usw. auch 
an die Sicherheitspolizeiärzte beim Ministerium des Innern einreichen. Aerzte- 
schaft, tua res agitnrl Es ist zu fordern, daß die Versorgungsärzte wie alle 
beamteten Aerzte Sachsens von der Ausübung der freien Praxis ausgeschlossen 
werden und daß der bisherige Titel in einen zutreffenden, nicht das Publikum 
irreführenden umgewandelt wird, sowie daß von der Gründung neuer derartiger 
Stellen unter allen Umständen von seiten der Staatsregieruug Abstand ge¬ 
nommen wirdl 


Von den nur wenigen ärztlichen Mitgliedern des Reichstages ist leider 
der Generalsekretär des Leipziger Aerzteverbandes, Dr. Wrebel in Leipzig 
(deutsche.), verstorben und der ebenfalls deutschnation. Geh. San.-Rat Dr. Hart¬ 
mann in Neu-Heiduck (Gberscbl.) von, den Polen in Gefangenschaft geschleppt. 


Am Sonnabend, den 25. Juni d. J. wird in Berlin im Hörsaal 
der medizinischen Poliklinik der Charitö (Luisenstraße 13a), vor¬ 
mittags */*10 Uhr der erste Deutsche Gesundheitsfiirsorgetag stattfinden. 
Auf der Tagesordnung stehen: 

1. Eröffnungsansprache: Stadtmedizinalrat Geh. San.-Rat Dr. R a b n o w - 
Berlin; 2. Gesundheitsämter; eine Forderung der Zeit: Prof. Dr. Grotjahn- 
Berlin; 8. Aufgaben des Gesundheitsamtes: Prof. Dr. Krautwig-Köln a. Rh.; 
4. Aufbau des Gesundheitsamtes: Präsident Dr.Pfeif fer-Hamburg; 5. Stellung 
des Gesundheitsamts innerhalb der Jagend Wohlfahrtspflege: StadtratDr. S il ber¬ 
at ein 'Neukölln. Am Abend vorher, Freitag, den 24. Juni, abends 7 */» Uhr 
findet ein zwangsloses Beisammensein im Pschorrhaus, Lauentzinstraße 13 
(Ecke der Reuterstraße) statt. Alle Anmeldungen und Aufragen sind an die 
Geschäftssitzung des 1. Deutschen Gesundüeitsfürsorgetages, Berlin C., Fischer¬ 
straße 39/42 Gesundheitsamt der Stadtgemeinde Berlin, sozialbygienische Ab¬ 
teilung, Dr. Tugend reich zu richten. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. B. in W.: Eine telegraphische 
Ladung zu einer gerichtlichen Leichenöffnung traf so spät ein, daß ich, da das 
Amtsgericht sein Telefon abgeschafft hat, nur telegraphisch antworten (Ab¬ 
sagen) konnte. Das Amtsgericht weigert sich jetzt, die Kosten von 8 M. für 
die telegraphische Antwort zu zahlen ? Meines Erachtens ist das Amtsgericht 
dazu verpflichtet. 

Antwort: Ihre telegraphische Antwort ist in ihrer amtlichen 
Eigenschaft als Kreisarzt erfolgt; die Kosten dafür bat demnach die Staats¬ 
kasse zu tragen. Die Rechnung darüber ist vierteljährlich oder jährlich bei dem 
zuständigen Regierungspräsidenten behufs Anweisung einzurcichen (s. Min.-Erlaß 
vom 18. Jani 1915; Zeitschrift f. Med.-Beamte; Beilage zu Nr. 14, 8. 94). 


Bitte der Schriftleitung. 

Die außerordentliche Steigerung der Portokosten zwingt die Schriftleitung, 
die Leser der Zeitschrift za bitten, Anfragen, die lediglich in ihrem eigenen 
Interesse liegen, Freimarken für die Antwort beizufügen und alle 
sonstigen schriftlichen Zusendungen stets ausreichend zu frankieren, 
damit Nachzahlungen für Strafporto, wie sie in letzter Zeit verhältnismäßig 
häufig erforderlich gewesen sind, unbedingt vermieden werden. 

Die Schriftleitung. 


Druokfehlerboriohtlgung. In Nr. 10 muß es auf Seite 186 Zeile 
28 von oben sowie im Inhaltsverzeichnis (2. Seite des Umschlages heißen: 
.Lichen“ trichophiticus statt „Leichen“ tr. und auf S. 187 Zeile 11 von oben 
„Nagelblattes“ statt „Nagelblutes“. 


Verantwortlich für die Bohriftteitung: Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Rat in Lippspringe« 
Druck you J. C. C. Bruns, Minden i. VT. 
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Nr. 12. 
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20. Juni. 


Der diesjährige Hanshaltsyorschlag des prenssischen 
Ministeriums für Volkswohlfahrt, insbesondere der 
Abteilung für Volksgesundheit. 

Vom Herausgeber. 

ln früheren Jahren war man gewöhnt, daß der Haushalts¬ 
entwurf für das kommende Etatsjahr dem preußischen Landtage 
im Januar vorgelegt und entweder noch vor April oder wenigstens 
kurz nachher zur Verabschiedung gelangte. Jetzt scheint man 
keinen großen Wert mehr auf eine rechtzeitige Genehmigung 
des Haushalts durch den Landtag zu legen; denn während er 
diesem im vorigen Jahre erst im Mai, also erst nach Beginn 
des neuen Haushaltsjahres vorgelegt ist, hat sich in diesem 
Jahre seine Vorlage sogar bis Juni verzögert. Die Neuwahl 
des Landtages, die endgültige Regelung der Besoldungs¬ 
und mancher anderer Fragen mögen diese Verzögerung wohl 
hauptsächlich bedingt haben. Hoffentlich ist sie nur eine 
vorübergehende Erscheinung; denn ein geregelter Haushalt ver¬ 
langt vor allem auch eine rechtzeitige Feststellung und Ge¬ 
nehmigung. 
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Die wichtigste Aenderung des neuen Haushalts ist zunächst 
die, daß die Beamtenbesoldungen nach den einzelnen Besoldungs¬ 
gruppen aufgestellt sind unter Angabe von Grundgehalt, 
Ortszuschlag und Kinderbeihilfe, die ausdrücklich als nicht 
ruhegehaltsberechtigt bezeichnet wird; die Ausgleichs- und Not¬ 
euschläge sind jedesmal besonders aufgeführt. Danach sind in 
der Abteilung des Mini st eriu ms für Volksgesundheit 
ebenso wie bisher 1 Ministerialdirektor (Einzelgehälter, 
Gruppe III: 28 000 M.) und 5 Ministerialräte (Gruppe XIII: 
18000—22000 M.) vorgesehen. Wieviel von den sonst hier 
aufgeführten Oberregierungsräten, Regierungsräten und Hilfs¬ 
arbeitern auf diese Abteilung entfallen, ist aus dem Haushalts¬ 
vorschlag nicht ersichtlich. 

In der Bezirksinstanz erhalten von den vorhandenen 
35 Regierungs- und Medizinalräten 11, also noch nicht 
ganz ein Drittel, „Sonderstellungen“ (Gruppe XII: 11200 bis 
16800 M.), während die übrigen 24 in Gruppe XI (9700 bis 
14500 M.) verbleiben. Danach scheint es, daß tatsächlich nur 
die am Amtssitz des Oberpräsidenten befindlichen Regierungs- 
und Medizinalräte als Vorsitzende für die neugebildeten „ge¬ 
richtsärztlichen Ausschüsse in den Provinzen“ in eine soge¬ 
nannte Sonderstellung aufrücken sollen und außerdem vielleicht 
nur noch der älteste Reg.- und Medizinalrat in Berlin. Das 
würde eine schwere Benachteiligung der älteren zur 
Zeit im Amte befindlichen Regierungs- und Medi¬ 
zinalräte an anderen Regierungen bedeuten, zumal bei den 
anderen technischen Regierungsräten nicht in der Weise, sondern 
in erster Linie nach dem Dienstalter verfahren ist. Für diese 
älteren Beamten würde darin eine unverdiente Zurücksetzung 
liegen, die jedenfalls dritigend der Abhilfe bedarf. 

In der Kreisinstanz ist insofern eine wesentliche 
Besserung vorgesehen, als diesmal die Zahl der voll¬ 
besoldeten Kreisärzte um nicht weniger als 45 erhöht 
ist; von den vorhandenen 458 Kreisarztstellen (die 19 Gerichts¬ 
arztstellen, sowie 7 Hilfsarbeiterstellen bei den Regierungen und 
11 Direktoren bei den Medizinaluntersuchungsämtem sind hier 
nicht eingerechnet) sind künftighin also 191 = 43,5 °/ 0 voll¬ 
besoldet und 267 = 56,5 °/ 0 nicht vollbesoldet. Erfolgt die 
Umwandlung der nicht vollbesoldeten Kreisärzte künftighin in 
derselben Weise, dann würde in etwa 6 Jahren die schon seit 
Jahren von den Medizinalbeamten gestellte und mit Rücksicht 
auf die öffentliche Gesundheit unbedingt notwendige Forderung: 
Vollbesoldung aller Kreisärzte, erfüllt sein. Zum ersten 
Male sind bei dieser Umwandlung auch mehrere nicht voll¬ 
besoldete Kreisarztstellen zu einer vollbesoldeten Stelle zu* 
sammengelegt, z. B. Stadtkreis Stargard und Landkreis 
Saatzig, Oels und Groß-Wartenberg, Goldberg-Haynau und 
Schönau, Stadt- und Landkreis Lüneburg und Bleckede, Land¬ 
kreis Fulda und Gersfeld, Hersfeld und Hünfeld usw. 
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Von den 191 vollbesoldeten Kreisärzten sind 64 
= 34°/o, also etwas mehr als ein Drittel als Aufrückungs- 
stellen (Gruppe XI: 9700—14500 M.) vorgesehen, die Prozent¬ 
ziffer ist demnach hier etwas günstiger, als bei den Reg.- und 
Med.-Räten; die übrigen vollbesoldeten 127 Kreisärzte gehören 
zu Gruppe X (8400—12600 M.). Von diesen 191 vollbesoldeten 
Kreisärzten haben übrigens 88, also fast die Hälfte Neben¬ 
ämter als Stadt- und Kommunalärzte, Schul- und Seminar- 
firzte, Vertrauensärzte, Gefangen-, Polizei- und Sittenärzte, 
Impfärzte, Bahn- und Krankenhausärzte usw. und beziehen 
daraus durchschnittlich 3500 M. Von den Regierungs- und 
Med.-Räten dagegen nur 8 = 9 °/ 0 mit durchschnittlich 4300 M. 
Einnahme und von ständigen Hilfsarbeitern bei der Regierung 
nur 1 = 14,5 # / 0 mit 3600 M. Einnahme. 

Für die nicht vollbesoldeten Kreis-undGerichts¬ 
ärzte, die bekanntlich 75 °/ 0 des Gehalts der vollbesoldeten 
(also 6300—9450 M.) beziehen, sind leider Aufrückungs- 
8teilen nicht vorgesehen; es ist dies unseres Erachtens eine 
Unbilligkeit gegen diese Beamten, zumal sie ebenfalls ver¬ 
pflichtet sind, die amtsärztlichen Gebühren an die Staatskasse 
abzuführen, sobald diese zusammen mit ihrem Gehalt dasjenige 
der vollbesoldeten Kreisärzte von gleichem Dienstalter über¬ 
steigen. Hier wird es Sache des Preußischen Medizinalbeamten- 
vereins sein, immer wieder von neuem auf diesen Mangel hin¬ 
zuweisen und seine Beseitigung zu fordern. Dasselbe gilt 
betreffs der leider noch in dem vorliegenden Haushalt beibe¬ 
haltenen Bestimmung, daß bei Bemessung des Ruhegehalts 
der nicht vollbesoldeten Kreisärzte dem Gehalte für sonstige 
Dienstbezüge hur 2260 M. zugerechnet werden, mit der Maß¬ 
gabe, daß das hiernach dem Ruhegehalt zugrunde zu legende 
Diensteinkommen nicht das ruhegehaltsfähige Diensteinkommen 
eines vollbesoldeten Kreisarztes mit demselben Dienstalter über¬ 


steigen darf. Wenn diese Bestimmung auch ferner beibehalten 
werden soll, dann ist der bisherige Betrag entsprechend der 
Erhöhung der Gebührenordnung zu erhöhen, wie dies bereits 
vom Vorstand des Preuß. Med.-Beamten Vereins beantragt ist. 
Einfacher würde es sein, wenn für die Festsetzung des Ruhe¬ 
gehaltes der nicht vollbesoldeten Kreisärzte das ruhegehalts¬ 
fähige Diensteinkommen der vollbesoldeten maßgebend wäre. 

Die bisherigen Vorsteher der Medizinalunter¬ 
suchungsämter sind jetzt nicht mehr als vollbesoldete 
Kreisärzte, sondern als Direktoren auf geführt, übrigens die 
einzige Aenderung von Amtsbezeichnungen, die der Haus¬ 
halt für Volksgesundheit bringt; bei den Kreisärzten und Reg.- 
Medizinalräten scheinen leider die Verhandlungen darüber trotz 
aller Eingaben noch nicht abgeschlossen zu sein. Von diesen 
11 Direktoren - Stellen sind 4 = 36,3 °/ 0 als Aufrückungsstellen, 
Gruppe XI und 7 = 63,7 °/ 0 Gruppe X zugeteilt, also em etwas 
günstigeres Verhältnis als bei den Reg.- und MecL-Räten und 
den vollbesoldeten Kreisärzten. Der bisher vertretenen Ansicht, 
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daß die Direktoren der Medizinaluntersuchungsämter wenig 
Gelegenheit zu Nebeneinnahmen hätten, triflt übrigens nach dem 
Voranschlag nicht zu; denn danach haben 9 = 81,8°/ 0 Neben¬ 
ämter und beziehen daraus durchschnittlich 2500 M. Von den bis¬ 
herigen Medizinaluntersuchungsämtern ist übrigens dasjenige in 
Potsdam infolge der Neuordnung der gesundheitspolizeilichen 
usw. Untersuchungen für Großberlin und der Provinz Brandenburg 
aufgehoben und anderseits ein neues Medizinaluntersuchungs¬ 
amt in Trier an Stelle des nicht mehr zur Verfügung stehen¬ 
den Instituts für Hygiene und Infektionskrankheiten in Saar¬ 
brücken eingerichtet. Zu den bisherigen hygienischen 
Instituten ist als Ersatz für dasjenige in Posen ein solches 
in Landsberg a. W. neu hinzugekommen. Der Direktor dieses 
Instituts ist ebenso wie derjenige des hygienischen Instituts in 
Beuthen der Gruppe XII und von den beiden Abteilungs¬ 
vorstehern je 1 der Gruppe XI und X zugeteilt; dagegen er¬ 
halten die Direktoren des Instituts für Infektionskrankheiten 
Robert Koch in Berlin und der Landesanstalt für Wasserhygiene 
in Berlin-Dahlem Einzelgehälter nach Gruppe II (25000 M.), 
während die Abteilungsdirektoren zu Gruppe XII und die Ab¬ 
teilungsleiter zu Gruppe XI gehören. 

Bei der Besoldungsfrage dürfte es vielleicht auch interes¬ 
sieren, die Hohe der Einnahmen kennen zu lernen, die der 
Staat aus der Tätigkeit der Medizinalbeamten und 
den der Abteilung für Volksgesundheit unter¬ 
stehenden Anstalten und Instituten bezieht; sie be¬ 
tragen nicht weniger als 3285500 M. und zwar 1448500 M. 
für amtsärztliche Gebühren der Kreisärzte (1 233 000 M. mehr) 
und 1837 665 M. Gebühren der Anstalten und Institute (1437 662 
Mark mehr). Die Kreisärzte bringen also von der Gesamtaus¬ 
gabe, die ihre Besoldung usw. verursacht (rund 13 Mill. M.) 
wieder 11 °/ 0 durch ihre Tätigkeit auf und die Anstalten und 
Institute (bei einer Gesamtausgabe von rund 7 Mill.) 38 °/ 0 - 
lm übrigen enthält der Haushalt für Volksgesundheit 
gegenüber dem Vorjahre eine erhebliche Anzahl von Verbes¬ 
serungen, die sicherlich auch von den Medizinalbeamten als 
solche anerkannt werden. Die Neueinstellung von 200000 M. 
für den an Stelle der fortfallenden Wissenschaftlichen Deputation 
für das Medizinal wesen neugebildeten Landesgesundheits¬ 
rates und von 100000 M. für die an Stelle der fortfallenden 
Provinzial-Medizinalkollegien neu gebildeten gerichtsärzt¬ 
lichen Ausschüsse in den Provinzen soll hier nicht 
weiter erörtert werden; ihre Besprechung bleibt nach Vorliegen 
der Ausführungsbestimmungen Vorbehalten. Für die Medizinal¬ 
beamten erfreulich ist aber vor allem die Erhöhung der 
Dienstaufwandsentschädigung der vollbesolldeten Kreis¬ 
ärzte von durchschnittlich 1200 auf 3600 M. und der nicht voll¬ 
besolldeten Kreisärzte einschließlich der Gerichtsärzte von durch¬ 
schnittlich 550 M. auf 1800 M., wenn diese Erhöhung auch 
keineswegs völlig den tatsächlichen Ausgaben und demzufolge 
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den Wünschen der Medizinalbeamten entspricht. Ferner sind 
die Reisekosten der Medizinalbeamten und die Gebühren 
der Kreismedizinalbeamten für die dienstlich vorzunehmende 
Untersuchung und Begutachtung des Gesundheitszustandes von 
Beamten von 875000 M. auf 1675 000 M. erhöht. Ein weiterer 
Fortschritt bedeutet es, daß zum ersten Male in dem Haushalt 
fünf vollbesoldete Kreisärzte als Landesgewerbeärzte vor- 

f esehen sind (in Breslau, Halle, Arnsberg, Düsseldorf und 
'rankfurt a. M. zur Durchführung einer Reform der Gewerbe¬ 
hygiene), davon 2 in Gruppe XI (also in Aufrückungsstellen) 
und 8 in Gruppe X. 

Von den sonstigen dauernden Ausgaben sind besonders 
bemerkenswert: Erhöhung des Betrages für medizinal¬ 
polizeiliche Zwecke von 283700 M. auf 403700 M. und 
der Beihilfe für die Fortbildung der Aerzte, Zahnärzte 
und Apotheker (von 24000 auf 80000 M.), sowie die Beihilfe 
für Säuglings- und Kleinkinderfürsorge (1 Mill. M.). 
Unter den einmaligen und außerordentlichen Ausga¬ 
ben sind außerdem mehr eingestellt für Abhaltung von 
Fortbildungskursen für Medizinalbearate: 100000 M. 
(im Vorjahre 50000 M.), für die sozialhygienische Aus¬ 
bildung und Fortbildung der Aerzte und Zahnärzte 
sowie für hygienische Volksbelehrung: 150000 M. (neu), 
für Unterhaltung eines Laboratoriums der Landes¬ 
anstalt für Wasserhygiene behufs der Mainwasser¬ 
untersuchung in Wiesbaden: 82 180 M. (statt 17000 M.), 
für Untersuchungen über den Schutzpockenimpfstoff und 
über die Bedeutung des Ungeziefers als Ueberträger 
von Krankheiten auf Menschen: 60000 M. (statt 20000 M.), 
zur Bekämpfung der Tuberkulose: 1000000 M. (statt 
160000 M.) und des Typhus: 200000 M. (statt 51000 M.). 
Demnach hat bei allen diesen Ausgaben eine z. T. recht erheb¬ 
liche Erhöhung stattgefunden, die im Interesse der Volks¬ 
gesundheit nur zu begrüßen ist. Für die Teilnahme der 
Medizinalbeamten an der Ausbildung derDesinfek- 
toren sind wieder 5000 M. eingestellt; zur Schaffung eines 
Ersatzes für das Leprakrankenhaus in Memel 505000 M. 
und zur Verstärkung des Geschäftsbedürfnisfonds 
bei den Anstalten und Instituten des Volksgesund¬ 
heitswesens erfreulicher Weise ein völlig neuer Betrag von 
670300 M. 

Die Gesamtausgabe des Haushalts für Volks¬ 
gesundheit schließt ab bei den dauernden Ausgaben mit 
24449467 M. (gegen 7138070 M. im Vorjahre) also mehr: 
17 311397 M.) und in einmaligen Ausgaben mit 2 865480 M. 
(gegen 370600 M. im Vorjahre), also mehr 2494880 M. 

Interessant ist übrigens, daß von den in den Abtretungs¬ 
gebieten früher angestellten Medizinalbeamten 
(3 Reg.- und Med.-Räte. 6 Mitglieder und 6 Assessoren der 
Provinzialmedizinalkollegien und 59 Kreisärzte) 1 Reg.- und 
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Med.-Rat und 48 Kreisärzte anderweite Stellen erhalten haben, 
2 Reg.- und Med.-Räte und 7 Kreisärzte inzwischen verstorben 
bezw. pensioniert, je 2 Mitglieder und Assessoren der Provinzial¬ 
medizinalkollegien und 4 Kreisärzte in den einstweiligen Ruhe¬ 
stand und je 4 Mitglieder und Assessoren der Provinzialmedi¬ 
zinalkollegien ausgeschieden sind, weil sie nur kommissarisch 
beschäftigt waren.] 

Von den Ausgaben der beiden anderen Abtei¬ 
lungen des Ministeriums fQr Volks Wohlfahrt interessieren hier 
nur folgende: 400000 M. für Unterstützung von Vereinigungen, 
gemeinnützigen Unternehmungen sowie von wissenschaftlichen 
Arbeiten zur Förderung des Kleingartens, Wohnungs¬ 
und Siedlungswesens, 30 Millionen Mark zur Unter¬ 
stützung des Wohnungs- und Säuglingswesens (einmalig), 
6 Millionen M. zur Förderung der Pflege der schul¬ 
entlassenen Jugend sowie zur Ausbildung und Anleitung 
von für die Jugendpflege geeigneten Personen, 3000 M. Bei¬ 
hilfen für Kleinkinderschulen, Kinderhorte und Kin¬ 
derheime, 60000 M. zur Förderung von Erhebungen 
und wissenschaftlichen Arbeiten auf dem Gebiete der 
Wohlfahrtspflege, 1236 618 M. zur Förderung der Bekämp¬ 
fung der Trunksucht und ihrer Ursachen sowie zur 
Milderung der durch die Trunksucht herbeigeführten Schäden, 
110000 M. (einmalig) zur Förderung von Einrichtungen 
der ländlichen Wohlfahrtspflege, 200000 M. (einmalig) 
zur Unterstützung der öffentichen und privaten 
Wohlfahrtspflege insbesondere in leistungsschwachen Kom¬ 
munalverbänden. 

Aus dem Ministerium für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung verdienen folgende Ausgaben erwähnt zu 
werden: je 16000 M. für Zwecke der Syphilisforschung 
bei den Kliniken für Haut- und Geschlechtskrankheiten in Bonn, 
Breslau und bei der Charite in Berlin, 16000 M. für das hygienische 
Institut in Greifswald zur Herstellung hochwertiger 
Sera zur Blutuntersuchung für gerichtliche Zwecke, 
25 000 M. bei dem Institut für experimentelle Therapie in 
Frankfurt a. M. zur Erforschung der Krebskranklveit. 

Wir lassen nun die einzelnen Positionen des Haus¬ 
halts für Volksgesundheit folgen: 

A. Dauernde Ausgaben. 

1. Besoldungen. 

a) 11 Regierungs- und Medizinalräte in Sonder¬ 
stellungen (Gruppe Xll). 198 220 M. 

b) 24 Beg.- u. Med.-Bäte, 2 vollbesoldete Kreis¬ 
ärzte als ständige Hilfsarbeiter bei den Re- 

f ‘eräugen, 2 desgl. als Landesgewerbeärzte 

Iruppe XI). 442120 M. 

vollbesoldete Kreisärzte als Landesgewerbe¬ 
ärzte und 5 desgl. als ständige Hilfsarbeiter 

bei Regierungen (Gruppe X).110 8^0 „ 751220 M.')*) 
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d) 88 Mitglieder (600—1200 M.) u. 80 Assessoren 

(600—1060 M.) der Provinzialmedizinalkolleg. 50 460 M. 

(künftig fortf«llend) 

e) 64 vollbesoldete Kreisärzte in Aufrücknuga- 

stellen (Groppe XI). 1010 560 M. 

f) 127 vollbesoldete Kreisärzte \ in 1760220 „ 

g) 267 nicht vollbesoldete Kreisärzte / Gr. X. 2911 635 „ 5682415 „ *) 

(darunter 19 Gerichtsärzte). 

Vermerk: 1. Ersparnisse können zu Stell- 
Yertretnngskosten verwendet werden. 

2. Bel der Bemessung des Ruhegehaltes 
der nicht vollbesoldet cn Kreisärzte werden 
dem Gehalt für sonstige Dienstbezuge 2250 M. zuge- 
reebnet mit der Maßgabe, daß das hiernach dem Rohe« 
gebalt zugrunde au legende Diensteinkommen nicht 
das rnhegoLaltsf&bige Dicnsteinkoinmen eines vollbe- 
soldeten Kreisarztes mit demselben Dicnstalter Über¬ 
steigen darf. 

h) Vertragsmäßige Znschüsse an ehemalige 
Physiker nnd an 7 Aerzte der französischen 


Kolonie. 6571 „ 

i) Ausgleichs- nnd Notzuschlöge. 4 868 662 „ 4 ) 


*) Die Stelle eines vollbesoldeten Kreisarztes als ständiger Hilfs¬ 
arbeiter bei der Regierung in Potsdam ist iufolge der Gemeinde Groß- 
Berlin an das Polizeipräsidium in Berlin verlegt; so daß sich künftig die 
Hilfsarbeiterstellen mit je 1 auf die Regierungen in Königsberg, Breslau, Oppeln, 
Arnsberg und Düsseldorf sowie 2 bei dem Polizeipräsidium in Berlin verteilen. 

*) Die znr Durchführung einer Reform der Gewerbebygiene nen vor¬ 
gesehenen öLandesgewerbeärzte sollen ihren Amtssitz in Breslau, Halle, 
Arnsberg, Düsseldorf and Frankfort a. M. haben. 

*) Die vollbesoldote Kreisarztstelle für den Landkreis Gelsen¬ 
kirchen (Rgbz. Arnsberg) ist unter Bildung eines selbständigen Kreisarzt- 
bezirkes ans dem Stadtkreise Oberhausen (Rgb. Düsseldorf) nach diesem 
Ort verlegt worden. Ebenso sind die nicht vollbesoldeten Kreisarztstellen 
Groß-Wartcnberg und Nimptsch (Rgbz. Breslau) unter Bildung eines 
selbständigen Kreisarztbezirkes ans den Landkreisen Erfurt und Weißen- 
see, bezw. zur Schaffung einer neuen Gerichtsarztstelle aus Anlaß der 
Bildung der Gemeinde Groß-Berlin nach Erfurt und Berlin verlegt worden. 
Außerdem sind die nicht vollbesoldeten Kreisarztstellen für die Land¬ 
kreise Hümling (Rgbz. Osnabrück) and Steinaa (Rgbz. Breslau) unter 
Bildung je eines selbständigen Kreisarztbezirkes ans den Stadtkreisen Sterk- 
rade nnd Hamborn (Rgbz. Düsseldorf) nach diesen Orten verlegt worden. 
Die Umwandlung dieser beiden Kreisarztstellen in vollbesoldete ist mit Rück¬ 
sicht auf die Bezirke erforderlich. Außerdem haben die kreisärztlichen Dienst- 
geechäfte in den Kreisarztbezirken Osterode, Orteisburg, Potsdam, 
Osthavelland, Rappin, Jüterbog, Gaben, Luckau, Stargard 
(Stadtkreis Stargard nnd Landkreis Saatzig), Schiawe, Glatz, Reichen¬ 
bach, Oels (Landkreise Oels and Groß-Wartenberg), Wohlau-Steinau, 
Glogau, Goldberg (Landkreise Goldberg-Haynau nnd Schönan), Löwen- 
borg, Gardelegen, Neuhaldensleben, Sangerhansen, Witten¬ 
berg, Zeitz (Stadt- and Landkreis) Saalkreis, Schleswig, Hameln, 
Hildesheim, Lüneburg (Stadt- und Landkreis Lüneburg unter gleich¬ 
seitiger Zuteilung des Kreises Bleckede), Geestemünde (Stadt- und Land¬ 
kreis), Beckum, Wiesbaden (Landkreis Wiesbaden), Fulda (Landkreise 
Fulda und Gersfeld), Hersfeld (Landkreise Hersfeld nnd Hnnfeld), Wetz¬ 
lar. Altenkirchen, Cleve, Neuß, Rees, Lennep, Remscheid 
(Stadtkreis), Geldern, Gammersbach, Trier (Landkreis Trier and Rest¬ 
kreis Merzig) nnd Geilenkirchen (Landkreise Heinsberg and Geilenkirchen) 
einen solchen Umfang angenommen, daß ihre Umwandlang in vollbesoldete 
Kreisarztstellen erforderlich ist. 

4 ) Gesamtsumme für Besoldungen: (Ziffer 1, a—i): J0853818 M. 
(gegen 2876271 M. im Vorjahre), also mehr: 8478047 M- 
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2. Andere persönliche Ausgaben. 

a) Vergütung an 88 Kreisassistenzärzte sowie 

Beihilfe (4750 M.) für die Wahrnehmung von 
Obliegenheiten der Kreisärzte durch Ge¬ 
meindeärzte . 641544 M. 6 ) 

b) Stellenzulagen für nicht vollbesoldete Kreis¬ 
ärzte einschließlich der Gerichtsärzte . . 127650 „ 

c) Entschädigung an die vor dem 1. April 1908 
angestellten vollbesoldeten Kreisärzte für den 
Wegfall der Fuhrkostenentscbädigung aus § 1 
des Gesetzes vom 9. März 1872 und der 
übrigen ihnen bisher zugeflossenen Gebühren 

für Dienstgeschäfte (künftig wegfallend) . . 5000 „ 

d) Unterstützungen f. Medizinalbeamte (37875 M.), 

ausgeschiedene Medizinalbeamte und für Wit¬ 
wen und Waisen von Medizinalbeamten 
(40000 M.) sowie für die auf Grund des § 15 
des Kreisarztgesetzes vom 16. Sept. 1899 in 
den Buhestand versetzten Medizinalbeamten 
und ihre Hinterbliebenen (12000 M.) (künftig 
wegfallend). 


89875 . 864069 M. 8 ) 


8. Sächliche Ausgaben. 

a) Dienstaufwandsentschädigungen 
für zwei Beg.- u. Med.-Bäte in Berlin 
je 1200 M., für Vertretung von Beg.-und 
Med.-Bäten und als ständige Hilfsarbeiter bei 
Begierungen beschäftigten vollbesoldeten 
Kreisärzten (3000 M.), Vergütung für die 
Prüfung der Bezepte und Rechnungen über 
die für Staatsanstalten gelieferten Arzneien 
(12000M.), Diens tauf wandsentschädi- 
gungen für die vollbesoldeten Kreisärzte 
(durchschnittlich 3600 M.), für die nicht voU- 
besoldeten Kreisärzte u. Gerichtsärzte (durch¬ 
schnittlich 1800 M.), (zusammen 1168 200 M.), 

Postporto- und Gebührenbeträge, 
einschließlich Fernsprech- und Tele¬ 
gramm gebühren sowie Frachtgebühren für 
dienstliche Sendungen der Kreisärzte (380 M.), 

Reisekosten und Entschädigungen 
für die Erstattung schriftlicher Gutachten 
und Berichte an die irrenärztlichen Mit¬ 
glieder der Besuchsausschüsse für die Be¬ 
aufsichtigung der Privat-Irren- usw. An¬ 
stalten sowie an die irrenärztlichen Sachver¬ 
ständigen für die Besichtigung der Provinzial¬ 
irrenanstalten und Reisekosten für die 
auswärtigen Mitglieder des Bei¬ 
rats f. das Apothekenwesen (12970 M.) 1198950 „ 7 ) 

b) Beihilfen zum Studium medizinal-technisch 

wichtiger Einrichtungen und Vorgänge . . 3000 „ 

c) Reisekosten der Medizinalbeamten u. Gebühren 
der Kreismedizinalbeamten für die dienstlich 


6 ) Mehr: Zwei Kreisassistenzärzte zur Verwaltung der Restkreise 

Herzig und 8t. Wendel-Baumholder (Beg.-Bez. Trier); die bisherigen Kreis¬ 
assistenzarztstellen Hamborn und Sterkrade (Beg.-Bez. Düsseldorf) sind nach 
Neustadt (Beg.-Bez. Hannover) und Opladen (Beg.-Bez. Düsseldorf) verlegt. 

8 ) Im Vorjahre 326000 M., also mehr: 588069 M. 

*) Mehr: 827700 M. 
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vorzunehmende Untersuchung u. Begutachtung 
des Gesundheitszustandes von Beamten . . 
d) Vergütung an die Mitglieder und Beamten der 
Kommissionen für ärztliche usw. Einrichtungen 

4. Institute u.Medizinaluntersuchungsämter. 

a) Institut für Infektionskrankheiten „Robert 

Koch“ in Berlin. 

b) Landesanstalt für Wasserhygiene in Berlin- 

Dahlem . 

c) Hygienisches Institut in Landsberg .... 

d) Hygienisches Institut in Beuthen (Oberschi.) 

e) 10 Medizinal-Untersuchungsämter in Gum¬ 
binnen, Stettin, Breslau, Magdeburg, Hannover, 

Stade, Münster, Koblenz, Düsseldorf und Trier: 


4 Direktoren (Gruppe XI). 65 440 M. 

7 „ ( „ X). 100620 „ 

(davon 1 künftig wegfallend) 

Sonstige Ausgaben.. 1878235 „ 


f) Staatliche Nahrungsmittel - Untersuchungs¬ 
anstalt in Berlin . .. 

5. Sonstige Ausgaben. 

a) Bad Bertrich. 

b) Impfwesen. 

c) Geschäftsbedürfnisse (Gehälter, Reisever- 
gütungen, Anwesenheitsgelder usw.): 

für den Lnndesgesundheitsrat .... 200000 M. 

für die gerichtsärztlichen Ausschüsse 

in den Provinzen. 100000 „ 

d) Kosten der amtlichen Apothekenbesichtigungen - ' " ' 
durch arzneikundige Bevollmächtigte ... 

e) Almosen an körperlich Gebrechliche zur Rück¬ 
kehr in die Heimat sowie für arme Kranke 

f) Für medizinalpolizeiliche Zwecke einschließlich 

8000 M. zur Bestreitung der Kosten der sani¬ 
tätspolizeilichen Ueberwachung zur Abwehr 
der Choleragefahr und 25700 M. zur Unter¬ 
bringung von Leprakranken. 

g) Für Zwecke der Hafen- u. Schiffsüberwachung 
einschließlich 12530 M. zur Unterhaltung der 
Quarantäneanstalten in Swinemünde, Voß- 
brook bei Kiel und Emden sowie der im 
8tettiner Hafen befindlichen Vorrichtung zur 
Vernichtung von Ratten auf Seeschiffen . . 


1676000 M.«) 
203000 „ 


2101488 „ 9) 

1189920 „ 10 ) 
395 695 „“) 
453515 „ •») 


2044185 „>») 

615205 

185070 „**) 
517230 „*«) 

300000 „‘7) 

61750 „ 
810 „ 

403700 „•") 


48620 „ 


•) Mehr: 800000 M. ») Mehr: 1762077 M. 10 ) Mehr: 975640 M. 
>') Mehr: 334165 M. »*) Mehr: 388795 M. 

’•) Mehr: 1801265 M. Das bisherige Medizinaluntersuchungs- 
amt in Potsdam ist infolge Neuordnung der gesundheitspolizeilichen usw. 
Unternehmungen für Groß-Berlin und die Provinz Brandenburg aufgehoben. 
An Stelle des nicht mehr zur Verfügung stehenden Instituts für Hygiene und 
Infektionskrankheiten in Saarbrücken ist ein neues Medizinaluntersuchungsamt 
in Trier eingerichtet. 

14 ) Mehr: 616919 M. “) Mehr: 108200 M. '•) Mehr: 375530 M. 

17 ) An Stelle der in Wegfall kommenden Wissenschaftlichen Deputation 
für das Medizinalwesen und der Medizinalkollegien in den Provinzen ist die 
Schaffung eines Landgesundheitsrates und gerichtsärztlicher 
Ausschüsse in den Provinzen notwendig. 

>S) Mehr: 120000 M.; insbesondere zur Herstellung und Verteilung 
gemeinverständlicher Belehrungen über ansteckende Krankheiten, zur 
Anschaffung von Gefäßen zur Versendung bakteriologischen Untersuchungs- 
materials und für Druckschriften auf dem Gebiete der Medizinalverwaltung 
(Gesundheitsbericht usw.). 
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h) Aasführung des Gesetzes, betr. die Bekämpfung 

übertragbarer Krankheiten. 90 000 M. 

i) Unterstützung des Bezirkshebammenwesens . 120000 „ 

k) Beihilfen zur Säuglings-u. Kleinkinderfürsorge 1000000 „ 

l) Rente für aufgehobene Berechtigungen an die 

Irren-, Heil- und Pflegeanstalt in Eichberg 
Reg.-Bez. Wiesbaden (1674 M.) und Zuschuß 
an die Krankenanstalt der Tochter vom Heili¬ 
gen Kreuz in Düsseldorf (3936 M.) .... 5610 „ 

m) Verschiedene Zuschüsse (künftig wegfallend) 

(darunter 80 000 M. für die Zwecke der Fort¬ 
bildung von Aerzten, Zahnärzten u. Apotheker) 105132 „ '*) 

n) Umzugskosten..24300 „ 


Zusammen: 24449467 M. 

Im Vorjahre: 7138070 „ 

Also mehr: 17 311397 M. 

B. Einmalige außerordentliche Ausgaben. 


1. Abhaltung von Fortbildungskursen für Medi¬ 

zinalbeamte . 100000 M.**) 

2. Für die sozialhygienische Ausbildung und 

Fortbildung der Aerzte und Zahnärzte, sowie für 

die hygienische Volksbelehrung. 150 000 „ **) 

3. Unterhaltung eines Laboratoriums derLandes- 

anstalt f. Wasserhygiene in Berlin-Dahlem f. die 

Zwecke der Mainwassernntersucbung in Wiesbaden 82180 „ 21 ) 


4. Zuschuß für Qeschäftsbedttrfnisse bei dem Institut für 
Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in Berlin 
insbesondere für Untersuchungen über den 
Scbutzpockenimpfstoff und über die Be¬ 
deutung des Ungeziefers als Ueberträger von 


Krankheiten auf Menschen. 60000 „ **) 

5. Einmalige Verstärkung des Fonds für medizinal- 

polizeilicheZweckezurBekämpfungderMalaria 60 000 * **) 

6. Beihilfen zur Veranstaltung von Forschungen über 

Ursachen und Verbreitung der Krebskrankheit 3000 „ *•) 


7. Beihilfe zur Bekämpfung der Tuberkulose . . 1000 000 „ **) 


8. Zur planmäßigen Bekämpfung des Typhus . . 200000 „ **) 

9. Beihilfen zur Anstellung von hauptberuflichen Sach¬ 

verständigen behufs Durchführung des Wein- 
gesetzes vom 7. April 1909 .. 30 000 „ 

10. Teilnahme der Medizinalbeamten an der Aus¬ 

bildung derDesinfektoren. . .. . . . . 5 000 „ **) 

11. Zar Schaffung eines Ersatzes für daB infolge Gebiets¬ 

abtretung in Wegfall gekommene Leprakranken¬ 
heim bei Memel. 505 000 „ **) 

12. Zur Verstärkung des Geschäftsbedürfnisfonds 

bei den Anstalten und Instituten des 
Volksgesundheitswesens .... . . . 670300 „ 


Zusammen: 2 865 480 M. 


»») Mehr: 31190 M. «>) Mehr: 50000 M. 

8l ) In der Begründung hierzu heißt es: Die Bekämpfung und? Heilung 
der Gesundheitsschäden, die der Krieg mit sich gebracht hat, erfordert Aerzte 
und Zahnärzte, die auf dem Gebiete der gesundheitlichen Fürsorge besonders 
erfahren sind. Es ist beabsichtigt, die Veranstaltung systematischer Aus- 
und Fortbildungslehrgänge durch Staatsbeihilfen anzuregen und zu 
fördern. Daneben ist es erforderlich, weite Kreise der Bevölkerung über die 
Grandlehren der öffentlichen nnd privaten Gesundheit aufzuklären. 

*9) Mehr: 65080 M. *9) Mehr: 20000M *«) Weniger: 20000 M. «•) We¬ 
niger: 7000M. M ) Mehr: 850000 M. * 7 ) Mehr: 149000 M. *•> Wieder eingestellt. 

• *•) Das Lepraheim soll in W aacke bei Göttingen errichtet werden. 
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Zur Frage der Altersgrenze. 

Von Nervenarzt Dr. Rixen in Brieg. 

Niemand, der die Abhandlung des Geh. Medizinalrats 
Dr. Bo rntraeg er-Düsseldorf: „Das Altersgrenzegesetz und 
die Medizinalbeamten“ in Nr. 9 dieser Zeitschrift aufmerksam 
durchliest, wird verkennen, daß sie in einem Zustande tiefer 
Verbitterung geschrieben ist. Als einem völlig Unbeteiligten, 
der als Nichtbearater weder Vorteile noch Nachteile von dem 
Gesetz vom 15. Dezember 1920 zu erwarten hat, bitte ich, mir 
zu gestatten, an die Darlegungen ßorntraegers einige Be¬ 
merkungen zu knüpfen. Es erscheint mir nicht richtig, die 
Frage, ob eine Altersgrenze für Beamte zweckmäßig ist oder 
nicht, unter dem Gesichtspunkte unserer heutigen politischen 
Verhältnisse zu betrachten; denn dieses Problem ist auch früher 
lange vor der staatlichen Umwälzung nicht so ganz selten er¬ 
örtert worden. Auch sei daran erinnert, daß im alten Oester¬ 
reich lange Zeit vor dem Kriege für Universitätsprofessoren 
eine Altersgrenze bestand. Es ist gewiß nicht zu billigen, daß 
alte verdiente Beamte so schroff und rücksichtslos bei ihrer 
Zwangspensionierung behandelt worden sind, wie das nach der 
Schilderung ßorntraegers geschehen ist, aber es kann doch 
nicht geleugnet werden, daß dem Prinzip einer Altersgrenze 
für Beamte ein richtiger Gedanke zu Grunde liegt. Der vollen 
körperlichen und geistigen Leistungsfähigkeit des Menschen ist 
nun einmal von der Natur eine Grenze gesetzt, und wer diese 
Grenze erreicht hat, der sollte im eigenen Interesse wie im 
Interesse der Gesamtheit jüngeren, leistungsfähigeren Kräften 
Platz machen. Borntraeger spricht „von dem immerhin etwas 
schweren Entschlüsse des Aratsniederlegens“. Mancher Beamte 
vermochte sich nur schwer zu einem solchen Entschlüsse durch¬ 
zuringen ; deshalb kam es nicht allzu selten vor, daß ältere Be¬ 
amte das traurige Bild körperlicher und geistiger Unzuläng¬ 
lichkeit darboten. Es kann doch nicht in Abrede gestellt 
werden, daß ältere Beamte nicht selten am Amte klebten, und 
die Vorstellung ihrer Unentbehrlichkeit ihnen in Fleisch und 
Blut übergegangen war. Am Schlüsse seines schönen Buches 
„Erinnerungen eines alten Irrenarztes“ schrieb mein hoch¬ 
verehrter Lehrer Carl Pelm an folgende Sätze, die ich den 
stark subjektiv gefärbten Ausführungen Borntraegers ent¬ 
gegenstellen möchte: 

„Zadem war es meine Ueberzeugung, daß es für den Professor eine 
Altersgrenze geben sollte. Rag man sie nnn höher oder niedriger bemessen, 
soviel steht fest, daß es nar wenigen gottbegnadeten Sterblichen beschieden 
ist, den allgemein gültigen Gesetzen za entgehen and ihre jugendliche Frische 
bis in das Alter za bewahren. Aber selbst diese wenigen müssen das Mehr 
der Reife and Abgeklärtheit mit einem Weniger an Kraft nnd Unmittelbarkeit 
bezahlen, and die Anziehnngskraft, die sie früher für die Jagend besaßen, ist 
meist dahin. Daß der Einzelne ganz von selbst za dieser Ueberzeagung 
kommen sollte, ist nicht überall auzunehmen. Der Mensch ist für gewöhnlich 
gegen sich von einer recht weitgehenden Daldsamkeit, und diese Duldsamkeit 
nimmt, soweit meine Erfahrungen reichen, mit den Jahren nicht ab. Von saßen 
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aber darauf aufmerksam gemacht zu werden und sich der Gefahr auszusetzen, 
ron oben herab einen leisen Wink zu bekommen, daß es Zeit zum Gehen wäre, 
ist unter allen Umständen schmerzlich und sollte einem alten Lehrer erspart werden. 
Und daher halte ich eine Altersgrenze für wünschenswert. 
Da sie aber bisher nicht besteht, machte ich aus eigenem Entschlüsse Schluß." 

So schrieb Pelman im Jahre 1912! Was er hier von 
den Professoren sagt, das gilt in gleicher Weise von den Be¬ 
amten. Bei ruhiger Ueberlegung wird man sich der Richtigkeit 
dieser Ansicht und der durchschlagenden Beweiskraft der dafür 
angeführten Gründe nicht verschließen können. 

Noch eine andere Erwägung spricht für die Schaffung 
einer Altersgrenze bei Beamten. Ich habe in verschiedenen 
Beamtenkategorien Beamte kennen gelernt, die „nicht wankten 
und nicht wichen“ und dadurch jüngeren, strebsamen Beamten 
den Aufstieg erschwerten, ja unmöglich machten; dadurch ergab 
sich das nicht gerade erhebende Schauspiel, daß jüngere Be¬ 
amte auf den Tod der ältesten warteten, damit ein Emporrücken 
ermöglicht wurde. Borntraeger ruft im Hinblick auf die durch das 
Altersgrenze-Gesetz in den Ruhestand versetzten Beamten aus: 
„Wieviel Arbeitsfreudigkeit und Leistungsfähigkeit wird nicht er¬ 
zwungen ausgeschaltet, brachgelegt und zur Untätigkeit ver¬ 
dammt 1“ Kann man nicht mit noch mehr Recht sagen, daß eine 
große Zahl von Beamten seelisch schwer unter dem Drücke litt, 
nicht vorwärts zu kommen, weil ältere und älteste Vorgänger sich 
nicht entschließen konnten, ihr Amt aus freien Stücken nieder¬ 
zulegen, wenn es „Zeit zum Gehen“ war? Zahlreiche Beamte 
mit hervorragendem Wissen und Können mußten sich mit 
untergeordneten Stellungen begnügen und wurden dadurch ver¬ 
bittert, weil ihnen durch den Mangel einer Altersgrenze ein 
Aufstieg zu größerem Schaffen unmöglich gemacht wurde. 

Gerade vom Standpunkte der Allgemeinheit muß daher 
die Errichtung einer Altersgrenze begrüßt werden. 

Nachschrift des Herausgebers. 

Ueber die Frage der Notwendigkeit einer Altersgrenze für 
Beamte kann man verschiedener Ansicht sein; ich selbst gehöre 
zu den Beamten, die eine solche anerkennen und auf demselben 
Standpunkt wie Geh. Rat Dr. Pelman stehen. Wenn es seine 
persönlichen, insbesondere finanziellen Verhältnisse gestatten, 
dann soll ein Beamter gar nicht so lange warten, bis ihm von 
oben ein zarter Wink zum Abgehen gegeben wird, sondern es 
vorziehen, zu einer Zeit seinen Abschied zu nehmen, wo er 
körperlich und geistig noch so frisch ist, daß er sein Otium cum 
dignitate wirklich genießen und sich, frei von allen 
Zwang, den das Beamtentum mit sich bringt, entsprechend 
seiner besonderen Neigung und Fähigkeit betätigen kann. Ob¬ 
wohl ich mit Leib und Seele 40 Jahre lang preußischer Medi¬ 
zinalbeamter gewesen bin, so war es mir doch nach Erlangung 
des 65. Lebensjahres äußerst angenehm, ohne ärztliches Dienst- 
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untauglichkeitszeugnis auf eigenes Ansuchen aus dem Amte 
scheiden zu können zu einer Zeit, wo ich noch nicht zum 
Mummelgreis geworden war und nun ganz tun und lassen 
konnte, was ich wollte. Wenn die Zwangspensionäre von 
diesem Standpunkt aus ihre Verabschiedung betrachten, dann 
-wird diese vielleicht manchen von ihnen nicht so unangenehm 
erscheinen. Für die sogenannten „Kleber am Amte“ wird das 
allerdings nicht der Fall sein; ihnen gegenüber ist aber gerade 
eine Zwangspensionierung im staatlichen Interesse berechtigt. 
In dem vorliegenden Falle handelt es sich aber weniger um die 
Frage, ob Zwangspensionierung oder nicht, sondern hauptsäch¬ 
lich darum, ob bei dem jetzigen Zwangspensionierungsgesetz 
und dessen Durchführung die davon betroffenen Beamten 
nicht in durchaus unbilliger und unberechtigter 
Weise benachteiligt sind. Diese Frage muß aber unbe¬ 
dingt bejaht werden; sie muß namentlich mit Rücksicht auf die 
Med izinalbeamten bejaht werden, die im Gegensatz zu den 
übrigen Beamten fast sämtlich erst in einem verhältnismäßig 
hohen Lebensalter pensionsberechtigte Beamte geworden 
sind und dies nach den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen 
über ihre Vorbildung usw. auch nicht früher werden konnten. 
Sie konnten demzufolge die Höchstpension nur dann erreichen, 
wenn sie bis zu ihrer Dienstunfähigkeit im Amte blieben; diese 
Berechtigung ist ihnen jetzt genommen und darin liegt eine 
außerordentlich schwere Benachteiligung und 
meines Erachtens auch eine Verletzung der ihnen 
bei ihrer Anstellung gesicherten Rechte, die nur 
dann als gesetzlich zulässig erachtet werden kann, wenn ihnen 
durch Fortgewährung des vollen Gehaltes als 
JRuhegehalt bis zu ihrer tatsächlichen Dienstunfähigkeit 
gewährt wird. Leider hat der Bund höherer Beamten abge¬ 
lehnt, in dieser grundsätzlichen Frage eine Entscheidung des 
höchsten Gerichtshofes herbeizuführen, weil er ein Vorgehen 
in dieser Hinsicht für aussichtslos hält. Es wird sich deshalb 
empfehlen, daß zunächst einer der betroffenen Medizinalbeamten 
den Versuch macht, eine ihm günstige Entscheidung herbeizu¬ 
führen und der Verein ihn hierbei durch Uebernahme der Kosten 
unterstützt. 1 ) Gleichzeitig sollte aber versucht werden, durch 
den Landtag eine Aenderung des Zwangspensionsgesetzes 
wenigstens in der Richtung herbeizuführen, daß entweder allen 


*) Ein solches Vorgehen wird wahrscheinlich nicht mehr nötig sein, denn 
soeben bringt die Vossische Zeitnng (vom 14. d. Mts.) die Mitteilung, daß bereits 
der Deatsche Richterverein bchnfs Entscheidung der vorstehenden 
Frage einen der von der Zwangspensionieraug betroffenen Richter bestimmt 
hat, die Differenz zwischen seiner Pension and dem Gehalt, das er sonst gehabt 
hätte, einzaklagen. Er hat damit in erster Instanz Erfolg gehabt. Das 
Landgericht I in Berlin hat den preußischen Fiskns klagegemäß ver¬ 
urteilt. Diese Entscheidung ist natürlich nicht endgültig; der Prozeß wird 
durch alle drei Instanzen getrieben werden müssen, so daß schließlich das 
Reichsgericht die Grenzen festzustcllen bat, innerhalb denen das Gesetz 
vom 16. Dezember 1920 rechtswirksam ist. 
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zwangspensionierteu Beamten das volle Gehalt bis zu ihrer 
Dienstunfähigkeit oder wenigstens bis zu dem Zeitpunkt fort¬ 
gewährt wird, wo ihnen die höchste Pension zusteht. 


Gedanken eines Medizinalbeamten über die 
Vergebung der Hebammen-Utensilien. 

Von Geh. Med.-Rat Dr. Sarganek, Kreisarzt in Köslin. 

Wenn dem Medizinalbeamten vom Kreisausschuß — wie 
dieses hin und wieder zu geschehen pflegt — die Rechnungen 
über gelieferte Hebammen-Utensilien zur Prüfung zugehen, so 
muß sich diesem unwillkürlich die Frage aufdrängen: Warum 
schafft der Kreis die Hebammen-Utensilien nicht selbst an, 
nimmt sie in eigene Verwaltung, streicht den erheblichen Gewinn 
der Zwischenhändler selbst ein und entlastet auf diese Weise 
die Steuer zahlenden Kreisinsassen? 

Eine allgemeine Einführung dieses Modus steht der § 164 
des Reichsverfassungsgesetzes entgegen, der dahin lautet, daß 
jede Schädigung des Mittelstandes zu vermeiden sei. Die Richtig¬ 
keit dieses Standpunktes muß vom sozialen Gesichtspunkte als 
unbedingt richtig anerkannt werden. Jede Selbstverwaltung 
von Verbandmitteln etc. muß — sofern die Lieferung nicht von 
einem Lieferanten des Kreises bezogen ist, unbedingt zu einer 
Benachteiligung der steuerzahlenden Händler des Kreises führen. 
Eine Selbstverwaltung der betreffenden Sachen kann billiger¬ 
weise von seiten des Kreises nur stattfinden, wenn sie von den 
Lieferanten des Kreises bezogen sind. 

Für den Bezug der Kresolseifenlösung liegt die Sache 
vollkommen klar. Nach dem für die Hebammen als Richt¬ 
schnur dienenden Hebamraen-Lehrbuch § 116 ist die Kresol¬ 
seifenlösung aus den Apotheken zu beziehen. Diese An¬ 
ordnung besteht durchaus zu Recht, da nur der Bezug aus den 
Apotheken die Sicherheit für die Güte des Mittels gewährleistet. 
Ebenso klar sind die Verhältnisse bezüglich des Bezuges der 
vorgeschriebenen Höllensteinlösung, die als Losung nach 
der Kaiserlichen Verordnung den Apotheken Vorbehalten ist. 
Der Kreisauschuß als Vorgesetzter und Wächter des Hebammen¬ 
wesens wird billigerweise die Hebammen in den Stand setzen 
müssen, den administrativen und gesetzlichen Bestimmungen 
nachzukommen. Ob das Hebammenlehrbuch auch für den Kreis¬ 
ausschuß eine gesetzlich bindende Kraft hat, wie für die 
Hebammen, mag füglich hier ununtersucht bleiben. Sehr 
wesentlich anders liegt die Sache in betreff der übrigen im 
§ 194 des Hebammenlehrbuches vorgeschriebenen Verband- 
Gummisachen etc. Daß diese nicht aus den Apotheken be¬ 
zogen werden brauchen, geht schon daraus hervor, daß ein 
weiterer Bezug im Hebammenlehrbuch nicht vorgeschrieben ist. 
In dieser Beziehung würden die Apotheken sicher auch keine 
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f rößere Garantie bieten, alt jedes gut geleitete Drogen- oder 
anitätsgeschäft, um so mehr als der Kreisausschuß durchaus 
in der Lage ist, derartigen Geschäften ebenfalls gewisse Bedin¬ 
gungen über die Güte der zu liefernden Sachen vorzuschreiben 
und einen billigen Rabatt zu vereinbaren. 


Aus diesen Gründen glaube ich vor einer einseitigen Be¬ 
vorzugung der Apotheken für den Bezug der Verbandmittel 
(Watte, Tampons, Thermometer, Gummihandschuhe etc.) warnen 
zu müssen. Eine Verteilung der Aufträge 'an diese würde 
gerade in Ansehung des § 164 des Reichsverfassungsgesetzes 
die im Kreise vorhandenen Sanitäts- und Drogengeschäfte be¬ 
nachteiligen und deren Protest herausfordern. 


Eine gerechte Verteilung der Lieferung der Hebammen¬ 
utensilien — soweit sie nicht den Apotheken unbedingt Vor¬ 
behalten bleiben — kann nur dann als geschehen anerkannt 
werden, wenn neben den Apotheken eines Ortes auch die Sani¬ 
täts- und anerkannten Drogen-Geschäfte in den Turnus zur 
Lieferung eintreten. Nur bei Beobachtung dieses Grundsatzes 
ist meines Erachtens allen berechtigten Interessen Genüge ge¬ 
schehen. 


Eine weitere Frage möchte ich hier kurz streifen: Ist ein 
Kreis- oder Stadtausschuß berechtigt und zur Entlastung der 
Steuerzahler nicht sogar verpflichtet, für die an die Hebammen 
frei gelieferten DesinfektionS 1 Verbandmittel pp. von den Inter¬ 
essenten durch die Hebammen eine Desinfektionsgebühr 
einziehen zu lassen? Meines Erachtens besteht dieses Recht 
ganz unbedingt. Wenn auch der Kreisausschuß entschieden 
die Pflicht hat zur Vorsorge, daß bei den Entbindungen be¬ 
sonders in Bezug auf Desinfektion und Nachbehandlung alles 
streng nach den Bestimmungen des Hebammenlehrbuches zu¬ 
geht und deshalb verpflichtet ist, den Hebammen die notwen¬ 
digen Sachen dazu zu liefern, so hat der Kreisausschuß ander¬ 
seits auch meines Dafürhaltens das Recht, die dafür aufgewandten 
Kosten zum Teil oder ganz wieder einzuziehen; denn er ist 
keineswegs verpflichtet, gutsituierten Leuten durch Gratis¬ 
lieferung der Desinfektionssachen pp. ein Geschenk zu machen. 
Von Armen werden diese Kosten wie die Entbindungkosten 
überhaupt durch Vermittelung des Guts- oder Ortsarmen¬ 
verbandes einzuziehen sein. Hier im Kreise werden z. B. für 
Entbindung durch die Hebamme 6 M. sogenannte Desinfektions¬ 
kosten eingezogen, die an die Kreiskommunalkasse abgeführt 
werden müssen. Das Vorurteil der Bevölkerung gibt sich sehr 
bald. Anfänglich wird natürlich angenommen, daß die 6 M. 
lediglich dazu dienen, um die Hebammen, abgesehen von der 
Entbindungsgebühr, noch zu bereichern; dieser Irrtum ist aber 
sehr bald aufgeklärt. Die-Vorsorge des Kreises muß dann an¬ 
erkannt werden. 
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Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die Versammlung des Vereins der 
91 edlsinalbeamten des Reg.-Bez. Potsdam am 9. April 1991 

in Berlin (Rheingold). 

Anwesend: Reg.-n. Med.-Rat Dr. Rath mann, sämtliche Kreisärzte des 
Bezirks (außer Dr. 0 u tt wein-Teltow) und der Kreisassistenzarzt ans Straus¬ 
berg. Als Gast Geh. Med .-Rat Kreisarzt a. D. Dr. Hey nach er. 

1. Nachdem der Vorsitzende die Erschienenen begrüßt, erstattete er den 
Kassenbericht des Vereins, der seit 1913 nicht mehr getagt hatte. Als Schrift¬ 
führer und Kassierer wurde Med.-Rat Dr. Geis sei er gewählt. In kurzer 
Rede wurde des verstorbenen früheren Vorsitzenden, Geh. Med .-Rat Professor 
Dr. Roth, gedacht und die Entwicklung des Reg.-Bezirks, der seit Entstehung 
der Stadtgemeinde Groß-Berlin eine wesentliche Aenderung erfahren hat, ge¬ 
schildert. Ausgeschieden sind große Teile der Kreise Nd.* Barnim und Teltow 
(Med.-Rat Dr. Ocker) und sämtliche Gerichtsärzte. 

2. Vereidigung der Kreisärzte. 

8. Vortrag des Kreisarztes Dr. Manthey-Belzig: „Ueber die Für¬ 
sorge auf dem Lande". Da in dem Vortrag gezeigt wird, daß auch in länd¬ 
lichen Kreisen mit sehr beschränkten Mitteln mustergültiges geleistet werden 
kann, wird der Vortrag an anderer Stelle ausführlich veröffentlicht werden. 

In der anschließenden lebhaften Diskussion wurde betont, daß es im 
allgemeinen schwierig sei, geeignete Fürsorgeärzte zu gewinnen, außerdem 
mache sich der Mangel an Schwestern immer mehr bemerkbar. Es sei auch 
nicht angängig, die Gemeindeschwestern einfach als Fürsorgeschwestern mit 
zu beschäftigen. Dem warde von anderer Seite widersprochen, da es ein Ding 
der Unmöglichkeit sei, für alle einzelnen Fürsorgebestrebungen verschiedene 
Schwestern in den ländlichen Gemeinden %.nzustellen. Irgendwie müßten die 
Arbeitsfelder zusammengelegt werden. Ganz neu, aber durchaus richtig sei 
die Forderung, Schwestern für die fortlaufende Desinfektion am Krankenbett 
anzustellen. Die richtige Durchführung würde auch hier von der Beschaffung 
des Personals abhängig sein. Sehr wenig befriedigend sei die Versorgung des 
flachen Landes mit Aerzten und Krankenhäusern. 

4. Vortrag des Kreisarztes Dr. David-Rathenow: „Ueber die wich¬ 
tigsten Abänderungen im neuen Hebammenlehrbnch.“ Es würde zu weit 
führen, den äußerst wichtigen Vortrag hier auch nur in ganz verkürztem 
Referat zu bringen. Er hatte den Zweck die Kollegen für die Nachprüfung 
der Hebammen auf alle einschneidenden Veränderungen aufmerksam zu machen. 
Er soll im Original bei allen Kreisärzten des Bezirks umlaufen. 

In der Diskussion, die leider wegen der vorgeschrittenen Zeit ab¬ 
gekürzt werden mußte, wurde in erster Linie die Schweigepflicht berührt, die 
in § 15 der D.-A. eine scharfe Durchbrechung erfährt. Es wurde anheim¬ 
gestellt, vorkommendenfalls dem Reg.-Präsidenten Bericht zu erstatten. — 
Schwierigkeiten machen immer wieder die Einberufungen zu den Wiederholungs¬ 
kursen, die Erledigung der Wochenbettbesuche und die Art der Fiebermeldungen. 
Es steht aber zu erwarten, daß das neue Lehrbuch manchen Zweifel aus dem 
Wege räumen wird, zumal wenn die Beteiligten sich an die neuen Bestimmungen 
mehr gewöhnt haben. 

Empfehlenswert ist besondere Vorsicht bei Auswahl der Hebammen¬ 
schülerinnen. Es ist vorgekommen, daß der Direktor der Hebammenlehranstalt 
die neuen Schülerinnen gleich bei der sog. Aufnahmeprüfung zurückgewiesen 
hat. Das ist unzulässig. Die von den Kreisen zur Ausbildung überwiesenen 
Schülerinnen sind auf jeden Fall aufzunehmen und sind erst dann auszumerzen, 
wenn sich im Laufe der Ausbildung herausstellt, daß sie ungeeignet sind. 

5. Zum Schluß wies der Vorsitzende noch darauf hin, daß es auch Pflicht 
der Kreisärzte sei bei der jetzt neu einsetzenden hygienischen Volksbelehrung 
(Provinzial-Verein für hygienische Volksbelehrung) nach besten Kräften mit 
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za helfen nnd sich für Vorträge und geeignete Artikel in der Presse zur Ver¬ 
fügung za stellen. 

Nach Schloß der Versammlung fand im Rheingold ein gemeinschaftliches 
Mittagessen mit Damen statt Dr. Rath mann-Potsdam. 


Besprechungen. 

t)as Gesundheitswesen des Preussischen Staates in den Jahren 1914 
bis 1918. Im Aufträge des Herrn Ministers für Volkswohlfahrt bearbeitet 
in der Medizinal-Abteilung des Ministeriums. Berlin 1921. Verlag 
von Richard Schoetz. Gr. 8°, 154 S.; Preis: 24 M. 

Der soeben erschienene Bericht über das Gesundheitswesen des Preußi¬ 
schen Staates in den Jahren 1914—1918 gibt ein Bild von dem Einfluß des 
Weltkrieges und der beginnenden staatlichen Umwälzung auf die Gesundheits¬ 
verhältnisse. Zwar hat die Einberufung eiues großen Teüs der Berichterstatter 
zu den Fahnen und die Ueberlastung der zurückgebliebenen beamteten Aerzte 
die Gründlichkeit der Berichte beeinträchtigt, vor allem war infolge der Not 
der Zeit eine ganz erhebliche Einschränkung der bisherigen zahlreichen tabel¬ 
larischen Nachweise geboten. Gleichwohl gibt der Bericht doch ein anschau¬ 
liches Bild dieser Zeit und zugleich eine Würdigung der außerordentlichen 
Leistungen, die zur Abwehr der schweren Gesundheitsgefahren aufgewendet 
worden sind. Besonders bervorzuheben ist, daß es trotz der erheblichen Be¬ 
drohung des Vaterlandes durch die Kriegsseuchen nirgends zu größeren 
Epidemien gekommen ist, ein beweiskräftiges Zeugnis für die Zweckmäßigkeit 
der Seuchengesetzgebung und die gute Schulung der Medizinalbeamten. 

Die Entwickelung der Ortschafts- und Wohnungshygiene ist 
natürlich durch den Krieg gehemmt worden. Die WohnungsVerhältnisse ließen 
viel zu wünschen übrig, im Beginn des Krieges durch die Ueberschwemmung 
mit Flüchtlingen und die Zerstörungen durch die Russen, später infolge der 
Einquartierungen und vor allem durch den Stillstand der Bautätigkeit. Ende 
1918, als die Kriegsteilnehmer heimkehrten, erreichte die Wohnungsnot ihren 
Höhepunkt. 

Ein besonders ernstes Kapitel bildet die Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten, die durch den Krieg eine verhängnisvolle Aus¬ 
breitung gefunden haben. Hier machen sich in erheblichem Maße die Folgen 
des politischen Umsturzes und der überstürzten Demobilmachung bemerkbar, 
die beider viele der vorher getroffenen, erfolgversprechenden Abwehrmaßnahmen 
unausführbar gemacht haben. 

Tiefgehenden Einfluß übte ferner der Krieg und die durch die Hunger¬ 
blockade hervorgerufene Knappheit an den meisten Lebensmitteln auf die 
Nahrangsmittelhygiene aus. Verfälschungen wurden zahlreich, massen¬ 
haft kam recht minderwertige „Ersatzware" auf den Markt. Unvergessen wird 
der berüchtigte Rübenwinter 1916—1917 bleiben. Besonders einschneidend in 
die Gesundheitsverhältnisse war der große Mangel an Milch, Butter und Speise¬ 
fetten; er ist auch der hauptsächlichste Grund für das verheerende Umsich¬ 
greifen der Tuberkulose. 

Erschreckend war der Geburtenrückgang während des Krieges. 
Die Zahl der Lebend geborenen sank von 1166 580 im Jahre 1914 auf 604 534 
im Jahre 1917. Um so größere Sorgfalt wurde deshalb der Säuglings¬ 
und Kinderfürsorge gewidmet, die überall durch Staat, Gemeinde und 
private Vereinigungen mit großer Tatkraft aufgenommen wurde. Diesen Be¬ 
strebungen ist es im Verein mit dem durch die Milchknappheit bedingten 
8tillzw&ng denn auch zu danken, daß die Neugeborenen mehr als die anderen 
Bevölkerungsschichten von den Kriegsschädigungen verschont geblieben sind 
und daß ihre Sterblichkeit, nach geringer Steigerung in den beiden ersten 
Kriegsjahren, ungefähr auf dem Friedensstande erhalten werden konnte. Sehr 
nützlich haben in dieser Hinsicht die erweiterte Einführung von Stillprämien, 
sowie die Einrichtung von Säuglingsheimen und Mütterberatungsstelle gewirkt. 
-Wesentlichen Anteil daran haben die in vielen Städten und Kreisen eingerich¬ 
teten Wohlfahrtsämter, um deren Einrichtung und Organisation sich die Kreis- 
und Kommunalärzte besonders verdient gemacht haben. 
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Schwer in Mitleidenschaft gezogen wurde durch den Krieg das Schul- 
wesen, sowohl durch die Einberufung der Lehrer zum Heeresdienst, als auch 
durch die wachsende Inanspruchnahme der Schulgebäude für Kasernen und 
Lazarette, in Ostpreußen ferner durch die Zerstörung von Schulgebäuden beim 
Busseneinfall. In steigendem Maße standen, namentlich seit der zweiten Hälfte 
1916, die Schulkinder unter dem Einfluß ungenügender Ernährung, insbesondere 
in den Städten. Gesundheitsschädignngen, Stillstand des Wachstums und der 
Gewichtszunahme, Nachlassen der geistigen Regsamkeit, Arbeitsunlust der Schul¬ 
kinder waren die Folgen. Zur Steuerung der Not wurden fast überall in den 
Städten aus öffentlichen und privaten Mitteln Einrichtungen zur Speisung be¬ 
dürftiger Schulkinder getroffen. Eben erfreulichen Aufschwung nahmen die 
Bestrebungen zur Unterbringung von Großstadtkindern für längere Zeit auf 
dem Lande. Ein weiterer Ausbau dieser noch für lange Jahre überaus wich¬ 
tigen Veranstaltungen muß mit allen Kräften angestrebt werden. 

In seiner Gesamtheit ist dieser Bericht ein wichtiges Quellenwerk nicht 
nur für den Arzt, insbesondere für die Medizinalbeamten, sondern auch für den 
Volkswirtschaftler, den Historiker, den Politiker und Schulmann. 


Tagesnachrichten. 

Aus dem Beiohatage. Der Reichstag hat am 9. und 10. d. M. über 
die ihm vorgelegten Ausführungsbestimmungen zum Besoldungsgesetz beraten 
und die darin vorgesehenen allgemeinen Bestimmungen über die Bezüge der 
planmäßigen Beamten sowie über die Dienstalters Zulagen und das Be¬ 
soldungsdienstalter ohne wesentliche Aenderungen angenommen. Be¬ 
treffs Anrechnung von außerplanmäßiger Dienstzeit auf das Be¬ 
soldungsdienstalter wurde von dem Abg. Dr. Höfle (Zentrum) namentlich mit 
Rücksicht auf die technischen Beamten beantragt, daß die Zeit einer 
praktischen Beschäftigung, anch wenn sie nicht in behördlichem Dienste 
erfolgt sei, auf das Besoldungsdienstalter angerechnet werden solle und dieser 
Antrag von dem Abg. Morath (Deutsche Volkspartei) unterstützt. Von so¬ 
zialdemokratischer Seite wurde dagegen die Anrechnung jeder Art 
praktischer Tätigkeit, sei es als Arbeiter, Angestellter oder b son¬ 
stiger Stellung verlangt. Dieser Antrag wurde jedoch abgelehnt, dagegen der 
vom Abg. Höfle gestellte Antrag angenommen. Falls dieser Beschloß im 
Reiche durchgeführt wird, dann wird dies auch voraussichtlich b den Ebzel- 
staaten geschehen, was namentlich für die Medizinalbeamten von großer 
Bedeutung seb wird. _ 


Um den Privatdozenten ebenso wie früher, wo die Reichsverfassung 
die Verleihung von Titeb ohne Amt noch nicht verbot, den Titel Professor 
verleben zu können hat das Preußische Ministerium für Kunst und Wissen¬ 
schaft 1 ) jetzt den Ausweg der sogenannten „gehobenen Privatdozenten" ge¬ 
funden, denen als „Dienstbezeichnung“ der Titel „Nichtbeamtete außer¬ 
ordentliche Professoren“ verliehen wird. Diese neue Amtsbezeichnung 
sollen alle bereits mit dem Prädikat Professor ausgezeichneten Professoren 
sowie diejenigen erhalten, die mbdestens 6 Jahre habilitiert sbd und nach 
bren Erfolgen in Lehre und Forschung gemäß Gutachten ihrer Fakultät den 
Anforderungen genügen, da den Inhabern vollwertige Lehrstühle gestellt 
werden. Ist bre Habilitation durch Teilnahme am Kriege verzögert, so kann 
diese Kriegszeit auf die 6 Jahre mit angerechnet werden. Man sieht daraus, 
daß es immer noch Auswege giebt, das b der Reichsverfassung vorgesehene 
Titelverbot zu überwbden. Nur das Ministerium für Volkswohlfahrt 
hat bis jetzt leider noch immer nicht eben solchen Ausweg für 
die bm unterstellten Medizinalbeamten gefunden, obwohl es sich hierbei 
um Beamte handelt, für die ebe derartige Titelverleihung nicht einmal ver¬ 
boten ist. Alle bisheriges} Eingaben des Preußischen Medizinalbeamtenverebs 
sbd leider bisher vergeblich gewesen und der zeitige Mbister scheint vielleicht 
bfolge seber Ministerpräsidentenschaft seb im Landtage am 27. November v. J. 


l ) In Mecklenburg-Schwerin ist b gleicher Weise verfahren. 
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in dieser Hinsicht abgegebenes Versprechen ganz vergessen zu haben, denn 
sonst hätte er doch den nach seiner Ansicht für die Kreisärzte „uner¬ 
träglichen" Zustand schon längst durch Verleihung des Titels „Medizinal¬ 
rat“ beseitigen sollen. Wenn er wüßte, welche berechtigteErbitterung 
in den Kreisen der Medizinalbeamten über diese unverdiente und ver¬ 
letzende Zurücksetzung herrscht, dann würde er sicherlich schon längst 
Wandel geschaffen haben. Die Arbeiter hätten in solchem Falle schon längst ge¬ 
streikt und sicherlich in kurzer Zeit Erfolg erzielt; schließlich wird den Medizinal¬ 
beamten auch nichts anderes .übrig bleiben als zu diesem probaten Mittel zu 
greifen, denn einmal muß ihnen doch der Geduldsfaden reißen! 


Die im Hauptamte angestellten Gewerbeärzte im Deutschen Reiche 
haben sich zu einer „Arbeitsgemeinschaft“ zusammengeschlossen um den ge¬ 
werbeärztlichen Dienst im Reiche nach einheitlichen Richtlinien durchzuführen 
und die gewerbliche Medizin und Hygiene (Arbeitsgesundheitsschutz) vorzube¬ 
raten. Obmann ist der bayrische Landesgewerbearzt Ministerialrat Dr. K o e 18 c h 
in München, der übrigens eine Berufung in das Reichsarbeitsministerium in 
eventueller Verbindung mit einem Lehrauftrag für gewerbliche Medizin an der 
Berliner Universität endgültig abgelehnt hat. 


Infolge der Anmerkung in der vorigen Kummer der Zeitschrift, 8. 211, 
über die Bezeichnung .Medizinalrat“ seitens der Versorgungsärzte (Reg.-Med.- 
Rite) auf ihren Schildern wird uns vom Kreisarzt Dr. N. in K. mitgeteilt, daß 
er sich in einem gleichen Falle deshalb bei seinem Regierungspräsidenten be¬ 
schwert habe, da nach seiner Ansicht die Bezeichnung „Medizinalrat" nur den 
Kreisärzten zustehe, denen sie früher verliehen sei. Der Reg.-Präsident hat 
die Angelegenheit dann nicht an den Minister für Volkswohlfahrt weitergegeben, 
sondern an das ärztliche Ehrengericht der betreffenden Provinz, das darauf 
unter dem 14. April d. J. folgenden Bescheid erteilt hat: „Das ärztliche Ehren¬ 
gericht hat keine Veranlassung gesehen, gegen Dr. P. einzuschreiten, weil er 
sich in einer Anzeige statt „Regierungsmedizinalrat" nur „Medizinalrat" genannt 
hat. Es läßt sich nicht feststellen, daß bei dieser Titelabkttrznng irgend welche 
unlauteren Motive obgewaltet haben, zumal das große Publikum auch kaum 
über die Unterschiede in den beiden Titelbezeichnungen unterrichtet sein wird." 
Ob das ordentliche Gericht eine solche Titelabkürzung ebenfalls nicht als u n - 
lauteren Wettbewerb ansehen würde, dürfte doch zweifelhaft sein. 


Die iweite diesjährige ärztliche Studienreise wird in der Zeit vom 
16. August bis 3. September stattfinden und Deutsch-Oesterreich, 
8alskammergut, Steiermark, Tirol zum Ziel haben. Ausgangs- und 
Endpunkt der Reise ist München. Besucht werden Salzburg, Gmiinden, 
Ischl, Aussee, Haistatt, Berchtesgaden, Kirchenhall, Gastein, 
Zelt am See, Igls, Innsbruck. Der Preis wird einschließlich Bahn¬ 
fahrten, Unterkunft und Verpflegung etwa 1100 Mk. betragen. Anfragen und 
Meldungen sind zu richten an das Deutsche Zentralkomitee für ärztliche Stu¬ 
dienreisen, Berlin W 9, Potsdamerstraße 1346. 


Die diesjährige Tagung der deutschen Gesellschaft für gerichtliche 
nad soziale Medizin wird vom Montag, den 5. bis Mittwoch, den 
8. September in Erlangen stattfiaden, also kurz zuvor und anschließend 
an die in Nürnberg tagende Versammlung des Deutschen Medizi¬ 
nalbeamtenvereins, sodaß es möglich sein wird, ohne erheblichen Zeit¬ 
verlust und Schwierigkeiten beide Versammlungen zu besuchen. Der Vorstand 
ladet hiermit alle auf dem Gebiete der gerichtlichen und sozialen, insbesondere 
der versicherungsrechtlichen Medizin tätigen Kollegen zur Mitwirkung und 
regen Teilnahme an den Arbeiten der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche 
und soziale Medizin ein. 

Vorträge und Demonstrationen sind bei dem Schriftführer Prof. Dr. Karl 
Reuter, Hamburg, Hafenkrankenhaus, anzumelden. 
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Tagesnacbrichten. 


Der Deutsche Verein für Volksbygiene wurde 1900 begründet, hat 
seinen Sitz in Berlin-Steglitz, Viktoriastr. 4 (Geschäftsstelle) und steht mit 
Ortsgruppen und angeschlossenen Vereinen in 35 deutschen Städten in Ver¬ 
bindung. Seine Ziele sind die Erhaltung und Hebung der Volksgesundheit 
vornehmlich durch persönliche und häusliche Gesundheitspflege jedes Ein¬ 
zelnen an sich selbst und seitens seiner Familienangehörigen. Der Verein be¬ 
zweckt also eine Ergänzung der öffentlichen Gesundheitspflege. 

Diese Ziele sucht er zu erreichen a) theorethisch mittelst planmäßiger 
Belehrung und Aufklärung durch Herausgabe einer Zeitschrift der „Blätter 
für Volksge-sundheitspflege“, von Veröffentlichungen, Belehrungs¬ 
schriften, Merkblättern und durch kostenlose Vorträge, b) durch verschiedene 
praktische hygienische Maßnahmen je nach örtlichen Bedürfnissen. 

Die Mitgliedschaft wird erworben durch Anmeldung bei der Ge¬ 
schäftsstelle (s. oben) und Einsendung des Jahresbeitrages von Mk. 12 an diese. 
Auf Wunsch schickt die Geschäftsstelle Zahlkarte. Für den Jahresbeitrag 
erfolgt die kostenlose Uebersendung der 10 mal im Jahre erscheinenden 
„Blätter für Volksgesundheitspflege“, so daß die Mitglieder ihren Beitrag in 
Form der Zeitschrift wieder zurUck vergütet erhalten. Die Zeitschrift genießt 
seit 21 Jahren den Ruf, durch ihre interessanten belehrenden Aufsätze aus 
dem großen Gebiete der Hygiene viel zur Aufklärung der Leser inbetreff ge¬ 
sundheitsgemäßer Lebensweise und zur Verhütung von Krankheiten beigetragen 
zu haben. (Ratschläge über Krankenbehandlung sind ausgeschlossen.) 

Die Gesundheit unseres durch Krieg, Verträge und Revolution zermürbten 
Volkes ist unser letztes Gut: Dieses gerade in jetziger schwerer Zeit möglichst 
zu erhalten ist die wichtigste Aufgabe, an deren Lösung jeder nach seinen 
Kräften sich beteiligen soll. Die Erwerbung der Mitgliedschaft des Vereins 
kann daher nur warm befürwortet werden. 


Das Deutsche Zentral-Komitee zur Bekämpfung derTuber- 
kulose beabsichtigt den Bericht über die Verhandlungen des vom 19. bis 
21. Mai in Bad Elster abgehaltenen Deutschen Tuberkulose-Kongreß ge¬ 
druckt herauszageben. Die Vorträge werden ausführlich, die Erörterung in 
gekürzter Form (nach Selbstberichten der Vortragenden) gebracht werden. Der 
Umfang des Berichtes ist auf 15—20 Druckbogen veranschlagt; der Preis wird 
sich bei der Herstellung von 500 Stück auf etwa 30 Mark, bei 1000 Stück auf 
etwa 20 Mark stellen. Die Vorträge geben für viele Einzelfragen der Tuber¬ 
kulosebekämpfung und -Behandlung einen Ueberblick über den gegenwärtigen 
Stand der Forschung und Erfahrung. Der Kongreßbericht dürfte sich deshalb 
zur Anschaffung für Aerzte und für alle in der sozialen Arbeit tätigen Stellen 
empfehlen. Bestellungen werden bis zum 20. Juni 1921 an die Geschäftsstelle 
Berlin W 9, Königin Angustastraße 7 erbeten. 


Um Mißverständnissen vorzubeugen, macht das Deutsche Zentral¬ 
komitee zur Bekämpftng der Tuberkulose bezüglich des von 
Herrn Geh. San.-Rat Prof. Dr. Pannwitz nach Innsbruck einberufenen 
Internationalen Tuberkulose-Kongresses folgende auf eine Beschlußfassung 
der Generalversammlung am 20. Mai in Bad Elster sich stützende Mitteilung; 
Nach der Ansicht der Berliner Mitglieder der früheren Verwaltungskommission 
ist die Internationale Vereinigung gegen die Tuberkulose als aufgelöst zu be¬ 
trachten; entsprechende Benachrichtigung ist allen auswärtigen Gesellschaften 
und den deutschen Mitgliedern der Internationalen Vereinigung übersandt 
worden. Eine Beteiligung an der von Geh. Rat Dr. Pannwitz geplanten 
Veranstaltung ist deshalb für das Deutsche Zentralkomitee unmöglich. 


Verantwortlich für die SohrifÜeitnng: Prof. Dr. Ripmund, Geh. Med.-Rat in Lippspringe. 
Druck ron J. 0. G. Bruns, Minden i. V, 
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Ueber Fürsorge im allgemeinen und über 
Tuberkulosefürsorge im besonderen. 

(Aus einem kleinen Kreise.) 

Von Kreisarzt Dr. Boege in Ueckermünde. 

Als ich im Februar 1913 mein Amt im Kreise Uecker¬ 
münde antrat, fand ich gleichsam als Vermächtnis meines Vor¬ 
gängers 1 ) eine für den Kreisausschuß bestimmte kleine Denk¬ 
schrift vor, die die Gründung eines Tuberkulosefürsorgevereins 
vorbereiten sollte. Dank der kräftigen Unterstützung durch 
den Landrat *), der für die gute Sache Kreismittel in für da¬ 
malige Verhältnisse reichlichem Ausmaße (jährlich 1500 M.) 
flüssig machte, war es mir leicht, den Tuberkulosefürsorgeverein 
ins Leben zu rufen. Bescheiden fingen wir an: Ein Fürsorge¬ 
arzt hielt abwechselnd an zwei Orten Sprechstunde ab; eine 
ehrenamtliche Fürsorgeschwester unterstützte ihn und machte 
Hausbesuche; der Fürsorgearzt und ich hielten an verschiedenen 
Orten Filmvorträge, in die Kreiszeitung brachte ich wiederholt 
kleine Beiträge. Kurz, die Sache machte sich, und ermutigt 


*) Dr. Gundlacb, z Z. Bielefeld. *) v. Heyden. 
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von dem Erfolge traten der Landrat und ich 1914 dem Plane 
ernstlich näher, auch die Säuglingsfürsorge im Kreise aufzu¬ 
nehmen. Da kam der Krieg. 

Als ich meine Tätigkeit als Kreisarzt im Juli 1920 nach 
fast sechsjähriger Abwesenheit wieder aufnahm, fand ich eine 
großzügige Organisation vor: Ein Kreiswohlfahrtsamt mit einem 
Obersekretär und mehreren Angestellten, drei hauptamtlich an- 
gestellte Fürsorgeschwestern, drei Tuberkulosefürsorgestellen 
(von den übrigen Zweigen der Wohlfahrtspflege, der Säuglings¬ 
fürsorge, der Mütterberatung usw. sei diesmal nicht gesprochen). 
Natürlich war meine Freude groß, nur hegte ich im stillen die 
Befürchtung, das bescheidene, im Jahre 1913 gepflanzte Reis 
möchte sich zu schnell und zu üppig entwickelt haben, um noch 
ein gesunder, kräftiger und leistungsfähiger Organismus zu sein. 
Meine Befürchtung erwies sich leider nur zu richtig. Eine geil 
ins Kraut geschossene Treibhauspflanze, gewärmt von dem 
sozialen Empfinden aller Parteien und infolgedessen auch der 
Regierung, fürchtete ich zu finden; aber es war nicht einmal 
das, ich möchte fast sagen, ich hätte nur das Spalier vor¬ 
gefunden, an dem sich die Pflanze Wohlfahrtspflege hochranken 
sollte. Mit erstaunlicher Geschwindigkeit hatte man sofort 
so ziemlich alles in Angriff genommen, was auf dem weiten 
Gebiete der sozialen Hygiene der Besserung und Abhilfe be¬ 
darf. Was sich im Laufe von Jahren Stein um Stein zu einem 
stattlichen festgegründeten Bau hätte entwickeln sollen, müßte 
überhastet in wenigen Monaten fertig dastehen. Anstatt, daß 
man ein Sondergebiet der Fürsorge nach dem anderen ausgebaut 
hätte, erst dem Personal und der Bevölkerung Zeit gelassen 
hätte, sich in die neuen Ideen, in die neuen Ziele, Zwecke und 
Methoden einzuarbeiten, wurde alles auf einmal begonnen. 
Ueber die Notwendigkeit der Fürsorge kann ja gar kein Zweifel 
bestehen. Der gute Wille ist zweifellos allerseits auch da. 
Allein, was fehlt, sind die Geldmittel. Es wird ermittelt, unter¬ 
sucht und beraten, aber sobald es sich darum handelt, 
nun auch einmal Positives zu leisten, z. B. Kranke, für die 
nicht die Landesversicherungsanstalt sorgt, in eine Heilstätte 
oder ein Erholungsheim zu schicken, Kinder an der See, Säug¬ 
linge in einem Heim unterzubringen, Geschlechtskranke zu be¬ 
handeln, pflegt die Einrichtung bald zu versagen, weil die be¬ 
scheidenen Mittel gar zu schnell erschöpft sind 1 ). Anderwärts 
dürfte es nicht viel anders sein. So schreibt E. Altersloh*) 
aus holsteinischen Kreisen, daß von durchschnittlich 100 bis 
250000 M. Gesamtkosten nach Abzug der persönlichen und 
sachlichen Kosten nur 45°/o, in einigen Kreisen sogar nur 33°/ 0 
und 20°/o für praktische Fürsorge übrig blieben. Trotzdem 

*) Mein hartes Urteü soll zunächst nur für die Tuberkulose* 
fürsorge gelten, wird aber, fürchte ich, auch für die schulärztliche Tätig¬ 
keit, die wir noch nicht haben, gelten müssen. Bei der Mutterberatung, Säug¬ 
lings- und Krflppelfürsorge liegen die Dinge, wie ich noch ausffihre, anders. 

*) Tn der Zeitschrift „Land“ vom 1. Dezember 1920. 
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Krei8ausBchuß und Kreistag anerkennenswert gebefreudig sind, 
reichen die Mittel bei den nohen Preisen nicht weit. Die vor¬ 
handenen Mittel an rechter Stelle und auf rechte Weise zu 
verwenden, ist daher des Sozialhygienikers erste Pflicht. 

Am 1. Oktober 1920 wurde ich nebenamtlich Kreis¬ 
kommunalarzt und damit Leiter der Gesundheits¬ 
abteilung des Kreiswohlfahrtsamts. Es war nicht schwer, 
vom Kreistage die Bestellung zu erreichen; jedoch muß bemerkt 
werden, daß sowohl im Kreisausschuß, wie im Kreistage eine 
starke Strömung auf Anstellung eines Kreiskommunalarztes im 
Hauptamt hinzielte. Man dachte sich, daß dieser hauptamtliche 
Kreiskommunalarzt nicht nur wie ich die Leitung der Gesundheits¬ 
abteilung des Wohlfahrtsamtes und die Krüppelfürsorge, sondern 
außerdem noch die praktische Fürsorge im ganzen Kreise über¬ 
nehmen sollte. Wie er in dem Kreise, der zwar nur 66 000 Ein¬ 
wohner hat, aber sehr schwer zu bereisen ist, im Monat 9 Sprech¬ 
stunden für Tuberkulöse, 20 Sprechstunden für Säuglinge und 
Mütter, 1 Sprechstunde für Krüppel abhalten soll, daneben in 
jedem Halbjahr die Kinder von 64 Schulen untersuchen und 
endlich noch sämtliche unbemittelten Nichtkassenpatienten be¬ 
handeln, d. h. der Armenarzt des ganzen Kreises sein soll, ist 
mir freilich unverständlich. 

Mit meiner Bestellung zum Kreiskommunalarzt übernahm 
ich nun aber auch die Verantwortung für die sozialhygienischen 
Einrichtungen des Kreises. Der Kreiskommunalarzt hat in der 
Hauptsache die Tuberkulosefürsorge, die Säuglingsfürsorge, die 
Mütterberatung und die Krüppelfürsorge zu beaufsichtigen und 
ihren Ausbau durch Anregung und Rat zu fördern. Die aus¬ 
übende Fürsorge liegt ihm dagegen, abgesehen von der Krüppel¬ 
fürsorge, nicht ob. 

Der am pommerschen Haff gelegene Kreis Ueckermünde 
umfaßt das Ueckertal mit viel Industrie, etwas Landwirtschaft 
und reichlich Wald und ein abseits gelegenes großes dünn be¬ 
völkertes reines Waldgebiet. Im Ueckertal liegen neben einer 
großen Menge kleiner Dörfer die drei großen Gemeinden Uecker¬ 
münde, Torgelow und Pasewalk, die untereinander gute Bahn¬ 
verbindung haben. Das Waldgebiet birgt neben wenigen kleinen 
Dörfern die beiden Vororte Neuwarp und Ziegenort. Ziegenort 
ist von Ueckermünde in Luftlinie 35 km entfernt, mit der 
Eisenbahn jedoch nur auf einem Umwege von 110 km mit drei¬ 
maligem Zugwechsel zu erreichen. Nach Neuwarp sind es über 
Land 20 km, mit der Eisenbahn fährt man 120 km und wechselt 
dreimal den Zug. — Bisher war nun je eine Fürsorgestelle in 
Ueckerraünde, Torgelow und Pasewalk, jede mit einer Fürsorge- 
sohwester besetzt. Für jeden dieser Orte war ein ortsansässiger 
Arzt als Tuberkulosefürsorgearzt bestellt. Der Ueckermünder 
Arzt hielt jede Woche, der Torgelower und der Pasewalker 
hielten alle zwei Wochen eine Sprechstunde ab. Der Kreis- 
sipfel Neuwarp-Ziegenort war bisher in bezug auf Tuberkulose¬ 
fürsorge leer ausgegangen. 
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Auf die Organisation der anderen Gebiete der sozialen 
Fürsorge gehe ich nicht näher ein. Nur soviel sei gesagt, daß die 
Säuglingsfürsorge und die Mütterberatung der Er¬ 
füllung ihrer Aufgaben viel näher gekommen sind, als die Tuber¬ 
kulosefürsorge. Das hat seinen doppelten Grund, einmal in 
der Kostenfrage und zweitens in dem Verhalten der 
praktischen Aerzte zur Fürsorge. — Den gesunden Müttern 
und gesunden Säuglingen ist mit einer — nicht teuren — 
Beratung gedient, hier genügt im allgemeinen die Belehrung 
über richtige Ernährung und, falls es sich um kranke Säug¬ 
linge oder Mütter handelt, die Aufklärung über die Notwendig¬ 
keit ärztlicher Behandlung. Das regelmäßige Wägen der Kinder, 
ihre öffentliche Kontrolle, regt die Mütter zur Sorgsamkeit an 
und weckt ihren Ehrgeiz. — Bei Krüppeln genügt die Unter¬ 
suchung und Beratung gleichfalls; hat die Untersuchung die Not¬ 
wendigkeit einer Behandlung ergeben, so setzt uns das Gesetz 
auch in den Stand, die Behandlung auf private oder öffentliche 
Kosten zu erzwingen. Bei Krüppeln könnten wir das Wohl¬ 
wollen der praktischen Aerzte ganz entbehren; denn die Aerzte 
sind gesetzlich zur Anzeige verpflichtet, zudem wissen sie, daß die 
Krüppel doch nicht in ihrer Behandlung bleiben würden, daß die 
Fürsorge also keineswegs Konkurrenz bedeutet. Aber auch für 
die Säuglingspflege und die Mütterberatung ist das Wohl¬ 
wollen der praktischen Aerzte 1 ) nicht so unbedingt nötig 
wie bei der Tuberkulosefürsorge. Es sollen ja gar nicht die 
kranken Kinder in Fürsorge genommen werden, sondern alle 
vom Standesamt gemeldeten Säuglinge, d. h. also Kinder, die 
an sich dem Arzt gar nicht bekannt geworden wären, nur 
dann, wenn sie mangels sachgemäßer Beratung in gesunden 
Tagen endlich krank geworden. Wenn die Aerzte trotzdem 
klagen, seitdem die Säuglingsfürsorge bestünde, sähen sie gar 
keine kranken Säuglinge mehr in ihrer Sprechstunde, so stellen 
sie damit der Fürsorge ein großes Lob aus. Die Säuglings¬ 
fürsorge behandelt keine kranken Kinder, dessen habe ich mich 
sehr oft überzeugt; sie will nur verhüten, daß die Kinder krank 
werden, denn Fürsorgen heißt Vorsorgen. Wenn also keine 
kranken Kinder mehr in die Sprechstunde der Aerzte kommen 
sollten, dann wäre das m. E. ein einwandfreier Beweis dafür, 
daß die Vorsorge der Säuglingsfürsorge ihre Aufgabe tatsächlich 
erfüllt. 

Bei der Tuberkulosefürsorge liegt nun all dieses 
ganz anders. Erstens ist in der Tuberkulosefürsorge mit der 
Beratung allein nicht viel geholfen — und darum ist Tuber¬ 
kulosefürsorge sehr teuer, besonders dann, wenn sie auch die 
Heilung des Kranken mitumfassen soll. Sie hat ja eine doppelte 
Aufgabe, einmal vorzubeugen, d. h. die Ansteckung durch Ab¬ 
sonderung des Kranken, durch Desinfektion seiner Abgänge, 


*) Voo den 16 praktischen Aerzten des Kreises sind übrigens 8 in der 
Säuglingpfttrsorge tätig. 
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durch seine und der gesunden Umwelt Aufklärung und Be¬ 
lehrung zu verhüten, also Vorsorge im engeren Sinne. Das ist 
verhältnismäßig billig. Sobald man aber dem Kranken oder 
Krankheitsverdächtigen selbst helfen will — und das muß 
schließlich das Endziel der Fürsorge sein — sei es durch Her¬ 
gabe von Heilmitteln, Mietbeihilfen, aber besonders durch 
Wohnungsbau und Heilstättenbehandlung, dann sind die Mittel 
ungeheuer. Und zweitens: ohne die Unterstützung der be¬ 
handelnden Aerzte bleibt, wenigstens solange wir keine gesetz¬ 
liche Anzeigepflicht für Tuberkulose haben, jede Tuberkulose¬ 
fürsorge Stückwerk; denn sie kann ja nur da Vorbeugen, wo 
sie die Tuberkulösen kennt. Werden die Tuberkulösen nicht 


vom behandelnden Arzt geschickt, so lernt sie die Fürsorge 
nur selten kennen, und bei denen, die da glauben, tuberkulös 
zu sein und darum eine Untersuchung wünschen, kommt die 
Fürsorge — wenigstens die auf Hammer und Hörrohr angewiesene 
kleine Fürsorgestelle — höchst selten zu einer einwandfreien 
Diagnose. Ich habe es selbst bei der wiederholten Vertretung 
eines Fürsorgearztes gesehen und erlebe es täglich bei der 
Prüfung der Lebensmittelzeugnisse. So oft ich Lungenkatarrh 
und Lungenspitzenkatarrh und Verdacht auf Tuberkulose oder 
gar Verdacht auf Lungenspitzenkatarrh lese, so selten sehe ich 
die Diagnose Lungentuberkulose. 

Aus allem hat sich mir zur Gewißheit ergeben, daß es 
verkehrt ist, auf dem bisherigen Wege zu beharren, solange 
nicht die erforderlichen Hunderttausende zur Verfügung stehen. 
Zu meiner Freude sind die Aerzte des Kreises, insbesondere 
die Fürsorgeärzte selbst meiner Ansicht beigetreten. Der Ent¬ 
schluß, meme Ansicht öffentlich vor dem Kreisausschuß zu ver¬ 
treten, ist mir nicht leicht gefallen; ich war es aber schließlich 
mir selbst und der Sache schuldig, mein abschließendes Urteil 
über die bisherigen Erfolge der Tuberkulosefürsorge bekannt 
zu geben. Im Kreisausschuß bin ich auf starken Widerspruch, 
aber noch mehr auf Mißverständnisse getroffen, man glaubte 
z. B., ich wollte die Diagnose künftig nicht mehr durch den 
Arzt, sondern durch die Fürsorgeschwester stellen lassen. Sicher 
bin ich in den Geruch gekommen, nicht sozial zu denken. 
Nun, dieser Vorwurf drückt mich nicht sehr. Ich habe mich 
in sozialer Fürsorge schon zu einer Zeit betätigt, wo die 
Mittel dazu wohl dagewesen wären, aber nicht bewilligt wurden; 
nicht erst jetzt damit angefangen, wo die Mittel zwar nicht da 
sind, aber bewilligt werden. Ich bin sehr für soziale Fürsorge, 
aber für positive Arbeit und nicht nur dafür in der Oeffentlichkeit 
den Eindruck zu machen, daß etwas geschieht. Vom Hervor¬ 
zaubern Potemkinscher Dörfer möchte ich nicht sprechen; die 
Kreisausschußglieder z. B, die gegen mich waren, haben sicher 
den ehrlichen Willen, etwas Positives zu leisten und glauben 
auch Positives zu leisten. Aber wer mit kritischem Blick in 


der Fürsorge steckt, muß über deren Erfolge anders urteilen. 
Wenn die Natur ein neues Wesen zeugt, so läßt sie es klein. 
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aber in sich vollkommen sein Dasein beginnen, und dann langsam 
organisch wachsen. Wir sollten uns davor hüten, es anders zu 
machen, d. h. ein ausgewachsenes Gerippe, doch ohne Muskeln 
und Eingeweide in die Welt zu setzen, unfähig, aus eigener 
Kraft zu wachsen und wegen Mangels an Nahrungsmitteln zu 
frühem Verkümmern bestimmt. 

ln letzter Zeit mehren sich die Stimmen für eine Aende- 
rung im Arbeitsprogramm der Tuberkulosefürsorgestellen. Ich 
denke an manche Veröffentlichung in dem trefflichen „Tuber¬ 
kulosefürsorgeblatt“. Meistens werden die Verhältnisse in Groß¬ 
oder doch Mittelstädten den Erörterungen zu Grunde gelegt. 
Ein Beitrag aus einem Landkreise seien die folgenden Leit¬ 
sätze, die ich dem Kreisausschuß vorgelegt habe. Vielleicht 
treffen sie bei dem einen oder andern Kreisärzte, der die Ent¬ 
wicklung der Tuberkulosefürsorge in seinem Kreise mit Be¬ 
sorgnis verfolgt, auf ähnliche Gedankengänge. 

1. Was will die Tuberkulosefürsorge 1 Sie will 

1. alle Tuberkulosen erfassen, 

2. Tuberkulose diagnostizieren, d. b. dem Hausarzte mit ihrem größeren 
Rüstzeug ausbelfen und da, wo der Kranke mittellos ist, den Hausarzt ersetzen, 

3. den unbemittelten Kranken wirtschaftlich unterstützen, 

4. und das ist ihre wesentlichste Aufgabe, der Weiterverbreitung der 
Tuberkulose Vorbeugen, indem sie den Kranken in seiner Wohnung au taucht 
und ihn und seine Angehörigen Hygiene lehrt. 

II. Ist die Fürsorge diesen vier Aufgaben bisher gerecht geworden ? 
Die Antwort muß leider „Nein“ lauten. 

1. Es kommen wohl sehr viele Leute in die Sprechstunde des Fürsorge¬ 
arztes, doch nur wenige darunter sind wirklich tuberkulös. Die meisten 
Tuberkulösen, unter ihnen gerade die offenen, die eine ständige Qefahr für 
ihre Umgebung sind und die die Seuche am meisten verbreiten, bleiben in der 
Behandlung ihrer Haus- und Kassenärzte. 

2. In der Erkennung kann sie nicht mehr leisten als der praktische 
Arzt, sie leistet weniger. Ihr stehen nämlich nur Hörrohr und Klopfhammer 
zur Verfügung. Aber während der prakt. Arzt seinen Kranken täglich unter¬ 
suchen kann, kann der Fttrsorgearzt ihn höchstens jede Woche einmal sehen. 
Ein Mikroskop bat der Fürsorgearzt nicht; er schickt also allenfalls den 
Auswurf ein. Das kann aber auch der Arzt, der kein Mikroskop besitzt. 
Diagnostische Tuberkulinimpfungen kann der prakt. Arzt machen, wenn er und 
der Kranke wollen. Die Fürsorge kann sie nicht einmal machen, wenn sie 
will; denn den Kranken, den er impft, muß der Arzt selbst täglich mindestens 
einmal sehen, womöglich in der Wohnung. Ein Röntgenapparat steht dem 
Fürsorgearzt ebenfalls nicht zur Verfügung, und wenn er ihn hätte, würde er 
nicht die genügende Erfahrung haben, die Röntgenplatte zu deuten. 

8. Ihrer Aufgabe, den Kranken wirtschaftlich zu helfen, ist die Fürsorge 
einigermaßen naebgekommen. 

Der 4. Aufgabe, den Kranken in der Wohnung aufzusuchen, ist die 
Fürsorge wiederum sehr unvollkommen nachgekommen. Einmal, weil sie, wie 

f esagt, nur einen kleinen Teil der Tuberkulosekranken kennt und dann, weil 
ie Fürsorgeschwestern so mit allerlei Arbeit überhäuft sind, daß sie nicht ein¬ 
mal bei den wenigen bekannten Tuberkulösen genügend Hausbesuche machen 
können. 

III. Warum ist die Fürsorge ihren Aufgaben nicht gerecht ge¬ 
worden? Neben dem soeben Gesagten ist der wichtigste Grund in dem Miß¬ 
trauen, in dem passiven und aktiven Widerstande der Aerzte zu suchen. Heute, 
wo „Verdienen“ groß geschrieben wird und wohl auch werden muß, sieht der 
Arzt mehr denn früher mit dem Kranken, den er zur Tuberkulosesprechstunde 
schickt, auch einen zahlenden Kunden aus seinen Sprechstunden verschwinden. 
Wenn auch immer wieder betont wird, ^die Fürsorge behandelt nicht, sie berät 



and Aber Tuberkulosefürsorge im besonderen. 281) 

aur“, der Kranke, der ärztlich beraten wird, hat oft eine Behandlung nicht 
mehr nötig. Der prakt. Arzt wird oft auch gar keinen Grnnd sehen, seinen 
Kranken dem Tuberkulosefürsorgearzt znzuweisen, denn er weiß ja, daß er 
selbst ebensoviel leisten kann, wie der Fürsorgearzt. 

Gegen die Unterstützung der Kranken dnreh die Fürsorge and gegen 
die Wohnangskontrolle wird der billig denkende Arzt nichts einzuwenaen 
haben. Sein Mißtranen nnd seine Ablehnung wenden sich nicht gegen die 
Fürsorge an sich, sondern gegen den Fürsorgearzt. Aber weil bei dem jetzigen 
System die Beratung durch den Fürsorgearzt ein ständiger Teil der Fürsorge 
ist, wenden sich Mißtranen and Ablehnung gegen die Fürsorge insgesamt. 

IT. Was kann die Fürsorge in einem ländlichen Kreise überhaupt 
erreichen! Ist eine ärztliche Beratung erforderlich! 

1. Lassen wir die ärztliche Beratung ans der Fürsorge heraus, so dürfen 
wir eher mit der Unterstütznng der Aerzteschaft rechnen nnd können mit einer 
gewissen Znversicbt der Hoffnung leben, wirklich alle Tuberkulösen zu er¬ 
fassen nnd damit die erste Aufgabe zu lösen. 

Auf den 2. Pankt, die Erkennung der Taberkulose, verzichten wir am besten 
ganz. Die meisten Tuberkulösen stehen in ärztlicher Behandlung; den wenigen 
Mittellosen, bei denen die Fürsorge eine ärztliche Untersuchung für erforderlich 
hält, wäre ein Gutschein auszustellen, der zu einmaliger Untersuchung durch 
den Arzt des Vertrauens berechtigt. 

Der 3. und 4. Aufgabe kann die Fürsorge auch ohne ärztliche Sprech¬ 
stunde gerecht werden, besonders dann, wenn die Mittel des Etats für Betten, 
Decken, Kuren, Wohnungsbeihilfen erhöht werden, wenn die Fürsorgeschwestern 
von Nebenarbeit entlastet werden und wenn eine neue Fürsorgeschwester an¬ 
gestellt wird. 

Y. Wenn ich nun auch die wöchentliche ärztliche Sprechstunde — 
wenigstens zurzeit und für den Ueckermünder Kreis — für überflüssig und 
zwecklos halte, so will ich damit den Arzt aus der Fürsorge keineswegs aus¬ 
schalten. Nur der Arzt ist imstande, die Wünsche und Bedürfnisse der 
Kranken, die Berechtigung von Heilanträgen, die zweckmäßige Verteiluug von 
Beihilfen sachgemäß zu benrteilen. Nur braucht er darum nicht wöchentlich 
Sprechstunde abzuhalten und braucht die Batsuchenden nicht mit Hörrohr und 
Klopfhammer zu untersuchen. Ich würde es für das Beste halten, wenn der 
Kreiskommunalarzt diese Tätigkeit der Fürsorge in dem ganzen Kreise über¬ 
nähme. 

VI. Da nun aber der Kreiskommunalarzt nicht den tätigen Anteil an 
den Kranken nehmen kann wie bisher die Fürsorgeärzte, so muß als Ersatz 
dafür die Fttrsorgeschwester da, wo ein behandelnder Arzt vorhanden 
ist, mit diesem Hand in Hand arbeiten. Da wir nicht erwarten und verlangen 
können, daß der behandelnde Arzt uns aufsucht, so müssen wir ihn aufsuchen. 
Das heißt die Fürsorgeschwester muß zunächst zu dem Arzt gehen, muß ihm 
mitteilen, daß sie seinen Kranken in Fürsorge nehmen will, und ihn fragen, ob 
er besondere Aufträge für sie habe. Sie muß dann den Kranken in der Woh¬ 
nung aufsuchen, und endlich wiederum zum Arzt gehen, ihm über ihre Er¬ 
mittelungen berichten, ihm mitteilen, was die Fürsorge für den Kranken tun 
könne und tun wolle, und ihn um weitere Aufträge bitten. 

VII. So geht mein Vorschlag in der Hauptsache dahin: Weg mit der 
ärztlichen Untersuchung und Beratung, mehr Fürsorgeschwestern einstellen, 
mehr Hausbesuche der Schwestern und Zusammenarbeiten der Schwestern mit 
den behandelnden Aerzten. 

Wir müssen uns darüber klar sein, daß diese Vorschläge 
ein Abstoppen bedeuten. Erstrebenswert bleiben unter allen 
Umständen Fürsorgestellen, die nicht nur beraten, sondern auch 
untersuchen und sogar behandeln. Allein, solange die gewal¬ 
tigen Mittel zu diesem Ausbau nicht vorhanden sind, müssen 
wir uns auf das wenige beschränken, das bereits geleistet werden 
kann. Sonst wird uns der Vorwurf nicht erspart bleiben, die 
Fürsorge sei nur dazu da, ut aliquid fiat. 
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Immunität nach Scharlach. 

Von Ob.-Med.-Rat Dr. Schlaeger, Landesarzt in Oldenburg. 

Die Immunität nach überstandenem Scharlach pflegen 
wir als etwas ganz Feststehendes hinzunehmen. Kein Arzt 
würde Bedenken tragen, Kinder, die Scharlach bereits früher 
überstanden haben, von einem Scharlachkranken zu trennen, 
ihre Kleider zu desinfizieren und dann mit einer Bescheinigung 
zur Schule zu schicken, daß Ansteckungsgefahr nicht vorliegt. 
Ich selbst ging in dem festen Glauben an die erworbene Im¬ 
munität so weit, daß ich bei angeblich zweimal überstandenem 
Scharlach die eine Diagnose für eine Fehldiagnose zu halten 
geneigt war. Strümpell sagt in seiner speziellen Pathologie 
und Therapie: 

„Mit sehr seltenen Ausnahmen befällt die Krankheit den Menschen nur 
einmal, so daß also nuch dem Ueberstehen der Krankheit meist eine Immunität 
des Körpers gegen das Schariachkontagium znrttckbleibt. Einzelne Ausnahmen 
yon dieser Regel kommen freilich, wie gesagt, yor.“ 

Eine ähnliche, aber in einer Hinsicht etwas weitergehende 
Bemerkung über diesen Punkt fand ich in der bei G. Reimer- 
Berlin im Jahre 1829 gedruckten Synopsis Morborum Cutaneorum 
von Dr. Ludwig August Struve. Sie lautet: 

„Der Scharlach stellt eine ezanthematische, epidemische, kontagiöse, zu- 
weüen zum zweitenmal, aber immer wieder gemildert wieder* 
kehrende, fieberhafte Krankheit dar, die durch eine gewöhnlich allgemeine, 
seltener gefleckte Röte sich auszeichnet und von Halsbräune begleitet wird.“ 

Hieran anschließend möchte ich über einen Scharlachfall 
berichten, den ich während des Krieges zu beobachten Ge¬ 
legenheit hatte und der soviel Eigenartiges bot, daß er mir des 
Erzählens wert erscheint: Zunächst sagte mir der junge Mann, 
daß er jetzt zum siebenten Male an Scharlach erkrankt sei. 
Meine Ungläubigkeit dieser Angabe gegenüber wurde nach und 
nach entwaffnet, als ich ah der Hand von fünf ganz eingehenden 
Krankengeschichten erkennen mußte, daß die Behauptung wohl 
in vollem Umfange glaubhaft sei. Eigenartig war weiter der 
ganze Verlauf der Krankheit. Trotz reichlicher Erfahrung habe 
ich nie einen Scharlachfall gesehen, der eine so tiefe und all¬ 
gemeine Rötung der ganzen Haut aufwies mit stärkster Rötung 
des ganzen Gaumens und ausgesprochener Himbeerzunge. Dabei 
war das Allgemeinbefinden fast gar nicht gestört. Die Temperatur 
war nur am ersten Krankheitstage auf 38° gestiegen und war 
später normal. 

Im Stadium der Abschuppung erwies sich der Patient als 
Spezialist ersten Ranges. Der Stärke des Erythems entsprechend 
war die Abstoßung der Haut eine besonders reichliche und man 
kann es nur der reichen Erfahrung des Kranken zuschreiben, 
daß es ihm gelang, von der ganzen linken Hand die Haut völlig 
unverletzt wie einen umgestülpten Handschuh abzuziehen; nur 
die Nägel fehlen. Das seltene Präparat ist noch in meinem 
Besitz und wird für Unt $ richtszwecke oft benutzt. Auch von 
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der rechten Hand habe ich die einzelnen Finger, wie Finger¬ 
linge ohne Nagel zurückbehalton. 

Irgendwelche Komplikationen bot der Fall nicht. Die Ab¬ 
schuppung war nach 5 Wochen beendigt. 

Vielleicht dar! man annehmen, daß es sich um eine reine 
Inlektion mit Scharlachgift gehandelt hat, ohne Mischinfektion 
mit Streptokokken oder anderen Erregern, die die schweren 
septischen Fälle zu erzeugen pflegen. 


Ueber einen tödlichen Unfall durch elektrischen 
Strom der Lichtleitung im Bade. 

Von Kreisarzt Dr. Kraemer-Calhe i. 8. 

In der Nacht vom 2. zum 3. Dezember 1920 wurde der in 
der Mitte der 40 er Jahre stehende Rechtsanwalt L. in C. von 
seinen Angehörigen in der Badewanne plötzlich verstorben auf¬ 
gefunden. Die Todesursache konnte von dem erst zugezogenen 
Hausarzt ohne weiteres nicht aufgeklärt werden, zumal L. stets 
voll gesund war und auch irgend ein Suicidium von vornherein 
ausgeschlossen schien. Weitere Ermittelungen, an denen sich 
der vom Hausarzt zugezogene Verfasser beteiligte, ließen dann 
erkennen, daß der Tod durch den elektrischen Strom der Licht¬ 
leitung verursacht war. 

Die Situation war die folgende: 

L. hatte in den späten Abendstunden in der metallenen 
Badewanne ein Bad genommen und in die Badestube aus dem 
Nebenraum eine metallene elektrische Stehlampe, die vermittels 
einer längeren Leitungsschnur mit dem Stechkontakt im Neben¬ 
raum verbunden war, mit hereingenommen. Irgendeine Anhänge¬ 
vorrichtung für die Lampe fand sich im Baderaum nicht; es 
war anzunehmen, daß er die Lampe auf die platten Hebel der 
Zuflußhähne gestellt hatte. Der Badende, der in der halb mit 
Wasser gefüllten Wanne saß, hat dann mit der ungenügend 
isolierten und in der Schnurzuleitung unmittelbar am Ueber- 
gang in den metallenen Körper defekten Lampe Stromverbin¬ 
dung bekommen, wahrscheinlich dadurch, daß er die Lampe 
durch Unvorsichigkeit herunterriß. 

Ein Angehöriger (Kind), der durch ein nicht genauer fest¬ 
stellbares Geräusch aus dem Nachbarzimmer aufgeweckt wurde 
und in das Badezimmer eilte, fand den Badenden in der Wanne 
leblos in sich zusammengesunken vor; der Brust nahe aufliegend 
lag die Leitungsschnur und im Wasser über den Rand der Wanne 
hinüber hing die Lampe mit leuchtender Glühbirne. 

Das Kind versuchte, die Lampe an der Schnur von der 
Wanne wegzunehmen und. bekam bei dieser Gelegenheit einen 
elektrischen Schlag, so daß es zurücktaumelte; erst bei dieser 
Gelegenheit erlosch die Lampe; nach einigen Minuten hatte es 
sich dann erholt und erwachsenes Personal herangeholt. 
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Bei der sofort vorgenommenen und im Laufe des Tages 
durch den Verfasser wiederholten Leichenbesichtigung 
zeigte sich an der Brust des Toten eine striemenartig aus¬ 
sehende Verbrennung, die in ihrer Form genau der aufgelegenen 
Leitungsschnur entsprach; weiter zeigten sich an den Fingern 
der linken Hand entsprechend ihren Greifflächen mäßig aus¬ 
gedehnte Verbrennungen im Stadium beginnender Bläschen¬ 
bildung. Weiterhin wies der ganze Körper — unmittelbar nach 
dem Tode, so daß Verwechslung mit Totenflecken nicht in 
Betracht kommt — an denjenigen Stellen der Haut, wo offenbar 
inniger Kontakt mit der Badewanne bestanden hatte, also be¬ 
sonders am Nacken, an den Seitenteilen der Arme, an der 
ganzen Rückenseite, namentlich an der einen Gesäßbacke und 
an den Beugeseiten der Beine eigenartig konfigurierte Ver¬ 
änderungen auf — scharf geränderte, rosettenähnliche Zeich¬ 
nungen von hellroter Farbe —; es war anzunehmen, daß der tote 
Körper im Wasser längere Zeit vom Strom durchflossen war, 
und die gezeichneten Stellen durch den fortwährenden Strom¬ 
austritt so verändert worden waren. 

Es handelte sich um eine Lichtleitung von 120 Volt 
Wechselstrom, wie er in der Stadt G. allgemein besteht. 

Zum Verständnis der Sache ist noch nachzufügen, daß die 
metallene Wanne in der Art ihrer Aufstellung und Verbindung 
mit dem Röhrensystem unmittelbare Erdleitung hatte. Eis ist 
daher ohne jeden Zweifel, daß der badende Körper bei der An¬ 
ordnung der Dinge in direkte leitende Verbindung mit der Erde 
gekommen ist und somit die volle Spannung durch seinen 
Körper mit dem Erfolge einer tödlichen Einwirkung in diesem 
Falle nur durch eine Lichtstromleitung geleitet hat. 

Fälle, wie der vorliegende, sind in der Literatur wieder¬ 
holt beschrieben. Ich nehme besonders Bezug auf die Kasuistik 
im Atlas der Elektropathologie von J eil in ek-Wien 1 ). Hier 
ist s. S. 7 (Tafel XIII) ein ganz paralleler Fall beschrieben: 
Ein Stubenmädchen war während des Badens in einer metallenen 
Wanne gleichfalls infolge Hantierens mit einer elektrischen, im 
Gestell ungenügend isolierten Stehlampe getötet. Auch in der 
„Gerichtlichen Medizin“ von Puppe ist ein ganz ähnlicher Fall 
von Hab er da mitgeteilt. 

Ich nehme Veranlassung, die Schlußfolgerungen, die 
J e 11 i n'b k im Anschluß an seinen Fall in gesundheitstechnischer 
Beziehung zieht, bei der Bedeutung der Angelegenheit für die 
Allgemeinheit zu wiederholen: „In Badezimmern, die als erd- 
schTußgefährliche Räume anzusehen sind, müssen besondere Vor¬ 
kehrungen gegen Berührung von Stromleitungen getroffen 
werden.“ 


*) Berlin-Wien 1909; Urban und Schwarzenberg. 
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Zur Frage der Abgabe der Gebühren für die in den 
gerichtlich-mediz. Universitätsinstituten 
yorgenommenen Untersuchungen. 

Von Or. Georg Strassmaun, Assistent der Unterrichtsanstalt für Staatsarznei- 

kunde der Universität Berlin. 

In Anschluß an den Aufsatz von Dr. Roth „Der preußische 
Gerichtsarzt“ in Nr. 11 der Zeitschrift für Med.-Beamte 1921 
sei mitgeteilt, daß auf Grund einer vom Herrn Minister für 
Kunst, Wissenschaft und Volksbildung vor kurzem erlassenen 
Verfügung die von den Gerichten eingehenden Gebühren für in 
den gerichtl.- mediz. Instituten vorgenommene Untersuchungen 
vollständig an die Universitätskasse abzuführen sind. Schon 
im Frieden wurden diese Gebühren abgeführt, aber auf Antrag 
des Institutsdirektors dem betreffenden Assistenten zum Teil 
wieder ausbezahlt. Dies soll von nun an nicht mehr geschehen. 
In Berlin wurden im Frieden 90°/ 0 der Gebühren an die Assi¬ 
stenten zurück gezahlt, während 10°/ 0 auf den Etat des Instituts 
angerechnet wurden. Nach dem Kriege wurde die Hälfte des 
Betrages dem Assistenten, der die Untersuchung ausgeführt 
hatte, zugewiesen; die andere Hälfte verblieb dem Institut. 
Gewiß ist es berechtigt, daß bei dem geringen Etat, der für 
die gerichtl.-mediz. Institute vom Staat ausgesetzt ist, ein Teil 
der Untersuchungsgebühren für das Institut verwendet wird; 
diese aber den Assistenten völlig zu entziehen und ihnen damit 
eine ihrer wenigen Neben-Einnahraequellen zu verschließen, 
erscheint trotz der Aufbesserung der Assistentengehälter nicht 
nur hart, sondern auch bedenklich. Die von den ger..-mediz. 
Instituten ausgeführten Untersuchungen, wie z. B. diejenigen 
auf Blut, Sperma, Haare, Pulver, Schartenspuren u. a. stellen 
wegen ihrer strafrechtlichen Bedeutung und ihrer Mühseligkeit 
an das Verantwortlichkeitsgefühl, die Gewissenhaftigkeit und 
vpr allem an die Geduld des Untersuchers so hohe Anforde¬ 
rungen, daß dafür eine besondere Entschädigung billig ist. Die 
Schwierigkeit derartiger Untersuchungen kann allerdings nur 
derjenige richtig beurteilen, der sie einmal ausgeführt hat; muß 
man doch, bei ihren Ausführungen häufig um dem Drängen des 
Gerichtes nachzukommen und eine rasche Aufklärung krimi¬ 
neller Handlungen zu ermöglichen, die vorgeschriebene Dienst¬ 
zeit beträchtlich überschreiten. Falls in Zukunft eine Vergütung 
für diese besondere Mühewaltung nicht mehr gewährt wird, 
darf man sich nicht darüber wundern, wenn sich die Erledigung 
gerichtlicher Untersuchungen verzögert, was im Interesse der 
Rechtspflege gewiß zu bedauern wäre. Eine Beschränkung des 
Einkommens unter den gegenwärtigen Verhältnissen muß auch 
den Nachwuchs an den gerichtl.-mediz. Instituten gefährden. Hin¬ 
weisen möchte ich noch darauf, daß in Deutsch-Oesterreich, 
trotzdem die wirtschaftliche Lage der dortigen gerichtl.-mediz. 
Institute viel ungünstiger und schwieriger ist als die der preußi- 
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sehen, wovon ich mich jetzt persönlich überzeugen konnte, den 
Assistenten die Gebühren für alle von ihnen ausgeführten Unter¬ 
suchungen voll ausbezahlt werden. 


Zum Artikel „Apothekenwegen u. Medizinalbeamte“. 

Von Reg.- and Med.-Rat Dr. Döllner-Köln. 

Mein Aufsatz in Nr. 10 dieser Zeitschrift hat in der Phar¬ 
mazeutischen Zeitung ein Echo ausgelöst, dessen Form und 
Inhalt mich zu nachstehendem Schreiben zwang. Trotz sach¬ 
licher Unrichtigkeiten habe ich in meinem Änschreiben an 
genannte Zeitung von dem Hinweis auf § 11 des Preßgesetzes 
Abstand genommen, da ich bei einem Fachblatt für Akademiker 
voraussetze, daß es eine Replik verträgt und aufnimmt. 

Uebrigens hat ein Herr Pomp, der als Vorstand des 
Apothekervereins des besetzten Westens zeichnete, mir einen 
maschinenschriftlichen Brief geschickt, aus dem hervorgeht, daß 
er über den amtlichen Schriftverkehr des Regierungspräsidenten 
in Köln mit dem Oberpräsidenten der Rheinprovinz unterrichtet 
ist. Dieser Brief ist auf den amtlichen Weg geleitet worden 
und wird von mir nicht beantwortet werden. 

In Nr. 47 bringt die Pharmaz. Zeitung den bezeichneten 
amtlichen Bericht im Wortlaut mit einer unrichtigen Wieder¬ 
gabe des Urtextes von „80 in 80 p. c. = °/ 0 . — 

Text meines Schreibens an die Pharmazeutische Zeitung: 

Köln, 23. 6. 21. 

„Der Schriftleitung der Pharmaz. Zeitung in Berlin W 9, Linkstr. 23/24, 
überreiche ich nachstehende Zeilen in der Annahme, daß sie — als einzige und 
letzte Replik meinerseits — objektiv zur Veröffentlichung gebracht werdfcn. 

Mit aller Hochachtung 

Reg.- und Med.-Rat Dr. Döllner. 

Ihre Zeitung hat sich schon einmal mit meinem Artikel in Nr. 10 der 
Zeitschrift für Medizinalbeamte befaßt. Ihr Artikel gab mir keinen Anlaß zur 
Erwiderung, da selbstverständlich über jeden Gegenstand verschiedene Mei¬ 
nungen möglich sind und erörtert werden können. Unzutreffend war nur der 
Schlußsatz „ich wollte den Vorstand und die Mitglieder des Apotheker-Vereins 
des besetzten Westens spalten“. Das ist gar nicht nötig; denn sehr viele 
Mitglieder machen die Treibereien des Vorstandes gar nicht mit und ver¬ 
schiedene haben mir — vor wie nach meinem Artikel — erklärt, wie sie zu 
diesem Vorstand stehen. 

Ich lehne eine captatio benevolentiae ab, die sich in Aufzählung meiner 
zahlreichen nächsten Verwandten in Apothekerkreisen, meiner eigenen „Tätig¬ 
keit beim Fach“ und meinen eigenen trenfreundschaftlichen Verkehr mit Apo¬ 
theken aussprechen sollte; ich kann aber sagen, daß ich gerade durch diese 
intimen Beziehungen zu Pharmazeuten reichliche Gelegenheit batte, die in 
meinem Aufsatz berührten Punkte vorher eingehend mit Apothekern zu be¬ 
sprechen. 

Da ich vier pharmazeutische Zeitschriften regelmäßig lese, war mir ja 
auch die beliebte Tonart bekannt, über welche nach monatelangem Schweigen 
der bisherige Pharmakologe von Tübingen — selbst Apotheker!! — einen Ver- 
zweiflungsschrei losließ. 

Da ich mich als Diener der Volksgesamtheit betrachte, rechne ich immer 
wieder mit der Gelegenheit, meine eigenen Interessen jenen meiner Standes¬ 
genossen und auch jenen der mir verwandten oder befreundeten Apotheker 
hintansetzen zu müssen. 



Sitzung des Vorstandes des Preußischen Medizinalbeamtenvereins 245 


Nunmehr beschäftigt sich Ihre Zeitung in Nr. 47 zum zweiten Male mit 
meiner Person und zwar auf Grund eines amtlichen Schreibens des Regierungs¬ 
präsidenten in Köln an den Oberpräsideuten der Rheinprovinz. Ueber Gleiches 
hat mir Herr Pomp ein Schreiben zugesandt, das zurzeit dem Herrn Ober¬ 
präsidenten vorliegt. 

Wie honorige Kreise über die Verwendung amtlichen Materials, das doch 
nur auf kriminellem Wege an Private gelangen kann, denken, ist bekannt. Ich 
lehne es daher ab, über dieses Schreiben samt Ihren Bemerkungen hierzu in 
eine Debatte einzutreten. Daß man aber aus trüben Quellen auch trübes 
Material bekommt, ist klar. 

Zur Richtigstellung der Tatsachen habe ich dem Herrn Schriftführer des 
Apothekervereins in Köln Einsicht in die Akten gegeben: Ich spreche in meinem 
Referat von 80 ^ Ihr Artikel von 80°/o — P« c. — Ich führe als meine 
Quelle für die Aeußerungen des Herrn Pomp ausdrücklich den Versammlungs¬ 
bericht der Pharm. Zeitung an — aber nicht gegen diese, sondern gegen mich 
werden die lnvektiven erhoben. — Ich schreibe in meinem Aufsatz in der 
Medizinalbeamten-Zeitschrift: „Die Apotheken die stets gut befunden wurden etc. 
dürften auch nicht die Urheber der Bewegung sein.“— Ihre Zeitung (bezw, 
der Unterzeichnete Vorstand des Apothekervereins des besetzten Westens — 
Namen fehlen 1!) schreibt: „die Urheber seien sicher“ 

Jedes Wort zu einer solchen Polemik wäre Ueberfluß! 

Daß man meine Fußnote über den Artikel Kuttners einfach tot¬ 
schweigt, ist auch so ein Mittelchen ehrlicher Kampfesweise! Herr Kuttner 
ist ja Apotheker!! ^ 

Dazu schreibt der auf ungesetzlichem Wege in unberufene Hände ge¬ 
langte amtliche Bericht, daß der Anstoß hierzu von einem Landrat ausgehe, 
aber nicht dieser, sondern der Regierungs- und Medizinalrat wird als Urheber 
hioge8tellt — die Hetze geht ja gegen den Verwaltungsmediziner! Der 
Medizinal beamte, der im Fachblatt seiner Amtsgenossen — nicht in der Tages¬ 
presse wie z. B. in der Koblenzer Zeitung!! — Fachfragen bespricht und often 
mit Namen und Amtscharakter zeichnet, ist für gewisse Leute ein rotes Tuch! 

Außer den Herren, mit welchen ich persönlich gesprochen habe (noch In 
den letzten zwei Tagen drei!)'schlage ich den Herrn Apothekern als Beweis¬ 
mittel dafür, daß die Ansichten des Herrn Pomp und der Pharmazeutischen 
Zeitung in Apothekerkreisen durchaus nicht einheitlich gebilligt werden, die 
Lektüre von Folgendem vor: Das Protokoll der Hauptversammlung des D. Ap. V. 
in Berlin (Pharm. Zeitung Seite 468/69), der starke Mann aus dom Westen 
(Zentralblatt für Pharmazie Nr. 15), Angestelltenbesoldung und Apothekon- 
vermebrnng (ebendort 1920 Nr. 38). 

Mit der anonymen Zusendung von Ausschnitten aus Fachblättern — 
selbst wenn sie noch so schön rot und blau angestrichen und unterstrichen 
sind, bitte ich, mich nicht mehr zu belästigen, da sie ja doch nur die wohl¬ 
verdiente Versenkung in den Papierkorb erfahren. 

Im übrigen soll diese kleine Auseinandersetzung meiner angestammten 
und erworbenen Neigung zum Apothekerstand keinerlei Abtrag tun, zumal ich 
das Verhältnis zu den Apothekern meines Amtsbezirks als das denkbar günstigste 
betrachte; insoweit nicht die übergeordneten Interessen der Gesamtheit mich 
su sachlicher Objektivität auch gegen einen einzelnen zwingen. 

D öllner.“ 


Ans Versammlungen und Vereinen. 

SltiugdesVorslandesdesPreussischenlledlilnRlbeamteB- 
vereine in Berlin. Hospiz am Bahnhof Frledrlehntraase, 
▲lbrechtstrasse 8, am Sonntag, den 19. Jnnl 1991. 

Anwesend die Herren: 

L Geh. Med.-Rat Dr. Wodtke-Jena, Vorsitzender, 

2. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Strassmann-Berlin, stellvertr. Vorsitzender, 

8. Med.-Rat Dr. Bundt-Halle a. 8., Schriftführer, 

4. Med.-Rat Dr. Geisseler-Potsdam und als Gäste die Vorstandsmitglieder 
der Medizinalbeamtenv« reußis«.., ( r in Groß-Berlin, 1. Med.-Rat Dr. Ro- 
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gowski, 2. Kreisarzt Dr. Guttwein und 3. Kreisarzt ;Dr. örimm- 
Berlin. 

Entschuldigt wegen Krankheit: Geb. Med.-Bat Prof. Dr. Bapmund- 
Bad Lippspringe. 

Der Vorsitzende begrüßt die Versammlung und stellt die rechtzeitige 
Ladung sämtlicher Vorstandsmitglieder fest 

I. Den ersten Gegenstand der Beratung bildet das Verhältnis des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins zu den übrigen Beamtenverbftnden, 
wozu der Antrag Bapmund vorliegt, aus dem Bunde höherer Beamter wegen 
der geringen aus dem Anschlüsse erwachsenden Vorteile wieder auszuscheiden. 
Jn lebhafter Erörterung wird das Für und Wider der Beteiligung unseres 
Vereins an anderen Beamtenverbänden, namentlich an dem Buna höherer Be¬ 
amter oder an der Berufsvereinigung höherer Verwaltungsbeamter behandelt 
Während die Berliner Kollegen von dem korporativen Anschluß ihrer Berliner 
Vereinigung an die Vereinigung höherer Verwaltungsbeamter eine Förderung 
ihrer wirtschaftlichen Belange und ihrer Stellung erwarten, sieht der Vorstand 
darin eine Schwächung des Preußischen Medizinalbeamtenvereins und ist der 
Meinung, daß nicht das Vertrauen auf artfremde Beamtenverbände von Vorteil 
sei, sondern nur ein festes Zusammenhalten der Medizinalbeamten und unver¬ 
brüchliches Festhalten an unserem Berufsverein uns helfen und unseren Forde¬ 
rungen das nötige Gewicht verleihen können. 

Nach dem Bericht des Med.-Bats Dr. Bogowski gehören der Berufs¬ 
vereinigung höherer Verwaltungsbeamter zurzeit 160 Kreisärzte an, die zu¬ 
meist durch das Gefühl in diese Vereinigung getrieben seien, dort einen starken 
Bttckhalt nicht nur für ihre Bestrebungen auf wirtschaftliche Besserstellung, 
sondern auch in ihrem Kampfe gegen die drohende Kommunalisierung der 
Kreisärzte zu haben. Die Not der Berliner Kreisärzte sei wegen ihrer nur 
geringen vertrauensärztlichen Tätigkeit groß und man dürfe ihnen deshalb die 
Hinneigung zu den höheren Verwaltungsbeamten, in denen sie gewissermaßen 
eine Bttckversicherung sähen, nicht verdenken. In diesem Anschlüsse liege 
keinesfalls eine Stellungnahme gegen den Preußischen Medizinalbeamtenvereia, 
dessen treue Mitglieder sie nach wie vor bleiben wollen. Sie bäten allerdings 
um häufigere und lebhaftere Verhandlungen über die wirtschaftliche Lage und 
Stellang der Medizinalbeamten in den Vorstandssitzungen und den Haupt¬ 
versammlungen des Vereins, sowie auch in der Zeitschrift für Medizinalbeamte. 
Außer durch Eingaben an die Ministerien und Parlamente müsse der Vorstand 
auch durch persönliche Bücksprachen seinen Forderungen bei den Ministerien 
und Volksvertretern Nachdruck geben. 

Geheimrat Dr.Wodtke und Med.-Bat Dr. Bundt erstatten darauf eine 


Uebersicht über die Tätigkeit des Vorstandes seit dem 
1. Januar 1921, aus der hervorgeht, daß der Vorstand es keineswegs an 
der notigen Energie und Zähigkeit bei der Vertretung der Interessen der 
Medizinalbeamten hat fehlen lassen. Einzelne Forderungen, wie die Besser¬ 
stellung der nichtvollbesoldeten Kreisärzte, die Erhöhung der Gebühren, die 
Bewilligung einer Aufrückungsklasse für Kreisärzte sowie für Begierungs- und 
Medizinalräte seien schon erfüllt, die beschleunigte Ausschreibung sämt¬ 
licher offener Kreisarztstellen nach unseren Vorschlägen sei uns zugesagt, die 
Erhöhung der Dienstaufwandentschädigung stehe in Aussicht, Eingaben wegen 
Erhöhung der Beisekosten, Ueberlassung der gerichtsärztlichen Gebühren an alle 
Kreisärzte, Verleihung angemessener Amtsbezeichnungen seien noch nicht erledigt. 

Der langsame und nicht immer ganz unseren Wünschen entsprechende 
Fortgang unserer Arbeit sei, wie Geheimrat W o d t k e ausführt, nicht Schuld 
des Vorstandes, sondern sei wesentlich durch die Art der Organisation der 
Gesundheitsverwaltung bedingt; nur durch eine Neuordnung dieser von Grund 
aus könne eine durchgreifende Besserung erreicht werden. Das Ziel müsse 
die Uebernahme der Gesundheitsverwaltung durch das Reich unter Loslösung 
von der Polizeiverwaltusein mit einem Beichsgesundheitsamte als selbständige, 
unpolitische Zentralbehörde, das mit eigener Exekutive und initiative auszu¬ 
statten ist, und mit Gesundheitsämtern in den Ländern, Bezirken und Kreisen. 


In der weiteren Aussprache wurde eine vollständige Ueberein- 
stimmungin diesen Fragen erreicht. Es wurde beschlossen, vorerst eine 
Aenderung nicht eintreten zu lassen, sonder^ 0Q dlungnahme des Preußisohen 
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Medizinalbeamtenvereins za den anderen Beamtenverbänden auszusetzen, bis 
der in Aassicht stehende Zusammenschluß des Bandes höherer Beamter, der 
Bernfsvereinigung höherer Verwaltungsbeamter und des Deutschen Richter¬ 
vereins zum Reichsbund höherer Beamter Deutschlands entschieden sei. 

II. Bei Punkt II der Tagesordnung „Organisationsänderung des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins“ kamen die nachstehenden Anträge 
Wodtke und Rapmund zur Besprechung. 

a) Antrag Wodtke: „§ 8a. Der Vorstand kann zur Vorbereitung wich¬ 
tiger organisatorischer und wirtschaftlicher Fragen eine Vertreterversamm¬ 
lung berufen. Die Vereinsmitglieder jeder Provinz wählen schriftlich aus 
ihrer Mitte auf die Dauer von 3 Jahren einen Vertreter und einen Stell¬ 
vertreter. Der Vorstand veranlaßt und leitet die Wahl. Der Bezirk Schneide¬ 
mühl bildet mit der Provinz Pommern, der Bezirk Marienwerder mit der 
Provinz Ostpreußen, Hohenzollern mit der Rheinprovinz, einen Wahlverband. 
Die Kosten der Vertreterversammlung trägt die Vereinskasse.“ 

b) Antrag Rapmund: Zu § 8 der Satzungen: „Damit der Vorstand in 
ständiger Fühlung mit den Vereinsmitgliedern in den einzelnen Provinzen 
bleibt und Kenntnis von ihren Wünschen in Bezug auf ihre Stellung und 
amtliche Tätigkeit hat, haben die Vereinsmitglieder in jeder Provinz aus 
ihrer Mitte einen Vertrauensmann und Stellvertreter für diesen auf je 
3 Jahre zu wählen. 

Der Vorstand ist berechtigt, diese Vertrauensmänner zur Vertretung 
wichtiger organisatorischer und wirtschaftlicher Fragen zu einer Vorstands- 
sitzung hinzuzieben, in der sie dann dieselben Rechte besitzen wie die 
übrigen Vorstandsmitglieder. Die hierdurch entstehenden Kosten trägt 
die Vereinskasse.“ 

Es wird hierbei seitens der Berliner Kollegen das Bedenken geltend ge¬ 
macht, daß bei einer Vertreterwahl durch alle Mitglieder in BerSn, wo die 
nicht staatlich beamteten Vereinsmitglieder überwiegen, kein Kreisarzt in die 
Vertretung hinein käme. Auch Geheimrat Strassmann teilt diese Befürch¬ 
tung und will bei einer Satzungsänderung nur staatlich angestellte Aerzte 
als ordentliche Mitglieder geführt wissen und als Vorstandsmitglieder — und 
Vertreter zulassen. 

Die Versammlung einigt sich schließlich auf folgende Fassung des Zu¬ 
satzes zu § 8 der Satzungen: 

„Zar Vorbereitung besonders wichtiger organisatorischer und wirtschaft¬ 
licher Fragen kann der Vorstand zu einer erweiterten Vorstandssitzung Vertreter 
der Mitglieder des Vereins hinzuziehen, die nach dem im Anträge Wodtke 
angegebenen Verfahren gewählt werden. 

Eine Sitzung des erweiterten Vorstandes soll zur Hauptversammlung 
des Vereins in Nürnberg berufen werden, in der die beantragte Aenderung der 
Satzungen sowie ein Antrag Rapmund, der den Verein nach dem Muster des 
Bayerischen Medizinalbeamtenvereins umgestalten will, vorberaten werden soll, 
so daß er der Hauptversammlung zur Beschlußfassung vorgelegt werden kann. 

III. Durch Erlaß vom 1. VI. 21 I M I 1812 hat der Minister für Volks¬ 
wohlfahrt den Vorstand des Preußischen Medizinalbeamtenvereins anfgefordert, 
zu den Verordnungen über die Bildung eines Landesgesundheitsrates sowie 
Uber die Bildung gerichtsärztlicher Ausschüsse in den Provinzen im Hin¬ 
blick auf die zu erlassenden Ausführungsbestimmungen, sich zu äußern. 

Es wird als wünschenswert erklärt, daß bei der Ernennung der Mit¬ 
glieder des Landesgesundheitsrates die Provinzen ausreichend berück¬ 
sichtigt werden und daß auch mehrere Medizinalbeamte, die nicht der Zentral¬ 
instanz angehören, zu Mitgliedern ernannt werden. Ferner wird für den 
Prüfungsausschuß für die Befähigung zur Verwaltung einer Stelle als be¬ 
amteter Arzt die Zuteilung eines Medizinalbeamten, der nicht der Zentral¬ 
behörde angehört, als notwendig bezeichnet. Bei der Zuteilung zu den ein¬ 
zelnen Ausschüssen Präsidenten werden außer der Geeignetheit auch 

die Wünsche der Ibeachten sein. 

Für den Vor r ichtsärztlichen Ausschusses soll 

die Amtsbezeichnu ngsrat“ und für das ständige Mitglied 

die als „Obermedi „^ocnlagen werden. Zugleich soll zum Ausdruck 

gebracht werden, c Preußische Medizinalbeamtenverein cs für selbstver- 
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stündlich halt, daß die Ton dem gerichtsürztlichen Ausschüsse für Gutachten usw. 
zu erhebenden Gebühren den beteiligten Mitgliedern für ihre Arbeit verbleiben. 

IV. Ger Schriftführer gibt Kenntnis von der Tätigkeit des Vorstandes 
sowie über die verschiedenen Eingaben an Minister und Landtag betreffend 
die wirtschaftliche Besserstellung der preußischen Medizinalbeamten nnd 
die Hebung ihrer Stellung; er erwähnt hierbei, daß dem Vernehmen nach 
für die Kreisärzte die Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat" vorgesehen 
sei. Es wird darauf beschlossen, in einer Eingabe an den Minister diese Amts¬ 
bezeichnung, die eine schwere Benachteiligung unseres Standes gegenüber den 
Aerzten der Versorgungsämter mit der Amtsbezeichnung „Regierungsmedizinal- 
rat" bedeutet, auf das Entschiedenste abzulehnen, und aufs neue die Amts¬ 
bezeichnung „0 b e r r e g i e r u n g s r a t" für die jetzigen Regiernngs- und Medi¬ 
zinalräte" und für die Kreisärzte „Kreisarzt und Medizinalrat" bezw. 
arzt und Obermedizinalrat" für die älteren wie in Bayern zu 

Zu V. kommen Anträge und Eingänge zur Verhandlung. 

a) Zum Antrag Rapmund, eine Eingabe um Erhöhung des Ruhe¬ 
gehalts der Altpensionäre, namentlich derjenigen Regierungs-und 
Medizinalräte, die' in ihrem Amt die pensionsfähige Zulage von 600 M. 
erhalten hatten, einzureichen, wird beschlossen, Geheimrat Rapmund 
noch um eine genaue Begründung zu bitten. 

b) In der Frage der Anfechtbarkeit der Gesetzlichkeit des Ge¬ 
setzes über die Altersgrenze, zu welcher der Verein höherer 
Beamter auf Grund eines ihm erstatteten Rechtsgutachtens eine ablehnende 
Stellung einnimmt, sollen noch Erkundigungen bei anderen Beamtenver¬ 
bänden, die gerichtliche Klage erhoben haben sollen, eingezogen werden. 

Inzwischen werden die zwangsweise in den Ruhestand versetzten 
Kollegen gebeten, sofort Einspruch gegen ihre Pensionierung zu erheben, 
um die Einspruchszeit (6 Monate) zu wahren. 

c) Ueber den Entwurf eines Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes 
berichtet Geh. Rat W o d t k e. Er führt aus, daß in dem Gesetz zwar die 
gesundheitliche Fürsorge für Jugendliche und ihr körperliches Gedeihes 
eine große Rolle spielen, daß aber im ganzen Gesetzentwurf und in seiner 
Begründung ebensowenig der Aerzte wie vollends nicht der Medizinal¬ 
beamten irgendwie Erwähnung getan wird. Er stellt die Forderung auf, 
daß dem beamteten Arzt in gleicher Weise, wie in dem Gesetzentwurf für 
den Vormundschaftsrichter vorgesehen sei, die Berechtigung gegeben werden 
müsse, an allen Sitzungen des Jugendamtes mit beratender Stimme teilzu- 

. nehmen und unter Umständen auch die Möglichkeit, Leiter eines Jugend¬ 
amtes zu sein, offen gehalten werden müsse. Es wird beschlossen, eine 
dahingehende Eingabe an den Herrn Minister zu machen. 

d) Zum Gesundheitsf ürsorgetag, der am 25. Juni in Berlin tagt, ist 
eine Einladung durch den Leiter des Berliner Fttrsorgeamtes, Dr. Tugend¬ 
reich , eingegangen. Med.-Rat Gr. Rogowski und Kreisarzt Dr. G u 11 - 
wein werden mit der Vertretung des Preußischen Medizinalbeamtenvereins 
beauftragt. 

e) Gern Verein für Volkshygiene tritt der Preußische Medizinal¬ 
beamtenverein vorbehaltlich der Zustimmung durch die Hauptversammlung 
als körperschaftliches Mitglied bei. 

f) Ger Anregung zur Herausgabe eines neuen Jahrgangs des Kalenders 
für Medizinalbeamte gibt der Vorstand zunächst keine Folge und 
beschließt die Angelegenheit bis nach Fertigstellung der in Vorbereitung 
befindlichen neuen Medizinalgesetze wie Hebammengesetz, Dienstan¬ 
weisung usw. zu vertagen. Er will aber den Schriftleiter der Zeit¬ 
schrift für Medizinalbeamte ersuchen, ein Verzeichnis der Medizinalbeamten, 
wie es bisher im Beiheft zum Kalender gebracht wurde, als Sonderbeilage 
der Zeitschrift zu mäßigem Preise zu liefern. In diesem Verzeichnis 
sollen die Medizinalbeamten in Aufrückungsstellen durch fetten Druck 
hervorgehoben werden. 

g) Ger Antrag der Medizinalbeamtenvereinigung für den Bezirk 
Arnsberg auf Umwandlung des MedizinalbeamtenvereinB 
in einen Bund von Bezirksvereinen im Sinne des unter II am 


.Kreil 

fordern. 
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Schlosse erwähnten Antrags Rapmund wird auf der Hauptversammlung 
in Nürnberg znr Verhandlung gelangen. 

Es soll auf der Hauptversammlung dem Antrag der Medizinalbeamten 
des Bezirks Arnsberg gemäß, entschieden Stellung genommen werden 
gegen die Bestrebungen zur Kommunalisierung der Kreis* 
ärzte, die durch Vernichtung des staatlichen von den Gemeinden un¬ 
abhängigen Medizinalbeamtenstandes der Volksgesundheitspflege aller¬ 
schwersten Schaden bringen würde. 

Zu der Eingabe des Bezirksvereins Arnsberg an die Reichsver¬ 
sicherungsanstalt, betreffend Erhöhung der Gutachten- 

S ebühren, wird beschlossen, den Erfolg der Eingabe abzuwarten, bevor 
er Medizinalbeamtenverein als solcher Stellung nimmt, 
h) Nach einem kurzen Vortrag des Schriftführers über die wirtschaft¬ 
liche Lage des Preußischen MedizinalbeamtenVereins wird 
beschlossen, der Hauptversammlung einen Antrag vorzulegen, der noch 
für 1921 eine Erhöhung des Beitrags auf 60 M. vorschlägt. 

Eine weitere Erhöhung für spätere Jahre wird unvermeidlich sein, 
da die Anforderungen an den Verein durch die Teuerung aller Bürobedürf¬ 
nisse und der Reisekosten sowie durch die erhöhte Ausgabe für die Zeit? 
schrift sehr erheblich gestiegen sind. Die geldlichen Forderungen 
an die Mitglieder des Preußischen Medizinalbeamtenvereins müssen, wie 
allgemein anerkannt wird, im Vergleich mit denen anderer Standesvereine 
noch immer sehr bescheiden genannt werden. 

Dr. B u n d t, Schriftführer. 


Zusatz: Der im Beschluß zu II erwähnte Antrag Rapmund über die 
künftige Organisation des Vereins lautet: 

.Die Organisation wird dahin geändert, daß Organe des Vereins 
künftighin sind: Landesvorstand, Landesversammlung und Ver¬ 
tretertag, Bezirksvorstände und Bezirksvereine. 

Der Landesvorstand besteht aus 11 Mitgliedern und zwar aus je 
einem für Groß-Berlin, die Provinzen Ostpreußen (einschließlich des Bezirks 
Marienwerder), Brandenburg, Pommern (einschließlich des Bezirks Scbneidemühl), 
Schlesien, Sachsen, Schleswig - Holstein, Hannover, Westfalen, Hessen-Nassau 
und Rheinland (einschließlich Hohenzollern) von den Vertretern der Bezirks- 
Vereine der betreffenden Provinzen auf drei Jahre zu wählenden Mitgliedern. 
Die Vorstandsmitglieder haben aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen 
Schriftführer sowie je einen Stellvertreter zu wählen. 

Die dem Landesverein angehörenden Mitglieder eines Regierungsbezirks 
bezw. von Groß-Berlin bilden einen Bezirksverein, für den ebenfalls ein 
Bezirksvorstand zu wählen ist, der mindestens aus einem Vorsitzenden und einem 
Schriftführer sowie aus je einem Stellveitreter für diese zu bestehen hat. Die 
Medizinalbeamten des Bezirks Schneidemühl werden hierbei den Reg.-Bez. 
Köslin, diejenigen von Hohenzollern dem Reg.-Bez. Koblenz zuerteilt. Jeder 
Bezirksverein hat das Recht, auf je 20 angefangene Mitglieder einen Ver¬ 
treter und Stellvertreter zu dem Vertretertage zu wählen; die Vertreter 
der Bezirksvereine einer Provinz haben aus ihrer Mitte ein Mitglied für den 
Landesvorstand und einen Stellvertreter zu wählen. 

Alljährlich muß mindestens eine SitzungdesLandesvorstandes, 
ein Vertretertag, eine Landesversammlnng und eine Bezirks- 
Versammlung abgehalten werden und zwar der Vertretertag in der Regel 
unmittelbar vor der Landesversammlung. Die Kosten für die Teilnahme der 
Vorstandsmitglieder an den Vorstandssitzungen und am Vertretertage hat die 
Kasse des Landesvereins, die Kosten für die Teilnahme der Vertreter der Be¬ 
zirksvereine an dem Vertretertage die Kasse dieser Vereine zu tragen. 

Begründung: Die vorgeschlagene Organisation ist im Interesse des 
Vereins unbedingt nötig; sie ermöglicht nicht nur eine ständige und enge 
Fühlung des Vorstandes mit den Vereinsmitgliedern, sondern auch eine größere 
und wirksamere Mitarbeit der Mitglieder bei allen Bestrebungen des Vereins. 
Nachteilige .Sonderbestrebungen werden auf diese Weise am besten vor*- 
gebeugt und ein einheitliches Auftreten des Vereins nach außen hin; ge: sichert. 
Die Organisation entspricht auch den Wünschen der Medizinalbeamten -(*• den 
Beschloß der Medizinalbcatnlcn des Reg.-Bez. Arnsberg; einen gleic’öeu l* f - 
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schloß haben die Medizinalbeamten des Reg.-Bez. Minden gefaßt; aaf dem¬ 
selben Standpunkte stehen die Medizinalbeamten des Reg.-Bez. Hildesheim; 
auoh sonst ist man bestrebt, Bezirksvereine za gründen, wo solche noch nicht 
bestehen.“ 


Kleinere Mitteilungen n. Referate aus Zeitschriften. 

Hygiene und öffentliches Gesundheitswesen. 

1. Soziale Hygiene. 

Die Zunahme der Körpergröße des deutschen Volkes vor dem Kriege, 
Ihre Ursachen und Bedeutung für die Wiederherstellung der deutschen 
Volkxkraft. Von Stabsarzt Dr. Mein sb aasen. Archiv für soziale Hygiene; 
Bd. 14, H. 1. 

Die Zunahme der Körperlänge (1,2 cm) and Breite (1 cm) findet sich 
nicht nar bei der männlichen Bevölkerung der Groß- and Mittelstädte, sondern 
auch in den Kleinstädten und auf dem Lande. Je größer die Geburtsgemeinde, 
desto größer, schmächtiger nnd im allgemeinen auch leichter ist die Bevölke¬ 
rung ; dies ist bedingt durch den mit der Einwohnerzahl steigenden Anteil der 
im Stubenhockerberufe and in geschlossenen Räumen Tätigen. Die Erhaltung 
und Schaffung einer zahlreichen neuen Landbevölkerung ist daher die dringendste 
Aufgabe. Zur Erzielung einer kräftigen Stadtbevölkerung ist die Heranziehung 
der gesamten schulentlassenen männlichen Jugend zum Turnen und Sport er¬ 
forderlich. Dr. W o 1 f - Hanau. 



2. Statistik. 

Der erste Gesundheitsbericht über die Kriegszeit aus Glasgow und 
anderen Städten Großbritanniens. Von Prof. Dr. G. H. Sieveking in 
Hamburg. 

Der erste Gesundbeitsbericht, der uns aus Großbritannien wieder zugeht, 
kommt aus Glasgow. Er umfaßt die Jahre 1914 bis 1919 und gibt, da Glasgow 
an Einwohnerzahl und Lebensart Hamburg ungefähr gleichsteht, einige nicht 
unwichtige Vergleichspunkte. Der Wechsel der Bevölkerung Glasgows ent¬ 
spricht allerdings nicht annähernd demjenigen Hamburgs. Seine Einwohner¬ 
zahl und damit die Wohnungsdürftigkeit haben stetig langsam zugenommeu 
(1914: 1055930 Einw., 1919: 1114656 Einw.) ebenso die Zahl der bewohnten 
Häuser. Die Stadt Hamburg halte dagegen 1914: 1080983 Einw., 1919: 
985093 Einw. Die Zahl der Geburten ist in Glasgow dementsprechend von 
29455 in 1914 auf nur 23515 in 1918 am tiefsten gesunken. Hamburg ver¬ 
merkte 1914: 21812, dagegen 1917 nur 9263 und 1918: 9674 Geburten. Der 
allgemeine Gesundheitszustand Glasgows hat sich, gemessen an der 
allgemeinen Sterblichkeit, gehoben. Es wird eigens betont, daß nach überein¬ 
stimmendem Urteil der Fürsorgerinnen die Ernährungs-und Wohnungsverhältnisse 
sowie die allgemeine Lebenshaltung sich besserten, besonders die Ernährung der 
Kinder. Trunkenheit nahm merklich ab. Der Einfluß der schweren Influenza- 
Pandemie vom Herbst 1918 und Winter 1918/19 tritt allerdings auch dort 
hervor. Abgesehen von der Besserung der allgemeinen Lebensführung und 
zwar der Ernährung trifft alles ebenso auch für Hamburg zu. Die Säuglings¬ 
sterblichkeit auf die Zahl der Geborenen berechnet gibt in Hamburg sogar 
ein günstigeres Bild. Auch in Glasgow ist das Fürsorgewesen einschließlich der 
Kleinkinder- und Schwangerenfürsorge während der Kriegszeit stark ausgebaut 
worden, ganz wie bei uns. Ebenfalls stimmen beide Städte darin überein, daß 
die Säuglingssterblichkeit der unehelich geborenen Kinder mehr als die der 
ehelichen zurückgegangen ist Auffallend und für uns nicht so nachweisbar ist 
die verhältnismäßig starke Verminderung der Todesfälle an Verdauungs¬ 
störungen bei den weiblichen Säuglingen Glasgows. Von den übertrag¬ 
baren Krankheiten nahm bei Diphtherie die Zahl der Fälle zu, aber ihre 
Schwere und damit die Todesziffer ab. Scharlach, drüben besonders gefürchtet, 
- j|kg an Ausdehnung und Schwere zurück. Abdominaltyphus erreichte 
einäir&üher nie gekannten Tiefstand. Der schulärztliche Dienst half eine größere 
Zahl u'oa einheimischen Trachomfällen aufspüren. Bei 3 Fällen von 
Milzbrand wurde der Rasierpinsel als corpus delicti erkannt, einer davon 
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f «horte zu einer ans Japan eingeführ ten Sendung. Die Lungentuberkulose 
at in Glasgow wie in rast allen vermerkten Städten stetig abgenommen. Ein¬ 
zelne Städte lassen allerdings den Einfluß der Influenza-Pandemie deutlich 
erkennen (London, Liverpool). Fleckfieber fälle wurden in ulasgow 1988 : 66, 
1919: 88 bekannt, in den übrigen Jahren nur vereinzelt. Von Pocken blieb 
die Stadt verschont, nur steckten zwei zugereiste Schiffer je 1918 und 1919 
einige Personen an. Infolge der Gewissensklansei ging die Zahl der erfolgreich 
geimpften Kinder von 84,6 °/o in 1905 auf 54,4 °/o in 1918 zurück. Im Jahre 
1918 machten 26,6°/o von der Gewissensklausel Gebrauch. Der Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten wurde auch dort besondere Sorge zu- 

S ewandt F&r Männer und Frauen sind getrennte Fürsorgestellen eingerichtet; 
en Aerzten wird auf Grund einer behördlichen Verfügung von 1916 die 
Diagnose und Behandlung von Geschlechtskranken auf alle mögliche Weise 
erleichtert Die angofügten Zahlenreihen werden allgemein willkommen sein: 

1914 | 1915 | 1916 | 1917 | 1918 | 1919 


I. Allgemeine Sterblichkeit auf 1000 Lebende: 


Hamburg (Stadt).13,1 13,7 14,3 | 17,8 19,4 14,1 

Glasgow.16,6 18,8 15,2 j 16,1 16,5 16,4 

Edinburgh.15,5 16,6 14,6 14,9 15,2 16,5 

London.' 14,6 16,8 14,7 16,7 19,2 13,6 

Liverpool.19,8 19,6 19,1 18,4 21,9 17,1 

Birmingham.. . 15,2 14,9 14,3 18,0 16,2 13,7 

Ei. Säuglingssterblichkeit auf 100 Geborene: 

Hamburg (Stadt).12,6 11,1 11,6 11,5 11,5 9,5 

Zahl dor Todesfälle .... 2685 1808 1297 1061 1114 1434 

Glasgow.13,3 14,8 11,1 12,9 11,3 11,4 

Edinburgh.11,0 18,2 10,0 12,3 9,4 11,7 

London. 10,4 11,2 8,9 10,4 10,8 8,5 

Liverpool ..14,0 13,3 11.8 11,6 12,6 10,9 

Birmingham. 12,2 11,8 10,4 9,8 9,7 8,9 


III» Sterblichkeit an Lunggentuberkulose auf 1000 Lebende: 


Hamburg (Stadt). 1,13 1,29 1,44 2,07 2,26 1,78 

Glasgow. 1,30 1,87 1,82 1,27 1,24 1,04 

Edinburgh. 1,17 1,14 1,08 1,18 9,6 9,6 

London. 1,48 1,60 1,63 1,71 1,78 1,22 

Liverpool. 1,63 1,86 1,81 1,97 2,08 1,45 

Birmingham. 1,23 1,38 1,31 1,86 1,85 1,16 


Die Zahlen für die Großbritannischen Städte sind dem Glasgower Bericht 
entnommen. Für die Vergleichbarkeit hinsichtlich ihrer Berechnung unter¬ 
einander nnd mit Hamburg kann keine Gewähr übernommen werden. 


Besprechungen. 

Prot Dr. L Lewin- Berlin: Die Gifte in der Weltgeschichte. Allgemein 
verständliche Untersuchungen der historischen Quellen. Verlag von Julius 
8p ring er. Berlin 1920. Gr. 8"; 596 S. Preis: Geh. 56, geb. 68 M. 

Obwohl das Buch die zeitgenössischen toxiko-historischen Arbeiten über¬ 
haupt nicht erwähnt, kann es trotzdem den Facbgenossen zur Anschaffung 
empfohlen werden, da es eine zur diflerentialdiagnostischen Kritik anregende 
Lektüre bietet Vergl. z. B. die Behauptung (8. 349) Bernhard von Sachsen- 
Weimar sei nicht an Fleckfieber gestorben, weil dieses nicht plötzlich einsetze 
und nicht vor Ablauf einer Woche töte, oder den Widerspruch (S. 253), daß 
bei perforierendem Magengeschwür unter allen Umständen Erbrechen eintreten 
müsse und (S. 303) das Erbrechen beim perforierenden Magengeschwür nicht 
vorhanden zu sein brauche u. s. f. Leider verbietet der mir zur Verfügung 
stehende Raum des näheren anf das Werk einzugehen, da andernfalls die 
Adnotationen dazu allerdings gleichfalls ein Bnch füllen könnten. 

Friedrich Kanngießer. 
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Tagesnachrichten. 


Tagesnachrichten. 

Dem Reichstag ist ein Entwarf zur Abänderung des Angestelltenver- 
gicherungsgesetzes zagegangen, in dem die Yersicherangsgrenze von 15000 aaf 
28000 M. erhöht wird and die Bildung von nean Gehaltsklassen vor¬ 
gesehen ist (bis 1500, 1500—3000, 3000—4000, 4000—5000, 5000—6000, 6000 
bis 8000, 8000—10000, 10000—15000 and 15000—28000 M.). Die Monats¬ 
beiträge in diesen Klassen sollen 15,60, 24,60, 30,60, 37,20, 43,20, 55,20, 
68,20, 80,40 and 98,40 M. betragen. Dementsprechend ist aach eine Erhöhung 
des Rahegeldes vorgesehen. Danach wird allen Gehaltsklassen gleichmäßig 
eine Grundgebühr von 360 M. and eine Teuerungszulage (vorläufig bis 
31.12. 1926) von monatlich 50 M. gleich 600 M. im Jahre gewährt; hierza 
kommen die Steigerangssätze für jeden entrichteten vollen Monatsbeitrag, die 
für die einzelnen Gehaltsklassen aaf 1,50, 3, 4, 5, 6, 8, 10, 12 and 15 Mark 
festgesetzt sind, so daß das Rahegehalt nach 10 Beitrittsjahreu in der ersten 
Gehaltsklasse 360 -f- 600 -|- 10 X 18 = 180, zusammen 1140 Mark beträgt, in 
der nennten Gehaltsklasse 360 -f- 600 + 10 X 150 = 1500, zusammen 2460 M., 
nach 40 Beitrittsjahren werden sich diese Rahegehälter auf 1680 M. and 
6960 M. erhöhen. . 


Aas dem preußischen Landtage. Der Bevölkerangsausscliuß des preußi¬ 
schen Landtages hat beschlossen, die Staatsregierang za ersuchen, dem Land¬ 
tage mit großer Beschlennigang ein Gesetzentwurf über die Anzeigepflicht 
bei offener Tnberknlose vorzulegen. 


In Sachsen sind dnrch Verordnung vom 2. Juni 1921 die Sätze in Ziffer 
6—57 der Gebührenordnung für Aerzte, Chemiker, Pharmazeuten und 
Hebammen bei gerichtlich-medizinischen und medizinal-polizeilichen Ver¬ 
richtungen bis aaf weiteres am weitere 150 °/o, also insgesammt am 200 °/ 0 
erhöht. 


Das jetzt bekannt gegebene Ergebnis der in der Zeit vom 15. November 
bis 14. Dezember 1919 stattgefundenen Zählung der Geschlechtskranken im 
Deutschen Reich hat 136 000 Kranke ergeben, also rnnd 22 aaf 10000 Einwohner 


Pr eus Bischer Medizinal beamten verein. 

Bekanntmachung. 

Der Vorstand beabsichtigt, der Hauptversammlung In Nürnberg 
am fO. und li. September ds. Js. Anträge za unterbreiten, die eine 
Erweiterung des Vorstandes für die Erörterung besonders wichtiger Vereins¬ 
angelegenheiten bezwecken. Die Vorberatnng dieser Anträge soll aaf Be¬ 
schluß des Vorstandes bereits gelegentlich der diesjährigen Hauptversammlung 
durch eine Versammlung von Vertretern aller Provinzen geschehen. 

Die Vereinsmitglieder einer jeden Provinz werden daher gebeten, aas 
ihrer Mitte einen Vertreter und dessen Stellvertreter in der Weise za wählen, 
daß sie bis zam 10. Angnst ds. Js. dem Schriftführer des Vereins, Herrn 
Med.-Rat Dr. Bnndt in Halle a. S., durch Einsendung eines mit Wohnort und 
Namensanterschrift versehenen Stimmzettels die gewünschten Herren Kollegen 
benennen. Der Vorstand wird das Ergebnis der Wahl feststellen und bekannt geben. 

Der Bezirk Marienwerder wählt mit der Provinz Ostpreußen, der Bezirk 
Schneidemühl mit der Provinz Pommern, der Bezirk Sigmariogcn mit der 
Rheinprovinz. 

Jena, den 27. Jani 1921. 

Der Vorsitzende 

Dr. W o d t k e. 


Verantwortlich für die Sehrifttcltung: Prof. Dr. fUpmund, Geh. Med.-Hat ln Uppflpringc. 
Druck von J. C. C. Bruns, Minden i. W. 
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INHALT. 


AbkudlgsfM: 

Ueber Bterbehflf« (BüthiDAile), Von Dr. 

Heyn.258 

Krankenbaualnfektlonen. Von Dr. Rath. 

mann.268 

Aas Voraammmnyn aad Voroinoa. 
Bericht über die am 22. Kai d. J. in Stuttgart 
(Voriragsaaal de* früheren Medizinal- 


koUegiams) abgehaltene leobiehnte 

Jahresversammlung des WÜHUabergi« 

•oben Medislnalbeamtenrereian • , . 884 

Tigsmehrlohtsi. 80 t 

BtUagss 

Rechtsprechung % . *88 

Medfslnalgesatcgebnng . . . • . * ^ 


Geschäftsstelle and Versand für die Mitglieder des Medlztnalbeamtca- 
Vereins durch 3. C. C. B R U N 8, Buchdrucherel, MINDEN I. WESTff. 

Alleinige Anzeigenannahme und verantwortlich für den AnzelgentaSs 
ttANS PUSCH, BERLIN SW. 48, Wilhelmstraße28. 


Personalien. 


Deutsches Reich und Preneeen. 

Ernannt: Die Mitglieder des Reicbsgesandheitsamts: Geh. Reg.-RBte 
Dr. Goetzke, Prof. Dr.Rost, Dr.Breger, Dr.Titze,Prof.Dr.Schuber g, 
Dr. Beck, Dr. tinrkh&rdt, Prof. Dr. Spi11a und Dr. Günther sowie die 
Reg.-Räte Dr. Anerbach, Prof. Dr. Lange, Dr. Anselmino, Dr. Bogoaat 
und Prof. Dr. Gildemeister zu Ober regierangsräten; Kreisaasistene» 
arzt Dr. Meyer, kommissarischer Kreisarzt in Warburg, zum Kreisarzt da¬ 
selbst, Dr. Thilo, kommissarischer Kreisarzt in Soldin, znm Kreisarzt da¬ 
selbst, Dr. Todt in Wetzlar znm Gerichtsarzt in Daisburer, Kreisassistenzarzt 
Dr Heinecke in Frankfurt a. M. zum kommissarischen Kreisarzt in Wipper¬ 
fürth, Kreisasaistenzarzt Dr. Bräuler in Soltau zum kommissarischen Kreis¬ 
arzt in Uelzen, Kreisasaistenzarzt Dr. Thiele in Uelzen zum kommissarischen 
Kreisarzt in Arnswalde, Dr. G. Schaede zum Assistenten bei dem Medizinal- 
untersnehnngsamt in Halle a. Saale. 

Überträgen: Die Geschäfte des Kreisarztes des Stadtkreises Düsseldorf 
dem Kreisarzt Dr. Fuerth, Direktor des dortigen Medizinalnotersucbungs&mt. 

Versetzt: Med.-Rat Dr. Bekker, Kreisarzt in Uelzen nach Bassum 
(Reg.-Bez. Hannover). 

In den Ruhestand getreten: Med.-Rat Dr. Witting in Klein-Maßow, 
zuletzt Kreisarzt in Thorn. 

Gestorben: Geh. Med-Rat Dr. Broll, Kreisarrzt in PleB, Kreisarzt 
Dr. Stof fei 8 in Köln a. Rh. 


Nervenheilanstalt * Cörlitz 

Offene Kuranstalt für nervenkrank«, Erholungsbedürftige, AJkoholisten, 

Morphinisten u. a. 

Aeratllchea Pftdagoglnm für jugendliche Kranke, Psychopathen, 

Debile, Imbeciile o. a. 

Oeaehloaaene Anstalt für Geisteskranke. 

Besitzer und Leiter: Han.-Rat Dr.Kahlbam* 


gTuberkulin „Rosenbach'i 

I Erprobt und. bewährt bei H 

B allen Formen der Tuberkulose H 

B Originalpackungen: t, 2, 5 und tO com ^8 

H Ausffihrllche Literatur durch: 

■ Kalle d Co. Aktiengesellschaft, Biebrich am Rhela ■ 

^B Bel Bt7ugs*chu'lcri£ltcitfn im unbesetzten Gebiet bitten wir, «Ich an 

die Plrma Petri & Stark, G m. b. H., Offenbach a. M. tu wenden. 
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Bayern. 

Ernannt: Apothekenbesitzer B. Mayer in München znm Mitglied des 
Kreismedizinalansschnsses in Oberbayern. 

Sachsen. 

Ernannt: Prof. Dr. Albert, leitender Arzt der Abteilang für Frauen¬ 
krankheiten im Stadtkrankenhanse Dresden-Friedrichstadt und Prof. Dr. Hei- 
duachka, Direktor der Landcsstelle für öffentliche Gesundheitspflege in 
Dresden zu ordentlichen Mitgliedern der I. Abteilung des Landesgesundheitsamtes. 

Württemberg. 

Befördert auf Grund des Besoldungsgesetzes: Med.-Bat Dr. Gnant, 
Fachberichterstatter im Ministerium, zum Ob.-Med.-Bat, die Oberamtsärzte und 
tit. Med.-Bäte Dr. Bubenhofen in Vaihingen, Dr. Heller in Backnang, 
Dr. Kommereil in Canstatt, Dr. Maisch in Oebringen, Dr. Mißmahl in 
Biedlingen, Dr. Pfäfflin in Nürtingen, Dr. Staudemeyer in Ludwigsburg, 
Dr. Stein brück in Beutlingen zu Medizinalräten. 

Baden. 

Ernannt: Dr. Börner, stellvertretender Direktor an der Heil- und 
Pflegeanstalt in Konstanz znm Ob.-Med.-Bat im Ministerium des Innern, Dr. 
Hammel, Ob.-Med.-Bat im Ministerium des Innern zum Bezirksarzt in Staufen. 

Erledigte Stellen. 

Prennnen. 

Die Tollbesoldeten Kreisarztstellen in Perleberg, Freienwalde und 
Hamm sowie die nichtvollbesoldeten Kreisarztstellen in Borken and Orteis* 
barg. Bewerbungen sind bis znm 1. August 1921 an das Ministerium für 
Volkswoblfahrt in Berlin W. 66, Leipziger Straße 3, durch Vermittlung des 
für den Wohnort des Bewerbers zuständigen Herrn Begierungspräsidenten (in 
Berlin des Herrn Polizeipräsidenten) einzureichen. 


□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□□ 

q Für das Oesnndheltsf&rsorgeamt der Stadt R 
■■ Köln werden ■* 

g 2 Stadtärzte g 

Q gesucht. Die Bewerber müssen praktische Erfahrungen Q 
Q in der gesamten sozialhygienischen Fürsorge oder Q 
O wenigstens in den wichtigsten Teilgebieten derselben q 
(K inder- oder Tuberkulosefürsorge) haben. Bevorzugt ■£ 
werden solche Bewerber, die die Befähigung zum Kreis- 
D arzt haben oder bereit sind, die kreisärztliche Prüfung D 
Q abzulegen. Privatpraxis ist nicht gestattet. Q 

CS Die Anstellung erfolgt mit Beamteneigenschaft, Buhegehalts- Qj 

berecbtigung, Anspruch auf Hinterbliebencn-Versorgung und Unfall- h 
fiirsorge in Gehaltsgruppe XI. fcd 

Bewerbungen mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften sind bis 

f. Juli 1021 an den Oberbürgermeister iu Köln» Q 
Rathaus, einzureichen. Persönliche Vorstellung ist zunächst 
nicht erwünscht. Q 



Köln, den 14. Juni 1921. 

Der Oberbürgermeister. 
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druck einmal eingebürgert hat, werden wir es dabei bewenden 
lassen können. 

Abgesehen von der erwähnten, in der Verdeutschung des 
Wortes selbst liegenden Mehrdeutigkeit, wird aber auch der 
Begriff selbst noch in verschiedenem Sinne gebraucht und zwar 
gilt es hierbei zwei verschiedene Auslegungen von Anfang an 
scharf auseinanderzuhalten, da sie in ihrer Bedeutung erheblich 
voneinander abweichen. 

Betrachten wir zunächst die Sterbehilfe im engeren, meist 
gebrauchten Sinne. Der Zusammensetzung des Wortes ent¬ 
sprechend wäre der Begriff dahin zu zergliedern, daß es sich 
erstens um einen Sterbenden handelt, das Sterben also schon 
begonnen hat, und zweitens, daß Hilfe hierbei geleistet wird. 

Nach Nothnagel (1) verstehen wir unter „Sterben“ 
diejenige Phase im Dasein des Organismus, in der die Lebens¬ 
äußerungen der Körpersubstanz entweder schrittweise immer 
mehr abnehmen, bis sie ganz aufhören oder auch plötzlich so 
stark gehemmt werden, daß sie völlig erlöschen. Wir müssen 
dabei zugeben, daß wir den Beginn des Sterbens nicht immer 
genau werden feststellen können. Immerhin gibt es für den 
Arzt genügend Anhaltspunkte, die ein für die Praxis ausreichend 
sicheres Urteil hierüber ermöglichen, so daß wir an der Ein¬ 
führung des Begriffs „Sterben“ in die „Sterbehilfe“ zunächst 
weiter keinen Anstand zu nehmen brauchen. Wesentlich für 
den hier gebrauchten Begriff der Sterbehilfe ist vor allem, daß 
das Leben schon zu erlöschen beginnt. 

Was dann die „Hilfe“ anlangt, so liegt es im Begriff selbst, 
daß sie nicht etwas Primäres, sondern Sekundäres ist; denn wenn 
ich jemand bei einer Handlung oder einem Vorgang „helfe“, so 
unterstütze ich ihn nur hierbei, andernfalls würde ich ja die 
Hauptarbeit leisten und der andere mir helfen. Es ist weiter — 
und das ist für uns besonders wichtig — ein Merkmal der 
Hilfe, daß ihre Betätigung die Zustimmung desjenigen, dem 
wir helfen wollen, verlangt oder mindestens stillschweigend 
voraussetzt, sonst wäre es ja keine Hilfe, sondern ihr Gegenteil. 
Es ist deshalb endlich mit dem Begriff „Hilfe“ auch etwas Will¬ 
kommenes, Angenehmes verknüpft. 

Legen wir den Begriff Sterbehilfe in dieser Weise aus, so 
würden wir darunter also die einem Sterbenden mit seiner aus¬ 
drücklich ausgesprochenen, in Wirklichkeit meist nur still¬ 
schweigend angenommenen Zustimmung gewährte Hilfe beim 
Sterben zu verstehen haben. Zumeist wird mit diesem Begriff 
der Sterbehilfe noch die Annahme verknüpft, daß die gewährte 
Hilfe eine Abkürzung der Leiden und damit also auch der 
Lebenszeit des Sterbenden, wenn auch in noch so geringem 
Grade, bewirkt und sich nicht etwa nur auf die Anwendung 
bloß schmerzstillender Mittel ohne gleichzeitig ersetzende Wirkung 
der in der Krankheit selbst liegenden Todesursache beschränkt. 
Dies betont auch Bin ding (2), der unter Sterbehilfe die Ver¬ 
drängung der schmerzhaften, vielleicht auch noch länger dauern- 
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den, in der Krankheit wurzelnden und unwiderruflich gesetzten 
Todesursache, deren Vernichtung nicht mehr gelingen kann, 
durch eine andere von der gleichen Wirkung, die die Schmerz¬ 
losigkeit vor ihr voraus hat, versteht. Die Lage des Kranken 
oder Verwundeten 1 ) ist nach ihm dabei so, daß dem Kranken 
oder Verwundeten der Tod von der Krankheit oder der Wunde, 
die ihn quält, sicher und zwar alsbald bevorsteht, so daß 
derZeitunterschied zwischen dem infolge derKrank- 
heit vorauszusehenden und dem durch das unter¬ 
geschobene Mittel verursachten Tode nicht in Be¬ 
tracht fällt. Nach Bin ding kann dann von einer spürbaren 
Verringerung der Lebenszeit der Verstorbenen überhaupt nicht 
oder höchstens nur von einem beschränkten Pedanten gesprochen 
werden. Nur komme es dabei auf die Einwilligung des Kranken 
gar nicht einmal an. Natürlich dürfe die Handlung nicht seinem 
Verbot zuwider vorgenommen werden, aber in sehr vielen 
Fällen würden augenblicklich Bewußtlose Gegenstand dieses 
heilenden Eingriffs sein müssen. 

Es sei schon hier bemerkt, daß man sich den Ausführungen 
Bindings in dem zuletzt genannten Punkte wohl kaum an¬ 
schließen kann, worauf später noch zurückzukommen sein wird. 

Nicht zur Sterbehilfe im eigentlichen engeren Sinne würden 
wir also die kleinen Erleichterungen zu rechnen haben, die 
unser Krankenpflegepersonal dem Sterbenden in seinen letzten 
Nöten zu gewähren pflegt, wie bequeme Lagerung, Zufuhr 
frischer Luft, Einflößen von Getränken usw. 

Umgekehrt können wir es auch nicht als Sterbehilfe be¬ 
zeichnen, wenn der Arzt durch Unterlassen der Anwendung 
lebens- und damit quäl verlängernder Mittel (Kampher usw.) 
das unvermeidbare Ende nicht hinauszuschieben versucht. 
Lebensverlängernde Maßnahmen dieser Art bei Sterbenden 
sind meist nur eine unnötige Quälerei, vergleichbar jenem noch 
heute in manchen Ländern üblichen und für eine der schwersten 
Strafen geltenden andauernden Immerwiederaufwecken eines 
Todmüden im Augenblick des Einschlafens durch einen eigens 
hierzu aufgestellten Wächter. Insofern bedeutet die Nicht¬ 
anwendung lebens verlangender Mittel zwar auch eine Wohltat 
für den Sterbenden, aber mit dem Begriff der Sterbehilfe ver¬ 
binden wir eben doch den des aktiven Handelns und nicht bloß 
passiven Geschehenlassens. Höchstens könnte man von „passiver* 
Sterbehilfe sprechen. 

Da wir ferner ausschlaggebendes Gewicht darauf legen 
müssen, daß die Sterbehilfe schmerzlos (eö) erfolgt, werden wir 
auch das von manchen Völkern des Altertums geübte Ver¬ 
fahren, ihre Verwundeten niederzumachen, um ihnen den qual¬ 
vollen Tod an ihren Wunden zu ersparen, nicht als solche be- 


') Alles Im folgenden von anheilbar Kranken Gesagte gilt natürlich auch 
tob anheilbar Verwundeten. Der Kürze halber ist immer nar von Kranken die 
Rede. — D. V. 
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zeichuen können, ebensowenig die im alten Indien übliche Sitte, 
nach der die Verwandten den unheilbar Kranken an das Ufer 
des Ganges geleiteten, um ihm dort Mund und Nase mit dem 
heiligen Schlamm zu verstopfen und ihn dann in den Fluß zu 
werfen (Weressdjew [3]), Die grausame Art, den Kranken 
durch Ersticken zu töten, war übrigens manchen Orts bis in 
die neuere Zeit üblich. Noch im Jahre 1777 mußte in Metz 
ein strenges Verbot erlassen werden, den Sterbenden Mund 
und Nase zu verstopfen oder fest zuzubinden, um ihren Todes¬ 
kampf zu beenden (Samuel [4]). 

Gegenüber dieser Auffassung der Sterbehilfe haben nun 
einzelne den Begriff aber auch weiter gefaßt und zwar für einen 
Teil des großen Gesamtgebiets, das in letzter Zeit Binding- 
Hoche (2) in ihrer Schrift „Die Freigabe der Vernichtung 
lebensunwerten Lebens“ behandelt haben. 

Zu diesem großen Gesamtgebiete würde z. B. die im Alter¬ 
tum oft geübte Tötung der eignen Verwundeten gehören, so¬ 
weit sie zu dem Zwecke erfolgte, dem Staate die ihm durch 
einen Krüppel entstehenden Lasten zu ersparen. Der gleiche 
Gedanke veranlaßt noch heute halb- und ganz wilde Völker, 
ihre alten Leute totzuschlagen, weil sie für den Stamm unnütz 
und nur noch zum Auffressen gut genug erscheinen. So 
sollen bei einigen australischen Stämmen die Alten ihr natür¬ 
liches Ende darin sehen, getötet und aufgefressen zu werden 
(Ughetti [5]). 

Ferner gehört hierher die Tötung unheilbarer, aber sonst 
körperlich gesunder Geisteskranker und von Geburt an Blöd¬ 
sinniger (Binding-Ho che). Vor allem endlich aber die uns 
hier am meisten interessierende große Gruppe der schwer 
leidenden Kranken, die zwar unrettbar dem Tode entgegen¬ 
siechen, bei denen aber vom Beginn des eigentlichen 
Sterbens noch nicht gesprochen werden kann, wo¬ 
bei zunächst dahingestellt bleiben möge, ob ihre Beseitigung 
auf qignen dringenden Wunsch nach Beendigung ihrer Qualen 
erfolgen soll oder aus allgemeinen sozialen Gründen. 

Für diese unheilbaren, schwerleidenden Kranken hat man 
den Begriff Sterbehilfe auch in dem Sinne gebraucht, daß man 
darunter die Tötung dieser Kranken, aber noch nicht eigentlich 
Sterbenden, auf ihr eigenes ausdrückliches Verlangen nach Be¬ 
endigung ihrer Leiden versteht. 

Für welche der beiden Auslegungen des Begriffs Sterbehilfe 
soll man sich entscheiden? 

Zu dem von Binding (2) gegebenen Begriff der Sterbe¬ 
hilfe ist folgendes zu bemerken. Er sagt: Die Lage des Kranken 
oder Verwundeten ist so, daß ihm der Tod von der Krankheit 
oder Wunde, die ihn quält, sicher und zwar alsbald bevor¬ 
steht, so daß der Zeitunterschied zwischen dem in¬ 
folge der Krankheit vorauszusehenden und dem 
durch das untergeschobene Mittel verursachten 
Tode nicht in Betracht fällt und von einer spürbaren Verringe- 
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rung der Lebenszeit der Verstorbenen überhaupt nicht oder nur 
von einem beschränkten Pedanten gesprochen werden kann. 

Es wird hier also ein Zeitbegriff eingeführt, in dem vor¬ 
ausgesetzt wird, daß der Tod „alsbald“ bevorsteht. Die Ein¬ 
führung eines solchen Zeitbegriffs muß aber zu Unsicherheit 
führen. Man wird schon verschiedener Meinung darüber sein 
können, was unter dem „alsbaldigen“ Eintritt des Todes ver¬ 
standen werden soll. Der eine wird darunter nur wenige 
Minuten, der andere Stunden, vielleicht sogar Tage verstehen. 
Auch die von Bin ding gegebene Erläuterung, wonach der 
Zeitunterschied zwischen dem Eintritt des • durch das verab¬ 
reichte Mittel gesetzten und dem ohne dieses eingetretenen 
Todes als so gering anzunehmen sein soll, daß von einer spür¬ 
baren Verringerung der Lebenszeit überhaupt nicht oder höchstens 
von einem beschränkten Pedanten gesprochen werden könne, 
ist unbestimmt. Schließlich handelt es sich auch bei der ganzen 
Angelegenheit um so schwerwiegende Dinge, daß selbst Pe¬ 
danterie nicht ohne weiteres zu tadeln sein würde. 

Abgesehen von diesem „alsbald“ muß die Einführung eines 
Zeitbegriffs in die Auslegung der Sterbehilfe aber auch noch 
deshalb leicht zu Unzuträglichkeiten führen, weil wir in gar 
nicht seltenen Fällen den Zeitpunkt des Eintritts des Todes 
ja überhaupt nicht mit Sicherheit voraussehen können. Auch 
der erfahrene Arzt erlebt in dieser Hinsicht immer wieder ein¬ 
mal Ueberraschungen, indem sich ein Kranker, dessen Ableben 
er für „alsbald“ bevorstehend hält, plötzlich nochmals erholt 
und noch längere Zeit am Leben bleibt. Nach alledem er¬ 
scheint es unzweckmäßig, in die Auslegung der Sterbehilfe 
einen Zeitbegriff einzuführen, dessen mindestens einen End¬ 
punkt, den Eintritt des Todes, wir, nicht mit Sicherheit be¬ 
stimmen können. 

Wartet aber der vorsichtig abwägende Arzt mit der Ein¬ 
leitung der Sterbehilfe solange, bis das Auftreten von Auf¬ 
lösungserscheinungen jeden Zweifel über den unmittelbar bevor¬ 
stehenden Tod ausschließt, so wird der Kranke, dessen Bewußt¬ 
sein dann meist bereits getrübt oder oft auch schon völlig er¬ 
loschen ist, überhaupt keine wesentliche Erleichterung von einer 
Sterbehilfe mehr haben und diese also überflüssig sein. 

Wir werden uns deshalb also lieber nach einem anderen 
Maßstab umsehen, der uns ein sichereres Urteil darüber er¬ 
möglicht, ob der Zeitpunkt für eine Sterbehilfe gekommen ist. 

Wir fassen hierzu den Begriff Sterbehilfe, wie dies einzelne 
bereits tun, weiter, indem wir darunter nicht mehr nur die 
Hilfe beim Sterben, sondern vor allem auch zum Sterben ver¬ 
stehen, d. h. die Herbeiführung des Todes bei einem unrettbar 
verlorenen, aber noch nicht eigentlich sterbenden Kranken. Wir 
betreten damit, wie erwähnt, das große Gebiet der „Freigabe 
der Vernichtung lebensunwerten Lebens“ und er¬ 
innern uns, daß es sich bei der Sterbehilfe in dem zuerst ge¬ 
nannten Sinne darum handelte, in Uebereinstimmung mit dem 
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ausdrücklichen Willen des Kranken oder mindestens der be¬ 
gründeten stillschweigenden Annahme seiner Zustimmung bei 
einem bereits im Ablauf befindlichen Vorgang nur nachzuhelfen. 
Wir werden also mit der Sterbehilfe im weiteren Sinne, wie 
ich sie ausgelegt haben möchte, das Sterben im Einklang mit 
dem Willen des Kranken erst einleiten, also Hilfe zum Sterben 
leisten, wobei die Krankheit und der Wunsch des Kranken 
nach dem Tode das Primäre, Hauptsächliche, Ausschlaggebende, 
unsere zur Erfüllung dieses Wunsches gewährte Hilfe wiederum 
nur das Sekundäre sein würde. 

Halten wir streng daran fest, dafi die Sterbehilfe in diesem 
weiteren Sinne das ausdrückliche Verlangen des Kranken nach 
dem Tode zur unbedingten Voraussetzung bat, so bleibt ohne 
weiteres die große Gruppe aller der Kranken außer Betracht, 
die keine freie Willensbestimmung haben. Es sei also aus¬ 
drücklich betont, daß die Tötung unheilbar Geisteskranker, von 
Geburt an Blödsinniger usw. für den Begriff Sterbehilfe aus¬ 
scheidet. Wer sich über diese Frage näher unterrichten will, 
lese die Schrift von Binding-Hoche (2). Als Nichtfacharzt 
möchte ich mich jeder persönlichen Stellungnahme zu diesem 
Gegenstände enthalten und nur bemerken, daß wir infolge des 
Kriegs voraussichtlich im nächsten Jahrzehnt mit einer er¬ 
heblichen Zunahme der postsyphilitischen Geisteskrankheiten 
und insbesondere der Paralyse werden rechnen müssen, wofür 
schon jetzt Anzeichen vorliegen. Der ärztliche Direktor einer 
Idiotenanstalt, der früher auf einem anderen Standpunkte stand, 
teilte mir vor kurzem mit, daß er sich nunmehr doch von dem 
Widersinn, der in der aufopfernden Pflege und Erhaltung des 
Lebens jedes seiner Anstaltsinsassen liege, überzeugt habe. 
Auf Grund reicher Erfahrungen an seinen Kranken sei auch 
er jetzt zu der Ansicht gelangt, daß ein langsames Hinsiechen- 
lassen schwer körperlich leidender Idioten sowohl ein Ver¬ 
brechen gegen sie selbst, als auch gegen die Menschheit und 
mit ärztlicher Humanität und Fürsorge unvereinbar sei. 

Hierzu möchte ich noch darauf hinweisen, welche Un¬ 
menge von aufopfernder Pflege, Zeit und — Geld für die Er¬ 
haltung solcher „Menschenhülsen“ (Hoche) aufgewendet wird, 
während z.B. auf dem Lande nicht wenige vollwertige Existenzen 
nur aus Mangel an sachgemäßer Pflege zu Grunde gehen. Die 
selbstlose aufopfernde Fürsorge für unheilbar Kranke und Sieche, 
die für die menschliche Gesellschaft nur eine Last bedeuten, 
darf als eine der schönsten Blüten der christlichen Nächsten¬ 
liebe gelten, aber ihre unterschiedslose Betätigung auf Grund 
einer absoluten Ethik (s. später) hat schließlich zu einer 
Ueberspannung des Humanitätsbegriffs geführt, für den die Zu¬ 
kunft wohl engere Grenzen ziehen wird als bisher. 

Für uns bleibt also nur die große Gruppe derjenigen un¬ 
heilbaren, unter großen Qualen dem Tode entgegensiechenden 
Kranken übrig, ,die selbst den dringenden Wunsch nach dem 
Tode haben. 
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Wann soll bei diesen der Zeitpunkt für die Einleitung der 
Sterbehilfe gekommen sein? Es wurde oben gezeigt, daß die 
Einführung eines Zeitbegriffs zu Unsicherheit führt. Wir werden 
zweckmäßiger die Qesamtlage des Kranken ins Auge fassen, 
um zu einem Urteil zu gelangen, ob eine Sterbehilfe angezeigt 
erscheint. 

Zur Kennzeichnung dieser Gesamtlage scheint mir die von 
Jost (6) gegebene Auslegung gut geeignet zu sein. Nach ihm 
kann jemand in die Lage kommen, „in der das, worin er seinen 
Mitmenschen noch nützen kann, ein M i n i m u m, das aber, was 
er unter seinem Leben noch zu leiden hat, ein Maximum“ ist. 

Ich möchte deshalb. den Begriff Sterbehilfe im weiteren 
Sinne dahin auslegen: 

„Sterbehilfe im weiteren Sinne ist die durch 
äußere Eingriffe herbeigeführte schmerzlose Ver¬ 
kürzung des Lebens eines dauernd unter großen 
körperlichen Qualen leidenden, unrettbar dem Tode 
verfallenen Kranken oder Verwundeten auf sein 
ausdrückliches Verlangen. 

Ihre Einleitung soll dann gestattet sjein, wenn 
die Lage des Kranken oder Verwundeten derart ge¬ 
worden ist, daß das, worin er seinen Mitmenschen 
noch nützen kann, ein Minimum oder negativ, das 
aber, was er unter seinem Leben noch zuleidenhat, 
ein Maximum ist (Jost). 

Ob dieser Zeitpunkt eingetreten ist, unterliegt 
im Einzelfalle einzig und allein dem Urteil des 
Kranken oder Verwundeten.“ 

Man kann dem entgegenhalten, daß eine solche Auslegung 
der Sterbehilfe in einem weiteren Sinne die Herbeiführung des 
Todes bei einem Sterbenden unter Umständen ausschließen 
kann, indem diese Sterbehilfe ja das ausdrückliche Verlangen 
des Kranken nach Tötung zur unbedingten Voraussetzung hat, 
während der in der Agonie Liegende dieses Verlangen vielleicht 
nicht mehr klar äußern kann. Letzterer würde dann also einer 
Sterbehilfe in unserem Sinne auch nicht teilhaftig werden können 
und damit, obwohl dem Tode viel näher, schlechter gestellt 
sein wie ein anderer unheilbar Kranker, der noch eine längere 
Lebensspanne vor sich hat, seinen Wunsch nach dem Tode 
aber klar zu äußern vermag. Das ist richtig, aber praktisch 
ohne Bedeutung, denn in einem solchen Falle wird es einer 
Sterbehilfe oft überhaupt nicht mehr bedürfen, da das Be¬ 
wußtsein dann meist bereits stark getrübt oder auch schon 
völlig erloschen sein wird. Und die Fälle, in denen ein Kranker 
bei vollem Bewußtsein zwar den Wunsch nach dem Ende hat, 
ihn der Art seines Leidens oder allgemeiner Schwäche wegen 
aber nur nicht klar äußern kann, dürften wegen ihrer Selten¬ 
heit praktisch ebenfalls bedeutungslos sein, ganz abgesehen 
davon, daß dann auch das Leiden selbst wohl stets nur noch 
kurze Zeit dauern wird. 
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„Die volle Achtung des Lebenswillens aller, auch derkränke- 
sten und gequältesten und nutzlosesten Menschen“ (Bin din g [2]) 
schließt also für die Sterbehilfe im weiteren Sinne jede Tötung 
einer bewußtlosen,* z. B. verunglückten Person aus und zwar 
auch dann, wenn letztere aus ihrer Bewußtlosigkeit nur noch 
auf Augenblicke und nur zu größten Martern erwachen kann 
(Aufsetzung oder Aenderung eines letzten Willens!). Zweifel¬ 
haft könnte die Entscheidungfnur bei bewußtlosen Selbstmördern 
werden. Ist der Selbstmordversuch wegen unheilbaren schmerz¬ 
haften Leidens ‘unternommen worden, so wird man keine Be¬ 
denken zu tragen brauchen, dem Gequälten mindestens durch 
„passive“, unter Umständen auch durch „aktive“ Sterbehilfe 
seinen Wunsch zu erfüllen, da dann kein Zweifel am Verlangen 
des Kranken, erlöst zu werden und der Berechtigung dieses 
Wunsches bestehen kann. Liegt unheilbares qualvolles Leiden 
nicht vor, was im Einzelfalle zu entscheiden unter Berück¬ 
sichtigung aller Umstände kaum besondere Schwierigkeiten 
machen kann, so wird man alles aufbieten müssen, das Leben 
zu erhalten. 

Bin ding (2) erscheint es unnötig, daß das Verlangen 
nach dem Tode aus unerträglichen körperlichen Schmerzen 
entspringt.. Seiner Ansicht nach verdient auch die schmerz¬ 
lose Hoffnungslosigkeit das gleiche Schicksal. Dem kann man 
wohl kaum zustimraen. Es soll nicht in Abrede gestellt werden, 
daß auch schmerzlose Hoffnungslosigkeit das Leben ebenso 
lebensunwert machen kann wie schweres körperliches Leiden, 
doch wird sie sehr häufig als geistige Störung aufzufassen sein, 
die eine freie Willensbestimraung, wenn auch nicht völlig aus¬ 
schließt, so doch beeinträchtigt, womit sie für unsere Betrach¬ 
tung ausscheidet. Soweit man aber bei geistig völlig Gesunden 
von schmerzloser Hoffnungslosigkeit sprechen will, kann die 
sie bedingende, Ursache durch rein äußerliche Zufälligkeiten 
plötzlich in Wegfall kommen und damit sich auch die Ent¬ 
schließung des über sein Leben Verfügenden rasch ändern. 

ln welchen Fällen, insbesondere bei welchen 
Krankheiten, soll die Einleitung der Sterbehilfe 
im weiteren Sinne gestattet sein? Obenan stehen hier 
die beiden schlimmsten' Geißeln der Menschheit, der Krebs und 
die Tuberkulose. Wer die unsagbaren Qualen eines an Zungen¬ 
oder Mastdarmkrebs Leidenden mit erlebt hat, wird zum min¬ 
desten in der Theorie Anhänger der Sterbehilfe sein, wie denn 
überhaupt die Frage gewöhnlich erst dann an einen Menschen 
in ihrer ganzen Tragik herantritt, wenn er in die Lage kommt, 
für sich selbst oder einen geliebten Angehörigen die Erlösung 
herbeizusehnen. 

Ebenso schwer wie Krebskranke leiden viele Tuberkulöse 
im Endzustand. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit in der Auf¬ 
zählung der sonst noch in Frage kommen Krankheiten zu er¬ 
heben, seien noch genannt schwere dekompensierte Herzleiden, 
schwere Nierenleiden, schwere Zuckerharnruhr, besonders in 
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Verbindung mit Tuberkulose und Brand, Bückenmarksdarre 
im letzten Stadium, besonders mit Krisen, an sich zwar gut¬ 
artige, wegen ihres Sitzes aber inoperable, mit großen Schmerzen 
verbundene Geschwülste des Gehirns, Altersbrand, schwere 
Verletzungen u. a. 

Nicht für Sterbehilfe in Frage kommen würden Neuralgien, 
die, wenn sie auch den Wert des menschlichen Lebens auf ein 
Minimum herabsetzen können, doch an sich nicht zum Tode 
führen und damit eine der wesentlichsten Voraussetzungen für 
die Einleitung einer Sterbehilfe vermissen lassen. 

Man wende nicht ein, daß eine gesetzlich geregelte Sterbe¬ 
hilfe praktisch keine große Bedeutung haben werde, weil bei 
der verhältnismäßig geringen Zahl der hierfür in Betracht 
kommenden Krankheiten und der noch weiteren Einengung 
durch die unbedingt zu verlangende vollkommen gesicherte 
Diagnose nur wenig Fälle dafür übrig bleiben würden. Schon 
die Häufigkeit von Krebs und Tuberkulose lassen ein solches 
Bedenken grundlos erscheinen. 

Die Einleitung der Sterbehilfe wird am zweckmäßigsten 
dnrch den Arzt erfolgen. Bei dem angeblichen Widerstand 
vieler Aerzte hiergegen, über den noch einiges zu sagen sein 
wird, hat man zwar auch gemeint, daß es ja nicht unbedingt 
der Arzt sein müsse, doch kommen andere Personen wohl kaum 
in Frage. Angehörigen des Kranken wird man die Sterbehilfe 
schon aus rechtlichen Bedenken nicht anvertrauen können. Wer 
aber soll sie sonst vornehmen? Ihre Ausführung etwa einzelnen 
bestimmten Persönlichkeiten oder Aerzten vorzubehalten, darf 
für ausgeschlossen gelten, da bei einer solchen Privilegierung 
den damit bevorrechteten Personen in den Augen der Be¬ 
völkerung leicht ein Makel ähnlich dem eines Henkers an¬ 
haften würde. Die Zuziehung des Arztes wird aber auch schon 
für die Auswahl der bei der Sterbehilfe anzuwendenden Mittel 
notwendig sein, da auch die Sterbehilfe wie jede andere Be¬ 
handlung unter Umständen einer gewissen Individualisierung 
bedürfen kann (besonders kräftiges Herz usw.) Es bleibt also 
schließlich doch nur der Arzt oder mindestens seine mittelbare 
Mitwirkung übrig. 

Auf die für die Ausführung der Sterbehilfe in Frage 
kommenden Mittel selbst braucht hier im einzelnen nicht 
näher cingegangen zu werden. Da die gewaltsamen gröberen 
Todesarten selbstverständlich außer Betracht bleiben müssen, 
bleibt nur die Anwendung von Gift übrig. Der modernen 
Chemie stehen aber soviele sicher und schmerzlos wirkende 
Mittel (Opiumpräparate, Harnstoffabkömmlinge, Chloralhydrat, 
Blausäure u. a.) zur Verfügung, daß die Sterbehilfe jedenfalls 
an dieser Frage nicht zu scheitern braucht. 

Ebenfalls nur mit wenigen Worten sei hier angedeutet, 
wie sich das Verfahren im einzelnen abspielen könnte. Im 
übrigen hat sich mit der Frage, wie es in juristischer Hin¬ 
sicht zu gestalten sein würde, der Gesetzgeber und nicht der 
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Arzt zu befassen. Der erste mir bekannte, ohne juristischen 
Beirat gefertigte und deshalb vom Verfasser selbst als mangel¬ 
haft bezeichnete Entwurf eines Gesetzes über Sterbehilfe stammt 
von einem in der Auflösung befindlichen jungen Tuberkulösen, 
der sich in erschütternden Worten über die ihm versagte Sterbe¬ 
hilfe beklagt (Gerkan [7]). Aus diesem Gesetzentwurf sei hier 
nur erwähnt, daß die Feststellung des Rechtes auf Sterbehilfe 
auf ein entsprechendes Gesuch des Kranken an die zuständige 
Gerichtsbehörde erfolgen und Jas Gericht spätestens eine Woche 
nach Eingang des Gesuchs eine Untersuchung des Kranken 
durch den Gerichtsarzt und zwei zuständige Fachärzte ver¬ 
anlassen soll, wobei auf Wunsch des Kranken auch noch weitere 
Aerzte zugezogen werden können. Dem wäre wohl noch hinzu¬ 
zufügen, daß der behandelnde Arzt selbst nicht Mitglied 
dieses Konsils sein dürfte. Er wäre aber gesetzlich zu ver¬ 
pflichten, mit Zustimmung des Kranken jede gewünschte Aus¬ 
kunft über den Verlauf der Krankheit und den sonstigen Zu¬ 
stand des Kranken zu geben. Es würde ferner zu fordern sein, 
daß unter den beteiligten 3 Aerzten volle Einstimmigkeit in 
der Diagnose und zugleich in dem Urteil über die geistige 
Gesundheit des Kranken herrscht. Dagegen würde dieser 
Kommission kein ausschlaggebendes Urteil darüber einzuräumen 
sein, ob die Leiden des Kranken tatsächlich unerträglich und 
die Einleitung der'Sterbehilfe deshalb gerechtfertigt erscheine. 
Die Entscheidung hierüber müßte vielmehr einzig und allein 
dem Kranken selbst Vorbehalten bleiben. 

Es wird kaum zu umgehen sein, diese Kommission noch 
durch einen Juristen zu ergänzen, dem es obliegen würde, die 
Durchführung aller gesetzlichen Vorschriften zu überwachen, 
bei dem letzten Akte der Tragödie selbst mit anwesend zu sein 
und eine Niederschrift über die ganze Handlung aufzunehraen. 

Dieser Apparat erscheint zunächst etwas umständlich und 
kostspielig. Vielleicht läßt er sich auch einfacher und ebenso 
sicher gestalten. Jedenfalls brauchte die Sterbebilfe nicht an 
juristischen Schwierigkeiten zu scheitern. 

Erwähnt sei, daß die ganze Frage schon einmal einer 
gesetzgebenden Körperschaft Vorgelegen hat und zwar dem 
sächsischen Landtag im Jahre 1902 (8). Damals hatte 
ein Berginvalide eine Eingabe folgenden Wortlauts eingebracht: 

„Wenn ein alter, kranker oder nnbeilbar dahinsiechender Mensch den 
Wunsch hat, von seinem Leiden erlöst za werden, möge auf dessen, vor un¬ 
parteiischen Zeugen festgestellten Wunsch dem Arzte gestattet sein, diesem 
Wunsch zu wülfahren.“ 

Der damalige Berichterstatter erwähnte hierbei auch einen 
Aufsatz des preußischen Oberlandesgerichtsrats Wilutzky (9), 
in dem dieser sich folgendermaßen geäußert hatte: 

„Wie oft wird dem Arzte der nämliche fürchterliche Anblick geboten 
werden. Er muß die entsetzlichsten, hoffnungslosesten Qualen mit ansehen, er 
weiß, daß hier ein Todestrank das einzige, wahre Heilmittel gegen das nicht 
mehr lebenswerte Leben (vita non jam Vitalis) wäre und er darf nicht helfen. 
Bei Strafe der schwersten Verbrecherl. Man kann verschiedener An- 
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siebt sein, ob es nützlich and ratsam ist, Idioten und Krüppel mit liebevollster 
Fürsorge zu unterhalten and aafzaziehen, als ob sie der Matter Menschheit 
liebste Kinder wären. Ich enthalte mich der Beurteilung in Fragen, über 
deren Lösung weisere Männer vergeblich naebgesonnen haben. Aber das eine 
weiß ich genau, daß es eine fürchterliche Grausamkeit ist, die nutzlosen Todes¬ 
qualen eines Menschen geflissentlich za verlängern. Es ist bei der Knnst 
unserer Aerzte dahin gekommen, daß man heutzutage nicht so sehr den Tod, 
als das Sterben (Zutodegemartertwerden durch langsames Erlöschen des letzten 
Lebensodems) fürchten muß." 

Der erwähnten Eingabe wurde damals im sächsischen 
Landtag nicht weiter stattgegeben. Neue Eingaben an den 
Reichstag stehen meines Wissens bevor. (Schluß folgt). 

Krankenhausinfektionen. 

Von Heg.- und Med.-Hat Dr. Rathmann in Potsdam. 

Im Jahre 1919 wurden im Regierungsbezirk Potsdam ein¬ 
wandfrei 216 Krankenhausinfektionen mit 20 Todesfällen be¬ 
obachtet : 

135 Erkrankungen mit 15 Todesfällen betrafen Patienten, 

58 „ „3 „ „ Schwestern, 

23 „ „3 „ „ das Hilfspersonal. 

Zu der Infektion des Hauspersonals wurden u. a. gerechnet 
die tödliche Infektion eines Desinfektors mit Pieckfieber, eine 
tödlich verlaufene Typ huserkrankung in der Familie einer im 
Krankenhaus beschäftigt gewesenen Waschfrau, sowie eine 
ebenfalls tödlich verlaufene Pockenerkrankung bei dem Vater 
eines im Krankenhause zu B. beschäftigt gewesenen Haus¬ 
dieners. Dieser hatte sich allabendlich nach Hause zu seinen 
Eltern begeben; er hätte zwar angeblich die Pockenstation nie 
betreten, hat jedoch Botengänge für diese gemacht und u. a. 
auch Briefe für das auf dieser Station beschäftigt gewesene 
Dienstmädchen besorgt. 

ln demselben Krankenhause ereigneten sich einige Monate 
später 2 weitere Pockeninfektionen, von denen 1 tödlich 
verlief. Beide Erkrankungen betrafen Patienten, die schon seit 
vielen Monaten wegen andern Krankheiten im Krankenhause 
lagen. Die Pockenstation war seit Monaten geschlossen. Der 
Infektionsweg hat sich nicht nachweisen lassen, wahrscheinlich 
ist die Einschleppung aus der benachbarten Stadt erfolgt. 
Möglich ist jedoch auch, daß vielleicht Pockenvirus von den 
letzten Pockenfällen der Desinfektion entgangen war. Pocken 
wurden außerdem übertragen auf 2 Patienten des städtischen 
Krankenhauses in Str. — Hier war eine aus Rumänien zu¬ 
gewanderte Frau mit der Diagnose Grippe aufgenomrnen; erst 
nachdem sie einige Tage mit anderen Personen zusammen ge¬ 
legen hatte, wurde die Diagnose Pocken gestellt; in der Folge¬ 
zeit erkrankten noch 2 alte Frauen, die im gleichen Zimmer 
bezw. in einem Nebenzimmer gelegen hatten. 

Die Infektionen mit Tuberkulose betrafen Schwestern 
und Hausmädchen der Heilstätten zu B., sowie Insassen der 
Blödenanstalt zu K. — ln dieser befanden sich nur hochgradig 
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schwachsinnige Personen, die daselbst schon jahrelang ver¬ 
pflegt wurden. Der Kreisarzt hielt Hausinfektion für vorliegend, 
zumal die Aufenthaltsräume und die Verpflegung zu wünschen 
übrig ließen. 

Von sonstigen in der beigegebenen Nachweisung nicht 
besonders bezeichneten Krankheiten seien erwähnt 23 Keuch¬ 
husten infektionen im Krankenhause zu P., von denen 2 tödlich 
verliefen. 

Nicht einbegriffen in die eingangs gegebenen Zahlen sind 
2 Diphterieinfektionen von Aerzten mit tödlichem Ausgang. 

Die vorstehend gegebenen Zahlen sind z. T. recht hoch. 
Gewisse Infektionen, insbesondere solche, bei denen die Tröpfchen¬ 
infektion eine Rolle spielt, werden sich wohl nicht immer ver¬ 
meiden lassen. — Dagegen deuten die hohen Zahlen von Typhus- 
und Ruhrinfektionen darauf hin, daß die Isolierungsraaßnahmen 
und die Schulung des Personals zum Teil noch sehr zu wünschen 
übrig lassen. 

Bis auf die wenigen angedeuteten Fälle handelt es sich 
immer um Kontaktinfektion; daher sind die neuen Des¬ 
infektionsvorschriften, die die fortlaufende Desinfektion am 
Krankenbett betonen, besonders zu begrüßen. 

Im einzelnen stellen sich die im Jahre 1914 beobachteten 
Krankenhausinfektionen wie folgt: 



Patienten 
erkr. | gest. 

Schwestern 
erkr. | gest. 

Hauep 

erkr. 

ersonal 

gest. 

Typhus . 

11 

1 

16 ! 

2 

3 

1 

Diphtherie. 

88 

1 


— 

— 

— 

Ruhr. 

21 

2 


— 

11 

— 

Fleckfieber. 

— 

— 


— 

1 

1 

Scharlach. 

21 

2 

2 

— 

— 

— 

Pocken . 

4 

1 

- 1 

— 

1 

1 

Tuberkulose. 

4 

4 

3 i 

1 

6 

_ 

Grippe .. 

6 

2 


— 

1 

— 

andere Krankheiten .... 

30 

2 

2 

— 

— 

— 


136 

15 

68 

3 

23 

3 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht Aber die hui 89. Bald. J. inStuttgart(Vortragseaal 
des frtther**n9Iedizlnalfcol]e|{lums)al»ffehHltene sechzehnte 
Jahresversammlung des Wttrttembergischen 
Medizinal beamten Vereins. 

Anwesend waren folgende 39 Mitglieder nnd ein Gast. 

Köstlin (Stattgart), Zöppritz (Stuttgart), Schwarzkopf (Statt 
gart), v. Scheurlen (Stuttgart), Steinbruck (Reutlingen), Maas (Rott¬ 
weil), Mayer (Böblingen), Fröhner (Balingen), Schmidt (Tübingen), 
Paulus (Heidenheim), Kauffmann (Göppingen), Lörcher (Biberach), 
Schott (Eßlingen), F i n c kh (Tettnang), Habermaas (Stuttgart), C a m e r e r 
(Winnenden), Luib (Mergentheim), Groß (Schussenried), Staudenmayer 
(Ludwigsburg), Borger (Oberndorf), Sieger (Welzheim), Haffner (Langen¬ 
barg), Heller (Backnang), Haag (Heilbronn), Lutz (Saulgau), Ger lach 
(Gmund), Georgii (Geislingen), Holzapfel (Ellwangen), Drachter 
(Crailsheim), Betz (Calw), Vi 11 inger (Besigheim), Pfäfflin (Nürtingen), 
L e c h 1 e r (Herrenberg), Bubenhofer (Vaihingen), G n a n t (Stuttgart), Maisch 
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(Oehringen), Fricker (Nagold), Günzler (Tuttlingen), ▼. Bembold 
(Stuttgart) und Huwald (Stuttgart) als Gast 

I. Geschäftsbericht des Torstandes. Der Vorsitzende Ob.-Med.-Bat 
Dr. Köstlin eröffaete die Versammlung mit einer herzlichen Begrüßung der 
Anwesenden, insonderheit auch der beiden Regierungsvertreter Ministerialrat 
Dr. von Scheurlen und Ob.-Med.-Rat Dr. Gnant; erstattete hierauf 
den Geschäftsbericht: Das vergangene Jahr ist für die ganze deutsche Be¬ 
amtenschaft und damit auch für die Medizinalbeamten eine Zeit schwerer 
Kämpfe und erregter Erörterungen gewesen; hat es sich doch um eine voll¬ 
ständige Neuregelung und Umgestaltung unseres Beamtenwesens gehandelt, die 
infolge der politischen und sozialen Umwälzungen der vergangenen Jahre, 
teils infolge der enormen Teuerung und Geldentwertung notwendig geworden 
ist. Soweit hierbei die allgemeinen Interessen der gesamten Beamtenschaft 
in Frage gekommen sind, sind diese in erster Linie durch die großen 
Beamtenorganisationen, den Deutschen Beamtenbund und den Bund 
höherer Beamten vertreten worden, dagegen ist den Standesvereinen der 
einzelnen Beruf sarten die Aufgabe zu gefallen, von sich aus ihre Sonder¬ 
interessen zu vertreten; demzufolge hat der Wörttembergische 
Medizinalbeamtenverein in dieser Hinsicht eine rege Tätigkeit ent¬ 
faltet. Hierbei hat es sich gezeigt, wie zweckmäßig und notwendig es ge¬ 
wesen ist, daß wir auf unserer letzten Jahresversammlung die Bildung 
eines geschäftsführenden Ausschusses beschlossen haben; für die 
Besprechung der zahlreichen und meist sehr dringlichen Fragen, die im Laufe 
des letzten Jahres an uns berangetreten sind, wäre es absolut unmöglich ge¬ 
wesen, jedesmal eine Vollversammlung einzuberufen, und noch weniger wäre 
es für den Vereinsvorstand möglich gewesen, solche wichtige Fragen leniglicb 
auf Grund eigener Verantwortung zu entscheiden. Der auf der lezten Jahres¬ 
versammlung im Mai vorigen Jahres gewählte Ausschuß ist seitdem viermal 
zusammengetreten; über die in diesen Ansscbußsitzungen beratenen Fragen 
und gefaßten Beschlüsse ist sowohl im württembergiseben Medizinischen 
Korrespondenzblatt, als in der Zeitschrift für Medizinalbeamte berichtet. Redner 
will deshalb hier nur ganz kurz einige der wichtigeren Fragen berühren; vor 
allem das Beamtenbesoldungsgesetz, das neue Diätenregulativ, die Dienst- 
aofwendungsentschädigung und die Amtsbezeichnung der Oberamtsärzte, die 
Gebührenordnung für amtliche Verrichtungen, sowie die Besteuerung der Ober¬ 
amtsärzte. Die neue Gebührenordnung für amtliche Verrich¬ 
tungen ist am 9. Juni vorigen Jahres endlich erschienen, und zwar in einer 
den damaligen Wünschen der Medizinalbcamten entsprechenden Fassung; sie 
ist aber, was die Höhe der Gebührensätze betrifft, infolge der inzwischen 
wieder in ganz erheblichem Maße gesteigerten Teuerung schon längst wieder 
als überholt zu betrachten. Der Ausschuß hat deshalb unterm 10. Dezember 
vorigen Jahres eine weitere Eingabe an das Ministerium des Innern gerichtet, 
in der er um die Gewährung eines mindestens 60 4 /oigen Teuerungszuschlags 
für sämtliche Gebührensätze der neuen Taxe gebeten hat. Ein Bescheid ist 
auf diese Eingabe bis jetzt noch nicht ergangen. — Am 14. August vorigen 
Jahres haben die Beamten auch eine neue Diäten- und Reisekosten¬ 
verordnung bekommen, die aber in mancher Hinsicht für die Medizinal¬ 
beamten ungünstiger als das alte Diätenregulativ vom 23. Juni 1873 ist, haupt¬ 
sächlich ist die Frage der Kilometergelder für zu Fuß oder zu Rad zurück¬ 
gelegte Dienstreisen ^keineswegs in einer für die Oberamtsärzte befriedigenden 
Weise gelöst. Da es sich aber um eine sämtliche Beamte betreffende Ver¬ 
ordnung bandelt, so werden wir uns wohl oder übel mit den nunmehr zu Recht 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen abfinden müssen. 

Betreffs der Besoldungsordnung der Oberamtsärzte hat der 
Ausschuß sowohl am 20. September v. J. eine Eingabe an das Ministerium des 
Innern, als an den Landtag gerichtet und darin beantragt, daß im Verhältnis 
ebensoviele Oberamtsärzte in die Besoldungsgruppen XI und XII eingewiesen 
werden, wie Oberamtleute. Dieser Antrag ist insofern nicht ganz ohne Erfolg 
ueblieben, als inzwischen nach dem erst vor einigen Tagen verabschiedeten 
Haushaltungsplan wenigstens 10 vollbesoldete Oberamtsärzte als Medizinal- 
rite io die Besoldungsgruppe XI eingewiesen worden sind; damit sind aber 
unsere Wünsche noch keineswegs Vollkommen befriedigt. — Bezüglich der 
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Fragender Amtsbezeichnung'der'Oberam tsärzte ist nnterm 28. Sep¬ 
tember v. J. auch eine Eingabe an das Ministerium des Innern gerichtet, mit 
dem Anträge, sämtlichen Oberamtsärzten die Amtsbezeichnung „Medizinal* 
rat“ zu verleihen. Durch Bescheid vom 9. April d. J. hat das Ministerium eine 
Aenderung der Amtsbezeichnung der Oberamisärzte abgelehnt. In den übrigen 
Ländern herrsche in dieser Hinsicht noch eine so große Verschiedenheit, daß 
noch eine einheitliche Regelung der Frage erwünscht und anzustreben sei. 
Einer solchen einheitlichen Regelung im ganzen Reich werden ja wohl auch 
wir zustimmen können. 

Betreffs der Dienstaufwandsentschädigung der Oberamts¬ 
ärzte hat der Ausschuß am 21. Mai v. J. eine Eingabe an das Ministerium des 
Innern gerichtet, in der er um eine zeitgemäße Erhöhung der bisher geradezu 
beschämend armseligen Dienstaufwandentscbädigung gebeten und für die voll¬ 
besoldeten Oberamtsärzte eine solche von 2500 M., für die nicht vollbeBoldeten 
•/s dieses Betrags beantragt hat. Diese Forderung ist dann in zwei weiteren 
Eingaben, am 10. Dezember v. J. und 26. Januar d. J. wiederholt und in der 
letzteren noch eine öOproz. Teuerungszulage zu dem beantragten Betrag ge¬ 
fordert. Ein Bescheid auf diese Eingaben ist bis jetzt noch nicht eingetroffen, 
doch soll die Angelegenheit zurzeit dem Staatsministerium zur Entschließung 
vorliegen. 

Die Frage der Besteuerung der Oberamtsärzte, über die viel¬ 
fach eine Unklarheit geherrscht zu haben scheint, ist durch einen inzwischen er¬ 
schienenen Erlaß des Landesfinanzamtes vom 81. Januar d. J. dahin entschieden 
worden, daß Leistungen der Oberamtsärzte, die sie in ihrer Eigenschaft als 
beamtete Aerzte vollziehen, z. B. gerichtliche Begutachtungen u. dergl., von 
der Umsatzsteuer befreit sind. 

Der Ausschuß ist also nicht müßig gewesen, und' hat sich alle Mühe 
gegeben, die Interessen der württembergischen Medizinalbeamten, soweit ihm 
dies möglich gewesen ist, zu vertreten und zu wahren; wenn es ihm trotz 
aller seiner Bemühungen nicht immer gelungen ist, mit seinen Forderungen 
dön gewünschten Erfolg zu erzielen, so ist dabei zu bedenken, daß der Ein¬ 
fluß eines einzelnen Standesvereins auf die Staatsregierung begreiflicherweise 
nur ein beschränkter sein kann, und daß auch die letztere in ihren Geld- 
verwilligungen infolge unserer derzeitigen Überaus traurigen Finanzverhält- 
nisse gleichfalls in weitgehendem Maße beschränkt ist; dem werden wir denn 
auch billigerweise Rechnung tragen müssen. Von der Abfassung und Ab¬ 
sendung einer auf der letzten Jahresversammlung beschlossenen Denk¬ 
schrift, in der die Forderung gestellt werden solle, innerhalb des Mini¬ 
steriums für den Bereich des Medtzinalwesens einen Arzt als selbständigen, 
dem Minister unmittelbar unterstellten Ministerialdirektor anzustellen, ist mit 
Rücksicht auf die vorzüglichen Ausführungen des Kollegen Dr. Maisch über 
diesen Gegenstand im Med. Korrespondenzblatt und Schwäbischen Merkur 
(a. auch Zeitschrift für Medizinalbeamte, Nr. 10, 8.180) Abstand genommen. 

Der Vorsitzende teilt dann mit, daß der Verein zurzeit 68 Mitglieder zählt; 
ausgetreten sind die Kollegen: Med.-Rat Dr. Baur in Blaubeuren, Ob.-Med.- 
Rat Dr. Krause in Kirchheim, Ob.-Med.-Rat Dr. Jäger in Ulm, Dr. Maier 
in Sulz "und Ob.-Med.-Rat Dr. Späth in Eßlingen, von diesen ist der letztere 
eines der ältesten und verdientesten Mitglieder des Vereins, vor zehn 
Tagen hochbetagt gestorben (zu seinem ehrenden Angedenken erhoben sich die 
Anwesenden von ihren Sitzen). — Eingetreten sind die Oberamtsärzte 
Dr. Betz in Calw, Dr. Dentler in Wangen, Dr. Holzapfel in Ellwangen 
und Dr. F.orger^in Oberndorf. 

Im Anschluß an diesen Geschäftsbericht, zu dem von seiten der Ver¬ 
sammlung nichts bemerkt wurde, stellte der Vor sitzende außerhalb der 
Tagesordnung den Antrag, den § 5 Abs. ß der Satzungen in der Fassung des 
Beschlusses der letzten Jahresversammlung dahin abzuändern: „Der Ausschuß 
besteht, abgesehen von den 3 Vorstandsmitgliedern, aus 4 (anstatt wie bisher 3) 
weiteren Vereinsmitgliedern, von denen stets eines ein Angehöriger des Landes¬ 
vereins württembergischer Irrenärzte sein soll.“ Er begründet diesen Antrag 
damit, dal, nachdem eine größere Anzahl beamteter Irrenärzte dem Verein 
angehören, deren Wunsch, auch im Ausschuß besonders vertreten zu sein, als 
ein wohlberechtigter angesehen werden könne. Ob.-Med.-R&t Dr. Gross- 
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Schnssenried bemerkt hierzn, der Verein württembergisrher Irrenärzte hätte 
gewünscht, dem Medizinalbeamtenverein in corpore beizntreten, es sei dies aber 
nicht durchführbar gewesen in Rücksicht auf die Assistenz- und Volontärärzte, 
für die man wegen der hohen Beitragskosten einen Beitritt zum Medizinal¬ 
beamtenverein neben dem irrenärztlichen Verein nicht habe obligatorisch machen 
können, es werde jedoch das Bestreben des irrenärztlichen Landesvereins sein, 
möglichst viele seiner Mitglieder zum Beitritt zum Medizinalbeamtenverein zu 
veranlassen. 

Der Antrag wurde angenommen und auf den Vorschlag der beiden an¬ 
wesenden Herren Gross und C am er er der Oberarzt Dr. Bader-Winnen tal 
in den Ausschuß kooptiert 

II. Kassenbericht: Die Einnahmen haben 1103 M., die Ausgaben 
1103.61 M. betragen, so daß sich eine Mehrausgabe von 0,61 M. ergiebt. 
Das Vermögen des Vereins beträgt zurzeit 976,70 M., 538,39 M. weniger als 
im Vorjahre. Die Rechnungen sind von den Kollegen Maisch und Maas 
geprüft und richtig befunden; dem Rechnnngsführer Kanzleirat Reinöhl 
wurde mit dem Ausdruck des besten Dankes des Vereins für seine Mühe¬ 
waltung Entlastung erteilt. 

Der Jahresbeitrag für das laufende Jahr wird auf Antrag des Vor¬ 
sitzenden auf 20 M. erhöht mit Rücksicht auf die gesteigerten Ansgaben des 
Vereins, die sich hauptsächlich aus den* Kosten für die Ansschußsitzungen, 
dem erhöhten Beitrag für den Bund höherer Beamten, sowie für die Vertretung 
des Vereins bei der Jahresversammlung des Deutschen Medizinalbeamtenvereins 
ergeben; voraussichtlich wird sich auch dieser genötigt sehen, seinen Jahres¬ 
beitrag ebenfalls wieder zu erhöhen, wodurch die vermehrte Besteuerung dann 
eine doppelte werden wird, was sich leider nach Lage der derzeitigen Verhält¬ 
nisse nicht ändern läßt. 

III. Freie Aussprache über die derzeitige wirtschaftliche Lage und 
berufliche Stellung der Württemberglschen Medizinalbeamten. Zunächst 
wurde der unter I erwähnte Artikel des Kollegen Maisch „über das 
Medizinalkollegium und die Neuordnung des Gesundheits¬ 
wesens in Württemberg" einer Erörterung unterzogen,. wobei die Ver¬ 
sammlung den darin enthaltenen Ausführungen nacü jeder Richtung hin voll 
zostimmt und weiterhin der Ansicht war, daß infolge der Veröffentlichung 
dieses Artikels die Abfassung einer besonderen Denkschrift, wie sie bei der 
letzten Jahresversammlung beschlossen worden war, als nicht weiter er¬ 
forderlich anzusehen sei. Auf Antrag des Kollegen Maisch wurde jedoch 
beschlossen, der Medizinalbeamtenverein solle sich mit dem Aerztlichen Landes¬ 
ausschuß in Verbindung setzen und beide Vereine sollen dann gemeinsam den 
Artikel dem Ministerium des Innern, der Staatsregierung und der Kammer der 
Abgeordneten, womöglich auch den einzelnen Abgeordneten, zur Kenntnis 
bringen zum Zweck der Geltendmachung der darin aufgestellten Forderungen 
bezüglich einer Umänderung unseres Medizinalwesens. Hierzu wurden noch 
folgende Anträge gestellt: 

1. Antrag Haag: „Der Medizinalbeamtenverein Württembergs unter¬ 
breitet dem Ministerium des Innern, wie der Kammer der Abgeordneten noch¬ 
mals die dringliche Bitte, für die vollbesoldeten Oberärzte Rats¬ 
and Oberratsstellen in gleichem Verhältnis wie für die an¬ 
deren Bezirksbeamten zu schaffen, da eine niedere Einstufung im 

f leichen Bezirk ein für die Oberamtsärzte unerträglicher und ihre Tätigkeit 
erabwürdigender Zustand ist." 

Der Antrag, der von dem Antragsteller eingehend begründet wurde, 
fand einstimmige Annahme. 

2. Antrag Lutz: „a) der Gehalt der nicht voll besoldeten Ober¬ 
amtsärzte ist anf 80°/« des Gehalts der vollbesoldeten zu erhöhen; 

b) für die Oberamtsärzte ist die Möglichkeit zu schaffen, in gleicher 
Weise wie die anderen akademischen Beamten in die XL und XII. Gehalts¬ 
klasse anfzurücken; 

c) die Jahre, die die Oberamtsärzte vor dem Eintritt in den Staatsdienst 
als praktische Aerzte tätig waren, sind ihnen als Dienstjahre an- 
zu rechnen, so daß sie gleich in die Gehaltsklassenstufe eingewieeen werden. 
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die die Zahl ihrer Praxisjahre entspricht, and daß sie bei ihrer Pensionierung 
eine entsprechend höhere Pension beziehen; 

d) die in Ziff. b and c beantragten Bestimmungen finden aach auf die 
nicht vollbesoldeten Oberamtsärzte in gleicher Weise Anwendung, wie auf die 
besoldeten.“ 

Der Antrag, der von dem Antragsteller ebenfalls eingehend begründet 
wurde, wurde auch einstimmig angenommen. 

3. Anträge Hermann: Die beiden ersten Anträge: a): „Forderung 
eines ausreichenden und angemessenen Gehaltes und b) For¬ 
derung einer persönlichen Amtsbezeichnung'und einen an¬ 
gemessenen persönlichen Titel für die 0beramtsärzte werden 
durch den Antrag Haag und den vorher erwähnten Bescheid als erledigt an¬ 
gesehen. Zu dem Antrag c): „Angemessene Bezahlung der Ober¬ 
amtsärzte für die Verseilung von Nebenämtern“ bemerkte der 
Regierungsvertreter Ob.-Med.-Rat Dr. v. Scheurlen: Nach einem Beschluß 
der Staatsregierung soll eine besondere Bezahlung für die Versebung von 
Nebenämtern für sämtliche Staatsbeamte künftighin in Wegfall kommen. Da¬ 
mit würde auch für die Bewerber solcher Oberamtsstellen, mit denen die Vor¬ 
sehung eines Gefängnis- oder Zuchthausarztdienstes im Nebenamt verbanden 
ist, eine besondere Bezahlung dieses Nebenamts nicht mehr in Frage kommen 
können, dagegen bleiben die derzeitigen Inhaber dieser Stellen selbstverständlich 
im Genuß ihrer bisherigen Gehaltsbezüge. Der Fall des Kollegen Hermann 
ist zurzeit noch in Behandlung des Ministeriums; er müsse deshalb erst dessen 
Bescheid abwarten; bevor ein solcher vorliege, könne sich auch der Medizinal¬ 
beamtenverein mit der Angelegenheit nicht weiter befassen. Dieser Auffassung 
Bchloß sich dann auch die Versammlung an, sie brachte dabei aber den 
Wunsch zum Ausdruck, daß die Forderung der Gefangenenanstaltsärzte von 
seiten der Regierung insoweit berücksichtigt werden möge, als diesen wenigstens 
die Kosten für ihre Stellvertretung vom Staate ersetzt werden. 

d) Ausreichende Vergütung für Dienstaufwand. 

e) Zeitgemäße Erhöhung der Gebühren. 

Die beiden Anträge können darcb die wiederholten vom Medizinal¬ 
beamtenverein erst vor kurzer Zeit an das Ministerium des Innern gerichteten 
Eingaben vorerst als erledigt angesehen werden. 

f) Auslegung der Gebührenordnung dabin, daß auch die voll- 
besoldeten Oberamtsärzte bei Anlage IA Ziff. 10a eine Anrechnung für 
„Zeitaufwand“ machen dürfen. Der Vorsitzende bemerkte hierzu, daß, 
wenn das Kassenamt Hall diese Anrechnung beanstande, es sich hierbei um 
einen Irrtum handeln müsse; von seiten d«r übrigen Kassenämter werden diese 
Anrechnungen nicht beanstandet und sie können au< h nicht beanstandet werden, 
da in der Gebührenordnung vom 9. Jnni 1920 nirgends etwas davon stehe, daß 
die vollbesoldeten Oberamtsärzte eine Versäumnisgebühr nicht anrechnen dürfen. 
Es scheine jedoch die Absicht zu besteben, den vollbesoldeten Oberamtsärzten 
diese Gebühr künftighin zu entziehen; hiergegen müsse der Medizinalbeamten¬ 
verein jetzt schon energisch Stellung nehmen. Die Erhebung einer Versänmnis- 
gebühr von seiten der vollbesoldeten Oberamtsärzte stehe mit ihrem Voll¬ 
besoldetsein in keiner Weise im Widerspruch; sie ergebe sich vielmehr als 
einfache Folgerung aus der ihnen durch das Oberamtsarztgesetz angewiesenen 
Gatachtertätigkeit, für die sie Gebühren anzusprechen haben, und in der sie 
durch das Anwohnen bei gerichtlichen Terminen ebenso beeinträchtigt werden, 
wie ihre nicht vollbesoldeten Kollegen in der Ausübung ihrer Privatpraxis. 
Sie müßten es deshalb als eine große Härte empfinden, wenn ihnen gerade in 
einer Zeit, in der sie um ihre wirtschaftliche Existenz zu ringen haben, diese 
Gebührenbeztige, die sie bis jetzt s*it der Erlassung des Oberamtsarztgesetzes 
stets unbeanstandet erhoben haben, entzogen werden sollten. Der Vor¬ 
sitzende stellte den Antrag, in diesem Sinne beim Ministerium des Innern 
vorstellig zu werden; der Antrag wurde einstimmig angenommen. 

4. Antrag Holzapfel: Die vollbesoldeten Oberamtsärzte 
Württembergs betrachten die den hinsichtlich Gehalts- und Pensionsberechti¬ 
gung ihnen annähernd gleichgestellten Regierungsmedizinalräten vom 
Reichsarbeitsministerium Berlin gestattete Ausübung freiwilliger Privatpraxis 
als eine sozial und wirtschaftlich unbegründete Besserstellung 
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uni ersuchen das württember gische Ministerium des Innern, den Württemberg 
giseben Aerzteverband nnd den Leipziger Verband dringend, beim Reichs ar- 
behsministerinm dahin vorstellig zn werden, daß diesen ToUamttich angestellten 
Regierangsmedizinalräten die Austkbnng nicht bloß der Kassenpraxis, 
sondern auch der Privatpraxis untersagt werde. Die Versamm¬ 
lung hielt diese von dem Antragsteller eingehend begründete Forderung an 
una für sich durchaus berechtigt, sie war aber der Ansicht, daß es, da es sich 
um eine Reichsangelegenheit handelt, für welche die württembergische Regie¬ 
rung gar nicht zuständig ist, wohl besser sein werde, dieselbe dem Deutschen 
Medizinalbeamten -Verein zur Weiterbehandlung und einer diesbezüglichen 
Antragstellung bei der Reicbsregierung zuzustellen. 

6. Anträge Georgii: a) „Die Gebühren für amtsärztliche Verrich¬ 
tungen, wenigstens für einige Ziffern, sind zeitgemäß zu erhöhen.“ Der Antrag 
wurde durch die gleichlautende, durch den Medizinalbeamten verein schon naterm 
10. Dezember vorigen Jahres an das Ministerium des Innern gerichtete Eingabe 
als erledigt betrachtet. 

b) „Die Veröffentlichungen des Reichsgesundheitsamts 
sollen den Oberamtsärzten nicht mehr zugestellt werden.“ Der Antrag 
wurde von der Mehrheit der Anwesenden abgelehnt. 

c) „Alle Ausgaben, die den.O beramtsärzten entstehen durch 
Auslagen für Telephon, Bezug des Staatsanzeigers, des Amts und Regierungs¬ 
blattes, fnr Portoauslagen bei nicht freigemachten Postsendungen n. dergL, 
sollen nicht dnreh die Kasse des Ministeriums des Innern, sondern durch die 
nenerrichteten Zahlstellen der Oberämter aasbezahlt, bezw. ersetzt werden.“ 
Begründung: Vereinfachung der Staatsverwaltung. 

Der Antrag wurde angenommen. Es warda beschlossen, die sämtlichen 
znr Annahme gelangten Anträge dem Ministerium des Innern zur Kenntnis¬ 
nahme and wohlwollenden Berücksichtigung in Vorlage znr bringen. 

IT. Nunmehr hielt Kollege Schmidt einen außerordentlich inter¬ 
essanten Vortrag über die Tübinger Tjphusepldemie, der später im Wort¬ 
laut im veröffentlicht werden wird. 

Im Anschluß an den Vortrag machte Ministerialrat Dr. v. Scheurlon 
noch einige Mitteilungen bezüglich der medizinalpolizeilichen Be¬ 
handlung der Bazillenträger, woranf die Versammlung von dem Vor¬ 
sitzenden mit nochmaligem Dank an alle Anwesenden geschlossen wurde. 

Nach dem Wttrttembergischen ärztlichen Korrespendeazblatt Nr. 14. 


Tagesnachrichten. 

Ana dom Belob ztago. Der Reichstag bat vor seiner Vertagung 
noch die Gesetzentwürfe betr. Abänderung des AngesteHteaverslcherungs- 
gesetzes, betr. Neuregelung der Leistungen nnd Beiträge der Invaliden- 
Versicherung sowie betr. Regelnng der Woehenhilfe und WochenfÜrsorge 
angenommen, ln dem zar Angestelltenversichernng betreffenden Gesetze 
(s. Nr. 13 dieser Zeitschrift S. ü62i ist die im Entwarf vorgesehene Teue¬ 
rungszulage von 50 auf 70 M. monatlich erhöht, im Übrigen aber die 
Regierungsvorlage beibehalten. Durch die beschlossene Abänderung des 
Invslldenversleherungfigesetzez sind statt der hn Entwarf vorgesehenen 
9 Lohnklassen 8 beschlossen (1—1000, 1000 bis 3000, ÖO'O—6000, 6000— 
7000, 7000-9000, 90 0—12000, 12000—15000 und Über 16000 M. und der 
Woebenbeitrag in den einzelnen Lobnklassen anf 3,50, 4,50, 5,50, 6,60, 
7,60, 9,10, 10,50 and 12 M. festgesetzt. Der Grnndbetrag der Invaliden¬ 
rente beträgt für alle Lobnklassen 360 M ; dazu kommt ein Steigerungsznsatz 
für jede Beitragswocbe von 0,10, 0,80, 0,60, 0,70, 0,90, 1,20, 1,50 nnd 1,80 M. 
für die einzelnen Lohnklassen, so daß also die geringste Rente (nach 600 Bei¬ 
tragswochen) in der ersten Klasse 410 M. and in der höchsten Klasse 1260 JK. 
betragen wird (bisher 125,40 and 210 M.). 

Nach der beschlossenen Neuregelung der Wochen hilfe and Wochen- 
f l r wg e erhält die versicherte Fran ärztliche Behandlung, falls solche bei 
der Entbindong oder bei Scbwangerschaftsbeschwerdön erforderlich wird, ehien'ein- 
maligen Beitrag zn den Eatbindungskosten von 100 M., ein Wochengeld in 
BOhe dee' Krankengeldes, jedoch mindestens 4*/» M. täglich für 10 Wochen, 
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von denen mindestens 6 in die Zeit nach der Niederknnft fallen müssen. Das 
Wochengeld für die ersten vier Woeben ist spätestens mit dem Tage der 
Entbindung fällig. Das Stillgeld soll in Höhe des halben Krankengeldes 
gegeben werden, jedoch mindestens l 1 /* M. täglich. Dieselben Vorschriften 
sbflon auch für Mitglieder einer Ersatzkasse gelten. Außerdem soll das Gesetz 
über die Wochenfürsorge vom 22. Mai 1910 dahin geändert werden, daß der 
Anspruch einer minderbemittelten Wöchnerin auf Beihilfe besteht, wenn das , 
Einkommen 10000 M. nicht übersteigt. 


Der 42. Deutsche Aerztetag wird vom 14. —17. September d. J. in 
Karlsruhe stattfinden; am 14. und 15. September wird die wirschaft- 
liche Abteilung, am 16. und 17. September der Aerztetag tagen. Zur 
Verhandlung auf dem Aerztetage gelangen folgende Gegenstände: 
Die praktische Ausbildung zum Arzte (Dr. Haus borg-Dortmund). 2. Das 
ärztliche Unterstützungswesen (Dr. Vollmann-Berlin und Dr. Bongerts- 
Karlsruhe). 8. Der Arzt im Entwurf zum neuen Strafgesetzbuch und zum Ge¬ 
setz über den Rechtsgang in Strafsachen (Dr.-Puppe-Breslau und Dr. Alex¬ 
ander - Berlin). 4. Bericht über die Verschmelzung zum Aerztevereins-Bnnd 
und Leipziger Verband (Dr. Richter-Zeitz). Falls der Entwurf zur gesetz¬ 
lichen Regelung der Kassenarztfrage von den zuständigen Instanzen bis zom 
Aerztetage fertig gestellt ist, wird dieser an erster Stelle zur Beratung ge¬ 
stellt werden. 


Westdeutsche Sozialhygienische Akademie in Düsseldorf. Staatlich 
anerkannte Ausbildungsstätte für Kreisarztanwärter. Beginn 
des nächsten viermonatlichen Kurses für Kreisarzt- und Kreis¬ 
kommunalarztanwärter am 17. Oktober 1921. Beginn eines zweiwöchent¬ 
lichen theoretisch-praktischen Kurses fürTuberkulose-FQrsorgeärzte 
am 19. September, eines dreiwöchentlichen für Säuglings-Fürsorge¬ 
ärzte am 26. September. — Beschränkte Teilnehmerzahl,' baldigste Anmeldung 
notwendig. — Für billige Verpflegung und Unterkunft sorgt das Sekretariat. 
Anfragen sind zu richten an: Westdeutsche Sozialhygienische Akademie, 
Düsseldorf, Stromstr. Ecke Fürstenwallstr. 1. 


Deutscher Medizinalbeamtenverein 

XI. Hauptversammlung 

Preussiseher Medizinalbeamtenverein 

XXXII. Hauptversammlung 

Bayerischer Medizinalbeamtenverein 

XV. Landesversammlung 

Gemeinsame Tagung am 10. u. 11. Sept. 1921 in Nürnberg 


Tagesordnung: 

Freitag, den 9. September, 8 Uhr abends: Begrüßungsabend 

mit Daihen im Künstlerhause am Bahnhof (Erdgeschoß). Bei schönem 
Wetter im Garten. 

Samstag, den 10. September, 9 Uhr vormittags: Sitzung 
im Künstlernause. 

1. Geschäfts- und Kassenbericht. 

2 . Bericht über die Entwürfe zu einem Deutschen 
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Strafgesetzbuche (Entwurf der Strafrechtskommission 
1913 und Entwurf 1919 a) vom Standpunkt des Irrenarztes, 
b) von dem des Gerichtsarztes. Berichterstatter: a) Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. Schultze-Göttingen und b) Prof. 
Dr. L o c h t e - Göttingen. 

(Nach der Besprechung Frühstückspause.) 

3. Die einheitliche Gestaltung der staatsärztlichen 
Prüfung im Deutschen Reich. Berichterstatter: Geh. 
Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. Abel-Jena und Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. Strassmann-Berlin. 

4. Vorstandswahl und Bericht der Rechnungsprüfer. 

5 Uhr nachmittags: Sondersitzung des Preußischen und 
des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins im Künstlerhause. 

A) Tagesordnung des Preußischen Medizinalbeamtenvereins: 

1. Geschäfts- und Kassenbericht. Im Anschluß hieran 
freie Aussprache über die amtliche Stellung und wirt¬ 
schaftliche Lage der preußischen Medizinalbeamten. 

2. Anträge auf Änderung der Satzungen. 

3. Vorstandswahl und Bericht der Rechnungsprüfer. 

Im Anschluß an diese Sondersitzung: Generalversammlung der 
Jubiliumsstiftung des Vereins. 

Tagesordnung: 

1. Geschäfts- und Kassenbericht. 

2. Vorstandswahl. 

B) Tagesordnung des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins: 

1. Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft. 

2. Rechenschaftsbericht des Kassenwarts. 

3. Besoldungsordnung und einschlägige Fragen. 

4. Satzungsänderung. 

5. Wünsche und Anträge. 

8 Uhr abends: Zwangloses gemeinschaftliches Essen mit Damen 
im Künstlerhause. 

Sonntag, den 11. September, 10 Uhr vormittags: Sitzung 
im KUnstlerhause. 

1. Die Vereinheitlichung der Seuchenbekämpfung im 
Deutschen Reiche. Berichterstatter: Prof. Dr. R i m p a u - 
München. 

Nach der Besprechung Frühstückspause. 

2. Die bisherigen Leistungen der öfffentlichen Gesund¬ 
heitspflege und der Medizinalverwaltung in dem 
Deutschen Reiche und in den Einzelstaaten nach 
dem Kriege und ihre Aufgaben für die Zukunft. 

Berichterstatter: Kreisarzt Med.-Rat Dr. Bundt-Halle a.S. 

3 Uhr nachmittags: Zwangloses gemeinschaftliches Essen 
im Künstlerhause. 

8 Uhr abends: Teilnahme mit Damen am Begrüßungsabend des 
Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege, der am 12. und 
13. September in Nürnberg tagt. (Vortrag mit Lichtbildern über Alt Nürn¬ 
berg ; im großen Saal des Künstlerhauses, I. Stock). 

Sonderveranstaltungen für Damen. 

Samstag, den 10. September: Führung durch Nürnberg; 
4'/t Uhr nachmittags: Damenkaffeestunde im Tiergarten. 



Sonntaff, den 11. September: Führung durch da« Germanische 
Museum. (Treffpunkt für die Führungen jeweils 10 Uhr vormittags, 
KQnstlerhaus.) 


Verzeichnis der GatthMe und Preise: 


Hotel Bamberger Hof, 

» Deutscher Hof, 
Deutseher Kaiser, 
Föttinger, 
Königshof, 
Palast-Hotel Fürstenhof, 300 
Hotel Rether Hahn, HO 

Viktoria, HO 

Weißer Hahn, 60 

Wittelsbach, 150 

Württemberger Hof 250 
A.-G. 
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Dfe Zimmer verstehen sich ohne s t ä d t Wohnsteuer, die mit 10% 
des Zimmerpreises extra berechnet wird und ohne Trinkgeld, dagegen 
eiiischl. der 10% Reichswohnsteuer. Wo die FrQhstückspreise über 5 Mk. 
pro Person betragen, ist Weißbrot und Butter einbegriffen. 

Der Fremdenverkehrsverein Nürnberg besorgt für die Tagung der 
Medizinalbeamten sämtliche Zimmerbestellungen (Hotel und Privat). 
Karten mit bezahlter Rückantwort erbeten. An den Versammlungstagen 
ist die Geschäftsstelle im Hauptbahnhof Tag und Nacht geöffnet. 


Wodtke-Jena Frickhinger-München 
Sieveking-Hamburg Bundt-Halle a.S. Schuster-Augsburg 


Pr eus Bischer Medizinalbe amten verein. 

Bekanntmachung. 

Der Vorstand beabsichtigt, der Hauptversammlung In Nttrnberg 
am to. und 11. September ds. Js. Anträge zu unterbreiten, die eine 
Erweiterung des Vorstandes für die Erörterung besonders wichtiger Vereins- 
Angelegenheiten bezwecken. Die Vorberatang dieser Anträge soll auf Be¬ 
schluß des Vorstandes bereits gelegentlich der diesjährigen Hauptversammlung 
durch eine Versammlung von Vertretern aller Provinzen geschehen. 

Die Vereinsmitglieder einer jeden Provinz werden daher gebeten, aus 
ihrer Mitte einen Vertreter und dessen Stellvertreter in der Weise zu wählen, 
daß sie bis zum 10. Angnst ds. Js. dem Schriftführer des Vereins, Herrn 
Med.-Rat Dr. Bnndt in Halle a. S., durch Einsendung eines mit Wohnort und 
Nämensunterschrift versehenen Stimmzettels die gewünschten Herren Kollegen 
benennen. Der Vorstand wird das Ergebnis der Wahl feststellen und bekannt geben. 

Der Bezirk Marienwerder wählt mit der Provinz Ostpreußen, der Bezirk 
Scbneidemühl mit der Provinz Pommern, der Bezirk Sigm&ringen mit der 
Rheinprovinz. 

Jena, den 27. Juni 1921. 

0er Vorsitzende 

Dr. W o d t k e. 
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lieber Sterbehilfe (Euthanasie). 

Von Med.-Rat Dr. Heyn-Dresden, 

Hilfsarbeiter im Sächsischen Ministerium des Innern. 

(Fortsetzung und Schluß.) 

Und nun zu den Bedenken in der ganzen Angelegenheit! 

Ausscheiden müssen zunächst alle religiösen Bedenken, 
obwohl sicher der Hauptwiderstand gegen eine gesetzliche 
Regelung der Sterbehilfe gerade von kirchlicher Seite zu er¬ 
warten ist (Feuerbestattung!). Wer in seinem Leide in dem 
festen Glauben, es sei ihm von Gott gesandt, vollen Trost findet 
und den Kelch bis zur Neige leeren will, dessen Gefühle sollen 
selbstverständlich geachtet werden, eine auch andere bindende 
Verallgemeinerung einer solchen Auffassung aber ist abzulehnen. 

Soweit bei der Frage der rechtlichen Natur der Selbst¬ 
tötung Religion und Recht miteinander in Konflikt kommen, 
betont Bin ding (2) ausdrücklich, daß letzteres jedermanns 
Freiheit, mit seinem Leben ein Ende zu machen, durchaus an¬ 
erkannt und diese Anerkennung „nach langer, höchst unchrist¬ 
licher Unterbrechung — von der Kirche gefordert, gestützt auf 
die unreine Auffassung, der Gott der Liebe könne wünschen, 
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daß der Mensch erst nach unendlicher körperlicher oder seelischer 
Qual stürbe — heute, von ganz wenigen zurückgebliebenen 
Staaten abgesehen, wieder voll zurückgewonnener, rar alle Zu¬ 
kunft unangefochtener Besitz bleiben dürfte“. 

Auf die vom juristischen Standpunkt aus gegen eine 
Sterbehilfe geltend zu machenden Bedenken kann hier nicht 
näher eingegangen werden. Soweit die rechtliche Seite der 
Frage im Hinblick auf die zurzeit gültigen Gesetze in Betracht 
kommt, hat Bin ding (2) in der erwähnten Schritt alles Nötige 
in erschöpfender Weise gesagt. Nach ihm bedarf die Sterbe¬ 
hilfe in seinem Sinne in richtiger Begrenzung überhaupt keiner 
Freigabe, sondern ist auch jetzt schon gesetzlich unverboten. 
Ob dem wirklich so ist, muß juristischer Nachprüfung über¬ 
lassen bleiben; Meines Wissens wird die Bin ding sehe Auf¬ 
fassung bestritten. Im übrigen braucht hierauf nicht näher 
eingegangen zu werden, da hier ja der Begriff Sterbehilfe in 
einem weiteren Sinne zur Erörterung steht. 

Wichtig ist aber, daß nach der jetzigen Rechtslage die 
Beihilfe zur Selbsttötung straflos und nur die Tötung 
Einwilligender nach § 216 R.Str.G. mit Gefängnis nicht 
unter 3 Jahren bedroht ist. Ein Arzt also, der einem Kranken 
das tödliche Gift nur zur Verfügung stellt, geht insoweit straf¬ 
los aus. Höchstens könnte er nach § 367 Ziffer 3 R.Str.G. 
wegen unerlaubter Ueberlassung von Gift an andere mit Geld¬ 
strafe bis zu 150 M. oder Haft bestraft werden. Immerhin wird 
eine solche Beihilfe zur Selbsttötung in praxi doch sehr gewagt 
sein, da sie von seiten irgendwelcher Angehöriger oder sonst 
interessierter Personen sehr leicht als eine Tötung auf Verlangen 
ausgelegt werden kann (Braune [10]). 

Unter den in das ärztliche Gebiet fallenden Bedenken 
wird meist als schwerwiegendstes angeführt, daß auch ein Kon¬ 
silium der tüchtigsten Aerzte sich doch einmal irren, eine 
Fehldiagnose also nicht mit der notwendigen vollstän¬ 
digen Sicherheit ausgeschlossen und dann möglicherweise ein 
Menschenleben grundlos vernichtet werden könne. Dieser Ein¬ 
wand kann, eine genügend sorgfältig getroffene Auswahl der 
Fälle vorausgesetzt, heute als völlig gegenstandslos bezeichnet 
werden. Es ist der medizinischen Wissenschaft jetzt zweifellos 
möglich, in einer großen Zahl der für eine Sterbehilfe in Frage 
kommenden Fälle die Diagnose mit völliger Sicherheit von 
100 Prozent zu stellen, so daß jeder Irrtum ausgeschlossen ist. 

Bei einem der unmittelbaren Besichtigung zugängigen 
Zungen- oder Mastdarmkrebs mit mikroskopischer Untersuchung 
eines ausgeschnittenen Probestückchens kann es schlechterdings 
keinen Irrtum geben. Selbstverständlich müssen zur Sicher¬ 
stellung der Diagnose auch alle Hilfsmittel der modernen 
Diagnostik herangezogen werden. Die Einleitung der Sterbe¬ 
hilfe bei einem Magenkrebs z. B. würde als nicht genügend 
begründet anzusehen sein, wenn die Diagnose nur auf Grund 
der äußeren Untersuchung und aller sonst übliohen Unter- 
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suchungsarten gestellt wird. Man wird vielmehr fordern müssen, 
daß sie auch durch den Probeleibschnitt, den man ja in vielen 
Fällen in der Hoffnung auf eine Dauerheilung durch Operation 
oder wenigstens zur Linderung der Beschwerden (Gastroente¬ 
rostomie) sowieso vornimmt und durch den hierbei gewonnenen 
unmittelbaren Anblick der Geschwulst, wenn nötig mit nach¬ 
folgender mikroskopischer Untersuchung eines Probestückchens, 
völlig gesichert wird. Dem Kranken würde dabei in einem 
solchen Falle zugleich die Möglichkeit gegeben sein, den Arzt 
schon vor der Operation zu ermächtigen, ihn bei gesicherter 
Diagnose überhaupt nicht erst wieder aus der Betäubung auf- 
wachen zu lassen. In ähnlicher Weise wäre bei anderen Krank¬ 
heiten zu verfahren. 

Diagnostische Irrtümer werden sich also im Gegensatz 
zu solchen bei Vollzug der Todesstrafe (Justizmorde) mit voll¬ 
ständigster Sicherheit vermeiden lassen. 

Hält man ferner streng daran fest, daß die für eine Sterbe¬ 
hilfe in Frage kommende Krankheit unrettbar zum Tode führen 
muß, so werden ohne weiteres auch solche Bedenken (Galli [5]) 
gegenstandslos, daß ein Kranker der Sterbehilfe teilhaftig würde, 
der, seinen Qualen und der scheinbaren Hoffnungslosigkeit seines 
Leidens erliegend, sich unbegründeterweise nach dem Tode als 
Erlöser sehnt und alles aufbietet, um sich diesen Wunsch zu 
erfüllen, dann aber, wenn der ärgste Sturm vorüber und Aus¬ 
sicht auf Heilung eingetreten ist, selbst diesen Wunsch als 
Willensschwäche und Feigheit verurteilt. 

Es kann noch entgegnet werden, daß doch vielleicht ein¬ 
mal unerwartet plötzlich neue Heilmittel für eine bis dahin als 
unheilbar geltende Krankheit oder wenigstens einen Teil ihrer 
Fälle gefunden werden könnten und dann wenigstens die letzten, 
durch Sterbehilfe bereits geendeten Krankheitsfälle dieser Art 
zum Teil vielleicht doch noch hätten gerettet werden können. 
Dagegen ist zu sagen, daß solche auch nur annähernd sicher 
wirkende Heilmittel leider nicht über Nacht gefunden werden, 
es vielmehr meist jahrelanger mühevollster Arbeit bedarf, bis 
etwa neue Arzneikoraponenten oder sonstige Mittel zu auch 
nur einigermaßen greifbaren Ergebnissen in dieser Hinsicht 
führen. Es würde also immer noch genügend Zeit bleiben, be¬ 
stimmte, als unheilbar geltende Krankheiten von der Anzeige 
zur Sterbehilfe wieder auszunehmen. Dasselbe gilt für etwaige 
neue schmerzstillende Mittel, die die körperlichen Qualen lindern, 
ohne zur Angewöhnung mit Herabsetzung der schmerzstillenden 
Wirkung zu führen, so daß das Leben für die kurze, ihm noch 
gegebene Spanne Zeit auch wieder lebenswert würde. 

Man hat noch eingewendet, daß ja dem Kranken, wenn 
er das Ende wirklich ernstlich herbeisehne, der Weg zur Selbst¬ 
tötung auf andere als arzneiliche Weise jederzeit offen, stehe. 
Nicht wenige Kranke nehmen wirklich ihre Zuflucht zu diesem 
letzten Mittel, ihre Qualen zu enden, zugleich ein Beweis da¬ 
für, daß es ihnen mit dem Wunsohe nach dem Ende bitter 
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ernst ist, was von Gegnern der Sterbehilfe öfters bestritten wird. 
Aber sich mit dem Vorliegen dieser Möglichkeit für jeden 
Kranken begnügen zu wollen, bedeutet nicht nur eine grofie 
Härte, sondern die Möglichkeit ist in vielen Fällen gar nicht 
einmal gegeben. Man bedenke, dafi ein Handansichlegen durch 
gröbere Mitttel unter allen Umständen nicht nur einen starken 
Willen erfordert, den viele, bis zum Eintritt ihres Leidens viel¬ 
leicht recht willensstarke, später aber durch ihre Qualen zer¬ 
mürbte Menschen gar nicht mehr aufzubringen vermögen,' son¬ 
dern auch rein physisch würden manchem dieser Kranken ein¬ 
fach die körperlichen Kräfte zur Ausführung einer solchen Tat 
fehlen. 

Weit schwerer als alle bisher genannten Bedenken wiegen 
die auf ethischem und sozialem Gebiete. 

Ein tieferes Eingehen auf die ethische Seite der Frage 
würde uns hier zu weit führen, ebenso muß auf eine Dar¬ 
stellung der verschiedenen Möglichkeiten des Aufbaus einer 
Ethik (universeller Evolutionismus, Utilitarismus, theologische 
Moral, soziale Momente u. a.) verzichtet werden. Ethik ist 
wörtlich mit Sittenlehre zu übersetzen. Besser wäre wohl die 
Uebersetzung mit Sittlichkeitslehre, denn wir verstehen unter 
Ethik meist nicht die Lehre von den Sitten, sondern von der 
Sittlichkeit, d. h. dem, was als sittlich, gut, moralisch gilt. So¬ 
wohl die Sitten selbst, als auch die Ansichten darüber, was 
als sittlich gilt, sind aber nichts unabänderlich Feststehendes, 
sondern unterliegen den mannigfaltigsten und einschneidendsten 
Aenderungen. Dem Leiden an sich können wir heute aber nur 
in ganz beschränktem Maße und nur unter der Voraussetzung 
seiner freiwilligen Uebernahme einen sittlichen Wert zuerkennen. 

Börner (11) meint allerdings, daß, wenn auch christ¬ 
liches Erdulden aller Art ethisch gewiß nicht ohne weiteres 
wertvoll, es anderseits doch ebenso einseitig sei, die Fähig¬ 
keit zu leiden und zu dulden, nicht anerkennen zu wollen. 
Unter Betonung des angeblichen Wertes der Opfer eines So¬ 
krates und Giordano Bruno stellt er diese als Vorbilder von 
Helden der Passivität, die ja nur eine bestimmte Art der 
Aktivität sei, dar. Der angeblichen Zwecklosigkeit des Leidens 
stehe der große, überragend erzieherische Wert des Ansporns, 
des Trostes, der Suggestion gegenüber — für alle, die in einem 
geringeren Grade zu leiden gezwungen sind. Wollten wir auf 
dieses Heldentum verzichten, so werde eine allgemeine Ver¬ 
weichlichung die unausbleibliche Folge sein. Es sei aber im 
Gegenteil nötig, auch noch den letzten Rest des Heldenhaften 
im Kranken auszulösen. 

Henle (12), Wolfsdorf (13), Ostwald (14) haben diese 
Auffassung widerlegt, ersterer insbesondere unter Hinweis darauf, 
daß dann auch die Anwendung schmerzstillender Mittel über¬ 
haupt zu verwerfen sein würde. „Wer wollte Qualen, die er 
verhindern könnte, mit ansehen, deshalb, weil der Gefolterte 
ein schönes Beispiel von Heroismus gibt?“ 



Ueber Sterbehilfe (Euthanasie). 


277 


Börner (11) wendet den an sich richtigen Grundsatz, daß 
jedes Leidertragen den Menschen stählt und ein Vorbild für 
andere gibt, insofern falsch an, als dies doch nur für freiwillig 
übernommenes Leid gilt, während von einem erzwungenen 
keine lebensfördernde Wirkung ausgeht. Die christliche absolute 
Ethik, wie sie ihren schärfsten Ausdruck in der Bergpredigt 
gefunden hat, legt ja bekanntlich auf das Ertragen von Leiden 
den größten Wert, denn Leid kommt von Gott und jeder Mensch 
soll Christus im Leidertragen nacheifern. Gewiß sind so hohe 
Beispiele von Leidertragen gegeben worden; für den Menschen 
sollte aber nicht das Leidertragen an sich, sondern nur die 
freudige Lebensbejahung und das tätige Schaffen in Frage 
kommen und auch eine so reine Urchristenethik, wie sie z. B. 
im Tagebuch Tolstois erscheint, ist unfruchtbar, weil im 
wirklichen Leben nicht anwendbar. Das gleiche gilt für die 
absolute Ethik des Buddhismus und der späteren europäischen 
Philosophie (Kant). Einer neuen Lebensauffassung kann aber 
nicht die absolute Liebe an sich als Grundlage dienen, sondern 
immer wieder nur das Leben selbst, das Moral und Ethik trägt 
(Seber). 

Die Frage bedarf noch einer kurzen Besprechung vom 
Standpunkt der sogenannten ärztlichen Ethik aus. 

Auch der unheilbare und schwer leidende Kranke, der an 
seiner Genesung selbst verzweifelt, will immer noch vom Arzte 

g etröstet, d. h. getäuscht sein. „Wenn keine Hoffnung vor- 
anden ist, so belüge mich so geschickt, daß ich keinen Augen¬ 
blick an der Wahrheit Deiner Worte zweifle!“ (Weressajew (3)). 
Das ist das Leitmotiv, das aus den wenigen ärztlichen Abhand¬ 
lungen über den Gegenstand immer wieder herausklingt. Selbst 
Aerzte lassen sich in dieser Hinsicht oft leicht täuschen. Ein 
mir bekannter, sehr tüchtiger an einem Melanosarkom leidender 
Kollege konnte bei der mikroskopischen Untersuchung einer 
ausgeschnittenen Metastase ohne weiteres davon überzeugt 
werden, es handle sich nur um harmlose Pigmentablagerungen. 

Als Beweis für die Scheu der Kranken vor der Wahrheit 
hat man wohl auch angeführt, daß selbst Schwerleidende, die 
über ihren Zustand kaum noch im Zweifel sein können, nur 
verhältnismäßig selten die verhängnisvolle Frage an den Arzt 
richten. Sehen wir von den Fällen ab, in denen der Kranke 
aus äußeren Gründen zu einer solchen Frage gezwungen ist 
(Erbregelung), so kann er unter den jetzigen Verhältnissen von 
ihr auch keinerlei Vorteil erwarten, denn er läuft nur Gefahr, 
sein letztes Besitztum, die oft immer noch glimmende Hoffnung 
auf Genesung, zu verlieren, ohne gleichzeitig als Ersatz die 
Erlösung von seinen Qualen in Aussicht gestellt zu bekommen. 
Die Tatsache, daß heute der Arzt noch nicht berechtigt ist, 
das Leben eines Kranken, sei es auch auf ausdrücklichstes Ver¬ 
langen, abzukürzen, ist auch in weiteren Volkskreisen zu be¬ 
kannt, als daß nicht viele Kranke, die auf ihrem Schmerzens¬ 
lager viel Zeit zum Nachdenken haben, von selbst zu der 
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Erkenntnis kommen, daß ihnen eine solche Frage nur neue 
Not ohne Gewinn schaffen muß. Aendem sich die Verhältnisse 
dahin, daß sich der Arzt auch als Erlöser betätigen darf, werden 
sich auch die letzten Fragen der Kranken häufen. Im übrigen 
braucht nur auf die erwähnten durchaus nicht seltenen Fälle 
von Selbsttötung Kranker hingewiesen zu werden, um zu be¬ 
weisen, wie ernst es vielen Leidenden mit der Erfüllung ihres 
letzten Wunsches ist. Die Leiden können eben unerträglich 
werden und den Kranken schließlich dahin bringen, daß er im 
Arzte nicht mehr den helfenden Freund sieht, sondern ihn 
wegen Versagung der letzten Hilfe zu hassen anfängt, ja ihm 
flucht. „Schurken seid Ihr alle, Scharlatanei So tötet mich 
doch, um Gotteswillen — ich will ja nichts weiter von Euch!“ 
(Weressajew [3]). 

Auch der Einwand, daß der Gemütszustand des Kranken, 
der sich zur Sterbehilfe entschlossen, Schwankungen unter¬ 
liegen und der Kranke in seinem Entschluß wieder wankend 
werden könne, ist von keiner größeren Bedeutung; denn es 
wird dem Kranken selbstverständlich immer freistehen müssen, 
seinen Entschluß zu widerrufen, wenn die letzte Entscheidung 
an ihn herantritt. Und warum den Starken versagen, was zu 
erbitten oder durchzuführen die Schwachen unfähig sind? 

In der unterschiedslosen Verallgemeinerung, daß jeder 
Kranke sich mit Zähigkeit ans Leben klammere, liegt meines 
Erachtens überhaupt eine Erniedrigung des Besten im Menschen. 

Moll (15), der bekannte Verfasser der „Aerztlichen Ethik“ 
betont übrigens selbst, daß es eine besondere ärztliche Ethik 
eigentlich nicht gibt, diese sich vielmehr mit der allgemeinen 
menschlichen deckt und häufig nur ärztliche Ethik mit ärzt¬ 
licher Etikette, d. h. Standespflichten verwechselt wird, die oft 
einen viel wichtigeren Einfluß auf das Handeln ausüben als die 
wahre Ethik: 

„Wir haben vom Standpunkt der Ethik in der Medizin kein Reichsgericht, 
dem sich die Ueberzcugung der andern zu beugen hat. Jeder hat das moralische 
Recht seiner eigenen Ueberzeugung gemäß zu handeln und für die ethische 
Beurteilung einer Handlung kann nur die Ueberzeugung des Handelnden in 
Betracht kommen.“ 

Auch Ho che (2) weist darauf hin, daß eine bestimmte ärzt¬ 
liche Sittenlehre nirgends festgelegt sei und es nicht sein könne, 
sie also auch nicht als ein ewig gleichbleibendes Gebilde an¬ 
zusehen sei. Er (16) betont, daß es zwar auch heute noch 
eine unerläßliche Forderung der ärztlichen Ethik sei, daß der 
Akt der Sterbehilfe keine Verkürzung des Lebens bedeuten 
dürfe, fügt aber später (2) selbst hinzu, daß von dem Augen¬ 
blicke an, in dem z. B. die TötuDg Unheilbarer oder die Be¬ 
seitigung geistig Toter nicht nur als nicht strafbar, sondern 
als ein für die allgemeine Wohlfahrt wünschenswertes Ziel er¬ 
kannt und allgemein anerkannt wäre, in der ärztlichen Sitten¬ 
lehre jedenfalls keine ausschlaggebenden Gegengründe zu finden 
sein würden und er selbst jenen Satz gern dahin abändern 
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würde, daß es früher eine unerläßliche Forderung der ärzt¬ 
lichen Ethik war usw. 

Bisher stand aber wohl die Mehrzahl der Aerzte der Sterbe¬ 
hille ablehnend gegenüber, wenn es auch unter ihnen begeisterte 
Vorkämpfer dafür gab (Ughetti [5]). Eingehendere Aeuße- 
rungen hierüber von seiten zahlreicherer Aerzte liegen aller¬ 
dings kaum vor. Sieht man die in Betracht kommende Literatur 
durch, so ist man überrascht, wie selten die Aerzte an die ihnen 
doch so naheliegende Frage gerührt haben. Abgesehen von der 
ethischen Beleuchtung der Angelegenheit in besonderen Lehr¬ 
büchern der ärztlichen Ethik (Moll [15]), ist dabei die Frage auch 
von diesen wenigen Aerzten meist nur in dichterischer Form be¬ 
handelt worden (Marriot, Nassauer). Meines Wissens hat 
man nur in Italien einmal> eine allgemeine Rundfrage über den 
Gegenstand unter den Aerzten veranstaltet, wobei sich der 
weitaus größte Teil gegen eine Sterbehilfe aussprach, einige 
unentschieden waren und nur wenige imbedingt dafür eintraten. 
Ughetti (5) weist mit Recht darauf hin, daß die Sache hier 
ähnlich wie bei der Todesstrafe liegt. Die überwiegende Mehr¬ 
zahl hält sie für unentbehrlich, vollziehen will sie keiner. 

Mit dem Widerstande vieler Aerzte wird auch noch für 
einige Zeit zu rechnen sein. Zum Teil wenigstens dürften da 
auch Erwägungen anderer Art mitspielen. Wer die Abneigung 
vieler Kranker überhaupt gegen jede arzneiliche Behandlung 
oder gar Einspritzung kennt, wird es den Aerzten nicht ver¬ 
übeln dürfen, wenn sie die Herbeiführung der Sterbehilfe auf 
diese oder ähnliche Weise ablehnen, denn viele Kranke würden 
auch in leichteren Erkrankungsfällen den Arzt nicht zu Rate 
ziehen, von dem ihnen bekannt ist, daß er dem Wunsche nach 
Sterbehilfe, sei diese auch gesetzlich geregelt, entspricht. 

Bis zu einem erheblichen Grade, wenn vielleicht auch 
nicht völlig, würden sich diese Bedenken sowohl für den 
Kranken, als den Arzt dadurch beseitigen lassen, daß letzterer 
nach Erfüllung aller sonstigen Vorbedingungen dem Kranken 
das nötige Mittel nur in die Hand gibt, seine Anwendung aber 
ihm selbst überläßt, wobei es sich dann freilich wohl nur um 
Anwendung per os handeln kann. Von der Anwesenheit des 
Arztes aber auch hierbei und bis zum Eintritt des Todes wird 
man schon aus rechtlichen Gründen nicht abgehen können. 

Es wird schon heute niemand mehr behaupten wollen, 
daß es in jedem Falle eine Gemütsroheit des Arztes sein müsse, 
einem schwerleidenden Verlorenen auf ausdrückliches Verlangen 
die ungeschminkte Wahrheit zu sagen. Der Arzt ist hierzu 
oft genug geradezu verpflichtet (Testamentserrichtung). Ist es 
nioht menschlich, wenn der Arzt noch einen Schritt weiter geht 
und dem Kranken für die Hoffnung, die er ihm nehmen muß, 
wenigstens gleichzeitig auch die Mittel zur Beendigung seiner 
Leiden in die Hand gibt? 

In Wirklichkeit wird man in der Annahme kaum fehl¬ 
gehen, daß schon heute manche ethisch durchaus hochstehende 
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Aerzte, ja gerade solche; sich für die letzte Hille bei Sterbenden 
den Grundsatz zu eigen gemacht haben: „Wir wollen nie davon 
sprechen, aber immer danach handeln!“ 

Es bleiben nur noch wenige Worte zu sagen über die 
sozialen Gründe, die man gegen die Sterbehilfe vorgebracht 
hat. Selbst der kränkeste und dadurch wertlose Mensch sei 
immer noch Mitbesitz der menschlichen Gesellschaft und auch 
wenn er selbst den dringenden Wunsch nach Erlösung habe, 
ständen dem immer noch soziale Gründe entgegen; denn das 
allgemeine menschliche, soziale und staatliche Gebot der Ach¬ 
tung und Erhaltung des Lebens der Mitmenschen sei ungleich 
wichtiger und wertvoller, als die private Rücksicht au! das er¬ 
loschene Lebensinteresse des einzelnen (K aßler [17]). Am 
schärfsten hat diesen Standpunkt wohl Hanauer (18) betont, 
der unter den Eindrücken des Krieges, allerdings noch vor 
Kriegsende, die Ansicht vertritt, daß die ungeheueren Be¬ 
völkerungsverluste uns dazu zwängen, jedes einzelne Leben zu 
erhalten und der Staat deshalb gar nicht in der Lage sei, in 
erster Linie qualitative Rassenhygiene zu treiben, es ihm viel¬ 
mehr vor allem auf Wiederausgleich der Zahlenverluste an¬ 
kommen müsse. 

Ich meine demgegenüber, daß, wenn je, so heute der 
Staat in allererster Linie Interesse an qualitativer Rassenhygiene 
und erst in zweiter am Ausgleich des Bevölkerungsverlustes 
haben muß. Auf den Unwert, ja negativen Wert manchen 
Menschenlebens für die Gesellschaft ist auch schon vor dem 
Kriege öfters hingewiesen worden und man hat mit Recht be¬ 
tont, daß die Allgemeinheit nur ein Interesse an der Erhaltung 
des wertvollen, nützlichen Lebens, nicht aber des leidenden, 
untätigen, sich und anderen zur Last fallenden Menschen hat 
(Dosenheimer [20]) und daß die gesellschafts-biologischen, 
eugenischen, sozialhygienischen Ziele keineswegs den wirtschaft¬ 
lichen und psychischen, oft auch physischen Untergang einer 
ganzen Famüie infolge unheilbaren Siechtums eines ihrer An¬ 
gehörigen verlangen (Elster [19]). 

Ich bin mir wohl bewußt, daß die vorstehenden Aus¬ 
führungen keineswegs den ungeteilten Beifall der Aerzteschaft 
finden werden, zumal mich nicht der Name eines Bin ding 
oder Hoc he deckt. Aber ebensosehr bin ich überzeugt, daß 
eine gesetzliche Regelung der Sterbehilfe in irgendeiner Form 
kommen wird und die neue Zeit mit ihrer gewaltigen Um¬ 
wertung vieler Begriffe auch auf unserem ärztlichen Gebiete 
manchem Neuen die Wege ebnen dürfte, für das einzutreten 
die hergebrachte Sitte bisher verbot; denn „das Leben zu¬ 
sammen mit dem Schmerz erlöschen lassen, wenn es doch un¬ 
wiederbringlich verloren ist und die Schmerzen sich durch nichts 
mehr lindern und besänftigen lassen, das ist ein Werk der 
Barmherzigkeit, das aus barbarischen Zeiten stammend, durch 
unsere Beweggründe veredelt, heute die Sanktionierung der Moral, 
der Wissenschaft und des Gesetzes fordert“ (Ughetti [5]). 
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Selbstschutz der Medizinalbeamten. 

Von Geh. Med.-Bat Dr. Borntraeger - Düsseldorf. 

Zu meinen Ausführungen in Nr. 9 dieser Zeitschrift über 
„das Altersgrenze-Gesetz und die Medizinalbeamten“ sind einige 
Aeußerungen am gleichen Orte erschienen. Zunächst stellte 
das „Presse-Referat des Wohlfahrtsministeriums“ in Nr. 11 meh¬ 
rere meiner Angaben als nicht zutreffend oder nicht berechtigt 
hin. Es würde ein Leichtes sein, die Unzulänglichkeiten dieser 
Gegenerklärung nachzuweisen, ja, ich könnte meine Beschwerden 
über die Art der Ausführung des Gesetzes innerhalb der Medi¬ 
zinalverwaltung noch mehr zuschärfen; da es mir aber widerstsrebt, 
nicht unbedingt nötige Polemik weiter zu treiben, so unterdrücke 
ich den Trieb zur Erwiderung. „Ne bis in idem“, sagt der 
Jurist. Nur über den Schluß der pressereferalichen Darlegung 
muß ich noch ein paar Worte sagen. Dieses erklärt meine Be¬ 
merkung über die „Niederhaltung des staatlichen Medizinal¬ 
beamtenstandes“ als eine „unberechtigte Unterstellung“ gegen¬ 
über der Medizinalverwaltung, geeignet, das„allgemeine Ansehen“ 
des erwähnten Standes zu schädigen. Ich bestreite dem „Presse¬ 
referate“ die Eignung, über das, was meinem eigenen Stande 
nützlich oder schädlich ist, treffender zu urteilen als ich selbst, 
und frage sodann: Wo habe ich der Medizinalverwaltung 
den betreffenden Vorwurf bisher gemacht? Mit nicht mißzu- 
verstehender Deutlichkeit habe ich von gewissen, auf die Ver¬ 
waltung einwirkenden „Einflüssen“ als den „treibenden 
Kräften für die Niederhaltung des staalichen Medizinalbeamten¬ 
standes“ gesprochen, und daß diese am Werke sind, darüber 
kann doch wirklich kein Zweifel bestehen. Werden diese „Ein¬ 
flüsse“ etwa bereits mit der Medizinal Verwaltung identifiziert? 
Das wird doch wohl kaum anerkannt werden. Es handelt sich 
also bei dem „Pressereferat“ um die Abwehr eines gamioht er- 

*) Die Arbeiten von Klee und Straßmann (AerztL Sachverständigen- 
Zeitnng; 1921, Nr. 1) gelangten leider erst jetzt za meiner Kenntnis. 

Der Verfasser. 
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folgten Angriffes, und es wäre mein gutes Recht, seine „unbe¬ 
rechtigte Unterstellung energisch zurückzuweisen“, wenn ich 
die imponierende Hochebene dieser modernen Ausdrucksweise 
zu erklimmen vermöchte. 

Sodann hat Herr Dr. Rixen in Nr. 12 im Anschluß an 
meine Ausführungen einige auch schon von anderen vorgebrachte 
Gedanken über die Notwendigkeit einer Beamten-Altersgrenze 
wiederholt. Er hat mich offenbar garnicht verstanden. An¬ 
scheinend hat er die Verhandlungen in der Landesversammlung 
nicht näher verfolgt. Jedenfalls setzt er sich über alles 
Wesentliche in meinen Ausführungen, also über den von 
mir behaupteten Widerspruch des neuen Gesetzes mit den voll 
erworbenen Rechten der unter anderen Bedingungen angestellten 
Beamten, über die ebenso vom rein menschlichen wie vom recht¬ 
lichen Standpunkte anfechtbare Ueberstürzung in der Einfüh¬ 
rung der Altersgrenze, über die Ungeeigentheit des Zeitpunktes 
wegen der staatlichen Verarmung, über die verschiedenartige 
und zum Teil schwer angreifbare Art der Ausführung des Ge¬ 
setzes in den einzelnen Verwaltungen und was damit zusammen¬ 
hängt, schlank hinweg und betrachtet meine ganzen Dar¬ 
legungen einfach als das Ergebnis einer „Verbitterung“ über 
meine eigene Zwangspensionierung. Als ob ich aus solchem 
Grunde die Allgemeinheit mit einem Aufsatze behelligen würde! 
Wie klein schätzen doch manche Menschen einander ein! Ich 
glaube mich der bestimmten Hoffnung hingeben zu dürfen, daß 
die überwiegende Mehrheit der Leser dieser Zeitschrift glück¬ 
licher im Verständnisse meiner Betrachtungen gewesen ist. 

Sachlich von Bedeutung ist, daß, wie auch schon der Her¬ 
ausgeber dieser Zeitschrift in einer Bemerkung, S. 225 in Nr. 12, 
anführte, das Landgericht I zu Berlin zugunsten eines 
zwangspensionierten Richters entschieden hat, d. h., der Staat 
muß ihm mit Rücksicht auf die vollerworbenen und gewähr¬ 
leisteten Rechte der alten Beamten das volle Gehalt, also nicht 
nur das Ruhegehalt weiterzahlen. Um anderes handelt es sich, 
wie ich bereits (s. S. 159 in meinen ersten Ausführungen) für 
jedermann klar gesagt habe, nicht; für die Altersgrenze Be¬ 
geisterte haben somit gar keine Ursache, eine Rückkehr alter 
Beamter als Vordermänner in den aktiven Staatsdienst zu 
fürchten. Die Entscheidungen von Oberlandesgericht und 
Reichsgericht sind jetzt abzuwarten. — 

Nachdem nun einmal das „Pressereferat des Wohl¬ 
fahrtsministeriums“ von sich aus auf die Frage der Beteili¬ 
gung der Medizinalverwaltung an der „Niederhaltung des 
staatlichen Medizinalbeamtenstandes“ zu sprechen gekommen 
ist, wird es am Platze sein, auf die ganze Angelegenheit etwas 
näher einzugehen und sich dabei Rechenschaft zu geben, ob 
beim Lesen jener Presse-Aeußerung sich eine Erinnerung an die 
französische Spruchwendung mit Recht oder Unrecht einstellt: 
Wer sich entschuldigt, klagt sich an. 

Es ist richtig, daß in Kreisen der Medizinalbeamten eine 
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zunehmende Unzufriedenheit über eine offenkundige mehrfache 
Zurücksetzung gegen andere gleichartige Beamtengruppen wie 
über die andauernde Nichterfüllung wichtiger berechtigter Forder¬ 
ungen besteht, und es ist weiter zweifellos, daß die Ursache für 
diese Klagen in steigendem Maße bei der Medizinalverwaltung 
gesucht wird. Ueber diese Klagen braucht in dieser Zeitschrift 
keine eingehende Abhandlung geschrieben werden; es sei nur Nach- 
folgendes der Uebersichtlichkeit wegen zusammengestellt. 

Allgemein, d. h. von der überwiegenden Mehrheit der 
Medizinalbeamten, wird folgendes dringend gewünscht: 

1. Beibehaltung des staatlichen Charakters der 
Kreisärzte, Ablehn ungjeder Kommunalisierung, tun¬ 
lichste Angliederung der kommunalärztlichen und fürsorgerischen 
Tätigkeit an diesen Kreisarzt im Hauptamte, nicht umgekehrt, 
Verhütung zu reichlicher Absplitterung bisheriger kreisärztlicher 
Geschäfte an einen selbständig daneben bestehenden Kommunal¬ 
arzt in großen Kreisen oder Städten, am besten auch hier Schaffung 
eines umfangreichen Kreisarzt-Kommunalarzt-Amtes 
mit den erforderlichen ärztlichen und sonstigen Hilfskräften. 

Der Ruf nach Kommunalisierung der Kreisärzte wird zur 
Zeit in der Oeffentlichkeit weniger gehört; dagegen gehen die 
Bestrebungen nach Uebertragung der kreisärztlichen Geschäfte 
auf den Kommunalarzt wie nach Schaffung immer neuer Stadt- 
und Kreiskommunalarztstellen, selbst in kleineren Städten, mit 
dem Wunsche, diesen wenigstens einen größeren Teil der bisher 
krei8ärztlichen Tätigkeiten überwiesen Zusehen, rüstig weiter. Die 
Medizinalverwaltung steht diesen Bestrebungen anscheinend, 
trotz der am28. Dezember 1919herausgegebenenRichtlinien,grund¬ 
sätzlich in Zurückhaltung und Ohnseitigkeit gegenüber und 
entscheidet, soweit überhaupt nötig, von Fall zu Fall nach 
Lage der Verhältnisse. Formell mag das richtig sein, insofern, 
als die Gemeinden für die Anstellung von Kommunalärzten 
ministerieller Genehmigung nicht bedürfen. Trotzdem k ö n n t e 
natürlich der Medizinalminister manchen Druck zugunsten der 
Kreisärzte wirken lassen wie manche Einschränkung zuungunsten 
der Kommunalärzte ausüben, wenn er wollte. Dieser Wille 
scheint aber infolge der herrschenden Zeitströmung nicht vor¬ 
handen zu sein; nicht unmöglich, daß auch das Finanzmini¬ 
ministerium zugunsten der dem Staate nichts kostenden Kom¬ 
munalärzte wirkt; jedenfalls wird die Tätigkeit der Kreisärzte 
durch das immer weitere Aufkommen der Kommunalärzte un¬ 
gehemmt mehr und mehr eingeengt; dies liegt aber zweifellos 
weder im Interesse der Bevölkerung noch der staatlichen Medi¬ 
zinalbeamten. 

2. Vollbesoldung aller Gerichtsärzte und nicht 
vollbesoldeten Kreisärzte. 

Nach der Fülle von Aufgaben, die die Dienstanweisung 
vom 23. März 1901 sämtlichen Kreisärzten in gleicher 
Weise zuerteilte, war es im Grunde schon ein Widerspruch, 
daß das an demselben 1. April 1901 in Kraft tretende Kreisarzt- 
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gesetz vom 16. September 1899 trotz dieser Vollbeschäftigung 
aller Kreismedizinalbeamten — übrigens einschließlich der 
Gerichtsärzte — einen Unterschied zwischen Vollbesoldung und 
Nichtvollbesoldung machte, ja, die Vollbesoldung als die 
Ausnahme hinstellte und so die Gruppe der Kreismedizinal¬ 
beamten in 2 Teile zerriß — ein Vorgang, der, abgesehen von 
den Veterinärbeamten, meines Wissens in der preußischen Ver¬ 
waltung nicht wieder vorkommt. Auch die Landräte erhalten 
doch meines Wissens stets dasselbe staatliche Gehalt, mögen sie 
nun in einem hannoverschen Zwergkreise oder in einem großen 
rheinischen Industriekreise ihr Amt ausüben. Und das Miß¬ 
verhältnis wurde bei den Medizinalbeamten dauernd größer, als 
den'Kreisärzten in ihrer Gesamtheit immer neue Aufgaben 
äuferlegt wurden, so auch durch die erweiterte Dienstanweisung 
vom 1. September 1909 mit Nachträgen, einerlei, ob sie voll¬ 
besoldet waren oder nicht, ob sie dadurch in der Aus¬ 
übung ihrer Privatpraxis gehemmt wurden, und ob das Tempo, 
in dem neue vollbesoldete Kreisarztsstellen geschaffen wurden, 
ein sehr langsames blieb. Verständlich und allenfalls erträglich 
wurden die Verhältnisse damals dadurch, daß die ganze Staats¬ 
verwaltung den Stempel größter Solidität und Sparsamkeit 
trug, daß die Medizinalverwaltung es sich angelegen sein ließ, 
den Kreismedizinalbeamten Nebenbeschäftungen zuzuwenden, 
daß die nicht vollbesoldeten die immer zahlreicheren Gebühren 
für sich behalten durften, ferner, daß Parteirichtungen von un¬ 
anfechtbarer vaterländischer und gemeinnütziger Gesinnung der 
Herausnahme der Kreisärzte aus der ärztlichen Praxis mit 
Gründen widerstrebten, über die nicht ohne weiteres zur Tages¬ 
ordnung übergegangen werden konnte, und daß endlich recht 
viele Kreisärzte selbst gar nicht in die Gruppe der reinen Be¬ 
amten aufgenommen werden wollten. Das alles hat sich in den 
letzten Jahren wesentlich geändert. Immer mehr Kreisärzte 
wollen vollbesoldet werden; die heutigen Parteien gehen meines 
Wissens ohne grundsätzlichen Widerspruch darauf aus, die 
Kreisärzte als volle Beamte hinzustellen, zum wenigsten erwarten 
die maßgeblichen demokratischen Parteien das ganze Heil der Zu¬ 
kunftin hohem Maße von der körperlichen Gesundung und Kräfti¬ 
gung des deutschen Volkes, sie müssen also auch bereit sein, für die 
Gesundheitspflege und ihre Beamten größere geldliche Mittel 
zur Verfügung zu stellen. Die Abgabepflicht für amtliche Ge¬ 
bühren ist neuerdings auch auf nicht vollbesoldete Kreis¬ 
medizinalbeamten ausgedehnt, neue Nebenämter werden ihnen 
kaum zugewiesen, vielmehr alte, z. B. als Kreiskommunalarzt, 
Stadtarzt, genommen; und mit der Sparsamkeit in der Ver¬ 
waltung ist es längst vorbei, indem anderswo immer neue Be¬ 
amten in Massen bedenkenlos geschaffen und angestellt, manche 
Stellen aus parteipolitischen Rücksichten doppelt besetzt und 
auch sonst hohe neue Ausgaben fortgesetzt bewilligt werden. 
Unter diesen Umständen ist in der Tat schwer anzunehmen, 
daß bei klarem, zielbewußten Willen in der Medizinalverwal- 
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tung nicht eine größere Zahl von Vollbesoldungen der Kreis¬ 
medizinalbeamten bereits hätte erreicht werden können. Waren 
Widerstände da, so mußten sie gebrochen werden. Es geht 
doch schließlich nicht an, immer andere Stellen, etwa das 
Finanzministerium, als schuldig an der Nichterfüllung berech¬ 
tigter Forderungen für die Gesundheitspflege auszugeben. 
Solche sind ja nicht allmächtige und willkürliche Auto¬ 
kraten, sondern ihre Meinungen sind ganz wesentlich davon 
abhängig, mit welcher Ueberzeugungs- und Willenskraft jedes 
Ressort jeweils seine Anträge vertritt und damit auch auf die 
entscheidenden Instanzen einwirkt. Ist hier nicht die Medi¬ 
zinalverwaltung hinter der Gunst des Augenblickes im Gegen¬ 
sätze zu anderen Ressorts zurückgeblieben? Im diesjährigen 
Etat ist nunmehr die Umwandlung von 45 nicht vollbesoldeten 
Kreisarztsstellen — von keiner Gerichtsarztstelle — in voll¬ 
besoldete vorgesehen, darunter allein von 6 für den Regierungs¬ 
bezirk Düsseldorf. Hoffen wir, daß dieser Etat nunmehr endlich 
und nach dieser Richtung ungekürzt angenommen und in der 
Folge die weitere Umwandlung beschleunigt werde 1 Ob es 
gelingen wird? Bei der trostlosen Lage unserer Staatsfinanzen, 
den hohen Fehlbeträgen und den kürzlich übernommenen 
riesigen jährlichen deutschen Zahlungsverpflichtungen an die 
Westmächte wäre es nicht zu verwundern, wenn sich der rich¬ 
tige Zeitpunkt als verpaßt erwiesen und die Einsetzung einer 
größeren Zahl von vollen Staatsmedizinalbeamten, kaum be¬ 
gonnen, wieder ins Stocken geriete. 

3. Gewährung ausreichender Dienstaufwands- 
Entschädigungen an alle Kreis- und Gerichtsärzte. 

Hierüber können dieselben Gesichtspunkte wie zu 2 geltend 
gemacht werden. Die bisherigen Sätze waren derartig gering 
und der allgemeinen Geldentwertung so wenig gefolgt, daß sie 
geradezu eine Stillegung der betreffenden Aemter bedeuteten, 
bezw. deren Verwalter nötigten, erhebliche Beträge aus ihrer 
eigenen Tasche zur Aufrechterhaltung des „Betriebes“ aus¬ 
zulegen — ein geradezu unglaublicher, sich sonst in der Ver¬ 
waltung wohl kaum wiederholender Zustand. Und er wirkte 
um so mehr niederdrückend und schädlich, als den Kommunal- 
ftrzten, also, wenn ich in gewissem Sinne den Ausdruck ge¬ 
brauchen darf, den „Konkurrenzstellen“ der Kreisärzte, von den 
Kreis- und Stadtverwaltungen Geld, Räume und Hilfskräfte in 
ausgiebigster Monge zur Verfügung gestellt wurden. Der staat¬ 
liche Medizinalbeamte war also auch hier sichtlich benachteiligt. 

Jetzt endlich sieht der neue Etat eine Besserung vor, 
doch ist sie unzulänglich; die Annahme selbst bleibt abzu- 
warten. 

4. Günstige Regelung der Gebührenbesoldungs¬ 
frage für die Kreis-, Gerichts- und Kreisassistenz- 
ftrste. 

Es ist zweifellos, daß die Frage, welche Gebühren an den 
Staat abzuführen und welche von den Kreisraedizinalbeamten 
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zu behalten sind, bei der unnatürlichen Zerlegung dieser Be- 
aratengruppe in eine vollbesoldete und eine nicht vollbesoldete 
schwierig ist, und daß anderseits diese Lösung bisher auf dem 
Wege der vertrauensärztlichen Tätigkeit zugunsten der Be¬ 
amten erfolgt war. Nunmehr soll die Abführung der angeb¬ 
lichen Gebühren an den Fiskus in erweitertem Umfange er¬ 
folgen, so daß die vorgesehene Gehaltsaufbesserung auf diese 
Weise wiederum vermindert wird, wodurch Unzufriedenheit bei 
den Betroffenen erregt wird. Es könnte folgerichtig erscheinen, 
alle Gebühren der Kreismedizinalbeamten nach ihrerVoll- 
besoldung an den Staat fallen zu lassen, soweit sie nicht 
aus einer besonders gestatteten Nebentätigkeit fließen, und 
damit die amtliche Arbeit der Medizinalbeamten gleich der¬ 
jenigen anderer Beamten dem Staate uneingeschränkt zugute 
kommen zu lassen; damit würde auch die bisher bestehende, 
geradezu unhaltbare Eigentümlichkeit wenigstens gemildert 
werden, daß ein zum Regierungs- und Medizinalrat ernannter 
Kreisarzt diese Beförderung mit einem Verlust an Ein¬ 
kommen zu büßen hat, wie wir jetzigen oder ehemaligen Re¬ 
gierungs- und Medizinalräte wohl sämtlich an der eigenen 
Börse erfahren haben. Auf der anderen Seite ist nicht zu ver¬ 
gessen, daß viele Kreisärzte, zumal in größeren Städten und in 
Industriebezirken, in der Umwelt einer Aerzteschaft mit sehr 
hohen Einkünften leben; es würde gerade heute, da die ideellen 
„Prärogative“ der alten Zeit für die Beamten sämtlich gefallen 
sind und das Geld der Wertmesser für ausnahmslos alle 
Dinge und Stellungen geworden ist, auf die Gewinnung tüch¬ 
tiger Medizinalbeamter wie auf ihr Ansehen nachteilig zurück¬ 
wirken, wenn deren Einkünfte zu sehr hinter denen der prak¬ 
tischen Aerzte zurückblieben, zumal nachdem zum wenigsten 
den Knappschaftsärzten nicht unerhebliche Vergütungen für 
den Fall der Dienstunfähigkeit zugesichert sind, also auch die 
Vergünstigung des Ruhegehaltes bei den Beamten insoweit an 
Wert gemindert ist. Will der Staat also tüchtige Gesundheits¬ 
beamte sich sichern, so wird er ihnen ständige, nicht dem 
Wechsel, zumal der Verringerung ausgesetzte Vorteile zu¬ 
billigen müssen. Ob hier die Medizinalverwaltung für ihre Be¬ 
amten die vertretbar günstigsten Bedingungen erreicht hat? 

5. AussttatungderMedizinalbeamten allerGrade 
mit einer größeren Selbständigkeit, Reise- undBe- 
wegungslreiheit. 

Die Erfahrung hat gelehrt, daß mit freier Eigenbewegung 
ausgestattete, nicht erst auf die Genehmigung anderer Stellen 
angewiesene, zu gewissen Anordnungen berechtigte Medizinal¬ 
beamte ganz wesentliche Faktoren zumal bei der Seuchen¬ 
bekämpfung sind; da über Hemmungen nach dieser Rich¬ 
tung wiederholt aus den Kreisen der Medizinalbeamten geklagt 
ist — ich selbst kann über üble Erfahrungen nicht berichten —, 
so erscheint eine Ausfüllung der hier vorhandenen Lücke bald 
geboten. 
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6. Gleichstellung der Medizinalbeamten in be¬ 
zug auf Amtscharakter und Amtsstellung mit den 
übrigen technischen Beamtengruppen, also Ver¬ 
leihung der Rats- und Oberratseigenschaft. 

Es gehört zu den Errungenschaften der angeblich titelfeind- 
lichen, gleichmachenden deutschen „Räte-Republik“, daß alles, 
was ein bißchen nichts ist, sich den Ratstitel beilegt: „Soldaten¬ 
räte“, „Betriebsrat“, „Beiräte“ ohne Zahl —, daß der eigentliche 
höhere — sit venia verbo! — Beamtenmensch mit dem „Rate“ 
anfängt: „Studienrat“, „Gerichtsrat“, „Zollrat“ —, und daß 
für möglichst viele „gewichtigere“ Persönlichkeiten — ob¬ 
wohl im Gleichheitsstaate jeder Komparativ von Amts¬ 
wegen verboten sein müßte — der „Ober“-Titel einge¬ 
führt ist: „Obersekretär“, „Oberaufseher“, „Oberbahnmeister“, 
„Obergenosse“, „Oberrat“ — „Ober“, „Ober“ und kein Ende, 
schwirrt es durch das demokratische Deutschland wie in einem 
Gasthause hinter dem bekannten Frackbekleideten her. Erst 
neuerdings sind im Reichsgesundheitsamt zahlreiche Mitglieder 
„Oberregierungsräte“ geworden. Es ist daher den Kreisärzten 
nicht zu verargen, daß sie unter allen diesen hochmögenden 
Ratskameraden nicht so ziemlich den einzigen „Unrat“ 
darstellen wollen, vielmehr ebenfalls den Ratstitel als Amts¬ 
bezeichnung von vornherein erstreben, und das mit um so 
größerem Nachdrucke, als der „Medizinalrat“ als Titel nicht 
mehr verliehen wird, sie also bis ans Ende ihrer Beamtenlauf¬ 
bahn — falls die heutigen Zustände so lange dauern — sich 
mit der Amtsbezeichnung „Kreisarzt“ begnügen müßten, während 
um sie herum die „Medizinalräte“ nur so emporwuchern wie 
Pilze nach dem warmen Regen. Mit eigenem souveränen Titel¬ 
recht haben die Provinzen sich die „Landesmedizinalräte“, die 
Städte die „Stadtmedizinalräte“ geschaffen; wie lange wird es 
dauern, dann werden die „Kreiskomraunalärzte“ zu „Kreis- 
raedizinalräten“ 1 Dazu haben die deutschen „Versorgungs¬ 
ämter“ gegen 860 „Regierungs-Medizinalräte“ und etwa60 „Ober¬ 
medizinalräte“ angestellt. Und da die übrigen lokalen staat¬ 
lichen Beamten die Amtsbezeichnung „Regierungs- und Baurat“ 
statt des früheren „Bauinspektors“ usw. erhalten haben, so 
wünschen bekanntlich die Kreisärzte die Amtsbezeichnung 
„Regierungs- und Medizinalrat“. Es mag dahingestellt 
bleiben, ob dieser Wunsch gutzuheißen ist, ob nicht gerade 
wegen der großen Entwertung des Ratstitels die kurze und 
treffende rein deutsche Bezeichnung „Kreisarzt“ vorzuziehen 
ist, und ob nicht die Benennung „Regierungs- und Medizinalrat“ 
einerseits leicht zu weiterer Verwirrung und Verwechselung 
führen, anderseits die Gewinnung geeigneter Lokalmedizinal¬ 
räte zu Bezirksmedizinalräten immer weiter erschweren würde; 
zweifellos ist jedoch, daß das, was z. B. den Baubeamten recht 
ist, den Medizinalbeamten billig sein muß, und daß es zu dieser 
Verschiedenheit der Regelung bei den einzelnen Beamten¬ 
gruppen eigentlich nie hätte kommen dürfen. Ist auch hier 
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nicht doch vielleicht die Medizinalverwaltung etwas zu spät ge¬ 
kommen? Sind ihr nicht andere preußische Verwaltungen wie 
auch die medizinischen Verwaltungsstellen in anderen deut¬ 
schen Ländern an selbständiger Entschlußkraft zugunsten ihrer 
Beamten zuvorgekommen? War und ist es tatsächlich unab¬ 
wendbar, ausgesucht den Titel als „Medizinalrat“ wie als 
„Regierungs-Medizinalrat“ (auf das fehlende „und“ zwischen 
beiden Worten legt doch kein Mensch in der Bevölkerung 
Wert) so vulgär werden und dadurch entwerten zu lassen? In 
einer Weise, wie man das, soweit ich zu sehen vermag, mit 
anderen technischen Titeln nicht tut? Sollten hier wirklich 
nicht, wie früher, ausgleichende Abmachungen zwischen den 
einzelnen Verwaltungen möglich sein? Dabei ist die Amts¬ 
bezeichnung „Regierungs-Medizinalrat“ für die ehemaligen Militär¬ 
ärzte und ihre Bestimmung denkbar wenig charakteristisch, für 
die Bevölkerung irreführend und für die geringe Zahl der bis¬ 
herigen „Regierungs- und Medizinalräte“ an den Bezirks¬ 
regierungen um so weniger rücksichtsvoll als zu jenen „Re¬ 
gierungs-Medizinalräten“ nicht etwa nur ältere und obere 
Militärärzte, sondern aqch jüngere Hilfskräfte ernannt wurden, 
ja, ein mir als durchaus zuverlässiger Kollege gibt bestimmt 
an, in seinem Wohnorte führe auch ein ehemals militärischer 
Zahnarzt jetzt diesen Titel. War das alles wirklich nicht zu 
vermeiden? Gab es keine andere Amtsbezeichnung, wenn 
schon der militärische Titel wegfallen mußte? Warum sagte 
man nicht wenigstens „Reichs-Medizinalrat“ für diese 
älteren Stelleninhaber, sofern man nicht eine besondere 
Amtsbezeichnung einführen wollte oder konnte? Und endlich: 
Warum ist unsere eigene Verwaltung nicht den übrigen Ver¬ 
waltungen, wenn schon nicht vorausgegangen, doch wenigstens 
darin gefolgt, „Obermedizinalräte“ für ihre Medizinalbeamten 
zu schaffen? Das „Pressereferat des Wohlfahrtsministeriums“ 
hebt hervor, daß es der Medizinalverwaltungen gelungen sei, 
den meisten der altersabgesägten Regierungs- und Medizinal¬ 
räte die Vorteile einer Aufrückungsstelle zuzuwenden. Das 
ist richtig, ist aber keine Besonderheit der Medizinalverwaltung; 
das haben auch andere Verwaltungen getan, freilich mit dem 
Unterschiede, daß diese aufgerückten Beamten außer den Ge¬ 
bührnissen aus Besoldungsgruppe XII zum Teil auch den Rang 
und Titel der Oberräte erhielten, die Medizinalbeamten aber 
nur die Gebührnisse. So konnte z. B. ein Baurat als „Ober¬ 
und Geheimer Baurat“ abgehen, der Medizinalrat aber blieb 
„Geheimer Medizinalrat“. Warum nur auch hier wieder Ver¬ 
schiedenheit und Zurücksetzung? Die Rangerhöhung kostete 
der Medizinal Verwaltung doch ebensowenig wie der Bauverwal- 
tung, und andere Verwaltungen würden doch wohl kaum Ein¬ 
spruch dagegen erhoben haben. Man komme nicht mit der 
banalen Entgegnung, das seien gerade in der heutigen Zeit Fragen 
nichtiger Aeußerlicnkeit. Das stimmt nicht. Keine deutsche Zeit ist 
wohl so titel- und ordenssüchtig gewesen wie die jetzige demokra- 
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tische. Außerdem lebt die Medizinal Verwaltung mit ihren Beamten 
nicht unter anderen Menschen und Verhältnisse als die Bau- 
und Schulverwaltung mit den ihrigen, und was diesen recht 
ist, sollte wiederum jenen billig sein. Mir selbst ist es, um das 
persönliches Gekränktsein Witternden sogleich zu sagen, völlig 
gleichgiltig, ob man mich mit dem Titel „Oberrat“ oder „Ge¬ 
heimrat“ aus dem Staatsdienste entfernt, ja, ich glaube, daß, 
wenn man überhaupt auf Titel Wert legt, der „Geheimrat* im 
Kurse immer mehr steigen wird, während der „Ober“ infolge 
der Massenproduktion bald auf dem Stande der Valuta der 
Papiermark angekommen sein wird. Alle diese Betrachtungen 
und Erwägungen ändern aber nichts an der Tatsache, daß die 
Versagung des Oberraedizinalratscharakters an abgehende 
Regierungs- und Medizinalräte dem Ansehen des Medizinal- 
bearatenstandes, um das sich das „Pressereferat“ ja be¬ 
sonders besorgt erweist, gegenüber anderen Beamtengruppen 
gewiß nicht als förderlich zu er achten ist. 

Das Gleiche gilt hinsichtlich der aktiven Regierungs¬ 
und Medizinalräte. Bisher haben sämtliche Regierungs-und Medi¬ 
zinalräte an den 35 Bezirksregierungen den Katscharakter, also 
die unterste Stufe der eigentlichen Beamtenstellungen inne. 
Nach dem neuen Etat sollen 11 davon als in „Sonderstellungen“ 
in die Gruppe XII einrücken. Es sind dies zunächst die 
am Amtssitze des Oberpräsidenten befindlichen Regierungs- und 
Medizinalräte in ihrer Eigenschaft als Vorsitzende der mit dem 
1. Juli in Tätigkeit getretenen „gerichtsärztlichen Provinzial¬ 
ausschüsse“. Ob sie dabei den Amtscharakter als „Obermedi¬ 
zinalrat“ erhalten, ist noch nicht öffentlich erkennbar, nur die 
Gehaltsaufbesserung ist bisher ersichtlich — sofern der Etat an¬ 
genommen wird. 

Wie steht es nun aber an anderen und großen Bezirks¬ 
regierungen? Ich denke naturgemäß zunächst an die Bezirks¬ 
regierung zu Düsseldorf. Dieser Bezirk enthält rund 3 1 /* Millionen 
Einwohner, also erheblich mehr als die „Länder“ Württemberg 
und Hessen zusammen. Er umfaßt 30 Kreise mit 9 Groß¬ 
städten, 31 Kreismedizinalbeamten, 12 besonderen ärztlichen 
Kommunalbeamten, rund 1600 Aerzten, 1400 Hebammen, 
375 Apotheken, 260 Krankenhäusern, 40 staatlich anerkannten 
Schulen für Krankenpflege, Säuglingspflege und Wohlfahrts¬ 
pflege, 100 Kanalisationen, 160 Wasserleitungen, zahlreichen 
Wohlfahrtseinrichtungen, Schulen usw., ist industriell sehr stark 
entwickelt, dazu ein Grenzbezirk mit vielen Einschleppungs¬ 
möglichkeiten für übertragbare Krankheiten auf den Wegen 
des regen Handels und Verkehrs zu Wasser und zu Lande; 
das eigentliche Regierungskollegium besteht aus rund 70 Mit¬ 
gliedern. Der älteste Gewerberat, Schulrat, Hoch- 
baner und Tiefbauer — hier zurzeit 2 —, zum Teil 
Männer in erst mittleren Jahren, sind bereitsOber- 
räte mit Amtsbezeichnung, Befugnissen und Be¬ 
soldung solcher, einer außerdem nur mit der Bewertung 
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— soll da der älteste Medizioalbeamte der Bezirksregierung 
trotz seiner geradezu ungewöhnlichen Inanspruchnahme und Ver¬ 
antwortlichkeit wieder allein vor allen Beamtengruppen — außer 
dem Veterinär — zurückstehen? Und für die großen Regierungen zu 
Arnsberg usw. — außerhalb des Wohnsitzes des Oberpräsidenten 

— gilt Aehnliches, alle mit medizinischen Hilfsarbeitern. Sollen 
nicht wenigstens diese betreffenden Medizinalratsstellen alle 
gehoben und mit Obermedizinalräten besetzt werden? 

Man kann geteilter Meinung sein, ob diese Auflösung der 
Bezirksregierungen in einzelne, mit einer gewissen Selbständig¬ 
keit nebeneinander bestehende technische „Abteilungen“ zweck¬ 
mäßig ist; da ich vom Wohle des Ganzen, nicht des einzelnen 
Standes, ausgehe, bestreite ich es; das aber ist wiederum 
richtig: Wenn man die anderen Fakultäten selbständiger 
werden und avancieren läßt, dann darf der alte und doch 
gewiß ebenso wichtige Medizinalbeamtenstand nicht Zurück¬ 
bleiben. Warum ist das bisher nicht geschehen? Konnte hier 
wirklich die Medizinalverwaltung nicht erreichen, daß unser 
Stand mit den übrigen gleichen Schritt hält, nicht etwa bloß 
„prozentual“? 1 ) Und müßte bei dem Aufrücken nicht mehr 

‘) Ala Beweis über die in den beteiligten Kreisen darüber herrschende 
Mißstimmung sei der Inhalt des nachstehenden Briefes eines Regs.- und Med.- 
Rats mitgeteilt, den der Herausgeber dieser Zeitschrift vor wenigen Tagen 
erhalten hat: 

„Mir scheint, wir Medizinalbeamten rutschen wohl ganz bergab. Während, 
soweit mir bekannt, Richter, Verwaltungsjnristen und andere Gruppen soviel 
Aufrückungs- und Beförderungsstellen haben, daß keiner von 
ihnen, wenn er einige Dienstjahre hat, aus Gruppe X pensioniert wird, hat 
man nur fttr ein Drittel der Medizinalbeamten Anfrückangsstellen vorgesehen 
and zwar nur für die vollbesoldeten und nicht für alle Medizinalbeamten! 

Die Amtsbezeichnungsfrage ist für alle Beamten geregelt — 
nur nicht für die Medizinalbeamten und Veterinäre. Hier bei der Regierung 
ist ein Reg.-Baurat und Oberbaurat, der Reg - und Schulrat und Oberregierungs¬ 
rat und Schulrat beide in Gruppe XII; desgleichen der Reg.* und Gewerberat, 
der recht bald die Amtsbezeichnung „Oberregierungsrat" erhalten wird. Also 
Quintessenz: ein Reg.- und Med.-Rat muß sowohl in bezug auf Gehalt, als in 
bezug auf Amtsbezeichnung innerhalb des Reg.-Kollegiums als sehr „minder* 
angesehen werden; ich muß sagen, daß ich ein Esel gewesen bin, Reg.- und 
Med.-Rat zu werden und nicht lieber Kreisarzt geblieben bin. Wenn iür die 
Medizinalbeamten in der Kreisinstanz das Ausbleiben der entsprechenden Amts¬ 
bezeichnung schon recht unangenehm ist, so ist die Sache für die Reg.- und 
Medizinalräte innerhalb des Reg.-Kollegiums geradezu peinlich . . . Ich 
meine, es ist nicht zu viel verlangt, daß jede Regierungs-Med.-Ratstelle als 
Oberregierungsstelle gilt wie in Bayern und in Gruppe XH eingereiht wird mit 
Aufrttckung in Gruppe XIII. Das müßte doch zu erreichen sein! Ist unsere Medizinal¬ 
verwaltung aber nicht dafür zu haben, dann muß man ihr etwa sagen, sie soll 
sich ihre Regierungs- und Medizinalräte herholen, wo sie will; Kreisärzte, die 
etwas auf sich halten, werden nicht mitmachen. Den jetzigen Reg.- und 
Med.-Räten wird es nicht schwer halten, Stadtmedizinalratstellen oder ähn¬ 
liche kommunale Stellen zu bekommen, die fast überall in Gruppe XHI ein¬ 
gereiht sind; der zum Reg.- und Med.-Rat in Aurich ernannte Kollege hat ja 
in dieser Beziehung den Anfang gemacht und ist gar nicht dorthin gegangen, 
sondern hat es vorgezogen, Landesmedizinalrat in Düsseldorf zu werden.**) 


') Ebenso ist der Reg.- und Med.- Rat zu Aahen in den Kommunaldienst 
übergetreten; ob sein Ersatz leicht zu finden war, weiß man im Ministerium. 
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auf das Dienstalter und die Bedeutung der einzelnen Stellen 
als auf die zufällige Anwesenheit am Sitze des Oberpräsidiums 
Gewicht gelegt werden? 

Die Frage hat eine andere im Gefolge: !, Gesetzt, daß 
wirklich bestimmte, der Oeffentlichkeit nicht bekannte Ursachen 
Vorlagen, die dem Medizinalbeamtenstande eine völlig gleich¬ 
laufende Entwicklung mit den übrigen Beamtengruppen un¬ 
bedingt unmöglich machten — ich kann mir solche einst¬ 
weilen nicht denken —: War es da wirklich ausgeschlossen, 
irgendeinen Ausgleich zu schaffen? Mir fällt da der Pro¬ 
fessortitel ein. Wie vielen Aerzten ist er nicht seit Jahr¬ 
zehnten und bis in die neuere Zeit (bis zum einstweiligen Ab¬ 
stoppen) verliehen 1 In einer solchen Freigiebigkeit, daß sich 
in Fachkreisen bereits Widerspruch regte! Aber den Medizinal¬ 
beamten ? Soweit mein Gedächtnis reicht, ist er im Laufe der 
Jahre zweimal an Regierungs- und Medizinalräte — die Mini¬ 
sterialräte lasse ich als „hors de concours“ außer Betracht — 
gekommen, nämlich an den um die Medizinalreform wie die Medi¬ 
zinalgesetzgebung besonders verdienten Herausgeber dieser Zeit¬ 
schrift Dr. Rapmund und an den seiner ebenfalls durchaus 
würdigen Dr. Roth, damals im Amte zu Potsdam, sonst nie, 
auch niemals an Kreisärzte oder Gerichtsärzte, immer nur 
von ihm als Titularauszeichnung gesprochen, abgesehen 
von gleichzeitig als Universitäts-Dozenten tätigen Medi¬ 
zinalbeamten. Hat wirklich im Laufe aller der letzten Jahr¬ 
zehnte keiner von ihnen, so viele sich ihrer in der Bekämpfung 
von Seuchen verdient gemacht haben, so viele die Bevölkerung 
belehrt haben, soviele wichtige Beobachtungen gemacht und in 
den amtlichen Jahresberichten wie in ministeriell beeinflußten 
und nicht beeinflußten Veröffentlichungen, Zeitschriften und 
Blättern niedergelegt, in Schrift und Wort von sich gegeben 
und so die Gesundheitspflege, die Seuchenlehre, Statistik, ge¬ 
richtliche und staatliche Medizin und Sozialhygiene usw. wissen¬ 
schaftlich bereichert haben — ich sage: hat wirklich niemand 
unter ihnen tatsächlich für die medizinische Wissenschaft 
Gleiches und Höheres geleistet als so mancher Oberarzt an 
irgendeiner größeren Krankenanstalt, der den gelehrten Titel 
längst erhielt? Sollte es bei vollem Interesse für die eigenen 
Beamten und bei ausgesprochenem Willen der Medizinalverwal¬ 
tung von einst und von jetzt wirklich nicht angezeigt erschienen 
und möglich gewesen sein, einigen wissenschaftlich strebsamen 
Medizinalbeamtenden Professortitel als Verdienst oder Ausgleich 
für sonstige Schädigungen zu erwirken ? Man komme auch hier nicht 
mit dem Ein wände, daß der Professortitel durch dieVervielfältigung 
der Verleihung an Ansehen stark verloren habe, so daß er für 
einen Medizinalbeamten keine Auszeichnung mehr bedeute. 
Sachlich ist daran gewiß etwas Wahres, und ich hätte per¬ 
sönlich nichts einzuwenden, wenn man umgekehrt in der hy¬ 
gienischen Praxis tüchtigen Professoren der Medizin einmal 
als besondere Auszeichnung den Medizinalratstitel ver- 
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leihen würde; das könnte auch dessen Ansehen nur nützlich sein; 
in der Allgemeinheit aber denkt man anders, und solange der 
Mensch auf der Erde lebt, kann er sich von den Anschauungen 
der Oeffentlichkeit nicht ganz loslösen. 

Es läßt sich also nicht leugnen, daß die Medizinalbe¬ 
amten nach verschiedenen Richtungen, und besonders deutlich 
gerade auch in der Neuzeit, in der offiziellen Bewertung und 
Fortentwicklung ihres Standes gegen andere Berufe bisher 
haben zurückstehen müssen. 

7. Beschaffung gehöriger Beförderungsmög¬ 
lichkeiten und sonstiger Vergünstigungen für die 
Medizinal beamten. 

Was hier zu fordern ist, das ist teils bereits unter Nr. 6 
gesagt und hängt teils davon ab, was die neue allgemeine 
Verwaltungsreform endgültig bringt. Sicher erscheint mir, daß 
man den Medizinalbeamten mehr Möglichkeiten zum Vorwärts¬ 
kommen als bisher geben muß, wenn man tüchtige Aerzte 
dauernd veranlassen will, sich dem Berufe des staatlichen Ge¬ 
sundheitsbeamten zu widmen, und wenn man unter ihnen 
wiederum die tüchtigeren für die Bezirksregierungen gewinnen 
will. Einst galt das Befähigtsein zu dieser Stellung als ein 
Vorzug, und wenn ich richtig unterrichtet bin, wurden die¬ 
jenigen wohl nicht allzu zahlreichen Aerzte, die das nicht 
leichte Physikatsexaraen mit der Note 1 bestanden, für den 
Regierungs- und Medizinalratsposten vorgeraerkt. Heute dürfte 
solches bedeutungslos sein. Immer mehr und mehr lehnten schon 
in den lezten Jahren die tüchtigeren Kreisärzte ab, ihre 
selbständige einträgliche Stelle mit einer abhängigeren und 
weniger einbringenden an einer Regierung zu vertauschen, die 
nach den zunehmenden Erfahrungen dann als die höchste für 
sie erreichbare angesehen werden mußte, und zur Zeit scheint 
die Abneigung gegen diese Regierungsstelle so groß zu sein, 
daß es, wenn man zuverlässig erscheinenden Angaben Glauben 
schenken darf, bereits schwer fällt sie zu besetzen und die An¬ 
sprüche herabgemindert werden mußten. 

Als solches Mittel zum Vorwärtskommen wird u. a. die 
Vermehrung der gehobenen oder Oberratsstellen 
für die Regierungs- und Medizinalräte gelten können. Ferner 
wird zur Hebung der Stellung eine häufigere Berufung als 
bisher in den Reichsgesundheitsrat, in den neu gebildeten 
Landesgesundheitsrat und deren Ausschüsse und vielleicht in 
ähnliche Körperschaften beitragen. In gleicher Richtung würde 
die erwähnte Verleihung des Professortitels wirken. Weiter 
ließe sich die bereits begonnene Bestellung als Vorsitzender 
einschlägiger Prüfungsausschüsse ausdehnen wie auf größere Be¬ 
teiligung als Vortragender an höheren Anstalten verschiedener 
Art wohl hin wirken. Endlich müßte die Berufung an Regier¬ 
ungs- und Medizinalräten ins Ministerium wieder regelmäßig 
Platz greifen. Der verflossene Ministerialdirektor war als Mi¬ 
litärarzt ins Ministerium gekommen, ohne je Kreisarzt oder 
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Regierungs- und Medizinalrat gewesen zu sein. Der jetzige 
Ministerialdirektor ist ebenfalls beides nie gewesen, hat auch 
vermutlich nicht die Kreisarztprüfung abgelegt, ist vielmehr 
von der städtischen Gesundheitswohlfahrtspflege unmittelbar an 
seine jetzige Stelle gelangt. Einer der Ministerialräte ist, 
ebenfalls unter Umschiffung jeder Kreisarzt- und Regierungs- 
Medizinalrats-Stelle, von der wissenschaftlichen Baktoriologie 
aus über ein hygienisches Institut und das Reichsgesundheits¬ 
amt auf flinken Typhus-Geisselfäden unmittelbar ins Ministerium 
geschwommen. Ein weiterer, in wichtiger organisatorischer 
Stelle tätiger Ministerialrat ist zwar Krejsarzt, aber, sofern mich 
mein Gedächtnis nicht völlig im Stiche läßt, nur 4 Monate 
kommissarisch als Regierungs- und Medizinalrat tätig gewesen, 
ehe er ins Ministerium eintrat. So sind von den 5 ordentlichen 
medizinischen Mitgliedern der preußischen Medizinalverwaltung 
nur 2, also weniger als die Hälfte, unter regelmäßiger Durch- 
laufung der vorhergehenden Medizinalbeamtenstellungen an ihre 
jetzige einflußreiche, für die Gesundheitspflege und ihre Be¬ 
amten bedeutsame wichtige Stelle gekommen. Diese Tatsache 
ist nicht nur beschämend, hemmend und zurücksetzend für die 
Regierungs- und Medizinalräte, sie steht in dieser Ausdehnung 
auch wohl einzig da unter allen preußischen und andersstaat¬ 
lichen deutschen Verwaltungen. Sie ist schließlich auch der 
Entwicklung des Gesundheitswesens wie des Medizinalbeamten¬ 
standes nach mancher Richtung nachteilig gewesen; denn 
alle spezialärztlichen Kenntnisse, aller Fleiß, alle allgemeine 
Tüchtigkeit, alle Geschäftsgewandtheit und alle Einst ein’sehe 
Relativierung der allgemeinen Anschauungsweise vermögen nicht 
den Mangel an eigener Erfahrung und an Einblick in das Ge¬ 
triebe und die Bedürfnisse der nachgeordneten Verwaltungs¬ 
stellen zu ersetzen. Und da endlich der Chef der ganzen 
Zentralverwaltungsstelle weder ein Medizinalbeamter noch auch 
ein gelernter Verwaltungsbeamter ist, so gleicht die heutige 
Medizinalverwaltung so etwa einem Schiff, auf dem weder der 
Kapitän noch der Steuermann noch ein Teil der Wachoffiziere 
von der Pike auf gediente Seeleute von Beruf, sondern etwa 
Beamte der Seemannsberufsgenossenschaft, Professoren der Tief¬ 
seeforschung und Meteorologen sind; es wird nicht zu ver¬ 
wundern sein, wenn der Kurs des Fahrzeuges unsicher ist 
und leicht fehl geht, und wenn schließlich auch die Mann¬ 
schaft nicht zu ihrem Rechte kommt. 

Im Vorstehenden glaube ich, der Anregung des Presse- 
Vertreters des Wohlfahrtsministeriums gerne folgend, gezeigt 
zu haben, inwiefern ich den Stand der staatlichen Medizinal- 
beamten nach manchen Richtungen als stark zurückgesetzt be¬ 
trachte. Inwieweit die Medizinalverwaltung hierfür verantwort¬ 
lich zu machen ist, mag der Leser nach dem Gesagten selbst 
beurteilen; zweifellos ist es nicht leicht, in allen Fällen eine 
gerechte Ansicht zu gewinnen. 

Wag aber kommt noch mehr in Betracht? Da ist 
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es zunächst wichtig festzustellen, dafi die Frage, zu welcher 
Verwaltung das Medizinalwesen zu schlagen sei, in Preußen nie 
endgiltig geregelt ist. Obwohl die Hohenzollernfürsten es ganz 
gewiß nicht an der erforderlichen Fürsorge für das Gesundheits¬ 
wesen habe fehlen lassen — es braucht hier nur an das geradezu 
berühmte Medizinaledikt vom 27. September 1725 erinnert zu 
werden —, so ist eine eigene ministerielle Medizinal¬ 
abteilung doch erst in Preußens schwerer Zeit, nämlich am 
6. Dezember 1808, geschaffen und an das Ministerium des 
Innern angeschlossen worden. Aber schon am 3. November 
1817 ging die Abteilung zum großen Teil an das neu errichtete 
Kultusministerium über, am 29. Januar 1825 folgte ein weiterer 
Teil und am 22. Juni 1849 — also zur Revolutionszeit — der 
Rest. Diese Angliederung befriedigte seit dem Emporblühen 
der Hygiene und der Seuchenbekämpfung immer weniger, auch 
wurde das Kultusministerium unübersichtlich groß, und so ging 
denn die Medizinal Verwaltung, da man sich zur Errichtung 
eines besonderen Ministeriums für Gesundheitspflege nicht ent¬ 
schließen konnte, kraft Königlichen Erlasses vom 30. November 
1910 mit dem 1. April 1911 an das Ministerium des Innern 
wieder zurück. Im Anschluß an die Revolution von 1918 
wurde dann 1919 das „Ministerium für Volkswohlfahrt“ ge¬ 
bildet und diesem auch die Medizinalabteilung zugewiesen. 
Diese Abteilung ist also während ihres 113jährigen Bestehens 
mit Personal und Material wiederholt, einer Haupterscheinung 
unseres modernen Lebens vorgreifend bezw. folgend, „ver¬ 
schoben“ worden, je nachdem die verwaltende, die wissen¬ 
schaftliche oder die fürsorgliche Seite der Gesundheitspflege 
am meisten gewertet wurde. 

Die lange Zugehörigkeit der amtlichen öffentlichen Ge¬ 
sundheitspflege und ihrer Beamten zum Kultusministerium 
ist nach meiner Auffassung für die Entwicklung dieses Ver¬ 
waltungszweiges und des Standes der Medizinalbeamten nicht 
durchaus günstig gewesen. Sie hat bewirkt, daß die Lösung 
des Medizinalbeamtentums von den ärztlichen Praktikern nie 
mit der Schärfe erfolgt ist, die zur Herausbildung eines in sich 
geschlossenen Berufs- und Beamtenstandes unerläßlich ist, und 
wie sie in den klaren Stellungen des allgemeinen Verwaltungs¬ 
beamten, des Richterstandes, der Baubeamten, der Lehrerschaft, 
ja, selbst der Gewerbeaufsichtsbeamten ihren Ausdruck gefunden 
hat, obwohl die letzteren weit später entstanden sind als die 
Medizinalbeamten, obwohl sie nicht zahlreicher sind und aus 
verschiedenen Berufen kommen und obwohl (oder weil?) ihre 
Personalien bis vor kurzer Zeit von einem „Juristen“ im Mini¬ 
sterium bearbeitet wurden. Im Gegensatz zu allen diesen fest 
abgegrenzten und als Besonderheit allgemein anerkannten 
Beamtengruppen trägt der Medizinalbeamte die Eierschalen des 
praktischen Arztes bis in die höchsten Amtsstellen mit sich 
herum und bleibt „Der Doktor“. Als solcher wird er nicht 
selten Hof- und Leibarzt des Regierungs-Präsidenten, des 
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Landrates usw., als solcher verarztet er alle möglichen Behörde¬ 
mitglieder, als solcher hat er, auch als Ministerialrat, aus 
Gründen des „Herkommens“, der „Einfachheit“ und des „Wohl¬ 
wollens“ den Gesundheitszustand von mittleren und unteren 
Beamten seiner Behörde zu begutachten, obwohl er damit in 
die Befugnisse des Kreisarztes eingreift und den Instanzenzug 
durchbricht, als solcher stößt er in der Eigenschaft eines Re¬ 
gierungs- und Medizinalrates bald auf größere, bald auf ge¬ 
ringere Schwierigkeiten, wenn er sich nicht mit der Rolle eines 
Ratgebers und Korreferenten begnügen, sondern federführend 
sein eigenes Dezernat bearbeiten will, wie es ihm die vortreff¬ 
liche Dienstinstruktion für die Regierung vom 23. Oktober 1817 
im § 47 gleich jedem Departeraentsrate zuweist, als solcher soll er 
in der Stellung des Kreisarztes das ärztliche Vereins wesen fördern 
(Dienstanweisung § 23), obwohl dies im Grunde mit seiner Be¬ 
amtenschaft nichts zu tun hat, ja, ihm manchmal dienstliche 
Schwierigkeiten bereitet, und als solcher muß er in allen In¬ 
stanzen, auch wenn er keine Praxis treibt oder gar treiben 
darf, nach gesetzlichem Zwange zu der Kasse der Aerztekammer 
einen nicht unerheblichen Beitrag zahlen, obwohl diese Kammern le¬ 
diglich für die freie Aerzteschaft gebildet sind. Was wohl die Amts¬ 
richter — heute Amtsgerichtsräte, — Landgerichtsräte, Landräte 
usw. sagen und tun würden, wenn sie einen Teil ihres Gehaltes 
oder Ruhegehaltes an die Kasse der Rechtsanwälte-Kammern 
abführen müßten! Tatsächlich ist es eine Unmöglichkeit, gleich¬ 
zeitig wirklicher Beamter und Mitglied eines freien Standes 
sein zu sollen und zu wollen, und wer sich diese Anschauung 
nicht zu eigen zu machen vermag, der darf sich nicht wundern, 
wenn er trotz seiner Beamteneigenschaft nicht vollbesoldet wird, 
wenn er wieder und wieder durch Männer der „Wissenschaft“ 
in der Beförderung gehindert und übergangen wird, und wenn 
sein Stand gegenüber anderen Beamtengruppen zurückbleibt. 
Auch hier setzt sich auf die Dauer nur Farbebekennen durch, 
nicht schwächliches Kompromissein. . 

Durch die Rückkehr der Medizinalabteilung an das Mini¬ 
sterium des Innern war die Möglichkeit zu einer gesunden 
Entwicklung der amtlichen Gesundheitspflege wie des Medizinal¬ 
beamtenstandes gegeben, sofern Minister, Unterstaatssekretär, 
Ministerialdirektor, Vortragende Räte und schließlich die Medi¬ 
zinalbeamten selbst die Herausbildung eines besonderen, selbst¬ 
ständigen Gesundheitsbeamtenstandes wollten; denn natur¬ 
gemäß gehören die Verwaltungsmediziner zum Ministerium des 
Innern, das ihnen von den vorhandenen Ministerien nach seiner 
Bestimmung am nächsten steht. Durch den Umsturz ist diese 
Entwicklung einstweilen wieder gehemmt. 

Die Gründung des Wohlfahrtsministeriums ist eine 
politische und zwar eine sozialpolitisch-demokratische Tat. Die 
Wohlfahrt der Menschen einschließlich ihrer Gesundheiterhaltung 
soll auf dem Wege des Aufklärens, des Zuredens, des Fürsorgens, 
des Unterstützens, des Vereinbarens, des Begünstigens, allen- 
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falls des sanften Druckes, mithin auf dem Boden der eigenen 
Entschließung und unter größtmöglicher Vermeidung jeglichen 
Zwanges erstrebt werden — so wenigstens will es die Theorie. 
In diesem Sinne ist das Ministerium gebildet und wird es be¬ 
einflußt und kontrolliert. Und wenn die Ministerien heute ganz 
allgemein weit weniger selbstständig sind als früher, sondern 
im wesentlichen Ausführungsorgane der Parlamentsmehrheit 
darstellen, so wird der Druck dieser letzten auf dem Wohl¬ 
fahrtsministerium und seiner Medizinalabteilung um so stärker 
lasten, als eben diese demokratischen Mehrheitsparteien aus 
ihren Reihen zielstrebige, mit einem gewissen Fanatismus der 
doktrinären Einseitigkeit wie mit ärztlicher Ausbildung aus¬ 
gestattete Mitglieder vorschicken und ständig wirken lassen 
konnten, denen die auf anderem Boden stehenden Rechtsparteien 
nichts Gleichartiges entgegenzustellen hatten. Das sind die 
fremden „treibenden Kräfte“, von denen ich wiederholt ge¬ 
sprochen habe, und die allen nur einigermaßen tiefer sehenden 
Leuten bekannt sind, welche die Medizinalverwaltung auf ge¬ 
setzgeberischem, verwaltendem und personellem Gebiete maß¬ 
geblich beeinflussen und eingreifen, sobald einmal gegen den 
Stachel zu löcken versucht werden sollte. Diese Richtung wird 
nunmehr wohl zweifellos die staatlichen Medizinalbeamten als 
solche bestehen lassen und auch hinreichend besolden wollen; 
ihr Hauptaugenmerk werden sie aber unzweifelhaft auf die Ent¬ 
wicklung der fürsorgerischen Tätigkeit und demgemäß auf die 
Kommunalärzte richten. Auf eine besondere Förderung der 
staatlichen und verwaltenden Gesundheitspflege und ihrer Be¬ 
amten, nicht ohne Tendenz gern als „polizeiliche“ bezeichnet, 
und demgemäß auf ein volles Hochkommen neben anderen Be¬ 
amtengruppen werden die Medizinalbeamten zurzeit nicht zu 
rechnen haben. Nach meiner persönlichen Auffassung ist die 
Einreihung der amtlichen Gesundheitspflege unter die „Volks- 
wohllahrt“ ein Mißgriff und lediglich die Folge einer ungenügen¬ 
den Kenntnis ihres Umfanges und ihrer Bedeutung; alles wird 
sich bald noch deutlicher zeigen. Wir sind in der Tat durch 
die Erfolge der praktischen Hygiene verwöhnt, nur einmal 
wieder ein bißchen Cholera-Epidemie, einige gehäufte Typhus- 
und Ruhrverseuchungen, vielleicht auch eine erhöhte Sommer¬ 
sterblichkeit der Säuglinge — und der Verwaltungsmediziner 
wird wieder in der Wertschätzung steigen. 

Was folgt aus diesen Darlegungen? 

Zunächst werden sich die Medizmalbeamten allgemein klar 
darüber werden müssen, daß sie, die nicht an erster Stelle 
kommunale Beamte, auch nicht praktische Aerzte mit 
einigen amtlichen Eigenschaften, sondern volle staatliche 
Beamte mit allen ihren Rechten und Pflichten und Beförde¬ 
rungsmöglichkeiten sein wollen, ihr Geschick weit mehr 
als bisher selbst in die Hand nehmen müssen. Die Zeiten, 
in denen der Beamte sich pflichtgemäß begnügte, seine 
Besserstellung von seiner Vorgesetzten Behörde abzuwarten, 
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sind dahin. Nur die Beamtengruppen kommen heutzutage zur 
Geltung, die sich rühren und zusammenschließen, wie es die 
Verfassungen erlauben, und bestimmte Ansprüche erheben. 
Mit einfachen Eingaben und Anträgen, auch etwa seitens 
eines besonderen Beamten Vereins, ist es auch nicht getan, 
auch nicht mit Erörterung in einer Berufszeitschrift mit nur 
beschränktem Leserkreise, nein, es muß die Oeffentlich- 
keit in Anspruch genommen werden. Wir Medizinal¬ 
beamten sind, wenn ich so sagen darf, dadurch verwöhnt 
worden, daß bisher nur einzelne erfolgreich für die Gesamtheit 
gekämpft haben, allen voran Herr Geheimrat Rapmund, auf 
dessen unermüdliches und geschicktes Wirken die sogenannte 
Medizinalreform, soweit sie 1901 überhaupt gekommen ist, ganz 
wesentlich mit zurückzuführen ist, und wir Regierungs- und Medi¬ 
zinalräte haben uns, falls das überhaupt möglich war, noch 
weniger gerührt als ehedem die Kreisphysiker in ihrer Gesamt¬ 
heit, obwohl gerade bei uns die „Reform“ ausblieb. Das alles 
muß unbedingt anders werden, wenn der staatliche 
Medizinalbeamtenstand sich durchsetzen will, und es kommt 
nun darauf an, Mittel und Wege zu finden und Maßnahmen 
zu treffen, damit es merklich besser wird. 

Da gilt es dann an erster Stelle, die Allgemeinheit 
und die Oeffentlichkeit wie die Abgeordneten usw. darüber 
aufzuklären, was die Medizinalbeamten in Wirklichkeit 
alles leisten und geleistet haben; ich glaube, es gibt so leicht 
nicht jemand, der davon eine auch nur einigermaßen zutreffende 
Vorstellung hat. Für das, was die Wissenschaft hervorbringt, 
auch wenn es im einzelnen unbedeutend ist, gibt es Kanäle 
genug, die es auf die biologischen Körper der Jünger und die 
Rieselfelder der öffentlichen Meinung kunstgerecht verteilen. 
Auch dafür, was in der Wohlfahrtspflege und Für¬ 
sorgerei vor sich geht, gibt es Verbreitungsorgane ge¬ 
nügend, besonders sind auch die Kommunalärzte rührig in 
Erörterungen ihrer Tätigkeit (s. I. Kongreß zu Berlin 1921). 
Das aber, was die Medizinalbeamten vollbringen, ver¬ 
schwindet in den Akten oder in den Gesundheitsberichten, 
die wenige lesen, die auch wenig Persönliches enthalten, und 
die nach dem Inhalt, wie er ihnen heutigen Tages gegeben 
wird, auch das Eingreifen einzelner nur wenig erkennen lassen. 
Auch das, was die Medizinalbeamten sonst in den ihnen am 
nächsten stehenden Zeitschriften, Vierteljahrsschriften und in 
halbamtlichen Veröffentlichungen von sich geben, dürfte nicht 
allzu weite Verbreitung finden. Und doch: Welch eine einfluß¬ 
reiche Tätigkeit entfalten nicht fortlaufend dieseMedi- 
zinalbeamten! Mit unbestreitbarem Erfolge haben sie an der 
Niederhaltung der übertragbaren Krankheiten im Frieden und 
im Kriege mitgewirkt. Wie viele solcher haben sie erst richtig 
erkannt und dadurch die Entstehung von Epidemien verhindert t 
Wie viele haben sie durch ihre Tätigkeit verhütet, unterdrückt 
oder eingeengt! Welch eine segensreiche Tätigkeit haben sie 
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nicht bei der Beschaffung aller der notwendigen Räume, Ein¬ 
richtungen, Ausrüstungsgegenstände usw. zur Unterbringung 
und Behandlung der Kranken immer wieder ausgeübt! Wie 
manches Krankenhaus ist nur unter ihrer Mitwirkung ent¬ 
worfen, entstanden und betrieben! An der Entstehung von 
Säuglingsheimen, an den Entwürfen von Schulen, an der Siche¬ 
rung der Wasser-und AbwasserVerhältnisse, an der Assanierung 
der Ortschaften, an der Kontrolle der Nahrungsmittel, der 
Besserung des Wohnens, des Rettungswesens, des Hebammen- 
Haltekinder wesens, an der Organisation der Wöchnerinnen-, 
Säuglings-, Tuberkulosefürsorge, an der Arzneimittelversorgung 
der Bevölkerung und der Vermehrung der Apotheken, an der 
Sicherstellung des Giftverkehrs und des Desinfektionswesens, 
an der Ausbildung von Samaritern und der Gründung von 
Sanitätskolonnen, an der Einleitung der Bewegung gegen das 
Geburtenverhüten und der Bearbeitung der Bevölkerungspolitik 
überhaupt, an zahlreichen sanitätspolizeilichen, medizinalpolizei¬ 
lichen, sozialhygienischen, verwaltungsmedizinischen und ge¬ 
richtsärztlichen Aufgaben haben die Medizinalbeamten bald 
hier bald dort aus sich oder auf Anfragen fortlaufend eifrig 
mitgewirkt. Zu wie vielen hygienischen und volksfreundlichen 
Maunahmen haben sie nicht den Anstoß gegeben! Welcher 
Nachhaltigkeit hat es nicht erst bedurft, um sie durchzusetzen. 
Wie viele Rundverfügungen, Erlasse, Polizeiverordnungen, Ge¬ 
setze und sonstige Bestimmungen gehen nicht letzten Endes 
auf die Arbeit und die Anregung von Medizinalbeamten zurück 1 
Wie viele unrichtige oder unzweckmäßige Pläne haben sie nicht 
vereitelt! Wie vielen Hilfesuchenden haben sie nicht durch 
gründliche und zuverlässige Begutachtung zu ihrem Rechte 
verholfenl Wie viele unberechtigte Anforderungen anderseits 
abwehren helfen! Wie durch ihre Unpartei- und Sachlichkeit 
die Rechtspflege gestützt! Auch haben sie dafür mit gesorgt, 
daß auf dem Gebiete des Gesundheitswesens, des Gesundheits¬ 
personals, der Durchführung der Gesundheitsgesetzgebung Ord¬ 
nung herrscht; denn die Hauptaufgabe des Beamten ist doch 
nicht, immer wieder und wieder Neuerungen zu betreiben, 
sondern vor allen Dingen darauf zu halten, daß die Verwaltungs¬ 
maschine ungestört ihren ruhigen Gang geht, daß den Gesetzen 
wie den Bedürfnissen der Bevölkerung ihnen gemäß Genüge 
geschieht, und dann erst neue Vorschläge zu machen und be¬ 
rechtigten Bestrebungen nach Prüfung und Gutbefinden vor¬ 
sichtig Vorschub zu leisten. Allen diesen Forderungen und 
noch manchen anderen Aufgaben sind die preußischen — wie 
deutschen — Medizinalbeamten, allgemein mit derselben 
Pflichttreue und Gewissenhaftigkeit wie mit demselben Erfolge 
gerecht geworden wie nur irgendeine Beamten- oder 
sonstige Berufsklasse in ihrem Wirkungskreise. Sie können 
daher ihr Werk schon sehen lassen und um so stolzer darauf 
sein, als sie sehr vielfach nicht als vollbesoldete Beamte an¬ 
gestellt, wohl aber gegenüber anderen Gruppen benachteiligt 
waren und sind. 
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Das alles muß wieder und wieder der Bevölke¬ 
rung und ihren Vertretern zum Bewußtsein gebracht 
werden. Macht heutzutage der Parteistandpunkt ganz be¬ 
sonders leicht blind, so gibt es doch immer einzelne Personen, 
die sich belehren lassen und die Belehrung weiter tragen, 
und schließlich setzt sich die Wahrheit doch durch, wenn nur 
mit Zielbewußtsein, Kraft und Geschick für ihre Verbreitung 
gearbeitet wird. Unkenntnis ist in weit größerem Maße 
die Grundlage für die Zugehörigkeit zu mancher Parteirichtung 
und Weltanschauung bezw. Weltblindheit, als die Anhänger sich 
bewußt werden. 

Ich meine nun natürlich nicht, daß sich die Medizinal¬ 
beamten selbst beweihräuchern, auch nicht, daß sie ihre Taten 
tabellarisch zusammenstellen und dem Publikum vorführen 
sollen, noch weniger, daß sie nach berühmten Mustern „Lehr¬ 
filme“ oder „Merkblätter über die Leistungen der Medizinal¬ 
beamten“ herstellen und diese letzten etwa den Standesbeamten 
zur Verteilung an Eheschließende oder den Gymnasialdirektoren 
zur Aushändigung an Abiturienten nach ‘deren sexueller Auf¬ 
klärung übermitteln sollten, sondern ich halte für angezeigt, 
daß einmal allerdings diejenigen, die Abgeordnete irgend¬ 
welcher Art oder sonstige Männer des öffentlichen Lebens in 
ihrem Verwandten oder Bekanntenkreise haben, diese ohne 
Aufdringlichkeit über den Umfang und den Erfolg der Tätig¬ 
keit der staatlichen Medizinalbeamten unterrichten und sie 
darauf hinweisen, welche Bedeutung die gesicherte Fortentwick¬ 
lung eines voll besoldeten, den Aufgaben der Gesundheitspflege 
und Gesundheitsfürsorge sich ganz und ungehindert hingebenden 
Medizinalbeamtenstandes für die Volksgesundheit und die Ge¬ 
sundheitsfürsorge hat. Dazu wird zweckmäßig mithelfen können, 
wenn Medizinalbeamte, die Wert auf das Gedeihen ihres Standes 
legen und eine gewandte Feder führen, in eindrucksvoller, auch 
dem Laien verständlicher und anregender Form die zahlreichen 
amtlichen Aufgaben ihrer Amtsgenossen zur Wahrnehmung 
bringen und sich über bisherige Erfolge solcher Tätigkeit aus- 
lassen. Es kommt dabei u. a. auch darauf an, die ziemlich 
weit verbreitete Fabel zu zerstören, als habe der preußische 
Staat die Gesundheitspflege bisher so etwa nur mit dem Polizei¬ 
knüppel betrieben und sei in dieser Arbeit von den Medizinal¬ 
beamten unterstützt worden, als sei Polizei überhaupt nichts 
weiter als Gewaltanwendung, also das zivile Seitenstück von 
„Militarismus“ in der heute beliebten verzerrenden Auslegungs¬ 
art, und als sei die heutige Methode des Fürsorgens eine ganz 
neue, nun endlich einmal des freien Menschentums würdige 
Form des Vorgehens. Gehen wir in der Geschichte der preußi¬ 
schen Verwaltung zurück, so finden wir die neuzeitliche Grund¬ 
lage für die polizeiliche Tätigkeit in dem jedem Verwaltungs¬ 
beamten geläufigen „10. II. 17“, d. h. im § 10 des 17. Abschnittes 
des II. Bandes des Allgemeinen Landrechts vom 5. 2. 1794, wo 
es heißt: 



500 


Dr. Borntraeger. 


„Die nötigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Bähe, Sicherheit 
nnd Ordnung and zur Abwendung der dem Publikum oder einzelnen Mitgliedern 
desselben bevorstehenden Gefahr zu treffen, ist das Amt der Polizei.“ 

Der § 6 des Gesetzes vom 11. März 1850 erläuterte dann 
bekanntlich die Aufgaben der Polizei näher und führte als 
solche u. a. auf: 

„ f) Sorge für Leben und Gesundheit“, 

„g) Fürsorge gegen Feuersgefahr bei Bauausführungen sowie gegen 
gemeinschädliche und gemeingefährliche Handlungen, Unternehmungen und 
Ereignisse“. 

Der Charakter der Polizei ist also als vorbeugender 
und fürsorgender gegenüber drohenden Schädlichkeiten 
gedacht und als solcher in der Ausführung auch tatsächlich 
stets gewahrt worden; das, was der Bevölkerung vielfach in 
gewisser Tendenz als Tätigkeit der Polizei durch bestimmte 
Presseorgane vorgeführt wurde, war ein der Wirklichkeit wider¬ 
sprechendes Zerrbild. 

Dazu lese man, was die Regierungs-Instruktion von 1817 
im § 7 allgemein vorschreibt: 

„Den Regierungen* liegt die Verpflichtung ob, unser landesherrliches 
Interesse, das Beste des Staates und das Gemeinwohl unserer getreuen Unter¬ 
tanen bei der ihnen übertragenen Verwaltung überall gehörig wahrzunehmen. 
Sie müssen eifrigst bedacht sein, nicht allein allem vorzubeugen und alles zu 
entfernen, was dem Staat und seinen Bürgern Gefahr oder Nachteil bringen 
kann, sondern auch das Gemeinwohl derselben möglichst zu fördern und zu 
erhöhen. Sie müssen hierbei aber auch stets das Wohl der einzelnen nach 
Recht und Billigkeit beachten.“ 

Das ist so verständig sozial gedacht, wie nur möglich, 
und dementsprechend ist wiederum stets verfahren worden. 
Auch die neueren Gesetze, z. B. über die Bekämpfung der 
übertragbaren Krankheiten, sehen ein Zwangseinschreiten 
immer nur als ultima ratio vor, und daß sich ohne solche in 
der menschlichen Gesellschaft nun einmal nicht auskommen 
läßt, geben neuerdings auch sozialdemokratische Redner zu. 
Wie sehr man aber beflissen war, Zwang zu vermeiden, zeigten 
u. a. auch die Maßnahmen der Polizei ausübenden Stadtverwal¬ 
tungen, für minderbemittelte ansteckende Kranke die Kosten der 
Krankenhausanweisung zu übernehmen, um der Notwendigkeit, die 
Verbringung auf polizeilichem Wege anzuordnen, tunlichst über¬ 
hoben zu werden. Man lasse sich also nicht die Mär auf binden, als sei 
in Preußen unter Beihilfe der Medizinalbeamten ein gesundheitspoli¬ 
zeiliches, womöglich klassenjustizliches Gewaltregiment betrieben, 
sondern beweise umgekehrt den zu Unterrichtenden das Gegenteil. 

Wie hier im einzelnen am wirkungsvollstem vorzugehen 
sein wird, mögen sich in Betracht kommende überlegen und in 
Besprechungen mit zur Mitarbeit Bereiten festlegen. 

Weiter sollte seitens der Medizinalbeamten mehr als bisher ge¬ 
schieht, in der angesehenen allgemeinen und in der speziellen 
Fachpresse über Beobachtungen und Erfahrungen aus ihrem 
Sondergebiete das Wort ergriffen werden. Es ließe sich viel¬ 
leicht auch erreichen, daß über Veröffentlichungen an amtlichen 
und halbamtlichen Stellen in größerem Umfange als bisher in 
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jener Fachpresse referiert würde. Auch in der allgemeinen 
Tagespresse und* in volkswissenschaftlichen Blättern 
sollten sich die Medizinalbeamten mehr hören lassen, desgl. in 
geeigneten Versammlungen und auf Kongressen, deren 
wir ja in Deutschland zur Zeit wieder eine Flut haben, als 
ginge die furchtbare politische Lage des ganzen Volkes die 
einzelnen garnichts an. 

Auch in ihren amtlichen Stellungen können die Medi¬ 
zinalbeamten zu gunsten ihres Standes und damit der Allge¬ 
meinheit wirken. Wo z. B. die Kreisarztbezirke nicht zu groß 
sind, wo rechtzeitig für die Anstelluug neuer Kreisärzte und 
Kreisassistenzärzte gesorgt wird, wo solche sich das Vertrauen 
der Behörden und der Bevölkerung erwerben, da wird es nicht 
leicht zur Anstellung besonderer Stadt- und Kommunalärzte 
kommen, sondern da wird man gern den staatlichen Medizinal¬ 
beamten die geraeindefürsorgerischen Geschäfte übertragen; 
nach dieser Richtung hat es auch die heutige Medizinal¬ 
verwaltung im Eingehen auf die Wünsche der Bezirksregierungen 
m. W. bisher nicht fehlen lassen. Ganz zweifellos ist die Be¬ 
antwortung der Frage, ob ein besonderer Kommunalarzt an¬ 
zustellen sei, in vielen — ich sage nicht: in allen — Fällen eine 
Personal-Angelegenheit: Wo sich der Kreisarzt mit der 
Bürgerschaft nicht so recht zu stellen vermag, da wird leicht 
als Ventil für die Unzufriedenheit der Bevölkerung der Kreis¬ 
kommunalarzt in die Erscheinung treten. Auch nach dieser 
Richtung gilt es für den Regierungs- und Medizinalrat aufzu¬ 
passen und rechtzeitig dafür zu sorgen, daß durch Aenderung 
dieses Verhältnisses oder Versetzung des bisherigen Kreisarztes 
oder durch Beigabe eines Assistenzarztes die Bahn für die Ver¬ 
einigung der komraunalärztlichen Geschäfte mit denen eines 
Staatsgesundheitsbeamten frei gemacht wird, und nötigenfalls 
in diesem Sinne geschickt nachzuhelfen. Das von mir hier be¬ 
sprochene Thema ist bekanntlich wiederholt Gegenstand der 
Erörterung der Medizinalbeamtenvereine gewesen, zuletzt in 
großer Ausführlichkeit am 25. 10. 1919 auf der Hauptversamm¬ 
lung des deutschen und des preußischen Medizinalbeamtenver¬ 
eins zu Weimar, auch wieder in der letzten Vorstandssitzung 
am 12. 6. 1921. Lokale Erörterungen, Abhandlungen in dieser 
Zeitschrift, Eingaben verschiedener Art sind erfolgt, der Her¬ 
ausgeber der „Zeitschrift tür Medizinalbeamte“ hat die Frage 
immer wieder aufgegriffen; die Angelegenheit darf auch nicht 
zur Ruhe kommen, ehe nicht die berechtigten Wünsche der 
Medizinalbeamten erfüllt sind, und zwar sollten sich auch die 
Bezirks Vereinigungen und Versammlungen der Medizinalbeamten 
der Sache regelmäßig und mit Nachdruck annehmen. Meine 
eigenen Darlegungen unterscheiden sich insofern etwas von den 
übrigen, als ich die Bewegung aus dem Interessentenkreise 
mehr und mehr an die Allgemeinheit und an eine gewisse 
Oeffentlichkeit gebracht sehen möchte, weil ich diese als 
unriohtig eingestellt und daher eine Aufklärung als erforderlich 
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halte, ehe ich mir eine den Medizinalbearaten günstigere Behand¬ 
lung versprechen kann. Da diese Unterrichtung der öffentlichen 
Meinung nur von den Medizinalbeamten selbst ausgehen kann, so 
habeich von deren „Selbstschutz“ gesprochen. Sie mögen ihre 
Belänge selbst in die Hand nehmen und in der Oeffentlichkeit 
durchfechten, soweit das Wohl des Ganzen nicht entgegen¬ 
steht! 

Trotz mancher entgegenstehender Hemmnisse halte ich die 
Zeit .für das Wiedereinsetzen einer günstigen, gegen jetzt ver¬ 
änderten Fortentwicklung des Gesundheitswesens und seiner 
amtlichen Vertreter, der Medizinalbeamten, nicht für schlecht. 

Wie lange das deutsche Volk die heutige politische Natur¬ 
heilmethode gewisser Parteien und ungelernter Parteigiößen un¬ 
gehindert hinnehmen wird, ist eine Frage, die an dieser Stelle 
nicht zu erörtern ist, übrigens auch von niemand beantwortet 
werden kann. 

Daß Deutschland aufs Aeußerste verarmen und bald, um 
einen wasserbautechnischen Ausdruck zu gebrauchen, einer 
großen leerlaufenden „Pumpstation“ gleichen wird, steht außer 
allem Zweifel; der vielgenannte immer weitere „Ausbau“ 
der Wohlfahrtspflege wird also nicht in die Erscheinung treten, 
vielmehr wird an allen Ecken und Enden die größte Zurück¬ 
haltung und Sparsamkeit einsetzen müssen. Die Provinzial¬ 
verwaltung der Rheinprovinz hat in den letzten Jahren erhblich an 
Vermögen zusetzen müssen und läßt bereits eine ihrer modernen 
Irrenanstalten zu anderer Verwendung umwandeln, und über 
die Landesversicherungsanstalt Berlin wurde unlängst angegeben, 
daß sie die Zahnfürsorge, eine Lungenheilstätte und 200 Ar¬ 
beiterbetten in einer anderen Heilstätte wegen der schlechten 
Geldlage habe eingehen lassen müssen. Auch die Stadt- und 
Kreisverwaltungen werden in der gesundheitlichen und son¬ 
stigen Wohlfahrtspflege, die bekanntlich in der bisherigen oder 
noch weitergreifenden Weise ohne Aufwendung sehr großer 
Barmittel nicht durchzuführen ist, wegen geldlicher Eng¬ 
brüstigkeit bald wieder kurz treten müssen, und sie werden 
wohl heilfroh sein, wenn sich die sozialhygienisehe Fürsorge¬ 
tätigkeit durch einen, von Staat und Gemeinde gemeinsam 
bezahlten hauptamtlichstaatlich angestellten Arzt wird bewältigen 
lassen. Damit wird dieser Konkurrenzstreit „selbständiger 
Kommunalarzt oder nicht?“ wohl sein natürliches Ende finden 
und auch sonst die gesundheitliche Fürsorgetätigkeit mit der 
amtlichen Gesundheitspflege wieder besser zusammenfließen. 

Gleichzeitig dürfte damit die Zeit gekommen sein, sich 
einmal Rechenschaft darüber abzulegen, ob denn wirklich die 
in den letzten Jahrzehnten in Deutschland betriebene immer 
weiter und schneller ausgebaute Sozialpolitik das Richtige ge¬ 
wesen ist. Tatsächlich sind bisher noch alle Volksbeglücker, 
mögen sie nun Joseph 11., Wilhelm 11., Ludwig XVI., Marc 
Aurel oder wie immer heißen, gescheitert, und jeder gleichge¬ 
richteten „Volksregierung“ wird es ebenso gehen. Es muß so 
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kommen; denn alles, was au! den ersten Blick so gut, edel und 
erstrebenswert erscheint, beruht in Wirklichkeit auf Urteils¬ 
schwäche und Verkennung des wahren Menschentums. Je mehr 
der Masse gegeben wird, desto mehr will sie haben; zufrieden¬ 
zustellen ist sie nicht. Außerdem: Der Mensch, wie er nun 
einmal geschaffen ist, will lieber mit eigenem Unver¬ 
stände unglücklich als durch fremden Verstand zum 
Glücke gegängelt werden; er will und soll auch vor allen 
Dingen sich die Betätigung seines freien Willens, soweit er 
ihm gewährt ist, bewahren und nicht durch fortgesetzte 
ungeforderte systematische Beratung, Belehrung, Befürsorgung 
und sonstige Beeinflussung und Bevormundung „von der Wiege 
bis zur Bahre“ unfrei und verantwortungslos gemacht werden; 
er soll sich durch Anspannung aller Kräfte des Verstandes 
und des Willens sein Glück in harter Tätigkeit selbst 
erkämpfen und sich nicht angewöhnen, immer andere, 
seien es die Vorfahren, sei es die Umwelt, seien es irgend welche 
sonstige Personen oder Umstände, für sein Geschick verant¬ 
wortlich zu machen. Um zu entscheiden, hat er seinen Ver¬ 
stand; weiß er allein nicht weiter, so mag er fragen, und man 
schaffe meinetwegen im begrenzten Umfange Auskunftstellen; 
aber der aufgedrängte Rat, das Aufsuchen immer neuer, 
der Beratung erst zugänglich zu machender Leute, die künst¬ 
liche Erregung immer neuer Bedürfnisse, sei es auf wirtschaft¬ 
lichem, gesundheitlichem, sozialem oder welchem Gebiete immer, 
das hat noch nie gut getan und kann nicht gut tun. „Der 
Kampf ist der Vater aller Dinge“, und es ist ein ganz merk¬ 
würdiger Widerspruch, daß die lautesten Fürsorgeriche größten¬ 
teils gerade zu denjenigen Parteirichtungen gehören, die 
dem extravagantesten Darwinismus und Haeckelismus mit gerade¬ 
zu fanatischer Begeisterung huldigen, die allein im Kampfe 
ums Dasein die angebliche mit unseren Verstandskräften gar- 
nicht zu fassende allmähliche Entwicklung des Menschen 
aus einer Urzelle ableiten und für ihre Person und Parteige- 
genossen den größten Wert darauf legen, möglichst bestimmt 
mit einem Affentiere verwandt zu sein. Sie sehen und begreifen 
nicht, daß sie durch Milderung oder gar Ausschaltung dieses 
Kampfes, wenn sie es vermöchten, ja gerade diese vermeintliche Ur¬ 
sache aller weiteren Entwicklung lahm legen und durch über¬ 
triebene Beschützung und Begünstigung alles Schwächlichen, 
Kränklichen und Minderwertigen die hochgeachtete „Selektion“ 
hindern, auch nicht, daß sie widernatürlich ungerecht und rassisch 
schwer sohädigend für ein Volk handeln, wenn sie dem Stärkeren 
und Höheren, also dem Stamm für die Tüchtigkeit 
es erschweren, sich durchzusetzen, das Gegenteil aber möglichst 
erhalten und fördern. Was bei dieser übermäßigen und wahl¬ 
losen organisierten, von jedem persönlichen Wohltätigkeitssinn 
losgelösten Fürsorge, dem schon ein Bismarck vergebens ent¬ 
gegenzutreten versuchte, herauskommt, das sehen wir ja leider 
ausgesprochen an unserem Volke: unstillbare Begehrlichkeit, 
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Arbeitsunlust, Verweichlichung, Vergnügungsgier, Aufgehen in 
stofflichen Genüssen, Mangel an Verantwortlichkeitsgefühl, Un¬ 
wahrhaftigkeit, Simulation, Oberflächlichkeit, Betrügerei, Un¬ 
sittlichkeit, Lebensüberdruß, gesteigerter Stand- u. Klassenhaß, 
Auflehnung gegen die, die Beglückung Treibenden selbst und 
schließlich Zerstörung des zur eigenen Wohlfahrt Geschaffenen 
— das sind die nur natürlichen Folgen aller systematischen 
Viel-Fürsorgerei. Die menschlichen Dinge sind schwer über¬ 
sichtlich ; daher muß man, was die Demokratie nie zugeben 
will, immer organisch an das Vorhergegangene anknüpfen und 
darf nie doktrinär ein System der Volksbeglückung, auch nicht 
in gesundheitlicher Richtung, sich ausklügeln und nun als et¬ 
was ganz Neues in die Wirklichkeit umsetzen wollen. Menschen¬ 
verstand reicht nicht, die Folgen zu übersehen; bei der ge¬ 
samten organisierten Fürsorge- und Wohlfahrtstätigkeit ist das 
Ergebnis schließlich eine größere Zerstörung an geistigen und 
sittlichen Werten, als an materiellen, einschließlich der gesund¬ 
heitlichen, je gewonnen wurde. 

Die Westmächte sind augenscheinlich bessere Menschen¬ 
kenner als wir gewesen, wenn sie uns unsere großartige soziale 
Gesetzgebung fortgesetzt rühmen ließen, ohne sie wirklich 
nachzumachen. Welchen Anteil an unserem Zusammenbruche im 
Kriege diese unsere weitgehende staatliche Fürsorge und die da¬ 
durch erzeugte Volksstiramung gehabt hat, das wird erst eine 
spätere Zeit, die den gehörigen Abstand gewonnen hat, klar¬ 
legen. Vaterlandsliebe hat sie jedenfalls nicht geschaffen; 
zu furchtbar war der von so manchen Befürsorgten, Kämpfern 
oder Nichtkämpfern, wiederholte Ausspruch: „es ist mir einerlei, 
ob ich deutsch bleibe oder französisch werde“, das heißt also 
soviel als: „ich mache mir aus der deutschen sozialen Gesetz¬ 
gebung nichts“. 

Diese Bedenken gegen immer weitere Ausdehnung der 
sozialen Befürsorgung, die auszusprechen noch vor Jahres¬ 
frist so etwa wie ein Verbrechen gegen die Menschheit er¬ 
schienen wäre, werden jetzt schon hier und da von demokra¬ 
tischer Seite schüchtern geäußert; nicht nur der geldlichen 
Seite wegen, sondern eben wegen des allgemeinen Einflusses 
auf den Charakter der Befürsorgten. Es ist also auch aus 
diesem Grunde zu erwarten, daß wir mit der Sozialpolitik in 
Bälde eher einen „Abbau“ als einen „Ausbau“ treiben werden. 

Wenn ich diese Gedanken und Meinungen als Grund für 
die Annahme einer nicht fernen Umänderung in unserem all¬ 
gemeinen sozialen Vorgehen hier ausgesprochen habe, so will 
ich damit nicht sagen, daß ich alles sozialpolitische und 
sozialhygienische Vorgehen gestrichen sehen möchte; ich denke 
nicht daran und bin auch weiter der Ansicht, daß der sozialen 
Richtung unserer Tage ein guter, zum Auskeimen zu bringender 
Kern zugrunde liegt. Verarmung und Einsicht legen uns aber 
die Pflicht auf, in unserem sozialpolitischen Sturmlauf einmal 
Halt zu machen, Rückschau zu halten und zu prüfen, ob wir 
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nicht einen falschen Weg gewählt haben und daher besser 
tun, ein Stück zurückzugehen und eine lichtere Richtung in 
verlangsamtem Zeitmaße einzuschlagen. Und zwar will mir 
scheinen, daß wir in zunächst dreierlei Weise werden unser 
Vorgehen ändern müssen. 

Einmal werden wir die ganze Fürsorge, einschließlich der 
gesundheitlichen, mehr intensiv als extensiv betreiben, 
mehr in die Tiefe als in die Breite gehend, also mehr auf 
das bekannte mul tum als auf multa haltend gestalten müssen; 
es wird also nicht darauf ankommen dürfen, möglichst viele 
Menschen der Fürsorge zu unterwerfen, immer neue Schwächen 
ausfindig zu machen, wo anzugreifen ist, das Ziel in der Ein¬ 
setzung möglichst zahlreicherArbeitsfelder und -kräfte zu erblicken, 
sondern umgekehrt, sich auf die „Erfassung“ derjenigen zu be¬ 
schränken, die einer bestimmten Fürsorge klar bedürftig sind, 
sie wünschen und ihr auch mit tatsächlicher Aussicht auf wirk¬ 
lichen Erfolg zugängig sind. Auch hier muß eine vom Menschen- 
geiste geleitete Selektion stattfinden, auch hier muß das 
Wort Beachtung finden: „In der Beschränkung zeigt sich 
erst der Meister.“ 

Sodann muß sich die Fürsorgetätigkeit weit mehr als 
bisher unmittelbar auf das geistige und sittliche Gebiet, 
und zwar vorbeugend, erstrecken. Es ist eine der folgen¬ 
schwersten Irrlehren unserer Zeit, daß der Menschengeist 
nichts Selbständiges, sondern nur ein Erzeugnis körperlicher 
Organtätigkeit wäre, als ob wir nur den Körper gesund zu 
schaffen brauchten und der Geist folge ihm gezwungen und 
naturgemäß: „Mens sana in corpore sano“! Wie aber singt 
Juvenal in seiner 10. Satire für die Geburtsfeier eines Neu¬ 
geborenen? 

„Orandum est, ut mens sana in corpore sano“! 

Es ist also geradezu eine Fälschung, wenn man, die letzten 
6 Worte allein wiedergebend, es gewöhnlich so hinstellt, als sei hier 
eine Erfahrungstatsache bekannt gegeben; in Wirklichkeit ist es 
gerade umgekehrt: Da mens sana und corpus sanum nicht ohne 
weiteres Zusammenhängen, so hält es der Dichter für geboten, zu 
beten, daß in dem augenscheinlich gesunden Körper des Neuge¬ 
borenen sich auch ein gesunder Geist entwickeln möge. Und der 
Dichter hat Recht; wir versündigen uns schwer an unserem 
Volke, wenn wir, von krassen Einzelbeobachtungen einseitige und 
weitgehende Schlüsse ziehend, ihm das Bewußtsein für die Selbst¬ 
verantwortlichkeit für sein Tun rauben. 

Und drittens werden wir das Volk weniger als bisher in 
einen fürsorgenden und einem befürsorgten Teil zu 
spalten haben, sondern die Objekte der Fürsorge werden weit 
mehr auch als Subjekte in verwaltender, ausübender und 
geldaufbringender Hinsicht auftreten müssen. 

Nach allen drei Richtungen eröffnet sich auch gerade für 
den erfahrenen staatlichen Gesundheitsbeamten ein Feld der 
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rechtzeitigen und aussichtsreichen Mitarbeit, aussichtsreicher 
als fQr den mehr einseitig eingestellten reinen Fürsorgearzt. 

Aufgabe unserer Medizinalbearaten wird es also sein, sich 
durch die zeitigen, wohl kaum auf lange anzusetzenden Wirren, 
Gfihrungen und Umwälzungen mit tunlichst heiler Haut als 
staatliche Brennpunkte der gesamten Gesundheitspflege und 
-fürsorge hindurchzuretten und den Keim zur gesunden Fort¬ 
entwicklung lebensfähig und sprossend zu bewahren. Damit sich 
aber die Medizinalbeamten in dieser Weise zu ihres Volkes wie 
ihres eigenen Standes Nutz und Frommen erhalten, müssen sie 
zum „Selbstschutz“ greifen, müssen sich kräftig regen und 
die schlecht unterrichtete Oeffentlichkeit zu einer besser unter¬ 
richteten gestalten. 

Kein Gegensatz zwischen Gesundheitspflege und Ge¬ 
sundheitsfürsorge ! Aber Angliederung der letzteren an die 
erste 1 Gegnerschaft gegen alle einseitige, quantitativ 
und qualitativ übertriebene, vorwiegend materielle, die höheren 
geistigen und sittlichen Belänge in den Hintergrund 
drängende, fremd aufgepflanzte, dem deutschen Wesen abträg¬ 
liche, nur schenkende und unerbetene Ffürsorgerei I 

Hic niger est, hunc tu, Germane, caveto! 


Die preussischen Kreisärzte und der I. Deutsche 
Gesundheitsfürsorgetag in Berlin am 25. Juni 1921. 

Von Kreisarzt Dr. Kfihnlein in Merseburg. 

Der Städtetag hatte irgendwoher abgeblasen — allge¬ 
meine Entrüstung I Wer kommt hinter alles, was letzten Endes 
Ursache der Warnung war? Wer kennt die Völker, nennt 
ihre Namen? In der Sitzung des Vorstandes des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins vom 12. Juni hatte man von der Ein¬ 
ladung zu dem 1. Deutschen Gesundheitsfürsorgetag Kenntnis 
genommen und die Herren Kreisärzte Med.-Rat Dr. Ro¬ 
gowski und Dr. Guttwein mit der Vertretung beauftragt. Ob 
diese beiden Herren das Wort auf der nicht unbedeutsamen 
Tagung ergriffen haben, vermag ich nicht zu sagen, obwohl 
ich auch an der Tagung teilgenommen habe; es mag aber sein, 
daß sie gesprochen naben in einem Augenblick, in dem ich zu¬ 
fällig nicht anwesend war, sodaß ich ihre Ausführungen nicht 
hören konnte. Einen Medizinalbeamten habe ich sprechen 
hören — es waren sehr viele staatliche, noch nicht kommuna¬ 
lisierte Medizinalbeamte da — und dies war Herr Kreisarzt 
Dr. Wollenweber-Dortmund-Land. Er sprach mit weiser 
zeitlicher Beschränkung, er sagte nur, was zu sagen nötig war. 
Vielleicht wäre etwas mehr Temperament — er hat es ja sonst — 
am Platze gewesen, aber es hatte ja Herr D i p p e schon reich¬ 
lich Temperament bewiesen bei der Vertretung der Ansichten 
der praktichen Aerzte über die neuen gesundheitlichen Organi¬ 
sationen. Nun handelt es sich für den Medizinalbeamten, der 
seine Pflicht getan hat und tut, und das sollte ja jeder Be- 
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amte in erster Linie, bei den gesundheitlichen Organisationen 
um nichts Neues. Den meisten unter uns sind das nicht neue 
Dinge. Seit vielen Jahren kennen wir die Sozial¬ 
hygiene. Solange es Medizinalbeamte gibt, treiben 
sieSozialhygiene und laufen nicht nur als Polizisten herum, 
oder als feinere Leute mit dem ominösen Zylinder, von dem, 
wenn ich nicht irre, so überaus witzig in einer Sitzung der 
verfassunggebenden preußischen Landesversammlung die Rede 
war. Aber solange es preußische staatliche Medizinalbeamte 
gegeben hat, gibt und geben wird, werden sie auch Bekämpfer 
der Seuchen sein, die am Volkskörper zehren. Es bleibt uns 
unverständlich, wenn während der Worte unseres Freundes 
Wollenweber von dem mit Zeitschriften bedeckten Tisch 
im Auditorium ein Herr rufen konnte: „es gibt ja keine Seuchen 
mehr“, und ein anderer hinzuzufügen sich nicht entgehen ließ: 
„ wo sind denn die Seuchen ?“ Ich möchte diesen beiden Herren ein¬ 
mal empfehlen, sich an den Herrn Reichskoramissar für die Typhus¬ 
bekämpfung in Mitteldeutschland zu wenden; sie könnten da 
vielleicht einiges erfahren. Und ist die Tuberkulose keine 
Seuche? Sind die Geschlechtskrankheiten keine Seuchen? 
Weil es Volksseuchen gibt, darum sind wir staatlichen Medizi¬ 
nalbeamten Sozialhygieniker. Weil die Bekämpfung der 
Volksseuchen immer wieder Gegner verschiedenster Schichten 
und unzähliger Einzelpersonen unseres Volkskörpers gefunden 
hat und finden wird, darum sind wir gegen die Kommunali¬ 
sierung der staatlichen Medizinalbeamten. Wir befürchten nicht 
nur, sondern wir wissen, daß wir dann in eine gefährliche Ab¬ 
hängigkeit kommen werden, nicht gefährlich für uns, sondern 
gefährlich für die Sache und somit für unser Volk. 
Es wurden auf dem Gesundheitsfürsorgetag, wie Herr Dippe 
in seinem kleinen Aufsatz in Nr. 1237 des ärztlichen Vereins¬ 
blattes sehr richtig sagt, ganz vortreffliche Berichte gehalten 
und in der Aussprache viele richtige und kluge Worte ge¬ 
sprochen. Nun mag man aber das alles auch richtig über¬ 
denken. Sozialhygiene kann man nur treiben, wenn 
man die Zusammenhänge wahrt und in Zusammen¬ 
hängen denkt. Die Abhängigkeit der Medizinalbeamten von 
Kommunen und den Allgewaltigen in diesen würde aber Zu¬ 
sammenhänge zerstören. Weshalb? Der abhängige Medizinal¬ 
beamte muß fürchten, wenn er Anordnungen trifft, die sich 
nach dem Gesetz von selbst verstehen, bei den Allgewaltigen, 
wenn ihnen dies oder jenes nicht paßt, und dadurch auch bei 
den Kommunen in Ungnade zu fallen. Er muß schielen nach 
der Gunst, damit er nicht beim Ablauf der Wahlperiode in 
Ungnade falle und dereinst in ungünstige Verhältnisse komme. 
Wifi er für sein Volk wirken, dann muß er frei sein und nur 
einen Maßstab für sein Handeln haben, das Gesetz, soweit es 
für die Gesundheitspflege und seinen Wirkungskreis in Frage 
kommt. An der Gesetzgebung sind ja die Besten des Volkes 
beteiligt und sie können im Gesetz ihre Absichten — um einen 
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modernen Ansdruck zu wählen — verankern. In der bisher 
gültigen Dienstanweisung für die preußischen Kreisärzte sind 
zahlreiche sozialhygienische Probleme verankert. Der gewissen¬ 
hafte Kreisarzt hat diesen Problemen auch stets je nach Lage 
der Verhältnisse Rechnung getragen. Br hat nicht nur, um 
wieder modern zu reden, die Bakteriologie als die feste Grund¬ 
lage seines Wirkens betrachtet, sondern auch stets die biolo¬ 
gischen Zusammenhänge berücksichtigt. Ich habe absichtlich 
gesagt, nach Lage der Verhältnisse, da nicht für jeden Ort 
und jede Gegend und jede Bevölkerungsart dasselbe am Platze 
ist. Deshalb war es durchaus richtig, wenn die Kreisärzte bei 
Versetzungen zum Teil recht weit umhergeschickt wurden. 
Das trug nicht unwesentlich zur Ausdehnung ihrer Kenntnisse 
bei. Sie konnten verschiedene Gegenden nach ihrer Eigenart 
kennen lernen und neue Erfahrungen sammeln. Sie gewannen 
dadurch, daß sie sich öfter in neue Verhältnisse einleben 
mußten, neue Anregungen und Sicherheit im Auftreten. Leider 
gibt es aber auch Menschen, die ohne Erfahrungen undKennt- 
nisse außerordentlich sicher von Dingen zu reden wissen, in 
die sie nicht hineingeschaut haben. Wir Kreisärzte merken 
das immer wieder, wenn von anderer Seite über uns und unsere 
Tätigkeit geurteilt wird. Die einen nennen uns Attestschreiber, 
die anderen sprechen, wie ich schon erwähnte, vom Zylinder, in 
dem wir einherstolzieren, dip dritten reden vom Polizeiknüppel 
und so geht es in völliger Unkenntnis unserer Arbeit weiter. 
Die Hauptsache dabei scheint uns nur zu sein, daß man mög¬ 
lichst über uns herzieht. Alte bewährte Einrichtungen müssen 
imbedingt gestürzt und neue unerprobte, höchst problematische 
an deren Stelle gesetzt werden. Ich höre manchen Leser förm¬ 
lich rufen: „So’n Reaktionär!“ Das ist aber ein Irrtum, lieber 
Leser, wenn du so denkst! Ich bin meilenweit vom Reaktionär 
entfernt. Mich treibt zu diesen Zeilen nur das heiße Verlangen, 
meinem Vplke Gutes zu erhalten; denn unser Vaterland hat 
gerade auf dem Gebiete der Gesundheitspflege Gutes, ja das 
Beste nötig und kanri hier keinerlei vage Experimente vor¬ 
tragen. Ich brauche den Sachverständigen, die sich mit diesen 
Zeilen beschäftigen, nicht erst von der gesundheitlichen 
Not unseres Volkes zu reden; sie kennen sie sehr genau; ich 
nehme von ihnen auch ohne weiteres an, daß sie ihre Ansichten 
lediglich um des Guten willen zum Ausdruck bringen. Aller¬ 
dings muß von den Anhängern der Kommunalisierung der 
Kreisärzte auch verlangt werden, daß sie sich bemühen, etwas 
tiefer in die kreisärztliche Tätigkeit hineinzuschauen. Diese 
Tätigkeit ist eine trotz der schlechten Bezahlung und der Be¬ 
lastung mit manchem Unnötigen — und heute ist das letztere 
vielleicht noch mehr der Fall als früher — eine so liberale, sc 
soziale, so unendlich anstrengende, daß man staunen würde, 
wenn man sie kennen würde. Ein Kreisarzt, der nicht liberal 
und sozial denkt und arbeitet, ist mir nicht verständlich. Wenn 
es solche gibt, dann sind es vereinzelte Ausnahmen. Man unter- 
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ziehe sich nur einmal der Mühe und stelle lediglich das zu¬ 
sammen, was an wissenschaftlichen Abhandlungen über soziale 
Fragen und über Sozialhygiene von staatlichen Medizinal¬ 
beamten in der Literatur veröffentlicht ist! Ist das alles nichts? 
Bevor überhaupt über diese Gebiete von anderer Seite geschrieben 
wurde, sind es meines Wissens Medizinalbeamte gewesen, die 
sich damit in der Literatur beschäftigt haben. „Wir wollen 
aber Taten sehen“, mögen mir die anderen nun entgegenhalten. 
Nun gut, auch diese stehen zur Verfügung! Ich habe vor 
längerer Zeit, als es einmal ganz arg über unser Fell herging, 
mich der Mühe unterzogen, einen Fragebogen zusammen¬ 
zustellen und an sämtliche preußischen Kreisärzte mit der Bitte 
um Beantwortung zu versenden. In diesem Bogen wurde ein¬ 
gehend nach sozialhygienischer Tätigkeit gefragt. Es wurden 
Angaben über den zeitlichen Beginn sozialhygienischer Tätig¬ 
keit, über das Halten von belehrenden gemeinverständlichen 
Vorträgen, die Art dieser Vorträge, über Säuglings-, Tuberku¬ 
lose, Kriegsbeschädigten- und Hinterbliebenen-Fürsorge, die 
Schaffung fürsorgerischer Organisationen, Milchkühen, Krippen, 
Liegehallen, Walderholungsstätten, Bezahlung für die Leistungen, 
persönliche Betätigung in der Fürsorge und ähnliches mehr er¬ 
beten. Die Antworten, die ziemlich prompt einliefen, haben 
mein höchstes Staunen erregt. Wohl fanden sich einzelne, 
deren Antworten unbefriedigend waren, aber das waren auch 
wirklich nur ganz vereinzelte. Bei anderen war jeder gute 
Wille, jedes heiße Mühen an der völligen Interesselosigkeit 
und an dem unverständlichen heftigen Widerstand der Kom¬ 
munen gescheitert. Immerhin war auch nicht ein ein¬ 
ziger Kreisarzt vorhanden, der nicht wenigstens 
etwas an sozialhygienischer Tätigkeit aufzuweisen 
hatte. Bei der großen Mehrzahl waren erhebliche 
Leistungen zu verzeichnen, z. T. sogar da, wo der 
Widerstände unzählige zu beseitigen waren. Selbst 
in rein ländlichen Bezirken, wo die sozialhygienische Arbeit, 
wie ja der Fachmann weiß, besondere Schwierigkeiten macht, 
war Erhebliches getan worden. Ich habe mit guter Erwägung 
vorher die Tätigkeit der ^Kreisärzte als eine staunenswerte 
soziale und liberale bezeichnet und möchte an dieser Stelle 
einiges aus einer Antwort eines Kreisarztes aus Westpreußen, 
die nicht nur ihres köstlichen Humors wegen, sondern auch, 
weil sie so treffend ist, zitieren. Der Herr schreibt mir: 

„Trotzdem hat der Kreisarzt geoOgend soziale Tätigkeit zu leisten. Der 
Kreisarzt ist eben der allgemeine Berater in der Spreohstande and in der 
Außentätigkeit. Wenn die Frau krank liegt and das Kind schreit and der 
Mann hat kein Fetroleam, dann geht er zuro Kreisarzt, der maß helfen. Wenn 
der Mann gestorben ist, muß der Kreisarzt helfen zur Witwenrente. Der 
Kriegsbeschädigte kommt zum Kreisarzt. Armenärzte aof dem Lande gibt es 
schwer, also zom Kreisarzt. Milch-and Mehlatteste für Arme, zum 1 Kreisarzt. 
Wenn im Dorf einer geisteskrank wird, zum Kreisarzt. Wenn der Mann die 
Fraa verprügelt, zam Kreisarzt. Wenn der Kriegsentlassene keine Schah« 
bat, zum Kreisarzt. Weun’s keinen Zucker gibt für die Kinder, zum Kreisarzt. 
Kruppelkinder, Epileptisch«, Skrophulose zam Kreisarzt. B«i besseren 
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Leuten, wen« da» Kind za Osfcam oieht versetz wird, nun Kreit' 
arat, der soll die Begstf*H«*r für die fcaliere Kfaaae iesfcstellen. Wenn auf der 
Domäne die Arbeitefwoimiuig ieaebt M, snm Kreisarzt, Wenn die Hebamme 
bei de«J geringe» Honorar nickt besteben k&ßo, s;mn Kreiser*t Wena der 
Arbeiter einen tfnfnll hat nnd versebentiidü nicht svr Krauteiiki^se angefneldet 
tot* ium KreisaFtt, Wenu arme Ä^der;OT^og^nkB»tk möiwea, sbüj Kreisarzt 
Wenn die ClemeiadeachweBt/S! keine Xöhien ktj «am Kreisarzt;' Wenn das 
Mädchen eb Kind bekommt - and der Mann wül steift Salden* an» Krefö&tzt 
8r soll immer helfen, .... Soziale Fürsorge für den Kreisarzt - Arbeitszeit: 
morgen a 8 Ühr, bis abends 12 Uhr. (Dieser Briet gehfirte nicht mit aas. Arbeite» ' 
reit, der ist nach 12 ühr geschrieben.)“ 

Greller mit} richtige? konnte ü&3, was ein Kreisarzt, bisher 
geleistet hat, nicht beleuchtet weMeii- So sah es bisher aus 
und so sieht es trotz der vielen Organisationen noch heute 
vielfach aus, ß§ Steht eben viMe» auf dem Papier infolge der 
überstürzten Entwicklung und kömmt infolge mangele an Geld* 
mittein nicht zur Durchführung. Vielfach ist früher .schneller 
geholfen worden trotz des Mangels an Organisation als heute, 



endlich angowachsen ist und die Taten verzögert, W -mn es 
überhaupt Aerzt.o gibt, - und ich glaub© sagen zu 
können, daß alte Aer-zte in diese Verhältnisse hineingeschaut 
haben, — die etwas von diesen Dingen verstehen, 
dann sind cs die Kreisärzte. Dou Kreisarzt, den ich 
vorher reden ließ, war ein Kreisarzt aus rein- ländlichem Bezirk. 
Die Herren, die in Städten und Industriegebieten '-.tätig sind, 
können noch viel mehr erzählen, • Ihre Erfahrungen sind Million. 
Sie. können vom Großstadtdlend, vom Stadtefend überhaupt, 
von Ärbeiterkusernen, von der Durchführurig oder Aiißeracht> 
lassung-.'.der. GöWefb.ohygieke,:'-.v.ön den Schulen mit alten und 
neuen Bänken, von leeren und Überfüllieri Schulklassen, von 
Öffentlicher und geheimer Prosiitution, von gutem und achleehtem 



Klnderelend und Tuberkulose, kurz von allem reden, was in« 
Gebiet der Sozialhygiene gehört, von dem, was Gutes geleistet 



der ganzen Lebensbedingungen ■! oiir-reh^u und 
Gruppen mit der Krankheit des den r- 

samnienhang zwischen Not und h? uh ... • . . 

heit und Brtiporen twicklung des 
ei gone r p r a k t Uc her E f i a h r u ?. • - >. m 

Büchern, die am grünen Tisch : geschr1öntm werden, 
auch, daß d»8 t was sie geleistet, hsbtup * und aie 
wir noch sehen werden, viel gel, > aeU u der. | 
dächtigen Seuchenbekämpfung • 
frei dastanden, weil m nicht von {; 
weil sie nicht, nach Gunst, nicht isili reohis :jr-^ 
links zu schielen brauchten. Sit* wbsco. et*^ 
nur etwas zu schaffen vermögen, ... ^ 
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wenn sie liberal denken und über ein tiefes soziales Verständnis 
verfügen. Aber das Schreien liegt ihnen nicht. Still und 
pflichttreu haben sie gearbeitet. So hat auch ein großer Teil 
von ihnen, weil sie alle arbeiten und bloß arbeiten, die zahl¬ 
losen Angriffe, die man gegen sie seit 1918 ganz besonders 
geschleudert hat, gar nicht wahrgenommen. 

Als ich meinen Fragebogen umhersandte, der mit den 
Worten begann: „Die Angriffe gegen die Kreisärzte veranlassen 
mich,“ erhielt ich von vielen den ausgefüllten Bogen mit der 
Bemerkung zurück, man wüßte gar nichts von solchen An¬ 
griffen, wo denn solche Angriffe erfolgt wären. Das erscheint mir als 
ein Beweis dafür, wie die Herren ganz in ihrer Tätigkeit aufgingen. 
Diese Tätigkeit war aber in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
eine sozialhygienische neben und zum großen Teile vor der rein 
amtlichen. Die ganze Art, in der meine Fragen beantwortet 
sind, muß jeden, der überhaupt nur glauben will, davon über¬ 
zeugen, daß von den meisten Kreisärzten seit einer langen 
Reine von Jahren mit allen Kräften, unter Hintansetzung jedes 
persönlichen Vorteils mit heißer Liebe zur Sache an dem Aus¬ 
bau gesundheitlicher Fürsorge und sozialer Einrichtungen ge¬ 
arbeitet worden ist. Für ihre Liebe zur Sache spricht das 
andauernde Schweigen der meisten über ihre Tätigkeit. Wohl 
haben die Medizinalbeamten viel aus dem Qebiete der Sozial¬ 
hygiene veröffentlicht, aber in den seltensten Fällen betreffen 
diese Veröffentlichungen ihre eigenen Werke und ihre eigene 
Tätigkeit, sondern sie handeln rein wissenschaftlich von dem 
ganzen Fürsorge wesen. Die Medizinalbeamten sind es auch 
immer und immer gewesen, die darauf hingewiesen haben, daß 
man die praktischen Aerzte mit zur Fürsorge heranziehen 
müsse, daß überall Aerzte Leiter des Fürsorgewesens sein 
müßten. Sie sind da vielfach auf schwere Widerstände bei 
Kommunen gestoßen, bei denen auch heute noch die Ansicht 
nicht selten anzutreffen ist, daß der Arzt fürsorgerische Tätig¬ 
keit ohne besondere Entschädigung ausüben müsse. Ja, eben¬ 
falls nicht selten hält man den Arzt in manchen Kreisen über¬ 
haupt nicht für so erforderlich bei fürsorgerischer Tätigkeit wie 
z. B. den Juristen, den Qeistlichen, die freiwillige Laienhilfskraft 
und die Fürsorgerin. Darüber ist auf dem I. Deutschen Gesund¬ 
heitsfürsorgetag in Berlin zweifellos viel Zutreffendes gesagt 
worden. Besonders erregte dort der § 4 des Entwurfs zum 
Reichsjugendwohlfahrtsgesetz eine berechtigte Entrüstung, weil 
er jede Stellungnahme des Gesetzgebers für eine fachmännische, 
d. h. in der Gesundheitsfürsorge ausgebildete ärztliche Leitung 
vermissen läßt. Auch der Vorstand des Preußischen Medizinal- 
beamtenvereins hat sich in seiner Sitzung vom 12. Juni zu 
dem Entwurf eines Reichsjugend Wohlfahrtsgesetzes geäußert 
und denselben Mangel festgestellt nicht nur bezüglich des 
Arztes überhaupt, sondern auch bezüglich des Medizinalbeamten. 
Eine dahingehende Eingabe an den Herrn Minister wurde in 
dieser Sitzung beschlossen. Wem dieser Entwurf nicht darüber. 
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wie die Dinge heute liegen, die Augen öffnet, der wird niemals 
zu einer klaren Erkenntnis kommen. Jedenfalls nehme ich an, 
dafi wir Medizinalbeamten nicht nötig haben, unser Licht unter 
den ScheHel zu stellen. Wie oft habe ich in kleineren und 
größeren Sitzungen von Fürsorgeorganisationen die Worte ge¬ 
hört, wie: »Wir müssen uns an die Kreisärzte halten, die haben 
uns bisher in sozialhygienischen Angelegenheiten stets bereit¬ 
willigst geholfen und werden es auch weiter tun. Wir haben 
mit ihnen die beste Erfahrung gemacht.“ Und wenn ich die 
beantworteten Fragebogea durchsehe, dann kann ich dieser 
Ansicht nur zustimmen. 

Welche Besserung verspricht man sich nun von unserer 
Kommunalisierung? Glaubt man wirklich, daß der kommunali¬ 
sierte Kreisarzt, wenn ihm von einflußreicher Stelle, von der 
er dann abhängen würde, gesagt wird, er dürfe dies oder jenes 
auf keinen Fall aussprechen oder tun, in der Lage ist, wieder 
den Stachel zu löken. Eben weil er vielfach zur Hebung der 
gesamten Gesundheitspflege wieder den Stachel gelökt hat, 
wünscht man seine Unfreiheit, seine Abhängigkeit von der 
Kommune. In traulichem Zwiegespräch haben mir nicht selten 
hohe Kommnnalbeamte verraten, daß der Kreisarzt ihnen ein 
unbequemer Beamter ist Und daß vollends gewissen Kreisen 
unsere gutachtliche Tätigkeit ein Dorn im Auge ist, wissen 
wir. Unsere Gutachten werden gewünscht und gelten etwas — 
natürlich immer mit Ausnahmen —, weil wir sie in völliger 
Unabhängigkeit abgeben können. Daß unsere Gutachter¬ 
tätigkeit uns nur ein Nebenamt ist, daß dieses Nebenamt 
unsere sonstige amtliche und fürsorgerische Tätigkeit nicht be¬ 
einträchtigt, das beweisen wiederum die Antworten der Frage¬ 
bogen. Nebenbei bemerkt, werden wir bezüglich der Verwal¬ 
tung unseres Amtes und eventueller Beeinträchtigung dieser 
durch nebenamtliche Tätigkeit von den > Regierungen über¬ 
wacht. Daß aber die sozialhygienische Betätigung zu unserem 
Amte gehört und 'zum Teil durch die Dienstanweisung fest¬ 
gelegt ist, sei noch einmal betont. Diese sozialhygienische 
Tätigkeit wird durch die Gutachtertätigkeit nicht nur beein¬ 
trächtigt, sondern sogar befruchtet, indem uns die letztere 
manche wichtige Fingerzeige über Volkskrankheit und Elend, 
über Zusammenhänge zwischen Krankheit und Not gibt und 
uns auch in statistischer Hinsicht wertvoll ist. 

Ueber die Notwendigkeit der Schaffung von Gesundheits¬ 
ämtern, über das völlige Versagen des Gesetzgebers auf diesem 
Gebiet, über die Notwendigkeit eines einheitlich geleiteten 
Medizinalbeamtenstandes für das gesamte Deutsche Reich und 
das abermalige Versagen des Gesetzgebers auch'in dieser Frage 
will ich mich nicht äußern, da das den Rahmen dieses Auf¬ 
satzes überschreiten würde. Meiner Ansicht nach liegen hier 
die Wurzeln für die Gesundung unseres Volkes, wie aus dem, 
was die Medizinalbeamten bisher geleistet haben, hervorgeht. 
Es] sei aber fern vonjmir, nicht^anzuerkennen, daß auch sehr 
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vieles auf sozialhygienischera Gebiet von anderer Seite erarbeitet 
worden ist. Heute handelt es sich jedoch zunächst nur darum, 
festzustellen, daß ein Grund zu einer Aenderung der Stellung 
des Kreisarztes im Sinne einer Kommunalisierung nicht vor¬ 
liegt. Ohne die unberechtigt scharfen Angriffe gegen uns, ohne 
das Sturmlaufen gegen unsere Stellung hätte ich mich gar nicht 
zu diesem Aufsatz entschlossen. Auch bitte ich mich durchaus 
nicht dahin zu verstehen, daß ich annehme, nur wir Kreisärzte 
hätten für diese Dinge Interesse gezeigt. Ich kenne viele 
Kommunalärzte, viele praktische Aerzte, Landräte, Bürger¬ 
meister, andere Berufspersonen, Privatleute und nicht zum 
wenigsten Frauen, die durchaus Geschick, Verständnis und 
Eifer in sozialhygienischen Fragen bewiesen, was sich bei den 
zwei zuerst genannten Berufsgruppen von selbst versteht. 
Wenn nun bezüglich sozialhygienischer Tätigkeit der Medizinal¬ 
beamten die Dinge so liegen, wie ich behaupte, so bleibt es 
unverständlich, weshalb man sie anfeindet. 

Auf die Gründe zu der Anfeindung und zu der Absicht, 
ihre gesamte Stellung zu ändern, will ich nicht ausführlich ein- 
gehen; wer lesen kann, der wird das Notwendige schon aus 
dem bisher Geschriebenen erkannt haben. Einen Grund aber 
halte ich für betonenswert. Er liegt in der altbekannten Tat¬ 
sache, daß man einem geschenkten Gaul nicht ins Maul sieht. 
Unbezahlte Leistungen werden nicht voll gewertet. Sie werden 
stets unterschätzt. Das Publikum ist gar zu sehr geneigt, sie 
als minderwertig anzusehen. So habe ich denn feststellen 
können, da^ nur (118) 37,2 °/ 0 sämtlicher Kreisärzte, die ge¬ 
antwortet hatten — 317, für ihre fürsorgerische Arbeit bezahlt 
wurden. .Ta, einige legten noch Geld für Reisen, Anschaffungen, 
leihweise Ueberlassung von Lichtbildern, Saalmiete zu 1 Wieder 
andere gaben — man höre und staune — sogar Teile ihrer 
Wohnung für die Abhaltung der Tuberkulose-Fürsorgestunde 
her. Selbst das Büro und die Bürokräfte, wofür — wie all¬ 
gemein bekannt — der Staat dem Kreisarzt so lächerlich wenig 
zahlt, daß er unerhörte Summen zulegen muß — es soll dies 
jetzt besser werden, allein mir fehlt der Glaube als Mediziner — 
also: selbst das Büro und die Bürokräfte haben die Kreisärzte 
zum Teil für die Wohlfahrts- und Gesundheitspflege unentgeltlich 
in verschiedenen Kreisen zur Verfügung gestellt. Nur wenige 
sind es, die sich aus der sozialen Tätigkeit herausgehalten 
haben. Unter den 317 Antworten, die ich erhalten habe, waren 
11, die eine Ablehnung sozialer Tätigkeit enthielten, also 3,5°/ 0 . 
Zum Teil war eine Begründung nicht angegeben, zum Teil lag 
die Fernhaltung des Kreisarztes an besonderen Verhältnissen 
wie: Großer Umfang der medizinal- und sanitätspolizeilichen 
Dienstgeschäfte, unüberwindlicher Widerstand der Bevölkerung 
gegen jede Fürsorge, Vorhandensein eines Kommunalarztes, 
eigenartige Großstadtverhältnisse, während in manchen Groß¬ 
städten der Kreisarzt sehr gut und zu allgemeiner Befriedigung 
auch die kommunalärztlicheft Geschäfte erledigt, wohl auch hier 
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und da Abneigung des Kreisarztes selbst gegen sozialhygienische 
Tätigkeit, Unzufriedenheit mit den genwärtigen Verhältnissen. 
Aber die Zahl der nicht an der Volksgesundheit in sozial¬ 
hygienischem Sinne mitarbeitenden Medizinalbeamten ist in 
Preußen auffallend klein. Meiner Ansicht nach lassen sich 
auch die Gegengründe aus dem Felde schlagen. Wenn ein 
Stadtarzt die kreisärztlichen Geschäfte und dazu die kom¬ 
munalen Aufgaben erledigen kann — und das ist in einer 
Reihe von sehr großen Städten der Fall —, weshalb 
sollte dann der Kreisarzt nicht auch die Zeit und die 
Befähigung haben, die kommunalen Geschäfte und die kreis- 
ärztlichen Aufgaben zu erfüllen. Jedenfalls ist das ein durch¬ 
aus logischer Schluß. Allerdings müssen wir dann verlangen, 
daß wir wirtschaftlich anders gestellt werden. Wir gehören bei 
einer solchen Tätigkeit in Gruppe XI der Besoldungsordnung. 
Die Stadtärzte sind ja auch tatsächlich zum größten Teile so 
oder höher eingereiht, wenn ich richtig unterrichtet bin. Ferner 
müssen wir sämtlich vollbesoldet werden, damit die Privatpraxis 
uns nicht unserem eigentlichen Pflichtenkreise entzieht und 
uns in Gegensatz zur Aerzteschaft bringt. Und schließlich sind 
andere Umgrenzungen der Kreisarztbezirke vorzunehmen. Was 
bei den Herren Kreisschulräten gegangen ist, dürfte doch wohl 
auch bei uns möglich sein. Die Schulaufsichtsbezirke ent¬ 
sprechen nicht mehr den Kreisen. Wenn etwas Ersprießliches 
geleistet werden soll, dürfen die Bezirke nicht zu groß sein. 
Bei einer Neueinteilung der Kreisarztbezirke wäre sowohl die 
Einwohnerzahl, die zu versorgen ist, zu berücksichtigen, als 
auch die Art dbr Bevölkerung und die räumliche Ausdehnung. 
Sollte dies aber nicht angängig sein, dann wäre eine Einstellung 
von mehr Kreisassistenzärzten als bisher zu fordern. Statt 
dessen sieht man eine Zahl lächerlich kleiner Kreise mit nicht 
vollbesoldeten Medizinalbeamten, Kreise, die so klein sind, daß 
sie nicht den Mann trotz Praxis ernähren können, geschweige 
denn seine Famlie. In solchen Kreisen sitzt nicht gar selten 
jemand mit großer Familie, während man den Junggesellen 
oder den zwar verheirateten, aber kinderlosen Kreisarzt in 
einen einträglicheren großen Kreis setzt. Trotz solcher Un¬ 
gunst der Verhältnisse haben viele beamtete Aerzte sozial¬ 
hygienisch gearbeitet und f wie wir sehen, unentgeltlich, z. T. 
selbst noch allerhand geopfert, oder gegen unwürdige Bezahlung. 
Oder ist es nicht unwürdig, wenn z. B. ein Kreisarzt in einem 
ausgedehnten Landkreise mit weiten Wegen für Impfung, 
Schularzttätigkeit, Säuglings- und Tuberkulosefürsorge jährlich 
400 Mk. erhält, wovon er schreibt, daß er damit nicht einmal 
4ie Reisekosten decken könne. Aber das ist noch garnichts! 
Da schreibt ein Herr von 100 Mk. jährlich, die er für die Ab¬ 
haltung wöchentlich zweimaliger Tuberkulosfürsorgestunden 
erhält. Andere werden nur für die Gutachten bezahlt, die sie 
gelegentlich der Abhaltung von Fürsorgestunden ausstellen. 
Unter diesen möchte ich als Kuriosum eine Bezahlung von 
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1.50 Mk. für die Untersuchung nebst Gutachten erwähnen. So 
schwankt die Bezahlung für die sozialhygienische Arbeit der 
Kreisärzte ungeheuerlich. Der höchste mir mitgeteilte Satz 
beträgt 5000 Mk., worin alle baren Auslagen, z. B. auch für 
Reisen, einbegriffen sind. Selbsverständlich ist auch dieser Satz 
viel zu gering. Man darf sich deshalb nicht wundern, wenn 
der praktische Arzt sich mehr und mehr aus dieser Tätigkeit 
zurückzieht, da er durch die Zeit, die er ihr opfern muß, un¬ 
verhältnismäßig viel in seiner Praxis verlieren würde. Heute 
ist nun einmal jeder darauf angewiesen, auch darauf zu sehen, 
daß seine Leistung bezahlt wird. Was tun nun aber manche 
Kreise. Früher haben sie bezahlt und jetzt — bezahlen sie 
nicht etwa mehr — nein — sie steilem die Bezahlung ein. 
Auch die Stadtärzte sind zum Teil, wie ich das aus der Ant¬ 
wort derer, die gleichzeitig die kreisärztlichen Geschäfte führen, 
ersehen habe, schlecht bezahlt und müssen erheblich mehr 
leisten, als ihrem Gehalt nach von ihnen zu verlangen ist. 
Was würde bei der herrschenden Wohnungsnot, der Brutstätte 
unseres Volkselends, geschehen, wenn plötzlich, durch diese 
Behandlung gezwungen, sämtliche Aerzte, die sozial tätig sind, 
ihre Arbeit einstellen würden? Dann würden die Siechen und 
Kranken sterben, haben mir sonst sehr kluge Männer gesagt, 
und wir würden durch die Auslese wieder ein gesundes kräfti¬ 
ges Volk werden. Um so zu denken, bin ich zu sehr Sozial¬ 
hygieniker. Auf eine solche Antwort verlohnt es der Mühe 
ment einzugehen. Das können nur Leute sagen, die keine 
Ahnung haben, wie es um unser Volk steht. Der Staat wird 
nicht umhin können, sich über lang oder kurz selbst der ge¬ 
samten Gesundheitspflege anzunehraen und sie in gesetzliche 
Bahnen zu lenken. Mag er aber dabei nicht so verfahren, 
wie bei dem Entwurf zu dem Reichsjugendwohlfahrtsgesetz, 
sondern sich sachverständig beraten lassen! 


Beitrag znm Ausbau des Bayrischen 
Medizinalwesens. 

Von Dr. Denxlnger, Marnau; Anwärter fttr den ärztl. .Staatsdienst. 

Gelegentlich der Behandlung des Gesundheitswesens im 
Landtage wurde von der bayrischen Regierung mitgeteilt, daß 
bei dem Ausbau des bayrischen Medizinalwesens ein besonderes 
Augenmerk der Volksgesundheit und der sozialen Fürsorge zu- 

§ e wendet werden wird. Die Frage des Fürsorgewesens ist dank 
er unermüdlichen Arbeit maßgebender Medizinalbeamter bereits 
seit geraumer Zeit auch in Bayern in Fluß gekommen. Ueber 
die nicht minder wichtige Frage der Volksgesundheit ist in 
eingehenderer Weise noch wenig gesprochen worden; einzelne 
Punkte, die das allgemeine Volkswohl sehr wesentlich berühren, 
sind meines Wissens überhaupt noch unerwähnt geblieben. So 
hat z. B. die Wohnungsnot die Regierungen zwar veranlaßt, 
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mit allen jetzt zur Verfügung stehenden Mitteln Abhilfe zu 
schaffen, aber dafür daß, wenn in nächster oder späterer Zukunft 
eine bessere Bautätigkeit wieder einsetzen kann, in jedem Falle 
auch hygienisch gut gebaut wird, ist nicht gesorgt. § 70 der 
Bauordnung besagt, daß alle Baugesuche, bei denen es sich um 
gesundheitliche Fragen handelt, vor der Sachbescheidung dem 
Gutachten des Bezirksarztes unterliegen. Auf Grund dieser 
Bauordnung werden dem Amtsärzte die Pläne öffentlicher, meist 
Gemeinde- oder Distriktsbauten, von Schul-, Krankenhäusern 
und dergl. zur Begutachtung vorgelegt, fast niemals aber die 
Pläne für private Neu- oder Umbauten, geradeso, als ob nicht 
jedes private Wohnhaus eine Frage der Volksgesundheit in sich 
schließen würde. Wenn man neuerbaute und selbst staatlich 
geleitete Kleinwohnungsbauten auf moorigem und in nebelreichem 
Gelände mit den Hauptwohnräumen nach Norden und Westen 
stehen sieht, obwohl das Ganze ebensogut umgekehrt und auf 
trockenen Boden hätte gestellt werden können, so gelangt man 
zu der Ueberzeugung, daß die Grundforderungen für gesunde 
Wohnungsbauweise, Trockenheit, Wärme, Licht und Luft, nicht 
von allen Bautechnikern genügend beachtet werden. Durch die 
Verordnung vom Februar 1901 wird die Wohnungsauf sich t 
in die Hände des Bezirksarztes gelegt; in Wirklichkeit hat 
dieser aber nicht genügenden Einfluß auf die Verbesserung des 
Wohnungswesens seines Bezirkes; denn wenn einmal alles fertig 
ist, kann auch die beste Aufsicht nichts mehr ändern. Die 
Wohnungsfrage darf daher künftig nicht nur als eine rein 
bauliche, sondern muß auch als hygienische Frage aufgefaßt 
werden. Dies wird sie aber erst dann, wenn dem offiziellen 
Beamten für das öffentliche Gesundheitswesen alle Baugesuche 
ohne Ausnahme, also auch die privaten, vorgelegt werden und 
sein Gutachten gehört wird. Bislang ist der Amtsarzt aller¬ 
dings durch eine Reihe rein formeller Schreibarbeiten überlastet; 
aber wenn er, wie doch wohl zu erwarten ist, durch die Bei¬ 
gabe einer Schreibhilfe von der Führung des Ein- und Auslauf- 
journales, der Statistik usw. einmal befreit ist, dann wird er 
sich viel mehr den Fragen der allgemeinen Volksgesundheit in 
seinem Bezirk widmen können und unter anderem auch für die 
Erledigung und Begutachtung der eingelaufenen Baugesuche 
so wie für Besichtigungen an Ort und Stelle Zeit finden. 

Aehnlich wie bei dem Wohnungswesen liegen die Ver¬ 
hältnisse auch bei der Aufsicht über Nahrungs- und 
Genußmittel. Schon zu Friedenszeiten wäre eine intensivere 
Kontrolle am Platze gewesen. Heute aber, nachdem sozusagen 
die letzten Reste der alten Solidität im Geschäftsleben zu ver¬ 
schwinden drohen, ist eine schärfere Beaufsichtigung des Ver¬ 
kehrs mit Lebensmitteln dringend notwendig geworden. Dabei 
handelt es sich nicht allein um die Erkennung und Beseitiguug 
genußunfähiger oder schädlicher, sondern auch um die Her¬ 
stellung reiner, unverfälschter Ware, die der Ankündigung und 
dem Preise entspricht. Nicht jede Art von Lebensmittel brauchte 
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die gleiche aufmerksame Kontrolle zu erfahren, nur der Verkehr 
mit den Hauptnahrungsmitteln, wie Fleisch, Milch, Butter, Käse, 
Schmalz, Margarine und Mehl, ev. auch Kartoffeln, sollte be¬ 
sonders ins Auge gefaßt werden; bedeutet es doch einen großen 
Schaden für die Volksgesundheit, wenn verfälschte und weniger 
gute Ware als vollwertig gekauft und als solche im Haushalt 
verwendet wird. Die Fälle, in denen altes Kuhfleisch oder auf 
heimlichen Wegen herbeigeschafftes minderwertiges Fleisch be¬ 
sonders auf dem Lande dem Publikum zum gleich hohen Preis 
wie das beste Mastochsenfleisch vorgelegt wird, sind so all¬ 
täglich, daß sich ein großer Teil des Volkes damit bereits wie 
mit einem unabänderlichen Faktum abgefunden hat. Manche 
Familie könnte sich anstatt 1 Pfund Fleisch 2 Pfund kaufen, 
wenn der Preis der Qualität entsprechen würde. Die Zusätze 
an Wasser, Mehl usw. zu den Wurstwaren werden in größerer 
Menge beigegeben als statthaft ist. Daher wird dieses so außer¬ 
ordentlich wichtige Volksnahrungsmittel in nahezu wucherischer 
Weise seit geraumer Zeit entwertet. Auch das Mehl wird durch 
Zusatz von allerlei Mischungen in seinem Nährwert nicht un¬ 
beträchtlich herabgesetzt. Häufige und genauere Prüfungen 
der Milch auf den Fettgehalt sind eine der allernotwendigsten 
Maßnahmen, die künftig zu treffen sind. Der Wassergehalt und* 
die Reinheit der Butter und der übrigen Fette sowie die Güte 
der Speisekartoffeln müßten gleichfalls die dauernde Aufmerk¬ 
samkeit der Lebensmittelkontrolle auf sich ziehen. 

Die Aufsicht über die Lebensmittel ist durch Verordnungen 
und Dienstanweisungen teils in die Hände der Ortspolizei, teils 
£n die der Beamten der Untersuchungsanstalten oder der Un¬ 
terbeamten z. B. der Milchkontrolleure, teils in die der Tierärzte 
gelegt. Der Amtsarzt hat -in der Regel nur einmal im Jahr 
Gelegenheit, sich durch Besichtigung der gewerblichen Betriebs¬ 
stätten seines Bezirkes mit der öffentlichen Lebensmittelfrage 
zu beschäftigen. Die Aenderung, die der Ausbau des künftigen 
Medizinalwesens hier bringen sollte, würde darin bestehen, daß 
die Lebensmittelkontrollen und die Visitation der Betriebe im 
Interesse der allgemeinen Volksgesundheit von einer größeren 
Zahl durchaus zuverlässiger, möglichst nicht ortsansässiger Per¬ 
sonen häufiger und eingehender vorgenommen würden als dies 
bisher der Fall war, und daß namentlich dem Bezirksarzt mo¬ 
natlich regelmäßige Berichte zugeleitet würden, auf Grund deren 
er im Vereine mit seiner persönlichen Ortskenntnis entweder 
Verhaltungsmaßregeln an die Kontrolle hinauszugeben oder sich 
persönlich unvermutet zur Kontrolle einzustellen hätte. Bei 
allen diesen Berichten müßte die Preiswertigkeit der Ware an¬ 
gesichts der Verarmung, der das Volk entgegengeht, einen 
großen Raum einnehmen. Es wäre falsch, wollte man auf die 
ausgleichende Wirkung der zu normalen Zeiten wieder ein¬ 
setzenden Konkurrenz im Lebensmittel verkehr allzu lange warten 
oder übermäßige Hoffnungen setzen. Der Schaden, der hier ge¬ 
rade in der nächsten Zeit an der Volksgesundheit angerichtet 
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werden kann, könnte zu groß sein, als daß er durch zu späte 
Maßnahmen wieder gut zu machen wäre. 

Die ungeheure Verteuerung der ärztlichen Hilfe in Stadt 
und Land zwingt die künftige Medizinalgesetzgebung zu be¬ 
sonderen Vorkehrungen wohl auch in dieser Frage. Die Ueber- 
wachung der Anstellng und der Tätigkeit der gemeindlich oder 
von Vereins wegen unterstützten Krankenpflegerinnen 
und die tatkräftige Förderung der Familienversicherung 
in einem Bezirk werden von Tag zu Tag dringlichere Aufgaben 
des Amtsarztes. Der gewünschte Erfolg der Familienversicherang 
wird sich aber nur dann zeigen, wenn man sich über den Haupt¬ 
fehler unseres derzeitigen Versicherungsgesetzes klar geworden 
ist. Dieser Fehler besteht darin, daß nicht nur den Vorständen der 
Versicherungs-, Ober- oder Landesversicherungsämter, sondern 
auch den Vorsitzenden der Krankenkassen und ihren Geschäfts¬ 
führern weitgehende Machtbefugnisse zukommen. Wenn der 
Versicherte auch das Recht der Beschwerde an die Aufsichts¬ 
behörde hat, so unterliegt er doch zunächst und praktisch häufig 
ganz allein im Falle der Hilfsbedürftigkeit dem Urteile der 
Kassenorgane, die, wenn sie auch mehr oder weniger mit der 
Tüchtigkeit eines kleinstädtischen Geschäftsmannes ausgerüstet 
* sind, doch vielfach nur wenig Sinn für den sozialen Geist haben, 
der dem Reichsversicherungsgesetz zugrunde liegt, mag es 
in dem einen oder anderen Punkte auch noch so reformbedürftig 
erscheinen. Nicht am Reichsversicherungsgesetz, sondern an 
seiner Handhabung fehlt es. Dies zeigt sich am deutlichsten 
in jenen Fällen, in denen seitens der Kassen das Recht der 
Selbst- oder Weiter Versicherung, die Gewährung spezialistischer 
Hilfe, die Bezahlung geleisteter ärztlicher Hilfe bei Geburten 
und dergleichen abgelehnt wird. So sehr der Ausbeutung der 
öffentlichen Kassen nach wie vor seitens der Behörden und 
amtlichen Gutachter gesteuert werden muß, so darf nach den 
zu beobachtenden Erfahrungen ebensowenig die Ausbeutung 
der Versicherten durch die Kassen übersehen werden. Die Ver¬ 
hältnisse haben sich in den letzten Jahren besonders auf dem 
Lande mit unbeholfenen Kassenmitgliedern sehr zu deren Un¬ 
gunsten verschoben. Unter dem steten Vorwände, die gesetzliche 
Rücklage für die Kasse machen und die Kassen vor einem Zu¬ 
sammenbruch retten zu müsseu, haben sich vor den Augen der 
Versicherungsbehörden die Krankenkassen allmählich zu Spar¬ 
kassen umgewandelt, die oftmals den berechtigten Wünschen 
der Versicherten nicht mehr nachkommen. Mit der gesetzlich 
den Versicherten mit zwei Drittel Mehrheit im Ausschuß und 
in der Vorstandschaft zugebilligten Selbstverwaltung ist wenig¬ 
stens auf dem Lande in Wirklichkeit nicht viel gedient; denn 
diese Rechte können meist nicht richtig gebraucht werden, sind 
doch alle Gewählten mehr oder weniger auf den Bericht des 
Vorsitzenden und des Geschäftsführers angewiesen. Die Hilfe 
muß den Versicherten von seiten der Aufsichtsbehörde und vor 
allem von seiten des Beraters des Versicherungsamtes, dem 
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Bezirksarzt, gebracht werden, der durch die künftige Me¬ 
dizinalgesetzgebung weit mehr als wie bisher allen Auswüchsen, 
die das Kassenwesen in einem Bezirke zeigt, nachzugehen ver¬ 
pflichtet sein sollte; allerdings müßte gleichzeitig dafür gesorgt 
sein, daß seine Stimme auch in jedem Palle gehört würde. Die 
künftige Stellung des Amtsarztes zu den Kassen seines Bezirkes 
bedarf jedenfalls im Interesse der Volksgesundheit und der Ver¬ 
wirklichung der sozialen Gesetze einer ganz besonders sorg¬ 
fältigen Erwägung. 

Seitdem sich die Kriegsnot im Lande breit gemacht hat, 
leidet das Volk nicht nur an Unterernährung und hat sich 
nicht nur eine Zunahme an Tuberkulose und Geschlechts¬ 
krankheiten eingestellt, sondern es haben sich auch Mißstände 
und Lebensgewohnheiten entwickelt, die, wenn sie auch nicht 
gerade als unmittelbar verderbenbringend betrachtet werden 
können, doch im Interesse der Volksgesundheit wieder ver¬ 
schwinden müssen. Es ist dies die allgemeine Unrein¬ 
lichkeit, die bekanntlich den Nährboden für spätere schwere 
infektiöse Krankheiten bildet. Seit Jahrzehnten haben in 
Deutschland nicht soviele Menschen an Ungeziefer, Parasiten 
und an Hauterkrankungen gelitten, wie in den letzten Jahren. 
Das Fürsorge wesen trägt ja zum Teil 'diesen Verhältnissen 
Rechnung. Die bisher geplante Vorsorge scheint aber nicht 
hinreichend wirksam zu werden. Wenn z. B. der Schularzt 
Läuse oder Krätze an einem Kind feststellt, dieses in ärztliche 
Behandlung schickt und das Kind nach einiger Zeit geheilt 
ist, im elterlichen Haushalt aber die alte Unreinlichkeit und 
damit die Quelle der Erkrankung fortbesteht, so ist in der 
Tat der Nutzeffekt der geleisteten sozialhygienischen Arbeit 
sehr gering. Durch die neue Medizinalgesetzgebung muß dem 
Amtsarzt eine hinreichend große und im Bedürfnisfalle sich 
weiterhin ergänzende Anzahl von Mitarbeitern zur Ver¬ 
fügung gestellt werden. In jedem Bezirk sollten so viele Für¬ 
sorgerinnen, Hebammen, Desinfektoren oder ambu¬ 
lante Krankenpflegerinnen in Zukunft vorhanden sein, daß 
nötigenfalls eine Hilfskraft sich eine Zeitlang auch um einen 
schlecht geführten Haushalt annehmen kann. Die Kosten da¬ 
für würden um ein Vielfaches an der allgemeinen Volks¬ 
gesundheit wieder hereinkommen und Vergeltung finden. An 
sehr vielen Orten könnten auch heute noch ohne viele Unkosten 
Bade- oder Brauseeinrichtungen hergestellt werden. An 
Schulhäusern, Krankenanstalten oder ähnlichen Betrieben sollte 
überall durch die Medizinalgesetzgebung nötigenfalls zwangs¬ 
weise der Anschluß einer öffentlichen Bade- und Desinfektions¬ 
einrichtung ermöglicht werden. Die Zeiten, denen wir entgegen¬ 
gehen, sind unsicher. Sollten als Folgen des europäischen poli¬ 
tischen Durcheinanders eines Tages epidemische Erkrankungen 
sich noch einstellen, so würden die hier gemachten Aufwen¬ 
dungen sich ebenfalls reichlich bezahlt machen. Nicht an der 
Untätigkeit des ärztlichen Standes war es gelegen, daß alles 
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dies bisher nicht schon geschehen ist, sondern an einer mangel¬ 
haften Gesetzgebung, die stets vor Zwangsmaßnahmen zurück¬ 
schreckte, selbst wenn die allgemeine Gesundheit und Wohl¬ 
fahrt solche Maßnahmen gefordert hätte. 

Endlich soll noch der Ueberwachung des Apotheken¬ 
betriebes gedacht werden. Die Not an Arzneimitteln hat 
auch hier zu Mißständen geführt. Es scheint, als ob die Her¬ 
stellung der Arzneien nicht mehr mit der ängstlichen Gewissen¬ 
haftigkeit wie früher erfolgen würde; für Originalpräparate 
werden Ersatzpräparate abgegeben; die Feilhaltung und An¬ 
preisung von Pfuschmitteln durch Apotheken hält mit der Aus¬ 
breitung der Kurpfuscherei im Lande nahezu Schritt. Die 
Medizinalgesetzgebung darf an diesen Erscheinungen nicht acht¬ 
los vorübergehen. Ob der Amtsarzt der berufene Mann für die 
hier nötige direkte Beaufsichtigung oder nur der Uebermittler 
seiner Beobachtungen und Erfahrungen an die zuständige Re¬ 
gierung sein soll, bedarf der Ueberlegung. Die Bestrebungen 
der Apothekerkammer, für alle Handverkaufsartikel der Apo¬ 
theken eine Arzneimittelprüfungsstelle einzuführen, ist sicherlich 
dazu angetan, den Apothekenbetrieb wiederum im Interesse der 
Volksgesundheit auf ein höheres Niveau zu heben; daher sollten 
diese Absichten seitens der Medizin altehörde nach Kräften 
unterstützt werden. Hand in Hand müßten aber auch ent¬ 
sprechende straffere Vorschriften für die Drogerien erfolgen, 
in denen sich weitgehende Geschäftsfreiheiten eingeschlichen 
haben, die zwar im Interesse eines Teiles unserer Industrie ge¬ 
legen sein mögen, der Volksgesundheit aber direkt oder in¬ 
direkt durch den teuren Verkauf an sich wertloser Präparate 
beträchtlichen Schaden zufügen und die Existenz sowie den 
reellen Apothekenbetrieb gefährden. 

Die künftige Medizinalgesetzgebung sollte sich durch 
zweifellos und bestimmt gehaltene Abfassung ihres Wortlautes, 
durch eingehende Behandlung jeder Frage des Medizinalwesens 
und vor allem durch praktische Sachkenntnis vor der ganzen 
übrigen Gesetzgebung auszeichnen. 


Zur Reorganisation 

des Preussischen Medizinal beamten-Vereins. 

In Verfolg des Antrages des BezirksVereins Arns¬ 
berg auf Reorganisation des Preußischen Medizinalbeamten- 
Vereins hat der Vorstand des Arnsberger Vereins zu dem An¬ 
trag Rapmund in Nr. 18 der Zeitschrift, Seite 249 Stellung 
genommen. Er tritt im wesentlichen diesem Anträge bei. Er 
wird dem erweiterteren Vorstande aus der Hauptversammlung 
des Preuß. M.-B.-V. in Nürnberg einen Antrag der Reorgani¬ 
sation des Vereins vorlegen nach folgenden Richtlinien: 

I. 1. Der Pr. M.-B.-V. baut sich auf auf Bezirksvereinen 
die in jedem Bezirk zu bilden sind und die einen Bezirks¬ 
vorstand — Vorsitzender, Schriftführer und deren Stell- 
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Vertreter — wählen. Die Bezirksversammlungen tagen 
mindestens einmal jährlich, sind außerdem einzuberufen 
auf Antrag von mindestens einem Drittel der Mitglieder. 

2. Die Vereinigung der Bezirksvereine bildet den Preußischen 
Medizinalbeamten-Verein in der Weise, daß jedes Mitglied 
der B.-V. gleichzeitig Mitglied des Pr. M.-B.-V. ist und 
umgekehrt jedes Mitglied des Pr. M.-B.-V. Mitglied der 
B.-V. ist. D ie Mitglieder treten alljährlich einmal zur 
Landesversammlung zusammen. 

3. Die B.-V. wählen aus ihrer Mitte einen Vertreter und 
dessen Stellvertreter zu einem Vertretertag so, daß 
jeder Bezirk mindestens einen Vertreter, im übrigen auf 
je 20 angefangene Mitglieder einen weiteren Vertreter 
stellt. Der Vertretertag tagt mindestens jährlich einmal, 
in der Regel unmittelbar vor der Landesversammlung. 

4. Der Landesvorstand setzt sich zusammen aus: 

a) 11 Vertretern der Provinzen, die, ebenso wie ihre 
Stellvertreter von den Mitgliedern der Bezirksvereine 
der Provinzen für 3 Jahre gewählt werden. 

b) dem jeweiligen verantwortlichen Herausgeber der Zeit¬ 
schrift (gleichzeitig Pressevertreter), der im Falle seiner 
Verhinderung ein Mitglied des Vereins als Stellvertreter 
bestimmen kann. 

c) 3 weiteren von den Provinzvertretern hinzuzuwählenden 
Vereinsmitgliedern, die so auszuwählen sind, daß mög¬ 
lichst ein Vertreter der wissenschaftlichen gerichtlichen 
Medizin und Psychiatrie, ein Vertreter der wissenschaft¬ 
lichen Hygiene bezw. Sozialhygiene und ein Vereins¬ 
mitglied auf Grund besonderer Kenntnisse oder Ver¬ 
dienste um den Verein gewählt werden. 

Der Landesvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vor¬ 
sitzenden und einen Schriftführer (gleichzeitig Kassen¬ 
führer) als geschäftsführenden Vor stan d und deren 
Stellvertreter. Der geschäftsführende Vorstand beruft den 
Landes Vorstand, den Vertretertag und die Landesversamm- 
lung ein, und zwar außer den regelmäßigen Versamm¬ 
lungen den Landesvorstand und den Vertretertag auf An¬ 
trag von mindestens einem Drittel ihrer Mitglieder, die 
Landesversammlung auf Antrag von mindestens 50 Vereins¬ 
mitgliedern oder auf Antrag von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder des Vertretertags oder des Landes Vorstandes. 
II. Das Kassenwesen der Bezirks vereine und des Pr. M.- 
B.-V. ist unabhängig von einander mit der Maßgabe, daß 
die B.-V. die Kosten der Vertretung auf den Vertretertag 
tragen, der Landes verein die Kosten der Vertretung im 
Landesvorstand trägt. 

Der Arnsberger Verein bittet die schon bestehenden 
Preußischen B.-V. zu seinem Anträge Stellung zu nehmen, ihm 
darüber Mitteilung zu machen und Vertreter nach Nürn- 
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berg zu entsenden. Br bittet weiter die Mitglieder des Pr. 
M.-B.-V. in den Bezirken, denen noch Bezirksvereine fehlen, 
solche möglichst noch vor der Tagung in Nürnberg zu bilden 
und Vertreter zu entsenden. 

Der Vorsitzende des Vereins d. Med.-Beamten d. Reg.-Bez. Arnsberg 
Dr. Grae ve, Geh. Med.-Rat, Hagen i. W. 


Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht ttber die außerordentliche Versammlung de» 
Vereins der Bedizlnalbeamten des Regierungsbezirks 
Hannover am 17. Juli 1911. 

Anwesend die Herren: Schwabe, Dreves, Plinke, Dohm and 
Kirsche, sämtlich in Hannover; Alar t-Stolzenau, Hel wes-Diepholz, 
Meyer- Göttingen, Lücke- Alfeld, Kahle- Gifhorn, G ü h t- Burgdorf, Ritter- 
Northeim, Möller-Peine, Kr am er-Wilhelmshaven, Menke-Lehe. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt Dreves mit, daß der Vor¬ 
sitzende, Herr Geb.-Rat Guertler verreist sei. Er gibt dann einen kurzen 
Ueberblick über die Gründe, die dazu geführt hätten, daß der Hannoversche 
Verein die Medizinalbeamten der anderen Bezirke zu dieser Versammlung ein¬ 
geladen habe, bezw. habe einladen lassen. Nach deren Feststellung, daß 
sämtliche Reg.-Bezirke außer Osnabrück vertreten sind, wird zur Beratung des 
ersten Gegenstandes der Tagesordnung übergegangen: 

I. Gründung eines Vereins der Medizinalbeamten der Provinz 
Hannover. Allseitig wurde ein scharfer Zusammenschluß der Medizinal- 
beamten in einem Provinzialvereine als nötig bezeichnet und dieGrün- 
düng eines solchen Vereins einstimmig beschlossen, nachdem Kramer und 
Schwabe als Vorbedingung dafür das Bestehen von Bezirksvereinen 
betont batten. Der darauf folgenden Beratung wurden diejenigen Satzungen 
des Provinzialvcreins der Medizinalbeamten in der Provinz Sachsen zugrunde 
gelegt und diese mit einigen Aenderungen angenommen. So wurde z. B. auf 
Vorschlag von Kramer und Schwabe beschlossen, daß der Verein dem 
Preußischen Medizinalbeamtenverin als Landesgruppe angebören und die Auf¬ 
nahme von Kommunalärzten davon abhängig gemacht werden solle, daß diese 
die kreisärztliche Prüfung bestanden hätten und kein Widerspruch gegen ihre 
Aufnahme erfolge. Dreves machte darauf aufmerksam, daß der Wunsch 
laut geworden sei, im Ruhestande befindliche Medizinalbeamte als 
Ehrenmitglieder ohne Pflichten, aber mit allen Rechten zu führen. — Schwabe 
wünschte dagegen die Ehrenmitgliedschaft als solche beibebaiten zu sehen, 
während Kahle vorschlug, von den Medizinalbeamten a. D. einen ermäßigten 
Beitrag zu erheben. Der Vorstand soll aus vier Mitgliedern bestehen: dem 
Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden, dem Schriftführer und dem 
stellvertretenden Schriftführer, von denen einer die Kasse zu führen hat. Die 
Höhe dieses jährlichen Beitrages wird auf Vorschlag von Schwabe vor¬ 
läufig auf 15 M. festgesetzt, die endgültige Festlegung soll erst nach der 
Umgestaltung des Preuß. Medizinalbeamtenvereins, die auf der Tagung in 
Nürnberg zu erwarten ist, eintreten. 

Bei der Wahl des Vorstandes erhoben Helwes und Meyer 
gegen seine sofortige endgültige Wahl Bedenken, da nicht sämtliche Medi¬ 
zinalbeamten der Provinz geladen seien; auf Antrag Hel wes wurde dem¬ 
zufolge der Vorstand nur auf ein Jahr gewählt und zwar die Herren Reg.- 
und Med.-Rat Dr. Schwabe «Hannover als Vorsitzender, Geb. Med.-Rat Dr. 
Meyer- Göttingen als stellvertretender Vorsitzender, Kreisarzt Dr. Dreves 
als Schriftführer und Kreisarzt Dr. Sorge-Celle als dessen Stellvertreter, 
bezw. falls dieser ablehnen sollte, Kreisarzt Dr. Stakemann-Walsrode. 

Die nächste Versammlung soll nach der Tagung des Preuß. 
Medizinalbeamtenvereins in Nürnberg stattfinden, als Versammlungstag wird 
ein Sonntag gewünscht. 
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II. Erhöhung 1 der Gebühren. Kreisarzt Dr. Kr am er- Wilhelmshaven 
begründet einen in dieser Beziehung von den Hedi%inalbeamten des Reg.-Bezirks 
Aurich gestellten Antrag. Nach längerer Debatte, in der Meyer glaubt, 
daß aaf die Lage der L.V. A. Bücksicht genommen werden müsse, wird der 
Vorstand ermächtigt, dieserhalb mit Medizinalbeamtenvereinen der anderen 
Beg.-Bezirke in Verbindung zu treten nnd der nächsten Versammlung das. 
Material zu unterbreiten. 

III. Die gerlchtsärztllche Tätigkeit der vollbesoldeten Kreisärzte. 
Kreisarzt Dr. Kramer referiert gemäß dem Artikel von Aust (s. Nr. 17 
d. Z. f. M.). Nach sehr angeregter Debatte wurde beschlossen, abzuwarteu, 
bis in der bereits vom Vorstande in die Hand genommenen Angelegenheit eine 
Entscheidung getroffen sei 

IV. Amtsbezeichnung der Kreisärzte. In der sich an die Ausführungen 
des Berichterstatters Dr. Kramer*Wilhelmshaven anschließenden Erörterung 
wurde seht bestimmt zum Ausdruck gebracht, daß es an sich das einzig 
Bichtige sein würde, sich jede Aenderung der in der Zeit der Monarchie ver¬ 
liehenen Titel zu verbitten, wenn nicht die Selbstachtung es gebiete, gegen 
die Zurücksetzung Front zu machen, die den Medizinalbeamten in der Titel- 

• frage widerfahren sei. Es wurde dann die Amtsbezeichnung „Kreisarzt 
und Medizinalrat“ als die annehmbarste bezeichnet. 

V. Verschiedenes. Dr. Hel wes machte darauf aufmerksam, daß in 
dem Gesetze über die Kreiswohlfahrts- und Jugendämter eine Mit¬ 
wirkung des Kreisarztes nicht vorgesehen sei. Schwabe ersucht um Er¬ 
mächtigung, nach Information eine Eingabe an den Minister des Wohlfahrts¬ 
amts zu machen; die Verhandlung erklärt sich damit einstimmig einverstanden. 

Nach der Versammlung fand ein gemeinschaftliches Essen statt. 

(Nach der Niederschrift über die Verhandlung.) 


Bericht über den 1. Deutschen Gesnndheitsfürsorgetag; 
ln Berlin am Sonnabend, den 25. Juni 1921. 

Im großen Hörsaal der Medizinischen Klinik der Charitö, der bis auf 
den letzten Platz besetzt war, eröffnete Geh. San.-Bat Dr. Babnow den 
ersten Deutschen Gesundheitsfürsorgetag. Anwesend waren Vertreter der 
Regierung, Reichstagsabgeordnete, darunter hauptsächlich weibliche, vorwiegend 
Stadt- und Kommunalärzte, aber auch zahlreiche Kreisärzte, sowie viele Für¬ 
sorgeschwestern. Babnow brachte als Ueberrascbung vor, daß der heutige 
Tag die Aufgabe hätte, sich mit den geplanten Jugendämtern auseinanderzu¬ 
setzen. Dadurch mußten viele Teilnehmer ihre Gedanken nmstellen. 

In der Zeitschrift für Soziale Hygiene, Fürsorge und Krankenhauswesen-, 
H. 12, Juni 1921, sind die Leitsätze der Referenten Grotjahn, Krautwig, 
Pfeiffer und Silberstein abgedruckt. Hier findet man auch einen vor¬ 
züglichen Aufsatz von Tjaden über Jugendwohlfahrtsgesetz und Gesundheits¬ 
pflege in dem alle wichtigen Punkte, die bei der Besprechung erörtert wurden, 
berücksichtigt sind. Tjaden hat selbst mehrmals in temperamentvollen Aus¬ 
führungen das Wort ergriffen und seine Ansicht weiblichen Reichstagsabge- 
ordneten gegenüber vertreten. 

Als allgemeine Ansicht konnte folgendes festgestellt werden: 

I. Es ist unzweckmäßig, die Jugendfürsorge aus der gesamten Gesund¬ 
heitsfürsorge berauszuschälen, da schon die Altersabgrenzung auf Schwierig¬ 
keiten stößt. (Grotjahn, Pfeiffer, Krautwig, Silberstein). 

II. Wenn das Beichsjugendwohlfahrtsgesetz, dessen fürchterlicher Name 
mit Recht bemängelt wurde, Gesetzeskraft erhält, muß gefordert werden, daß 

a) entweder das Gesundheitsamt als solches in der Kommission vertreten 
sein muß, in der die gesundheitlichen Fragen im Vordergründe stehen, 

b) oder die in § 4 genannten Aufgaben aus dem Aufgabenkreis des Jugend¬ 
amtes gestrichen und dem Gesundheitsamte zugeteilt werden müssen (Tjaden). 

Mit Recht wurde vor allem von Silberstein und später aufs schärfste 
von Drigalski (Halle) dem Regierungsvertreter gegenüber bemängelt, daß 
im Gesetz die Mitwirkung der Aerztescbaft nicht ausdrücklich gefordert wird. 
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Kleinere Mitteilungen and Befer&te ans Zeitschriften. 


Trotz des von ßabnov verkündeten Burgfriedens zwischen Kreisärzten 
and Kommanalärzten, erhob Grotjahn die alten Vorwürfe gegen die Kreis¬ 
ärzte, daß sie infolge ihrer ungeeigneten Vorbildung nicht imstande seien, die 
Aufgaben der sozialen Hygiene zu erfüllen. Aus diesem Grunde sei ja auch 
die Prüfung in der sozialen Hygiene in die Prüfungsordnung für die Kreisärzte 
eingefügt worden. Diese Angriffe erfuhren von Seiten der Kreisärzte (Wol¬ 
lenweber- Dortmund, Engelsmann - Kiel) die entsprechende Zurückweisung. 

Ferner war festzustellen, daß dieser Lehrer der sozialen Hygiene die 
Gefahren der akuten Infektionskrankheiten unterschätzt, womit im Einklang 
stobt, daß er anderen Ortes (Leitsätze zur sozialen und generativen Hygiene; 
Karlsruhe 1921) den Fortfall der Wiederimpfung und die Einführung der Ge¬ 
wissensklausel empfiehlt. 

Endlich hörte man Andeutungen von Seiten der Teilnehmer, daß die 
Tagung im September in Nürnberg Gelegenheit bieten würde, den Kampf 
zwischen Kreisärzten und Kommunalärzten auszufcchten. Auf 
dem Programm steht als einziger Punkt „Deutsche Jugendnot.“ Es wäre zu 
bedauern, wenn in letzter Stunde wie in Berlin der Sinn der Tagung ver¬ 
schoben würde. Genaue vorherige Feststellungen sind notwendig, damit, 
wenn es gilt, die Kreisärzte gerüstet auf dem Plan erscheinen können. Der 
gedruckte Bericht über die Berliner Tagung (es hatten sich 56 Redner zum 
Wort gemeldet) kann zum Preise von 3 Mark von der sozialhygienischen Ab¬ 
teilung des Gesundheitsamtes der Stadtgemeinde Berlin, Fischerstraße 39/42, 
bezogen werden. 

Mit Worten des Dankes schloß der Vorsitzende in später Nachmittags- 
stunde die Versammlung. Dr. Engelsmann-Kiel. 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Sociale Hygiene. 

Geburtshäufigkeit und wirtschaftliche Lage. Von H. Fehlinger. 
Zeitschrift für soziale Hygiene, Fürsorge- und Krankenhauswesen; 1920, Heft 6. 

Bei Erörterung dieses Themas vor dem Kriege wurde von den meisten 
Autoren angenommen, daß die Anwendung antikonzeptioneller Mittel als die 
Hauptursacbe des Geburtenrückganges anzusehen sei. Einzelne Autoren maßen 
der starken Inanspruchnahme der menschlichen Energie durch wirtschaft¬ 
liche Ueberanstrengung die Hauptschuld zu. Jedoch nicht nur materielle, 
sondern auch psychische Einflüsse können die Geburtenhäufigkeit beeinflussen. 
In den modernen industriellen Gemeinwesen, die im ganzen auffällige Rück¬ 
gänge der Geburtenhäufigkeit zeigen, waren jene Bevölkerungschichten hieran 
nicht, oder nur wenig beteiligt, deren Lebenshaltung und geistige Bildung an 
dem Kulturfort8cbritt den geringsten Anteil hatten. Den Beweis hierfür er¬ 
bringt in einer Schrift, die vom Verfasser näher besprochen wird, der Dozent 
an der Universität Cambridge G. Udny Yule. Auf Einzelheiten kann hier 
nicht eingegangen werden. Es wird nur noch bemerkt, daß bei der Beurteilung 
von Geburtenziffern aus verschiedenen Zeiten stets der Umstand in Betracht 
gezogen werden muß, daß infolge der in den letzten Jahrzehnten eingetretenen 
Verlängerung der Lebensdauer der Anteil der Frauen, die im minder frucht¬ 
baren Lebensalter stehen (35 Jahre und darüber) an der Gesamtzahl der ver¬ 
heirateten Frauen beträchtlich .gestiegen ist und daß dadurch ein gewisser 
Rückgang in der Geburtenhäufigkeit eintreten mußte. Dr. I s r a e 1 - Breslau. 


Tagesnachrichten. 

Die schon längst in Aussicht gestellten nnd vom Reichstage ver¬ 
langten Gesetzentwürfe zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
zur Bekämpfung der Tuberkulose (Tuberkulosenfürsorgegesetz) und zur Be¬ 
kämpfung des Alkoholismus soll jetzt endlich dem Reichsrat zugegangen 
sein. Hoffentlich erfordern sie hier zu ihrer Beratung nicht so lange Zeit wie 
zu ihrer Ausarbeitung im Reichsministerium des Innern. 
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Im prnnsalnohen Landtag! haben die Abgeordneten Braun* 
Dr. Beyer (8.P.D.) and Dr. Weyl (Ü.S.P.D.) and Genossen im Verein mit den 
Kommanisten den Antrag anf Aufhebung des Gesetzes Aber die Ärztlichen 
Ehrengerichte gestellt. Das Gesetz ist selbstverständlich den Parteien der 
äußersten Linken höchst unangenehm; deshalb braucht man sich über den An¬ 
trag nicht zu verwundern, sondern nnr darüber, daß er nicht schon längst ge¬ 
stellt und insbesondere zu einer Zeit gestellt ist, wo die Sozialdemokratie in 
Preußen noch das Heft in Händen hatte. Bei der jetzigen Zusammensetzung des 
Landtags dürfte der Antrag keine Aussicht auf Erfolg haben; am so mehr be¬ 
deutet er für alle Aerzte einen Mahnruf, in dieser Hinsicht auf der Hut zu sein. 

Die Mehrheitssozialisten haben weiterhin im preußischen Landtage einen 
Antrag eingebracht, durch den die Staatsregierung um schleunige Vorlage 
eines Gesetzentwurfes ersucht wird, der den Gemeinden, Kranken¬ 
kassen und Krankenanstalten das Recht zur Errichtung von 
Apotheken gibt, behufs Abgabe sämtlicher Arznei- und Heilmittel an ihre 
Mitglieder und Kranken unter Beachtung der im Interesse der öffentlichen 
Gesundheit notwendigen Bestimmungen. 


Der Gesetzentwurf eines preußischen Hebammengesetzes ist jetzt dem 
Staatsrat zugegangen, der ihn seinem Gemeindeausschuß überwiesen hat. Dieser 
Gesetzentwurf wäre doch eine recht geeignete Vorlage für den neuen Land es - 
gesundheitsrat gewesen, dessen Ernennung allerdings recht lange auf sich 
warten läßt. 


Für die am 7. September d. J. in Erlangen stattfindende XI. Tagung 
der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche und soziale Medizin ist folgende 
Tagesordnung vorgesehen: 

Dienstag, den 6. September, vormittags 9 Uhr: 1. Herr Wintz- 
Erlangen: Die Kunstfehler bei Röntgentherapie und Aufnahme. — 2. Herr 
Nippe- Greifswald: Das Reichstumultschadengesetz und Reichsversorgungs¬ 
gesetz. — 3. Herr Bürger-Berlin: Einige Vorschläge zur Aendernng der 
sozialen Versicherungsgesetzgebung. — 4. Herr Ziemke-Kiel: Der Begriff 
der Erwerbsunfähigkeit in der sozialen Medizin. — ö. Herr Specht-Erlangen: 
Psychiatrie und Notariat. — 6. Herr Molitoris -Erlangen: Thema Vor¬ 
behalten. — 7. Herr R i e c k e - Göttingen: Die Syphilis vor Gericht. 

Nachmittags 3 Uhr: 8. Herr Fr. Strassmann-Berlin und Herr 
Molitoris-Erlangen: Ueber dio Notwendigkeit und die Einführung von 
Verwaltungssektionen — 9. Herr von Neureiter-Wien und Herr Georg 
Strass mann-Wien: Ueber die Bedeutung sanitätspolizeilicher Obduktionen 
für die Rechtspflege (auf Grund des Wiener Materials der letzten 10 Jahre.) — 
10. Herr Karl Reut er-Hamburg: Ueber Erfahrungen auf Grund von Ver¬ 
waltungssektionen in Hamburg. — 11. Herr Haus er-Erlangen: Thema Vor¬ 
behalten. — 12. Herr Merkel-München: Todeszeit und Mageninhalt. — 

13. Herr Karl Reute r-Hamburg: Ueber Erfahrungen an gefrorenen Leichen. — 

14. Herr P. Fraenckel -Berlin: Tod im Boxkampf. 

Mittwoch, den 7. September, vormittags 9 Uhr: 15. Herr Fritz Reuter* 
Gras: 1. Ueber Muskelblutungen bei der Erstickung. 2. Ueber Fälle von atypi¬ 
schem Erstickungstod. — 16. Herr Lochte-Göttingen: 1. Ueber einen Fall 
absichtlich vorgetäuschter kataleptischer Totenstarre. 2. Ueber Gewehrsehuß- 
▼erletzungen. — 17. HerrNippe-Greifswald: 1. Psychologische Beobachtungen 
am Schützen als Täter. 2. Einschnßgröße am Knochen. 3. Ueber die Dipheny- 
lamin-Scbwefelsäureprobe. — 18. Herr Puppe-Breslau: 1. Die psychische 
Komponente bei der Beischlafsfähigkeit. 2. Einkeilung der Fragmente als 
diagnostisches Hilfsmittel bei Schädelbrüchen durch stumpfe Gewalt (Mit 
Demonstration.) — 19. Herr Ziemke-Kiel: 1. Tod durch Fettembolie bei 
leichten Erschütterungen. — 2. Benzolvergiftung und ihre Beziehung zum Unfall. 

Nachmittags 8 Uhr: Geschäftssitzung: Bericht des Vorstandes, 
Rechnangsablage, Beschlußfassung über die zukünftigen Tagungen und eine 
literarische Zentrale. 

Hierauf: 20. Herr Meixner-Wien: Thema Vorbehalten. — 21. Herr 
Ewald-Erlangen: Klinische Demonstration eines ‘ Exhibitionisten mit Er- 
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örterung der Frage der serologischen Difterentialdiagnose. — 22. Herr-F i s c h e r - 
Breslau: Ueber Konkurrenz der Todesursachen. — 28. Herr Georg Strassmann 
und Herr von Neureiter «Wien: Ueber die Frage der postmortalen Ent¬ 
stehung der Fettembolie. — 24. .Herr Schwarzacher-Graz: Die Anwen¬ 
dung der spektrophotometrischen Blutuntersuchung in der gerichtlichen 
Medizin. — 25. Herr Knack-Hamburg: Das Verhalten der Nieren bei Ver¬ 
giftungen, mit besonderer Berücksichtigung der Kohlenoxydvergiftung. — 
26. Herr Georg Strassmann-Wien: 1. Beitrag zur forensischen Fleisch¬ 
untersuchung. 2. Mikroskop. Präparate von Organen exhumierter Leichen. 
3. Schieß versuche auf bekleidete und unbekleidete Leichenteile. — 27. Herr 
Merkel- München: Demonstrationen. 

Falls die zur Verfügung stehende Zeit nicht ausreichen sollte, wird be¬ 
absichtigt, die Verhandlungen auf den Donnerstag vormittag auszudehnen. 

Die Versammlung findet im pathologischen Institut der 
Universität, Krankenhausstr. Nr. 4, statt. Als Verpflegungsstätte ist das 
„ Bahnhofshotel“ in Aussicht genommen. Für die Unterkunft der Teilnehmer 
ist derart Vorsorge getroffen, daß Hotelzimmer im Preise von 12 bis 16 Mark 
einschließlich Steuer zur Verfügung stehen, eventuell auch Privatzimmer nach 
Vereinbarung. Es wird dringend empfohlen, Bestellung eines Zimmers unter 
Angabe, ob Hotel oder Privatwohnung bevorzugt wird, durch vorherige baldige 
Anmeldung bei Herrn Prof. Dr. Hans Molitoris, Erlangen, Krankenhausstr.4, 
in die Wege zu leiten. 

Prof. Dr. Ph. Lochte, Güttingen, Prof. Dr. Karl Reuter, Hamburg, " 
Vorsitzender. Schriftführer. 

Prof. Dr. M. N i p p e, Greifswald, Schatzmeister. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. S. in G. Die „Deutsche Landbuch¬ 
handlung“ in Berlin schickte mir im Jahre 1920 unaufgefordert die von ihr 
verlegte Zeitschrift „Die Kreis- und Gemeindeverwaltung“ zu. Im Dezember 
1920 habe ich eine Rechnung darüber bezahlt, gleichzeitig aber auf dem Ab¬ 
schnitt der UeberweiBung mitgeteilt, daß mir die Zeitschrift nicht weiter zu¬ 
gesandt werden solle. Die Landbuchhandlung störte sich jedoch nicht daran 
und ließ mir jetzt einen Zahlungsbefehl zustellen, den ich zurückwies; darauf¬ 
hin werde ich nun vom Amtsgericht zur „mündlichen Verhandlung des Rechts¬ 
streites“ geladen. Wie ist die Rechtslage? 

Antwort: Für Zeitschriften, die ohne Bestellung zugestellt werden, 
braucht der Bezugspreis nicht bezahlt werden; für 1921 aber um so weniger, als 
die Zustellung auf dem Abschnitt der Postüberweisung verbeten war. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. P. in G. Das Amtsgericht in W. hat 
den Gerichtsarzt und den Kreisarzt zu einer gerichtlichen Leichenbeschauung 
auf ein Dorf im Kreise Gr. geladen. Bei der Ankunft der Gerichtsärzte 
stellte sich heraus, daß die Kinderleiche inzwischen spurlos beseitigt ist. Das 
Amtsgericht will nur ^ie Gebühren einer Leichenbesichtigung bezahlen, 
ist dies richtig bezw. welche Gebühren stehen jedem der Gerichtsärzte zu? 

Antwort: Die Gerichtsärzte haben im vorliegenden Falle Tagegelder 
zu beanspruchen, da ein gerichtsärztliches Geschäft nicht ausgeftthrt ist; 
sollte das Dorf aber in geringerer Entfernung als 2 Kilometer vom Wohnsitze 
der Gerichtsärzte liegen, so sind Terminsgebühren zu berechnen. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. Sch. in H. Ist es zutreffend, daß in der 
Med.-Abt. des Ministeriums für Volkswohlfahrt dem bisherigen Referenten für 
das Irrenwesen, Reg.-Rat Dr. Beyer, jetzt auch das Referat für Gewerbehygiene 
übertragen ist ? 

Antwort: Dem Herausgeber dieser Zeitschrift ist davon nichts bekannt; 
nach dem Bildungsgang der betreffenden Referenten dürfte dies aber wohl kaum 
anzunehmen sein. 


Infolge des mehr als doppelt so großen Umfangs der vorliegenden 
Nummer der Zeitschrift hat sich ihr Erscheinen etwas verspätet. 

Beilage: „Rechtsprechung und Medizinal-Gesetzgebung“ erscheint 
diesmal nicht. 
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Deutscher Medizin^lbeamtenverein 

XI. Hauptversammlung 

Preussiseher Medizinalbeamtenverein 

XXXH. Hauptversammlung 

Bayerischer Medizinalbeamtenverein 

XV. Landesversammlung 

ti&mefiiHine Tagung am 10. und 11. September 1921 ln Nürnberg 

- m - 

Tagesordnung: 

Freitag, den 9. September, 8 Uhr abends: Begrüßungs- 
abend 'mit Damen im K ii n s tl e r h a u s e am Bahnhof (Erdgeschoß). Bei 
schönem Wetter im Garten. 

Erster Sit zangstag: 

Samstag, den 10. September, 9 Uhr vormittags: Sitzung 
im Künstlerhause. 

1. Geschäfts- und Kassenbricht. 

2. Bericht über die Entwürfe zu einem Deutschen 
Strafgesetzbuche (Entwurf der Sti^frechtskommission 
1913 und Entwurf 1919 a) vom Standpunkt des Irrenarztes, 
b) von dem des Gerichtsarztes. Berichterstatter: a) Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. Schultze-Göttingen und b) Prof. 
Dr. L o c h t e - Göttingen. 

(Nach der Besprechung Frühstückspause.) 

3. Die einheitliche Gestaltung der staatsärztlichen 
Prüfung im Deutschen Reich. Berichterstatter: Geh. 
Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. Abel-Jena und Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. St ras 8 mann -Berlin. 

4. Vorstandswahl und Bericht der Rechnungsprüfer. 

5 Uhr nachmittags: Sondersitzung des Preu- 
Bischen und des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins 
im Künstlerhause. 

A) Tagesordnung des Preußischen Medizinal¬ 

beamtenvereins : 

1. Geschäfts- und Kassenbericht. Im Anschluß hieran 
freie Aussprache über die amtliche Stellung und 
wirtschaftliche Lage der preußischen Medizinal- 
bearaten. 

2. Anträge auf Änderung der Satzungen. 

3. Vorstandswahl und Bericht der Rechnungsprüfer. 

Im Anschluß an diese Sondersitzung: Generalversammlung der 

Jubiläumsstiftung des Vereins. 

1. Geschäfts- und Kassenbericht. 

2. Vorstandswahl. 

B) Tagesordnung des Bayerischen Medizinal¬ 

beamtenvereins. 

1. Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft. 

2. Rechenschaftsbericht des Kassenwarts. 
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Tagesordnung. 


3. Besoldungsordnung und elnscblägige£Fragen. 

4. Satzungsänderung. 

5. Wünsche und Ali träge.'; 

8 Uhr abends: Zwangloses gemeinschaftliches Essen mitjOamen 
im Künstlerhause. 

Zweiter Sltziegstag: 

Sonntag« den 11. September, 10 Uhr vormittags.: Sitzung 
im Künstlerhause. 

1. Die Vereinheitlichung der Seuchenbekämpfung im 
Deutschen Reiche. Berichterstatter: Prof. Dr. Rimpau- 
München. 

(Nach der Besprechung Frühstückspause.) 

2. Die bisherigen Leistungen der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege und der Medizinalverwaltung in dem 
Deutschen Reiche und in den Einzelstaaten nach 
dem Kriege und ihre Aufgaben für die Zukunft. 

Berichterstatter: Kreisarzt Med.-Rat Dr. B und t-Halle a. S. 

3 Uhr nachmittags: Zwangloses gemeinschaftliches Essen 
im Künstlerhause. 

8 Uhr abends: Teilnahme mit Damen am Begrüßungsabend 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege, der am 12. 
und 13. September in Nürnberg tagt. (Vortrag mit Lichtbildern über Alt- 
Nürnberg; im großen Saal des Künstlerhauses, I. Stock). 

Sonderveranstaltungen für Damen. 

Samstag^ den 10. September: Führung durch Nürnberg; 
4V> Uhr nachmittags: Damenkaffeestunde im Tiergarten. 

Sonntag, den 11. September: Führung durch das Ger¬ 
manische Museum. (Treffpunkt für die Führungen jeweils 10 Uhr 
vormittags, Künstlerhaus.) 


Verzeichnis der Gasthöfe und Preise: 

1 bettig 2 bettig Frühstück 

Hotel Bamberger Hof, 80Betten,v.25M.an,v.40M.an,5.— M.p.Pers 
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Die Zimmer preise verstehen sich ohne städt. Wohnsteuer, die 
mit 10% des Zimmerpreises extra berechnet wird und ohne Trinkgeld, 
dagegen einschl. der )0% Reichswohnsteuer. Wo die Frühstückspreise 
Uber 5 Mk. pro Person betragen, ist Weißbrot und Butter einbegriffen. 

Der Fremdenverkehrsverein Nürnberg besorgt für die 
Tagung der Medizinalbeamten sämtliche Zimmerbestellungen (Hotel 
und Privat). Karten mit bezahlter Rückantwort erbeten. An den Ver¬ 
sammlungstagen ist die Geschäftsstelle im Hauptbahnhof Tag und Nacht 
• geöffnet. 

Wodtke-Jena Frickhinger - München 
Sleveking - Hamburg Bundt - Halle a. S. Schuster - Augsburg 


Verantwortlich für die Schrlftleltung: Prof. Dr. Rapmund. Geh. Med.-Rat In Lippspringe. 
Druck von J. O. 0. Bruns, Minden 1. W. 
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Zeitschrift für Medizinalbeamte. 


Nr. 16. 


Personalien. 

Deutsches Reich und Preussen. 

Ernannt: Geh. Med.-Bat Dr. Benin de, Ministerialrat in der Med.-Abt. 
des Ministeriums für Volswoblfahrt znm Direktor der Landesanstalt für Wasser- 
bjgiene in Berlin-Dahlem, Geh. Reg.-Rat Prof. Dr. Jackenack und Reg.- und 
Med.-Rat Dr. König za Ministerialräten io der Med.-Abt. des Ministeriums 
für Volkswohlfahrt. Kreisassistenzarzt Dr. Viereck aus Tessin znm Kreisarzt 
in Gummersbach. 

Westdeutsche Sozialhygienische Akademie tu Düsseldorf 

Staatlich anerkannte Ausblldungsstälte für KrelsarztanwSrter. 

Beginn des nächsten Tiermonatlichen Kurses für Kreisarzt- nnd Kreis- 
kommnnalarztanwärter am 17. Oktober 1921. 

Beginn eines zwei wöchentlichen theoretisch - praktischen Kurses für 
Tnberknlose-Fürsorgeärzte am 19. September, 

eines dreiwöchentlichen für Säuglings - Fürsorgeärzte am 26. September. 

Beschränkte Teilnehmerzahl, baldigste Anmeldnng notwendig. 

Für billige Verpflegung nnd Unterkunft sorgt das Sekretariat. 

Anfragen sind za richten an: 

VBlhiluh Sntellnteiiitkc Mahnte, DlutldirUtnmft. Ecke fliclnwalWi. 1. 
Vertag von Fischer’: medizin. Buchhandlung 1 ' 

Bestens empfohlen: 

Dr. Riohard Henning’s 

Buchführung für Aerzte 

Gr. 4°, Lwbde.: 

Tagebuch mit Anleitung. 8. verbesserte Auflage. 

Ausgabe A,: 72 Doppelseiten mit Register Mk. 12,- 



Licht, Haut, Tuberkulose 

von A. Jesionek 

(Nach einem Vortrag in der Medizinischen Gesellschaft 
Gießen am 28. Januar 1920) 

Erschienen in den Fortschritten der Medizin Nr. 11/12 
vom 15. Juni und Nr. 13 vom 15. Juli 1920 

Brosch. Preis Mk. 2,60 

Verlag Hans Pusch, Berlin SW. 48 

WllhelmstraBe 28 
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vorzugung haben müßten. Es hätte ihnen die Möglichkeit ge¬ 
boten werden müssen, sich zur Versetzung in Stellen der 
Gruppe 11 bereit zu erklären. 

Nun ist allerdings anzunehmen, daß mancher ältere Kreis¬ 
arzt bei den jetzigen Wohnungs- und Umzugsschwierigkeiten 
vorgezogen hätte, nicht der Gruppe 11 zuliebe sich versetzen 
zu lassen, zumal, da ein Teil der Stellen Nebeneinnahmen 
bietet, die durch das Auf rücken nicht ausgeglichen werden. 
Bei sehr vielen Stellen sind die Nebeneinnahmen aber so 
gering — vergl. diese Zeitschrift S. 246 —, daß.mancher ältere 
Kreisarzt von dem Rechte, sich in eine Stelle der Gruppe lf 
versetzen zu lassen, trotz des zu erwartenden vorläufigen 
Wohnungselendes, das übrigens vielfach durch Wohnungs¬ 
tausch zu mildern gewesen wäre, im Interesse der Versor¬ 
gung seiner Familie gern Gebrauch gemacht hätte. Aller¬ 
dings wären dem Staate durch die Versetzung jüngerer Kreis¬ 
ärzte aus den jetzigen Stellen der Gruppe 11 in Stellen der 
Gruppe 10 und älterer aus Stellen der Gruppe 10 in solche der 
Gruppe 11 Unkosten erwachsen. Zur Vermeidung dieser Un¬ 
kosten hätte es sich empfohlen, zunächst dem Dienstalter ent¬ 
sprechend die Gruppenverteilung vorzunehmen und späterhin 
bei eintretenden Vakanzen die Stellen der Gruppe 11 auszu¬ 
schreiben und möglichst aus der Zahl der bereits der Gruppe 11 
angehörenden Kreisärzte zu besetzen. Das jetzt bei manchem 
älteren Kreisarzt vorhandene Gefühl ungerechtfertigter Zurück¬ 
setzung, daß gerade die brauchbarsten Medizinalbeamten nur 
zu leicht in den Kommunaldienst treibt, der vielfach sogar 
Gruppe 12 bietet, wäre vermieden. 

Aehnlich, aber noch schlimmer, liegt die Sache bei den 
Regierungs- und Medizinalräten. Früher waren die 
Stellen an den Sitzen der Oberpräsidien gesucht, weil die 
Tätigkeit im Provinzial-Medizinalkollegium einen für die da¬ 
maligen Verhältnisse nicht unerheblichen Gehaltszuschuß 
brachte. Für die jetzigen Geldverhältnisse war dieser nicht 
pensionsfähige Zuschuß aber nicht ausreichend, um in 
einem Reg.-und Med.-Rat, den nicht besondere Verhältnisse in 
eine bestimmte Provinzialhauptstadt zogen, den Wunsch nach 
Versetzung dorthin auf kommen zu lassen. Waren diese Stellen 
aus obigem Grunde früher vorwiegend mit älteren Reg.- und 
Med.-Räten besetzt, so ist es erklärlich, daß nach dem Kriege 
gerade hier Vakanzen eintraten. Hierauf ist es zurückzuführen, 
daß etwa die Hälfte der Stellen in den Provinzialhauptstädten 
mit Herren besetzt ist, die erst nach der Revolution in ihr 
Amt aufgestiegen sind. Bis auf einen aber sind, soweit mir 
bekannt, nur die in den Provinzialhauptstädten ansässigen Reg.- 
und Med.-Räte in Gruppe 12 gekommen, selbst wenn sie mit 
dem Tage des Eintritts in diese Stelle direkt den Sprung aus 
Gruppe 10 in Gruppe 12 machten. 

Die Berechtigung zu dieser Gruppenverteilung scheint in 
der Zuweisung der Tätigkeit in den neuen „Gerichtsärztlichen 

i 

I 

f 



Preußische Medizinalbeamtenfragen. 


331 


Ausschüssen“ gesucht zu sein. Daß diese Tätigkeit ein ge¬ 
wisses Maß von Arbeit bringen wird, ist sicher. Ob aber dieses 
Arbeitsmaß durchgehends ausreicht, um nun diese Stellen zu 
den wichtigsten und arbeitsreichsten im ganzen Staate zu 
stempeln, erscheint nicht nur mir, sondern auch anderen Re¬ 
gierungs- und Medizinalräten recht zweifelhaft, ganz abgesehen 
davon, daß ein zwingender Grund dafür, daß der Vorsitzende 
dieses Ausschusses in der Provinzialhauptstadt wohnt, kaum 
anzuerkennen ist. Außerdem ist es ja noch sehr zweifelhaft, ob 
bei der beabsichtigten Verwaltungsreform nicht vielleicht die 
Oberpräsidien ganz verschwinden. 

Bin weiterer Grund, die älteren Reg.- und Med.-Räte mit 
der jetzigen Regelung unzufrieden sein zu lassen, ist folgender: 
Seit 1909 erhielten bekanntlich die älteren Oberbearaten der 
Behörden außer dem Gehalt eine besondere pensionsfähige 
Zulage. Von den Regierungs- und Medizinalräten erhielt 
diese Zulage das ältere Drittel. Bei der Bauverwaltung ist 
diesem früheren Anrecht der älteren Herren Rechnung getragen 
in der Weise, daß eine erhebliche Anzahl derselben und zwar 
sogar solche, die zum 1. April 1921 in den Ruhestand traten, im 
März d. J. zu Oberbauräten in Aufrückungsstellen der Gruppe 12 
ernannt und als solche pensioniert sind. 

Auch in der Medizinaiver waltung ist allerdings nach der 
Aeußerung aus dem Pressereferat des Wohlfahrtsministeriums 
in Nr. 11 S. 204 dieser Zeitschrift bei der Versetzung in Auf¬ 
rückungsstellen angestrebt, „daß möglichst viele der vom Alters¬ 
grenzegesetz betroffenen Medizinalbearaten eine Aufrückungs- 
stelle erhielten, noch bevor sie in den Ruhestand versetzt 
wurden“. Dieses Zugeständnis bedeutet meines Erachtens die 
Anerkennung, daß auch die am 1. April 1921 in den Ruhe¬ 
stand tretenden älteren Medizinalbeamten ein moralisches An¬ 
recht auf eine bessere Altersversorgung hatten, als Gruppe 10 
bezw. 11 ihnen bietet. Weshalb soll denn aber ein 1921 in den 
Ruhestand tretender Kreisarzt ein erheblich höheres Ruhegehalt 
beziehen, als ein 1922 pensionierter? 

Besonders ungünstig liegt die Sache für die Regierungs¬ 
und Medizinalräte, für die es keine „Aufrückungsstellen“, sondern 
nur „Sonderstellungen“ gibt. Wer jetzt nicht eine „Sonder¬ 
stellung“ innehatte, ist trotz der ihm bei dem Uebertritt aus 
einer verhältnismäßig erheblich höhere Bezüge bietenden Kreis¬ 
arztstelle in Aussicht gestellten Alterszulage von dem Auf¬ 
rücken in Gruppe 12 ausgeschlossen. Bedeutet das nicht die 
glatte Aufhebung eines wohlerworbenen Rechtes derRegierungs- 
medizinalräte auf Besserstellung gegenüber den Kreisärzten, 
aus denen sie hervorgegangen sind? Mag vielleicht diese Auf¬ 
hebung des Rechts der Regierungs- und Medizinalräte juristisch 
nicht anfechtbar sein, was allerdings auch noch sehr zweifelhaft 
ist, so entspricht es sicher nicht der allgemeinen Auffassung von 
Treu und Glauben, wenn der Staat einem Beamten beim Ueber¬ 
tritt in eine höhere Stellung ein höheres Einkommen, als er 
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früher bezog, zugesagt, wenn diese Zusage aber durch Er¬ 
höhung des Einkommens seiner früheren Amtsgenossen nach¬ 
träglich völlig wertlos gemacht wird. 

Dazu kommt die Titelfrage. Man mag hierüber denken, 
wie man will, die Wertschätzung der Titel hat nach der Revo¬ 
lution nicht abgenommen, eher noch zugenommen. Die Ver¬ 
leihung des Titels als Gerichtsrat an jeden Richter, als Studien¬ 
rat an jeden akademisch gebildeten Lehrer, als Obersekretär 
an jeden Sekretär usw. zeigt dies zur Genüge. Auch für die 
Medizinalbeamten muß die Titelfrage mit Rücksicht auf die 
Inanspruchnahme des Titels „ Regierungsmedizinalrat “ für etwa 
1000 Aerzte der Versorgungsämter endlich gelöst werden. 
Nach Analogie der Ernennung der in Gruppe 12 aufgenommenen 
zu Oberbauräten ernannten Regierungs- und Bauräte ist dann 
für die Reg.- und Med.-Räte der Gruppe 12 der Titel „Ober¬ 
medizinalrat“ oder „Oberregierungsrat“ zu erwarten. In den 
Augen des Publikums sind diese dann an Kenntnissen und Ein¬ 
fluß den einfachen Reg.- und Med.-Räten weit überlegen, ob¬ 
wohl sie durchaus nicht immer wegen überragender dienst¬ 
licher Befähigung und Leistungen in die Gruppe XII hinein- 
gelangt sind, wie oben dargelegt. Auch dies wird von den 
älteren Reg.- und Med.-Räten als ungerechtfertigte Zurück- 
etzung. empfunden werden. 

II. Vor mir liegen die von der Preußischen Staatsregierung 
herausgegebenen Bestimmungen über Bildung und Aufgaben 
der Beamtenausschüsse vom 24. März 1919 nebst den vom 
Finanzminister hierzu erlassenen Ausführungsbestimmungen vom 
9. August 1919. Diese Bestimmungen geben den Beamten jeder 
Behörde weitgehende Rechte in bezug auf Mitwirkung bei der 
Geschäftsverteilung usw. 

Besonders wichtig für uns ist § 3 und § 6 nebst Aus¬ 
führungsbestimmung zu § 3: 

„§ 3. Der Beamtenausscbuß dient der Aufgabe, das Vertrauensverhältnis 
zwischen Verwaltung und Beamtenschaft zu stärken und als Vertrauensorgan 
der Beamten deren Interessen behufs Erhaltung ihrer Arbeitsfreudigkeit und 
behufs Vermeidung von Reibungen bei dem Vorstande der Behörde zu vertreten. 

Der Ausschuß ist berechtigt, sich über allgemeine innerdienstliche An¬ 
gelegenheiten gutachtlich zu äußern. 

Der Vorstand der Behörde hat dem Ausschuß in geeigneten 
Fällen auch ohne eine von ihm ausgehende Anregnng vor Er¬ 
laß von Anordnungen, dieden inneren Dienst oder persönliche 
Angelegenheiten betreffen, Gelegenheit zur gutachtlichen Aeuße- 
rung zu geben. 

§ 6. Die Minister sind ermächtigt, in Anpassung an besondere Verhält¬ 
nisse ihrer Verwaltung nähere Ausführungsbestimmungen zu erlassen,.“ 

Ausführungsbestimmung zu § 32: 

„Der Behördenvorstand soll dem Beamtenausschuß Gelegen¬ 
heit zu gutachtlicher Aeußerung geben: 

a) bei grundlegenden Aenderungen in Geschäftsverteilung und Dienstbetrieb, 

b) . 

Andererseits hat der Beamtenausschuß die ihm von den Beamten vor* 
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getragenen Wünsche,"wenn er sie billigt, befürwortend dem Vorstand zn über¬ 
mitteln nnd kann auch von sich ans mit Anregungen an den Vorstand heran- 
treten.“ 

Wenn man diese Bestimmungen liest, muß man da nicht 
auf den Gedanken kommen, daß es wohl angebracht gewesen 
wäre, daß die Medizinalbeamten in geeigneter Weise zu den 
für ihr Wohl und Wehe so wichtigen Fragen der Gruppen¬ 
zuteilung usw. gehört wären? Sollen vielleicht die Bestimmungen 
der Staatsregierung sich nur auf die^örtlich zusammengefaßten 
Behörden beziehen, nicht aber auf die diesen Behörden zu¬ 
gewiesenen, aber von einer anderen Stelle ressortierenden Be¬ 
amten? Ist nicht, was jedem Kanzleibeamten, jedem Amts¬ 
gehilfen recht ist, auch dem Medizinalbeamten billig? Hätte 
nicht nach § 6 jeder der Herren Minister die Möglichkeit — 
vielleicht sogar die Pflicht — gehabt, alsbald eine Vertretung 
der von ihm ressortierenden*Beamten zu schaffen und diesem 
Ausschuß die Frage der Gruppenzuteilung zur Begutachtung 
vorzulegen. Ich bin fest überzeugt, daß ein etwa aus einem 
Regierungs- und Medizinalrat, 2 nichtvollbesoldeten Kreisärzten, 
einem vollbesolldeten Kreisarzt und einem Kreisassistenzarzt 
bestehender Ausschuß sich gegenüber Vorschlägen zur Gruppen- 
einteilung, wie sie jetzt durchgeführt ist, durchaus ablehnend 
verhalten haben würde. Das Gleiche gilt sowohl für die juristisch 
vorgebildeten Verwaltungsbeamten, wie für alle übrigen technisch 
vorgebildeten Regierungsdezernenten. 

III. Was müssen wir nun fordern? 

a) Wir müssen grundsätzlich fordern, daß die höheren Be¬ 
amten — nicht nur die Medizinalbeamten — eine von dem 
ihnen Vorgesetzten Ministerium anerkannte Vertretung erhalten, 
ohne deren Befragung wichtige „Anordnungen, die den „inneren 
Dienst oder persönliche Angelegenheiten betreffen“, nicht er¬ 
lassen werden dürfen. Ganz besonders wichtig ist dies für uns 
Medizinalbeamte noch aus folgendem Grunde: Zweifellos hat 
sich infolge der Umänderungen an der Spitze unserer Ver¬ 
waltung der Einfluß der dieser Spitze angehörigen aus unsera 
Reihen hervorgegangenen Beamten ganz erheblich verringert. 
In dem früheren Ministerium des Innern hatten wir in den 
Dezernenten der Medizinalabteilung Vertrauensmänner, die 
unsere Bedürfnisse und Sorgen^aus eigener Erfahrung kannten 
und auch genug Einfluß I hatten, um mit Erfolg für uns ein¬ 
zutreten. Jetzt werden im Ministerium für Volks Wohlfahrt viele 
Stoffe bearbeitet, die der Medizinalabteilung des Ministeriums 
des Innern teils völlig fremd waren, teils von ihr nicht in der 
jetzigen Weise betont wurden. Dies muß naturgemäß dazu 
führen, daß der Einfluß — vielleicht auch die Zahl — der aus 
der Medizinalbeamtenlaufbahn hervorgegangenen Dezernenten 
abnimrat, und damit der Einfluß der Medizinalbeamten selbst. 
Das Verlangen der Schaffung eines’Medizinalbeamtenaus- 
schusses in oben skizziertem Sinne ist deshalb für uns ein 
dringendes Gebot der Zeit. 
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b) Wir müssen ferner, da nun einmal die verfügten Ein¬ 
gruppierungen von Kreisärzten und Regierungs- und Medizinal¬ 
räten nicht rückgängig zu machen sind, fordern, daß diese 
unserem Interesse laicht entsprechende Eingruppierung ergänzt 
wird in etwa folgender Weise, daß 

1. ein bestimmtes Teil der Stellen der vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzte als Aufrückungsstellen dem Dienstalter der Inhaber 
nach in Gruppe 11 fällt und 

2. zunächst sämtliche Reg.- und Medizinal-Räte in 
Gruppe 12 versetzt werden, da die dienstjüngsten 
Reg.- und Med.-Räte die Stellen der Gruppe 12 einnehmen. 
Einem späteren Abbau dieser Stellen bis auf eine be¬ 
stimmte Zahl der wichtigsten, zu denen aber die Stellen 
an den Sitzen der Oberpräsidien nicht grundsätzlich zu 
zählen sind, soll damit nicht vorgegriffen werden. 

3. Sollte dies aus praktischen Gründen nicht möglich sein, 
so sind immer mindestens die zum* ersten Dienst¬ 
altersdrittel gehörigen Reg.- und Med.-Räte 
sämtlich in Gruppe 12 zu versetzen, bis alle in 
der Voraussicht der späteren Alterszulage vom Jahre 1909 
in die Stellung bei einer Regierung übergetretenen jetzigen 
Reg.- und Med.-Räte aus dem Dienste ausgeschieden sind. 

4. Falls sowohl für die Kreisärzte der Gruppen 10 und 11, 
als auch für die Regierungs- und Medizinalräte der Gruppen 
11 und 12 je verschiedene Amtsbezeichnungen eingeführt 
werden, werden dieselben entsprechend den Forderungen 
zu 2 zugeteilt. 

IV. ln Nr. 13 dieser Zeitschrift findet sich ein Bericht 
über die am 12. Juni d. J. abgehaltene Sitzung des Vorstandes 
des Preußischen Medizinalbeamtenvereins. Es ist hier auch die 
Frage einer Organisationsänderung des Vereins be¬ 
sprochen. Ich glaube, jede Satzungsänderung muß als Grund¬ 
lage zunächst die vorstehend erörterte Schaffung eines amtlich 
anerkannten Medizinalbeamten-Ausschusses haben. Ist diese 
erreicht, so muß die auch meines Erachtens dringend gebotene 
Neuorganisation des Vereins von dem Grundsätze ♦ ausgehen, 
daß die Auffassung des Vereins in dem Ausschüsse maßgebend 
zur Geltung kommt. Ob hierzu der jetzt vorgeschlagene Zusatz 
zu § 8 der Satzungen dauernd genügend ist, wird sich heraus¬ 
steilen. Vorläufig halte ich ihn für zweckentsprechend und 
auch das beabsichtigte Zusammentreten des erweiterten Vor¬ 
standes bereits bei der diesjährigen Hauptversammlung des 
Preuß. Medizinalbeamtenvereins für dringend wünschenswert. 

V. In vorstehenden Erörterungen bin ich auf die Frage 
der Höhe des Ruhegehalts der Inhaber von Stellen, die eben 
vor oder mit der Einreihung ihrer Stelle in Gruppe 11 bezw. 
Gruppe 12 in den Ruhestand getreten sind, nicht eingegangen. 
Es liegt hierin durchaus keine Mißachtung dieser für die be¬ 
treffenden Kollegen äußerst wichtigen Frage. Ich halte es aber 
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für den richtigeren Weg, wenn zunächst die Frage geklärt 
wird, ob das Dienstalter mindestens jedem vollbesoldeten Medi¬ 
zinalbeamten das Recht auf Eintritt in Gruppe 11 bezw. 12 
gibt. Erst dann ist die Frage der Berechnung des Ruhegehalts 
spruchreif für diejenigen Herren, die ohne erst in „Sonder¬ 
stellungen“ oder „Aufrückungsstellen“ gekommen zu sein, seit 
dem Kriege pensioniert sind. 

Ebenso halte ioh auch die völlige Ausschließung der nicht¬ 
vollbesoldeten Kreisärzte von den Vorteilen des Aufstieges in 
eine höhere Gruppe einschließlich der zu erwartenden Titel¬ 
veränderung nicht für gerechtfertigt. Auch die Lösung dieser 
Frage muß aber vorläufig zurückgestellt werden. 

VI. Wie mehrfach erwähnt, betreffen die von mir be¬ 
sprochenen Fragen großenteils nicht nur die Medizinalbeamten; 
sie gehen vielmehr alle höheren Beamten an. So ist, um 
ein Beispiel anzuführen, die Zuteilung der Regierungs- und 
Veterinärratsstellen zu Gruppe 12 m. W. nach dem gleichen 
Schema wie bei den Reg.- u. Med.-Räten erfolgt, obwohl es für 
diese „Gerichtsärztliche Ausschüsse“ doch nicht gibt. Ganz 
besonders ungünstig ist die Lage der juristisch vorgebildeten 
Verwaltungsbeamten, denen ein großer Teil der Aussicht auf 
den Uebergang in höhere Stellen durch die jetzige Art der 
Besetzung der Staats-, Provinzial-, Bezirks- und Kreisbehörden 
genommen ist. Daß dies auch den Medizinalbeamten und den 
übrigen technischen höheren Beamten ebenso ergehen kann, 
bedarf keiner Erörterung. Auch jetzt schon ist die Zugehörig¬ 
keit zu einer bestimmten politischen Partei anscheinend nicht 
immer ohne Einfluß auf die Auswahl bei der Besetzung von 
Stellen. Um so mehr ist der Zusammenschluß aller höheren 
Verwaltungs- und sonstigen Beamten in einem großen Ver¬ 
bände geboten, der die Allen gemeinsamen Interessen zu ver¬ 
treten hat, während die speziellen Interessen in den Sonder- 
Berufsvereinen und in Sonder-Berufs-Beamtenausschüssen wahr¬ 
genommen werden müssen. 

Die Gründung dieses Verbandes dürfte in absehbarer Zeit 
erfolgen durch Zusammenschluß der verschiedenen 
Verbände höherer Beamten in dem Reichsbund der 
höheren Beamten Deutschlands, dessen preußische 
Landesgruppe, der Landesverband der höheren Beamten Preußens 
für uns von besonderer Wichtigkeit sein wird. Dieser Landes¬ 
verband wird bestehen aus den einzelnen Berufsvereinen als 
Mitgliedern. Seinen Unterabteilungen müssen je nach der Größe 
der Mitgliederzahl in den einzelnen Orten oder Bezirken ent¬ 
weder von den Mitgliedern der einzelnen Berufsvereine als 
Einzelmitglieder gebildet werden oder von den Bezirksgruppen 
der Berufsvereine als korporative Mitglieder, ohne daß den Mit¬ 
gliedern der Berufsvereine hierdurch besondere Aufwendungen 
erwachsen. Eine derartige Organisation bildet eine Macht, mit 
der an höherer Stelle gerechnet werden muß. Aber auch nur, 
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wenn wir höheren Beamten in dieser Weise geeint auftreten, 
können wir erwarten, daß den berechtigten Forderungen sowohl 
der höheren Beamten im allgemeinen als auch denen der Sonder¬ 
gruppen, darunter den von uns Medizinalbeamten gestellten, 
ein Erfolg zuteil wird. 

Die preussischen Kreisärzte und der I. Deutsche 
Gesundheitsfürsorgetag in Berlin am 25. Juni 1921. 

Von Kreisarzt Dr. KQhnlein in Merseburg. 

(Fortsetzung und Sohlaß.) 

Die Beratung sozialhygienischer Gesetze erscheint mir 
bezüglich ihres Wertes für die Volksgesundheit nicht genügend 
gewährleistet, wenn lediglich die gesetzgebenden Körperschaften, 
in denen vielleicht hin und wieder ein Arzt, ein Fachmann, 
Platz hat, sie vornehmen. Auch daß man die Medizinalbehörden 
in der Regierung hört, reicht nicht aus. Es ist unbedingt er¬ 
forderlich, daß sowohl die Organisation der praktischen Aerzte, 
als auch die der Medizinalbeamten befragt wird. Hier sitzen 
die Männer, die in dem pulsierenden Leben stehen, die praktisch, 
fachmännisch arbeiten. Daß aber der beamtete Arzt vor allem 
in sozialhygienischen Dingen Fachmann ist, das bestätigen 
jedem, der es hören will, die praktischen Aerzte täglich. So 
sagte mir neulich ein Kollege aus der Praxis, daß es besser 
wäre, wenn die beamteten Aerzte die Säuglings- und Tuber¬ 
kulosefürsorge und ähnliche Gebiete in die Hand nähmen; sie 
hätten die Vorbildung dazu. Außerdem: Wenn der praktische 
Arzt heute soviel erarbeiten wolle, daß er leben könne, dann 
habe er zu dieser Tätigkeit keine Zeit. Man erlebe ferner in 
den Kreisen der Aerzteschaft immer wieder, daß die jüngeren 
Kollegen sich dieser Tätigkeit hingeben, um erst in die Praxis 
hineinzukommen; sobald sie Praxis hätten, dann zögen sie sich 
aus der sozialhygienischen Tätigkeit heraus. Ich will mich 
einer kritischen Beleuchtung dieser Worte enthalten. Es war 
mir aber interessant, dieses Urteil zu hören, und ich glaube, es 
dem Leser nicht vorenthalten zu dürfen. Vollends lehnte dieser 
Herr das Halten belehrender Vorträge durch den praktischen 
Arzt ab. Er sagte unumwunden: '„Dazu ist der beamtete Arzt 
da; dieser verfügt auch über das Material dazu.“ 

Aus den Fragebogen habe ich nun festgestellt, daß die 
beamteten Aerzte — d. h. die noch lebenden und amtierenden — 
seit 1884 belehrende Vorträge aus einer ganzen Reihe von Ge¬ 
bieten der Sozialhygiene, der Medizin, ja — der Naturwissen¬ 
schaften gehalten haben. Von den 817 Antworten waren 265 
in dieser Hinsicht bejahend = 88,6°/ 0 . Es ist also die er¬ 
drückende Mehrzahl der preußischen Kreisärzte 
herausgegangen aus dem Büro und der Studierstube 
und hat seit 37 Jahren sich redlich bemüht, aufzu¬ 
klären. Was will man also von uns? Man gründet immer 
neue Vereine, die aufklären sollen, — „planmäßig das ganze 
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Volk 0 — sagt man. Kann es eine planmäßigere Auf¬ 
klärung geben als die durch den Gesundheitsbeamten 
des Kreises? Es sei hierbei nicht vergessen, daß von den 
verschiedensten Seiten uns auch bereitwilligst Material zu solchen 
Vorträgen übermittelt wurde, vor allen Dingen aber Hilfsmittel, 
wie Bilder, Lichtbilder, Films, Phantome und ähnliches mehr, 
deren lebendige Einwirkung auf die Volksseele wir niemals 
unterschätzt haben. Das statistische und sonstige erforderliche 
Material gab und gibt uns unser Büro, das wir uns alle selbst 
schaffen und unterhalten, und unsere Tätigkeit. Ich will, wenn 
auch Aufzählungen langweilig wirken, die Vorträge, die mir 
besonders mitgeteilt sind, , hier benennen und bitte, mir diese 
Zusammenstellung nicht übel zu nehmen. Ich halte es für 
erforderlich, daß betont wird, worüber von uns gesprochen 
worden ist: 

Fttrsorgeorganisation im allgemeinen. — Ueber Sozialhygiene. — Ge¬ 
burtenrückgang und Säuglingssterblichkeit. — Wohnungsfrage und Säuglings¬ 
sterblichkeit. — Mütterberatungsstellen. — Säuglingsfürsorge (104 Vortragende). 

— Lehrgänge in der Säuglingspflege (bis zu 6 Wochen Dauer). — Ueber Milch¬ 
küchen. — Ueber Krippen. — Die Krankheiten des Kleinkindes. — Kleinkinder¬ 
pflege. — Das gesunde und das kranke Kind. — Die Seele des Kleinkindes. — 
Jagendpflege.— Jugendpflege und Volksgesundheit. — Ansteckende Krankheiten 
des Kindesalters. — Englische Krankheit und sonstige Konstitutionsanomalien 
des Kindes. — Das Ziehkinderwesen. — Berufsvormundschaft. — Das unehe¬ 
liche Kind. — Schwangeren- und Wöchnerinnenfürsorge. — Wochenbettpflege. — 
Die Abtreibungen und ihre Gefahren für die Frau und das Volk. — Welche 
Ursachen haben letzten Endes die Abtreibungen. — Verbreitung der Infektions¬ 
krankheiten durch die Schalen. — Die Hilfsschule und das geistesschwache 
Kind. — Schulkrankheiten. — Die Tätigkeit des Schularztes. — Die Zahn¬ 
karies des Schalkindes. — Schalzahnpflege. — Haar- und Hautkrankheiten in 
der 8chale. — Jugendspiele. — Die Nützlichkeit des Badens. — Badewesen. — 
Schulhygiene. — Ueber Ungeziefer. — Fürsorge für die der Schule entwachsene 
Jugend. — Sexuelle Gefahren für die Jugend. — Sexualpädagogik. — Turnen, 
Spiel, Sport. — Leibesübungen. — Reinlichkeit. — Sünden gegen die Gesund¬ 
heit — Wohnungsfürsorge. — Die Tätigkeit der Wohnungsbau vereine. — Be¬ 
hebung des Wohnnngselends, die alleinige Grundlage der Volksgesundheit (vorm 
Kriege gehalten). — Städtereinigung (Kleinstadt — Großstadt). — Ortshygiene 
auf dem Lande. — Wasserversorgung in Stadt und Land. — Regelung des 
Wohnungswesens durch Ortsstatut als Grundlage der Volksgesundheit (vorm 
Kriege gehalten). — Fortbildungskurse in Hygiene für Lehrer. — Die Gefahren 
des Alkoholgenusses (29 Vortragende). — Fürsorge für Alkoholiker. — Der 
Nikotinverbrauch und seine Wirkung in gesundheitlicher und volkswirtschaftlicher 
Hinsicht. — Die GenuBmittel, ihr Wert und Schaden für uns. — Ueber Tuber¬ 
kulose, ihre Entstehung, Ausbreitung und Verhütung (118 Vortragende). — 
Liegehallen. — Heilstätten für Lungenkranke. — Tuberkulosefürsorge. — Auf¬ 
gaben des Vertrauensarztes bei der Aussendung unbemittelter Tuberkulöser. — 
Die Geschlechtskrankheiten. — Fürsorge für Geschlechtskranke (61 Vortragende). 

— Geschlechtliche Aufklärung. — Prostitution. — Fürsorge für Prostituierte. — 
Geschlechtliche Gefahren. — Ansteckende Hautkrankheiten. — Bartflechten 
und andere Flechten und ihre Verhütung. — Die Infektionskrankheiten. — 
Grundlage der Bakteriologie. — Lebensweise und Verbreitung der Krankheits¬ 
erreger. — Typhusinfektionen und Bazillenträger. — Diphtheriebazillenträger 
in der 8chule. — Ruhrepidemien. — Uebertragung ansteckender Krankheiten 
der Haustiere auf den Menschen (Tollwut, Milzbrand, Rotz). — Kriegsseuchen. — 
Cholera. — Malaria. — Die Schutzpockenimpfung. — Die Krebskrankheit. — 
Die inneren Drüsen und ihre Wirkungen beim Menschen. — Verschiedene 
Krankheitaformen. — Erste Hilfe bei Unglücksfällen. — Die Gewerbekrank- 
beiten. — Bandwurmkrankheiten. — Allgemeine Hygiene. — Gesundheitspflege. — 
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Gesundheitliche Gefahren der Industrialisierung. — Die Krankheiten and die 
Gesellschaft (ungeheuerlich, daß ein Kreisarzt einen solchen Vortrag halten 
kann!!). — • Private und öffentliche Gesundheitspflege. — Gewerbehygiene. — 
Krankenpflege. — Kurse in der Krankenpflege. — Die Wanderhaushaltungs¬ 
schule. — Krankenhäuser. — Krankenkassen. — Landkrankenpflege. — Frauen¬ 
arbeit in der Landwirtschaft. — Frauenarbeit. — Unfallwesen. — Soziale 
Gesetzgebung. — Merkblätter über die Tätigkeit der Frauenvereine. — Zahl¬ 
reiche belehrende Artikel aus den verschiedensten Gebieten der Gesundheits¬ 
pflege in Kreisblättern und Tageszeitungen. — Ueber Kriegsbehörden. — Kriegs¬ 
beschädigtenfürsorge. — Kriegshinterbliebenenfürsorge. — Berufsberatung und 
Arbeitsnachweis. — Blindenfürsorge. — Krüppelfürsorge. — Das neue Krüppel- 
fiirsorgegesetz. — Rekrutenfürsorge. — Hebammenwesen. — Desinfektions¬ 
wesen (sogar gegen die Formalindesinfektion haben Kreisärzte schon vor einer 
Reihe von Jahren geschrieben und gesprochen). — Desinfektions- und Ent¬ 
lausungskurse.— Grundlagen der medizinischen Wissenschaft.— Darvin und 
Haeckel. — Die Naturwissenschaften." 

Das ist das, was mir auf den Fragebogen mitgeteilt worden 
ist. Persönlich weiß ich, daß noch über eine Reihe anderer 
Gebiete wiederholt von Kreisärzten gesprochen worden ist. 
Sieht man sich die Vortragsthemen aufmerksam durch, dann 
muß man, wenn man ehrlich ist, zugeben, daß die biologische 
Richtung durchaus nicht der bakteriologischen gegenüber zu 
kurz gekommen und der Sozialhygiene mit ihren zahlreichen 
Gebieten ein großer Raum gegeben ist. Somit scheinen doch 
sehr viele Kreisärzte ihre Tätigkeit nichtmitdemSeuchen* 
mord für abgeschlossen zu erachten. Selbstverständlich 
ist ein Teil dieser Vorträge in Aerztevereinen, im Medizinal¬ 
beamtenverein, auf Medizinalbeamten-Versammlungen, auf den 
Kreislehrerkonferenzen und vor Hebammen und Schwestern 
gehalten worden. Aber der Kreisarzt hat sich durchaus nicht 
nur darauf beschränkt, vor den genannten Kreisen zu sprechen. 
Er hat, wie meine Umfrage ergeben hat, in zahllosen 
Fällen auch in öffentlicher Volksversammlung ge¬ 
sprochen. Die Kreise, vor denen er außer den ge¬ 
nannten geredet hat, seien hier gleichfalls in aller Kürze 
aufgezählt: 

Versammlungen der Landes Versicherungsanstalten, Landwirtschaftliche 
Vereine, Landwirtschaftskammern, Gewerkschaften, Bildungsvereine, 
Volkshochschule, Fürsorgevereine, Tarn- und Sportvereine, Fortbildungschulen, 
Fraaenschalen, Schulen, Lehrer- und Lehrerinnenversammlungen, vaterländische 
Frauenvereine, landwirtschaftliche Winterschalen, Gendarmerieschulen, höhere 
Schalen, Abiturienten, Impftermine, Waisenratssitzungen, Innungsausschüsse, 
Vereine für Volksbygiene, Krankenkassen, evangelische Volks vereine, 
Lehrer-Seminare, Fabrikpflegerinnen, Gesundheitskommissionen, Sanitätskolonnen, 
Helferinnen - Abteilungen, Jugendpflegetagungen, KreisauBschüsBe, Wander¬ 
ausstellungen (Tuberkulose, Säuglinge, Geschlechtskranke, Alkoholiker usw.). 

Auch hier möchte ich hinzufügen, daß mir persönlich be¬ 
kannt ist, daß die Zahl der Vereine und Körperschaften und 
ähnliche noch größer und verschiedener ist, als die Herren in 
ihren Antworten angegeben haben. Daß sie sich bei ihren Vor¬ 
trägen vielfach des Films, des Lichtbildes, der Abbildung, des 
Phantoms und statistischer Kurven und Zahlen nach Möglich¬ 
keit bedient haben, braucht nicht besonders hervorgehoben zu 
werden. Bezahlung für diese Arbeit ist nur in ganz vereinzelten 
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Fällen erfolgt. Jedermann hält das Aufklfiren für eine Pflicht 
der Medizinalbeamten, wobei nicht zu vergessen ist, daß die 
bloße Erfüllung dieser Pflicht nicht selten viel Unkosten macht 
durch die Beschaffung des für die Vorbereitung der Vorträge, 
Kurse usw. erforderlichen Materials, Bücher, Zeitschriften und 
ähnliches mehr. 

Selbstverständlich ist mit der Aufklärungsarbeit die kreis¬ 
ärztliche Tätigkeit nicht erschöpft. Die Aufklärung muß die 
Bevölkerung aufnahmefähig machen für diese wichtige Gesund- 
heits- und Wohlfahrtspflege, muß den Boden für diese vor¬ 
bereiten sowohl bei denen, die die Mittel hergeben sollen, als 
auch bei denen, die der Fürsorge bedürfen. Es wird wohl 
niemand unter uns beamteten Aerzten geben, der nicht wüßte, 
daß ohne Aufklärung keine praktische Tätigkeit möglich ist. 
Aber wer hat denn außer uns aufgeklärt? Ich wäre dankbar, 
wenn mir außer uns noch recht viele in diesem Sinne namhaft 
gemacht werden könnten. Es gibt auch außerhalb unseres ge¬ 
schlossenen Kreises noch einige; das sind aber wenige. Im 
allgemeinen mußten wir auch dann die Vorbereitung der Vor¬ 
träge dieser, besonders auf dem Lande, in die Hand nehmen 
und für Besuch sorgen. In den Städten lagen die Dinge zwar 
anders, aber auch hier war der Kreisarzt zum mindesten irgend¬ 
wie beteiligt. Erst in den allerletzten Jahren" hat sich mit der 
Zunahme der Maulwurfsarbeit gegen uns das Bild etwas ge¬ 
ändert. Wir freuen uns aber, daß wir nun Unterstützung finden 
in der schweren Aufgabe, die wir an unserem zertrümmerten 
Volke zu verrichten haben. Vielleicht gelingt es uns, mit 
Hilfe dieser Unterstützung Besinnung in unser Volk zu bringen, 
Besinnung darauf, daß die Gesundheit des Volkes das einzige 
ist, das wir armen Deutschen uns vielleicht zurzeit noch etwas 
besser gestalten können und unbedingt gestalten müssen, wenn 
wir nicht als Volk zu Grunde gehen wollen. Indessen stehen 
wir Kreisärzte schon seit vielen Jahren auch in der praktischen 
sozialhygienischen Arbeit, wie sich dies auch für jeden, der 
einsehen will, von selbst versteht. In den Antworten, die 
ich erhielt, las ich vielfach, daß man Kreisarzt geworden wäre, 
weil man die Prophylaxe für die Gesamtheit des Volkes fast 
für wichtiger gehalten habe, als die Behandlung des Einzel¬ 
falles, daß man wohl gerechnet habe mit einer wirtschaftlichen 
Verschlechterung gegenüber den bisherigen Einnahmen als 
medicus practicus, aber einen unwiderstehlichen Drang gehabt 
habe, für einen größeren Volkskreis schaffen zu können und 
mitzuhelfen an der Lösung der sozialen Frage. So schreiben 
nicht bloß die jüngeren Kreisärzte, sondern auch eine Reihe 
älterer. Für den Sachkenner erscheint dies auch durchaus 
glaubhaft. Ein solcher weiß genau, wie es für den Kreisarzt 
immer wieder darauf ankommt, für sich persönlich zu ver¬ 
zichten und seinen Dienst in das Interesse der Allgemeinheit 
zu stellen. Ein solcher weiß auch, daß dies tatsächlich ge¬ 
schieht. So ersah ich denn aus den Antworten, daß ein älterer 
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Kreisarzt, schon im Jahre 1880 sich um das Zustandekommen 
einer Krippe in seinem Kreise eifrig bemüht und auch seine 
Pläne durchgedrückt hatte. Ein anderer hatte schon 1885 eine 
regelrechte Säuglingsfürsorgestelle eingerichtet. Ein dritter 
hielt bereits im Jahre 1893 Beratungsstunden für Tuberkulose 
ab. In größerem Umfange begann die kreisärztliche fürsorgerische 
Tätigkeit im Jahre 1899 einzusetzen. Von da an melden die 
beantworteten Fragebogen zunehmend bis zur Jetztzeit das 
Entstehen von Fürsorgestellen und anderer sozialhygienischer 
Einrichtungen verschiedenster Art. Ich habe den Eindruck 
gewonnen, daß die Kreisärzte meistenteils, um das Werden der 
Fürsorgeeinrichtungen überhaupt erst zu ermöglichen, zunächst 
einmal selbst die ganze praktische Arbeit in die Hand ge¬ 
nommen haben. Gewiß waren auch andere Faktoren beteiligt, 
wohl besonders in den Großstädten. Das braucht nicht ver¬ 
schwiegen zu werden. Es wäre sogar falsch, wenn wir Kreis¬ 
ärzte jetzt eben dasselbe täten, was von anderer Seite uns 
gegenüber angewandt worden ist, nämlich wenn wir behaupten 
wollten, daß nur wir alles gemacht hätten, daß ohne uns viel¬ 
leicht sogar die Welt untergehen würde. Heute handelt es 
sich aber nur darum, festzustellen, daß wir durchaus nicht bei¬ 
seite gestanden haben und ansehnliche Leistungen aufzeigen 
können, wenn es galt, für Gesundheit und Wohl unseres Volkes 
zu arbeiten. Daß es auch unter uns eine Reihe solcher gibt, 
die Abneigung gegen jede fürsorgerische Tätigkeit empfunden 
haben und heute noch empfinden, sei nicht bestritten. Diese 
Kollegen haben ihre Ansichten mir gegenüber auch offen zum 
Ausdruck gebracht. Solche mag es auch unter unseren Gegnern 
geben; diese schreien jedoch drüben einfach mit, weil wir 
ihnen aus mancherlei Gründen unbequem sind. Es sei aber 
ausdrücklich festgestellt, daß die erdrückende Mehrzahl 
der Kreisärzte auf dem Gebiete der Sozialhygiene 
teils führend, teils mitarbeitend sioh betätigt hat. 
Es muß dabei außerdem hervorgehoben werden, daß ihre Be¬ 
mühungen in kleineren und mittelgroßen Städten sowie in den 
Landkreisen nicht selten statt großen Beifalles und freudigen 
Zuspruchs, Unwillen und ungeahnten Widerspruch auslösten. 
Trotzdem haben sie sich nicht entmutigen lassen und achten 
auch heute nicht der Schwierigkeiten, sondern arbeiten still 
und ruhig weiter. Jahr für Jahr berichten sie in ihren Jahres¬ 
gesundheitsberichten ausführlich ihrer Vorgesetzten Behörde 
über ihre Tätigkeit. Es wäre deshalb vielleicht auch möglich, 
von dieser, in deren Schoß die erwähnten Berichte gut ruhen, 
eingehend zu erfahren, was auf sozialhygienischem Gebiete von 
den Kreisärzten bisher geleistet bezw. nicht geleistet worden 
ist. Ich glaube nicht fehlzugehen in der Annahme, daß von 
dieser Seite bisher eine umfassende Zusammenstellung unserer 
sozialhygienischen Tätigkeit auf Grund der Jahresgesundheits¬ 
berichte nicht erfolgt ist. Vielleicht wäre durch eine solche 
mancherlei irrtümliche Vorstellung über unser Tun und Treiben 
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endgiltig beseitigt worden. Jedenfalls würde eine Zusammen¬ 
stellung auf Qrund der amtlichen Berichte fast lückenlos sein, 
während bei mir doch einiges fehlt, wie z. B. die Uebersicht 
über die Leistungen der bereits verstorbenen oder nicht mehr 
amtierenden Kreisärzte und derjenigen, die sich mir gegenüber 
in Stillschweigen gehüllt haben. Das Material, das ich erhalten 
habe, zeigt, daß von 1904 bis 1919 im ganzen 151 von 317 Eireis¬ 
ärzten, d. h. 47,6 °/ 0 , selbst Säuglingsfürge- oder Mutterberatungs¬ 
stunden abgehalten haben. Von 1893 bis 1919 berieten 178 Kreis¬ 
ärzte Tuberkulöse in besonderen Pürsorgestunden = 56,1 ®/ 0 . 
Noch größer ist die Zahl derjenigen Kreisärzte, die sich seit 
Kriegsbeginn bis 1919 um die Beratung der Kriegsbeschädigten 
bemüht haben. Sie beträgt 200 von 317 = 63,1 °/o. Aber sie 
haben sich nicht nur bemüht, praktisch in den vorhandenen 
Fürsorgeorganisationen mitzuarbeiten, soweit sie nicht über¬ 
haupt übergangen oder gar, wie es in dieser und jener 
Großstadt den Eindruck macht, davon abgedrängt wurden, 
sondern eine ganze Reihe von Fürsorgeeinrichtungen 
ist überhaupt erst auf ihren betriebsamen Eifer, 
auf ihr wiederholtes Drängen hin, ja sogar durch 
sie selbst geschaffen worden. Sie sind dankbar dafür, 
daß sie auch immer wieder und wieder trotz der Abneigung 
mancher Kreise Menschen fanden, die mit ihnen an emem 
Strange zogen und ihnen in ihren Bestrebungen, der Volks¬ 
gesundheit zu nützen, behilflich waren. Die Antworten, die 
ich erhielt, erwähnen da in erster Linie die Landräte, Bürger¬ 
meister, vaterländischen Frauenvereine, Spezialisten der Aerzte- 
schaft und auch sonst öfter Aerzte. Auf Grund meiner Um¬ 
frage sind vorstehend die in den Kreisarztbezirken vorhandenen 
Fürsorgeeinrichtungen mit Angabe des Gründungsjahres zu- 
sammengestellt und gleichzeitig in Klammern die Zahlen der 
von den Kreisärzten geschaffenen oder auf ihre Anregung und 
ihr Drängen entstandenen Fürsorgeorganisationen beigefügt. 

An den aus der Tabelle ersichtlichen Einrichtungen, die 
ihre Entstehung und Organisation hauptsächlich den Kreis¬ 
ärzten verdanken, sind die folgenden Personen und Körper¬ 
schaften teils leitend, teils ausübend beteiligt: 
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Fürsorgerinnen (bezw. Hebammen .... in 30 Kreisen 

Fürsorgesehwestern) in 116 Kreisen Desinfektor . . . . „ 1 „ 

Gemeindeschwestern „ 16 „ Provinzi&l-Hebammen- 

FreiwilligeHelferinnen „ 9 „ Lehranstalt . . . „ 1 „ 

Landpflegerin . . . „ 1 „ Krankenanstalt . . „ 1 „ 

Den beiden Uebersichten erläuternde Worte hinzuzufügen, 
erübrigt sich. Vielleicht bedarf es aber des Hinweises, daß die 
Kreisärzte verstanden haben, die weitesten und verschieden¬ 
artigsten Bevölkerungs* und Berufsgruppen für die sozial¬ 

hygienische Arbeit zu interessieren, und daß nicht, wie man 
vielfach in der Presse lesen kann, die Kreisärzte erst für diese 
Arbeit von anderen mit vielen Mühen gewonnen werden 
mußten. Auch auf dem I. Deutschen Gesundheitsfürsorgetag 
konnte man aus dem im übrigen glänzenden Vortrage des Herrn 
Prof. Grotjahn heraushören, daß wir Kreisärzte in erster 
Linie Seuchenbekämpfung übten und nur so nebenbei uns mit 
der sozialen Fürsorge und der Gesundheitspflege befaßten. 
Aus den Antworten, deren Ergebnis ich in diesem Aufsatze 
zusammengestellt habe, geht einwandfrei hervor, daß sich für 
uns seit einer Reihe von Jahren soziale Fürsorge und Gesund¬ 
heitspflege zu einer unserer Hauptarbeiten entwickelt hat. Wir 
müssen daher auch mit Entschiedenheit verlangen, daß dies 
nicht in der Oeffentlichkeit entstellt wird und die Ausnahmen, 
die es, wie ich schon einmal anerkannt habe, gibt, auch als 
Ausnahmen erwähnt und behandelt werden. Daß es solche 
Ausnahmen gibt, daran tragen wir Kreisärzte die geringste 
Schuld. Sie finden ihre Ursache in dem Mangel einer einheit¬ 
lichen Regelung der Gesundheitspflege im Reiche. Unsere Ver¬ 
einigung hat lange genug nach einer solchen Regelung ge¬ 
rufen. Bisher vergeblich! Es fehlt eben in den gesetzgebenden 
Körperschaften an der genügend großen Anzahl wirklicher 
Sachverständiger, bezw. werden Sachverständige nicht genügend 
ausgewählt und hinzugezogen. Daß in der Vereinigung der 
MeJizinalbeamten gerade für die Sozialhygiene aber Sach¬ 
verständige zu finden sind, das geht aus den eingeklammerten 
Zahlen der Tabelle unzweideutig hervor. 

In diesen in Klammern gesetzten Zahlen ist jede Für¬ 
sorgeeinrichtung für den einzelnen Kreis nur einmal aufgeführt, 
d. h. z. B., wenn für einen Kreis 3 Tuberkuloseberatungsstellen 
angegeben sind, daß dann diese 3 Stellen nur als 1 vermerkt 
worden sind. Als Gründungsjahr ist jedesmal das Jahr der 
ersten Einrichtung mehrerer gleichartiger Organisationen ge¬ 
nommen. 

Diese Tabelle würde nun für den Zweok dieser Arbeit, 
für den Nachweis des aktiven Interesses der Kreisärzte an den 
Einrichtungen zur Hebung der Wohlfahrts- und Gesundheits¬ 
pflege nichts bedeuten, wenn nicht auch Angaben über die Art 
ihrer Beteiligung an diesen Einrichtungen gemacht werden 
könnten. Nach dem Ergebnis meiner Umfrage sind nämlich 
die Eireisärzte beteiligt bei: 
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Vergleicht man zunächst die Summe der einzelnen Ein¬ 
richtungen mit der Zusammenstellung am Ende der ersten Tabelle, 
so sieht man, daß diese Zahlen sich bis auf unbedeutende Diffe¬ 
renzen decken. Daß sie nicht genau übereinstimmen, liegt daran, 
daß in den Antworten hier und da, wie das immer bei solchen Um¬ 
fragen zu sein pflegt, einzelnes nicht angegeben ist. Eins ist 
aber sicher aus den Differenzen zu erkennen, nämlich, daß 
weniger Tätigkeit angegeben ist, als den tatsächlichen Ver¬ 
hältnissen entspricht. 

Während wir aus den Klammerzahlen der Tabelle gesehen 
haben, eine wie große Zahl von Kreisärzten sich energisch für 
die Einrichtung von Fürsorgestellen mit allen Kräften eingesetzt 
hat, erkennen wir jetzt, daß beinahe die Hälfte der Kreisärzte, 
in deren Kreisen Fürsorgeeinrichtungen bestehen, aktiv an der 
Fürsorge beteiligt ist, in geringerer Zahl eine Aufsichts-, be¬ 
ratende oder leitende Tätigkeit ausübt und nur ein ganz ge¬ 
ringer Prozentsatz — 9,7 # /o — von ihnen keinen Anteil daran 
nimmt. Eine ganze Reihe von Fürsorgeeinrichtungen, über die 
mir gleichfalls zum Teil zahlenmäßige, zum Teil allgemeine 
Angaben gemacht worden sind, habe ich nicht tabellarisch 
zusammengestellt. Aus diesen Angaben sei noch erwähnt, daß 
von 25 Fürsorgestellen für Geschlechtskranke 17 von Kreis¬ 
ärzten geleitet werden, daß die Trinkerfürsorge, Fürsorge für 
Geisteskranke, kriminelle Jugendliche, schwach begabte schul¬ 
entlassene Jugendliche, uneheliche Säuglinge, Arbeitslose, kinder¬ 
reiche Familien, daß die Berufsvormundschaft und noch eine 
Reihe anderer sozialhygienischer Einrichtungen zum Teil von 
Kreisärzten eingerichtet worden sind und geleitet werden. 
Wenn man auf der einen Seite immer diese Klagen über 
die Interesselosigkeit oder das geringe Interesse der 
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Kreisärzte an der Sozialhygiene hört und liest und nun 
sich das Material, das mir zugesandt ist, durchsieht, dann 
möchte man beinahe sagen: „Man merkt die Absicht!“ Man 
muß aber auch gleichzeitig seiner Verwunderung darüber Aus¬ 
druck geben, daß von berufener Seite bisher noch kein gründ¬ 
licher Versuch zur Beseitigung der unberechtigten Vorwürfe 
gegen uns unternommen worden ist. Ich gehe noch weiter 
und behaupte, daß der schleppende Gang, den die Entwicklung 
der Sozialhygiene in der Praxis zum Teil geht, seine letzte 
Ursache darin findet, daß man an die leitende Stelle von Wohl- 
fahrts- und .Gesundheitsämtern z. Teil Herren oder Damen gesetzt 
hat, die nicht die Kenntnisse haben, über die der Kreisarzt in¬ 
folge seiner Ausbildung und seiner Tätigkeit verfügt und die 
durch keine der modernen Schnellbildungsanstalten erworben 
werden können. Ein Beispiel, das hierher gehört, ist die Krüppel¬ 
fürsorge, die in manchen Bezirken infolge ihrer bürokratischen 
und unsachgemäßen Handhabung buchstäblich verkrüppelt. 
Wenn wir Kreisärzte uns dieser so dringend notwendigen 
Fürsorge nicht auf das wärmste annehmen werden, dann, 
fürchte ich, wird sie auf elenden Stelzbeinen einherlaufen. 
Ich kenne Fälle, in denen ein Bezirk über geschulte und er¬ 
fahrene Orthopäden verfügt, aber die ärztliche Leitung der 
Fürsorgestelle in andere Hände gibt. Erst der Kreisarzt muß 
auf die Unzweckmäßigkeit der Handhabung hinweisen. Ich 
kenne Stellen, an denen die Stadt sich den Chirurgen, dessen 
Interessengebiet naturgemäß die Chirurgie ist, zum Stadtarzt 
nimmt. Ich kenne aber auch Städte, die mit dem Kreisarzt, 
den sie sich zum Kommunalarzt erwählt haben, sehr zufrieden 
sind. Es gibt sogar sehr große Städte, von denen dies gesagt 
werden kann. Nicht in allen Großstädten hält man es für 
zweckmäßig, den Kreisarzt von jeder sozialhygienischen Tätig¬ 
keit abzudrängen — lediglich weil er nicht kommunalisiert ist. 
Mir würde es im Gegenteil, nicht unzweckmäßig erscheinen, 
wenn man die Kommunalärzte, die über die er¬ 
forderliche Ausbildung verfügen, verstaatlichte 
und endlich einmal die gesamte Fürsorge einheitlich gesetzlich 
regelte. Dazu wäre aber vor allen Dingen eine anständige Be¬ 
soldung der beamteten Aerzte erforderlich und endlich die Ge¬ 
stellung eines Büros. Es ist bewundernswert, daß trotz aller 
Unbill der Verhältnisse die Kreisärzte auf dem Gebiete der 
Sozialhygiene das, was die vorstehende Arbeit dargetan hat, 
geleistet haben. Angriffe gegen sie in ihrer Gesamtheit er¬ 
scheinen hiernach völlig unbegründet und müssen auf das ent¬ 
schiedenste zurückgewiesen werden. Ich bin der Ansicht, daß 
der nächste deutsche Gesundheitsfürsorgetag auch uns Gerech¬ 
tigkeit wird widerfahren lassen. 



346 V. Hauptversammlung des Thür. Med.-Beamten-Vereins. — Besprechungen. 

Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht aber die taufte Hauptversammlung 
des Thüringischen Bedizinal-Beamten-Vereins 
am 86. Juni 1981 in Erfurt. 

Anwesend waren 21 Vereinsmitglieder, als Gäste die Herren Geh. Med.-Rat 
Dr. Wodtke-Jena, Reichskommissar für Typhusbekämpfung in Mitteldeutsch¬ 
land, Vorsitzender des Deutschen und Preuß. Med.-Beamten-Vereins, Reg.- und 
Med.-Rat Dr. Clsuß-Erfurt und Privatdozent Dr. Wagner-Jena. 

I. Bericht des Vorsitzenden über die Tätigkeit des Vorstandes seit 
der letzten Versammlung im Oktober 1920 uud sonstige Mitteilungen. 
Der Vorsitzende Dr Neuhaus-Gera-Renß eröffnete 2V* Uhr die Sitzung 
und begrüßte die als Gäste erschienenen Herren. Zunächst berichtete er über 
Vereinsangelegenheiten. Der Verein zählt z. Zt. 56 Mitglieder, ihm ge¬ 
hören alle Thüringer Amtsärzte mit Ausnahme von 6 an. Sodann gab er ein¬ 
gehende Mitteilungen über die verschiedenen seitens des Vorstandes an Re¬ 
gierung und Landtag gerichteten Eingaben and über das Ergebnis der am 
15. Mai d. J. dem Vorstand seitens des Herrn Wirtschaftsministers Frölich 
bewilligten Besprechung und über die auf Wunsch des Ministers übersandte 
Zusammenstellung der Wünsche der Thüringer Medizinalbeamten. 

II. RfClinungsablegnng und Festsetzung des Jahresbeitrages für 1922. 
Der Kassenführer Dr. 0 s s w a 1 d - Sondershausen erstattete den Kassen¬ 
bericht über das Jahr 1920. Nach Prüfung der Rechnung durch die Herren 
Kollegen Beyer und Franke wnrde ihm Entlastung erteilt. Der Jahres¬ 
beitrag für 1922 wurde auf 15 Mark festgesetzt. Zeit und Ort der nächsten 
Versammlung soll der Vorstand bestimmen. 

III. Herr Privatdozent Dr. Wagner-Jena hielt seinen Vortrag über 
planmäßige Typhnsbekäiupfnng. Die hochinteressanten and lehrreichen Ans¬ 
führungen fanden allseitigen Beifall and werden anch die Kollegen, die der 
verschärften Typhusbekämpfung zweifelnd gegenüberstanden, dafür gewonnen 
haben. An der anf den Vortrag folgenden Aussprache, bei der auch Herr 
Geheimrat Dr. Wodtke von seinen reichen Erfahrungen über Typhusimpfungen 
berichtete, beteiligten sich fast alle Anwesenden. 

IV. Anssprache über Erfahrungen und Wünsche betr. die amtliche 
Tätigkeit der Medizinalbeamten. Es wurde über Beschaffung der neuen 
Dienststempel, über Bezirksarztverhältnisse, die spätere Stellung 
der Kreisassistenzärzte und Gefängnisärzte, über Tagegelder¬ 
fragen und über die Höhe der Gebühren für amtsärztliche Zeugnisse 
gesprochen. Die von der Versammlnng gatgeheißenen Sätze für diese Zeugnisse 
sind den Vereinsmitgliedern zngesandt worden. 

Zum Schluß wurden noch verschiedene Bezahlungskuriosa mitgeteilt. 

Schluß der Versammlung: 6 Uhr nachmittags. 

Dr. Osswald, Schriftführer. 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Soziale Hygiene. 

Die gegenwärtigen Möglichkeiten besserer Volksernährung. Von 
Dr. F. Schweriner -Berlin. Zeitschrift für soziale Hygiene, Fürsorge- und 
Krankenhanswesen; 1920, Heft 6. 

Es mnß immer wieder betont werden, daß die Ernährungsnot nur eine 
der vielen Schädlichkeiten gewesen ist, die im Kriege auf die Volksgesundheit 
eingewirkt haben. Man wird Anhaltspunkte dafür zu gewinnen suchen, wie 
im Rahmen des augenblicklich möglichen eine ansreichende Versorgung mit 
hochwertigen Nahrungsmitteln am zweckmäßigsten angestrebt werden kann. 
Die frühere Unmöglichkeit, die Rationen mit hochwertigen Nahrungsmitteln zu 
ergänzen, hat sich jetzt einigermaßen ausgeglichen. An animalischen Eiweißen 
stehen uns heute als Fleischersatz Seefische und Käse in genügender Menge 
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zur Verfügung. Es ist gerade wichtig, auf den Magerkäse hinzuweisen, der 
ein preiswerter und vollwertiger Fleischersatz ist. Als Träger von Kohle¬ 
hydra tkalorion sind jetzt im Gegensatz zur Kriegszeit Reis und HttlsenfrQchte 
in genügender Menge vorhanden. Gerade die letzteren eignen sich ganz be¬ 
sonders für die Ernährung muskelkräftiger, körperlich arbeitender Menschen, 
sofern sie nur richtig zubereitet sind. Gerade bei der Zubereitung derHülsen- 
frfichte werden wertvolle Nährstoffe vergeudet und es wäre an der Zeit, hier¬ 
über im allgemeinen durch Wort und Schrift belehrend zu wirken. Die Fett¬ 
versorgung ist eine .sehr viel bessere geworden. Wenn nur durch eine 
rücksichtslose Nahrungsmittelanfsicht verhindert würde, daß minderwertiges 
Rohmaterial verwendet wird, könnte die Bevölkerung vor schlechten Fabrikaten 
geschützt werden. — Mit Hilfe einer Reihe hochwertiger Nahrungsmittel müßte 
es gelingen, den allgemeinen Ernährungszustand auf ein besseres Niveau zu 
bringen und so das fehlende Fleisch und die äußerst knappe Butter zu er¬ 
setzen. Mit Recht hebt Verfasser die Notwendigkeit hervor, da weite Kreise 
den veränderten Verhältnissen ganz hilflos gegenüberstehen, daß eine weit¬ 
gehende Aufklärungsarbeit auf diesem Gebiet geleistet werden müsse. Da 
dabei auch die Geschmacksfrage mitspricht, muß die Bevölkerung nicht nur 
über den wahren Wert, sondern auch über die Zubereitung der einzelnen 
Nahrungsmittel unterrichtet werden. An einzelnen Beispielen wird dies trefflich 
illustriert. Die Aufklärungsarbeit bat sich auf alle Kreise der Bevölkerung 
zu erstrecken, damit man sich im allgemeinen damit vertraut macht, wie über¬ 
aus teure Nahrungsmittel sehr wohl durch billigere und auch jetzt schon leicht 
zu beschaffende ersetzt werden können. Dr. Israel-Breslau. 


Besprechungen. 

Prof. Dr. J. Wilhelmi: Die Bekämpfung der gesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Schädlinge. Denkschrift zur Ausgestaltung der Schäd¬ 
lingsbekämpfung in Deutschland. Veröffentlichungen aus dem Gebiet der 
Medizinalverwaltung; 12. Bd., 2. Heft. Verlagsbuchhandlung Rieh. S c h o e t z, 
Berlin 1921. Preis broschiert 4 Mark. 

Der Verfasser bespricht die Aufgaben der Schädlingsbekämpfung in 
volksgesundheitlicher und wirtschaftlicher Beziehung und fordert eine behörd¬ 
liche Regelung der Schädlingsbekämpfung, die in Deutschland noch in den 
Kinderschuhen steckt. So wurde die Stelle eines Reichskommissars für Schäd¬ 
lingsbekämpfung, dessen Zuständigkeit allerdings nur die Bekämpfung der 
Pflanzenschädlinge umfaßte, wieder aufgehoben. 

Den Amtsarzt interessieren die Ausführungen über die medizinische 
Zoologie. Verfasser weist darauf hin, daß an den beiden großen Reichsinstituten, 
die für diese Aufgaben in erster Linie in Betracht kommen (die Biologische 
Reichsanstalt für Land- und Forstwirtschaft und das Reichsgesundheitsamt) 
die Organisation der Schädlingsbekämpfung unzulänglich ist. Das Reichs¬ 
gesundheitsamt besitzt keine Abteilung für medizinische Zoologie, geschweige 
denn eine solche für Schädlingsbekämpfung. 

Das in München im Jahre 1919 von K. Escherich ins Leben gerufene 
Forschungsinstitut für angewandte Zoologie hat der medizinischen Entomologie 
durch Anstellung eines Mediziners (Eckstein), der sich mit der Biologie der 
Stechmücken beschäftigt, eine Forschungsstätte gewährt. 

Das Hamburger Institut für Tropenhygiene leistet sich — ziemlich als 
einziges medizinisches Institut in Deutschland — einen Fachentomologen. 

Wilhelmi fordert zum mindesten, daß im Reichsgesundheitsamt neben 
dem Laboratorium für Protozoenkunde ein solches für Parasitologie (der Meta¬ 
zoen) geschaffen werde und daß beide Laboratorien zu einer der bakterio¬ 
logischen Abteilung gleichberechtigten „Abteilung für medizinische Zoologie“ ver¬ 
einigt würden. Karl Frickhinger-München. 
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Tagesnachrichten. 

Die durch Zwangspension lernng in Ruhestand versetzten Medizinal* 
beamten werden auf das in der Beilage zur heutigen Nummer, 8. 78, abge¬ 
druckte Urteil des Landgerichts 1 (80. Z.-Sen.) in Berlin vom 
18. Juni d. J. aufmerksam gemacht mit dem Bemerken, daß sie nunmehr 
sämtlich, soweit es nicht schon geschehen ist, gegen die Verfügung, durch die 
ihnen ihre Zwangspensionierung mit geteilt ist, Beschwerde beim zuständigen 
Minister durch die Hand des Regierungspräsidenten einlegen und die weitere 
Fortzahlung des vollen Gehaltes über den 31. März d. J. hinaus bis zu ihrer 
tatsächlichen Dienstunfähigkeit fordern müssen. Gegen einen ablehnenden Be¬ 
scheid ist dann sofort die Klage bei dem für den Kläger zuständigen Landgericht 
gegen den Fiskus zu erheben und mit Rücksicht auf aie Kosten zunächst nur der 
für einen Monat oder Vierteljahr sich ergebende Unterschied zwischen Ruhegehalt 
und bisherigem Diensteinkommen einzuklagen. 


Auf die an den Preußischen Minister für Volkswohlfahrt 
gerichtete Eingabe des Vorstandes des Preußischen Medizinalbeamtenvereins 
vom 13. Juni d. J., betreffend Mitwirkung der Medizinalbeamten bei Aus¬ 
führung des Jugeudwohlfahrtsgesetzes, hat der Herr Minister unter dem 
14. J u 1 i d. J. folgenden Bescheid erteilt: „Die Frage der Abgrenzung der 
Aufgaben der Gesundheits- nnd Jugendämter beschäftigt zurzeit den 29. Aus¬ 
schuß des Reichstags. Die Mitwirkung der staatlichen oder kommunalen 
Medizinalbeamten im Jugendamt wird im preußischen Ausführungsgesetz be¬ 
sonders geregelt und hierbei in Aussicht genommen werden, daß ihnen nicht 
nur beratende, sondern auch mitentscheidende Stimme verliehen wird.“ 


Ana dam Bayerischen Landtage. Nach mancherlei bitteren Ent¬ 
täuschungen ist es nun auch den bayerischen Amtsärzten gelungen, Vor- 
rückungsstellen zu bekommen. In der von der Staatsregierung dem Land¬ 
tag vorgelegten Besoldungsordnung waren nur Vorrückungsstellen nach Gehalts¬ 
gruppe XI für die Hausärzte bei den großen Strafanstalten vorgesehen. Die 
in Gehaltsgruppe X eingereihten Bezirksärzte, wie auch die in Gruppe XI 
befindlichen Landgerichtsärzte waren leer ausgegangen. In der ersten 
Lesung der Regierungsvorlage im Besoldungsordnungsausschuß des Landtages 
am 21. 6. 21 glückte es nun, einen Antrag der Abgeordneten Dr. v. Knilling 
und Graf Pestalozza auf Schaffang von Vorrückungsposten nach Gruppe XII 
für die Landgerichtsärzte durchzubringen. Für die Bezirksärzte war trotz warmer 
Befürwortung von seiten des Abg. Dr. v. Knill ing und des Vertreters des 
Staatsministeriums des Innern wiederum nichts zu erreichen. Die Vorstand¬ 
schaft des Medizinalbeamtenvereins richtete dnraufhin in letzter Stunde noch¬ 
mals eine Eingabe an den Landtag und erbat in persönlichen Verhandlungen 
mit führenden Abgeordneten deren Unterstützung. Dies Vorgehen hatte den 
Erfolg, daß in der zweiten Lesung im Besoldungsordnungsausschuß am 2. Juli 
wenigstens ein Teil der Wünsche der Bezirksärzte in Erfüllung ging. Es 
wurde dem Anträge v. Knilling zugestimmt, in den Bezirken, in denen 
dem Bezirksarzt infolge des Umfangs seiner Amtsgeschäfte die Ausübung 
einer nennenswerten Privatpraxis unmöglich und zugleich der Gebühren¬ 
anfall verhältnismäßig unbedeutend ist, die Bezirksarztstellen der Gruppe X 
in solche der Gruppe XI im Rahmen des dringlichen Bedürfnisses umzuwandeln. 
Der Landtag ist dem Beschlüsse des Ausschusses beigetreten. Der Beschluß 
ist wohl stark verklausuliert, mehr war aber zurzeit bei der ablehnenden 
Stellungnahme des Finanzministeriums nicht zu erreichen. Es kommt nunmehr 
aUes darauf an, wie der Beschluß ausgelegt wird. Die BezirksarztsteUen, bei 
denen eine nennenswerte Privatpraxis ausgeschlossen und der Gebührenanfall 
verhältnismäßig unbedeutend ist, sind in Bayern zahlreich; ihre Ueberführung 
in die Gehaltsgruppe XI liegt unbedingt im Rahmen des dringlichen Bedür£ 
nisses. Bei der Würdigung der Höhe des Gebührenanfalls sollte der Umfang 
und der Grad der Verantwortung der Dienstesstelle in Berücksichtigung ge¬ 
zogen werden. Unter allen Umständen sind bei den voUbeschäftigten Bezirks- 
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inten die Auslagen für die Diensträome (Miete, Beheizung, Beleuchtung, 
Beinigung) von dem Gebührenanfall in Abzug zu bringen. Bei den jetzigen 
Preisen werden diese Unkosten den Gebührenanfall häufig verschlügen, in 
vielen Fällen übersteigen. 

Die Staatsregierung hat in dem „Stellennachweis“, der vor wenigen 
Tagen dem Landtag zugegangen ist, für die Landgerichtsärzte 5 Vorrückungs¬ 
stellen nach Gruppe XII und für die Bezirksärzte 12 Vorrückungsstellen nach 
Gruppe XI vorgesehen. Von 81 Landgerichtsärzten würden demnach etwa V« 
für Vorrückungsstellen in Betracht kommen. Das entspricht dem Verhältnis, 
wie es das Sperrgesetz vorsieht. Dagegen wurden von 170 Bezirksärzten bei 
12 Vorrückungsstellen nicht einmal */u nach Gruppe XI übergeführt werden 
können. Es wäre dies durchaus unbefriedigend; es darf deshalb die Hoffnung aus¬ 
gesprochen werden, daß vom Landtag eine erheblich größere Zahl von Bezirks- 
'arztstellen in die XI. Gehaltsgruppe eingereiht wird. E. Fr. 


Der vom 26.—80. Juli d. J. abgehaltenen diesjährigen Prüfung für den 
Entliehen Staatsdienst in Bayern haben sich 21 Aerzte und zum ersten 
Male eine Aerztin unterzogen und sämtlich die Prüfung bestanden, davon 12 
mit der Note 1, 8 mit Note II und 2 mit Note III. Die nichste Prüfung 
findet Ende Oktober d. J. statt. _ 

Auf der am 18. J u n i d. J. abgehaltenen Sitzung des Württembergt- 
schen Entliehen Landesausschusses kam als einziger Gegenstand die Neu¬ 
ordnung des Gesundheitswesens zur Verhandlung, die zu einer einstimmigen 
Verurteilung des gegenwärtigen Zustandes führte. Es wurde vor allem grüßte 
Selbständigkeit der Medizinalreferenten im Ministerium mit unmittelbarem Vor¬ 
trag beim Minister sowie ärztliche Leitung des Landesgesundheitsrates verlangt 
und schließlich eine Kommission mit Ausarbeitung einer kurzen Denkschrift 
beauftragt, die sie dem Minister persönlich überreichen und dabei die Wünsche 
des Landesausschusses und des Medizinalbeamtenveroins vortragen soll. Gleich¬ 
zeitig werde gegen die beabsichtigte Verlegung der Medizinalabteilung aus 
dem bisherigen Gebäude des früheren Medizinalkollegiums an der Axenberger- 
Straße allseitig entschieden Einspruch erhoben und beschlossen, umgehend an 
das Landespräsidium und an sämtliche Parteien ein Schreiben mit der Bitte 
um Verhinderung dieser Verlegung zu richten. Außerdem solle diese Bitte 
einzelnen befreundeten Landtagsabgeordneten persönlich vorgetragen werden. 


Für die vom 11. bis 16. 8ep tember in Nürnberg statlfindende 
Hauptversammlung des Deutschen Vereins für Öffentliche Gesundheitspflege 
ist folgende Tagesordnung vorgesehen: 

Sonntag, den 11. Sept., 8*/a Uhr: Begrüßungsabend im 
Künstlerhause. Vortrag über Alt-Nürnberg. 

Montag, den 12. Sept., 9 Uhr vormittags: Verhandlungen. 
Einziger Gegenstand: „Deutsche Jugendnot.“ a) Die körperliche Schäden 
und ihre Heilung. Stadtarzt Prof. v. D r i g a 1 s k i in Halle a. 8. — b) Die 
seelischen Schäden und ihre Heilung. Dr. Polligkeit in Frankfurt a. M. — 
c) Die Zukunft unserer Basse. Prof. Dr. K u h n in Dresden. 

Dienstag, den 18. Sept., 9 Uhr vo rmittags: Fortsetzung der 
Verhandlungen. 

An beiden Tagen finden von 4 Uhr nachmittags an Besichtigungen 
statt. Für Mittwoch, den 14. Sept. Ist ein Ausflug nach Bothen- 
burg o. T. in Aussicht genommen. 


Gelegentlich der Tagung des Deutschen Vereins für Öffentliche Gesund¬ 
heitspflege am 12. und 18. 8eptember d. J. in Nürnberg, wird auch eine 
Versammlung der Vereinigung der an leitender 8telle tätigen, besoldeten 
Kommunalfinte stattfinden. Das Nähere wird bei der Tagung selbst bekannt- 
gegeben werden. 



350 


Tagesnachrichten. 


Die Ostdeutsche Sozial-Hygienische Akademie in Breslau veranstaltet 
im kommenden Winterhalbjahr eioen Kurs zur Ausbildung von Kreisärzten, 
Kommunal-, Schul- and Fiirsorgeärzten. Der Kars dauert 4 Monate und um¬ 
faßt die grundlegenden Gebiete der Sozialen Hygiene, Sozialen Pathologie, 
Gesundheit^- und Krankenfürsorge, Medizinalgesetzgebung, Versicherungsmedizin 
und Aerztlichen Standesorganisation. Die Teilnahme am Kurs wird durch die 
neue Prüfungsordnung für Kreisärzte vorgeschrieben und für Kommanalärzte 
durch das Ministerium für Volkswohl fahrt angestrebt. Der Kurs zerfällt in 
zwei Hälften, die auch unabhängig voneinander gehört werden können. Die für 
Kreisärzte außerdem notwendigen Sonderkurse in Gerichtlicher Medizin, Phato- 
logischer Anatomie und Bakteriologie und Hygiene können im Rahmen des 
Kurses gehört werden. Nähere Auskunft und Programme durch das Sekre¬ 
tariat der Ostdeutschen Sozial - Hygienischen Akademie, 
Hygienisches Institut der Universität, Breslau XVI, Maxstr. 4, 


An der Westdeutschen Sozialhygienischen Akademie in Düsseldorf 
beginnt am 19. September ein zweiwöchiger Kurs für Tuberkulosefür¬ 
sorge, am 26. September ein dreiwöchiger Kursus für Säuglings- und 
Kleinkinderfürsorge, am 17. Oktober 1921 ein viermonatiger Kurs 
über das Gesamtgebiet der sozialen Hygiene und sozialen Fürsorge für 
Kreisarztanwärter, Kreiskommunalärzte und Stadtfürsorgeärzte. Durch Besuch 
dieses viermonatigen Kurses wird den Vorschriften der Prüfungsordnung für 
Kreisärzte vom 8. Februar 1921 entsprochen. Im Erlaß des Ministeriums für 
Volkswohlfabrt vom 31. März 1921 wird den Gemeinden und Kreisen empfohlen, 
bei Anstellung ihrer Kreis-, Kommunal- nnd Fürsorgeärzte diejenigen, die diesen 
viermonatigen Kurs besucht haben, in erster Linie zu berücksichtigen. Die 
Teilnebmerzahl in allen diesen Kursen ist beschränkt. Frühzeitige Anmeldung 
deshalb notwendig. Das Sekretariat der Akademie sorgt für billige Verpflegung 
und bemüht sich mit dem städtischen Wohnungsnachweis um Beschaffung 
billiger Wohnungen. Anmeldungen und Anfragen an das Sekretariat der 
Akademie, Düsseldorf, Suronstraße. 


Bei Gelegenheit der im Mai d. J. stattgefandenen ärztlichen Studien¬ 
reise nach den Kar- und Badeorten des besetzten Rheinlandes haben sich 
sämtliche Teilnehmer von der durch den mangelhaften Besuch hervorgerufenen 
wirtschaftlichen Not in diesen Bädern, namentlich auch von der Notlage der 
dortigen Aerzte überzeugt. Anderseits haben die Reiseteilnebmer den Ein¬ 
druck gewonnen, daß irgendwelche Schwierigkeiten oder Hindernisse für die 
Einreise oder für den Aufenthalt der Badegäste in den Kur- und Badeorten 
des besetzten Gebiets nicht obwalten. Im Aufträge der Zentralstelle für 
Balneologie bittet deshalb der Vorsitzenden, Wirkl. Geh. Ober-Med.-Rat 
Prof. Dr. Dietrich, alle Aerzte, sowohl im Interesse der Heilbedfirftigen, als 
auch im Interesse der Badeorte und der dort praktizierenden Kollegen, in 
geeigneten Fällen die Karbedürftigen auf die bewährten Heilfaktoren dieser 
Bäder und Kurorte hinzu weisen, und auf diese Weise dazu beizutragen, daß 
die vielfach verbreiteten unrichtigen Anschauungen über das besetzte Gebiet 
richtig gestellt werden und die schwer betroffene Bevölkerung des besetzten 
Rheinlandes wirtschaftlich und seelisch unterstützt wird. 


Berichtigung. 

In dem in meinem Aufsätze „Selbstschutz der Mcdizinalbeamten“ (Nr. 15, 
S. 305) angeführten Verse von Juvenal ist durch irgendein Versehen ein 
wichtiges Wort ausgelassen. Der richtige Wortlaut ist: 

„Orandum est, ut Bit mens sana in corpore sanol“ 

Borntraeger. 
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Deutscher Medizinalbeamtenverein 

XI. Hauptversammlung 

Preussiseher Medizinalbeamtenverein 

XXXII. Hauptversammlung 

Bayeriseher Medizinalbeamtenverein 

XV. Landesversammlung 

Gemeinsame Tagung am 10. und 11. September 1921 (n Nürnberg 


Tages Ordnung: 

Freitag, den 9. September, 8 Uhr abends: Begrüßungs- 
abend mit Damen im Künstlerhause am Bahnhof (Erdgeschoß). Bei 
schönem Wetter im Garten. 

Erster Sttzungstags 

Samstag, den 10. September, 9 Uhr vormittags: Sitzung 
;m Künstlerhause. 

1. Geschäfts« und Kassenbricht 

2. Bericht über die Entwürfe zu einem Deutschen 
Strafgesetzbuche (Entwurf der Strafrechtskommission 
1913 und Entwurf 1919 a) vom Standpunkt des Irrenarztes, 
b) von dem des Gerichtsarztes. Berichterstatter: a) Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. Schul t z e - Göttingen und b) Prof. 
Dr. L o c h t e - Göttingen. 

(Nach der Besprechung Frühstückspause.) 

3. Die einheitliche Gestaltung der staatsärztlichen 
Prüfung im Deutschen Reich. Berichterstatter: Geh. 
Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. Abel-Jena und Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. Strassmann-Berlin. 

4. Vorstandswahl und Bericht der Rechnungsprüfer. 

5 Uhr nachmittags: Sondersitzung des Preu- 
Bischen und des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins 
im Künstlerhause. 

A) Tagesordnung des Preußischen Medizinal¬ 

beamtenvereins : 

1. Geschäfts- und Kassenbericht. Im Anschluß hieran 
freie Aussprache über die amtliche Stellung und 
wirtschaftliche Lage der preußischen Medizinal¬ 
beamten. 

2. 'Anträge auf Änderung der Satzungen. 

3. Vorstandswahl und Bericht der Rechnungsprüfer. 

Im Anschluß an diese Sondersitzung: Generalversammlung der 

Jubiläumsstiftung des Vereins. 

1. Geschäfts- und Kassenbericht. 

2. Vorstandswahl. 

B) Tagesordnung des Bayerischen Medizinal¬ 

beamtenvereins. 

1. Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft. 

2. Rechenschaftsbericht des Kassenwarts. 
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3. Besoldungsordnuug and einschlägig« Fragen. 

4. Satzungsänderung. 

5. Wunsche und Anträge.! 

8 Uhr abends: Zwangloses gemeinschaftliches Essen mit Damen 
im KQnstlerhause. 

Zweiter Sltznogsiag» 

Sonntag, den 11. September, 10 Uhr~vormittags:_Sitzung 
imKUnstlerhause. 


1. Die Vereinheitlichung der Seuchenbekämpfung im 
Deutschen Reiche. Berichterstatter: Prof. Dr. Rimpau- 
MUnchen. 

(Nach der Besprechung Frühstückspause.) 


2. Die bisherigen Leistungen der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege und der Medizinalverwaltung in dem 
Deutschen Reiche und in den Einzelstaaten nach 
dem Kriege und ihre Aufgaben für die Zukunft. 

Berichterstatter: Kreisarzt Med.-Rat Dr. Bundt-Halle a. S. 

3 Uhr nachmittags: Zwangloses gemeinschaftliches Essen 
im Künstlerhause. 

8 Uhr abends: Teilnahme mit Damen am Begrüßungsabend 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege, der am 12. 
und 13. September in Nürnberg tagt. (Vortrag mit Lichtbildern über Alt- 
Nürnberg; im großen Saal des Künstlerhauses, (.Stock). 

Sonderveranstaltungen für Damen. 

Samstag, den 10. September: Führung durch Nürnberg; 
47i Uhr nachmittags: Damenkaffeestunde im Tiergarten. 

Sonntag, den 11. September: Führung durch das Ger¬ 
manische Museum. (Treffpunkt für die Führungen jeweils 10 Uhr 
vormittags, Künstlerhaus.) 


Verzeichnis der Gasthöfe und Preise: 

1 bettig 2 bettig Frühstück 

Hotel Bamberger Hof, 80Betten,v.25M.an,v.40M.an,5.— M.p.Pers. 

. Deutscher Hof. 90 „ . 28. . .45 . . 8.—... 


, Deutscher Kaiser, 70 „ 

„ Föttinger, 20 , 

, Königshof, 75 , 

Palast-Hotel Fürstenhof, 300 , 

Hotel RotherHahn, 110 , 

, Viktoria, 110 » 

» Weißer Hahn, 60 » 

„ Wittelsbach, 150 „ 

» Württemberger Hof 250 » 

A.-G. 
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Die Zimmerpreise verstehen sich ohne städt. Wohnsteuer, die 
mit 10% des Zimmerpreises extra berechnet wird und ohne Trinkgeld, 
dagegen einschl. der 10% Reichswohnsteuer. Wo die Frühstückspreise 
über 5 Mk. pro Person betragen, ist Weißbrot und Butter einbegriffen. 

Der Fremden Verkehrs verein Nürnberg besorgt für die 
Tagung der Medizinalbeamten sämtliche Zimmerbestellungen (Hotel 
und Privat). Karten mit bezahlter Rückantwort erbeten. An den Ver¬ 
sammlungstagen ist die Geschäftsstelle im Hauptbahnhof Tag und Nacht 
geöffnet. 

Wodtke - Jena Frickhinger - München 

Sleveking- Hamburg Bundt- Halle a. S. Schuster - Augsburg 


Vertntwtrtlloh für die Sohrlftleltunf: Prof. Dr. Btpmnnd, 0th. Mod.-Bnt In Lippcpring*. 
Dmok von J. 0. 0. Brmnt, lümdtn Lf. 
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Nr. 17. 


Erscheint am 5. and 20. jeden Monate 


5. Sept. 


Theorie des Wesens und der Pathogenese des Typhus; 
daraus sich ergehende Folgerungen iür 
die Bekämpfung und die Therapie. 

Nach einem Vorträge, gehalten im Aerzteverein der Kreise Saarlooia und Merzig 
am 18. Dezember 1920. Von Kreisarzt Dr. Wagner*Saarloois. 

Die im folgenden vorgetragene Auffassung des Typhus ist 
aus der Praxis der Typhusbekämpfung hervorgegangen. 

Bei den Ermittelungen auf Qrund von Typhusmeldungen 
hat man als beamteter Arzt häufig den Eindruck, daß das 
sanitätspolizeiliche Eingreifen mehr Erfolg haben würde, wenn 
die Diagnose auf Typhus eher gestellt worden wäre. Hinderlich 
für dieses frühzeitige Erkennen der Krankheit erwies sich dem 
Verfasser häufig die Auffassung des betreffenden behandelnden 
Arztes vom Typhus als einer Darmerkrankung. 1 ) Wenn der 
Typhus in weitergehender Anschauung als allgemeines körper¬ 
liches Leiden angesehen wird, kann man eher zu seiner Diagnose 


*) Aach im neaen Hebammenlehrbach wird der Typhös noch &Ls eine 
akate fieberhafte Dannkrankheit bezeichnet. 
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kommen. Einen Hinweis auf diese Auffassung des Typhus gab 
dem Verfasser eine Bemerkung von Jochmann*): 

„Die bakteriologische Blntontersachang lehrte ans aber auch Fälle 
kennen, in denen die für den Typhös abdominalis charakteristischen Darm- 
veränderongen vollständig fehlen*) ond nichts als eine Typhosbakteriaemie 
za konstatieren ist. 

Solche Fälle von sogenanntem „Typhös sine typho“ sind wiederholt be¬ 
obachtet worden.* 

„Typhus sinethypho“, d.h. Typhus ohne Darmerkrankung 4 ). 
Man hat hier also die Diagnose „Typhus“ auf anderer Grund¬ 
lage gestellt! 

Der Typhus ist eine Bakteriaemie und demgemäß patho¬ 
logisch als Sepsis aufzufassen. Der Allgemeininfektion mit 
Streptokokken, der Streptokokkensepsis (Puerperalinfektion), 
erliegt für gewöhnlich der Mensch; die Typhusbakteriaemie 
übersteht er meistens. Die Typhusbazillen sind für den Menschen 
nicht so virulent wie die Streptokokken. Der Typhus ist wie 
eine subakute allgemeine Sepsis. Um ihren, bezw. seinen Ver¬ 
lauf zu verstehen, hilft der Vergleich mit einer örtlich be¬ 
grenzten Sepsis, der Zellengewebsentzündung. Diese führt zur 
Abscheidung der Krankheitsprodukte in einen Abszeß, ein 
Hohlgeschwür, das sich in der Richtung des geringsten Wider¬ 
standes öffnet — Fistel — oder durch das Messer des Chirurgen 
geöffnet und zur Ableitung der Krankheitsprodukte drainiert wird. 

Der Zellgewebsentzündung entspricht beim Typhus der 
mit Bazillen überschwemmte Körper, dem Hohlgeschwür das 
mit Bazillen beladene Hauptabsonderungsorgan des Körpers, die 
Leber. In ihrem zelligen Aufbau, mit dem Beginn der Gallen¬ 
kapillaren zwischen den Zellen — auf der anderen Seite der 
Zellenbalken die Blutkapillaren — stellt die Leber gewisser¬ 
maßen eine granulierende innere Wunde, ein körperliches Ge¬ 
schwür dar, durch das der Organismus die Krankheitsprodukte — 
im vorliegenden Falle die Bazillen, die den Körper durch das 
Blut passiert haben, mit ihren Stoffwechselprodukten — ’ zur 
Ausscheidung bringt, sich entgiftet! Die von der Natur hierzu 
präparierte Fistel, das Drain des Chirurgen, ist der Ductus 
choledochus und in seiner Fortsetzung der Darm. Im Darm 
finden die Bazillen auf ihrem Wege nach außen günstige Daseins¬ 
bedingungen dort, wo die Reaktion des Darminhalts alkalisch 
ist, d. i. im unteren Teile des Dünndarms, dem Ileum. Der ge¬ 
gebene Nährboden ist hier das lymphadenoide Gewebe der 
Schleimhaut, die „Tonsilla intestinalis“. Auf ihm siedeln sich die 
Bazillen — ansteigend von unten nach oben (also zuerst in der 
untersten Dünndarm-Ileum-Schlinge) — an, verursachen örtliche 
Entzündung — markige Schwellung — und Nekrose-Geschwürs- 

*) Jochmann: „Ueber Bakteriaemie*. Zeitschrift für ärztliche Fort- 
bildong; Nr. 24, Jahrg. 1905. 

8 ) Solche Fälle worden aoch von ans bei Leichenöffnangen wegen Typhas- 
verdacht beobachtet. 

4 ) S. Eolle-Hetsch: Experimentelle Bakteriologie. 
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bildung. — Von den Geschwüren abgestoßen, geraten die Bazillen 
in den Kot und werden nun endgiltig ausgeschieden. 

Hiernach ist der pathologisch-anatomische Befund, den 
man bisher als charakteristisch Tür Typhus ansieht — die Darm¬ 
geschwüre (ulcera in ileo) — ein sekundärer, klinisch in dem 
erbsbreiigen Stuhl sich äußernder Krankheitsprozeß; die eigent¬ 
liche, primäre Krankheit, der Typhus, ist die vorausgegangene 
spezifische Sepsis, die Bakteriaemie; die lokale Darmerkrankung, 
der sog. Ueotyphus, ist das zweite Stadium und der anatomische 
Ausdruck der mit der Bazillenausscheidung ihren Anfang nehmen¬ 
den Rekonvaleszenz! 

Also man stellt heut klinisch die Diagnose auf Typhus 
erst, wenn der betreffende Kranke sich schon in der Rekon¬ 
valeszenz befindet! Mit. der Diagnose „Typhus“ so lange zu 
warten, bis der erbsbreiige Stuhl auftritt oder sonstige An¬ 
zeichen für eine Darmerkrankung sprechen, ist nicht angebracht.. 
Für die Zwecke der Typhusbekämpfung kommt man mit der 
Diagnose „Typhus“ zu dieser Zeit jedenfalls zu spät. Wie 
man eher zu dieser Diagnose kommen kann, wird sich aus dem 
Folgenden ergeben: 

Die Dauerausscheider (der Bazillen) sind nach dem Ge¬ 
sagten als Rekonvaleszenten, also auch vom pathologischen 
(klinischen) Standpunkte aus als noch krank anzusehen; 
lebenslängliche Dauerausscheider sind sonach eigentlich auch 
das ganze — weitere — Leben lang typhuskrank (Rekonvales¬ 
zenten). Eine andere Art der Bazillenträgerschaft ist noso¬ 
logisch nicht denkbar; alle sog. Bazillenträger sind Dauer¬ 
ausscheider 11 ); die vorausgegangene Krankheit kann so leicht 
gewesen sein, daß sie nicht beachtet und erkannt wurde, sie 
war aber ein Typhus! 

Praktisch können Bazillenträger und Dauerausscheider 
unterschieden werden. Bazillenträger, das sind Dauerausscheider, 
deren vorausgegangene Krankheit man nicht kennt, sind krank¬ 
heitsverdächtig im Sinne des Gesetzes. Dauerausscheider sind 
krank im Sinne des Gesetzes. 

Die Krankheitserscheinungen des ersten Stadiums, der 
allgemeinen subakuten Sepsis, sind allgemeiner Art, unbestimmt, 
bei allen Infektionskrankheiten im (sog.) Inkubationsstadium 
und bei konstitutionellen Krankheiten vorkommend, so daß aus 
ihnen auf eine vorausgegangene Infektion mit spezifischen Er¬ 
regern nicht geschlossen werden kann. Da in der ersten Woche 
auch die Agglutinine für die Serumreaktion fehlen — wie aus 
der geschilderten Pathogenese verständlich ist —, wird der 
behandelnde Arzt im Einzelfall zu dieser Zeit zu der Annahme, 
daß Tvphus vorliegt, nur dann kommen können, wenn „epidemio¬ 
logische Tatsachen“ dafür sprechen. Welcher Art sind nun 
diese „epidemiologischen Tatsachen“? 

Hierzu muß ich weiter ausholen. 


6 ) Sie scheiden nur nicht beständig Bazillen aas. 
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Der Typhusbacillus ist nicht ubiquitär, er hält sich nicht 
in jedem schlechten Brunnen, stinkenden Graben oder Tümpel 
auf; er ist ein obligater Parasit des Menschen. Seine Wohnung: 
sind die Bazillenträger; der Typhuskranke ist seine'Herberge, 
die mitunter zu seiner Wohnung wird. Die Bazillenträger sind 
die Ursache der Typhushäuser, sie sind es, die den Typhus bei 
uns endemisch machen — ein Typhushaus ist die Typhus¬ 
endemie im Kleinen! — „Mit dem letzten Bazillenträger wird 
der Typhus vertilgt sein“ 6 ) 

Eine Existenzmöglichkeit oder gar Gelegenheit zur Ver¬ 
mehrung in der Außenwelt findet der Typhusbacillus in unseren 
Breiten und unserem Klima in der warmen Jahreszeit auf den 
Nahrungsmitteln, Milch oder Wasser. 7 ) (Nach dem Ergebnis 
des Gelsenkirchener Prozesses ist ja auch das Trinkwasser ein 
Nahrungsmittel!) Deshalb beginnen die eigentlichen Typhus¬ 
epidemien, verursacht durch infizierte Milch oder Wasser, bei 
uns fast immer im Spätsommer. So will es ja auch die Boden¬ 
theorie Pettenkofers! — Sonst sind es nur (mehrere) Einzel¬ 
fälle und im Anschluß an sie Kontaktketten durch den mensch¬ 
lichen Verkehr, „gehäuftes Auftreten“. 

In den Bazillenträgern haben nun auch die sporadischen 
Typhusfälle ihren Ursprung. Eigentlich müßte man mit Kennt¬ 
nis der Bazillenträger und an Hand des Verzeichnisses der 
Typhusfälle für ein Menschenalter auch sämtliche Infektions¬ 
möglichkeiten an einem Ort übersehen können. Typhusfälle 
unbekannter Herkunft sind veranlaßt durch Kontakt mit als 
solche nicht erkannten Typhuskranken oder durch unbekannte 
Bazillenträger. Diese sind entweder zugereiste Dauerausscheider 
oder solche nach unerkannten Typhuserkrankungen. Letztere 
sind es, die bei uns die meisten sporadischen Typhusfälle ver¬ 
ursachen. Es kommt also — und damit komme ich auf die 
„epidemiologischen Tatsachen“ zurück — bei Typhusfällen mit 
dunkler Genese darauf an, den noch unbekannten Typhusfall 
in der Umgebung oder den Bazillenträger, Dauerausscheider, 
ausfindig zu machen; im letzteren Falle also — wenn nicht ein 
zugereister Dauerausscheider in Betracht kommt — zunächst, 
vorausgegangene Erkrankungen in der Umgebung nachträglich 
als Typhusfälle zu diagnostizieren. Das ist die epidemiologische 
Diagnose auf Typhus 1 Diese Diagnose zu stellen ist am besten 
in der Lage der alteingesessene praktische Arzt, der die Be¬ 
völkerung kennt, der da weiß, was jeder einzelne schon für 
Krankheiten durchgemacht hat. 

Mangels solcher Anhaltspunkte hat der behandelnde Arzt 
die Diagnose auf „Typhusverdacht“ zu stellen, und der beamtete 
Arzt hat dann die Aufgabe, zu ermitteln, ob solche Tatsachen 
in weiterer, über die örtlichen Verhältnisse hinausreiehender 
Beziehung vorliegen, die den Verdacht auf Typhus „begründet“ 

6 ) S. Wodtke; Zeitschrift fär Medizinalbeamte; Jahrg. 1914, Nr. 14. 

7 ) Fakultativer Sapropbyt I 
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erscheinen lassen. Demnach muß also der „Typhusver¬ 
dacht“ anzeigepflichtig sein. 

Aus der geschilderten Pathogenese erhellt auch, warum 
beim Typhus die sogen, spezifische Therapie erfolglos ist; sie 
kommt zu spät, weil die Diagnose hierzu nicht früh genug ge¬ 
stellt werden kann. Die Serum-Therapie müßte spätestens mit 
der Infektion einsetzen. Hier ist daher Schutzimpfung am 
Platze, wie sie sich im Kriege bewährt hat. 

Es drängt sich nun noch die Frage auf nach dem Ort der 
Infektion, der Stelle der Einwanderung der Ty - Bazillen in den 
menschlichen Körper. Hierzu sei folgendes angeführt: 

Die Magensäure wirkt antiseptisch; der Magen mit seinem 
sauren Inhalt ist also ein den Körper gegen Bakterien schützen¬ 
der Torhüter; insbesondere werden die Typhusbazillen bei ihrer 
Empfindlichkeit gegen Säuren den Magen nicht oder nicht un¬ 
geschwächt passieren können; nur wenn sie auf dem Umwege 
durch die Leber den Magen umgangen haben, sind sie virulent 
geblieben und verursachen örtlich die Geschwüre im Ileum! 

Demnach dürfte die Ansicht nicht zutreffen, daß der Ort 
des Eintritts für die Typhusbazillen in den Körper der Darm 
sei, nachdem der Magen passiert ist. In Gemäßheit der oben 
geschilderten Auffassung von dem ersten Stadium des Typhus 
darf man vielleicht annehmen, daß die Eintrittspforte für 
die Typhusbazillen in denKörper — das Blut — die 
Mandeln an der Schlundenge und die Rachen¬ 
mandel — das lyraphadenoide Gewebe des Rachens! — 
sind, wie dies für die Diphtheriebazillen, die Scharlacherreger 
und die Erreger der Genickstarre (Meningokokken) der Fall ist, 
bei Gelenkrheumatismus von vielen angenommen wird und 
wahrscheinlich noch für andere Infektionskrankheiten zutreffen 
mag. Das erste bei Typhus zu beobachtende Symptom ist 
ja häufig — nach Drigalski in 40°/ 0 der Fälle — eine Angina! 

Kreisarzt und Gewerbehygiene. 

Von Kreisarzt Dr. Hallenberger, Höchst a. M. 

Durchblättert man die beiden letzten Jahrgänge dieser 
'Zeitschrift, dann wird man feststellen, daß ein unverhältnismäßig 

f roßer Raum von Erörterungen über soziale Hygiene und die 
tellung des Kreisarztes zu ihr eingenommen ist. Das ist nicht 
weiter verwunderlich, ist doch seit der ruhmreichen Revolution 
die soziale Hygiene geradezu ein modernes Schlagwort ge¬ 
worden, wobei ganz vergessen wird, daß die Kreisärzte schon 
vorher ganz Ersprießliches auf diesem Gebiet geleistet haben 
und von ihnen noch mehr hätte geleistet werden können, wenn 
sie frei von Privatpraxis gewesen wären und mehr Befugnisse 
und Geldmittel zur Verfügung gehabt hätten. Q - ’ 

Bei all diesen Erörterungen über die soziale Hygiene ist 
aber ein Zweig derselben, und zwar ein recht wichtiger, gänz¬ 
lich in das Hintertreffen geraten, das ist die Gewerbehygiene. 
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Die Antwort auf die Frage, warum der Gewerbehygiene im 
allgemeinen von den Kreisärzten ein recht geringes Interesse 
entgegengebracht wird, gibt ohne weiteres der Abschnitt XXV 
der Dienstanweisung für die Kreisärzte, aus dem klipp und klar 
hervorgeht, daß der Kreisarzt gar kein Recht hat, in der Ge¬ 
werbehygiene selbständig tätig zu sein, sondern daß er, 
wenn er sich gewerbehygienisch betätigen will, immer der Mit¬ 
wirkung und des Einverständnisses des zuständigen Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamten bedarf. Damit ist begreiflicherweise von vorn¬ 
herein das Interesse der Kreisärzte an gewerbehygienischer 
Betätigung auf ein Mindestmaß herabgesetzt; und doch ist eine 
regere amtsärztliche Beteiligung an der Gewerbeaufsicht gerade 
in jetziger Zeit, wo es gilt die Arbeitsfähigkeit und Arbeits¬ 
freudigkeit unserer arbeitenden Bevölkerung auf ein Höchstmaß 
hinaufzusetzen, ein nicht wegzuleugnendes dringendes Bedürfnis. 

Ehe diese Beteiligung an der Gewerbeaufsicht erfolgen 
kann, ist es nötig, die Befugnisse der Kreisärzte auf eine breitere 
Basis zu stellen, was nur durch eine Aenderung des Ab¬ 
schnitts XXV der Dienstanweisung möglich ist. Zweck dieser 
Zeilen ist, einen Meinungsaustausch über die Frage der er¬ 
weiterten amtsärztlichen Beteiligung an der Ge¬ 
werbeaufsicht zu eröffnen, der mir um so nötiger erscheint, 
als der Herr Wohlfahrtsminister bei der Beratung der Preußi¬ 
schen Landesversammlung über den Haushalt des Ministeriums 
für Volks Wohlfahrt am 25. und 27. November v. J. auf die 
beabsichtigte Erweiterung der gewerbeärztlichen Tätigkeit hin¬ 
gewiesen hat, und damit der Preußische Medizinal-Beamtenverein 
rechtzeitig seine Wünsche Vorbringen kann, und wir nicht mit 
einem fertigen Gesetz, in dem unsere Wünsche nicht genügend 
berücksichtigt sind, überrascht werden. 

Das einzige Land im Reiche, das bis jetzt einen Landes¬ 
gewerbearzt hat, ist, soviel ich weiß, Bayern. 1 ) Nun ist in Nr. 5 
des Zentralblattes für Gewerbehygiene 1919 (ref. in dieser Zeit¬ 
schrift 1920, S. 121) eine Denkschrift über die erweiterte Mit¬ 
wirkung von Aerzten bei der Gewerbeaufsicht erschienen, in 
der es u. a. heißt: 

„Die Notwendigkeit der ärztlichen Mitarbeit anf dem Gebiete der Ge- 
werbebjgiene ist eigentlich nie ernstlich bestritten nnd auch von den Gewerbe' 
anfsichtsbeamten durchweg anerkannt and gewürdigt worden. Diese sind, da 
sie keine Mediziner sind, vor allem nicht in der Lage, die gewerbliche Er* 
krankung des Arbeiters im Einzelfalle darch eine ärztliche Untersuchung 
festzustellen und die einmal festgestellte Erkrankung zu heilen. Hieraus 
ergibt sich bereits die Forderung, daß der Arzt als Gewerbebygieniker ledig* 
lieh die Aufgabe haben muß, die Gewerbekrankheit als solche zu erkennen 
und sie alsdann zu heilen. Ebensowenig sind die Gewerbeaufsichtsbeamten 
befähigt, die medizinisch - wissenschaftlichen Untersuchungen und Versuche 
auszuftthren, die erforderlich sind, um die beobachteten Krankheitserscheinungen 
nach Art und innerer Ursache in den Wohnhäusern der Erkrankten, den 
Krankenhäusern und medizinischen Instituten aufzuklären.“ 


*) Inzwischen sind Landesgewerbeärzte auch in Baden und 
Sachsen angestellt, sowie neuerdings auch in Preußen vorgesehen. 
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Für diese Zwecke der Gewerbeaufsicht sollten die Kreis¬ 
ärzte vorgebildet und zur Mitarbeit herangezogen werden, und 
das Bedürfnis nach Anstellung besonderer Gewerbeärzte würde, 
nachdem die Kreisärzte von anderen Dienstgeschäften entlastet 
wären, vermutlich geringer werden, aber gleichwohl nicht ganz 
entbehrt werden können, insofern für größere Bezirke die An¬ 
stellung besonderer staatlicher Aerzte mit gewerbehygienischer 
Vorbildung (Gewerbeärzte) zur Förderung des Gesundheits¬ 
schutzes der in der Industrie arbeitenden Bevölkerung nötig 
sind, denen die Arbeit zu übertragen wäre, die der Amtsarzt 
wegen seiner sonstigen amtlichen Tätigkeit nicht übernehmen 
kann. Die Tätigkeit der Kreisärzte ist so gedacht, daß sie den 
Gewerbebeamten ihre bemerkenswerten Wahrnehmungen bei 
etwaigen Betriebsbesichtigungen und die Krankheitsfeststellungen 
mitteilen; sie müßten grundsätzlich mit den gesetzlich vor¬ 
geschriebenen Gesundheitsbesichtigungen beauftragt werden, 
alljährlich einmal mit dem Gewerbeaufsichtsbeamten die be¬ 
deutenden gesundheitsgefährlichen Betriebe ihres Bezirks be¬ 
sichtigen, sowie zu den Beratungen der Gewerbeaufsichtsbeamten 
zugezogen werden. 

Durch diese Denkschrift ist die Frage erweiterter Mit¬ 
wirkung der Kreisärzte auf dem Gebiete der Gewerbehygiene 
angeschnitten worden; so sehr das zu begrüßen ist, kann ich 
den Ausführungen doch nur mit Vorbehalt zustimmen, da die 
vorgeschlagene Basis für die Mitarbeit der Kreisärzte m. E. 
nicht breit genug gefaßt ist, wcrauf ich später noch zurück¬ 
kommen werde. Jetzt möchte ich zunächst kurz erörtern, was 
nach den jetzigen Bestimmungen der Dienst¬ 
anweisung der Kreisarzt auf dem Gebiete der Ge¬ 
werbehygiene zu tun hat. 

Nach § 91 der Dienstanweisung hat der Kreisarzt bei der 
Konzessionierung gewerblicher Anlagen mitzuwirken. 
Was heißt, das? Er hat die der Behörde vorgelegten Pläne 
durchzusehen und sein „Geprüft“ darunter zu setzen, ganz gleich, 
ob er etwas davon versteht oder nicht. In dieser Hinsicht wird 
entschieden zu viel verlangt. Was hat es beispielsweise für 
einen Zweck, daß der Kreisarzt die Prüfung statischer Be¬ 
rechnungen oder sonstiger technischer Pläne vornimmt? Wozu 
braucht der Kreisarzt mitzuwirken, wenn eine Fabrik eine 
Kugelmühle bewährten Systems oder zwei neue Fallhämmer 
aufstellen will. In solchen Fällen sollten lediglich die techni¬ 
schen Beamten ihr Urteil abgeben, dem Kreisarzt sollte da¬ 
gegen nur die Prüfung der hygienischen Fragen eines Pro¬ 
jektes Vorbehalten bleiben. Er sollte aber auch unbedingt 
die Neuanlage, deren Pläne er geprüft hat, nach Fertigstellung, 
d. h. vor und nach Inbetriebnahme, mit dem zuständigen 
technischen Beamten besichtigen. Nur so wird ein Einarbeiten 
in die Materie ermöglicht, das Interesse an gewerblichen Neu¬ 
anlagen erweckt und erhalten; auch die Pläne werden sicher 
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viel sorgfältiger studiert, als wenn die Angelegenheit mit dem 
darunter gesetzten „Geprüft“ für den Kreisarzt erledigt ist. 

Die Mitwirkung des Kreisarztes bei der Gewerbeaufsicht 
behandelt § 92 der Dienstanweisung, der Typus eines Para¬ 
graphen, der viel und doch nichts sagt, der Pflichten auferlegt, 
gleichzeitig aber die Hände bindet. Es heißt da: 

„Der Kreisarzt soll auch den bestehenden Gewerbebetrieben 
seines Bezirkes usw. seine Aufmerksamkeit znwenden und auf die Be¬ 
seitigung vorhandener gesundheitlicher Schädlichkeiten nnd Belästigungen hin¬ 
wirken. Er hat sich mit den zuständigen Behörden und Beamten, namentlich mit 
den Gewerbeinspektoren in Verbindung zu setzen, mit diesen gemeinschaftlich 
nach Bedürfnis die Anlagen usw. zu besichtigen nnd darauf zu achten, daß den 
hygienischen Anforderungen überall gebührend Rechnung getragen wird.“ t v; 

Der Paragraph sagt also klipp und klar, daß der Kreis¬ 
arzt nicht das Recht hat, aus sich heraus gewerbliche An¬ 
lagen zu besichtigen; er soll ihnen seine Aufmerksamkeit zu¬ 
wenden, besichtigen darf er aber nur mit dem Gewerbeaufsichts¬ 
beamten nach Bedürfnis. Selbst bei Ortsbesichtigungen, bei 
denen sich gerade häufig erst das Bedürfnis nach einer Be¬ 
sichtigung ergibt, darf er nach dem Min.-Erlaß vom 14. März 
1910 gewerbliche Betriebe nur besichtigen, nachdem er vorher 
den zuständigen Gewerbeaufsichtsbeamten benachrichtigt hat. 
Nun bestimmt zwar der Erlaß des Ministers für Handel und 
Gewerbe vom 24. Juli 1901 *), daß den Kreisärzten den Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamten gegenüber die gleichen Befugnisse wie diesen 
ihnen gegenüber eingeräumt sind; dies kann doch eigentlich 
gar nichts anderes heißen, als daß die Gewerbeaufsichtsbeamten 
auch ihrerseits die Kreisärzte benachrichtigen sollen, wenn sie 
gewerbliche Besichtigungen in einem Kreise vornehmen wollen. 
Geschieht dies? Oder lege ich den Erlaß nicht richtig aus?j j 

In der Praxis wird sich die Mitwirkung des Kreis¬ 
arztes bei der Gewerbeaufsicht wohl überall so abspielen, daß 
der Kreisarzt sich über die in seinem Bezirke vorhandenen 
wichtigeren gewerblichen Betriebe unterrichtet, daß er hin und 
wieder mit dem Gewerbeaufsichtsbeamten Besichtigungen vor¬ 
nimmt und hierbei vielleicht diesen auf etwaige hygienische 
Mängel oder kranke Arbeiter aufmerksam macht. Damit wird 
es aber auch sein Bewenden haben; denn über die ihm durch 
die Dienstanweisung auferlegte Pflicht, auf Beseitigung vor¬ 
handener gesundheitsgefährlicher Schädlichkeiten hinzuwirken, 
braucht er sich nicht den Kopf zu zerbrechen, dies besorgt 
alles der Gewerbeaufsichtsbeamte. Welcher Kreisarzt wird sich 
wohl unter diesen durch die Bestimmungen gegebenen Ver¬ 
hältnissen, die ihm jede Selbständigkeit nehmen und ihn zum 
ärztlichen Beirat, oder sagen wir richtiger „Mitläufer“, des 
Gewerbeaufsichtsbeamten machen, mit Lust und Liebe gewerbe¬ 
hygienisch betätigen wollen? Die ärztliche Mitarbeit 
auf dem Gebiete der Gewerbehygiene ist aber so 
dringend nötig, daß sie nicht länger entbehrt 

*) Min.-Bl. für Med.-Angel.; 1901, S. 229. 



Kreisarzt und Gewerbehygiene. 


861 


werden kann, wenn mit wirklichem Erfolg auf dem 
Gebiete gearbeitet werden soll. 

Daß % in der Tat die ärztliche Mitarbeit in der Ge¬ 
werbehygiene von den technischen Beamten vermißt wird, be¬ 
weist die oben angeführte Denkschrift, die diese Mitarbeit fordert 
und diese Forderung eingehend begründet. Die Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamten, die obwohl hygienisch gar nicht vorgebildet, 
das Gebiet der Gewerbehygiene bisher als ihre eigenste Domäne 
betrachtet haben, kommen doch allmählich zur Einsicht, daß sie 
ohne die ärztliche Mitarbeit nicht weiter kommen. Doch der 
Pferdefuß kommt' auch in dieser Denkschrift zum Vorschein. 
Sie will den beamteten Arzt nicht als Hygieniker im eigent¬ 
lichen Sinne als Mitarbeiter haben, sondern sie verlangt, daß 
der Arzt als Gewerbehygieniker lediglich die Aufgabe haben 
muß, die Gewerbekran kneiten als solche zu erkennen und sie 
alsdann zu heilen; d. h. der Arzt wird als Diagnostiker bezw. 
Pathologe und als Therapeut gebraucht, beileibe nicht als 
Hygieniker. Diese Folgerungen, die aus der Notwendigkeit 
ärztlicher Mitarbeit gezogen werden, zeigen, daß sie nicht einem 
medizinisch geschulten Gehirn entsprungen sind, denn sie würden 
sonst gelautet haben, der Arzt soll zur Mitarbeit herangezogen 
werden, nicht nur weil er vermöge seiner Vorbildung allein 
in der Lage ist, die Gewerbekrankheiten als solche zu erkennen 
und ihren ursächlichen Zusammenhang mit gewerblichen Schä¬ 
digungen aufzudecken, sondern auch w$il er nur vermöge seiner 
Kenntnis der Aetiologie der Gewerbekrankheiten und der Ge¬ 
werbepathologie sachgemäße Gewerbehygiene treiben kann. 
Nur wer die Aetiologie und Pathologie gewisser Krankheiten 
beherrscht, wird die richtigen vorbeugenden Maßnahmen treffen 
können, jeder andere bleibt ein Dilettant auf dem Gebiete der 
Hygiene, und wenn er noch soviele hygienische Bücher durch- 
stuaiert. 

Die Denkschrift fordert, daß die Kreisärzte zu der er¬ 
weiterten Mitarbeit in der Gewerbehygiene herangezogen werden. 
Damit wird nichts Neues gefordert, denn nach der Dienst¬ 
anweisung sind die Kreisärzte für diese Mitarbeit schon be¬ 
stimmt; es braucht nur der § 92 der Dienstanweisung dahin 
geändert zu werden, daß dem Kreisarzt die Erfüllung der ihm 
bereits auferlegten Pflichten möglich gemacht wird. 

Der Pflicht, auf die Beseitigung vorhandener gesundheit¬ 
licher Schädlichkeiten und Belästigungen hinzu wirken und 
darauf zu achten, daß den hygienischen Forderungen gebührend 
Rechnung getragen wird, kann der kreisarzt aber nur nach- 
kommen, wenn er nicht nur die gewerblichen Betriebe seines 
Bezirkes genau kennt, sondern auch alle möglicherweise in 
ihnen vorkommenden Gesundheitsschädigungen. Das lernt sich 
jedoch, da die Arbeitsbedingungen in jedem Betrieb wieder 
andere sind — ich weise nur auf die chemische Industrie hin —, 
weder aus Büchern allein, noch durch gewerbehygienische 
Kurse, auch nicht allein durch die Praxis, sondern nur durch 
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wissenschaftliche Beschäftigung mit Qewerbepathologie und 
-hygiene und durch praktische Arbeit. Beides ist aber dem 
Kreisarzt nur dann möglich, wenn er das Recht hat, 
jederzeit die gewerblichen Betriebe zu besichtigen 
und in ihnen arbeitende Menschen zu untersuchen. 
Dabei muß er völlig unabhängig von Gewerbeaufsichtsbeamten 
sein; denn da er als Kreisarzt noch andere Dienstobliegenheiten 
zu erfüllen hat, muß er sich seine Zeit einteilen. Soll er sich 
aber nach dem Gewerbeaufsichtsbeamten richten und nur ge¬ 
meinsam mit diesen Besichtigungen vornehmen, dann ist die 
kreisärztliche Betätigung auf dem Gebiete der Gewerbehygiene 
von vornherein zum Mißerfolg verdammt. 

Ueber die Eignung der Kreisärzte zur Mitarbeit in der 
Gewerbehygiene braucht wohl kaum ein Wort verloren zu 
werden; denn jeder Kreisarzt wird sich mit seiner Vorbildung 
rasch in die Gewerbepathologie und -hygiene einarbeiten; man 
gebe ihm nur Gelegenheit dazu. 

Abzulehnen ist die Forderung der Denkschrift, daß die 
Kreisärzte sich auch therapeutisch in der Gewerbehygiene 
betätigen sollen. Das ist Sache der Fabrik-, Kassen- und 
Krankenhausärzte und muß diesen verbleiben, abgesehen da¬ 
von, daß der vollbeschäftigte Kreisarzt dazu gar keine Zeit hat. 
Mit den anderen Forderungen der Denkschrift kann man sich 
wohl einverstanden erklären. 

Was schließlich die Anzeigepflicht für gewerbliche 
Erkrankungen anbelangt, so läßt sich deren Einführung 
m. E. nicht mehr umgehen. Schon jetzt ist es den Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamten aufgegeben, sich durch Vermittelung der 
Krankenkassen von jeder gewerblichen Erkrankung durch Blei, 
Quecksilber, Arsen, Phosphor Kenntnis zu verschaffen und ihre 
Entstehungsweise unter Mitwirkung der zuständigen Medizinal¬ 
beamten aufzuklären. Die Unzulänglichkeit dieses Verfahrens 
hat man mittlerweile auch im Reichsarbeitsministerium ein¬ 
gesehen; aus dieser Einsicht ist im März 1919 der vor¬ 
läufige Entwurf eines Gesetzes über die Anzeige gewerblicher 
Vergiftungen hervorgegangen, in dem die Anzeigepflicht für 
jede Erkrankung und jeden Todesfall infolge gewerblicher Be¬ 
schäftigung mit Blei, Quecksilber, Arsen, Phosphor, Chlor, 
Chlorkohlenoxyd, aromatischen Nitro- und Amidoverbindungen, 
Tetranitromethan, Nitroform vorgesehen ist; § 8 dieses Ent¬ 
wurfes bestimmt, daß die Anzeigepflicht weiter ausgedehnt 
werden kann. Die Anzeigen sind an den Gewerbeaufsichts¬ 
beamten und an den Kreisarzt zu richten; letzterer hat Er¬ 
mittelungen am Krankenbett vorzunehmen und dem Gewerbe¬ 
aufsichtsbeamten zu berichten, ob eine gewerbliche Vergiftung 
oder der Verdacht einer solchen vorliegt. Hält der Kreisarzt 
aber Ermittelungen auch im Betrieb für nötig, dann hat er 
sich zuerst an den Gewerbeaufsichtsbeamten zu wenden und 
gemeinsam mit diesem die Ermittelungen vorzunehmen. Es 
wäre zu wünschen, daß dieser letzte Satz aus dem Gesetz- 
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entwurf verschwindet, denn er bedeutet Zeitverlust und er¬ 
schwert die Ermittelungen ganz unnötigerweise. Anderseits 
sollte man erwarten, daß der vor 2 Jahren ausgearbeitete Ent¬ 
wurf recht bald Gesetz wird, ist doch die Anzeigepflicht für 
gewerbliche Vergiftungen und die Ermittelung ihrer Ent¬ 
stehungsursachen unbestreitbar viel wichtiger als die mancher 
anderen anzeigepflichtigen Erkrankung. Allerdings sollten die 
Medizinalbeamten rechtzeitig darauf hinwirken, daß sie in einer 
ihrer Stellung und ihrem Wissen entsprechenden Weise zur 
Mitarbeit herangezogen werden. 

Damit erhebt sich schließlich die Frage, wie nunmehr das 
Verhältnis zwischen dem Gewerbeaufsichtsbeamten 
und dem Medizinalbeamten zu gestalten sein würde, da¬ 
mit alle Reibungsflächen vermieden werden und keine Kom¬ 
petenzstreitigkeiten entstehen. Es ist menschlich erklärlich, 
daß die Gewerbeaufsichtsbeamten sich ihre bisherigen Rechte 
nur ungern beschneiden lassen werden; aber eine reinliche 
Scheidung der beiderseitigen Rechte und Pflichten und der 
nötige Takt auf • beiden Seiten werden ein ersprießliches Zu¬ 
sammenarbeiten sehr wohl ermöglichen und ein Gegeneinander¬ 
arbeiten ausschließen. Man gebe dem Ge werbeauf sichts¬ 
beamten den technischen Teil und dem Medizinal¬ 
beamten den ärztlichen Teil der Gewerbeaufsicht. 
Die wichtigeren Betriebe müssen von Zeit zu Zeit von beiden 

f emeinsam besichtigt werden, eventuell nötige Mitteilungen an 
ie Betriebsleitungen über die Abstellung von Mängeln müssen 
von beiden ausgehen. Wichtige Beobachtungen, die bei nicht 
gemeinsam ausgeführten Besichtigungen gemacht werden, sind 
gegenseitig mitzuteilen. Ein gedeihliches Zusammenarbeiten 
unter diesen Voraussetzungen muß und wird möglich sein, 
wenn beide Teile ihre Person zurücksetzen hinter das Interesse 
der Allgemeinheit. 

Das deutsche Volk braucht seine blühende Industrie 
wieder, wenn es nicht untergehen will; wir können keine werk¬ 
tätige Hand entbehren, und die Lücken, die der Krieg und die 
Tuberkulose in unseren Volkskörper gerissen haben und noch 
reißen, dürfen nicht durch vermeidbare Gewerbekrankheiten 
vergrößert werden. Das müssen und können wir vermeiden. 


Zum Ruhegehalt der nicht vollbesoldeten 
Kreisärzte in Prenssen. 

Vom Herausgeber. 

Unter dem 10. Mai d. J. hatte der Vorstand des Preußischen 
Medizinalbeamten Vereins bei dem Herrn Minister für Volks¬ 
wohlfahrt beantragt, daß die nicht vollbesoldeten Kreisärzte 
wenigstens im Ruhegehalt mit den vollbesoldeten gleichgestellt 
werden möchten. Darauf ist dem Verein unter dem 8. August 
d. J. folgender Bescheid erteilt: 
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Dr. Rapmund. 


„Auf den Antrag vom 10. Mai 1921 — Nr. 109 — erwidere ich im Ein¬ 
vernehmen mit dem Herrn Finanzminister, daß die Gleichstellung der nicht 
vollbesoldeten mit den vollbesoldeten Kreisärzten im Ruhegebalt und in den 
Hinterbliebenenbeziigen in der Weise, daß das ruhegehaltsfähige Dienst¬ 
einkommen der Besoldungsgrenze A 10 nach dem gleichen Besoldungsalter be¬ 
rechnet, also ein fingiertes Diensteinkommen der Festsetzung der Gebührnisae 
zugrunde gelegt wird, nach den Vorschriften des Ziviiruhegehaltsgesetzes nicht 
zulässig ist. 

Was den Vorschlag der Erhöhung des ruhegehaltsfähigen 
Geb uhrenanteils auf 4500 M. betrifft, so möchte ich zunächst darlegen, 
wie nach den gegenwärtigen Recbtszuständen die Berechnung des ruhegehalts¬ 
fähigen Diensteinkommens der nicht vollbesoldeten Kreisärzte erfolgt. Sie er¬ 
halten (nach Fußnote 1 zur Besoldungsgruppe 10) 75 v. H. der Grundgehalts¬ 
sätze der Besoldungsgruppe 10. Hierzu tritt der Durchschnitt des Orts¬ 
zuschlages, der nach dem gekürztem Grundgehaltssatze berechnet, jedoch 
keinesfalls auf 75°/o gekürzt wird (vergl. Ziffer 90, Abs. 3 der neuen 
Besoldungsvorschriften). Zu diesem Diensteinkommen wird bei der Pensionierung 
ein ruhegehaltsfähiger Gebührenanteil von 2250 M. hinzugerechnet. Das er- 
giebt für die nicht vollbesoldeten Kreisärzte (Kreistierärzte) ein ruhegehalts¬ 
fähiges Diensteinkommen nach folgender Tabelle: 

Dienstjahr: l.u.2. 8.U.4. 5.U.6. 7.U.8. 9.U.10. ll.u.12. 18.U.14. l4.u.folg 


Grundgehalt: 6300 6900 8100 8475 8850 9225 9225 9450 M. 

Ortszuschlag: 2100 2430 2430 2760 2760 2760 2760 2T60 „ 

Nebenbezüge: 2250 2250 2250 2250 2250 2250 2250 2250 „ 

Zusammen: 10650 11250 12180 12780 13485 13860 14235 14460 M. 

Die Schlußbemerkung C 9 (bezw. C 6 a zur Besoldungsordnung), nach 
der das Gesamtdiensteinkommen des nicht vollbesoldeten Kreisarztes (Kreis¬ 
tierarztes) das eines vollbesoldeten im Besoldungsdienstalter nicht über¬ 
steigen darf, hat also bei Einsetzung eines Betrages von 2250 M. keine prak¬ 
tische Bedeutung, da sich das ruhegehaltsfähige Diensteinkommen der Gruppe 10 
wie folgt regelt: 

Dienstjahr: l.u.2. 3.U.4. 6.u.6. 7.u.8. 9.U.10. ll.u.12. lS.u.14. 14.u.folg. 


Grundgehalt: 8400 9200 10000 10800 11300 11800 12300 12600 M. 

OrtBZUScblag : 2760 2760 2760 3090 3090 3090 3090 8420 * 

Zusammen: 11160 11960 12760 13890 14390 14890 15390 16020 M. 

Unterschied: 510 710 580 1110 905 1030 1155 1560 M. 

Eine Hinaufsetzung des anrechnungsfähigen Betrages auf 4500 M. kommt 
mithin schon deshalb nicht in Frage, weil durch eine derartige Steigerung des 
ruhegehaltsfähigen Gebührenanteils um 2250 M. die Unterscbi Jsbe träge 
zwischen dem ruhegehaltsfähigen Diensteinkommen der vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzte der Gruppe A 10 und dem der nicht vollbesoldeten, die sich zwischen 
- 510 und 1560 M. bewegen, in allen Fällen überschritten würden, mithin all¬ 
gemein auf Grund der Schlußbemerkung C 9 zur Besoldungsordnung das ruhe¬ 
gehaltsfähige Diensteinkommen der nicht vollbesoldeten Kreisärzte auf das¬ 
jenige der vollbesoldeten der Gruppe A 10 zu bringen wäre. Die Erhöhung 
auf 4500 M. würde mithin die Festsetzung eines Betrages bedeuten, der prak¬ 
tisch niemals zur Anrechnung käme, sondern in allen Dienstaltersstufen der 
Kürzung unterliegen würde. Da außerdem den nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzten die Ausübung der Privatpraxis gestattet ist und sie dadurch 
den vollbesoldeten Kreisärzten gegenüber sich vielfach ohnehin in einer wirt¬ 
schaftlich günstigeren Lage befanden, so muß eine gewisse Schlechterstellung 
mit Rücksicht auf die Möglichkeit Ersparnisse durch Ausübung der Privat¬ 
praxis zu machen, bei der Festsetzung des Ruhegehalts Platz greifen, wenn 
nicht Forderungen der vollbesoldeten Kreisärzte und Berufungen gleichbesol- 
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deter Beamtengrappen hervorgerafen werden Bollen, die bei der mißlichen 
Finanzlage des Staates unerfüllbar sind. 

Ich ersuche ergebenst, den Erlaß in geeigneter Weise zur Kenntnis der 
Mitglieder des Vereins za bringen." 

Die nicht vollbesoldeten Kreisärzte werden diesen ab¬ 
lehnenden Bescheid im hohen Grade bedauern; ist doch damit 
eine von ihnen schon seit vielen Jahren gestellte und nach 
unserer Ansicht durchaus berechtigte Forderung unerfüllt ge¬ 
blieben; hoffentlich ist dies aber nur vorläufig der Fall, zumal 
die Gründe für die ministerielle Ablehnung keineswegs als zu¬ 
treffend anerkannt werden können. Das gilt vor allem betreffs 
des Hinweises auf die Einnahmen der nicht vollbesoldeten 
Kreisärzte aus der Privatpraxis, die so erheblich sein sollen, 
daß daraus beträchtliche Ersparnisse von den nicht voll¬ 
besoldeten Kreisärzten erzielt werden könnten. Ein in dieser 
Beziehung von dem Herrn Minister veranstaltete Umfrage würde 
sehr bald den Beweis bringen, daß diese Voraussetzung nicht 
zutrifft; denn die nicht vollbesoldeten Kreisärzte, die noch eine 
erträgliche Privatpraxis haben, bilden nur eine Ausnahme und 
werden sehr bald ganz verschwinden. Deshalb ist auch das Be¬ 
denken mit Rücksicht auf die vollbesoldeten Kreisärzte und auf 
andere Beamtengruppen hinfällig. Schließlich, und das ist Schwer¬ 
punkt bei der vorliegenden Frage, ist auch der Unterschied 
zwischen dem Ruhegehalt der nicht vollbesoldeten Kreisärzte und 
der vollbesoldeten keineswegs so unerheblich, wie in dem mini¬ 
steriellen Bescheide ausgerechnet ist; man muß nur nicht die 
Ruhegehälter nach 1—14 Dienstjahren (bekanntlich hat der 
Beamte überhaupt erst nach 10 Jahren Rechtsanspruch auf 
Ruhegehalt), sondern nach 30—40 Jahren vergleichen, die für 
die Beamten doch fast ausschließlich praktisch in Betracht 
kommen. Dann sind aber die vollbesoldeten Kreisärzte be¬ 
kanntlich in Gruppe 11 aufgerückt und ihr ruhegehaltsfähiges 
Diensteinkommen beträgt nicht 16020, sondern 14500 -}- 3420 
= 17920, also 34601! statt 1560 M. mehr. Die Frage wird 
unseres Erachtens am einfachsten in der Weise gelöst, daß der be¬ 
treffende Vermerk im Haushalt künftig folgenden Wortlaut erhält: 

„Bei der Bemessung des Buhegehaltes der nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzte wird dem Gehalte für sonstige Dienstbezttge soviel zagerechnet, daß 
ihr Bohegehalt danach dem rahegehaltsfähigen Diensteinkommen eines voll- 
beaoldeten Kreisarztes mit demselben Dienstalter entspricht." 

Voraussetzung dabei ist, daß die nicht vollbesoldeten 
Kreisärzte ebenfalls nach dem Dienstalter in Klasse 11 auf¬ 
rücken, eine Forderung, die durchaus der Billigkeit entspricht, 
zumal sie jetzt auch verpflichtet sind, ihre amtsärztlichen Ge¬ 
bühren an die Staatskasse abzuliefern, soweit ihr Diensteinkommen 
einschließlich der Gebühren dasjenige der im Dienste gleich¬ 
altrigen vollbesoldeten Kreisärzte übersteigt. Jedenfalls wird 
es Sache des Preuß. Med.-Beamtenvereins sein, alles aufzubieten, 
um dieses Ziel zu erreichen. 
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Bericht über die Medizin albeamtenversammlung 


Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht Aber die Medizinalbeamtenverflammliinc 
in Liegnitz am 26. April 1921. 

Gelegentlich der Vereidigung der Medizinalbeamten des RegierungB- 
bezitks Liegnitz anf die preußische Verfassung fand eine Versammlung unter 
dem Vorsitze des Herrn Regs.-Präsidenten Büchting statt, an der außer¬ 
dem die Oberregierungsräte Bossart, Winterfeldt und Große, Reg.- 
und Geh. Med.-Rat L R. Dr. Meyen, Reg.- und Med.-Rat Dr. Willführ, 
Reg.- und Schulrat Koesling, Reg.-Rat Götte, der Bearbeiter des Wohl¬ 
fahrtsfaches, die Bezirksfürsorgerin Fräulein Poschmann und sämtliche 
Kreisärzte des Bezirks teilnahmen. 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung widmete der Herr Reg.-Präsident 
dem am 1. April ds. Js. in den Ruhestand versetzten Reg.- und Geh. Med.-Rat 
Dr. Meyen herzliche Worte des Gedenkens für seine langjährige aufopfernde 
Tätigkeit bei der Regierung in Liegnitz und begrüßte gleichzeitig den für 
Liegnitz neuernannten Reg.- und Med.-Rat und die neu in den Bezirk ver¬ 
setzten Kreisärzte. 

I. Nach der Vereidigung der Kreisärzte auf die Preußische 
Verfassung erhielt zunächst das Wort Kreisarzt Dr. Meyer-Grünberg zu seinem 
Vortrag über die Pockenseuche Im Kreise Grünberg Im Frühjahr des 
Jahres 1921. Die Seuche wurde eingeschleppt durch einen Lichtbildner R., 
der in Schwientochlowitz in Oberschlesien das Bild eines an Pocken verstorbenen 
Polenkindes, das aus Sosnowice zugereist war, aufgenommen hatte. Der 
Lichtbildner erkrankte 14 Tage später, kurz vor seiner Abreise, an einem 
Exanthem, das der Arzt als Masern. ansprach. Nach seiner Ankunft in 
Grünberg entwickelte sich ein Bläschenausschlag, den der Kranke wenig be¬ 
achtete und dessentwegen er keinen Arzt befragte. Die Mutter des Licht¬ 
bildners erkrankte Anfang Februar an einer exanthematiseben Krankheit, die 
von 2 beratschlagenden Aerzten für Morbus maculosus Werlhofii angesehen 
wurde. Da die Krankheit einen ernsten Verlauf nahm, wurde am 15. Februar 
noch ein dritter Arzt zugezogen, der eine Diagnose nicht stellen konnte, aber 
dringend die Ueberführung der Erkrankten ins Krankenhaus Bethesda anriet. 
Hier wurde die Erkrankte in die im Kellergeschoß belegene Infektionsabteilung 
verbracht und von dem Chefarzt sowie den beiden Hilfsärzten untersucht. Der 
leitend*) Arzt war für Zuziehung des Kreisarztes. Diese unterblieb aber, da 
der eine Hilfsarzt mit aller Bestimmtheit erklärte, daß es sich um hämorrhagi¬ 
schen Scharlach handle, den er erst kürzlich in Halle in der Klinik gesehen 
hätte. Die Frau verstarb noch in derselben Nacht; 4 Tage später stellte der 
Kreisarzt bei einer Frau, die im Hause der Verstorbenen wohnte, Pocken fest. 
Es war zu erwarten, daß die Seuche sich anf ihren Herd nicht mehr be¬ 
schränken lassen würde. In dem gleichen Hause erkrankten noch 6 weitere 
Personen in 5 Familien an Pocken, ebenso 3 Frauen, von denen die eine als 
Gesundbeterin zu der erkrankten Frau R. gekommen war, die zweite hatte ihr 
gelegentlich das Bett gemacht, die dritte war nur einmal in der Wohnung 
gewesen. Bei der Gesundbeterin infizierten sich noch 2 Personen. Die Kranken¬ 
schwester, die Frau R. gepflegt hatte, verschleppte die Pocken zu einer 
rheumatismuskranken Frau, die den Pocken erlag. Der Sohn eines 7 km von 
Grünberg entfernt wohnenden Försters, der bei einem Holztermin mit vielen 
Grünbergern zusammen gewesen war, erkrankte gleichfalls an Pocken. Auch 
das Krankenhaus Bethesda wurde schwer verseucht. Die Frau eines 
Forstmeisters in Deutsch-Wabg hatte mit Frau R. zusammen im Kranken¬ 
hause Bethesda gelegen und wurde von ihrem Mann am 16. Februar aus dem 
Krankenhaus abgeholt. Beide Eheleute erkrankten an konfluierenden hämor¬ 
rhagischen Pocken. Zwei weitere Frauen und zwei ungeimpfte Kinder folgten. 
Auch der Barbier, der die Kranken des Krankenhauses zu rasieren pflegte, er¬ 
krankte an hämorrhagischen Pocken. In den nächsten 2 Wochen erkrankten 
noch 9 weitere Personen, die im Krankenhause lagen, an Pocken. Im Land¬ 
kreise Grünberg traten noch in den drei Ortschaften Erkrankungen auf: eine 
Frau, die 14 Tage vorher an einer Versteigerung in Grünberg teilgenommen 
hatte, zwei Kinder eines Landbriefträgers und endlich 4 Personen in dem Ort 
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Lättnitz, der einen regen Verkehr mit Grünberg unterhält. Im ganzen um¬ 
faßte die Seuche 54 Erkrankungen mit 5 Todesfällen während einer Dauer 
Ton zwei Monaten. 

Das Krankenhaus Bethesda in Grünberg wurde sofort nach Feststellung 
der Seuche für Aufnahmen und Entlassungen gesperrt. Da der Platz in der 
Infektionsabteilung des Krankenhauses nicht zureichend war, mußte ein Teil 
der Pockenkranken, vor allem diejenigen in dem Pockenhause der Frau B., in 
ihren Behausungen verbleiben. Oeffentliche Impfungen wurden sofort vor¬ 
genommen. Der erste Impftag war aber sehr mangelhaft besucht, da die Be¬ 
völkerung an eine Gefahr nicht glauben wollte. Erst als die Seuche an den 
verschiedensten Stellen der Stadt aufflackerte und Todesfälle verursachte, kam 
die Bevölkerung zum Bewußtsein ihrer ernsten Lage, und nun war, wie immer 
in gleichen Fällen, der Andrang zu den öffentlichen Impftagen, die angesetzt 
waren, so groß,, daß man nur mit Mühe die Arbeit bewältigen konnte. Die 
Schulen wurden geschlossen, öffentliche Versammlungen, Konzerte, Schauspiel 
und Lichtspiele verboten. Auch Versteigerungen hätten, wie die Erfahrung 
zeigte, verboten werden sollen. 

Bei der Erörterung, an der sich ebenso wie nach den folgenden Vor¬ 
trägen die meisten anwesenden Aerzte beteiligten, wird daran erinnert, wie oft 
Pocken mit anderen hämorrhagischen Exanthemen verwechselt werden. Die 
Studenten der Medizin hätten viel zu wenig Gelegenheit, die Pocken kennen 
zu lernen. Den Ausschlag könne nicht allein der Panische Versuch geben, 
sondern eB müsse sorgfältig anf alle klinischen Erscheinungen, in erster Linie 
die äußerst quälenden Kreuzschmerzen, sodann den Sattel der Kurve beim 
Aufschießen des Bläschenausschlags, sowie das Vorexanthem beachtet werden. 
Besonders sei auch zu erinnern an die Fälle von Variolois mit ganz gering¬ 
fügigem Bläschenausschlag, die wohl fast immer der Feststellung entgehen. 
Uebereinstimmend wird anerkannt, daß die ärztliche Ausbildung und besonders 
diejenige der Kreisärzte in den klinischen Erscheinungen der Pocken gar nicht 
sorgfältig genug sein kann, dann wird es am ersten gelingen, die Seuche früh¬ 
zeitig zu erkennen und auf ihren Herd zu beschränken. 

II. Fleckfleber und soziale Lage. Berichterstatter: Beg.- und Med.- 
Bat Dr. Willführ in Liegnitz. (Der Vortrag wird unter den Originalarbeiten 
dieser Zeitschrift veröffentlicht werden.) 

In der sich anschließenden Erörterung, an der sich außer den Aerzten 
auch die Ob.-Beg.-Bäte Bossart und Große sowie die Bezirksfürsorgerin 
Frl. Poschmann beteiligten, wird Uebereinstimmung dahin erzielt, daß die 
während des Krieges beträchtlich angewachsene Verlausung mit allen 
Mitteln durch Zusammenarbeit zwischen Schulleitern und Kreisärzten bekämpft 
werden muß. Ob die Bestimmung des allgemeinen Landrechts Teil II Tit 17 

L 10 ohne weiteres anzazieben ist. ercheint zweifelhaft. Um so mehr muß die 
dehruog einsetzen, für die die Fürsorgerinnen heranzuziehen sind. Verlauste 
Kinder sind vom Schulbesuch auszuschließen, gegen die Eltern ist mit Schul¬ 
ztrafen vorzngehen, wenn sie die Kinder nicht in angemessener Frist entlausen 
lassen und wieder in die Schule schicken. Eine gesetzliche Handhabe, um die 
Entlausung, besonders auch ganzer Familien, im Zwangswege herbeiführen zu 
können, fehlt, wäre aber sehr erwünscht. 

III. Mitwirkung des beamteten Arztes bei der Berufsberatung. 
Berichterstatter: Sanitätsrat Dr. Brieger, Kreisarzt in Landeshut. Die Not 
der Zeit erfordert mehr denn je die Berücksichtigung aller gesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Momente bei der Berufswahl. Diese Forderung entspricht dem 
Erlasse vom 18. März 1919 betr. Einführung der Berufsberatung nicht voU- 
kommen. Der Erlaß bestimmt im § 7, daß zur Berufsberatung, wenn irgend 
möglich, ein Arzt heranzuziehen ist, während aus sozial-medizinischen Gründen 
für eine wirklich zweckentsprechende Berufsberatung die Forderung erhoben 
werden muß, daß grundsätzlich an jeder Berufsberatung ein 
Arzt teilnimmt. Wie sollen sonst Tuberkulöse, Herzkranke, Psychopathen 
von ungeeigneten Berufen ferngehalten werden? Welche gewichtige Bolle 
spielt bei der Berufswahl des weiblichen Geschlechts die Sexual-Sphäre, wie 
wichtig oder geradezu entscheidend für die Wahl eines Berufes ist nicht selten 
der Zustand der Sinnesorgane? Hinsichtlich der praktischen Ausgestaltung 
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der Berufsberatung durfte für die große Masse der Schulen auf dem platten 
Lande nicht der Berufsberater im Hauptamt, sondern der Klassenlehrer 
als Berufsberater in Frage kommen, der gemeinsam mit Arzt und Ver¬ 
treter des Arbeitsnachweises möglichst unter Zuziehung der Eltern 
und in strittigen Fällen unter Beteiligung von Fachleuten aus den in Frage 
kommenden Berufen die Berufsberatung vornimmt. Die ärztliche Tätig¬ 
keit erstreckt sich hierbei nicht nur auf eine genaue körperliche Unter¬ 
suchung, sondern auch anf eine Prüfung der psychischen Qualitäten; es müssen 
daher dem Arzt wenigstens die elementaren Kenntnisse der experimentellen 
Psychologie geläufig sein, wenn auch im allgemeinen zugegeben werden muß, 
daß auf diesem Gebiet nicht selten, meist aus wissenschaftlichem Interesse, 
übertrieben wird. Nötig ist es aber vor allem, daß der Arzt die Gefahren 
und Möglichkeiten von Gesundheitsschädigungen der am Ort selbst und in der 
Umgebung desselben vorhandenen Berufsarten genau kennt, weil die große 
Masse der zu Beratenden in der Begel in derartige Berufe übergeht. Im all¬ 
gemeinen wird die Tätigkeit des an der Berufsberatung beteiligten Arztes zu 
den Aufgaben des Schularztes gehören; so lange aber nicht für alle 
Schulen Schulärzte zur Verfügung stehen, wird der beamtete Arzt sich auch 
diesem Teil sozial-medizinischer Tätigkeit im Interesse der Volksgesundheit 
und Volkswirtschaft widmen müssen. Dies ist wohl in der Mehrzahl der Fälle 
durch Vornahme der Berufsberatung gelegentlich der amtlichen Schulbesichti¬ 
gung möglich; weiter kann der Kreisarzt gelegentlich seiner Anwesenheit 
in anderen Dienstgeschäften an Schulorten die Berufsberatung vornehmen. 
Für die noch übrig bleibenden Schulen müßten dann Vereinbarungen über die 
Vornahme der Berufsberatung mit den Schulvorständen getroffen werden; durch 
Zusammenlegung mehrerer solcher Berufsberatungen auf einen Tag würden die 
Kosten für die einzelnen Gemeinden kaum erheblich sein. Von großer Wichtig¬ 
keit ist die Mitarbeit des beamteten Arztes bei der Propaganda für die Be¬ 
rufsberatung. Gerade der Kreisarzt ist infolge seiner sozial-medizinischen Vor¬ 
bildung seiner Kenntnis der Gefahren der einzelnen Berufe am besten geeignet, 
in Volkshochschulkursen, Elternabernden und ähnlichen Veranstaltungen die 
Bevölkerung über den Wert der Berufsberatung zu unterrichten und in gleicher 
Weise auch die Tagespresse zu informieren. Aus den gleichen Gründen ge¬ 
hört der Kreisarzt auch unbedingt, in den durch den Erlaß vorgesehenen 
Beirat des örtlichen Berufsamtes. 

Bei der anschließenden Erörterung weist Beg.-PräsidentBüchting 
darauf hin, daß bei Berufsberatung alle Instanzen Zusammenarbeiten müssen, 
weil einer nicht alle Berufe übersehen kann, anderseits der Arzt die Kinder 
vorwiegend körperlich beurteilt; unter allen Umständen müsse die Politik aus- 
gescbaltet werden. Die Berufsberatung müsse dazu mithelfen, das Mißtrauen 
der einzelnen Volkskreise gegeneinander zu beseitigen. Reg.- und Schulrat 
Koesling betont, daß die Berufsberatung ohne Arzt unmöglich ist. Leider 
sei der Anteil der Lehrer an dieser Aufgabe noch gering. Die Berufsberatung 
sei ein geeignetes Gebiet für die Elternräte. Reg.-Präsident Büchting 
empfiehlt, junge Leute, besonders junge Mädchen, zu den Beratungen heran¬ 
zuziehen. Kreisarzt Dr. Meyer-Grünberg hält die Lungenfürsorgestelle für 
eine geeignete Gelegenheit zur Ausübung der Berufsberatung. Kreisarzt 
Dr. P e t e r s - Löwenberg bemängelt an den Brieger sehen Vorschlägen, daß 
ihre Ausführung zu oberflächlicher Handhabung führe. Die Berufsberatung 
erfordere Zeit; sie könne nicht nebenher und im Fluge erledigt werden. Die 
geeigneten Träger der Berufsberatung seien die Schulärzte, die möglichst 
überall anzustellen seien, aber nicht überlastet sein dürften. Reg.-Rat Götte 
macht darauf aufmerksam, daß das Bernfsberatungsgesetz den Fortfall jeder 
freien Stellenvermittelung vorsehe, an deren Stelle die Zwangsvermittelung 
treten solle. 

IV. Beschaffung von Geldmitteln znr Tuberkulosebekämpfung. Be¬ 
richterstatter : Kreisärzte Dr. Brleger-Landeshut und Dr. Dietrich-Hoyerswerda. 

a. Kreisarzt Dr. Brieger zieht in möglichst ausgedehntem Maße die 
Landesversicherungsanstalt, die Krankenkassen, die Ortsgruppe des Provinzial¬ 
vereins zur Bekämpfung der Tuberkulose heran, um Mittel zur Tuberkulose¬ 
bekämpfung zu gewinnen, und versuchte außerdem, bisher allerdings ohne 
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Erfolg, die Arbeiter za veranlassen, eine Ueberstunde unentgeltlich za leisten 
and den Verdienst diesem Zweck znznzftthren. Er behält diesen letzten Ge¬ 
danken weiter im Ange and hofft noch immer, dessen Durchführung za erreichen. 

b. Kreisarzt Dr. Dietrich berichtet, daß für den im November 1919 
gegründeten Ortsausschuß des Provinzialvereins zar Bekämpfung der Tuber- 
lose für den kleinen Kreis Hoyerswerda mit seinen 55000 Einwohnern sehen 
1920 : 88213,53 M., 1921 allein an größeren Spenden von 100 M. an aufwärts 
bereits 44225 M. aufgebracht worden sind. Diese erheblichen Mittel sind der 

E eifbare Erfolg einer tatkräftigen Werbearbeit, die auf breitester Grund- 
ge betrieben wurde. Im Anschluß an die Gründung des Ortsausschusses 
worden überall im Kreise bunte Aufrufe angeschlagen, die sofort eine größere 
Zahl von Mitgliedsmeldungen herbeiführten. Den Aerzten und Schwestern, 
die za diesem Zweck eingeladen worden, hielt der Berichterstatter gesonderte 
Vorträge über die Bestrebungen des Vereins. Dasselbe geschah im Kreis- 
ansschuß nnd Kreistag. Der Kreistag bewilligte daraufhin noch für die letzten 
4 Wochen des Jahres 1919 5000 M., Anfang 1920 8000 M. Damit war die 
allgemeine Aufmerksamkeit erregt, die sich in dem starken Besuch der nun 
in allen größeren Orten abgehaltenen Vorträgen äußerte. Zugleich wurden 
nach dem Vorbild der von Kreisarzt Dr. Dobrn in Hannover entworfenen, 
mit Abbildungen versehenen, volkstümlichen Tuberkulosemerksprüche regel¬ 
mäßige Vermerke mit Abbildungen in die „Hoyeswerdaer Nachrichten“ ge¬ 
bracht, z. B.: „Schütze Dich vor der Lungenschwindsucht! Hier siehst Du, 
wie sie endet. Besonders die Kinder, die auf dem Boden spielen, sind ge¬ 
fährdet (Bild: spielende Kinder neben Krankenbett). Opfere 8 M.! Dann 

wirst Da Mitglied des Provinzialvereins. Melde Deinen Beitritt 

bei.“ Oder: „Hier siehst Du den Tuberkulose-Bacillus sechs- 

hundertfach vergrößert (Bild mit Tuberkel-Bazillen). In einem Schleimtröpfchen, 
das ein Lungenkranker aushustet, sind oft Tausende dieser Krankheitskeime. 
Darum spucke nicht auf den Boden! 6—8 Monate halten sich die Keime im 
Staube der Stube lebensfähig und können Gesunde krank machen. Sage dies 
auch den Kranken, damit sie vorsichtig sind mit ihrem Auswurf! Opfere 
8 M. usw. Du schützt Dich damit selbst.“ Oder: „Hier siehst Du, wie die 
Ansteckung zustande kommt Gefährlich ist es, wenn ein Lungenkranker Dich 
anhustet, ohne das Taschentuch vor den Mund zu halten (Bild entsprechend). 
Darum: Taschentuch vor den Mund beim Husten! Beteilige Dich am Kampfe 
gegen die Krankheit, ehe es auch für Dich zu spät ist. Opfere 8 M. usw.!“ 
Solche und ähnliche Hinweise brachte die Presse immer von neuem. 

Ein Lichtbildervortrag, den der Landrat über eine von ihm unter¬ 
nommene große Beise hielt, ein Musikabend im Kreiahaus, ein demnächst statt¬ 
findender Bazar, alle diese Veranstaltungen erfolgten nur zum Besten der 
Tuberkulosebekämpfung und brachten reiche Mittel. Der Landrat richtete an 
sämtliche Gemeindevorsteher ein von ihm persönlich abgefaßtes Schreiben, das 
einen unerwartet guten Erfolg hatte. Die einzelnen Persönlichkeiten des 
g , r wi«i»H | Großunternehmer und Gutsbesitzer, die über erhebliche Mittel ver¬ 
fügen, wurden durch besondere Bitte herangezogen. Dagegen sah man von 
dem Heranziehen der Arbeiterschaft durch Ueberstunden absichtlich ab, weil 

f erade die Arbeiterkreise schon ohnehin genug gaben. Der Kreis konnte so 
Fttrsorgestellen errichten! Wäre er auf öffentliche Mittel angewiesen ge¬ 
wesen, so hätte nichts geleistet werden können! Der große Erfolg ist der 
gemeinsamen, verständnisvollen Führung durch Landrat und Kreisarzt zu 
danken. Die Wohlfahrtspflege im Kreise ist damit auf eine feste Grundlage 
gestellt, von der aus ihre sämtlichen anderen Zweige sich weiter entwickeln 
werden. 

In der anschließenden Erörterung betont Beg.- und Med.-Rat Dr. 
Willführ das Glückliche und Vorbildliche des hier gewählten Vorgehens. 
Ganz besonders die kleine örtliche Presse eigne sich für die Belehrung der 
breiten Masse des Volkes, wie sie hier in mustergiltiger Weise geschehen 
sei, vortrefflich und dieses Mittel würde noch viel zu wenig benutzt. Hin¬ 
sichtlich des unentgeltlichen Verfahrens von Ueberschichten sei mit der Gefahr 
der Politisierung der Woblfahrtsbestrebungen zu rechnen. Die Tuberkulose 
sei aber nicht nur eine Krankheit sozialdemokratischer Arbeiter, sondern auch 
Tor allem des kleinen Mittelstandes. Kreisarzt Dr. Brieger gibt diese Oe- 
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fahr an, glaubt aber, ihr hinreichend begegnen zu können. Jedenfalls sei es 
besser, dal auf »diese Weise Mittel flüssig gemacht würden, als daß gar nichts 
geschehe. Die Kreisärzte Meyer-Grünberg und Sauber zweig- Görlitz be¬ 
richten, daß die Arbeiter in ihren Kreisen versuchten, die Tuberkulosefürsorge 
zu politisieren, beide traten dem auf das bestimmteste entgegen. Reg -Präsident 
Büchting bemängelt, daß die Arbeiter noch nicht genügend zu der Leitung 
dieses Zweiges der Wohlfahrtspflege herangezogen würden. Dies sei das beste 
Mittel, um sie von unangebrachten Politisierungsversuchen znrückzuhalten. 

Der Reg.-Präsident dankte zum Schluß den Berichterstattern für'die 
sorgfältige Vorbereitung ihrer Vorträge und sämtlichen Teilnehmern für die 
rege Aufmerksamkeit, mit der sie au den Verhandlungen teilnahmen. 


Tagesnachrichten. 

Erhühung der TeuernngsznschlSge zu den Beamtengehältern. Die in 
den letzten Tagen des August unter dem Vorsitz des Reichsministers statt¬ 
gefundenen Verhandlungen der Reichsregierung mit den Vertretern der Spitzen- 
organisaiionen der Beamten, Angestellten und Arbeiter haben schließlich zu 
einer Einigung geführt. Danach soll der Teuerungszuschlag zum Grund- 

f ehalt und Ortszuschlag für die planmäßigen Beamten künftighin für 
ie Orte der Ortsklasse A: 98°/ 0 , B: 91°/ 0 , C: 89 °/ 0 , D: 87 °/ 0 und E: 85°/ 0 
betragen. Die männlichen außerplanmäßigen Beamten sollen 
einen Teuerungszuscblag in der Höhe erhalten, daß ihr Diensteinkommen 
nebst Teuerungszuschlag das Diensteinkommen nebst Teuerungszuschlag eines 
planmäßigen Beamten der ersten Besoldungsstufe ihrer Eingangsgruppe erreicht. 
Ferner sind die Teuerungszuschläge zu den Kinderzuschlägen in den 
Orten der Ortsklasse A auf 200 °/ 0 , B und C auf 175 °/ 0 und D und E auf 150 # /o 
festgesetzt. Die Erhöhung dieser Teuerungszuschläge soll vom 1. August 
gewährt werden. Es ist wohl mit Sicherheit anzunebmen, daß auch in allen 
deutschen Einzelstaaten eine gleiche Erhöhung der Teuerüngszuschläge für die 
Beamten erfolgen wird. 


Zur Frag« der Amtsbezeichnungen der preußischen Medizinal« 
beamten. Die wirtschaftliche Vereinigung der Groß-Berliner 
Kreis- und Gerichtsärzte in Berlin hatte unter dem 28. Juni d. J. 
bei dem Herrn Minister für Volkswohlfahrt folgenden Antrag gestellt: 

„Der Berufsverein höherer Verwaltungsbeamten hat in seinen Vor¬ 
schlägen betr. Feststellung neuer Amtsbezeichnungen für die Kreisärzte 
der Besoldungsgruppe X und XI die Amtsbezeichnungen „Regierungs- und Medi¬ 
zinalrat" vorgeschlagen. Dieser Vorschlag entspricht nicht dem Wunöche der 
Medizinalbeamten der Lokalinstanz. Sie legen besonderen Wert darauf, daß 
die der 11. Besoldungsgruppe angehörigen Kreisärzte als solche auch durch 
ihre Amtsbezeichnung kenntlich sind. Demgemäß bitten wir, den Kreis- und 
Gerichtsärzten der 10. Gruppe die Amtsbezeichnung „Regierungs- und 
Medizinalrat", denjenigen der 11. Gruppe die Amtsbezeichnung „Regie¬ 
rungs- und Obermedizinalrat" beizulegen. Sollten sich Schwieriglroiten 
wegen der Gleichartigkeit dieser Amtsbezeichnungen mit denen der Fachrefe¬ 
renten bei den Regierungen ergeben, so wird vorgeschlagen, den Kreis- und 
Gerichtsärzten der 10. Gruppe die Amtsbezeichnung „Kreisarzt (bezw. Ge¬ 
richtsarzt) und Medizinalrat", den entsprechenden Beamten der Gruppe 11 
die Amtsbezeichnung „Kreisarzt (Gerichtsarzt) und Obermedizinal rat" 
beizulegen.“ 

Auf diesen Antrag hat der Herr Minister für Volkswohtfahrt 
unter dem 6. August d. J. folgenden Bescheid erteilt: 

„Anträge in Standesangelegenheiten der Medizinalbeamten ersuche ich 
künftig durch den Vorstand des Preußischen Medizinalbeamtenvereins ein- 
zureichen. Diesem wird dadurch Gelegenheit gegeben, sich zur Sache au 
äußern, die übrigen Bezirksvereine zu hören und auf diese Weise eine wirk¬ 
same Förderung eintreten zu lassen. Auch kann es nur im Interesse der 
Gesamtorganisation liegen, wenn die einzelnen Bezirksvereine nicht unmittelbar 
mit den Zentralbehörden verhandeln.“ 
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Abschrift von diesem Bestände ist dem Vorstände des Preußischen 
MedizinalbeamtenVereins zur gefälligen Kenntnis übersandt. 

Im Interesse der Einheitlichkeit aller Bestrebungen der Medizinalbeamten 
kann man sich mit diesem Bescheid nur einverstanden erklären. Interessant 
ist, daß sich hiernach der Berufsverein höherer Verwaltungsbeamten gemüßigt 
gesehen hat, in dieser Angelegenheit einen Vorschlag zu machen, der aber 
nicht einmal den Beifall der Berliner Kollegen gefunden hat. Unseres Er¬ 
achtens ist der vom Vorstande unseres Medizinalbeamtenvereins in dieser Frage 
eingenommene Standpunkt: Für die Keg.- und Med.-Bäte die Amtsbezeich¬ 
nung „Oberregierungsrat“, für die Kreisärzte die Amtsbezeichnung 
„Kreisarzt und Medizinalrat“ (Gruppe 10) und „Kreisarzt und 
Obermedizinalrat“ (Besoldungsgruppe 11) der einzig richtige; er ent¬ 
spricht nicht nur am besten ihrer amtlichen Stellung, sondern auch, soweit 
dem Herausgeber bekannt ist, den Wünschen der großen Mehrzahl der Medizinal¬ 
beamten, die weder etwas von der Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“, noch 
von derjenigen „Regierungs- und Medizinalrat“ etwas wissen wollen. 

Dies stimmt auch mit dem Ergebnis einer von dem Medizinalbeamten¬ 
verein des Reg.-Bez. Arnsberg in der letzten Woche des August dieserhalb 
veranlaßten Umfrage überein. Danach sind abgegeben betreffs der Amts¬ 
bezeichnung a. der Regierungs. und Medizinalräte: 82 Stimmen 
für „Oberregierungsrat“ und 1 St. für „Ob-Reg.- und Med.-Rat“, b. der 
Kreisärzte: 22 Stimmen für „Kreisarzt und Med.-Rat“, bezw. „Obe r- 
m e d i n a 1 r a t“, 12 St. für „Reg.- und Med.-Rat, bezw. Obermedizinalrat“ und 
5 St. für „Regierungsarzt und Med.-Rat, c. der Kreisassistenzärzte: 
27 Stimmen für „Medizinalassessor“ und 8 für Kreisassistenzarzt. 


Der Vorstand des Preußischen Medizinalbeamten Vereins 
batte den Herrn Minister für Volks Wohlfahrt unter dem 28. Juni d. J. gebeten, ihm 
den Gesetzentwurf über die Verhängung von Dienststrafen zur Aeußerung zu 
übersenden. Auf diesen Antrag hat er unter dem 11. August d. J. folgenden 
Bescheid erhalten: 

„Der Entwurf zu einem Gesetz über die Verhängung von Dienststrafen 
gegen Beamte ist bisher nur ein vorläufiger. Die von Dinen gegebene An¬ 
regung erscheint verfrüht. 

Ich stelle ergebenst anheim, noch einmal vorstellig zn werden, wenn der 
Entwurf zum Gesetz erhoben werden sollte, damit die dortseitige Anregung bei der 
Ausarbeitung der Ausführungsbestimmungen in Erwägung gezogen werden könne.“ 


Zu der am 9. September d. J. in Nürnberg stattfindenden 81tzung 
des erweiterten Vorstandes des Preußischen Medizinalbeamtenvereins sind 
als Vertreter gewählt: für Ost- und Westpreußen: Geh. Med.-Rat Dr. Forst- 
reuter, Kreisarzt in Königsberg i. Pr., für Großberlin: Med.-Rat Dr. Ro- 
gowski, Kreisarzt in Berlin - Nikolasee, für Brandenburg: Kreisarzt 
Dr. Mantey in Belzig, für Oberschlesien: Med.-Rat Dr. Kley, Kreisarzt 
in Kreuzburg O.-Schl., für Sachsen: Med.-Rat Dr. Kluge, Kreisarzt in 
^Volmirstedt, für Hannover: Geh. Med.-Rat Dr. Meyer in Göttingen, für 
Westfalen: Kreisarzt Dr. Wollenwebor in Dortmund, für Hessen- 
Nassau: Geh. Med.-Rat Dr. Rockwitz. Reg.-u. Med.-Rat in Kassel. Für 
Pommern, Schlesien und die Rheinprovinz ist noch keine Wahl erfolgt. 


Nach einem Erlaß des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern können die Bezirksämter die an der diesjährigen Tagung des Deut¬ 
schen und Bayerischen Medizinalbeamtenvereins in Nürnberg teilnehmen, 
Tagegelder und Reisekosten auf die Bauschsnmme für die Kosten 
auswärtiger Dienstgeschäf te verrechnen. Ebenso werden die Tage¬ 
gelder und Reisekosten für die an der Tagung teilnehmenden Landgerichts¬ 
arzte aus Staatsmitteln bestritten. Hoffentlich folgen die Staatsregierungen 
der übrigen deutschen Länder noch nachträglich diesem nachahmenswerten 
Beispiele. 


Billige: „Rechtsprechung undMedlzlnalgesetzgebung"erscheint diesmal nicht- 
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Tagesordnung. 


Hanptversammlang des Deotschen, Prenss. n. Bayerischen 
Medlzloalbeamtenverelns in Nürnberg am 10. n. 11. Sept. 

I. Gemeinsame Tagung. 

Freitag, den 9. September, 8 Uhr abends: Begrüßungs¬ 
abend mit Damen im Künstlerhause am Bahnhof (Erdgeschoß). 

Samstag, den 10. September, 9 Uhr vormittags: Sitzung 
im Künstlerhause. 

1. Geschäfts- und Kassenbricht.'i 

2. Bericht über die Entwürfe zu einem Deutschen 
Strafgesetzbuche (Entwurf der Strafrechtskommission 
1913 und Entwurf 1919 a) vom Standpunkt des Irrenarztes, 
b) von dem des Gerichtsarztes. Berichterstatter: a) Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. S c h u 11 z e - Göttingen und b) Prof. 
Dr. Lochte-Göttingen. 

3. Die einheitliche Gestaltung der staatsärztlichen 
Prüfung im Deutschen Reich. Berichterstatter: Geh. 
Ob.- Med.- Rat Prof. Dr. Abel- Jena und Geh. Med.- Rat 
Prof. Dr. Strassmann-Berlin. 

4. Vorstandswahl und Bericht der Rechnungsprüfer. 
8Uhrabend8: Zwangloses gemeinschaftliches Essen mit Damen 

im Künstlerhause. 

Sonntag, den 11. September, 10 Uhr vorm ittags: Sitzung 
imKünstlerhause. 

1. Die Vereinheitlichung der Seuchenbekämpfung im 
Deutschen Reiche. Berichterstatter: Prof. Dr. Rimpau- 
München. 

2. Die bisherigen Leistungen der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege und der Medizinalverwaltung in dem 
Deutschen Reiche und in den Einzelstaaten nach 
dem Kriege und ihre Aufgaben für die Zukunft. 

Berichterstatter: Kreisarzt Med.-Rat Dr. B u n d t - Halle a. S. 
3 Uhr nachmittags: Zwangloses gemeinschaftliches Essen 
imKünstlerhause. 

8 Uhr abends: Teilnahme mit Damen am Begrüßungsabend 
de8 Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege. 

II. XXXII. Hauptversammlung des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins: 

Samstag, den 10. September, 5 Uhr nachm., im Künstlerhause: 
1. Geschäfts- und Kassenbericht. Im Anschluß hieran freie 
Aussprache über die amtliche Stellung und wirtschaftliche 
l-age der preußischen Medizinalbeamten. 2. Anträge auf 
Änderung der Satzungen. 3. Vorstandswahl und Bericht der 
Rechnungsprüfer. 

Im Anschluß an diese Sondersitzung: Generalversammlung der 
Jubiläumsstiftung des Vereins: 
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Kritische Bemerkungen zur neuen preussischen 
Desinfektionsordnung. 

Von Prof. C. Flügge-Berlin. 

ln dem Erlaß vom 8. Februar 1921, durch den das Wohl¬ 
fahrtsministerium neue Desinfektionsvorschriften bekannt gibt, 
sind diese damit begründet, 

„daß die bisher gültige Desinfektionsanweisang . . dem damaligen 
Stande der Wissenschaft entsprechend, mehr die Schlnßdesinfektion als die 
laufende Desinfektion während der Krankheit berücksichtigte. In den letzten 
Jahren hat aber die letztere immer mehr an Bedeutung gewonnen. Infolge¬ 
dessen ist eine Neubearbeitung der Desinfektionsvorschriften notwendig ge¬ 
worden.* 

In zahlreichen Besprechungen der neuen Vorschriften sind 
auch Aerzte und besonders Kreisärzte dieser Begründung der 
Notwendigkeit neuer Vorschriften beigetreten und haben hervor¬ 
gehoben, daß in der Tat die Desinfektion am Krankenbett 
schon im Hinblick auf die ungleich größere Menge von Er¬ 
regern, die während der Krankheit ausgeschieden werden, viel 
wichtiger sei als die Schlußdesinfektion, und daß es entschieden 
an der Zeit war, die in der alten Desinfektionsordnung zu wenig 
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374 Dr. C. Flügge. 

berücksichtigte laufende Desinfektion viel stärker in den Vorder¬ 
grund zu rücken. 

Ich glaube, daß diese Begründung in verschiedenen 
Punkten geeignet ist, Mißverständnisse hervorzurufen und die 
Vorteile und Nachteile der neuen Ordnung in falsches Licht 
zu setzen. 

1 . 

Zunächst kann ich nicht zugeben, daß die Wichtigkeit 
der laufenden Desinfektion in der früheren Desinfektionsordnung 
unterschätzt ist. In dem preußischen Gesetz von 1905 und in 
den dazu gehörigen Ausführungsbestimmungen ist die laufende 
Desinfektion vorangestellt und es ist ausdrücklichst hinzu¬ 
gefügt : 

„Die Desinfektion am Krankenbett ist von ganz besonderer Wichtigkeit. 
Es ist deshalb in jedem Falle anznordnen, daß womöglich vom Beginn der 
Erkrankung an bis zu ihrer Beendigung alle Ausscheidungen des Kranken .... 
fortlaufend desinfiziert werden.“ 

Und in § 31 der „Anweisung“ heißt es: 

„Es ist regelmäßig, anzuordnen und darüber zu wachen, daß nicht nur 
nach der Genesung des Kranken . . . ., sondern daß während der ganzen 
Dauer der Krankheit die Vorschriften der Desinfektionsanweisung peinlich be¬ 
folgt werden. Es ist Aufgabe der Polizeibehörden sowie der beamteten Aerzte, 
die Bevölkerung hierauf bei jeder sich darbietenden Gelegenheit hinzuweisen.* 

Die Bewertung der laufenden Desinfektion ist demnach 
auch in den früheren Vorschriften eine sehr hohe gewesen. 
Aber wir sind uns von jeher bewußt gewesen, daß der Durch¬ 
führung dieser Vorschriften unter Umständen große Schwierig¬ 
keiten entgegenstehen. ' Eine zuverlässige Desinfektion am 
Krankenbett setzt geschultes Pflegepersonal voraus. Ist ein 
solches vorhanden, dann waren bisher die Bestimmungen des 
§ 22 maßgebend, der die Isolierung, die Kleidung und Des¬ 
infektion des berufsmäßigen Pflegepersonals regelt. Fehlt aber 
besonderes Pflegepersonal und müssen die Kranken von den 
gleichzeitig anderweit in Anspruch genommenen Angehörigen 
verpflegt werden, dann war bisher nach § 18 „nach Möglich¬ 
keit dafür zu sorgen, daß der Kranke sich in ein geeignetes 
Krankenhaus überführen läßt“. 

Die neue Desinfektionsordnung verlangt ebenfalls, „daß 
die laufende Desinfektion wenn möglich von einer in einer 
staatlichen Desinfektorenschule in der Desinfektion ausgebildeten 
Pflegeperson durchgeführt wird“. 

Bisher stehen also alte und neue Ordnung auf dem gleichen 
Standpunkt. Dann aber gehen sie auseinander. Durch die 
früheren Bestimmungen wird die große Zahl jener Fälle un¬ 
genügend berücksichtigt, wo kein besonderes geschultes Pflege¬ 
personal zur Verfügung steht, und wo auch eine Ueberführung 
ins Krankenhaus abgelehnt wird. Den Angehörigen, denen in 
solchen Fällen die laufende Desinfektion obliegt, kann pur selten 
eine sachgemäße Durchführung zugetraut werden. 

Die neuen Bestimmungen bringen nun zu diesem in der 
alten Desinfektionsordnung nicht weiter berücksichtigten Punkte 
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eine wichtige Ergänzung: sie schreiben vor, daß da, wo eine 
in der Desinfektion ausgebildete Pflegeperson nicht dauernd am 
Krankenbett tätig sein kann, „die laufende Desinfektion von 
einer in einer staatlichen Desinfektorenschule ausgebildeten 
Pflegerin (Desinfektions-, Seuchen-, Fürsorgeschwester) oder, 
wo auch dies nicht möglich ist, von einem staatlich geprüften 
Desinfektor dauernd und regelmäßig überwacht werden muß“. 

Diese Neuerung bedeutet zweifellos einen erheblichen 
Fortschritt für die Durchführung der laufenden Des¬ 
infektion. 

II. 

Eine ganz andere Frage ist es, ob die Bedeutung 
der laufenden Desinfektion gegenüber der Schluß¬ 
desinfektion sich in den letzten Jahren zugunsten der 
ersteren verschoben hat, und ob etwa auf Grund der besser 
gesicherten Durchführung der laufenden Desinfektion die Schluß¬ 
desinfektion stark eingeschränkt oder gar fortgelassen werden 
kann. Bei der bisherigen Beantwortung dieser Frage sind offen¬ 
bar andere Mittel der Seuchenbekämpfung, die neben der Des¬ 
infektion für eine Einschränkung der Weiterverbreitung der 
Krankheit vom Kranken aus von großer Bedeutung sind, viel¬ 
fach nicht ausreichend berücksichtigt. 

Vor allem wird übersehen, daß während der Krankheit ' 
iniolgedervorgeschriebenenAbsperrung des Kranken 
die Gefahr einer Ausbreitung sehr viel geringer ist, als 
nach der Schlußdesinfektion und nach Aufhebung der Sperre. 
Ohne diese Absperrung ist auch die laufende Desinfektion 
relativ machtlos. Wenn freier Verkehr empfänglicher Menschen 
mit dem Kranken und seinen Gebrauchsgegenständen bestehen 
bleibt, ist es völlig unmöglich, die ausgeschiedenen Erreger 
fortdauernd so rasch und gründlich zu vernichten, daß ernst¬ 
liche Gefährdung ausgeschlossen bleibt. Man frage intelligente 
Pflegerinnen oder Mütter, ob sie es für möglich halten, z. B. 
bei der Pflege eines unruhigen Kindes, das sich fortgesetzt in 
den Mund faßt, ausspuckt, hustet, schreit usw., die Tag und 
Nacht oft unbemerkt erfolgenden Ausscheidungen so sicher un¬ 
schädlich zu machen, daß empfängliche Gesunde, die mit dem 
Kranken verkehren, keiner Uebertragung ausgesetzt sind. Das 
wird sich fast niemals erreichen lassen. 

Erst dadurch, daß nur die Pflegerin zum Kranken Zu¬ 
tritt, daß sie mit ihm abgesperrt wird, daß der Kranke sein 
'besonderes Eß- und Trinkgeschirr, Wäsche und dergl. erhält, 
die im Krankenzimmer verbleiben, läßt sich die Uebertragungs- 
gefahr während der Krankheit erheblich herabdrücken. Es 
kommt hinzu, daß zur Pflegerin in der Regel eine unempfäng¬ 
liche oder wenig empfängliche Person (Erwachsene bei Diph¬ 
therie, durch Ueberstehen der Krankheit oder Schutzimpfung 
Geschützte bei Pocken, Typhus usw.) ausgewählt wird. Min¬ 
destens ist aber die berufsmäßige bezw. die durch die Desinfektions- 
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Tagesn&chrichten. 


fahr an, glaubt aber, ihr hinreichend begegnen zu kennen. Jedenfalls sei es 
besser, daß anf«diese Weise Mittel flüssig gemacht würden, als daß gar nicht« 
geschehe. Die Kreisärzte Meyer-Grünberg und Sauber zweig-Görlitz be¬ 
richten, daß die Arbeiter in ihren Kreisen versuchten, die Tuberkulosefürsorge 
zu politisieren, beide traten dem auf das bestimmteste entgegen. Keg -Präsident 
Büchting bemängelt, daß die Arbeiter noch nicht genügend zu der Leitung 
dieses Zweiges der Wohlfahrtspflege herangezogen würden. Dies sei das beste 
Mittel, um sie von unangebrachten Politisiernngsversuchen zurückzubalten. 

Der Beg.-Präsident dankte zum Schluß den Berichterstattern für'die 
sorgfältige Vorbereitung ihrer Vorträge und sämtlichen Teilnehmern für die 
rege Aufmerksamkeit, mit der sie an den Verhandlungen teilnabmen. 


Tagesnachrichten. 

Erhöhung der TeuernngsznschlSge zu den Bearatengeh&ltern. Die in 

den letzten Tagen des August unter dem Vorsitz des Beichsministers statt¬ 
gefundenen Verhandlungen der Keichsregicrung mit den Vertretern der Spitzen- 
organisaiionen der Beamten, Angestellten und Arbeiter haben schließlich zu 
einer Einigung geführt. Danach soll der Teuerungszuschlag zum Grund¬ 
gehalt und Ortszuschlag für die planmäßigen Beamten künftighin für 
die Orte der Ortsklasse A: 93 °/ 0 , B: 91%, G: 89%, D: 87% und E: 85°/o 
betragen. Die männlichen außerplanmäßigen Beamten sollen 
einen Teuerungszuschlag in der Höbe erhalten, daß ihr Diensteinkommen 
nebst Teuerungszuschlag das Diensteinkommen nebst Teuerungszuschlag eines 
planmäßigen Beamten der ersten Besoldungsstufe ihrer Eingangsgruppe erreicht. 
Ferner sind die Teuerungszuschläge zu den Kin der zu schlagen in den 
Orten der Ortsklasse A auf 200%, B und C auf 175 % und D und E auf 150*/* 
festgesetzt. Die Erhöhung dieser Teuerungszuschläge soll vom 1. August 
gewährt werden. Es ist wohl mit Sicherheit anzunebmen, daß auch in allen 
deutschen Einzelstaaten eine gleiche Erhöhung der Teuerungszoschläge für die 
Beamten erfolgen wird. 


Zur Frage der Amtsbezeichnungen der preußischen Medizinal- 
beamten. Die wirtschaftliche Vereinigung der Groß-Berliner 
Kreis-und Gerichtsärzte in Berlin hatte unter dem 28. Juni d. J. 
bei dem Herrn Minister für Volkswohlfahrt folgenden Antrag gestellt: 

„Der Berufsverein höherer Verwaltungsbeamten hat in seinen Vor¬ 
schlägen betr. Feststellung neuer Amtsbezeichnungen für die Kreisärzte 
der Besoldungsgruppe X und XI die Amtsbezeichnungen „Regierungs- und Medi¬ 
zinalrat" vorgeschlagen. Dieser Vorschlag entspricht nicht dem Wunsche der 
Medizinalbeamten der Lokalinstanz. Sie legen besonderen Wert darauf, daß 
die der 11. Besoldungsgruppe angehörigen Kreisärzte alB solche auch durch 
ihre Amtsbezeichnung kenntlich sind. Demgemäß bitten wir, den Kreis- und 
Gerichtsärzten der 10. Gruppe die Amtsbezeichnung „Regierungs- und 
Medizinalrat", denjenigen der 11. Gruppe die Amtsbezeichnung „Regie¬ 
rungs- und Obermedizinalrat" beizulegen. Sollten sich Schwierigkeiten 
wegen der Gleichartigkeit dieser Amtsbezeichnungen mit denen der Fachrefe¬ 
renten bei den Regierungen ergeben, so wird vor geschlagen, den Kreis- und 
Gerichtsärzten der 10. Gruppe die Amtsbezeichnung „Kreisarzt (bezw. Ge¬ 
richtsarzt) und Medizinairat“, den entsprechenden Beamten der Groppe 11 
die Amtsbezeichnung „K r e i s a r z t (Gerichtsarzt) und Ober medizinairat* 
beizulegen." 

Auf diesen Antrag hat der Herr Minister für Volks Wohlfahrt 
unter dem 6. August d. J. folgenden Bescheid erteilt: 

„Anträge in Standesangelegenheiten der Medizinalbeamten ersuche ich 
künftig durch den Vorstand des Preußischen Modizinalbeamtenvereins ein¬ 
zureichen. Diesem wird dadurch Gelegenheit gegeben, sich zur Sache zu 
äußern, die übrigen Bezirksvereine zu hören und auf diese Weise eine wirk¬ 
same Förderung eintreten zu lassen. Auch kann es nur im Interesse der 
Gesamtorganisation liegen, wenn die einzelnen Bezirksrereine nicht unmittelbar 
mit den Zentralbehörden verhandeln." 



Sprechsaal. 
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Abschrift Ton diesem Bestände ist dem Vorstände des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins zur gefälligen Kenntnis übersandt. 

Im Interesse der Einheitlichkeit aller Bestrebungen der Medizinalbeamten 
kann man sich mit diesem Bescheid nur einverstanden erklären. Interessant 
ist, daß sich hiernach der Bernfsverein höherer Verwaltungsbeamten gemüßigt 
gesehen hat, in dieser Angelegenheit einen Vorschlag zn machen, der aber 
nicht einmal den Beifall der Berliner Kollegen gefunden hat Unseres Er¬ 
achtens ist der vom Vorstande unseres Medizinalbeamtenvereins in dieser Frage 
eingenommene Standpunkt: Für die Reg.- und Med.-Räte die Amtsbezeich¬ 
nung „Oberregierungsrat“, für die Kreisärzte die Amtsbezeichnung 
„Kreisarzt und Medizinalrat“ (Gruppe 10) und „Kreisarzt und 
Obermedizinalrat“ (Besoldungsgruppe 11) der einzig richtige; er ent¬ 
spricht nicht nur am besten ihrer amtlichen Stellung, sondern auch, soweit 
dem Herausgeber bekannt ist, den Wünschen der großen Mehrzahl der Medizinal¬ 
beamten, die weder etwas von der Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“, noch 
von derjenigen „Regierungs- und Medizinalrat“ etwas wissen wollen. 

Dies stimmt auch mit dom Ergebnis einer von dem Medizinalbeamten¬ 
verein des Reg.-Bez. Arnsberg in der letzten Woche des August dieserhalb 
veranlaßten Umfrage überein. Danach sind abgegeben betreis der Amts¬ 
bezeichnung a. der Regierungs- und Medizinalräte: 32 Stimmen 
für „Oberregierungsrat“ und 1 St. für „Ob-Reg.- und Med.-Rat“, b. der 
Kreisärzte: 22 Stimmen für „Kreisarzt und Med.-Rat“, bezw. „Ober¬ 
in edinal rat“, 12 St. für „Reg.- und Med.-Rat, bezw. Obermedizinalrat“ und 
5 St. für „Regierungsarzt und Med.-Rat, c. der Kreisassistenzärzte: 
27 Stimmen für „Medizinalassessor“ und 8 für Kreisassistenzarzt. 


Der Vorstand des Preußischen Medizinalbeamtenvereins 
hatte den Herrn Minister für Volkswohlfahrt unter dem 28. Joni d. J. gebeten, ihm 
den Gesetzentwurf über die Verhängung Ton Dienststrafen znr Aeußerung zu 
übersenden. Auf diesen Antrag hat er unter dem 11. August d. J. folgenden 
Bescheid erhalten: 

„Der Entwurf zu einem Gesetz über die Verhängung von Dienststrafen 
gegen Beamte ist bisher nur ein vorläufiger. Die von Innen gegebene An¬ 
regung erscheint verfrüht. 

Ich stelle ergebenst anheim, noch einmal vorstellig zn werden, wenn der 
Entwurf zum Gesetz erhoben werden sollte, damit die dortseitige Anregung bei der 
Ausarbeitung der Ausführungsbestimmungen in Erwägung gezogen werden könne.“ 


Zu der am 9. September d. J. in Nürnberg stattfindenden 8ltzung 
des erweiterten Vorstandes des Preußischen Medizinalbeamtenverelns sind 
als Vertreter gewählt: für Ost- und Westpreußen: Geb. Med.-Rat Dr. Forst¬ 
reuter, Kreisarzt in Königsberg i. Pr., für Großberlin: Med.-Rat Dr. Ro¬ 
gowski, Kreisarzt in Berlin - Nikolasee, für Brandenburg: Kreisarzt 
Dr. Mantey in Belzig, für Oberschlesien: Med.-Rat Dr. Kley, Kreisarzt 
in Kreuzburg O.-Schl., für Sachsen: Med.-Rat Dr. Kluge, Kreisarzt in 
VVolmirstedt, für Hannover: Geh. Med.-Rat Dr. Meyer in Göttingen, für 
Westfalen: Kreisarzt Dr. Wollenwebor in Dortmund, für Hessen- 
Nassau: Geh. Med.-Rat Dr. Rockwitz, Reg.-u. Med.-Rat in Kassel. Für 
Pommern, Schlesien und die Rheinprovinz ist noch keine Wahl erfolgt. 


Nach einem Erlaß des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern können die Bezirksärzte, die an der diesjährigen Tagung des Deut¬ 
schen und Bayerischen Medizinalbeamtenvereins in Nürnberg teilnehmen, 
Tagegelder und Reisekosten auf die Bauschsumme für die Kosten 
auswärtiger Dienstgeschäfte verrechnen. Ebenso werden die Tage¬ 
gelder und Reisekosten für die an der Tagung teilnehmenden Landgerichts- 
arzte aus Staatsmitteln bestritten. Hoffentlich folgen die Staatsregierungen 
der übrigen deutschen Länder noch nachträglich diesem nachahmenswerten 
Beispiele. 


Beilage: „Rechtsprechung und Medizinalgesetzgebung" erscheint diesmal nicht- 
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Tagesordnung. 


Hauptversammlung des Deutschen, Preuss. u. Bayerischen 
Medlzinalbeamtenverelns in Nürnberg am 10. u. 11. Sept. 

I. Gemeinsame Tagung. 

Freitag, den 9. September, 8 Uhr abends: Begrüßungs¬ 
abend mit Damen im Künstlerhause am Bahnhof (Erdgeschoß). 

Samstag, den 10. September, 9 Uhr vormittags: Sitzung 
im Künstlerhause. 

1. Geschäfts- und Kassenbrlcht.'j 

2. Bericht über die Entwürfe zu einem Deutschen 
Strafgesetzbuche (Entwurf der Strafrechtskommission 
1913 und Entwurf 1919 a) vom Standpunkt des Irrenarztes, 
b) von dem des Gerichtsarztes. Berichterstatter: a) Geh. 
Med.-Rat Prof. Dr. Sc hui tze- Göttingen und b) Prof. 
Dr. L o c h t e - Göttingen. 

3. Die einheitliche Gestaltung der staatsärztlichen 
Prüfung im Deutschen Reich. Berichterstatter: Geh. 
Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. Abel-Jena und Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. Strassmann -Berlin. 

4. Vorstandswahl und Bericht der Rechnungsprüfer. 
8Uhrabends: Zwangloses gemeinschaftliches Essen mit Damen 

im KUnstlerhause. 

Sonntag, den 11. September, 10 Uhr vormittags: Sitzung 
imKünstlerhause. 

1. Die Vereinheitlichung der Seuchenbekämpfung im 
Deutschen Reiche. Berichterstatter: Prof. Dr. Rimpau- 
München. 

2. Die bisherigen Leistungen der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege und der Medizinalverwaltung in dem 
Deutschen Reiche und in den Einzelstaaten nach 
dem Kriege und ihre Aufgaben für die Zukunft. 

Berichterstatter: Kreisarzt Med.-Rat Dr. Bundt-Halle a.S. 
3 Uhr nachmittags: Zwangloses gemeinschaftliches Essen 
im Künstlerhause. 

8 Uhr abends: Teilnahme mit Damen am-Begrüßungsabend 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege. 

II. XXXII. Hauptversammlung des Preufiischen 
Medizinalbeamtenvereins: 

Samstag, den 10. September, 5 Uhr nachm., im Künstlerhause: 
1. Geschäfts- und Kassenbericht. Im Anschluß hieran freie 
Aussprache über die amtliche Stellung und wirtschaftliche 
Lage der preußischen Medizinalbeamten. 2. Anträge auf 
Änderung der Satzungen. 3. Vorstandswahl und Bericht der 
Rechnungsprüfer. 

Im Anschluß an diese Sondersitzung: Generalversammlung der 
Jubiläumsstiftung des Vereins: 

1. Geschäfts- und Kassenbericht. 2. Vorstandswahl. 

III. XV. Hauptversammlung des Bayerischen 
Medizinalbeamtenvereins. 

Samstag, den 11. September, 5 Uhr nachm, im Künstlerhause* 
1. Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft. 2. Rechenschafts¬ 
bericht des Kassenwarts. 3. Besoldungsordnung u. einschlägige 
Fragen. 4. Satzungsänderung. 5. Wünsche und Anträge. 


Verantwortlich für die 8ohriftleitung: Prof. Dr. RApmttnd, Geh. Med.-Ugt in Umspringe« 
Druck von J. C. C. Braus, Minden I, W. 
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Kritische Bemerkungen zur nenen preussischen 
Desinfektionsordnung. 

Von Prof. C. Flügge-Berlin. 

In dem Erlaß vom 8. Februar 1921, durch den das Wohl¬ 
fahrtsministerium neue Desinfektionsvorschriften bekannt gibt, 
sind diese damit begründet, 

„daß die bisher gültige Desinfektionsanweisung . . ., dem damaligen 
Stande der Wissenschaft entsprechend, mehr die Schiaßdesinfektion als die 
laufende Desinfektion während der Krankheit berücksichtigte. In den letzten 
Jahren hat aber die letztere immer mehr an Bedeatang gewonnen. Infolge¬ 
dessen ist eine Neubearbeitung der Desinfektionsvorschriften notwendig ge¬ 
worden.“ 

In zahlreichen Besprechungen der neuen Vorschriften sind 
auch Aerzte und besonders Kreisärzte dieser Begründung der 
Notwendigkeit neuer Vorschriften beigetreten und haben hervor¬ 
gehoben, daß in der Tat die Desinfektion am Krankenbett 
schon im Hinblick auf die ungleich größere Menge von Er¬ 
regern, die während der Krankheit ausgeschieden werden, viel 
wichtiger sei als die Schlußdesinfektion, und daß es entschieden 
an der Zeit war, die in der alten Desinfektionsordnung zu wenig 
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berücksichtigte laufende Desinfektion viel stärker in den Vorder¬ 
grund zu rücken. 

Ich glaube, daß diese Begründung in verschiedenen 
Punkten geeignet ist, Mißverständnisse hervorzurufen und die 
Vorteile imd Nachteile der neuen Ordnung in falsches Licht 
zu setzen. 

1 . 

Zunächst kann ich nicht zugeben, daß die Wichtigkeit 
der laufenden Desinfektion in der früheren Desinfektionsordnung 
unterschätzt ist. In dem preußischen Gesetz von 1905 und in 
den dazu gehörigen Ausführungsbestimmungen ist die laufen de 
Desinfektion vorangestellt und es ist ausdrücklichst hinzu¬ 
gefügt: 

„Die Desinfektion am Krankenbett ist von ganz besonderer Wichtigkeit. 
Es ist deshalb in jedem Falle anznordnen, daß womöglich vom Beginn der 
Erkrankung an bis za ihrer Beendigung alle Ausscheidungen des Kranken .... 
fortlaufend desinfiziert werden." 

Und in § 31 der „Anweisung“ heißt es: 

„Es ist regelmäßig, anzuordnen und darüber zu wachen, daß nicht nur 
nach der Genesung des Kranken . . . ., sondern daß während der ganzen 
Dauer der Krankheit die Vorschriften der Desinfektionsanweisung peinlich be¬ 
folgt werden. Es ist Aufgabe der Polizeibehörden sowie der beamteten Aerzte, 
die Bevölkerung hierauf bei jeder sich darbietenden Gelegenheit hinzuweisen.“ 

Die Bewertung der laufenden Desinfektion ist demnach 
auch in den früheren Vorschriften eine sehr hohe gewesen. 
Aber wir sind uns von jeher bewußt gewesen, daß der Durch¬ 
führung dieser Vorschriften unter Umständen große Schwierig¬ 
keiten entgegenstehen. ' Eine zuverlässige Desinfektion am 
Krankenbett setzt geschultes Pflegepersonal voraus. Ist ein 
solches vorhanden, dann waren bisher die Bestimmungen des 
§ 22 maßgebend, der die Isolierung, die Kleidung und Des¬ 
infektion des berufsmäßigen Pflegepersonals regelt. Fehlt aber 
besonderes Pflegepersonal und müssen die Kranken von den 
gleichzeitig anderweit in Anspruch genommenen Angehörigen 
verpflegt werden, dann war bisher nach § 18 „nach Möglich¬ 
keit dafür zu sorgen, daß der Kranke sich in ein geeignetes 
Krankenhaus überführen läßt“. 

Die neue Desinfektionsordnung verlangt ebenfalls, „daß 
die laufende Desinfektion wenn möglich von einer in einer 
staatlichen Desinfektorenschule in der Desinfektion ausgebildeten 
Pflegeperson durchgeführt wird“. 

Bisher stehen also alte und neue Ordnung auf dem gleichen 
Standpunkt. Dann aber gehen sie auseinander. Durch die 
früheren Bestimmungen wird die große Zahl jener Fälle un¬ 
genügend berücksichtigt, wo kein besonderes geschultes Pflege¬ 
personal zur Verfügung steht, und wo auch eine Ueberführung 
ins Krankenhaus abgelehnt wird. Den Angehörigen, denen in 
solchen Fällen die laufende Desinfektion obliegt, kann pur selten 
eine sachgemäße Durchführung zugetraut werden. 

Die neuen Bestimmungen bringen nun zu diesem in der 
alten Desinfektionsordnung nicht weiter berücksichtigten Punkte 
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eine wichtige Ergänzung: sie schreiben vor, daß da, wo eine 
in der Desinfektion ausgebildete Pflegeperson nicht dauernd am 
Krankenbett tätig sein kann, „die laufende Desinfektion von 
einer in einer staatlichen Desinfektorenschule ausgebildeten 
Pflegerin (Desinfektions-, Seuchen-, Fürsorgeschwester) oder, 
wo auch dies nicht möglich ist, von einem staatlich geprüften 
Desinfektor dauernd und regelmäßig überwacht werden muß“. 

Diese Neuerung bedeutet zweifellos einen erheblichen 
Fortschritt für die Durchführung der laufenden Des¬ 
infektion. 

II. 

Eine ganz andere Frage ist es, ob die Bedeutung 
der laufenden Desinfektion gegenüber der Schluß¬ 
desinfektion sich in den letzten Jahren zugunsten der 
ersteren verschoben hat, und ob etwa auf Grund der besser 
gesicherten Durchführung der laufenden Desinfektion die Schluß¬ 
desinfektion stark eingeschränkt oder gar fortgelassen werden 
kann. Bei der bisherigen Beantwortung dieser Frage sind offen¬ 
bar andere Mittel der Seuchenbekämpfung, die neben der Des¬ 
infektion für eine Einschränkung der Weiterverbreitung der 
Krankheit vom Kranken aus von großer Bedeutung sind, viel¬ 
fach nicht ausreichend berücksichtigt. 

Vor allem wird übersehen, daß während der Krankheit 
iniolgedervorgeschriebenenAbsperrung des Kranken 
die Gefahr einer Ausbreitung sehr viel geringer ist, als 
nach der Schlußdesinfektion und nach Aufhebung der Sperre. 
Ohne diese Absperrung ist auch die laufende Desinfektion 
relativ machtlos. Wenn freier Verkehr empfänglicher Menschen 
mit dem Kranken und seinen Gebrauchsgegenständen bestehen 
bleibt, ist es völlig unmöglich, die ausgeschiedenen Erreger 
fortdauernd so rasch und gründlich zu vernichten, daß ernst¬ 
liche Gefährdung ausgeschlossen bleibt. Man frage intelligente 
Pflegerinnen oder Mütter, ob sie es für möglich halten, z. B. 
bei der Pflege eines unruhigen Kindes, das sich fortgesetzt in 
den Mund faßt, ausspuckt, hustet, schreit usw., die Tag und 
Nacht oft unbemerkt erfolgenden Ausscheidungen so sicher un¬ 
schädlich zu machen, daß empfängliche Gesunde, die mit dem 
Kranken verkehren, keiner Uebertragung ausgesetzt sind. Das 
wird sich fast niemals erreichen lassen. 

Erst dadurch, daß nur die Pflegerin zum Kranken Zu¬ 
tritt, daß sie mit ihm abgesperrt wird, daß der Kranke sein 
^besonderes Eß- und Trinkgeschirr, Wäsche und dergl. erhält, 
die im Krankenzimmer verbleiben, läßt sich die Uebertragungs- 
gefahr während der Krankheit erheblich herabdrücken. Es 
kommt hinzu, daß zur Pflegerin in der Regel eine unempfäng¬ 
liche oder wenig empfängliche Person (Erwachsene bei Diph¬ 
therie, durch Ueberstehen der Krankheit oder Schutzimpfung 
Geschützte bei Pocken, Typhus usw.) ausgewählt wird. Min¬ 
destens ist aber die berufsmäßige bez w. die durch die Desinfektions- 
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Kritische Bemerkungen zur neuen prenssischen 
Desinfektionsordnung. 

Von Prof. C. Flügge-Berlin. 

In dem Erlaß vom 8. Februar 1921, durch den das Wohl¬ 
fahrtsministerium neue Desinfektionsvorschriften bekannt gibt, 
sind diese damit begründet, 

„daß die bisher gültige Desinfektionsanweisang . . dem damaligen 
Stande der Wissenschaft entsprechend, mehr die Schlnßdesinfektion als die 
laufende Desinfektion während der Krankheit berücksichtigte, ln den letzten 
Jahren hat aber die letztere immer mehr an Bedeutung gewonnen. Infolge¬ 
dessen ist eine Neubearbeitung der Desinfektionsvorschriften notwendig ge¬ 
worden.* 

In zahlreichen Besprechungen der neuen Vorschriften sind 
auch Aerzte und besonders Kreisärzte dieser Begründung der 
Notwendigkeit neuer Vorschriften beigetreten und haben hervor¬ 
gehoben, daß in der Tat die Desinfektion am Krankenbett 
schon im Hinblick auf die ungleich größere Menge von Er¬ 
regern, die während der Krankheit ausgeschieden werden, viel 
wichtiger sei als die Schlußdesinfektion, und daß es entschieden 
an der Zeit war, die in der alten Desinfektionsordnung zu wenig 
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berücksichtigte laufende Desinfektion viel stärker in den Vorder¬ 
grund zu rücken. 

Ich glaube, daß diese Begründung in verschiedenen 
Punkten geeignet ist, Mißverständnisse hervorzurufen und die 
Vorteile und Nachteile der neuen Ordnung in falsches Licht 
zu setzen. 

I. 

Zunächst kann ich nicht zugeben, daß die Wichtigkeit 
der laufenden Desinfektion in der früheren Desinfektionsordnung 
unterschätzt ist. In dem preußischen Gesetz von 1905 und in 
den dazu gehörigen Ausführungsbestimmungen ist die laufende 
Desinfektion vorangestellt und es ist ausdrücklichst hinzu¬ 
gefügt : 

„Die Desinfektion am Krankenbett ist von ganz besonderer Wichtigkeit. 
Es ist deshalb in jedem Falle anznordnen, daß womöglich vom Beginn der 
Erkrankung an bis zu ihrer Beendigung alle Ausscheidungen des Kranken .... 
fortlaufend desinfiziert werden.“ 

Und in § 31 der „Anweisung“ heißt es: 

„Es ist regelmäßig anzuordnen und darüber zu wachen, daß nicht nur 
nach der Genesung des Kranken . . . ., sondern daß während der ganzen 
Dauer der Krankheit die Vorschriften der Desinfektionsanweisung peinlich be¬ 
folgt werden. Es ist Aufgabe der Polizeibehörden sowie der beamteten Aerzte, 
die Bevölkerung hierauf bei jeder sich darbietenden Gelegenheit hinzuweisen." 

Die Bewertung der laufenden Desinfektion ist demnach 
auch in den früheren Vorschriften eine sehr hohe gewesen. 
Aber wir sind uns von jeher bewußt gewesen, daß der Durch¬ 
führung dieser Vorschriften unter Umständen große Schwierig¬ 
keiten entgegenstehen. ' Eine zuverlässige Desinfektion am 
Krankenbett setzt geschultes Pflegepersonal voraus. Ist ein 
solches vorhanden, dann waren bisher die Bestimmungen des 
§ 22 maßgebend, der die Isolierung, die Kleidung und Des¬ 
infektion des berufsmäßigen Pflegepersonals regelt. Fehlt aber 
besonderes Pflegepersonal und müssen die Kranken von den 
gleichzeitig anderweit in Anspruch genommenen Angehörigen 
verpflegt werden, dann war bisher nach § 18 „nach Möglich¬ 
keit dafür zu sorgen, daß der Kranke sich in ein geeignetes 
Krankenhaus überführen läßt“. 

Die neue Desinfektionsordnung verlangt ebenfalls, „daß 
die laufende Desinfektion wenn möglich von einer in einer 
staatlichen Desinfektorenschule in der Desinfektion ausgebildeten 
Pflegeperson durchgeführt wird“. 

Bisher stehen also alte und neue Ordnung auf dem gleichen 
Standpunkt. Dann aber gehen sie auseinander. Durch die 
früheren Bestimmungen wird die große Zahl jener Fälle un¬ 
genügend berücksichtigt, wo kein besonderes geschultes Pflege¬ 
personal zur Verfügung steht, und wo auch eine Ueberführung 
ins Krankenhaus abgelehnt wird. Den Angehörigen, denen in 
solchen Fällen die laufende Desinfektion obliegt, kann pur selten 
eine sachgemäße Durchführung zugetraut werden. 

Die neuen Bestimmungen bringen nun zu diesem in der 
alten Desinfektionsordnung nicht weiter berücksichtigten Punkte 
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eine wichtige Ergänzung: sie schreiben vor, daß da, wo eine 
in der Desinfektion ausgebildete Pflegeperson nicht dauernd am 
Krankenbett tätig sein kann, „die laufende Desinfektion von 
einer in einer staatlichen Desinfektorenschule ausgebildeten 
Pflegerin (Desinfektions-, Seuchen-, Fürsorgeschwester) oder, 
wo auch dies nicht möglich ist, von einem staatlich geprüften 
Desinfektor dauernd und regelmäßig überwacht werden muß“. 

Diese Neuerung bedeutet zweifellos einen erheblichen 
Fortschritt für die Durchführung der laufenden Des¬ 
infektion. 

II. 

Eine • ganz andere Frage ist es, ob die Bedeutung 
der laufenden Desinfektion gegenüber der Schluß¬ 
desinfektion sich in den letzten Jahren zugunsten der 
ersteren verschoben hat, und ob etwa auf Grund der besser 
gesicherten Durchführung der laufenden Desinfektion die Schluß¬ 
desinfektion stark eingeschränkt oder gar fortgelassen werden 
kann. Bei der bisherigen Beantwortung dieser Frage sind offen¬ 
bar andere Mittel der Seuchenbekämpfung, die neben der Des¬ 
infektion für eine Einschränkung der Weiterverbreitung der 
Krankheit vom Kranken aus von großer Bedeutung sind, viel¬ 
fach nicht ausreichend berücksichtigt. 

Vor allem wird übersehen, daß während der Krankheit 
injolge der vorgeschriebenen Absperrung des Kranken 
die Gefahr einer Ausbreitung sehr viel geringer ist, als 
nach der Schlußdesinfektion und nach Aufhebung der Sperre. 
Ohne diese Absperrung ist auch die laufende Desinfektion 
relativ machtlos. Wenn freier Verkehr empfänglicher Menschen 
mit dem Kranken und seinen Gebrauchsgegenständen bestehen 
bleibt, ist es völlig unmöglich, die ausgeschiedenen Erreger 
fortdauernd so rasch und gründlich zu vernichten, daß ernst¬ 
liche Gefährdung ausgeschlossen bleibt. Man frage intelligente 
Pflegerinnen oder Mütter, ob sie es für möglich halten, z. B. 
bei der Pflege eines unruhigen Kindes, das sich fortgesetzt in 
den Mund faßt, ausspuckt, hustet, schreit usw., die Tag und 
Nacht oft imbemerkt erfolgenden Ausscheidungen so sicher un¬ 
schädlich zu machen, daß empfängliche Gesunde, die mit dem 
Kranken verkehren, keiner Uebertragung ausgesetzt sind. Das 
wird sich fast niemals erreichen lassen. 

Erst dadurch, daß nur die Pflegerin zum Kranken Zu¬ 
tritt, daß sie mit ihm abgesperrt wird, daß der Kranke sein 
^besonderes Eß- und Trinkgeschirr, Wäsche und dergl. erhält, 
. die im Krankenzimmer verbleiben, läßt sich die Uebertragungs- 
gefahr während der Krankheit erheblich herab drücken. Es 
kommt hinzu, daß zur Pflegerin in der Regel eine unempfäng¬ 
liche oder wenig empfängliche Person (Erwachsene bei Diph¬ 
therie, durch Ueberstehen der Krankheit oder Schutzimpfung 
Geschützte bei Pocken, Typhus usw.) ausgewählt wird. Min¬ 
destens ist aber die berufsmäßige bezw. die durch die Desinfektions- 
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gehörige, Nachbarn und Fremde fordern unbedingt be- 
dere Schutzmaßnahmen gegen die von einem notorischen 
chenfall ausgehende Ansteckung, nachdem ausdrücklich die 
her bestandenen Verkehrsbeschränkungen beseitigt sind; 

wenn heute die Schlußdesinfektion durch behördliche An- 
iung aufgehoben werden sollte, würde in kurzem ihre Wieder¬ 
ührung stürmisch verlangt werden. 

Die Aufforderung des Erlasses vom 8. Februar 1921, „die 
ölkerung möge darüber aufgeklärt werden, daß die von ihr 
als unbedingter Gesundheitsschutz betrachtete Schluß- 
nfektion durch die rechtzeitige und zweckmäßige laufende 
nfektion ersetzt wird“, kann ich daher nicht als begründet 
zweckmäßig ansehen. Wohl darf betont werden, daß die 
mde Desinfektion künftig in vielen Fällen besser durch- 
hrt werden wird. Aber das berührt die Schlußdesinfektion 
t; und mir ist aus den letzten Jahren kein Forschungs- 
bnis und keine Erfahrung bekannt, die uns berechtigt, das 
lältnis der laufenden Desinfektion zur Schlußdesinfektion 
wesentlich geändert anzusehen und letztere im blinden Ver- 
en auf die Desinfektion am Krankenbett zu reduzieren. 

III. 

Auch in Bezug auf die Schlußdesinfektion hat die 
Desinfektionsordnung erhebliche Aenderungen bestimmt. 
Die bisherige Schlußdesinfektion litt in der Tat an ver- 
denen Mängeln. Sie durfte nur von staatlich geprüften 
amtlich angestellten Desinfektoren ausgeführt werden, deren 
relativ gering war und die deshalb im Einzelfall nicht 
it rasch genug zur Verfügung standen; sie verwendete zu 
!>lonenmäßig bei allen Erkrankungen das gleiche Verfahren 
selbst in einfach und übersichtlich liegenden Fällen Dampf- 
fektion und häufig auch Formaldehyddesinfektion, die eine 
utende Apparatur erforderten und viel Kosten verursachten, 
schlimmster Fehler bestand aber darin, daß sie oft viel 
pät nach Eintritt des Todes oder der Genesung zur Aus- 
ing gelangte, weil die eingeschalteten Büros zu langsam 
teten und alle Versuche, diesen Geschäftsgang abzukürzen, 
Erfolg blieben. Dadurch wurde in vielen Fällen die 
ißdesinfektion zu einer unwürdigen Komödie. 

Die Schlußdesinfektion war daher zweifellos einer Ver- 
rung bedürftig. 

Die neue Desinfektionsordnung hat nun in dem Bestreben, 
Abhilfe zu schaffen, bestimmt, „daß von den in der Des- 
tion ausgebildeten Pflegepersonen und Desinfektoren 
nach Verbringung des Kranken in ein Krankenhaus, nach 
;ter Genesung oder nach dem Tode des Kranken sogleich 
ichlußdesinfektion nach den neuen Vorschriften ausgeführt 
e“. Allerdings ist die Ausführung der Schlußdesinfektion 
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Schwester angeleitete und beaufsichtigte Pflegerin darüber unter¬ 
richtet, wie sie sich zu verhalten hat, um Uebertragungen zu 
entgehen und etwa an sie gelangte Krankheitserreger zu ver¬ 
nichten. Wenn daher aus dem abgesperrten Krankenzimmer 
die Pflegerin selbst und die vom Kranken benutzten Gegen¬ 
stände nicht ohne ausreichende Desinfektion herauskommen, 
dann bestehen in der Tat für eine Weiter Verbreitung der Krank¬ 
heit wenig Aussichten. Wird aber die Absperrung schlecht 
gehandhabt, so ist auch die Gefahr der Ausbreitung während 
der Krankheit besonders groß, und die laufende Desinfektion 
vermag hieran sehr wenig zu ändern. 

Ob während der Krankheit mehr Erreger in die Umgebung 
gelangen, als nach deren Ablauf, ist ziemlich belanglos. Es 
kommt nicht auf die Zahl der Erreger, sondern darauf an, ob 
diese Gelegenheit haben, in andere empfängliche Menschen ein¬ 
zudringen. Das ist w ä h r e n d der Krankheit durch die üblichen 
Verkehrsbeschränkungen außerordentlich erschwert, dagegen 
nach Ablauf der Krankheit und Aufhebung der Sperre sehr er¬ 
leichtert. Wir müssen uns vor Augen halten, daß in dem 
Augenblick, wo der Genesene mit seiner Familie, mit Nachbarn 
und zahlreichen anderen Menschen in Verkehr tritt und wo die 
Gebrauchsgegenstände des Genesenen bezw. Verstorbenen be¬ 
liebig anderweit benutzt werden, die Gefahr der weiteren Aus¬ 
breitung der Krankheit zweifellos in viel höherem Grade als 
vorher besteht. Dagegen soll uns eben die Schlußdesinfektion 
Schutz gewähren; und deren Bedeutung darf nicht nach der 
Zahl der noch vorhandenen Krankheitskeime, sondern nur nach 
dem Umfang der Infektionsmöglichkeiten bemessen werden. 

Auch noch andere Ueberlegungen weisen auf die Uner- 
läßlichkeit der Schlußdesinfektion hin. Vor allem kommt für 
diese eine Anzahl wichtiger Gegenstände in Betracht, die während 
der Krankheit gar nicht regelrecht desinfiziert werden können, 
z. B. das ganze Bett des Kranken, seine Kleider, sowie solche 
Gegenstände des täglichen Gebrauchs, die zwar gelegentlich 
während der Krankheit desinfiziert, aber auch immer wieder 
von neuem infiziert werden. — Ferner sind die Fälle zu be¬ 
denken, wo z. B. der Kranke ins Krankenhaus überführt oder 
verstorben ist, ohne daß überhaupt eine zuverlässige Desinfektion 
eingesetzt hat; oder wo diese wegen der Indolenz der An¬ 
gehörigen ganz mangelhaft durchgeführt wurde, worüber im 
Einzelfall eine Kontrolle gar nicht möglich ist. 

Wir können daher die Schlußdesinfektion nicht missen, 
auch dann nicht, wenn während der Krankheit besser und 
sicherer als früher desinfiziert wird. Ehe wir den Verkehr im 
Krankenzimmer frei geben, muß unbedingt durch eine straffe 
Schlußdesinfektion dafür gesorgt sein, daß eine Verbreitung 
lebender Keime möglichst nicht mehr stattfinden kann und einen 
Ersatz für diese Schlußdesinfektion vermag die laufende Des¬ 
infektion unter keinen Umständen zu leisten. — Einzig dieser 
Standpunkt entspricht auch dem Empfinden der Bevölkerung. 
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Angehörige, Nachbarn und Fremde fordern unbedingt be¬ 
sondere Schutzmaßnahmen gegen die von einem notorischen 
Seuchenfall ausgehende Ansteckung, nachdem ausdrücklich die 
vorher bestandenen Verkehrsbeschränkungen beseitigt sind; 
und wenn heute die Schlußdesinfektion durch behördliche An¬ 
ordnung aufgehoben werden sollte, würde in kurzem ihre Wieder¬ 
einführung stürmisch verlangt werden. 

Die Aufforderung des Erlasses vom 8. Februar 1921, „die 
Bevölkerung möge darüber aufgeklärt werden, daß die von ihr 
oft als unbedingter Gesundheitsschutz betrachtete Schluß¬ 
desinfektion durch die rechtzeitige und zweckmäßige laufende 
Desinfektion ersetzt wird“, kann ich daher nicht als begründet 
und zweckmäßig ansehen. Wohl darf betont werden, daß die 
laufende Desinfektion künftig in vielen Fällen besser durch¬ 
geführt werden wird. Aber das berührt die Schlußdesinfektion 
nicht; und mir ist aus den letzten Jahren kein Forschungs¬ 
ergebnis und keine Erfahrung bekannt, die uns berechtigt, das 
Verhältnis der laufenden Desinfektion zur Schlußdesinfektion 
als wesentlich geändert anzusehen und letztere im blinden Ver¬ 
trauen auf die Desinfektion am Krankenbett zu reduzieren. 

III. 

Auch in Bezug auf die Schlußdesinfektion hat die 
neue Desinfektionsordnung erhebliche Aenderungen bestimmt. 

Die bisherige Schlußdesiufektion litt in der Tat an ver¬ 
schiedenen Mängeln. Sie durfte nur von staatlich geprüften 
und amtlich angestellten Desinfektoren ausgeführt werden, deren 
Zahl relativ gering war und die deshalb im Einzelfall nicht 
immer rasch genug zur Verfügung standen; sie verwendete zu 
schablonenmäßig bei allen Erkrankungen das gleiche Verfahren 
und selbst in einfach und übersichtlich liegenden Fällen Dampf¬ 
desinfektion und häufig auch Formaldehyddesinfektion, die eine 
bedeutende Apparatur erforderten und viel Kosten verursachten. 
Ihr schlimmster Fehler bestand aber darin, daß sie oft viel 
zu spät nach Eintritt des Todes oder der Genesung zur Aus¬ 
führung gelangte, weil die eingeschalteten Büros zu langsam 
arbeiteten und alle Versuche, diesen Geschäftsgang abzukürzen, 
ohne Erfolg blieben. Dadurch wurde in vielen Fällen die 
Schlußdesinfektion zu einer unwürdigen Komödie. 

Die Schlußdesinfektion war daher zweifellos einer Ver¬ 
besserung bedürftig. 

Die neue Desinfektionsordnung hat nun in dem Bestreben, 
hier Abhilfe zu schaffen, bestimmt, „daß von den in der Des¬ 
infektion ausgebildeten Pflegepersonen und Desinfektoren 
auch nach Verbringung des Kranken in ein Krankenhaus, nach 
erfolgter Genesung oder nach dem Tode des Kranken sogleich 
die Schlußdesinfektion nach den neuen Vorschriften ausgeführt 
werde“. Allerdings ist die Ausführung der Schlußdesinfektion 
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durch das Pflegepersonal nur möglich, wenn die Vorschriften 
der Desinfektionsordnung stark vereinfacht werden. 

Dies ist in den neuen Bestimmungen erstens dadurch 
erreicht, daß die bisherige Schablone teilweise beseitigt und 
eine differenzierte Behandlung je nach der vorliegenden Krank¬ 
heit eingeführt ist. Wenigstens werden einige Gruppen von 
Krankheiten unterschieden, zu deren einer z. B. Diphtherie, 
Scharlach, Genickstarre, und zu deren anderer Typhus und 
Ruhr gehören, während Tuberkulose eine Sonderstellung ein¬ 
nimmt. 

Zweitens soll die Anwendung von Dampf und Fonnal- 
dehyd, abgesehen von Fällen, die besondere Gefahr für die Ver¬ 
breitung bieten, unterbleiben. Betten, Matratzen, Kleider, 
Teppiche werden nicht mehr nach der Desinfektionsanstalt ver¬ 
bracht und dort mit Dampf desinfiziert, sondern nur äußerlich 
mit Sublimatlösung abgewaschen oder abgerieben; auch fallen 
nicht die ganzen Umwandungen des Krankenzimmers und alle 
darin befindlichen Gegenstände der Behandlung mit desinfizieren¬ 
den Lösungen oder der Formaldehyddesinfektion anheim, sondern 
nur die nächste Umgebung des Betts und die inlektionsverdäch¬ 
tigen Gegenstände werden durch Befeuchten mit Sublimatlösung 
desinfiziert. 

Damit werden zugleich die Kosten der Desinfektion stark 
herabgesetzt, die durch die Steigerung der Löhne und die hohen 
Preise für Kohlen und Formaldehyd eine unerschwingliche Höhe 
erreicht hatten. 

Es fragt sich, ob bei diesen Aenderungen die Vorteile die 
Nachteile überwiegen. 

Als wesentlichster Vorteil ist die Abkürzung der Frist 
zwischen Krankheitsende und Schlußdesinfektion zu registrieren. 
Ferner die Unterscheidung der zu wählenden Desinfektionsart 
je nach der vorliegenden Krankheit. Ferner das Vermeiden 
einer unnötigen Gründlichkeit und einer überflüssigen Aus¬ 
dehnung der Desinfektion in einfach liegenden Fällen. Endlich 
die Reduktion der Kosten. 

Nachteile können dadurch entstehen, daß in den Fällen, 
wo große Erwartungen an die Schlußdesinfektion geknüpft 
werden müssen, z. B. nach mehrfachen Erkrankungen in einer 
Familie, bei engen, überfüllten Räumen, bei starkem Verkehr 
von empfänglichen Menschen (Pensionaten, Schulen, Gast¬ 
häusern), oder bei besonders gefährlichen Seuchen (wohin z. B. 
alle unter die Kompetenz des Reichs fallenden Seuchen ge¬ 
hören), die vereinfachte Schlußdesinfektion ungenügendes leistet 
und nicht die erforderliche größtmögliche Sicherheit gewähr¬ 
leistet. In solchen Fällen kann allerdings der Arzt bezw. der 
Kreisarzt auch nach der neuen Desinfektionsordnung eine Schluß¬ 
desinfektion nach dem früheren Schema durch einen staatlich 
geprüften Desinfektor veranlassen. 

Es wird vom hygienischen Standpunkt zu wünschen sein, 
«laß derartige Ausnahmen, wo eine gründlichere Schlußdesinfektion 
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angeordnet wird, nicht allzu selten als vorliegend anerkannt 
werden. So zweckmäßig zweifellos für die größere Menge 
der Schlußdesinfektionen die vorgeschlageneu Vereinfachungen 
sind, so ist doch nicht zu verkennen, daß hier und da die ver¬ 
einfachte Desinfektion einen ungenügenden Ersatz darstellt, 
und daß auch das in Desinfektion ausgebildete Pflegepersonal 
gesteigerten Anforderungen nicht so vollkommen gerecht werden 
kann, wie die amtliche Desinfektorenkolonne. Es erscheint um 
so weniger bedenklich, ausnahmsweise an letzterer festzu¬ 
halten, als in den neuen Bestimmungen ausdrücklich hervor¬ 
gehoben ist, daß die Ortspolizeibehörde die Durchführung der 
Schlußdesinfektion möglichst sofort nach erfolgter Meldung 
anordnen soll. 

Wird in dieser Weise in Fällen mit größerer Infektions¬ 
gefahr auf die früheren Bestimmungen zurückgegriffen, in dem 
Bewußtsein, daß die vereinfachte Desinfektion dann nur einen 
minderwertigen Ersatz und einen Notbehelf bedeuten würde, 
so ist der neuen Desinfektionsordnung die Erzielung einer 
wesentlichen Verbesserung namentlich für die durch¬ 
schnittlich vorliegenden Verhältnisse nicht abzusprechen. Dieser 
Fortschritt resultiert aber nur aus der Vereinfachung und Be¬ 
schleunigung der Schlußdesinfektion und hat mit der laufenden 
Desinfektion nur insofern etwas zu tun, als für diese das in der 
Desinfektion geschulte Pflegepersonal beschafft ist, das auch 
imstande ist, die vereinfachte Schlußdesinfektion auszuführen. 

IV. 

In verschiedenen Besprechungen der neuen Desinfektions¬ 
ordnung wird mit besonderer Genugtuung hervorgehoben, daß 
auch die Reinigung als gültiges Desinfektionsverfahren wenig¬ 
stens für die von Phthisikern bewohnt gewesenen Räume an¬ 
gesehen werden soll. Daran werden Hoffnungen und Wünsche 
geknüpft, daß die Reinigung demnächst in noch größerem 
Umfang die chemische Desinfektion ersetzen möge. „Wenn die 
Desinfektoren nur die chemische Desinfektion durchführen, die 
sog. mechanische Desinfektion, also die gründliche Reinigung 
der Wohnung, vernachlässigen, so ist der Nutzen der Des¬ 
infektion gleich Null“, schreibt ein Kollege in der diesjährigen 
Julinummer des „Praktischen Desinfektors“, und schon früher 
haben zahlreiche andere Kollegen sich ähnlich ausgesprochen. 

Es ist mir schwer begreiflich, wie eine derartige Ver¬ 
wirrung der Begriffe noch in solcher Ausdehnung in ärztlichen 
Kreisen fortbestehen kann. 

Angesichts der Wichtigkeit der Klärung dieses Punktes 
für die ganze Auffassung der Seuchenbekämpfung möchte ich 
auch an dieser Stelle noch einmal darauf hin weisen, daß Des¬ 
infektion und Reinigung in einem gewissen Gegensatz zu¬ 
einander stehen und sich durchaus nicht beliebig vertreten 
können. — Reinigung hat nur die Entfernung der Verun¬ 
reinigungen und eventuell der Krankheitserreger von dem zu 
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reinigenden Gegenstand im Auge, und sucht das Ziel durch 
Abwaschen mit Wasser und Seife oder durch Klopfen, Börsten etc. 
zu erreichen. Was dabei aus den Verunreinigungen und Krank¬ 
heitserregern wird und wohin diese gelangen, das ist für den 
Zweck der Reinigung belanglos, wenn nur der betreffende 
Gegenstand davon befreit wird. Bei der Seuchenbekämpfung 
kommt es aber in erster Linie darauf an, daß die Krankheits¬ 
erreger nicht zu anderen empfänglichen Menschen gelangen; 
und dies geschieht bei rücksichtsloser Reinigung sehr leicht 
durch die Keinigungswässer, die Reinigungsutensuien und den 
Verkehr der mit der Reinigung betrauten Personen. — Lediglich 
bei solchen Krankheiten, deren Erreger als allverbreitet an¬ 
gesehen werden können (Staphylokokken, Tetanusbazillen etc.), 
und bei solchen, wo eine Infektion durch die bei der Reinigung 
fortgeschafften Keime gegenüber anderen Infektionsgelegen¬ 
heiten völlig in den Hintergrund tritt, kann auch die Reinigung 
zur Bekämpfung einer ausgebrochenen Seuche herangezogeo 
werden. Der letztere Fall liegt z. B. bei Tuberkulose vor, wo 
praktisch mit dem Zustandekommen einer Infektion durch die 
Schmutzwässer und Gebrauchsgegenstände, die bei der Reini¬ 
gung einer vom Phthisiker verlassenen Wohnnng Tuberkel¬ 
bazillen aufgenommen haben, nicht gerechnet zu werden braucht. 

Dagegen kann bei anderen übertragbaren Krankheiten sehr 
wohl durch die Reinigung eine Gefährdung der umwohnenden 
Menschen eintreten. Unter ländlichen Verhältnissen habe ich 
selbst beobachtet, wie das von der Reinigung eines mit Cholera- 
dejekten verunreinigten Zimmers herrührende Wasser im Hofe 
im Rinnstein stagnierte und wie an diesem nachweislich Cholera¬ 
keime enthaltenden Abwasser Kinder spielten und sich infi¬ 
zierten. In anderen Fällen können die Kleider, Schürzen, 
Hände der reinigenden Frauen durch direkte Berührungen oder 
z. B. in der Küche durch Nahrungsmittel, Fliegen etc. Infek¬ 
tionen herbeiführen. Es kann zwar die Reinigung so vor¬ 
sichtig ausgeführt werden, daß es voraussichtlich nicht zu In¬ 
fektionen kommt; aber ob und wie das möglich ist, das ist 
keine Aufgabe, mit der wir uns in der Praxis ernstlich be¬ 
schäftigen können, sondern bei der Seuchenbekämpfung müssen 
wir diejenigen Mittel anwenden, die bei schematischer Anwen¬ 
dung am sichersten die Weiterverbreitung der Krankheits¬ 
erreger verhüten. Und das gelingt zweifellos dadurch, daß an 
Ort und Stelle und ehe die infizierten Gegenstände mit Menschen 
in Berührung kommen konnten, die Keime durch chemische 
Desinfizientien oder Hitze abgetötet werden. Soll etwa, um den 
Bewohnern ein gutes Beispiel zu geben, auch Reinigung vor¬ 
genommen werden, so darf dies erst geschehen, nachdem die 
Tötung der Erreger an Ort und Stelle erfolgt ist; also z. B. 
Reinigung der Wäsche erst, nachdem sie in Lösung von 
Chemikalien gelegen hat, der Wohnung erst nach voll¬ 
ständig durchgeführter chemischer Desinfektion, der infizierten 
Hände erst, nachdem desinfizierende Lösung genügend 
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eingewirkt hat. Immer müssen wir uns bewußt bleiben, daß 
es bei notorischem Seuchenausbruch oder bei bestimmtem 
Seuchenverdacht nicht darauf ankommt, die Krankheitskeime 
aus den Wohnungen, von den Händen etc. fortzuschaffen, 
sondern vielmehr ihr Hingelangen zu anderen Menschen mög¬ 
lichst zu verhüten, und dazu ist die Tötung durch keimtötende 
Mittel an derStelle, wo sich die Krankheitserreger befinden, 
am geeignetsten bezw. allein geeignet. Wir dürfen nicht in die 
früher namentlich bei der Bekämpfung der Tierseuchen herrschen¬ 
den barbarischen Gewohnheiten zurückverfallen, wo die Ent¬ 
seuchung des ergriffenen Stalls oder Gehöfts einzige Aufgabe 
der Seuchenpolizei war; d. h. alles Infektionsverdächtige wurde 
vor allem aus dem Gehöft herausgeschafft, was aber aus dem 
fortgebrachten Stallmist, Wandbewurf etc. wurde und wer sich 
daran infizierte, darum kümmerte man sich nicht. Ungefähr 
den gleichen Zuständen würde man zustreben, wenn man bei 
ausgebrochenen Seuchen die Reinigung und Keimbefreiung an 
Stelle der Keimtötung zu setzen versuchte. 

Trotzdem hat wohl jeder das Empfinden, daß doch nach 
allen Erfahrungen auch mit Reinigung im Kampf gegen die 
Seuchen allerlei zu erreichen ist. Das ist in der Tat richtig. 
Aber dabei ist leicht eine naheliegende Verwechslung im 
Spiel: es handelt sich dann eben nicht um Reinigung 
bei notorischer Infektionsgefahr, sondern um einen Schutz 
gegen unbewußte Infektionsgefahr durch Reinlichkeit, d. h. 
um Reinhaltung von Körper, Kleidung, Wohnung mittels 
regelmäßiger, fortgesetzter Reinigungsmaßnahmen. Man kann 
sich gegen Kontaktinfektionen von unbekannten Infektions¬ 
quellen aus entschieden dadurch schützen, daß man die Hände 
häufig wäscht, die Leibwäsche wechselt, die Wohnung rein 
hält, die Abfallstoffe beseitigt, für reines Wasser sorgt, kurz 
alles das tut, was uns in Form der persönlichen Reinlichkeit 
und der Städtereinigung so ausgezeichnete Erfolge gegenüber 
manchen Seuchen, namentlich Typhus und Cholera, gebracht hat. 

Zur Abwehr unbewußter Infektionen ist daher gewohn¬ 
heitsmäßige Reinlichkeit ein vorzügliches Mittel. Leider 
allerdings nicht gegenüber allen Infektionskrankheiten. Gerade 
in jetziger Zeit werden wir, dank dem Kulturfortschritt und der 
damit verbundenen Reinlichkeit von infektiösen Darmkrank¬ 
heiten wenig mehr bedroht, dagegen in ganz überwiegendem 
und stetig ansteigendem Maße von infektiösen Erkrankungen 
der Atemorgane, Tuberkulose, Grippe etc., die in der Haupt¬ 
sache nur in direktem Verkehr oder durch Hustentröpfchen über¬ 
tragen werden, und bei denen die Reinlichkeit einen Schutz 
nicht bietet. 

Kurz zu8aramengefaßt, bedeuten die neuen Desinfektions¬ 
vorschriften unleugbar einen Fortschritt, insofern sie die Mög¬ 
lichkeit zu einer besseren Durchführung der Desinfektion am 
Krankenbett gewähren; ferner insofern die Desinfektion nicht 
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so schablonenmäßig wie bisher gehandhabt und die Schluß¬ 
desinfektion in geeigneten Fällen — aber auch nur in diesen — 
vereinfacht und im unmittelbaren Anschluß an die Beendigung 
der Krankheit vom Pflegepersonal ausgeführt werden kann. 

Daß ein'Unterschied gegenüber den früheren Vorschriften 
darin besteht, daß die laufende Desinfektion jetzt wesentlich 
höher einzuschätzen ist als früher; ferner darin, daß infolge 
der erleichterten Ausführung der laufenden Desinfektion die 
/ Schlußdesinfektion überflüssig wird oder vereinfacht werden 
darf, kann nicht anerkannt werden. Die Schlußdesinfektion 
ist unter allen Umständen nötig, und weder die vereinfachte 
Schlußdesinfektion, noch die für Fälle von ernster Ausbreitungs¬ 
gefahr unbedingt beizubehaltende frühere Schlußdesinfektion 
können durch die vorausgegangene laufende Desinfektion ersetzt 
werden. 

Reinigung darf nur bei wenigen Seuchen zur Bekämpfung 
herangezogen werden. Meistens ist bei Seuchengefahr lediglich 
Tötung der Krankheitserreger der gegebene Schutz gegen deren 
Verbreitung, während Reinigung häufig die Ausbreitung zu 
unterstützen vermag. Dagegen ist gewohnheitsmäßige Rein¬ 
lichkeit ein ausgezeichnetes Schutzmittel gegen unbewußte Ge¬ 
fährdung durch solche Seuchen, die vorzugsweise durch Kon¬ 
takte übertragen werden. 


Die neuen Desinfektionsvorschriften in Prenssen. 

Von Dr. B. Engelsmann, Kreisarzt in Kiel. 

Durch Erlaß des Herrn Ministers für Volks Wohlfahrt wurde 
am 8. Februar 1921 die Neubearbeitung der Desinfektions¬ 
vorschriften veröffentlicht. Zunächst ist festzustellen, daß die 
Vorschriften für die Desinfektion bei den gemeingefähr¬ 
lichen Krankheiten durch die neuen Bestimmungen nicht 
berührt werden. Es ist ein Verdienst von Frehse 1 ), daß er 
auch diese Gruppe kritisch besprochen und vor der bisherigen 
Schranke nicht Halt gemacht hat. Trotzdem kann bei Krank¬ 
heiten, die so bedrohlich verlaufen, bei denen für Kranke, 
krankheits- und ansteckungsverdächtige Personen die schärfsten 
Maßnahmen angeordnet werden können, auf die strenge Durch¬ 
führung der Desinfektion und zwar als laufende und als Schluß¬ 
desinfektion nicht verzichtet werden. Daß diese Abgrenzung 
zwischen gemeingefährlichen und übertragbaren Krankheiten 
willkürlich ist, wird jeder zugeben. Auch hier wird die Zu¬ 
kunft Wandel schaffen, wenn die Bekämpfung aller übertrag¬ 
baren Krankheiten durch ein Reichsgesetz geregelt werden wird. 

Der Erlaß betont es einleitend, daß die laufende Des¬ 
infektion in den letzten Jahren immer mehr an Bedeutung 
gewonnen hat. Tatsächlich beginnen aber alle Desinfektionsan¬ 
weisungen, die in den Sonderanweisungen zum Preußischen 
Gesetz vom Jahre 1905 erschienen sind mit dem Satz: 


*) Oeflentliche Gesundheitspflege; 1920, H. 11. 
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»Die Desinfektion soll nicht nur ansgeführt werden, nachdem der Kranke 
genesen, in ein Krankenhaus oder in einen anderen Unterkonftsranm über¬ 
geführt oder gestorben ist (Schiaßdesinfektion), sondern sie soll fortlaufend 
während der ganzen Dauer der Krankheit (Desinfektion am Krankenbett) 
stattfinden .... 

Die Desinfektion am Krankenbett ist von ganz besonderer Wichtig¬ 
keit . . . .“ 

Kirchner 1 ) schreibt seiner Zeit vorauseilend: 

„Es wurde schon vorher darauf hingewiesen, daß eine regelmäßige und 
sorgfältige Durchführung der Desinfektion am Krankenbett die Hauptsache 
ist und eine Schlußdesinfektion beinahe überflüssig macht.“ 

Also der Gedanke ist nicht neu *), erscheint nur in neuem 
Gewände. 

Woran liegt es, daß eine neue Desinfektionsanweisung er¬ 
scheinen mußte? Doch nur darum, weil man an dem Nutzen 
der Schlußdesinfektion unter den bisherigen Verhältnissen 
zweifeln mußte. 

Die regelrecht durchgeführte Schluß des in fektion hat 
zur Voraussetzung daß, um wieder mit Kirchner zu reden, 
„die Ortsbehörden sich von dem Eintritt dieses Zeitpunktes 
stets genau versichern“; nämlich, wenn ein Kranker ge¬ 
nesen, in ein Krankenhaus überführt worden oder gestorben 
ist. Die Ortspolizeibehörde kann aber nur mit Sicherheit den 
Tod erfahren; denn weder in Land- noch in Stadtkreisen kann 
sie feststellen, wann in den übrigen Fällen eine Schlußdesinfektion 
angeordnet werden soll. Bezeichnend hierfür ist z. B. die Be¬ 
schwerde eines Amts Vorstehers darüber, daß ihm von einem 
Arzte nie der Zeitpunkt gemeldet wurde, wann bei Diphtherie 
die Schlußdesinfektion stattfinden sollte. Damals mußte ich 
antworten, daß nach dem Gesetz vom Jahre 1905 niemand ver¬ 
pflichtet ist, der Ortspolizeibehörde diesen Zeitpunkt zu melden. 

1 ) Die Grundlagen der Seuchenbekämpfung; 1905. 

*) In der 9. Zt. vom Herausgeber dieser Zeitschrift verfaßten Ausführungs¬ 
anweisung zu der im Reg.-Bez. Minden unter dem 21. Januar 1899 erlassenen 
Polizeiverordnung betr.Älaßregeln gegen die Verbreitung ansteckender Krank¬ 
heiten heißt es in den §§ 44 und 45: 

„§ 44. Besonderer Wert muß darauf gelegt werden, daß die während 
des Bestehens der Krankheit erforderlichen Verhaltungs- und Des¬ 
infektionsmaßregeln genau beobachtet werden; denn die Verschleppung des 
Ansteckungsstoft'es durch unvorsichtige Behandlung der Abgänge usw. der 
Kranken, durch Unterlassen der erforderlichen Reinigung und Desinfektion der 
von den Kranken benutzten Bett- und Leibwäsche, Kleidungsstücke usw. ge¬ 
schieht erfahrungsgemäß gerade während dieser Zeit. 

§45. In denjenigen Krankheitsfällen, in denen ein Arzt zugezogen 
ist und von diesem bescheinigt wird, daß während des Bestehens und bei Be¬ 
endigung der Erkrankung die erforderlichen Verhaltungs- und Desinfektions¬ 
maßregeln genau beobachtet sind, kann von einer Wohnungsdesin¬ 
fektion nach Ablauf der Krankheit Abstand genommen werden, 
falls eine solche nicht von dem Medizinalbeamtenverein für notwendig erachtet 
wird (z. B. bei wiederholten Erkrankungen von einer ansteckenden Krankheit in 
einem Hause oder einer Familie) oder cs sich nicht um Erkrankungen an 
Cholera, Pocken, Flecktyphus und Scharlach handelt“ 

Leider wurden aber diese Vorschriften, die sich durchaus bewährt hatten, 
durch die späteren Reichs- und Landesseuchengesetze außer Kraft gesetzt. Rpd. 
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Welche Uebelstände bis jetzt bestanden, und wie die Wirk¬ 
samkeit der Desinfektion in keinem Verhältnis zu den hohen 
aufgewendeten Kosten stand, zeigt ferner folgende Uebersicht 
aus dem Kreise Plön für die Jahre 1919 und 1920. *) 
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behörden 1919 26,9 °/ 0 , 1920 22,5 °/ 0 der Krankheitsfälle dem 
Kreisarzt als desinfiziert gemeldet. Ausgeführt wurde die Des¬ 
infektion bei übertragbaren Krankheiten 1919 in 71,1 °/o, 1920 
78,9 °/o der Fälle. Hierzu kommt noch, daß der Zeitpunkt, an 
dem die Schlußdesinfektion ausgeführt wurde, recht unbe¬ 
stimmt war. 


Im Landkreise Düsseldorf wurden im Jahre 1918 bei der 
Ruhrepidemie Behausungen angetroffen, in denen 8 Tage nach¬ 
dem der an Ruhr Erkrankte ins Krankenhaus gebracht worden 
war, noch keine Schlußdesinfektion stattgefunden hatte. Was 
nützt eine Schlußdesinfektion nach diesem Zeitpunkt? 

Jetzt, wo die Schlagworte „Schlußdesinfektion“, „Laufende 
Desinfektion“ zur Diskussion stehen, dürfte es angezeigt sein, 
diese Begriffe zu klären. 

In den neuen Anweisungen wird für Kindbettfieber 
bestimmt, daß nur Abs. 3 des § 15 zu berücksichtigen ist, d. h. 
Desinfektion der Wäsche, Kleidung und persönlichen Gebrauchs¬ 
gegenstände, des Wochenflusses und der anderen Absonderungen 
der Kranken, sowie der Vorlagen und etwaiger Verbandmittel. 
Eine Schlußdesinfektion erübrigt sich. Die Vorschriften für 
Hebammen und Pflegerinnen bleiben unverändert. 

Bei Körnerkrankheit „kann auf die Schlußdesinfektion 
verzichtet werden, wenn nach ärztlichen Gutachten die laufende 
Desinfektion ordnungsgemäß durchgeführt ist.“ 

In allen anderen Anweisungen wird der vereinfachten 1 ) 
Schlußdesinfektion (ein ganz neuer Begriff), die nichts anderes 
ist, als der folgerichtige Abschluß der laufenden Desinfektion, 
die erweitertere*) Schlußdesinfektion gegenübergestellt. 
Diese alte Form der Schlußdesinfektion soll aber nur in An¬ 
wendung kommen, wenn unter besonderen Umständen 


') ln dieser Zusammenstellung bezieht sich immer die erste Ziffer an! das 
Jahr 1919, die zweite auf das Jahr 1920. 

*) Zusätze des Verfassers. 
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der Arzt oder Kreisarzt sie für erforderlich erklärt. Dann soll 
z. B. in Pensionaten, überfüllten und besonders unsauberen 
Wohnungen die Desinfektion des ganzen Krankenzimmers und 
der in ihm enthaltenen Gegenstände, erforderlichenfalls unter 
Zuhilfenahme von Formaldehyd und der Dampfdesinfektion aus¬ 
geführt werden. 

Jeder wird damit einverstanden sein, wenn die fortlaufende 
Desinfektion abgeschlossen wird durch gründliche Säuberung 
der Gegenstände, die schon während der Krankheit ständig 
desinfiziert werden mußten. 

Beachtenswert ist, daß durchweg die 1 °/ 00 Sublimat¬ 
lösung an erster Stelle steht; ihr im allgemeinen das ver¬ 
dünnte Kresolwasser und die Karbolsäurelösung gleichgestellt 
wird. Die 1 °/ 0 Formaldehydlösung, die früher für Messer und 
Gabeln, Spielsachen, Pelzwerk, Haar-, Nagel- und Kleider¬ 
bürsten vorgesehen war, ist abgeschafft. Für alle diese Gegen¬ 
stände ist jetzt die 1°/ M Sublimatlösung oder das Kresolwasser 
bestimmt. 

Bei Typhus und Ruhr, Darm- und Nierentuberkulose soll 
für Stuhl bezw. Ham nur mehr Kalkmilch; für Badewasser bei 
Typhus nur Cholerakalkmilch verwendet werden. 

Neu ist die wichtige Bestimmung, daß die benutzten 
Steckbecken und dergl. insbesondere auch deren Ränder 
mit Sublimatlösung auszuscheuem sind. 

Bei der Unterweisung der Desinfektoren muß besonders 
betont werden, daß z. B. nach der Anweisung für Diphtherie 
(C,4) die 2°/o Sodalösung nur ein Reinigungs-, kein Desinfek¬ 
tionsmittel ist, was auch aus D,10 klar hervorgeht. 

Der oft zitierte Min.-Erlaß vom 22. März 1912 bestimmte, 
daß Kleidungsstücke, die nicht gewaschen werden können 
und dergl., bei Tuberkulose ausschließlich im Dampfapparat 
desinfiziert werden müssen, während früher Desinfektion im 
Dampfapparat oder mit Formaldehyd vorgesehen war. Jetzt 
wird für alle diese Gegenstände die 6°/ 00 Sublimatlösung vor¬ 
geschrieben. Nur wenn die Gefahr der Weiter Verbreitung der 
Krankheit ungewöhnlich groß ist, wie in Pensionaten, über¬ 
füllten und besonders unsauberen Wohnungen — zusätzlich für 
Typhus und Tuberkulose — und in „Lebensmittelbetrieben“ 
wird unter Umständen eine Desinfektion des ganzen Kranken¬ 
zimmers und aller in ihm enthaltenen Gegenstände unter Zu¬ 
hilfenahme der Dampfdesinfektion notwendig. 

In Nr. 12 findet sich der Satz: „Längere Zeit von Kranken 
getragene, voraussichtlich stärker infizierte Kleidung kann nur 
m der Dampfdesinfektionsanstalt (darunter ist wohl zu verstehen 
im Dampfapparat) sicher von Keimen befreit werden.“ Das ändert 
nichts an der Tatsache, daß die obligatorische Desinfektion für 
nicht waschbare Sachen im Dampfapparat bei Tuberkulose abge¬ 
schafft ist. In Landkreisen ließ sich dies in vielen Fällen nicht 
durchsetzen. Wäre es aber nioht besser gewesen, für Tuberkulose 
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die Desinfektion im Dampfapparat für diese Gegenstände bei¬ 
zubehalten mit dem Zusatz, in Landkreisen, wo dies wegen zu 
großen Entfernungen unmöglich oder zu kostspielig ist, kann 
die Desinfektion mit 5 °/ 00 Sublimatlösung vorgenommen werden ? 
Gerade bei der Tuberkulose kann man die Ansteckung so 
schwer nachweisen, und muß sie stets auf mehrere Komponenten 
zurückführen; da sollte man lieber mit einem Sicherheits¬ 
faktor rechnen! 

Die Berichte aller Oberpräsidenten und Regierungspräsi¬ 
denten, erstattet auf Grund des Min.-Erlasses vom 24. Dezember 
1916, betr. Vernichtung tuberkulösen Auswurfes . . . werden 
in der Volks Wohlfahrt Nr. 12 1920 S. 241 besprochen. Dort 
heißt es: „Neuere Untersuchungen haben ergeben, daß die 
5 °/ 00 Sublimatlösung in die zähen Auswurfballen nicht genügend 
eindringt, um eine Abtötung aller Tuberkelbazillen zu be¬ 
wirken“ und später: „diese Lösung ist aber nur wirksam, wenn 
der Auswurf vorher durch Sodalösung oder Antiformin auf¬ 
gelockert ist“. Von diesem Bedenken liest man in der Des¬ 
infektionsanweisung für Tuberkulose nichts. Dort wird neben 
Verbrennen, Auskochen gleichwertig die 6 °/ 00 Sublimatlösung 
zur Desinfektion von Auswurf aufgeführt und zwar mit einer 
Wirkung von 4 Stunden. 

In dem Erlaß vom 8. Februar 1921 heißt es (Volkswohl¬ 
fahrt S. 191): „Hierzu ist zu bemerken, daß die Wirksamkeit 
der 6 °/oo Sublimatlösung gegenüber den Tuberkelbazillen bisher 
nur von einer zweiprozentigen Phobrollösung erreicht worden 
ist.“ Hier besteht also ein Widerspruch, der erst beseitigt 
werden wird, wenn wirklich ein wirksames chemisches Des¬ 
infektionsmittel für den Auswurf Tuberkulöser gefunden ist. 
Darauf mußte aber hingewiesen werden. 1 ) 

Den dringenden Wunsch erfüllt allerdings die neue Des¬ 
infektionsanweisung, indem sie die Desinfektion beim 
Wohnungswechsel von Tuberkulösen vorschreibt. 
Auch hier ist zu begrüßen, daß der Zusatz „im vorgeschrittenen 
Stadium“, der sich in den älteren Bestimmungen der übrigen 


*) Es ist dies um so notwendiger, als dieser Widersprach auch in den 
Leitsätzen der Referenten auf dem diesjährigen Deutschen Tuberkulose-Kongreß 
am 19.—21. Mai zu Tage tritt. Von Geh. Med.-Rat Dr. Lentz werden die 
neuen Desinfektionsvorschriften bei Tuberkulose und dabei als hauptsäch¬ 
lichstes Desinfektionsmittel 5°/oo Sublimatlösung empfohlen, während der 
folgende Berichterstatter Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Uhlenhuth in Beinern 
zweiten Leitsatz am Schluß sagt: „Lysoform und Sublimat mit undohne 
bisherige Erweichung des Sputums durch Antiformin oder Soda versagen 
für diese Zwecke vollständig.“ Für.die Praxis sind derartige wissen¬ 
schaftliche Widersprüche in hohem Grade unangenehm; denn man kann doch 
unmöglich jemanden zwingen oder auch nur empfehlen, Geld für unwirksame 
Maßnahmen auszugeben. Sublimat ist überhaupt wegen seiner großen Giftig¬ 
keit das allerungeeignetste Desinfektionsmittel für die Praxis; seine Wieder¬ 
einführung als Hauptdesinfekionsmittel ist nach Ansicht des Herausgebers ein 
großer Fehler der neuen Anweisung. Rpd. 



Die nenen Desinfektionsvorschriften in PrenBen. 


887 


Bundesstaaten findet, weggelassen ist. Statt dessen hätte man 
erwartet: „ein Kranker, der an offener Tuberkulose leidet“. 

Preußen kommt mit dieser Bestimmung fast zuletzt; ab¬ 
gesehen von den Staaten, die wie Hessen, Mecklenburg, Anhalt, 
Bremen ganz auf eine gesetzliche Regelung der Tuberkulose 
verzichten. 1 ) 

Was die technische Seite der neuen Desiufektions- 
anweisung betrifft, so ist die leicht faßliche klare Form sehr 
förderlich. 

Am Anfang stets eine gemeinverständliche Belehrung unter 
A. Allgemeines; dann folgt B. Desinfektion von Kranken¬ 
transportmitteln, G. Desinfektion am Krankenbett, D. Schluß¬ 
desinfektion. Hier sieht man mit Befremden, daß Desinfektion 
von Krankentransportmitteln bei Tuberkulose und Körner¬ 
krankheit fehlt. Bedenkt man, daß schwerkranke Tuber¬ 
kulöse in Landkreisen in Krankentragen stundenlang nach 
einem Krankenhause transportiert werden, dann muß man 
schmerzlich bedauern, daß wir auch jetzt keine gesetzliche 
Handhabe haben, diese Transportmittel desinfizieren zu lassen. 
Unter C. und D. wird nur das Wesentliche erwähnt in der durch 
die Krankheit bestimmten Reihenfolge. 

Was nun die Organisation des Desinfektions¬ 
wesens betrifft, so ißt zunächst wieder mit Bedauern fest¬ 
zustellen, daß sie nicht vereinfacht, sondern komplizierter ge¬ 
worden ist. „Wenn auch nach wie vor die Beaufsichtigung 
des Desinfektionswesens zu den Obliegenheiten des Kreis¬ 
arztes .gehört, so empfiehlt es sich doch.die 

Gemeindebehörden.an allen die Desinfektion betreffenden 

Fragen zu beteiligen“, und: „Auch ist es notwendig, daß bei 
der Anordnung der Desinfektion, der laufenden sowohl als 
auch bei der Schlußdesinfektion den Wünschen des behan¬ 
delnden Arztes, soweit irgend möglich, Rechnung getragen 
wird.“ Dies bedeutet eine Erschütterung der Stellung der 
Kreisärzte. 1 ) Folgerichtig liest man' in allen Desinfektions¬ 
anweisungen „vom Arzt oder Kreisarzt“. 

Die laufende Desinfektion soll von einer in einer staat¬ 
lichen Desinfektorenschule ausgebildeten Pflegerin (Desin- 
fektions-Seuchen-Fürsorgeschwester) oder, wo auch dies nicht 
möglich ist, von einem staatlich geprüften Desinfektor dauernd 
una regelmäßig überwacht werden. 8 )- Bedeutet hier ausgebildet 
und geprüft einen Gegensatz? Es ist doch zu wünschen, 
daß man die laufende Desinfektion nur solchen Personen an¬ 
vertraut, die den vorgeschriebenen Lehrgang von 14 bezw. 

*) Vergl. Engelsmann: Entwurf eines Reichsgesetzes zur Bekämpfung 
der Tuberkulose. Veröffentlichung der Medizinalverwaltung; 1921, Bd. XII, H. 1. 

*) Vergl. hierzu Engelsmann: Die Durchführung des Krüppelgesetzes 
in den Kreisen. Schleswig-Holsteinische Wohlfahrtspflege; 1921, Nr. 3. 

*) Vergl. Engelsmann: Die Stellung der Desinfektoren durch die nenen 
DesinfektionsTorschriften in Preußen; Der praktische Desinfektor; 1921, H.6. 
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Or. B. Engels mann. 


8 Tagen mit staatlicher Prüfung beendet haben. Dann wird 
aber der Gegensatz zum staatlich geprüften Desinfektor hinfällig. 

Es werden praktisch in Landkreisen die Gemeinde¬ 
schwestern, in Stadtkreisen die hauptamtlich angestellten Des¬ 
infektoren in Betracht kommen. Schwierigkeiten werden erst 
da entstehen, wo keine Gemeindeschweilern in Landkreisen 
vorhanden oder diese zu sehr überlastet sind. Hier muß es 
den örtlichen Instanzen überlassen werden, das Richtige ein¬ 
zurichten. Es ist doch nicht unbedenklich, Gemeindediener 
mit der Ueberbringung der stark wirkenden Mittel zu betrauen. 

Hier muß auf die Mitarbeit der praktischen Aerzte 
weitgehend gerechnet werden. Viel mehr als bisher müssen 
diese die Patienten über die Notwendigkeit und den Nutzen 
der Desinfektion aufklären. Ihnen sind durch die neuen Ver¬ 
ordnungen viel größere Rechte eingeräumt worden. Hoffen 
wir, daß dadurch eine verständnisvolle Mitarbeit erzielt wird. 

Von den oben genannten Personen kann sogleich eine 
Schlußdesinfektion vorgenommen werden. Hiervon ist 
dem Leiter der Ortspolizeibehörde sofort Meldung zu erstatten. 
Hält der Kreisarzt eine Schlußdesinfektion für notwendig, so 
kann er sie trotzdem im Benehmen mit dem behandelnden 
Arzt anordnen. Im übrigen ist sie von der Ortspolizeibehörde 
möglichst sofort nach erfolgter Meldung der Verbringung des 
Kranken, in ein Krankenhaus, der Genesung oder des Todes 
anzuordnen. 

Geh. Med.-Rat Wodtke hat auf der Herbstversammlung 
der Medizinalbeamten der Provinz Sachsen Oktober 1920 (Zeit¬ 
schrift für Medizinalbeamte; 1921, Nr. 1) wiederum den Ruf 
„Los von der Polizei“ erhoben und die Einrichtung einer Ge¬ 
sundheitspolizei unter Leitung des Kreisarztes gefordert. 

Wesentlich wirksamer wird die Desinfektion in Zukunft 
sein dadurch, daß der Kranke dauernd unter der Ueberwachung 
der Desinfektoren steht. Man darf annehmen, daß diese Per¬ 
sonen die Schlußdesinfektion sofort selbst an die laufende Des¬ 
infektion anschließen und hiervon der Ortspolizei sofort Meldung 
machen. 

Warum ist in Preußen eine so klare Fassung wie die des 
§ 20 des Lippeschen Gesetzes vom 12. April 1920 „. ... ist 
eine Desinfektion anzuordnen, wenn es der Kreisarzt für 
notwendig erklärt,“ nicht möglich? Warum wird die Mit¬ 
teilung nicht an den Kreisarzt vorgeschrieben, der doch allein 
beurteilen kann, ob die Ausführung genügt? Warum muß er 
sich erst, wenn er sie für ungenügend hält, mit dem praktischen 
Arzt ins Benehmen setzen? 

Daß die Ortspolizeibehörde nach dem Preußischen Gesetz 
von 1905 keine Meldung von der Genesung oder Verbrin¬ 
gung eines Kranken in ein Krankenhaus erhalten kann, wurde 
oben schon ausgeführt. Es wäre also, um diese in den Stand 
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zu setzen, die Desinfektion sofort anzuordnen, in Ergänzung 
des Preußischen Gesetzes zu bestimmen gewesen 1 ), daß der 
behandelnde Arzt und alle sonst im § 2 des Gesetzes vom 
28. April 1905 genannten Personen der Ortspolizeibehörde, nach 
unserer Forderung dem Kreisärzte zu melden haben, 
wenn der Kranke 1. genesen, 2. die Behausung gewechselt hat 
oder 8. in ein Krankenhaus übergeführt wurde. 

Es ist von Wichtigkeit, die Stellen zu unterstreichen, die 
die Arbeit des Kreisarztes betreffen. 

I. Es liegt ihm nach wie vor die Beaufsichtigung des 
Desinfektionswesens ob. (Einschränkungen s. o.) 

II. Die mit der Ausführung der Desinfektion betrauten 
Desinfektoren und Schwestern unterstehen hinsichtlich 
ihrer Berufstätigkeit der Aufsicht des Kreisarztes. (Der Zusatz 
ist von keiner Bedeutung.) Hier wird klar* der Kommunalarzt 
ausgeschaltet. 

III. Der Kreisarzt hat sich dauernd über die Zuverlässig¬ 
keit der Desinfektoren und der in der Desinfektion ausgebildeten 
Schwestern und sonstigen Pflegerinnen zu unterrichten, und in 
jedem einzelnen Falle darauf zu sehen, ob eine Schlußdesinfektion 
durch einen staatlich geprüften Desinfektor (s. o.) nötig ist. 
Daß dies in Landkreisen große Schwierigkeiten bereiten wird, 
wird allen Landkreisärzten klar sein. Die Schlußdesinfektion 
hat er dann „im Benehmen mit dem praktischen Arzte“ anzu¬ 
ordnen, aber wieder durch die Polizeibehörde I 

IV. Er hat unter besonderen Umständen die erweiterte 
Schlußdesinfektion anzuordnen. Daß dies auch der prak¬ 
tische Arzt tun kann, wurde schon oben erwähnt. 

Zusammenfassend: Der Erlaß vom 8. Februar 1921 
bringt eine einschneidende Neubearbeitung der Desinfektions¬ 
vorschriften. 

In manchen Punkten sind darin die Wünsche der Medi¬ 
zinalbeamten unberücksichtigt geblieben. 

Aus einer gewissenhaften Arbeitsweise aller im Erlaß er¬ 
wähnten Personen, — besonders trifft dies für Landkreise zu —, 
ist eine wesentliche Verbilligung und eine größere Wirksamkeit 
des Desinfektionswesens zu erwarten. 


>) In der oben erwähnten Polizeirerordnang für den Reg.-Bez. Minden 
Tom 26. Januar 1899 war eine derartige Bestimmung enthalten; § 6 bestimmte 
nämlich: „Ist eine Person, die an einer der in § 1 genannten Krankheiten er¬ 
krankt war, soweit genesen, daß die in § 10 vorgescbriebene Schlußdesinfektion 
erfolgen kann, oder infolge der Krankheit gestorben, so haben der Haus¬ 
halt ungs- oder Anstaltsvorstand usw., in derem Hausstände oder Hanse der 
Erkrankte sich befindet, innerhalb der in § 1 festgesetzten Frist — (binnen 
24 Standen) der zuständigen Ortspolizeibehörde die Genesung oder den Todes¬ 
fall anzuzeigen.“ Also auch nach dieser Richtung bedeutete die Reichs- and 
Landes Seuchengesetzgebung für den Reg.-Bezirk Minden einen wesentlichen 
Rückschritt. 
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890 XL Hanptvemmmlnng des Deutschen Medizinalbe&mtenvereins 


Vorläufiger kurzer Bericht über die am 10. und 
1L September d. J. in Nürnberg abgehaltene 
XI. Hauptversammlung des Deutschen Medizinal¬ 
beamtenvereins und die damit verbundenen Haupt¬ 
versammlungen des Preussischen (XXXII.) und 
Bayerischen Medizinalbeamtenvereins (XV.). 

Noch niemals hat sich bisher eine Hauptversammlung des 
Deutschen Medizinalbeamtenvereins eines so zahlreichen Be¬ 
suches erfreut wie die vor wenigen Tagen in Nürnberg abge¬ 
haltene. Nicht weniger als 267 Teilnehmer waren erschienen, 
darunter 121 aus Preußen, 103 aus Bayern und 43 aus den 
übrigen deutschen Ländern; kein deutsches Land, keine preu¬ 
ßische Provinz oder bayerischer Regierungsbezirk waren unver- 
treten geblieben und mit Rücksicht auf die Bedeutung und 
Wichtigkeit der auf der Tagesordnung stehenden Gegenstände 
hatten auch sowohl die Reichsregierung, als die Regierungen 
der meisten deutschen Länder (Bayern, Sachsen, Württemberg, 
Baden, Thüringen, Oldenburg, Braunschweig, Mecklenburg- 
Strelitz, Schwarzburg-Sondershausen, Reuß ältere und jüngere 
Linie und Lippe) Vertreter entsandt. Auch das preußische 
Justizministerium hatte einen Vertreter abgeordnet, dagegen 
war das preußische Ministerium für Volks Wohlfahrt, insbesondere 
dessen Abteilung für Volksgesundheitswesen unvertreten ge¬ 
blieben, was von der Versammlung lebhaft bedauert wurde 
(siehe später). Infolge der überausgroßen Teilnahme seitens 
der Vereinsmitglieder, der vorzüglichen Ausführungen sämtlicher 
Berichterstatter, der sich daran anschließenden ungemein leb¬ 
haften und anregenden Aussprache und der vortrefflichen Lei¬ 
tung der Versammlung durch den jetzigen Vorsitzenden, Herrn 
Geh. Med.-Rat Dr. Wo dt ke-Jena, war ihr Verlauf ein glän¬ 
zender und nach jeder Richtung hin befriedigender; dies gilt 
aber auch von den beiden Versammlungen des Preußischen und 
Bayerischen Medizinalbeamtenvereins, die den Mitgliedern dieser 
beiden Vereine reiche Gelegenheit boten, sich über alle, die 
Medizinalbeamten betreffenden beruflichen und wirtschaftlichen 
Angelegenheiten gründlich auszusprechen und alle ihre berech¬ 
tigten Wünsche in dieser Hinsicht zum Ausdruck zu bringen. 

Mit Rücksicht darauf, daß mit der Veröffentlichung des 
vollständigen Berichts über die Versammlungen voraussichtlich 
schon in einer der nächsten Nummern dieser Zeitschrift be¬ 
gonnen werden wird, soll heute nur ein kurzer Ueberblick über 
ihren Verlauf unter Mitteilung der inr Anschluß an Geschäfts¬ 
berichte, Vorträge und Aussprachen gefaßten Beschlüsse ge¬ 
geben werden, wobei gleichzeitig bemerkt sein möge, daß fast 
alle diese Beschlüsse in den Tags zuvor abgehaltenen Vor¬ 
standssitzungen des Deutschen, Preußischen und Bayeri¬ 
schen Medizinalbeamtenvereins vorberaten bezw. vorbereitet 
waren. Der Vorstand der preußischen Medizinalbeamten war bei 
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Vorbereitung noch durch Vertreter aus den einzelnen Provinzen 
erweitert. 

A. XI. Hanptversammlung 
des Deutschen Medizinalbeamten-Yerelns. 

Nach dem yon dem Geschäftsführer des Deutschen Medizinalbeamten- 
yereins Herrn Prof. Dr. Sieveking, Physikas in Hambarg erstatteten Ge¬ 
schäftsberichte und Kassenberichte zahlt der Verein znr Zeit 
1388 Mitglieder, darunter 764 ans Preußen, 310 aus Bayern, 274 aus den 
übriges deutschen Ländern (gegen 1400 im Jahre 19 t 9). Seit der letzten Ver¬ 
sammlung sind €0 Mitglieder gestorben, 127 ausgetreten und 126 neu einge¬ 
treten. Die Ausgaben für den Verein haben sich im letzten Jahre nament¬ 
lich durch die erhöhten Druckkosten, vermehrte Aufklärungsarbeit usw. der¬ 
artig gesteigert, daß sich eine wesentliche Erhöhung des Jahresbei¬ 
trages nicht umgehen läßt. Es wurde deshalb einstimmig beschlossen, diesen 
für 1922 auf 40 Mark festzusetzen. Der Vorstand soll künftighin nur 
aus 12 Mitgliedern bestehen; es wurden demzufolge nur an Stelle des ver¬ 
storbenen Vorstandsmitgliedes Obermed.-Rat Dr. von D’All-Arnim-München, 
der Bezirksarzt Dr. Kaspar in München und an Stelle des bisherigen Vor¬ 
sitzenden, Geh. Med-RatProf. Dr.Rapmund, der zum Ehrenvorsitzenden 
ernannt wurde, Kreisarzt Dr. Wollenweber in Dortmund gewählt. Im 
übrigen fand eine Wiederwahl der bisherigen Vorstandsmitglieder statt, soweit 
sie nicht inzwischen verstorben (Geh. Ober-Med.-Rat Dr. Hauser-Darmstadt) 
waren bezw. eine Wiederwahl abgelehnt hatten (Geh. Med.-Rat Dr. Engel¬ 
brech t -Braunschweig). 

Es folgten hierauf zwei sehr eingehende und vortreffliche Berichte 
über die Entwürfe zu einem Deutschen Strafgesetzbuch (1913 und 1919) 
von Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Schultze-Göttingen und Med.-Rat Prof. Dr. 
Lochte-Göttingen. Die Ausführungen des ersten Berichterstatters betrafen 
hauptsächlich psychiatrische Fragen (Unzurechnungsfähigkeit,. Trinker 
und Jugendliche), während der Mitberichterstatter die übrigen für den Ge- 
richtsarzt wichtigen Bestimmungen des Entwurfs (Körperverletzung und 
Tötung, Operationsrecht und ärztliche Kunstfehier, Wahrung des Berufsge¬ 
heimnisses, Abtreibung usw.) besprach. An die beiden Vorträge schloß sich 
eine sehr lebhafte Aussprache an, die in Uebereinstimmung mit den Bericht¬ 
erstattern zu dem Beschluß führte, daß die Verhandlungen der Reichsregierung 
zur Berücksichtigung überwiesen werden sollen. Weiterhin wurde einstimmig' 
beschlossen, daß die XL Hauptversammlung des Deutschen Medizinalbeamten¬ 
vereins unbedingt die Beibehaltung der bisherigen Bestrafung der künstlichen 
Fruchtabtreibung aus nicht ärztlichen Gründen für notwendig und die 
Einführung einer Anzeigepflicht für alle aus ärztlichen Gründen vorge¬ 
nommenen künstlichen Unterbrechungen der Schwangerschaft für erforderlich 
erachte. 

Auch die Verhandlungen über den zweiten Gegenstand der Tagesordnung 
des ersten Sitzungstages: Die einheitliche Gestaltung der staatsärstllchen 
Prüfung Im Deutschen Reich gestaltete sich im Anschluß der vorzüglichen 
Vorträge der beiden Berichterstatter: Geh. Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. Abel-Jena 
und Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Strassmann - Berlin sehr lebhaft und interessant. 
Es kam allgemein zum Ausdruck, daß die staatsärztliche Prüfung auch künftig¬ 
hin gerichtliche Medizin, Hygiene und öffentliches Gesundheitswesen nmfassen 
müsse und nicht in zwei besondere Prüfungen zu trennen sei. Im übrigen 
wurde beschlossen, daß eine „einheitliche Gestaltung der staats ärztlichen 
Prüfung im Deutschen Reiche erwünscht und auch unschwer 
durchführbar sei*. 

Am zweiten Bitzungstage sprach zunächst Prof. Dr. Rimpau- 
München über die Vereinheitlichung der Seuchenbeklmpfnng im Deutschen 
Reiche und begründete in eingehender Weise die von ihm aulgestellten Leit¬ 
sätze, in denen eine solche auch für die Heimseuchen und vor allem 
eine größere Selbständigkeit der Gesundheitsbeamten gegenüber 
den Verwaltungsbehörden bei der Seuchenbekämpfung gefordert wurde. 8eine 
ausgezeichneten Ausführungen veranlaß ten eine äußerst lebhafte Aussprache, 
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nach deren Schloß die vom Berichterstatter aofgestellten Leitsätze ein¬ 
stimmig angenommen worden mit dem Zusatz, daß die Anzeige¬ 
pflicht noch für Varizellen (bei Erwachsenen) ond bei Verdacht 
von Paratyphus einzoführen ist, sowie daß alle Beschränkungen 
nicht nor bei den Anordnungen und Ausführungen der Ermittelungen, sondern 
auch bei der Unterbringung der Kranken in einem Kranken¬ 
haus fortzufallen haben und daß die Kosten zur Bekämpfung 
der ansteckenden Kranken soweit als möglich aus öffentlichen Mitteln 
zu tragen sind. 

Den Schluß der Tagung bildete der Vortrag des Herrn Med.-Bats 
Dr. B u n d t, Kreisarzt in Halle a. S. über die bisherigen Leistungen der 
üffentllchen Gesundheitspflege und der Medizin&lverwaltung in dem Deut¬ 
schen Reiche und in den Efnzelstaaten nach dem Kriege und ihre Aufgaben 
für die Zukunft. Nach einem vorzüglichen und erschöpfenden Utberblick über die 
bisherigen Leistungen behandelte Berichterstatter in eingehender Weise namentlich 
die Stellung der Medizinalbeamten in den einzelnen deutschen Ländern und schließ¬ 
lich die in dieser Hinsicht zu stellenden Forderungen. Seine Ansfünrnngen fanden 
sehr großen Beifall nnd riefen eine ungemein lebhafte Aussprache herbei. Zu¬ 
nächst wurde von verschiedenen Seiten lebhaft bedauert, daß-„die Medizinal- 
verwaltnng Preußens, als des größten deutschen Landes, zu 
der diesjährigen Hauptversammlung des Deutschen Medi- 
zinalbeamtenvereins, auf der so aktuelle und für dasöffent- 
liche Gesundheitswesen wichtige Fragen zur Verhandlung 
standen, im Gegensatz zur Reicbsregierung und den Staats¬ 
regierungen anderer deutschen Länder keinen Vertreter ent¬ 
sandt hat" und diesem Bedauern in einereinstimmig angenommenen Resolution 
Ausdruck gegeben. Weiterhin wurde der namentlich von Sozialhygienikern gegen 
die Medizinalbeamten mehrfach erhobene Vorwurf der Untücbtigkeit und Untätig¬ 
keit auf sozialbygienischem Gebiete energisch zurückgewiesen, anderseits aber be¬ 
tont, daß im öffentlichen Interesse ein gemeinsames Arbeiten der staatlichen und 
kommunalen Gesundheitsbeamten liege und dazu auch die ersteren gern bereitsmen. 
In der Aussprache wurden überhaupt so ziemlich alle beruflichen und wirtschaft¬ 
lichen Interessen der Medizinalbeamten erörtert und schließlich die von dem Bericht¬ 
erstatter anfgestellten Leitsätze einstimmig angenommen. Außerdem fand 
ein vom Ober-Medizinal-Rat Dr. Köstlin, Stadldirektionsarzt in Stuttgart, 
gestellter Antrag einstimmige Annahme, in dem gegen die Verleihung des 
T i t e 1 s „R e g. - M e d. - R a t“ an die Versorgungsärzte energisch Protest erhoben 
und die Reichsregierung ersucht wird, diesen Aerzten eine andere Amts¬ 
bezeichnung zu geben. 

B. XXXII. Hauptversammlung der Preußischen 
Medizinalbeamtenversammlung. 

Die Hauptversammlung, die diesmal nicht öffentlich war, und haupt¬ 
sächlich zu einer freien Aussprache über die amtliche Stellung nnd wirt¬ 
schaftliche Lage der Preußischen Medizinalbeamten diente, war überaus 
zahlreich besucht und hat jedenfalls allen Teilnehmern (121) reichlich Gelegenheit 
zu dieser Aussprache gegeben. Es ist davon auch in der ausgiebigsten 
Weise Gebrauch gemacht ebenso wie in der Tags zuvor abgehaltenen erweiterten 
Vorstandssitzung, an der Vertreter fast aus allen Provinzen teilnahmen. Es kann 
hier nicht auf alle Einzelheiten eingegangen werden; jedenfalls waren alle Teil¬ 
nehmer auf Grund des von demSchrif tführer, Med.-Rat Dr. Bundt-Hallea 8., 
erstatteten Geschäftsbericht überzeugt, daß seitens des Vorstandes alles 
aufgeboten war, um die Interessen der Medizinalbeamten wahrzunehmen und ihren 
berechtigten Wünschen Geltung zu verschaffen. Allgemein wurde aber be¬ 
dauert, daß diese Wünsche bei der Medizinalverwaltung so wenig Berück¬ 
sichtigung gefunden und auf zahlreiche Eingaben entweder gar keine oder 
eine unbefriedigende Antwort eingegangen sei. Es wurde deshalb einstimmig 
gefordert, daß alle Forderungen dem Herrn Minister persönlich vor¬ 
getragen und bei Gelegenheit dieser mündlichen Besprechung alle 
sonstigen Wünsche und Beschwerden der Medizinalbeamten zum Ausdruck 
gebracht werden müßten. Unter diesen Beschwerden bildete die bisher noch 
immer nicht erledigte Regelung der Amtsbezeichnung eine wichtige Rolle. 
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Nach längerer Debatte darüber wurde auf Vorschlag des Vorstandes ein¬ 
stimmig beschlossen, an das Preußische Staatsministerium 
folgendes Telegramm abzusenden: 

„Die heutige sehr zahlreich aus allen preußischen 
Provinzen besuchte XXXII. Hauptversammlung des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins hat einstimmig 
die Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“ für den Kreis¬ 
arzt abgelehnt und ebenfalls einstimmig beschlossen, 
die Staatsregierung zu bitten, den Kreisassistenzärzten 
die Amtsbezeichnung „MedizinalaBsessor“, den Kreis¬ 
ärzten die Amtsbezeichnung „Kreisarzt und Medizinalrat“ 
bezw. „Obermedizinalrat“, dem Begierungs- und Medizi¬ 
nalrat die Amtsbezeichnung „Oberiegierungsrat“ zu 
geben. Der Vereins Vorstand bittet, diesem Anträge 
stattzugeben“. 

Gleichzeitig wurde der Vorstand beanftragt ein Telegramm gleichen 
Inhalts an den Ht-rrn Minister für Volks wohlfahr t zu richten mit 
der Bitte, die Gewährung dieser Bitte warm zu befürworten. 

Weiterhin wurden noch folgende Beschlüsse gefaßt: 

1. Die Vollbesoldeten Kreisärzte sind der Besoldungs¬ 
gruppe XI mit Aufrückung in Gruppe XII, die Reg.- und Med.-Bäte der 
Gruppe XII mit Aufrückung in Gruppe XIII einzureihen; die Aufrückung 
hat lediglich nach dem Dienstalter zu erfolgen. 

2. Auch die ni cht voll besoldeten Kreisärzte müssen in gleicher 
Weise wie die vollbesoldeten in eine höhere Besoldungsgruppe aufrücken. 

2. Bei Festsetzung des Besoldungs-und des Buhegehalts- 
Dienstalters sind drei Jahre der Hochschulzeit, das praktische Jahr und 
drei Jahre der praktischen Tätigkeit nach erhaltener Approbation in Anrech¬ 
nung zu bringen. 

4. Den Regierungs- und Medizinalräten, die vor ihrer Pen¬ 
sionierung eine besondere pensionsfähige Zulage von 600 M. erhalten 
und sich demgemäß in gehobener Stellung befunden haben, ist das Buhe¬ 
gehalt einer Aufrückungsstelle zu gewähren. 

5. Das Buhegehalt der nicht vollbesoldeten Kreisärzte 
ist ebenso hoch zu bemessen, wie das der vollbesoldeten. 

Zu den verschiedenen Anträgen auf Aendemng der Satzungen lag ein 
neuer Entwurf vor, der nach den in Nr. 18, 8. 249 und Nr. 15, S. 321 dieser 
Zeitschrift mitgeteilten Grundsätzen von Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund aus- 

S earbeitet war. 1 ) Allseitig wurde eine Beorganisation des Vereins nach diesen 
rundsätzen für unbedingt notwendig erachtet und nach längerer Aussprache 
der Vorstand beauftragt, die Bildung von Bezirksvereinen, wo solche 
noch nicht bestehen, zu veranlassen; diesen ist dann der Entwurf der Satzungen 
zur Durchberatung zuzuschicken mit dem Ersuchen, die ihnen zustehenden 
Vertreter zu wählen. Sobald als möglich, jedenfalls noch im Laufe dieses 
Jahres ist ein Vertretertag einzuberufen, der die endgültige Fassung der 
Satzungen beschließen und die Neuwahl des Vorstandes vorzunebmen hat. 
Der bisherige Vorstand erklärt sich bereit, bis dahin die Geschäfte weiterzu¬ 
führen; an Stelle des inzwischen ausgeschiedenen Vorstandsmitgliedes Geh. 
Med.-Bat Dr. Weißenborn - Berlin wird Med.- Bat Dr. Bogowski - Berlin und 
an Stelle des zum Ehrenvorsitzenden ernannten bisherigen Vorsitzenden 
Geh. Med.-Rat Dr. Rapmund Kreisarzt Dr. Wollenweber -Dortmund zum 
Vorstandsmitgliede gewählt. Außerdem wird Geh Med.-Rat Dr. 
Schlüter-Gütersloh mit Rücksicht auf seine außerordentlichen Verdienste 
um die Förderung und Geschäftsführung der Jabiläumsstiftung zum Ehren¬ 
mitglieds gewählt. 

Der Jah res beitrag wird mit Bücksicht auf die große Steigerung 
der Unkosten für das laufende Jahr auf 60 Mark erhöbt, so daß noch 
25 Mark nachzuzahlen sind. Für das Jahr 1922 soll seine Höhe durch den 
Vertretertag festgesetzt werden. 


l ) Der Satzungsentwurf wird in der nächsten Nummer der Zeit¬ 
schrift abgedruckt werden. 
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In der darauffolgenden Generalversammlung der JubllBomsstlftung 
wurde dem Schrift* und Kassenführer Entlastung erteilt und gleichzeitig § 1 
der Satzungen dahin abgeändert, daß die Stiftung künftighin nur Unteratützungs- 
zwecken dienen soll. Bpd. 

C. XV. Landesversammlang 
des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins. 

Anwesend 103 Mitglieder: als Vertreter der Staatsregierung Geh. 
Prof. Dr. Dieudonnö. Nach Erstattung I. des Geschäfts* und Kassen¬ 
berichts wird dem Schriftführer Dr. Schuster Entlastung erteilt. 

II. Im Anschluß an den Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft, der die 
volle Billigung der Versammlung fand, gab der Landesvorsitzende aie Bicht* 
linien bekannt, die nach Auffassung der Vorstandschaft für weitere Schritte 
in der Besoldungsordnnng und in den einschlägigen Fragen maßgebend sein 
sollten. Die Versammlung erklärte sich mit den Ausführungen der Versamm¬ 
lung einverstanden. Auf Antrag von Ob -Med.-Rat Dr. Kühn-Kaiserslautern 
wurde nachstehende Verlautbarung einstimmig beschlossen: 

„Die Mitgliederversammlung hält die im Stellennachweis 
vorgesehene Zahl von 12 Vorrückungsstellen fürBezirks- 
ärzte für durchaus ungenügend und beauftragt die Vor- 
standscbaft, die nötigen Schritte zu tun, eine wesentlich 
größere Anzahl von Vorrückungsstellen ähnlich dem 
Hundertverhältnis der Vorrückungsstellen in Preußen zu 
erwirken.“ 

Es wird vom Landesvorsitzenden als notwendig bezeichnet, die Abgeord¬ 
neten in eingehender Weise über die Lage der Medizinalbeamten (Umfang der 
Dienstgeschäfte, Unzulänglichkeit des Bnhegebaltes, Fehlen einer Dienst¬ 
aufwandentschädigung für Einrichtung, Miete, Beheizung, Beleuchtung und 
Beinigung der Diensträume aufznklären. Der Landesvorsitzende bittet alle 
Mitglieder, ihn tatkräftig hierin zu unterstützen. 

III. Ob.-Med.-Bat Dr. G r a ß 1 - Kempten berichtete über die Verhand¬ 
lungen der Vorstandschaft über Dienstaversum und Dienstaufwandentschädi¬ 
gung und betonte die Notwendigkeit einer Erhöhung. In der Aussprache 
wurde darauf hingewiesen, daß der amtliche Gebührenanfall durch die Aus¬ 
lagen für Miete, Beleuchtung und Beheizung des Dienstzimmers unter den 
jetzigen Verhältnissen zum größten Teil oder völlig aufgebraucht würde. 

Geheimrat Prof. Dr. D i e u d o n n 6 teilte mit, daß im Voranschlag des 
Staatshaushaltes für das kommende Jahr die Summe für Dienstaversen 
wesentlich erhöht worden sei. Gleichwohl wurde der Landesvorsitzende er¬ 
sucht, mündliche Verhandlungen im Staatsministerium des Innern einzuleiten. 

IV. Nach Vorschlag der Vorstandschaft wurde beschlossen, den Vor 
stand durch einen stellvertretenden Kreisvorsitzenden und 8 weitere Mitglieder 
zu erweitern. Die Satzungen wurden dementsprechend geändert. 

Ob.-Med.-Bat Dr. Graßl berichtet über die vom Kreisvorsitzenden er¬ 
folgte Neuwahl der Vorstandschaft. Der bisherige Landesvorsitzende Ob.-Beg.- 
Bat Dr. Frickhinger-München wurde ebenso wie der bisherige Schriftführer 
Kassenwart Polizeiarzt Schuster-Augsburg einstimmig wiedergewählt. 

V. Wünsche und Anträge. 

1. Der Antrag des Ob.-Med-.Bats Dr. He iß ler, das Staatsministerium 
des Innern um Aufhebung der Verordnung vom 15.10. 20 zu ersuchen, wonach 
Zeugnisse für Beichsfinanzbeamte ohne Gebührenansatz ausgestellt 
werden müssen, wird einstimmig angenommen. 

2. Die Auszahlung der Impf gebühren soll nicht mehr von der vor¬ 
gängigen Prüfung durch die Kreisregierungen abhängig gemacht werden. 

8. Betreffs der Amtsbezeichnung ist die Versammlung in ihrer 
überwiegenden Mehrheit der Anschauung, es vorerst bei der bisherigen Be¬ 
zeichnung „Landgerichtsarzt“ und „Bezirksarzt“ zu belassen. Für verdiente 
ältere Medizinalbeamte ist aber eine baldige Wiedereinführung eines Auszeich¬ 
nungstitels notwendig. 

4. Eine Neuauflage des Gebhard sehen Hilfsbuches ist erwünscht 
Goh.-Bat Prof. Dr. Dieudonnö gibt bei dieser Gelegenheit bekannt, daß die 
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Herausgabe eines Srztl. Handbuches nach 7 jähriger Pause demnächst erfolgen 
wird; sie ist durch einen größeren Zuschuß von Seiten des Staatsministeriuma 
ermöglicht worden. 

5. Der Landes Vorsitzende gibt noch bekannt, daß das Staats¬ 
ministerium des Innern den Landgerichtsärzten und Bezirksärzten die Teil¬ 
nahme an der gemeinsamen Tagung durch die Erlaubnis, Beisekosten und 
Tagegelder auf die Pauschgebübr für Dienstreisen zu verrechnen, erleichtert 
habe und spricht dem anwesenden Vertreter der Staatsregierung hierfür den 
wärmsten Dank der Versammlung ans. IL Fr. 


Zusammenfassender Bericht über die Landesyer- 
sammlungen des Bayer. Medizinalbeamtenvereins 
in der Kriegs-und Nachkriegszeit: XII.L.-Y. am 
29. 6.1918, XIII. L.-V. am 18.10.19 und XIV. L.-V. 
am 4. 7. 20, sämtlich in München. 

Kurz nach der XI. Landesversammlung, die in Neustadt a. H. am 11. 
und 12. Juli 1914 glänzend verlaufen war, brach der Weltkrieg aus. Alle Sonder¬ 
interessen traten zurück gegenüber der Bedrohung unseres Vaterlandes durch 
eine Welt von Feinden. Auch die Mitglieder des Bayer. Medizinalbeamten¬ 
vereins stellten ihre ganze Kraft in den Dienst des Vaterlandes, sei es, daß 
Bie mit der Truppe ins Feld rückten oder neben der Fortführung ihrer Berufs¬ 
tätigkeit in Heimatlazaretten tätig waren. Der durch die Einberufungen rasch 
zunehmende Aerztemangel zwang manch ergrautes Haupt, wieder ärztliche 
Praxis auszuüben. In steigendem Maße wurden an die Nervenkraft der Kollegen 
draußen im Feld, an die Arbeitskraft der Kollegen in der Heimat Ansprüche 
gestellt, die ein kaum mehr zu bewältigendes Uebermaß von Arbeit an den 
Einzelnen stellten. 

Es ist begreiflich, daß unter solchen Verhältnissen weder Lust noch Zeit 
zu einer Landesversammlung vorhanden war. In den Jahren 1916 und 1917 
begann man wieder, Kreisversammlungen abzuhalten, die sich auch bei 
den wenig günstigen Verkehrsverhältnissen ermöglichen ließen. Ihr guter 
Besuch zeigte, daß der Zusammenhang unter den Mitgliedern nicht verloren 
gegangen war und daß die Mitglieder einem sich als notwendig erweisenden 
Ruf der Vorstandschaft zu einer Landesversammlung nach Möglichkeit Folge 
leisten würden. 

Am 3. Juni 1917 fand erstmalig nach Ausbruch des Krieges eine Vor¬ 
standssitzung statt. Da sich auch für die Medizinalbeamten die wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse immer schwieriger gestalteten, wurde nach einem eingehenden 
Bericht von Dr. Gr aß 1-Kempten beschlossen, die Lage der Medizinalbeamten in 
einer persönlichen Aufwartung beim Staatsminister des Innern und den zu¬ 
ständigen Ministerialreferenten zu schildern und nachstehende Eingaben an das 
Staatsministerium des Innern, zu richten: 

1. Bitte um Erhöhung der Impfgebühren, 

2. Bitte um Festsetzung einer angemessenen Dienstaufwandsentschädigung, 

3. Bitte um Erhöhung des Ruhegehaltes der Bezirksärzte. 

4. Bei einer etwaigen Aenderung der Gehaltsordnung sollte rechtzeitig die 
Bitte um Einreihung der Bezirksärzte in eine höhere Gehaltsklasse ge¬ 
stellt werden. 

Die für Herbst geplante Aufwartung im Staatsministerium mußte aus 
äußeren Gründen verschoben werden; sie fand am 20. Januar 1918 statt. Die 
Abordnung (Frickhinger, Graßl, Marzoll), die von dem damaligen 
Staatsminister des Innern, Exz. von Brettreich, im Beisein von Mini¬ 
sterialrat Geh. Rat Dr. Dieudonnö empfangen wurde, hatte Gelegenheit, ein¬ 
gehend die Wünsche des Medizinalbeamtenvereins zu begründen; eine wohl¬ 
wollende Prüfung wurde zages agt. 

Im Anschluß an die Audienz ei gingen am 23. Januar 1918 getrennte 
Eingaben mit der Bitte um Erhöhung der Impfgebühren und um Festsetzung 
einer angemessenen Dienstaufwandsentschädigung, ferner am 8. März 1918 eine 
Eingabe um Erhöhung des Ruhegehaltes der Bezirksärzte. 
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Am 27. Mai 1918 versammelten sich in einem Nebenzimmer des Gast« 
hofes zom „Boten Hahn* anf Einladung des Landesvorsitzenden die zur Tagung 
„Die Erhaltung und Mehrung der deutschen Volkskraft* in München an¬ 
wesenden Mitglieder des Medizinalbeamtenvereins. Die auf der Tagung von 
Mund zu Mund bekannt gegebene zwanglose Zusammenkunft, bei der zu 
unserer Freude auch Gebeimrat Dieudonnö erschien, war von 27 Mitgliedern 
besucht. Sie sollte den Anwesenden Gelegenheit geben, zu der nach Zeitungs¬ 
nachrichten zu erwartenden Neuregelung der Gehaltsordnung Wunsche zum 
Ausdruck zu bringen, ln der vom Landesvorsitzenden eingeleiteten Aussprache, 
an der sich die Anwesenden lebhaft beteiligten, kam die bei einer Einreihung 
der Bezirksärzte in eine höhere Gehaltsordnung, sowie bei Schaffung von Vor- 
rückungss teilen zu erwartende Aufrollung der amtsärztlichen Gebühren und 
der Praxisausübung der Amtsärzte zur Sprache. Trotz der mancherlei gegen 
die Aufrollung dieser Frage sprechenden Gründe waren die Anwesenden darin 
einig, daß die Hebung der Bezirksärzte in einq. höhere Gehaltsklasse unbedingt 
anzustreben sei. 

Die Aussprache zeigte der Vorstandschaft, daß die Einberufung einer 
Landesversammlung nun trotz der Kriegswirren nicht länger mehr aufgeschoben 
werden konnte. 8o fand dann bereits am 29. Juni 1918 die 

XII. Landesversammlang 

in München im Saale der Gesellschaft Museum statt. In Rücksicht auf die 
am darauf folgenden Tage angesetzte Tagung des Landesverbandes zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose wurde die Dauer der Sitzung auf einen Nach¬ 
mittag eingeschränkt und von der Behandlung umfangreicherer wissenschaft¬ 
licher Gegenstände abgesehen. Der Versammlung ging am gleichen Vormittag 
eine Vorstandssitzung voraus, zu der auch die stellvertretenden Kreis-Vorsitzenden 
auf Grund des § 9 der Vereinssatzungen eingeladen waren. Auf beiden Sitzungen 
wurde der Hauptpunkt der Tagesordnung „Stellungnahme zur Neuregelung 
der Gehaltsordnung“ eingehend erörtert. Auf der Landesversammlung be¬ 
richtete der Landes vor sitzende im Anschluß an den von ihm erstatteten 
Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft ausführlich über den Stand der Frage. 
Es wurde bekannt gegeben, daß eine Neuregelung der Besoldungsordnung in 
Aussicht stehe. Ausgehend von den seit Jahren bestehenden Bestrebungen des 
Medizinalbeamtenvereins wies Berichterstatter darauf hin, daß im Vorder¬ 
grund der Besoldungsordnung die Einreihung der Bezirksärzte stehe und daß 
jetzt der Zeitpunkt gekommen sei, ein altes Unrecht an den Bezirksärzten gut 
zu machen und sic aus der bisherigen Gehaltsklasse, in der sie mit den An¬ 
fängern der akademischen Laufbahn (Bezirksamtsassessoren, Amtsrichter) zu¬ 
sammen eingereiht seien, herauszuheben. Berichterstatter schilderte in ein¬ 
gehender Weise die veränderte Stellung des Bezirksarztes gegenüber früheren 
Jahrzehnten, in denen der Bezirksarzt in erster Linie ein gehobener praktischer 
Arzt war und seine Dienstgeschäfte gewissermaßen im Nebenamt verrichtete. 

Bei der Ueberführung der Bezirkärzte in eine höhere Gehaltsordnung 
seien zwei einschneidende Fragen zu berücksichtigen: die amtsärztlichen Ge¬ 
bühren und die Praxisausübung. 

Im Finanzministerium scheine eine Neigung zur Einreihung der Bezirks¬ 
ärzte in eine höhere Gehaltsgruppe nur dann zu bestehen, wenn die Gebühren 
in Wegfall kommen. Demgegenüber sei zu betonen, daß der Kreis der ge¬ 
bührenpflichtigen Dienstsachen seit Jahren immer mehr eingeschränkt worden 
sei. In Bayern sei jetzt schon der Gebührenanfall nur mehr für die Bezirks¬ 
ärzte der größeren Städte eine ins Gewicht fallende Einnahmequelle. Es be¬ 
stehe die begründete Befürchtung, daß die planmäßige Einschränkung der 
Gebühren noch nicht ihren Höhepunkt erreicht habe. 

im Gegensatz zu den Gebühren bilde die Einnahme aus Praxis eine Ein¬ 
kommensquelle für die Bezirksärzte der kleineren Bezirke. Betreffs der Praxis¬ 
ausübung beständen unter den Medizinalbeamten zwei Richtungen. Die eine 
Richtung, deren Vertreter sich hauptsächlich unter den jüngeren Medizinalbeamten 
befänden, sei für ein Praxisverbot. Es werde dadurch aie Stellung des Amts¬ 
arztes als Beamter und als Gutachter gehoben, das Verhältnis zu don prak¬ 
tischen Aerzten gestalte sich inniger, wenn der Amtsarzt nicht mehr den ärzt- 
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liehen Wettbewerb mitznmachen gezwungen sei. Von der anderen Richtung 
werde ins Feld geführt, daß die Praxisausttbung für den jüngeren Bezirksarzt 
eine Notwendigkeit für seine Fortbildung sei und daß der Amtsarzt durch die 
praktische Tätigkeit als Arzt in enger Fühlungnahme mit seinem Bezirk bleibe. 
Die tatsächlichen Verhältnisse lägen so, daß die stetig zunehmenden Dienst¬ 
geschäfte, ferner die Zunahme der Zahl der prakt. Aerzte in Stadt und Land 
schon seit Jahren zu einer fortschreitenden Praxiseinschränkung geführt habe. 
Die Vorstandschaft habe sich deshalb nach eingehender Beratung dahin aus¬ 
gesprochen, daß diese Entwicklung zu begrüßen sei, daß aber von einem Praxis¬ 
verbot abgesehen werden solle. Die Ausübung der Konsiliarpraxis, die Aus¬ 
übung von Praxis in Vertretung oder bei Notfällen sei in den meisten länd¬ 
lichen Bezirken und in der Kleinstadt nicht zu umgehen. Ferner sei es 
wünschenswert, dem Amtsarzt eine Stelle als Krankenhaus- oder Anstaltsarzt 
zu übertragen und ihn dadurch in Fühlung mit der Praxis zu erhalten. Nach 
den der Vorstandschaft gewordenen Mitteilungen bestehe bei Einreihung der 
Bezirksärzte in eine höhere Gehaltsklasse die Gefahr des Gebühreneinzuges, 
weniger die des Praxisverbotes. Neben der Einreihung der Bezirks¬ 
ärzte in eine höhere Gehaltsklasse, beabsichtige die Vorstandschaft 
Vorrücküngsposten für alle Amtsärzte zu verlangen. 

An den Vortrag des Landesvorsitzenden schloß sich eine lebhafte 
Aussprache an. Hierbei wurde auf die beträchtliche Schädigung der Be¬ 
zirksärzte der großen Städte hingewiesen, die bei Wegfall der Gebühren 
eintreten müßte. Reg.- und Med.-Rat Dr. Gebhardt machte den Vor¬ 
schlag, bei Einreihung der Bezirksärzte in eine höhere Gehaltsklasse 
unter Wegfall der Gebühren den jeweiligen Stelleninhabern der größeren 
Aemter eine angemessene nicht pensionsfähige Zulage zu gewähren. Trotz der 
Verschiedenheit der Anschauungen in manchen Einzelfragen zeigte sich, 
daß die Versammlung einmütig das beabsichtigte Vorgehen der Vorstandschaft 
billigte und insbesondere auch die Einreihung der Bezirksärzte in eine höhere 
Gehaltsgruppe tatkräftig gefördert wissen wollte. Der Vorschlag des Landes¬ 
vorsitzenden, eine Denkschrift über den ganzen Komplex der einschlägigen 
Fragen auszuarbeiten, fand allgemeinen - Beifall. Die Vorstandscbaft wurde 
beauftragt, die Belange der Medizinalbeamten bei der Staatsregierung und 
dem Landtag tatkräftig zu vertreten. 

Als weiterer Punkt der Tagesordnung fand eine Aussprache statt über 
.Hebammen und Säuglings fürsorgesch Western“. In dem einleitenden Vor¬ 
vertrag von Ob.-Med.-Rat Dr. Henkel-München und in der Aussprache kam, 
wenn auch Mitteilungen über schlechte Erfahrungen mit Gebammen geltend 
gemacht wurden, doch zum Ausdruck, daß die Förderung der Säuglingsfürsorge 
auf dem Lande nur durch eine Mitarbeit der Hebammen zu erreichen und daß 
deshalb eine Ausbildung der Gebammen in der neuzeitlichen Säuglingspflege 
zu verlangen sei. Die Aufstellung so zahlreicher Sänglingsfürsorgeschwestern, 
als dies für die Durchführung einer geregelten Säuglingsfürsorge notwendig 
sei, scheitere in ländlichen Bezirken an der Geldfrage. Da, wo Fürsorge¬ 
schwestern aufgestellt würden, müsse für ein reibungsloses Zusammenarbeiten 
mit den Hebammen Sorge getragen werden. Der Aufstellung von Fürsorge- 
schwestern (Bezirksfürsorgerinnen) am Sitze des Amtsarztes wurde das Wort 
geredet 

Der von 66 Mitgliedern besuchten Versammlung batten als 
Vertreter des Staatsministeriums des Innern Geheimer Rat Professor 
Dr. Dieudonnä und Ministerialrat Pfülf beigewohnt, eine Reihe von 
Kreisregierungen batten ihr Medizinalreferenten abgeordnet. In der Begrüßungs¬ 
ansprache wies Geheimrat Dr. Dieudonnü darauf hin, was die Medizinal¬ 
verwaltung auf dem Gebiete der Seuchenbekämpfung während des Krieges ge¬ 
leistet habe. Darch die sich bewährenden Friedenseinriebtungen und durch die 
hingebende Arbeit der Medizinalbeamten, denen der Dank und die Anerkennung 
der Staatsregierung ausgesprochen wurde, sei es bis jetzt gelungen, Seuchen 
vom Heimatlande fernzuhalten. 
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Bericht über die Landesversammlungen des Bayer. Medizinal- 


Gleichwie kurz nach der XI. Landes Versammlung die Kriegswirren 
Deutschland überzogen, brachen wenige Monate nach der XU. Landesversamm¬ 
lung Umsturz und Revolution über unser schwer bedrängtes Vaterland herein 
und hemmten die ungestörte Durchführung der Beschlüsse der XI. Landes¬ 
versammlung. Noch rechtzeitig war es gelungen, die Denkschrift fenigzustellen 
und sie mit einer Eingabe der Staatsregierung und dem Landtage vorzulegen. 1 ) 
Bald aber trat die Besoldungsordnung gegenüber anderen Sorgen in denHinter- 

f rnnd. Im Staatsministerium für soziale Fürsorge machten sich Kräfte breit, 
ie auf eine Umwälzung der in ihren Grundlagen durchaus guten und be¬ 
währten bayerischen Medizinalverwaltung hinzielten Das „morsche bayerische 
Medizinalwesen“ sollte, wie es hieß, anf eine neue Grundlage gestellt werden. 
Daß die Reform in der damaligen Zeit in erster Linie nach politischen Rück¬ 
sichten unter Ausschaltung der bewährten Berater des alten Staates durch¬ 
geführt werden sollte, war jedem Einsichtigen klar. Der Bayerische Medizinal¬ 
beamtenverein durfte demgegenüber nicht untätig zu sehen. Der Landes¬ 
vorsitzende setzte sich deshalb mündlich und schriftlich mit maßgebenden 
Kreisen in München ins Benehmen und beteiligte sich an der Ausarbeitung 
einer Denkschrft über den Ausbau des bayerischen Medizinal¬ 
wesens, die von hervorragenden Münchener Amtsärzten und Aerzten ausging. 

Gleichzeitig wurde am 29. November 1918 in einer Eingabe an das 
Staatsministerium des Innern und an das Ministerium für soziale Fürsorge die 
Forderung gestellt, daß bei einer etwa beabsichtigten Neuregelung des Medi¬ 
zinalwesens auch der Bayerische Medizinalbeamtenverein gehört werden möge. 
Im gleichen Sinne wurde ein gleichlautender Zeitungsartikel den Redaktionen 
der größeren Blätter übermittelt (s. Bayerische Staatszeitung vom 6. Dezember 
1918 und Münch, med. Wochenshrift vom 10. Dezember 1918). 

XIII. Landesversammlnng am 18. Oktober 1919 in München. 

Um den Mitgliedern des Vereins Gelegenheit zu geben, Stellung zu den 
mittlerweile im Entwurf ausgearbeiteten Reformvorschlägen über das Bayer. 
Medizinalwesen zu nehmen, wurde auf den 18. Oktober 1919 dieXII. Bundes¬ 
versammlung nach München in das Hotel Union einberufen. Die 
Tagesordnung dieser Versammmlung lautete: 

1. Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft. 

2. Rechenschaftsbericht des Kassenwart 8 - 

3. Stellungnahme zu der Denkschrift über den Ausbau des öffentlichen Ge¬ 
sundheitswesens. 

4. Bericht des Vertreters des Medizinalbeamtenvereins im Bayer. Beamten- 
und Lehrerbund (B.L. B.), 

5. Bildung einer Fachgewerkschaft durch den B.L.B. 

6. Satzungsänderung. 

Trotz der ungünstigen Zeitverhältnisse war die Versammlung äußerst 
gut besucht. Als Vertreter des Staatsministeriums des Innern war Geh. Rat 
Prof. Dr. Dieudonnd, für das Ministerium für soziale Fürsorge war Ober¬ 
medizinalrat Dr. K o e 1 s c h erschienen, von den meisten Kreisregierungen waren 
die ärztlichen Referenten als Vertreter abgeordnet. Gebeimrat Dr. Dieudonnd 
begrüßte die Versammlung im Namen der Staatsregierung wärmstens. Erwies 
darauf hin, daß sich die Organisation des Bayr. Medizinalwesens in den Kriegs¬ 
wirren wohl bewährt habe, daß es sich also bei einer Neuregelung nur um 
einen Ausbau auf der Grundlage des Bestehenden handeln könne. 

I—III. Der Versammlungsleiter, Landesvorsitzender Dr. Frlckhlnger 
erstattete den Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft und ging anschließend 
hieran auf den vorliegenden Entwurf eines Ansbaus des bayerischen öffent¬ 
lichen Gesundheitswesens über. Es wurde bekanntgegeben, daß der Entwurf 
bereits eingehend in den Kreisversammlungen und in der der Landesversammlung 


•) Die Denkschrift ist in der Zeitschrift für Medizinalbeamte (Jahre. 1918, 
Nr. 19, 8. 407) veröffentlicht. 8 
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vorhergehenden Vorstandssitzung des Uedizinalbeamtenvereins beraten sei. 
Den Verhandlungen in der Vorstandssitznng lagen die Beschlüsse der Kreis- 
▼ereammlnng, sowie mündliche Gutachten einzelner Medizinalbeamter zu Grunde, 
denen der Entwarf durch die Vorstandschaft zagegangen war. 

Der Landesvorsitzende führte aus, daß der Entwarf viele An* 
klinge an die Beck ersehen Vorschläge zeige, die in der IV. Bundesversamm¬ 
lung des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins am 13. Oktober 1917 der Be¬ 
ratung unterstellt waren. Er habe von seiten der Medizinalbeamten eine 
äußerst günstige Aufnahme gefunden. Er geht davon aus, die Medizinal- 
verwaltung an Kopf and Gliedern selbständiger za machen. Für die Spitze 
sei eine eigene Medizinalabteilung im Staatsministeriom des Innern mit einem 
Medizinalbeamten an der Spitze, zwei weiteren Beferenten, einem pharma¬ 
zeutischen und einem jaristischen Beferenten vorgesehen. 

Auch in der Mittelinstanz sei eine größere Selbständigkeit der Medizinal- 
referenten und bei den Außenbehörden eine solche der Bezirksärzte vor¬ 
geschlagen. Das Fürsorgewesen solle ausgebaat werden, im Ministerium sei 
ein eigenes ärztliches Beferat für die Gesundheitsfürsorge zu schaffen, dem 
Bezirksarzt sei die Leitung der Gesundheitsfürsorge in seinem Bezirk zu unter¬ 
stellen, in kleineren Bezirken könne er sich an der Kleinarbeit der Fürsorge 
selbst betätigen. Einem Wunsche der Landgerichtsärzte entsprechend sei 
deren Einreihung in das Bessort des Justizministeriums vorgesehen. 

Der Landesvorsitzende besprach an der Hand dieser Bichtlinien 
eingehend den Entwurf und berichtete ausführlich über die Beratungen in den 
Kreisversammlungen und in der Vorstandssitznng, auf der mitgeteilt wurde, 
daß der Landesausschuß der Aerzte Bayerns das Bestreben habe, sich einen 
mitbestimmenden Einfluß bei der Ernennung der Amtsärzte, insbesondere der 
ärztlichen Ministerial- und Begierungsreferenten. zu (sichern. Demgegenüber 
wurde darauf hingewiesen, daß die Kreismedizinalaasschüsse in Bayern jetzt 
schon bei jeder sich erledigenden Bezirks- und Landgerichtsarztsteile der 
Negierung Vorschläge für die Wiederbesetzung machen. Dem Wunsche der 
praktischen Aerzte könne vielleicht dadurch Bechnung getragen werden, daß 
u die Kreismedizinalausschüsse der Vorsitzende der Aerztekammer als offizieller 
Vertreter der Aerzte einberufen werde. 

Einen breiten Baum nahm die Stellung der Bezirksärzte ein. 
Es wurde betont, daß auch bei einer größeren Selbständigkeit der Bezirks¬ 
ärzte ein ständiges Zusammenarbeiten mit den Verwaltungsbehörden ge¬ 
sichert bleiben müsse. Ueber den Kreis der dem Bezirksarzt zur selbst¬ 
ständigen Behandlung zu übertragenden Dienstgeschäfte gingen die Ansichten 
auseinander. Es wurde für notwendig gehalten, bestimmte Vorschläge in 
dieser Bichtung zu machen. Die Kreisversammlung von Oberbayern schlug 
eine kommissionelle Beratung dieser Frage vor. 

Gegenüber dem Wunsche der Landgerichtsärzte nach Unterstellung unter 
das Justizministerium wurden in der Vorstandssitzung sachliche Bedenken mit 
dem Hinweis geltend gemacht, daß die Stellung des bayerischen Landgerichts- 
arstes eine geradezu ideale und unabhängige sei und dessen Unabhängigkeit 
als Gutachter besonders dadurch gewährleistet sei, daß er bei den Behörden, 
für die er gutachtlich tätig sei, keine Vorgesetzten habe. Da die Land¬ 
gerichtsärzte aber nahezu einstimmig ihre Ueberführung in das Bessort des 
Justizministeriums anstreben, könne der Medizinalbeamtenverein diesem Wunsche 
nicht entgegentreten. 

Einstimmigkeit herrschte darüber, daß das Fürsorgewesen ausgebaut 
werden müsse. Hierbei solle der Bat erfahrener Fürsorgeärzte, in deren 
Beihen sich auch zahlreiche Medizinalbeamte befänden, maßgebend sein. 
Zum Ausbau des Fürsorgewesens sei für größere Städte, vielleicht auch 
für größere Bezirke die Schaffung von Gesundheitsämtern wünschenswert; 
im allgemeinen sei aber der Ausbau nicht gebunden an die Errichtung 
eines Fürsorgeamtes. Ueberall, wo ein Gesundheitsamt errichtet werde, 
müsse dessen Leitung in der Hand des Amtsarztes liegen. Es sei dies 
von größtem Belang für die Einheitlichkeit des öffentlichen Gesundheits¬ 
wesens, in dem die Gesundheitsfürsorge einen hervorragenden Platz 
einnehme. Aua den gleichen Gründen müsse auch in Bezirken ohne Gesund- 
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Gkiekvk kan ueb der XL Ludenastaaluc die Kriegsw irr e s 
Deutschland überzogen. braches voige Monte nck der XU. Landesversanan- 
lung Umstarz nnd Revolution ober unser schwer bedrügte Vaterland bereis 
ssd hemmten die ungestörte Durchführung der Beschlösse der XL Landee- 
▼ersammlang. Noch rechtzeitig war es gelangen, die Denkschrift fenigzastellen 
ssd sie mit einer Eingabe der StaatsregieruEg and dem Landtage vorzulegen *) 
Bald aber trat die BesoMongeordnnng gegenüber anderen Sorgen in den Hüter* 
grund. Im Staatsministerium fnr soziale Fürsorge machten sich Kräfte breit, 
die auf eine Umwälzung der in ihren Grandlagen durchaus gutes und be- 
wahrtes bayerischen MediziaalTerwaltung hin zielten Das .morsche bayerische 
Medizinal wesen* sollte, wie es hieß, auf eine neue Grundlage gestellt werden. 
Daß die Reform in der damaligen Zeit in erster Linie nach politischen Rück¬ 
sichten unter Ausschaltung der bewährten Berater des alten Staates durch- 
geführt werden sollte, war jedem Einsichtigen klar. Der Bayerische Mediziual- 
beamtenrerein durfte demgegenüber nicht untätig zu sehen. Der Landes- 
Torsitzende setzte sich deshalb mündlich und schriftlich mit maßgebenden 
Kreisen in München iss Benehmen and beteiligte sich un der Ausarbeitung 
einer Denkschrft über den Ansban des bayerischen Medizinal- 
weaens, die Ton hervorragenden Münchener Amtsärzten und Aerzten aasging. 

Gleichzeitig warde am 29. November 1918 in einer Eingabe an das 
Staafsministeriom des Innern und an das Ministerium für soziale Fürsorge die 
Forderung gestellt, daß bei einer etwa beabsichtigten Neuregelung des Medi¬ 
zinal wesena auch der Bayerische Medizinal beamten verein gehört werden möge. 
Im gleichen Sinne wurde ein gleichlautender Zeitungsartikel den Redaktionen 
der größeren Blätter übermittelt (s. Bayerische Staatszeitung vom 6. Dezember 
1918 und Münch, med. Wochenshrift vom 10. Dezember 1918). 

XIII. Landesversammlnng am 18. Oktober 1919 in München. 

Um den Mitgliedern des Vereins Gelegenheit zu geben, Stellung zu des 
mittlerweile im Entwurf ausgearbeiteten KeformVorschlägen über das Bayer. 
Medizinalwesen zu nehmen, warde auf den 18. Oktober 1919 dieXlLLandes- 
versammlang nach München in das Hotel Union einbentfen. Die 
Tagesordnung dieser Versammmlung lautete: 

1. Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft. 

2. Rechenschaftsbericht des Kassenwarts. 

3. Stellungnahme zu der Denkschrift über den Ansban des öffentlichen Ge¬ 
sundheitswesens. 

4. Bericht des Vertreters des Medizinalbeamtenvereins im Bayer. Beamien- 
und Lebrerbund (B.L. B.), 

6. Bildung einer Fachgewerkschaft durch den B.L.B. 

6. Satzungsänderung. 

Trotz der ungünstigen Zeitverhältnisse war die Versammlung äußerst 
gut besucht. Als Vertreter des Staatsministeriums des Innern war Geh. Bat 
Prot. Dr. Dieudonnö, für das Ministerium für soziale Fürsorge war Ober¬ 
medizinalrat Dr. K o e 18 c h erschienen, von den meisten Kreisregierangen waren 
die ärztlichen Beferenten als Vertreter abgeordnet. Geheimrat Dr. Dieudonnü 
begrüßte die Versammlung Im Namen der Staatsregierang wärmstens. Erwies 
darauf hin, daß sich die Organisation des Bayr. Medizinalwesens in den Kriegs¬ 
wirren wohl bewährt habe, daß ob sich also bei einer Neuregelung nur um 
einen Ausbau auf der Grundlage des Bestehenden handeln könne. 

I—III. Der Versammlungsleiter, Landesvorsitzender Dr. Frlckhlager 
erstattete den Tätigkeitsbericht der Vorstandschaft und ging anschließend 
hieran auf den vorliegenden Entwurf eines Ausbaus des bayerischen öffent¬ 
lichen Gesundheitswesens über. Es wurde bekanntgegeben, daß der Entwurf 
bereits eingehend in den Kreisversammlungen und in der der Landesversammlung 


') Die Denkschrift ist in der Zeitschrift für Medizinalbeamte (J&hrg. 1918, 
Nr. 19, 8. 407) veröffentlicht. 
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vorhergehenden Vorstandssitzung des Medizinalbeamtenvercins beraten sei. 
Den Verhandlungen in der Vorstandssitzung lagen die Beschlüsse der Kreis¬ 
versammlung, sowie mündliche Gutachten einzelner Medizinalbeamter zu Grunde, 
denen der Entwurf durch die Vorstandschaft zugegangen war. 

Der Landesvorsitzende führte aus, daß der Entwurf viele An¬ 
klänge an die Beck ersehen Vorschläge zeige, die in der IV. Landesversamm¬ 
lung des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins am 18. Oktober 1917 der Be¬ 
ratung unterstellt waren. Er habe von seiten der Medizinalbeamten eine 
äußerst günstige Aufnahme gefunden. Er geht davon aus, die Medizinal¬ 
verwaltung an Kopf nnd Gliedern selbständiger zu machen. Für die Spitze 
sei eine eigene Medizinalabteilung im Staatsministeriom des Innern mit einem 
Medizinalbeamten an der Spitze, zwei weiteren Beferenten, einem pharma¬ 
zeutischen und einem juristischen Beferenten vorgesehen. 

Auch in der Mittelinstanz sei eine größere Selbständigkeit der Medizinal¬ 
referenten und bei den Außenbehörden eine solche der Bezirksärzte vor¬ 
geschlagen. Das Fürsorgewesen solle ausgebaut werden, im Ministerium sei 
ein eigenes ärztliches Beferat für die Gesundheitsfürsorge zu schaffen, dem 
Bezirksarzt sei die Leitung der Gesundheitsfürsorge in seinem Bezirk zu unter¬ 
stellen, in kleineren Bezirken könne er sich an der Kleinarbeit der Fürsorge 
selbst betätigen. Einem Wunsche der Landgerichtsärzte entsprechend sei 
deren Einreihung in das Bessort des Justizministeriums vorgesehen. 

Der Landesvorsitzende besprach an der Hand dieser Bichtlinien 
eingehend den Entwurf und berichtete ausführlich über die Beratungen in den 
Kreiaversammlungen und in der Vorstandssitzung, auf der mitgeteilt wurde, 
daß der Landesausschuß der Aerzte Bayerns das Bestreben habe, sich einen 
mitbestimmenden Einfluß bei der Ernennung der Amtsärzte, insbesondere der 
ärztlichen Ministerial- und Regierungsreferenten zu (sichern. Demgegenüber 
wnrde darauf bingewiesen, daß die Kreismedizinalausschüsse in Bayern jetzt 
schon bei jeder sich erledigenden Bezirks- und Landgerichtsarztstelle der 
Regierung Vorschläge für die Wiederbesetzung machen. Dem Wunsche der 
praktischen Aerzte könne vielleicht dadurch Bechnung getragen werden, daß 
in die Kreismedizinalausschüsse der Vorsitzende der Aerztekammer als offizieller 
Vertreter der Aerzte einberufen werde. 

Einen breiten Baum nahm die Stellung der Bezirksärzte ein. 
Es wurde betont, daß auch bei einer größeren Selbständigkeit der Bezirks¬ 
ärzte ein ständiges Zusammenarbeiten mit den Verwaltungsbehörden ge¬ 
sichert bleiben müsse. Ueber den Kreis der dem Bezirksarzt zur selbst¬ 
ständigen Behandlung zu Übertragenden Dienstgeschäfte gingen die Ansichten 
auseinander. Es wurde für notwendig gehalten, bestimmte Vorschläge in 
dieser Richtung zu machen. Die Kreisversammlung von Oberbayern schlug 
eise kommissioneile Beratung dieser Frage vor. 

Gegenüber dem Wunsche der Landgerichtsärzte nach Unterstellung unter 
das Justizministerium wurden in der Vorstandssitzung sachliche Bedenken mit 
dem Hinweis geltend gemacht, daß die Stellung des bayerischen Landgerichts¬ 
arztes eine geradezu ideale und unabhängige sei und dessen Unabhängigkeit 
als Gutachter besonders dadurch gewährleistet sei, daß er bei den Behörden, 
für die er gutachtlich tätig sei, keine Vorgesetzten habe. Da die Land- 

f erichtsärzte aber nahezu einstimmig ihre Ueberführung in das Bessort des 
ustizmini8teriums anstreben, könne der Medizinalbeamtenverein diesem Wunsche 
nicht entgegentreten. 

Einstimmigkeit herrschte darüber, daß das FUrsorgewesen ausgebaut 
werden müsse. Hierbei solle der Bat erfahrener Fürsorgeärzte, in deren 
Reihen sich auch zahlreiche Medizinalbeamte befänden, maßgebend sein. 
Zum Ausbau des Fürsorgewesens sei für größere Städte, vielleicht auch 
für größere Bezirke die Schaffung von Gesund heitsämtern wünschenswert; 
im allgemeinen sei aber der Ausbau nicht gebunden an die Errichtung 
eines Fürsorgeamtes. Ueberall, wo ein Gesundheitsamt errichtet werde, 
müsse dessen Leitung in der Hand des Amtsarztes liegen. Es sei dies 
von größtem Belang für die Einheitlichkeit des öffentlichen Gesundheits¬ 
wesens, in dem die Gesundheitsfürsorge einen hervorragenden Platz 
einnehme. Aus den gleichen Gründen müsse auch in Bezirken ohne Gesund- 



400 Bericht? Ober die Landesverfl&mmlungen des Bayer. Medizinal- 

heitsamt die Leitung und Oberaufsicht der Gesundheitsfüsorge fest in der 
Hand des staatlichen Gesnndheitsbeamten liegen, ln kleineren Bezirken sei 
der Amtsarzt auch zur Mitarbeit in der Kleinarbeit der Fürsorgetätigkeit be¬ 
rufen und zwar desto mehr, je weniger er im ärztlichen Wettbewerb stehe. 

Unter den einzelnen Zweigen der Gesundheitsfürsorge bedürfe die schul¬ 
ärztliche Tätigkeit in erster Linie des Ausbaus. In den Vorschlägen zum 
Ausbau des Gesundheitswesens sollte zum Ausdruck kommen, daß die schul¬ 
ärztliche Tätigkeit durch den Bezirksarzt zu beaufsichtigen sei, in kleineren 
Orten könne und solle sie von ihm ausgeübt werden. 

In der Vorstandssitzung wurde darauf hingewiesen, wie umfangreich die 
Aufgaben des öffentlichen Gesundheitswesens jetzt schon sind. Aus der im 
Entwurf im einzelnen ausgearbeiteten Referatsverteilung der geforderten 
Medizinalabteilung des Staatsministeriums sei dies auch dem Fernstehenden 
erkenntlich, es sei gerade dieser Teil des Entwurfes für die Beratungen im 
Landtag besonders wertvoll. Mit dem Ausbau des Medizinalwesens würden 
die Dienstesaufgaben der Bezirksärzte noch wesentlich erweitert werden. Es 
sei deshalb die alte Forderung d6r Bezirksärzte betr. Einreihung der Bezirks¬ 
ärzte in eine entsprechende Gehaltsklasse und Schaffung von Vorrückungs- 
Stellen immer wieder zu erheben. 

In der auf den Vortrag des Berichterstatters folgenden Aussprache be¬ 
stand Einigkeit über die Notwendigkeit des Ausbaus des Gesundheitswens 
und grundsätzliche Zustimmung zu dem Entwurf. 

Für den Abschnitt VI („Bezirksärzte“) des Entwurfes wurde eine 
Umarbeitung vorgeschlagen. Es wurde entsprechend dem Anträge Oberbayern 
beschlossen, in einer aus erfahrenen Amtsärzten bestehenden Kommission darüber 
zu beraten 

a) in welchen Fällen der Bezirksarzt selbständig handeln solle und 

b) in welchen Fällen das Bezirksamt im Benehmen mit dem Amtsarzt zu 
entscheiden habe. 

Die Beschlüsse der alsbald zusammentretenden Kommission sollten 
als Vorschlag für eine Umarbeitung des Abschnitts VI gelten. Mit der Aus¬ 
wahl der Mitglieder der Kommission wurde der Landesvorsitzende betraut. 

Der von 2 Augsburger Amtsärzten geprüfte Rechenschaftsbericht 
des Kassenwartes Dr. Schuster wurde ohne Erinnerung befunden, dem 
Kassenführer wurde mit Dank für seine Mühewaltung Entlastung erteilt. 

IV. Med.-Rat Dr. Mar zell berichtete, daß die Vorstandschaft nach 
der staatlichen Umwälzung den alsbaldigen Beitritt des Medizinalbeamtenvereins 
in dem Bayer. Beamten- und Lehrerbund (B.L.B.) für notwendig erachtet 
habe. Zu dem bereits erfolgten Beitritt erteilte die Mitgliederversammlung 
nachträglich ihre Zustimmung. Mit der Vertretung der Interessen des Vereins 
im B.L.B. wurde vom Vorstand Dr. Mar zell betraut. 

V. Auf Veranlassung des B.L.B. haben sich Fachgewerkschaflen der 
einzelnen Beamtengroppen gebildet. Die zur Zeit der Landesversammlung ins 
Leben getretenen 11 Beamtenfachgewerkschaften wurden in dem B.L.B. zu 
einem Gewerkschaftskartell vereinigt. In der Vorstandschaft fand der Ge¬ 
danke, einer Fachgewerkschafl beizntreten, nicht allgemeine Zustimmung, da 
das Verhältnis der Beamten zum Staat doch ein wesentlich anderes sei, wie 
das der freien Arbeiter zu ihren Arbeitgebern. Anderseits haben die Er¬ 
fahrungen der Beamtenschaft während der Rätezeit doch die Notwendigkeit 
eines Zusammenschlusses auf der Grundlage einer Gewerkschaft ergeben. Die 
Vorstandschaft glaubte deshalb in der Mitgliederversammlung den Antrag 
stellen zu sollen, daß die beamteten Aerzte der Gewerkschaft der Verwaltungs¬ 
beamten beitreten. Die Gewerkschaft fordert Einzelmitgliedschaft und erhebt 
vorerst zur Durchführung ihrer Aufgaben von jedem Einzelmitglied einen 
Jahresbeitrag von 20 M. 

Dem Antrag der Vorstandschaft wurde beigetreten, der Vollzug des Be¬ 
schlusses wurde den Landesvorsitzenden übertragen. 

VI. Entsprechend einem Antrag der Vorstandschaft wurde eine Aen- 
derung des § 4 der Vereinssatzungen einstimmig beschlossen. 

Auf Antrag der pfälzischen Kreisversammlung wurde den Satzungen 
§ 4a mit der Bestimmung beigefügt, daß um den Verein hervorragend ver- 
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diente Mitglieder za Ehrenmitglieder durch die VorstandsBchaft ernannt werden 
können. 

Der Jahresbeitrag wurde unter Abänderung des § 5 auf 20M. erhöht. 

§ 4, § 4a und 5 der abgeänderten Satzungen lauten nunmehr nach den 
Beschlüssen der Mitgliederversammlung: 

„§ 4. Die Mitgliedschaft beginnt mit Empfang der Mitgliedskarte. 
Sie erlischt durch den Tod, durch Aberkennung des Wahlrechtes oder der 
Wahlfähigkeit zu einer staatlich anerkannten ärztlichen Standesvertretung, 
oder durch freiwillige Austrittserklärung. Der Austritt kann jederzeit unbe¬ 
schadet der Verpflichtung zur Entrichtung des laufenden Jahresbeitrages 
erfolgen. 

Bei standesanwürdigem Benehmen kann die Vorstandschaft mit */» Mehr¬ 
heit den Ausschluß verfügen. Gegen den Beschluß ist Berufung zur Mit¬ 
gliederversammlung zulässig. 

§ 4 a. Um den Verein hervorragend verdiente Mitglieder können 
zu Ehrenmitgliedern durch die Vorstandschaft ernannt werden. 

§•5. Der Jahresbeitrag beträgt jährlich 20 M. Das Vereiusjahr 
läuft mit dem Kalenderjahr. 

Der Beitrag wird alljährlich im Februar von dem Schriftführer — Kassen¬ 
wart eingehoben. 

Jedes Mitglied erhält die Zeitschrift für Medizinalbeamte unentgeltlich 
geliefert/ _ 


Im Vollzug des Beschlusses der 13. Bundesversammlung traten am 
12. Dezember 1919 im Sitzungssaal des Staatsministeriums des Innern unter 
Teilnahme vom Geheimrat Prof. Dr. Dieudonnö, Obermedizinalrat Prof. Dr. 
Messerer und Beg.- und Med.-Bat Dr. Gebhardt die Vertreter des 
Medizinalbeamtenvereins (Boecale - Begensburg, Frickhinger- 
Würzburg, G raßl-Kemplen, Henkel-München, Marzell-München, 
Seiderer-Fenchtwangen, Seiffert-München, Spaet-Fürth, Wallner- 
München), zur Prüfang der Frage zusammen, welche Dienstgeschäfte dem 
Bezirksarzt zur selbstständigen Erledigung übertragen werden können. 
Zur Klärung der Frage batte der Landesvorstand vorher eine Beihe von Amts¬ 
ärzten um schriftliche Gutachten ersucht. Die Berichterstattung hatte 
8paet-Fürth, das Amt des Schriftführers Seiffert-München übernommen, 
Man einigte sich dahin, Vorschläge für eine größere Selbständigkeit des Be¬ 
zirksarztes in drei Bichtungen zu machen: 

a) in der Ueberwachung der Berufsaasübung des anterärztlichen Personals, 

b) auf dem Gebiete der Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten, 

c) auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge. 

Die Beschlüsse der Kommission wurden in Zifier 6 („Bezirksärzte“) der 
Vorschläge zum Ausbau des öffentlichen Gesundheitswesens 
berücksichtigt. Die Vorschläge wurden im Druck veröffentlicht, sie sind auch 
in der Vereinszeitschrift (Jahrg. 1920, Nr. 4, S. 77) enthalten, es darf hierauf 
Bezug genommen werden. 

Die Vorschläge wurden mit Begleitschreiben vom 31. Januar 1920 den 
Staatsministerien des Innern, der sozialen Fürsorge, der Justiz und der Finanzen 
▼orgelegt. Mit einer weiteren Eingabe vom 23. Februar 1920 ist die Druck¬ 
schrift auch dem Landtag überreicht und in 100 Exemplaren im Lesezimmer 
des Landtags aufgelegt worden. 

Von seiten der Kommission für soz. Hygiene des Münchener Aerztevereins 
für freie Arztwahl wurde gleichfalls eine Denkschrift über den Ansbau des 
öffentlichen Gesundheitswesens in Bayern ausgearbeitet. Der Medizinalbeamten¬ 
verein hat sich mit den Landesverbänden für Säuglings- und Kleinkinderfürsorge 
und zur Bekämpfung der Tuberkulose auch dieser Denkschrift, die sich in der 
Richtung unserer Vorschläge bewegt, angeschlossen. Die Denkschrift begründet 
eingehend die Notwendigkeit des Ausbaues des öffentlichen Gesundheitswesens 
als Mittel zur Wiedergesundung unseres zerrütteten Volkskörpers. 
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XIV. Landesversammlung am 4. Juli 1920 ln München. 

Die weitere Entwicklung der Besoldungsordnuog ergab die Notwendig¬ 
keit, die XIV. Landesversammlang auf den 4. Juli 1920 nach 
München (Hotel Union) einzubcrafen. Die Versammlung war von 74 Mitgliedern 
besucht. Als Vertreter des Staatsministers des Innern nahm Geh Bat Prof. 
Dr. Dieudonnö an der Versammlung teil, von den meisten Kreisregierungen 
waren die Medizinalreferenten als Vertreter abgeordnet worden. 

I. Der Landes Vorsitzende Dr. Frickhinger begrüßte die An¬ 
wesenden, insbesondere die Vertreter der Staats- und der Kreisregierungen und 
gab einen Tätigkeitsbericht der Torstandschaft ttber den Vollzog der Be¬ 
schlüsse der letzten Landesversammlung, sowie ttber das Vorgehen der Vor- 
standschaft betr. der Besoldungsordnung. 

Dem Kassenwart wurde nach erstattetem Bechenschaftsbericht Entlastung 
für das Bechnungsjahr 1919 erteilt. 

II. Den Hauptpunkt der Tagesordnung bildete die Besoldungsordnung. 
Der Landesvorsitzende machte hierzu nachstehende Ausführungen: Der 
Landesvorsitzende und der Kreisvorsitzende fttr Oberbayern (Frickhinger 
und Marz eil) hatten am 30. November 1919 Audienz bei dem'damaligen 
Staatsminister des Innern und haben hierbei die Wünsche der Bezirksärzte überden 
Ausbau des bezirksärztlichen Dienstes und über die Gleichstellung der Bezirks¬ 
ärzte mit den ihnen entsprechenden Beamtengruppen, ferner die Notwendigkeit 
der Schaffung von Vorrückungsstellen für alle Amtsärzte eingehend begründet. 
Nach dem Verlauf der Audienz und den uns sonst gewordenen Mitteilungen 
war die Hoffnung auf eine Berücksichtigung unserer Wünsche begründet. Da 
kam die Nachricht, daß in der endgültigen Beratung der Beferenten der ein¬ 
zelnen Ministerien beschlossen wurde, die Bezirksärzte in Bücksicht auf die 
von ihnen bezogenen Gebühren in der Gehaltsklasse der bisherigen Bezirksamts¬ 
assessoren, Amtsrichter usw. (nunmehr Gehaltsgruppe X) zu belassen. Die 
Landgerichtsärzte werden in der ihrer bisherigen Gehaltsklasse entsprechenden 
Gruppe XI eingereiht. Vorrückungsstellen wurden fttr die in Gehaltsgruppe X 
eingereihten Strafanstaltsärzte nach XI vorgesehen, den Bezirksärzten und 
Landgerichtsärzten wurden sie verweigert 

Der Landesvorsitzende berief alsbald nach Bekanntwerden dieser 
Nachricht eine Vorstandssitzung auf den 6. Mai 1920 nach München 
ein. Da das Impfgeschäft schon in vollem Gange war, konnten, wie voraus« 
Zusehen war, nur einige Kreisvorsitzende persönlich erscheinen, die übrigen 
mußten Vertreter abordnen, zwei Begierungsbezirke waren überhaupt nicht 
vertreten. Zu der Vorstandssitzung war als Gast Geh. Bat Prof. Dr. Dieu- 
donnö erschienen, der die Güte hatte, über den Stand der Gehaltsordnung 
nähere Mitteilungen zu machen. Aus den Ausführungen ging hervor, daß keine 
Aussicht auf eine Einreihung der Bezirksärzte in eine höhere Gehaltsgruppe 
bestände, wenn nicht die Gebühren fallen. Der Landesvorsitzende wies 
auf den Ernst der Lage hin. Die Vorstandschaft stehe vor dem folgenschweren 
Entschluß, ob sie die Einreihung in eine höhere Gehaltsklasse gegebenenfalls 
unter Verzichtleistung auf die Gebühren anstreben soUe. Zu berücksichtigen 
sei auch, daß bei Einreihung in eine höhere Gehaltsklasse ein Praxisverbot 
nicht absolut ausgeschlossen sei. 

In der Vorstandssitzung wurde nochmals die ganze Frage nach allen 
Seiten hin erörtert. Schließlich siegte die Anschauung, daß die Einreihung 
der Bezirksärzte in eine höhere Gehaltsklasse eine Hebung des 
Standes bedeute und daß deshalb die bisherigen Bemühungen der Vorstand¬ 
schaft mit aller Energie fortzusetzen seien. 

Es wurde beschlossen, nochmals eine Eingabe an die Staatsministerien 
des Innern und der Finanzen zu richten. Die Frage des Praxisverbotes sollte 
in dieser Eingabe nicht angeschnitten werden; dagegen wurde der Landes¬ 
vorsitzende ermächtigt, wenn nötig den Verzicht auf Gebühren in der Eingabe 
auszusprechen. 

Da Geheimrat Dr. D i e u d o n n 6 die Sitzung aus dienstlichen Gründen vor¬ 
zeitig hatte verlassen müssen, begaben sich die Sitzungsteilnehmer nachmittags 
in dessen Amtszimmer, um das Ergebnis der Beratung mitzuteilen und zu 
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bitten, das von seiten des Herrn Qeheimrats jederzeit bewiesene Wohlwollen 
den Amtsärzten auch weiterhin za gewähren. 

Am Abend hatte dann noch der Landesvorsitzende im Verein mit Beg.- 
und Med.-Rat Dr. Gebhardt and DCed.-Bat Dr. Kihn eine Besprechung mit 
dem Fraktion«Vorsitzenden der Bayer. Volkspartei, Prof. Stang and dem Land¬ 
tagsabgeordneten Finanzassessor P r o b s t. Aach hier worden die Wünsche 
der Medizinalbeamtcn zur Besoldangsordnong vorgetragen and ausführlich 
begründet. 

In Rücksicht auf die Wichtigkeit der Frage hielt es der Landesvor¬ 
sitzende zur Einleitung eines weiteren Schrittes für geboten, die an der Teil¬ 
nahme an der Vorstandssitzung verhinderten Kreisvorsitzenden durch Uebersen- 
dang der Niederschrift über das Ergebnis der Sitzung za verständigen und um 
ihre nachträgliche Stellungnahme za den Beschlüssen za bitten. Es erfolgte dar¬ 
aufhin von allen Kreisvorsitzenden Zastimmang. Unterdessen hatte der Landes¬ 
vorsitzende nochmals Fühlung genommen mit den zuständigen Beferenten im 
Staatsministerium des Innern and im Finanzministerium and den bestimmten 
Eindruck gewonnen, daß eine Einreihung der Bezirksärzte in eine höhere Klasse, 
wenn überhaupt, nur bei Verzieh tleistung auf die Gebühren möglich sei. 
Daraufhin wurden noch im Monat Mai Eingaben an den Staatsminister des 
Innern Exz. von Kahr und an den damaligen stellvertretenden Finanzminister, 
Staatssekretär Krausneck, sowie an den Landtag gerichtet. In den Ein- 

f aben warde nochmals um Einreihung der Bezirksärzte in die Ge- 
altsgruppeXI und umSchaffung von Vor rückungsposten für 
alle Amtsärzte gebeten. Schweren Herzens wurde unter dem Zwang der 
Verhältnisse für die Bezirksärzte auf die Gebühren verzichtet 

Zu gleicher Zeit ging Mitte Mai sämtlichen Bezirksärzten von seiten der 
Vorstandschaft ein Erhebungsbogen über die Höhe der Gebühren zu. An der 
Erhebung beteiligten sich 136 Bezirksärzte. Ihre Beineinnahmen aus der 
Impfung und die Einnahmen aus den sonstigen amtsärztlichen Gebühren be¬ 
trugen nach dem dreijährigen Durchschnitt der Jahre 1917—1919 


bei 55 Bezirksärzten 

von 200 bis 1000 M. 

» 61 

9 ) 

übet 1000 „ 

2000 M. 

* 12 

* 

über 2000 „ 

8000 M. * 

„ 18 

n 

über 3000 M. 



Von diesen Gebühren haben die Bezirksärzte die Unkosten des Dienst- 
zimmers, die Beschaffung und Instandhaltung der Büromöbe), den Bezug fach¬ 
wissenschaftlicher Druckschriften bestritten. 

Einer Vorstandssitzung vom 3. Juli 1920, an der als Gast 
Geheimrat Prof. Dr. Dieudonnö, sowie ein Vertreter der neuernannten.Be- 
zirksärzte der Stadt München teilnahmen, wurde dieses Ergebnis bekanntge¬ 
geben. Es wurden nochmals die einschneidenden Folgen der Verzichtleistung 
aal die Gebühren besprochen und beschlossen, in der am darauffolgenden Tage 
stattfindenden Landesversammlung folgende zwei Fragen vorzulegen: 

1. Soll für die Bezirksärzte Gehaltsgruppe XI und Schaffung von Vorrückungs¬ 
posten (Gehaltsklasse XII) unter allen Umständen, also auch unter Ver¬ 
zichtleistung auf die Gebühren erstrebt werden? oder soll 

2. Gehaltsgruppe X beibehalten werden aber mit zeitgemäß erhöhten Ge¬ 
bühren, mit Vorrückungsposten nach XI für die Bezirksärzte der großen 
Städte und Doppelbezirko, sowie unter Buhestandsversetzung und Be¬ 
messung der Tagegelder nach XI für alle Bezirksärzte? 

Die beiden Fragen riefen in der Landesversammlung eine lebhafte 
Aussprache hervor. Die bekannten, im Verein schon so oft vorgebrachten 
Gründe, die den Bezirksärzten die Ueberführung in eine höhere Gehaltsgruppe aus 
Bücksichten auf den Dienst und den Stand notwendig erscheinen lassen, wurden 
von verschiedenen Seiten zum Ausdruck gebracht. Daneben kamen aber auch 
die einschneidenden wirtschaftlichen Verhältnisse, die der Gebührenausfall nach 
sich zieht, zur Sprache. Es wurde die Frage aufgeworfen, ob es klug sei, im 
jetzigen Zeitpunkt bei der trostlosen Finanzlage des Staates auf die Gebühren 
zu verzichten, statt deren Erhöhung zu verlangen. Hierbei wurde darauf bin- 
gewiesen, daß bei einem offen erklärten Staatsbankerott das ganze Wirtschaft- 
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liehe Leben zasammenbrechen und der Oebtthrenanfall dadurch beträchtlich 
zurückgehen würde. Es wurde betont, daß die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Bezirksärzte der großen und der kleinen Bezirke unter dem Einfluß der 
Gebühren und der Privatpraxis sehr verschieden sind. Während für den Be¬ 
zirksarzt der großen Stadt die Gebühren eine ganz wesentliche Einnahme dar- 
stellen, fallen die Gebühren für den Bezirksarzt des kleinen ländlichen Be¬ 
zirks nicht weiter ins Gewicht. Die Verschiedenheit wird bei einem Teil der 
Kollegen auf dem Lande dadurch ausgeglichen, daß sie Gelegenheit zur Privat¬ 
praxis haben. Es ist aber bekannt, daß die Privatpraxis durch den scharfen 
Wettbewerb der praktischen Aerzte immer mehr zurückgeht und auch durch 
die Erweiterung des Arbeitsgebietes des Amtsarztes, durch die mühsame Klein¬ 
arbeit der sozialen Fürsorge mehr und mehr unmöglich wird. Weiter wurde 
auch wieder auf die Schwankungen der Gebühren hingewiesen, die von Jahr¬ 
zehnt zu Jahrzehnt mehr eingeengt, seit der Verordnung vom 9. Januar 1912 
unmittelbar bedroht sind (§ 14). 

Von einer Seite wurde die von der Vorstandschaft veranlaßte Erhebung 
über den Gebührenanfall der Bezirksärzte als nicht ganz zuverlässig bezeichnet. 
Vom Landesvorsitzenden wurde der Einwurf bestritten. Es müsse wohl zu¬ 
gegeben werden, daß sich in einzelnen Erhebungsbogen auffällige Irrtümer 
nach oben und unten eingeschlichen haben, dem Landesvorsitzenden seien aber 
doch die Verhältnisse einer ganzen Reihe von Bezirken wohl bekannt; er glaubt 
auf Grund dieser Kenntnis die Statistik im allgemeinen als zutreffend bezeichnen 
zu müssen. An der Hand der Gehaltsordnung wurden von ihm anßerdem noch 
zahlenmäßige Aufschlüsse über die Einkommensverhältnisse erteilt. 
Er machte dabei folgende Ausführungen: 

'■ Bei dem Vergleich zwischen der Gehaltsgruppe X und XI wird man als 
vorsichtiger Rechner nur den Grundgehalt und Ortszuschlag als feststehende 
Größen betrachten. Der bewegliche Teuerungszuschlag kann von Jahr zu Jahr 
geändert werden. Wenn wir nur Grundgehalt und Ortszuschlag vergleichen, 
so ergiebt sich jfür die Gehaltsklasse XI eine Mehreinnahme von 1300 bis 2200 M. 
Diese Mehreinnahme wird bei der Mehrzahl der Bezirksärzte hinreichen, den 
Gebührenausfall zu decken. So ist anzunehmen, daß von den 136 Bezirke- 
ärzten, die sich an der Erhebung beteiligten, über 100 Bezirksärzte keinen 
finanziellen Nachteil, ein Teil von ihnen dagegen einen wesentlichen Vorteil haben 
werden. Dagegen haben die Bezirksärzte der großen und größten Verwaltungs¬ 
bezirke bei Einzug der Gebühren einen teilweise sehr beträchtlichen Einnahme¬ 
ausfall, der auch durch die Deberführung in die Gehaltsklasse XII nicht wett 
gemacht wird. Dies trifft besonders für die Städte zu, in den die Bezirks¬ 
ärzte keine Auslagen für Diensträume, Telephon, Schreibhilfe haben. Die Ueber¬ 
führung in Gehaltsgruppe XII wird für diese Bezirksärzte umso weniger eine 
wesentliche finanzielle Verbesserung gegenüber der Gruppe XI bedeuten, weil 
jedenfalls damit zu rechnen ist, daß deren Ueberführung als Beförderung 
angesehen wird und hierbei der Artikel 31 des Besoldungsgesetzes in Anwendung 
kommt. Es würde die Einreihung also nicht dem Dienstalter des Bezirks¬ 
arztes, sondern der Gehaltsstufe entsprechend erfolgen, die er bei Ueberfüh¬ 
rung in Gruppe XI erreicht hätte. In all’ den Fällen, in denen durch die 
Ueberleitung unter Verzicht der Gebühren Härten und finanzielle Nachteile er¬ 
folgen würden, müßte daher — wie dies auch sonst geschieht — ein Aus¬ 
gleich durch Uebergangsbestimmungen geschaffen werden. Es könnte die 
Differenz zwischen dem Gehalt der Klasse X plus dem zu ermittelnden durch¬ 
schnittlichen Gebührenaustalt und zwischen der Klasse XI, bezw. XU als per¬ 
sönliche Zulage gewährt werden. 

An einen freiwilligen Verzicht auf die Gebühren wären folgende 
Bedingungen zu knüpfen: 

1. Die Ueberführung in Gruppe XI darf nicht als eine Beförderung im Sinne 
des Artikel 31 des Besoldungsgesetzes angesehen werden. Es muß dem¬ 
nach die Einreihung der Bezirksärzte in die ihrem Dienstalter entsprechende 
Gehaltsstufe erfolgen. 

2. Ueberführung in Gruppe XI und Schaffung von Vorrückungsposten nach 
XII sind bei der Verziehtleistung eine einheitliche Forderung. 

3. Da die Bezirksärzte in einem sehr späten Alter zur Anstellung kommen, 
ist es billig, bei ihnen Artikel 9 Ziffer 7 der Besoldungsordnung zur An- 
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wehdang' zu bringen, d. h. die Zeit ihrer' praktischen Beschäftigung au¬ 
ßerhalb des Staatsbeamtenverbältnissea wenigstens teilweise als Dienstzeit 
anzurechnen. 

4. Da die Bezirksärete ans ihren QebQhreneinnahmen Dieasträume. Büro- 
■ möbeL, (Schreibmaschine) Fernsprechanschluß bestritten haben, müßte der 
Btaat bei dem Wegfall der amtlichen Gebühren für den sachlichen Bedarf 
des gesamten Dienstes entkommen. 

6. Die Amtsärzte erhalten — auch bei Nenanstellnng — Umzugsgelder wie 
die übrigen Beamten. 

6. Als Uebergangsfordernng sind im Falle ein tretender Härten persönliche 
Zulagen zu verlangen. 

Bei namentlicher Abstimmung über die der Versammlung vorgelegten 
Fragen stimmten 55 Mitglieder für Frage I (Verzichtleistung), i4 Mitglieder 
für Frage II; 5 Mitglieder, die dem Stande der Bezirksärzte nicht an- 

g ehörten, enthielten sich der Abstimmung. Der Landesvorsitzende erklärte es 
n Hinblick auf das Ergebnis der Abstimmung nicht für möglich, die Verzicht* 
leistung auf die Gebühren ohne weiteres aufrechtzuerhalten, jedenfalls müsse 
vorher noch eine schriftliche Befragung der abwesenden Mitglieder stattfinden, 
ehe weitere Schritte erfolgen können. 

III. Zum letzten Punkt der Tagesordnung berichtet der Kassenwart 
über die Notwendigkeit der Erhöhung des Jahresbeitrages. Die von der 
XIII. Landesversammlung auf 20 M. beschlossene Erhöhung erwies sich im 
Hinblick auf die sprunghaft in die Höhe gehenden Auslagen für Drucksachen, 
Portis und die Erhöhung des Bezugspreises der Zeitschrift als unzulänglich. 
Es wurde unter entsprechender Abänderung des § 6 der Satzungen eine Er¬ 
höhung des Jahresbeitrages auf 40 Mark beschlossen. 

Außerhalb der Tagesordnung machte Geheimrat Prof. Dr. Dieudonnö 
interessante Mitteilungen über den Stand und die Erfahrungen bei der zurzeit 
herrschenden Maul- und Klauenseuche. Die Gefahren des Seuchen- 
fleisches notgeschlachteter Tiere würden überschätzt; zu beachten sei aber, 
daß das Fleisch kranker Tiere weniger haltbar sei und niemals ungekocht 
gegessen werden dürfe. 

Zum Schlüsse wurde noch bekanntgegeben, daß die tags vorher abg6- 
haltene Vorstandssitzung, an der 7 stimmberechtigte Vorstandsmitglieder teil- 
nahmen, die fällige Neuwahl des Landesvorsitzenden und Schrift¬ 
führer-Kassenwartes vornahm. Der Landesvorsitzende hatte in Bück- 
aicht auf sein neues Amt ernstlich gebeten, von einer etwaigen Wiederwahl 
seiner Person abzusehen. Er wurde aber ersucht, vorerst noch auszuhalten 
und wurde einstimmig wiedergewählt. Auch der bisherige Schriftführer- 
Kassenwart hatte Bücktrittsgedanken, ließ sich aber gleichfalls bewegen, sein 
Amt noch weiter zu übernehmen. 

Der Vorsitzende dankte Herrn Geheimrat Dr. Dieudonnö für die Teil¬ 
nahme an der Versammlung und das dadurch wiederum bekundete Interesse 
an den Sorgen unseres Standes, wie auch für die zum Schlüsse gemachten 
wertvollen Ausführungen und schloß mit dem Wunsche, daß die weiteren Be¬ 
mühungen der Vorstandschaft, die in ihrem Bestreben, die Lage der Medizinal¬ 
beamten zu bessern, nicht erlahmen werde, schließlich doch noch von einem 
kleinen Erfolg gekrönt werden möchten. 

Aus der Mitte der Versammlung wurde der Vorstandschaft und dem 
Laa des Vorsitzenden noch der Dank des Vereins zum Ausdruck gebracht. 

Dr. Frickhinger-München. 


Besprechungen. 

Prof Dr. E. Dietrioh, WirkL Geh. Ober-Med.-B.at in Berlin: Dia Preunsl- 
■ehe Gebührenordnung für approbierte Aerzte und .Zahn Arzte; bisher 
herausgegeben von WirkL Geh. Bat Dr. Förster-Berlin. 7. vermehrte 
Auflage. Berlin 1920. Verlag von Bichard Schötz. 12°; 162 8. Preis: 
brosch.: 9,50 Mark. 

Derselbe: Die Preussisohe Gebührenordnung fürjapprobierte Aerzte 
und Zahnärzte vom L September 1920. Berlin 1920. Ebenda. 12°; 56 S. 
Preis: brosch.: 6,60 M. 
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Beide Kommentare gehören zusammen; denn unmittelbar nach dem Er¬ 
scheinen des saerstgenannten, der eine Nenaosgabe des bekannten Foerster- 
sehen Kommentars der früheren preußischen ärztlichen Gebührenordnung dar¬ 
stellt, trat an deren Stelle eine nene Gebührenordnung, die demzufolge einen 
Nachtrag notwendig machte. Der Foerstersche Kommentar, seine Vorzüge 
Und demzufolge seine große Brauchbarkeit für den praktischen Arzt sind bereits 
wiederholt in dieser Zeitschrift besprochen und warm emplohlen. In der vor¬ 
liegenden Ausgabe treten alle diese Vorzüge infolge der sachkundigen 
Neubearbeitung noch in erhöhtem Maße zu Tage; dies gilt auch betreffs der 
in einem Anhang wieder besprochenen Abschnitte „Der ärztliche Gebührenan¬ 
spruch und seine praktische Geltendmachung* und das Gesetz betr. „Die 
Gebühren der Medizinalbeamten*. 


Dr. Borntraeger, Geh. Med.-Bat zu Düsseldorf: Preuzslsohe Gebühren¬ 
ordnung für Aerste und Zahnärzte vom 1. September 1920. Leipzig; 
1921. Verlag von Curt Kabitzsch. Fünfte verbesserte Auflage. K1.12*. 
99 8. Preis: 9 Mark. 

Der Erlaß einer neuen ärztlichen Gebührenordnung für Preußen bat die 
Neuauflage der in ärztlichen Kreisen sehr beliebten Bornträgerseben not¬ 
wendig gemacht Der Kommentar zeichnet sich durch eingehende Erläute¬ 
rungen aus, die alle für den praktischen Gebrauch wichtigen Punkte und 
strittigen Fragen berühren. Er bringt außerdem nicht nur die neue Gebühren¬ 
ordnung, sondern auch als Einleitung einen kurz gefaßten Abschnitt über die 
Stellung eines Arztes und über Medizinaltaxen im allgemeinen, sowie weiterhin 
einen recht wertvollen Abschnitt über die Gebühren für Amts- und Gerichts¬ 
ärzte mit dem Gesetze betr. die Gebühren der Medizinalbeamten. Rpd. 


Tagesnachrichten. 

Erhöhung der Teuerungszuschläge zu den Beamtengehältern ln 
Preußen. Die preußische Staatsregierung ist dem Beispiel der Reichsregierung 
sehr schnell gefolgt und hat durch Verordnung des Staatsmini¬ 
steriums vom 2. September den Teuerungszuschlag und die 
Kinderbeihilfen in gleicher Weise wie bei den Reichsbeamten (s. Nr. 17, 
8. 870) erhöht. Dementsprechend erhöhen sich auch der Versorgungszuschlag 
und die Kinderbeihilfen der Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger und 
Beamtenwitwen bezw. die Waisengelder. Die Erhöhung soll ebenfalls rück¬ 
wirkend vom 1. August d. Js. ab erfolgen. 


Die preußischen Medizinalbeamten werden auf die in der 
Beilage zur heutigen Nummer abgedruckten allgemeinen Verfügung des 
Finanzministers-vom 8. Juli d. J. betr. Ausführungsvorschrlften zum 
Beamtendiensteinkommensgesetz hingewiesen, insbesondere auf die darin ent¬ 
haltenen Bestimmungen über die Anrechnung der Ausbildungszeit auf einer 
wissenschaftlichen Hochschule und der Prüfungszeit auf das Besoldungs¬ 
dienstalter (s. Ziffer 64 und 159) sowie der Zeit einer praktischen Be¬ 
schäftigung vor der Anstellung. Für die Kreisassistenzärzte und Kreisärzte 
würde sich demnach das Besoldnngsdienstalter um mindestens sechs Jahre 
erhöhen (8 Jahre Hochschulzeit einschließlich Prüfungszeit und 3 Jahre praktische 
Tätigkeit vor der Kreisarztprüfung). Dazu würde noch die Vorbereitung»- 
und Prüfungszeit für die kreisärztliche Prüfung hinzukommen. Ob und 
welche Zeit als Prüfungszeit usw. anzurechnen ist, soll von dem betreffenden 
Fachminister im Einvernehmen mit dem Finanzminister bestimmt werden; es 
erscheint deshalb dringend notwendig, daß der Vorstand des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins an den zuständigen Minister 
für Volkswohlfahrt sofort die Bitte richtet, ihn noch vor Erlaß dieser 
Bestimmungen zu hören und Gelegenheit zum Vortrag der von den Medizinal¬ 
beamten in dieser Hinsicht gehegten Wünsche zu geben. Der einzelne Medi¬ 
zinalbeamte wird dagegen vorläufig dieserhalb nichts veranlassen können, 
sondern erst ruhig abwarten müssen, bis die nach den obengenannten Vor¬ 
schriften vorzunehmende Festsetzung seines Besoldungsdienstalters .durch die 
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inständige Behörde (Regs.-Präsidenten) erfolgt ist. Sollte diese nach seiner 
Meinung nicht richtig sein, dann bleibt ihm selbstverständlich der Beschwerde¬ 
weg offen. _ 


Die Frage der Rechtsansprüche der zwangspensionierten Beamten 
auf Fortzahlung des vollen Gehaltes ist zweifellos eine strittige. Der Herr 
Regierungspräsident in Magdeburg hat sich allerdings auf einen anderen Stand¬ 
punkt gestellt und den Rechtsweg in einem Bescheid vom 21. August d. J. 
einfach als unzulässig erklärt. Es heißt hier: 

„Ihren Protest vom 25. ds. Mts. habe ich an den Herrn Minister für 
Volkswohlfahrt weitergegeben. 

Im übrigen mache ich ergebenst darauf aufmerksam, daß es Ihnen über¬ 
lassen bleibt, wegen der vermeintlichen Ansprüche den Rechtsweg zu be¬ 
schreiten, daß aber eine Klage auf Fortzahlung des Gehalts nach den §§ 21—28 
des Zivil-Ruhegehaltsgesetzes und dem § 5 des Gesetzes betr. die Erweiterung 
des Rechtsweges vom 24. Mai 1901 der Abweisung wegen Unzulässig¬ 
keit des Rechtsweges unterliegen dürfte." 

Es stehen sich jetzt also zwei Ansichten gegenüber, die der Zivilkammer 
des Landgerichts in Berlin, die den Rechtsweg in dieser Frage als znlässig 
erklärt hat, und der einer höheren Verwaltungsbehörde, die der gegenteiligen 
Ansicht ist. Da es sich in dem vorliegenden Falle um eine juristische und 
nicht um eine verwaltungsrechtliche Frage handelt, so soll sich niemand 
durch die Ansicht des Herrn Regierungspräsidenten in Magdeburg abbalten 
lassen, seinen Anspruch im Rechtswege geltend zu machen, nachdem er im 
Beschwerdewege abgewiesen ist. 


Bei der Beratung des Haushalts der Abteilung für Tolksgesundhelt 
des preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt hat der Hauptausschuß 
des Landtages die sozialistischen Anträge auf Beseitigung der 
ärztlichen Ehrengerichte und auf Sozialisierung der ärzt- 
lichenHeiltätigkeit abgelehnt. Dagegen wurde ein Antrag der Deutschen 
Volkspartei angenommen, wonach die Landesanstalt für Wasser¬ 
hygiene auch für die Reinhaltung der Luft sorgen soll. Außerdem 
wurde der Betrag zu Beihilfen behufs Bekämpfungjder Tuberkulose 
auf 5 Millionen Mark erhöht und die Einführung einer,. Anzeigepflicht 
für Tuberkulose verlangt. 


In Preußen sind jetzt vom Minister für Volkswohlfahrt durch Erlaß 
vom 19. Juni d. J. neue Vorschriften über die staatliche Prüfung von 
Krankenpflegepersonen erlassen, deren Abdruck in der Beilage zu dieser 
Zeitschrift wegen Raummangels erst in einer der nächsten Beilagen erfolgen wird. 


In der Zeit vom 19.—22. Oktober 1921 findet in München für 
Landgerlchtsftrzte ein Fortbildungskurses über gerichtliche Medizin und 

f erlchtliehe Psychiatrie durch Landgerichtsarzt Prof. Dr. Merkel und Prof. 

Ir. Rüdin statt. Der Lehrgang beginnt am 19. Oktober, vorm. 9 Uhr, Im 
gerichtlich-medizinischen Institut, Schillerstr. 25. Für die Dauer des Kurses 
und der Reise wird ein außerordentlicher Urlaub gewährt, Ersatz für Reise¬ 
kosten und Tagegelder. An dem Lehrgang können auch Bezirksärzte 
und Aerzte, die die Prüfung zum ärztlichen Staatsdienst abgelegt haben, 
teilnehmen. Beihilfen aus Staatsmitteln können diesen Aerzten aber nicht 
gewährt werden. Gesuche um Zulassung sind bis zum 25. September bei den 
Regierungen, Kammern des Innern, einzureichen. 


In der Zeit vom 24.-28. Oktober 1921 veranstaltet der Landes¬ 
verband für das ärztliohe Fortbildungswesen und der Landesverband zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose in München mit Unterstützung des Staatsministeriums 
des Innern einen Fortblldnngskursus über Tuberkulose mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung ihrer Diagnose und Bekämpfung. Anmeldungen sind bis zum 
10. Oktober an die Geschäftsstelle des Laodesverbandes für das ärztliche 
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Tageanachrichten. 


Beide Kommentare gehören zusammen; denn unmittelbar nach dem Er¬ 
scheinen des .zuerstgenannten, der eine Neuausgabe des bekannten Foerster- 
sehen Kommentars der früheren preußischen ärztlichen Gebührenordnung dar¬ 
stellt, trat an deren Stelle eine neue Gebührenordnung, die demzufolge einen 
Nachtrag notwendig machte. Der Foerster sehe Kommentar, seine Vorzüge 
Und demzufolge seine große Brauchbarkeit für den praktischen Arzt sind bereits 
wiederholt in dieser Zeitschrift besprochen und warm emplohlen. ln der vor¬ 
liegenden Ausgabe treten alle diese Vorzüge infolge der sachkundigen 
Neubearbeitung noch in erhöhtem Maße zu Tage; dies gilt auch betreffs der 
in einem Anhang wieder besprochenen Abschnitte „Der ärztliche Gebührenan¬ 
spruch und seine praktische Geltendmachung“ und das Gesetz betr. „Die 
Gebühren der Medizinalbeamten“. 


Dr. Borntraeger, Geh. Med.-Rat zu Düsseldorf: Preunsisohe Gebühren¬ 
ordnung für Aerate und Zahnärzte vom 1. September 1920. Leipzig; 
1921. Verlag von Curt Kabitzsch. Fünfte verbesserte Auflage. Kl. 12• 
99 S. Preis: 9 Mark. 

Der Erlaß einer neuen ärztlichen Gebührenordnung für Preußen bat die 
Neuauflage der in ärztlichen Kreisen sehr beliebten Born träge r sehen not¬ 
wendig gemacht. Der Kommentar zeichnet sich durch eingehende Erläute¬ 
rungen aus, die alle für den praktischen Gebrauch wichtigen Punkte und 
strittigen Fragen berühren. Er bringt außerdem nicht nur die neue Gebühren¬ 
ordnung, sondern auch als Einleitung einen kurz gefaßten Abschnitt über die 
Stellung eines Arztes und über Medizinaltaxen im allgemeinen, sowie weiterhin 
einen recht wertvollen Abschnitt über die Gebühren für Amts« und Gerichts¬ 
ärzte mit dem Gesetze betr. die Gebühren der Medizinalbeamten. Bpd. 


Tagesnachrichten. 

Erhöhung der Teuerungszuschläge zu den Beamtengehältern in 
Preußen. Die preußische Staatsregierung ist dem Beispiel der Reichsregierung 
sehr schnell gefolgt und hat durch Verordnung des Staatsmini¬ 
steriums vom 2. September den Teuerungszuschlag und die 
Kinderbeihilfen in gleicher Weise wie bei den Reichsbeamten (s. Nr. 17, 
S. 870) erhöht. Dementsprechend erhöhen sich auch der Versorgungszuschlag 
und die Kinderbeihilfen der Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger und 
Beamtenwitwen bezw. die Waisengelder. Die Erhöhung soll ebenfalls rück¬ 
wirkend vom 1. August d. Js. ab erfolgen. 


Die preußischen Medizinalbeamten werden auf die in der 
Beilage zur heutigen Nummer abgedruckten allgemeinen Verfügung des 
Finanzministers< vom 8. Juli d. J. betr. Ausführungsvorschriften zum 
Beamtendiensteinkommensgesetz hingewiesen, insbesondere auf die darin ent¬ 
haltenen Bestimmungen über die Anrechnung der Ausbildungszeit auf einer 
wissenschaftlichen Hochschule und der Prüfungszeit auf das Besoldnnga- 
dienstalter (s. Ziffer 64 und 159) sowie der Zeit einer praktischen Be¬ 
schäftigung vor der Anstellung. Für die Kreisassistenzärzte und Kreisärzte 
würde sich demnach das Besoldnngsdienstalter um mindestens sechs Jahre 
erhöhen (3 Jahre Hochschulzeit einschließlich Prüfungszeit und 3 Jahre praktische 
Tätigkeit vor der Kreisarztprüfung). Dazu würde noch die Vorbereitung»- 
und Prüfungszeit für die kreisärztliche Prüfung hinzukommen. Ob und 
welche Zeit als Prüfungszeit usw. anzurechnen ist, soll von dem betreffenden 
Fachminister im Einvernehmen mit dem Finanzminister bestimmt werden; es 
erscheint deshalb dringend notwendig, daß der Vorstand des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins an den zuständigen Minister 
für Volkswohlfahrt sofort die Bitte richtet, ihn noch vor Erlaß dieser 
Bestimmungen zu hören und Gelegenheit zum Vortrag der von den Medizinal¬ 
beamten in dieser Hinsicht gehegten Wünsche zu geben. Der einzelne Medi¬ 
zinalbeamte wird dagegen vorläufig dieser halb nichts veranlassen können, 
sondern erst ruhig ab warten müssen, bis die nach den obengenannten Vor¬ 
schriften vorzunehmende Festsetzung seines Besoldungsdienstalters durch die 
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anständige Behörde (Regs.-Präsidenten) erfolgt ist. Sollte diese nach seiner 
Meinung nicht richtig sein, dann bleibt ihm selbstverständlich der Beschwerde* 
weg offen. _ 


Die Frage der Rechtsansprüche der zwangspensionierten Beamten 
auf Fortzahlung des vollen Gehaltes ist zweifellos eine strittige. Der Herr 
Regierungspräsident in Magdeburg hat sich allerdings auf einen anderen Stand¬ 
punkt gestellt und den Rechtsweg in einem Bescheid vom 21. August d. J. 
einfach als unzulässig erklärt. Es heißt hier: 

„Ihren Protest vom 25. ds. Mts. habe ich an den Herrn Minister für 
Volkswohlfahrt weitergegeben. 

Im übrigen mache ich ergebenst darauf aufmerksam, daß es Ihnen über¬ 
lassen bleibt, wegen der vermeintlichen Ansprüche den Rechtsweg zu be- 
schreiten, daß aber eine Klage auf Fortzahlung des Gehalts nach den §§ 21—28 
des Zivil-Ruhegehaltsgesetzes und dem § 5 des Gesetzes betr. die Erweiterung 
des Rechtsweges vom 24. Mai 1901 der Abweisung wegen Unzulässig¬ 
keit des Rechtsweges unterliegen dürfte." 

Es stehen sich jetzt also zwei Ansichten gegenüber, die der Zivilkammer 
des Landgerichts in Berlin, die den Rechtsweg in dieser Frage als zulässig 
erklärt hat, und der einer höheren Verwaltungsbehörde, die der gegenteiligen 
Ansicht ist. Da es sich in dem vorliegenden Falle um eine juristische und 
nicht um eine verwaltungsrechtliche Frage handelt, so soll sich niemand 
durch die Ansicht des Herrn Regierungspräsidenten in Magdeburg abhalten 
lassen, seinen Anspruch im Rechtswege geltend zu machen, nachdem er im 
Beschwerdewege abgewiesen ist. 


Bei der Beratung des Haushalts der Abteilung für Tolksgesundheit 
des preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt hat der Hauptausschuß 
des Landtages die sozialistischen Anträge auf Beseitigung der 
ärztlichen Ehrengerichte und auf Sozialisierung der ärzt- 
lichenHeiltätigkeit abgelehnt. Dagegen wurde ein Antrag der Deutschen 
Volkspartei angenommen, wonach die Landesanstalt für Wasser¬ 
hygiene auch für die Reinhaltung der Luft sorgen solL Außerdem 
wurde der Betrag zu Beihilfen behufs Bekämpfungjder Tuberkulose 
auf 6 Millionen Mark erhöht und die Einführnng einerAnzeigepflicht 
für Tuberkulose verlangt. 


In Preußen sind jetzt vom Minister für Volkswoblfahrt durch Erlaß 
vom 19. Juni d. J. neue Vorschriften über die staatliche Prüfung von 
Krankenpflegepersonen erlassen, deren Abdruck in der Beilage zu dieser 
Zeitschrift wegen Raummangels erst in einer der nächsten Beilagen erfolgen wird. 


In der Zeit vom 19.—22. Oktober 1921 findet in München für 
Landgerichtsärzte ein Fortbildungskursus über gerichtliche Medizin und 
gerichtliche Psychiatrie durch Landgerichtsarzt Prof. Dr. M e r k e 1 und Prof. 
Dr. Rüdin statt. Der Lehrgang beginnt am 19. Oktober, vorm. 9 Uhr, im 
gerichtlich-medizinischen Institut, Schillerstr. 25. Für die Dauer des Kurses 
und der Reise wird ein außerordentlicher Urlaub gewährt, Ersatz für Reise¬ 
kosten und Tagegelder. An dem Lehrgang können auch Bezirksärzte 
und Aerzte, die die Prüfung zum ärztlichen Staatsdienst abgelegt haben, 
teilnehmen. Beihilfen aus Staatsmitteln können diesen Aerzten aber nicht 
gewährt werden. Gesuche um Zulassung sind bis zum 25. September bei den 
Regierungen, Kammern des Innern, einzureichen. 


In der Zeit vom 24.—28. Oktober 1921 veranstaltet der Landes¬ 
verband für das ärztliche Fortbildungswesen und der Landesverband zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose in München mit Unterstützung des Staatsministeriums 
des Innern einen Fortbildungskursus über Tuberkulose mit besonderer Be¬ 
rücksichtigung ihrer Diagnose and Bekämpfung. Anmeldungen sind bis zum 
10. Oktober an die Geschäftsstelle des Landesverbandes für das ärztliche 
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Beide Kommestare geboren nnnon; den ouiddbu ucfc den Er- 
eebetnen 4*s zuerstgenaanten, der eine Xenaosgabe den bekamen Foerster- 
Kommentar« der früheren preußischen ärztlichen Gebühreaordonng du- 
«teilt, trat an deren Stelle eine nene Gebührenordnung, die demzufolge enea 
Nachtrag notwendig machte. Der Foersterscbe Kommentar, seine Vorzüge 
tiu4 demzafolge «eine große Brauchbarkeit für den praktischen Arzt sind berat* 
wiederholt in dieser Zeitschrift besprochen and warm empiohlea. In der rar- 
liegend en Aasgabe treten alle diese Vorzüge infolge der zachkandjgea 
Xeabearbeitang noch in erhöhtem Maße za Tage; dies gilt auch betreffs da 
ln einem Anhang wieder besprochenen Abschnitte »Der ärztliche Gebührents- 
sprncb and seine praktische Geltendmachang“ and dan Gesetz betr. »Die 
Gebühren der Medizinalbeamten“. 


Br. Borntraeger, Geb. Med.-Bat zu Düsseldorf: PrewiMhe GebMkres- 
ordnang für Aerzte and Zahn&rzte vom L September 1920. Leipzig; 
1921. Verlag von Gart K&bitzsch. Fünfte verbesserte Auflage. Kl. 12*. 
99 H. Preis: 9 Mark. 

Der Krlaß einer neaen ärztlichen Gebührenordnong für Preußen bat die 
Neuauflage der in ärztlichen Kreisen sehr beliebten Born träge rschen not¬ 
wendig gemacht. Der Kommentar zeichnet sich durch eingehende Erläute¬ 
rungen aus, die alle für den praktischen Gebrauch wichtigen Punkte usd 
strittigen Fragen berühren. Er bringt außerdem nicht nur die neue Gebührea- 
ordnung, sondern auch als Einleitung einen kurz gefaßten Abschnitt über die 
Htelluug eines Arztes und Uber Medizinaltaxen im allgemeinen, sowie weiterhn 
einen recht wertvollen Abschnitt über die Gebühren für Amts- und Geriete 
ürsete ult dem Gesetze betr. die Gebühren der Medizinalbeamten. Bfi 


Tagesnachrichten. 

Erhöhung der Teuerungszuschlftge zu den Beamtengehftlten in 
Preußen« Die preußische Staatsregierung ist dem Beispiel der Beichsregierang 
sehr schnell gefolgt und hat durch Verordnung des Staatsmiai- 
Sterin ins vom 2. September den Teuerungszuschlag und die 
Kinderbeihilfen in gleicher Weise wie bei den Beichsbeamten (s.Nr. 17, 
H, 870) erhöht. Dementsprechend erhöhen sich auch der Versorgungszuschlag 
und die Kinderbeihilfen der Wartegeldempfänger. Buhegehaltsempfänger und 
Boamtenwltwen bezw. die Waisengelder. Die Erhöhung soll ebenfalls rück¬ 
wirkend vom 1. August d. Js. ab erfolgen. 


Die preußischen Medizinalbeamten werden auf die in der 
Beilage aur heutigen Nummer abgedruckten allgemeinen Verfügung des 
K i n a n a tu 1 n I»t e r s v o m 8. Juli d. J. betr. Ausführungsvorschriften nn 
lleamteadlenatelukommenagegeti hingewiesen, insbesondere auf die darin eit* 
linUcnen Bestimmungen Über die Anrechnung der Ausbildungszeit auf eiaer 
wissenschaftlichen Hochschule und der Prüfungszeit auf das Besoldnnga- 
dienstalter (s. Ziffer 64 und 1&9) sowie der Zeit einer praktischen Be¬ 
schäftigung vor der Anstellung. Für die Kreisassistensärzte und Kreisärzte 
wurde »ich demnach das Besoldnngsdienstalter um mindestens sechs Jahre 
erhöhen Jahre llochsehnlzeit einschließlich Prüfungszeit und 3 Jahre praktische 
Tätigkeit vor der Kreisarztprftfungk Dazu würde noch die Vorbereitung* 
und Prilfnngsaeit filr die kreisärztiiehe Prüfung hinzukommen. Ob uad 
wolohe Zeit als Prüfungszeit usw. aaxnrechnen ist, soll von dem betreffendes 
Fachuunister itu Einvernehmen mit dem Finansminister bestimmt werden; es 
eischoiet deshalb dringend notwendig, daß der Vorstand deSj 
Preußischen Medieinalheamteavereins an den austind te en MhMfl 
trti Yclkswchlfahrt sofort die Bitte richtet, ihn noch Tor J^|^M 
B.'sunuuaugon su hören und Gelegenheit zum Vortrag der von dtepu*" 
binnen tu dieser Umsicht gehegten Wünsche zu geben. 

•iwalbeauue wird dagvgea Vs'rUnag dteeerhalb nichts w 
»oudom eist rc.."g ahwartea n-ussea, bis die nach 
soh.iUen vcisü-aohitcade Fcstseauag «eise« Besold 
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Fwtbfldi ap wettm m Bayers (München, Lcuhgstnle 4/6) n richten. Die 
EiMcfcreibgebfthr beträgt M. 30.—. Za dem Kanas können 24 Beiirki» 
Erste sagelassen werden and swar aas jedem Kreise 3, denen während der 
Dauer des Lehrgangs ein außerordentlicher Urlaub, Ersatz der Reisekosten 
and Tagegelder gewährt werden. Die Gesuche am Zulassung sind ebenfalls 
bei den Regierungen, Kammern des Innern, bis snm 25. September einsureteben. 


Lehrandrag: Der frühere Kreisarzt und jetzige Stadtmedizinalrat 
Dr. Jankowski in Königsberg L Pr., Leiter des städtischen Oenun dheits- 
amten, hat einen Lehrauftrag für 8osiale Hygiene an der dortigen Universität 
erhalten. 


Arbeitsgemeinschaft soxialhygienlecker Reichsfackrerhlnde. Die 
Deutsche Vereinigung fftr Sänglingsschuts, das Deutsche 
Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose, die Deutsche 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
dleDeutsche Vereinigung fürKrttppelffirsorge and der Deutsche 
Verein gegen den Alkoholismus haben sich zu einer Arbeits¬ 
gemeinschaft zosammengeschlossen (Geschäftsstelle: Charlottenburg, 
Fraskstraße). Der Zweck ist, ein engeres Zusammenarbeiten der vereinigten 
Verbände herbeizufahren, sich gegenseitig za fördern, zu ergänzen und zu 
unterstützen und zu Gesetzgebungs- 'und Verwaltengsmaßnahmen gemeinsam 
Stellung zu nehmen. _ 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. H. in ■.: Das Auftreten von Pocken im 
Kreise ver&nlaßte mich, den Landrat zu ersuchen, das Publikum zur frei¬ 
willigen Impfung gelegentlich der Impftermine durch den Impf&rzt oder durch 
den Kreisarzt, der nicht Impfarzt ist, anfznfordern. Wer trägt die Kosten 
hierfür, der Kreis oder der Staat? Ist der vollbesoldete Kreisarzt in diesem 
Falle zur kostenlosen Impfung verpflichtet? 

Antwort: In Prenßen haben die Kosten dafür die Gemeinden zu 
tragen; nur die erforderliche Lymphe wird von staatlichen Impfanstalten un¬ 
entgeltlich geliefert Der vollbesoldete Kreisarzt ist in diesem Falle nicht zur 
kostenlosen Impfung verpflichtet. 


Anfrage des Kreisarztes a. D. Dr. K. In H.: Hat der zwangspenmonierte 
Kreisarzt einige Aussicht, Ersatz für den Ausfall an vertraaensärztllchea 
Gebühren auf dem Wege der Klage zu erstreiten? 

Antwort: Nein! Die vertranensärztlichen Gebühren ge¬ 
hören nicht zum Diensteinkommen und brauchen deshalb auch nicht 
von den vollbesoldeten Kreisärzten an die Staatskasse abgeführt zu werden. 
Eine Klage aof Schadenersatz für ihren Aasfall bei Zwangspensionierung dürfte 
demzufolge keine Aussicht auf Erfolg haben. 


Anfrage des Kreisarztes Dr. H. in L. : Kann ein Kurpfuscher dafür, 
daß er ein Morphiumrezept (mit Ueberschreitung der Maximaldosis) verschreibt, 

g erichtlich belangt werden, eventuell auf Grund welcher gesetzlicher usw. 
estimmungen ? 

Antwort: Ein gerichtliches Verfahren gegen einen Kurpfuscher ist in 
einem solchen Falle nur dann möglich, wenn durch die Verordnung eine Ge- 
sandheitsscbädignng eingetreten ist. Andernfalls gibt es keine gesetzliche 
Bestimmung zu einem solchen Vorgehen, da die Ausübung der Heilkunde be¬ 
kanntlich freigegeben und nur den Apothekern die Anfertigung derartiger 
Rezepte untersagt ist. 


▼wAahrortllek fftr dl» (tebrlftleitiwf i Prof. Dr. Rfipmund, Oth. Med.«Bat ta Lfp4aprfof». 

Draek von J. OL 0. Brnn», Mlndca 1,W. , 
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Back besonderem Fabrlkationsverfabren hergestflltes Schmelzprodukt von 8iambcnzoesäure 
und Thymol (2°/ 0 ) mit gleichen Teilen Natriumbenzoat und Natriumsallcylat. Diene Koni- 
bination von expsktorierenden mit antlnouralglsoh - antirheumatlscben Faktoren ergab für 
das Präparat eine mehrseitige AnwendungMnögluhkeit. Nach zahlreichen ärztlichen Ver¬ 
öffentlichungen, die sich über nunmehr 19 Jahre erstrecken, wird da» Pyrenol für folgende 

Indikationen empfohlen: 

Bei Erkrankungen der Respirationsorgane, 

mehrere kleinere oder mittlere Dosen (4—6x tägl. 0,6—0,75 g für Erwachsene, 
0,25-0,6 g für Kinder). 

a) Bel Ftrtusif Bp* 8ol. Pyranol 2,00—6.0/100,0. 

LIq. Ammon. *nl«. 3.0 1 #del . Blr Rub Id 20,0. 

Succ. bquir. 6,0 } 

8. Ein Kinderlöffel roll, 8—6 X tägl. Diese Dosis genügt, um eine deutlich 
sedative Wirkung au erzielen. (Oder Rp. 1 Origin alglasPy renoltabletten Oocdecke*). 

b) Bel Vnamnoiile und akuter Bronchitis: 8 x tägl. 1,0 g, am besten in Tabletten¬ 
form (1 Uriginalglas 20 Tabl. a 0,5 g), um gleicbmassig mild das Fieber etwas 
niedriger zu halten, um profuse Bchweistausbrüche zu vermeiden und dauernd die 
Expektoration zu erleichtern. Kindern entsprechend weniger, 3—6 X tägl. 0,25 g 
(= */, Tabl.). Bp. wie oben Ia. 

c) Bei Asthma bronchiale: wenn Dyspnoe besteht, 6x tägl. 0.5 g Pyrenol (eben¬ 
falls am betten in Tabletten), sonst 4 X tagl. 0,5 g; im Anfall selbst stündlich 1,0 g 
bis au 5,0 f p. die. 

d) Bei Orlppa etwas höhere, aber an eh häufige Dosen, etwa 4x tägl. 1,0 g Pyrenol, 
am besten ln 2 Tabletten zu 0,6 g, um eine deutlich schmerzlindernde Wirkung zu 
trxieUn. Sobald Fieber und Schmerzen nachgelassen, genügen 4 X tägl. 0,5—0,75 g. 
(!—!*/• Tabl.) 


*) ®t Id litle OB EMdllDBll! 

Ersparnis. Di* Darreichung Ist bequem, die W irkung rasch und zuverlässig. 
(Dosierung a. oben) Bp. 1 Originalgla» Pjrenoltabletten Goedecke 20 k 0,6 (8.— M). 
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des Atmungs« und Verdauungsapparates, 

ohne den Blutdruck zu beeinflussen. 


Praktisch be- HilctOTl fast jeder Art und Entstehung 
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gen der Magen« und Darmtätigkelt wie Aufstoßen, 
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(auch Hyperemesis gravidarum). 
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1 UI ClltllAft scher Nebenwirkung, daher auch bei 
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Gabe gefahrlos anwendbar. 

Zu verordnen in Tabletten (1 Originalröhrchen mit 
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bunden mit Expectorantien oder Guajacolpräparaten. 

Ausf ührliche Prospekte, Literatur, Rezeptformeln 
sowie Proben kostenfrei durch 

Aflientft i Redeker. Cbemisctie Fabrik Hop-lrtnei 




Bewährtes 


4m§€4Bio8ün 


zur unauffälligen. Behandlung der Krätze 


Reizlos 


geruchlos 


farblos 

sauber lm Gebrauch 

Greift weder die Haut noch, die Wäsche an 



TEMMLER-WERKE 

Vereinigte chemische Fabriken 

DETMOLD 


ä4 ~ J * hrg - Zeitschrift t - 921 - 

für 

MEDIZINALBEAMTE 

-- 

Zentralblatt 

für das gesamte Gebiet der gerichtlichen Medizin und Psychiatrie, des 
staatlichen u. privaten Versicherungswesens, sowie für das Medizinal- 
u. öffentliche Gesundheitswesen, einschl. der prakt. u. sozialen Hygiene 

Heraasgegeben 

von 

Prot. Dr. Otto Rapmund 

Geh. Med.-Rat in Bad Lippspringe. 

Offizielles Organ d. Deutschen, Preußischen, Bayerischen, Sächsischen, 
Württembergischen, Badischen, Hessischen, Mecklenburgisohen, 
ThOringischen u. Braunschweigischen Medizinalbeamtenvereins 

Verlag von Fischer 5 « med. Buchhandlung H. Kornfeld 

flerzogl. Bayer, ffof- n. K- u. K. Kamracr-BuchhindUr 

Berlin W. 02, Keithstrasse 5 

Anzeigen werden daroh die AnzelgenTerwaltang Hans Pnaoh, Berlin 8W. 48, Wilhelmetr. 28 sowie 
von elmtllehen Anzeigen -Annahmestellen des In- and Auslandes angenommen. 

Die durchgehende Petitseile kostet M. 2JK) 


Nr. 19. 

Erscheint am 5. und 20. jeden Monats 

5. Okt. 



27 Jahre Tätigkeit als Medizinalbeamter. 

Von Geh. Med.-Rat Dr. Sarganeb, Ereisant in Köslin. 

Wenn man demnächst von einer Bühne endgiltig abzu¬ 
treten hat, so ist es natürlich, daß man die Jahre seiner Tä¬ 
tigkeit vor dem geistigen Auge Revue passieren läßt, daß man 
ein Fazit zieht, sich über die vergangene Zeit Rechenschaft 
ablegt. Hat man mit seiner Tätigkeit alle die Jahre hindurch 
dem Allgemeinwohl gedient, wie es ein geregeltes Staatswesen 
erwartet hat, oder hat man — notgedrungen oder nicht not¬ 
gedrungen — im wesentlichen nur seinem eigenen materiellen 
„Jch“ gelebt? Bei einer Beichte muß man wahr sein, wenn 
man diese Beichte vor sich selbst ablegt, ganz besonders aber, 
wenn man mit dieser Beichte in die Öffentlichkeit tritt. Des¬ 
halb gebe ich sehr gern zu, daß an Vielem die Persönlichkeit 
die Schuld getragen haben mag. Finden sich davon unabhängig 
aber hier und da äaßere Verhältnisse, die der vollen Entwicke¬ 
lung des Medizinalbeamten der Menschheit gegenüber entgegen¬ 
stehen, so wird gerade der Medizinalbeamte als gesohulter 
Mediziner nicht zögern, dort den Schnitt zu führen, wo er not¬ 
wendig ist, auch wenn der Schnitt hier und da Sohmerzen 
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verursachen sollte. Das Wahre muß offen gesagt, nicht nur 
empfunden werden. 

Ursprünglich Militärarzt veranlaßten mich äußere Umstände 
Landarzt zu werden. Wissenschaftlich war die erstere Stellung 
befriedigender, materiell befriedigender war die zweite Stellung. 
Als ich vor 27 Jahren in die Laufbahn eines Medizinalbeamten 
eintrat, nachdem ich eine längere Praxis als Landarzt hinter 
mir hatte, geschah dieses mit einem Seufzer der Erleichterung. 
All’ die Zeit des mehr oder minder fruchtlosen Rezepteschrei- 
bens sollte vorüber sein! Wenn Faust seinem Famulus Wagner 
entgegen hält: 

.Hier war die Arzenei, die Patienten starben, 

Und Niemand fragte, wer genas? 

So haben wir mit höllischen Latwergen 
Weit schlimmer als die Pest getobt.“ 

.so war mir die Richtigkeit dieser Zeilen als denkenden Menschen 
nach wenigen Jahren der praktischen ärztlichen Tätigkeit auf 
dem Lande im allgemeinen klar geworden. Wenn man von 
gewissen praktischen Erfolgen auf dem Gebiete der Chirurgie 
und der Geburtshilfe absieht, ist man wohl zu dem Schlüsse 
berechtigt, daß im allgemeinen nur die Suggestion dem Land¬ 
arzte beisteht. Im übrigen lasse ich auch hier Faust sprechen: 

„Der Geist der Medizin ist leicht zu fassen. 

Ihr durchstndiert die gross’ and kleine Welt, 

Um es am Ende gehen za lassen, 

Wie’s Gott gefällt.“ 

Hat mir nun die Tätigkeit als Medizinalbeamter das 
ersehnte Genügen gebracht? Auch hier schiffte ich einst mit 
tausend Masten hinaus in den Ozean, um still auf gerettetem 
Boot in den Hafen einzulaufen. Weniges habe ich erreicht. 
An mir lag vielleicht die Schuld, vielleicht aber auch an den 
weiter unten geschilderten Verhältnissen. 

Der § 23 der Dienstanweisung für die Kreisärzte handelt 
von dem Verhältnis zu den nicht beamteten Aerzten. 
Der Paragraph besagt folgendes: 

„Der Kreisarzt soll es sioh angelegen sein lassen mit den nicht beam¬ 
teten Aerzten seines Bezirkes möglichst nahe wissenschaftliche and persönliche 
Beziehungen za unterhalten. Das ärztliche Vereinswesq|i soll der Kreisarzt 
nach Möglichkeit fördern and — soweit dieses mit seiner amtlichen Stellung 
vereinbar ist — sich aach persönlich daran beteiligen.“ 

Diese Forderungen klingen so natürlich, so selbstver¬ 
ständlich und sind doch so schwer zu erfüllen, wenn die amts¬ 
ärztliche Autorität gewahrt bleiben soll. Im allgemeinen ist 
leider, soweit mein Erleben geht — Offenheit muß sein — der 
Medizinalbeamte für die nicht beamteten Aerzte das, was das 
rote Tuch für den Stier ist. Forderungen, die vom Standpunkte 
des Beamten begründet und natürlich sind, werden zu durchaus 
unkollegialen Zumutungen. Auf eine Unterstützung seiner Bestre¬ 
bungen durch die Aerzte dürfte der Medizinalbeamte kaum zu 
rechnen haben. Wie kommt dieses? Im allgemeinen sind doch 
die Forderungen des Gesundheitsbeamten meist hygienischer 
Natur und müßte er gerade deshalb im Kreise der Aerzte Ver- 
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ständnis und die notwendige Hilfe finden. Den Versuch einer 
Lösung dieser immerhin recht interessanten Frage möchte ich 
machen. Medizinalbeamte und manche praktische Aerzte ver¬ 
treten in dieser oder jener Beziehung verschiedene Interessen. 
Von diesem Standpunkt aus sehen sie die Welt natürlich auch 
mit verschiedenen Augen an. Sie verstehen sich nicht. Der 
eine nimmt allgemeine, der andere private Interessen wahr. 
Wie in vielen anderen höheren Ständen, so gibt es auch unter 
Aerzten philosophische und unphilosophische Köpfe. Die Phi¬ 
losophie ist ja überhaupt keineswegs ein Vorrecht der sog. 
gebildeten Kreise. Es sei hier nur an die Gedanken eines 
Hans Sachs, des Schusters Böhme und des Raabe’sehen Anton 
Unwirsch erinnert, denen man philosophische Schärfe nicht 
wird abstreiten können. Manche Aerzte gingen von dem Beginn 
ihrer Studien an den Weg des Broterwerbes. Chirurgie, innere 
Medizin etc., die diesem Zwecke dienten, waren überaus beliebt, 
naturwissenschaftliche, biologische, philosophische Studien nur 
soweit, als sie Mittel zum Zweck waren. Ihrer selbst Willen 
waren diese ganz besonders interessanten und gerade in ihren 
Folgerungen hochwichtigen Studien weniger beliebt. Weiterhin 

n dann hier und da das Streben naqh dem Höheren unter 
em ewigen Gleichmaß der Tage. Wer wollte es dem Arzte 
nach des Tages Last und Hitze verdenken, wenn er die wenigen 
Minuten der Muße, die ihm übrig bleiben, seiner Famile oder einer 
leichten Lektüre und nicht schwierigen Problemen widmet? Ge¬ 
rade durch dieses Aufgehen in der Alltäglichkeit mögen im all¬ 
gemeinen auch die Begriffe über das Wesen der Kollegialität be¬ 
einflußt werden. Meines Erachtens gehört es Dicht zur wahren 
Kollegialität, alles mit einem Mantel zu bedecken, was vor dem 
Richterspruch der Allgemeinheit nicht standhalten würde. 
Solange ein Medizinalbeamter nichts will, solange ist er, wenn 
er im übrigen ein leidlicher Mensch ist, der sehr beliebte Kollege. 
Läßt sich der Beamte aber einfallen, die Pflichten seines Amtes 
überall zur Durchführung bringen zu wollen, hört er auf der 
Kollege zu sein und wird zum Medizinalbeamten. Eine Ver¬ 
allgemeinerung liegt mir natürlich fern. Für eine Reihe von 
Fällen dürfte aber meine Darstellung berechtigt sein. Im übrigen 
schildere ich hier auch nur meine 27 jährigen Erfahrungen. 

Bei der Durchführung der durchaus notwendigen Reorga¬ 
nisation der Desinfektion') fand ich nicht — wie dieses wohl 
anzunehmen gewesen wäre, die Unterstützung naheliegender 
Kreise, sondern deren direkten Widerstand. Bei der ärztlichen 
Versorgung der Krankenhäuser waren nicht allgemeine Nütz¬ 
lichkeitsfragen, vielmehr lediglich persönliche Interessen maß¬ 
gebend. *) 

Als Verfasser in einer kommunalen Versammlung rein 
sachlich klarzulegen versuchte, weshalb in dem preußischen 

l ) Zentral-Zeitung für Desinfektion; 1921, Heft 2. 

*) üeber die ärztliche Versorgung der Krankenhäuser. Rotels Kr.-uas; 1921, 

Heft 7 und.8. 
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Seuchengesetze die Durchführung der gesetzlichen Maßnahmen 
der vollkommen unabhängigen Polizeiverwaltung, nicht den 
behandelnden Aerzten zugewiesen wurde, wurde diese Erklärung 
als eine direkte Beleidigung des Aerztestandes aufgefaßt. Den 
Ausschluß des Medizinalbeamten aus dem lokalen Aerzteverein 
konnte der Schreiber nur dadurch entgehen, daß er in der 
nächsten kommunalen Sitzung — was er mit sehr gutem Ge¬ 
wissen tun konnte — erklärte, daß ihm bei jener Erklärung 
jede Beleidigung des Aerztestandes, dem er ja selbst angehörte, 
ferngelegen hätte. 

Eine rein sachliche Anfrage an die Polizei über die recht¬ 
zeitige Anmeldung einer ansteckenden Krankheit wurde in 
einem öffentlichen Schreiben als „Denunziation“ bezeichnet. 
Daß ein derartiges auf mangelnde Objektivität zurückzufüh¬ 
rendes, daher vielleicht nicht ganz einwandfreies Verhalten nicht 
gerade dazu angetan ist, dem Medizinalbeamten die Durch¬ 
führung seiner Pflichten zu erleichtern und seine Dienstfreu¬ 
digkeit zu heben, liegt auf der Hand. In früheren Zeiten war 
es — warum, mag hier ununtersucht bleiben — kaum möglich, 
sich als Medizinalbeamter durchzusetzen. Damals herrschte 
infolgedessen gegen mich als Medizinalbeamten auch nicht die 
geringste Animosität, vielmehr bestand ein ungetrübtes Ver¬ 
hältnis. Dieses Verhältnis ging sofort in die Brüche, als der 
Beamte in Anbetracht der Zeitverhältnisse seine Forderungen 
durchführen wollte. Alle Kreise, von denen der Medizinal¬ 
beamte pflichtmäßig etwas verlangen mußte, erhoben sich gegen 
ihn. Wie läßt sich nun im Interesse der Aerzteschaft und der 
Medizinalbeamten eine zweckmäßige, unbedingt nötige Zusam¬ 
menarbeit sicherstellen ? 

In dem § 23 der Dienstanweisung müßte das Wort „per¬ 
sönliche“ durch „amtliche“ ersetzt werden. Auf persönliche 
Beziehungen würde ich weniger Wert legen, als auf korrekte 
amtliche Beziehungen. Der Medizinalbeamte soll den Aerzten 
seines Bezirkes in jeder Beziehung sachlich durchaus entgegen- 
kofnmen, im übrigen aber nur konventionelle Beziehungen un¬ 
terhalten. Nur dann wird sein amtliches, gegebenen Falles 
auch gegen ärztliche Versehen gerichtetes Verhalten ent¬ 
sprechend gewürdigt werden. In amtlichen Dingen muß jede 
persönliche Rücksichtnahme wegfallen; unter keinen Umständen 
darf persönliche Rücksichtnahme in Amtssachen den Ausschlag 
geben. Dem abseitsstehenden Medizinalbeamten wird ein der¬ 
artiges Verhalten viel leichter nach gesehen, als dem befreun¬ 
deten Kollegen. Zu Konflikten, die in beiderseitigem Interesse 
möglichst vermieden werden müssen, kann es dann kaum noch 
kommen. Selbstverständlich wird der Medizinalbeamte seinen 
Begriffen von Kollegialität im weitesten Sinne getreu bleiben 
und gern überall da helfend einspringen, wo es sich um momen¬ 
tane Entgleisungen handelt. Bei einem Hinwegsetzen über Recht 
und Gesetz darf auf eine Mitwirkung des beamteten Arztes 
unter keinen Umständen gerechnet werden. 
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Der § 99 der Dienstanweisung lautet: „Gemeinnützige 
Bestrebungen auf allen Gebieten der Krankenfürsorge soll der 
Kreisarzt zu fördern suchen.“ Diesem § entsprechend hat der 
Medizalbeamte auch dem Krankenkassenwesen seine Auf¬ 
merksamkeit zu schenken. Es war dieses jetzt um so mehr 
notwendig, da das Krankenkassenwesen sich ganz enorm aus¬ 
gedehnt hat und es deshalb geboten erschien, daß gewisse 
Auswüchse der Krankenkassen offen erwähnt und besprochen 
wurden. Diese Erwägungen haben mich dazu geführt meine 
Gedanken über diesen Gegenstand zu veröffentlichen. 8 ) Viele 
Millionen ließen sich den Kassen und damit der Allgemeinheit 
erhalten. Ob wir jetzt zu dieser Sparsamkeit moralisch ver¬ 
pflichtet sind oder nicht, bedarf kaum einer Erwägung. Unbe¬ 
dingt dazu gehört ein einheitliches Zusammengehen der Aerzte 
mit den Krankenkassen (Ersparnis der Arzneikosten). Weiter¬ 
hin müssen die Vorstände der Krankenkassen zur Ersparung 
weiterer größerer Summen, die heute als Krankengeld den Un¬ 
befugten in die Tasche fließen, planmässig Vorgehen. Als über¬ 
aus wünschenswert muß es bezeichnet werden, daß tüchtige 
maßgebende Persönlichkeiten in den Vorständen der Kranken¬ 
kassen auf einen möglichst langen Zeitraum gewählt und dadurch 
in den Stand gesetzt werden, ihre Ideen zur Durchführung zu 
bringen, zugleich aber von dem Wohlwollen der Kassenmit¬ 
glieder nach Möglichkeit unabhängig werden. 

Eine Aenderung im Krankenkassenwesen zu erreichen, ist 
eine Aufgabe, die des Schweißes der Edlen wohl wert wäre. 
Mir ist es nicht gelungen, einen bescheidenen Anteil am Erfolg 
zu erringen, vielleicht aus Gründen, wie sie Prof. Dr. E. P f e i f f e r 
in seinen Ausführungen im Januar-Heft der Volks-Hygiene 
treffend an führt. 

Bezüglich der Versorgung der Krankenhäuser mit 
ärztlicher Hilfe — § 100 der Dienstanweisung — habe ich 
nichts Positives erreicht, wohl aber viel Unerwünschtes erfah¬ 
ren. Allerdings standen hier im wesentlichen wohl praktische 
pekuniäre Gründe entgegen, während meinen theoretischen Aus¬ 
einandersetzungen gefolgt werden mußte. 4 ) 

Auf dem großen Gebiete der Wohlfahrtspflege 
sind kleinere Erfolge erzielt worden. In der Stadt Köslin wird 
noch in diesem Jahre ein Stadtkommunalarzt im Sinne des 
Herrn Wohlfahrtsministers angestellt werden. Wenn man im 
übrigen die stolzen Richtlinien des Wohlfahrtsministeriums, denen 
der Medizinalbeamte in vieler Beziehung durchaus beitreten 
muß, berücksichtigt., kann man im allgemeinen wohl durch die 
Art der Durchführung enttäuscht sein. „Parturiunt montes, nas- 
cetur ridiculus raus.“ Uebrigens ist dieses Gebiet noch viel zu 
neu, um darüber bereits jetzt ein abschließendes Urteil abzu¬ 
geben. 5 ) Aufklärung des Volkes durch Volks-Aufklärungs-Abende 

*) Kotes Kreuz; 1921, Heft 5 und 6. 

‘) Itotcs Kreuz; 1921, 7 und 8. 

*) StadtwohlfahrlHptlege. Kotes Kreuz; 1921, lieft 3/4. 
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können nicht vermißt werden, auch wenn in der Jetztzeit ver¬ 
schiedene Notstände — namentlich die Wohnungsfrage — nur 
sehr allmählich gehoben werden können. 

Sehr mit Recht äußert sich der Dichterphilosoph Qoethe 
in dem Westöstlichen Divan dahin: 

.Volk and Knecht and Ueberwinder 
Sie geeteh’n za jeder Zeit: 

Höchstes Glück der Erdenkinder 
Sei nar die Persönlickeit.“ 

Der Abschnitt 22 der Dienstanweisung handelt von der 
Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krank¬ 
heiten. Mit großen Worten weist der § 82 darauf hin, daß 
der Kreisarzt sich mit den Fortschritten in der Verhütung und 
Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten und mit den ein¬ 
schlägigen gesetzlichen und VerwaltungsVorschriften dauernd 
vertraut zu erhalten habe. Den obigen Worten ist unbedingt 
zuzustimmen. Hat aber der Medizinalbeamte wirklich auf die 
Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten einen 
so wesentlichen Einfluß, oder sind die Verhältnisse stärker als 
er ? Unbedingt zuzugeben ist es, daß den modernen hygieni¬ 
schen Bestrebungen es wohl zu verdanken ist, daß die sog. 
exotischen Krankheiten während des Krieges und nach dem 
Kriege auf ein sehr bescheidenes Maß beschränkt worden sind. 
Auch mir ist es hier gelungen, mehrere Fälle von Flecktyphus 
derartig zu isolieren und unschädlich zu machen, daß eine 
Uebertragung beziehungsweise eine Ausbreitung der Krankkeit 
vermieden werden konnte. 

Wie stebt es aber mit den vielen hier endemischen 
in den sog. Preußischen Seuchengesetzen zusammengefaßten 
Krankheiten: Diphtherie, Scharlach, Typhus etc. etc. ? Hat der 
Kreisarzt auch bei der minutiösesten Beobachtung aller Vor¬ 
schriften einen wesentlichen Einfluß auf die Unterdrückung 
bezw. auf die Beschränkung dieser Krankheiten? 

Die Ermittelung gipfelt in dem Aufsuchen der Krankheits¬ 
quelle und in der Anordnung der Desinfektion. Die Krankheits¬ 
quelle bleibt sehr oft dunkel. Trotz der Durchführung der Des¬ 
infektion gibt es so unendlich viele Verbreitungsquellen, daß 
hier menschliche Berechnung wohl oft zu Schanden wird. Fälle 
von Erkrankungen in Wohnungen, die kurz zuvor 2—3 mal 
desinfiziert sind, gehören zu den Alltäglichkeiten. Ist es unter 
diesen Umständen zu verwundern, daß in den Köpfen der Be¬ 
völkerung die Ueberzeugung von der Unwirksamkeit der 
Schlußdesinfektion Platz greift und sich das Volk weigert, Des¬ 
infektionskosten zu tragen. Wenn hierzu noch die Desinfek¬ 
tion zu durchaus ungeeigneten Zeitpunkten vor sich geht — 
es sollen hier und da oft noch nach vielen Wochen, — wo von 
einem Schutz Gesunder überhaupt nicht mehr die Rede sein 
kann — Desinfektionen Vorkommen, so sinkt die Desinfektion 
zur Farce herab. Eine Verweigerung der Desinfektionsgebühr 
geschieht dann mit Recht. Die allein vernünftige fortlaufende 
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Desinfektion kann nur mit Hilfe der Aerzte, die im allgemeinen 
aber hierfür schwer zu interessieren sein dürften, gelöst werden. 

Hier in Köslin habe ich, wie an anderer Stelle geschildert 
ist, die Desinfektion soweit reorganisiert, daß sie jetzt wenigstens 
den Gesetzen der Vernunft entspricht. 6 ) Anders noch liegt die 
Sache auf dem Lande. Schon die Anzeigepflicht ist hier mit 
gewissen Schwierigkeiten verknüpft. Wenngleich in der Jetzt¬ 
zeit auch das platte Land in durchaus ausreichender Weise mit 
Aerzten versehen ist, werden doch hier häufig genug die sonst 
zur Anzeige verpflichteten Personen in Frage kommen. Um den 
Kreisarzt dann weiter in die Lage zu versetzen, möglichst bald 
seine Vorbeugungsmaßregeln zu trelfen, ist sofortige Weitergabe 
der Anzeige durch den Amtsvorstand an den Kreisarzt unbe¬ 
dingtes Erfordernis. Hat nun der Kreisarzt wirklich auf die 
Unterdrückung einen wesentlichen Einfluß? Der Schwerpunkt 
bei der Bekämpfung ansteckender Krankheiten beruht bekannt¬ 
lich auf die Vernichtung der in den Körper eingedrungenen und 
vermehrten Krankheitskeime, die der Kranke durch seine Aus¬ 
atmungsluft, seine Absonderungen und auf manche andere Art 
auf seine Umgebung mittelbar oder unmittelbar überträgt und 
dadurch die Ansteckung vermittelt. Wenn es gelänge, diese 
Keime unschädlich zu machen und abzutöten, dann wäre mit 
einem Schlage die Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten 
erledigt. Leider sind wir von der Erreichung dieses idealen 
Zieles aber noch weit entfernt. Dem Zwecke der Verhinderung 
der Verbreitung und der Vernichtung der Keime dienen fol¬ 
gende Maßregeln: 1) Eine strenge Absonderung der Kranken, 
2) die fortlaufende Desinfektion am Krankenbett, 3) die Schluß¬ 
desinfektion (?) nach Ablauf der Krankheit durch Genesung 

oder Tod. 

/ 

Ueber die Art der Absonderung enthalten die Seuchen- 

f esetze genaue Angaben. Wer aber die Verhältnisse auf dem 
lande aus eigener Anschauung kennt, wird mir vollkommen 
beipflichten, wenn ich behaupte, daß in mindestens 90°/ 0 aller 
Fälle eine Absonderung im Sinne der Seuchengesetze einfach 
undurchführbar ist. Auf Näheres einzugehen, dürfte sich er¬ 
übrigen. Von der Absonderung ansteckender Kranke auf dem 
Lande ist also nichts zu erwarten. Ebenso wenig von einer 
fortlaufenden Desinfektion, die in den Ausführungsbe¬ 
stimmungen zum Gesetz zur Bekämpfung übertragbarer Krank¬ 
heiten überaus schön im einzelnen festgelegt wird. Nach meinen 
Erfahrungen wird auf dem Lande trotz der Belehrungen des 
Kreisärztes, trotz der eventuellen Anordnungen des behandeln¬ 
den Arztes, trotz ausgeteilter gedruckter Anweisungen auch 
nicht der hundertste Teil der Desinfektionsvorschriften durch¬ 
geführt. Zum großen Teil ist die Durchführung auch nicht 
möglich. Der Auswurf und der Schleim werden gewohnheits- 


') Gedanken eines Medizinalbeamten Ober Desinfektion. Zentralblatt für 
Desinfektion; 1921, Heft 2. 
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gemäß au! dem Fußboden oder an der Wand abgelagert. Eine 
gründliche Reinigung des Fußbodens ist nicht gut möglich, da 
er vielfach aus Erde, Lehm, im besten Falle aus Dielen besteht, 
die mit Rissen, Fugen und Löchern versehen sind. Eine Rei¬ 
nigung der Lehmwand ist ebensowenig möglich. Die Mahlzeiten 
müssen im Krankenraume genossen werden, denn er ist der 
einzige bewohnbare Raum. Die Ansichten der Leute über Rein¬ 
lichkeit sind fragwürdig, die Verhältnisse in Bezug auf Wäsche 
sind armselig; ein häufiges Wechseln ist unmöglich. Wer über¬ 
wacht die sorgfältige Ausführung der fortlaufenden Desinfektion 
wie es das Gesetz bestimmt? Der Kreisarzt sieht nur die ersten 
Fälle der Krankheit, der behandelnde Arzt sieht den Kranken 
ein bis zwei Mal, von einer Ueberwachung kann keine Rede 
sein. Die relativ wenigen Gemeindeschwestern reichen leider 
zu einer wirksamen Ueberwachung nicht aus. Die fortlaufende 
Desinfektion am Krankenbett ist bei bemittelten, intelligenten 
und gewissenhaften Leuten nicht ganz leicht durchführbar, auf 
dem Lande steht sie bei weitem in der Mehrzahl der Fälle 
einfach auf dem Papier. 

Von unserm Rüstzeug im Kampf gegen die ansteckenden 
Krankheiten bleibt dann nur noch die Schlußdesinfektion 
übrig. Daß diese an und für sich in den Erfolgen höchst frag¬ 
würdige Maßregel auf dem Lande nur Geld kostet und nichts 
leistet, darüber brauche ich hier wohl kein Wort verlieren. 

Der Kampf der Medizinal Verwaltung ist gegen die Ver¬ 
breitung ansteckender Krankheiten, abgesehen von kleinen 
Erfolgen, z. B. durch Schluß eines verdächtigen Brunnens etc. 
im allgemeinen in seinen Erfolgen sehr fragwürdig, sehr häufig 
ist er das zum Berichte höheren Ortes verwandte Papier nicht 
wert. 

Die §§ 57—63 der Dienstanweisung für die Kreisärzte be¬ 
handeln das Hebammenwesen und geben den Medizinal¬ 
beamten in dieser Beziehung wichtige Anweisungen. Das A 
und 0 dieser Anweisungen liegt meines Erachtens darin, bei 
der Auswahl der Hebammenschülerinnen auf das gewissenhaf¬ 
teste zu verfahren und rücksichtslos alle diejenigen Aspiran¬ 
tinnen abzuweisen, deren Intelligenz und allgemeines Verständ¬ 
nis nicht ausreichen, um den von Jahr zu Jahr mit größeren 
Anforderungen verbundenen Hebammenkursen mit Erfolg zu 
folgen. Das neue Hebammengesetz beabsichtigt die Hebammen 
materiell besser zu stellen. Bei der großen Verantwortlichkeit 
des Berufes muß auch im Interesse der Bevölkerung eine Besser¬ 
stellung der materiellen Lage gefordert werden. Hand in Hand 
damit geht aber eine erhöhte Anforderung der Medizinalbeamten 
an die auszubildenden Hebammen in Bezug auf Vorbildung und 
Intelligenz. In Ansehung des Standes und in Rücksicht auf 
die Pflegebefohlenen müssen ungeeignete und unzureichende 
Kräfte aus dem Hebammenstande möglichst bald entfernt werden. 
Die gelegentlichen Besuche, die Nachprüfungen werden dem 
Medizinalbeamten über die Gewissenhaftigkeit und berufliche 
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Tüchtigkeit der einzelnen Hebammen namentlich bei längerem 
Verweilen des Beamten im Bezirk im allgemeinen ein zutreffen¬ 
des Urteil ermöglichen. In puncto Gewissenhaftigkeit möchte 
ich raten, auch den besten Hebammen nicht zu trauen. Gele¬ 
gentlich eines häuslichen Besuches einer sonst guten Hebamme 
wurde mir mitgeteilt, daß der Schlüssel zum Hebammenspind 
bei der letzten Entbindung vor einigen Stunden vergessen 
worden sei. Nach einigem Zureden wurde die von vornherein 
offenbare Lüge als solche eingestanden. Die Revision des 
Spindes, mit dem hier im Bezirk alle Hebammen ausgestattet 
sind, ergab natürlich die größte Unordnung. Genauer lernt 
man die Hebammen kennen gelegentlich der Sitzungen des 
Hebammenvereins, an denen der Medizinalbeamte am besten 
stets teilnimmt. In diesen Sitzungen werden wichtige Kapitel 
der Geburtshilfe, der Wohlfahrtspflege, die Wichtigkeit der 
prompten Berichterstattung, Verfügungen der Behörden etc. 
mit den Hebammen immer wieder besprochen. Der Medizinal¬ 
beamte tritt in jeder Beziehung in diesen Sitzungen den Heb¬ 
ammen menschlich näher. Kurz erwähnen möchte ich hier nur, 
daß ich die Hebammen — namentlich auf dem Lande — in 
der Mütter- und Säuglingsfürsorge nicht entbehren möchte, 
daß ich vielmehr in ihrer Person einen sehr wichtigen Helfer 
sehe. 

Der Kreisausschuß ist, um einen ordnungsmäßigen Geburts¬ 
hergang zu gewährleisten, unbedingt verpflichtet, den Hebammen 
seinerseits die im § 194 des Hebammenlehrbuches vorgeschrie¬ 
benen Sachen zu liefern. Er selbst kann sich meiner Ansicht 
nach wieder — soweit dieses möglich — an die Familien der 
Entbundenen halten und ein entsprechendes Desinfektionsgeld 
— hier 6 M. — einziehen und durch Vermittlung der Hebam¬ 
men der Kreiskommutfalkasse zufließen lassen. 7 ) 

In gerichtsärztlicher Beziehung haben etwa 120 
Sektionen der Staatsanwaltschaft das Material an die Hand 
gegeben, Schuldige zu verfolgen oder Verfahren einzustellen. 
Bei ausgesprochenen geistigen Erkrankungen trat die Entmün¬ 
digung in ihr Recht. In beiden Fällen fand der Medizinalbe¬ 
amte sein Genügen. — Bei der gutachtlichen Aeusserung über 
sog. verminderte Zurechnungsfähigkeit hat sich der Unterzeich¬ 
nete stets beflissen, in die Psyche des Täters einzudringen, 
um unter der Berücksichtigung der Individualität sein Gut¬ 
achten abzugeben. Die Erwägungen dabei führten zur Beur¬ 
teilung des jetzigen Strafvollzuges überhaupt, der unter dem 
Mantel der Gerechtigkeit: „Gleiches Recht für alle“ zweifellos 
die größte Ungerechtigkeit birgt. Der Mann, der im moralischen 
Schmutz aufgewachsen ist, kann meines Erachtens unmöglich 
in gesetzlicher Beziehung gleichgeachtet werden dem Mann, 
der in einwandfreier Häuslichkeit nach Absolvierung von Schulen 


7 ) Siebe Zeitschrift für Medizin&lbetimte; 1921, Heft 10. Inzwischen 

aufgehoben. 
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seinen Horizont erweitert hat. Die Kriterien des Gehirns, die 
den einen von einer gesetzlich nicht erlaubten Handlung ab¬ 
halten, sind bei dem anderen nicht oder nur in wenig ausge¬ 
prägtem Maße vorhanden. Unter Berücksichtigung dieser Momente 
mag ich vielleicht manchesmal mein Gutachten auf Minder¬ 
wertigkeit abgegeben haben, wo andere Gutachten Vollwer¬ 
tigkeit angenommen hätten. Wohl bei allen Kapitalverbrechen, 
bei denen in Anbetracht ihrer Schwere, Todesstrafe oder lang¬ 
fristige Kerkerhaft stand, habe ich mich in zweifelhaften Fällen 
entsprechend der ungeheuren Verantwortung mit einer ambu¬ 
latorischen Beobachtung nicht begnügt, sondern eine sechs¬ 
wöchentliche Beobachtung in einer Heilanstalt beantragt. 

In meiner nebenamtlichen Stellung als Gefängnisarzt 
habe ich stets auf dem Standpunkt gestanden, daß gerade die 
Gefangenen ganz ebenso, wie z. B. viele Fürsorgepflichtige 
(Tuberkulöse im Krankenhaus) jemanden im Gefängnis haben 
müssen, der ihnen in körperlichen und geistigen Nöten nahe 
steht. Von diesen Erwägungen ausgehend, habe ich alle vor¬ 
gebrachten Beschwerden — auch wenn diese von vornherein 
den Stempel der Unwahrscheinlichkeit trugen — genau geprüft. 
Unbillige Forderungen der Leute wurden dabei mit aller 
wünschenswerten Entschiedenheit gebührend zurückgewiesen. 
Die Konsequenzen dieser Handlungsweise waren in jeder Be¬ 
ziehung die erwünschten. Die Gefangenen sahen ein, daß der 
Gefängnisarzt zwischen Gefangenen und Gefängnisverwaltung 
gewissermaßen eine neutrale Person bildete, und daß sie bei 
gerechten und begründeten Ansprüchen auf Unterstützung zu 
rechnen hatten. 

Der Ueberwachung des Arzneimittelverkehrs außer¬ 
halb der Apotheken sind die §§ 54-56 der Dienstanweisung 
gewidmet. Von den unvermuteten BesiclSigungen der Drogen- 
handlungen habe ich nie sehr viel gehalten. Ich hatte stets 
den Eindruck, als ob damit eine gewisse Form erfüllt werden 
mußte. Ueber die vorhandene Ordnung und Sauberkeit in einer 
Drogenhandlung ergibt die Besichtigung Aufschluss, der Kern 
— der Handel mit verbotenen Arzneimittel — bleibt dabei 
unberührt. Von einer bevorstehenden Besichtigung hatten die 
Inhaber auf diese oder jene Weise stets Wind. Die gesetzlich 
verbotenen Medikamente eto. werden auch selbstverständlich 
nicht in den den Revisoren zugänglichen Behältern verwahrt. 
Gewiegte Kriminalbeamte hätten wahrscheinlich bei jeder Re¬ 
vision hier oder da verbotene Waren aufgestöbert, die dem 
harmlosen Kreisarztrevisor entgehen mußten. 

Bei der Verfolgung verbotener Anzeigen wird der 
Medizinalbeamte zu berücksichtigen haben, daß das Publikum 
nicht irre geführt oder zu Ungesetzlichkeiten verschleiert oder 
nicht verschleiert aufgefordert, anderseits aber das Geschäft 
der Blätter auch möglichst wenig gestört wird. Eine -milde 
Praxis wird sich im allgemeinen empfehlen. Der Zug zum Aber¬ 
glauben, zum Quacksalber ist bei Hoch und Niedrig sehr aus^ 
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gebreitet. Dem Medizinmann im Ausland wird bekanntlich gern 
der braune Lappen geopfert, während der blaue Lappen, den 
der Schulmediziner nach längerer Tätigkeit als kargen Entgelt 
fordert, stets als ganz besonders hoch Derechnet befunden wird. 

Einige Worte zu den Gesundheitskommissionen! 

Diese Einrichtung entspricht vielfach nicht den Absichten 
der Gesetzgeber im Sinne des Gesetzes vom 16. September 1899, 
ist vielmehr zu einer ganz einseitig beratenden, gleichgültigen 
Behörde herabgesunken. Die Gesundheitskommission gehört 
dann zu den sogenannten Talmi- oder Atrappeneinrichtungen 
einer Kommune. — Wenn die Gesundheitskommission ihren 
Zweck im Sinne des Gesetzes erfüllen, wenn sie ein wertvoller 
Faktor auf dem Gebiete der Hygiene werden soll, so müssen 
meiner Ansicht nachfolgende Vorbedingungen erfüllt sein: 

1. In der Gesundheitskommission muß ein Arbeitsausschuß 
vorhanden sein. Dieser Ausschuß hat die Aufgabe, sich von 
der Abstellung bezw. Nichtabstellung von Mißständen, deren 
Beseitigung von der Gesundheitskommission angeraten war, zu 
überzeugen und in der nächsten Kommissionssitzung darüber 
eingehend zur Festlegung im Protokoll zu berichten. Der 
Bericht hat sich vor allem auch daraufhin zu erstrecken, welche 
Gegengründe von der Kommune geltend gemacht werden oder 
welche Hintergründe sonst entgegenstehen. 

2. In der Kommission müssen Mitglieder vorhanden sein, 
*<Ke sich für hygienische Angelegenheiten interessieren oder in¬ 
folge ihres Amtes interessieren müssen. Unter allen Um¬ 
ständen gehören also in die Gesundheitskommission hinein 
Vertreter des Wohlfahrtsamtes, sämtliche städtischen Aerzte 
(Armenärzte, Kommunalärzte, Fürsorgeärzte, Schulärzte), Ver¬ 
treter der Krankenkassen und alle sonst interessierten Kreise. 
Sollten Persönlichkeiten, die der Abstellung hygienischer Mängel 
Verständnis und Interesse entgegenbringen müssen, sich durch 
Teilnahmslosigkeit auszeichnen und andauernd bei den Sitzungen 
durch ihre Abwesenheit glänzen, so wäre dieses mit der Be¬ 
kleidung städtischer Aemter nicht recht zu vereinigen. 

3. Es empfiehlt sich nicht, daß der Vorsitzende der Ge¬ 
sundheitskommission zugleich eine maßgebende Persönlichkeit 
des Magistrats ist. Aus naheliegenden Gründen ist es besser, 
die Wahl eines Vorsitzenden, der natürlich vollkommen unab¬ 
hängig sein muß, den Mitgliedern der Gesundheitskommission zu 
überlassen. 

Es wäre mir ein Leichtes, den Faden noch weiter zu spinnen. 
Manches ist erwähnt, Vieles ist nicht erwähnt; eine weitere 
Besprechung würde den Rahmen dieser Arbeit überschreiten. 

Nach der Revolution sah ich mich veranlaßt, auch meine 
Tätigkeit hier und da zu revidieren. So kam ich zu der 
Ueberzeugung, daß der Medizinalbeamte unbedingt für jeden 
ohne jede Rücksicht gesundheitlich zu sorgen hat. Eigentlich 
ist ein solches Verhalten natürlich, aber Vorurteile hat schließ¬ 
lich jeder zu überwinden. Daß ich mit meinem Verhalten auf 
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dem richtigen Wege bin, habe ich zur Genüge erfahren. Dank¬ 
barkeit und Anerkennung habe ich oft da gefunden, wo ich 
von vornherein auf eine solche verzichten zu müssen glaubte. 
An anderer Stelle, wo ich auf Billigung und Unterstützung 
rechnete, habe ich Beifall nicht gefunden. Mehr und mehr hat 
sich so in mir die Ueberzeugung gefestigt, daß auch unter den 
jetzigen traurigen Verhältnissen eine gewisse Zufriedenheit zu 
erreichen ist, wenn man sich ohne Ansehen der Person lediglich 
auf den Boden der Pflicht stellt. Nur so kann der Medizinal- 
beamte zum treuen Berater aller Kreiseingesessenen in jeder 
gesundheitlichen Lage werden. 

An mancher Freude hat es mir nicht gefehlt. Das Ideal 
ist ebenso wenig zu erreichen, wiedas Wahre zu erkennen ist; es 
muß aber versucht werden. 


Entwurf für die Satzungen des Prenssi sehen 
Medizinalheamtenyereins. 

Der Satzungsentwurf, der von dem Herausgeber dieser 
Zeitschrift unter Benutzung eines Entwurfs des Schriftführers 
des Vereins, Herr Med.-Rat Dr. Bundt, ausgearbeitet ist und 
dessen endgültige Fassung nach einem Beschluß der diesjährigen 
Hauptversammlung von dem demnächstigen Vertretertage be¬ 
schlossen werden soll (s. Nr. 18 dieser Zeitschrift, S. 398), hat 
folgenden Wortlaut: 

I. Namen, Sitz and Zweck des Vereins. 1 ) 

§ 1. Der Verein führt den Namen 

«Preußischer Medizinalbe amten verein“ 
und hat seinen Sitz im Bezirke des Amtsgerichts Berlin Mitte, in dessen 
Vereinsreg ist er er eingetragen ist. 

Er hat den Zweck: 

1. die Wissenschaft auf dem ganzen Gebiete der Staatsarzneikunde — Hygiene 
und öffentliches Gesundheitswesen einschliesslich der sozialen Hygiene , 
gerichtliche Medizin und Psychiatrie sowie Versicherungsmedizin — zu 
pflegen; 

2. durch Vorträge und Austausch persönlicher Erfahrungen eine Verständi¬ 
gung über wichtige Fragen und die einschlägige Gesetzgebung auf den 
vorher in Ziffer 1 genannten Gebieten herbeizuiühren; 

3. seinen Mitgliedern Gelegenheit zu gegenseitiger Annäherung zu geben 
und ihre beruflichen und wirtschaftlichen Interessen nicht nur zu wahren 
sondern auch in jeder Weise zu fördern. 

Der Verein ist dem „Deutschen Medizinalbeamten verein“ in der Gesamt¬ 
heit beigetreten; seine Mitglieder sind demgemäß auch Mitglieder dieses 
Vereins. 

II. Mitgliedschaft; Ehrenmitglieder. 

§ 2. In den Verein können auf genommen werden: 

a) alle im preußischen Staatsdienst, im Staatsdienst des Deutschen Reiches 
stehenden sowie die mit voller Beamteneigenschaft im Gemeindedienst fest 
angestellten "vorausgesetzt, dass die letzteren staatsärztlich 

approbiert sind ^ t "”* 

') Die Aenderungen und neuen Znsätze sind in Schrägschrift gedruckt. 
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b) alle an den preußischen CJniversitäten oder medizinischen Akademien 
tätigen Lehrer der Hygiene, einschliesslich der sozialen Hygiene, gericht¬ 
lichen Medizin, Psychiatrie und Versicherungsmedizin sowie die Direktoren 
und Aerzte der gerichtsärztlichen, psychiatrischen, hygienischen Instituten, 
der öffentlichen Anstalten für Geisteskranke, Epileptische und Idioten, 
der öffentlichen Impfanstalten und Hebammenlehranstalten; 

c) alle für den ärztlichen Staatsdienst approbierte Aerzte, auch wenn sie 
noch nicht im Staats- oder Gtemeindedienst angestellt sind. 

§ 3 . Wer dem Verein beizutreten wünscht, hat bei dem Vorstand des 
Bezirksvereins, in dessen Bezirk er seinen Wohnsitz hat, einen Ahtrag auf Bei¬ 
tritt zu stellen. Der Bezirksvorstand hat zu prüfen, ob die Voraussetzungen 
der Berechtigung zum Beitritt erfüllt sind und das Aufnahmegesuch mit seinem 
Vermerk an den Landesvorstand weiterzugeben, der durch Ausstellung und 
Uebersendung der Mitgliedskarte die Aufnahme vollzieht. 

Liegen Bedenken gegenjlie Aufnahme vor, so ist ein Beschluss des Gesamt - 
Vorstandes herbeizuführen. IWird von diesem die Aufnahme versagt, so ist Be¬ 
rufung an den nächsten V&lretertag (s. § 15) zulässigj 

§ 4. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Empfang der Mit¬ 
gliedskarte; sie erlischt durch den Tod, durch Aberkennung des Wahl¬ 
rechts oder der Wahlfähigkeit zu einer staatlich anerkannten ärztlichen 
Standesvertretung oder durch freiwilligen Austritt, der jederzeit unbeschadet 
der Verpflichtung zur Entrichtung des laufenden Jahresbeitrages erfolgen kann . 

Mitglieder, die die Zahlung des Betrages verweigern oder trotz zweimaliger 
Anmahnung zwei Jahre mit dem Jahresbeiträge im Rückstände bleiben, gelten 
dis ausgetreten unbeschadet des Rechtsanspruchs des Vereins . 

Bei standesunwürdigem Benehmen sowie bei einem der Vereins - und 
Standesinteressen schädigenden Verhalten kann der Landesvorstand nach An¬ 
hörung des Bezirksvorstandes den Ausschluss eines Mitgliedes mit Zweidrittel- 
Mehrheit beschliessen. Gegen diesen Beschluss ist Berufung an den Vertretertag 
zulässig. 

§ 5. Um den Verein hervorragend verdiente Mitglieder und sonstige 
Personen können von der Hauptversammlung auf Vorschlag des Landes¬ 
vorstandes zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. 

III. Yereinsjahr und Beitrag. 

§ 6. Als Vereinsjahr gilt das Kalenderjahr. 

Die Höhe des Jahresbeitrags wird von dem Vertretertao festgesetzt, 
er ist auch berechtigt, im Bedarfsfall© einen ausserordentlichen Beitrag zu er¬ 
heben. Den im Ruhestand befindlichen Mitgliedern kann auf Antrag von detn 
Landesvorstande eine Ermässigung des Beitrages bewilligt werden. 

Der Jahresbeitrag wird im Januar jeden Jahres durch die Schrift - und 
Kassenführer der Bezirksvereine eingezogen und an das mit dein Kassen¬ 
geschäfte betraute Vorstandsmitglied bis zum 1 . April jeden Jahres abgeführt.; 
üückständige Beiträge können nach vorheriger Vergeblicher Erinnerung durch 
Nachnahme eingezogen werden. Ausserordentliche Beiträge sind in gleicher 
Weise binnen 4 Wochen nach ihrer Festsetzung einzuziehtn und an die Kasse 
des LandssvorStandes abzuführen. 

Erlöschen der Mitgliedschaft im Laufe des Jahres gibt kein Recht auf 
anteilige Rückerstattung gezahlter Beiträge. 

IV. Vereinsblatt. 

§ 7. Die dem Verein als Vereinsblatt dienende fachwissenschaftliche 
Zeitschrift wird von dem Vertretertag bestimmt und jedem Mitgliede unent¬ 
geltlich geliefert. Im Ruhestand befindliche Medizinalbeamte können auf die 
Lieferung des Vereinsblattes verzichten; sie zahlen dann einen entsprechend 
geringeren Jahresbeitrag . 

V. Organe des Vereins. 

§ 8. Organe des Vereins sind der Landesvorstand, der Vertretertag und 
die Landeevereammlung, die Bezirksvorstände und die BezirkeverSammlungen. 
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a. Der Landesvorstand. 

§ 9. Der Landesvorstand besteht aus 16 Mitgliedern und zwar aus 
a) je einem Vertreter der Provinzen Ostpreussen, Brandenburg, Pommern , 
(einschliesslich des Bezirks Posen- Westpreussen), Schlesien (einschliesslich 
Oberschlesien), Sachsen, Schleswig-Molstein, Hannover , Westfalen, Hessen- 
Bassau und Rheinland (einschliesslich Hohenzollem) und von Orossberlin, 
bj-aus 4-zuvuwählenden VereinsmiigRedem, 
c) aus dem jeweiligen Herausgeber der Vereinszeitschrift. 

Die unter a genannten Vorstandsmitglieder werden von Bezirksvertretern 
der betreffenden Provinzen (s. § 15), die unter b von den unter a genannten 
Vorstandsmitgliedern auf je drei Jahre gewählt; für jeden von ihnen ist ausser¬ 
dem ein Stellvertreter zu wählen. 

Scheidet eins der unter a-e md b g enannten Vorstandsmitglieder vor Ab¬ 
lauf seiner Amtsdauer aus, so tritt sein Stellvertreter bis zur Neuwahl an seine 
Stelle; scheidet auch dieser aus, so hat der Vorstand für die Amtsdauer des 
Ausgeschiedenen eine Neuwahl durch die Bezirksvertreter der betreffenden Provinz 
zu veranlassen i bo om, ein anderes ~ Vo rstandsmitgli e d -für-die-unter Ir genannt e n - 
Vorstandsmitglieder hinzuzuwählen% 

§ 10. Der Landesvorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden, 
einen Schriftführer und je einen Stellvertreter; sie bilden den 
geschäftsführenden Ausschuss. Der Schriftführer ist zugdeich Schatz¬ 
meister; es kann jedoch auch ein anderes Vorstandsmitglied /oder ein be-~ 
sonderer Rechnungsführer, der nicht Mitglied des Vereins zu sein brauchte 
mit der Führung der Kasse vom Vorstande beauftragt werden. ^ 

§ 11. Der Landesvorstand' leitet die gesamten Angelegenheiten des 
Vereins and sorgt insbesondere fttr die Vorbereitung und Ausführung der Be¬ 
schlüsse, die von ihm, dem Vertretertage und der Bundesversammlung gefaßt sind, 
sowie für die Wahrung und Förderung der beruflichen und wirtschaftlichen Inter¬ 
essen der Vereinsmitglieder. Er entscheidet über die Aufnahme eines Mitgliedes, be¬ 
stimmt Ort, Zeit und Tagesordnung der abzuhaltenden Vertretertage und Landes¬ 
versammlungen sowie die Berichterstatter über dio einzelnen Verhandlungs¬ 
gegenstände; desgleichen hat er in der jährlichen Landesversammlung einen 
Geschäfts- und Kassenbericht zu erstatten. Seine Bernfang geschieht durch 
den Vorsitzenden, so oft es die Lage der Geschäfte erfordert oder wenn sie 
von mindestens einem Drittel seiner Milglieder beauftragt wird. Die Einladung 
dazu hat wenigstens 8 Tage vorher schriftlich unter Mitteilung der Tages¬ 
ordnung zu erfolgen. 

Der Landesvorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens ein Drittelseiner 
Mitglieder, einschließlich des Vorsitzenden oder dessen Stellvertreter anwesend 
ist. Er faßt seine Beschlüsse nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, falls es sich jedoch um Wahlen 
handelt, das Los. Ueber Verhandlungen ist vom Schriftführer eine Nieder¬ 
schrift aufzunehmen, die von ihm und dem Vorsitzenden zu vollziehen ist 

§ 12. Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter führt unter Mit¬ 
wirkung des geschäftsführenden Ausschusses die laufenden Geschäfte und ver¬ 
tritt sowohl den Verein als den Vorstand nach außen, namentlich in allen . 
gerichtlichen und ausser gerichtlichen Angelegenheiten sowie in denjenigen Fällen, 
in denen die Gesetze eine besondere Vollmacht erfordern. Er hat fttr die vor¬ 
schriftsmäßige Einladung zu den Vorstandssitzungen, Vertretertagen und 
Landesversammlungen Sorge zu tragen, die Tagesordnung fttr die Vorstands¬ 
sitzungen festzustellen und in diesen sowie auf den Vertretertagen und den 
Bundesversammlungen den Vorsitz zu führen. Er fertigt die Mitgliedskarten 
aus, kann damit aber auch den Schriftführer beauftragen. 

Der Vorsitzende ist auch Vorstand im Sinne der §§ 54—79 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuches; im Falle seiner Behinderung gehen diese Befugnisse au* 
den Schriftführer über . 

Urkunden, die für den Verein rechtsverbindlich sein sollen, bedürfen der 
Mitunterschrift des Schriftführers. 

§ 18. Der Schriftführer hat den Schriftwechsel zu besorgen, die 
Niederschriften und Berichte über die Vorstandssitzungen, Vertretertage und 
Landesversammlungen abzufassen, den jährlichen Geschäftsbericht zu erstatten 
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and für ordnungsmäßige Aufbewahrung der Akten Sorge zu tragen. Führt er 
gleichzeitig die Vereinskasse, so hat er alljährlich in der Landesversammlung 
Rechnnng zu legen; desgleichen ist er verpflichtet, jederzeit auf Verlangen 
des Vorstandes eine Uebersicht des Vermögensstandes zu geben. Ist ein' be¬ 
sonderer Schatzmeister oder Rechnungsführer gewählt (siehe § 10 Abs. 2), so 
liegt diesem die Kassenführung und Bechnungslegung ob. 

§ 14. Für die Teilnahme der Vorstandsmitglieder an den Sitzungen des 
Landesvarstandes und am Vertretertage stehen ihnen Tagegelder und Reisekosten 
nach den für Staatsbeamte üblichen Sätzen zu; sie werden von der Kasse des 
Landesvereins getragen. 

b. Vertretertag. 

§ 16. Der Vertretertag setzt sich zusammen aus 

1. den Vertretern der Bezirksvereine und 

2. den Mitgliedern des Vorstandes. 

Die Vertreter der Bezirksvereine und ihre Stellvertreter werden auf 
3 Jahre gewählt; ihre Namen sind dem Vereinsvorstande nach vollzogener Wahl 
mitzuteilen. Scheidet ein Vertreter oder sein Stellvertreter während der Amts¬ 
dauer aus, so ist sogleich eine Neuwahl zu veranlassen. 

Jeder Bezirksvi rein hat Anspruch auf mindestens einen Vertreter und 
bei mehr als 20 Mitgliedern auf je 20 unbefangene Mitglieder mehr einen 
weiteren Vertreter. 

Der Vertretertag hat die nach § 9 Abs. la genannten Mitglieder des 
Landesvorstandes zu wählen und soll dem Vorstand in allen Vereinsangelegen¬ 
heiten, namentlich in allen beruflichen und wirtschaftlichen Fragen unterstützen. 
Allj ähr lieh hat mindestem ein Vertretertag unmittelbar vor der Landesver¬ 
sammlung stattzu finden. Zeit, Ort und Tagesordnung werden vvm Landesvorstande 
bestimmt; die Einladungen haben mindestens 8 läge vorher schriftlich unter 
Mitteilung der Tagesordnung zu erfolgen. Den Vorsitz auf dem Vertretertage 
führt der Vorsitzende des Landesvorstandes; für die Beschlüsse und Abstimmungen 
des Vertretertages gelten die gleichen Bestimmungen wie für die Landesversamm¬ 
lung (s. § 18). 

Zur Vorbereitung und Beratung besonders wichtiger Fragen kann der 
Vorstand auch ausserordentliche Vertreter tag e einberufen ; ausserdem 
muss deren Einberufung rgeschehen , wenn sie von mindestem einem Drittel der 
Mitglieder des Vertretertages verlangt wird. 

Für die Teilnahme der Vertreter der Bezirksvereine an dem Vertreter¬ 
tage stehen ihnen Tagegelder und Reisekosten zu, die von der Kasse der Bezirks¬ 
vereine zu tragen sind. 

c. Versammlungen des Landesvereins. 

§16. Alljährlich findet mindestens eine Landesversammlung statt. 

Außerordentliche Versammlungen können vom Vorstande jederzeit 
einberufen werden; sie mttssei^von ihm einberufen werden, wenn ihre Abhaltung 
von mindestens der Hälfte der Mitglieder des Landesvorstandes oder des Ver¬ 
tretertages oder von 60 Vereinsmitgliedern beantragt wird. 

Die Einladungen zur Landesversammlung haben unter Mitteilung der 
Tagesordnung mindestens 4 Wochen vorher durch das Vereinsblatt zu erfolgen; 
bei außerordentlichen Versammlungen kann diese Frist auf 8 Tage verkürzt 
werden, falls jedes Mitglied durch besonderes Schreiben eingeladen wird. 

§ 17. Der Landesversammlung liegen insbesondere folgende Ob¬ 
liegenheiten und Befugnisse ob: 

a) die Wahl der Ehrenmitglieder; 

b) die Wahl der Rechnungsprüfer der vom Schriftführer oder Schatzmeister 
alljährlich vorzulegenden Jahresrechnung, sowie 

c) dessen Entlastung auf Antrag der Rechnungsprüfer; 

d) die Beschlußfassung über alle Anträge und Vereinsangelegenheiten. 

§18. Beschlüsse werden in der Regel mit Stimmenmehrheit gefaßt; 
Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Nur bei Aenderungen der Satzungen 
ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der stimmenden Mitglieder erforderlich; 
außerdem sind derartige Anträge mindestens 8 Wochen vor der Versammlung 
dem Vorstande schriftlich einzureichen und 4 Wochen vorher den Vereins¬ 
mitgliedern bekannt zu geben. Im übrigen siehe f 26. 
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Eine Abstimmung durch Stimmzettel erfolgt nur, wenn sie von 
wenigstens 30 anwesenden Mitgliedern beantragt wird. Ergibt sich bei Wahlen 
keine absolute Stimmenmehrheit, so findet eine Stichwahl zwischen den beiden 
statt, welche die meisten Stimmen erhalten haben. 

Wahlen und Abstimmungen durch Zuruf sind statthaft, wenn von keinem 
anwesenden Mitgliede Widerspruch erfolgt. 

Ueber jede Versammlung des Vereins ist eine vom Vorsitzenden und 
Schriftführer zu unterzeichnende Niederschrift aufzunehmen, im übrigen ist für 
die Verhandlungen iu den Vereinssitzungen die von der LandesversammluDg 
zu genehmigende Geschäftsordnung maßgebend. 

d« Bezirksvereine, deren Vorstände nnd Versammlungen« 

§ 21. In jedem Regierungsbezirk bezw. in Gross-Berlin bilden die dort an¬ 
sässigen Vereinsmitglieder einen Bezirksverein , dem jedes on ihnen ohne weiteres 
als Mitglied angehört . Die Mitglieder der Bezirke Marienwerder und Grenz¬ 
mark Posen- Westpreussen werden hierbei zu einem Bezirksverein vereinigt, die¬ 
jenigen in den Hohenzollemschen Landen dem Bezirksverein des Reg.-Bez. Koblenz 
angegliedert. Die in anderen deutschen Ländern vorhandenen Vereinsmitglieder 
werden ihrem Wunsche entsprechend einem Bezirksverein zugeieilt. 

§ 22. Die Auf gaben der Bezirksvereins sind die gleichen wie 
die des Landesoer eins, dessen Bestrebungen sie in jeder Weise unterstützen soVtn. 
Insbesondere hohen sie dem Landesvorstand von allen für die berufs- und wirt¬ 
schaftliche Interessen der Medizinalbeamten tvichtigen Vorkommnisse, sowie von 
etwaigen Wünschen ihrer Mitglieder in Kenntnis zu setzen. Allgemeine, den ganzen 
Verein und damit die Gesamtheit der Medizinalbeamten berührende Fragen 
dürfen den Behörden gegenüber in Vorstellungen , Eingaben usw. nur mit zu¬ 
voriger Zustimmung des Landesvorstandes behandelt werden. Handelt es sich 
um Eingaben an die Zentralbehörden oder an den Landtag, so hat ihre Ein-, 
reichung durch die Hand des Landesvorstandes zu erfolgen; lehnt dieser eine 
Weitergabe ab, so ist Berufung an den Vertretertag zulässig. 

§ 23. Die Bezirksvereine haben einen Bezirksvorstand zu wählen 9 
der mindestens aus einem Vorsitzenden, einem Schriftführer und je einem Stell¬ 
vertreter für sie bestehen muss. Der Bezirksvorstand hat für rechtzeitige 
U ahl der Vertreter zum Vertretertage (s. § 15 Abs. 1 Z. 1) und für Aus¬ 
führung der ihm vom Landesvorstande zugehenden Aufträge zu sorgenl/tUo^ 
Mitgl iederbeit n ägo ent rrheben, die Anmeldung neuer Vereinsmitglieder entgegen¬ 
zunehmen, Mitgliederlisten fortlaufend zu führen und alle Veränderungen dem 
Landesvorstande sofort mitzuteilen. 

§ 24. Alljährlieh hat mindestens eine Bezirk 8 Versammlung statt¬ 
zufinden und zwar in der Regel 8 Wochen vor der LandesverSammlung. Ausser¬ 
dem ist der Bezirksvorstand befugt, auch ausserordentliche Bezirksversamm¬ 
lungen einzuberufen, und verpflichtet, sie zu veranlassen, falls sie vom Landes¬ 
vorstande oder Vertretertagefverlangt wird . 

§ 25. Wollen die Bezirksvereine besondere Satzungen festsetzen, so 
müssen diese mit denen de# Landesverein £ im Einklang stehen und deshalb vorder 
Beschlussfassung darüber dem Landesvorstand zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Den Bezirksvereinen bleibt es überlassen, sich zu Provinzial vereinen 
zusammenzuschliessen, für die dann die vorstehenden Bestimmungen sinngemässe 
Anwendung finden. 

VI« Auflösung des Vereins« 

§ 26. Die Auflösung des Vereins (s. § 18 Abs. 1) kann nur durch eise 
Mehrheit von zwei Dritteln der eingeschriebenen Mitglieder nnd in einer be¬ 
sonders zu diesem Zwecke vorschriftsmäßig (s. § 16 Abs. 2) einberufenen Landes- 
Versammlung, die auch über die Verwendung des bei der Auflösung noch vor* 
handenen Vermögens zu bestimmen hat, beschlossen werden. 

Ist die erste Versammlung beschlußunfähig, so muß innerhalb 8 Wochen 
eine zweite einbernfen werden, die dann mit zwei Drittel Mehrheit der er¬ 
schienenen stimmenden Mitglieder entscheidet. 



Besprechungen. 


425 


Besprechungen. 

Med.-R&t Dr. Heyn, Hilfsarbeiter im Sächsischen Ministerium des Innern 
Sächsische Medizinalgesetze und Verordnnngen für den Arzt and 
Studierenden der Medizin. Dresden 1920. Verlag von C. Heinrich. 
I. und II. Band. 12°; 55 und 238 Seiten. Preis: 7,50 und 24 Mark. 

Der erste Band dieser Zusammenstellung der sächsischen Medizinal- 
gesetzgebung ist hauptsächlich für den Studierenden der Medizin bestimmt und 
bringt deshalb unter Berücksichtigung der Beichsgesetzgebung die Prüfungs¬ 
vorschriften für Aerzte, sowie die Bestimmungen über die medizinische Doktor¬ 
promotion und der sächsischen staatsärztlichen Prüfung. Der zweite für den 
Arzt und Krankenhausarzt bestimmte Band ist ein Ersatz der für den prak¬ 
tischen Arzt viel zu umfangreichen und inzwischen veralteten Flinz er sehen 
Sammlung dor sächsischen Medizinalgesetze und Verordnungen. Er bringt in 
handlicher und vor allem in recht übersichtlicher Weise die für den Arzt und 
Krankenbausarzt wichtigsten Bestimmungen, entweder im Wortlaut oder in 
abgekürzter Form und, wo es zum Verständnis erforderlich ist, mit sach¬ 
gemäßen Erläuterungen versehen. Trotzdem Verfasser sich hierbei auf das 
Nötigste beschränkt hat, wird der sächsische Arzt doch Auskunft über alle ihm 
interessierenden Fragen finden und ihm deshalb auch das kleine Handbuch im 
hohen Grade willkommen sein. Da es aber im Interesse der allgemeinen Volks¬ 
wohlfahrt' liegt, daß auch die praktischen Aerzte mit der Gesetzgebung auf 
gesundheitlichem Gebiete recht vertraut sind, so kann man nur die weiteste 
Verbreitung dieser Zusammenstellung wünschen, zumal sie eine solche im 
vollsten Maße verdient. t Bpd. 

Geh. Med.-Rat Dr. Henzgen-Siegeu: Die Desinfektion Leitfaden für 
Desinfektoren, Gesundheitsvorsteher und Krankenpfleger zur Vernichtung 
und Beseitigung der Ansteckungsstoffe. Im amtlichen Aufträge heraus¬ 
gegeben. Vierte, nach den neuen ministeriellen Anweisungen umgeänderte 
Auflage. Berlin; 1921. Verlag von Bichard Schuetz. 12°; 91 8. Preis: 
broschiert 10 Mark. 

Pro£ Dr. Fritz Hirstein, Kreisarzt und Vorsteher des Medizinalunter- 
suchungsamts und der Impfanstalt in Hannover: Leitfaden der Desinfektion 
für Desinfektoren und Krankenpflegepersonen in Frage und Antwort. Zehnte, 
völlig umgearbeitete und erweiterte Auflage. Berlin; 1921. Verlag von 
Julius Springer. 12°; 83 S. Preis: broschiert 12 Mark. 

Dr. O. Solbrig, Geh. Med.-Bat in Breslau: Anleitung Aber Wesen, Be¬ 
deutung und Ausführung der Desinfektion. 4. umgeänderte Auflage. 
Breslau 1921. Verlag von Trewendt & Grauer. Kl. 12°; 82 8eiten. 
Preis: broschiert 5 Mark. 

Der Erlaß neuer Desinfektionsvorschriften in Preußen hat eine Neu¬ 
auflage und vollständige Umarbeitung der vorstehenden drei Leitfäden not¬ 
wendig gemacht. Alle drei Verfasser haben dabei die ihnen gestellte Aufgabe 
in vortrefflicher Weise gelöst. Trotz ihrer Kürze, die anderseits einen Vorzug 
bildet, bringt die Solbrigsche Anleitung alles Wissenswerte in gedrängter 
Form, während die beiden anderen Leitfäden ausführlicher gehalten sind. Bpd. 


Tagesnachrichten. 

Der vorläufige Bericht Ober die Hauptversammlung des Preußischen 
Hedialnalbeamtenrereins in Nr. 18 dieser Zeitschrift bedarf noch in einigen 
Punkten einer Ergänzung. Zunächst ist der Jahresbeitrag auch bereits 
für 19 22 festgesetzt and zwar auf 75 Mark. Weiterhin ist beschlossen, daß 
eine Abführung der gerichtsärztlichen Gebühren an dieStaats- 
kasse nicht mehr stattfinden soll, und außerdem ein von Kreisarzt Dr. 
Wollenweber - Dortmund im Aufträge des Medizinalbe&mtenvereins des Reg - 
Bezirks Arnsberg gestellter Antrag angenommen, der folgenden Wortlaut hat: 

„Der Prenß. Medizinalbeamten-Verein erblickt in den Bestrebungen nach 
einer Um wandlang der staatlichen Beamtenstellung derKreis- 
ä r z t e in eine kommunale — die sogenannte „Kommunalisierung“ — eine 
Gefährdung ihrer Unabhängigkeit als Gesnndheitsbeamter wie als Gutachter. Er 
ist der Ueberzeogung, daß die „Kommunalisierung“ die Kreisärzte in Abhängigkeit 
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von den kommunalen Körperschaften bezw. der jeweils in ihnen herrschenden Partei 
bringen nnd einer „Politisierung* nabe kommen würde. Eine derartige Ab¬ 
hängigkeit ist aber weder mit der Erfüllung der staatlichen Aufgaben &nf dem 
Gebiete des Gesundheitswesens, noch mit einer unparteiischen Tätigkeit als 
öffentlicher ärztlicher Sachverständiger vereinbar. Die öffentliche Gesundheits¬ 
pflege würde durch eine Kommunalisierung Schaden erleiden. Der Verein glaubt 
aber auch in einer gegen den Willen der Medizinalbeamten etwa stattfindenden 
Umwandlung ihrer Stellung einon Eingriff in die durch die Verfassung ge¬ 
schützten, wohl erworbenen Hechte der Beamten erblicken zu müssen.“ 


Das preußische Kammergericht bat sich als Bevisionsinstans 
in seiner Sitzung vom 23. September d. J. dem in der Beilage zu Nr. 16/16 
dieser Zeitschrift, S. 73 mitgeteilten Urteil des Landgerichts I in Berlin vom 
13. Juni d. J. an geschlossen und die Anwendung des preußischen Altersgrenze« 
geselzes gegenüber den im Amte befindlichen Beamten als unzulässig erklärt. 


Durch Runderlaß des üerrnMinisters für Volkswohlfahrt 
vom 17. September d. J. (s. die Beilage zur heutigen Nummer, 8.91) ist 
eine Eingabe des Vorstandes des Preuß. Medizinalbeamtenvereins vom i. Mai d. J. 
entsprechend genehmigt, daß den Medizinalbeamteu bei Reisen in gerichtsärzt¬ 
lichen Angelegenheiten nach besonders teueren Städten ebenfalls die 
erhöhten Tagegelder zustehen und zwar rückwirkend vom 1. A p r i 1 d. J. ab. 


Durch Bekanntmachung des Ministers fürVolkswohlfahrt 
vom 3. Augn81 d. J. sind die Sätze der Gebührenordnung für die Medl« 
zinaluutersuchungsamter um 100°/o und durch Bekanntmachung vom 
27. Augu8tl921 die Verpfiegnugskosten für Wntscbutzkranke von 168 M. 
(für Kinder) auf 252 M., für Erwachsene von 252 auf 336 Mark erhöht. 


Durch Ministerial-Erlaß vom 21. August 1921 sind Vor« 
Schriften für die staatlichen Assistenten an medizinischen Instituten er¬ 
lassen, die eine zweijährige Ausbildungszeit an euer staatlich anerkannten 
Lehranstalt nnd als Vorbildung den erfolgreich zam Abschluß gebrachten Be¬ 
such eines staatlich anerkannten Lyzeums verlange. Vorsitzender der Prüfungs¬ 
kommission ist der zuständige Reg.- und Med.-Rat. Die Prüfang ist eine 
theoretische und praktische; sie erstreckt sich auf Chemie und Physik, Anatomie, 
Psychologie, Biologie und mikroskopisch anatomische Technik, Parasitologie 
und Serologie, klinische Chemie und Mikroskopie, Photographie, einschließlich 
Makro-, Mikro- und Farbenphotographie sowie Röntgenologie, Zeichnen, Schreib¬ 
maschinenschreiben und Stenographie. 


Der Preussisohe Landtag; hat seine Sitzungen wieder begonnen. Gleich 
in den ersten Sitzungen am 29. u. 30. Sept. d. J. gelangte ein Antrag der Sozial¬ 
demokraten und der unabhängigen Sozialisten auf Verbesserung der Milch« 
Versorgung fiir Kranke und Kiuder zur Verhandlung. Danach soll das Staats- 
ministerinm ersucht werden, ausreichende Mittel bereitzustellen, damit es der 
minderbemittelten Bevölkerung ermöglicht wird, den Kranken und Kindern die 
unentbehrliche Milch zuzuführen. Außerdem soll ein Betrag von 20 Millionen 
Mark zur Unterstützung der Anlegung von Viehweiden aus Oedland und Moor¬ 
ländereien behofs Vermehrung der Milcherzeugung zur Verfügung gestellt 
werden. Der Antrag wurde von den Abg. Frau Ege (Soz.) und Frau 
Christmann (unabb. Soz.) unter Hinweis auf die hohe Kindersterblichkeit, 
Unterernährung der Kinder und die große Ausbreitung der Tuberkulose einerseits, 
den hohen Milcbmangel und Milchpreis anderseits, warm befürwortet. Auch 
von der Abg. Frau Voigt (D. V.) und Abg. Sprenger (Ztr.) wurden die 
Schäden der jetzigen Milchversorgung hervorgehoben und eine Besserung auf 
diesem Gebiete verlangt, während die Abg. Frau Dentrisch (D.Nat.) die von 
sozialdemokratischer Seite gegen die Landwirtschaft erhobenen Vorwürfe 
energisch zurückwies und die bestehenden Mängel hauptsächlich auf die Mängel 
an Futtermittel und den Rückgang des Viehbestandes zurückführte; eine Ansicht, 
die auch von dem Abg. Westermann (Dem.) und einem Vertreter der Staats¬ 
regierung geteilt wnrdo. Der Antrag wurde hierauf dem Hauptausscbuß überwiesen. 



Tagesnachrichten. 
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Ans einem in der politischen Presse gebrachten Bericht über die Be- 
ratnngen des Hautausschusses des Preußischen Landtages über den Haushalt 
des öffentlichen Gesundheitswesens erfahren wir noch nachträglich, daß es 
hierbei in der Sitzung yom 2 4. August d. J. zu einer persönlichen Debatte 
zwischen dem Ministerialdirektor Dr. Gottstein und dem sozialdemokratischen 
Abg. Dr. Beyer (Soz.), der zugleich ein Referat im Wohlfahrtsministerium 
innehat, gekommen ist. Ministerialdirektor Gottstein behauptete, Dr. Beyer 
hätte das, was er in seinen Anträgen verlangte, auch als Referent im Mini¬ 
sterium durchsetzen können. 1 ) Der Angegriffene verteidigte sich damit, daß 
es sich um Forderungen handele, deren Berechtigung längst anerkannt sei, die 
aber im Wege der bürokratischen Verhandlungen zwischen den Ressorts bisher 
nicht erfüllt werden konnten. Die Gewerbeärzte habe bereits Kirchner, 
der Vorgänger Gottsteins verlangt, die Bestrebungen der Aerzte gingen 
seit 25 Jahren dahin, sie seien aber gescheitert, weil das Handelsministerium 
fürchtete, in seiner Kompetenz beschränkt zu werden, wenn Aerzte an der 
Gewerbeanfsicht beteiligt werden. Ebenso aussichtslos seien weitere Verhand¬ 
lungen über die Unterstellung derBäder, die sich im öffentlichen Besitz 
befinden, unter die Medizinalabteilung des Wohlfahrtsministeriums gewesen. 
Zur Unterstützung seiner Arbeit als Beamter und zur Förderung der Sache 
und der allgemeinen Interessen habe er sich daher auf seine Eigenschaft als 
Abgeordneter besonnen, um die Aufträge des Ministerialdirektors selbst aus¬ 
zuführen. Der sozialdemokratische Abg. Krüger nahm seinen Parteifreund 
noch ausdrücklich in Schutz. Er legte schärfste Verwahrung ein gegen einen 
derartigen Versuch, die Freiheit eines Abgeordneten zu beschränken, der in 
seinen Aeußerungcn das Ministerium in keiner Weise angegriffen habe, sondern 
die Arbeit des Ministeriums nur nach besten Kräften fördern wolle. In den 
Angriffen des Ministerialdirektors Gottstein müsse er ein Zeichen reaktio¬ 
närer Gesinnung erblicken. Seine Partei werde, was die Person Gottsteins 
anbetreffe, die Konsequenzen ziehen. Daraufhin sah sich Minister Stogerwald 
veranlaßt, vermittelnd in die Debatte einzugreifen. Er betonte, daß Ministerial¬ 
direktor Dr. Gottstein seine Vorwürfe gar nicht so agressiv gemeint habe, 
wie sie aufgefaßt worden seien; er habe lediglich feststellen wollen, daß 
Dr. Beyer sein Ziel auch im Ministerium selbst hätte erreichen können. 


Das neu errichtete Hygienische Institut ln Landsberg a. W. — Ersatz 
für das früher in Posen bestehende derartige Institut — hat am 6. August d. J. 
seine Tätigkeit aufgenommen. 


Der diesjährige vom 16. und 17. September in Karlsruhe ab- 
gehaltene 42. Aerztetag hat ln Bezug auf die gesetzliche Regelung der 
Kassenarzt frage folgende vom Gesch&ftsausschnß vorgeschlagene Resolution 
angenommen: 

„Der 42. Deutsche Aerztetag fordert die gesetzliche Einführung der 
organisierten Arztwahl als ein grundsätzliches Recht der deutschen Aerzte- 
senaft auf Arbeit. Die organisierte freie Arztwahl ist eine soziale und 
hygienische Notwendigkeit, weil sie das einzige Arztsystem ist, das dem 
Interesse des ganzen Volkes und auch der Krankenkassen selbst, insbesondere 
bei Einführung der Familienversicherung gerecht wird und letzten Endes 
allein ein dauerndes friedliches Zusammenarbeiten zwischen Kassen und 
Aerzteorganisation gewährleistet." 


') Der Abg. Dr. Beyer ist bekanntlich früher Oberarzt an einer Irren¬ 
anstalt gewesen und als Referent für das Irrenwesen in das Ministerium be¬ 
rufen. Unsere im Sprechens! seinerzeit (s. Nr. 15, S. 326) erteilte Auskunft 
über die Frage, ob ihm auch das Referat für Gewerbebygiene übertragen sei, 
ist damals mit Rücksicht auf seinen bisherigen Bildungsgang, als nicht glaub¬ 
haft bezeichnet. Der Herausgeber hat Bich aber in dieser Hinsicht geirrt, 
denn tatsächlich ist diese Uebertragung erfolgt, obwohl es jedenfalls richtiger 
gewesen wäre, wenn dieses Referat einem dafür besonders vorgebildeten 
Medizinalbeamten übertragen wäre, wie das z. B. in Bayern, Sachsen und Baden 
der Fall ist. Am einfachsten würde die Frage durch Anstellung eines Landes¬ 
gewerbearztes in Berlin gelöst, dem gleichzeitig dies Referat im Ministerium als 
Nebenamt übertragen würde. 
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Tagesnach richten. 


Außerdem worden die von dem Berichterstatter (Dr. Hausberg- 
Dortmund) zor praktischen Ausbildung der Aerzte aufgestellten Leitsätze 
mit einigen Zusätzen und Abänderungen angenommen und in Bezug auf das 
ärztliche Yersorgnngswesen nach einem sehr eingehenden Vortrag von 
Dr. Vollmann-Berlin beschlossen, die weitere Bearbeitung dieser Frage 
einer vom Geschäftsausschuß sofort zu wählenden Kommission zu übertragen; 
inzwischen sollen schon jetzt dem Anträge München-Gladbach gemäß 5—10°/ o 
des kassenärztlichen Einkommens für Zwecke der Versorgung zurückbehalten 
werden. 


Bekanntmachung 

des Vorstandes des Preusslschen Medizinalbeamten-Vereins. 

Der Preußische Medizinalbeamten-Verein hat in seiner Haupt¬ 
versammlung am 9. September ds. Js. in Nürnberg beschlossen: 

„Der Preußische Medizinalbeamten-Verein wird im Sinne 
des Bapmundschen Satzungsentwurf es reorganisiert. Der Ent¬ 
wurf wird in den bestehenden oder alsbald zu bildenden Be¬ 
zirksvereinen vorberaten. Die Hauptversammlung berechtigt 
eine noch in diesem Jahre zu berufende Vertreterversamm¬ 
lung, die Fassung der Satzungen auf Grund dieser Vorbe¬ 
ratungen endgültig und bindend festzusteilen.“ 

Der Vorstand ersucht auf Grund dieses Beschlusses, die 
Mitglieder des Vereins in allen Regierungsbezirken schleunigst 
in die Bildung von Bezirksvereinen einzutreten und in diesen und 
in den schon bestehenden Bezirksvereinen den Rapmundschen 
Satzungsentwurf, der in Nr. 19 der Zeitschrift (S. 420) abgedruckt 
ist, durchzuberaten. 

Er ersucht ferner alle Bezirksvereine, sofort Vertreter zu 
der voraussichtlich Ende November zu berufenden Vertreter¬ 
versammlung zu wählen und die Namen der Gewählten bis 
spätestens 1. November dem Schriftführer mitzuteilen. 

Der Preußische Medizinalbeamten-Verein« 

Geh. Med.-Rat Dr. Wodtke, Med.-Rat Dr. Bondt, 

Jena, Ernst Häckelplatz 1, III, Halle a. S., Gr. Steinstr. 20, II, 
Vorsitzender. Schriftführer. 


Kaufgesuch. 

Gegen eine angemessene Entschädigung 
wird der erst© Jahrgang der Deutschen 
medizinischen W ochenschrif t (Börnersche) 
von dem Unterzeichneten zu kauten gesucht. 

Dr. Rapmund, 

Geh. Med.-Rat. 


Druckfehler - Berichtigung, ln Nr. 18 muß es auf S. 407, 
Zeile 15 von oben (Gesetz betr. die Erweiterung des Rechtsweges) statt 
24. Mai 1901 heißen: 24. Mai 1861. 


Verantwortlich für die Schrlftleitang: Prof. Dr. Rapmnnd, Geh. Med.-Rat ln Lippspringe. 
Druck von J. 0. C. Braus, Minden L W. 
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84. Jahrg. 


Zeitschrift für Medizinalbeamte. 


Nr. 


Dr. Baar in Müncheberg (Mark), &. Beichstagsabgeordneter Joh. Becker 
(Arnsberg) in Berlin, 6.'Direktor Bendig in Berlin, 7. Geheimer Medizinal- 
B&t Dr. Beninde, Direktor der Landesanstalt für Wasserhygiene in Berlin- 
Dahlem, 8. Beg.-Bat Dr. Beyer in Berlin, 9. Prof. Dr. Biesalski in Berlin- 
Zehlendorf, 10. Geh. San.-Bat Prof. Dr. Blaschko in Berlin, 11. Verbands- 
syndikns Dr. Hermann Blnmenthal in Hannover, 12. Direktor Dr. Boehmer 
in Münster, 13. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Bonhoeffer in Berlin, 14. Stadt¬ 
banrat Dr. Ing.-hon. c. Bredtschneider in Berlin-Charlottenburg, 15. Mi¬ 
nisterialdirektor Bracht in Berlin, 16. Geh. Med.-Bat Prof. Dr.Bamm in 
Berlin, 17. Kreisarzt Med.-Bat Dr. Bnndt in Halle a. 8., 18. Zahnarzt Dr. 
Conrad Cohn in Berlin, 19. Ministerialdirektor Conze in Berlin, 20. Fabribarzt 
Prof. Dr. Cnrschmann in Bitterfeld, 21. Geh. Med.-Bat Prof. Dr Czerny 
in Berlin, 22. Gewerkschaftssekretär Dittmer in Berlin, 23. Fran Hedwig 
Dransfeld in Werl (Westf.), 24. Zahnarzt Dr. Drucker in Berlin, 25. Geh. 
San.-Bat Dr. Faßbender in Berlin, 26. Wasserwerksdirektor Baurat v. Fei- 
litzsch in Berlin, 27. Apotheker Dr. H. Fischer in Berlin, 28. Prof. Dr. 
Fischer in Frankfurt a. Main, 29. Senatspräsident Flügge in Berlin, 
80. Fräulein Olga Friedemann in Königsberg i. Pr., 31. Prof. Dr. Fried- 
berger in Greifswald, 32. Ministerialrat Friede borg in Berlin, Ministerium 
für Volkswohlfabrt, 33. Prof. Dr. Förster in Berlin, 84. Geh. Med.-Bat 
Froelich in Berlin, 85. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Frosch in Berlin, 86. Geb. 
Med.-Bat Prof. Dr. Gadamer in Marburg, 87. Lapdrat a. D. Gerstein in 
Bssen-Buhr, 38. Prof. Dr. Gold Schmidt in Berlin, 89. Prof. Dr. Gonser¬ 
in Berlin-Dahlem, 40. Prof. Dr. Göp per t in Göttingen, 41. Drogeriebesitzer 
Gottwalt in Königsberg i. Pr., 42. Landtagsabgeordneter Bürgermeister Graef 
in Frankfurt a. M., 43. Prof. Dr. Grotjahn in Berlin, 44. Prof. Dr. Gutz- 
m a n n in Berlin - Zehlendorf, 45. Geb. 8an.-Bat Dr. Hansberg in Dortmund, 
46. Geh. Med.-Bat Dr. Heffter in Berlin, 47. Bektor H e r t e 1 in Berlin, 48. Geh. 
Med.-Bat Prof. Dr. Hildebrand in Berlin, 49. Arzt Dr. M. Hirsch in Berlin, 
50. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. His in Berlin, 51. Gerichtsarzt Geh. Med.-Bat Dr. 
Hoffmann in Berlin, 52. Apothekenbesitzer Dr. Holz in Berlin, 58. Geh. 


Züsammengesetzte Blnteiwenprftparate in Pillenform. 

Sanguinal 

und 

Sanguinalkompositionen 


Pilulae Sangninalis Krewel 
k 0,12 g Sanffuinal, 
Indikation: Anämie. Chlorose and ver¬ 
wandte Krankheltserschelnungen, 
Sehwäohesustände. 

Pilulae Sangninalis Krewel 

e. 0,06 ff Chinino bydrocblorico. 
Warm empfohlen als Tonicum u. Roboraus, 

besonder« in der Rekonvalesceni. 

Pilulae Sangninalis Krewel 
c. 0,05 ff and 0,1 g 
BaajacoL earbonic. 

Empfohlen bei Skrofulöse a. Phthise, Ins¬ 
besondere bei Phthise mit MaganstÖrungan. 


In Orlginslfläseni h lOO Stück. 


Pilulae Sangninalis Krewel 
c. 0,0006 g Acido arsenlcoso. 
Warm empfohlen bei nervösen Beschwer¬ 
den Anämischer, Chlorotisoher und 
Bysterisoher, ferner bei Ekzemen, Skro¬ 
fulöse; Chorea. 

Pilulae Sangninalis Krewel 
e. 0,05 ff Extr. Bhel. 

Sehr so empfehlen bei allen Fällen von 
Chlorose and Blutarmut, die mit Darm¬ 
trägheit einhergehen. 

Pilulae Sangiunalis Krewel 
e. 0,05 ff und 0.1 g Kreosot. 
Indikation: Phthisis inclpiens, Skrofu¬ 
löse. 


Literatur und Proben den Herren Aerzten gratis und franko . 

Krewel <fc Co., G. m. b. H. <fc Cie. 

Obern. Fabrik, Oölxx bl. Rbein. 

General-Vertreter für Berlin and Umgegend: A. Rosenberger, Arkona-Apotheke 
Berlin N 87, Arkonaplatx ö; Telephon Amt Hambold 1711 und 5828. 
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Besorgung aller Beerdigimgsangelegenheiten, 










84, Jahrg. 


Zeitschrift iör Medizinalbeamte. 


Nr. 20. 


112. Prot Dr. Westenhofer in Berlin, 113. Frau Dr. Wegsicbeider in" 
Berlin, 114. Prof. Dr. Williger in Berlin, 116. Frau Stadtrat Weyl in Berlin, 
116. Dr. Ignaz Z a d e k in Berlin, 117. Geh. Med.-Rat Prot Dr. Z i e h e n in 
Halle a. 8. 

Ernannt: Der bisherige Kreisarzt Ob.-Reg.-Rat Dr. Riech znm Mini¬ 
sterialrat im Reichsarbeitsministeriom; Dr. Kornatzki, Kreisassistenzarzt in 
Danzig-Langfohr znm Kreisarzt des Kreises 8alingen mit Wohnsitz in Bassum, 
Kreisassistenzart Dr. Braunert in Stettin zum kommiss. Kreisarzt in Neurode 
(Schles.); Kreisassistenzarzt Dr. Q u a d f 1 i e g in Arnsberg zum kommiss. Kreisarzt 
in Hamm i. W. und Dr. Schmidt in Düsseldorf zum kommiss. Kreisarzt in 
ZeU a. Mosel; Prof. Dr. Georg S t e r t z in München zum ordentl. Professor und 
Direktor der psychiatrischen und Nervenklinik in Marburg. 

Versetzt: Die Kreisärzte Dr. Hutt in Neurode nach Perleberg und 
Med.-Rat Dr. B e k k e r in Bassum nach FreienwalUe. 

In Ruhestand getreten: Die Kreisärzte: Geb. Med.-Rat Dr. Nicke 1 
in Perleberg; Med.-Rat Dr. Schultz-SchultzensteininFreienwalde; Med.- 
Rat Dr. Bachmann in Hamm i. W. und Med.-Rat Dr. Heising in Borken. 

Gestorben: Med.-Rat Dr. Mayer, Kreisarzt in Meisenheim (Rheinland). ’ 
' Bayern. 

Gestorben: Ob.-Med.-Rat Dr. Merkel, Bezirksarzt a. D. in Nürnberg. 

Baokaen. 

Ernannt: Prof. Dr. Bumke in Breslau zum ordentl. Professor und 
Direktor der psychiatrischen und Nervenklinik in Leipzig. 

In den Ruhestand getreten: Geh. Rat Prof. Dr. Flechsig, Direcktor 
der psychiatrischen Nervenklinik in Leipzig. 

Baden. 

Ernannt: Dr. R o e m e r, Direktor der Heil- und Pflegeanstalt in Konstanz 
zum Obermedizinalrat und Medizinalreferenten im Ministerium des Innern in 
Karlsruhe. 

Versetzt: Dr. Groß, Direktor der Heil- und Pflegeanstalt in Ruf ach 
zum Direktor der Heil- und Pflegeanstalt in Konstanz. 

Aua anderen deutaohen Staaten. 

Ernannt: Med.-Rat Dr. Roth, Stadtphysikus und kommiss. Med.-Referent 
in Braunschweig zum ordentlichen Mitgliede des dortigen Medizinalkollegiums 
mit der Amtsbezeichnung „Obermedizinalrat“. 

Versetzt: Kreisarzt Dr. Dibbelt in Ottenstein nach Helmstedt (Braun¬ 
schweig). 

Erledigte Stellen. 

Prauaaen. 

Zu besetzen alsbald die nicht vollbesoldete Kreisarztstelle in Mayen, 
Reg.-Bez. Coblenz. Bewerbungen sind bis zum 10. Novemober 1921 an aas 
Ministerium für Volkswohlfahrt in Berlin W 66, Leipziger Straße Nr. 3 durch 
Vermittelung des für den Wohnort des Bewerbers zuständigen Herrn Regierungs¬ 
präsidenten (in Berlin des Herrn Polizeipräsidenten) einzureichen. 


Sonstige Familiennachriohten. 

Verlobt: Fräulein Liselotte Puppe, Tochter des Herrn Geh. Med.-Rats 
Prof. Dr. Pnppe in Breslau mit Herrn Dr. llerwart Fischer, kommiss. Gerichts¬ 
arzt und Assistent am gerichtsärztlichen Institut in Breslau. 


Vit ns dor Landarzt von den inen Steuergesetzen wissn? 

Von Sanitätsrat Dr. Joachim, Berlin. 

Erschienen in den Fortschritten der Medizin; H. 2, XXXVIII. Jahrgang. 
Preis geheftet M. 1,60 inkl. Porto. 

Verlag Hane Posch, Berlin S. W. 48, Wilhelmstrasse 28. 
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für das gesamte Gebiet der gerichtlichen Medizin und Psyohiatrie, des 
staatlichen u. privaten Versicherungswesens, sowie für das Medizinal- 
u. öffentliche Gesundheitswesen, einsohl, der praltt u. sozialen Hygiene 

Herauagegeben 

▼on 

Prot. Dr. Otto Rapmund 

Geh. Med.-Rat in Bad Lippspringe. 


Offizielles Organ d. Deutschen, Preußischen, Bayerischen, Sächsischen, 
WOrttembergischen, Badischen, Hessischen, Meoklenburgischen, 
Thüringischen u. Braunschweigischen Medizinalbeamtenvereins 


Verlag von Fischer’» med.Buchhandlung H. Kornfeld 

Herzogi. Bayer. Hof- n. K. a. K. Kamm er-Bach Modler 

Berlin W. 62, Keithstrasse 5 


Anzeigen werden durch die Anselgenverwaltanf Hane Paeoh, Berlin SW. 48, Wilhelmetr. 88 sowie 
von eAmtlichen Anzeigen-Annahmestellen des In- and Anslandes angenommen. 

Die durchgehende PetJtsefle kostet M. 2,50 


Nr. 


20 . 


Erscheint am 5. and 20. jeden Monats 


20. Okt. 


Einige Bemerkungen zu der gesetzlichen 
Umgestaltung des Hebammenwesens. 

Von Reg.- and Med.-Rat Dr. Schwabe-Hannover. 

Die gesetzliche Umgestaltung des Hebammenwesens in 
Preußen scheint nunmehr spruchreif zu sein. Die zu dieser 
Umgestaltung drängenden Gesichtspunkte, die bis auf das Jahr 
1892 zurückgehen, scheinen aber insofern eine bemerkenswerte 
Verschiebung erfahren zu haben, als aus der Not und dem 
reformsüchtigen Charakter der Zeit heraus die wirtschaftliche 
Besserstellung der Hebammen bedenklich in den Vordergrund 
geschoben ist. 

Noch vor etwa 11 Jahren war es in erster Linie die un¬ 
zureichende Ausbildung, auch Fortbildung der Hebammen, die 
die Führerinnen in der Vereinigung deutscher Hebammen im April 
1912 zu einer Petition an die Petitions-Kommission des Deutschen 
Reichstages veranlaßte, in der sie mit allem Nachdruck da¬ 
gegen Verwahrung einlegten, „daß dem Hebammenstande 
weitere Elemente zugeführt werden, die infolge ihrer Vorbil¬ 
dung und ihres Vorlebens für die verantwortliche Tätigkeit als 
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Hebamme durch die Ausbildung nicht tüohtig genug gemacht 
werden können.“ 

Die Petition knüpfte an schwere Vorwürfe an, die den 
deutschen Hebammen hinsichtlich ihrer beruflichen Leistungen 
auf dem internationalen Kongreß für Säuglingsschutz im Sep¬ 
tember 1911 in Berlin gemacht worden waren. 

Obschon diese Vorwürfe bereits damals von berufener 
Seite auf das richtige Maß eingeschränkt wurden und auch 
heute von jedem Sachverständigen, der sich mit dem schuld¬ 
baren Anteil der Hebammen an dem Tode Schwangerer, Ge¬ 
bärender und Entbundener beschäftigt, als stark übertrieben 
bezeichnet werden müssen, hat es sich die erwähnte Petition 
doch angelegen sein lassen mit anerkennungswerter Objektivität 
den beruflichen Mängeln der Hebammen nachzugehen. 

Den Angelpunkt der Petition bilden daher auch in breiter 
Ausführung Erwägungen und Vorschläge über Eignung und 
Ausbildung der Hebammenschülerinnen sowie über Fortbildung 
der Hebammen. Die Regelung der Einkommenverhältnisse durch 
Regelung der Niederlassung und Besoldung, Hebammenverträge 
und Sicherstellung gegen alle Arten von Erwerbsunfähigkeit 
werden erst an zweiter Stelle besprochen. 

Trotz des heftigen derzeitigen Gährungsprozesses in der 
gesamten Hebammenschaft, verschärft durch die politischen 
Gährungsvorgänge, stehen noch erfreulich viele Hebammen — 
man darf sich über ihre Zahl durch unliebsame Terrorisierungs- 
Erscheinungen nicht täuschen lassen — auch heute auf dem 
Standpunkt der Petition von 1912 und betrachten erregte Er¬ 
örterungen über Berufsbezeichnung und Berufsrecht pp. als 
Gährungsblasen. Um so eindringlicher verlangen sie aber eine 
bessere Auswahl der Hebammenschülerinnen und eine 
bessere Ausbildung und Fortbildung. Die beruflichen 
Versager, die noch vielfache Unterschätzung der Hebammen¬ 
tätigkeit führen sie mit Recht auf diese Mängel zurück. Die 
wirtschaftliche Not ihrer Berufsgenossinnen liegt auch ihnen 
am Herzen. In erster Linie aber wollen sie eine der Bedeutung 
ihres Standes für das Volks wohl gebührende Hebung. 

Es dürfte daher dringend geboten nnd hoffentlich noch 
nicht zu spät sein, diese Hebung wieder in den Vordergrund 
zu drängen und dabei erneut auf die sattsam bekannte Tat¬ 
sache hinzuweisen, daß viel weniger die Ausbildung als die 
Ausbildungsmöglichkeit, d. h. die intellektuellen Fähigkeiten 
der Hebammenschülerinnen ausschlaggebend für ihre beruflichen 
Leistungen sind. Dabei soll keineswegs verkannt werden, daß die 
noch im Entwurf eines Hebammengesetzes vom 11. Juli 1904 in 
§ 2 vorgesehene Mindestdauer eines Lehrganges von 9 Monaten 
weder für die geburtshilfliche Durchbildung, insonderheit nach 
der praktischen Seite, ausreicht, noch gar für die Unterweisung 
in den Grundlagen der Säuglingspflege. Und hier können wir 
der Mitarbeit der Hebammen unter keinen Umständen ent» 
raten; schon rein aus finanziellen Gründen werden die Kreis wohl- 
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fahrtsämter das in Zukunft nicht tun können. Die richtige Zeit¬ 
bemessung der Lehrgänge, die durch die voraussichtliche Ab¬ 
nahme der Hebammenschülerinnen bei Einschränkung der 
Niederlassungslreiheit erleichtert werden wird, muß in die be¬ 
rufenen Hände der Hebammenlehrer gelegt werden. Sie mögen 
auch über die Altersgrenze entscheiden, wie über Umfang und 
Verteilung des Lehrstoffes. 

Die alte Streitfrage aber, welche Schulbildung für die 
Hebammenschülerinnen die geeignetste sei, soll hier nicht wieder 
aufgerollt werden. Bei so auseinandergehenden Ansichten, wie 
sie in dieser Frage geäußert sind, pflegt das Richtige in der 
Mitte zu liegen. Mit anderen Worten: Jede wirklich abgeschlossene 
und erfolgreiche Schulbildung reicht für die Hebammenschülerin 
aus, wofern sie über gute Verstandes- und Willenskraft verfügt 
und die erworbenen Schulkenntnisse nicht etwa durch jahre¬ 
lange Vernachlässigung mehr oder weniger eingebüßt hat. 

In diesem Sinne ist auch wohl der Abs. 6 der Einleitung 
zum Hebammenlehrbuch, Ausgabe 1920, zu verstehen, wenn er 
als Erfordernisse zum Beruf der Hebamme gute Schulbildung 
und gesunden Menschenverstand verlangt. Auf beide Er¬ 
fordernisse kann nicht verzichtet werden; sie gehören unbedingt 
zusammen. Man darf aber m. E. bei alller Würdigung guter 
Schulkenntnisse für den Hebararaenberuf nicht vergessen, daß 
er ein ganz eigenartiges Vertrauensverhältnis mit der breiten 
Masse der weiblichen Bevölkerung verlangt, ganz besonders in 
ländlichen Bezirken. Bodenständige Frauen mit guter Volks¬ 
schulbildung werden diesem Erfordernis wohl am ehesten Rech¬ 
nung tragen. Die Beziehungen der Hebamme zu ihrer Klientel 
sind doch wesentlich andere als die des Arztes zu der seinen. 

In der erwähnten Petition war auch des Vorlebens der 
Anwärterin für den Hebararaenberuf als wichtig für die Aus¬ 
wahl gedacht. Es scheint so mancherlei darauf hinzudeuten, 
als ob man an den strengen Anforderungen an ein makelloses 
Vorleben nicht mehr ganz festhalten will. Ohne dem Pharisäer¬ 
tum und der Splitterrichterei hier das Wort sprechen zu 
wollen, vermag ich doch meine ernsten Bedenken nicht 
dagegen zurückzustellen, wenn dem Zeitgeist entsprechend 
sittliche Verfehlungen etwa verallgemeinernd mit dem 
Mantel der Liebe zugedeckt werden sollen. Eine Hebamme 
muß eine sittlich starke Persönlichkeit sein. Ihre ganze 
Stellung erfordert dies. Es treten ihr im Beruf auch so 
_manche verführerische Angebote entgegen, denen sie gegen¬ 
über unbedingt fest bleiben muß. Der etwaige Einzug des 
„Fräulein Mutter“ in den Hebammenberuf erscheint mir höchst 
bedenklich. Die Petition verlangt, daß die Anwärterin nicht 
außerehelich geboren hat. 

Wer soll nun die geistige Eign\ing der Anwärterinnen 
für den Hebammenberuf prüfen? Nach § 60 der Dienst¬ 
anweisung ist den Kreisärzten diese Aufgabe zugewiesen. 

In der erwähnten Petition wird der Wunsch geäußert, 



412 


Dr. Mangelsdorf: Die Nottanfe des noch 


daß die Aufnahmeprüfung an der Hebammenlehranstalt vor¬ 
zunehmen sei. In Besprechungen über die Reform des Hebammen¬ 
wesens ist mir von Hebammen, die besonderen Wert auf eine 
bessere Auswahl der Hebammenschülerinnen zur Hebung des 
ganzen Standes legten, dieser Wunsch verschiedentlich vor¬ 
getragen und begründet worden. Ich halte ihn für durchaus 
berechtigt und seine Erfüllung für dringend notwendig. 

Für den Kreisarzt gehört die Prüfung der zur Aufnahme 
in eine Hebammenlehranstalt sich meldenden Frauen mit zu 
den undankbarsten Aufgaben. Seine Begutachtung tragen die 
verschiedensten aus den Begleitumständen sich ergebenden 
Rücksichtnahmen ein, und die Prüfung selbst gibt ihm oft genug 
nur ein unzureichendes Bild über die intellektuelle Eignung des 
Prüflings. Der Erfolg oder besser gesagt der Mißerfolg besteht 
dann bekanntlich auch darin, daß die Direktoren der Hebammen¬ 
lehranstalten mehr oder weniger bewegliche Klage über die 
ihnen zugewiesenen ungeeigneten Elemente führen. 

Man überlasse daher diesen die Auswahl nach dem Er¬ 
gebnis der von ihnen vorgenomraenen Aufnahmeprüfung, die 
sie weit zweckmäßiger und schärfer handhaben können, und 
betraue den Kreisarzt lediglich mit der Untersuchung auf die 
körperliche Geeignetheit und mit der Bedürfnisfrage. 

Die unabweisbar notwendigen Fortbildungslehrgänge 
der Hebammen, von denen § 5 Abs. 4 der Dienstanweisung handelt, 
werden durch die Einschränkung, „sofern den Wiederholungs¬ 
lehrgang-Teilnehmerinnen die dadurch entstehenden Unkosten 
ersetzt werden“, wie die Erfahrung der letzten Zeit gezeigt 
hat, wie so manches andere auf dem Papier stehen bleiben. 
Auch hier sind gesetzlich durchführbare Maßnahmen ein dringen¬ 
des Erfordernis. 

Man darf gespannt sein, wie der demnächst vorgelegte 
Gesetzentwurf aller dieser Schwierigkeiten einschließlich der 
wohl noch schwierigeren rein wirtschaftlichen Fragen Herr 
werden wird. Ein Steuermann, der klaren und weitblickenden 
Auges mit sicherer Hand das vom Sturm leidenschaftlicher Er¬ 
regung hin- und hergerissene Schifflein Hebammenreform ge¬ 
schickt lavierend zum Hafen gesunder Grundlagen steuert, tut 
not. Er wird sich den Dank aller derer verdienen, denen das 
Wohl unserer deutschen Mütter und Säuglinge der alleinige 
Leitstern ist, und damit auch an erster Stelle den Dank der 
Hebammen. _ , 

Die Nottaufe des noch nicht geborenen Kindes 
seitens der Hebammen. 

Von Kreisarzt Dr. Mangelsdorf- Deutsch-Krone. 

Kürzlich stellte ich gelegentlich der Ermittelungen bei 
einem Kindbettfieber-Todesfall folgendes fest: Bei der Revision 
der Hebamme in deren Wohnupg berichtete diese unter anderem, 
sie habe, da ihr das Kind gefährdet erschien, demselben vor 
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der Geburt des Kopfes (bei Schädellage) die Nottaufe erteilt, 
und zwar habe sie, da der Kopf noch nicht sichtbar war, unter 
Führung der linken Hand ein Mutterrohr in die Scheide ein¬ 
geführt und aus dem Irrigator abgekochtes Wasser über den 
von ihr mit den Fingern berührten Kopf des Kindes rieseln 
lassen und dabei die vorgeschriebenen Worte gesprochen. Nach 
Beendigung ihrer Ausbildung in der Hebammenlehranstalt in 
Danzig im Jahre 1899"seien sämtliche katholische Hebamraen- 
schülerinnen von dem inzwischen verstorbenen Geistlichen der 
St. Joseph-Kirche in diesem Sinne ausdrücklich belehrt worden. 
In einem jeder Schülerin ausgehändigten Büchlein „Die katho¬ 
lische Hebamme im Dienste der Seelsorge“, 1 ) das die Hebamme 
mir übergab, ist auf Seite 18 ebenfalls ausgesprochen, daß im 
äußersten Notfall das Kind auch im Mutterschoß getauft werden 
soll; die folgende Bemerkung, daß die Hebamme diese Hand¬ 
lung wegen der damit verbundenen Gefahr für Gesundheit und 
Leben der Mütter, „wo es angeht“, dem Arzt überlassen solle, 
dürfte praktisch keine Bedeutung haben. Anderseits bestätigt 
die auf Seite 15—18 angegebene nähere Anweisung, in welcher 
Weise eine gültige Taufe ausgeführt werden müsse, sehr wohl 
die von dem Geistlichen den Hebamraenschülerinnen gegebene 
nähere Ausführungsbestimmung für die Nottaufe des noch nicht 
geborenen Kindes. 

Es ist mir nicht bekannt, ob auch anderweitig oder gar 
allgemein den katholischen Hebammen nach ihrer Ausbildung 
von kirchlicher Seite gleiche oder ähnliche Vorschriften ge¬ 
geben werden, die die gewissenhafte Hebamme in schwere 
Konflikte mit den geltenden Bestimmungen des Hebammen¬ 
lehrbuches bringen müssen, das in seiner neuen Auflage, m. E. 
berechtigter Weise, mehr wie je, die Operationsbefugnis der 
Hebammen einschränkt (bes. § 255, 2 und § 354) und aus nahe¬ 
liegenden Gründen jede unnötige Berührung der inneren Ge¬ 
schlechtsteile der Schwangeren, Gebärenden und Wöchnerinnen 
untersagt. Welche unabsehbaren Gefahren birgt dagegen der 
oben geschilderte Akt der Nottaufe mittels Irrigators an dem 
noch völlig im Mutterschoße befindlichen Kinde für die Mutter 
in sich, zumal angenommen werden darf, daß bei der Eile, in 
der diese Handlung stets vorgenoraraen werden wird, jede 
etwaige vorherige Desinfektionsmaßnahme nur den Wert einer 
symbolischen Handlung haben kann. 

Angesichts der erschütternden Tatsache, daß in Preußen 
alljährlich durchschnittlich 4000 Mütter an Kindbettfieber zu¬ 
grunde gehen, und angesichts des aus dieser Zahl sich er- 

§ ebenden enormen Geburtenverlustes, der eine erhebliche 
chwächung unseres Volkskörpers bedeutet, bedarf das vor¬ 
stehend Berichtete der sorgsamen Aufmerksamkeit der Medizinal¬ 
behörden. Eine Anfrage bei den Kirchenbehörden ließe zunächst 

*) Verfasser: Dr. Wilhelm Borger, Stadtpfarrer a. St. Urban in 
Freiburg L Br. 
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feststellen, ob und wie weit die Geistlichkeit von ihr beauftragt 
und berechtigt ist, derartig bedeutungsvolle Anweisungen den 
Hebammen zu erteilen, die im Widerspruch mit den wichtigsten 
Bestimmungen des Hebammenlehrbuches stehen. Durch die 
Kreisärzte wäre festzustellen, in welchem Umfange seitens der 
Hebammen das geschilderte Verfahren der Nottaufe an noch 
nicht geborenen Kindern angewandt wird. Daß unter allen Um¬ 
ständen die staatlichen Interessen, die in diesem Falle sich mit 
denen der allgemeinen Volksgesundheit decken, mit den kirch¬ 
lichen Interessen in Einklang gebracht werden müssen in einer 
Weise, die den ersteren voll und ganz Rechnung trägt, halte 
ich für selbstverständlich. 


Zu dem Artikel: Gedanken eines Medizinalbeamten 
über die Vergebung der Hebammen-Vtensilien. 

Von Ernst Steffenhagen, Pharmazeutisch Bevollmächtigter fttr den Regierungs¬ 
bezirk Köslin, gerichtlich vereideter Sachverständiger für Chemie des Land¬ 
gerichtsbezirks Köslin Und Mitglied der Apothekerkammer Stettin. 

Mir wurde ein Abdruck der Zeitschrift für Medizinal¬ 
beamte zugesandt Nr. 12 1921 mit dem Artikel „Gedanken 
eines Medizinalbeamten über die Vergebung der Hebammen- 
Utensilien“. Diese Gedanken möchte ich nicht gerade glücklich 
nennen, zumal ich die Bestrebungen und Verfügungen im 
hiesigen Kreise erst kürzlich miterlebt habe. Es sei mir ge¬ 
stattet, einiges dazu zu bemerken. Näheres zu veröffentlichen 
behalte ich mir vor. 

Die Behörden haben sicherlich die Verpflichtung, die 
staatlichen Einrichtungen, und dazu gehört die Apotheke, zu 
unterstützen und zu schützen. Es mutet doch etwas eigen¬ 
artig an, wenn von einem Medizinalbeamten vor dem Bezüge 
aus den Apotheken gewarnt wird. Der Staat hat auch zweifel¬ 
los ein Interesse, sich seine steuerzahlenden Bürger zu erhalten 
(§ 164 der Reichsverfassung); denn, wenn er ihnen den Ver¬ 
dienst nimmt, wird er keine leistungsfähigen Institute mehr 
haben. In den letzten Jahren hat man ja auch bei fast allen 
Verwaltungen und Kommunen eingesehen, daß der Gewinn und 
die Ersparnis nur eine scheinbare ist, besonders wenn der Ein¬ 
kauf, wie fast immer unsachgemäß und von nicht fachmänni¬ 
scher Seite aus geschieht. Hunderttausende sind auf diesem 
Wege dem deutschen Volks vermögen verloren gegangen. Auch 
dem hiesigen Kreisausschuß und der Stadtverwaltung sind durch 
solche Käufe nicht unbeträchtliche Verluste entstanden. (Kresol- 
seife, Thermometer, Zellstoff, Lebertran usw.). In allen diesen 
Fällen, soweit sie mir zur Untersuchung und Begutachtung 
Vorlagen, handelte es sich um durchaus minderwertige, von 
außerhalb bezogene Waren. Es dürfte allgemein bekannt sein, 
daß die Apotheken an bestimmte Vorschriften des Deutschen 
Arzneibuches gebunden sind, auch für Verbandsstoffe; daran 
sind aber nicht Drogerien und Verbandsmittelgeschäfte ge- 
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blinden. Die Preise werden von der Behörde festgesetzt, 
ebenso wie die Kreisarztgebühren, und auch dem Kreis¬ 
ausschuß nach der Taxe der Allgemeinen Ortskrankenkasse mit 
den entsprechenden Prozenten berechnet, also findet keines¬ 
falls eine Ueberteuerung statt. Gerade in der letzten Zeit geht 
durch unsere Kreise ein Notschrei, da die Einkaufspreise für 
Verbandmittel die Verkaufspreise übersteigen. Aber hieran 
kann der Apotheker nichts ändern; er muß hier liefern, während 
der freie Kaufmann nicht dazu verpflichtet ist oder eben andere 
Ware liefert (schlechtere). Außerdem muß aber bei allen frei- 
verkäuflichen Artikeln die Apotheke in freien Wettbewerb 
treten können. Auf keinen Fall ist der Kreisausschuß oder der 
Medizinalbeamte berechtigt, bei den Hebammen Zwangsmaß¬ 
nahmen anzuwenden und ihnen den Bezug aus der Apotheke 
zu verbieten und aus anderen Geschäften anzuordnen, so wie 
es hier geschehen ist. Für die Hebamme von außerhalb ist der 
Einkauf in verschiedenen Geschäften zuweilen zu umständlich 
und zeitraubend, außerdem bekommt sie gute Qualitätsware zu 
den vorgeschriebenen Preisen bei Tag und Nacht in den Apo¬ 
theken. Nach meinen langjährigen Erfahrungen ist auch die 
exekutive Einziehung der Desinfektiongsgebühr von 6 M. un¬ 
haltbar; denn erstens werden sich die Hebammen mit Recht 
dagegen wehren, und zweitens wird sich der Mittelstand seine 
Desinfektionsmittel selbst beschaffen. 


Ein tödlicher Unfall dnrch elektrischen Strom der 

Lichtleitung im Bade. 

Von Stadtschnlarzt Dr. Wrobel in Breslan. 

Die Veröffentlichung des Herrn Kreisarztes Dr. Kraemer 
in Calbe i. S. in Nr. 13 dieser Zeitschrift „Ueber einen tödlichen 
Unfall durch elektrischen Strom der Lichtleitung im Bade“ gibt 
mir Veranlassung über einen ähnlichen Fall zu berichten, den 
ich im Jahre 1912 während meiner Tätigkeit als Kreisassistenz¬ 
arzt des Kreises Kattowitz zu sehen Gelegenheit hatte: 

Der Generaldirektor H. der Hohenlohewerke bei Kattowitz 
pflegte jeden Abend ein Bad zu nehmen, währenddessen er sich, 
da er an Kopfneuralgien litt, mittels eines kleinen Hand¬ 
vibrationsmassageapparats, der direkt an die elektrische Licht¬ 
leitung mittels einer Steckdose angeschlossen wurde, von seinem 
alten Bademeister die Kopfhaut massieren ließ. Eines Tages 
versagte der Apparat während des Bades infolge eines Defekts, 
der den Bademeister veranlaßte, den Apparat zu öffnen und zu 
untersuchen, ohne daß er ihn wieder in Gang bringen konnte. 
Ungeduldig griff H., während er im Bade saß, nach dem Apparat, 
um nach der Ursache der Störung zu sehen, ohne ihn vorher 
auszuschalten. Nachdem er kurze Zeit daran herumhantiert 
hatte, rief er plötzlich aus: „Donnerwetter, jetzt habe ich einen 
Schlag bekommen“; unmittelbar danach sank er um und war tot. 
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Die Unfall-Versicherungsgesellschaft, bei der H. mit einer 
hohen Summe versichert war, veranlagte die Leichenöffnung, 
die ich als zweiter Obduzent gemeinsam mit dem Kreisarzt aus¬ 
führte. H. war ein sehr kräftig gebauter, großer, etwa 
öOjähriger Mann, an dessen inneren Organen keine krankhaften 
Veränderungen gefunden wurden. Der Herzmuskel war etwas 
schlaff; die Koronararterien zeigten, ebenso wie die sonstigen 
Arterien, keine Veränderungen. Von den Obduzenten wurde 
im vorläufigen Gutachten die Möglichkeit angenommen, daß 
der Tod infolge eines Unfalls, nämlich durch die Einwirkung 
des elektrischen Stromes von 120 Volt Spannung während des 
Bades eingetreten war. So viel ich später in Erfahrung ge¬ 
bracht habe, hat das Gericht noch ein Gutachten eines tech¬ 
nischen Sachverständigen eingefordert und danach zugunsten 
der Hinterbliebenen entschieden. 


Vergiftung mit Benzinersatz (Benzinoform). 

(Aas dem bygieniscb-cbemiscben Laboratorium 
von Dr. Alfred Freymuth-Berlin SW. 11.) 

Unter dieser Ueberschrift wird in Heft 8, 1921, dieser Zeit¬ 
schrift ein Aufsatz von Med.-Rat Dr. Curtius veröffentlicht, 
der in einigen Punkten einer Richtigstellung bedarf. 

Aus den dem Sektionsbefunde folgenden Ausführungen 
ist ersichtlich, daß der Autor infolge Mangels an einschlägiger 
Literatur zu Fehlschlüssen gekommen ist, die darauf beruhen, 
daß er Benzinoform, Benzin und Benzol für nahe Verwandte in 
chemischer bezw. toxischer Beziehung hält. Diese Annahme 
geht völlig fehl. Zwischen Benzin und Benzol besteht aller¬ 
dings insofern eine Aehnlichkeit, als beide reine Kohlenwasser¬ 
stoffe sind. Jedoch treten hinsichtlich ihrer Reaktionsfähigkeit 
erhebliche Unterschiede auf, die ihren Grund darin haben, daß 
Benzin (Gemisch von C 6 H 44 bis C 9 H 20 ) zu den aliphatischen 
Stoffen gehört und Benzol (C 6 H 6 ) der aromatischen Reihe 
entstammt. Nun das Benzinoform! Unter diesem nicht sehr 
glücklich gewählten Namen, der übrigens geschützt ist, verbirgt 
sich das Tetrachlormethan (C Cl 4 ), auch Tetrachlorkohlenstoff 
benannt, eine farblose, nicht brennbare Flüssigkeit vom 
spezifischen Gewicht 1,604 und Siedepunkt 77° 0. Dieser Körper 
stammt zwar auch von einem aliphatischen Kohlenwasserstoff, 
dem Methan (CH 4 ), ab, hat aber durch den Eintritt von vier 
Chloratomen einen ganz anderen chemischen und physikalischen 
Charakter angenommen als seine Muttersubstanz, das gas¬ 
förmige leichtbrennbare Methan. Sehr große Aehnlichkeit 
finden wir zwischen dem Tetrachlormethan und seinem um ein 
Chloratom ärmeren Bruder Trichlormethan, unserem Chloroform 
(CHClj), dem das spezifische Gewicht 1,485 bis 1,489 und der 
Siedepunkt 62® C eigen sind. Den Namen Benzinoform bezw. 
die Bezeichnung Benzinersatz verdankt das Tetrachlormethan 
nur seiner gleichen technischen Verwendbarkeit wie Benzin, 
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dem es infolge seiner Nichtbrennbarkeit in vielen Fällen vor¬ 
gezogen wird. 

Dieser irreführenden Benennung ist der Autor zura Opfer 
gefallen, wenn er deduziert: „Da .... ich imSchmidtmann- 
schen Lehrbuch die Notiz fand, daß Benzin- und Benzolvergif¬ 
tungen ähnliche Erscheinungen machen, nehme ich von dem 
Benzinoform das gleiche an und verweise auf die Abhandlung 
von San.-Rat Dr. Stuelp in Nr. 14 der Med.-Beamten - Zeit¬ 
schrift, 1919.“ In dieser höchst beachtenswerten Arbeit bespricht 
Stuelp eine „Akute Benzolvergiftung mit Obduktionsbefund 
und chemischem Nachweise von Benzol im Gehirn“ und schließt 
mit den lehrreichen Worten: „Mit Sicherheit wird man dem¬ 
nach akute Benzolvergiftung als Todesursache nur 
dann anführen können, wenn neben den pathologisch-anato¬ 
mischen Zeichen des plötzlichen Erstickungstodes der che¬ 
mische Nachweis von Benzol in Leichenteilen gelingt. 
Man wird ihn in Zukunft fordern müssen, zumal er im Gehirn 
noch längere Zeit nach dem Tode zu erbringen ist.“ 

Diese Worte treffen ceteris paribus in hervorragendem 
Maße auf unseren Benzinoformfall zu. Wer einen Vergiftungs- 
fall wissenschaftlich verwerten will, muß sich also zunächst 
über die Natur des betreffenden Giftes klar sein. In dem in 
Rede stehenden Falle wäre wohl das Nächstliegende gewesen, 
einen Chemiker mit der Isolierung des Giftes aus Organen der 
Leiche zu betrauen zwecks Identifizierung des Stoffes und Ver¬ 
gleiches mit einem in der Flasche etwa zurückgebliebenen 
Reste. Ueber den chemischen Nachweis des Giftes berichtet 
aber Curtius nichts. Allein aus dem Sektionsbefunde auf die 
Natur des Giftes schließen zu wollen, ist eine mehr als gewagte 
Sache, wie dieser Fall deutlich beweist. Durch die chemische 
Untersuchung wäre der Nachweis erbracht worden, daß die ge¬ 
nossene Flüssigkeit Tetrachlormethan war, und damit wäre jede 
Analogie mit Benzin oder Benzol ausgeschlossen gewesen. 

Bei der chemischen Konstitution des Tetrachlormethans 
kommen in erster Linie erhebliche Wirkungen auf das Zentral¬ 
nervensystem in Frage. Bekanntlich wird bei den Chlorderivaten 
des Methans sowie des Aethans mit der Zahl der Chloratome 
im Molekül die narkotische Wirkung gesteigert, eine Tatsache, 
die durch die neueren, äußerst wertvollen Untersuchungen des 
Berliner Pharmakologen Joachimoglu') und seiner Mitarbeiter 
erhärtet wird. Aus der dieser Arbeit beigefügten Tabelle I er¬ 
sehen wir, daß die Zunahme der narkotischen Zahl (Chloro¬ 
form = 1) mit dem Anwachsen der Chloratome proportional 


verläuft. 

Dichlormethan CHtC'ls 0,31 

Trichlormethan, Chloroform CHCU 1,00 

Tetracblormethan CCU 1,50 

Aetbylendicblorid CU,CI — CU,Ci 1,00 

Aethylidenchlorid CH, — CHC1, 2,70 


*) Biochemische Zeitschrift; 1921, Band 120, 8. 203. 
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Tetneklonütt CH CI» — CH Cb 1340 

Pestachloritbaa CC1, — CHCli 20j00 

HexacUoriüua CC1,— CC1, 5940 

Nach dem Vorstehenden und auf Grund zahlreicher Tier¬ 
versuche durfte es keinem Zweifel unterliegen, daß bei einer 
Vergiftung mit Benzinoform alias Tetrachlormethan die Todes¬ 
ursache durch die Lähmung lebenswichtiger Zentren im ver¬ 
längerten Mark bedingt ist. Sollte da nicht die Annahme be¬ 
rechtigt sein, daß einige bei der Sektion erhobenen Befunde 
sekundärer Natur sind, so das Lungenödem, das doch auch auf 
die eintretende Herzschwäche zurückgeführt werden könnte? 


Selbstmordversuch mit 3 Gramm Soblimatlosung 
ohne Yergiftungserscheinungen. 

Von Kreisarzt Dr. MSbias ia Ilfeld. 

Am 12. August 1921 abends ll*/* Uhr löste Frau M. in 
Ilfeld, eine junge Fabrikbesitzersfrau — in einem Anfall von Ver¬ 
wirrtheit zur Zeit der Periode — 3 Sublimatpastillen k 1 g 
in einem etwa '/, Liter kaltes Wasser enthaltenden Aluminium¬ 
topf auf. 10 Minuten später nahm sie von dieser Lösung einen 
Mund voll, behielt die Flüssigkeit einige Sekunden im Munde, 
schluckte alsdann einen Teil hinunter, den anderen spie sie 
aus; das, was sie wieder ausspie, war aber sehr wenig. Als 
Gegenmittel erhielt sie dann reichlich Milch. Sie erbrach 
20 Minuten später darauf mehrmals, die Milch war rosa gefärbt 
und zeigte kleine rosafarbige Bröckel. Um 12 Uhr war ich bei 
ihr. Ich fand die Patientin etwas matt, auch bei genauester 
Inspektion war im Munde und Schlunde keine Spur einer 
Aetzung oder Rötung zu sehen. Das Erbrochene zeigte die 
eben beschriebene Beschaffenheit; in dem Aluminiumtopfe waren 
noch etwa 300 g Flüssigkeit; der Topf fühlte sich heiß an, die 
Flüssigkeit hatte eine Temperatur von etwa + 30°. Warmes 
Wasser konnte nicht verwandt sein, da in der Küche das Feuer 
schon lange ausgegangen und Spiritus nicht im Hause war. 
Die Frau gab auch auf’s Bestimmteste an, daß sie kaltes Wasser 
zur Lösung genommen habe. 

Ich vorordnete Eisen, Leibumschlftge und Diät. Am fol¬ 
genden Tage morgens 8 Uhr fühlte sich Patientin bis auf ge¬ 
ringe Loibschmerzen (Periode!) wohl, Aetzstellen waren nirgends 
zu sehen. Um Nachmittag folgte dreimal Stuhlgang von weicher 
Beschaffenheit und dunkelbrauner Farbe, abends war das Be¬ 
finden wie am Morgen und blieb auch in den nächsten Tagen 
das gleiche, Eiweis fand sich nie im Urin; Patientin stand am 
18. 8. 1921 völlig genesen auf und ist bis heute völlig gesund 
geblieben. 

Patientin verdankt ihr Leben wohl dem Umstande, daß 
sie das Sublimat nicht in Porzellan, sondern in einem Aluminium¬ 
topf aufgelöst hat, der wohl noch durch Zinnzusatz stark 



Dr. Eapmnnd: Die Amtsbezeichnung der Kreisärzte und Gerichtsärzte 489 


metallisch verunreinigt war. Das Sauerstoff begierig anziehende 
Sublimat ist mit dem Zinn in einen Oxydationsprozeß ein¬ 
getreten und hat sich in Kalomel verwandelt. Die Erhitzung 
des Topfes und der Lösung gab den ersten Fingerzeig für diese 
wunderbare Lösung N eines Falles, der der genossenen Menge 
nach zum mindesten zu schweren Verätzungen und langer 
Krankheit geführt haben müßte. 

Aehnliche Fälle habe ich in der Literatur nicht gefunden, 
so daß ich meine Beobachtung der Veröffentlichung für wert 
halte. 


Die Amtsbezeichnung der Kreisärzte 
und Gerichtsärzte. 

Vom Herausgeber. 

Die diesjährige Hauptversammlung des Preußischen Medi¬ 
zinalbeamtenvereins hat bekanntlich einstimmig die Amts¬ 
bezeichnung „Kreismedizinalrat“ für den Kreisarzt bezw. 
„Gerichtsmedizinalrat“ für die Gerichtsärzte abgelehnt 
und ebenfalls einstimmig beschlossen, die Staatsregierung zu 
bitten, den Kreisärzten die Amtsbezeichnung „Kreisarzt und 
Medinalrat“ bezw. „Obermedizinalrat“ zu geben. Gleich¬ 
zeitig wurde der Vorstand beauftragt, diesen Beschluß dem 
Staatsministeriura mitzuteilen und ein Telegramm gleichen In¬ 
halts an den Herrn Minister für Volks Wohlfahrt zu richten mit 
der Bitte, die Gewährung dieser Bitte warm zu befürworten. 
Unter dem 3. d. M. ist dann nachstehender Bescheid desHerrn 
Ministerpräsidenten bei dem Schriftführer des Vereins, 
Herrn Med.-Rat Dr. Bundt-Halle a. S., eingegangen: 

“Der Preußische Ministerpräsident: Berlin W. 8, den 80. September 1921. 

St. M. II Nr. 4674. 

Auf den Ton dem Preußischen Medizinalbeamtenverein an das Staats- 
ministerinm gerichteten Einspruch gegen die Verleihung der Amtsbezeichnung 
„Kreismodizinalrat“ an alle Kreisärzte bezw. „Gerichtsmedizinalrat“ 
an die Gerichtsärzte erwidere ich ganz ergebenst, daß das Staatsministerium nach 
eingehender Prüfung der Sachlage bereits unter dem 9. September endgültg 
beschlossen hat, die vorbczeichneten Amtsbezeichnungen an Kreisärzte bezw. 
Gerichtsärzte zu verleihen, und daß das Staatsministerium zu seinem Bedauern 
zurzeit um so weniger in der Lage ist, an diesem Beschluß eine Aenderung 
Torzunehmen, als in dem dortigen telegraphischen Einspruch eine Begründung 
für die besonderen Wünsche des Preußischen Medizinalbeamtenvereins hin¬ 
sichtlich der Verleihung anders lautender Amtsbezeichnungen nicht enthalten ist. 

In Vertretung: Göhre.“ 

Ohne dann abzuwarten, ob infolge dieses Bescheides nicht 
ein erneuter Einspruch mit der vom Staatsministerium ver¬ 
mißten Begründung erfolgen würde, was doch mit Sicherheit 
angenommen werden konnte, ist dann der Beschluß des Staats¬ 
ministeriums durch folgende Bekanntmachung des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 7. Oktober d. J.: 

„Gemäß dem Beschlüsse des Preußischen Staatsministeriums vom 9. Sep¬ 
tember 1921 wiid den Kreisärzten die Amtsbezeichnung „Kreismodi- 
zinalrat“, den Gerichtsärzten die Amtsbezeichnung „Gerichts- 
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medizinalrat“, den „Landesgewerbeärzten“ die Amtsbezeichnung 
„Gewerbemedizinalrat“ beigelegt.“ 

im „Reichs- und Staatsanzeiger 0 bekanntgegeben. 

Der Beschluß des Staatsrainisteriums wird mit Recht bei 
allen Medizinalbeamten einen Sturm der Entrüstung her- 
vorrufen, die inzwischen auch durch den nachstehenden, er¬ 
neuten, begründeten telegraphischen, an das Staatsministerium 
gerichteten Protest des Vorstandes Ausdruck gefunden hat. 

„Oer Preußische Medizinalbeamtenverein erneuert seinen Einspruch gegen 
die Verleihung der Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“ an die Kreisärzte. 
Die Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“ muß minderwertig erscheinen 
und die Stellung der Kreisärzte beeinträchtigen gegenüber der durch die 
Amtsbezeichnung Regierungs-Medizinalrat ausgezeichneten Stellung der Aerzte 
der Versorgungsämter. Sie ist auch minderwertig gegenüber der Amtsbezeich¬ 
nung anderer höherer technischer Beamter z. B. der Baubeamten. Wenn die 
Verleihung der Amtsbezeichnung „Kreis- und Medizinalrat“ bezw. Ober¬ 
medizinalrat nicht bewilligt werden kann, bo bitten wir einfach die Bezeich¬ 
nung „Medizinalrat“ bezw. „Obermedizinalrat“ festsetzen zu wollen.“ 

Gleichzeitig ist der Herr Minister für Volks Wohlfahrt in 
einer besonderen Eingabe gebeten, diesen Einspruch gütigst 
unterstützen zu wollen. 

Was den Beschluß des Staatsministeriums anbetrifft, so ist 
er vom Standpunkte der Medizinalbeamten aufs tiefste zu be¬ 
dauern ; denn er wird die in ihren Kreisen herrschende und durchaus 
berechtigte Mißstimmung gegen die Zentralinstanz nur noch ver¬ 
stärken und ihre Arbeitsfreudigkeit zum Schaden der ganzen Volks¬ 
gesundheit mindern. Der Beschluß muß alle Medizinalbeamten 
in der Ansicht bestärken, daß ihre Interessen von der ihnen 
Vorgesetzten Behörde, namentlich von der Medizinalabteilung 
im Ministerium, nicht in dem Maße wahrgenommen werden, 
wie dies jeder Beamtenstand verlangen kann. Man braucht 
sich in diesem Falle nur zu vergegenwärtigen, daß das Staats¬ 
ministerium am 30. Dezember 1919 beschlossen hat, die An¬ 
gelegenheit der Titelfrage in der Besoldungsvorlage unter 
„Neuregelung der Amtsbezeichnungen“ ihrer Lösung zuzuführen 
und den Beamtenorganisationen dabei Gelegenheit 
zu geben, zu der Frage Stellung zu nehmen; bisher ist aber 
diese Frage für die Medinalbeamten weder durch die Besoldungs¬ 
ordnung geregelt, noch ist der Preußische Medizinalbeamten¬ 
verein, der doch von dem Ministerium für Volks Wohlfahrt in 
seinem Erlasse vom 6. August d. J. als Vertreter der preußischen 
Medizinalbeamten anerkannt ist, darüber gehört; seine in 
dieser Hinsicht gemachten Eingaben vom 15. Juli 1920 und 
6. März d. J. haben nicht einmal eine Antwort er¬ 
halten. Das ist eine Nichtachtung eines Beamtenstandes, die 
dieser in keiner Weise verdient und die bei ihm notwendiger¬ 
weise Mißstimmung und Verdrossenheit hervorrufen muß. Noch 
vielmehr muß sich aber dieser Beamtenstand jetzt verletzt 
fühlen, wenn ein auf seiner Hauptversammlung einstimmig 

G efaßter Beschluß einfach ignoriert wird, weil das hohe 
taatsministerium bereits seinen Beschluß naoh „eingehender 
Prüfung der Sachlage“ endgültig gefaßt hat. Zu einer ein- 
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G ehenden „Prüfung der Sachlage“ gehört jedoch nach dem 
taatsministerialbeschluß in ersterLinie, daß diebetreffende 
Beamtenorganisation zuvor gehört wird, davon ist aber, wie 
gesagt, bisher keine Rede gewesen. 

Die Medizinalbeamten gehören allerdings zu den höheren 
Beamten und bilden nur eine kleine Beamtengruppe; da hält 
man es vielleicht nicht für nötig, ihre Wünsche zu berück¬ 
sichtigen, wie es den anderen großen Beamtenorganisationen 
gegenüber geschieht; aber man sollte es sich auch solchen 
kleinen Beamtengruppen gegenüber doppelt und dreifach über¬ 
legen, ehe man ihnen durch derartige Beschlüsse einen Beweis 
direkter Nichtbeachtung ihrer eigenen Wünsche gibt. Man 
vergegenwärtige sich doch die augenblickliche Situation: 
Die früheren den Kreisärzten gleichgeordneten Kreisbau¬ 
beamten, erhalten die Amtsbezeichnung „Regierungs- und 
Baurat“, die Aerzte bei den Versorgungsämtern die Amts¬ 
bezeichnung „Regierungs-Medizinalrat“, nur den Kreisärzten wird 
der ihnen danach doch logischerweise zustehende Titel „Re- 
gierungs-und Medizinalrat“ versagt. Jeder Laie wird darin eine 
schwere Mißachtung und Zurücksetzung erblicken, nur bei der 
Zentralinstanz scheint dafür leider ein Verständnis zu fehlen. 
Die Kreisärzte legen allerdings keinen großen Wert auf den 
„Regierungsrat“, sondern wollen lieber ihren bisherigen, bei 
der Bevölkerung allgemein bekannten Titel „Kreisarzt“ nebst 
dem Zusatz „Medizinalrat“ bezw. „Obermedizinalrat“ behalten, 
aber nicht in der von allen Kreisärzten abgelehnten Form „Kreis¬ 
medizinalrat“. Ueber den „Obermedizinalrat“ schweigt sich der 
Staatsmedizinalbeschluß überhaupt ebenso aus wie über die 
Amtsbezeichnung „Oberregierungsrat“ für die Regierungs- und 
Medizinalräte oder wenigstens einen Teil dieser Beamten, 
obwohl schon längst die älteren „Regierungs- und Schulräte“ 
die Amtsbezeichnung „Oberregierungs- und Schulrat“ erhalten 
haben. Das ist doch ebenfalls ein unverdientes Zurücksetzen 
der Medizinalbeamten in der Bezirksinstanz. Ebenso schweigt 
sich der Beschluß des Staatsministeriums über eine anderweitige 
Amtsbezeichnung „Kreisassistensärzte“ aus, obwohl eine 
Abänderung dieses unschönen Titels ein dringendes Bedürfnis ist. 

Erfreulicherweise hat nun das Staatsministerium trotz „ein¬ 
gehender Prüfung“ ganz und gar übersehen, daß sein Beschluß u n - 
gesetzlichistund deshalb vorläufig von den Kreisärzten die ihnen 
zugedachte Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“ einfach abge- 
lehnt werden kann. Nach §1 Abs. 1 des Kreisarztgesetzes vom 
10. September ist „der staatliche Gesundheitsbeamte“ der „Kreis¬ 
arzt“. Soll dies also künftighin der „Kreismedizinalrat“ sein, so 
bedarf es dazu einer Aenderung auf gesetzlich eraWege, also 
entweder durch eine Abänderung des Kreisarztgesetzes oder 
durch Festlegung der Amtsbezeichnung durch den Haushalt, 
wie dies bei allen anderen Beamten geschehen ist, da der Haushalt 
bekanntlich durch Genehmigung des Landtags Gesetzeskraft 
erhält Das scheinen aber sowohl die Juristen und Verwaltungs- 
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beamten, als die technischen Ministerialräte des Staatsministeriums 
und des Ministeriums für Volks Wohlfahrt trotz aller ihrer Gesetzes¬ 
kenntnis, die man doch in so hohen Stellen bei ihnen voraussetzen 
muß, übersehen zu haben; denn sonst würden sie den Weg der 
Bekanntmachung sicherlich nicht empfohlen haben. Ob der 
erneute Einspruch gegen den Beschluß etwas helfen wird, bleibt 
abzuwarten; jedenfalls sollten aber alle Medizinalbeamten jetzt 
alles aufbieten, um den Beschluß wieder rückgängig zu machen. 
Dazu dürfte sich außer dem schon erfolgten erneuten Einspruch 
beim Staatsministerium vor allem auch eine Eingabe an den 
Landtag und Rücksprache mit befreundeten Abgeordneten usw. 
unter Darlegung der Sachlage empfehlen. 


Der Landesgesundheitsrat in Prenssen 
und seine Zusammensetzung. 

Vom Herausgeber. 

Durch Beschluß des preußischen Staatsmini¬ 
ste riums vom 26. September 1921 sind jetzt der Präsi¬ 
dent und dessen Stellvertreter sowie die Mitglieder des 
durch Beschluß vom 30. April 1921 gebildeten neuen prenßlschen 
Landesgesnndheitsrates ernannt. 1 ) Wenn man sich vergegen¬ 
wärtigt, daß nach diesem Beschlüsse in dem Landesgeätmd- 
heitsrat nicht weniger als 10 Ausschüsse vorgesehen sind, 
dann konnte man wohl erwarten, daß die Zahl seiner Mitglieder 
eine sehr große sein würde, etwa ebenso groß wie die des 
Reichsgesundheitsrates (etwa 90 Mitglieder), aber daß sie diese 
Ziffer noch um ein Drittel übersteigt, halten wir nicht für 
zweckmäßig, besonders wenn nach der jetzt auch erlassenen 
Geschäftsordnung noch allerhand Sachverständige von Fall zu 
Fall bestellt bezw. zugezogen werden können. Vielköpfige 
„Räte“ haben sich nach den bisherigen Erfahrungen noch nie¬ 
mals bewährt; ihre Arbeit ist meistens eine viel zu schwer¬ 
fällige und langsame; die zahlreichen „Räte“ kommen aus 
allernand Bedenken nicht heraus und das Ergebnis ihrer 
Leistungen steht im betrübenden Mißverhältnis zu der darauf 
verschwendeten Zeit. Wir wollen uns zwar freuen, wenn wir 
in dieser Hinsicht durch das Arbeitsergebnis des preußischen 
Landesgesundheitsrates in angenehmer Weise enttäuscht werden 
sollten, befürchten aber, daß dies nicht der Fall sein wird, trotzdem 
der Herausgeber dieser Zeitschrift von Natur aus recht opti¬ 
mistisch veranlagt ist. Wir halten es überhaupt für durchaus 
unzweckmäßig, daß man bei Bildung des Landesgesundheits¬ 
rates die frühere Wissenschaftliche Deputation für das Medi¬ 
zinalwesen zum Vorbild genommen und seine Tätigkeit mit der 
einer obergutachtlichen Instanz in gerichtsärztlichen Sachen 
verquiokt hat. Eine solche Tätigkeit hat mit der Für¬ 
sorge für öffentliche Gesundheit, für die dooh ein 


*) Siehe die Personalien in der heutigen Nummer. 
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„Landesgesundheitsrat 0 allein da sein sollte, absolut 
nichts zu tun. Sie beeinflußt aber seine Zusammensetzung in 
nachteiliger Weise und trägt dazu bei, daß zu Mitgliedern des 
Landesgesundheitsrates Männer ernannt werden müssen, die 
wohl für das Gebiet der gerichtlichen Medizin usw. als Autori¬ 
täten gelten können und nur als solche gelten wollen, aber 
nicht einmal selbst den Anspruch machen werden, daß sie dies 
auch auf dem Gebiete des öffentlichen Gesundheitswesens sind. 
Kommt es dann zu Vollberatungen und soll sich der Landes¬ 
gesundheitsrat in seiner Gesamtheit über eine Frage schlüssig 
machen, ddnn sind sie ebenfalls stimmberechtigt und können 
dadurch den Ausschlag geben über Sachen, von denen sie 
nichts verstehen. Jedenfalls wäre es mit Rücksicht auf eine 
erfolgreiche Tätigkeit des Landesgesundheitsrates weit besser 
gewesen, wenn ebenso wie für jede Provinz auch für den 
ganzen Staat ein besonderer gerichtsärztlicher Landesausschuß 
gebildet wäre, aber völlig getrennt von dem Landesgesund¬ 
heitsrat. Dann wäre auch der weitere Fehler vermieden, daß 
nämlich die ärztlichen Mitglieder und unter diesen wieder 
namentlich die medizinischen Universitätsprofessoren in dem 
neuen Gesundheitsrat weit überwiegen; denn von 119 Mit¬ 
gliedern dürften nicht weniger als 24 Professoren der Medizin 
und sonstige ärztliche Sachverständige sowie 3 Gerichtsärzte 
lediglich für den künftigen gerichtsärztlichen Ausschuß in 
Aussicht genommen sein; also mehr als ein Fünftel der Ge¬ 
samtheit. Durch den Fortfall würde die Gesamtzahl der Mit¬ 
glieder des Gesundheitsrates auf 92 herabsinken und un¬ 
gefähr der des Reichsgesundheitsrates entsprechen. Damit 
würde aber auch die Zahl der ärztlichen Mitglieder sich um die 
gleiche Ziffer verringern und außerdem würden 17 Mitglieder 
weniger aus Berlin stammen, beides zweifellos Vorzüge, wenn 
man bedenkt, daß von der Gesamtzahl der Mitglieder jetzt 
nicht weniger als 77 = 64,7 °/ 0 , also zwei Drittel dem ärztlichen 
Stande angehören bezw. aus ihnen hervorgegangen sind, und 
daß von der Gesamtzahl nicht weniger als 74 = 62,2 °/ 0 in Berlin 
wohnen. Das ist doch kein „Landesgesundheitsrat 0 , 
in dem alle Teile des Staates durch Sachverständige vertreten 
sein sollen, sondern eine Sachverständigenbehörde, in der 
hauptsächlich Berlin die Hauptrolle spielt; dies hätte man aber 
gerade jetzt um so mehr vermeiden sollen, als nicht nur in 
Süddeutschland, sondern auch in Preußen recht viel von dem 
„Wasserkopf Berlin 0 gesprochen wird. 

Soweit sich aus der bekanntgegebenen Liste der Mit¬ 
glieder ein Urteil bilden läßt, gehören 12 dem Ministerium für 
Volks Wohlfahrt an, darunter 7 Mediziner, 1 Chemiker und 4 
Verwaltungsbeamte; 7 sind Medizinalbeamte, darunter ein 
Ministerialdirektor a. D. (Prof. Dr. Kirchner), 2 Reg.- und 
Med.-Räte (Dr. Solbrig-Breslau und Dr. Kutscher-Gum¬ 
binnen), 2 Kreisärzte (Dr. Bundt-Halle und Dr. Margulies 
Kolberg), 1 Kreis- und Stadtarzt (Dr. Sohröder-Altona) und 
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1 Landesgewerbearzt (Dr. Telecky-Düsseldorf), 3 Kommunal¬ 
ärzte (Dr. Krautwig-Köln, Dr. Oebbeke-Breslau und Dr. 
Rabnow-Berlin); 16 sind Professoren der Hygiene, Direktoren 
hygienischer Institute oder Universitätslehrer, die sich mit 
sozialen Fragen beschäftigt haben, 27 Universitätsprofessoren 
und sonstige gerichtsärztliche Sachverständige, darunter drei 
Gerichtsärzte (Dr. Straßmann und Dr. Hoff mann-Berlin, 
Dr. Puppe-Breslau), 10 Aerzte darunter 1 Aerztin, 2 Militär- 
bezw. Versorgungsärzte (Dr. Schultze und Dr. Lennhof- 
Berlin), 4 Zahnärzte, 7 Apotheker, je 1 Drogist u. Dentist, so daß 
nur noch 39 Mitglieder aus den übrigen Ständen (Verwaltungs¬ 
beamte, Juristen, Landtags- und Reichstagsabgeordnete, Bau¬ 
techniker, Chemiker, Fahrikdirektoren, Gewerkschaftssekretäre, 
Verbandsdirektoren, Lehrer usw.) übrig bleiben, darunter 
5 Frauen. Ob und nach welcher Richtung hin diese 39 Mit¬ 
glieder Hervorragendes auf dem Gebiete des öffentlichen Gesund¬ 
heitswesens geleistet haben und deshalb besonders für den 
Landesgesundheitsrat geeignet sind, läßt sich bei recht vielen 
von ihnen nicht beurteilen, da sich dies vorläufig noch in ein 
geheimnisvolles Dunkel hüllt; man wird sich also erst ein 
Urteil aus ihren Taten bilden können. Hoffentlich erleben wir 
hierbei eine angenehme und keine bittere Enttäuschung! 
Wundern muß man sich allerdings in hohem Grade, daß 
Bürgermeister größerer Städte, von denen sich doch 
recht viele durch ihre Leistungen auf gesundheitlichem Gebiete 
einen Namen gemacht haben, vollständig fehlen, ebenso ist 
z. B. gegenüber dem Reichsgesundheitsrat das Ingenieur-und 
Baufach viel zu wenig vertreten. Vertreter der Tier¬ 
arzneikunde und der Landwirtschaft wird man leider 
vergeblich suchen, gleichsam als ob der Laudesgesundheitsrat 
auf dem Gebiete der Milchwirtschaft, der Fleischnahrung wie 
überhaupt der ganzen Volksernährung keine sachverständigen 
Mitglieder nötig habe. Hier liegt ein großes Manko vor, dessen 
Beseitigung unbedingt notwendig ist, wenn die Gesamtheit 
keinen Schaden erleiden soll. 

Im übrigen ist es interessant, daß der Staatsministerial- 
beschluß vom 26. September den Staatsministerialbeschluß vom 
9. September völlig ignoriert und von dem schönen Titel 
„Kreisraedizinalrat“ auch keinen Gebrauch macht. Uns 
soll es sehr lieb sein, wenn dies auch künftighin geschieht. 
Interessant ist es weiterhin, daß den in Berlin wohnenden 
Mitgliedern für die Teilnahme an den Sitzungen usw. ein 
Anwesenheitsgeld von 50 M. gewährt wird, aber auswärtigen 
Mitgliedern dagegen nur die den Reg.- und Med.-Räten, d. h. den 
Räten IV. Klasse zustehenden Reisekosten. Das erstere entspricht 
jedenfalls der Billigkeit, das letztere bedeutet aber nicht nur 
eine Geringschätzung der auswärtigen Mitglieder, denn der 
Gesundheitsrat ist doch eine zentrale gutachtliche Behörde, 
deren Mitglieder wenigstens die Reisekosten der Ministerialräte 
beanspruchen können, sondern auch eine schwere Belastung 
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ihres Geldbeutels. Mit den Reisekosten der Reg.- und Med.-Räte 
kann bekanntlich niemand in Berlin selbst bei bescheidenen An¬ 
sprüchen auskommen, sondern muß noch aus eigener Tasche, 
d. h. als Beamter von seinem GePiklt zusetzen. Daß viele aus¬ 
wärtige Mitglieder des Reichsgesundheitsrates aber kein Gehalt 
beziehen und während ihres Aufenthaltes in Berlin sogar mit¬ 
unter infolge ihrer Abwesenheit von Haus Einnahme Verluste haben, 
daran scheinen die maßgebenden Herren in der Zentralinstanz nicht 
gedacht zu haben. Eine Aenderung wird sich in dieser Richtung 
sehr bald als notwendig erweisen, sonst dürfte man auf die 
Teilnahme der auswärtigen Mitglieder an den Sitzungen des 
Landesgesundheitsamtes wohl kaum rechnen können. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht Uber die anßerordentl. Versammlung des Vereins 
der Mediainalbeamten der Provina Sachsen am 12. Pebrnar 
d. J. in Halle a. 8. (Unlversitätsangenklinlk). 

1. Kreisarzt- and Schularztfrage ln Landkreisen. Berichterstatter 
Kreisarzt Dr. Helmbncher-Liebenwerda stellt folgende Leitsätze znr Er¬ 
örterung: 

,1. Infolge der dnrch den Krieg hervorgerufenen Schädigungen, die sich 
in hohem Maße anch an den Schulen und Schulkindern bemerkbar machen, ist 
ein Ausbau der schulärztlichen Tätigkeit und die Einführung der Schüler¬ 
reihenuntersuchungen auch auf dem Lande dringend erforderlich. 

2. Auf Qrund seiner Dienststellung und seiner sozialbygienischen Vor¬ 
bildung soll in Landkreisen der Kreisarzt nebenamtlich der Schularzt seines 
Kreises sein und auch die Reihenuntersuchungen der Schüler selbst ausführen. 

3. Ist ihm dieses infolge Ueberlastung oder aus anderen Gründen im 
ganzen Kreise nicht möglich, so soll er wenigstens in der Kreisstadt und in 
einem möglichst großen Bezirk in deren Umgebung als Schularzt praktisch 
tätig sein. 

4. Für die übrigen Schulen im Kreiso sind geeignete praktische Aerzte 
nebenamtlich als Schulärzte zu verpflichten. 

6. Es ist zweckmäßiger, den Kreis in einige größere Schularztbezirke 
mit einem Schularzt einzuteilen, als sämtliche praktische-Aerzte zum Schularzt¬ 
dienst heranzuziehen; in jedem Falle behält der Kreisarzt bezw. das Kreis¬ 
wohlfahrtsamt die Oberleitung Jlber die gesamte Schularzteinrichtung. 

6. Wünschenswert ist die Forderung einer gewissen schulärztlichen 
Ausbildung; dringend erforderlich ist die Aufstellung einer gemeinsamen 
Dienstanweisung, für die ein Schema am besten von der Regierung heraus¬ 
gegeben wird. 

7. Das schulärztliche Honorar soll nicht unter 3 M. für den Kopf im 
Jahr betragen; Kilometergelder sind besonders zu zahlen. 

8. Eine gesetzliche Regelung der Schularzteinrichtung für Preußen ist 
wünschenswert“ 

Nach sehr lebhafter Aussprache, in der die meisten sich dafür aus- 

S irechen, daß der Kreisarzt als Schularzt praktisch mitarbeiten müsse und daß 
e praktischen Aerzte nicht übergangen werden dürfen, wird dem Vorschläge 
des Herrn Reg.- und Med.-Rats Dr. Ostermann-Magdeburg zngestimmt, der 
dabin geht, daß das Provinzialwohlfabrtsamt eine einheitliche Dienstanweisung 
aufstellen möge, die auf der nächsten Versammlung besprochen werden soll. 

II. Die Entwicklung des Krankenversicherungswesens und die 
Stellung des Kreisarztes zu den Krankenkassen. • 

Berichterstatter: Med.-Rat Dr. Laschke-Delitzsch: 

Da die Krankenkassen die vitalsten Interessen der praktischen Aerzte 
berühren und sich anch weitgehende auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge 
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betätigen, ist es Pflicht des Kreisarztes, der Lage der Krankenkassen seines 
Kreises seine vollste Aufmerksamkeit zu widmen. An der Hand einer Statistik, 
die der Kreisarzt aus den jeweiligen Jahresabschlüssen anfertigen kann, ist er 
in der Lage, die Entwicklung der Krankenkassen zu beobachten und die Be¬ 
seitigung von Mißständen anzuregen. Alle Berichte der Krankenkassen an das 
Veraicherung8amt müßten deshalb durch die Hand des Kreisarztes gehen. In 
den kassenärztlichen Vereinigungen könnte er als beratendes Mitglied segens¬ 
reich wirken und durch enge Fühlung mit den Krankenkassenvorständen für 
die Fürsorgeeinrichtungen seines Kreises viel erreichen. Jedenfalls ist das 
Krankenkassengebiet ein Feld, auf dem der Kreisarzt in Zukunft auch mit¬ 
tätig sein muß. 

In der Aussprache werden Bedenken geäußert, ob es richtig sei, 
wenn der Kreisarzt sich um die finanziellen Verhältnisse der Krankenkasse 
und um die Begelung der kassenärztlichen Verhältnisse kümmere; dagegen 
solle sich der Kreisarzt, was besonders von Dr. Ostermann-Magdeburg be¬ 
tont wurde, der sozialen Einrichtungen der Kassen annehmen. 

IV. Verschiedenes. In längerer Aussprache werden Gebühren¬ 
fragen und vertrauensärztliche Tätigkeit behandelt. Der Vor¬ 
sitzende, Med.-Rat Dr. Kluge, bringt zur Sprache, wie der Verein sich 
dazu stelle, wenn zwangspensionierte Kreisärzte ihre vertrauensärztliche Tätig¬ 
keit im Bubestaude beibehalten. Dr Bundt-Halle a. S. betont, daß dies 
Fragen des Taktes seien, über die sich im allgemeinen Regeln nicht geben 
lassen. Er macht weiter darauf aufmerksam, daß der Preußische Medizinal¬ 
beamtenverein der Berufsvereinigung höherer Verwaltungsbeamter als korpora¬ 
tives Mitglied angehört, so daß der Sonderbeitritt einzelner Medizinalbeamter 
überflüssig sei. 

Nach der Versammlung fand ein gemeinsames Essen im „Haus der 
Landwirte“ statt; daran nahmen eine ganze Reihe Kollegenfrauen teil, die sich 
vorher bei Frau Med .-Rat Dr. Bundt zum Tee versammelt hatten. 

Dr. Jorns-Nordhausen. 


Tagesnachrichten. 

Am 2. d. M. haben die Medizinalbeamten der Provinz Schles¬ 
wig-Holstein einen Medizinalbeamtenverein gebildet, den Med.-Rat 
Dr. S c h r o e d ev, Kreis- und Stadtarzt in Altona, zum Vorsitzenden, Geh. Med.- 
Rat Dr. v. Fischer-Benzon, Kreisarzt in Flensburg, zu seinem Stellver¬ 
treter und beide Herren als Vertreter zum Vertretertage gewählt. Die Medi¬ 
zinalbeamten des Reg.-Bez. Minden haben auf ihrer Versammlung am 18.d.M. 
Kreisarzt Med.-Rat Dr. Loer in Paderborn zum Vorsitzenden und Kreisarzt 
Dr. Angeneto in Herford zum Schriftführer sowie beide Herren zum Vertreter 
bezw. Stellvertreter für den Vertretertag bestimmt. Im Reg.-Bez. Merseburg 
Bind die Kreisärzte Med.-Rat Dr. Bundt-Halle a. S. zum Vertreter und 
Dr. Rapmund -Querfurt.als dessen Stellvertreter für den Vertretertag gewählt. 


Nachruf. Am 18. ds. Ms. ist Herr Obermedizinalrat Dr. Gottlieb 
von Merkel-Nürnberg in dem hohen Alter von 86 Jahren infolge einer Lungen¬ 
entzündung gestorben und damit ein Medizinalbeamter aus dem Leben ge¬ 
schieden, der sich während seiner langjährigen, arbeitsreichen, aber auch erfolg¬ 
reichen früheren Tätigkeit als Bezirksarzt ganz außerordentliche Verdienste 
um die Förderung der öffentlichen Gesundheitspflege in seiner Heimatstadt 
erworben und sich infolge seiner hervorragenden Tüchtigkeit und Sachkenntnis, 
gepaart mit einer großen persönlichen Arbeitsfreudigkeit nicht nur bei seinen 
Vorgesetzten Behörden und Kollegen in seinem engeren Vaterlande, sondern 
auch weit darüber hinaus der größten Hochachtung erfreut hat. Bei Gelegen¬ 
heit der Feier seines 80. Geburtstages haben wir seiner großen Verdienste 
bereits in dieser Zeitschrift gedacht; sechs Jahre sind ihm seitdem noch zur 
Freude seiner Familie und seiner zahlreichen Freunde in verhältnismäßig guter 
körperlicher und vor allem geistiger Frische vergönnt gewesen. Dem Deutschen 
Meaizinalbeamtenverein hat er seit seiner Gründung als Mitglied angehört 
und seiner Entwicklung Btets das größte Interesse entgegengebracht; er ver- 
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liert in ihm sein ältestes and treuestes Mitglied, dessen Andenken er allezeit 
in hohen Ehren halten wird! 


Nachruf. Am 13. d. M. ist Herr Med.-Rat Dr. Mayer. Kreisarzt in 
Meisenheim, an einem Herzleiden, das er sich auf seinen vielen Dienstreisen zu- 
gezogen hat, plötzlich verstorben. Die Aerzte beklagen in ihm einen der er- 
fahrendsten Kollegen in Stadt und Land, der seit mehreren Jahrzehnten in 
Simmern auf dem Hunsrück als Arzt tätig war und die Kreisarztgeschäfte der 
Kreise Simmern, St. Goar, Kreuznach und Meisenheim des öfteren vertretungs¬ 
weise geführt hat, bis er zuletzt seit 1919 mit der Kreisarztstelle Meisenheim 
und St. Wendel, Baumholder amtlich betraut wurde. Er war aber nicht nur 
ein tüchtiger, zuverlässiger Arzt und Diagnostiker, sondern er hat auch als 
medizinischer Schriftsteller einen guten Ruf gehabt. Viele wissenschaftliche 
Arbeiten in den verschiedensten ärztlichen Zeitschriften waren die Frucht seines 
scharfen ärztlichen Verstandes und seiner guten Beobachtungsgabe. Er ist ein 
seltener Mensch gewesen, von ernstestem, wissenschaftlichen Streben, ein zu¬ 
verlässiger Arzt und ein selten guter und trener Mensch Alle, die ihn ge¬ 
kannt haben, werden ihm das herzlichste und ehrenvollste Andenken bewahren. 
Dies wird insbesondere auch der Herausgeber dieser Zeitschrift tun, dem der 
Verstorbene seit vielen Jahren ein treuer und lieber Mitarbeiter gewesen ist. 

Am 14. und 15. August d. J. hat der Deutsche Desinfektorentag 
seine Jahresversammlung in Berlin abgehalten. Die Hanptsitzang fand im 
Polizeipräsidium statt, an der Vertreter der Behörden, zahlreiche Ehrengäste 
und nahezu 150 Delegierte der Desinfektorenvereine Deutschlands teilnahmen. 
Nach der Begrüßung durch den Bundesvorsitzenden S c h i 1 d t sprach zunächst 
Prof. Dr. v. Vaged es-Spandau über die neue preußische Desinfektions¬ 
ordnung, dann Prof. Dr. Wilhelmi (Landesanstalt für Wasserhygiene) über 
die Notwendigkeit der Schädlings- und Parasitenbekämpfung. Im Anschluß 
daran wurden wirtschaftliche Fragen erörtert. Am folgenden Tage betrafen 
die Verhandlungen in der Hauptsache den Zusammenschluß der Desinfektoren¬ 
schaft und die Gründung von Bezirksvereinen, wobei die Mitwirkung der 
Medizinalbeamten sehr erwünscht und notwendig ist. 


In der freien Stadt Danzig findet vom 17. bis 23. Oktober eine 
Tnberkulose-Bekämpfungswoche statt, die den Zweck hat, unter Mitwirkung 
der Aerzteschaft in den einzelnen Teilen der Stadt und in allen wichtigen 
Orten des Freistaatgebietes aufklärende Vorträge über Tuberkulose zu halten 
und durch eine umfassende Sammeltätigkeit in den Häusern, Schulen, in¬ 
dustriellen Betrieben usw. die zur Errichtung einer Lungenheilstätte 
erforderlichen Mittel (2,5—8 Millionen Mark) auf dem Wege der privaten 
Werbung aufzubringen. Es hat sich ferner ein besonderer Geschäftsausschuß 

g ebildet. Mit dankbarer Freude wird es begrüßt werden, wenn auch die 
eutschen im Reiche ihren hilfsbedürftigen Volksgenossen in dem kleinen 
abgetrennten Freistaat tatkräftig durch Spenden unterstützen werden. Geld¬ 
sendungen sind an den Geschäftsaasschuß (Sandgrube 41a) Postscheckkonto 
Danzig Nr. 1114 zu richten. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Med.-Rat Dr., Kreisarzt ln Str.: Kann ein Kreisarzt 
Terminsgebühr berechnen, wenn er zur Teilnahme an einer Nachuntersuchung der 
gesetzlich gemeldeten Krüppel durch den Landeskrüppelarzt aufgefordert warf 
Antwort: Nein! Diese Teilnahme gehört zu seinen unentgeltlich zu 
verrichtenden Dienstobliegenheiten; es stehen ihm deshalb nur bei auswärtigen 
Terminen Reisekosten und Tagegelder zu. 


Anfrage des Kreisarztes Dr. 9. ln 8.: Ist ein als Blotreinigungstee 
bezeichneter und feilgehaltener Tee als Heilmittel anzusehen und demzufolge 
sein Verkauf nur in Apotheken gestattet? 
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Antwort: Die bieherigen gerichtlichen Entscheidungen (Earamergericht 
vom 10. März 1905, Ob. L. Q. Köln vom 10. Februar and 19. Juni 1906, Land¬ 
gericht in Hamburg vom 19. Januar 1907) haben ihn als ein dem freien Ver¬ 
kehr nicht überlassenes Heilmittel angesehen, da er, wie sein Name sagt, zur 
Verbesserung schlechten Blutes und zur Beseitigung der Folgen mangelhafter 
Blutbeschaffenhcit dienen soll. 


Berichtigung. In meiner Abhandlung: „Die neuen Desinfektions¬ 
vorschriften in Preußen“ in Nr. 18 d. Zeitschrift ist auf S. 387 Anhalt unter den 
Staaten aufgeführt, die keine gesetzlichen Bestimmungen über die Tuberkulose¬ 
bekämpfung erlassen haben. Nach Mitteilung des zuständigen Reg.- und Med.-Rats 
Dr. Schücheiu Dessau ist jedoch dort durch die Landespolizei Verordnung betr. 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 12. Juli 1906, ebenso wie in 
Bayern jeder Todesfall an offener Lungen- und Kehlkopftuberkulose, sowie 
jede Erkrankung an offener Lungen- und Kehlkopftnberkulose bei Schulkindern 
oder Insassen von Erziehungsanstalten anzeigepflichtig ist mit der wesentlichen 
Erweiterung, daß „Ermittelungen“ bei Lungen- und Kehlkopftuberknlose durch 
den beamteten Arzt vorgenommen werden können, wenn die Krankheit nicht 
von einem Arzt angezeigt oder festgestellt ist. Die Verordnung enthält auch 
Vorschriften über die Ausführung der „laufenden Desinfektion“ oei Tuberku¬ 
lose in den vorgenannten Fällen. 

Kiel, den 5. Oktober 1921. Dr. En gelsmann. 


Bekanntmachung 

des Vorstandes des Preussischen Medizinalbeamten-Vereins. 

Der Preußische Medizinalbeamten-Verein hat in seiner Haupt¬ 
versammlung am 9. September ds. Js. in Nürnberg beschlossen: 

„Der Preußische Medizinalbeamten-Verein wird im Sinne 
des Rapmundschen Satzungsentwurf es reorganisiert. Der Ent¬ 
wurf wird in den bestehenden oder alsbald zu bildenden Be¬ 
zirksvereinen vorberaten. Die Hauptversammlung berechtigt 
eine noch in diesem Jahre zu berufende Vertreterversamm¬ 
lung, die Fassung der Satzungen auf Grund dieser Vorbe¬ 
ratungen endgültig und bindend festzustellen.“ 

Der Vorstand ersucht auf Grund dieses Beschlusses, die 
Mitglieder des Vereins in allen Regierungsbezirken schleunigst 
in die Bildung von Bezirksvereinen einzutreten und in diesen und 
in den schon bestehenden Bezirksvereinen den Rapmundschen 
Satzungsentwurl, der in Nr. 19 der Zeitschrift (S. 420) abgedruckt 
ist, durchzuberaten. 

Er ersucht ferner alle Bezirks vereine, sofort Vertreter zu 
der voraussichtlich Ende November zu berufenden Vertreter¬ 
versammlung zu wählen und die Namen der Gewählten bis 
spätestens 1. November dem Schriftführer mitzuteilen. 

Der Preußische Medizinalbeamten-Verein« 

Geh. Med.-Rat Dr. Wodtke, Med.-Rat Dr. Bnndt, 

Jena, Ernst Häckelplatz 1,111, Halle a. S., Gr. Steinstr. 20, II, 
Vorsitzender. Schriftführer. 


Verantwortlich für die 8chHftlcitung: Prof. Dr. Rapmand, Geb. Med.-Rat la Uppapringe« 
Druck tob J. O. C. Brunn, Minden L W, 
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Zeitschrift für Medizia&lbeatnte, 


Personalien. 

Bentnofens Reich und Preasssn. 

Auszeichnung*ii x Verliebe«; Das Eiserne Kren?. I. Klasse 
dem Kreisarzt Dr. Derpbawskiia Zideezig. . 

Ernannt; 0r* (Hrbi* Iw Erfurt ziwn Landeflgewerbearzt Fn Halle 
&. Saale, Dr. Hartwifch, Assistent am Pathologischen Institut des Moabiter 
Krankonhanses zum KrcisasBistenznizt in fjteejow: (Kreis Lehus), der ehemalige 
elsaß-lothringische Ejei8aa6ist«na&rztDr,l.oilwjgli try zum Kreöiwhdizhiatf&t in 
Berleburg {Kreis Witt-geustem),, Kr^laMsfatcazantt^ pr. J A f g.b«*■ in Hagen i. W. 
zum koimnisBarischen Kreisarzt in Hartenberg (Westerwald), .Privatdozeat 
Di, Aeefee n heim , Oberarzt an der Kinderklinik in Düsseldorf zum Stad tr 
arzt ia. Eemacheid. V 

ä Sy Versetzti Reg.- and Med.-Rat Dr. Ii o er o h ln Trier nach Aachen, die 
Kreisärzte Dr. Mangold in KSnigsMttA nach Tiegeahnf (Freie Ätadt Danzig), 


Dr. S ch r am m e n in Mayen hach Köln a. Rh., Krelsnssistenss&rst Dr. Sonnu er¬ 
leid lo Breslau »ach WaidenbM^ 

. Berichtigung: Bai den Personalien in Nr. 20 ümß es unter Preußou 
und Ernenn hegen heißen ? Kreisarzt, (nicht Kf^idftSSlSitenzarÄt Dt- fe a w - 
n»t*hi im Freistaat Danzig zu© Kreisarzt det : Kt^g:>|Jy'ice ;itiw Sulingen 


Freistaat Danzig zaia- Kreisarzt Sniingen. 

inifc dem Amtssitz in Bassum ► -'.;V ’/^,\v ‘I •• ’ 

Bayern. 

Ter8elrf; Dr. Ptltt er ich, Oberarzt »n der Krda4foÜ- und .Pflege* 
anstatt Homburg in gleicher Eigenschaft ati die Krete-Selir und Pflegeanalalt 


in Frankenlhftl amer* Beauftragung mit der Leitung dieser Anstalt. 

Aa» »aderen sjsöiaefcsr, Staaten, 
KnaA&Mt./l>i?»ido«eiH ' Dr. ö; W4gner ia Jena zum Direktor des 
MedizinaluatersachnngsamtB der Freien St&di. Dortig, Dr. H e y s e, Oberarzt 
an der Landes Heil- and PflcgCMtnstsit. in iternberg .(Anhalt) zum Direktor 
dieser Anstalt. 

Erledigte Stallen. 

■ $£ ; \; ' Pretraten. 

Zn besetzen: die nicht YOllbesoldete Kretearzltetrlle in Änycn iReg.~ 
Bezirk Koblenz) sowie die KKbusifdentsritst«))«» In Hagen (Wcaifc.) and 
Breslau. Bewerbungen sind bis zum 15 . Novembbi 1921 an ons Ministeriura 
für VoUwwdbifafart in Berlin W <56, Leipziger Straße Nr. 8 dnreh Vermittelung 
des für den Wohnort des Bewerbers zasuindigfio Herrn Begierungspräsidentefl 
(in Berlin des Herrn Polizeipräsidenten) cinzureichen. 
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aus den übrigen deutschen Ländern. Den Tag zuvor benutzten 
sowohl der Deutsche, als auch der Preußische und Bayerische Medi¬ 
zinalbeamtenverein zu Vorstandssitzungen, in denen die auf der 
Tagesordnung der gemeinsamen Hauptversammlung und der 
beiden Landesversammlungen stehenden Gegenstände besprochen 
und die zu fassenden Beschlüsse vorbereitet wurden. Am 
Nachmittag desselben Tages hielt außerdem der Vorstand des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins zu dem gleichen Zweck 
eine zweite Sitzung ab, an der die Vertreter aus den einzelnen 
Provinzen teilnahmen, die von den dortigen Vereinsmitgliedern 
auf Veranlassung des Vorstandes gewählt waren. 

* Eine sehr angeregte und lebhafte Stimmung herrschte auf 
dem Begrüßungsabenü, der bei prachtvollem und warmem 
Herbswetter in dem schönen Garten des Künsterhauses stattfand. 

A. Gemeinsame Tagung. 

Erster Sitzungstag 

Sonnabend, den 10. September, vormittags 9 1 /» Uhr, 
im großen Saale des Efinstlerhanses. 

I. Eröffnung der Versammlung. 

Geh. Med.-Rat Dr. Wodtke-Jena, Vorsitzender: 
M. H.! Ich eröffne die XI- Hauptversammlung des Deutschen 
Medizinalbeamtenvereins. Wir haben die Ehre und die Freude 
zahlreiche Vertreter von Ministerien und Behörden *) in unserer 
Mitte begrüßen zu dürfen, die ich alle herzlich willkommen heiße. 

H. Geh.-Rat Prof. Dr. Diendonnö-München, Ministerialrat 
im Staatsministerium des Innern, begrüßt die Versammlung im 
Aufträge der Bayerischen Staatsregierung und heißt sie auf 

*) Es haben an der Versammlung teilgenommen: Dr. Frey, Direktor 
im Beichsgesnndbeitsamt, als Vertreter des Beichsministerinms des Innern und 
des Beichsgesnndheitsamtes, Min.-Direktor Dr. Fritze*Berlin, als Vertreter 
des Preuß. Justizministeriums, Geh. Bat Prof. Dr. Dieudonnö, Ministerialrat 
im Bayerischen Staatsministerinm des Innern, als Vertreter dieses Ministeriums, 
die sämtlichen acht Oberregierungsräte und Medizinalreferenten bei den 
Bayerischen Begierungen als Vertreter dieser Regierungen, Geh. Reg.-Rat 
Dr. Weber, Präsident des Sächsischen Landesgesundheitsamts und Geh. 
Med.-Rat Prof Dr. Thiele-Dresden als Vertreter dieses Landesgesundheits- 
amtes, Ober-Med.-Bat Dr. Gnant-Stuttgart als Vertreter des Württem- 
bergischen Ministeriums des Innern, Med .-Bat Dr. Stein-Neustrelitz als Ver¬ 
treter der Mecklenburg-Strelitzschen Regierung, Ob.-Med.-Rat Dr. Schläger- 
Oldenburg als Vertreter der Oldenburgischen Regierung, Ober-Med.-Bat Dr. 
R o t h - Braunschweig als Vertreter des Braunschweigischen Medizinalkollegiums, 
Geh. Med.-Bat Dr. Oswald-Sondershausen als Vertreter des Thüringischen 
Wirtschaftsministeriums und der Landesregierung von Schwarzburg-Sonders- 
hausen, Reg.- und Med.-Bat Dr. Neuhaus-Gera als Vertreter der Landes¬ 
regierung Beuß j. L., Ob.-Reg.-Rat Dr. Corvey, Direktor des Landeswohl¬ 
fahrtsamtes in Detmold, als Vertreter der Läppischen Regierung; H. Oberbürger¬ 
meister Luppe als Vertreter der Stadt Nürnberg sowie mehrere Vertreter des 
Aerztekammerausschusses und der Aerztekammer in Nürnberg. 
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das herzlichste in Bayern willkommen, insbesondere die nicht¬ 
bayerischen Kollegen, mit dem Wunsche, daß sich die Ver¬ 
handlungen der Versammlung recht fruchtbringend zum Wohle 
der Gesamtheit gestalten mögen und allen Teilnehmern der 
, Aufenthalt in Bayern, namentlich in dem schönen Nürnberg, 
in angenehmer Erinnerung hleiben möchte. 

(Lebhafter Beifall.) 

Herr Oberbürgermeister Luppe-Nürnberg schließt sich 
im Aufträge der Stadt diesem Wunsche an. Er weist darauf 
hin, daß Nürnberg z. Z. die Stadt der Kongresse sei und nicht 
nur durch seine berühmten schönen mittelalterlichen Bauten usw., 
sondern auch in gesundheitlicher Hinsicht manches Sehenswerte 
biete. Nürnberg habe auch seit kurzem ein Stadtgesundheits¬ 
amt unter Leitung des staatlichen Bezirksarztes; die Einrichtung 
habe sich sehr gut bewährt und könne zur Nachahmung 
empfohlen werden. 

(Lebhafter Beifall) 

Vorsitzender dankt den beiden Herren Vorrednern für 
ihre freundlichen Begrüßungsworte und fährt dann fort': 

M. H. 1 Die Not der Zeit drückt schwer auf den Beamtenstand. 
Wenn die Reichsindexziffer der Lebenshaltungskosten für den 
Monat August bereits auf 1045 gestiegen ist, mithin die Kosten 
einer Haushaltung gegenüber der Zeit vor dem Kriege mehr 
als das Zehnfache betragen, während die schon vor dem Kriege 
sehr knappen Gehälter der höheren Beamten bei Berücksichti¬ 
gung der Steuerlast sich noch nicht einmal verdreifacht haben, 
so liegt es auf der Hand, daß gerade in den Familien der 
höheren Beamten vielfach Not und Elend herrschen, denen ein 
Gegenwert nicht gegenübersteht. Der Stand der Medizinalbe¬ 
amten macht keine Ausnahme« Viel zu sehr haben in den 
letzten Jahren die Gedanken der Deutschen Medizinalbeamten 
sich sorgenvoll mit der Besoldungsordnung beschäftigen 
müssen, ist doch die Sicherung der Existenzbedingungen die 
Vorraussetzung jeder gedeihlichen geistigen Arbeit und einer 
freudigen Berufstätigkeit. 

Zu den Besorgnissen der Medizinalbeamten wegen der 
Besoldungsordnung gesellten sich die Befürchtungen vor einer 
Zurücksetzung in der Amtsbezeichnung gegenüber anderen 
Beamtengruppen mit ähnlicher Vorbildung. Mit Staunen und 
mit Unwillen sahen die Medizinalbeamten, daß die seit einem 
Jahrhundert^ etwa ihnen vorbehaltene Amtsbezeichnung eines 
Regierungs- und Medizinalrats urplötzlich und freigebig einer 
neugeschaffenen und sehr zahlreichen Beamtengruppe verliehen 
und damit entwertet wurde. Eine arge Verdrossenheit 
bemächtigte sich der Medizinalbeamten, die in einigen Ländern 
einen kaum zu übertreffenden Hochstand erreichte, eine Ver¬ 
drossenheit darüber, daß die leitenden Stellen der Gesundheits¬ 
verwaltungen in den Ländern, an deren gutem Willen nicht 
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ror 50 mrm da» junge Deutsche Reich Ins Leben 
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mich für das ' mti Frühling 

■ zu sollen, Männer wie Richter, Spiess und 
Bgr«.pp träum lebhaft dafür ein, daß das Reich die 
jng der oifcntlichou Gesundheitspflege übernehmen 
Es wurde insofern ein Anfang gemacht, als 1870 für 
fesche Reicit ein Gesundtjeitsamt errichtet wurde, dem 
Pals verhft?igiM>;<; 'dies Patengesehenk der lediglich beratende 
wBakter in die Wiege gelegt wurde. Das Reichsgeaund- 
UMpsÄhot bewies seio6 ; ;^s^W^i^lgköit Ifi^rBiishschtigung, 
mgSkm es am F*0t!- geh&lten, miehtjg in die Breite wuchs, 
l?Y r eITl schlankes Em^orsteigen hi die Höhe war ihm nicht 
ß$S%Önnt. Daff man sich bei seiner 

.. :: >fscfik»ng vo»> ihm versprochen hatte, nicht halten könne« 
Mfcgcu sdhies lediglich beratenden trüÄfakLers, 

Kjv Durch di^ dt R.Verfassung vom ;n. August 1919 ist der 
: oitie sehr weitgehende Betätigoi>gsin$gHch~ 

Gcisondhcitswesen edngeräumt worden, von der freilich, 

• verg Heben nm d erb e RI rhafte u Tätigkeit aufan deren Gebie t en, noch 
wenig Gebrauch gemm-hi. worden ist. Es kann nunmehr auch die 
Ausmihrung der: th-ichsgeaetze in die Hand des Reichs gelegt 
werden, und wem» tj.aiödesl^lhdh^efi auszufüHrön 

Haben, so ist die iiekdisregierühg böhtgt?allgeinhhie Auwei* 
sunger. su erlasMni, die für um Behörde» unmUkdhftt.Wrtdeftd 
sind. Das Reich übt ferner die A uf sicht über das Gea and- 
heiisWoBen ivöh und ist ermächtigt zur Uebbrwachung der 
Au*5?hhrtittg der Reiohsgesetze Beau!tragt.e zu entsenden. 
Das Reich vermag im Uesun4heitawiesen altes nach 
seinem Rinne ?.\i regeln und es besitzt gegenüber den 
Ländern die • stärket«; Staatsgewalt, : Wir ätrar, die wir -das 
Gesundheitswesen vorwärts bringen Wollen, müssen uuscre 
Augen wohl öder übel unter Beiseitestellung aller purtiku- 
Iftristischen ^eigpögeit zum Reiche erheben. 

Die ..Reichsv«rfu*sung ■ von UHU geht zutreffend davon 
aus, daß üb i-üdbeit uml ihr« Gefährdung ioa Deutschen 
Reich • die gFub.- >.ü. und daß daher die Keichsgesetzgebung 
im Gesundheitswesen eine glciohe sein kann. Ainu gerade «n 
Gesundheitswesen. m die Ausführung der Gesetze, wie 
wir alle Tage, besonders bei der Boucheniwkätnpfung beobachten 
könnt*?', von enuv h-ödender Bedeutung. Für eine gleich- 
mäßigfi Aust'hlirong der Geaundheitägeaetzn ist eine ein - 
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gezweifelt werden soll, es nicht vermocht hatten den wohlbe¬ 
gründeten Wünschen der Medizinalbeamten zur Erfüllung zu 
verhelfen. Die Einflußlosigkeit der Gesundheitsver¬ 
waltungen war umso schwerer zu begreifen, als der Grund¬ 
satz „Die Gesundheit ist das kostbarste Gut des 
Menschen Ä in weiten Volkskreisen mehr und mehr zur Geltung 
gekommen war. Zur Erklärung des zutage getretenen be¬ 
dauerlichen Mangels an Einfluß der GesundheitsVerwaltungen 
wird allgemein auf ihre übergroße Abhängigkeit in allen In¬ 
stanzen von der inneren Verwaltung hingewiesen, die es nicht 
verstehen kann, daß das Gesundheitswesen über den engen 
Rahmen der Sicherheitspolizei, in den es früher eingespannt 
worden war, längst und weit hinausgewachsen ist. Die Innere 
Verwaltung hat sich auch nicht davon überzeugen lassen, daß 
die Art und Weise des Vorgehens der Sicherheitspolizei grund¬ 
verschieden ist und sein muß von jener Methode der freund¬ 
lichen Belehrung und Unterstützung, die erst im äußersten 
Falle zum Zwange greift, mit der allein aber die Gesundheits¬ 
verwaltung ihre Ziele erreichen kann. Die Innere Verwaltung 
hat ebensowenig Anstoß daran genommen, daß auf dem Umwege 
über die Polizei, besonders in der Seuchenbekämpfung, un¬ 
wiederbringliche kostbare Zeit verloren geht und daß dieser 
Zeitverlust für die Gesundheitspflege die übelsten Folgen hat. 

Unter den Medizinalbeamten hat sich die Ueberzeugung 
Bahn gebrochen, daß das Gesundheitswesen durchaus unpolitisch 
verwaltet werden muß, wenn es dem ganzen Volk ein Segen 
sein soll, daß es unter dem Bleidach der Inneren Verwaltung 
nicht gedeihen kann, daß es vielmehr der Selbständigkeit bedarf 
um zur vollen Entwicklung zu gelangen. Man erinnert sich, 
daß die Justiz und das Verkehrswesen einst der Inneren Ver¬ 
waltung unterstellt waren und erst nach ihrer Loslösung als 
selbständige Verwaltungszweige eine befriedigende Entwicklung 
nahmen. Die Rufe wurden laut „Los von der Polizei!“ 
und „Das Gesundheitswesen den Gesundheits¬ 
pflegern“! Warum auch nicht? — 

Der furchthare Krieg hat gezeigt, daß sich unter den 
einberufenen Medizinern Männer von großer organisatorischer 
Begabung und bedeutendem Verwaltungstalent befanden, die 
die früher als unumgänglich notwendig erachtete Aufsicht durch 
Offiziere oder Verwaltungsbeamte vollkommen entbehrlich 
machten. Das Vertrauen der Medizinalbeamten in ihre eigenen 
Verwaltungsfähigkeiten hat ungemein zugenommen. Warum 
sollten denn die deutschen Medizinalbeamten im Gegensatz zu 
denen anderer Völker unfähig sein das Gesundheitswesen 
selbständig in ihre Hände zu nehmen und zu verwalten? 

In der Forderung der Selbständigkeit der Gesund¬ 
heitsverwaltung werden staatliche und kommunale Medi¬ 
zinalbeamte sich wieder zusammenfinden und inne werden, daß 
sie besser tun, gemeinsam höhere Ziele zu verfolgen, als sich um 
Kirchturmsinteressen gegenseitig zu befehden. 
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Als vor 60 Jahren das junge Deutsche Reich ins Leben 
trat, da schien auch für das Gesundheitswesen ein Frühling 
erblühen zu sollen. Männer wie Richter, Spiess und 
Varrentrapp traten lebhaft dafür ein, daß das Reich die 
Verwaltung der öffentlichen Gesundheitspflege übernehmen 
müsse. Es wurde insofern ein Anfang gemacht, als 1876 für 
das Deutsche Reich ein Gesundheitsamt errichtet wurde, dem 
aber als verhängnisvolles Patengeschenk der lediglich beratende 
Charakter in die Wiege gelegt wurde. Das Reichsgesund¬ 
heitsamt bewies zwar seine Lebensfähigkeit und Berechtigung, 
indem es am Boden gehalten, mächtig in die Breite wuchs, 
aber ein schlankes Emporsteigen in die Höhe war ihm nicht 
vergönnt. Das Gesundheitsamt hat das, was man sich bei seiner 
Errichtung von ihm versprochen hatte, nicht halten können 
wegen seines lediglich beratenden Charakters. 

Durch die Reichsverfassung vom 11. August 1919 ist der 
Reichsgesetzgebung eine sehr weitgehende Betätigungsmöglich¬ 
keit im Gesundheitswesen eingeräumt worden, von der freilich, 
verglichen mit der fieberhaften Tätigkeit auf anderen Gebieten, noch 
wenig Gebrauch gemacht worden ist. Es kann nunmehr auch die 
Ausführung der Reichsgesetze in die Hand des Reichs gelegt 
werden, und wenn Landesbehörden Reichsgesetze auszuführen 
haben, so ist die Reichsregierung befugt, allgemeineAnwei- 
s ungen zu erlassen, die für die Behörden unmittelbar bindend 
sind. Das Reich übt ferner die Aufsicht über das Gesund¬ 
heitswesen aus und ist ermächtigt zur Ueberwachung der 
Ausführung der Reichsgesetze Beauftragte zu entsenden. 
Das Reich vermag im Gesundheitswesen alles nach 
seinem Sinne zu regeln und es besitzt gegenüber den 
Ländern die stärkere Staatsgewalt. Wir aber, die wir das 
Gesundheitswesen vorwärts bringen wollen, müssen unsere 
Augen wohl oder übel unter Beiseitestellung aller partiku- 
laristischen Neigungen zum Reiche erheben. 

Die Reichsverfassung von 1919 geht zutreffend davon 
aus, daß die Gesundheit und ihre Gefährdung im Deutschen 
Reich die gleiche ist und daß daher die Reichsgesetzgebung 
im Gesundheitswesen eine gleiche sein kann. Aber gerade im 
Gesundheitswesen ist die Ausführung der Gesetze, wie 
wir alle Tage, besonders bei der Seuchenbekämpfung beobachten 
können, von entscheidender Bedeutung. Für eine gleich¬ 
mäßige Ausführung der Gesundheitsgesetze ist eine ein¬ 
heitliche Gesundheitsverwaltung die Vorbedingung. 

Wenn auch die Gesundheitsverwaltung bei den einzelnen 
Ländern verbleiben kann, vielleicht sogar zweckmäßig verbleiben 
muß, so wird doch ein Reichsgesetz über die Organisation 
des Gesundheitswesens den Ländern Richtlinien weisen 
müssen, nach denen sie ihre Gesundheitsverwaltung gleichmäßig 
einzurichten haben, wobei erhebliche Vereinfachung der Verwal¬ 
tung und auch Kostenersparnisse sich erzielen lassen werden. 
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Die Zeit ist dafür reif, daß das vor 50 Jahren vergeblich 
geforderte Organisationsgesetz über die Gesundheitsverwaltung 
im Deutschen Reich nunmehr ausgearbeitet und beschlossen 
wird. Dieses unentbehrliche Organisationsgesetz muß 
der Gesundheitsverwaltung nicht nur die erforderliche Selbst¬ 
ständigkeit, sondern auch den ihr gebührenden Einfluß 
im Staatsleben sicher stellen. Das müssen wir und werden 
wir erreichen. Sursum corda! 

(Lebhafter Beifall!) 


II. Geschäfts- und Kassenbericht. 

Der Schriftführer, Herr Prof. Dr. Sieveking-Hamburg, 
erstattet den Geschäfts* und Kassenbericht für die Jahre 1919 
und 1920. Die Abrechnung für 1919 ist bereits in der 
Zeitschrift für Medizinalbeamte (Jg. 1920, Nr. 1,S. 20) veröffent¬ 
licht und hat mit einem Ueberschuß von 566,07 M. abgeschlossen. 
Für das Jahr 1920 ergiebt sich, da keine Hauptversammlung 
stattgefunden hat, ein Ueberschuß von 2849,63 M. Die Kapital¬ 
ertragssteuer ist dem Deutschen Medizinalbeamtenverein erlassen. 
Die Abrechnungen sind von den gewählten Rechnungsprüfern ge¬ 
prüft und richtig befunden. Im Laufe dieses Jahres sind nun die 
Geschäftsunkosten des Vereins und die Herstellungskosten der 
Zeitschrift für Medizinalbeamte so gestiegen, daß der bisherige Bei¬ 
trag nicht mehr ausreicht; der Vorstand hält deshalb eine Er¬ 
höh u n g a u f 40 M. für nötig. Dieser Betrag würde dann auch von 
jedem Mitgliede des Preußischen und Bayerischen Medizinal¬ 
beamtenvereins an die Vereinskasse abzuführen und von dieser 
dafür der Bezugspreis für die Vereinszeitschrift und die Unkosten 
für die Hauptversammlungen und Vorstandssitzungen des 
Deutschen Medizin albeamtenVereins allein zu tragen sein. Der 
Schriftführer bittet, diesen Antrag des Vorstandes zu genehmigen 
und ihm Entlastung zu erteilen. 

' Der Vorsitzende fragt, ob die Versammlung mit der 
Erhöhung des Beitrages auf 40 Mk. für das Jahr 1922 und mit 
Erteilung der Entlastung einverstanden sei. 

Die Erhöhung des Beitrages auf 40 U. 
und Entlastung des Schriftführers 
werden einstimmig genehmigt. 

Herr Prof. Dr. Sieveking: Der Mitgliederbestand 
beträgt z. Z. 1344, davon aus Preußen 754, aus Bayern 310, 
aus den übrigen Deutschen Ländern 280. Die Mitgliederzahl 
hat also leider seit 1920, wo sie 1393 betrug, einen erheblichen 
Rückgang erfahren; wir dürfen deshalb nicht müde werden, 
neue Mitglieder zu werben! Erfreulicherweise sind der Preußi¬ 
sche, Bayerische, Württembergische und Mecklenburgische 
Landesverein korporativ dem Deutschen Medizinalbeamten¬ 
verein beigetreten; hoffentlich folgen die übrigen Landesvereine 
bald diesem guten Beispiel. 
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Seit Oktober 1910, der letzten gemeinsamen Tagung, sind 
60 Mitglieder verstorben;') darunter bedauert der Vorstand 
besonders den Verlust von zwei langjährigen hochverdienten, 
treuen Mitgliedern: Ob.- Med.- Rat Dr. v. D ’ A11- A r m i - München 
und Geh. Ob.-Med.-Rat Hau8er-Darmstadt. 

Die Versammlung ehrt das Andenken der Verstorbenen 
durch Erheben von den Sitzen. 

Der Vorstand ist dauernd bestrebt gewesen, die Unkosten 
durch Beschränkung der Vorstandsmitglieder zu ermäßigen. 
Im Jahre 1916 hatte der Vorstaifd noch 16 Mitglieder, da es damals 
zweckmäßig erschien, die Bundesstaaten möglichst vollzählig 
in ihm vertreten zu sehen. Durch Todesfälle und den Verlust 
von Elsaß-Lothringen ist jetzt die Zahl der Vorstandsmitglieder 
auf 12 zusammengeschrumpft, wie die Satzungen es ursprünglich 
vorschrieben. Davon entfallen auf Preußen 3, Bayern 2, Sachsen, 
Württemberg, Baden mit Hessen, Thüringische Staaten mit 
Braunschweig und Anhalt, die Hansestädte mit Oldenburg und 
Mecklenburg je 1 Vertreter. Dazu kommen zwei Vorstands- 


’) a) Vom 31. Oktober 1919 bis 31. Dezember 1920. 

1. Dr. Altendorf, Qeh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Prüm (Rheinland). 

2. - Beitzke, Kreisarzt in Tuohel (Westpreußen). 

3. - Boeoale, Ober-Med.-Rat, Bezirksarzt a. D. in Regensburg. 

4. - Bremer, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Berent (Westpreußen). 

5. - Glaus, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Warburg (Westfalen). 

6. - Franz, Med.-Rat, Bezirksarzt in Sohleiz (Thüringen). 

7. - Gottsohalk, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Kottbus. 

8. - Häbler, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Nordhausen. 

9. - Hauser, Geh.-Ober-Med.-Rat in Darmstadt. 

10. - Helming, Geh. Med.-Rat u. Kreisarzt in Ahaus (Westfalen). 

11. - Helm kampf, Geh. San.-Rat, Physikus in Saalfeld a. S. (Thür.). 

12. - Hoepfel, Bezirksarzt in Rottenburg (Niederbayern). 

13. - Hofmann, Med.-Rat, Bezirksarzt a. D. in Mellriohstadt (Unterfr.). 
14 - Kaestle, Oberamtsarzt in Wangen (Württemberg). 

16. - Krosz, San.-Rat in Horst (Holstein), staatsärztl. approb. . 

16. - Kuhnt, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Berlin (früher in Neu- 

Ruppin). 

17. - Lübbe, prakt. Arzt in Wilster (Holstein), staatsärztl. approb. 

18. - Malisoh, Kreisarzt in Pleß (Obersohlesien). 

19. - Marx, Geriohtsarzt in Berlin. 

20. - Meder, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Altenkirohen (Rheinl.). 

21. - Moeli, Geh. Ober-Med.-Rat und Professor in Berlin. 

22. - Mulert, Med-Rat, Kreisarzt in Waren (Mecklenb.-Sohwerin). 

23. • Neumannn, Eireisarzt beim Med.-Untersuohungsamt in Koblenz 

(Wohnsitz: Bad Ems). 

24. - Paulini, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Wiesbaden. 

26. - Peetz, Kreisarzt in Gnoien (Meoklenburg-Schwerin). 

26. - Petermöller, Kreisassistenzarzt a. D. in Oelde (Westfalen). 

27. • Raab, Med.-Rat, Bezirksarzt in Ansbaoh (Bayern). 

28. - Saohs, San.-Rat in Pollnow (Pomm.), staatsärztl. approb. 

29. • Sohenk, Med.-Rat, Kreisarzt in Lauterbaoh (Hessen). 

30. - Sohrakamp, Med.-Rat, Prof., Kreis- u. Stadtarzt iD Düsseldorf. 

31. - Seil, Med.-Rat, Rezirksarzt a. D. in Dillingen (Schwaben). 

32. - Stöltzing, Med.-Rat, Kreisarzt in Ziegenhain (Reg.-Bez. Kassel). 

33. - Thenn, Med.-Rat, Bezirksarzt in Beilngrün (Oberpfalz). 

34. - v. Thon-Dittmer, Freiherr, Landgerichtsarzt in Eichstätt 

(Bayern). 
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mitglieder, beide aus Preußen, die als Fachvertreter der gericht¬ 
lichen Medizin und Psychiatrie gewählt sind. Der Vorstand 
schlägt vor, diese Art der Zusammensetzung des Vorstandes 
auch künftig beizubehalten. 

(Allgemeine Zustimmung.) 


II. Bericht über die Entwürfe zu einem 
Deutschen Strafgesetzbuch. 

(Voreatworf 1909, Entwarf der Strafrechtskommission 1913 and Entwarf 1919). 

A. Tom Standpunkt des Irrenarztes. 

Berichterst. H. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Schnltze-Göttingen: *) 
Nachdem der Deutsche Medizinalbeamtenverein in seiner Tagung 
von 1910 den 1909 erschienenen Vorentwurf zu einem Deut¬ 
schen Strafgesetzbuch einer eingehenden Besprechung unter¬ 
worfen hat, erwächst ihm jetzt dieselbe Aufgabe gegenüber 
dem vor kurzem veröffentlichten neuen Entwurf zu einem 


35. - Waohs, Med.-Rat, Kreisarzt in Wittenberg (Reg.-Bez. Merseburg). 

36. - Windheuser, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Höohst a. Main. 

37. - Wollermann, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Heiligenbeil 

(Ostpreußen). 

b) Vom 1. Januar bis 1. September 1921. 

1. Dr. Albert, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Meisenheim (RheinL). 

2. - Barth, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Bassum (Reg.-Bez. Hannover). 

3. - Beoker, Bezirksarzt in Feuohtwangen (Bayern). 

4. - B e h 1 a, Geh. Med.-Rat, Mitglied u. Leiter der Med.-Abteilung des 

Preuß. Statistischen Landesamtes in Charlottenburg. 

5. - Biedermann, Polizeiarzt in Rudolstadt. 

6. - Br oll, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in PIeß (Obersohlesien). 

7. - C r e i t e, Geh. San.-Rat, Kreisarzt in Sohöningen (Braunsohweig). 

8. - v. D’All-Armi, Ritter, Ober-Med.-Rat, Bezirksarzt a. D. in 

München. 

9. - Dollmann, Landgerichtsarzt in Regensburg. 

10. - E o o a r d, Ober-Med.-Rat, Direktor der Kreisirrenanstalt in Franken¬ 

thal (Pfalz). 

11. - Hartmann, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in München. 

12. - H erb er i oh, Arzt an der Irrenanstalt in Gmünden (Unterfrank.). 

13 - Kloss, Med.-Rat, Kreisarzt in Striegau (Schlesien). 

14 - Kuli mann, Med.-Rat, Kreisarzt in Bensheim (Hessen). 

15. - Leppmann, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt und Strafanstaltsarzt in 

Berlin. 

16. - LUderitz, Med.-Rat, Direktor der Landesirrenanstalt in Blanken¬ 

stein (Thüringen). 

17. - Mangelsdorf, Ober-Med.-Rat, Bezirksarzt in Gmünden (Unter¬ 

franken). 

18. - Rieger, Med.-Rat, Kreisarzt in Breslau. 

19. - Sohäfer, Ober-Med.-Rat, Bezirksarzta.D. inSulzbaoh(Oberpfalz). 

20. - Stoffels Kreisarzt in Köln a. Rhein. 

21. - Telsohow, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Spandau. 

22. - Thienel, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Groß-Strehlitz (Ob.-Sohles.). 

23. - Woerner, Med.-Rat, Bezirksarzt in Ueberlingen (Baden). 

_ ') Der sehr ausführliche Vortrag wird im Wortlaut in der Zeitschrift 
für die gesamte Neurologie und Psychiatrie veröffentlicht werden. 
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Deutschen Strafgesetzbuch von 1919, zumal auch dieser, der 
ebenfalls wie der Vorentwurf ausdrücklich als nichtamtliche 
Arbeit bezeichnet wird, mit dem Ersuchen um eine Kritik 
aller Beteiligten publiziert worden ist. Nach den in der Presse 
erschienenen Mitteilungen hat die Regierung die Absicht, noch 
im Laufe dieses Winters dem Reichstag den amtlichen Entwurf 
zu einem Deutschen Strafgesetzbuch, der vermutlich nicht 
wesentlich von dem jetzt vorliegenden Entwurf von 1919 ab¬ 
weichen wird, vorzulegen. 

Der Entwurf geht die Medizinalbeamten vor allem inso¬ 
weit an, als er den Arzt in seiner Eigenschaft als gerichts¬ 
ärztlichen Sachverständigen betrifft. Der Berichterstatter hat 
das Referat über den psychiatrischen Teil übernommen und 
seinen Stoff in der Weise angeordnet, daß er der Reihe nach 
die Stellung der Geisteskranken, der Trunkenen und Trunk¬ 
süchtigen, sowie die der Kinder und Jugendlichen im Eotwurf 
bespricht. Bei jeder der drei Gruppen erörtert er die Frage 
der Zurechnungsfähigkeit und die Fassung der für sie maß¬ 
gebenden Gesetzesbestimmungen, die etwaige Bestrafung hinsicht¬ 
lich ihrer Begründung, ihres Maßes und ihres Vollzugs, sowie 
die Maßregeln der Besserung und Sicherung. 

Ia. Der Entwurf § 18, der die Frage der Zurechnungsfähig¬ 
keit *) regelt, verdient insofern den Vorzug vor § 63 des Vor- 


*> Die betreffenden Bestimmungen lauten: 

a. im jetzigen Strafgesetzbuch: 

n §61. Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Täter 
zur Zeit der Begehung der Handlung sich in einem Zustande von Bewußtlosig¬ 
keit oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit befand, durch welchen seine 
freie Willensbestimmung ausgeschlossen war.“ 

b. im Vorentwurf von 1909: 

„§ 63. Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Handlung geisteskrank, 
blödsinnig oder bewußtlos war, so daß dadurch seine freie Willensbestimmung 
ausgeschlossen wurde. 

War die freie Willensbestimmung durch einen der vorbezeichneten Zustände 
zwar nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade vermindert, so finden hinsichtlich 
der Bestrafung die Vorschriften über den Versuch (§ 76) Anwendung. Zustände 
selbstverschuldeter Trunkenheit sind hiervon ausgenommen. 

Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter Berücksichtigung 
ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, in besonderen, für sie 
ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken.“ 

c. im Entwurf 1919: 

„§ 18. Nicht zurechnungsfähig ist, wer zur Zeit der Tat wegen Bewußtseins¬ 
störung, wegen krankhafter Störung der Geistestätigkeit oder wegen Geistes¬ 
schwäche unfähig ist, das Ungesetzliche der Tat einzusehen, oder seinen Willen 
dieser Einsicht gemäß zu bestimmen. 

War die Fähigkeit zur Zeit der Tat aus einem dieser Gründe nur in 
hohem Grade vermindert, so ist die Strafe zu mildern (§ 111). Dies gilt nicht 
bei Bewußtseinsstörungen, die auf selbstverschuldeter Trunkenheit beruhten. 

§ 62. Bei der Vollstreckung von Freiheitsstrafen gegen vermindert Zu¬ 
rechnungsfähige ist deren Geisteszustand zu berücksichtigen. Wenn dieser es 
erfordert, sind die Gefangenen in besonderen Anstalten oder Abteilungen unter¬ 
zubringen; Zuchthausgefangene sind von anderen Gefangenen, soweit möglich, ge¬ 
trennt zu halten.“ 
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entwurfs, als er auf die Ausdrücke geisteskrank, blödsinnig 
und bewußtlos verzichtet und statt deren von Bewußtseins¬ 
störung, krankhafter Störung der Geistestätigkeit und Geistes¬ 
schwäche spricht. Freilich erscheint die besondere Erwähnung 
der Geistesschwäche nicht mehr notwendig nach Einführung 
der sehr viel umfassenderen Ausdrucksweise „krankhafte Störung 
der Geistestätigkeit“. Erfreulicherweise sieht der Entwurf auch 
von der im Vorentwurf angewandten Bezugnahme auf die freie 
Willensbestimmung ab, die uns allen aus § 51 des geltenden 
Strafrechts sattsam bekannt ist, sondern hält den nir nicht 
zurechnungsfähig, der zur Zeit der Tat infolge einer geistigen 
Störung „unfähig ist, das Ungesetzliche der Tat einzusehen 
oder seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen.“ 
Besser wäre es noch, wenn der Entwurf die Worte „seinen 
Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen“ durch die sehr 
• viel einfachere und zum mindesten ebenso deutliche Ausdrucks¬ 
weise „dieser Einsicht gemäß zu handeln“ ersetzt hätte, wie 
es seiner Zeit Aschaffenburg vorgeschlagen hat und wie es 
der Regierungsentwürf eines Oesterreichischen Strafgesetzbuches 
von 1912 in seinem § 3 getan hat. Die Fassung des § 18 im 
Entwurf ermöglicht ohne weiteres die Bestrafung des Mittäters, 
wenn der Täter unzurechnungsfähig oder, richtiger gesagt, 
zurechnungsunfähig ist. 

Als Maßregeln der Besserung und Sicherung sieht der 
Entwurf § 88*) die Schutzaufsicht, eine dem jetzt geltenden 
Strafrecht und dem Vorentwurf fremde Einrichtung, vor lind 
Verwahrung in einer öffentlichen Heil- und Pflegeanstalt 
— unter der für beide Fälle gemeinsamen Voraussetzung, daß 
„die öffentliche Sicherheit“ es erfordert; besser spräche man von 
einer Gefährdung der Rechtssicherheit. Das Gericht ordnet 
die Verwahrung an, die die Landespolizeibehörde bewirken 
muß. Ein erfreulicher Fortschritt gegenüber den jetzt herrschen- 


*) „§88. Wird jemand nach § 18 Abs. 1 wegen fehlender Zurechnungs¬ 
fähigkeit freigesprochen oder außer Verfolgung gesetzt, oder nach § 18 Abs. 2 
als vermindert zurechnungsfähig verurteilt, so ordnet das Gericht seine Ver¬ 
wahrung in einer öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt an, falls die öffentliche 
Sicherheit diese Maßregel erfordert. 

Genügt Schutzaufsicht, so ist diese anzuordnen. 

§ 89. Die Verwahrung bewirkt die Landespolizeibehörde. 

Ist auf die Verwahrung neben einer Freiheitsstrafe erkannt worden, so 
verbüßt der Verurteilte zunächst die Strafe. Ist die Verwahrung durch den 
Strafvollzug überflüssig geworden, so wird der Verurteüte nicht mehr in der 
Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht; dies gilt auch dann, wenn der Verurteilte 
aus der Strafhaft vorläufig entlassen und die Entlassung nicht widerrufen wird. 

Hat das Gericht dem Verurteilten bedingte Strafaussetzung bewilligt, 
so wird er in der Heil- oder Pflegeanstalt untergebracht, sobald das Urteil 
rechtskräftig geworden ist; die Zeit, die er in der Anstalt zugebracht hat, wird 
auf die Probezeit angerechnet. 

§ 90. Über die Entlassung bestimmt die Landespolizeibehörde. 

Eine Fortdauer der Verwahrung über zwei Jahre hinaus kann nur das 
Gericht anordnen. Ordnet es die Fortdauer an, so bestimmt es zugleich, 
wann seine Entscheidung von neuem einzuholen ist.“ 
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den Zuständen! Daß aber die Landespolizeibehörde nach § 90 
auch über die Entlassung bestimmen soll, erscheint nicht unbedenk¬ 
lich. Richtiger wäre es, dem Gericht auch diese Entscheidung zu 
übertragen, zumal nach dem Entwurf ausdrücklich dem Gericht 
die Befugnis zugesprochen wird, die Fortdauer der Verwahrung 
über 2 Jahre hmaus anzuordnen. 


Ifo. Der Vorentwurf hatte bereits die verminderte Zu¬ 
rechnungsfähigkeit anerkannt. Auf denselben Standpunkt stellt 
8ioh der Entwurf und schließt sich somit einer von vielen 
Juristen und Psychiatern erhobenen Forderung an, deren Be¬ 
rechtigung gelegentlich der kritischen Besprechung des Vor¬ 
entwurfs von durchaus beachtenswerter Weise bestritten wurde. 
Bedenken, die gegen die Einführung einer verminderten Zu¬ 
rechnungsfähigkeit erhoben sind, wird der Entwurf gerecht, 
indem er sich nicht nur mit einer Milderung der Strafe begnügt, 
sondern darüber hinaus eine Verwahrung ausdrücklich vorsieht, 
wie es auch bereits der Vorentwurf getan hatte. Die Fassung 
der die Zurechnungsfähigkeit regelnden Bestimmung gestattet 
ohne weiteres ihre Anwendung auch für die Abgrenzung einer 
verminderten Zurechnungsfähigkeit. Immerhin ist zu erwägen, 
ob nicht statt der von dem Entwurf gewählten Ausdrucksweise 
„nur im hohen Grade vermindert“ die schon gelegentlich der 
Besprechung des Vorentwurfs vorgeschlagene Fassung „erheb¬ 
lich (oder wesentlich) vermindert“ genügt. Eine allgemeiner 
gehaltene Gesetzesbestimmung erscheint nicht unbedingt ge¬ 
boten; der Entwurf gibt dem Richter mit der von ihm vorge¬ 
schlagenen Fassung durchaus die Möglichkeit, der Eigenart des 
Täters gerecht zu werden. 

Die Strafmilderung ist nach dem Entwurf geboten. 
Für die Strafabmessung ist nicht mehr die Versuchsstrafe, 
wie im Vorentwurf, maßgebend; eine Bestimmung, gegen die 
von vielen Seiten, vor allem auch von Juristen, mit Recht 
Bedenken erhoben werden. 

Die Schutzaufsicht kann nur bei den mehr passiven, 
indolenten Persönlichkeiten in Betracht kommen. Bei den 
aktiven vermindert zurechnungsfähigen Rechtsbrechern ist die 
Verwahrung geboten. Auch natürlich nur, wenn die Rechts¬ 
sicherheit es erfordert, und erst nach Abbüßung der Strafe. 
Wenn aber der Entwurf die öffentlichen Heil- und Pflege¬ 
anstalten als den Ort der Verwahrung vorschreibt, so ist hier¬ 
gegen vom psychiatrischen Standpunkt aus sehr bestimmt Ein¬ 
spruch zu erheben. Die öffentlichen Heil- und Pflegeanstalten 
dienen, sofern der Entwurf mit dieser Bezeichnung die Irren¬ 
anstalten meint, zur Behandlung und Pflege kranker Personen, 
aber nicht zur Verwahrung von, wenn auch pathologischen, 
so doch immerhin zurechnungsfähigen Individuen. Es bedarf 
vielmehr der Errichtung besonderer Zwischenan¬ 
stalten, die am besten unter eine psychiatrische Leitung ge¬ 
stellt werden. Ihre Einrichtung und ihr Betrieb ist so zu ge- 
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stalten, daß die Oeffentlickeit hinreichend geschützt wird, ohne 
daß den vermindert Zurechnungsfähigen ein vermeidbarer 
Schaden aus ihrer Verwahrung, deren Dauer sich von vorn¬ 
herein nicht übersehen läßt, erwächst. Die Mitwirkung der 
Polizeibehörde ist bei der Verwahrung der vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen in derselben Weise geregelt, wie bei den Zurech¬ 
nungsunfähigen ; auch hier gelten die schon oben vorgebrachten 
Bedenken, vor allem ist auch hier zu verlangen, daß eine 
ausgiebige Mitwirkung der Fachärzte, die vor allem über den 
Zeitpunkt der Entlassung gehört werden müssen, auch durch 
die Ausführungsbestimmungen gesichert wird. . 

II. Der Entwurf berücksichtigt gleich dem Vorentwurf 
sehr viel ausgiebiger, als das geltende Strafrecht, die Trnnkenen 
und Trunksüchtigen. 3 ) Ihre Zurechnungsfähigkeit wird durch 
den bereits besprochenen § 18 des Entwurfs geregelt, nur mit 
der Ausnahme, daß die durch selbstverschuldete Trunkenheit 
bedingte verminderte Zurechnungsfähigkeit die für diese vor¬ 
gesehene Strafmilderung ausschließt. So berechtigt dieser 
Standpunkt erscheint, der nicht sowohl die geistige Störung, 
als vielmehr deren Ursache berücksichtigt, so muß doch vom 
ärztlichen Standpunkt aus auf die Schwierigkeit hingewiesen 

a > Die in Bezog auf Trunkene und Trunksüchtige in Betracht 
kommenden Bestimmungen lauten: 

a. im geltenden Strafgesetzbuch: 

„§ 861. Mit Haft wird bestraft: 

6. wer sich dem Spiele Trunk oder Müßiggang dergestalt hingibt, daß er 
in einen Zustand gerät, in welchem zu seinem Unterhalte oder zum Unterhalte 
derjenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ist, durch Vermittelung der Be¬ 
hörde fremde Hilfe in Anspruch genommen werden muß.“ 

b. im Vorentwnrf von 1909: 

„§ 43. Ist eine strafbare Handlung auf Trunkenheit zurückzufübren, so kann 
das Gericht neben der Strafe dem Verurteilten den Besuch der Wirtshäuser 
auf die Dauer bis zu einem Jahr verbieten. Ist Trunksucht festgestellt, so 
kann das Gericht neben einer mindestens zweiwöchigen Gefängnis- oder Haftstrafe 
die Unterbringung des Verurteilten in eine Trinkerheilanstalt bis zu seiner 
Heilung, jedoch höchstens auf die Dauer von zwei Jahren anordnen, falls diese 
Maßregel erforderlich erscheint, um den Verurteilten wieder an ein gesetzmäßiges 
und geordnetes Leben zu gewöhnen. 

§ 64 War der Grund der Bewußtlosigkeit selbstverschuldete Trunken¬ 
heit und hat der Täter in diesem Zustand eine Handlung begangen, die auch 
bei fahrlässiger Begehung strafbar ist, so tritt die für die fahrlässige Begehung 
angedrohte Strafe ein. 

§ 306. Mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Haft oder 
Gefängnis bis zu drei Monaten wird bestraft: 

3. wer sich durch eigenes Verschulden in einen Zustand -von Trunkenheit 
versetzt, in dem er eine grobe Störung der öffentlichen Ordnung oder eine 
persönliche Gefahr für andere verursacht. 

§ 309. Mit Geldstrafe bis zu einhundert Mark oder mit Haft bis zu 
einem Monat wird bestraft: 

6. wer in einem Zustande selbstverschuldeter Trunkenheit, der geeignet 
ist, Ärgernis zu erregen, an einem öffentlichen Ort betroffen wird. 

Auf Grund dieser Entscheidung hat die Landespolizeibehörde für die 
Unterbringung zu sorgen. Sie ist befugt, den Untergebrachten im Falle seiner 
früheren Heilung auch vor dem Ablauie der bestimmten Zeit aus der Anstalt 
zu entlassen.“ 
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werden, die die Deutung des Begriffs der Selbstverschuldung 
in seiner Bezugnahme auf Trunkenheit dem ärztlichen Sach¬ 
verständigen macht. Natürlich ist die Trunkenheit selbstver¬ 
schuldet, die von dem Täter mit der Absicht, strafrechtlich zu 
handeln, herbeigeführt ist; aber diese Fälle bilden die Aus¬ 
nahme, und der Beweis des Absichtlichen ist schwer zu er¬ 
bringen. 

Erfreulicherweise verläßt der Entwurf den Standpunkt, 
den der Vorentwurf in dem fast einmütig ahgelehnten § 64 
eingenommen hat; er sieht vielmehr entsprechend dem § 190 des 
Gegenentwurfs eine Strafe für die sinnlose Trunkenheit 
vor, in die sich der Täter vor Begehung der strafbaren, ihm 
nicht zurechenbaren Handlung selbstverschuldet versetzt hat; 
somit wird die Verursachung eines die Zurechnungsunfähigkeit 
nach sich ziehenden Zustandes bestraft. Man kann dem Ent¬ 
wurf nur beipflichten, wenn er die grobe Trunkenheit des Vor¬ 
entwurfs § 309 Nr. 6 nicht übernommen hat, das heißt die Be¬ 
strafung desjenigen, der in einem Zustande selbstverschuldeter 
Trunkenheit, der geeignet ist, Aergernis zu erregen, an einem 
öffentlichen Ort betroffen wird. 


c. im Entwarf von 1919: 

„§ 91. Wird jemand, der zu Aasschreitangen im Tranke neigt, wegen 
einer Straf tat, die er in selbstverschuldeter Trnnkenheit begangen hat, oder wegen 
sinnloser Trunkenheit (§ 274) verurteilt, so kann ihm das Gericht für eine bestimmte 
Frist verbieten, sich in Wirtshäusern geistige Getränke verabreichen zu lassen. 

Das Verbot ist nar zulässig, wenn auf eine Freiheitsstrafe von höchstens 
6 Monaten oder auf Geldstrafe oder auf Verweis erkannt wird. 

Die Frist ist mindestens aaf 3 Monate and höchstens aaf ein Jahr zu 
bemessen. Sie wird von dem Tage berechnet, an dem das Urteü rechtskräftig 
wird; die Zeit, während welcher der Verurteilte eine Freiheitsstrafe verbüßt, 
wird in die Frist nicht eingerechnet. 

§ 92. Wird ein Trunksüchtiger wegen einer Straftat, die er in der 
Trunkenheit begangen hat, oder wegen sinnloser Trunkenheit (§ 274) za Strafe 
verurteilt, so ordnet das Gericht seine Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt 
an, falls diese Maßregel erforderlich &t, um ihn an ein gesetzmäßiges und 
geordnetes Leben zu gewöhnen. 

Genügt Schutzaufsicht, so ist diese anzuordnen. 

§ 93. Die Unterbringung in der Trinkerheilanstalt bewirkt die Landes¬ 
polizeibehörde. 

Die Vorschriften des § 89 Abs. 2, 3 gelten entsprechend. 

§ 94. Die Landespolizeibehördo entläßt den Verurteilten aus der Trinker¬ 
heilanstalt, sobald der Zweck der Maßregel erreicht ist. Dabei kann sie ihm 
besondere Pflichten auferlegen; sie kann ihn auch unter Schutzhaft stellen. 

Stellt sich heraus, daß der Zweck der Maßregel noch nicht erreicht war, 
so kann die Landespolizeibehörde die Entlassung widerrufen. 

Mit Ablauf einer Frist von 2 Jahren, von der ersten Unterbringung an 

g erechnet, erreichen alle Maßnahmen, die auf Grund der Anordnung des 
Berichts getroffen worden sind, ihr Ende. 

§ 274. Wer sich schuldhaft in Trunkenheit versetzt, wird mit Gefängnis 
bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu dreitausend Mark bestraft, 
wenn er eine Handlang begeht, wegen deren er nicht bestraft werden kann, 
weil er infolge der Trunkenheit nicht zurechnungsfähig war. 

Ist der Täter schon früher wegen sinnloser Trunkenheit oder wegen 
strafbarer Ausschreitungen im Trünke verurteilt worden, so ist die Strafe Ge¬ 
fängnis bis zu 2 Jahren oder Geldstrafe.' 

In besonders leichten Fällen kann von Strafe abgesehen werden." 
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Die mildeste der sichernden oder bessernden Maßnahmen, 
die Schutzaufsicht, verspricht vor allem Erfolg, wenn der 
Fürsorger selbst abstinent oder gar Mitglied eines Enthalt¬ 
samkeitsvereins ist und seinem Schützling der Eintritt in einen 
Abstinenzverein zur Pflicht gemacht wird. Ueberhaupt müßten 
dem Fürsorger auch weitgehende Rechte eingeräumt werden, 
wenn er seinen Pflichten nachzukommen Aussicht haben soll. 

Der Entwurf (§ 91) hat das viel umstrittene Wirtshaus¬ 
verbot unter voller Anerkennung aller vorgebrachten Bedenken 
aus dem Vorentwurf (§ 43) übernommen, freilich unter mannig¬ 
facher Aenderung hinsichtlich seiner Voraussetzung und seiner 
Durchführung. Allzuviel Erfolg ist von diesem Verbot nicht 
zu erwarten. Vor allem dann nicht, wenn nicht durch eine 
allgemeiner gehaltene Qesetzesbestimmung jeder bestraft werden 
kann, der dem zum Wirtshaus verbot Verurteilten den Genuß 
geistiger Getränke in einem Wirtshaus ermöglicht, und wenn 
nicht das Wirtshausverbot veröffentlicht wird. Die hiergegen 
vorgebrachten Bedenken erscheinen schon mit Rücksicht auf 
§ 687 der Z. P. 0. (Veröffentlichung der Entmündigung wegen 
Trunksucht) nicht berechtigt. 

Versagen alle Mittel, so sieht der Entwurf (§ 92) gleich 
dem Vorentwurf (§ 43) die Unterbringung in einer 
Trinkerheilanstalt vor, falls Trunksucht vorliegt und diese 
Maßnahme erforderlich erscheint, um den Trunksüchtigen an 
ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. Es 
ist aber zu erwägen, ob nicht aus praktischen Gründen, da 
eine scharfe Scheidung zwischen dem Trunksüchtigen und dem 
Gewohnheitstrinker nicht zu ziehen ist, besser von Trunkfällig¬ 
keit, statt von Trunksucht gesprochen wird. Die Unterbringung 
in einer Trinkerheilanstalt sollte nicht von einer in der Trunken¬ 
heit begangenen Straftat abhängig gemacht werden, um auch 
die infolge alkoholischer Degeneration kriminell Gewordenen 
treffen zu können; ebensowenig von einer Bestrafung schlecht¬ 
weg. Die Unterbringung in einer Trinkerheilanstalt sollte viel¬ 
mehr bei Vorliegen der anderen Voraussetzungen zulässig sein 
bei jeder Straftat, die unter dem Einfluß von Alkohol zustande 
gekommen ist, zumal die zwangsweise und doch sehr oft ge¬ 
botene Internierung des Gewohnheitstrinkers auf anderem We^e 
nur mit Schwierigkeit zu erreichen ist. Die Unterbringung in 
der Trinkerheilanstalt, die der Richter anordnet, bewirkt eben¬ 
falls wieder die Landespolizeibehörde (§ 93). Erfreulicherweise 1 
Die Entlassung aus der Trinkerheilanstalt sollte nur widerruf¬ 
lich und an die Stellung unter Schutzaufsicht geknüpft sein. 
Die Bemessung der Höchstdauer auf 2 Jahre (§ 94) erscheint 
nicht hinreichend gerechtfertigt, wenn auch die über diesen 
Zeitpunkt hinaus notwendige Verwahrung des Trunksüchtigen 
in den öffentlichen Heil- und Pflegeanstalten (§ 88 des Entwurfs) 
möglich ist — aber nicht auf dem von dem Vorentwurf in seiner 
Begründung vorgeschlagenen Umwege einer Entmündigung 
wegen Trunksucht. 
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III. Die Bestimmungen über die Stellung der Kinder and 
Jugendlieben (§§ 129—186) 4 ) sind in einem besonderen Ab¬ 
schnitt zusammengestellt, dessen Wortlaut im wesentlichen mit 
dem vor kurzem dem Reichsrat zugegangenen Entwurf eines 
Jugend^erichtsgesetzes übereinstimmt. 

Die Strafmündigkeit beginnt nach, dem Entwurf in 
Uebereinstimmung mit dem Vorentwurf mit dem 14. Lebens¬ 
jahr; das entspricht der allgemeinen Anschauung. 

Entsprechend der nur allmählich fortschreitenden geistigen 
Entwicklung der Persönlichkeit sieht auch der Entwurf ein 
Uebergangsstadium der relativen oder bedingten Straf¬ 
mündigkeit für die Jugendlichen, das heißt die Personen, die 
über 14, aber noch nicht 18 Jahre alt sind, vor. Ein Herauf¬ 
rücken der oberen Qrenze erscheint nicht notwendig. Für die 
Zurechnungsfähigkeit der Jugendlichen ist nicht dasaus 
dem code pönal entnommene Unterscheidungsvermögen des 
§ 56 St. G. B. maßgebend, sondern in Uebereinstimmung mit 
§ 18 des Entwurfs (siehe auch 1) die Fähigkeit, das Ungesetz¬ 
liche der Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu handeln. 

4 ) Die Bestimmungen Uber Kinder und Jugendliche lauten: 

а. im jetzigen Strafgesetzbuch: 

„§ 65. Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht 
vollendet hat, kann wegen derselben nicht strafrechtlich verfolgt werden. Gegen 
denselben können jedoch nach Maßgabe der landesgesetzlichen Vorschriften die 
zur Besserung und Beaufsichtigung geeigneten Maßregeln getroffen werden. 
Die Unterbringung in einer Familie, Erziehungsanstalt oder Besserungsanstalt 
kann nur erfolgen, nachdem durch Beschluß des Vormundscbaftsgerichtes die 
Begehung der Handlung festgestellt und die Unterbringung für zulässig er- 

§ 66. Ein Angeschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das zwölfte, 
aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, eine strafbare Handlung 
begangen hat, ist freizusprechen, wenn er bei Begehung derselben die zur 
Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besaß. 

Indem Urteileist zu bestimmen, ob der Angeschuldigte seiner Familie über¬ 
wiesen oder in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt gebracht werden soll, 
ln der Anstalt ist er solange zu behalten, als die der Anstalt Vorgesetzte 
Verwaltungsbehörde solches für erforderlich erachtet, jedoch nicht über das 
vollendete zwanzigste Lebensjahr. 

§ 57. Wenn ein Angeschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das 
zwölfte, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, eine strafbare 
Handlung begangen hat, bei Begehung derselben die zur Erkenntnis ihrer 
Strafbarkeit erforderliche Einsicht besaß, so kommen gegen ihn folgende Be¬ 
stimmungen zur Anwendung: 

1. ist die Handlung mit dem Tode oder mit lebenslänglichem Zuchthaus 
bedroht, so ist auf Gefängnis von 3 bis zu 15 Jahren zu erkennen; 

2. ist die Handlung mit lebenslänglicher Festungshaft bedroht, so ist 
auf Festungshaft von 3 bis zu 15 Jahren zu erkennen; 

8. ist die Handlung mit Zuchthaus oder mit einer anderen Strafart be¬ 
droht, so ist die Strafe zwischen dem gesetzlichen Mindestbetrage der an¬ 
gedrohten Strafart und der Hälfte des Höchstbetrages der angedronten Strafe 
zu bestimmen. 

Ist die so bestimmte Strafe Zuchthaus, so tritt Gefängnisstrafe von 
gleicher Dauer an ihre Stelle; 

4. ist die Handlung ein Vergehen oder eine Übertretung, so kann in be¬ 
sonders leichten Fällen auf Verweis erkannt werden; 

б. auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder einzelner 
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Als biologische Voraussetzung kommt die zurückgebliebene 
Entwicklung oder der Mangel geistiger oder sittlicher Reife in 
Betracht; eine Ausdruckweise, die an Klarheit und Eindeutig¬ 
keit zu wünschen übrig läßt. Der Entwurf verzichtet somit 
nicht auf eine besondere Berücksichtigung der Jugendlichen 
hinsichtlich ihrer Zurechnungsfähigkeit, wie es der deshalb viel¬ 
fach angefochtene Vorentwurf mit einer teilweise unrichtigen 
Begründung getan hat. Auf Jugendliche ist natürlich auch 
§ 18 des Entwurfs beim Vorliegen einer ausgesprochenen 
Geistesstörung anwendbar. 

Der Entwurf legt nicht nur in der ihn erläuternden, leider 
nur sehr kurzen Denkschrift, sondern auch in den formulierten 
Bestimmungen den größten Wert auf die Erziehungsmaß¬ 
regeln, die vom Richter verhängt werden, wenn sie erforder¬ 
lich sind, um den Jugendlichen an ein gesetzmäßiges Leben 
zu gewöhnen, und zwar vor allem auch bei fehlender 
Zurechnungsfähigkeit, wenn der Richter sie bei ihm für 
ausreichend hält. Notwendigenfalls kann neben den Er- 

bürgerlichen Ehrenrechte, sowie auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht ist nicht 
zu erkennen. 

Die Freiheitsstrafe ist in besonderen, zur Verbüßung von Strafen 
jugendlicher Personen bestimmten Anstalten oder Bäumen zu vollziehen.“ 

b. im Vorentwurf von 1909: 

„§ 68. Nicht strafbar ist, wer bei Begehung der Handlung das vierzehnte 
Lebensjahr nicht vollendet hat. 

§ 69. Hatte der Täter zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebensjahr nicht 
vollendet, so sind hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften über den Versuch 
(§ 76) anzuwenden, doch darf auf lebenslängliches Zuchthaus nicht erkannt werden. 
Ist die danach bestimmte Strafe Zuchthaus, so tritt Gefängnisstrafe von gleicher 
Dauer an ihre Stelle. Auf Verschärfung des Strafvollzugs (§ 18), Arbeitshaus 
(§ 42), Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte (§§ 46 bis 49) und Aufenthalts¬ 
beschränkung (§ 58) ist nicht zu erkennen. 

Erscheint die Tat hauptsächlich als Folge mangelhafter Erziehung oder ist 
sonst anzunehmen, daß Erziehungsmaßregeln erforderlich sind, um den Täter 
an ein gesetzmäßiges Leben zu gewöhnen, so kann das Gericht neben oder an 
Stelle einer Freiheitsstrafe seine Überweisung zur staatlich überwachten Er¬ 
ziehung anordnen. Die Art und Dauer der Erziehungsmaßregeln bestimmen 
sich nach den hierfür bestehenden Gesetzen, doch kann das Gericht die Unter¬ 
bringung in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt vorschreiben. 

§ 70. Die Freiheitsstrafen gegen Jugendliche sind in besonderen, für 
sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu vollstrecken. Da¬ 
bei sind die voll zurechnungsfähigen Jugendlichen von vermindert zurechnungs¬ 
fähigen vollständig abzusondern. 

Freiheitsstrafen gegen vermindert zurechnungsfähige Jugendliche können 
auch in staatlich überwachten Erziehungs-, HeU- oder Pflegeanstalten vollzogen 
werden.“ 

c) im Entwurf von 1919: 

_§ 129. Ein Kind, das eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht, gilt 
als nicht zurechnungsfähig. 

§ 130. Ein Jugendlicher, der eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht, 
ist nicht zurechnungsfähig, wenn er zur Zeit der Tat wegen zurückgebliebener 
Entwicklung oder mangels geistiger oder sittlicher Beife unfähig ist, das Ungesetz¬ 
liche der Tat einzusehen oder seinen Willen gemäß dieser Einsicht zu bestimmen. 

g 131. Ist der Täter zur Zeit der Aburteilung noch jugendlich, so hat 
das Gericht im Urteile darüber zu befinden, ob Erziehungsmaßregeln erforderlich 
sind, um den Jugendlichen an ein gesetzmäßiges Leben zu gewöhnen. 
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ziehungsmaßregeln auch auf Strafe erkannt werden. Unter 
den Erziehungsmaßnahmen spielt eine große Rolle die Schutz¬ 
aufsicht, die höchstens bis zum 21. Lebensjahr, niemals aber 
länger als 3 Jahre, dauern darf. 

Die Strafe darf nie Selbstzweck sein. Für die Abmessung 
der Strafe gelten die Bestimmungen der Strafabmessung bei 
Irrtum. Für die Jugendlichen kommt bedingte Strafaussetzung 
sowie die Tilgung von Straf vermerken (vergl. Deutsches Reichs¬ 
gesetz vom 9. April 1920) in sehr viel erheblicherem Umfange 
in Betracht als für Erwachsene. Auch bei dem Strafvollzug 
darf der Erziehungszweck niemals außer Acht gelassen werden. 
Der Entwurf hat im Gegensatz zum Vorentwurf die tatsächlich 
nur schwer durchführbare Trennung der zurechnungsfähigen 
Jugendlichen von den vermindert zurechnungsfähigen Jugend¬ 
lichen und die Zulässigkeit der Verwahrung der letzteren in 
staatlich überwachten Heil- und Pflegeanstalten nicht beibe¬ 
halten. 


§ 132. Hält das Gericht Erziehnngsmaßregeln für ausreichend, so hat 
es diese anznordnen, und von Strafe abzusehen. 

Hält das Gericht sowohl Strafe, als auch Erziehnngsmaßregeln für er¬ 
forderlich, so ist auf beides nebeneinander zu erkennen. 

Auf die erforderlichen Erziehungsmaßregeln hat das Gericht auch dann 
zu erkennen, wenn es den Jugendlichen wegen fehlender Zurechnungsfähigkeit 
freispricht odor wegen Annahme eines besonders leichten Falles von Strafe 
absieht. 

§ 133. Die Erziehungsmaßregeln können darin bestehen, daß der Jugend¬ 
liche vermahnt oder der Zucht des gesetzlichen Vertreters oder der Schul¬ 
behörde überwiesen wird oder daß eine andere Anordnung über seine Erziehung 
und Unterbringung getroffen wird oder daß er unter Fürsorgeerziehung ge¬ 
stellt wird. 

Das Gericht kann den Jugendlichen bis zur Dauer von drei Jahren, jedoch 
nicht über das einundzwanzigste Lebensjahr hinaus unter Schutzaufsicht stellen. 
Die Schutzaufsicht kann auch neben einer anderen Erziehungsmaßregel an¬ 
geordnet werden. 

Schon vor dem Urteil kann das Gericht vorläufig Anordnungen über Er¬ 
ziehung und Unterbringung des Jugendlichen treffen. 

§ 134. Für die Strafbemcssnng gelten bei Taten, die jemand als Jugend¬ 
licher begangen hat, die gleichen Vorschriften wie für die Strafbemessung bei 
Irrtum. (§ 110.) 

Diese Vorschriften sind auch dann anzuwenden, wenn mit dem Milderungs¬ 
grunde der Jugend andere Milderungsgriindc (§ 110, 111) Zusammentreffen. 

§ 135. Bedingte Strafaussetzung kann einem Verurteilten, der die Tat 
als Jugendlicher begangen hat, auch dann bewilligt werden, wenn der sofortige 
Strafvollzug eine Erziehungsmaßregel gefährden würde. 

Daß der Verurteilte bereits Freiheitsstrafe wegen Verbrechens oder Ver¬ 
gehens verbüßt hat, steht der bedingten Strafaussetzung nicht entgegen. 

§ 136. Der Strafvollzug gegen einen Jugendlichen ist so zu bewirken, 
daß unter Wahrnehmung des Ernstes der Strafe seine Erziehung gefördert wird. 

Beim Vollzug von Freiheitsstrafen werden jugendliche Gefangene von er¬ 
wachsenen getrennt gehalten. 

Freiheitsstrafen von einem Monat oder mehr sind gegen Jugendliche in 
besonderen, ausschließlich fiir sie bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu 
vollstrecken. In diesen können die Gelungenen mit Genehmigung der Aufsichts¬ 
behörde belassen worden, auch nachdem sie achtzehn Jahre alt geworden sind, 
jedoch nur bis zur Volljährigkeit. 

Darüber, ob ein Jugendlicher in Einzelhaft zu halten ist, befindet die 
Anstaltsbehördc.“ 
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Vom psychiatrischen Standpunkt aus kann man dem Ent¬ 
wurf, der die Wünsche der Irrenärzte in weitgehendem 
Maße berücksichtigt hat, nur beipflichten. Aende- 
rungen, soweit sie vom psychiatrischen Standpunkt aus not¬ 
wendig oder nur wünschenswert erscheinen, lassen sich un¬ 
schwer durchführen. Höchst erfreulich ist der moderneGeist; 
der den Entwurf durchweht, der nicht die Tat, sondern den 
Täter berücksichtigt; ein Standpunkt, der vor allem in der 
Einführung und ausgiebigen Verwendung der in einem be¬ 
sonderen Abschnitt zusammengestellten Maßregeln der 
Besserung und Sicherung zutage tritt, deren Verwirk¬ 
lichung aber große Mittel erfordert. Der Verzicht auf ihre 
Durchführung würde die Einheitlichkeit und Geschlossenheit 
des Entwurfs sehr gefährden und wäre im höchsten Maße zu 
bedauern. 

(Lebhafter Beifall). 

B. Tom Standpunkte des Gerichtsarztes. 

Berichterstatter: H. Med.-Rat Prof. Dr. Lochte-Göttingen: 
M. H.! Die Notwendigkeit der Abänderung verschiedener Be¬ 
stimmungen des geltenden Strafrechts ist schon seit langen 
Jahren in der Tagespresse wie in den Fachzeitschriften lebhaft 
erörtert worden. Diesen Anregungen und Bestrebungen wurde 
seitens der Regierung im Jahre 1913 durch Vorlage eines Ent¬ 
wurfes zu einem Deutschen Strafgesetzbuche Rechnung ge¬ 
tragen. Die weiteren Verhandlungen über diesen Entwurf ge¬ 
rieten durch den Krieg ins Stocken und sind nunmehr durch 
den im Jahre 1920 bekanntgegebenen Entwurf zu einem 
Deutschen Strafgesetzbuche vom Jahre 1919 wiederaufgenommen 
worden. Der gegenwärtige Entwurf umfaßt 2 Bücher, von 
denen das erste sich mit den Verbrechen und Vergehen, das 
zweite mit den Uebertretungen befaßt. Jedes Buch gliedert 
sich in einen allgemeinen und in einen besonderen Teil. 

Für den heutigen Vortrag können selbstverständlich nur 
diejenigen Bestimmungen des Entwurfes in Betracht kommen, 
die für den Gerichtsarzt von besonderer Bedeutung sind. Es 
handelt sich in dieser Beziehung um die wichtigen Bestimmungen: 

I. über Tötung und Körperverletzung sowie wegen unter¬ 
lassener Lebensrettung (§§ 282, 283, 284 285, 292, 293, 294, 
295, 296, 300, 313); 

II. über die Abtreibung der Leibesfrucht (§§ 286, 288) 
und Ankündigung von Abtreibungsmitteln (§ 287); 

III. über Sittlichkeitsdelikte (§§ 314, 315, 320, 321, 324, 
325, 326); 

IV. über unrichtige ärztliche Zeugnisse (§ 242) und endlich 

V. über die unbefugte Offenbarung von Privatgeheimnissen 

(§ 355). 

Bevor ich jedoch auf die Erörterung dieser Paragraphen 
näher eingehe, muß ich aus dem allgemeinen Teile des 



des Deutschen Medizinalbeamtenvereins. 


467 


ersten Buches diejenigen Bestimmungen kurz mitteilen, die für 
die Auslegung und Handhabung der in Frage stehenden Spezial- 
bestimraungen von besonderer Bedeutung sind. Es sind die 
im vierten Abschnitt behandelten Vorschriften über die Schuld, 
den Torsatz und die Fahrlässigkeit. Die hierfür in Betracht 
kommenden Bestimmungen des Entwurfes lauten: 

„§ 10. Strafbar ist nur, wer schuldhaft handelt. 

Schuldhaft handelt, wer den Tatbestand einer strafbaren Handlung 
vorsätzlich oder fahrlässig verwirklicht und zur Zeit der Tat zurechnungs¬ 
fähig ist“ 

§ 11. Vorsätzlich handelt, wer den Tatbestand. der strafbaren 
Handlung mit Wissen und Willen verwirklicht oder die Verwirklichung des 
Tatbestandes zwar nur für möglich hält, jedoch für den Fall der Ver¬ 
wirklichung mit ihr einverstanden ist (dolus eventualis). 

§14. Fahrlässig bandelt, wer die Sorgfalt außer acht läßt, zu 
der er nach den Umständen und nach seinen persönlichen Verhältnissen 
verpflichtet und imstande ist und infolgedessen nicht voraussieht, daß sich der 
Tatbestand der strafbaren Handlung verwirklichen könne, oder, obwohl er dies 
für möglich hält, darauf vertraut, daß es nicht geschehen werde. 

§ 16. Zur Strafbarkeit ist, wo das Gesetz nichts anderes bestimmt, 
vorsätzliches Handeln erforderlich. 

Fahrlässiges Handeln ist nur strafbar, wenn das Gesetz es ausdrücklich 
mit Strafe bedroht.“ 

Die Bedeutung des § 10 leuchtet sofort ein, wenn man den 
§ 292 des Entwurfes über die Körperverletzung ins Auge faßt: 

„Wer einen'andereu körperlich mißhandelt, oder an der Gesundheit be¬ 
schädigt, wird mit Gefängnis bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft“ 

Hier fehlt das Wort „vorsätzlich“ bezw. „fahrlässig“, was 
die §§ 223 und 230 des jetzt geltenden Strafgesetzbuches aus¬ 
drücklich als Erfordernis der Körperverletzung aufstellen. Gleich¬ 
wohl deckt sich die Bestimmung des Entwurfes über Körper¬ 
verletzung mit der heute geltenden Vorschrift, weil ein schuld¬ 
haftes Handeln, das strafbar ist nur vorliegt, wenn der Tatbestand 
der strafbaren Handlung vorsätzlich oder fahrlässig verwirklicht 
ist. Diese gilt natürlich bei allen im Entwurf aufgeführten 
Verbrechen und Vergehen. Ueberall, wo zur Strafbarkeit Vorsatz 
schlechthin genügen soll, ist die Vorsätzlichkeit nicht beson¬ 
ders erwähnt, während bei den Fahrlässigkeitsdelikten die Fahr¬ 
lässigkeit des Handelnden als Voraussetzung der Strafbarkeit 
jedesmal ausdrücklich hervorgehoben ist. 

In Uebereinstiraraung mit dem geltenden Rechte steht 
auch die Bestimmung des Entwurfes betr. die Körperverletzung, 
die den Tod des Verletzten zur Folge gehabt hat (§ 296 des 
Entwurfes; § 226 Str.-G.-B.'* 

Ferner besteht auch insofern eine Uebereinstimmung mit 
dem jetzt geltenden Rechte, als in dem Strafgesetzentwurfe 
dem Arzte bezüglich seiner Tätigkeit beim Zweikampfe 
Straffreiheit gewährt wird (§304). 

Die Bestimmungen des Entwurfes über Mord u.Totschlag 
stimmen im wesentlichen mit dem geltenden Rechte überein 
(§§ 282,283 des Entwurfes, §§211,212 Str. G. B.). Nur bezüglich des 
Momentes der Ueberlegung weicht der Entwurf insofern ab, als 
er dem Umstand, ob die Ueberlegung bei der Ausführung oder 
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in einem früheren Zeitpunkt stattgefunden hat, keine Bedeutung 
beimisst. Wer auf Grund eines wohlüberlegten Entschlusses 
einem anderen das Leben nimmt, soll der Strafe des Mordes 
nicht um deswillen entgehen, weil er bei der Ausführung der 
Tat sich die Gründe und Gegengründe nicht nochmals vor Augen 
geführt hat. 1 ) 

Auch besteht eine Uebereinstimmung bezüglich des Ver¬ 
gehens der Tötung auf Verlangen (§ 284 des Entwurfes, 
§ 215 des geltenden Str.G.B.). § 284 bestimmt: 

„Wer einen anderen anf sein ausdrückliches und ernstliches Verlangen 
tötet, wird mit Gefängnis oder Einschließung bis zu 8 Jahren bestraft. Der 
Versuch ist strafbar.“*) 

Schließlich besteht Uebereinstimmung bezüglich des Ver¬ 
brechens der Kindestötung. (§285 des Entwurfes, § 217 
des geltenden Strafgesetzbuches.) s ) 

Zahlreicher sind die den Gerichtsarzt interessierenden Be¬ 
stimmungen des Entwurfes, die von dem bestehenden Strafrechte 
abweichen. Indem ich mich diesen zuwende, bemerke ich, daß 
die von mir gegebenen Erläuterungen sich im wesentlichen den 
Ausführungen der Denkschrift anschließen; nur da, wo ich 
anderer Ansicht bin, wird dies ausdrücklich von mir hervorgehoben 
werden. 

Eine besonders wichtige Aenderung bringt der Entwurf 
von 1919 auf dem Gebiete des sog. Operationsrechtes. Das 
geltende Recht steht bekanntlich auf dem Standpunkte, daß 
selbst der zu Heilzwecken lege artis vorgenommene Eingriff eine 
objektiv rechtswidrige Körperverletzung darstellt, für die der 
Arzt strafrechtlich und zivilrechtlich haftbar ist. Die Rechts¬ 
widrigkeit entfällt nur durch die Einwilligung des Kranken oder 
seines gesetztlichen Vertreters. Man hat diesen unerfreulichen 
Zustand auf verschiedene Weise abzuwenden versucht. Man hat 
von einem Gewohnheitsrecht, weiter von einem Berufsrechte des 
Arztes gesprochen. Die Rechtsprechung hat diese Versuche 
abgelehnt. Der Entwurf vom Jahre 1919 steht, im Gegensätze 
zu dem Entwurf der Strafrechtskommission von 1913, auf einem 
anderen Standpunkte. Er geht davon aus, daß ein Eingriff, der 
nach den Regeln der ärztlichen Kunst zu Heilzwecken vor- 
genomraen wird, niemals als körperl. Mißhandlung bezw. Gesund¬ 
heitsbeschädigung angesehen werden und demnach keine Körper- 

!) Denkschrift, S. 226. Mildernde Umstände (§§ 118 and 114) greifen aach 
beim Morde Platz. 

*) Das jetzige hohe Strafmaß von 3 Jahren Gefängnis ist anf gegeben und 
Gefängnis schlechthin oder Einschließung bis za 5 Jahren angedroht. Für ganz 
milde liegende Fälle (Vernichtang lebensanwerten Lebens) möchte ich mich dem 
Vorschläge Straßmanns anschließen, die Straffreiheit besonders leichter 
Fälle in § 284 zazalassen. 

8 ) Bei Kindesmord bewegt sich die Strafe zwischen einem and 10 
Jahren Zachthaas, bei mildernden Umständen kann bis anf 3 Monate Gefängnis 
(§ 114) heruntergegangen werden. Eine Strafe für den moralisch am Kindes* 
mord (oder der Abtreibung) schuldigen Schwängerer, der sich seinen Verpflich¬ 
tungen entzogen hat, sieht der Entwarf nicht vor. 



des Deutschen Medizinal beamten Vereins. 


4G9 


Verletzung sain kann (Denkschrift, S. 238). Deshalb scheidet 
im Entwurf der ärztliche Eingriff aus dem Rahmen der Körper¬ 
verletzung aus. Geschützt wird der Arzt zwar durch den oben 
erwähnten § 10 und durch den § 22 des Entwurfes (Nothilfe). 
Es ist aber nirgends im Gesetz ausgesprochen, daß die ärztliche 
Operation nicht als Körperverletzung anzusehen sei. Deshalb 
ist es m. E. erwünscht, daß dem § 292 ein Zusatz beigefügt wird: 
„die nach den Regeln der ärztlichen Kunst vor¬ 
genommene Heilbehandlung fällt nicht unter den 
Begriff der strafbaren Körperverletzung.“ Diese 
Forderung ist auch in den Leitsätzen von Puppe u. Alexander 
in dem Referate über den Arzt im Entwürfe zum neuen Straf¬ 
gesetzbuche im ärztl. Vereinsblatt vom 9. 8. 21 unter Nr. 3 
erhoben worden. 

Im Entwurf wird der ärztliche Eingriff in dem Abschnitt 
über die Verletzung der persönlichen Freiheit untergebracht. 
Der Arzt, der gegen den Willen des Kranken einen Eingriff 
vornimmt, macht sich einer unzulässigen Beschränkung der 
Freiheit des Kranken schuldig und nach § 313 des Entwurfes 
strafbar, der wie folgt lautet: 

„Wer einen anderen gegen seinen Willen zn Heilzwecken behandelt, wird 
mit Gefängnis bis za 8 Jahren, oder mit Geldstrafe bestraft. Die Strafe tritt 
auch dann ein, wenn der Täter fahrlässig angenommen hat, daß der andere 
mit der Behandlung einverstanden war. Die Tat wird nnr auf Antrag verfolgt, 
der zurückgenommen werden kann, ln besonders leichten Fällen kann von der 
Strafe abgesehen werden. 

Diese Vorschrift richtet sich nicht nur gegen Aerzte, 
sondern gegen Krankenbehandler aller Art, mögen sie die Heil¬ 
behandlung gewerbsmäßig oder gelegentlich ausüben. Unter 
Behandlung zu Heilzwecken wird auch die Behandlung von 
Körperfehlern (Schielen, Leberflecke usw.) verstanden. (Denk¬ 
schrift, S. 238). 

Unter § 313 fallen alle Versuche, durch die jemand zunächst 
krank gemacht wird, um dann an ihm neue Heilverfahren oder 
Heilmittel zu erproben. Hier liegt immer der objektive Tat¬ 
bestand einer Körperverletzung vor. (S. 238 der Denkschrift.) 

Eine Heilbehandlung ist nur eine Behandlung nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst; läßt der Behandelnde diese vor¬ 
sätzlich oder fahrlässig außer Acht, so ist sein Tun eine körper¬ 
liche Mißhandlung oder Gesundheitsbeschädigung, d. h. eine 
Körper verletz ung. 

Die Wendung „gegen seinen Willen“ bedeutet, daß der 
Täter bestraft wird, wenn seinem Willen ein fremder Wille 
entgegensteht, und er dieses weiß oder doch vermutet (S. 238 
der Denkschrift). 

Der Wortlaut „entgegen dem Willen“ trifft jedoch nicht 
den Fall, in dem der Täter das Nichteinverständnis des Kranken 
zwar nicht vermutet hat, es aber bei Anwendung der erforder¬ 
lichen Sorgfalt hätte vermuten können oder sollen. Um auch 
diesen Fall zu treffen ist in dem Gesetzestext des § 313 aus- 
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drücklich gesagt: Die Strafe tritt auch dann ein, wenn der 
Täter fahrlässig angenommen hat, daß der andere mit der 
Behandlung einverstanden war (S. 259, 260 der Denkschrift). 
Der Rechtsstandpunkt ist also folgender: Der gegen den Willen 
des Kranken vorgenommene ärztliche Eingriff wird nicht mehr 
als Körperverletzung bestraft, sondern als eigenmächtige JHeil- 
behandlung. Es ist gemäß § 313 auf Gefängnisstrafe von einem 
Tag (§ 46) bis zu 3 Jahren oder auf Geldstrafe von mindestens 
5 Mk. bis zu 20000 Mk. (§ 54) zu erkennen. Der Strafrahmen 
ist, wie Ebermayer zutreffend bemerkt, ein so weiter, daß er 
die Möglichkeit gewährt, der Eigenart jeden Einzelfalles gerecht 
zu werden. Der § 313 trägt sowohl den Interessen des Arztes, 
wie dem Ausspruch des Kranken auf Schutz seiner Willens¬ 
freiheit ausreichend Rechnung.*) 

Im ärztlichen Vereinsblatt vom 9. 8. 1921, S. 208 hat nun 
Alexander die Befürchtung ausgesprochen, daß der § 313 des 
Entwurfes zu häßlichen Denunziationen und ungerechten Anklagen 
Anlass geben könnte, weil die Beweisführung des Arztes, daß 
er nicht gegen den Willen des Verletzten gehandelt hat, nicht 
immer mit der wünschenswerten Sicherheit gelingen wird. 
Gegen diese Bedenken ist aber folgendes einzuwenden: 

Nicht der Angeklagte (der Arzt) sondern die Anklage¬ 
behörde muß den Beweis der Negative erbringen, nämlich 
den Beweis, daß der Arzt einen anderen gegen seinen Willen 
behandelt hat. Dieser negative Beweis ist an sich schon 
schwer zu erbringen.. Verurteilungen aus § 313 dürften daher 
nicht allzu häufig Vorkommen. 

Der Arzt ist aber auch in der Lage durch Zuziehung anderer 
Personen bei der Heilbehandlung (Krankenwärter, Kranken¬ 
schwester, Ehefrau) sich für alle Fälle den Gegenbeweis für 
die stattgehabte Einwilligung zu sichern. Tut er dies, so wird 
dadurch auch der Gefahr einer erfolgreichen Denunziation von 
ihm vorgebeugt werden. 

Ich möchte daher — abweichend von Alexander — 
glauben, daß gegen § 313 keine Bedenken bestehen. 

Bezüglich der fahrlässigen Körperverletzung bestimmt 
§ 293 des Entwurfes: 

„Wer eine Körperverletzung in einer Weise begebt, die geeignet ist, 
den Körper oder die körperliche oder geistige Gesundheit des Verletzten schwer 
zu schädigen wird mit Gefängnis bestraft.“ *) 


*) Vgl. den Aufsatz von Senatspräsident Dr. Ebermayer: Die Stellung 
des Arztes im Entwürfe zum Deutschen Strafgesetzbuchs (D. m. Wochenschrift; 
1921, Nr. 6): 

2 ) Dem Schutzgesetze gegen die grausame, quälende Körperverletzung 
Wehrloser u. s. w. (§ 223 a Abs. 2) entspricht der g 297 Abs. 1 des Entwurfes 
— wo es heißt: „Wer Kinder, Jugendliche oder wegen Gebrechlichkeit oder 
Krankheit Wehrlose, die der Fürsorge oder Obhut des Täters unterstehen oder 
seinem Hausstand angehören oder die der Fürsorgepflichtige der Gewalt des 
Täters überlassen hat, in grausamer Weise oder in der Absicht, sie zu quälen, 
körperlich mißhandelt oder an der Gesundheit beschädigt, wird, soweit nicht 
die §§ 294 bis 296 schwerere Strafe androhen, mit Gefängnis nicht unter 8 
Monaten bestraft.* 
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Es soll demnach die Beurteilung an die Umstände des 
Einzelfalles, nicht an irgendwelche abstrakten Merkmale geknüpft 
werden; außerdem sollen die Fährlichkeiten einer kasuistischen 
Regelung vermieden werden, wie die Denkschrift S. 235 und 
236 des näheren ausführt. Es muß also im Einzelfalle fest¬ 
gestellt werden, daß der Täter den Verletzten in die Gefahr 
einer schweren Schädigung gebracht hat. Einen Ausspruch 
darüber, was unter schwerer Schädigung des Körpers oder der 
Gesundheit zu verstehen ist, vermeidet der Entwurf. . Die 
richtige Grenze kann nur die Rechtsanwendung finden. 

Bezüglich der sogenannten schweren Körperverletzung 
bestimmt der § 294 des Entwurfes: 

„Hat die Körperverletzung eine schwere Schädigung des Körpers oder 
der körperlichen oder geistigen Gesundheit zur Folge (§ 17), so. ist. dieStrafe 
Gefängnis nicht unter 3 Monaten. 

Ist der Verletzte im Gebrauch seines Körpers oder seiner^Geisteskräfte 
lange nnd bedeutend beeinträchtigt worden, in gefährliche oder langandauernde 
Krankheit verfallen, oder ist er lebensgefährlich verletzt worden (§ 17) ’), so 
ist die Strafe Zuchthaus bis zu 5 Jahren'" 

Es ergibt sich also, daß eine schwere Körperverletzung 
vorliegen soll, wenn die Körperverletzung eine schwere Schä¬ 
digung des Körpers oder der körperlichen oder geistigen Gesund¬ 
heit zur Folge hat, und der Täter diese Folge wenigstens als 
möglich voraussehen konnte. Was unter schwerer Körper¬ 
verletzung zu verstehen ist, geht aus dem Gesetze nicht hervor. 

Man wird sich in der Praxis stets fragen müssen, welchen 
Erfolg die Körperverletzung für den Verletzten hatte. Es erscheint 
unbedenklich, die Fälle von Verlust eines wichtigen Gliedes 
des Körpers, des Sehvermögens auf einem oder beiden Augen, 
des Gehörs, der Sprache, der Zeugungsfähigkeit, der erheblichen, 
dauernden Entstellung oder des Verfalles in Siechtum, Lähmung 
oder Geisteskrankheit, dahin zu rechnen. 

Mit Rücksicht auf diese Bestimmungen bringt der Entwurf 
keinen besonderen Paragraphen über den Giftmord. Die 
Bestrafung erfolgt vielmehr nach den §§ 293 (gefährliche), 294 
(sog. schwere), 296 (tötliche Körperverletzung). 

Ueber die absichtliche Körperverletzung 
bestimmt § 295: 

„Wer durch eine Körperverletzung absichtlich herbeif&brt, daß der 
Verletzte im Gebrauch seines Körpers oder seiner Geisteskräfte lange und 
bedeutend beeinträchtigt wird oder in gefährliche und langandauernde Krankheit 
verfällt, wird mit Zuchthaus bestraft." 

Die ärztlichen Knnstfehler fallen zumeist unter die Begriffe 
der fahrlässigen Körperverletzung oder der fahrlässigen Tötung. 

In dieser Beziehung bestimmt der § 300 des Entwurfes: 

„Wer fahrlässig eine Körperverletzung begeht, wird mit Gefängnis oder 
Einschließung bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

In besonders leichten Fällen kann von Strafe abgesehen werden." 


’) § 17 sagt: „Ist für den Fall, daß eine Tat eine im Gesetz besonders 
beseichnete Folge hat, eine höhere Strafe angedroht, so trifft sie den Täter 
nur, wenn er die Folge wenigstens als möglich vorausseben konnte." 
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Der Tatbestand unterscheidet sich von dem geltenden 
Rechte dadurch, daß die Straferhöhung für den Fall, wo der 
Täter durch Amt, Beruf oder Gewerbe zu einer besonderen 
Aufmerksamkeit verpflichtet war, in Wegfall gebracht ist. Das 
Vorliegen einer besonderen Amts- u. s. w. Pflicht, kann zwar 
dahin führen, daß die Frage nach der Fahrlässigkeit eher bejaht 
wird, als es ohne das Bestehen dieser besonderen Pflichten 
geschehen wäre; es ist aber unbillig, jemanden, der ohnehin 
schon leichter als ein anderer zur Verantwortung gezogen 
wird, für eine Fahrlässigkeit, die ihrem Wesen nach nichts 
anderes ist, wie jede andere Fahrlässigkeit, auch noch strenger 
zu strafen. § 290 bestimmt: 

„Wer fahrlässig den Tod eines anderen verursacht, wird mit Gefängnis 
oder Einschließung bis zu 5 Jahren bestraft.“ 

Die Vorschrift des geltenden Strafgesetzbuches, wonach 
in allen Fällen der Körperverletzung auf Verlangen des Ver¬ 
letzten neben der Strafe auf eine an denselben zu erlegende 
Buße bis zum Betrage von 6000 Mk. erkannt werden kann, 
ist ersetzt worden durch den § 87 des Entwurfes, wo es heißt: 

„Ist durch die Straftat ein Schaden entstanden, den der Täter dem Ver¬ 
letzten nach dem bürgerlichen Bechte durch einmalige Zahlung einer Geld¬ 
summe zu ersetzen hat, so kann das Gericht den Täter auf Verlangen des 
Verletzten zur Zahlung verurteilen, wenn er den Schaden ohne Verzögerung 
des Verfahrens feststellen kann und nicht mehr als 200C0M. gefordert werden. 

Ist auf Schadenersatz erkannt, oder der Anspruch auf Schadenersatz 
aberkannt worden, so kann der Verletzte keine weitere Entschädigung von 
dem Täter beanspruchen.“ 

Eine besondere beachtenswerte Neuerung in Bezug auf die 
Pflicht zur Hilfeleistung bringt der § 291 des Entwurfes, der 
bestimmt: 

„Wer es unterläßt, einen anderen aus einer Lebensgefahr zu retten, ob- . 
wohl er ihn ohne erhebliche Gefahr für sein eigenes Leben oder seiner eigenen 
Gesundheit retten kann, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten bestraft. 

Die Tat ist nur strafbar, wenn der Gefährdete in der Gefahr sein Leben 
verloren oder eine schwere Körperverletzung (§ 294) erlitten hat.“ 

Bisher ist die Pflicht zur Hilfeleistung bei Gefahren als 
eine sittliche Pflicht aufgefaßt und behandelt worden, deren 
Unterlassung nach dem bisherigen Srafrecht nur für den Fall 
mit Strafe bedroht war, wenn von der Polizeibehörde oder deren 
Stellvertreter zur Hilfe aufgefordert war (§ 360, Nr. lOStr.G.B.; 
§ 199 des Entwurfes). Die notwendige Aufforderung seitens 
der Polizeiorgane bezeugte im Einzelfalle das Vorhandensein 
eines öffentlichen Interesses an der Hilfeleistung. Es erscheint 
mir nun zunächst zweifelhaft, ob es nbtwendig und wünschens¬ 
wert ist, die unterlassene Hilfeleistung auch ohne eine solche 
amtliche Aufforderung ganz allgemein für strafbar zu erklären. 
Dagegen muß ich vom ärztlichen Standpunkte aus 
gegen den § 291 des Entwurfes den enschiedensten 
Widerspruch erheben. Der Arzt, der nach der gegen¬ 
wärtigen Gesetzgebung berechtigt ist, die Uebernahme einer 
ärztlichen Behandlung (abgesehen von § 360, Nr. 10 St.G. B.) 
abzulehnen, hätte in Zukunft die Verpflichtung, einen jeden 
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in Lebensgefahr befindlichen Menschen durch ärztliche Be¬ 
handlung aus der Lebensgefahr zu retten, soweit die ärztliche 
Behandlung für eine solche Rettung in Frage kommt. Ich 
• denke an den Fall, wenn ihm angezeigt wird, daß ein Ueber- 
fahrener in Gefahr sei zu verbluten oder daß ein Kind, das 
einen harten Gegenstand verschluckt hat, Gefahr läuft, zu er¬ 
sticken. Muß nun der Arzt die erforderlichen Rettungsversuche 
vornehmen, oder wenigstens durch eigene Wahrnehmung sich 
davon überzeugen, daß jeder Rettungsversuch vergeblich ist 
und erfolglos bleibt? 

Selbständlich soll die moralische Verpflichtung des Arztes 
in denjenigen Fällen, in denen sofortige Hilfe notwendig ist 
und der Arzt diese Hilfe leisten kann, nicht angetastet werden; 
aber in welche Unannehmlichkeiten würde der Arzt versetzt, 
wenn auf Grund einer eingegangenen Denunziation wegen ver¬ 
weigerter Hilfeleistung ein Strafverfahren gegen ihn eingeleitet 
werden würde. Die Streichung des § 291 ist daher 
m. E. geboten. 

Es folgen nun die Paragraphen, die sich mit der Frucht- 
abtreibung beschäftigen. Sie weichen in mehrfacher Beziehung 
von denen des geltenden Rechtes ab. 

Der § 286 faßt den Inhalt der §§ 218, 219, 220 des jetzt 
geltenden Rechtes zusammen, indem er sagt: 

„Eine Schwangere, die ihre Fracht im Matterleibe oder darch Abtreibung 
tätet oder die Tötang darch einen anderen zaiäßt, wird mit Gefängnis be¬ 
straft, der Versuch ist strafbar, in besonders schweren Fällen ist die Strafe 
Zachth&us bis za 5 Jahren. 

Ebenso wird ein anderer bestraft, der die Fracht einer Schwangeren 
im Matterleibe oder durch Abtreibang tötet; der Versuch ist strafbar. Handelt 
der Täter ohne Einwilligung der Schwangeren, so ist die Strafe Zachthans. 
Die gleiche Strafe trifft den, der die Tat gegen Entgelt begeht, oder einer 
Schwangeren zur Tötang ihrer Frucht dadurch Beihilfe leistet, daß er ihr 
gegen Entgelt die Mittel oder Gegenstände zur Tötung der Frucht beschafft. 

Der Versuch ist müder zu bestrafen als die vollendete Tat (§ 24 des 
Entwurfs). 

Konnte der Versuch nicht zur Vollendung führen, so darf das 
Gericht nach freiem Ermessen mildem; ist nach den besonderen Umständen 
des Falls eine Bestrafung nicht geboten, so darf davon Abstand genommen 
werden.“ 

Es kann also in Zukunft der Versuch mit untauglichen 
Mitteln, beziehungsweise der Versuch am untauglichen Objekt 
unter Umständen straffrei bleiben. Die Bestrafung der Frucht¬ 
abtreibung wird somit eine mildere sein als bisher. Das mag 
für viele Fälle berechtigt sein. Angesichts des Umstandes aber, 
daß dem Volke das Bewußtsein, daß die Schwangerschaft und 
damit das Leben unantastbar ist, ungeschmälert erhalten werden 
muß, ist die Milderung im allgemeinen nicht ohne Bedenken. 

Der Entwurf bringt dann im § 287 eine besondere Vor¬ 
schrift gegen das Ankündigen von Abtreibungsmitteln, 
in dem er sagt: 

„Wer öffentlich oder durch Vertreibung von Schriften Abbildungen oder 
Darstellungen, wenn nach in verschleiernder Weise, Mittel, Gegenstände 
oder Verfahren zur Abtreibang ankiindigt oder anpreist oder solche Mittel and 
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Gegenstände an einem allgemein zugängigen Orte ausstellt, wird mit Gefängnis 
bis zu 2 Jahren oder Geldstrafe bestraft; ebenso wird bestraft, wer in gleicher 
Weise seine eigenen oder fremde Dienste zur Vornahme oder Förderung von 
Abtreibungen anbietet.“ 

Man kann diesem Paragraphen durchaus beistimmen. 

Alexander 1 ) hat nun geltend gemacht, daß auch die wissen - 
schaftliche Arbeit des approbierten Arztes, die sich mit Ab¬ 
treibungsmethoden beschäftigt, unter diesen Paragraphen fallen 
konnte. Ich möchte glauben, daß wissenschaftliche Arbeiten 
im allgemeinen nicht unter den Begriff des Ankündigens und 
Anpreisens fallen. Sollten aber in dieser Beziehung Bedenken 
bestehen, so müßte der Paragraph den Zusatz erhalten, daß die 
im Interesse der Wissenschaft erfolgte Veröffentlichung wissen¬ 
schaftlicher Arbeiten approbierter Aerzte über Methoden des 
künstlichen Abortes nicht unter den § 287 fällt. 

- M. H. 1 Der § 287 genügt aber nicht, die Fruchtabtreibung 
erfolgreich zu bekämpfen. Es muß vielmehr hinzukommen, daß 
der Verkauf von Intra-Uterin-Spritzen und von Ansatzstücken 
für Intra-Uterin-Spritzen, der Verkauf von Intra-Uterin-Pessaren 
in den Drogengeschäften und im Hausierhandel unter Strafe 

f esteilt wird; derartige Gegenstände sollten nur gegen ärztliches 
Lezept in Apotheken abgegeben werden dürfen. 

Bei der Gefährlichkeit der Schwangerschaftsunterbrechung 
für die Gesundheit der Mutter ist unbedingt zu fordern, daß 
die Schwangerschaftsunterbrechung nur von einem 
approbierten Arzt vorgenommen werden darf. 
Während nach der jetzigen Rechtsprechung der Arzt berechtigt 
ist, eine Schwangerschaftsunterbrechung dann vorzunehmen, 
wenn eine Gefahr für das Leben oder die Gesundheit der Mutter 
vorhanden ist, die durch kein anderes Mittel als durch Unter¬ 
brechung der Schwangerschaft abgewendet werden konnte, wird 
nach den Vorschriften des Entwurfes eine Unterbrechung der 
Schwangerschaft nur noch zulässig sein, wenn Nothilfe vorliegt. 
Der § 22 Abs. 8 lautet: 

„Nothilfe leistet: wer unter pflichtmäßiger Berücksichtigung der sich 
gegenübersteheuden Interessen eine mit Strafe bedrohte Handlung begeht, um 
von einem andern die gegenwärtige, nicht anders abwendbare Gefahr eines er¬ 
heblichen Schadens abzuwenden, den der andere zu tragen rechtlich nicht ver¬ 
pflichtet ist; die Tat darf nicht gegen den Willen des Gefährdeten begangen 
werden.“ 

Der Arzt darf also in Zukunft einem Nichtangehörigen 
Nothilfe leisten, ohne daß ersieh einer Strafverfolgung aussetzt, 
sofern - er nur die gegenüberstehende Interessen pflichtmäßig 
ab wägt und nicht gegen den Willen des Gefährdeten handelt. 
Eine Einwilligung des Gefährdeten ist damit nicht zur Vor¬ 
aussetzung der Nothilfe gemacht; vielmehr ist nur bestimmt, 
daß die Mißachtung eines entgegenstehenden Willens des Ge¬ 
fährdeten die Berufung auf Nothilfe ausschließt. Dieser ent¬ 
gegenstehende Wille braucht (wie die Denkschrift, S. 38 aus- 


') Aerztl. Vereinsblatt vom 9. August 1921. 
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führt), nicht ausdrücklich erklärt worden zu sein. Immerhin 
muß aber die Sache' so liegen, daß der Nothelfer den entgegen¬ 
stehenden Willen vermutet hat; hätte er bei sorgfältiger Prüfung 
eine solche Vermutung nur hegen sollen, so wird die Nothilfe- 
Tat keine rechtswidrige. Es müßte, wie die Denkschrift mit 
Recht sagt, die Bereitwilligkeit, anderen zu helfen, lähmen, und 
wäre ungerecht, wenn man von dem Nothelfer in dem Augen¬ 
blick, wo ein schneller Entschluß geboten ist., verlangen wollte, 
daß er eine sorgfältige Ueberlegung darüber anstelle, was der 
Gefährdete etwa will. Handelt der Arzt gegen den Willen der 
Schwangeren, ohne daß er sich auf den Notstand berufen kann, 
so kann er sich nicht auf den oben erwähnten § 313 des Str. 
G. B. beziehen, da keine Heilbehandlung mit Einwilligung vor¬ 
liegt, es würde da nur eine strafbare Abtreibung übrig bleiben. 

Der Str. G. Entwurf bestimmt nun im § 288 als Sonder¬ 
delikt : 

„Wer gegen den Willen einer Schwangeren ihre Frucht -oder ihr in der 
Geburt begriffenes Kind tötet, um von ihr eine nicht anders abwendbare 
schwere Gefahr füi Leben oder Gesundheit abzuwenden, wird mit Gefängnis 
bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Der Antrag kann zurückge¬ 
nommen werden.“ 

Dieser Paragraph ist insofern zu Gunsten des Arztes ein¬ 
gefügt, als ihn nicht die entehrende Strafe der Fruchtabtreibung, 
oder da er für seine Dienste Entgelt erhält, der Lohnfrucht¬ 
abtreibung treffen soll, sondern die mildere des § 288. 

Nach alledem ist die Sachlage für den Arzt folgende: 

Die lege artis ausgeführte Unterbrechung der Schwanger¬ 
schaft aus med. Indikation d. h. wegen schwerer Gefahr für 
Leben und Gesundheit der Schwangeren ist straflos, sofern der 
Arzt nicht gegen den Willen der Schwangeren handelt, denn der 
Arzt kann sich dann auf den § 22 Str. G. Entwurf betr. Not¬ 
hilfe berufen. Er kann sich aber auch auf Nothilfe berufen, wenn 
er den entgegenstehenden Willen der Kranken nicht kannte 
bezw. nicht vermuten konnte. 

Kann der Arzt sich nicht auf Nohilfe berufen, so soll ihn, 
immer unter der Voraussetzung, daß eine ernste Gefahr für 
Leben oder Gesundheit der Schwangeren bestand, nicht die 
Strafe der Abtreibung oder Lohnabtreibung treffen, sondern die 
mildere Strafe des § 288. 

Schwangerschaftsabtreibungen ohne medizinische Indikation 
sind selbstverständlich Fruchtabtreibungen und als solche strafbar. 

Diese §§ bringen dem Arzte zum Bewußtsein, daß er nicht 
gegen den Willen der Schwangeren handeln darf, und sie schärfen 
mm ein, daß er aus sozialen und eugenisehen Beweggründen 
keine Schwangerschaftsunterbrechungen vornehmen darf. Sie 
sind aber schwer zu übersehen. Man kann daher bedauern, 
daß die Entscheidung der wissenschaftlichen Deputation für 
das Medizinal-Wesen vom 14. März nicht zur Grundlage einer 
Gesetzesvorschrift gemacht wurde, die dahin lautete: 
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„Der Arzt darf nur aas medizinischen Gründen die Schwangerschaft 
unterbrechen. Die Indikation darf nar dann als vorliegend erachtet werden, 
wenn bei der betr. Person infolge einer bereits bestehenden Erkrankung eine 
als unvermeidlich bestehende Gefahr für das Leben od[er die Gesundheit vor¬ 
handen ist, die durch kein anderes Mittel als durch Unterbrechung der 
Schwangerschaft abgewendet werden kann.“ 

Diese Entscheidung hat, wie Geh. Ob.-Med.-Rat Dr. K r o h n e 
am 12. 12. 17 in der Berliner med. Gesellschaft mitteilte, der 
Justizminister sämtlichen Staatsanwälten gewissermaßen als 
Richtschnur für die Beurteilung derartiger Dinge vor Gericht 
mitgeteilt. 

Der Tatbestand der Notzucht ist unverändert aus dem 
geltenden Rechte, § 177 des Str. G. B., in § 314 des Entwurfes 
übernommen worden. Er lautet: 

„Wer eine Frau durch Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben nötigt, den außerehelichen Beischlaf zu dulden, 
wird mit Zachthaus bestraft.“ 

Gewalt wendet nach § 9 Nr. 6 auch an, wer sich der 
Hypnose oder eines betäubenden Mittels bedient, um die Frau 
bewußtlos oder widerstandsunfähig zu machen. Der im gelten¬ 
den Str. G. B. vorgesehene Fall, daß der Täter die Frauens¬ 
person in einen willenlosen oder bewußtlosen Zustand versetzt 
hat, braucht daher nicht mehr besonders erwähnt zu werden. 
(Denkschrift, S. 26). 

Der § 315 handelt von der Schändung: 

„Wer eine Frau, die bewußtlos, geisteskrank oder wegen Geistesschwäche 
oder aus anderen Gründen zum Widerstande unfähig ist, zum außerehelichen 
Beischlaf mißbraucht, wird mit Zuchthaus bestraft.“ 

Es ist also die Bewußtlosigkeit der Geisteskrankheit gleich¬ 
wertig erachtet. Die Geistesschwäche aber- nur dann, wenn sie 
zum Widerstande unfähig macht. 

Zu den anderen Gründen, die zum Widerstande unfähig 
machen, gehört wie die Denkschrift erläuternd hinzufügt, 
Trunkenheit oder völlige Erschöpfung. Auch der Fall würde 
den Tatbestand erfüllen, wo eine gelähmte oder gefesselte Frau 
mißbraucht wird (Denkschrift, S. 262). 

Dem § 176,3 des geltenden Rechtes, (wer mit Personen 
unter 14 Jahren unzüchtige Handlungen vornimmt) entspricht 
der § 321 des Entwurfs: 

„W«r mit einem Kinde *) eine unzüchtige Handlung vornimmt, oder es 
bestimmt, eine unzüchtige Handlung vorzunehmen oder zu dulden, wird mit 
Zuchthaus bis za 10 Jahren bestraft.“ 

Ferner bestimmt § 324 des Entwurfes: 

„Ein Beamter *) der mit einer seiner Obhut anvertrauten Person oder der 
mit einer Person unter Mißbrauch ihrer durch die Amtsgewalt begründeten 
Abhängigkeit eine unzüchtige Handlung vornimmt, wird mit Zuchthaus bis 
zu 10 Jahren bestraft. 


*) Vgl. § 9 des Entwurfes: Im Sinne des Gesetzes ist Kind, wer noch 
nicht 14 Jahre alt ist. 

*) Ein Beamter nach § 9 Nr. 4 ist: Jeder der berufen ist, ein öffent¬ 
liches Amt auszuüben. 
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Ebenso wird bestraft, wer in Gefangenen- oder anderen Verwahrungs- 
anstalten, in Erziehungs- oder Besserungsanstalten, in Anstalten für Kranke 
oder Hilfsbedürftige angestellt oder beschäftigt oder als Inhaber daran be¬ 
teiligt ist und mit Jemandem, der in die Anstalt aufgenommen ist und unter 
seiner Aufsicht oder Obhut steht, eine unzüchtige Handlung vornimmt." 

Die Vorschrift des § 324 bezieht sich danach nicht allein 
auf die in Gefängnissen oder in öffentlichen, zur Pflege von 
Kranken, Armen oder anderen Hilflosen bestimmten Anstalten, 
beschäftigten oder angestellten Personen (§ 174,3 des geltenden 
Strafgesetzbuches) sondern sie wird auch auf andere Verwahr¬ 
ungsanstalten, Erziehungs- und Besserungsanstalten, Anstalten 
für Kranke oder Hilfsbedürftige ausgedehnt; d. h. auch auf 
Pri vatanstalten und Sanatorien. 

Ferner richtet sich diese Vorschrift nicht mehr ausschließ¬ 
lich gegen Beamte, Aerzte oder andere Medizinalpersonen, 
sondern gegen alle diejenigen Personen, die „angestellt oder 
beschäftigt“ sind, d. h. also auch gegen das Dienst- und Warte- 
personal ; sowie gegen Personen, die „Inhaber“ solcher Anstalten 
sind, oder „als Inhaber daran beteiligt“ sind. 

Die Unzucht zwischen Männern (§ 175 des geltenden 
Rechtes, § 325 des Entwurfes) wird nach wie vor bestraft. 
Die Denkschrift sagt mit Recht (S. 269): „Verfehlungen dieser 
Art erscheinen dem gesunden Empfinden des Volkes verwerf¬ 
lich und strafwürdig.“ 

Als strafbar werden bezeichnet beischlafähnliche Hand¬ 
lungen; dies entspricht der Auslegung des geltenden Rechtes. 
Die Strafe trifft beide Teile, auch wenn nur der eine tätig ist 
und der andere die Tätigkeit duldet. Deshalb heißt es im 
Entwurf: 

„Männer, die mit einander eine beischlafähnliche Handlang vornehmen 
werden mit Gefängnis bestraft." 

Strafschärfend kommen in Betracht: 1. die Begehungen 
der Tat unter Verführung eines Jugendlichen, 2. die Begehung 
unter Mißbrauch eines durch Amts- oder Dienstgewalt begründe¬ 
ten AbhängigkeitsVerhältnisses und 3. die gewerbsmäßige 
Begehung. 

Man kann sich mit diesen Aenderungen einverstanden 
erklären. 

BeischlafähnlicheHandlungen mit Tieren werden 
nach § 326 bestraft. 

Die §§ über Bigamie und Ehebruch (§§ 171, 172 des 
geltenden Rechtes) sind im 24. Abschnitt des Entwurfes (§§ 337 
bis 342 Verbrechen und Vergehen gegen Ehe und Elternrechte) 
untergebracht. 

Bekanntlich ist die Eheschließung mit einer nach § 104 
Z. 2 und 3 B. G. B. ‘) geschäftsunfähigen Person nach § 1325 

*) § 104: „Geschäftsunfähig ist: 2. Wer sich in einem diefreie 
WiUensbesLitnmang aasschließenden Zustande krankhafter Störung der Geistes¬ 
tätigkeit befindet, sofern nicht der Zustand seiner Natar nach ein vorüber¬ 
gehender ist; 8. wer wegen Geisteskrankheit entmündigt ist.“ 
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B. G. B. nichtig; während die Ehe mit. einer geistesschwachen, 
auch wegen Geistesschwäche entmündigten, Person (§ 114 
B. G. B.) bedingungsweise gültig ist. *) 

Vom Standpunkt der Volkshygiene wäre ein Verbot der¬ 
artiger Ehen wegen Gefährdung der Nachkommenschaft und 
somit der Volksgesundheit erwünscht gewesen. Der Straf¬ 
gesetzentwurf bringt aber nichts derartiges. 

Nach § 175 des Entwurfes wird ein zur Ausstellung oder 
Aufnahme öffentlicher Urkunden befugter Beamter, der inner¬ 
halb seiner Zuständigkeit eine rechtlich erhebliche Tatsache 
falsch beurkundet, mit Gefängnis bestraft; im geltenden Hechte 
(§ 348) nicht unter einem Monat. Der Strafrahmen ist damit 
erweitert worden. Nach Absatz 2 desselben § 175 wird auch 
ein Beamter bestraft, der eine ihm amtlich anvertraute Urkunde 
verfälscht, vernichtet, beiseiteschaft oder unterdrückt. Das 
Unterdrücken ist eingefügt, um sicher zu stellen, daß jede Art 
der Beiseiteschaffung, auch wenn sie in reinem Unterlassen be¬ 
steht, getroffen wird. 

Eine Urkunde ist nach § 9 Nr. 7 des Str. G. Entwurfes 
jeder Gegenstand, der durch Schriftzeichen oder den Schrift¬ 
zeichen durch Gesetz, Verkehrssitte oder Vereinbarung gleich¬ 
gestellte Zeichen einen Gedankeninhalt zum Ausdruck bringt. 

Schließlich behandelt der § 355 des Entwurfes das Berufs¬ 
geheimnis (§ 300 des geltenden Rechtes). Hier heißt es: „Ein 
Beamter, der ohne besondere Befugnis ein Privatgeheimnis 
offenbart.“ Außer den Beamten nennt der Entwurf aber auch 
als mögliche Täter „Personen, welche berufsmäßig die 
Heilkunde, die Krankenpflege, dieGeburtshilfe oder 
das Apothekergewerbe betreiben, sowie ihre berufs¬ 
mäßigen Gehilfen, wenn sie ohne besondere Befugnis ein 
Privatgeheiranis offenbaren, das ihnen kraft ihres Berufes oder 
ihrer Beschäftigung an vertraut oder zugänglich geworden ist.“ 

Getroffen werden also künftig auch die nicht ärztlichen 
beruflichen Heilbehandler; als berufsmäßiger Gehilfe kann auch 
angesehen werden, wer nur zu seiner Ausbildung (als Arzt, 
Hebamme, Krankenpfleger) Hilfsdienste leistet, unter Umständen 
also auch der Student, ob für die Dienste ein Entgelt bezahlt 
wird, ist unerheblich. 

Das geltende Gesetz schützt nur anvertraute Geheimnisse; 
der Entwurf dehnt die Schweigepflicht auch auf Geheimnisse 
aus, die dem Schweigepflichtigen zwar nicht anvertraut, aber 
ihm kraft seines Amtes, seines Berufes oder seiner Beschäftigung 
zugänglich geworden sind. 

Dazu ist zu bemerken, daß nach der Rechtsprechung zu 

0 § 1381: „Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten werden, der 
zur Zeit der Eheschließung oder im Falle des § 1325 znr Zeit der Bestätigung 
in der Geschäftsfähigkeit beschränkt war, wenn die Eheschließung oder die 
Bestätigung ohne Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters erfolg, ist.* 
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§ 52 Str. Pr. 0. schon jetzt das „Gelegenheit geben zu Wahr¬ 
nehmungen“ als „Anvertrauen“ gilt. 

Strafbar ist auch künftig nur die unbefugte Offenbarung. 
Das Gesetz verlangt also zunächst für den Tatbestand des § 355, 
daß das Geheimnis „ohne besondere Befugnis“ offenbart worden ist. 

Dem Wunsche der Aerzteschaft entsprechend ist nun noch 
ein besonderer Rechtfertigungsgrund hinzugefügt worden. 

Nach Absatz 3 soll nämlich die Offenbarung nicht rechts¬ 
widrig sein, wenn sie zur Wahrnehmung berechtigter privater 
oder öffentlicher Interessen erforderlich war, vorausgesetzt, daß 
dabei die sich gegenüberstehenden Interessen pflichtgemäß be¬ 
rücksichtigt worden sind. Durch die Einbeziehung der öffent¬ 
lichen Interessen wird sicher gestellt, daß das ärztliche Berufs¬ 
geheimnis unter Umständen auch aus Gründen der öffentlichen 
Gesundheitspflege, z. B. zur Bekämpfung von Volksseuchen 
durchbrochen werden darf. Die besondere Befugnis, bei deren 
Vorliegen der Tatbestand entfällt, kann auf verschiedenen 
Gründen beruhen, z. B. auf der Einwilligung des Betroffenen 
oder der Zeugnispflicht. Fehlt es an einer besonderen Befugnis, 
so ist die Preisgabe des Geheimnisses strafbar. 

Jch komme nach alledem zu folgenden Schlußfolge¬ 
rungen: 

1. Es empfiehlt sich, in § 292 auszusprechen: die nach den 
Regeln der ärztlichen Kunst vorgenommene Heil¬ 
behandlung fällt nicht unter den Begriff der strafbaren 
Körperverletzung. 

2. Gegen den § 313 des Entwurfes sind ärztlicherseits keine 
Einwendungen zu erheben. 

3. Der § 291 des Entwurfes (Lebensrettung) ist zu 
streichen. 

4. Zu § 287 des Entwurfes empfiehlt sich ein Zusatz: Die 
im Interesse der Wissenschaft erfolgte Ver¬ 
öffentlichung wissenschaftlicher Arbeiten 
approbierter Aerzte über Methoden des 
künstlichen Abortes fällt nicht unter § 287. 

5. Der Fassung des § 355 Str. G. Entwurfes (Berufsge¬ 
heimnis) wird ärztlicherseits zugestimmt. 1 ) 

(Lebhafter Beifall.) 


') Literatur: 

Entwürfe zu einem Deutschen Strafgesetzbuch, veröffentlicht auf An¬ 
ordnung des Reichs-Justizministeriums. Berlin; 1920. 

Strafgesetzbuch des Deuscben Reiches. 

Ebermayer: Die Stellung des Arztes im Entwürfe zum Deutschen 
Strafgesetzbuche. Deutsche Med.-Wochenschrift; 1921, Nr. 6. 

Fr. S t r a s s m a n n: Aerztliche Bemerkungen zum Strafgesetsentwurf. 
Juristische Wochenschrift; 1921, Heft 7, S. B75. 

A. Wach: Das Deutsche Strafgesetzbuch nach dem neusten Entwürfe. 
Deutsche Strafrechtszeitung; 1921, Heft S—4 und 5—6. 

S. Alexander: Der Arzt in dem Entwürfe zu einem Deutschen Straf¬ 
gesetzbuch. Aerstl. Vereinsblatt; 1921, Juli und August. 
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Aussprache. 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Strassroann • Berlin weist nochmals auf die 
Bedenken hin gegen die geplanten äonderbcstimmungen für vermindert 
Zurechnungsfähige, sowie auf die Verbesserungsbedürftigkeit der Straf¬ 
androhung gegen Kindesmord. Vor allem hält er mit Bücksicht auf die 
weit verbreiteten Bestrebungen, die Abtreibung in frühester Zeit für ganz 
straflos zu erklären, es für nötig, in einem weiteren Leitsätze zu erklären, 
daß wir an der Strafbarkeit der Fruchtabtreibuug auch nnter solchen Um¬ 
ständen unbedingt festhalten müssen. (Beifall). 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Puppe-Breslau: Die ärztliche Sachver- 
ständigkeit wird sich, wenn der Entwurf Gesetz geworden sein wird, einzu¬ 
stellen haben auf die eigentlich gerichtlich-medizinische Aufgabe der Fest¬ 
stellung der Zurechnungsfähgkeit und sodann — und das ist das Neue — 
auf die weitere Behandlung des betreffenden Bechtsbrechers. So gehen gericht¬ 
liche und soziale Medizin untrennbar in einander über. — Die Fürsorgestellen 
für Jugendliche und Trinker haben sich schon jetzt auf die kommende 
Schutzaufsicht einzustellen. — Eine gesetzliche Bestimmung, daß Operationen 
nach den Begeln der ärztlichen Kunst straflos sein sollen, wird 
wohl nur in das Gesetz Aufnahme finden können, wenn auch Sicherungen 
darüber in das Gesetz kommen, was dann die Begeln der ärztlichen Kunst 
sind (z. B. Kommission aus behandelndem Artzt, Spezialarzt und beamteten 
Arzt — eventuell Instanzengang mit Benutzung -der gerichtsärztlichen Aus¬ 
schüsse oder auf andere Weise). Die Emführnng einer Erlaubnis zur Ab¬ 
treibung in den ersten Monaten wäre ein Verhängnis für unser Volk — der 
Anfang vom Ende. (Beifall). 

H. Min.-Direktor Fritze-Berlin: Vom Standpunkte des Juristen kann 
die Anerkennung, die der veröffentlichte Entwarf im Kreise der deutschen 
Medizinalbeamten gefunden hat, nur mit Freude begrüßt und damit der Dank 
für die mannigfachen und bedeutsamen Anregungen verbunden werden, die 
hier gegeben sind. Nach der Aufnahme, die der — bekanntlich noch nicht amt¬ 
lichen Charakter tragende — Entwarf in der öffentlichen Kritik bisher gefunden 
hat, ist zu hoffen, daß die Absicht, den auf seiner Grundlago auszuarbeitenden 
amtlichen Entwarf baldigst der gesetzlichen Verabschiedung zuzufiihren, sich 
verwirklichen lassen wird. Jedenfalls glaube ich auch namens des Beichs- 
jastizministeriums, dessen Wünsche in dieser Bichtnng mir bekannt sind, ver¬ 
sichern zu können, daß von seiten der Justizverwaltungen alles geschehen 
wird, um die Vorlegung des Gesetzentwurfs au den Beichstag zu beschleunigen. 
Freilich ist noch nicht zu übersehen, welche Schwierigkeiten und Hemmnisse 
der Durchführung der an dem Entwürfe geplanten wesentlichen Verbesserungen 
aus der traurigen Finanzlage erwachsen werden. Es ist aber dringend zu 
hoffen, daß der endliche Abschluß der lange geplanten und jetzt so glücklich 
geförderten großen Strafrechtsreform hieran nicht scheitern wird. (Beifall). 

H. Oberregierungsrat Corvey, Direktor des Landeswohlfahrtsamts in 
Detmold, hält es für durchaus geeignet, daß die Hauptversammlung im An¬ 
schluß an die Besprechung der Abtreibung zu einer Frage Stellung nimmt, 
die augenblicklich auch an anderen Stellen erörtert wird. Die Zunahme der 
Unterbrechung der Schwangerschaften durch Aerzte läßt es 
erforderlich erscheinen, daß die Aerzte von allen Fällen, in denen sie eine 
Schwangerschaftsunterbrechung vornehmen, hinterher Anzeige davon erstatten 
müssen. Er bittet deshalb, daß sich die Hauptversammlung auf den Stand¬ 
punkt stellt, daß Aerzte alle Fälle in denen sie künstliche Schwangerschafts¬ 
unterbrechungen vornehmen, von ihnen hinterher dem Kreisarzt melden 
müssen. Eine bestimmte Stellungnahme der Medizinalbeamten zu dieser Frage 
wird sicherlich nicht ohne Einfluß bleiben. 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Rapmund-Bad Lippspringe fordert eben¬ 
falls die Strafbarkeit jeder Schwangerschaftsunterbrechung aus 
nichtärztlichenGriinden; insbesondere müßte gegen die Straflösigkeit der 
Schwangerschaftsunterbrechungen aus sogenannten sozialen Gründen energisch 
Front gemacht werden. Er hält ebenfalls eine Anzeigepflicht für die durch 
Aerzte vorgenommenen Schwangerschaftsunterbrechungen für erforderlich, damit 
in dieser Hinsicht eine Kontrolle möglich sei. (Beifall). 
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H. Kreisarzt Dr. Rapmand • Querfurt schlägt mit Rücksicht auf die in 
seinem Kreise gemachten Erfahrungen vor, diese Anzeigepflicbt auch auf die 
ärztlicherseits vorgenommene Tötung eines Kindes in der Geburt auszudebnen. 

H. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Pnppe-Breslau spricht gegen eine Aus¬ 
dehnung der Anzeigepflicht auf eine solche Tötung eines Kindes in der Geburt 

Nachdem die beiden Berichterstatter in kurzen 
Sohlufiworten noch ihre Genugtuung über die allgemeine Zu¬ 
stimmung, die ihre Ausführungen in der Versammlung ge¬ 
funden, ausgesprochen haben, wird in Uebereinstimmung mit 
ihnen auf Vorschlag des Vorsitzenden beschlossen, dafi 
die Verhandlungen der Reichsregierung zur Berück¬ 
sichtigung überwiesen werden sollen. 

Weiterhin wird der nachstehende, von Geh. Med.-Rat 
Prof. Dr. Rapmund gestellte Antrag: 

„Die XI. Hauptversammlung des Deutschen Medizinal¬ 
beamtenvereins erklärt: 

I. Die Unterbrechung der Schwangerschaft aus 
nicht ärztlichen Gründen darf in keinem Zeit¬ 
punkt straffrei bleiben. 

2. Eine Unterbrechung der Schwangerschaft aus ärzt¬ 
lichen Gründen darf nur durch approbierte Aerzte 
vorgenommen werden; sie ist anzeigepflichtig zu 
machen.“ 

einstimmig angenommen. Ein Zusatz zu 2,-auch die aus 
ärztlichen Gründen vorgenommene Tötung eines Kindes in der 
Geburt anzeigepflichtig zu machen, fand dagegen nicht die 
Zustimmung der Versammlung. 


IT. Die einheitliche Gestaltung der ärztlichen 
Prüfung im Deutschen Reich. 

Erster Berichterstatter: Geh. Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. Abel- 
Jena : M. H.! In unserem Kreise wie auch sonst wird wohl kein 
Zweifel darüber bestehen, daß der Staat mit Recht von dem 
Arzte, den er als Gesundheitsbeamten in seinen Dienst nimmt, 
besondere Kenntnisse und Fähigkeiten verlangt und deren Nach¬ 
weis durch Ablegung einer eigenen staatsärztlichen Prüfung 
fordert. Es sind in Deutschand heute auch nur noch Ausnahme¬ 
fälle, wenn ein beamteter Arzt ohne das Bestehen einer solchen 
Prüfung angestellt wird. Vielfach verlangen ja auch Kommunal¬ 
verbände von ihren Kommunalärzten die gleiche besondere 
Prüfung, wie es z. B. in Preußen amtlich gewünscht wird ’), 
und wie es ähnlich die preußischen Provinzialverwaltungen 
für die dauernd angestellten Aerzte ihrer Irrenanstalten schon 
lange in der Gewohnheit haben. Immer liegt der Gedanke zu 
Grunde, daß der amtlich beschäftigte Arzt durch Studien be- 


') Vgl. den Prenfl. Minis terUlerUß vom 88. Dezember 1919. 
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stimmter Art für seine dienstliche Tätigkeit Ausbildung und 
Eignung gewonnen haben soll. 

Eine Einheitlichkeit in den Anforderungen an die Vor¬ 
bildung des zur staatsärztlichen Prüfung sich meldenden Arztes 
uud in der Art der Prüfung selbst besteht nun bislang in 
Deutschland nicht. Soweit ich habe feststellen können, — die be¬ 
fragten Regierungen der deutschen Länder gaben mir in sehr ent¬ 
gegenkommender Weise Auskunft—, besitzen 11 deutsche Länder 
Prüfungsordnungen und lassen auch selbst Prüfungen abhalten. 
Es sind dies Preußen, Bayern, Württemberg, Sachsen, Baden, 
Hessen, Mecklenbung, Sachsen-Weimar, Sachsen-Meiningen, 
Braunschweig und Hamburg. Die übrigen Länder begnügen 
sich, wenn sie nicht auf eme Prüfung überhaupt verzichten, 
mit der Ablegung der Prüfung in einem anderen und dann 
meist einem beliebigen deutschen Lande. 

Die Prüfungsordnungen zeigen unter sich weitgehende 
Verschiedenheiten, was sich zum Teil schon durch die sehr aus¬ 
einander liegende Zeit ihrer Entstehung erklärt. Eine Prüfungs¬ 
ordnung stammt noch aus dem Jahre 1883, drei dagegen sind 
erst 1920 und 1921 erlassen. In mehreren Staaten ist Neu¬ 
fassung der Vorschriften geplant. Am fruchtbarsten war Preußen 
in der Abänderung seiner Prüfungsordnung; 1901, 1909, 1914 
und 1921 ist sie dort umgestaltet worden, meist allerdings nur 
in wenigen, wenn auch nicht nnwichtigen Punkten. 

Die Länder mit Prüfungsordnungen verlangen in der Regel 
von ihren künftigen Medizinalbeamten die Ablegung ihrer ei¬ 
genen Prüfung oder wenigstens die Ergänzung einer ander¬ 
wärts bestandenen Prüfung nach Maßgabe der eigenen Vor¬ 
schriften. Nur ausnahmsweise wird in ihnen eine Prüfung au¬ 
ßerhalb der Landesgrenzen ohne Weiteres als ausreichend an¬ 
erkannt. 

Die Mannigfaltigkeit der P^üfungsvorschriften muß 
vom Standpunkte des Anwärters für die Medizinalbeamten¬ 
laufbahn als unerwünscht bezeichnet werden. Sie zwingt ihn, 
von vornherein sich für ein bestimmtes Land zu entscheiden, 
in dem er als Bewerber um eine amtsärztliche Stelle auftreten 
will, während doch im übrigen die Allgemeingültigkeit seiner 
Approbation für das ganze Reichsgebiet ihm freie Hand läßt, 
wo er als Arzt sich zu betätigen gedenkt. Hat er in einem 
Lande die amtsärztliche Prüfung erledigt, so muß er, falls er 
in einem anderem Lande später die Anstellung als Amtsarzt 
nachsucht, sich in der Regel noch einer neuen oder wenigstens 
einer ergänzenden Prüfung unterziehen. Das ist umständlich, 
zeitraubend, kostspielig und persönlich unangenehm; Niemand 
mag sich in vorgerückteren Jahren ohne Not noch zu einer 
neuen Prüfung stellen. 

Aber auch sachlich ist die Verschiedenartigkeit der Prüfungs¬ 
vorschriften heute nicht mehr zu rechtfertigen. Mag früher 
vielleicht die Tätigkeit der Medizinalbeamten in den emzelnen 
Ländern, je nach deren Gesetzes- und Verwaltungsverhältnissen, 
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eine untereinander abweichende gewesen sein, sie ist es heute 
doch nicht mehr. Ungeachtet aller mehr scheinbaren Verschieden¬ 
heiten in den Dienstanweisungen usw. ist der Auf gaben kreis 
der staatlichen Gesundheitsbearaten inhaltlich 
allenthalben der gleiche. Die Ausübung der gesamten 
vom Staate wahrzunehmenden Aufsicht auf gesundheitlichem 
Gebiete und die Fürsorge für die Volksgesundheit in weitestem 
Umfange bilden den Inhalt dieses Aufgabenkreises. 

Wo etwa jetzt noch Verschiedenheiten in den Zuständig¬ 
keiten und Pflichten der staatlichen Gesundheitsbeamten zwischen 
den einzelnen deutschen Ländern bestehen, werden sie sich in 
kurzer Frist immer mehr verwischen, nämlich sobald das Reich 
von der ihm durch die neue Verfassung vom 11. August 1919 
erteilten, gegen früher wesentlich erweiterten Ermächtigung 
zu eigener Gesetzgebung auf dem Gebiete des Gesundheits¬ 
wesens und zur Ausübung einer Aufsicht über das einschlägige 
Gesetzgebungs- und Verordnungswesen in den Ländern Gebrauch 
machen wird. Wir als Vertreter der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege können nur wünschen, daß das Reich schnell und ent¬ 
schieden nach dieser Richtung Vorgehen möchte, damit wir der 
erfreulichen Gleichmäßigkeit der Gesetzgebung, die wir schon 
lange in Teilgebieten des Gesundheitswesens genießen (z. B. 
in der Nahrungsmittelgesetzgebung, in der Gewerbehygiene, 
in der sozialen Versicherung, in dem Vorgehen gegen die aus¬ 
ländischen Seuchen), für die gesamte öffentliche Gesundheits¬ 
pflege teilhaftig werden. Es ist beispielsweise doch ein Unding, 
daß die Bekämpfung der einheimischen Infektionskrankheiten 
in den deutschen Ländern noch in einer nach Art und Maß 
oft ganz verschiedenen Weise vor sich geht. Mit gutem Grunde 
hat unser Verein für morgen die Frage der Vereinheitlichung 
der Seuchenbekämpfung im Deutschen Reiche auf die Tages¬ 
ordnung gesetzt; hoffentlich führt der Vortrag des Herrn 
Kollegen Ri mp au zu einmütigen und wirksamen Beschlüssen. 

Der Einführung einer gleichartigen, einheitlichen staats- 
ftrztlichen Prüfung im Deutschen Reiche stehen demnach irgend¬ 
welche ausschlaggebenden Schwierigkeiten nicht im Wege. 
8ie wäre aus persönlichen und sachlichen Erwägungen nur 
erfreulich. Selbstverständlich muß man sich die Verwirk¬ 
lichung des Gedankens nicht so vorstellen, daß die Prüfung 
etwa nur an einer Stelle, also z. B. nur in Berlin abgehalten 
werden dürfte; sie sollte und müßte vielmehr an verschiedenen 
Orten, wo sich geeignete Prüfungsbehörden und Prüfungsmög¬ 
lichkeiten finden, veranstaltet werden können. Dadurch ergäbe 
sich die Möglichkeit, noch immer den Besonderheiten der Ver¬ 
waltungsverhältnisse der einzelnen Länder bei der Prüfung 
Rechnung zu tragen, obwohl ein großer Wert hierauf nicht 
zu legen ist; denn wir alle wissen, daß man erst in der prak¬ 
tischen Arbeit als Medizinalbeamter mit den Eigenheiten der 
Verwaltung, die ja z. B. schon in den preußischen Provinzen 
oft recht unterschiedlich sind, wirklich vertraut wird. Die 
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Hauptsache ist, daß gleiche Grundsätze und Vorschriften für 
die staatsärztliche Prüfung im ganzen Reiche geschaffen werden 
und daß auch auf diesem Gebiete die herkömmliche Klein¬ 
staaterei einer für das Reich einheitlichen Regelung Platz macht. 

Ein Nebenerfolg wäre auch die Herbeiführung einer 
Freizügigkeit der Gesundheitsbeamten, d. h. der 
Möglichkeit für sie, ohne Weiteres aus dem Dienste eines 
Landes in den eines anderen übergehen zu können, oder um¬ 
gekehrt für einen Staat die Möglichkeit, einen bewährten 
Medizinalbeamten aus fremdem Dienst in den eigenen berufen 
zu können. Heute seltene Vorkommnisse, können solche Fälle 
in Zukunft vielleicht häufiger einmal eintreten. 

Fragt man sich nun, wie eine staatsärztliche Einheits¬ 
prüfung für das Reich aussehen müßte, so wird dreierlei zu 
erörtern sein: Erstens, welche Bedingungen für die 
Zulassung zur Prüfung zu stellen sind, zweitens, 
was den Inhalt der Prüfung ausmachen soll, und 
drittens, wer sie abzunehmen hat? 

Die Zulassung zur Prüfung ist in allen bisherigen Prü¬ 
fungsordnungen an die Erfüllung gewisser Voraussetzungen 
geknüpft, die im einzelnen wieder sehr auseinander gehen. 
Für gut halte ich von den Forderungen diejenige, die als 
Bedingung der Zulassung eine gewisse Zeit ärztlicher 
Tätigkeit, nämlich 3 Jahre nach Erlangung der ärztlichen 
Approbation festsetzt. Das hat berechtigte Gründe. Der An¬ 
wärter für die Medizinalbeamtenlaufbahn soll bereits eine gewisse 
Reife besitzen, soll Erfahrungen im ärztlichen Beruf gemacht 
haben. Wie er die Zeit seit der Approbation verwendet hat, 
ob er ärztliche Alleinpraxis ausgeübt, ob er in einem praktischen 
Spezialfach sich ausgebildet, ob er im Laboratorium gearbeitet 
hat, ist nicht von Belang. Der Medizinalbeamtenstand kann 
Männer verschiedenster Vorbildung gebrauchen, wenn sie nur 
an sich tüchtige Kerle sind. Der Wortlaut der neusten preußi¬ 
schen Prüfungsordnung verlangt „mindestens dreijährige Be¬ 
schäftigung in der ärztlichen Praxis“, während die frühere von 
„mindestens dreijähriger fachtechnischer Beschäftigung“ sprach. 
Tatsächlich und erfreulicher Weise meinen beide Bestimmungen 
das gleiche; denn eine offiziöse Auslassung in dem Amtsblatt 
„Volks Wohlfahrt“ (1921 S. 269) von Geheimrat Dietrich sagt 
eigens: „Es ist klar, daß hier der Begriff „ärztliche Praxis“ 
möglichst weit ausgelegt werden muß,“ d. h. also im Sinne 
einer irgendwie gearteten ärztlichen Berufstätigkeit. 

Leuten mit besonders guter Note in der ärztlichen Staats¬ 
prüfung statt 3 Jahre 2 Jahre Wartezeit für die Zulassung zur 
staatsärztlichen Prüfung zuzugestehen, wie es die preußische 
Prüfungsordnung früher tat und einige andere es noch jetzt 
tun, hat keinen Sinn. Der im Staatsexamen hervorragend 
Bestandene braucht ebenso seine Zeit, um vom Leben zu lernen, 
wie der weniger Glückliche oder vielleicht auch weniger Fähige. 

Neben einem gewissen Approbationsalter verlangen die 
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meisten Prüfungsordnungen noch den Nachweis bestimmter 
Sonderausbildung auf den für den Medizinalbeamten wich¬ 
tigen Wissengebieten. Gefordert wird z. B. die Teilnahme an 
Vorlesungen oder Kursen oder an beiden über Hygiene und 
Bakteriologie, Psychiatrie, gerichtliche Medizin, Pathologische 
Anatomie. Die sächsische Prüfungsordnung nennt Beteiligung 
an besonderen Lehrgängen zur Vorbereitung, die badische das 
Hören von Vorträgen über die für Staatsärzte wichtigen Rechts¬ 
normen nach der Approbation. Am weitesten geht mit solchen 
Anforderungen Preußen in seiner Prüfungsordnung von 1921. 
Außer der Teilnahme an allerlei Vorlesungen und Kursen, dar¬ 
unter merkwürdigerweise auch solchen, die nach der ärztlichen 
Prüfungsordnung von 1901 schon jeder Student sowieso mit- 
maohen muß, stellt sie noch zur Bedingung die Ableistung 
eines abgeschlossenen Lehrganges in der sozialen Hygiene an 
einer der drei sozialhygienischen Akademien zu Breslau, Char¬ 
lottenburg oder Düsseldorf und eine wenigstens dreimonatige 
Tätigkeit als Hilfsassistent an einer psychiatrischen Klinik. 

Meines Dafürhaltens gehen alle diese Anforderungen viel 
zu sehr ins Einzelne und schematisieren die Art der Vorbildung 
des künftigen Medizinalbeamten nur. Ganz selbstverständlich 
ist es ja, daß kein gewissenhafter Arzt sich zur Ablegung der 
staatsärztlichen Prüfung stellen wird, der nicht in jeder ihm 
nur möglichen Weise sich darauf vorbereitet hat. Wie er das 
machen will, sollte man aber ausschließlich ihm selbst über¬ 
lassen, ohne ihn zu bevormunden und zu bestimmten Leistungen 
zu zwingen. So, wie beispielsweise die preußischen Bestimm¬ 
ungen jetzt gehalten sind, machen sie es vielen Aerzten ein¬ 
fach unmöglich, überhaupt noch an die Ablegung der Arats- 
prüfung zu denken. Wer kann neben der Teilnahme an den 
sonstigen Kursen, die zur Not noch während der Studienzeit 
zu erledigen sind, Zeit und Mittel für 3 Monate psychiatrischer 
Assistententätigkeit und für einen viermonatigen Kurs an einer 
sozialhygienischen Akademie heutzutage noch aufbringen? Doch 
nur wenige Begüterte, und das sind keineswegs immer die 
besten Anwärter für die Medizinalbeamtenlaufbahn. Die Folgen 
der neuen Vorschriften merkt man bis in die Universitäten. 
In Jena z. B. kam im lezten Semester kein gerichtlich-medizini¬ 
scher Kurs zustande, weil die Studenten erklärten, die neuen 
Anforderungen der preußischen Prüfungsordnung für Kreisärzte 
könnten sie doch nicht erfüllen, und deshalb ließen sie auch 
die Teilnahme an dem Kurse. 

Will man sicher sein, daß nur gut vorbereitete Männer 
sich zur staatsärztlichen Prüfung melden, so gestalte man die 
Prüfung recht schwer, noch schwerer, als sie es schon immer 
war, und lasse Prüflinge mit unzureichenden Kenntnissen und 
Fähigkeiten unbarmherzig und im Wiederholungsfälle endgültig 
durchfallen. Es kann dem Staate nur zum Vorteile gereichen, 
wenn seine Medizinalbeamtenschaft durch eine ganz sorgfältige 
Siebung hindurchgegangen ist; ebenso kann es dem Medi- 
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zinalbeamtenstande nur frommen, wenn ihm Elemente fern¬ 
gehalten werden, die in ihm allein die nahrhafte Staats¬ 
krippe sehen und aus Scheu vor dem Kampf ums Dasein zu 
ihm sich flüchten möchten. 

Weit bessere Gewähr für Tüchtigkeit als alle Bestimmungen 
über zwangsmäßige Vorbereitungen zur Prüfung gibt außer der 
Schwierigkeit der Prüfung die später noch zu berührende 
Forderung einer praktischen Ausbildungszeit vor der Anstellung 
als Medizinalbeamtej, die ich vorerst hier nur kurz andeuten 
möchte. 

Ich fasse zusammen: Zulassung zur Prüfung frühe¬ 
stens 3 Jahre nach der Approbation, sonst keine 
Vorschriften über die Vorbildung, aber eine recht 
schwierige Prüfung, — das scheint mir das für die An¬ 
wärter und den Medizinalbeamtenstand Richtige. Will man 
dennoch an der Forderung gewisser vorgeschriebener Aus¬ 
bildungskurse usw. festhalten, so beschränke man sie so, daß 
sie nicht zum Hindernis für den Nachwuchs werden. 

Nun die zweite Frage: Worauf soll die Prüfung 
sich erstrecken und wie soll sie gestaltet werden? 

Hier liegt m. E. ein Mangel aller bisherigen Prüfungs¬ 
ordnungen insofern vor, als sie noch immer daran festhalten, 
daß der Gesundheitsbeamte zugleich auch Ge¬ 
richtsarzt, also Sachverständiger in der gerichtlichen Medizin 
sein soll. Das kann heute kein Mensch mehr gleichzeitig 
leisten. Der Gesundheitsbeamte hat alle Hände voll zu tun, 
wenn er neben der Erfüllung seiner praktischen, namentlich 
durch die Erweiterung der Fürsorgetätigkeit ja ständig wachsen¬ 
den Aufgaben auch noch wissenschaftlich auf seinem Arbeitsgebiet 
sich einigermaßen auf der Höhe halten will. Von ihm zu ver¬ 
langen, daß er auch die gerichtliche Medizin noch beherrscht, 
ist eine nicht zu verwirklichende Zumutung. Man muß sich 
darüber klar sein, daß die gerichtlich-medizinische Tätigkeit, 
soll sie zuverlässig sein, stete Uebung und umfassende Samm¬ 
lung eigener Erfahrungen verlangt, daß sie nicht aus Büchern, 
sondern nur im tätigen Leben gelernt werden kann. Sie er¬ 
fordert meiner Ansicht nach unbedingt Spezialisten zu ihrer 
Ausübung; vom Gesundheitsbeamten zu verlangen, daß er sie 
so nebenher treibt, kann Gutes nicht zeitigen, sondern nur die 
Gefahr unrichtiger Beurteilungen mit möglicherweise bedenk¬ 
lichen Folgen für Ehre, Freiheit und Leben anderer Menschen. 
Was man stellenweise schon begonnen hat, die Uebertragung 
der gerichtlich-medizinischen Tätigkeit an besondere Fachleute 
— in Hamburg beispielsweise ist es durchweg geschehen, in 
Preußen innerhalb gewisser Bezirke, in Bayern für die geriohts- 
ärztliche Tätigkeit bei den Landgerichten —, das sollte ganz 
allgemein durchgeführt werden, ln Preußen war es, wie Herr 
Geheimrat Dietrich berichtet (VolksWohlfahrt 1921 S. 260), 
erwogen, ist aber an dem Widerspruch der Justizverwaltung 
gesoheitert. Man sollte sich an diesen Widerspruch jedoch 
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nicht kehren, vielmehr der Justizverwaltung klar machen, wie 
viel besser sie fährt, wenn sie überall genchtsärztliche Sach¬ 
verständige von größter Erfahrung und mit Sonderausbildung 
zur Verfügung hat statt der die gerichtliche Medizin nur neben¬ 
sächlich und gelegentlich treibenden Gesundheitsbeamten. Prak¬ 
tisch würde es auch keine Schwierigkeiten machen, die nötige 
Zahl von Gerichtsärzten zu bestellen, wenn man ihnen neben¬ 
her auch einen Teil der vertrauensärztlichen Tätigkeit der 
Gesundheitsbeamten, also des sog. Attestwesens mit überwiese. 
Mit diesem Vorschläge steche ich, das weiß ich wohl, in ein 
Wespennest. Das Attestwesen ist heute noch ein wesentlicher 
Einnahmeposten für die Gesundheitsbeamten, den sie nicht 
missen wollen und auch wohl bei den jetzigen Besoldungsver¬ 
hältnissen nicht missen können. Aber diese Nebentätigkeit 
entzieht sie nur zu oft mehr, als erwünscht ist, ihren eigent¬ 
lichen Berufsaufgaben. Man befreie sie davon und stelle sie 
im Gehalt besser, — sicher wird keiner dann sich die jetzigen 
Verhältnisse zurück wünschen! 

Mein verehrter Herr Mitberichterstatter wird die eben 
berührte Frage noch von seinem Gesichtswinkel aus beleuchten. 
Jedenfalls möchte ich nach meinen Erfahrungen den Stand¬ 
punkt vertreten, daß Gesundheitsbeamter und Ge¬ 
richtsarzt zwei verschiedene Personen sein sollten. Das 
müßte auch schon bei der amtsärztlichen Prüfung in deren 
verschiedener Gestaltung für beide Fächer zum Ausdruck 
kommen. Jeder soll von der Tätigkeit des andern etwas ver¬ 
stehen, um zur Not auch einmal vertretungsweise, oder der 
Gesundheitsbeamte z. B. als zweiter Obduzent einspringen zu 
können. Aber für den Gesundheitsbearaten sollte die gericht¬ 
liche Medizin, für den Gerichtsarzt die Öffentliche Gesundheits¬ 
pflege nur Nebenfach in der staatsärztlichen Prüfung sein. 

Dies vorausgeschickt, ergibt sich der Inhalt der Prüfung 
für den künftigen Gesundheitsbeamten ohne viele 
Schwierigkeiten: Sie muß die Gebiete umfassen, auf denen er 
später tätig sein soll. Also soll er Bescheid wissen über 
Gesundheitsgesetzgebung und Medizinalverwalt¬ 
ung, über Hygiene, öffentliche Gesundheitspflege 
Gesundheitsfürsorge; daneben soll er ein gewisses Maß 
von Kenntnissen in Psychiatrie und gerichtlicher Medizin nebst 
Pathologie besitzen. 

Die Einteilung der Prüfung in einen schriftlichen, 
praktischen und mündlichen Teil, wie sie in so ziemlich 
allen Prüfungsordnungen zum Ausdruck kommt, ist m. E. 
zweckmäßig. Ohne zu sehr in Einzelheiten einzugehen, glaube 
ich, daß im allgemeinen die Vorschriften der preußischen 
Prüfungsordnung den künftigen Reichsvorschriften zu Grunde 

g elegt werden könnten. Sehen Sie bitte darin aber nicht den 
redanken an eine „Verpreufiung“ oder „Berlinisierung“ der 
deutschen Medizinalbeamtenschaft 1 Ich ziehe die preußische 
Ordnung nur deshalb als Muster heran, weil sic die neueste 
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ist und das, was die meisten anderen Prüfungsordnungen auch 
enthalten, besonders übersichtlich zusammenfaßt. 

Man wird vom Anwärter für die Stellung eines Gesund¬ 
heitsbeamten zwei schriftliche Arbeiten zu fordern haben, 
entweder beide aus dem Gebiete der Gesundheitspflege, oder 
auch die eine aus dem Gebiete der gerichtlichen oder ver¬ 
sicherungsrechtlichen Medizin oder der Psychiatrie. Die mit 
längerer Befristung zu stellenden Arbeiten sollen den Prüfling 
zwingen, sich eingehend mit bestimmten Gegenständen zu 
beschäftigen und sie erschöpfend und kritisch zu behandeln. 
Die Ausarbeitungen ergeben ein Bild seiner Auffassungsgabe 
und Darstellungsweise, sind also wichtige Prüfsteine seiner 
Leistungsfähigkeit. 

Den „erdachten gerichtlichen Fall 0 erlasse man 
dem künftigen Gesundheitsbeamten. Ich habe es immer gehaßt, 
daß man einem Mann, der sich künftig in seinem Beruf nüch¬ 
ternster Tatsachenbeobachtung und -deutung befleißigen soll, 
zum phantastischen „Erdenken 0 eines Falles nötigt, und möchte 
auch für die gerichtsärztliche Prüfung lieber die Bearbeitung 
eines Falles aus dem praktischen Leben, wie ihn Gerichtsakten 
liefern, sehen. Für den Gesundheitsbeamten ist dieser ganze 
Prüfungsteil aber überhaupt entbehrlich. 

Im praktischen Teil der Prüfung spielt für den Gesund¬ 
heitsbeamten die Sektion und das anschließende mikroskopische 
Präparat keine wesentliche Rolle und kann fortfallen. Die 
Untersuchung und Begutachtung eines Verletzten und eines 
Geisteskranken wäre dagegen beizubehalten, weil dabei sich 
die allgemeinen ärztlichen Kenntnisse, das schnelle schlüssige 
Denken und Urteilen und die Klarheit der Ausdrucksweise 
prüfen lassen. 

Auch die Erledigung einer einfachen hygienischen und 
bakteriologischen Untersuchung ist zweckmäßig. Hat der 
Gesundheitsbeamte bei dem Vorhandensein einer ausreichenden 
Zahl von hygienischen und bakteriologischen Untersuchungs¬ 
ämtern auch kaum mehr Gelegenheit, praktisch solche Unter¬ 
suchungen auszuführen, so muß er doch mit ihnen Bescheid 
wissen, um beurteilen zu können, wie groß ihre Sicherheit und 
Tragweite ist und was er von den Untersuchungsanstalten an 
Leistungen fordern kann. 

Die Lösung einer praktischen Aufgabe aus dem Gebiete 
der Medizinal- und Sanitätspolizei in Klausur, womöglich an 
der Hand von Akten, ist ebenfalls nützlich. 

Entbehrlich dagegen ist die in der neuen preußischen 
Prüfungsordnung vorgesehene praktische Aufgabe, die aus dem 
Gebiete der sozialen Hygiene — Gesundheitsfürsorge, Kranken- 
und Siechenfürsorge, Medizinalstatistik — entnommen sein soll. 
In dieser preußischen Vorschrift liegt eine Verbeugung vor 
einer Moderichtung, anders kann ich es nicht nennen, — vor 
der sog. sozialen Hygiene. 
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Sie Alle wissen, daß der Ausdruck „Soziale Hygiene“ in 
den letzten Jahren zu einem Schlagwort geworden ist. (Sehr 
richtig 1) Jedes zweite Wort überhaupt muß jetzt „sozial“ 
heißen, und wer von Volksgosundheit redet, muß die „soziale 
Hygiene“ im Munde führen. Fragt man, was denn eigentlich 
soziale Hygiene ist, so bekommt man die verschiedensten 
Antworten. Jedenfalls soll es ganz etwas anderes sein, als 
was wir bisher unter dem allgemeinen Begriff der Hygiene 
zusammengefaßt haben. Praktisch kommt die Sache darauf 
hinaus, daß versucht wird, die gesundheitliche Fürsorgetätigkeit 
für die weniger bemittelten, durch ihre soziale Lage gesund¬ 
heitlich gefährdeten und daher besonders hilfsbedürftigen Volks¬ 
kreise als ein Gebiet für sich, eben als die soziale Hygiene 
abzugrenzen. 

Es ist nun gewiß nicht zu leugnen, daß diese Art der 
Gesundheitsfürsorge im Laufe des letzten Jahrzentes praktisch 
in großem Umfange sich ausgebaut hat und noch immer weiter 
wächst. Das ist zweifellos erfreulich. Aber ist denn damit eine 
neue Wissenschaft geschaffen oder ein neues Wissensgebiet 
erschlossen worden? Liegt denn in der Tat etwas anderes vor, 
als die Anwendung allgemeiner hygienischer Lehren und 
Erfahrungen in Form von Wohlfahrtseinrichtungen auf bestimmte 
Volkskreise? 

Mit großem Interesse habe ich die Programme der drei 
sozialhygienischen Akademien in Breslau, Charlottenburg und 
Düsseldorf für ihre Kurse durchgesehen. Man muß sagen, es 
ist bewundernswert, wie umfassend die Programme gestaltet 
sind, wie sie bemüht sind, alles in ihren Kreis einzubeziehen, 
was die Volkswohlfahrt überhaupt angeht. Will man aber 
ehrlich sein, so muß man doch zugeben, auf gesundheitlichem 
Gebiete bringen sie nichts weiter, als was schon längst jeder 
moderne Vertretet der wissenschaftlichen Hygiene an den 
Universitäten seinen Zuhörern im Hygienekolleg, natürlich in 
kürzerer und dem jugendlichen Alter der Studenten angepaßter 
Form vorträgt. Es ist ein Irrtum, wenn man glaubt, eine 
sozusagen physische Hygiene von einer sozialen Hygiene unter¬ 
scheiden und abtrennen zu können. Das ist einfach unmöglich, 
weil eine Trennungslinie nicht zu ziehen ist. Die wissenschaft¬ 
liche Hygiene hat stets und zu jeder Zeit — man vergleiche 
nur Pettenkofers Schriften! — auch die sozialen Beziehungen 
der Volksgesundheit mit in ihren Gesichtskreis gezogen, sie 
vielleicht nicht immer so in den Vordergrund gestellt, wie 
manche es wünschten, sicher aber auch sie nie vernachlässigt. 
Wenn sich heute jemand ausdrücklich als „Sozialhygieniker“ 
bezeichnet, so kommt mir, ich kann mir nicht helfen, immer 
der Begriff des alten „Wundarztes“ in den Sinn. Wie der 
Wundarzt nur für bestimmte äußere Leiden zuständig, kein 
vollständiger Arzt war, so gibt auch der Sozialhygieniker mit 
seiner Bezeichnung kund, daß er kein voller, richtiger, das 
ganze Gebiet der Gesundheitslehre umspannender Hygieniker 
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ist oder sein will oder auch sein kann, sondern nur sozusagen 
ein Hygieniker minderer Art. (Sehr richtig I) 

Ganz verfehlt ist es auch, den Medizinalbeamten den 
Vorwurf zu machen, wie es ers^ jüngst auf dem Gesundheits¬ 
fürsorgetag in Berlin geschehen ist, sie hätten die praktische 
sozialhygienische Arbeit vernachlässigt. Ich brauche nur auf 
die Zusammenstellung zu verweisen, die unser trefflicher Kollege 
Kühnlein-Merseburg unlängst in der Zeitschrift für Medizinal¬ 
beamte über die einschlägige Tätigkeit der preußischen Kreis¬ 
ärzte veröffentlich hat, und sicher gilt das Gleiche auch für 
die Gesundheitsbeamten der anderen deutschen Länder. Nur 
haben die Medizinalbeamten von ihrer nach dieser Richtung 
geleisteten Arbeit nie viel Wesens gemacht, sondern, wie auch 
sonst bei ihrer Arbeit, erwartet, daß ihre Leistungen, die sie 
als selbstverständliche Pflichterfüllung ansahen, für sie selber 
zeugen würden. (Allseitige Zustimmung). 

Kehre ich zur amtsärztlichen Prüfungsordnung zurück, so 
kann ich auf Grund des eben Ausgeführten nur sagen, daß ich 
eine besondere Prüfung über soziale Hygiene für überflüssig 
erachte. (Sehr richtig). Im Rahmen eines Prüfungsabschnittes 
„Hygiene, öffentliche Gesundheitspflege und Gesundheitsfürsorge“ 
läßt sich praktisch und mündlich auch die Prüfung in den Fragen, 
die die soziale Hygiene als ihr Sondergebiet angesehen wissen 
möchte, ohne Weiteres mit erledigen. 

Die Fächer der mündlichen Prüfung für den Gesund¬ 
heitsbeamten ergeben sich nach allem Vorausgeschickten von 
selbst: „Eingehende Prüfung in Gesundheitsgesetzgebung und 
Medizinal Verwaltung, in Hygiene, Gesundheitspflege und-fürsorge, 
mehr nebensächliche in Psychiatrie und gerichtlicher Medizin.“ 

Bleibt als letzte Frage die, wer die Prüfung 
abnehmen soll? Hier stoße ich wohl auf keinen Widerspruch, 
yrenn ich zunächst verlange, daß nur Mediziner die Prüfung 
abhalten. Die Beteiligung eines pharmazeutischen Examinators 
oder des Generalstaatsanwalts, wie einzelne Ordnungen es vor¬ 
sehen, sind Bestimmungen, die beseitigt werden müssen. Als 
Prüfer mögen in erster Linie die leitenden Medizinalbeamten 
der Länder tätig sein, ih denen die Prüfung veranstaltet wird. 

Nach Bedarf mögen akademische Vertreter einzelner 
Fächer mitwirken. Für recht wünschenswert halte ich es aber 
auch, daß hervorragende Vertreter aus der Zahl der Medi¬ 
zinalbeamten außerhalb der Landeszentralbehörde zugezogen 
werden, wie dies in Bayern beispielsweise schon geschieht, 
indem abwechselnd ein Regierungsmedizinalbeamter aus der 
Provinz an der Prüfung teilnimmt. 

M. H.! Eine nach diesen Gesichtspunkten vorgenommene 
und streng durchgeführte Prüfung wird genügende Gewähr 
bieten, daß nur tüchtiger Nachwuchs dem Medizinalbeamten¬ 
stande zugeht. Aber, worauf ich schon früher anspielte, mit 
der Ablegung der Prüfung halte ich die Vorbildung des Medi¬ 
zinalbeamten noch nicht für beendet. Ehe eine Anstellung im 
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Staatsdienste mit selbständiger und selbstverantwortlicher Dienst¬ 
tätigkeit erfolgt, sollte stets noch eine praktische Ausbildungs¬ 
zeit vorhergehen; sie soll der Anwärter, natürlich unter ent¬ 
sprechender Besoldung, als Assistent eines reichlich und viel¬ 
seitig beschäftigten staatlichen Gesundheitsbeamten in der 
Kreis- oder Bezirksinstanz durchmachen. Hier kann er sich in 
die Verwaltungs- und Bürokünste einarbeiten, deren Beherrschung 
für den Beamten eben doch einmal unentbehrlich ist; hier 
kann er sich in praktischer Anwendung des für die Prüfung 
Gelernten üben; hier kann er zeigen, daß er neben seinem 
Wissen auch die für einen Medizinalbeamten nötigen persön¬ 
lichen Eigenschaften und Fähigkeiten besitzt. Das sind: freund¬ 
liches, aber bestimmtes Wesen, scharfe Beobachtung, rasche 
Auffassung, Kraft zu schnellem und sicherem Entschlüsse, Aus¬ 
dauer in der einmal begonnenen Arbeit, Unermüdlichkeit im 
Dienste. Erst nach mindestens einjähriger Bewährung in solcher 
Lehrzeit darf der Anwärter endgültig angestellt werden. Natürlich 
ist mir bekannt, daß die Medizinalverwaltungen schon jetzt 
häufig eine derartige Ausbildungszeit als Kreisassistenzarzt 
usw. eintreten lassen. Es scheint mir aber nötig für den 
Medizinalbeamtenstand, daß sie grundsätzlich gefordert werden 
und nicht nur sozusagen als Form gelten möge, daß also auch 
Leute, die sich in der Probezeit nicht voll bewähren, ungescheut 
von der Anstellung ausgeschlossen werden sollten. 

M. H. 1 Ich bin am Ende meiner Ausführungen. Was ich 
Ihnen vorgetragen und vorgeschlagen habe, sind meine rein 
persönlichen Ansichten. Sagen sie Innen zu, soll es mich freuen. 
Wissen Sie Besseres, setzen sie es an die Stelle. Ich hoffe und 
wünsche nur, daß unsere Beratungen heute mit einhelligen 
Beschlüssen enden, die unser Verein durch seinen Vorstand 
dann der Reichsregierung und den Landesregierungen mit dem 
Anträge auf Vereinbarung und Erlaß einheitlicher Prüfungs¬ 
vorschriften und gegenseitiger Anerkennung der Prüfungen für 
die Amtsärzte vorlegen kann. Vielleicht bahnen wir mit der 
Gleichmäßigkeit der Vorbildung für die Amtsärzte auch eine 

S ößere Uebereinstimmung in Dienststellung und Titeln der 
edizinalbeamten an und leisten damit dem Stande einen 
wesentlichen Dienst. 

(Lebhafter Beifall.) 

Zweiter Berichterstatter: H. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Straß¬ 
mann, Direktor des Instituts für Staatsarzneikunde in Berlin: 
M. H. I Es entspricht nicht dem Brauche unseres Vereins, 
politische Meinungsverschiedenheiten in unseren Verhandlungen 
zum Austrag zu bringen. Ich denke davon nicht abzuweichen, 
obwohl ich nicht verkenne, daß unser Thema einen gewissen 
politischen Beiklang hat. Aber mir scheint dieser nicht über¬ 
wiegend. Mag unser Ideal mehr die Einheit des Reiches sein 
oder mögen wir mehr auf die Wahrung der Sonderart der ein¬ 
zelnen Länder bedacht sein, über die uns jetzt vorliegende 
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Frage werden wir uns einigen können; denn in der etwas ab¬ 
weichenden Gestaltung der amtsärztlichen Prüfungsordnung 
wird kaum jemand einen besonders wertvollen Besitz seines 
Landes erblicken. Es sind auch, wie die Durchsicht ergibt, 
so große und grundsätzliche Verschiedenheiten hier nicht vor¬ 
handen. Eine gleichmäßige Ordnung verlangt auf keiner Seite 
besondere Opfer. Freilich wird es zweckmäßig sein, eine ge¬ 
meinsame Ordnung vorzuschlagen, die aus den bisher be¬ 
stehenden einzelnen zusammengesetzt ist und nicht einfach die 
allgemeine Annahme aller Bestimmungen eines einzelnen Staates, 
insbesondere etwa des größten, zu verlangen. 

Die erste grundsätzliche Frage, die uns unsere Aufgabe 
stellt und die schon mein Mitberichterstatter berührt hat, ist die 
nach der Teilung der Prüfung. Sollen wir eine einzige 
amtsärztliche Prüfungbeibehalten oder sie trennen 
in eine Prüfuug für Gerichts- und für Verwaltungs¬ 
ärzte? Ihre Beantwortung ist natürlich abhängig von der 
Frage, wie der amtsärztliche Dienst in den Ländern des Reiches 
künftig organisiert werden wird, ob das Amt des Gerichtsarztes 
von dem des Verwaltungsarztes grundsätzlich geschieden 
werden soll. 

Mein Herr Berichterstatter hat diese Frage bejaht, und 
ich glaube auch, daß die Entwickelung der Zukunft dahin 
gehen wird, mehr und mehr die beiden Aemter zu trennen. 
Eines freilich möchte ich an dieser Stelle nicht unerwähnt 
lassen. Es wird immer, besonders bei uns in Preußen, hervor¬ 
gehoben, daß die Kreisärzte, um sich voll ihren hygienischen 
und sozialhygieuischen Aufgaben widmen zu können, von der 
gerichtsärztlichen Tätigkeit entlastet werden müssen. Ich 
habe sowohl bei meinen Fortbildungskursen, wie bei dem prak¬ 
tischen Zusammenwirken mit den Kollegen vor Gericht den 
Eindruck gewonnen, daß jedenfalls ganz überwiegend sie ihre 
gerichtsärztliche Tätigkeit nicht als eine Last betrachten, von 
der sie enthoben zu werden wünschen, sondern als eine Auf¬ 
gabe, der sie sich mit besonderer Liebe, mit besonderem Inter¬ 
esse widmen. Ich habe dies auch bei den Kollegen empfunden, 
die mit ausgesprochen hygienischer Vorbildung ins Amt getreten 
sind. Es ist das wohl nicht unbegreiflich; denn die Bedeut¬ 
samkeit gerichtsärztlicher Tätigkeit tritt unmittelbarer und of¬ 
fener zu Tage, als die der sonstigen sich im allgemeinen lang¬ 
samer auswirkenden Arbeit des Verwaltungsarztes. 

Aber auch, wenn in allen Ländern ähnlich wie hier in 
Bayern, eine Anstellung besonderer Gerichtsärzte durchgeführt 
sein wird, kann doch die gerichtsärztliche Tätigkeit der Kreis¬ 
oder Bezirksärzte nicht ganz aufhören. Es wird besonders in 
den dünn bevölkerten Bezirken, in denen der Amtskreis der 
Gerichtsärzte daher ein sehr ausgedehnter sein wird, immer 
wieder nötig sein, daß den Gerichten zu deren Vertretung und 
Unterstützung noch andere zuverlässige Sachverständige zu 
Gebote stehen, und die Kreis- oder Bezirksärzte sind dazu of- 
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fenbar die nächsten. Man wird also von ihnen das Bestehen 
einer Prüfung fordern müssen, die {sowohl zum Gerichtsarzt, 
wie zum Verwaltungsarzt befähigt. 

Daneben wird es jedoch in Zukunft eine ganze Reihe von 
angestellten Aerzten geben, für die besondere Kenntnisse auf 
beiden Gebieten nicht erforderlich sind. Ich denke dabei einer¬ 
seits an die Kommunal ärzte und Aerzte in ähnlicher Vertrauens¬ 
stellung, die mit gerichtsärztlichen Aufgaben nichts zu tun 
haben. Anderseits wird es, wenn die Trennung beider Funk¬ 
tionen mehr durchgeführt ist, später gewiß öfter Vorkommen, 
daß z. B. die Assistenten gerichtsärztlicher Institute unmittelbar 
zu Gerichtsärzten befördert werden und niemals kreis- oder 
bezirksärztliche Aufgaben zu erledigen haben. Es wird auch 
manchen Aerzten der Irrenanstalten erwünscht sein, ihr An¬ 
sehen vor Gericht durch eine bestandene Sonderprüfung stärken 
zu können. 

Nun, m. H., kann man natürlich sagen, es schadet doch 
allen den Genannten nichts, wenn sie auch in einem Fache, 
das sie praktisch nachher nicht ausüben, sich Kenntnisse er¬ 
werben. Das ist gewiß richtig; ich habe auch früher meinen 
Kindern wie meinen Schülern oft genug erklärt: Was ich weiß, 
hat mir noch nie geschadet, nur was ich nicht weiß. Aber 
wir sind doch jetzt gezwungen, wirtschaftliche Gesichtspunkte 
mehr in den Vordergrund zu stellen, als es früher geschehen 
ist. Wir werden uns nicht mehr für berechtigt halten dürfen 
— und dieser Gesichtspunkt wird ja auch meine späteren 
Einzelvorschläge zu beherrschen haben — an die Vorbereitungs¬ 
zeit und an die Vorbereitungskosten unseres Nachwuchses hö¬ 
here Ansprüche zu stellen, als die Notwendigkeit verlangt. 

Von diesem Gesichtspunkte aus möchte ich grundsätzlich 
befürworten, daß man eine besondere Prüfung für zu¬ 
künftige Gerichtsärzte und für zuküntige Verwal¬ 
tungsärzte einrichtet, zugleich aber die Möglichkeit schafft, 
diese im unmittelbaren Anschluß aneinander, beispiels¬ 
weise in der ersten und zweiten Hälfte einer Woche, abzulegen, 
da voraussichtlich die Mehrzahl der zu Prüfenden doch beide 
Berechtigungen wird erwerben wollen. 

Ebenso müßten auch für die Zulassung zur Prüfung ge¬ 
sonderte Bedingungen aufgestellt werden; es muß die Mög¬ 
lichkeit gewährt werden, die Vorbereitung zur verwaltungs¬ 
ärztlichen und zur gerichtsärztlichen Prüfung gesondert zu 
erledigen und anderseits doch auch die Möglichkeit, diese 
Vorbereitungsgänge im Anschluß an einander durchzuführen. 
Ohne in die Aufgabe meines Mitberichterstatters näher ein- 
treten zu wollen, meine ich, daß man vielleicht für die Zu¬ 
lassung zu jeder der beiden Prüfungen eine Vorbereitungs- 
zeitvonSMonaten wird einsetzen können und Einrichtungen 
treffen sollte, daß immer der eine dreimonatige Kurs alsbald 
an den anderen angesohlossen werden kann. 
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Ich halte es für notwendig, daß dieser dreimonatige 
Vorbereitungskurs für die zukünftigen Qerichtsärzte erst nach 
Erlangung der ärztlichen Approbation abgelegt wird, wie es 
z. B. in Baden ausdrücklich vorgeschrieben ist. Wenn, wie 
bisher in Preußen, der Besuch des gerichtlich-medizinischen, des 
pathologisch-anatomischen Kurses und der psychiatrischen Klinik 
während des normalen Studiums zugelassen ist, so ist doch 
zu befürchten, daß die vielfache anderweitige, dem Studierenden 
obliegende Arbeit ihn verhindert, sich diesen Sonderfächem 
mit der gleichen Konzentration zu widmen, als wenn er nur 
mit ihnen beschäftigt ist. Eine solche Konzentration wird man 
aber für eine erfolgreiche Vorbereitung verlangen müssen. 
Anderseits glaube ich doch auch, daß 3 Monate ausschließlich 
den genannten Fächern gewidmet, genügen werden. Ich würde 
nicht empfehlen, etwas mehr zu verlangen, vielleicht 3 Monate 
Tätigkeit in einer Irrenanstalt und 3 Monate am pathologischen 
und gerichtlich medizinischen Institut. Ich weise nochmals 
auf den vorher angeführten ökonomischen Gesichtspunkt hin. 
Man wird die Anforderungen für die Zulassung zur gerichts¬ 
ärztlichen Prüfung nicht überspannen dürfen. Verlangt man 
zu große Opfer von den Anwärtern, so läuft man Gefahr, nicht 
die nötige Anzahl zu erhalten; denn der Lohn dafür, wenigstens 
der klingende Lohn, entspricht doch so großen Opfern nicht. 

Für die Prüfung selbst halte ich zunächst eine schrift¬ 
liche Ausarbeitung über ein gerichtsärztliches Thema, wie sie 
die meisten Prüfungsordnungen vorBchreiben, für notwendig. 
Wenn einzelne Ordnungen, wie z. B. die hessische, nur eine 
kurze Klausurarbeit verlangen, so läßt sich dafür manches 
sagen. Aber es entspricht doch der späteren gerichtsärztlichen 
Tätigkeit durchaus, in häuslicher Ruhe unter Zuziehung aller 
Hilfsmittel sein Gutachten fertig zu stellen; es fällt daher 
nicht aus dem Rahmen gerichtsärztlicher Aufgaben, daß man, 
wie es sonst üblich ist, dem Prüfling ein Thema zu häuslicher 
Ausarbeitung mit längerer Frist gewährt. Im allgemeinen hat 
man bisher für beide Aufgaben eine Frist von 6 Monaten gewährt, 
für die eine würde eine solche von drei Monaten genügen. 
Vom technischen Standpunkt des Prüfers hat es entschieden 
seinen Vorzug, daß durch das vorherige schriftliche Examen 
ganz ungeeignete Persönlichkeiten von vornherein ausgeschlossen 
werden. 

Ich schlage vor, es bei einer gerichtsärztlichen Arbeit 
über ein bestimmtes Thema aus der gerichtlichen Medizin im 
engeren Sinne, der versicherungsrechtlichen Medizin oder gericht¬ 
lichen Psychiatrie bewenden zu lassen. Der „erdachte Fall 
mit vollständigem Obduktionsprotokoll und Obduktionsbericht“, 
in dem eine bestimmte Frage zu beantworten ist, den Preußen 
und Hamburg vorschreiben, kann wohl in Fortfall kommen. 
Die Fähigkeit, ein brauchbares Obduktionsprotokoll zu verfassen, 
wird im mündlichen Teile der Prüfung kontrolliert. Eine sich 
anschließende Erörterung in Verbindung mit der schriftlichen 



des Deutschen Medizin&lbeamtenvereins. 


495 


Arbeit gibt genügend Gelegenheit, die Fähigkeit zur Begut¬ 
achtung eines bestimmten Falles zu prüfen. Die Gabe der 
Phantasie, die der erdachte Fall erfordert, gehört nicht zu denen, 
die wir unbedingt prüfen müssen. Freilich darf man nicht 
verkennen, daß ein guter Gerichtsarzt auch Phantasie braucht. 
Schwierige Probleme erschließen sich uns oft nicht durch rein 
logisches Denken, sondern durch eine mehr künstlerische Intuition. 

M. H. 1 Wir haben in Preußen mehrfach versucht, an 
Stelle des erdachten Falles dem zu Prüfenden einen bestimmten 
tatsächlich vorgekommenen Fall an der Hand der Akten zur 
Begutachtung zu übergeben, wie dies z. B. die sächsische Prüfungs¬ 
ordnung grundsätzlich vorschreibt. Wir sind dabei auf unüber¬ 
windliche Schwierigkeiten gestoßen: Es ist ja schon rein 
technich schwierig, z. B. aus etwaigen Strafakten das tat¬ 
sächlich abgegebene gerichtliche Gutachten zu entfernen und 
auch alle Hinweise auf dessen Inhalt- vielleicht im Erkenntnis- 
auszuschalten. Ist aber das wirklich abgegebene Gutachten 
erkennbar, so bietet die Aufgabe doch wohl nicht genügend 
Gelegenheit, die Fähigkeit des Anwärters zu selbständiger Be¬ 
arbeitung eines Falles zu prüfen. Eine bindende Vorschrift in 
diesem Sinne scheint mir deswegen nicht am Platze, dagegen 
Würde ich damit einverstanden sein, wenn gemäß der Verordnung 
für Sachsen Weimar bezw. Thüringen vorgeschrieben wird, daß 
die Arbeit sich „soweit tunlich“ an einen bestimmten akten¬ 
mäßigen Fall anschließen soll. 

Die Gestaltung der praktischen und mündlichen 
Prüfung wird keine besonderen Schwierigkeiten bieten. In 
Uebereinstimmung mit den meisten Prüfungsordnungen wird 
man die Untersuchung und Begutachtung eines Verletzten bezw. 
Kranken auf Haftfähigkeit oder Erwerbsfähigkeit oder schwere 
Körperverletzung, die Untersuchung eines Geisteskranken auf' 
Zurechnungs- oder Geschäfts- oder Verhandlungsfähigkeit, auch 
auf Anstaltsbedürftigkeit, die Ausführung der Obduktion min¬ 
destens einer Körperhöhle mit Diktat eines voschriftsmäßigen 
Protokolls und vorläufigen Gutachtens, ferner den Nachweis 
genügender Fähigkeit zu den für den Gerichtsarzt erforderlichen 
mikroskopischen, mikrochemischen und spektroskopischen Unter¬ 
suchungsmethoden vorschreiben. Ich würde allerdings- gemäß 
der württembergischen Vorschrift die Forderung einer ganzen 
Obduktion vorziehen; schon deshalb weil man nur dann die 
Fähigkeit zur Abgabe des Gutachtens ausreichend prüfen kann. 
Endlich eine mündliche Prüfung aus dem gesamten Gebiet der 
gerichtlichen und versicherungsrechtlichen Medizin und gericht¬ 
lichen Psychiatrie. Es scheint mir zweckmäßig, hierbei ent¬ 
sprechend der badischen Vorschrift ausdrücklich auch hinzu¬ 
weisen auf die notwendigen Kenntnisse von Strafgesetzbuch, 
Strafprozeßordnung und den übrigen wichtigen Gesetzbüchern, 
ohne deren Kenntnis der Gerichtsarzt doch eine traurige Rolle 
spielt. Die badische Prüfungsordnung verlangt auch in der 
Vorbereitungszeit das Hören besonderer Vorträge hierüber. Ich 
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glaube aber, daß diese Aufgabe schließlich auch der Lehrer 
der gerichtlichen Medizin und Psychiatrie erfüllen kann. 

Zum Schluß, m. H., noch ein paar grundsätzliche Fragen. 
Man könnte empfehlen, von einer besonderen gerichtsärztlichen 
Prüfung ganz abzusehen und dafür von jedem Arzte in der 
allgemeinen ärztlichen Prüfung ein ausreichendes Maß gerichts¬ 
ärztlicher Kenntnisse zu verlangen. Die meisten Kulturstaaten 
außer Deutschland haben diesen Weg eingeschlagen, für den 
man auch bei uns geltend machen könnte, daß jeder,Arzt nach 
dem Gesetz zur gerichtsärztlichen Tätigkeit berufen werden kann. 
Ich halte es aber nach meiner Kenntnis der Sachlage für aus¬ 
sichtslos, zu erwarten, daß in der nächsten ärztlichen Prüfungs¬ 
ordnung unser Fach in solchem Umfange berücksichtigt werden 
wird. Wir wollen zufrieden sein — einen entsprechenden Leit¬ 
satz habe ich angefügt —, wenn in Zukunft jeder Arzt wenigstens 
ein bescheidenes Maß von Kenntnis seiner gesetzlichen Rechte 
und Pflichten und der Grundlagen seiner späteren gutachtlichen 
Tätigkeit nach weisen muß. Daß er die Kenntnisse und Fertig¬ 
keiten darzutun hat, die jemand besitzen muß, um den An¬ 
forderungen der Gerichte wirklich ausreichend zu entsprechen, 
wird nicht erreicht werden können. Es wäre auch vielleicht 
zu viel verlangt, da die eigentlich schwierigen und besonders 
verantwortungsvollen gerichtsärztlichen Aufgaben doch nach 
unserer Organisation kaum je von einem nicht besonders dazu 
berufenen Arzt in entscheidender Weise zu lösen sind. Für 
die Lösung dieser Aufgaben bedarf es eben doch besonderer 
Kenntnisse und Fähigkeiten, sollen nicht Recht und Gerech¬ 
tigkeit leiden. Freilich ist mit der Prüfung allein es natürlich 
nicht getan. Es muß dafür gesorgt werden, daß die erwor¬ 
benen Fähigkeiten nicht verrosten, daß der zukünftige Gerichts¬ 
arzt einen ausreichenden Wirkungskreis erhält und daß er 
möglichst von der Zeit der Prüfung an bis zur Anstellung 
unter Leitung eines älteren bewährten Gerichtsarztes in die 
praktische Tätigkeit, vielleicht als Gerichtsassistenzarzt, ein¬ 
geführt wird. Aber mit der näheren Erörterung dieser Punkte 
würde ich die Grenze meiner heutigen Aufgabe überschreiten. 
Ich habe daher einen entsprechenden Leitsatz nur im allgemeinen 
formuliert. 

(Lebhafter Beifall.) 

Die Leitsätze, über die die beiden Berichterstatter sich 
geeinigt haben, lauten folgendermaßen: 

1. Die Verschiedenheit der staatsärztlichen Prüfung in 
den einzelnen deutschen Ländern ist sowohl für die Anwärter 
unerwünscht, wie auch sachlich unnötig, da die Aufgaben 
der Medizinalbeamten im wesentlichen überall die gleichen 
sind und es künftig noch mehr werden müssen, wenn das 
Reich von seiner in der neuen Verfassung erweiterten 
Zuständigkeit zum Erlass von gesundheitlichen Vorschriften 
Gebrauch machen wird. Eine nach Form und Anforderungen 
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gleichartige Prüfung in allen deutschen Ländern 
erscheint ohne Schwierigkeit durchführbar. 

2. Die Prüfung ist in einen verwaltungsfirztlichen 
und gerichtsärztlichen Abschnitt zu teilen; sie 
kann sich auch auf einen dieser beiden Abschnitte 
beschränken. Demgemäß sind auch die Vorbedingungen 
für die Zulassung zur Prüfung für jeden Abschnitt 
getrennt aufzustellen, falls überhaupt an der Bestimmung 
besonderer Vorbedingungen festgehalten wird. Nach unserer 
grundsätzlichen Anschauung sollte nur der Nachweis drei- 
jähriger ärztlicher Tätigkeit nach der Approbation 
gefordert und im Uebrigen den Prüflingen überlassen 
werden, wie und wo sie sich die erforderlichen Kenntnisse 
erwerben wollen. 

3. Jedenfalls dürfen mit Rücksicht auf die gegenwärtige 
wirtschaftliche Lage diese Vorbedingungen nicht 
zu hoch gespannt werden, wenn nicht die Gewinnung 
des Nachwuchses gefährdet werden soll. Für die Zulassung 
zum gerichtsärztllchen Abschnitt wird man sich begnügen 
müssen mit einer dreimonatigen ausschließlich der gericht¬ 
lichen Medizin, pathologischen Anatomie und Psychiatrie 

g ewidmeten Vorbereitungszeit nach erlangter Approbation. 

>ie versicherungsrechtliche Medizin wird hier, wie auch 
sonst, als zur gerichtlichen Medizin gehörig angesehen, 
ebenso wie die Lehre von den wesentlichen Reichs- und 
Landesgesetzen. Für die Gesundheitsbeamten käme die 
Teilnahme an einem dreimonatigen hygienisch-bakteriologi¬ 
schen Kurs in Frage. 

4. Den ersten Abschnitt beider Prüfungsteile, nach dessen 
Bestehen erst die weiteren abgelegt werden können, bilden 
zwei schriftliche Arbeiten in der bisher bereits üblichen 
Art. Die Bearbeitung der gerichtsärztlichen Aufgabe soll 
sich, wenn möglich, an einen praktischen Fall anschliessen. 
Für die Ausarbeitung ist eine Frist von 6 Monaten zu 
gewähren* 

5. Die praktische Prüfung besteht in ihrem gerichts¬ 
ärztlichen Teil aus Untersuchung und Begutachtung eines 
Verletzten, eines Geisteskranken, Obduktion mit Protokoll 
und Gutachten, Nachweis der erforderlichen Fertigkeit im 
mikroskopischen (mit spektrokopischen) Untersuchungen, 
denen sich eine mündliche theorethische Prüfung in 
gerichtlicher Medizin anschließt. Für die praktische und 
mündliche Prüfung im anderen Teil kann im Ganzen die 
preußische Prüfungsordnung als Muster dienen, doch ist 
die Prüfung über soziale Hygiene mit der allgemeinen 
Prüfung über Hygiene und öffentliche Gesundheitspflege 
zu vereinigen. 

6. Der Deutsche Medizinalbeamten verein hält es für geboten, 
daß schon in der ärztlichen Hauptprüfung der Besitz 
der für jeden Arzt erforderlichen Kenntnisse in der 
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gerichtlichen Medizin durch eine Fachprüfun'g 
festgestellt wird. Ein Teil der Leitsätze 2, 3 und 4 ist 
nur unter dieser Voraussetzung durchführbar. 

7. Vor Anstellung als selbständiger Gesundheits¬ 
beamter ist nach Bestehen der Prüfung noch mindestens 
einjährige Tätigkeit und Bewährung in der Lokal- 
und Bezirksinstanz zu verlangen. Aennlich ist bei der 
Anstellung der Gerichtsärzte zu verfahren. 

Aussprache. 

H. Geh. Med.-Rat Forstreuter, Kreisarzt in Königsberg i. Pr.: Dem 
dritten Leitsatz der Berichterstatter köonen wir Kreisärzte nur beistimmen. 
Wenn die neue preußische Prüfungsordnung vor der Meldung z u m Kreisarzt¬ 
examen eine dreimonatliche Assistenzarztzeit in einer psychiatrischen Klinik 
und einen mindestens dreimonatlichen Kursus in einer der sozialen Akademien 
verlangt, so wird hierdurch den preußischen Aerzten auf dem Lande oder in 
den Kleinstädten das Ablegen des Kreisarztexamens unmöglich gemacht. Es sind 
aber nicht die schlechtesten Kreisärzte, die aus den praktischen Aerzten her¬ 
vorgegangen Bind. Unbedingt ablehnen müssen wir aber den zweiten der 
Leitsätze, in dem eine Teilung des Examens in ein solches auf dem gesund¬ 
heitlichen Gebiet und ein solches auf dem gerichtsärztlichen Gebiet vorgeschlagen 
wird. Die Kreisärzte, auch wenn ihnen keine gerichtsärztlichen Geschäfte von 
Amtswegen übertragen sind, müssen gerichtsärztliche Kenntnisse besitzen, 
ebenso wie für die Gerichtsärzte Kenntnisse über hygienische Einrichtungen und 
die bestehenden gesundheitlichen Bestimmungen erforderlich sind. (Beifall). 

H. Geh. Min.-Rat Prof. Dieudonnö-München hält als Vertreter eines 
Landes, in dem seit langem besondere Gerichtsärzte aufgestellt sind, eine 
Trennung der Prüfung in Hygiene für den Gesundheitsarzt und in gericht¬ 
licher Medizin für den Gerichtsarzt für nicht angängig. Die Mehrzahl der Aerzte 
kann sich bei der Ablegung der Prüfung noch nicht entscheiden, welche 
Prüfung sie ablegen sollen. In Bayern werden nach der Prüfung alle zwei 
Jahre Qualifikationarbeiten für die Anwärter für den ordentl. Staats¬ 
dienst zur Bearbeitung gestellt, außerdem Fortbildungskurse auf beiden Ge¬ 
bieten abgehalten. Landgerichtsarzt und Bezirksarzt müssen sich gegenseitig 
vertreten können. Es dürfte genügen, die seitherige Prüfung schwerer zu ge¬ 
stalten. Im übrigen wird sich eine einheitliche Regelung der Prüfungs- 
Vorschriften für das ganze Reich mit den Leitsätzen der Berichtserstatter leicht 
ermöglichen lassen. In Bayern sind die Medizinalreferenten bei den Regierungen 
Prüfende auf dem Gebiete der Medizinalgesetzgebung, was sich sehr bewährt 
hat. (Beifall). 

H. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund-Bad Lippsp ringe betont ebenso 
wie die beiden Vorredner die Notwendigkeit, die bisherige einheitliche 
Prüfung für alle Medizinal beamten beizubchalten, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie später Gesundheit«beamte oder Gerichtsärzte werden wollen. Der 
Medizinalbeamte muß auf allen Gebieten seiner amtlichen Tätigkeit gut be¬ 
schlagen sein, sonst wird er nicht als vollwertig angesehen. Auch als reiner 
Gesundheitsbeamter bedarf der Kreisarzt in seiner Eigenschaft als Sachver¬ 
ständiger eine ausreichende gerichtsärztliche Ausbildung und umgekehrt der 
Gerichtsarzt eine solche auf gesundheitlichem Gebiete, da auch Fragen z. B. 
aus dem Gebiete der Nabrungsbygiene, Wohnungshygiene usw. zu seiner 
Begutachtung kommen. Die Anstellung besonderer Gerichtsärzte läßt sich 
außerdem nicht überall durchführen und würde eine große finanzielle Belastung 
des Staats und des Publikums bedeuten. Die gerichtsärztliche Tätigkeit ist 
auch für die Kreisärzte keine Last, sondern im Gegenteil eine ihnen angenehme 
und gern gesehene Tätigkeit, weil sie biet ganz selbständig und von 
niemanden abhängig sind. Als Zulassungsbedingung ist eine dreijährige 
ärztliche Tätigkeit unbedingt nötig und zwar am besten eine solche als prak¬ 
tischer Arzt, damit der künftige Medizinalbeamte nicht nur die oft recht 
schwierige Lage der praktischen Aerzte am eigenen Leibe, sondern auch die 
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gesundheitlichen Verhältnisse der Bevölkerung gründlich kennen lernt. Bedner 
warnt, hohe Prüfangsanfordernngen zu stellen; es werde sonst an Nach wachs 
fehlen; die im lezten Leitsätze gestellte Forderung einer praktischen 
Ausbildung nach dem Examen und vor der Anstellung kOnne er sich nur 
anschließen. (Beifall). 

H. Kreisarzt Dr. Bethge-Duisburg bebt zu der Frage über die Ein¬ 
führung einer geteilten Prüfung für Gerichtsärzte und Ge¬ 
sundheitsbeamte noch hervor, daß auch dort, wo ein besonderer Gerichts¬ 
arzt angestellt ist, der Kreisarzt, trotzdem er nicht Gerichtsarzt seines Amts¬ 
bezirks ist, von den Gerichten oft als Sachverständiger zugezogen wird. Bei 
gerichtlichen Obduktionen ist er fast stets der zweite Obduzent; bei Behinderung 
oder Beurlaubung des Gerichtsarztes kommt er als dessen Vertreter in Betracht. 
Er muß deshalb in der gerichtlichen Medizin bewandert sein. Die große 
Mehrzahl der Kreisärzte will jedenfalls von einer solchen Trennung nichts 
wissen; H. Geh. Bat Dr. Strassmann hat ganz reeht, wenn er sagt, daß 
viele Kreisärzte nur mit Bedauern ihre gerichtsärztlichen Funktionen aufgeben 
werden. Die gerichtliche Medizin hat schon während der Vorbereitung zum 
Kreisarztexamen unser besonderes Interesse erweckt, und dieses Interesse hat 
bis zur Stunde nicht nachgelassen. Darum möge man nur eine Prüfung 
in der gerichtlichen Medizin und Hygiene für alle KreisarzUxamenskandidaten 
wie bisher bestehen lassen, einerlei ob man in Zukunft mehr Gerichtsärzte 
anstellt und das Amt des Gerichtsarztes von dem des Kreisarztes abtrennt. 
Auch dem Vorschlag von H. Geh. Bat Abel, den Kreisärzten die Ausstellung 
von Attesten zu nehmen und den Gerichtsärzten zu übertragen, kann Bedner 
nicht beistimmen. Ein Gerichtsarzt wird für einen Landgerichtsbezirk ange¬ 
stellt, er hat ein großes Maß von Pflichten — Gerichtstermine, Obduktionen, 
ausgedehnte Gutachtertätigkeit — ist zudem meistens noch Arzt des Gefäng¬ 
nisses, sodaß sich bezüglich der Amtspflichten das Amt des Gerichtsarztes 
und Kreisarztes, der einen räumlich viel kleineren Amtsbezirk hat, wohl die 
Wage halten dürfte. Warum soll man daher den Kreisarzt „entlasten" und 
den Gerichtsarzt dafür „belasten“. Es muß auch betont werden, daß nicht 
etwa Gründe materieller Art für diese Ausführungen maßgebend sind, sondern 
der Umstand, daß die Tätigkeit als Sachverständiger in der Unfall- und Invaliden¬ 
versicherung u. a. unser wissenschaftliches Interesse in ganz besonderem Maße 
erweckt und immer ein Ansporn für uns ist, mit der medizinischen Wissen¬ 
schaft in Verbindung zu bleiben und uns weiterzubilden. (Beifall). 

H. Med.-Rat Dr. Hofacker, Kreisarzt in Düsseldorf: Es ist zu befürchten, 
daß die Wertschätzung und Bedeutung der Kreisärzte verringert wird, 
wenn die Vorschläge des Herrn Geheimrat Dr. Abel zur Tat werden. Man 
darf den Kreisärzten nicht die Zeugnisse abnehmen, angeblich um sie zu ent¬ 
lasten; diese Entlastung tritt vielmehr ein, wenn alle Kreisärzte von der 
Privatpraxis losgelöst und nach und nach vollbesoldet werden. Der Kreisarzt 
gilt also als Unparteiischer, d. h. als einer der von jeder Rücksicht auf Privat¬ 
praxis befreit ist, also der beste Begutachter. Was die Vorbedingungen 
zur Kreisarztprüfung betrifft, so halte auch ich in Uebereinstimmung mit 
vielen Kollegen es für nötig, daß die drei Jahre mit rein'ärztlicher 
Tätigkeit zagebraebt werden; z. B. wird ein Kreisarzt, der selbst Geburten 
gemacht hat, viel besser die Hebammen überwachen und Konstfehler von 
Hebammen und Aerzten beurteilen können als einer, der seit seiner Examens- 
gebürt weder eine Kreißende noch eine Wöchnerin gesehen bat. 

Eine vollständige Trennung der kreisärztlichen und gerichts¬ 
ärztlichen Tätigkeit läßt sich schon deshalb nicht durchführen, weil 
das eine bedeutende Vermehrung der Beamten erforderte, der man jetzt nicht 
das Wort reden kann. Auch wird der Bezirk des Gerichtsarztes diesem in 
ländlichen schwach bevölkerten Kreisen zu wenig Arbeit geben und dort den 
Kreisarzt nicht überflüssig machen, wenn der Gerichtsarzt wegen zu weiter 
Entfernung nicht za haben ist. (Beifall). 

H. Kreisarzt Dr. Wollenweber-Dortmund: Ein Kreisarzt muß aus¬ 
reichend lange in der ärztlichen Praxis gestanden haben. Er mnß von der 
Praxis, besonders auch etwas von der Geburtshilfe verstehen. Wie soll er 
sonst die Hebammen belehren, beaufsichtigen und ihre Bestrafung veranlassen?! 
Wie soll er sonst den Aerzten gegenüber mit der nötigen Autorität auftreten? !• 
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Für reine Laboratoriumsmenschen als Kreisärzte danken die Kollegen in der 
Praxis. Auch zur Abgabe von Entmündigungsgutachten braucht der Kreisarzt 
einen tiefen Einblick in die wirtschaftlichen Verhältnisse, und den gewinnt 
er nur in der eigenen Praxis. Das Hanptobjekt ärztlichen und auch kreis* 
ärztlichen Studiums ist der gesunde und kranke Mensch und muß es bleiben. 
Verschiedenartige Prüfungen für Gerichtsärzte und Gesundheitsbeamte lehnen 
wir ab. Beide Fächer sind in der Praxis innig mit einander verquickt. Ich 
erinnere nur an die kreisärztliche Wertung der Amtsbescheinigungen einer¬ 
seits und die hygienischen Aufgaben des Gerichtsarztes als Gefängnisarzt 
andererseits. Schon Herr Prof. Dr. Puppe hat vorher die Leitsätze der 
Vortragenden unbeabsichtigt unmöglich gemacht, indem er als Gerichtsarzt 
darauf hinwies, daß den Gerichtsärzten heute auch wesentlich neue sozial¬ 
hygienische Aufgaben zufallen. (Beifall). 

H. Prof. Ziemke, Gerichtsarzt in Kiel: Eine Teilung der Prüfung 
ist nicht empfehlenswert, da der Kreisarzt auch bei weiterer Abtrennung der 
gerichtsärztlichen von den kreisärztlichen Geschäften als zweiter Obduzent 
imm er einer gewissen gerichtsärztlichen Vorbildung qicht wird entraten können. 
Bei der Prüfung ist zu fordern, daß der Prüfling auf Grund der vollständigen 
Obduktion sämtlicher drei Körperhöhlen sein Gutachten abgibt. Das nötige 
Material dazu ist vorhanden, wenn neben dem pathologisch - anatomischen 
Material auch das Material des Instituts für gerichtUcbe Medizin zur Kreisarzt¬ 
prüfung herangezogen wird. Als Examinator für gerichtliche Medizin hat der 
Vertreter der gerichtlichen Medizin zu fungieren; auch der pathologische 
Anatom ist insofern nicht gerichtlich - medizinischer Fachmann, als er doch 
lediglich den anatomischen Teil der gerichtlichen Medizin beherrscht 

H. Geh. Med.-Bat Solbrig, Reg.- u. Med .-Rat in Breslau: Die Herren 
Kreisärzte, die bisher gesprochen haben, sind durchweg der Ansicht, daß sie 
die gerichtsärztliche Tätigkeit neben der reinen Kreisarzttätigkeit beibehalten 
wollen, also auf diese besonderen Wert legen. Es könnte scheinen, daß 
alle Kreisärzte diese Meinung vertreten. Daß dem nicht so ist, weiß ich 
aus meinem Bezirk — Breslau —, wo die überwiegende Mehrzahl der Kreis¬ 
ärzte, wenn nicht alle, auf eine Trennung der kreisärztlicben und 
gerichtsärztlichen Tätigkeit bedacht sind, die einen — in den großen 
Bezirken —, weil sie bei der Ueberlastung mit den reinen gesundheitlichen 
Aufgaben nicht genügend Zeit finden, auch als GerichtBarzt die reichlichen 
Aufgaben, die zuweilen — in Schwurgerichtsperioden — sich übermäßig häufen, 
zu erfüllen, die anderen — in den kleinen ländlichen Bezirken —, weil sie bei 
der Seltenheit von Obduktionen und Entmündigungsgutachten aus der Hebung 
kommen und sich unsicher fühlen. Deshalb haben bei der Neubesetzung der 
Gerichtsarztstelle für Breslau Land eine ganze Anzahl der Kreisärzte aus 
benachbarten Landkreisen es gern gesehen und begrüßt, daß dieser Gerichts¬ 
arzt für fünf andere Kreise bestellt wurde. — Es spricht demnach manches für die 
weitere Gründung von Gerichtsarztstellen in Preußen über die bisherige Anzahl hin¬ 
aus, wobei auch an das in Bayern bewährte Landgericbtsarztsystem zn denken ist. 
Trotzdem vertrete .ich, wie auch alle bisherigen Diskussionsredner, nicht den 
Standpunkt, daß eine Trennung der kreisärztlichen und gerichtsärztlichen 
Prüfung erwünscht sei; vielmehr bin ich, namentlich auch den Worten des 
H. Geh. Rat Dr. Rapmund folgend, gleichfalls der Meinung, daß die Vereini¬ 
gung bei den Prüfungen, wie bisher erwünscht und nötig ist. Was die drei¬ 
jährige praktische Tätigkeit vor Ablegung der amtsärztlichen Prüfung 
anlangt, so bin ich gleichfalls der Ansicht, daß diese Tätigkeit in der Regel 
wenigstens in selbständiger ärztlicher praktischer Tätigkeit bestehen soll, und 
daß nur ausnahmsweise eine Tätigkeit in wissenschaftlichen Instituten u. dgL 
zugelassen wird. (Beifall). 

H. Privatdozent Bürger-Berlin spricht ebenfalls gegen eine Trennung 
der Prüfung und hebt die Wichtigkeit der Beschäftigung mit der VeraicherungB- 
medizin hervor. 

H. Kreisarzt Dr. Bapmund jr.-Querfurt erklärt, daß schon aus tech¬ 
nischen Gründen es nicht möglich ist, die ganze Gutachtertätigkeit des Kreis¬ 
arztes dem Gerichtsarzt zu übertragen, weil dieser meist nicht im Kreise wohnt 
und ihn die Betreffenden teilweise nur mit großen Schwierigkeiten erreichen 
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können. — Eine Trennung der Tätigkeit des Kreisarztes und 
des Gerichtsarztes werde vielleicht doch mit der Zeit notwendig sein 
und müsse deshalb in Berechnung gezogen werden. Dies bedinge aber keine 
Trennung im Examen; das müsse vielmehr immer einheitlich bleiben, zumal 
der Kreisarzt bei einer Trennung auch gerichtsärztlich, z. B. als Obduzent, 
tätig und demzufolge entsprechend vorgebildet sein müsse. Wenn eine Trennung 
stattfinden solle, so könnte dies erst hinterher geschehen. In der Kreis- und 
Gerichtsassistenzarztzeit sei ja genügend Gelegenheit dazu, sich darüber zu 
entscheiden. 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Abel (Schlußwort): Selbstverständlich war 
ich darauf gefaßt, daß meine, wie ich sagte, rein persönlichen Anschauungen 
entspringenden Vorschläge nicht restlose Zustimmung finden würden. Dennoch 
möchte ich sie aufrecht erhalten. Gehe ich nun auf die wichtigsten Einwen¬ 
dungen ein, so ist Folgendes zu sagen: 

Die Forderung einer Tätigkeit in der ärztlichen Praxis vor 
der Zulassung zur Prüfung halte ich nicht für richtig. Natürlich ist solche 
Tätigkeit vorzüglich, um Leben und Menschen kennen zu lernnn; für den Medi¬ 
zinalbeamten kann aber auch andere Beschäftigung ärztlicher Art, spezialistisch- 
klinische oder Laboratoriumsarbeit sehr wertvoll sein. Man stelle die Medizinal¬ 
beamten bei der Anstellung nur an die ihrer Vorbildung entsprechenden Stellen. 
Der Stand ist groß genug, um tüchtige Kräfte jeder Vorbildung brauchen 
zu können. 

In der Frage der Trennung von gerichtsärztlicher und 
Gesundheitsbeamtentätigkeit kann ich meine Ueberzeugung von der 
Notwendigkeit ihrer grundsätzlichen Durchführung nicht aufgeben. Beide 
Gebiete heute noch wirklich beherrschen zu wollen, geht über die Kraft 
eines Menschen I Der Schnitt zwischen beiden ist ein Ziel, dem wir zustreben 
müssen. 

Uebergeben Sie die Leitsätze der Berichterstatter dem Vereins Vorstände. 
Er wird an der Hand der Aussprache die Linie zu finden wissen, auf der 
sich unsere Anträge an die Regierungen zweckmäßig zu bewegen haben. 

H. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Strassmann (Schlußwort) schließt sich 
diesen Ausführungen an und will die weitere Behandlung der Frage dem 
Vorstande überlassen. 

Torsitzender: Es liegt ein Antrag von Geh. Med.-Rat 
Dr. Rapmund vor, der wie folgt lautet: 

„Die Hauptversammlung des Deutschen Medizinalbeamten¬ 
vereins hält eine einheitliche Gestaltung der staatsärzt¬ 
lichen Prüfung im Deutschen Reiche für erwünscht uöd 
unschwer durchführbar. Diese Prüfung hat sich aber 
ebenso wie bisher auf öffentliches Gesundheitswesen und 
Hygiene, praktische Medizin und Psychiatrie sowie auf 
Versicherungsmedizin zu erstrecken.“ 

Da sich niemand zu diesem Anträge zum Worte meldet, 
bringe ich ihn zur Abstimmung. 

Der Antrag wird mit großer Mehrheit angenommen. 

Vorsitzender: lm übrigen darf ich wohl annehmen, daß 
die Versammlung damit einverstanden ist, daß die weitere 
Behandlung der Frage entsprechend dem Vorschläge der beiden 
Berichterstatter dem Vorstande überlassen bleibt. 


i Allseitig«; Zustimmung.) 
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V. Vorstandswahl. 

Vorsitzender: Es sind aus dem bisherigen Vorstand die 
Herren Ob.-Med.-Rat Dr. von D’All-Arm i-München und 
Geh. Ob.-Med.-Rat Hauser-Darmstadt durch den Tod 
ausgeschieden; eine Wiederwahl haben abgelehnt Geh. 
Med.-Rat Dr. En gelbrech t - Braunschweig und Geh. Med.-Rat 
Dr. Scheube-Greiz. 

Zuruf ans der Versammlung: Wiederwahl der übrigen 
Vorstandsmitglieder durch Zuruf. 

Vorsitzender: Eine Wiederwahl ist nur zulässig, wenn kein 
Widerspruch erfolgt: 

Herr Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmnnd bittet in Anbetracht 
seines hohen Alters von seiner Wiederwahl Abstand zu nehmen. 

Vorsitzender schlägt hierauf unter allgemeinem Beifall vor, 
Herrn Geh. Rat Dr. Rapmund mit Rücksicht auf seine außer¬ 
ordentlichen Verdienste um die Entwicklung der von ihm ins 
Leben gerufenen beiden Medizinalbeamten vereine, des preußischen 
und des deutschen, zum Ehrenvorsitzenden des Vereins 
zu ernennen, dann bliebe er auch dem Vorstand erhalten und 
könne ihm mit Rat zur Seite stehen. 

(Allseitiger Beifall: Händeklatschen.) 

Herr Geh. Rat Prof. Dr. Rapmand bedankt sich in warmen 
und herzlichen Worten für die außerordentliche Ehrung, die 
ihm durch die Ernennung zum Ehrenvorsitzenden zuteil geworden 
sei. Solange er lebe, werde er auch weiterhin stets die Interessen 
der Medizinalbeamten in Wort und Schrift wahrnehmen; 
hoffentlich sei es ihm vergönnt, dies trotz seines hohen Alters 
noch recht lange zu tun. Er schlägt dann an seiner Stelle den 
Kreisarzt Dr. Wollenweber in Dortmund zum Vorstands¬ 
mitglied vor. Es erhebt sich gegen diesen Vorschlag ebenso 
wie gegen die Wiederwahl der übrigen Vorstandsmitglieder 
kein Widerspruch. Außerdem wird beschlossen, an Stelle des 
verstorbenen Ob.-Med.-Rat Dr. v.D’All-Armi einen bayerischen 
Kollegen in den Vorstand zu wählen, dessen Atiswahl aber 
den bayerischen Medizinalbeamten zu überlassen. Von diesen 
ist dann der Bezirksarzt Dr. Kaspar-München gewählt. 

Schluß der Sitzung: 4 Uhr nachmittags. Nach 
gemeinschaftlichem Kaffeetrinken im Garten des Künstlerhauses 
um 5 Uhr nachmittags fanden die Hauptversammlungen des 
Preußischen und Bayerischen Medizinalbeamtenvereins statt. 
Den Schluß des arbeitsreichen Tages bildete am Abend ein 
gemeinsames und angeregtes Zusammensein im Garten 
des Künstlerhauses. 

(Schloß des Berichts über die Hauptversammlung 
des Deutschen Medizinalbeamtenvereins folgt in 
der nächsten Nummer.) 
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Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht Aber die 11. Tagung der Deutschen Gesellschaft flttr 
gerichtliche und soziale Medizin vom 6.—8.September 1991 

in Erlangen. 

Berichterstatter Dr. Georg Strassmann-Berlin. 

Wegen der Fülle der dargebotenen Vorträge and Demonstrationen kann 
nur über diejenigen berichtet werden, die allgemeineres Interesse haben. 

1. Prof. Dr. Wintz-Erlangen sprach über Knnslfehler bei Röntgen¬ 
therapie nnd Röntgenaufnahmen an Band von Lichtbildern und wies anf 
diejenigen Schädigungen hin, die durch Ueberdosiernng sowie durch unrichtige 
Bestrahlung nnd mangelhafte Technik verursacht werden können. 

2. Dr. Bür ger-Berlin schlug einige Aendernngen der Bestimmungen 
der R. V. 0. und des R.V. G. vor, gegen die sich zum Teil lebhafter Wider¬ 
spruch erhob. Dienstbescbädigung sollte auch in zweifelhaften Fällen 
angenommen werden. Licht nnr, wenn ein Zusammenhang zwischen Gesundheits¬ 
störung und D. B., wahrscheinlich wäre. Eine Kranke nh ans behänd lung 
gegen den Willen Kranker, wie sie im Gesetz unter Umständen vorgesehen 
sei, lehnte er ab. Bei der Kapitalsabfindung müsse bei späterer Ver¬ 
schlechterung des Zustandes des Verletzten diesem eine Rente gewährt werden 
können. 

Prof. Dr. Z i e m k e - Kiel wies darauf hin, wie der Begriff der Erwerbsfähig¬ 
keit bei den einzelnen Arten der sozialen Versicherung, bei der Kranken-, 
Invaliditäts-, Unfall- und Angestelltenversicherung verschieden ansznlegen sei. 

3. Prof. Dr. Specht-Erlangen behandelte die Beziehungen von bayeri¬ 
schem Notariat zur Psychiatrie und forderte, damit die Notare Rechtsgeschäfte 
Geisteskranker ablehnen nnd den krankhaften Zustand ihrer Klienten erkennen 
könnten, eine Zwangsvorlesnng für Jnristen in der forensischen Psychiatrie. 

4. Prof. Dr. R i e c k e - Göttingen behandelte den forensischen Nachweis 

der syphllit Ischen Infektion. i 

6. Ueber die Notwendigkeit der Einführung von Verwaltungssektionen 
in Deutschland, wie sie in Oesterreich sei 1857 gesetzlich eingeführt sind, bei 
allen tot aufgefundenen Personen und bei allen denjenigen, bei denen durch 
die Totenschau die Todesursache nicht zu ermitteln ist nnd ärztliche Behand¬ 
lung vor dem Tode nicht stattfand, sprachen Dr. Molitoris-Erlangen, 
Prot. Dr. F. S t ra ssm an n-Berlin, Dr.Neureiter-Wien und Dr.G. Strass¬ 
mann-Berlin auf Grund des Wiener, Prof.Dr. K.Reuter auf Grund des Ham¬ 
burger Materials. Für die Einführung dieser Sektionen will die Gesellschaft im 
Einvernehmen mit der pathologischen Gesellschaft, von der Prof. Schmorl und 
Dr. G r u b e r sich an der Diskussion beteiligten, eintreten. 

6. Prof. Dr. M e r k e 1 - München hob die Bedeutung der Untersuchung des 
Mageninhaltes unter Mitteilang eigener Fälle für die Feststellung der Todes¬ 
zelt hervor. 

7. Prof. Pani Fraenckel - Berlin sprach über Todesfälle beim Boxkampf, 

8. Prof. N i p p e - Greifswald über psychologische Untersuchungen an 
Schützen als Täter, 

9 Prof. Puppe- Breslau über psychisch bedingte Belschlafsnnfähigkelt 
und die Notwendigkeit, beide Ehegatten in diesen Fällen auf Beischlafs¬ 
fähigkeit zu untersuchen, 

10. Prof. Dr. Z i e m k e - Kiel über Fettembolie bei geringen Erschütte- 
rangen (orthopädischen Operationen, Transport nnerbebiieh Verletzter), 

11. Dr. Sch war zacher-Graz Uber den spektro • photometrischen 
Nachweis des Kohlenoxyds im Blnt, der noch bei 2°/o CO-Hgl gelingt, also 
den üblichen chemischen und spektroskopischen Proben überlegen ist, nnd 

12. Dr. G. Strassmann -Berlin über Untersuchung der Kleider bei 
SchuBverletznngen anf Pulverbestandtelle, über mikroskopische Beob¬ 
achtaugen an Organen exhumierter Leichen und über eine eigenartige foren- 
sische Fleischuntersnchnng. 

18. Dr. Molitoris-Erlangen konnte bei einer Bromvergtftnng dieses 
flüchtige Gift noch nach einem Jahre in den Leichenorganen oachweisen. 
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Besprechungen. 


14. Dr. Fis eher -Breslau berichtete über eine tödliche Fluornatrium- 
Vergiftung und über Konkurrenz der Todesursachen, 

15. Prof. Dr. F. R e u t e r - Qraz über Scbädelzerstörungen durch Stark- 
stromelnwirkung und über Blutungen ln den HalswelchteUen beim Er- 
stlckunggtode, 

16. Dr. Grüber-Mainz über Herzschüsse ohne Perikardverletzungen 
und über Verletzungen der Halswirbelsänle beim Sprung Ins Wasser, 

17. Dr. 11 eixner-Wien über kontusiousringähnliche Bildungen an 
Hantansschüssen, die mit Einschüssen zu verwechseln sein können, und über 
Ersatz des ganzen Schädels durch Gipaab- und Ausgüsse desselben, 

18. Dr. Knack-Hamburg über Nierenveränderung bei Kohlenoxyd- 
Vergiftung, 

19. Prof. Dr. K. Reuter-Hamburg über Untersuchungen an gefrorenen 
Leichen und Leicbenteilen, 

20. Prof. Dr. Lochte- Göttingen über einen Fall anscheinender katalep- 
tlscher Totenstarre bei einer Morphium- und Alkoholvergiftung und über 
eigenartige Haltung bei einem durch Gewehrschuß tödlich Verletzten, 

21. Prof. Dr. Puppe- Breslau über Erkennung umschriebener stumpfer 
Gewalteinwirkung auf den Schädel, 

22. Prof. Dr. N i p p e - Greifswald über Knocheneinschußgröße, die kleiner 
sein kann als das Projektil, über den Nitro- und SchwarzpnlvernachweU 
durch die Diphenylaminreaktion und über Handlungsfähigkeit bei Herzstich¬ 
verletzungen, 

23. Dr. Neureiter und Dr. G. Strassmann über Vorkommen und 
Bedingungen der postmortalen Fettverschleppung. 


Besprechungen. 

Dr. Frans Bp&et, Obermedizinalrat in Fürth: Der Fürsorgearzt. Ein Hilfs¬ 
buch für Aerzte, Behörden und Stellen, die sich auf dem Gebiete des Für¬ 
sorgewesens zu betätigen haben. München 1921. Verlag von J. F. Lehmann. 
8o, 388 Seiten. Preis: geh. 40 M., geb. 46 M. 

Der als Amtsarzt in der Gesundheitsfürsorge viele Jahre tätige Verfasser 
kennt durch seine Tätigkeit auf dem Lande und in der Großstadt gründlich 
die Bedürfnisse von Stadt und Land. Das Werk ist gewissermaßen der Nieder¬ 
schlag seiner langjährigen praktischen Mitarbeit an leitender Stelle. Es trägt 
in erster Linie den Bedürfnissen des Fürsorgearztes Rechnung, aber auch Be¬ 
hörden und Vereinen, die in der Gesundheitsfürsorge mitarbeiten, finden in dem 
Hilfsboch einen brauchbaren Leitfaden, der sie über die wissenschaftlichen 
Grundlagen, die Aufgaben und Ziele, sowie über die Einrichtung des Ftirsorge- 
wesens in gedrängter Kürze klar und erschöpfend unterrichtet. Das Buch füUt 
damit eine Lücke in der umfangreichen Literatur des Fürsorgewesens aus. Die 
Ausstattung des Werkes ist eine treffliche. Seine Anschaffang kann allen ein¬ 
schlägigen Stellen bestens empfohlen werden, es sollte insbesondere nicht in der 
Bücherei des Amtsarztes fehlen. 

Bei einer Neuauflage, die wir dem Werke heute schon wünschen, dürfte 
bei Aufführung der den Zwecken der Sozialhygiene dienenden Zeitschriften auch 
die Zeitschrift für Medizinalbeamte zu erwähnen sein. Ein alphabetisches In¬ 
haltsverzeichnis würde den Wert des Buches noch erhöhen. 

Dr. Frickhinger-München. 

Dr. Im. Meier, prakt. Zahnarzt in Magdeburg und gerichtlicher Sachver¬ 
ständiger : Handbnoh der zahnärztlichen Rechtskunde. Halle a. S. 1921. 
Carl Marholds Verlagsbuchhandlung. 8°, 472 S., broschiert 60 Mark, 
geb. 68 Mark. 

Dieses Handbuch ist ein sehr lesenswertes Buch, das auf 472 8eiten die 
notwendigen Rechtskenntnisse für jeden Zahnarzt auf dem Gebiete der 
gerichtlichen und sozialen Zahnheilkunde bringt. Besonders sind die höchst¬ 
gerichtlichen Rechtsprechungen berücksichtigt, die sich auf die rechtlichen 
Fragen beziehen, soweit sie hauptsächlich bei der zahnärztlichen Tätigkeit in 
Erscheinung treten. 

Auen die zahnärztlichen Standesangelegenheiten und 
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Standesgerichtsbarkeit im Hinblick auf die Zahnärztekammern Bind in ein¬ 
gehender Weise abgehandelt. Die Wichtigkeit der sozialen Zahnheilkonde ist 
besonders hervorgehoben, da mit der Einrichtung der Familienversicherung der 
Versicherungszwang immer weiter um sich greift. 

In der Einleitung werden das Wesen und die Bedeutung der Zahnheiikunde, 
sowie ihre Stellung zur allgemeinen Medizin besprochen und zwar die Zahnheil¬ 
kunde als ein spezieller Zweig der medizinischen Wissenschaft. Die weiteren 
Abschnitte des Baches behandeln das Zivilrecht in bezug auf die Zahnheilkunde, 
und dann das Strafrecht. Ein fernerer Abschnitt ist die Körperschädigung 
durch Gift, sowie der Zahnarzt als gerichtlicher Sachverständiger. Zum Schluß 
werden die zahnärztliche Standesgerichtsbarkeit und die soziale Zahnheiikunde 
besprochen. In diesem letzten Teil wird erst im allgemeinen der Zweck der 
sozialen Gesetzgebung erörtert, worauf dann auf die einzelnen sozialen Gesetze 
näher eingegangen wird, nämlich auf die Krankenversicherung, Unfallversicherung, 
Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung, Angestelltenversicherung, Betriebs¬ 
rätegesetz und Arbeiterschutz. Das Buch ist derartig vielseitig, daß sein Besitz 
jedem Zahnarzte anzuraten ist. Aber auch der beamtete Arzt und besonders 
jeder Gerichtsarzt wird in dem Buche manches finden, was er in seiner 
eigenen gerichtsärztlichen Tätigkeit verwenden kann. Besonders die Abhand¬ 
lungen Ober Körperschädigung durch Gifte sowie über zivilrechtliche und 
strafrechtliche Fragen in der sozialen Gesetzgebung werden den beamteten 
Aerzten manchen beachtenswerten Fingerzeig geben. 

Dr. Keferstein-Magdeburg. 


Tagesnachrichten. 

Auf die an den Herrn Minister für Volkswohlfahrt gerichtete 
Eingabe des Vorstandes des Prenßischen Medizinalbeamtenvereins mit der 
Bitte um Empfang behufs persönlicher Besprechung der Wünsche der 
Medizinalbeamten hat der Herr Minister unter dem 1. November d. J. — I M I 
Nr. 8200, folgende entgegenkommende Antwort gegeben: 

„Auf das Schreiben vom 25. Oktober 1921 erkläre ich mich bereit, Ver¬ 
treter des Vorstandes j)es Medizinalbeamtenvereins zu der beantragten Be¬ 
sprechung zu empfangen. Auch bin ich bereit, zu den Vorstandssitzungen des 
Vereins, sofern sie in Berlin stattfinden, einen Vertreter zu entsenden, falls dies 
dortseits für erwünscht gehalten wird. Die Mitteilung des Tages der bean¬ 
tragten Besprechung behalte ich mir noch vor. gez. Stegerwald.“ 


Nach den in den politischen Blättern gebrachten Mitteilungen über die 
beabsichtigte Neuregelung der Beamtengehälter sollen künftighin die 
Teuerungszulagen fortfallen und das Grundgehalt in den für die Medizinal 
beamten in der Kreis-, Bezirks- und Ministerialinstanz in Betracht kommenden 
Gehaltsgruppen betragen: 


Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Groppe 10 : 25000 

26800 

28 600 

30400 

82200 

33800 

85 400 

87000 

„ 11: 80000 

32000 

34000 

36000 

88000 

40000 

42000 

44000 

„ 12 : 88000 

41500 

45000 

48000 

51000 

54000 

57000 


„ 13: 63000 

60000 

67000 

74000 

80000 




Ministerialdirektoren: 

: 105000 Mark. 







Die Ortsiuschläge sollen betragen 

bei einem Grundgehalt von: 

16700—25500 Mark 25500—88000 Mark über 38000 Mark 


in Klasse A 



6400 „ 7200 „ 8000 „ 

4800 „ 5400 „ 6000 „ 

4000 „ 4600 „ 6000 „ 

8200 „ 3600 „ 40ü0 „ 

2400 . 2700 „ 8000 „ 



Das künftige Gesamteinkommen würde also, wenn Ortsklasse A für 
e 13 und Ministerialdirektor, Ortsklasse B für die Gruppen 11 und 12 
rtsklasae C für Gruppe 10 angenommen wird, betragen: 
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Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 

Gruppe 10 : 29000 81800 88100 84900 86700 88300 89900 41600 

„ 11: 86400 87400 89800 41400 43400 46000 48000 60000 

- 12 : 44000 47600 61000 64000 67000 60000 63000 

, 18: 61 OüO 68000 76000 82000 88000 

Ministerialdirektor: 118000 Mark. 

Dazu kommen noch Kindergelder, die künftighin für alle Ortsklassen 
gleich sind und für Kinder bis zum 6. Lebensjahre 160 Mark, für Kinder 
von 6—14 Jahren 200 Mark und für solche von 14—21 Jahren 250 Mark monatlich 
betragen sollen. — Stellenanwärter (also Kreisassistenzärzte) erhalten 
im 1. und 2. Jahre 95%, im 8. Jahre 98% des Grundgehalts und vom 4. Jahre 
ab 100%, daneben Ortszuschlag und Kinderbeihilfen in gleicher Hohe wie die 
Beamten. 

Das jetzige Einkommen mit Ortszuschlag und Teuerungszuschlag 
beträgt in den obengenannten Gehaltsgruppen, wenn dabei wie dort die gleichen 
Ortsklassen und Teuerungszuschläge (nach dem 1. August d. J.) zu Grunde 
gelegt werden: 

Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 

Gruppe 10: 19656 22302 23804 23893 26838 27783 28628 29862 

„ 11: 24986 27813 29223 80701 83043 88807 34671 36885 

„ 12 : 27768 80078 82862 34762 86481 38200 39728 

„ 13 : 85126 39768 48930 48280 62110 

Ministerialdirektor: 63190 Mark. 

Die in Aussicht genommene Erhöhung würde demnach bei den Gehalts¬ 
gruppen 10 und 11 gegenüber der letzten, vom 1. August d. J. ab geltenden 
Gehaltsregelung 40% betragen, bei der Gehaltsgruppe 12 dagegen 60%, bei 
der Gehaltsgruppe 13 sogar 70% bei dem Ministerialdirektor fast 80°/o. Daß 
für die zuletzt genannten Gehaltsgruppen eine im Verhältnis wesentlich höhere 
Gehaltserhöhung als bei den übrigen vorgenommen ist, erscheint unseres Er¬ 
achtens unberechtigt und dürfte wohl kaum die Zustimmung des Landtages 
finden. Im übrigen wird auch nach der neuen Gehaltsregelung das Dienst¬ 
einkommen der Beamten nur das 6 fache desjenigen vor dem Kriege betragen, 
also weit Zurückbleiben hinter der seitdem bei allen Lebensmitteln und Ge¬ 
brauchsgegenständen (Wäsche, Kleidung, Schuhwerk usw.) eingetretenen 
Preissteigerung, die mehr als das Zehnfache beträgt. 

Am 5. d. Mts. findet die erste Sitzung des neuen Preußischen Landes* 
gesundhettsrats statt. 

Die Geschäftsordnung für den Landesgesundheitsrat 
undAusführungsbestimmungenüberdieBildungvonGerichts- 
ärztlichen Ausschüssen in den Provinzen sind in der Beilage zur 
heutigen Nummer (s. 8. 97 und 100) veröffentlicht. In den zuletzt genannten 
Bestimmungen scheint sich übrigens in Ziffer 9 ein Druckfehler zu be¬ 
finden. Es heißt hier nämlich bei der Höhe der Gebühren: „Die Entscheidung 
Über die Bewilligung der über die Mindestsätze des Tarifs hinausgehenden 
Gebührenforderungen trifft der Oberpräsident.“ ln der Gebührenanweisung 
für die Mitglieder des Landesgesundheitsrats heißt es dagegen unter Ziffer 1, 
daß erst „bei Ueberschreitungen der Höchst gebühr die Zustimmung des Präsi¬ 
denten des Landesgesundheitsrats erforderlich ist". Es ist doch wohl kaum 
anzunehmen, daß die Mitglieder und Sachverständigen der ProvinzialausschüaBe 
in Bezug auf die Gebühren für ihre Tätigkeit schlechter gestellt werden sollen, 
als die Mitglieder und Sachverständigen des Landesgesundheitsrats. 

Dem Preußischen Staats rat ist jetzt der Gesetzentwurf über 
das Hebammenwesen vorgelegt und dort am 14. Oktober d. J. beraten. Der 
Entwurf hat gegenüber dem früheren, vom Landtage nicht verabschiedeten Ge¬ 
setzentwurf keine wesentlichen Aenderungen erfahren. Ebenso wie hier sind 
wieder Hebammenhilfe für jede Frau, Niederlassungsgenebmigung von Bezirks« 
hebammen und Sicherung eines Mindesteinkommens von 8000—6000 M. je nach 
den vorgesehenen Teuerungsklassen usw. vorgesehen; desgleichen ein Staate- 
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Zuschuß von 10 Millionen Mark. Der Entwurf wurde mit dem vom Ausschuß 
Torgeschlagenen Aenderungen angenommen; danach hat sich die Mehrheit des 
Ausschusses und damit auch des Staatsrats für einen Numerus clausus bei 
Niederlassungsgenehmigung entschieden; die Hebammen sollen nicht Beamtinnen 
werden, sondern durch Privatdienstvertrag angestellt werden. Um der Kur¬ 
pfuscherei vorzubeugen, soll sich ihre Hilfe nur auf Geburten und nicht auch 
auf Störungen der Schwangerschaft erstrecken. Statt des Mindesteinkommens 
wird ausreichende Versicherung gegen Krankheit, dauernde Beruf Unfähigkeit 
und InTalidität vorgcschlagen. Die Einrichtung der ProTinzialhebamme ist 
gestrichen; die ihnen im Entwurf zugedacbten Befugnisse Bollen einer be¬ 
stehenden Staatstelle übertragen werden. 


In Berlin sollen jetzt, nachdem die StadtverordnetenTersammlung Tom 
28. Juni 1921 die Tom Magistrat Torgelegten „Satzungen der Deputation für 
das Gesundheitswesen" genehmigt hat, für die Bezirksämter der Verwaltungs¬ 
bezirke, in denen nicht ein mit der Leitung des Gesundheitswesens beauftragter 
Arzt besoldetes Mitglied des Bezirksamtes ist, hauptamtliche Tollbesoldete 
Stadtärste angestellt werden. In Betracht kommen zunächst 15 neue der¬ 
artige StadtarztsteUen. _ 

Am 22. Oktober d. J. hat in Dortmund die Y. Tagung der „Kom¬ 
munalen Vereinigung für Gesundheitsfürsorge Im rheinisch-westfälischen 
Industriegebiet“ stattgefunden, die diesmal besonders zahlreich besucht war. 
Außer den zuständigen LandesTersicherungsanstalten, den ProTinzialbehörden, 
den Begierungen, der Knappschaft und leitenden Industriekreise war auch das 
Volkswohlfahrtsministerium durch Herrn Ministerialrat Dr. König vertreten. 
Die Tuberkulosebekämpfung nach ärztlich organisatorischen 
Bichtlinien bildete den ersten größeren Teil der Tagesordnung. Nach dem 
Vortrag des Herrn Med.-Bat Dr. K ö 11 g e n über die speziellen Dortmunder 
Einrichtungen und Bestrebungen hielt Herr Kreisarzt Dr. Wollenweber 
einen eingehenden Vortrag, in dem er die Neuordnung der Tuberkulose¬ 
bekämpfung unter Zusammenschluß sämtlicher beteiligten Instanzen als not¬ 
wendig darstellte. Im Anschluß hieran wurde aus der Versammlung ein Aus¬ 
schuß gebildet, der mit der Aufgabe betraut wurde, durch Verhandlung mit 
allen in Frage kommenden Stellen dieses Ziel nach bestimmten Bichtlinien zu 
erreichen. Die Versammlung richtete außerdem eine Entschließung an die zu¬ 
ständige Berliner Beichsbehörde, in der sie ihre ernstesten und wohlbegrün¬ 
deten Befürchtungen für die weitere Ausbreitung der Tuberkulose infolge der 
bestehenden und neuesten feindlichen Forderungen aussprach. 

Der Geschäftsführer der genannten Vereinigung, Stadtarzt Dr. Wenden¬ 
bur g - Gelsenkirchen, schilderte auf Grund einer im gesamten Bezirk von ihm 
gehaltenen eingehenden Rundfrage die in den Kommunen und Landkreisen be¬ 
stehenden Verwaltungs-Organisationen des Gesundheitswesens, zeigte daran, 
wie sehr das überaus buntscheckige Bild einer Vereinheitlichung nach gewissen 
größeren Bichtlinien bedarf, und wies darauf hin, daß diese wichtige Aufgabe 
u allererster Linie eine Pflicht der Kommunen selbst im Bahmen der Ver¬ 
einigung Bei. Durch Beschluß der Versammlung wurde dieses Thema auf die 
Tagesordnung der kommenden 6. Tagung in Mühlheim-Ruhr gesetzt 


Todesfall. Am 29. d. Mts. ist der frühere preußische Staatsminister 
Dr. r. 8 tu dt in Berlin im Alter von 83 Jahren gestorben. Er war in den 
Jahren 1899—1907 Kultusminister und als solcher auch Minister der Medizinal¬ 
angelegenheiten ; ihm lag deshalb die Ausführung des kurz vorher unter seinem 
Vorgänger im Landtage angenommenen Kreisarztgesetzes ob, wobei er 
sich zweifellos sehr große Verdienste nm die Entwicklung des preußischen 
Gesundheitswesens erworben und dieses auch sonst nach jeder Bichtung hin 
gefördert bat Es möge nur daran erinnert werden, daß während seiner Amtszeit 
aas preußische Landesseuchengesetz vom 28. August 1905 znstande gekommen, 
die Errichtung und Weiterausbildung der Medizinaluntersuchungsämter und 
der jetzigen Landesanstalt für Wasserbygiene erfolgt ist Die hygienischen 
Institute wurden ausgebaut, neue Lehrstühle für gerichtliche Medizin ein- 
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gerichtet nsw. Bei seinem Ausscheiden ans dem Amte konnte der Verstorbene 
jedenfalls anf eine recht segens- nnd erfolgreiche Tätigkeit gerade auf dem 
Gebiete der Öffentlichen Gesundheitspflege und der medizinischen Wissenschaft 
zurückblicken, die ihm ein bleibendes Andenken sichert, namentlich bei den 
Medizinalbeamten, wenn auch manche Wünsche von ihnen während seiner Amts¬ 
tätigkeit unerfüllt geblieben sind. Insbesondere wird es ihm von den Kreis¬ 
ärzten unvergessen bleiben, daß er für sie jederzeit, namentlich im Landtage, 
energisch eingetreten ist, und sie nicht nur gegen unberechtigte Angriffe 
wegen angeblichen Uebereifere in Schutz genommen, sondern ihnen auch wieder¬ 
holt für ihre erfolgreiche amtliche Tätigkeit mit warmen und anerkennenden 
Worten gedankt hat. Ehre seinem Andenken! Friede seiner Asche! 


Am 12. d. Mts. ist in Hannover ein Grabdenkmal für den im Jahre 1918 
verstorbenen Wirkl. Geh. Ober-Med.-R&t Prof. Dr. Gaffky, des früheren Direktors 
und Ehrenmitgliedes des Instituts für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ 
in Gegenwart von Vertretern der Reichs- und Landesbehörden, der wissen¬ 
schaftlichen Institute, der Hannoverschen Aerzteschaft usw. feierlich enthüllt. 
Das Denkmal trägt eine von zwei Aeskulapstäben flankierte Tafel mit 
G a f f k y s Bildnis. 



Mitteilung des Herausgebers. 

Das Ende November d.J. auf Wunsch des Preussi- 
schen Medizinalbeamtenvereins herausgegebene 
Verzeichnis der preussischen Medizinalbehörden 
und Beamten nebst Dienstaltersliste, das übrigens 
auch die Reichs-Medizinalbehörden und -Beamten 
sowie die Namen der Vorstandsmitglieder des 
Deutschen und Preussischen Medizinalbeamten¬ 
vereins, der preussischen Bezirksvereine, der 
Provinzial- und Bezirksvertreter enthalten wird, 
wird mit Rücksicht auf die Kosten nur in einer be¬ 
schränkten, den eingegangenen Vorbestellungen wenig 
übet steigenden Auflage hergestellt. Der Unterzeichnete 
Herausgeber kann daher nur dringend empfehlen, die Be¬ 
stellung umgehend zu bewirken. Der Preis von sechs 
Mark gilt auch nur für die bei der Verlagsbuchhandlung 
von den Mitgliedern des Preussischen Medizinal¬ 
beamtenvereins vorbestellten Exemplare; für alle 
übrigen beträgt er neun Mark. 

Dr. Rapniund. 


Verantwortlich für die Schriftleitung: Pfrof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Rat ln Llppapringe. 
Druck von J. C. C. Bruns, Minden 1. W. 
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Bericht über die XI. Hauptversammlung des 
Deutschen Medizinalbeamtenvereins. 
Zweiter Sitzungstag. 

Sonntag, den 11. September yormittags 9 l k Uhr Im Saale des 

Künstlerhauses. 

TI. Die Vereinheitlichung der Seuchenbekämpfung 

im Deutschen Reiche. 

Berichterstatter: Herr Professor Dr. Blmpan-München: 
M. H.l „Das Gesundheitswesen ist kein für sich abgeschlossenes 
Gebiet, etwa wie das Schul- und Kirchenwesen, es greift in 
sämtliche Zweige des öffentlichen und privaten Lebens bis zur 
vollkommenen Verquickung mit denselben ein.“ Diese Worte 
des Staatsrechtlehrers Lorenz v. Stein 1 ) weisen auf die 
besondere Eigentümlichkeit hin, die das Gesundheitswesen in 
der Gesetzgebung und der Verwaltung darbietet. Wir beab¬ 
sichtigen, einen Teil des Gesundheitswesens, nämlich die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, weiter zu entwickeln, 


*) L. v. Stein: Gesundheitswesen. Verlag yon Cotta; Leipzig, 1882. 









510 


Bericht über die XI. Hauptversammlung 


dabei müssen wir auf die Eigentümlichkeit des Gesundheits¬ 
wesens Rücksicht nehmen. Wir müssen bei unseren Vorschlägen 
die Wirkung auf das öffentliche und private Leben berück¬ 
sichtigen, damit nichts Undurchführbares von uns vertreten 
wird, dessen Ablehnung von seiten der gesetzgebenden Gewalt s 
sioher ist. Um die Richtung zu erkennen, in der eine gesunde 
Entwicklung geht, müssen wir zuerst in aller Kürze den Weg 
uns vergegenwärtigen, den das Gesundheitswesen, insbe¬ 
sondere die Seuchengesetzgebung im Deutschen 
Reiche bisher zurückgelegt hat. 

Die Gewerbeordnung von 1869 hatte den ärztlichen Stand 
freigemacht, der Staat hatte sein Verfügungsrecht über die 
Aerzte aufgegeben. Aber gleichzeitig erhob die öffentliche Gesund¬ 
heitspflege Forderungen, die ein Zusammenwirken von Arzt und 
Staat mehr denn je nötig machten. Im Interesse der Allgemein¬ 
heit mußte daher auf dem Gebiet der Pflege der öffentlichen 
Gesundheit ein neues zeitgemäßes Abhängigkeitsverhältuis ge¬ 
schaffen werden. Die Anregung dazu ging von der Aerzteschaft aus. 

In zwei Denkschriften, die 1870 dem Norddeutschen 
Bunde, bezüglich dem Reichstage, einmal vom „Niederrheinischen 
Verein für öffentliche Gesundheitspflege“ und zweitens vom 
„Leipziger ärztlichen Zweigverein“ vorgelegt wurden, wurde 
eine Verwaltungsorganisation der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege gefordert. Aber, und das ist wichtig, zum erstenmal trat ein 
Widerstreit der Meinungen zutage, der seither stets die Gesetz¬ 
gebung des Gesundheitswesens des Reiches beherrscht hat, der 
Widerstreit nämlich, ob die Kompetenzen des Reiches auf Kosten 
der Einzelstaaten zu erweitern seien oder nicht. 

Die niederrheinische Denkschrift wollte, daß das Reich 
auch die Verwaltung übernehme, die Einzelstaaten also ausge¬ 
schaltet würden; die Leipziger Denkschrift wollte die Verwaltung 
als innere Angelegenheit den Bundesstaaten überlassen und die 
Befugnisse einer Zentralbehörde auf die Regulierung der all¬ 
gemeinen medizinischen Statistik und auf die Anregung allgemein 
sanitätlicher Maßnahmen in Hinsicht auf Entstehung und Ver¬ 
breitung der Krankheiten beschränken. 

Auf dem Gebiete der Gesundheitsverwaltung siegte die 
letzte Richtung. Am 1. April nahm das K. Ges. Amt als be¬ 
ratende, Gesundheitsgesetze vorbereitende, höchste Gesundheits¬ 
behörde des Reiches seine Arbeit auf. Bis heute ist sie die 
beratende, aufsichtsführende Behörde ohne Exekutive geblieben. 

Die Wurzel derSeuchengesetzgebung im Reiche ist in der 
Anordnung des Reichskanzlers vom 30. Juni 1873 zu erblicken, 
eine Medizinalstatistik vorzubereiten; denn die dazu ernannte 
Kommission machte im Oktober 1874 den weiteren Ausbau der 
Morbiditäts- und Mortalitäts-Statistik von einem Gesetz über 
Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten und Einführung 
einer obligatorischen Leichenschau im Reiche abhängig. Damit 
war zum erstenmal von hervorragender Stelle des Reiches aus 
die Anregung einer reichsgesetzlichen Regelung der Seuchen- 
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bekämpfung gegeben. Die ärztliche Literatur, besonders die 
Berichte der Aerztetagungen der siebziger Jahre spiegeln den 
Widerstreit der Meinungen deutlich wieder, der um die Lösung 
der aufgeworfenen Fragen entbrannte. Man wehrte sich mit 
allen Kräften gegen die Anzeige zu rein statistischen Zwecken, 
billigte sie aber, soweit die Anzeige eine' prophylaktische Maß¬ 
nahme im Interesse der Seuchenbekämpfung sei. Im allgemeinen 
war man gegen die Honorierung der Anzeige. „Seuchenanzeige¬ 
pflicht“, sagte man, „ist Bürgerpflicht“. Nicht dem Arzt, sondern 
dem Haushaltungsvorstand wollten manche sie auferlegen. 
1875 forderte man Sanitätsbeamte, die den Verwaltungsbehörden 
koordiniert seien, keine Nebenbeschäftigung aber Exekutiv¬ 
gewalt hätten, Ermittlungen anstellten, verantwortlich für Miß¬ 
stände wären, den Vorsitz in Oesundheitskommissionen führten 
und die unter Mitwirkung der Aerzte des Bezirkes angestellt 
würden. Ein Reichsmedizinalministerium wurde angestrebt, in 
dem der ärztliche Stand durch selbstgewählte Abgeordnete 
vertreten sein sollte. 

Trotz aller Referate, Denkschriften und teilweise recht 
leidenschaftlicher Erörterungen kam aber die Seuchengesetz¬ 
gebung, vom Impfgesetz abgesehen, nicht weiter. Das ist 
erklärlich, wenn man bedenkt, daß die Forschungen von Pasteur 
sich auswirken mußten und daß gerade damals alle Augen auf 
Robert Koch gerichtet waren, der seit 1876 mit seinen Arbeiten 
über Milzbrand, Wundinfektionskrankheiten, Desinfektion und 
1882 mit der Entdeckung des Tuberkelbacillus die wissenschaft¬ 
liche Welt in Atem hielt. 

Die Wissenschaft soll den Gesetzgeber beraten und führen. 
Mitte und Ende der achtziger Jahre brachte fast Jahr um Jahr 
neue Fortschritte in unseren Kenntnissen von der Aetiologie 
der Seuchen. Mit einer Wissenschaft, die in rapider Entwicklung 
ist, kann die langsam arbeitende Gesetzgebung nichts anfangen. 
So hatte denn auch die Vorberatung über ein Reichsseuchen¬ 
gesetz, die 1883 auf dem elften deutschen Aerztetage zu Berlin 
auf der Tagesordnung stand, keine praktische Wirkung. Erst 
das Auftreten der Cholera und Pest brachten die Dinge wieder 
in Fluß, und so konnte im Jahre 1893 der Preußische Medizinal¬ 
beamtenverein den Entwurf des Reichsseuchengesetzes, 
der dem Reichsviehseuchengesetz vom 26. Juni 1880 nach¬ 
gebildet war, entsprechend dem Referate von Rapmund 
beraten. Bundesrat und Reichstagskommission hatten damals, 
wie Sie wissen, die einheimischen Seuchen aus dem Entwurf 

G estrichen und es war ein Gesetz zur Bekämpfung nicht ein- 
eimischer, sog. gemeingefährlicher Seuchen, geworden. 
Wir wollen jetzt nach 28 Jahren die damals erfolgte Ab¬ 
änderung des Entwurfes gewissermaßen rückgängig machen; wir 
müssen uns deshalb darüber klar werden, welche Gründe damals 
für die gesetzgebende Gewalt maßgebend waren, die Bekämpfung 
der Heimseuchen 1 ) den Bundesstaaten zu überlassen. 


*) HeifflMnchen im Gegensatz za Fremdaeacben (gemeingefihrl. Krankheiten). 
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Die Verquickung des Gesundheitswesens mit sämtlichen 
Zweigen des öffentlichen Rechtes führt im Deutschen Reiche, 
wie L. v. Stein sagt, dazu, daß bei jeder Maßregel die Frage ent¬ 
steht, ob die Macht des Staates durch die höhere des Reiches 
beeinträchtigt werden darf, ob dieses nützlich, ob es notwendig ist. 

1893 und 1900 Verneinten Reichsregierung und Reichstag 
die Notwendigkeit; die Seuchengesetzgebung wurde deshalb damals 
in die heutige Bahn gelenkt, d. h. die Exekutive blieb den 
Bundesstaaten, das Reich regelte die Bekämpfung der Fremd- 
seuchen, die Bundesstaaten regelten die der Heimseuchen. 

In den Reichstagsverhandlungen waren für die Abänderung 
des Entwurfes noch weitere Gründe bestimmend: Die wissen¬ 
schaftliche Grundlage sei für eine reichsgesetzliche Regelung 
bei den Heimseuchen noch nicht genügend gegeben; auch 
seien die ausführenden ärztlichen Organe noch nicht den Anfor¬ 
derungen gewachsen. Man kann diesen Gründen eine Berech¬ 
tigung nicht absprechen. Die Folge dieser Tatsachen war, daß 
die Bundesstaaten im Laufe zweier Jahrzehnte sich ihre Seuchen¬ 
gesetzgebung gegen die Heimseuchen in Anlehnung an das 
Reichsseuchengesetz und an das preußische Seuchengesetz und 
eine den Anforderungen der Wissenschaft und der Seuchen¬ 
bekämpfung entsprechende Medizinalbeamtenschaft schufen. 

Das Gesundheitswesen ist wie ein Organismus. Einmal 

g eschaffen, entwickelt es sich weiter. Zweifellos drängt diö 
intwicklung des Gesundheitswesens im Deutschen Reiche nach 
einer gewissen Vereinheitlichung hin. 

Der Deutsche und der Preußische Medizinalbeamtenverein 
haben dieses richtig erkannt und die erfolgte Regelung stets als 
eine vorläufige angesehen. So wurde 1913 in Breslau nach dem 
Referat von Gumprecht und Krause der Leitsatz ange¬ 
nommen, daß die ganze Seuchenbekämpfung für das 
Deutsche Reich durch ein Reichsgesetz zu regeln 
sei, das sämtliche übertragbare Krankheiten, soweit ihre 
Bekämpfung nötig sei, umfasse. Im Jahre 1919 hat Solbrig auf 
der Tagung zu Weimar in seinem Referat „über die Aufgaben 
und die Tätigkeit der Medizinalbeamten“ ausdrücklich von 
neuem die Forderung nach einer einheitlichen Regelung der 
Seuchenbekämpfung im Deutschen Reiche erhoben. 

Wenn wir heute die Art und Weise besprechen wollen, 
wie die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten vereinheitlicht 
werden soll, so ist das also eine Fortentwicklung früherer 
Bestrebungen der Medizinalbeamtenschaft, ja es ist das Wieder¬ 
betreten eines Weges, der in den 70er und 80er Jahren auf 
Wunsch der Aerzteschaft Deutschlands zu gehen versucht, 
1893 aber verlassen wurde. 

Wir treten aber heutigen Tages ganz anders an die 
Regelung heran, als die damalige Zeit. Damals handelte es 
sich um etwas Neues, damals galt es die Neuschaffung eines 
Reichsgesetzes; jetzt aber haben wir eine Grundlage in den 
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Landesseuchengesetzen, deren Richtlinien einheitliche sind, jetzt 
handelt es sich um eine Vereinheitlichung dieser Seuchengesetze. 

Welche Gründe sprechen nun für eine Verein¬ 
heitlichung? 

Die Landesseuchengesetze sind wohl in den Richt¬ 
linien gleich, in vielen, und zwar auch sehr wichtigen Vor¬ 
schriften weichen sie aber von einander ab. Auf diese Ver¬ 
schiedenheiten in den einzelnen Bundesstaaten aber will ich 
nicht näher eingehen; 1913 hat Krause auf der 9. Hauptver¬ 
sammlung unseres Vereins ausführlich darüber berichtet, und 
wesentliche Aenderungen sind seitdem nicht eingetreten. 

Zusammen fassend kann man sagen: Sowohl in den 
Anzeige Vorschriften, wie in den Verdachtsmel¬ 
dungen, den An Stellungen von Ermittlungen und 
sonstigen Bekämpfungsmaßnahmen ergeben sich 
mehr oder weniger weitgehende Unterschiede. 

Die Ursache hierfür ißt, daß zwischen den Erlassen der 
einzelnen Seuchengesetze Jahre und Jahrzehnte liegen und die 

S äteren Gesetze die Fortschritte der Wissenschaft und die 
•fahrungen.früherer Gesetze berücksichtigen konnten, daß ferner 
in sachlicher und persönlicher Hinsicht lokale Verschiedenheiten 
bestanden und daß manche Bestimmungen gegen den Rat der 
Sachverständigen durch die Volksvertretung zustande kamen. 
Man denke nur an die Typhusverdachtsmeldung und Tuber¬ 
kulosebekämpfung in Preußen. 

Wir können mit gutem Gewissen den Fortbestand dieser 
Verschiedenheiten als nicht würdig der deutschen Wissenschaft 
und des deutschen Medizinalbeamten bezeichnen. In der Praxis 
haben sich Schwierigkeiten ergeben, sobald sich nämlich eine 
einheitliche Seuchenbekämpfung in verschiedenen Ländern als 
nötig erwies. Die Reichstyphusbekämpfung weiß ein Lied davon 
zu singen. Auf die Anzeige baut sich die Seuchenstatistik auf, auf 
die Statistik die wissenschaftliche epidemiologische Forschung. 
Wenn, wie es jetzt zum Teil der Fall ist, die Anzeige unein¬ 
heitlich gehandhabt wird, so leiden Forschung und Erkenntnis 
Schaden. Und weiter: Unhaltbare Zustände ergeben sich, wenn 
die eine oder andere gesetzliche Vorschrift den Fortschritten 
der Wissenschaft anzupassen ist. Unter Umständen müssen sich 
dann einige zwanzig deutsche Parlamente damit befassen. Die 
Folgen des Fehlens der einheitlichen Führung sieht man so 
recht jetzt. Preußen hat z. B. in diesem Jahre selbständig, ohne 
Fühlungnahme mit anderen Bundesstaaten, sein Desinfektions¬ 
wesen neu gestaltet; in einigen zwanzig deutschen Mi¬ 
nisterien entsteht nun die Frage, ob und mit welchen Ab¬ 
änderungen das preußische Desinfektionswesen übernommen 
werden soll. 

Das Reich kann sich aber ferner bei allen vorbereitenden 
Schritten des Rates aller deutschen Sachverständigen bedienen, 
wie sie im Reichsgesundheitsrat vertreten sind. Seine Beschlüsse 
werden daher unter Umständen dem Stande der Wissenschaft 



514 


Bericht über die XL Hauptversammlung 


und den praktischen Anforderungen aller Staaten besser ent¬ 
sprechen, als Landes Vorschriften. 

Durch die jetzigen Verhältnisse wird viel unnötige Arbeit 
geleistet und werden die Kräfte verzettelt. Die Notlage unseres 
Volkes zwingt uns aber, intensiv zu arbeiten und unsere Arbeits¬ 
kräfte nicht zu verzetteln. 

Zusainmenfassendkann man deshalb sagen, daß gewichtige 
Gründe für eine Vereinheitlichung der Seuchen¬ 
gesetzgebung sprechen. 

Gibt es nun Gründe, die gegen eine Vereinheit¬ 
lichung sprechen? 

1893 erschien die wissenschaftliche Grundlage für die 
reichsgesetzliche Regelung der Heimseuchen nicht genügend 
gefestigt. Das ist jetzt anders, wie Sie wissen. * Damals fehlte 
eine auf die Seuchenbekämpfung eingestellte Medizinalbeamten¬ 
schaft. Heutzutage ist sie vorhanden. 

ln einzelnen Seuchengesetzgebungen gibt es nun aber 
Bestimmungen, die wohl in dem betreffenden Staat sich ein¬ 
gelebt haben, anderen Staaten aber vielleicht zu weitgehend 
erscheinen, ich erinnere an die bayerische Vorschrift § 23 1 d. 
M. B. v. 9. 5. 11, auf deren Grund von der Bezirkspolizeibehörde 
bei Ophthalmoblenorrhoe der Neugeborenen eine ärztliche 
Behandlung und K*ankenhausbehandlung angeordnet werden 
kann; ich erinnere an die Anzeigepflicht bei Tuberkulose jeder 
Art und bei Geschlechtskrankheiten in Lippe. 

Sollen derartige vielleicht als zu weitgehend erscheinende 
Bestimmungen nun vom Reiche unterdrückt werden? Kann 
man in diesen Verschiedenheiten einen Grund gegen Vereinheit¬ 
lichung erblicken? Ich glaube nicht. 

Zweckmäßiges, Bewährtes könnte die Reichsregierung 
sicher übernehmen, andernfalls könnte sie, auch auf die Gefahr, 
die Buntscheckigkeit nicht ganz auszuschalten, den Einzelstaaten 
überlassen, weitergehende Maßnahmen als reichsgesetzlich fest¬ 
gelegt sind, beizubehalten. 

Ein Ausgleich der Interessen würde sich finden; jeden¬ 
falls kann in der jetzt bestehenden Verschiedenheit mancher 
Vorschriften kein Grund gegen eine Vereinheitlichung gefunden 
werden. 

Von schwerwiegender Bedeutung ist aber die Frage, die, 
wie wir gesehen haben, in den Jahren 1870 und 1893 die 
Regelung beherrschte, ob nämlich in die Kompetenzen des 
Bundesstaates seitens des Reiches weitgehender eingegriffen 
werden darf oder nicht, ob dieses nützlich oder notwendig ist. 

Wir sind keine politische Versammlung; wir kommen aber 
um die Stellungnahme zu dieser Frage nicht herum, wollen 
wir als Sachverständige der Seuchengesetzgebung einen gang¬ 
baren Weg weisen. Dazu ist das Gesundheitswesen zu sehr 
mit dem öffentlichen Leben verknüpft. 

Die Regierung des Kaiserreiches stand streng auf dem 
verneinenden Standpunkt. Sie hat es mit dem Reichsgedanken 
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nur vereinbar gehalten, daß die Exekutive den Bundesstaaten 
belassen wurde, und hat sich bei der Bekämpfung der gemein¬ 
gefährlichen Krankheiten nur auf die allernotwendigsten Ein¬ 
griffe in die Kompetenzen der Bundesstaaten beschränkt. 

Die Regierung der Republik hat, gestützt auf die neue 
Reichsverfassung, durch die Verreichlichung der Post, der Eisen¬ 
bahn, des Heeres und der Finanzen für diese Verwaltungen die 
Frage bejaht. Es ist ungewiß, wie sie sich bei der Gesund¬ 
heitspflege hierzu stellen wird. 

Wenn wir uns aber über das »Ob“ und „Wie“ einer 
Vereinheitlichung der Seuchengesetzgebung schlüssig werden 
wollen, dann müssen wir uns zuerst entscheiden, ob wir eine 
Verreichlichung des gesamten Gesundheitswesens 
mit allen seinen Folgerungen für die Selbstän¬ 
digkeit d er Gesundheitsverwaltung der Staaten 
wünschen; denn je nach dem Entscheid ist der Weg ein¬ 
zuschlagen. Soll die Exekutive an das Reich fallen, dann muß 
die gesamte GesundheitsVerwaltung und die Seuchengesetz- 
gebung im Reiche neu aufgebaut, bezüglich umgestaltet werden. 
Soll die Exekutive aber wie bisher bei den Bundesstaaten ver¬ 
bleiben, und sollen die Kompetenzen der Gliedstaaten weit¬ 
gehendst gewahrt werden, dann handelt es sich nur um Ausbau 
und Fortentwicklung der bestehenden Reichsseuchengesetzgebun g. 

Die Forderung nach einer Reichsgesundheitsver- 
waltu'ng ist seit der Revolution mehrfach in Wort und Schrift 
erhoben worden. Dabei ist klar zum Ausdruck gebracht, daß 
dadurch die Exekutive der Länder beseitigt würde. Es handelt 
sich also um Bestrebungen, wie sie der niederrheinische Aerzte- 
verein 1870 vertreten hat. Die bestehenden Schwierigkeiten 
spiegelt der Bericht 1 ) wider über die am 5.12.18 im preußischen 
Ministerium des Innern geführten Verhandlungen über Ausbau 
der Seuchenbekämpfung und der Gesundheitsverwaltung. 
Dietrich sprach für ein preußisches Medizinalministerium, der 
Abgeordnete Mugdan für ein Reichsamt für Medizinal wesen 
als Zentralinstanz. Mugdan bejahte die Frage Dietrichs, 
daß dann die Bundesstaatliche V erfassung, also die Landesver- 
waltung und die Exekutive der Länder aufhören müsse, und 
tvies auf die Post hin. Hervorzuheben ist, daß Dietrich die 
zweifelnde Frage stellte, ob Bayern, Baden und Württemberg 
sich dieses wohl gefallen ließen? 

Rein objektiv betrachtet ist zur Zeit in Bayern und wohl 
auch im übrigen Süddeutschland die öffentliche Meinung zura 
großen Teil gegen eine Verreichlichung. Es besteht hier 
offenbar nicht die Neigung, das Landes ge sundheits- 
wesen zu einer Provinzverwaltung umgestalten zu 
lassen. 

Aber neben diesen Erwägungen, die mehr historisch- 
politischer Natur sind, lassen sich auch Gründe anführen, die 

*) Veröffentlichungen aal dem Gebiete der ICedis. Verwalt.; 1919, 8. 100. 
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die besondere Eigentümlichkeit der Gesundheitspflege und ins¬ 
besondere der Seuchenbekämpfung in Betracht ziehen und die 
gegen eine zuweitgehende Zentralisierung der öffentlichen 
Gesundheitspflege sprechen. Die Forderungen der Öffentlichen 
Gesundheitspflege, insbesonders der Seuchenbekämpfung, lassen 
sich nicht gesetzlich befehlen und durchführen, wie es meinetwegen 
auf dem Gebiete der Post-, Heeresverwaltung usw. möglich ist. 
Bei dem Vollzug, insbesondere der seuchengesetzlichen Vor¬ 
schriften, ist man auf das verständnisvolle Zusammenarbeiten 
aller Beteiligten angewiesen. Dieses kann aber am ehesten die 
Landesverwaltung erreichen, die mit den besonderen Eigenarten 
der Bevölkerung und dem zur Verfügung stehenden Verwaltungs¬ 
apparat am besten vertraut ist und ständig in engster Verbin¬ 
dung mit ihr steht, wie es in dem notwendigen Maße bei 
einer Reichsregierung nicht der Fall sein kann. Deshalb bedarf 
die Landesregierung Bewegungsfreiheit. Reichsgesetzliche Vor¬ 
schriften als Richtlinien gedacht, werden auf dem Gebiete der 
Gesundheitspflege fördernd und segensreich sein, aber die Eigen¬ 
tümlichkeit des Gesundheitswesens verlangt m. E., daß die 
Exekutive den Einzelstaaten bleibt und daß diese 
in der Lage sind, die Vorschriften im Einzelnen den 
vorhandenen Eigentümlichkeiten in ihren Staaten 
anzupassen. 

Das politische Leben ist noch nicht gefestigt; es ist zu sehr 
zu befürchten, daß im Gesundheitswesen die maßgebenden Stellen 
im Reiche zu sehr an Parteigünstlinge statt an Fachspezialisten 
vergeben werden, als daß man wünschen könnte, dem Partei¬ 
leben im Reiche ein so wertvolles Gut anzuvertrauen, wie es 
die öffentliche Gesundheit ist. 

Der Abgeordnete Dr. Graf hat 1893 im preußischen Ab- 
geordneten-Haus ein treffendes Wort 1 ) über die Seuchengesetz¬ 
gebung gesprochen. 

„Ei gutes Seuchengesetz, eine befriedigende Medizinalreform, eine wirk¬ 
same Bekämpfung der Volksseucben, sie alle setzen ein harmonisches, organisches 
Zusammenarbeiten aller beteiligten Faktoren voraus, der Staatsbehörden, wie 
der Qemeinden und nicht allein der beamteten Aerzte, sondern des gesamten, sich 
seiner Pflichten gegenüber dem öffentlichem Woble wohl bewußten Aerztestandes.“ 

Unter Berücksichtigung dieser Worte sollte man daher alles 

vermeiden, was ein derartiges Zusammenarbeiten zu stören in 
der Lage ist. 

Die angeführten Tatsachen lassen mich also zu der Auffassung 
kommen, daß eine Vereinheitlichung nötig ist, daßaberim 
Interesse einer baldigen und ruhigen Weiterentwicklung des 
Gesundheitswesens und im Interesse des harmonischen orga¬ 
nischen Zusammenarbeiten und drittens, um leicht Erreichbares 
vorzuschlagen, die Exekutive den Staaten zu belassen 
ist und von einer Verreichlichung des Gesundheits¬ 
wesens abgesehen wird. 


') Zeitschrift für Mediz.-Beamte; 1893, 8. 851. 
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Unter diesen Voraussetzungen mache ich meine weiteren 
Vorschläge. 

Sind wir uns in dieser grundsätzlichen Frage einig, dann 
kommen wir zu der weiteren Frage, welche Gesichtspunkte 
uns bei der jetzt möglichen Verreichlichung leiten müssen. 

DiereichsgesetzlicheRegelung muß Mindestforderungen 
enthalten in einer Form, daß die Länder sie erweitern können, 
je nach den örtlichen Verhältnissen. Maßnahmen, die für 
dichtbevölkerte Industriezentren nötig sind, erscheinen vielleicht 
unnötig für dünn bevölkerte Landstriche. 

Diese Mindestforderungen müssen dem Stande der Wissen¬ 
schaft und der voraussichtlichen Armut des Volkes angepaßt sein. 

Die reichsgesetzliche Regelung muß ferner derart erfolgen, 
daß die Vorschriften entsprechend dem Fortschreiten 
unserer wissenschaftlichen Erkenntnis ohne großen 
Gesetzesapparat abzuändern sind. 

Auf welchem Wege ist nun eine derartige reichsgesetz¬ 
liche Regelung möglich? 

Ein Hineinarbeiten der Gesetzgebung der Volksseuchen 
in das Gesetz vom Jahre 1900, also eine Verschmelzung der 
beiden Gesetze erscheint mir nicht möglich. Die Art der Be¬ 
kämpfung der einheimischen und nicht einheimischen Seuchen 
ist zu verschieden. 

Die zweite Möglichkeit wäre die Schaffung eines Reichs¬ 
gesetzes zur Bekämpfung der Heimseuchen entsprechend dem 
Gesetz gegen die gemeingefährlichen Krankheiten. 

Auf den ersten Blick mag diese Lösung günstig erscheinen. 
Durchführbar ist sie sicherlich, da die Erfahrungen der bundes¬ 
staatlichen Gesetzgebung vorliegen. 

Wir hätten dann also im Reiche zwei große Seuchen¬ 
gesetze, zu denen die Staaten die entsprechenden Ausführungs¬ 
bestimmungen erließen. 

Es lassen sich aber gewichtige Ein wände dagegen machen: 

Es ist anzunehmen, daß bei einzelnen Fragen große 
Meinungsverschiedenheiten an den gesetzesgebenden Stellen 
auftauchen, die die Verabschiedung des Gesetzes erheblich 
verzögern. Damit ist der Seuchenbekämpfung nicht gedient. 
Wir halten es vielmehr für nötig, daß eine Weiterentwicklung 
der Seuchengesetzgebung baldigst erfolgt. 

Zweitens: Ein Reichsseuchengesetz entsprechend dem 
Gesetze gegen die gemeinfährlichen Krankheiten läßt den Glied¬ 
staaten wohl die Exekutive, es schränkt aber ihre Initiative 
sehr ein. Es mag bei den Fremdseuchen unbedenklich sein, 
bei den Heimseuchen aber, mit denen die Verwaltung tagtäglich 
zu tun hat und deren Bekämpfung ihre Besonderheiten hat, 
würde eine weitgehende Einschränkung der Initiative, wie 
schon oben dargelegt, bedenklich sein. 

Und drittens: Es ist auch die Frage, ob die Bestimmungen 
eines Reichsgesetzes gegen die Heimseuchen labil genug gefaßt 
werden können, daß sie dem steten Fortschritt der Wissenschaft 
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entsprechend leicht abgeändert werden könnten. Das sind Gründe, 
die mich veranlassen, ein Reichsgesetz gegen die Heimseuchen 
entsprechend dem Gesetz gegen gemeingefährliche Krankheiten 
nicht in erster Linie für empfehlenswert zu halten. 

Diese Nachteile hat die dritte Möglichkeit, die ich in 
Vorschlag bringe, nicht mehr. 

Eine dritte Möglichkeit wäre nämlich die, daß das Reich sich 
darauf beschränkte, auf Grund des §5 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Bekämpfung der gemeingefährlichen Krank¬ 
heiten für bestimmte Heimseuchen die Anzeige¬ 
pflicht durch den Reichsrat anordnen zu lassen und 
daß der Reichsrat entsprechende Anleitungen und 
Leitsätze ausarbeitet, nach denen die Länder ihre 
Gesetzgebung ausbauen würden. 

Für ein derartiges Vorgehen haben wir schon Beispiele. 
Der Bundesrat hat z. B. durch Verfügung vom 28. 9. 09 auf 
Grund des § 5 Abs. 2 die Anzeigepflicht für Milzbrand ein¬ 
geführt; allerdings überließ damals das Reich es Preußen mit 
dem Erlaß von Anweisungen bei Milzbrand voranzugehen. Das 
Reich hat ferner 1903 Leitsätze für die Bekämpfung des Typhus 
herausgegeben, die bei der bundesstaatlichen Seuchengesetz¬ 
gebung weitgehendste Berücksichtigung fanden. 

Dieser dritte Weg hat den Vorteil, daß er ohne besonders 
zeitraubende Gesetzesbearbeitungen seitens des Reiches und der 
Einzelstaaten betreten werden kann und daß die Leitsätze oder 
Anleitungen den wissenschaftlichen Fortschritten jederzeit durch 
Abänderung angepaßt werden können. 

Mir scheint dieser Weg der einfachste, unseren Absichten 
entsprechendste und empfehlenswerteste zu sein. 

Ich stelle mir die Regelung also so vor: 

Das Reich führt die Anzeigepflicht für bestimmte einheimi¬ 
sche Seuchen ein. Es gibt ferner durch das Gesundheitsamt 
oder den Reichsgesundhettsrat Leitsätze und Anleitungen heraus, 
die den Gliedstaaten bei ihrer Bekämpfung als Unterlage dienen. 

Die Einzelstaaten hätten ihre Seuchengesetzgebung diesen 
Maßnahmen anzupassen. Dieses kann, soweit zu übersehen ist, 
ohne große Abänderung der Vorschriften geschehen. Wie wir 
später sehen werden, herrscht schon bei den Anzeigevorschriften 
weitgehendste Uebereinstiraraung. Auch die Verschmelzung 
der als Richtlinien gedachten Anleitungen, mit der Seuchen¬ 
gesetzgebung der Einzelstaaten wird offenbar unschwer zu 
erreichen sein. 

Was erreichen wir durch diese Regelung? 

Die Bekämpfung der Heimseuchen wird durch die Reichs¬ 
vorschrift über die Anzeigepflicht der Kontrolle des Reiches 
unterstellt. Die Länder werden veranlaßt, ihre Seuchengesetz¬ 
gebung dem Stande der Wissenschaft und der Erfahrung anzu¬ 
passen, und es ist dabei, da die Leitsätze vom Reichsrat zu 
erlassen sind, in dem die Einzelstaaten ihre Vertreter haben, 
für einen genügenden Einfluß jedes Landes gesorgt. Es kommt 
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noch mehr ein einheitlicher Zug in die Gesetzgebung und in ihre 
Ausführung. 

Wenn die Landesregierungen in dieser Weise sich der 
Führung des Reiches anvertrauen, dann muß auch Gewähr dafür 
gegeben sein, daß die zuständigen Stellen, das sind das Reichs- 
arat des Inneren und das es beratende Reichsgesundheitsarat, 
den Anforderungen gewachsen sind. Von hier aus muß eine 
praktische und wissenschaftliche Leitung, bei aller Berück¬ 
sichtigung der Selbständigkeit der Länder, aus¬ 
gehen. 

Diesen wichtigen Punkt werden wir nochmals berühren. 
Damit schließe ich den ersten Teil meiner Darlegungen. 

Ehe wir nun besprechen, welche Verbesserungen und Ab¬ 
änderungen gegenüber den jetzigen Bestimmungen vom Reiche 
angestrebt werden müssen, will ich versuchen, die wichtig¬ 
sten Punkte unserer heutigen Auffassung von den 
übertragbaren Krankheiten, soweit sie gesetzesbildende 
Kraft haben, in aller Kürze zusammenzufassen. 

Das Erste ist: Jede übertragbare Krankheit hat 
nicht nur in klinischer und aetiologischer Beziehung, sondern 
auch in epidemiologischer Hinsicht ihre Sonderheit. 

Lassen sie in Gedanken die lange Reihe der übertragbaren 
Krankheiten vorbeiziehen: Welche Verschiedenheit der Erreger, 
der Uebertragungsmöglichkeiten, der Vegetationsorte in- und 
außerhalb des Menschen, der Krankheitserscheinungen; wie ver¬ 
schieden sind Vorkommen, Zahl und Bedeutung der gesunden 
Keimträger, die Neigung, epidemisch aufzutreten, endemisch 
sich einzunisten, über große Zeitläufe betrachtet, zahlenmäßig 
anzuschwellen und herabzusinken. 

Man ist ja wohl in den letzten Jahrzenten bestrebt gewesen, 
den Eigentümlichkeiten der Seuchen bei der Bekämpfung mög¬ 
lichst Rechnung zu tragen. Die Sonderheiten müssen aber 
weiter erforscht werden; immer mehr müssen die Bekärapfungs- 
maßnahmen diesen Sonderheiten angepaßt werden, wie bereits 
Kirchner 1918 betonte. 

Das Zweite ist: Erreger und Körper stehen in 
Wechselwirkung zueinander. Es ist ein bestimmter Grad 
von Virulenz auf der einen, von Empfänglichkeit auf der anderen 
Seite nötig, daß der Mensch krank wird. Aus dem Wechselspiel 
zwischen Erreger und Körper, Virulenz und Empfänglichkeit 
ergeben sich die typischen Krankheitsformen, die atypischen 
Krankheitsformen und die gesunden Keimträger. 

- Bei der Verbreitung zahlreicher übertragbarer Krankheiten 
spielen nun gesunde Keimträger und atypisch Kranke 
eine erhebliche Rolle. Unsere Kenntnis über ihre Anzahl im Ver¬ 
hältnis zu der der typisch Kranken und über ihre Bedeutung 
für die Verbreitung der Seuche steckt erst in den Anfängen. 
Offenbar sied die Verhältnisse nicht nur bei den einzelnen, 
Seuchen verschieden, sondern auch bei derselbenSeuche zu verschie¬ 
denen Zeiten und an verschiedenen Orten. Diese atypisch Kranken 
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und gesunden Keimträger entgehen aber zum allergrößten 
Teil der ärztlichen Feststellung und dadurch der Anzeige und 
werden dieses auch stets tun. 

Eine Bekämpfung dieser Seuchen muß sich also auch noch 
au! anderen Grundlagen auf bauen als auf der der Anzeigen. 

Das Dritte ist: Beide, Virulenz und Empfänglichkeit 
und ihre gegenseitige Beeinflußbarkeit sind offenbar der Ver¬ 
änderung unterworfen. Diese Veränderung kann eine Einzel¬ 
erscheinung sein, wenn z.[B. in einer Kette von Typhus- oder Genick¬ 
starrefällen die Erkrankungen plötzlich besonders schwer oder 
leicht werden, oder wenn z. B. der einzelne Mensch zu einer Zeit 
sich für eine Infektion nicht empfänglich, zu einer späteren 
Zeit als sehr empfänglich zeigt. Die Veränderung kann aber 
auch eine Massenerscheinung sein, wobei es oft schwer ist, zu 
entscheiden, ob es sich um eine Aenderung der Virulenz oder 
der Empfänglichkeit handelt. 

Ich erinnere an das plötzliche epidemiehafte Auftreten und 
Schwanken großer Seuchen des vorigen und jetzigen Jahr¬ 
hunderts der Influenza, Diphtherie, Genickstarre. 

Es sind dies alles sehr verwickelte Vorgänge, deren 
Bedingungen wir nicht kennen. Diese Eigentümlichkeiten der 
Seuchen stellen die Seuchenbekämpfung vor ganz besonders 
schwierige Aufgaben. 

Die bisherige, gesetzliche Seuchenbekämpfung ist in der 
Hauptsache eine rein kontagionistische, d. h. sie geht so vor, 
als ob der Erreger die alleinige Ursache wäre. Den Erreger 
sucht man an seinem Vegetationsorte auf, man spürt seinen Ver¬ 
breitungswegen in- und außerhalb des kranken Menschen nach 
und sucht ihn dort unschädlich zu machen. 

Diese Bekämpfung steht und fällt mit der Durchführung 
der Anzeige. Ein voller Erfolg kann ihr aber nicht beschieden 
sein, wenn es eben, wie geschildert, Verbreiter der Ansteckungs¬ 
keime gibt, die der Anzeige nicht zugänglich sind, und wenn 
aus unbekannten Gründen, unbeeinflußbar, plötzlich Steigerungen 
der Virulenz und Empfänglichkeit auftreten. Hier sind also der 
auf der Anzeige beruhenden Bekämpfung Grenzen gesetzt. 

Mit diesen Gedankengängen hat man sich, veranlaßt durch 
die Erfahrungen im Kriege, in den letzten Zeiten mehr befaßt 
als früher. Wir stehen in einer Zeit der Kritik an der bis¬ 
herigen Seuchenbekämpfung. 

Auf der Warschauer Tagung 1916 riet His 1 ) unsere 
Anschauung, die bisher doch vom Standpunkte des Erregers 
aus betrachtet wurde, vom Standpunkte des Empfängers erneut 
zu bearbeiten und unsere Kenntnisse von den Schutzkräften 
unseres Körpers zu erweitern und praktischen Diensten nutzbar 
zu machen. 

Andere Autoren wie jüngst auch Friedberger*) weisen 


') Verhandlungen der a. o. Tagung d. Kongresses i. innere Medizin; 1916. 
s ) Zur Entwicklung der Hygiene im Weltkriege. Jena; 1919. 
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darauf hin, daß wir in der Aetiologie der übertragbaren Krank¬ 
heiten reiche Kenntnisse gewonnen haben, daß dies aber nicht 
der Fall ist bei unseren Kenntnissen über die Ursachen des 
Entstehens und Aufhörens einer Epidemie. 

Neufeld 1 ) hat kürzlich in einem Aufsatz über Influenza 
die epidemiologische Bedeutung der spontanen Virulenz-Stei¬ 
gerung und Abschwächung der Erreger (z. B. Grippe, Schweine¬ 
rotlauf) eingehender besprochen und die Schwierigkeit der 
Bekämpfung derartiger Seuchen betont. 

Kirchner') hat als Aufgabe der nächsten Zeit hingestellt, 
zu prüfen, ob unsere Bekämpfungsmaßregeln der Natur der 
Erreger Rechnung trügen. Sie müßten abgeändert werden, 
soweit sie es nicht täten. Wir müßten lernen, bei jeder Krank¬ 
heit spezifisch auf den Erreger zuzugehen. 

Aus diesen Aeußerungen klingt die Aufforderung heraus 
nach neuen Forschungen über Entstehung und Uebertragung 
der Seuchen. 

Aber deshalb ist noch nicht gesagt, daß unsere bisherigen 
Wege falsch seien. Wir stimmen mit Gottstein 8 ) überein, 
daß die eigentlichen Seuchenbekämpfungsgesetze, wie bisher, 
kontagionistisch sein müßten. Wir sind uns aber der Grenzen 
ihrer Wirksamkeit bewußt und müssen ausdrücklich betonen, 
daß diese gesetzlichen Maßnahmen der Seuchenbekämpfung nur 
als ein Teil einer allgemeinen Seuchenbekämpfung betrachtet 
werden müssen. 

Im Jahre 1888 sagte Robert Koch 4 ) „die ersten Erkran¬ 
kungen sind wie einzelne Funken, welche in ein Strohdach 
fallen. * Wir müssen heute sagen, daß die Bekämpfung Bich 
nicht allein mit dem Funken zu beschäftigen hat, sondern sich 
auch um Beschaffenheit des Daches kümmern muß. 

In diesem Sinne äußerte sich schon 1896 Max y. Grub er 
in einem Aufsatz „Pasteurs Lebens werk“ unter Hinweis auf 
das Vorkommen von Krankheitserregern im gesunden Körper: 

„Die Hygiene geht nicht auf in Absperrungsmaßregeln and Desiufektion, 
so angeheaer wichtig and wertvoll diese Maßregeln auch sind. Sie strebt 
daneben wieder mehr und mehr dabin, auf alle Fälle die Widerstandsfähigkeit 
des bedrohten Organismus za kräftigen. Nar in der Hand des physiologisch 
geschalten Aetiologen and Hygienikers kann das bakteriologische Rüstzeug 
vollen Nutzen bringen." 

Mit den Seuchengesetzen allein ist es also nicht getan; es 
muß vielmehr Öffentliche Gesundheitspflege in weitestem Maße 

g etrieben werden; denn jede Maßnahme der öffentlichen Gesund- 
eitspflege hat mittelbaren oder unmittelbaren Einfluß auf die 
Bekämpfung übertragbarer Krankheiten. 

Unsere Kenntnisse über die Aetiologie und Epidemiologie 
übertragbarer Krankheiten sind also lückenhaft und müssen er¬ 
weitert werden. Auch dazu bedürfen wir eines Seuchengesetzes; 


*) D.M. W.; 1921. 

*) VerOffentl. a d. Gebiete d. Med.-Verwaltung; 1919. 
*) Epidemiologie. Handbach f. Soziale Hygiene. 

4 ) Bek. der Infekt.-Krankheiten. Berlin; 1888. 
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denn nur Anzeige und Ermittlung schaffen reiches zuverlässiges 
Material für die Forschung herbei. Der epidemiologischen 
Forschung ist aber nicht mit Verzettelung, sondern mit Ein¬ 
heitlichkeit der Beobachtungen gedient, mit Arbeiten nach 
großen nicht nach kleinen Gesichtspunkten. Dieses ist ein 
weiterer Grund dafür, die Seuchengesetzgebung im Reiche zu 
vereinheitlichen, und zu fordern, daß die Beobachtungen von 
einer Zentralstelle, dein Reichsgesundheitsamte, im Interesse 
der Erforschung und Bekämpfung der Seuchen verwertet werden. 

Und dieses Reichsgesundheitsamt muß, wie es in der 
Denkschrift ! ) über die Aufgaben und Ziele des kaiserl. Gesund¬ 
heitsamtes vom 6. 2. 78 heißt „einen gewissen intellektuellen 
Einfluß auf die Gesundheitsorgane sich nicht entgehen lassen, 
der sich dahin zu erstrecken haben würde, daß dieselben wo¬ 
möglich nach gleichen Gesichtspunkten und nach einem gleichen 
allgemeinen Arbeitspläne ihre Tätigkeit entfalten“. 

Wir kommen zum dritten Teil unserer Ausführungen, 
welche Einzelbestimmungen von uns als notwendig erachtet 
werden, also für welche Krankheiten wir die reichsgesetzliche 
Anzeigepflicht fordern und welche Einzelbestimmungen wir in 
den Leitsätzen und Anleitungen des Reiches zu sehen wünschen. 

Für welche Krankheiten ist nun die reichsge¬ 
setzliche Anzeige zu fordern? 

Bei der Mehrzahl der Staaten ist die Anzeigepflicht 
für Erkrankungs- und Todesfälle für folgende Krank¬ 
heiten eingeführt: 


Diphtherie Bohr 

Genickstarre Soharlach 

Kindbettfieber Tollwat (Bißverletzungen) 
Körnerkrankheit Typhus 
(Trachom) Bäckfallfieber 

Milzbrand Botz 


Trichinose 

Fleisch-, Fisch-, Worstvergiftong 
(Paratyphus) 

Spinale Kinderläbme 
Blenorrhoe der Neugeborenen. 


Für diese Krankheiten müßte also, falls nicht ein besonderes 
Heimseuchengesetz geschaffen wird, auf Grund des § 5/2 des 
R. S. G. die Anzeigepflicht angeordnet werden. Erwünscht wäre 
wenn die Anzeige auch für Malaria und Wurmkrank¬ 
heiten, deren Vorkommen wohl z. Z. lokal begrenzt ist, die 
aber doch epidemiologisch von Wichtigkeit sein können, an¬ 
geordnet würde. 

Eine reichsgesetzliche Anzeigepflicht wäre auch für die 
Kinderkrankheiten Masern, Keuchhusten, Mumps, Röteln 
erwünscht beim Auftreten in Schulen, Krippen, Seebädern, 
Kurorten. 

Die Anzeigepflicht bei Tuberkulose und Geschlechts¬ 
krankheiten wird wohl am besten durch ein besonderes 
Reichsgesetz, falls nicht der für die übrigen Heimseuchen 
empfohlene Weg gangbar ist, erfolgen. Ueber die Be¬ 
kämpfung dieser beiden Seuchen ist in den letzten Jahren 
unendlich viel gesprochen und geschrieben, ohne daß bisher 


') Aerztl. Vereinsblatt f. Deutschland; 1878, 8. 46. 
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ein Abschluß dieser Fragen erreicht ist. In der Hauptsache 
werden Sie im Bilde sein. Deshalb brauche ich hier nicht 
näher darauf einzugehen und will nur gewissermaßen das Stich¬ 
wort für die spätere Besprechung geben. 

Yerdachtsanmeldungen sind erforderlich und bestehen 
schon in mehreren Bundesstaaten bei Milzbrand, Typhus, Ruhn 
Genickstarre, Kindbettfieber, Rückfallfieber, Rotz. 

Unsere Kenntnis über Vorkommen und Bedeutung der 
gesunden Keimträger ist wissenschaftlich noch im Fluß. Aber 
so weit ist unsere Kenntnis, daß die Einführung einer reichs¬ 
gesetzlichen Anzeigepflicht für Keimträger bei bestimmten 
Krankheiten berechtigt erscheint. 

Es sollte dem Reichsrat die Möglichkeit gegeben werden 
derartige Anzeigevorschriften zu erlassen. Bei Typhus und 
Ruhr sollten die Keimträger stets, bei Diphtherie und Genick¬ 
starre nur beim Vorkommen in Sohulen und Nahrungsmittel- 
gesohäft^n gemeldet werden. 

Wer soll melden? 

Von dem Grundsätze, daß der behandelnde Arzt in 
erster Linie die Anzeige zu erstatten hat, darf nicht abgegangen 
werden. Nur bei den erwachsepen Keimträgern dürfte dem 
betreffenden Träger selber die Anzeige aufzuerlegen sein, falls 
es sich um einen Wohnungswechsel handelt. Bei der Fest¬ 
stellung des Bazillenträgers hätte die zuständige bakteriologische 
Anstalt, falls keine ärztliche Behandlung stattfindet, die Anzeige 
zu erstatten. 

Der zehnte deutsche Aerztetag in Nürnberg *) hat 1882 
die Verpflichtung der Aerzte zur Anzeige als prophylaktische 
Maßnahme im Interesse der Seuchenbekämpfung anerkannt. 

Im Ganzen hat sich die Aerzteschaft an die Anzeige ge¬ 
wöhnt. Wir Medizinalbeamte wollen uns aber keiner Illusion 
über die Lückenhaftigkeit der Meldungen hingeben. Wir müssen 
alles unterstützen, was die Anzeigefreudigkeit der Aerzte hebt, 
bezüglich die Hemmungen zur Anzeige beseitigt. 

Die Aufwerfung der Frage, an wen die Meldung zu 
erstatten ist, führt uns auf das Gebiet der Weiterentwicklung 
der Organisation der Gesundheitsverwaltung. 

Ihnen sind die Bestrebungen bekannt, die außer auf 
Verreichlichung des Gesundheitswesens auch auf 
Selbständigmaclien der Gesundheitsbehörden hin¬ 
zielen. Es sind dies alte Bestrebungen aus den 70iger Jahren. 
Die Zeit zu ihrer vollen Erfüllung wird wohl kommen. Es 
wäre aber jetzt Zeit, den Anfang damit zu machen durch 
Schaffung eines Unterbaues, indem man die Stelle des beamte¬ 
ten Arztes zu einem Gesundheitsamt erweitert. 

Hierzu kann die Vereinheitlichung der Seuchengesetz¬ 
gebung einen Anstoß geben, wenn unter Abänderung des § 1 
des Gesetzes vom 80. 6. 1900 bestimmt wird, daß die Anzeige 


*) Aerstltehes Vereinabl&tt; 1882, 8.186. 
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der Heim- und Premd-Seuohen statt an die Orts- oder 
Bezirkspolizeibehörde an den beamteten Arzt gesandt 
wird. Diese Abänderung müsste vom Reichsrat und Reichstag 
vorgenoramen werden. 

Stellen wir den beamteten Arzt und sein erstrebtes Ge¬ 
sundheitsamt in den Mittelpunkt der Organisation, so nehmen 
wir äußerlich den Maßnahmen den sogenannten polizeilichen 
Charakter. Vielleicht haben wir dann Aussicht, daß der be¬ 
amtete Arzt Vertrauensperson für die behandelnden Aerzte 
und die Bevölkerung in gesundheitlichen Fragen wird, was 
bis jetzt nicht immer der Fall ist. Auch einen günstigen Ein¬ 
fluß auf die Anzeige seitens der Aerzte würde dieses zur 
Folge haben. 

Von allen Sachverständigen *) wird eine reichsgesetzliche 
Regelung der Leichenschau als Ergänzung zu den Vor¬ 
schriften über Anzeigepflicht verlangt. In diesem Sinne sprach 
sich wie schon erwähnt im Oktober 1874 der Ausschuß des 
Bundesrates für Handel und Verkehr aus, als er den Zusammen¬ 
tritt einer medizinal-statistischen Kommission beschloß. Eine 
obligatorische Leichenschau ist reichsgesetzlich nicht vorge¬ 
schrieben. Wie Schwalbe 1909 in der D. M. W. schildert, 
besteht die allergrößte Verschiedenheit hinsichtlich der Leichen¬ 
schau in den einzelnen Bundesstaaten. Wir müssen deshalb 
im Interesse der Erforschung und Bekämpfung der Volksseuchen 
erneut fordern, daß auch in epidemiefreien Zeiten eine obli¬ 
gatorische Leichenschau, die den wissenschaftlichen und 
praktischen Ansprüchen entspricht, reichsgesetzlich ein¬ 
geführt wird, sodaß endlich Einheitlichkeit in diese. Be¬ 
stimmungen kommt. Diese obligatorische Leichenschau hat in 
der Regel von Aerzten, ausnahmsweise von dem unteren Ge¬ 
sundheitspflegepersonal (Krankenpfleger usw.), das dem be¬ 
amteten Arzt unterstellt ist, ausgeübt zu werden. 

Die Anzeigen nun, die auf Grund des Reichsgesetzes beim 
beamteten Arzt einlaufen, müssen aber auch dem Reiche 
zugänglich gemacht werden. Ob hierzu wöchentliche Zu¬ 
sammenstellungen an das Reichsgesundheitsamt, wie sie jetzt 
schon durch Erlaß vom 2. April 21 z. B. in Bayern eingeführt 
sind, oder ob monatliche zweckmäßig sind, müßte die Erfahrung 
lehren. Die Weitergabe der Anzeige an das Reichs¬ 
gesundheitsamt bringt dieses in engere Verbindung mit 
beamteten und praktischen Aerzten. Das Keichsgesundheitsamt 
muß durch weitestgehende Benutzung der Anzeigen nicht nur 
zu rein statistischen Zwecken sondern auch zum Ausbau der 
Seuchenerforschung und -Bekämpfung das Vertrauen der melden¬ 
den Aerzte und der beamteten Aerzte zu erwerben suchen und 
sich dadurch ihre arbeitsfreudige Mitarbeit sichern. 

Anfügen möchte ich hier, daß auch zu erwägen ist, ob 
eine Genesungsanzeige den Schulen und Krippen usw.. 


x ) Prinzing: Sozialbygienische Abbandlaogen; 1920, 'Nr. 1. 
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eine Genesungs- und Entlassungsanzeige den Krankenanstalten 
aufzuerlegen ist. 

Wir kommen nun zu den Maßnahmen, die bei den Leit¬ 
sätzen und Anleitungen seitens des Reiches Berücksichtigung 
finden müßten. 

Die Ermittelungen, die schon 1875 auf dem Aerztetage 
von Eisenach gefordert wurden, haben sich in der Seuchen¬ 
gesetzgebung eingebürgert und in der Praxis bewährt. Wenn 
auch zur Zeit gewisse Verschiedenheiten in den einzelnen Staaten 
hinsichtlich ihrer Anordnung und Ausführung bestehen, so dürfte 
sich unschwer Einigkeit erzielen lassen. 

Frühere Tagungen des Medizinalbeamtenvereins haben sich 
ausführlich mit Verbesserungen in den Vorschriften befaßt. 
Grundsätzlich muß nur dem beamteten Arzt die Ermittelung 
Vorbehalten bleiben. Alle Beschränkungen in der An¬ 
ordnung der Ermittelung, in dem Zutritt zum Kran¬ 
kenzimmer müssen fortfallen. Das Einvernehmen mit 
dem behandelnden Arzt vor Anstellung der Ermittelungen ist 
selbstverständlich. 

Für folgende Krankheiten würden bei Erstefkrankungen 
und Todesfällen in einer Ortschaft oder begrenztem Stadtgebiet 
Ermittelungen vorzuschreiben sein: Genickstarre, Ruhr, 
Typhus, Wurmkrankheit, Milzbrand, Rotz, Rückfallfieber, Trichi¬ 
nose, Fisch-, Fleisch-, Wurstvergiftung (Paratyphus), Tollwut, 
eventuell Kömerkrankheit (Trachom). Die Ermittelungen bei 
weiteren Erkrankungen müßten dem Ermessen des beamteten 
Arztes überlassen bleiben. 

Außerdem wären in Verdachtsfällen Ermittelungen 
anzustellen bei: Rotz, Ruhr, Typhus, Milzbrand. 

Ermittelungen wären ferner nötig bei Häufungen von 
folgenden Krankheiten: Diphtherie, Masern, Blennorhoe, Keuch¬ 
husten, Lungentuberkulose, Geschlechtskrankheiten, Wurm¬ 
krankheiten. 

In Bayern sind seit 4. Juli 1914 den beamteten Aerzten 
Ermittelungsbögen als Unterlage für die Berichte über 
die Ermittelungen vorgeschrieben. Diese Einrichtung ist der 
organisierten Typhusbekämpfung entnommen. Der Versuch ist 
geglückt. Ein engeres Zusammenarbeiten zwischen beamteten 
Aerzten, oberen und unteren Verwaltungsbehörden und bak¬ 
teriologischen Anstalten ist erzielt. Es ist aber nötig, daß die 
recht umfangreichen Ermittelungsbögen vereinfacht 
werden. Diese Einrichtung ist der Berücksichtigung bei einer 
einheitlichen Regelung der Seuchenbekämpfung zu empfehlen. 
Entsprechende Ermittelungsbögen müßten den Leitsätzen über 
die Bekämpfung der einzelnen Krankheiten seitens des Reichs¬ 
rates beigegeben werden. 

Das Desinfektionswesen ist zur Zeit in den Einzel¬ 
staaten in Umbildung begriffen, nachdem Preußen durch Erlaß 
vom 8. 2. 21 voran gegangen ist. Eine reichsgesetzliche Regelung 
über Desinfektion ist zu fordern. Es ist zu bedauern, daß das 
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Reich, insbesondere das Gesundheitsamt, sich die Regelung hat 
aus der Hand nehmen lassen. Der Vorteil der preußischen 
Desinfektionsordnung ist darin zu erblicken, daß versucht wurde, 
die Maßnahmen, der Eigenart der Seuchen anzupassen, daft 
ferner durch Heranziehung des Pflegepersonals die Schlußdes¬ 
infektion bedeutend beschleunigt und verbilligt ist. Von den 
Einwänden, die gegen die neue Regelung zu erheben wären, möchte 
ich nur den erwähnen, daß die Ueberwachung der laufenden 
Desinfektion, so wie sie vorgesehen ist, schwierig durchzuführen 
und kostspielig sein wird, und voraussichtlich noch manchen 
Widerstand bei den Aerzten und bei der Bevölkerung zu über¬ 
winden haben wird. 

An der Notwendigkeit, die Absonderung im Kran¬ 
kenhause soweit als möglich durchzuführen, muß festgehalten 
werden. Das Einspruchsrecht der Eltern und des behandelnden 
Arztes muß fortfallen. Dem pflichtgemäßen verantwortlichem Er¬ 
messen des beamteten Arztes muß dieAnordnung überlassen bleiben. 

Es gibt nun eine Reihe von Sonderfragen, die 1913 von 
der rMedizinalbearatenversimmlung mit den Leitsätzen an¬ 
genommen sind, und deren Berücksichtigung gefordert werden 
muß. Es handelt sich um die Möglichkeit Wohnungen auch 
bei Diphtherie, Scharlach und Genickstarre kenntlich zu machen, 
um Verkehrsbeschränkungen des Pflegepersonals bei Ruhr, um 
Beschränkung des Gewerbebetriebes bei Scharlach, Diphtherie usw. 

Eine besonders eingehende Prüfung wird die 
Regelung der Behandlung der Bazillenträger 
erfordern. Ueber die Anzeige haben wir bereits gesprochen. 
Es scheint mir, daß man die wichtigsten Maßnahmen zuerst 
wohl für Typhusbazillenträger durch ein besonderes Gesetz oder 
Verordnung reichsgesetzlich regeln kann. 

Eine Regelung ist auch für die Entschädigungsfrage 
nötig. Die Heranziehung der Krankenkassen und der Invalidenver¬ 
sicherung wird notwendig sein. Auch der allgemein gütige 
Zwang zur Abgabe von Untersuchungsstoff, die Fernhaltung 
von bestimmten Betrieben und der Zwang zur Ausführung der 
laufenden Desinfektion muß einheitlich geregelt werden. 

Die Ausführung der Maßnahmen, die auf das Not¬ 
wendigste zu beschränken sind, muß aber den Charakter 
der Fürsorgemaßnahmen erhalten, indem die Ueber¬ 
wachung der Bazillenträger durch die Fürsorgeorgane des be¬ 
amteten Arztes geschieht. 

Auf die Notwendigkeit von Strafvorschriften sei hin¬ 
gewiesen. 

In großen Zügen sind hiermit wohl die wichtigsten Forde¬ 
rungen, die bei der Seuchenbekämpfung* zu berücksichtigen 
sind, angeführt. 

Die Armut des Volkes zwingt uns bei jedem Vorschlag zur 
reichsgesetzlicheu Regelung auch an die Kosten zu denken. 

Es entzieht sich unserer Beurteilung, ob die Finanzlage des 
Reiches und der Staaten die Durchführung unserer Vorschläge 
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gestattet. Wünschenswert wäre es, daß nämlich auch die Kosten 
der Maßnahmen z. B. der Erkrankten-Absonderung, Desinfektion, 
Beschränkung oder Schließung von Gewerbebetrieben, die dem 
Einzelnen zur Last fallen, grundsätzlich von der Allgemeinheit über¬ 
nommen werden; denn diese Kosten sind es in erster Linie, die die 
Bevölkerung hindern, in ein Vertrauensverhältnis zu der Seuchen¬ 
bekämpfung zu treten. Andernfalls müßte vom Reiche angestrebt 
werden, daß die Kosten, mehr als bisher, von Zweckverbänden 
der Gemeinden, von Krankenkassen und Öffentlichen Ver¬ 
sicherungsanstalten übernommen werden. Auch die.Einrichtung 
von „Seuchenversicherungen“ seitens der privaten Versicherungs¬ 
anstalten läßt sich vielleicht ermöglichen. 

In der letzten Zeit ist die Frage der Honorierung der 
Anzeigen der Aerzte wieder zur Sprache gekommen; in 
der D. M. W. 1921 hat Neisser darüber geschrieben. Uns geht 
die Frage hier nur insofern an, als sie die Besserung der An¬ 
zeigelust der Aerzte betrifft, von der wir schon gesprochen 
haben. Ich glaube nicht, daß die Honorierung der Anzeige 
hierin Verbesserungen bringen wird; dazu wird die Summe, 
die für die Anzeige zu zahlen ist, natürgemäß zu gering sein. 
Der behandelnde Arzt meldet nicht, weil er entweder den 
Fall als solchen nicht erkannt hat, — fehlen ihm die 
Kenntnisse, so kann nur eine bessere Ausbildung helfen,fist der 
Fall klinisch nicht diagnostizierbar, so ist der Arzt entschuldigt 
— oder weil er nicht melden will. Er will nicht melden, 
entweder aus grundsätzlichen Gründen und das wird die 
Ausnahme sein, oder weil er im Widerstreit der Pflichten mit 
den pekuniären Interessen, die Pflichten zurückgestellt hat. 
Der letztere s Fall ist verständlich, wenn auch nicht zu billigen; 
denn der Arzt ist abhängig v x om Publikum. Das Publikum 
will häufig die Meldung nicht um den Unannehmlichkeiten zu 
entgehen, und der Arzt gibt nach. 

Es gilt, die Hemmungen, die durch das Verhalten des 
Publikums bei dem Arzte entstehen zu beseitigen, bezüglich 
nicht aufkommen zu lassen. 

Gestatten Sie mir eine kleine Abschweifung. Im Jahre 
1863 stand die Forderung der allgemein-naturwissenschaftlichen 
Bildung des Arztes auf der Tagesordnung. H. E. Richter, *) 
der spätere Leiter des Aerztlichen Vereinsblattes, kündete damals 
ein Schriftchen von Beneke: „Die praktische Medizin unserer 
Tage“ in Schmidt’s Jahrbücher an und schrieb unter anderem: 

„Wie daa Pabliknm ist, so werden seine Aerzte, in einem barbarischen 
Volke, barbarisch, in einem bornierten, borniert, in einem bigotten, frömmelnd 
uaw. Mögen nur die Naturwissenschaften recht im Volke um sich greifen, 
dann wird dieses die naturwissenschaftlich gebildeten Aerzte schätzen, und die 
Aerzte werden sich bestreben in diesen Zweigen nicht zuriickzubleiben.“ 

Ich habe diesen Ausspruch eines zu seiner Zeit führenden 
Arztes deshalb angeführt, weil er mal von dem Einfluß der 
Bevölkerung auf den Arzt spricht und nicht, wie es sonst 


') AerztL Vereinsblatt; 1875, 8. 119. 
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geschieht, vom Einfluß des Arztes auf die Bevölkerung, und weil 
sich dieser Ausspruch aul unsere Verhältnisse entsprechend 
anwenden läßt. Ich möchte sagen: 

Je mehr das Volk sich vertraut gemacht hat mit den 
Ideen der Seuchenbekämpfung, um so mehr müssen die Aerzte 
sich dem anpassen, und um so leichter ist es für sie, die Pflichten 
zu erfüllen. Wollen wir, daß alle Aerzte Anzeige erstatten, müssen 
wir das Volk von der Notwendigkeit der Anzeige überzeugen. 
Die Notwendigkeit der Anzeigepflicht muß daher mehr als bisher 
bei der Volksaufklärung in den Vordergrund treten. 

Uebernimmt das Reich eine aktivere Führung in der 
Bekämpfung der Volksseuchen, dann muß es auch seinen Ein¬ 
fluß auf die Schulen geltend machen und in den Schulen 
und Fortbildungsschulen die Grundlage für die 
Kenntnis der Seuchenbekämpfung legen. Nicht nur 
die Kenntnis von den wichtigsten gesetzlichen Vorschriften, 
sondern auch von den einfachsten Desinfektionsmaßnahmen 
und die Kenntnisse, wie man sich gegen übertragbare Krank¬ 
heiten durch Sauberkeit am eigenen Körper und durch Fem- 
halten von verdächtig Erkrankten schützt, müssen in der 
Schule gelehrt werden. 

Bei der Eigentümlichkeit der Krankheitserreger, ihrer 
Verbreitung und Entstehung, man denke nur an die gesunden 
Keimträger und die leichtesten nicht diagnostizierbaren Erkran¬ 
kungen, kann das Heil yon den staatlichen Maßnahmen allein 
nicht erwartet werden. DerEinzelne muß lernen Selbst¬ 
schutz gegen übertragbare Krankheiten zu üben 
und dazu soll ihm die Schule durch Uebermittelung der Kennt¬ 
nisse von der staatlichen Seuchenbekämpfung, die ihre Richtlinien 
von der Wissenschaft erhält, erziehen. 

Ich bin am Schlüsse meines Referates. 

In den 70 er Jahren des vorigen Jahrhunderts nach der 
Reichsgründung setzte die Aerzteschaft Bestrebungen in Bewe¬ 
gung, die mit dem Schlagwort „Oeffentliche Gesundheitspflege“ 
zusammengefaßt wurden, heute sind es Bestrebungen die als 
„Soziale Hygiene“ bezeichnet werden. 

Damals wie heute massenhaft Vorschläge. Und wie damals 
nur ein Teil der Vorschläge Verwirklichung fand, so wird es 
auch heute der Fall sein. 

Meine Aufgabe erblickte ich nicht darin, weitgehende 
Forderungen zu stellen, die große Veränderungen auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung und der Organisation verlangten. 
Derartige Forderungen sind erhoben worden, ich habe aber 
nicht die Ueberzeugung, daß die Zeit ihrer Erfüllung ge¬ 
kommen ist. 

Ich habe mich deshalb darauf beschränkt, unter Anlehnung 
an die geschichtliche Entwicklung der Seuchengesetzgebung im 
Deutschen Reiche, vorzuschlagen, vor allem die reichsgesetz¬ 
lichen Vorschriften über die Anzeigepflicht auf die Heimseuchen 
aüszudehnen und damit einen bedeutsamen Sohritt in der Rieh- 
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tung vorwärts zu tun, in der die mutmaßliche Entwicklung 
der Seuchengesetzgebung im Reiche liegt. 

Es war mein Bestreben, das Notwendigste aus der Fülle 
des Stoffes als Unterlage für Ihre Besprechung darzulegen. 

Das Wichtigste meines Referates fasse ich in folgende 
Leitsätze zusammen: 

1. Eine Vereinheitlichung der Seuchengesetzgebung im 
- Reiche ist im Interesse der Bekämpfung und Erforschung 

der Heimseuchen nötig. 

2. Als erreichbar wird angesehen, daß 

a. der Reichsrat auf Grund des § 5 II des Reichsgesetzes 
betreffend der Bekämpfung der gemeingefährlichen Krank¬ 
heiten vom 30. Juli 1900 eine Anzeigepflicht einführt 
und Leitsätze oder Anweisungen zur Bekämpfung der 
betreffenden Seuche herausgibt, die der Seuchengesetz¬ 
gebung der Einzelstaaten als Unterlage dienen, 

b. das Reich durch das Reichsgesundheitsamt die Einheitlich¬ 
keit auf dem Gebiete der Seuchenbekämpfung herbeiführt. 

3. Es ist im Reiche und in den einzelnen Ländern eine 
größere Selbständigkeit des Medizinalwesens, 
gegenüber den Verwaltungsbehörden anzustreben. Der 
erste Schritt dazu ist, daß die Anzeigen statt an die 
untere V erwaltungsbehörde an den beamtetenArzt ge¬ 
richtet werden. 

4. Vom Reiche ist die Anzeigepflicht 

a. im Erkrankungs- und Todesfälle für folgende 
Krankheiten anzuordnen: 

Diphtherie, Genickstarre, Kindbettfieber, Milzbrand, 
Ruhr, Scharlach, Tollwut einschl. der Bissverletzungen, 
Typhus, Blenorrhoe der Neugeborenen. Rückfallfieber, 
Körnerkrankheit mit Eiterabsonderung, Kotz, Trichinose, 
Fleisch-, Fisch-, Wurstvergiftung, (Paratyphus), spinale 
Kinderlährae, Malaria, Wurmkrankheiten. 

Bei Masern, Keuchhusten, Mumps, Röteln, beim Auftreten 
in Schulen, Seebädern, Kurorten. 

b. im Verdachtsfalle für Milzbrand, Typhus, Ruhr, 
Genickstarre, Kindbettfieber, Rückfallfieber, Rotz. 

5. Für die Bekämpfung der Tuberkulose und der Ge¬ 
schlechtskrankheiten ist ein besonderes Reichsgesetz 
zu fordern. 

6. Das Reichsgesetz über die obligatorische Leichenschau, 
das seit 50 Jahren gefordert wird, ist für die Erforschung 
und Bekämpfung der einheimischen Seuchen unbedingt 
notwendig. Die Leichenschau ist in der Regel durch 
Aerzte, ausnahmsweise durch anderes Gesundheitspersonal 
auszuführen. 

7. Die Ermittelungen sind grundsätzlich von den be¬ 
amteten Aerzten des Staates vorzunehmen, alle Beschrän¬ 
kungen bei der Anordnung und Ausführung der Ermitte¬ 
lungen haben fortzufallen. Ermittelungsbögen, die als 
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Unterlage der Berichte über Ermittelungen dienen, sind 
für alle Krankheiten, die in Frage kommen, vom Reiche 
auszuarbeiten; ihre * Einführung ist den Einzelstaaten 
nahe zu legen. 

8. Eine Reichsdesinfek]tionsordnung ist zu fordern. 

9. Die Frage der sanitätspolizeilichen Behandlung und der 
Entschädigung der Bazillenträger ist vojn Reiche zu 
regeln. 

(Lebhafter Beifall!) 

Aussprache. 

H. Ober-Beg.-Med.-Bat Dr. Mayer-Nürnberg tritt auf Grund seiner Er¬ 
fahrungen bei Typhusbekämpfung in der bayer. Pfalz für die Einrichtung von 
bakteriologischen Untersuchungsanstalten für jeden Beg.-Bezirk (in Bayern 
Kreis) ein, die nach dem Muster der K o c h sehen Typhusbekämpfung nicht nur 
im Laboratorium, sondern auch am Krankenbett mit prakt. Arzt und Kreisarzt 
Zusammenarbeiten. Er begründet die Ueberlegenheit der Kreisstationen über 
Zentralstationen an Hand genauer Statistiken. 

H. Geh. Ob.-Med.-ßat Prof. Dr. Abel-Jena: Die ausgezeichneten Dar¬ 
legungen des H. Koll. Bi mp au sind m. E. besonders deshalb wertvoll, weil 
sie das richtige Maß in den praktischen Forderungen gehalten haben. Nachdem 
das Beich erhöhte Zuständigkeiten auf dem Gebiete des Gesundheitswesens 
durch die neue Verfassung erhalten hat, nachdem im Beichsministerium des 
Innern'endlich eine ärztliche Vertretung in der Person des Herrn Ministerial¬ 
rats Dr. Hamei und seiner Mitarbeiter geschaffen ist und auch im Beichs- 
gesundheitsamt an hervorragender Stelle ein bewährter Vorkämpfer aus unseren 
Kreisen, Herr Direktor Dr. Frey, jetzt tätig ist, dürften wir hoffen, daß wir 
nun wohl endlich bald zu der sehr erwünschten Einheitlichkeit In der ein¬ 
heimischen Seuchenbekämpfung gelangen werden. 

Einen von H. Koll. Bimpau mit Becht stark betonten Gedanken ver¬ 
misse ich leider in seinen Leitsätzen, nämlich die Wichtigkeit einer Auf- 
klärung des Volkes über Wesen und Bekämpfung der Seuchen. Im 
Einverständnis mit H. Koll. Bimpau empfehle ich die Aufnahme des folgen¬ 
den Leitsatzes Nr. 10: 

„Voraussetzung für eine voll erfolgreiche Seuchenbe¬ 
kämpfung ist verständnisvolle Mitwirkung der Be¬ 
völkerung. Zu diesem Punkt ist hygienische Volks¬ 
belehrung, beginnend im Schulunterricht, dringendes 
Erfordernis.“ (Beifall). 

H. Prof. Dr. Kuhn-Dresden: Im Anschluß an die Ausführungen von 
Herrn Dr. Abel möchte ich als wissenschaftlicher Leiter der Lingnerstiftung 
mitteilen, daßjcin Hygiene-Lehrbuch für die Schulen im Entstehen ist, 
das von dem Preußischen Landesausschuß für hygienische Volksbelehrung und 
der Lingnerstiftung herausgegeben wird. Es ist für die Seminaristen der oberen 
Jahrgänge und die oberen Klassen von höheren Lehranstalten bestimmt, die 
Lehrer ausbilden, und soll die jungen Lehrer in die Schulen begleiten. In 
diesem Lehrbuch bearbeite ich das Kapitel über die Seuchen. Ich werde die 
Wünsche von Herrn Kollegen Bimpau hinsichtlich der Aufklärung über die 
Seuchenbekämpfung ernst berücksichtigen. Das geplante Lehrbuch wird 
die Grundlage bilden, auf der in den Schulen Hygieneunterricht durch die 
Lehrer erfolgen soll. 

H. Med.-Bat Kriege, Kreis- und Stadtarzt in Barmen: Die'Kreisärzte, 
die täglich mit der Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten zu tun haben, 
werden es gewiß dankbar begrüßen, wenn die gesetzlichen Bestimmungen im 
Sinne des Herrn Referenten verbessert und ausgebaut werden. Die Haupt¬ 
sache ist aber doch, diese Bestimmungen praktisch richtich anznwenden und 
in die Wirklichkeit umzusetzen. Ich darf dabei vielleicht einige Punkte heraus¬ 
greifen, diu mir besonders wichtig zu sein scheinen. Vom Anfang meiner amt¬ 
lichen Tätigkeit an legte ich den größten Wert darauf, jeden Fall einer 
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anzeigepflichtigen ansteckenden Krankheit möglichst schnell zu erfahren. 
Da mir das Nebenamt eines Stadtarztes übertragen war, stand mir ein von 
der Stadt Barmen nach meinen Wünschen eingerichtetes städtisches Büro 
Verfügung. Auf meinen Antrag wurde nun vom Oberbürgermeister angeordnet, 
daß die an die Ortspolizeibehörde gerichteten Anzeigen über ansteckende Krank¬ 
heiten sofort an diese Stelle geleitet wurden. Die Aerzte in der Stadt erfuhren 
natürlich von dieser Einrichtung. Ihr Eifer, die Anzeigen nach erlangter 
Kenntnis sofort zu erstatten, warde dadurch angespornt, weil sie wulsten, dac 
die notwendigen amtlichen Maßnahmen lauf dem Fuße nacbfolgen würden. 
Während der großen Bahrepidemien in Barmen im Anfang dieses Jahrhunderts 
haben mir viele Aerzte die wichtigeren Fälle sogar telephonisch mitgetei t, 
auch die Verdachtsfälle. — Ferner halte ich ein örtliches bakteriologisches 
Untersuchungsamt zur schnellen Aufklärung der zweifelhaften lalle 
(z. B. bei Diphtherie) praktisch für wichtig. Ich habe es daher sehr bald nach 
meiner Ernennung zum Kreisarzt und Stadtarzt durchgesetzt, daß ein solches 
Untersuchungsamt mit unserm städt. Krankenhaus verbunden wurde. 

Endlich möchte ich hervorheben, daß |die Ueberführung der an¬ 
steckenden Kranken in ein Krankenhaus — soweit der beamtete Arzt 
diese Maßregel im Einzelfall für notwendig hält — dem Publikum möglichst 
erleichtert werden muß. Vor allem dürfen den Unbemittelten und Minderbe¬ 
mittelten keine Kosten dadurch entstehen. Wenn sich z. B. eine Mutter von 
ihrem Kinde trennen muß, so bringt sie sowieso im Interesse der Allgemeinheit 
ein großes Opfer; daher wurde auf meine Veranlassung eine Summe zur ueber¬ 
führung solcher Kranken ins städtische Krankenhaus in den Etat eingestellt, 
über die ich frei verfügen kann. Dieser Etatstitel ist fast jedes Jahr erb¬ 
lich überschritten worden, aber man hat mir die Mittel gern bewilligt. Derartige 
Einrichtungen zur Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten kann der 
arzt viel leichter ins Leben rufen, wenn er zugleich Kommunalarzt ist. Es ist 
dies nun der Grund, weshalb ich immer dafür eingetreten bin, daß beide Aemter 
in einer Hand vereinigt werden, sofern dio örtlichen Verhältnisse dies zulassen 
und sofern der Kreisarzt nach seiner Persönlichkeit dazn geeignet ist. (Bella ). 

H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Bapmund: Mit der Forderung einer einheit¬ 
lichen reichsgesetzlichen Begelung der Bekämpfung aller an¬ 
steckenden Krankheiten, einschließlich der sogn. einheimischen, kann man sich 
nur einverstanden erklären; sie ist von mir schon im Jahre 1898 auf der ver- 
sammlung des Vereins für öffentliche Gesundheitspflege in Köln gestellt und 
fand dort nur bei dem damaligen Direktor der preußischen Medizinalabteilung 
BL v. Bartsch, Widerspruch, während ihr sowohl von allen Hygienikern un 
Aerzten, als von den Verwaltungsbeamten lebhaft zugestimimt und ein ent¬ 
sprechender Antrag fast einstimmig angenommen wurde. Wenn jetzt m aer 
preußischen neuen Desiufektionsordnnng besonders Wert auf die laufend 
Desinfektion gelegt wird, so ist dies auch keineswegs etwas Neues, sondern 
schon früher z. B. in der für den Beg.-Bez. Minden im Jahre 1899 auf meine 
Veranlassung erlassenen Polizeiverordnuog geschehen und dadurch in wirksamer 
Weise dnrcbgeführt, daß von einer Schlußdesinfektion, abgesehen bei Cholera, 
Pocken und Flecktyphus, abgesehen werden konnte, wenn von dem behandeln¬ 
den Arzte bescheinigt wnrde, daß während des Bestehens und bei Beendigung 
der Krankheit die erforderlichen Verhaltungs- und Desinfektionsmaßregein 
beachtet waren. Da die Schiaßdesinfektion bei der Bevölkerung bekanntlich 
außerordentlich unbeliebt ist, so wurde durch diese Bestimmung auch erreicht, 
daß die Aerzte vielmehr als bisher zn derartigen Erkrankungen zugezogen wurden 
und diese zur Anzeige kamen. Ebenso war eine Anzeigepflicht bei erfolgter 
Genesang vorgeschrieben. Durch die frühere Beichs- und Landesscochengesetz- 
gebung ist somit für den Beg.-Bez. Minden eine wesentliche Verschlechterung 
der zur Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten erforderlichen Maßnahmen 
abgetreten, die von den beteiligten Kreisen sehr bedauert wurde. Der Wert 
der Desinfektion für die Verhütung uud Bekämpfung von übertragbaren Krank¬ 
heiten wird übrigens von vielen Seiten überschätzt und die lolge davon sind erheb¬ 
liche Kosten durch unnötige Vergeudung von Desinfektionsmitteln. Das wirksamste 
Mittel gegen die Weiterverbreitung derartiger Krankheiten ist und bleibt aie 
sofortige Ueberführung des Kranken in ein Krankenhaus, wie 
dies in Dänemark und Schweden mit bestem Erfolge geschieht. Die Behänd- 
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lang im Krankenhause sichert außerdem eine schnellere Genesung; sie ist auch 
keineswegs kostspieliger, als wenn der Kranke in der Familie verbleibt; denn hier 
verursachen die Pflege des Kranken, die Beachtung aller Vorsicht»- und Ab¬ 
sonderungsmaßregeln nicht nur große Unbequemlichkeiten, sondern auch erheb¬ 
liche Kosten. Deshalb sollten auch alle gesetzliche n Bestimmungen fort fallen, 
die eine solche Ueberführung erschweren oder unmöglich machen. Außerdem 
sollten die Gemeinden angehalten werden, die erforderlichen Isolierräume za 
beschaffen; durch Ankauf von Militärlazarettbaracken ist dies gerade jetzt 
leichter als sonst. Zum iScbluß möchte ich zu den von d«m Herrn Berichte 
erstatter aufgestellten Leitsätzen noch einige Aenderungen bezw. Zusätze 
Vorschlägen. Unter die anzeigepflichtigen Krankheiten sind m. E. auch 
Varizellen aufznnehroen, da sonst die ersten Fälle von Pocken nicht 
rechtzeitig festgestellt werden. Außerdem empfiehlt es sich, auch die ver¬ 
dächtigen Fälle von Poratyphns anzeigepflichtig zu machen. Endlich 
ist im Leitsatz 7 hinzuzufügen, daß alle Beschränkungen auch inbezug 
auf die Ueberführung des Kranken in ein Krankenhaus künftighin fortfallea 
müssen. (Beifall). 

H. Oberregierungsrat Dr. Frickhinger-München: Vom Standpunkt des 
Praktikers ist es zu begrüßen, daß die trefflichen Vorschläge des Berichterstatters 
in äußerst glücklicher Weise die Wege gezeigt haben, um die Schwierigkeiten 
zu ttberwiuden, die bei der Vereinheitlichung der Gesetzgebung für die Heim¬ 
seuchen zwischen dem Reich und den Emzclländern entstehen können. Ich 
glaube, daß wir bayerischen Amtsärzte mit diesen Vorschlägen einig gehen 
können. — Der Vortragende hat weiter darauf hingewiesen, daß bei der Be¬ 
kämpfung der übertragbaren Krankheiten auch die Ergebnisse der epidemi¬ 
ologischen Forschung nicht übersehen werden dürfen. Ich möchte dies 
unterstreichen, da mir scheint, daß da und dort unter dem Einfluß der bakterie- 
ologischen Uutersuchungsanstalten die epidemiologische Seite der Bekämpfung 
etwas in d-<8 Hintertreffen gekommen ist. Wir Praktiker verkennen die grund¬ 
legende Bedeutnng der bakteriologischen Bekämpfung keineswegs; wir können 
uns heutzutage eine wirksame Bekämpfung der Seuche ohne die -tatkräftige 
Mitarbeit der Untersuchungsanstalt gar nicht mehr denken. Es ist aber zu 
fordern, daß jeder Kreisarzt, Bezirksarzt und Oberamtsarzt epidemiologische 
Forschung treibt und bei der Bekämpfung der Heimseuchen in seinem Gebiet 
auch Rücksichten auf die örtlichen epidemiologischen Ergebnisse nimmt. Es 
werden dadurch auch Bausteine zusammengetragen werden zur biologischen 
Erforschung der Seuchen. 

Zu der Frage der Ueberführung der Erkrankten in Kranken¬ 
häuser ist einerseits zq betonen, daß diese zweifellos die wirksamste Be¬ 
kämpfungsmaßregel bei den meisten übertragbaren Krankheiten ist. Sie gewinnt 
an bedeutnng bei der jetzigen Wohnungsnot, die sich mehr und mehr zu 
einem Wohnungselend ausgewachsen hat. Anderseits darf aber auch die 
finanzielle Seite der Frage nicht verkannt werden. Weiten Kreisen des ver¬ 
armten Mittelstandes ist es jetzt schon nicht mehr möglich, die gewaltig 
gestiegenen Verpflegungskosten der Krankenhäuser zu tragen. Es erscheint des¬ 
halb notwendig, daß bei schärferen Bestimmungen die Kosten der Krankenbaus¬ 
verpflegung bei Minderbemittelten auf breitere Schultern übernommen werden 
müssen, aber keineswegs als Leistungen der Armenpflege betrachtet werden 
dürfen. Der Vortragende hat unter den anzeigepflichtigen Verdachtsfällen den 
Paratyphus nicht aufgeführt. Ich verkenne nicht die wissenschaftlichen 
Gründe, die ihn hierzu wohl veranlaßt haben. Als Praktiker möchte ich aber 
dringend raten, auch die Verdachtsfälle von Puraiyphus, wie dies in den bayer¬ 
ischen Bestimmungen bereits der Fall ist, anzeigepflichtig zu machen. Es wird 
sonst bei jeder Umgehung der Anzeigepflicht eines typhusverdächtigen Falles 
die Ausrede gemacht werden können, daß es sich nach der Meinung des be¬ 
handelnden Arztes um einen Paratypbus-Verdacbtsfall gehandelt habe. (Beifall). 

H. Dr. Neustätter-Dresden, Gen.-Sekretär des Reichsausscbusses für 
hygienische Volksbelehrung, schließt sich dem Antrag vou Herrn Geb.-Rat Dr. 
Abel an, in die Leitsätze noch den grundlegend wichtigen Gedanken des 
Referenten anfzunebmen, daß die Bevölkerung für die Notwendigkeit der 
hygienischen Forderungen durch Aufklärung zu gewinnen ist. Es besteht 
nicht nur ein natürliches Widerstreben gegen sozial-hygienische Maßnahmen, 



des Deutschen Medizinalbeamten Vereins. 


638 


es wird auch künstlich geschürt. Die Aerzte aber stehen der Aufklärung 
noch immer zweifelnd kühl, ja -vielfach ablehnend gegenüber, während die 
Medizinalbeamten sich ihrer Durchführung schon vielfach mit wärmerem 
Interesse widmen. Insbesondere aber glaubt man auch Kreise, die anf einem 
anderen Standpunkte stehen, aber mit uns Zusammengehen wollen (Natur¬ 
heilvereine), abweisen zu sollen. Voraussetzung für ein Zusammengehen ist 
natürlich das Aufgeben arzt- und wissenschaftsfeindlicher Agitation von dieser 
Seite und der Ausschluß Heilgowerbetreib* nder. Gerade diese Kreise sollten 
aber gewonnen werden durch V'-rsiäudnisvolle Widerlegung ihrer Bedenken, 
die sich gegen gewisse sozial-bygieniBche Maßnahmen richten. Unser ganzer 
Zeitgeist ist mehr denn je eingestellt auf freiwillige Mitarbeit, auf 
Nichtregiertwerden. Deshalb sollte der Gedanke einen offiziellen Ausdruck 
in den Leitsätzen finden! 

H. Oberregiernngsrat Dr. Corvey, Direktor des Landeswohlfahrts- und 
Gesundheitsamtes in Detmold bittet, für die nächstjährige Hauptversammlung 
ein Referat zu veranlassen über die reichsgesetzliche Regelung der Bekämp¬ 
fung der Tuberkulose und Geschlechtskrankheiten. Er ist nicht 
mehr der Optimist, daß diese Gesetze im Laufe eines Jahres verabschiedet 
werden. Die Hauptversammlung des Deutschen Medizinalbeamtenvereins ist 
jedenfalls die Stelle, wo derartige Gesetze beraten werden müssen, nicht aber 
Versammlungen von Fachärzten der Großstädte. Die Medizinalbeamten haben 
die Bekämpfung zu leiten und können auf Grund einer großen Erfahrung ihre 
Wünsche äußern. 

In L i p p e ist die Bekämpfung der gemeingefährlichen und übertragbaren 
Krankheiten dem Landesgesundbeitsamt überwiesen, einmal, weil wir diese Be¬ 
kämpfung als Fürsorgemaßnahmen ansehen und dann, weil die Exekutive in 
die Hand eines Arztes gelegt werden sollte. Das Landesgesundheitsamt kann 
jene Befugnisse auf die ihm unterstellten Organe, Kreisärzte und so weiter 
übertragen. Der Kreisarzt bat ohne weiteres Zutritt zu den Kranken; er kann 
die Einweisung in das Krankenhaus verfügen, außer wenn die behandelnden 
Aerzte Lebensgefahr bescheinigen. Die Kosten werden von allen möglichen 
Stellen getragen, Krankenkassen, Armenkassen, sämtl. Kriegsbeschädigten¬ 
fürsorgen usw., auch der Staat zahlt Zuschüsse, wenn es nötig ist. Die ge¬ 
samten Desinfektionskosten trägt die Polizeikasse. 

Ganz besonders ausgebaut ist in Lippe die Tuberkulosebekämpfung. 
Ich kann an dieser Stelle wegen Mangels an Zeit nicht weiter darauf eingehen, 
auf Grund unserer Erfahrungen möchte ich aber allen anraten, nicht nach¬ 
zulassen in dem Bestreben, die Bekämpfung vollkommen in die Hände der 
Medizinalbeamten zu bekommen, in die sie nun einmal gehört. 

H. Obermedizinalrat Dr. Gr&ssl - Kempten: Viele Forderungen der Leit¬ 
sätze hat Bayern bereits; oft sogar weitergehende. Die Sorge, daß die 
Reichsbestimmungen die Bekämpfung der Infektionskrankheiten für Bayern 
nicht fördern, ist vorhanden. Trotzdem sind wir für die reichsgesetzliche 
Ordnung, bitten aber um Schonung unserer Verhältnisse. (Beifall!) 

H. Geb. Med.-Rat Solbrig, Reg.- u. Med.-Rat in Breslau, tritt ebenfalls 
den Aüafübrungen des Herrn Berichterstatters in allen Punkten durchaus bei, 
im besonderen sind die praktischen Medizinalbeamten erfreut, sich in Ueber- 
einstimmung mit dem wissenschaftlichen Bakteriologen zu befinden. Wenn 
der Herr Vorredner uns aus Bayern berichtet hat, daß dort alles das, was 
Wir jetzt fordern, schon durebgtführt ist, so kann dies nicht bindern, daß im 
Reich die Bekämpfung sämtlicher Heim- und Fremdseuchen wenigstens in 
den Grundlinien einheitlich geregelt wird. Oie einzelnen Länder können und 
sollen ja nach den Vorschlägen des Herrn Prof. Dr. Rimpau in die Lage 
versetzt werden, ihren Eigenheiten entsprechende, über die allgemeinen Grund¬ 
sätze hinausgehende Bestimmungen znr Bekämpfung der Beuchen zu treffen. 
Was die Bayern gutes haben, soll doch auch in den übrigen Ländern zur 
Durchführung kommen! 

Non noch einige Einzelheiten zu dem Vortrage: Zunächst die Ermitt- 
lungsbögep, die, wie wir hörten in Bayern schon von der Zentralstelle aus, 
bei uns in Preußen wenigstens in den meisten Regierungsbezirken eingefübrt 
sind. Ihre Einführung im ganzeu Reich nach einheitlichem Muster ist erwünscht. 
Was die Absonderung im Krankenhaus betrifft, auf die mit Recht 
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Herr Geheimrat Dr. Eapmund besonders hinweist, so ist sie gewiß außer¬ 
ordentlich wichtig; ihrer allgemeinen Durchführung stellen sieh aber die großen 
Schwierigkeiten der Kosten und das Fehlen von Bäumen entgegen. Die Kosten 
müssen mehr als bisher auf breitere Schultern (Kreise, Gemeinden) geladen 
werden. (Redner macht bei dieser Gelegenheit kurze Mitteilungen über eine 
jetzt bestehende große Typhusepidemie im Waldenburger Industriegebiet). Die 
Uebernahme der Kosten auf öffentliche Mittel ist besonders aber bei der 
Durchführung der Desinfektion notwendig; sonst ist diese undurchführbar, 
namentlich nach den neueren preußischen Bestimmungen, die einen großen 
Fortschritt bedeuten, indem sie den Hauptwert auf die fortlaufende Desinfektion 
legen. Es wäre daher nur zu begrüßen, wenn ein derartiger Hinweis in den 
Leitsätzen aufgenommen würde. 

Schließlich ist mit Recht die Einführung der Anzeigepflicht auch 
bei Verdachtsfällen für gewisse Krankheiten gefordert. Das gilt u. a. 
vom Typhus. Die Anzeige auch von Typhusverdacht ist besonders wichtig, 
weil jetzt vielfach die behandelnden Aerzte den Typbus erst auzeigen, wenn 
die bakterieologiscbe Bestätigung vorliegt; dadurch vergeht aber kostbare Zeit. 
Bei Einführung der Anzeigepflicht auch bei Typhusverdacht ist dagegen der 
Arzt verpflichtet, auf Grund der klinischen Festsetzungen noch vor beendigter 
bakterieologiacher Untersuchung wenigstens den „Verdacht“ anzuzeigen. (Beifall). 

H. Kreisarzt Dr. Loreutzen-Langenschwalbach: Es ist zu befürchten, 
daß bei Ueberspannung des Prinzips der rcichsgesetzlichen Regelung wir die 
Möglichkeit verlieren, Neuerungen praktisch auszuführen. Die neuformierten 
Staaten sind im allgemeinen nicht höher stehend. Reicbsgesetzliche Regelung 
ist auf hygienischem Gebiete im allgemeinen nur bei spruchreifen Materien 
erwünscht und wird sich auch hier nur auf Minimalforderungen beschränken. 
Die Initiative der Einzelstaaten darf nicht gedämpft werden. Die Bekämpfung 
der Tuberkulose und der Geschlechtskrankheiten wird zunächst 
erst auszubauen sein. Die Meinungen über die einzuschlagenden Maßnahmen 
gehen weit auseinander. Es empfiehlt sich, diese Erprobungen nicht im. großen, 
Bondern z. T. im kleinen durchzuführen. Auch die Frage der Desinfektion 
ist noch nicht spruchreif. Dagegen ist ein Reichsgesetz über die Meldung 
der ansteckenden Krankheiten zu begrüßen. 

H. Med.-Rat Dr. Bundt, Kreisarzt in Halle fordert die Anzeige¬ 
pflicht bei Varizellen, nicht nur bei Erwachsenen, sondern auch bei 
Kindern. Er hat zweimal, 1917 und 1918, in großen Krankenhäusern Pocken- 
epidemien entstehen Beben, die sich an Erkrankungsfälle anschlossen, die beide 
Male wochenlang als Varizellen angesehen waren. Es erkrankten in beiden 
Häusern zuerst Kinder, deren Erkrankungen den behandelnden Aerzten aber 
erst dann pockenverdächtig erschienen sind, als die ersten Kinder starben und 
ihre Erkrankung auf Erwachsene übertrugen, die dann das Bild einer schweren 
Erkrankung an echten Menschenpocken darboten und zum Teil auch dieser 
Seuche erlagen. In jetziger Zeit, wo wir immer noch von dem Einbruch echter 
Menschenpocken namentlich ans dem Osten bedroht sind, erscheint mir die 
Bestimmung der Anzeigepflicht bei Varizellen sowohl bei Erwachsenen, als 
auch bei Kindern notwendig, wenigstens beim Auftreten in Schulen, Seebädern 
und Kurorten und auch in Zeiten und Gegenden wo man mit der Bedrohung 
durch Pocken rechnen muß. — Redner verlangt weiter, daß in einem Reichs¬ 
desinfektionsgesetz die Uebernahme der Kosten durch die Gemeinde festgelegt 
werden müssen. Die Durchführung einer einwandfreien laufenden Des- 
fektion ist nur möglich, wenn dem Kreisarzt genügend ausgebildete Gesund¬ 
heitshelfer zur Seite gestellt werden und sein Zutritt zum Kranken keiner 
Beschränkung unterliegt. (Beifall). 

H. Ob.-Med.-Rat Dr. Roth-Braunschweig weist auf die Schwierigkeite® 
hin, die sich der Einführung der obligatorischen ärztlichen Leichen* 
schau aus finanziellen Gründen entgegenstellen. Er betont ferner, wie schwer 
sich die Desinfektionsmaßregeln in den Landbezirken praktisch durch¬ 
führen lassen. Schon die Schlußdesinfektion macht zuweilen Schwierigkeiten; 
jetzt tritt dazu noch die laufende und der Mangel an Desinfektoren wegen 
zu geringer Entlohnung. Die vorgeschriebenen Abstriche bei Diphtherie nach 
Beendigung der Krankheit sind vielfach eittfuch aus Mangel an geeignetem 
Personal undurchführbar. Dasselbe wird sich zweifellos auch gelteud machen 
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bei der Kontrolle der laufenden Desinfektion. Dazu brauchen wir geeignete 
Leute, Gemeindeschwestern oder Fürsorgeschwestern, die jetzt noch nicht vor¬ 
handen sind. Die Isolierung in Krankenhäusern bei jedem anstecken¬ 
den Krankheitsfall ist zurzeit unmöglich; der Platz in den Krankenhäusern 
reicht nicht aus, und Neubauten sind jetzt aus finanziellen Gründen in dem 
erforderlichen Maße nicht möglich. — Unter allen Umständen ist erforderlich, 
daß alle Kosten für Desinfektionen — laufende, wie Scblnßdesinfekiion — von 
den öffentlichen Kassen fibernommen werden. Im Lande Braunschweig ist dies 
in dem seit 1919 bestehenden Gesetz betr. Bekämpfung des Ungeziefers bereits 
durchgeffihrt. — Wichtig wäre es, die Frage zu erörtern, ob nicht erforder¬ 
lichenfalls die zwangsweise Durchführung von Schutzimpfungen 
gesetzlich ermöglicht werden müßte. (Beifall). 

H. Kreisarzt Dr. Wollenwebefr-Dortmund: Das Reich mag die Richt¬ 
linien für die Seuchenbekämpfung geben. Die besonderen Verhältnisse in den 
Ländern und sogar in den Provinzen führen notwendig zur Verschiedenheit 
im Einzelnen. Das westfälische Kohlenrevier verlangt und hat eine scharfe 
Seuchenpolizei, die auch unter den neuen politischen Verhältnissen mit voller 
Zustimmung aller politischen Richtungen funktioniert. Mit Belehrung allein 
läßt sich wenig machen, im Qbrigen entfalten Vorträge über Infektionskrank¬ 
heiten eine absolut geringe Zugkraft. — Die obligatorische Leichen¬ 
schau durch Aerzte besteht im Kohlenrevier längst; sie geht ohne Schwierigkeiten 
vor sich, trotzdem der Arzt vom Interessenten bezahlt wird. — Von Er¬ 
mittlungsbogen für alle in den Leitsätzen genannten Infektionskrankheiten 
müssen wir verlangen, abzusehen. Wer soll sie ausfüllen P Der Kreisarzt? 
Kommt dies, so können wir uns gleich „Kreisarzt und Sanitätsschreiber" nennen. 
(Allseitige Zustimmung). In den Leitsätzen bitte ich hinter Typhus zu setzen: 
„Paratyphus", sonst bekommen wir nicht die Meldungen — dafür ist das Wort 
Paratypbus hinter Wurstvergiftung zu streichen; es gibt ja auch anders be¬ 
dingte Wurstvergiftungen. (Beifall). 

H. Geh. Reg.-Rat Dr. Weber, Präsident des Landesuntersuchnngsamtes 
in Dresden kann sich ebenso wie Herr Geh. Rat Dr. Abel mit den Leitsätzen 
des Herrn Prof. Dr. Ri mp au nur vollkommen einverstanden erklären. Die Ein¬ 
wände, die von H. Kollegen Dr. Grassl und dem Herrn aus dem besetzten 
Gebiete dagegen erhoben worden sind, lassen die Frage stellen, was ändert 
sich denn dadurch im großen und ganzen an den bisherigen Zuständen. Wir 
haben jetzt das preußische Seuchengesetz, dem sich die anderen Bundesstaaten 
mehr oder weniger eng angeschlossen haben. Auf die Nachteile, die dieses 
Vorgehen hat, hat H. Rimp.au bereits hingewiesen. Die neue preußische 
Desinfektionsanweisung zwingt die anderen Bundesstaaten sich zu ent¬ 
scheiden, ob sie sich dem preußischen Vorgehen anscbließen sollen oder nicht, bezw. 
in welchem Umfang. In derselben Lage befinden sich die deutschen Einzel¬ 
länder in Bezug auf die neue preußische Verordnung betr. die Ausbildung und 
Prüfung von Krankenpflegepersonen vom 17. Juli 1921, die zwei ganz 
einschneidende neue Bestimmungen enthält, einmal zweijährige Ausbildung, statt 
der bisherigen einjährigen und dann weitgehende Dispensvorschriften für 
Krankenpflegepersonen, die fünf Jahre und länger die Krankenpflege ausgeübt 
haben, ohne sich die staatliche Anerkennung geholt zu haben. Nur in Bezug 
auf die Seuchenbekämpfung soll dies in Zukunft anders werden. Neue Gesetze 
oder Abänderungen bestehender Gesetze auf diesem Gebiete sollten unter Zu¬ 
ziehung von Vertretern der einzelnen deutschen Länder beraten und auf 
Grund dessen allgemeine Richtlinien aufgestellt werden. Diese können natür¬ 
lich nur ganz allgemein gehalten sein und bedeuten keinerlei Beeinträchtigung 
der Einzelstaaten. Die Verordnung betr. Krankenpflege fällt unter das Gebiet 
der Seuchenbekämpfung und daher beantrage ich: Nicht nur auf dem 
Gebiete der Seuchenbekämpfung, sondern auch anf dem 
Gebiete der gesetzlichen Regelung des Medizinalwesens 
überhaupt soll eine Einheitlichkeit durch eine Hauptzen¬ 
tralstelle herbeigeführt werden. 

Noch ein Wort zn dem Zwang der Ueberführung an ansteckenden 
Krankheiten Lcideuder in das Krankenhaus. Jch glaube, daß man mit 
Rücksicht auf das Vorkommen von Hausinfektionen in Krankenhäusern, wie sie 
z. B. zeit Jahren in freimütiger Weise von dem Krankenhaus St. Georg 
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Hamborg veröffentlicht werden, etwas vorsichtig sein muß und nicht zu weit 
gehen darf. (Beifall). 

Or. Frey • Berlin, Direktor des Beichsgesundbeitsamts, hält es für sehr 
wichtig, zu einer einheitlichen Regelung der Bekämpfung der 
Heimeeuchen im Deutschen Reiche zu gelangen. Bereits einige Jahre vor 
Erlaß des Reichsseuchengeset.zes, betr. die Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten, die man nach Erscheinen eines Gesetzes über die Heimseuchen 
vielleicht besser als „Fremdseuchen“ bezeichnen könnte, ist im Reichsgesund¬ 
heitsamte ein Gesetzentwurf über „gemeingefährliche Krankheiten“ ausgearbeitet 
worden und im Druck erschienen. In diesem Entwarf waren neben den an¬ 
zeigepflichtigen Seuchen des Gesetzes von 1900 auch Typhus, Ruhr, Diphtherie, 
Scharlach und Rückfallfieber aufgeführt. Die spätere Trennung der in den 
fremden Ländern und in der Heimat vorherrschenden Seuchen ist aber vor¬ 
zuziehen. Jedenfalls muß eine Gesetzgebung im Sinne der Leitsätze erstrebt 
werden; von seiten des Reichsgesundheitsamtes und des Reichsministeriums 
des Innern wird die Angelegenheit, die auch vor der heutigen Versammlung 
deutscher Medizinal beamten keinem ernstlichen Widerstand begegnet ist, sicher¬ 
lich gefördert werden. -In den Grenzbezirken deutscher Länder, die auf diesem 
Gebiete verschiedenartige Bestimmungen getroffen haben, herrschen ja noch 
immer gewisse Schwierigkeiten, Epidemien nach erfolgversprechendem einheit¬ 
lichem Plane zu unterdrücken; dieser Zustand ist auf die Dauer unhaltbar. 
Wenn ein solches Reicbsgesetz bearbeitet wird — und Vorarbeiten sind be¬ 
reits im Gange —, so werden zweifellos alle Vorzüge einzelstaatlicher Gesetz¬ 
gebung berücksichtigt werden. Wie ein enger Zusammenschluß der deutschen 
Länder an sich eine gebieterische Notwendigkeit ist, so gibt es für die Gesund¬ 
heit des gesamten deutschen Volkes erst recht keine „Mainlinie“. Bereits jetzt 
haben sich die Regierungen der deutschen Länder, Preußen und Bayern voran, 
entschlossen, dem Reichsgesundheitsamte regelmäßige Mitteilungen über das 
Vorkommen auch der einheimischen Infektionskrankheiten zugehen zu lassen, 
so daß nun von der Zentralstelle übersehen werden kann, wie in den einzelnen 
Gegenden sich die Dinge verhalten. Dies ist ein dankenswerter Anfang, dem 
die weitere Ausgestaltung einer einheitlichen Regelung folgen muß (Beifall). 

H. Prof. Dr. Thiele, Landesgewerbearzt in Dresden: Eine kurze Er¬ 
innerung an die gestrigen Verhandlungen! Gestern ist von „Sozialhygiene 
in Gänsefüßchen“ gesprochen. Die Sozialhygiene ist nur als Kostenfrage 
angesprochen. Heute hören wir, daß auch die Seuchenbekämpfung ohne große 
Kosten nicht möglich ist. Heute wird Volksbelehrung, hygienische Jugend¬ 
erziehung usw. verlangt und der sehr richtige Satz ausgesprochen: Keine 
Bekämpfung der Seuchen ohne Mitwirkung des Menschen, dem alle diese 
Tätigkeit gilt. Was ist das anders, als die praktische Arbeit des Sozial¬ 
hygienikers : Erziehung der Bevölkerung zur Selbsthilfe, zur Selbsttätigkeit, 
zur Mitarbeit. Deshalb ist gemeinschaftliche Arbeit allen Aerzten in dieser 
Zeit des Zusammenbruchs dringend nötig. Die Gesinnung der Bevölkerung 
gegen die Aerzte und Medizinalbeamten ist nicht günstig. Darum bitte ich 
nochmals, nicht einen Gegensatz zwischen dem Hygieniker und Sozialhygieniker, 
zwischen Amtsarzt und Kommunalarzt, zwischen Arzt und Arzt im Interesse 
des ärztlicnen Standes und der VolkBWohifahrt, aufzumachen. Ich möchte ein 
Wort von gestern abäudern im Sinne des heutigen Berichts und der Aus¬ 
sprache: Es ist besser, wenn hinter jedem^Menschen von der 
Wiege bis zur Bahre eine Krankenschwester steht, als — ein 
gchutzmann. 

H. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Rapmund-Bad Lippspringe stellt unter all¬ 
gemeiner Zustimmung der Versammlung fest, daß nicht die Sozialhygieniker, 
sondern gerade umgekehrt die Medizinalbeamten der angegriffene Teil 
seien, da ihnen von jenen Unfähigkeit, mangelhaftes Verständnis und Untätigkeit 
auf sozialbygieni8chem Gebiete vorgeworfen sei. Die Medizinalbeamten be¬ 
fänden sich daher lediglich in der Abwehr; eine solche sei aber mehr als be¬ 
rechtigt; denn ehe überhaupt das Schlagwort „Sozialhygiene“ erfunden sei, 
haben die Medizinalbram ten praktische soziale Hygiene betrieben, wie dies 
auch in ihren Dienstanweisungen vorgeschrieben sei Im übrigen stehe er aber 
auch auf dem Standpu >kt, daß ein gemeinschaftliches Vorgeben der Sozial¬ 
hygieniker und Kommunalärzte mit den Medizinal beamten im, Interesse der 
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öffentlichen Gesundheit liege; aber es müsse auf Gegenseitigkeit beruhen. 
(Beifall!) 

Die Bedenken, die von verschiedenen Seiten gegen eine Deber¬ 
führ ung möglichst aller Kranken von ansteckenden Krankheiten in ein 
Krankenhaus gerichtet sind, kann Bedner nicht teilen. Die Ansteckungs¬ 
möglichkeit in einem gut geleiteten Krankenbaase sei gegenüber derjenigen in 
der Familie sehr gering; die erforderlichen Isolierräume ließen sich, wie 
er schon vorher betont habe, durch Uebernahme von Militärlazaretten auch 
jetzt beschaffen. Die Unterbringung selbst verursache aber viel weniger Kosten 
als die Verpflegung in der Familie, die laufenden Desinfektionen, die Schädi¬ 
gungen durch Beschränkungen eines Gewerbebetriebes oder sonstige Be¬ 
schränkungen usw. verursachen. Man dürfe auch nicht die großen finanziellen 
Vorteile unterschätzen, die sich aus einem auf diese Weise erzielten wesentlich 
schnelleren Erlöschen einer Epidemie ergeben. Bedner erwähnt aus seiner 
früheren amtlichen Tätigkeit einen Fall einer schweren, schon wochenlang an¬ 
haltenden Diphtherieepidemie, die innerhalb kurzer Zeit erlosch, sobald 
jeder Erkrankte sofort ins Krankenhaus übergefünrt wurde. Die angeordnete 
Maßregel stieß auch weder bei den Aerzten, noch bei den Familienmitgliedern 
auf Widerstand, nachdem sich die Stadt zur Uebernahme aller Kosten bereit 
erklärt hatte. Das sei selbstverständlich die Vorbedingung. Ebenso müßten 
die Kosten für die Desinfektion ans öffentlichen Mitteln getragen und 
diese Forderung auch durch einen besonderen Leitsatz zum Ausdruck ge¬ 
bracht werden (Beifall). 

H. Prof. Dr. Fromme, Kreis- und Stadtarzt in Witten: Ich muß mir 
erlauben, den eben von so autoritativer Seite gehörten Ausführungen entgegen 
zusetzen, daß die gegenwärtigen Verhältnisse es doch nicht überall gestatten, 
alle ansteckenden und ansteckungsverdächtigen Kranken ins Krankenhaus 
zu überführen. Mangel an Betten, die hoben Krankenhaus-Pflegekosten stehen 
vielfach im Wege. Als Ziel muß die Krankenhausaufnahme selbstverständlich 
gelten. Es kann jedenfalls auf die laufende Desinfektion auch mit Bücksicht 
auf die zeitigen ungünstigen Wohnungsverhältnisse nicht verzichtet werden. 
Ich betrachte daher die neue Desinfektionsvorschrift als einen Fort¬ 
schritt. Der Kranke ist in erster Linie die Ansteckungsquelle; die Durch¬ 
führung fortlaufender Desinfektion ist daher besonders wichtig. Ich erinnere 
an die Verbreitung des Ansteckuugsstoffes bei einem Phthisiker, wie ist da 
die Praxis I Verhältnismäßig zahlreich sind auch Typhusinfektionen, die vom 
Krankenbett ausgeben. Die laufende Desinfektion kann wohl erfolgreich mit 
zuverlässigem Personal durchgeführt werden. Dieses heranzubilden, ist keine 
unüberwindliche Schwierigkeit. 

Im Interesse der Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten liegt weiter 
die schleunige Feststellung der Krankheit, hierzu muß die ätiologische 
Diagnose mehr herangezogen werden. Ausbau der Organisation der Unter¬ 
suchungsämter ist daher im Sinne der Leitsätze zu begrüßen, wegen der Kosten 
aber vor der Hand nicht zu erwarten. Umso mehr ist es nötig, durch zweck¬ 
mäßiges Verfahren bei der Gewinnung und Uebermittlung der Proben an die 
Untersuchungsämter die Zahl brauchbarer Ergebnisse zu erhöhen. 

Zur Frage der Bekämpfung der Tuberkulose nnd Geschlechts¬ 
krankheiten soll man nicht auf die in Aussicht gestellten Beicbsgesetze warten. 
Grade den Geschlechtskrankheiten gegenüber muß mehr gehandelt werden; 
ln vielen Fällen lassen sich auch ohne neue gesetzliche Bestimmungen die 
Infektionsquellen auffioden. Ihnen muß systematisch nachgegangen werden 
an Hand von Fragebogen, die von Krankenhäusern und Aerzten mit Ein¬ 
willigung der Kranken ansgefüllt werden. Auf diesem Gebiete lassen sich 
auch jetzt schon Erfolge erzielen. (Beifall). 

H. Kreisarzt Dr. Gnttweln-Berlin: Die Behauptung, daß die Kreisärzte 
aggressiv gegen die Kommunalärzte vorgegangen seien und die Sozialhygiene 
nur als Schlagwort abtäten, muß entschieden als unbegründet zurückgewiesen 
werden. Die Kreisärzte sind im Gegenteil durch die Ausführungen von 
Prof. Dr. Grotjahn auf dem diesjährigen FUrsorgetage in Berlin schwer ver¬ 
letzt und dadurch zum Abwehrkampfe herausgefordert, insbesondere durch die 
Behauptung, daß sie auf sozialbygienischem Gebiete völlig versagt hätten und 
deshalb „weggefegt* werden mußten. Gegen diese Aeußerung müssen wir 
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als den Tatsachen nicht entsprechend entschieden Verwahrung einlegen und 
bereit sein, den Abwehrk&mpf, wenn er uns weiter aufgezwungen werden 
sollte, mit allen Mitteln zu führen. (Beifall.) 

H Prof. Dr. Krautwig, ärztl. Beigeordneter in Köln, bemerkt, daß auch die 
Kommunalärzte Dr. Grotj ahn nicht zustimmen würden, falls er wirklich einen 
solchen Ausspruch getan hätte. Jedenfalls müsse Redner aber ebenso wie alle 
Kommunalärzte den Vorwurf zurückweisen, als seien sie Gegner der Kreisärzte. 
Im Öffentlichen Interesse sei ein beiderseitiges freundschaftliches Arbeiten 
dringend erwünscht. (Beifall.) 

H. Kreisarzt Dr. Wollenweber-Dortmund spricht sich zwar im gleichen 
Sinne aus, betont aber die Notwendigkeit eines einträchtigen Zusammen- 
arbeitens der staatlichen Medizinalbeamten mit den Kommunalärzten und Sozial¬ 
hygienikern. Die betreffenden Worte seien allerdings von Prof. Dr. Grotj ahn 
gebraucht; er habe sich dabei aber wohl verhauen. 

H. Prof. Dr. Rimpau-München (Schlußwort) gibt seiner Freude darüber 
Ausdruck, daß seine Ausführungen und Vorschläge soviel Zustimmung und 
Anklang in der Versammlung gefunden haben. Mit den gemachten Abände¬ 
rungsvorschlägen erklärt er sich einverstanden und empfiehlt, die Verhand¬ 
lungen der Reichsregierung zur Berücksichtigung zu;überweisen. 

Vorsitzender. Es liegen folgende Anträge zur Ab¬ 
stimmung vor: 

1. Geh. Med.-Rat Dr. Rapmund schlägt vor: 

a) Die Anzeigepflicht in Leitsatz 4a auf Varizellen 
bei Erwachsenen und in Leitsatz 4b auf die Ver¬ 
dachtsfälle von Paratyphus auszudehnen; 

b) Leitsatz 7 dahin abzuändern, daß auch alle Be¬ 
schränkungen bei der Anordnung und Ausführung 
der Ueberführung der Kranken in einKranken- 
haus fortzufallen haben. 

c) Als Ziffer 10 folgenden neuen Leitsatz hinzuzufügen: 
„Die Kosten zur Bekämpfung ansteckender Krank¬ 
heiten soweit als möglich aus öffentlichen Mitteln zu 
tragen.“ 

2. Kreisarzt Dr. Wollen weber-Dortmund: 

In Leitsatz 4a ist das Wort „Paratyphus“ hinter 
Wurstvergiftung zu streichen und hinter dem Worte 
Typhus einzufügen. 

3. Geh. Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. Abel-Jena: 

Als Leitsatz 11 ist hinzuzufügen: 

„Voraussetzung für eine volle erfolgreiche Seuchen¬ 
bekämpfung ist verständnisvolle Mitwirkung der Be¬ 
völkerung. Zu diesem Ende ist hygienische Volks¬ 
belehrung beginnend im Schulunterricht dringendes Er¬ 
fordernis.“ 

Die sämtlichen Anträge werden bei der Ab¬ 
stimmung einstimmig angenommen; es folgt dann die 
einstimmige Annahme der in dieser Weise abgeänderten und 
ergänzten Leitsätze mit dem Beschluß, diese der Reichs- 
regierung mit den dazu gehörigen Verhandlungen zur 
Berücksichtigung zu überweisen. Ein gleicher Be¬ 
schluß wird betreffs des von Geh. Med.-Rat Dr. Weber ge¬ 
stellten Antrages gefaßt: 
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„Nicht nur au! dem Gebiete der Seuchenbekämpfung, 
sondern auch auf dem Gebiete der gesetzlichen Rege¬ 
lung des Medizinalwesens überhaupt soll eine Ver¬ 
einheitlichung durch die Reichsgesetzgebung herbei¬ 
geführt werden.“ 

(Frühstückspause.) 

Nach der Frühstückspause spricht zunächst H. Prof. Dr. 
Bruns-Göttingen über Untersuchungen über die Leistungs¬ 
fähigkeit eines Beatmungsapparats zur Wiederbelebung Ver¬ 
unglückter. Er kommt auf Grund seiner Ergebnisse dazu, daß 
die Atmungsgeräte abzulehnen sind, die nur von Technikern 
konstruiert wurden. 

Der einzige von einem Arzt, dem Schweden K. A. Fries, 
angegebene Apparat, istf auch der einzige, der den zu stellenden 
Anforderungen gerecht wird. Redner formuliert deshalb seine 
Forderung dahin, daß in Zukunft Wiederbelebungsapparate von 
einer Kommission von Aerzten auf ihre Brauchbarkeit und 
Ungefährlichkeit zu prüfen sind, ehe sie den Laien in die Hände 
gegebeq werden dürfen. Diese Prüfung werde am zweckmäßigsten 
dem Reichsgesundheitsamt übertragen. 


VII. Die bisherigen Leistungen der öffentlichen 
Gesundheitspflege und der Medizinalyerwaltnng 
in dem Deutschen Reiche und in den Einzelstaaten 
nach dem Kriege und ihre Aufgaben für die Zukunft. 

Berichterstatter: H. Med.-Rat Dr. Bundt, Kreisarzt in Halle 
a. Saale: M. H.I Schon auf der letzten Hauptversammlung des 
Deutschen und Preußischen Medizinalbeamtenvereins am 26. Okt. 
1919 in Weimar haben Dr. S o 1 b r i g und Dr. D o h r n die Fragen 
gestellt, welches sind die Aufgaben der Medizinalbeamten auf 
dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege, um die gesund¬ 
heitlichen Folgen des Krieges zu beseitigen ? Sie sind auch da¬ 
mals mit Vorschlägen gekommen, die einen Aus- und Umbau 
des öffentlichen Gesundheitswesens verlangten und die vor allem 
in der Forderung gipfelten, den Gesundheitsbehörden in allen 
Instanzen eine ärztliche Leitung und eine vollkommene Selb¬ 
ständigkeit und Unabhängigkeit von anderen Zweigen der Ver¬ 
waltung zu geben. 

Damit hatte die Versammlung des Deutschen und Preu¬ 
ßischen Medizinalbearatenvereins das Hauptgewicht auf den 
organisatorischen Aufbau der staatlichen Medizinalverwaltung 
gelegt. Vor ihr kam schon unter dem Eindruck des schweren 
Ausganges des Krieges am 5.—7. Septemder 1918 der Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege auf seiner Hauptversammlung in 
Köln zu Vorschlägen auf dem Gebiet der Fürsorge und der 
sozialen Hygiene, in denen er ein enges Zusammenarbeiten von 
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Staat und Gemeinden, von privaten Körperschaften und Ein¬ 
zelnen zum gesundheitlichen Wiederaufbau forderte. 

Beide Vereinigungen aber stimmten darin überein, daß es 
vor allem darauf ankomme, der vermehrten Seuchengefahr, 
vor allem der Gefahr der Tuberkulose und der Geschlechts¬ 
krankheiten, einer Folge des Krieges an sich und der Ein¬ 
schleppung aus dem Auslande, der Geburtenabnahme und er¬ 
höhten Säuglingssterblichkeit — gegen die der Kampf schon 
vor dem Kriege hätte einsetzen müssen — der verminderten 
Lebens- und Leistungsfähigkeit der Jugend — in erster Linie 
eine Folge der Blockade — der Wohnungsnot mit ihren gesund¬ 
heitlichen und sittlichen Folgen und -der Vermehrung der Berufs¬ 
krankheiten und gewerblichen Schädigungen als Folgen der 
überspannten Kriegsindustrie mit allen verfügbaren Kräften 
entgegenzutreten. * 

Es kam — das ist kurz der Sinn der Leitsätze des Vereines 
für öffentliche Gesundheitspflege — darauf an: 

1. den Geburtenrückgang zu bekämpfen, d. h. die Erzeugung 
lebenskräftiger Menschen zu steigern, 

2. die Erzeugten zu erhalten und zu stärken, also die 
gesunkene Volksmenge zu vermehren und die Volkskraft 
zu erhöhen. 


Wie steht es nun damit, so fragen wir heute? Was ist 
bisher zur Erfüllung dieser Forderungen auf dem Gebiete des 
öffentlichen Gesundheitswesens geschehen, welchen Einfluß 
haben die bisher getroffenen Anordnungen auf die Volks¬ 
gesundheit gehabt und welche Forderungen sind weiterhin zu 
stellen? 

Ich kann mich bei dem Umfang und der Fülle des Mate¬ 
rials in dem engen Rahmen eines Vortrages weder im Geschicht¬ 
lichen noch bei meinen Vorschlägen in Einzeilheiten verlieren. 

Es wird im großen und ganzen auf eine übersichtliche Dar¬ 
stellung des Geschehenen und auf einen Umriß des zu Fordernden 
herauskommen, nur hier und da bei besonders wichtigen Gegen¬ 
ständen werde ich einmal mehr in die Breite und Tiefe gehen 
dürfen. Dabei wird es nicht immer möglich sein, die öffent¬ 
liche Gesundheitspflege und Fürsorge restlos von der Verwaltung 
des öffentlichen Gesundheitswesens zu trennen, ebensowenig wie 
soziale Hygiene und natürliche Hygiene tröBcbar sind, da sie 
oft und weit ineinandergreifen, sich’ einander bedingend und von 
einander abhängend. 

Wir fragen also zuerst: Was ist bisher dem Ge¬ 
biete des öffentlichen Gesundheits wesensSllbd der 
Medizinalverwaltung im Deutschen Reiche 
den Einzelstaaten geschehen? 

Im Reiche kommt es hier in erster Linie auf den Erlaß\ 
von Bestimmungen gegen die Einschleppung und Verbreitung 
übertragbarer Krankheiten gleich nach dem Kriege hinaus, die 
unter dem Eindruck der Gefahr der überstürzten Demobilmachung 
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notwendig wurden und bei der herrschenden Unordnung durch 
Krieg und Umsturz schwer in die Tat umsetzbar waren. Eine 
grundlegende Aenderung der Organisation des Gesundheits¬ 
wesens ist nicht zu verzeichnen. 

Wenn wir in den einzelnen deutschen Ländern 
erst einmal die großen organisatorischen Fragen ins Auge fassen, 
so ist nur in Hamburg eine grundlegende Neuordnung des 
gesamten Gesundheitswesens geschehen. 

In Preußen ist der Uebergang der Medizinalabteilang ans dem 
Ministerinm des Innern in das nengebiidete Ministerium für Volks¬ 
wohlfahrt, dessen I. Abteilang die Abteilang für Volksgesnndheit sie bildet, 
za bemerken. An der Spitze dieser Ableilang steht ein ärztlicher Fachmann 
als Ministerialdirektor, ln den letzten Monaten ist durch Beschluß des Staats- 
ministeriams vom 30. April 1921 die Bildung eines Landesgesundheits¬ 
rates beschlossen, ebenso die Bildung gerichtsärztlicher Ausschüsse in den 
Provinzen anstelle der Medizinalkollegien. 

Der Landesgesundheitarat ist eine Behörde zur Beratung des Staats- 
ministeriuma besonders des Ministers für Volkswoblfahrt in allen Fragen des 
öffentlichen Gesundheitswesens und der sozialbygienischen Fürsorge. Er tagt 
in seiner Gesamtheit oder in einer Reihe von Ausschüssen, die ärztliche, 
pharmazeutische und zahnärztliche Fragen behandeln. Der preußische Medizinal- 
beamtenvereiu hat sich za beiden anf Grund eines Erlasses des Ministers für 
Volkswohlfahrt vom 1. 6. 21 MI 1912 and im Sinne eines Beschlusses des 
Vorstandes vom 12. Jani 1921 geäußert. Er bat sich für eine Beteiligung 
von Medizinal beamten, die nicht der Zentralinstanz angebören, an dem Landes- 
gesandheitsrat and seinen Ausschüssen eingesetzt. Wie weit die Zusammen¬ 
setzung des Landesgesundheitsrates gediehen ist und wie weit den Wünschen 
der Medizinalbeamten dabei Rechnung getragen ist, entzieht sich bisher unserer 
Kenntnis. *) 

Unter dem 29. November 1920 bat ferner der Minister für Volkswohl¬ 
fahrt durch Runderlaß Richtlinien für die Einrichtung von Provinzial- 
ausschüssen für hy gien ische Vo l ks be leh rang (Provinziatgesand- 
beitsaasscbüsse) erlassen, die den Provinzialwohlfahrtsämtern zur Seite stehen 
and die Lehren der Gesandbeitswissenscbaf tim Volke durch Vorträge, hygienischen 
Unterricht, Aasbildangskarse verbreiten sollen. Sie sollen in den mittleren 
Instanzen das sein, was der Landesausscbaß für hygienische Volksbelehrung 
für den Gesamtstaat ist; auch sollen sich Kreis- und Ortsgesundbeitsaasscbüsse 
angliedern, die wiederum den Kreis- and Siadtwohlfahrtsämtern zar Seite 
stehen sollen. 

Zu einem Gesetz' über die Bildung von Provinzial- und Kreis- 
Wohlfahrtsämtern ist es noch nicht gekommen. Zwar sind io einer 
dienstlichen Versammlung der Regierungs-Medizinalräte am 22. 8eptember 1919 
Leitsätze für diese aufgestelli, doch blieb es bisher Provinzen und Kreisen 
überlassen, ob und wie sie die Volkswohlfahrt in ihrem Bezirke organisieren 
wollen. Ein großer Teil der Kreise ist mit der B ldung von Kreiswoblfahrts- 
ämtern vorangegangen. Meine Umfrage ergab, duß solche in 85 "jo der Kreise 
bestehen oder wenigstens in der Bildung begriffen sind. 

Unter dem 3. Februar 1921 ist eine neue Prüfungsordnung für 
Kreisärzte erlassen, die als hauptsächlichste neue Bestimmung die Forderung 
einer sozial-bygienischen Vorbildaug und die Prüfang in diesem Fache bringt. 

Die Richtlinie aller dieser Maßregeln ist unverkennbar. 
Es besteht eine gewisse Scheu, durch gesetzliche Maßnahmen 
gesundheitspolizeiliche Einrichtungen zu schaffen. Man versucht 
es dem demokratischen Geist des Staates entsprechend mit 
Fürsorge und Belehrung und hat in gewissem Sinne den 
Parlamentarismus auch auf das öffentliche Gesundheitswesen 


') Diese Wünsche sind inzwischen berücksichtigt. 
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übertragen. Gleichwohl kann ich mich mit Bornträger der 
Einsicht nicht verschließen, daß wir auch heute nicht ohne 
eine straffe Ordnung des Gesundheitswesens auskommen; denn 
die von Gottstein proklamierte Pflicht zur Gesundheit ist 
noch keineswegs Gemeingut geworden. Rechte faßt man, aber 
Pflichten haßt man. 

Bei den anderen Bundesstaaten kann ich mich kürzer 
fassen. Das Prinzip ist fast überall das gleiche eben geschil¬ 
derte: Belehrung und Fürsorge statt gesetzlicher Festlegung. 

In Bayern ist die Medizinalverwaltnng beim Ministerium des Innern 
geblieben. Es ist zwar ancb dort ein Ministerium für soziale Fürsorge ge¬ 
schaffen, doch hat dieses von ärztlichen Dingen nur die Gewerbehygiene und 
die Kriegshinterbliebenenfiirsorge für sich in Anspruch genommen. 

Dem Landesgesundheitsrat nnd dem Landesaasschuß für hygienische 
Volksbelehrung in Preußen ist in Bayern etwa die am 22. 11. Ib20 durch 
Miniaterial-Erlaß ins Leben gerafene Ar beitsgemeinschaft znr Förder¬ 
ung der Volksgesundheit an die Seite zu stellen, die den Landesverband 
für Säuglings- und Kleinkinderfürsorge, den Landesverband zur Bekämpfung 
der Tuberkuloso und die Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten umfaßt. Die Satzungen sprechen im großen und ganzen zwar nur von 
einer Vereinfachung der Geschäftsführung durch den Zusammenschluß, doch 
dürfte Zweck und Ziel auch hier Verbesserung der fürsorgerischen und be¬ 
lehrenden Betrebungen sein. 

Erwähnen will ich noch, daß die bayrischen Aerzte sich eine Aerzte- 
ordnung zur Ergänzung der staatlichen Verordnungen gegeben und freie 
Aerztekammern neben den staatlichen gebildet haben. 

In Württemberg ist du'ch Gesetz vom 15. Dezember 1919 mit Aus¬ 
führungsverordnung vom 17. Dezember 1919 am 1. 1. 1920 das Medizinal- 
kollegium aufgehoben und ein Landesgesundheitsrat durch Erlaß vom 
22. Dezember 1918 im Geschäfts kreis des Ministeriums des Innern geschaffen, 
dem ein nichtärztlicher Direktor, entgegen den Forderungen der württem- 
bergischen Aerzte und Medizinalbeamten, vorsteht. Von einem Fortschritt 
kann dort kaum die Bede sein, umso weniger, als man der Gesundheitsver* 
waltung das 1908—1910 gebaute schöne Amtsgebäude des Medizinalkollegiums 
in der Azenbergstraße zu Stuttgart nehmen und anderen Zwecken zuführed 
will. Hier dauert die juristische Bevormundung des Gesundheitswesens an. 
Darch Gesetz vom 8. Oktober 1919 ist die Errichtung eines Jugendamtes 
beschlossen. 

In Sachsen sind grundlegende Aenderungen des Gesundheitswesens 
ebensowenig vorgenommen wie in Hessen und Mecklenburg; in letzterem ist 
noch alles in Vorbereitung. 

In Oldenburg sind am 14.1.1921 eia Landesausschuß für hygienische 
Fortbildung und schon früher ein Landeswohlfahrtsamt und Bezirkswohlfahrts¬ 
ämter eingerichtet. 

In Großthüringen besteht im Ministerium des Innern eine Ab¬ 
teilung für Volks Wohlfahrt mit einem medizinischen Beferenten. Eis 
ist hier noch nicht einmal die Kreiseinteilung festgesetzt. «Beabsichtigt ist, 
das Gesundheitswesen auf das WirtschafisminLterium übergehen zu lassen, 
auf Abteilung A (Arbeit und Wohlfahrt) mit Ausnahme der Verwaltung der 
Heilansialten, die wohl beim Ministerium des Innern bleiben soll, wenn ich 
meinen Berichterstatter recht verstanden habe. 

In Brauuschweig hat man ein Landesfürsorgeamt und 
Kreisfürsorgeämter gebildet. Das Landesmedizinalkollegium besteht 
dabei im Siaatsuiinisterium des Innern weiter. Man will dort die kleinen 
Kreisarztbezirke Zusammenlegen. 

Bühnger ist Lippe gewesen, das ein Landesamt fürVolkswohl- 
fahrt und Volksgesundheit geschaffen und am 12. 4 20 Aasführungs¬ 
bestimmungen zu den Gesetzen betreffend die Bekämpfung übertrag¬ 
barer Krankheiten getroffen bat. Außerdem ist unter dem 13. Juli 1921 
ein Gesetz betreffend die Dienststellung der Kreisärzte erlassen, 
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durch das der Kreisarzt staatlicher Gesundheitsbeumter, Fürsorge- und Schul¬ 
arzt seines Kreises ist. Unter dem 29. März 1921 ist dort durch Verordnung 
eine Aerztekammer errichtet, die laut § 3 auch bei der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege mitwirken soll. 

In Anhalt ist ein Kreisarztgesetz herausgekonunen. 

Ehe ich nun au! die Sorge für die Stellung und die wirt¬ 
schaftliche Lage der Medizinalbeamten in den einzelnen Ländern 
komme, will ich in großen Zügen noch die hauptsächlichsten 
Erlasse und Verordnungen behandeln, die auf dem Gebiete 
der Medizinalpolizei, Sanitätspolizei und der Für¬ 
sorge oder sozialen Hygiene erlassen sind. 

In Preußen, Sachsen und Oldenburg, ich habe nur aus diesen 
Staaten Berichte, sind neue Gebührenordnungen für Aerzte erlassen. 
Die in Preußen datiert vom 1. September 1920. Ich nehme an, daß auch die 
anderen Länder den Zeitverhältnissen entsprechend in gleicher Weise vorge- 

S angen sind. Vom 10. 8 1919 datiert die Verordnung über die Verleihung 
er Würde eines Doktors der Zahnheilkunde in Preußen. 

Im Apothekerwesen ist erwähnenswert in Preußen die Einrichtung 
obligatorischer Sonntags- und Nachtruhe nnd die Aenderung der Prüfungs¬ 
ordnung vom 7. 8. 1920. Man hat in einigen Städten Versuche mit der 
Kommunalisierung der Apotheken gemacht. Aus dem Mißerfolg einzelner 
8tadte will ich allgemeine Schlüsse nicht ziehen. Groß-Berlin hat im Prinzip 
die Kommunalisierung seiner Apotheken beschlossen. 

Der zunehmende Mißbrauch von Betäubungsmitteln, nament¬ 
lich der Opiate und des Kokains und ihrer Abkömmlinge hat anf Ver¬ 
anlassung des Reiches in allen deutschen Ländern zu verschärften Bestimmungen 
über den Vertrieb dieser Gifte geführt und sogar ein internationales Abkommen 
nötig gemacht. 

Der Entwurf eines preußischen Hebammengesetzes, der in der 
8itznng der Landesversammlung am 11./12. Januar 1921 in zweiter Lesung 
durchberaten wurde, ist nicht zur Verabschiedung gekommen. Die Veränder¬ 
ungen des Regierungsentwurfs durch den Ausschuß für Bevölkerungspolitik 
und die Parteien, die den Bedürfnissen parteipolitischer Agitation mehr als 
den Bedürfnissen des Volkes und den Interessen der Hebammen entsprachen, 
hätten wohl kaum den Beifall der Medizinalbeamten gefunden. 

Das preußische Hebammenlehrbnch ist 1920 in neuer Auflage 
mit einer Reihe anerkennenswerter und zweckentsprechender Verbesserungen 
erschienen. In Baden sind unter dem 10. 7. 1919 neue Bestimmungen Uber 
die Ausbildung der Hebammen erlassen. Die Taxen der Hebammen sind 
in den meisten Staaten, z. B. in Preußen, Bayern, Württemberg, 
Oldenburg, Braunschweig nicht unwesentlich, z. T. auf 400 °/o erhöbt. 

Vergeblich haben sich bisher Staat und Uemeioden bemüht, dem 
Wohnungsmangel und Wohnungselend na<h dem Kriege zu steuern. 
Die Versuche der Be.-sernng durch Wobnungsrationierung mit dem Bau von 
Notwohnungen und der Zwangseinmietung, der zumeist unzureichenden Unter¬ 
stützung gemeinnütziger Bauvereine und der mehr oder minder heimlichen 
Beschränkung der Freizügigkeit dürfen wohl im allgemeinen als gescheitert 
gelten. 

Die Bestimmungen für die Krankennahrung sind mit der Auf¬ 
hebung der Zwangswirtschaft zum großen Teil außer Kraft getreten. 

Zur Bekämpfung des Alkoholismus sind Mittel aus den Erträg¬ 
nissen des Alkoholuionopols unter dem 8. Juni 1920 für dio Emhultsamkeits- 
und Mäßigkeitsvereine zur Verfügung gestellt. Ein Gesetz gegen die Trunk¬ 
sucht ist in Vorbereitung, wie der Reichsminister Koch am 23. 1. 21 im 
Reichstag verkündigte. 

Das Reichsseuchengesetz vom 30. 6. 1900 und das preußische 
Gesetz betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom 
23. 8. 05 babeo in ihren Ausfiibrungsbestiromungen einige den veränderten 
Verhältnissen angepaßte Veränderungen erfahren. Diese beziehen sich vor allem 
auf die Bekämpfung der Läuse, die man seit Januar 1916 als Hauptuberträger 
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des Fleckfiebers erkannt hat, nnd auf die Bekämpfung ansteckender Ge¬ 
schlechts- nnd Hautkrankheiten. Die Einschleppungsgefahr für Buhr, Cholera, 
Typhus und Pocken aus dem Auslande machte einige Sonderbestimmungen und 
Verschärfung bestehender Bestimmungen nötig. Influenza und Schlaf- 
krankhet sollen in Preußen gemeldet werden; Malaria tat in Sachsen 
anzeigepflichtig geworden. 

Es sei mir hier die Bemerkung gestattet, daß in Halle, obwohl hier 
ein Malarialazarett bestand, und obwohl das zoologische Institut 1919 fast in 
jedem Tümpel der Umgebung Halles Anopheleslarven, in jedem Stall Imagines 
der Fiebermücke fand, Malaria weder 1920 noch 1921 in größerer Zahl vor- 
gekommen ist. 

Unter dem 8.2. 1920 I M III 64 erschien für Preußen eine neue Des¬ 
infektionsanweisung, die in Uebereinstimmung mit den Wünschen der 
Kreisärzte die Wichtigkeit der laufenden Desinfektion gegenüber der Schluß¬ 
desinfektion betont und für Tuberkulose, Typhus, Buhr, Körnerkrankheit, Kind¬ 
bettfieber, Diphtherie, Scharlach und Genickstarre Desinfektionsvorschriften gibt. 
Durch diese Desinfektionsordnung ist die Ausbildungszeit für Des¬ 
infektoren auf 14. für Desinfektionsschwestern auf 8 Tage erhöht. 

Die Typhusbekämpfung des Beiches ist seit dem 1. 7. 1921 
nach Mitteldeutschland verlegt. Der Beichskommissar hat seinen Sitz in Jena, 
Untersuchungsämter bestehen dort ferner in Halle, Erfurt, Gotha und Gera. 

Ich darf noch kurz an die Zählung der in Behandlung befind¬ 
lichen Geschlechtskranken — es sollen in Prenßen 127000 sein — 
und die Bestimmungen Uber die freie Behandlung und Belehrung solcher 
Kranken erinnern. 

Das Friedmannsche Tuberkuloseserum, dieses Serum politicum, 
darf ich wohl übergehen. Ministerialerlasse vom 16. 2. 20, 10. 11. 20 und 
4. 2. 21 sprechen vom Ausbau der Tuberkulosefürsorge in Erfassung 
aller za Befürsorgenden, Behandlung und Ausdehnung auf Mittelstand und die 
Kleinkinder. Die Bereitstellung von Mitteln ans d.en Erträgnissen des Brannt¬ 
weinmonopols ist unter dem 6. Juni 1920 auch für die Tuberkulosefürsorge 
angeordnet in richtiger Erkenntnis des engen Zusammenhanges zwischen 
Tuberkulose und Alkoholmißbrauch. Die Grundsätze für die Verwendung 
bereitgestellter Staatsmittel sind durch Ministerialerlaß vom 4. 6. 21 dann noch 
erweitert, indem die Unterstützung von Einrichtungen für Kranke und Bedrohte 
und auch für theoretisch wissenschaftliche Arbeiten zagelassen ist. In 
Oldenburg und Lippe ist die Tuberkulose anzeigepflichtig. 

Die Verhältnisse der Prostitution sind noch nicht endgültig geregelt 
Gesetze zu ihrer Begelung und zur Bekämpfung ansteckender Geschlechts¬ 
krankheiten sind in Vorbereitung. Hinsichtlich der serodiagnostischen 
Beaktion bei Syphilis siud unter dem 4. Oktober 1920 Bestimmungen 
herausgekommen, welche die gewerbsmäßige Anstellung der Proben von einer 
Erlaubnis der Behörden abhängig machen und sie Nichtärzten verbieten. 

Es sind ferner eine große Menge gewerbehygienischer Ver¬ 
ordnungen erlassen, ich erinnere z. B. an das Bleimerkbiatt vom 81.10. 19, 
die Bestimmungen über Arbeiten in Preßluft und mit benzolhaltigen Farben. 

Im neuen preußischen Etat sind 5 Stellen für Landesgewerbe¬ 
ärzte in Aussicht genommen. 

Eine Beihe einzelner Verordnungen beziehen sich auf die Schulhygiene 
und dieschulärztlicheTätigkeit Durch den preuß. Min.-Erlaß vom 11.Mai 
wird die regelmäßig wiederkehrende Untersuchung des Urins sämtlicher Schul¬ 
kinder empfohlen, unter dem 10. April wird die Wiederzuiassung von Diphtherie- 
bazillenträgem zum Schulbesuch geregelt. Mehrere Erlasse befassen sich mit 
der Auslandsbilfc, vor allein mit deu Quäkerspeisungen, für die die Mittel — auch 
hier sei es gesagt, ohne der Organisation der Quäker za nahe treten zu wollen — 
zu einem großen Teil von Deutsch-Amerikanern aufgebracht sind. 

Besondere Aufmerksamkeit wird auch der Säuglingsfürsorge schon 
Beit 1917 zugewandt. Ia Preußen gab es schon unter dem 81. 8. 1917 ein 
Gesetz über die staatliche Prüfung von Säuglingspflegerinnen. Am 20. No¬ 
vember 1918 folgte Bayern, in Sachsen bildete sich am 19. März 1920 
ein Landesausschuß für Säuglings- und Kleinkinderfürsorge. Mutter- und 
Säuglingsfürsorge, Errichtung von Beratungsstellen, Unterbringung und Vor- 
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iiiandschaft dor Säuglinge werden am 20. 8.20 dnrch Min.-Erlaß in Preußen 
geordnet; ein Bandschreiben des Reichsinnenministers Tom 10. Jani 1920 
befaßt Bich mit der ärztlichen Ueberwachung von Krippen und Klein« 
kinderbewahranstalten. In Braunschweig ist am 26. Juni 1919 
dnrch Gesetz das Haltekinderwesen geregelt. 

Eine gesetzliche Regelung bat in Preußen die KröppelfQrsorge 
unter dem 6. Mai 1920 gefunden. Leider stößt die Durchführung des 
Gesetzes, vor allem wegen der großen Kosten, die durch die stationäre Be« 
bandlnng erwachsen, anf großen Widerstand und Schwierigkeiten, sodaß 
durch Ministerialerlasse hinsichtlich der zu erfassenden Altersstufen der Krüppel 
in den meisten Provinzen beträchtliche Ausnahmen gemacht werden mußten. 
Es fehlt vielfach noch an den nötigen Einrichtungen für stationäre Behandlung 
und Unterrichtung. Die Absicht des Gesetzes, durch möglichst frühzeitige 
Maßnanmen drohende Verkrüppelung zu hindern und arbeitsfähige, lebens¬ 
freudige Menschen zu erziehen, ist mit Freude von allen Medizioalbeamten 
begrüßt worden, 

Die 8orge für die geistigen Krüppel (die Psychopathenfürsorge) 
ist bisher nur erst durch einm Randerlaß des preußischen Ministers lür 
Volkswohlfahrt vom 2. September 1920 über Fürsorge für Nervöse und 
seelisch Kranke in Angriff genommen. 8ie ist nur fürsorgerisch erfoßt. Der 
Erlaß empfiehlt Fürsorgestellen für Nervöse und seelisch Kranke, eine Ein¬ 
richtung, die in Halle unter Leitung des Universitätspsychiaters Prof. Dr. 
Anton schon seit 1916 besteht. v 

Es liegt, wie bekannt, für das Reich der Entwurf eines Reichsjugend« 
wohlfabrtsgesetzes vor. In ihm spielt zwar die gesundheitliche Fürsorge 
für Jugendliche und deren körperliches «»edeihen eine große Rolle, doch ist im 

g anzen Gesetzentwurf und in seiner Begründung der Aerzte wie vollends der 
[edizinalbeamten keine Erwähnung getan. 

Kurz erwähnen will ich hier die Bereitstellung öffentlicher und 
staatlicher Bäder für Sozialversicberte und den Erlaß des 
preußischen Ministers für Volkswohlfahrt vom 25. März 1920, der die 
Wiedereröffnung von Hallen-und Volksbädern in Rücksicht auf die Volks¬ 
gesundbeit zur Pflicht macht. 

Durch Runderlaß vom 6. 6. 1919 ist in Preußen die Anweisung zur 
Ausführung des Feucrbestattungsgesetzes geändert. 

Bayern hat unter dem 11. März 1920 or spolizeiliche Vorschriften über 
die Feuerbestattung nebst Ausfübrungsbestimmiu'gen erlassen und Sachsen 
ein Feuerbestattungsgesetz am 80. November 1920. 

Ich habe mich bis hierher in meiner gedrängten Aufzählung 
des Oeschehenen eng an die einzelnen Abschnitte der Dienst- 
anweisung für die Kreisärte gehalten. 

Es bleibt mir noch zu berichten über die eigentlich 
soziahvgienischen und fürsorgerischen Fortschritte 
des öffentlichen Gesundheitswesens. Ich hätte alle 
diese auch wohl ebenso gut schon in einem früheren Abschnitte 
aufzählen können, da sie ohne weiteres in solchen unterzu¬ 
bringen sind. 

Hierher gehört der preußische Erlaß über die Ausbildung und 
staatliche Prüfung der Fürsorgerinnen vom 29. März 1919 und dessen 
Erweiterung vom 22. Oktober 1920 als Grundlage fiir die Prüfung von Wohl¬ 
fahrtspflegerinnen. Diese Erlasse bedeuten die Schaffung einer Klasse von 
mittleren GesundheitBbeamtinnen. Andere Staaten, z. B. Mecklenburg sind 
hierin Preußen gefolgt. In Bayern ist eine Prüfungsordnung für Säugliogs- 
pflegerinnen und Fürsorgerinnen in Vorbereitung. Eine Prüfung für Kranken¬ 
pflegepersonen ist dort seit Januar 1921 eingeführt. 

Weiter gehört hierher die Einrichtung der sozialbygienischen 
Akad emien in Breslau, Cbarlottenburg und Düsseldorf und die staatliche 
Anerkennung von 18 Wo bl fah rts- und sozialen Frauenschulen in 
allen Teüen des preußischen Landes, beginnend mit dem 12. April 1919 und 
schließend mit dem 28. Juni 1921. Auch hier sind andere 8taaten Preußen 
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nachgegangen. Hie Prüfung von Fürsorgerinnen ist z. B. in Mecklenburg, 
Bayern, Württemberg und Sachsen geordnet. 

Hie Organisation der ländlichen Wohlfahrtspflege behandelt 
ein preußischer Erlaß vom 10. Juni 1920. 

Wenn ich nun noch ganz kurz in der sozialen Gesetz¬ 
gebung des Reiches die mehrmalige Heraufsetzung der 
Versicherungsgrenze und die Einführung der Fami¬ 
lienversicherung und der Wochenhilfe erwähne, so 
dürfte ungefähr in grossen Zügen das Wichtigste von denn 
gesagt sein, was in Reich und Einzelländern an Gesetzen, Er¬ 
lassen und Einrichtungen auf dem Gebiete des öffentlichen 
Gesundheitswesens anzuführen ist. 

Ich komme nun zu dem wohl unbefriedigensten Abschnitt 
meiner ganzen Ausführungen, zu der Stellung und Lage der 
Medizinalbeamten. Im Gegensatz zum Reich, das seine Medi¬ 
zinalbeamten mit klingenden Amtsbezeichnungen geschmückt 
und z. T. in recht jungen Jahren in befriedigende Stellungen 
gebracht hat, sind in fast allen deutschen Ländern die staat¬ 
lichen Medizinalbearaten arg zu kurz gekommen. 

Lassen Sie mich hier in aller Kürze die Verhältnisse in 
den einzelnen Ländern durchgehen. 

Io Preußen sind dio Medizinalbeamten der Bezirksinstanz Angehörige 
der Besoldnngsklasse XI, die vollbesoldeten Kreisärzte der Besoldnngs- 
klasse X, je ein Drittel beider soll nach den Bestimmungen der Besoldongs- 
ordnang vom 17. Dezember 1920 (veröffentlicht im Februar d. Js) in die nächst 
höhere Klasse, XII bezw. XI, aufrücken. Die nichlvollbesoldeten Kreisärzte er¬ 
halten 7 ö °/o der Bezüge der Voll besoldeten und dürfen, soweit es ibi Amt 
nnd ihre Vorgesetzte Behörde gestattet, Privatpraxis treiben, ßie behalten die 
Gebühren bis zur Höhe des Gebaltes gleichaltriger vollbesoldeter Kreisärzte, 
was die am Gehalt der Vollbesoldeten fehlenden 25°/o übersteigt, ist, wie bei 
Volibesoldeten von vornherein, an die Staatskasse abzuführen. Vertrauensärzt¬ 
liche Tätigkeit ist auch den vollbesoldeten Kreisärzten gestattet. 

Durch die Nichtgewährung eines kreisärztlichen Büros und geeigneter 
Hilfskräfte ist der Kreisarzt trotz der sehr gesteigerten amtlichen Tätigkeit 
mit minderwertiger Schreib* und Begistrierarbeit überlastet. Dafür erhält er 
als Vollbesoldeter die Diens tau f wan dentscbädigu ng von 1000—1500 
Mark, als Nichtvollbepoldeter 3b0—700 Mark, denen im Durchschnitt ein wirk¬ 
licher Aufwand von 6000 bezw. 300O Mark schon im Frühjahr 1920 gegenüber- 
stand. Die Gebühren sind durch Erlaß vom 20 Dezember 1920 um b00 # /* 
des Tarifes der Gebührenordnung vom 14. 7. 1909 erhöht. 

Reisekosten und Tagegelder sind gänzlich unzureichend trotz 
verschiedener Erhöhungen. 

Von 485 Kreisarztstellen sind z. Zt. 146 vollbesoldet, 339 nicht voll* 
besoldet. Im nenen Etat sind 45 nene vollbesoldete 8teilen vorgesehen, das 
macht eine Steigerung der vollbesoldeten Stellen von 80°/o anf 48,6 °/o. 

Die Dienstanfwandent8cbädigang soll bei Nichtvollbesoldeten anf durch¬ 
schnittlich 1800 Mark, bei vollbesoldeten anf durchschnittlich 8600 Mark 
erhöbt werden. 

Eine angemessene, ihrer Stellung gegenüber den Beamten anderer Ver¬ 
waltungszweige entsprechende Amtsbezeichnung ist den preußischen 
beamteten Aerzten bisher nicht verliehen. 

Die Kreisassistenzärzte gelten als Anwärter anf vollbesoldete 
Kreisarztstellen nnd erhalten 75—95°/o des Gehaltes der Klasse X. 

Die Gerichtsärzte sind nicht vollbesoldete Kreisärzte, für sie güt 
hinsichtlich der Amtsbezeichnung, Dienstaufwandentschädignng nnd der Ab¬ 
lieferung der Gebühren das Gleiche wie für die Kreisärzte. 
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Den Yoilbesoldeten Kreisärzten gleichgestellt sind die Direktoren 
der Qntersnchungsämter, bei denen allerdings eine vertrauensärztliche 
Tätigkeit, dafür aber auch der Dienstaufwand fortfällt. 

In Bayern sind die Dezernenten der Bezirksinstanz Ober¬ 
regierungsräte in Besoldnngsgrnppe XII, die Bezirksärzte, Medizinal- bezw. 
Obemedizinalräte in Besoldungsgruppe X mit Erlaubnis znr Privatpraxis, ohne 
Oebührenabliefernng and mit Erlaubnis znr Annahme von Nebenämtern mit 
Genehmigung der Vorgesetzten Behörden. Die Landgerichtsärzte sind in 
Groppe XI. Von den 170 Bezirksärzten sollen 12 in Gruppe XI and von 81 
Landgerichtsärzten 6 in Gruppe XII übergeführt werden. Die Gebühren in 
Bayern sind allerdings gering. 

Die Bef eren ten der Bezirksinstanz in Sachsen, die Obermedizinal¬ 
räte, sind in der XII. Besoldongsklasse, die Bezirksärzte, alle vollbesoldet ohne 
Praxis, mit der Amtsbezeichnung „Regierungs-Medizinalrat* zu 60°/o 
in Klasse X, zn 50°/o in Klasse XI. Sie behalten die nm 800 °/o erhöhten 
Gebühren und können Nebenämter mit Genehm'gung der Regierung annebmen. 

In Württemberg ist eine abschließende Regelung nach meinen Erkundi¬ 
gungen noch nicht erfolgt. Die Dienstaufwandentsihädigurg beträgt 1500 bis 
2500 Mark. Von den Oberamtsärzten sind 10 in Besoldungsklasse XI, 
die übrigen in X Der Wunsch der Aufrücknng in die Klasse XI and XII 
scheint nicht erfüllt za sein. 

Hessen hat in der Bezirksinstanz Obermedizinalräte in der XII. 
Besoldongsklasse. Von den Kreisärzten sind 13 in die X., 5 in die XI. 
Besoldongsklasse gekommen, obwohl man den Kreisdirektoren sogar einzelne 
ßtellen in Klasse XIII sagewiesen hat. Die Kreisassist« nzärzte — Amtsärzte 
genannt — sind in der IX. Besoldungsklasse. Ein Antrag auf Gebührenerhöhung um 
600 % — die Gebühren waren in Hessen bisher sehr niedrig — ist anscheinend noch 
Dicht erfüllt. Die amtlichen Gebühren, darunter auch dielmpfgebühren, gehen 
an die Staatskasse. Die Dienstauf wandentschädigung beträgt 400 
bis 2800 Mark. Privatpraxis ond Nebenämter sind mit Erlaubnis der Re¬ 
gierung gestattet. 

In Mecklenburg-Schwerin ist es bisher zn einer endgültigen Regelung 
noch nicht gekommen, nicht einmal die Abgrenzung der Aemter (viel¬ 
leicht werden es 12 ländliche nnd 4 städitsebe) ist erfolgt. Vorgesehen ist 
für Kreisärzte die X. Besoldongsklasse. Bisher werden den Amtsärzten 
aber nur 50*/# des Gebaltes gezahlt mit Belassung der Privatpraxis. Ein 
Amtsgericbts8ekretär im Nebenamt ist Bürovorsteher und Sekretär des Kreisarztes. 

In Oldenburg hat der Landesarzt die Dienslbezeicbnnng „Landesmedizinal- 
rat*; die Amtsärzte sind im Zivilstaatsdienst auf Kündigung angestellt, nnr 
einer ist in die Besoldongsgmppen eingereiht, der Amtsarzt in Vechta als 
Strafaustaltsarzt; er erhält 75 % des Gehaltes der Besoldungsklasse X. Ein¬ 
nahmen ans Gebühren and Nebenämtern verbleiben dem Amtsarzt; Privat¬ 
praxis ist ihm gestattet. Die Reisekosten and Tagegelder sind unzureichend 
(9-24 Mark). 

Groftlhüringen bat bisher sein Medizinal wesen ebenfalls noch nicht end¬ 
gültig g« ordnet. Auch hier ist die Abgrenzung der Bezirke noch nicht einmal 
fertig. Der Medizinalreferent im Ministerium des Innern soll 8400 
bis 12000 Mark Gebalt haben, die Kreisärzte sollen in Klasse X kommen. 
Bisher ist den Amtsärzten die Privatpraxis gestattet gewesen. Bei einer Neu¬ 
anstellung soll die Bestimmung, daß alle Gebühren und Nebeneinnabmen an*den 
Staat fallen, rückgängig* gemacht sein. Es ist dort wohl noch manches unklar. 

V oll besoldete und nichtvollbesoldete Kreisärziehatauch Braunschweig, 
erstero in Klasse X, letztere mit z. T. Behr kleinen Bezirken erhalten •/*«—'/« 
des Gehaltes dieser Klasse. Die 8 vollbesoldeten Kreisärzte dürfen keine 
Privatpraxis treiben. 

Das kleine Lippe endlich hat durch Gesetz vom 12. Juli 1921 Kreis¬ 
ärzte durchweg im Hauptamt, also vollbesoldet, angestellt. Ihnen stehen 
Gebühren ans vertranensärztlicber Tätigkeit zu; Privatpraxis dürfen sie nnr 
im Notfälle treiben. Kreisassistenzärzte werden auf PrivatdienBtvertrag ange- 
stellt. Amtliche nnd gerichtsärzliche Gebühren fließen in die Staatskasse, 
wie in Preußen. 
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Ans Baden und Anhalt sind mir Einzelheiten nicht zugegangen; Ich 
hoffe, daß sich die Vertreter der Medizinalbeamten dieser Staaten zu diesem 
Punkte meiner Ausführungen äußern werden. 

M. H.! Wenn wir von dem letzten Kapitel absehen, werden 
Sie mir zugeben, es war über manchen Fortschritt im einzelnen 
zu berichten, obwohl weder im Reich, noch in den Staaten 
irgendwelche grundlegende Aenderung der Organisation des 
Öffentlichen Gesundheitswesens im Sinne der Leitsätze von 
Solbrig und Dohrn, wie sie der deutsche und preußische 
Medizinalbeamtenverein in ihrer Hauptversammlung vom 25. 
Oktober 1919 angenommen haben, geschehen sind. 

Nirgends hat man eine Neuordnung des öffent¬ 
lichen Gesundheitswesens, nach einem einheitlichen 
umfassenden Plan vorgenommen. Man hat sich fast 
überall darauf beschränkt, den Einzelschäden durch Einzel¬ 
maßnahmen entgegenzu treten; man hat im einzelnen Erfolge 
gehabt, ohne sich im ganzen einen Gau zu schaffen, von dem 
aus man, überund außerhalb der einzelnen Einrichtungep stehend, 
das ganze umfassende Gebiet des öffentlichen Gesundheits¬ 
wesens und der öffentlichen Gesundheitspflege übersehen und 
ordnen kann. 

Ich glaube nicht, daß denjenigen, denen in erster Linie 
die Sorge für unser Medizinal wesen im Reich und in den Einzel¬ 
ländern anvertraut ist, Einsicht, Wunsch und Wille gefehlt haben; 
ich verkenne auch nicht, daß die politische und wirtschaftliche Not 
ihr gut Teil dazu beigetragen hat, um einen solchen Bau nicht 
zur Ausführung kommen zu lassen, und daß die Lockerung des 
Staatsgefüges und die Abschwächung des Staatsgedankens mit 
ihren zentrifugalen Kräften Hindernisse gewesen sind für eine 
straffe Zusammenfassung und einen gesetzmäßigen Aufbau. 

Und dennoch ist der gesundheitliche Aufbau unseres Volkes 
die allerwichtigste Vorbedingung für die Wiedererneuerung un¬ 
seres Reiches überhaupt und damit das öffentliche Gesundheits¬ 
wesen zur Zeit die wichtigste staatliche Einrichtung und der 
Stand der staatlichen Gesundheitsbeamten — in der anerzogenen 
Bescheidenheit der Medizinalbeamten scheue ich mich hier vor 
dem absoluten Superlativ — einer der wichtigsten Stände im 
heutigen Staate. Wie es aber mit dieser nach logischen Fol¬ 
gerungen durchaus zurecht bestehenden Bewertung dieses Standes 
steht, habe ich schon gezeigt. 

In der Mehrzahl der Staaten ist*die Stell ung und 
Besoldung der Medizinalbe amten noch gar nicht ein¬ 
mal geregelt, in anderen ist sie unzureichend. 
Die beamteten Aerzte stehen zumeist in der Amtsbezeichnung 
hinter den Beamten anderer Verwaltungszweige zurück; nur 
6°/ 0 von ihnen ist die Beförderungsmöglichkeit gegeben, die 
anderen Beamtenklassen zu mindestens in 20°/ 0 offen steht. 
Dazu kommt vor allem in Preußen die dauernde Anfeindung, 
die Gefahr der Kommunalisierung, die ihre Stellung zu einer 
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unsicheren macht und auf die Arbeitsfreudigkeit mit der Zeit 
lähmend wirken muß. 

Ueberaus bezeichnend ist hier jener Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 26. Mai 1920 der zur Abwehr dieser 
Angriffe, die ein Versagen der Kreisärzte auf sozial¬ 
hygienischem Gebiete behaupten, eine Rundfrage bei allen Kreis¬ 
ärzten über ihre fürsorgerische Tätigkeit anordnet, bezeichnend 
vor allem, daß ein solcher Erlaß überhaupt nötig war, um die 
Volksvertreter, die doch sonst in allen Satteln gerecht sind, 
erst über unsere Tätigkeit aufzuklären. So wenig Beachtung 
hatte man uns bis dahin geschenkt. 

Gleichwohl hätten und haben Reich und Einzelländer alle 
Ursache, den Stand der Medizinalbeamten zu einem zufriedenen 
und arbeitsfreudigen zu machen; denn die gesundheitliche 
Gefahr für unser Volk ist keineswegs beseitigt. Wir sind immer 
noch erst in den Anfängen des gesundheitlichen Wiederaufbaues; 
das Fundament ist kaum gelegt, sodaß man auch in Zukunft 
zufriedene und arbeitsfreudige Arbeiter am Bau braucht, die 
man sicherlich am ehesten und freudigsten im Stande der 
Medizinalbeamten finden wird, die durch ihre ganze Vorbildung, 
ihre amtliche, hygienische und fürsorgerische Schulung und ihre 
seit Jahrzehnten bewiesene soziale Gesinnung im besten Sinne 
des Wortes die Berufensten hierzu sind. 

Wir erkennen dabei durchaus an, daß die bisherigen Ar¬ 
beiten des öffentlichen Gesundheitswesens seit 1918 nicht ohne 
Erfolg gewesen sind. Auf manchen Gebieten ist ohne 
Zweifel eine Besserung zu bemerken: 

In der Tuberkulosesterblichkeit, die 1919 auf die 
doppelte Höhe wie vor dem Kriege herauf gegangen war, ist 
1920 und 1921 eine Abnahme zu verzeichnen. Die Säuglings¬ 
sterblichkeit hat sich trotz der Ungunst der Verhältnisse 
— Wohnungsnot, Milchmangel, Abnahme der Stillfähigkeit — 
nicht über ihren Stand vor dem Kriege hinaus gesteigert. 

Zahlen aus dem ganzen Staat stehen mir nicht zur Ver¬ 
fügung, aber Halle mit seiner großen Industrie, seiner überaus 
stark ausgeprägten Wohnungsnot — zurzeit über 10000 Woh¬ 
nungssuchende — gibt sicher kein zu günstiges Bild. Hier 
starben bei der einigermaßen gleichbleibenden Bevölkerungszahl 
von etwa 195000 in den Jahren: 1918: 410, 1919: 438, 1920: 
308 Personen an T u b e r k u 1 o s e, ein Rückgang von etwa 30 . 

(1913 starben 220 Personen.) Die Säuglingssterblichkeit 
betrug in den Jahren 

1913: 17,8 % 1916: 13,9 1919: 12,0 

1914: 17,6 •> 1917: 15,5 1920: 14,9 ; 

1916: 15,0% 1918: 15,1 •/• 

sie zeigt also zu mindest keine Zunahme und das, obwohl die 
Geburtenzahl seit 1918 gestiegen ist. 

Nach den Berichten der Schulärzte, die hier im Jahre 1919 
erschreckende Bilder von Unterernährung und körperlicher und 
geistiger Leistungschwäche entrollten — sie stellten in den 
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Volkschulen bei 96 % der Kinder Blutarmut und bei 72 % Unter¬ 
ernährung, darunter bei 25 % die hochgradigste Magerkeit, bei 
25 % durch Muskelschwäche bedingte Haltungsfehler, bei 17 
Rachitis und mehrere Tausend Fälle, etwa 10%, von Skrofu¬ 
löse und beginnender Tuberkulose fest — soll sich auch all¬ 
mählich eine Besserung des Gesundheitszustandes der Schul¬ 
kinder bemerkbar machen, wenn auch alle diese Erscheinungen 
noch andauern und weit über das Doppelte der Prozentsätze vor 
dem Kriege betragen. Das Längenwachstum der Schulkinder 
bleibt aber immer noch beträchtlich hinter dem Durchschnitt 
der Jahre vor dem Kriege in allen Altersklassen zurück; die 
körperliche und geistige Spannkraft ist immer noch stark ver¬ 
mindert. 

Die Geburtenziffer hat — ich kann auch hier nur 
Zahlen aus Halle anführen — seit 1918 zugenommen. Betrug 
sie in diesem Jahre 15 9, so stieg sie 1920 auf 25,6. Daß diese 
Steigerung aber nur eine Folge der Rückkehr der Kriegsteil¬ 
nehmer war und nicht eine Folge des veränderten Volks¬ 
willens, dafür spricht ihr neues Absinken sohon in diesem Jahre. 
Erschreckend hoch sind die Zahlen der Totgeburten, deren 
Prozentsatz sich auch noch seit 1918 von 2,6°/ 0 zu 4°/ 0 der 
Lebendgeburten 1920 steigerte. Die Schuld hieran, wie auch 
an den hohen Zahlen lebensschwach geborener, bald absterbender 
Kinder trägt neben der allgemeinen Schwäche der Mutter in 
erster Linie die Syphilis. 

Ebenso dauern Wohnungsnot, Ungezieferplage, die 
Gefahr ansteckender Krankheiten, namentlich des Typhus und 
der Ruhr und die Gefahr der Einschleppung der Volksseuchen 
— Cholera, Pocken, Fleckfieber — aus dem östlichen Grenzlande 
immer noch an. Die Geschlechtskrankheiten fordern 
weiter ihre Opfer, lebende und kommende Geschlechter ver¬ 
derbend. In Halle werden allwöchentlich Todesfälle an er¬ 
worbener oder vererbter Syphilis gemeldet. Nach der letzten 
Zählung gibt es allein in Preußen 127 000 in Behandlung befind¬ 
liche Geschlechtskranke, damit 127 000 Infektionsquellen, 
die um so gefährlicher sind, als heute diese Erkrankungen, die 
früher zumeist vor den Toren der Familien Halt machten» bis 
ins Innerste der Familien gedrungen sind. 

Eine starke Zunahme der Geisteskrankheiten macht 
sich bemerkbar, vor allem der Neurose und der Psychopathie. 

Man konnte ja auch kaum erwarten, dieser Gefahren in 
wenigen Jahren Herr zu werden, zumal ein großer Teil ihrer 
Ursachen andauert. Der offene Krieg und die Feindesblockade 
sind freilich beendet. Aber ein heimlicher Krieg dauert an; 
die Paragraphen des Versailler Vertrages mit seinen Be¬ 
stimmungen über Vieh- und Kohlenlieferungen und den Sank¬ 
tionen sind fast so verderblich • wie die Hungerblockade. Der 
Mißbrauch von Alkohol und Tabak nimmt von Tag zu Tag zu. 
Ein Teil des Volkes hungert immer noch; es fehlt an Milch 
und Fett, Kartoffelnot droht im kommenden Jahre. 
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Qrund genug, für unser öffentliches Gesund¬ 
heitswesen auch weiterhin zu sorgen und zu sinnen, 
wie diesen Gefahren entgegenzutreten sei. 

Wir, die wir uns immer noch trotz aller Anfeindungen mit 
Stolz staatliche Gesundheitsbeamte nennen, sind berufen zu 
helfen. Daß wir den Willen dazu haben, mit Rat und Tat, im Amt 
und Nebenamt, für die Gesundung unseres Volkes einzutreten, 
hätte die Allgemeinheit aus den Verhandlungen früherer Haupt¬ 
versammlungen und der Versammlungen der einzelnen Provin¬ 
zial- und Bezirksvereinigungen sehen können, die in unserer 
Zeitschrift veröffentlicht sind, aus den Veröffentlichungen ein¬ 
zelner unserer Mitglieder und aus unserer amtlichen Tätigkeit 
in Stadt- und Landkreisen. Sie hats nicht sehen wollen. 

Wir wollen es ihr daher auch heute noch einmal in dieser 
Versammlung in aller Deutlichkeit sagen und wollen in Zu¬ 
kunft dem Kate Bornträgers in Nr. 15 der Zeitschrift für 
Medizinalbeamte vom 5. August 1921 folgen, wollen aus 
unserer Zurückhaltung, die uns das alte preußische 
Beamtentum anerzogen hatte, heraustreten unddie 
Oeffentlickeit für unsere Sache, die ja auch die 
Sache der Oeffentlichkeit und des Volkes ist, durch 
Aufklärung der Volksvertretungen und Veröffent¬ 
lichungen in den Tageszeitungen in Anspruch 
nehmen (Allseitige Zustimmung). 

Da ist zuerst eine Vorfrage zu klären: 

Sind wir denn überhaupt noch die berufenen Vertreter 
des Staatsgesundheitswesens und der Gesundheitspflege, die 
eine Berechtigung und Befähigung haben, Wünsche zu äußern, 
Vorschläge zu machen und Forderungen zu stellen für eine 
Fortbildung des staatlichen Gesundheitswesens? 

Sie wissen ja alle, daß man uns im Parlament von gewisser 
Seite die Berechtigung abgestritten hat. Die Kreisärzte sollen 
in der sozialen Hygiene versagt haben. Man wirft uns Mangel 
an Tatkraft auf diesem Gebiete modernster Medizin vor. Nun, 
wir sind „Undäg“ gewohnt, wie man plattdeutsch sagt. Es ist 
noch nicht allzu lange her, da warf man uns im Parlament 
von anderer Seite einen allzu großen Tatendrang vor. Heute 
zu wenig, damals zu viel Fürsorge für die Volksgesundheit 1 
Woher kommt das? Weil mau unser Wirken viel zu wenig 
kennt. (Sehr richtig!) Ich erinnere Sie an die Veröffentlichung 
Kühnleins in eben jener Nummer 15 der Medizinalbeamten¬ 
zeitung und an den westpreußischen Kreisarzt, das sozial-hygie¬ 
nische Mädchen für alles, wie es im Buche steht. So gent’s 
nicht ihm' allein, so geht es den meisten unserer Kollegen, ein 
Kreisarzt ohne sozialen Sinn ist ein Unding 1 

Als im Jahre 1917 eine erhöhte Fürsorgetätigkeit einsetzte, 
waren es die zuhausegebliebenen Kreisärzte, die trotz Ver¬ 
waltung mehrerer Kreisarztbezirke und stärkster militärärztlicher 
Nebenbeschäftigung überall die Fürsorgestellen einrichteten. 
Eine Umfrage bei einer Anzahl von Kreisärzten (75) aus den 
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verschiedensten Landesteilen, aus Stadt- und Landkreisen, hat 
ergeben, dafl fast 100 % der Kreisärzte in der Fürsorge leitend 
oder ausübend tätig sind. 40% der Kreisärzte sind Stadtärzte 
oder Kommunalärzte im Nebenamt. In 80% der Kreise sind 
Wohlfahrtsämter eingerichtet, in denen die Kreisärzte die Ab¬ 
teilung des Gesundheitsamtes leiten und an deren Zustande¬ 
kommen sie zu allermeist ausschlaggebend beteiligt waren und 
sind. 

Die Tatsachen sprechen eine andere Sprache als der 
kreisarztfeindliche Parlamentarier. 

Dazu kommt, daß ein großer Teil der Kreisärzte, die ja, 
— ich erinnere hier an ein Wort Fraenkens auf dem ersten 
internationalen Tuberkulosekongreß zu Berlin — gewissermaßen 
die leichte Kavallerie der hygienisch - bakteriologischen 
Streitmacht waren, der Vortrupp zum Aufspüren der Schäden 
und die alle in der Schule der natürlichen Hygiene und bak¬ 
teriologischen Wissenschaft erzogen waren, sich nicht ohne wei¬ 
teres auf den Gedanken einstellen konnten und können, dafi 
die soziale Hygiene eine ganz neue Wissenschaft sei, bestimmt, 
die alte Hygiene in ihrem Einfluß auf die Volksgesundheit ab¬ 
zulösen, und daß ihnen zumeist der Sinn dafür fehlte, ihr Adep- 
tentum und ihre Leistungen in dieser Wissenschaft orbi und 
urbi mit dem nötigen Nachdruck zu verkünden. (Sehr richtig I) 

Sie wissen am besten, was wir der natürlichen Hygiene 
und Bakteriologie verdanken, ohne die eine erfolgreiche 
Fürsorgetätigkeit gar nicht möglich gewesen wäre und sind 
doch die ersten gewesen, wie schon Rapraund wiederholt 
erklärt hat, die an der Hand der Vorschriften ihrer Dienst¬ 
anweisung praktische Fürsorge und soziale Hygiene auf allen 
Gebieten trieben. Sie sind so die Geburtshelfer der neuen 
Wissenschaft geworden; als man aber das Kind aus der Taufe 
hob und ihm den Namen „soziale Hygiene“ gab, da gedachte 
man des guten Docktors nicht mehr, ihm gings, wie es dem 
Arzt so oft im Leben geht. (Bravo!) 

Und trotz alledem haben sich die Kreisärzte mit Eifer 
und Verständnis der Fürsorgetätigkeit und sozialen Hygiene 
angenommen, dafür sprechen die Zahlen meiner Umfrage, die 
ich ihnen oben nannte. Den Weg gehts anders herum. 

Der Kreisarzt ist nicht Verächter, sondern der 
berufene und willige Förderer der sozialen Hygiene, 
aber es besteht die Gefahr, daß der soviel gebrauchte und miß¬ 
brauchte Name der „sozialen Hygiene“ zu einem politischen 
Schalgwort wird. Caveant consules! 

Ich scheue mich fast, noch mehr von unserem Stande zu 
sprechen, aber es ist nötig zur Begründung meiner späteren 
Forderungen. 

Und dann, wenn es hier und da einem Kreisarzt einmal 
nicht möglich war, sich so kräftig, wie er es wohl gewollt 
hätte, den neuen Anforderungen an sein Amt und sein Können 
anzupassen, so lag es zumeist an der Unzulänglichkeit 
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seinerStellung. Das, was ich jetzt sage, trifft mit gewissen 
Einschränkungen und Aenderungen auch für die Medizinal¬ 
beamten in der Bezirksinstanz und nicht nur in Preuflen, 
sondern auch in anderen Ländern zu. 

Die meisten Kreisärzte sind nicht einmal vollbesoldete, 
wohl aber mit wenigen Ausnahmen vollbeschäftigte Staats¬ 
beamte. Sie dürfen sich zu ihrem unzureichenden Gehalt Mehr¬ 
einnahmen durch ärztliche Praxis schaffen; es fehlt ihnen aber zu 
allermeist die Zeit, oft auch die Gelegenheit, dazu. 

Den vollbesoldeten Kreisärzten rechnet man ihre Neben¬ 
einnahmen aus vertrauensärztlicher Tätigkeit nach ; man ver¬ 
gißt aber, daß ein großer Teil dieser für den Dienstaufwand 
draufgeht, dessen staatliche Entschädigung viel zu gering ist 
und auch nach Annahme des neuen Etats bleiben wird. Man 
beachtet nicht, daß die Kreisärzte erst sehr spät, in Preußen 
durchschnittlich mit dem 38. Lebensjahre, anderswo in noch 
höherem Lebensalter, überall also viel später als andere Be¬ 
amte, ins Amt und damit niemals in den Genuß ausreichender 
Ruhegehälter kommen, zumal auch bei ihnen die Zwangs¬ 
pensionierung mit dem 65. Lebensjahre eintritt. (Sehr richtig!) 

Ich wage hier ferner die Behauptung, daß die ver¬ 
trauensärztlichen Einnahmen alle in Ueberstunden 
verdient werden, denn der gesetzliche Normalarbeitstag 
ist für die Medizinalbeamten eine Unmöglichkeit und wird es 
bleiben. (Allseitige Zustimmung.) 

Man läßt die Kreisärzte und Gerichtsärzte Gebühren ab¬ 
liefern, die es vor allem den Gerichtsärzten erst ermöglichen, 
sich dauernd für ihr schweres, verantwortungsreiches Amt in 
Ausstattung und Ausbildung auf dem Laufenden zu halten. 

Der Kreisarzt ist auch heute noch, obwohl er ja nicht so 
recht brauchbar sein soll, der immer bereitwillige Helfer in aller 
gesundheitspolizeilichen und sozialhygienischen Verlegenheit. 
Seine Arbeit hat außerordentlich zugenommen, seine Tätigkeit, 
namentlich seine Bürotätigkeit, hat sich seit der Zeit vor dem 
Kriege verdoppelt; er muß eine Menge statistischer Anfragen 
beantworten, deren Beantwortung oft sehr schwer, oft gar un¬ 
möglich ist, weil die Anzufragenden oft keinerlei gesetzlichen 
und moralischen Zwang zur Beantwortung in sich fühlen. Dabei 
ist er vollkommen auf sich gestellt, ohne Büro, ohne ein¬ 
gearbeitete Hilfen und auch noch in vielen Kreisen vielfach 
ohne Unterstützung eines Gesundheitshelfers. Alles ruht auf 
ihm; er muß ein gut Teil nicht ärztlicher Verwaltungsarbeit 
verrichten und dabei seine Zeit und Kraft an minderwertiger 
Schreib- und Registraturarbeit verzetteln, unter der seine hoch¬ 
wertige, eigentliche Berufsarbeit auf die Dauer leiden muß. 
(Sehr richtig!) 

Und dann kommt zum Schlüsse noch eins hinzu: Dem 
Medizinalbeamten fehlt die Ausführungsbefugnis; 
er darf nur im Notfall Anordnungen treffen, ist nur öffentlicher 
Berater und in seinem Rate ganz und gar auf die Einsicht 
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und den guten Willen der zu Beratenden und der Ortspolizei¬ 
behörde angewiesen; diese sind aber nicht überall und nicht 
jederzeit vorhanden, ganz abgesehen davon, daß es oft an Mitteln 
zur Erfüllung seiner Ratschläge fehlt. 

Außer den Angriffen hat die Gefahr der Kommunali¬ 
sierung die Kreisärzte beunruhigt. Sie sind nach einer 
Umfrage zu 100°/ 0 Gegner der Kommunalisierung, durch Städte 
sowohl, wie durch Kreise, da sie mit Recht aus einer solchen 
den Verlust ihrer Bewegungsfreiheit und ihres unparteiischen 
amtlichen Einflusses befürchten. Sie stehen nicht allein mit 
dieser Annahme; hat doch schon früher einmal einer der führenden 
Herren im Verein für öffentliche Gesundheitspflege, meines 
Wissens ein Oberbürgermeister, das Gehalt der Kreisärzte, das 
sie von den Gemeinden bekommen, allerdings so halb im Scherz, 
ein „Schweigegeld“ genannt. 

Es liegt also dort, wo es mit dem Fortschritt 
der zozialen Hygiene und des öffentlichen Gesund¬ 
heitswesens noch nicht recht vorangeht, nicht am 
Willen und wissenschaftlichen Können der Medi- 
zinalbearaten, sondern zu allermeist an Hemnissen, 
die in seiner Stellungund in sei ne r Umgebung liegen, 
an der objektiven, nicht subjektiven Beschränkung 
seiner Tatkraft und seiner Mittel. (Bravo!) 

Diesem Fehler ist aber nur durch einen grundlegenden Um- 
und Ausbau des öffentlichen staatlichen Gesundheitswesens im 
Sinne der Solbrig-Dohrnschen Forderungen der Haupt¬ 
versammlung vom 25. Oktober 1919 abzuhelfen. 

Ich will mich nun meinerseits, nachdem ich die Begrün¬ 
dung im Kern in den vorigen Ausführungen gegeben habe, auf 
eine Darstellung meiner Vorschläge in grossem Umrisse 
bescheiden, da eine Schilderung im einzelnen den Rahmen eines 
Vortrages bei weitem überschreiten würde. 

Zuerst: Die Bekämpfung ansteckender Krank¬ 
heiten ist durch das Reich zu regeln. Dies ist nach der 
Verfassung möglich und dient der Vereinheitlichung der 
gesetzlichen Bestimmungen, die für die Bekämpfung übertrag¬ 
barer Krankheiten durchaus nötig ist; denn die Seuchen machen 
nicht an Stadt- und Landesgrenzen halt. Das dabei die per¬ 
sönlichen und sachlichen Eigenheiten der einzelnen Bundes¬ 
staaten vor allem in der Ausführung nach Möglichkeit Berück¬ 
sichtigung und Schonung Anden müssen, ist bei der Zusammen¬ 
setzung unseres Reiches und den Stammeseigentümlichkeitep 
seiner Einzelstaaten selbstverständlich. 

Da man die Einrichtung eines Reichsgesundheitsministeriums 
abgelehnt hat, so fordern wir die Bildung eines Reichsge¬ 
sundheitsamtes als vollständige selbständige Ab¬ 
teilung des Reichsministeriums des Innern mit einem 
ärztlichen Unterstaatssekretär an der Spitze und der 
nötigen Anzahl ärztlicher Referenten. Dem Reichsgesundheits- 



des Deutschen Medizinalbeamtenvereins. 


656 


amt gehört die gesamte Medizinal* und Sanitätspolizei und das 
gesamte Fürsorgewesen. 

Die Gesundheitspolizei ist von der politischen 
vollkommen zu trennen. Die Organe des Gesundheits¬ 
amtes in allen Instanzen sind mit Verordnungs- und Ausfüh¬ 
rungsrecht auszustatten. 

Dementsprechend sind in den Länderif Landes ge sund- 
heitsämter, unter diesen in den grossen Ländern Provinzial- 
bezw. Bezirksgesundheitsämter und endlich überall 
Kreisgesundheitsämter, alle mit einem ärztlichen Leiter, 
einzurichten. 

Der Leiter des Kreisgesundheitsamtes ist der Kreisarzt. 
Als Leiter der höheren Instanzen sind gemeinhin Medizinal¬ 
beamte zu bestellen, die durch die Stufen der Kreisassistenz¬ 
ärzte — Medizinalassesoren und Kreisärzte — Medizinalräte 
gegangen sind. 

Die Kreisärzte bleiben staatliche Beamte, da ihre 
Unabhängigkeit von örtlichen Behörden und Gewalten auf jeden 
Fall gewahrt werden muß. 

Die Kreisärzte sind soweit als nötig auch verwaltungs¬ 
rechtlich und verwaltungstechnisch vorzubilden. Jeder Stellen¬ 
anwärter — Medizinalassessor — ist vor seiner Anstellung in 
der Kreis- und Bezirksinstanz mindestens je 1 Jahr zu beschäftigen. 

Für die Gesundheitsämter ist die nötige mittlere Be¬ 
amtenschaft — Gesundheitshelfer und Gesundheitsfürsor¬ 
gerinnen — heranzubilden und bereit zu stellen. Endlich ist 
jedem Kreisgesundheitsamt mindestens ein festangestellter 
Bürobeamter zuzuteilen. 

Den Gesundheitsämtern der verschiedenen Instanzen sind 
Gesundheitsräte beizuordnen, deren Zusammensetzung 
zweckmäßigerweise entsprechend derjenigen der Ausschüsse für 
hygieniche Volksbelehrung in Preußen gestaltet wird. 

Ich bin mir sehr wohl bewußt, daß die Durchführung 
dieser Vorschläge auf nicht geringe Schwierigkeiten stossen 
wird, aber ich halte es für meine Pflicht, auch heute wieder 
auf diese alte Forderung unseres Vereins zurückzukommen, da 
die Not der Zeit dringend ein durchaus selbständiges, fach- 
ärztlich geleitetes, von bürokratischen und juristischen Hemmun¬ 
gen befreites Gesundheitswesen fordert. 

Ich bin mir ferner bewußt, daß hinsichtlich der Stellung 
der Medizinalbeamten, nicht nur in Preußen, sondern in allen 
deutschen Ländern, eine sofortige Aenderung nötig ist, die nicht 
bis zu einer zwar zu hoffenden oder doch immerhin vorerst noch 
unsicheren Gesamtregelung in diesem Sinne hinausgeschoben 
werden darf, und alles, was ich hier inbezug auf preußische 
Verhältnisse sage, gilt cum grano salis auch für die übrigen 
Länder. 

Ich kann mich hier nach der vorangegangenen Begründung 
kurz fassen. Die Referenten der Bezirksinstanzen, die jetzigen 
Regierungs- und Medizinalräte, erhalten die Amtsbe- 
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Zeichnung „Oberregierungsrat“ und gehören der Besoldungs¬ 
klasse XII, zu einem Drittel der Besoldungsklasse XIII an. 

Die Kreisärzte und Gerichtsärzte bleiben Staats¬ 
beamte und werden alle vollbesoldet. In den Antwor¬ 
ten auf meine Umfrage haben sich nur 10 Kreisärzte gegen die 
Vollbesoldung alle gegen eine Kommunalisierung der Kreis¬ 
ärzte in jeglicher Form ausgesprochen. Die Kreisärzte sind.die 
Leiter der Kreisgesundheitsämter und erhalten zur Entlastung 
von Schreib- und Registraturarbeit ein kreisärztliches bezw. 
gerichtsärztliches Büro mit mindestens einem Büroangestellten 
männlichen oder weiblichen Geschlechtes. Der Bürobedarf wird 
auf staatliche Kosten beschafft. Die vom Kreise bestellten 
Gesundheitshelfer oder Fürsorgerinnen sind dem Kreisarzt 
unterstellt. Die Kreisärzte sind in die Besoldungsklasse XI und 
zu */ 8 in die Besoldungsklasse XII einzureihen. Sie erhalten die 
Amtsbezeichnung „Medizinalrat“ bezw. zu einem Drittel „Ober¬ 
medizinalrat“. 

Die Gerichtsärzte sind im Grundsatz ebenso zu behan¬ 
deln. Gerichtsärztliche Gebühren sind nicht an die Staatskasse 
abzuführen. 

Die Kreisassistenzärzte sind in jedem Falle sowohl 
in der Kreis-, als auch in der Bezirksinstanz zu beschäftigen. 
Sie erhalten die Amtsbezeichnung „Medizinalassessor“. 

Das pensionsfähige Dienstalter aller Medizinalbe¬ 
amten ist für die Berechnung der Besoldungs- und Ruhegehälter 
so festzusetzen, daß ein angemessener Teil der Hochschulvor¬ 
bildung und der vor der Anstellungsfähigkeit gesetzlich fest¬ 
gelegten praktischen Tätigkeit, wie bei anderen Beamtenklassen, 
mit in Anrechnung kommt. 

Es sind in jedem Landgerichtsbezirk Gerichtsärzte 
anzustellen. 

Die Anstellung der beamteten Aerzte geschieht nur nach 
den Gesichtspunkten wissenschaftlicher und amtlicher Befähigung. 
Der Standes Vertretung der Medizinalbearaten, ver¬ 
körpert in den Medizinalbeamten vereinen, ist vor Erlaß jedes das 
öffentliche Gesundheitswesen betreffenden Gesetzes Gelegenheit 
zur Stellungnah tue zu geben. 

Beamtete Aerzte, die nicht der Zentralinstanz angehören, 
sollen Sitz und Stimme im Landesgesundheitsrat haben. 

Lassen Sie mich nun noch in kurzen Zügen das ganze 
Gesundheitswesen durchgehen und auch hier unsere Wünsche 
mit wenigen Strichen zeichnen, die wir hinsichtlich der 
einzelnen Abteilungen haben. 

Wir wenden uns gegen die Sozialisierung des 
Aerztestandes aus wissenschaftlichen und wirtschaftlichen 
Gründen. Demzufolge sind wir auch für eine Befreiung des 
Aerztestandes aus der Abhängigkeit der Krankenkassen insofern, 
daß sie den Kassenangehörigen als freipraktizierende Aerzte 
gegenübergestellt werden. 
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Wir sind auch gegen die Mitwirkung der ärztlichen 
Vereinigungen bei der Besetzung amtsärztlicher 
Stellen, obwohl wir den guten Zweck, die Besetzung nach 
politischen Gesichtspunkten zu hindern, anerkennen. Der Staat 
muß hier in seinen Entschließungen frei bleiben, der Amtsarzt 
darf nicht abhängig werden von nicht staatlichen Körperschaften. 

Wir sind für eine Apothekenreform im Sinne der 
alleinigen Erteilung von Personalkonzessionen. Privilegien und 
Realkönzessionen sind angemessen abzulösen. 

Die Abgabe und der Handel mit Opiaten und Kokain ist 
unter strengere Bestimmungen zu stellen. Die Abgabe in 
Apotheken auf Rezepte unbekannter, namentlich auswärtiger, 
unerreichbarer Aerzte ist zu verbieten. 

Das Hebammenwesen ist gesetzlich zu regeln. Längere 
Ausbildungszeit und Unterricht in Säuglingspflege, angemessenes 
Einkommen und Altersversorgung sind zu fordern. Die Freiheit 
der Hebammen wähl muß soviel als möglich erhalten bleiben. 
Die Zahl der Hebammen ist zu beschränken, die Beaufsichtigung 
durch den Kreisarzt muß bestehen bleiben. 

Für das niedere Heilpersonal und die Fürsorgerinnen 
und Wohlfahrtspflegerinnen ist eine Meldepflicht einzuführen. 

Da es aussichtslos erscheint, auf gesetzlichem Wege ein 
Kurpfuschereiverbot zu erlangen, so ist wenigstens eine strenge 
Aufsicht des Kurpfuschertums notwendig. 

Was das Wohnungswesen betrifft, so ist der zuneh¬ 
menden Herabsetzung der Anforderungen an gesundes Wohnen 
Einhalt zu tun. Die Erfahrung halj wohl gezeigt, daß die bisher 
geübte gesetzliche Regelung des Wohnungswesens, die zum 
Teil im vollen Widerspruch zur Reichsverfassung steht, mit 
Rationierung, Zwangseinmietungen, Bau von Notwohnungen 
und Zuweisung unzureichender Bauzuschüsse im allgemeinen 
versagt hat. Die Ermöglichung von Neubauten und umfang¬ 
reiche Siedelungen können den hygienischen Anforderungen 
entsprechend gestaltet werden. 

Der zunehmende Alkoholismus und Tabakmiss¬ 
brauch vor allem unter der Jugend fordert die reichliche 
Unterstützung von Enthaltsamkeits- und Mäßigkeitsvereinen 
und die Herausgabe strenger Bestimmungen für die Herstellung 
und die Abgabe von alkoholischen Getränken. Brot-Getreide 
und Kartoffeln sind in weitestem Umfange der menschlichen 
Ernährung zuzuführen. Ihr Gebrauch zur Herstellung von 
Trinkbranntwein ist zu verbieten. 

Die Desinfektionsordnung bei übertragbaren Krank¬ 
heiten ist dahin zu ändern, daß dem verantwortlichen Kreis¬ 
arzt in jedem Fall der Zutritt zu den Kranken gestattet ist. 
Für die 5°/ 0 Sublimatlösung bei der Desinfektion tuberkulösen 
Sputums ist 5°/ 0 Alkalilysollösung einzuführen. 

Die Anmeldepflicht für jede offene Tuberkulose 
und für ansteckende Geschlechtskrankheiten ist einzu¬ 
führen, da der Nutzen der Erfassung möglichst vieler Fälle 



558 


Bericht Ober die XI. Hauptversammlung 


entschieden den Schaden etwaiger Verheimlichung aus Scheu 
vor der Oeffentlichkeit und vor den aus der Anzeige entstehen¬ 
den Unbequemlichkeiten überwiegt. Es ist ein vermehrtes 
Gewicht au! die Absonderung unheilbar mit offener Tuberkulose 
Behafteter zu legep, und auf die Entfernung Gesunder, von 
Tuberkulose Bedrohter aus tuberkulösen Familien. 

In engem Zusammenhang hiermit steht die notwendige 
Regelung des Prostitutionswesens, die immer noch der 
Erledigung entbehrt, und die vor allem nach gesundheitlichen 
Gesichtspunkten geschehen muß und daher nicht immer der 
zwangsweisen Vorführung, Untersuchung und Behandlung wird 
entraten können. 

Die Erhaltung des § 175 des Unzuchtparagraphen des 
Strafgesetzbuches ist auch im Interesse der Volksgesundheit 
ein dringendes Erfordernis. 

Das Impfgesetz ist in vollem Umfange zu erhalten. 

Die Anstellung von 5 Landes^ewerbeärzten in 
Preußen, die im Etat vorgesehen ist, begrüßt der Medizinal¬ 
beamtenverein freudig. Eine größere Beteiligung der Aerzte 
bei der Gewerbeaufsicht ist dringend notwendig. 

Die Anstellung eines Schularztes haupt- oder neben¬ 
amtlich ist für jede Schule festzulegen. Krippen und Klein¬ 
kinderschulen bedürfen in jedem Falle ärztlicher Ueber- 
wachung. 

Der hy gienische Unterricht muß in den Ober¬ 
klassen jeder Sohule Zwangslehrfac^ werden. 

In dem durch das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz 
vorgesehenen Jugendamte muß entsprechend dem Sinn und 
Zweck des Gesetzes den beamteten Aerzten die Be¬ 
rechtigung gegeben werden, nicht nur an allen Sitzungen des 
Jugendamtes mit beratender Stimme teilzunehmen, sondern 
unter Umständen auch die Möglichkeit, Leiter des Jugend¬ 
amtes zu werden, Berechtigungen, die dem Vorraundschafts- 
richter von vornherein zuerkannt sind. 

Die Sorge für die Erzeugten hat schon vor ihrer Zeugung, 
d. h. bei Schließung der Ehe zu beginnen. Es ist bei Ein¬ 
gehung jeder Ehe ein Gesundheitszeugnis für jeden der 
beiden Teile zu fordern, das bei Bestehen übertragbarer Tuber¬ 
kulose, Geschlechtskrankheiten, vererbbarer Geistes- und Nerven¬ 
krankheiten ein dauerndes oder zeitliches Eheverbot gestattet. 
Die von Aerzten ausgestellten Zeugnisse sind einem Vertrauens¬ 
arzt als Eheberater vorzulegen. Als Eheberater kommt der 
Kreisarzt fn Betracht. 

In dem Kampf gegen die §§ 218 bis 220 des St.G.B., 
welche die Abtreibung und Tötung der Leibesfrucht 
und die Beihilfe dazu unter schwere Strafen stellen, hat sioh 
die Medizinalverwaltung mit Entschiedenheit auf die Seite der¬ 
jenigen zu stellen, die diese Bestimmungen beibehalten wissen 
wollen. 
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Entsprechend dem Krüppelgesetz vom 20. Mai 1920 ist 
auch ein Gesetz für geistige Krüppel, Psychopathen, 
zu erlassen, das die Behandlung dieser und ihre Unterbringung 
in Psychopathenheimen zur Pflicht macht. 

Die ärztliche Pflichtleichenschau ist im Interesse 
der Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vor allem auch der 
Tuberkulose, überall gesetzlich einzuführen. Sie ist bei der 
jetzt so dichten Besetzung des Landes, mit Aerzten durch¬ 
führbar. 

Es ist dies nach den Forderungen, die wir in erster Linie 
an eine Neu- und Umgestaltung des ganzen staatlichen Gesund¬ 
heitswesens gestellt haben, noch eine reiche Blütenlese ein¬ 
zelner Wünsche auf medizinalpolizeilichem, sanitätspolizeilichem 
und fürsorgerischera Gebiet, und doch habe ich nur das Haupt¬ 
sächlichste herausgegriffen. 

Ich habe auch hier Fürsorge und Sanitätspolizei nicht 
trennen können, möchte aber zum Schluß in Bezug auf die 
Fürsorge noch einiges von dem Gesagten unterstreichen und 
zusammenfassen. 

Daß die Kreisärzte durch Vorbildung, Erfahrung und 
Gesinnung geeignet sind, Fürsorge auszuüben und in ihrem 
Amtsbezirk zu leiten, war schon früher gesagt. Sie sind aber 
auch vermöge ihrer Kenntnis des ganzen Gesundheitszustandes 
und der örtlichen hygienischen Verhältnisse ihres Kreises, durch 
Kenntnis der ^Krankheits- und Todesfälle an Infektionskrank¬ 
heiten der geeignetste Mittelpunkt, in dem alle Fäden 
der Fürsorgebestrebungen zusamraenlaufen müssen. Nur mit 
ihrer Hilfe können die zu Befürsorgenden restlos erfaßt werden. 
Sie können die gegenseitige Meldung zwischen den einzelnen 
Zweigen der Fürsorge vermitteln und werden am besten eine 
überflüssige und doppelte Befürsorgung verhindern können. 

Und dann zum Schluß die soziale Hygiene, deren Tätig¬ 
keit auf dem Gebiete des Besserns und Vorbeugens bei Kranken 
und Krankheitsbedrohten so schöne Erfolge gezeitigt hat, muß 
in Zukunft noch mehr als bisher ihre Sorge dem körperlich 
wertvollsten Teile des Volkes zuwenden, den Gesunden! 
Hierher gehört manches, was ich vorher gesagt habe. 

Aber auch Turnen, Sport und Spiel müssen noch 
mehr als bisher der Ertüchtigung aller Kreise unseres Volkes 
dienen. Die Errichtung von geeigneten Plätzen für diese Be¬ 
tätigung und die Bereitstellung der nötigen Hallen und Apparate 
sollte jeder Gemeinde zur Pflicht gemacht werden. 

Noch mehr als bisher muß die Lehre der Pflicht zur 
Gesundheit, der gesundheitlichen Verantwortlich¬ 
keit nicht nur für sich selbst, sondern auch für seine Nach¬ 
kommen durch Auswahl bei der Ehe nach rassenhygienischen 
Grundsätzen in aller unserer Volksgenossen, namentlich der 
Jugendlichen, Geist und Herz gepflanzt werden. 

So bin ich denn am Ende meiner Ausführungen. *Ich 
habe Ihre Zeit über Gebühr lange in Anspruch nehmen müssen; 
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denn der Stoff, der mir gegeben war, ist ein gar umfangreicher. 
Wenn in diesem oder jenem von Ihnen meine Ausführungen 
hier und da Widerspruch.erweckt haben, so möge er wenigstens 
das bedenken, daß sie alle gemacht sind aus dem guten Willen 
heraus, unserem gesundheitlich darniederliegenden Volke in 
erster Linie, dann aber auch unserem Stande zu helfen. In 
diesem Ziele wenigstens sind wir, glaube ich, alle einig 1 

(Lebhafter Beifall 1) 

Leitsätze. 

1. Die öffentliche . Gesundheitspflege und die 
Medizinal Verwaltung im Deutschen Reiche und in den 
Einzelstaaten haben zur Mehrung der Volkskraft und Volksmenge 
und zur Behebung der durch den Krieg, die Hungerblockade 
und Seucheneinschleppung bedingten gesundheitlichen Schädi¬ 
gungen des deutschen Volkes auf einzelnen Gebieten, nament¬ 
lich in der Bekämpfung übertragbarer Krankheiten und auf 
dem der Fürsorge und sozialen Hygiene eine rege und erfolg¬ 
reiche Tätigkeit entfaltet. Wir sind im allgemeinen von größeren 
Seucheneinbrüchen verschont geblieben, ein Rückgang der 
Tuberkulose und der Säuglingssterblichkeit, sowie der Ernäh¬ 
rungsstörungen ist seit 1919 zu verzeichnen. 

2. Das Fortbestehen der meisten Kriegsschäden aber, der 
immer noch stark erhöhten Tuberkulose-Sterblichkeit, der Ver¬ 
mehrung der Geschlechtskrankheiten, der Geburtenabnahme, der 
körperlichen Minderwertigkeit und damit im Zusammenhang 
stehenden geistigen Leistungsschwäche der Jugend, sowie der 
wieder zunehmende Mißbrauch von Alkohol und Tabak, die 
Ungezieferplage und Ungeziefergefahr und das drohende Ein¬ 
dringen der Volksseuchen machen auch weiterhin eine erhöhte 
Aufmerksamkeit und Tätigkeit auf dem Gebiete des 
öffentlichen Gesundheitswesens nötig. 

3. Staat und Gemeinden in enger Zusammenarbeit mit 
weltlichen und kirchlichen Körperschaften und mit berufenen 
Einzelnen werden daher auch in Zukunft und noch auf viele 
Jahre hinaus der öffentlichen Wohlfahrtspflege mit allen Gebieten 
der Fürsorge und sozialen Hygiene und der gesundheitlichen 
Belehrung in verstärktem Maße. Kraft und Mittel zuwenden 
müssen. Sie werden bei aller dieser Tätigkeit der ärztlichen 
und vor allem der amtsärztlichen Leitung und Beratung 
nicht entraten dürfen. 

4. Diese fürsorgerische und aufklärende Tätig¬ 
keit, deren Erfolg immer mehr oder minder von dem guten 
Willen der zu Befürsorgenden abhängig bleibt, genügt jedoch 
allein nicht, um die gesundheitlichen Schäden unseres Volkes 
zu heilen und uns die verlorene Volksgesundheit wieder zu 
geben. Es sind dazu auch gesetzgeberische Maßnahmen 
nötig mit einer Aus- und Umgestaltung des öffent¬ 
lichen Gesundheitswesens in Reich und Einzel- 
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ländern an Haupt und Gliedern in dem Sinne, daß er 
frei gemacht wird von dem hemmenden Einfluß anderer Ver¬ 
waltungszweige und mit eigenerVollziehungsberechtigung unab¬ 
hängig vonördnungs-undStraf polizei ausgestaitetwird. 

6. Unter Beibehaltung der Selbständigkeit der Gesund¬ 
heitsverwaltung in den einzelnen Ländern ist ein Rahmen¬ 
gesetz für die Organisation des Gesundheitswesens 
vom Reiche zu erlassen, um dadurch die Einheitlichkeit 
auf diesem Gebiete sicher zu stellen. 

6. Es sind in den einzelnen deutschen Staaten Landes- 

E esundheitsämter zu schaffen, denen in den größeren 
ändern noch Bezirks- oder Provinzialgesundheitsämter 
und überall Kreisgesundheitsämter zu unterstellen sind. 

Alle Aemter erhalten einen ärztlichenLeiter, der staat¬ 
licher Beamter ist und Verordnungs- und Ausführungsrecht hat. 

7. Die Kreisärzte sind nach Vorbildung, Erfahrung 
und sozialer Gesinnung und durch ihre amtliche Tätigkeit 
berufene Leiter der fürsorgerischen und sozial-hygienischen 
Einrichtungen ihres Amtsbezirkes. 

8. Die fürsorgerischen Bestrebungen haben noch 
mehr als bisher ihr Augenmerk auf die Erzeugung und Erhal¬ 
tung des körperlich wertvollsten Teils der Bevölkerung, der 
Gesunden, zu richten. Hygienische Belehrung, in erster Linie 
Verbreitung der Lehren der Rassehygiene, Wohnungsfürsorge, 
Turnen, Sport und Spiel müssen daher eine immer erhöhte 
Förderung erfahren. Den Gemeinden muß die Gewährung von 
Mitteln, Plätzen und Einrichtungen hierfür zur Pflicht gemacht 
werden. 

9. Aber schon vor und bis zur Durchführung dieser For¬ 
derungen bedarf die Stellung der Medizinalbeamten 
in der Bezirks- und Kreisinstanz in allen Ländern 
einer durchgreifenden Besserung: 

Die Medizinalbeamten der Bezirksinstanz, die 
Regierungs- und Medizinalräte, erhalten die Amtsbezeichnung 
„Oberregierungsrat“ und sind der XU. Gehaltsklasse zuzuteilen. 
Vs von ihnen rückt in die Gehaltsklasse XIII auf. Die Kreis- 
und Bezirksärzte erhalten die Bezeichnung „Kreisarzt und 
Medizinalrat“ bezw. „Obermedizinalrat“; sie sind der XI. Ge¬ 
haltsklasse zuzuteilen, , / 3 von ihnen rückt in die XII. Gehalts¬ 
klasse auf. Die Gerichtsärzte und die Direktoren der 
Medizinaluntersuchungsämter sind den Kreisärzten 
gleichzustellen. 

Wir weisen die Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“ für 
die Kreisärzte entschieden zurück, weil wir sie für irreführend 
und minderwertig gegenüber der Amtsbezeichnung Regierungs¬ 
medizinalrat der Versorgungsärzte halten müssen. 

Die Kreisassistenzärzte erhalten die Amtsbezeichnung 
„Medizinalassessor“. 

Alle Kreisärzte werden vollbesoldet, ihnen ist ein 
kreisärztliches Büro oder mindestens eine angemessene Dienst- 
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Aufwandsentschädigung, welche die entstehenden Kosten deckt, 
zu gewähren. 

Gerichtsärztliche Gebühren sind nicht an die Staats-' 
kasse abzuführen. 

Für das Dienstalter der Medizinalbeamten zur 
Berechnung der Besoldungs- und Ruhegehälter ist ebenso wie 
bei anderen Beamten und Sanitätsoffizieren ein angemessener 
Teil des Hochschulstudiums und der für die Prüfung und An¬ 
stellung vorgeschriebenen praktischen Tätigkeit anzurechnen. 
Die Standes Vertretung der Medizinalbeamten, die 
Medizinalbeamtenvereine, sind vor Herausgabe eines jeden, das 
öffentliche Gesundheitswesen betreffenden Gesetzes zu hören. 

Anssprache. 

H. Obermedizinalrat Dr. Koestlin, Stadtdirektionsarzt in Stuttgart: 
H. Med.-Rat Dr. B u n d t hat in den Schlußsätzen seines Beferats auch die viel- 
umstrittene Frage der Amtsbezeichnung der Medizinalbeamten gestreift; 
ich möchte anf diese hier nicht näher eingehen, da wir mit einer eingehenden 
. Erörterung hierüber bei unserer heutigen Tagung wohl nicht fertig werden 
würden; ich möchte mir aber im Aufträge unseres Wttrttembergischen Medizinal¬ 
beamtenvereins erlauben, einen Antrag zu stellen, der unsere Stellungnahme 
zu der der neugescbaffenen Versorgungsärzte betrifft und folgenden Wortlaut hat: 

„Die Titel Medizinalrat, Begierungsmedizinalrat und 
Obermedizinalrat sind bisher im ganzen Deutschen Reiche nur 
älteren, in ihrem Amt verdienten Medizinalbeamten Vorbehalten 
gewesen; seit Errichtung der militärischen Versorgungsämter ist aber 
auch den etwa 800 bei diesen angestellten, meist jüngeren früheren Militär¬ 
ärzten sofort bei ihrer Anstellung die Amtsbezeichnung Begierungs¬ 
medizinalrat und Oberregierungsmedizinalrat verliehen 
worden. Durch di-se Entwertung einer früher als besondere Auszeich¬ 
nung angesehenen Titulatur fühlen sich die im Zivildienst angestellten 
Medizinal beamten in ihrem Ansehen sowohl den Behörden, als der Be¬ 
völkerung gegenüber geschädigt; sie erlauben sich deshalb, an die Beicbs- 
regierung die Bitte zu richten, es möge den Aerzten der Ver¬ 
sorgungsämter eine, sich von den übrigen Medizinal¬ 
beamten unterscheidende und deren wohlverdienten 
Bechten entsprechend Bechnung tragende Amtsbezeich¬ 
nung verliehen werden.“ 

ln Anbetracht dessen was unser verehrter Herr Vorsitzender in 
seiner gestrigen E'öffunngsrede in dieser Hinsicht gesagt bat, erübrigt sich 
wohl eine weitere Begründung dieses Antrags; mit vollem Recht bat er betont, 
daß die deutschen Mediziialb«amten mit Staunen und Unwillen von dieser 
Titel Verleihung Kenntnis genommen haben und daß sich ihrer deshalb eine 
allgemeine Verdrossenheit darüber bemächtigt habe; ich habe diesen zu¬ 
treffenden Worten meinerseits nichts weiter beizufiigen. Der Preußische 
Medizinal beamten verein ist bereits in dieser Sache bei dem preußischen Mini¬ 
sterium für Volkswohlfahrt vorstellig geworden; er hat ab<r bis jetzt hierüber 
noch keinen befriedigenden Bescheid bekommen. Anf der diesjährigen Ver¬ 
sammlung des Würtlembergisch"ti Medmiialbeamtenvereii'S ist diese Frage 
auch zur Erörterung gekommen und zwar ans Anlaß eines besonderen Falles, 
in dem sich ein Kollege beschwerte, weil er sich durch die Verleihung 
als Begierungsmedizinalrat an einen in seinem Bezirk ansässigen Ver¬ 
sorgungsarzt auch materiell geschädigt sah Wir haben aber in dieser 8ache 
nichts weiter tan können, weil das württembergisebe Minister mm des Iunern 
in der Sache ebensowenig anständig ist, als das preußische; denn es handelt 
sich um eine Frage, die nar von einer Reichsbehörde entschieden werden 
kann. Ich bitte deshalb, daß dieser Antrag durch den Deutschen Medizinal¬ 
beamtenverein bei der Reichsregierung gestellt wird (Beifall). 
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H. Kreisarzt Dr. Kühnlein-Merseburg: Wenn man die Ausführungen 
des Herrn Kollegen Bundt gehört hat nnd sich der Versammlung in Weimar 
im Jahre 1919 erinnert, so darf nicht unerwähnt bleiben, daß H. Geheimrat 
Dr. K r o h n e - Berlin damals jedem von ans den Leitsätzen 8 o 1 b r i g s and 
Dohms zuzastimmen schien. Er hat nichts versprochen, denn ein Geheimrat 
aas einem Ministerium kann nichts versprechen. Er hatte aber doch einen Hoff¬ 
nungsschimmer in nns binterlassen. Nun, die Hoffnung ist leider unerfüllt 
geblieben 1 Alle unsere Wünsche and Forderangen sind in Berlin zum größten 
Teile nicht beachtet! Heute müssen wir außerdem feststellen, daß wir in 
ernster Arbeit und anter großer Beteiligung der Medizinalbeamten aas allen 
Gegenden unseres Vaterlandes höchst aktuelle Stoffe aus dem Gebiete des 
öffentlichen Gesundheitswesens behandeln, daß aber das größte Land Deutsch¬ 
lands — Preußen — keinen Vertreter seiner Medizinalverwaltung zu unserer 
Tagung entsandt hat. Es erscheint daher uns zweifelhaft, ob diese Medizinal- 
verwaltung noch Interesse an dem Wohl und Wehe ihrer Beamten hat. Bei 
der völligen Zertrümmerung unserer Volksgesundheit liegt in einem solchen 
Verhalten der preußischen Begierung uns gegenüber eine ernste Gefahr. Ich 
halte es für erforderlich, daß dies der Medizinalverwaltung Preußens gegen¬ 
über zum Ausdruck gebracht wird. (Beifall und allseitige Zustimmung). 

H. Dr. Bornstein-Berlin: Ich habe gebeten, hier als Gast erscheinen zu 
dürfen, nih neue Anregungen als Schriftführer des Landesausschasses 
für hygienische Volksbelehrung and Schriftleiter der Blätter 
für Volksgesundheitspflege zu empfangen. Diese Anregungen, für 
die ich dankbar bin, will ich in meinem Kampf gern verwerten. Vorträge 
haben oft wenig Zweck, wenn sie nicht dem Hörerkreis angepaßt werden; das 
gesprochene Wort verfliegt oft sehr rasch Das Geschriebene bleibt, darum 
bitte ich ßie, die Blätter für Volksgesundheitspflege, die der 
Landesausschuß für hygienische Volksbelehrung mit dem Deutschen Verein für 
Volkshygiene gemeinsam herausgiebt, selbst für Ihre Wartezimmer zu halten und 
Ihrer Klientel und Ihren Hörern bei den Vorträgen zu empfehlen. Die Namen 
der Herausgeber und des Mitschriftleiters, Geheimrat Dr. Ficker, bürgen 
dafür, daß sie zweckentsprechend sind. — Nun noch eins: Sie wollen Opium 
und Kokain durch Gese z bekämpfen, auch den wegen seiner Verbreiiung 
schlimmen Alkohol und Tabak? Pflicht zur Gesundheit hat der Arzt noch 
mehr als alle anderen, da er Vorbild sein soll. Man fängt nicht gern bei sich 
an; bedenken 8ie aber, daß wir mit Ausschaltung der 40 Milliarden für Alkohol 
und Nikotin Geld z. B. für Neubauten haben und damit das Wohnungselend 
bekämpfen können. 

H. Oberregierungsrat Dr. Corvey, Direktor des Landeswohlfabrts- und 
Gesundheitsamts in Detmold schlägt vor, an den Herrn Beichsminister 
des Innern folgenden Antrag zu stellen: 

„Die 11. Hauptversammlung des Deutschen Medizinalbeamtenvereins 
hält eB für dringend notwendig, daß von den Eheschließenden in einem 
angemessenen Zeiträume vor Eingehung der Ehe Ehezeugnisse vorge¬ 
legt werden. Die Zeugnisse können von praktischen Aerzten ausgestellt 
werden, sind aber einem Vertrauensärzte (Eheberater) vorzulegen, der 
die Entscheidung trifft. 

Die Eheschließenden haben durch gegenseitige Unterschrift die Kenntnis¬ 
nahme zu bescheinigen, als Vertrauensarzt (Eheberater) kann nach Ansicht 
der Hauptversammlun nur der beamtete Arzt in Betracht kommen, der 
auf Grund seiner Vorbildung am besten in der Lage ist, derartige Ent¬ 
scheidungen zu treffen.“ 

H. Obermedizinalrat Dr. Both-Braunschweig spricht sich gegen einen 
derartigen Antrag aus; die betreffende Frage sei noch gar nicht spruchreif 

H. Geh. Med.-Bat Dr. Rapmund-Bad Lippspringe ist der gleichen An¬ 
sicht; es könnte nur in Frage kommen, den Antrag dem Vorstande zur Prüfnng 
und weiteren Veranlassung zu überweisen. 

H. Oberregierungsrat Dr. Corvey • Detmold ist damit einverstanden! 
hoffentlich werde dadurch die Entscheidung über die Frage nicht aufgehoben * 
sondern beschleunigt. 
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H. Prof. Dr. Krautwlg, ärztlicher Beigeordneter in Köln: Ans den Mit¬ 
teilungen der Zeitschrift für Medizinalbeamte und ans den Mitteilungen des 
einen Diskussionsredners und der Aussprache zu dem vorhergehenden Vortrag 
des fl. Prof. Dr. Ri mp au könnte doch eine ganz falsche Meinung über die 
Tendenzen des viel besprochenen I. Deutschen Gesundheitsfürsorgetages sich 
ergeben. Darum fühle ich mich za einer Richtigstellung veranlaßt, da ich 
einmal bei der Vorbereitung und Durchführung des Gesundheitsfürsorgetages 
wesentlich mitgewirkt habe, znm andern aber auch, weil ich' der Meinung bin, 
daß die Kommunalärzte, die im wesentlichen diesen Gesundheitsfürsorgetag 
getragen haben, und die Kreisärzte dürchaus Seite an Seite stehen müssen in 
der Förderung aller Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege. (Sehr richtig 1) 
Ich vermag aber nicht zuzugeben, daß die Kreisärzte die Sozialhygiene aus der 
Taufe gehoben haben, und daß eie allenthalben oder doch zumeist sich der 
sozialbygienischen Aufgaben bereits in einem Maße annehmen, wie es die 
Notlage des Volkes erfordert. Ich erkenne durchaus an, daß genau so, wie 
das viel gebrauchte Wort „sozial“, auch die Bezeichnung „soziale Hygiene* 
gelegentlich als Scblagwort benutzt worden sein mag. Aber demgegenüber 
bleibt doch bestehen, daß man heute ohne die Sozialhygiene nicht gegen die 
Voikskrankheiten und Volksschäden erfolgreich anzukämpfen vermag. Die 
wissenschaftliche Grundlage ist durch zahlreiche Arbeiten genügend gesichert. 
Die Arbeitsweise, insbesondere das Fürsorgewesen, ist nicht nur eigenartig, 
sondern auch durchaus erfolgreich. 

Ich verstehe auch durchaus die Gründe dafür, daß die Kreisärzte bisher 
nicht in dem Maße, das sie wohl auch selbst für notwendig hielten, sozial¬ 
hygienische Arbeit haben leisten können. Nicht nur die bisherige Entwicklung ihrer 
Tätigkeit, sondern auch die Tatsache, daß sie über die eigentliche Tätigkeit 
ihres Amtes hinaus zu gewinnbringender Beschäftigung als Vertrauensärzte usw. 
gezwungen sind, wenn Bie leben wollen, die Tatsache, daß ihnen das zur Arbeit 
notwendige Amt, die Fürsorgerin als Mitarbeiterin und schließlich auch die 
Geldmittel bisher vielfach nicht zur Verfügung gestanden, mögen die Ver¬ 
hältnisse erklären. 

Wenn ich zunächst gesagt habe, daß die Medizinalbeamten und Kom¬ 
munalärzte absolut zueinander gehören, demnach sich nicht bekämpfen sollen, 
so muß aber nach der materiellen Seite der Tätigkeit hin hervorgehoben 
werden, daß die Sozialhygiene, gegenüber der bisherigen Tätigkeit der Kreis¬ 
ärzte, doch eine starke Eigenart zeigt. Glücklicherweise, so kann man sagen, 
hat jede Zeit die ihr angemessene Form der öffentlichen Hygiene bisher ge¬ 
habt Der Pettenkof ersehen Hygiene ist die bakteriologische gefolgt, und 
heute ist die Sozialhygiene diejenige Richtung der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege, die am notwendigsten und wirksamsten ist. 

Da aber die Sozialhygiene im wesentlichen eine freiwillige Arbeit der 
Gemeinden darstellt so ist ihre Organisation nicht einfach dadurch zu lösen, 
daß man verlangt daß dem Kreisarzt allenthalben die Fürsorgeaufgaben und 
insbesondere das zu ihrer Zusammenfassung notwendige Gesundheitsamt zu 
übertragen sei. Es ist kaum anzunehmen, daß viele Gemeinden sich dazu ver¬ 
stehen werden, diese gemeindlichen Aufgaben dem staatlichen Beamten zu 
übertragen. Anderseits kann auch das immer häufigerer erscheinende Neben¬ 
einander des Kommunalarz.es und Kreisarztes in Stadt und Land nicht restlos 
befriedigen, und es wird insbesondere dem Medizinalbeamten dadurch viel von 
der Bedeutung und der Freude seiner Arbeit genommen. Es erscheint mir 
darum notwendig, daß wir die sachlichen Gegensätze und die dringlichen 
Fragen der Entwicklung des öfientlicben Gesundheitswesens in gemeinsamer 
Arbeit überlegen, zumal wir ein großes Ioteresse daran haben, in geschlossener 
Front den einflußreichen Stellen innerhalb der öffentlichen Verwaltung entgegen¬ 
zutreten, die der freien Entwicklung der ärztlichen Arbeit nicht gerade als 
Freunde gegenüberstehen. (Beifall!) 

H. Kreisarzt Dr. Mantey-Belzig: Der Herr Vorredner spricht von dem 
Standpunkt des Großstadtarztes; ich möchte aber einmal die Frage vom Stand¬ 
punkt des Kreisarztes in einem großen Landkreise beleuchten. Wir Kreisärzte 
haben uns schon vor dem Kriege vielMübe gegeben und praktischeflygiene 
getrieben; wir haben Schulen besichtigt, Ortsbesichtigungen ausgelührt und 
anderes mehr; wir haben schwere Mißstände festgestellt und weitschanende 
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Verbesserungsvorscbläge gemacht; aber leider ist es bei den Vorschlägen ge¬ 
blieben, ob sie ausgeführt, verschoben worden oder ganz unterblieben, darüber 
erfahr der Kreisarzt meist nichts. Trat der Kreisarzt mit den Plänen zor Er¬ 
richtung einer Säuglingsfürsorge- oder ToberkalosefUrsorgestelle hervor, so fand 
er bei leitender Stelle des Kreises meist wenig Gegenliebe; es war dafür kein 
Geld da. Regte der Kreisarzt aber die Flügel za sehr, so würde ihm bedeutet, 
doch in seinen Forderangen bescheiden za st in. In der neuesten Zeit, als die 
Kreistage anders zusammengesetzt waren und mehr Verständnis für die soziale 
Hygiene zeigten, da haben wohl einzelne Kreisärzte sich die Initiative tat¬ 
sächlich aas der Hand nehmen lassen; die meisten Kreisärzte haben aber mit 
allem Nachdruck die Bestrebungen ausgenommen and gefördert. Also es war 
nicht die Schuld der Kreizärzte, wenn in früheren Zeiten so wenig aufdem 
Gebiete der sozialen Hygiene geschah, sondern die Verhältnisse waren stärker 
als die Kreisärzte und banden ihm die Flügel. (Beifall 1) 

H. Kreisarzt Dr. Wollenweber-Dortmund: Ich freue mich, daß Prof. Dr. 
Krautwig sachliche und versönliche Worte gesprochen hat. Seine Bedenken 
bedürfen aber der Besprechung. Der Zeitmangel ist leicht zu beheben, wenn 
man dem Kreisarzt das nötige Büro und die nötigen Hilfskräfte stellt. Hier¬ 
durch werden genügend Kräfte auch für die Sozialhygiene frei, die sonst in 
Schreibkram vergeudet werden. 

Der Kreisarzt soll zwar nach Krautwig das Vertrauen der Kommunen 
nicht haben. Das ist teilweise richtig, entspringt aber in der Hauptsache un¬ 
sachlichen politischen Motiven. Man mag unsere Selbständigkeit als Staats¬ 
beamter nicht haben, man will uns an der Strippe der jeweils herrschenden 
Partei haben. Dem treten wir mit Macht entgegen. Wir wollen nicht politisiert 
werden, dürfen aber auch selbst nicht politisch hervortreten. Die Schwierig¬ 
keiten lassen sich überwinden, wie es bei mir bereits durch Bestellung zum 
Kommunalarzt geschehen ist. Wir wollen uns gern kommunal einstellen, nicht 
aus finanziellen Gründen, sondern aus d>m idealistischen Bedürfnis, in der 
Sozialhygiene mitzuarbeiten. Die verschiedenen örtlichen Verhältnisse erfordern 
selbstverständlich verschiedene Regelung. In fast allen Landkreisen und den 
Mittelstädten ist aber Personalunion von Kreisarzt und Kreiskommunalarzt 
das sachlich Richtigste. Deberall sind Gesundheitsämter unter selbständiger 
Leitung eines Arztes notwendig. Hierbei muß Reich und Staat bei aller Hoch¬ 
achtung vor dem Selbstbestimmungsrhcht der Gemeinden die ordnende Hand 
walten lassen. (Beifall 1) 

H. Med.-Rat Dr Hundt. Schlußwort. Es hat mir nichts ferner ge¬ 
legen, als in meinen Ausführungen den Kampfruf gegen die soziale Hygiene 
und die Vertreter dieser, in erster Linie die Kommunalärzte, aufzunehmen. Ich 
sehe im Gegenteil mit Herrn Prof. Dr. Krautwig durchaus das Heil in einem 
engen und friedlichen Zusammenarbeiten mit den von den Kommunen 
angestellten beamteten Kollegen und danke ihm für seine versöhnlichen, 
entgegenkommenden Worte. Im Schoße unseres Vorstandes haben schon oft 
genug Erwägungen darüber stattgefanden, wie wir unter Ausschaltung aller 
politischen Interessen zu diesem Zusammenarbeiten kommen können. Ich selbst 
stehe in Halle persönlich in engster Zusammenarbeit mit meinen städtischen 
Kollegen, da ich nur aus einer solchen eine Förderung der Gesundheitspflege 
erwarte. Ich wende mich aber dagegen, daß man uns nnr gewissermaßen zu 
Gesundheit»beamte zweiter Klasse machen will und entschieden hier und da 
das Bestreben hat, uns aus der Arbeit der sozialen Fürsorge auszuschließen, 
zu der wir uns befähigt und willig fühlen. Es gibt viele Kreise, in denen 
die Kreisärzte sehr wohl in der Lage sind, mehr ihre Staat »ärztliche Tätig¬ 
keit auch noch in der sozialen Fürsorge und kommunalärztlicb tätig sein und 
mit Erfolg tätig sein werden Ich halte die Medizinalbeamten für die berufenen 
Vertreter dieser Wissenschaft und sehe auch in einer großen Stadt, wo außer 
dem Kreisarzt auch Kommnnalarzte tätig sind, das Heil in der engen Zu¬ 
sammenarbeit beider. (Beifall!) 

Der Vorsitzende ließ nunmehr über die Leitsätze und 
die dazu gestellten Anträge abstimmen: Es wurden hierauf 
zunächst die Leitsätze und der Antrag Koestlin einstimmig 
angenommen. Einstimmige Annahme fand auch der An- 



566 Bericht üb. d. Herbstvers. des Vereins der Med.-Beamten der Prov. Sachsen. 


trag Kühnlein, an das Preußische Ministerium für Volks¬ 
wohlfahrt folgendes Telegramm abzusenden: 

„Die XI. Hauptversammlung des Deutschen Medizinal¬ 
beamtenvereins spricht der Medizinalverwaltung Preußens, 
als des größten deutschen Landes, ihr Bedauern aus, daß 
sie zu ihrer diesjährigen Tagung, auf der so aktuelle und 
für das öffentliche Gesundheitswesen wichtige Fragen zur 
Verhandlung Stauden, im Gegensatz zum Reiche, zur Reichs¬ 
regierung und zu den Staatsregierungen anderer deutschen 
Länder, keinen Vertreter gesandt hat.“ 

Schließlich wurde der Antrag Corvey dem Vorstande 
zur weiteren Veranlassung überwiesen. 

Vor Schluß der Versammlung dankte dann H. Ober¬ 
regierungsrat Dr. Frickhinger-München dem Vorsitzenden 
mit herzlichen und anerkennenden Worten für die vorzügliche 
Leitung der diesjährigen Hauptversammlung und im Namen 
des Bayerischen Medizinalbeamtenvereins auch allen nicht 
bayerischen Teilnehmern, daß sie in so großer Zahl nach Bayern 
und dem schönen Nürnberg gekommen seien. Hoffentlich würden 
ihnen die hier verlebten Tage in angenehmer Erinnerung bleiben 1 
Schluß der Tagung: 4*/> Uhr nachmittags. 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die Herbstvergammlaiig der Mitglieder des 
Ter eins der Medizinal benmten der Provinz Sachsen 
am Id. Oktober 1921 ln Nordhansen. • 

Anwesend waren 27 Mitglieder des Vereins; als Gast konnte der 
Vorsitzende des Medizinalbeamtenrereins der Thüringischen Staaten Herr Geh, 
Med.-Bat Dr. Osswald - Sondershausen begrüßt werden. 

Nach kurzen einleitenden Worten des Vorsitzenden Herrn Med.-Bat 
Dr. Klnge- Wolmirstedt wird in die Tagesordnung eingetreten. 

I. Bericht über die Hauptversammlung in Nürnberg. Der Bericht¬ 
erstatter, Herr Med.- Bat Dr. Hundt • Halle a. S, gibt einen kurzen, znsammen- 
fassenden Ueberblick über den Verlauf der Tagung, namentlich soweit die 
Interessen der preußischen Medizinalbeamten hierbei im Vordergründe standen. 
Es wurde vornehmlich auf die erneut am Horizont auftauchende Kommunali¬ 
sierung der Kreisärzte und die seitens der letzteren dagegen zu ergreifenden 
Maßnahmen hingewiesen. Auch die neue Amtsbezeichnuög wurde entsprechend 
gewürdigt. 

In der sehr lebhaften Aussprache wurde in der Hauptsache empfohlen, 
die Tagespresse und die Abgeordneten der verschiedenen Parteien für die 
Durchführung der Wünsche der Medizinalbeamten zu interessieren, was durch 
Bildung besonderer Presseausschüsse in den einzelnen Bezirksvereiuen und 
einer Pressekommission im Landesverein erzielt werden soll. 

II. Beratung des Satzungsentwurfs über Neuaufbau des Preufilschcn 
Medizinalbeamten-Vereins. Berichterstatter: Herr Med.-Bat Dr. Kluge- 
Wolmirstedt. 

Der Bapm und sehe Entwurf wird im wesentlichen gebilligt. Ein An¬ 
trag Kramer-Calbe a. S., auch bei mehr als 20 Mitgliedern in einem Bezirks¬ 
vereine nur einen Vertreter aus Kostenersparnis zu wählen, wurde abgelehnt. 

Es folgen hierauf bezirksweise die Wahlen für die Hauptvertreter-Ver- 
sammlung und den Landesverband; gewählt wurden: 
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für den Vorstand als Vertreter der Provinz: 

Dr. B u n d t - Halle, als Stellvertreter Dr. Bapmund- Querflirt, 
für den Vertretertag 

für Magdeburg: Dr. Kluge; als Stellvertreter Dr. Herms in 
Burg bei Magdeburg, 

für Merseburg: Dr. Bund t und Dr. Hillenberg, als Stellvertreter 
Dr. Bapmund nnd Dr. Kühnlein-Merseburg, 
für Erfurt: Dr. Jo r ns-Nordhausen, als Stellvertreter Dr. Poddey- 
Erfurt. 

Als Pressevertreter wurden gewählt: 

für Magdeburg: Dr. Krämer-Calbe a. 3., 
für Merseburg: Dr.Bapmnnd-Querfort, 
für Erfurt: Dr. J o r n s - Nordhansen. 

Einstimmig beschlossen wurde schließlich, den Provinzialverein als solchen 
bestehen zn lassen und die Bezirksvereine als Gruppen des ersteren anzusehen. 
Gewählt wurde noch der Vorstand für den Bezirksverein Mersebarg: 

Dr. Hillen borg, Vorsitzender nnd Dr. Bnndt, Stellvertreter, 

Dr. Kühn lein, Schrift- und Kassenführer, Dr. Neu beit-Eisleben, 
Stellvertreter. 

III. Verschiedenes. Es erfolgt zunächst eine Erörterung über die neue 
Desinfektions-Ordnung, deren Durchführbarkeit von einzelnen Kollegen 
wegen der erforderlichen erheblichen Kosten angezweifelt wird. 

Hillenberg-Halle a. S. teilt mit, daß im Saalkreis die Neuordnung 
seit dem 1. Okt. 1921 dnrcbgefiihrt ist, und zwar sind zunächst drei Des¬ 
infektoren zugleich als Gesundheitsaufseher angestellt, einer davon als Kreis¬ 
beamter (zugleich Oborde8iufektor), zwei gegen Dienstvertrag hauptamtlich. 
8ie arbeiten auf Grund einer Dienstanweisung, und beziehen neben ihrem Gehalt 
für Beisen täglich 7,50 M. Tagegelder und Ersatz der baren Auslagen. Der 
Kreis hat die gesamten Kosten der Desinfektion übernommen. Es sollen weitere 
zwei im Kreise bodenständige Gemeindeschwestern und ein Reserve Desinfektor 
hn näehsten Kurs ausgcbildet werden. Das Publikum ist von der neuen Art 
der Seuchenbekämpfung vorläufig begeistert. Rapmuud-Qnerfurt hält die 
Anstellung von Seuchenschwestern, die er für seinen Kreis empfohlen, 
für vorteilhafter. Ihm schließt sich Neuheit -Eisleben an, während Poddey- 
Erfurt die Tätigkeit von Desinfektoren in Landkreisen nicht entbehren zn 
können glaubt. 

Darauf wird von Bapmund - Querfurt die Typhusbekämpfnng In Mittel¬ 
deutschland und der hierfür vorgeschriebene Fragebogen kurz'besprochen 
und vorgeschlagen, dessen Abänderung in die Wege zu leiten.— ln der Ans¬ 
sprache wird auf mancherlei Unstimmigkeiten bei der Art der praktischen 
Durchführung bingewiesen, vor allem betont, daß der Leiter der Ermittelungen 
stets der Medizinal beamte bleibt. Im Übrigen wird beschlossen, erst längere Er¬ 
fahrungen zu sammeln, ehe weitere Stbriue in dieser Frage getan werden sollen. 

Nach Schluß der Siiznng vereinte ein in frönlichster Stimmung ver¬ 
laufenes gemeinsames Essen mit Damen die Teilnehmer der Versammlung, 
die durch einen kurzen Ausflug in den Harz bei prächtigstem Herbstwetter 
einen harmonischen Abschluß land. Dr. Hillen berg-Halle a. S. 


Besprechungen. 

Prof. Dr. Sohwalbe, Geh. San.-Rat in Berlin: Diagnostische nnd thera¬ 
peutische Irrtümer und deren Verhütung. Heft VI—XII. Leipzig, 
1919/(921. Verlag von G. Thieme. Gr. 8 

Von dem großzügigen Sammelwerke sind inzwischen folgende Abhand¬ 
lungen erschienen: 

Heft VI: Geb. Med.-Rat Prof. Dr. A. Schmidt-Bonn: Krankheiten des 
VerdauungAkanala, der Eingeweidedrttsen nnd des Perito- 
neue. Mit 27 Abbildungen. 128 Seiten. Preis 7.60 Mark. 

Heft VII: Geb. Med.-Rat Prof. Dr. A. Hoffuiann-Düsseldorf: Krankheiten 
der Kreislauforgane. Mit 16 Abbildungen auf 2 Doppeltafeln und 
18 Kurven. 180 Seiten. Preis 18,20 Mark. 
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Heft Vffl: Prof. Dr. Hermann Schlesinger «Wien: Krankheiten der 
Lunge, des Brustfells und Mittelfells. Mit 24 Textabbildungen 
und Erläuterungen. 167 Seiten. Preis 11,70 Mark. 

Heft IX: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Matthes-Königsberg i. Pr.: Akute Infek¬ 
tionskrankheiten. Mit 1 Abbildung, 18 Kurven und 1 farbigen Tafel. 
168 Seiten. Preis 11,70 Mark. 

Heft X: Prof. Dr. Naegelt-Zürich: Krankheiten des Blutes und der 
Drusen mit innerer Sekretion. Mit 4 Abbildnngen. Preis 9 Mark. 
Heft XI: Prof. Dr. Casslrer-Berlin: Krankheiten des Bückenmarkes 
und der peripherischen Nerven. Mit 1 Abbildung. Preis 19,80 Mark. 
Heft XII: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Meyer: Krankheiten des Gehirns 
und des verlängerten Marks. Mit 15 teils farbigen Abbildungen. 
Preis 18 Mark. 

Entsprechend der leitenden Idee dieses Sammelwerkes, den Praktiker in 
der Erkennung und Behandlung der Krankheiten dadurch zu fördern, daß ihm 
die häufigen Irrtümer vorgt führt und die Wege zu ihrer Verhütung gezeigt 
werden, sind auch die vorstehenden Abhandlungen von den betreffenden Au¬ 
toren verfaßt. Jeder von ihnen hat sich mit bestem Erfolg bemüht, auf dem 
von ihm bearbeiteten Gebiete einen klaren Ueberblick über die üblichen dia¬ 
gnostischen und therapeutischen Irrtümer zu geben unter gleichzeitiger Angabe 
der Mittel und Wege, mit deren Hilfe jene zu vermeiden sind. Dem praktischen 
Arzt werden deshalb alle vorliegenden Abhandlungen in vorzüglicher Weise 
dazu dienen, seine medizinischen Kenntnisse wieder aufzofrischen, und ihm dem 
zufolge auch gute Dienste bei Ausübung seiner praktischen Tätigkeit leisten 

_ , Bpd. 


Prof. Dr. J. Sohwalbe, Geh. San.-Bat in Berlin: Diagnostische und thera¬ 
peutische Irnttmer und deren Verhütung. Chirurgie. Leipzig 1920/21 
Verlag von Georg Thieme. Gr. 8°. 1. und 2. Heft. 123 und 160 Seiten 
Preis: 16,20 und 32,50 M. 

Ebenso wie auf dem Gebiete der inneren Krankheiten hat Verfasser jetzt 
auch begonnen, unter Mitarbeit namhafter Fachärzte ein gleiches Sammelwerk 
über diagnostische und therapeutische Irrtümer und deren Verhütung auf 
chirurgischem Gebiete herausgegeben. Die zunächst erschienenen beiden 
ersten Hefte enthalten zwei Abhandlungen von Geh. Med.-Bat Prof. Dr. 
6. Ledderhose in München: Chirurgie des Thorax und der Haupt¬ 
drüse (mit 8 Abbildungen) und Chirurgie der Wirbelsäule, des 
Bückenmarks, der Bauchdecken und des Beckens (mit 20 Ab¬ 
bildungen). Beide Abhandlungen sind in erster Linie für den Gebrauch des 
praktischen Arztes zugeschnitten uod weniger für den des spezialistischen 
Facharztes, der sie aber gleichwohl mit Vorteil lesen wird. Bpd. 


Profi Dr. Woygandt, Direktor der Staatskrankenanstalt Friedrichsberg bei 
Hamburg: Erkennung der Geistesstörungen (Psychiatrische Dia¬ 
gnostik). Mit 18 farbigen Tafeln nach Aquarellen des Kunstmalers 
Herrinrth und 318 Textabbildungen. München; 1920. J. P. Lehmanns 
Verlag. Groß 8°; 250 Seiten. Preis: 34 M., geb. 42 M. 

Das vorliegende Werk bildet den ersten Band einer neuen, von der 
Verlagsbuchhandlung herausgegebenen Sammlung medizinischer Lehrbücher und 
einen Ersatz des von dem Verfasser im Jahre 1906 herausgegebenen und in¬ 
zwischen vergriffenen Atlas und Grundrisses der Psychiatrie. Der Charakter 
des Kompendiums ist hier aber absichtlich vermieden und statt dessen überall 
derjenige eines Lehrbuches gewahrt. In den ersten Abschnitten werden zu¬ 
nächst Anamnese und Erblichkeit (I), hierauf die Untersuchung des geistigen 
und körperlichen Zustandes (II und Uli behandelt; es folgen dann die Ab¬ 
schnitte über serologische Diagnostik (IV) — von Dr. Kafka bearbeitet, 
Beobachtung (V), Verheimlichung, Vortäuschung usw. (VI), Grenzen des Irr¬ 
wesens (VH), Psychiatrische Fragebogen und Untersucbungschema (VIII); den 
Schluß bildet der wichtige Abschnitt über die spezieUe Diagnostik der Geistes- 
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krankheiten. Wenn das Lehrbach aach in erster Linie für die angehenden 
Mediziner bestimmt ist, so kann es doch den praktischen Aerzten and ärztlichen 
Sachverständigen ebenfalls warm empfohlen werden, da überall besonderer 
Nachdruck darauf gelegt ist, die Gedankengänge hervorzuheben, die den Arzt 
bei Behandlung und Beurteilung von psychisch kranken Personen leiten und 
seine Entscheidungen stützen sollen. Sein Wert wird außerdem durch die 
außerordentlich zahlreichen und vorzüglich ausgeführten farbigen Tafeln und 
Textabbildungen wesentlich erhöht. Bpd. 


Tagesnachrichten. 

Die in Nr. 21 gebrachte Mitteilung über die Neuregelung der Beamten- 
gehälter ist insofern nicht ganz zutreffend, als außerdem noch ein Aus¬ 
gleichszuschlag von 20°/o zum Grundgehalt, Ortszuscblag und Ender¬ 
beihilfen gewährt wird. Die Kindergelder erhöhen sich dadurch auf 180, 
240 und 300 Mark monatlich und das Gesamteinkommen der Gruppe 10 
auf 34800—4 1 »800 M., der Gruppe 11 auf 424b0—60OOo M., der Gruppe 12 
auf 62u80—75000 M., der Gruppe 13 auf 78200—106600 M. und des Ministerial¬ 
direktors auf 135600 M. Davon gehen allerdings auch entsprechend höhere 
Beträge für Einkommensteuer ab. 


Gegen die Amtsbezeichnung „Medizinalrat“ hat der Vorstand des Preu¬ 
ßischen Medizinalbeamtenvereins nachfolgenden Einspruch an die Preußische 
Landesversammlung gerichtet mit der Bitte um die Amtsbezeichnung 
„Medizinalrat“ bezw. „Obermedizinalrat“ für die Kreisärzte, 
„Medizinalassessor“ für die Kreisxss.istenzärzte, „Oberregie¬ 
rangsrat“ für die Regierungs- und Medizinalräte. 

„Das Preußische btaatsministerium hat unter dem 9. September 1921 be¬ 
schlossen, den Kreisärzten die Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“ den 
Gerichtsärzten die Bezeichnung „Gerichtsmedizinalrat“ zu geben. Das Staats- 
ministerinm hat trotz des sofortigen telegraphischen Einspruchs der Haupt¬ 
versammlung des Preußischen Medizinalbexmten Vereins zu Nürnberg vom 10. 
September 1921 in seinem Bescheide vom 30. September 1921 St. M. II 4574 
an dieser Bezeichnung festgehalten und dabei hervorgehoben, daß es in dem 
telegraphischen Einspruch eine Begründung für die besonderen Wünsche hin¬ 
sichtlich der Verleihung anders lautender Amtsbezeichnungen vermißt habe. 

Es entspricht zwar den Tatsachen, daß jenes Telegramm an das Staats¬ 
ministerium eine Begründung der Wünsche der Medizinalbeamten nicht enthielt, 
doch ist eine solche vom Preußischen Medizinalbeamtenverein dem Herrn Minister 
für Volkswohlfahrt vorher schon in verschiedenen Eingaben um Regelung 
der Amtsbezeichnung am 15. Juli 1920, am 6. März und am 10. Mai 1921 ge¬ 
geben worden, von denen wir annehmen mußten, daß sie bei Prüfung und Ent¬ 
scheidung der Frage im Staatsministerium nicht unbeachtet bleiben würden. 

Wir haben in allen jenen Eingaben eine Amtsbezeichnung erbeten, die der 
verantwortungsvollen Tätigkeit und der für die Volksgesundheit so wichtigen 
Stellung der Medizinalbeamten entspricht und sie nicht hinter den Beamten 
anderer Verwaltungszweige zurücksetzt. 

Wir müssen aber in der Bezeichnung „Kreismedizinalrat“ eine solche 
Zurücksetzung und Minderbewertung sehen, wenn man den Aerzten der 
Versorgungsämter, sehr oft jüngeren, ehemaligen Militärärzten, die Amtsbezeich¬ 
nung „Regierungs-Medizinalrat“ und „Regierungs-Obermedizinalrat“ verleiht, 
wenn man die Kreisbaubeamten allgemein als „Regierungs- und Banrat“ be¬ 
zeichnet. 

Diese Minderbewertung und Zurücksetzung ist aber für die Medizinal¬ 
beamten um so schmerzlicher, als sie erfolgt ist trotz der einstimmigen Ab¬ 
lehnung der Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“ seitens der Kreisärzte und als 
man es nicht einmal fttr gut befunden hat, die Vertretung der betreffenden 
Beamten zu hören, obwohl durch Beschloß des Staatsministeriums vom 30. De¬ 
zember 1919 vor der beabsichtigten Neuregelung der Amtsbezeichnungen bei 
Beratung der Besoldungsvorlage den Beamtenorganisationen Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben werden sollte. Dem Preußischen Medizinalbeamten- 
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verein ist aber bisher eine Aufforderung zur Aeoßerung nicht nur nicht za¬ 
gegangen, im Gegenteil, seine ans eigenem Antrieb heraas geschehenen Aeuße- 
rangen haben keine Beachtung gefunden. 

Wir sind auch der Meinung, daß die Abänderung der Amtsbezeichnung 
für die Kreisärzte nicht durch einen Staatsministerialbeschluß allein, sondern 
nur im Wege eines Gesetzes herbeigeführt werden kann, da die Aende- 
ruog der Amtebezeichnung der Kreisärzte eine Aenderung des § 1 des Gesetzes 
betreffend die Dienststellung der Kreisärzte vom 16. September 1899 bedeutet. 

Sollte das Staatsministerium gleichwohl irgendwelche Bedenken haben 
gegen die vom Preußischen Medizinalbeamtenverein erbetene Amtsbezeichnung 
„Kreisarzt und Medizinalrat,“ in der Vorrückungsstelle „Kreisarzt 
und Obermedizinalrat“ bezw. Gerichtsarzt und Medizinalrat bezw. Ge¬ 
richtsarzt und Obermedizinalrat, so bitten wir um die einfache Amtsbezeichnung 
„Medizinalrat“ und „Obermedizinalrat“. 

In seinem Bescheid vom 30. September hat das Staatsministerium die 
Vorschläge des Preußischen Medizinalbeamtenvereins für die Amtsbezeichnung 
der Kreisassistenzärzte und Begierungs- und Medizinalräte 
vollkommen unberücksichtigt gelassen, obwohl auch für diese Beamten eine 
Aenderung der bisherigen Amtsbezeichnung dringend notwendig ist und von 
uns in allen unseren Eingaben erbeten war. Haben doch in Preußen die älteren 
Begier unus- und Schulräte schon längst die Amtsbezeichnung „Regierungs- und 
Oberschulrat“ erhalten. Ist doch in anderen Bundesstaaten, z. ß. in Bayern, 
die Amtsbezeichnung der Medizinalbeamten in der Bezirksinstanz schon längst 
in einer der Stellung dieser Beamten entsprechenden Wei.-e geregelt. 

Wir bitten, nun auch für die Begelung der Amtsbezeichnung der Begie¬ 
rungs- und Medizinalräte und der Kreisassistenzärzte einzutreten und den 
Kreisassistenzärzten die Amtsbezeichnung „Medizinalassessor“, 
den Begierungs- und Medizinalräten nach dem Vorgang Bayerns und 
anderer Bundesstaaten die Amtsbezeichnung „Oberregierungsrat“ zu 
geben.“ _ 


Die lang dauernde Mlnlsterkrise ln Preußen hat endlich durch Bildung 
eines sogenannten großen Koalitions-Ministeriums ihren Abschluß gefunden. 
Bei dieser Umbildung ist der bisherige Ministerpräsident und Minister für 
Volkswohlfah t, Stegerwald, aus dem Ministerium ausgeschieden, obwohl 
gerade er während seiner Ministerpräsidentschaft immer die Bildung eines 
solchen Ministeriums angestrebt hat. Seit Bildung des Ministeriums für Volks¬ 
wohlfahrt hat er an dessen 8pitze gestanden und jedenfalls den besten Willen 
gehabt, die seinem Ministerium obliegenden Aufgaben tunlichst zu fördern. 
Es ist aber leider bei dem guten Willen und vielversprechenden Worten ge¬ 
blieben, wenigstens soweit das Gebiet der öffentlichen Gesundheitspflege in 
Frage kommt; denn außer dem neugebildeten Landesgesundheitsrat und den 
Provinzialausschüssen für gerichtliche Medizin ist hier nichts weiter geschaffen; 
die einzige gesetzgeberische Leistung, ein neues Hebammengesetz, hat bekannt¬ 
lich im Landtag Schiflbruch gelitten. Als seinen Nachfolger hat das Zentrum 
wiederum einen Verbandssekretär, den Abg. Hirtsiefer präsentiert; er ist von 
Beruf Schlosser und seit einigen Jahren Verbandssekretär im christlichen Metall¬ 
arbeiter-Verband. Ob er den von ihm als Leiter eines für das Volkswohl so 
wichtigen Postens zu stellenden Anforderungen und Aufgaben gewachsen sein 
wird, wird die Zukunft lehren. Hoffentlich erleben unsere Hoffnungen in dieser 
Hinsicht keine unangenehme Enttäuschung. 


In dem Hauptausschusse des Preußischen Landtages 
waren bei Beratung des Haushalts des Wohlfahrtsminlsterlums zahl¬ 
reiche Anträge gestellt, von denen aber der größere Teil nicht die Zu¬ 
stimmung der Mehrheit des Ausschusses gefunden hatte. Die Anträge, die 
hauptsächlich von den linken Parteien ausgegangen waren, sind gleichwohl von 
neuem gestellt und werden somit bei der demnächstigen zweiten Beratung des 
betreffenden Haushalts im Plenum zur Erörterung und Beschlußfassung ge¬ 
langen. Gemeinschaftlich von den Sozialdemokraten und den unab¬ 
hängigen Sozialdemokraten ist der Antrag auf Aufhebung des 
Gesetzes der ärztlichen Ehrengerichte wiederholt; desgleichen hat 
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die unabhängige sozialdemokratische Partei den Antrag auf Soziali¬ 
sierung der ärztlichen Heiltätigkeit gestellt (beide Anträge sind 
auch von den Kommunisten unterstützt). Weiterhin haben die Sozial¬ 
demokraten folgende Anträge gestellt: Ueberweisung der staatlichen 
Bäder, sowie aller in den Haushalten anderer Ministerien verstreuten, den 
Zwecken der Sittenpolizei, sozialen Fürsorge und Bekämpfung 
des Alkoholismus dienenden Mittel an das Ministerium für Volkswohl- 
fahrt; Forderung einer planmäßigen Bekämpfung der Prostitution und der 
Geschlechtskrankheiten, Verwendung der zu sozialhygienischen Auf¬ 
gaben bereitgestellten Mittel auch zu sozialpädagogischen und sozialwirtscbaft- 
lichen Zwecken, Erhöhung des Betrages zu Beihilfen für Kleinkiftder- 
schulen, Kinderhorte usw. von 8000 M. auf 5 Millionen Mark (die Kom¬ 
munistische Partei verlangt 30 Millionen, das Zentrum nur 100000 M.), des 
Beitrages für Frauenreferate von 325000 M. auf 1 Million Mark (das 
Zentrum verlangt 500000 M.), des Beitrages für soziale Ausbil düngs- 
zwecke usw. von 200000 M. auf 1 Million Mark (das Zentrum fordert 
200000 M.); Gewährung eines jährlichen Zuschusses von 500000 M. an 
das Oskar-Helenen-Krüppelheim in Dahlem und die Ueber- 
uahme der Friedrichstadt-Klinik für-Tuberkulose in Berlin in 
staatliche Verwaltung (beide Forderungen werden auch von den übrigen 
Parteien unterstützt), ein ärztlic hes Gesundheitsattest beiEin ge hung 
der Ehe, eine Beihilfe von 150000 M zur Errichtung von Psychopathen¬ 
heimen und Beobachtungsstationen sowie Errichtung von Dezernaten 
für planmäßig angestellte Bezirksfürsorgerinnen bei allen Bezirks¬ 
regierungen und Oberpräsidien (aoch von den Kommunisten und Demo¬ 
kraten gefordert. Außerdem wird von den Sozialdemokraten schleunigste Er¬ 
hebungen und eine Denkschrift über die Nebenbeschäftigungen 
von Beamten verlangt, die so eng mit dem Hauptamte verbunden sind, 
daß sie erfahrungsgemäß im Dienste erledigt werden unter Berücksichtigung 
der Frage, ob diese nicht einer besonderen Arbeitskraft oder geeigneten 
unbeschäftigten Personen übertragen werden können, sowie insbesondere, ob 
zur Steuerung der wirtschaftlichen Notlage der Aerzte in Zukunft 
die nebenamtliche Tätigkeit und die damit zum Teil sehr erheblichen Neben- 
einnahmen der vollbesoldeten Kreisärzte unbeschäftigten Aerzten 
zugänglich gemacht wer<len können. Ein ähnlicher Antrag ist von den Kom¬ 
munisten gestellt. Danach soll den staatlichen Beamten und Angestellten 
die Bekleidung bezahlter Nebenämter untersagt, ihr Einkommen 
erforderlichenfalls entsprechend erhöht werden; desgleichen wird Vollbesol- 
dung aller Kreisärzte mit Untersagung jeder Privatpraxis und Neben¬ 
beschäftigung sowie unter Erweiterung ihrer Befugnisse und Verantwortlichkeit 
verlangt, ihre Besoldung soll so geregelt werden, daß die Dienstaufwands¬ 
entschädigungen in Fortfall kommen. Amtsärztliche Gebühren der 
Kreisärzte, sowie Gebühren für die Prüfung der Aerzte, Zahnärzte, 
Kreisärzte und Nahrungsmittelchemiker, Gebühren der staatlichen Institute 
(Impfanstalten, Medizinaluntersuchungsämter usw) sollen nicht mehr erhoben 
werden. Ferner werden beantragt: Erhöhungen der Beträge für medi¬ 
zinalpolizeiliche Zwecke von 403700 M. auf 2 Millionen Mark, für Be¬ 
kämpfung der übertragbaren Krankheiten von 90000 M. auf 
900000 M., der Säuglings- und Kinderpflege von 1 Million Mark auf 
80 Mill. M, für Fortbildungskurse der Medizinalbeamten von 100000 M. 
auf 1 Mill. M. für hygienische Ausbildung und Fortbildung der 
Aerzte usw. von 150000 M. auf l*/»Mill. M., für Bekämpfung derTuber- 
kulose von 1 Million auf 100 Millionen Mark (die Unabhängigen Sozial¬ 
demokraten hahen 5 Millionen Mark verlangt), für Bekämpfung der 
Mückenplage von 60000 M. auf 600000 M., für Errichtung von Klein¬ 
wohnungen von 20 auf 50 Millionen Mark, für Unterstützung der privaten 
Wohlfahrtseinrichtungen von 3 auf 30 Millionen Mark (außerdem 
sollen diese vom Staat oder den Gemeinden übernommen werden). Zur Durch¬ 
führung der Zwangsbehandlung von Geschlechtskranken werden 5 MilL 
Mark gefordert Man sieht daraus, daß die Kommunisten in ihren Forderungen 
für gesundheitliche Zwecke sehr weitgehen; dies ist an sich ja sehr erfreulich, 
wenn Preußen wie früher ein reicher und nicht wie jetst ein recht armer Staat 
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wäre, der schwerlich in der Lage ist, derartige Summen bereitznstellen. Die 
Kommunisten verlangen ferner, daß in den staatlichen Erziehungs¬ 
anstalten nicht nur kein Pflegegeld erhoben, sondern der Arbeitsverdienst 
der Zöglinge diesen voll gntgescbrieben und bei der Entlassung ausgebändigt 
werden soll, daß ferner die Kosten für Hebammen und geburtsärzt¬ 
liche Hilfe bei Entbindungen und Wochenpflege sowie für die 
Abbildung der Wohlfahrtspflegerinnen und der Unterhalt während 
ihrer Ausbildung vom Staate Übernommen werden sollen. Znm Schluß ver¬ 
dient noch ein Antrag der Kommunisten erwähnt zu werden, wonach in dem 
Landesgesundheitsrat neben den Aerzten usw. auch die Wohlfahrts- 
pflegerinnen, Hebammen und Vertreter der Arbeiterschaft Sitz und Stimme 
haben müssen und die Mitglieder des Landesgesundheitsrats von ihren Berufs¬ 
organisationen zu wählen sind. Von den Anträgen der anderen Parteien sind 
noch folgende zu erwähnen: Organisation der Sittenpolizei nach 
sozial-pflegerischen Grundsätzen unter Vermehrung der Polizeibeamtinnen, Aus¬ 
dehnung des Aufgabenkreises der Landesanstalt für W.asserhygiene 
auf die Frage der Reinhaltung der Luft, Einrichtung eines Arbeitsdienst¬ 
jahres für die männliche und weibliche Jugend. Beschränkung 
der Konzessionserteikungen für Alkoholausschank, Be¬ 
schaffung von Heimen für Kleinrentner (Deutsche Volkspartei); 
Erhöhung der Beihilfen zur Förderung der Pflege für die schulentlassene 
Jugend von 6 auf 10 Millionen Mark (Zentrum), Erhöhung der Abgabe 
aus dem Branntweinmonopol behufs Bekämpfung der Trunksucht 
(Demokraten). _ 

Am Sonnabend, den ö.November, vormittags 10 Uhr, fand in 
Berlin im Hauptsitzungssaal des Ministeriums für Volkswohlfahrt (Herren¬ 
haus) die Eröffnung des preußischen Laiidesgesniidlieitsrates in der ersten 
Vollsitzung dieser Körperschaft statt. Durch die Regierungskrise war der 
Herr Minister verhindert za erscheinen; die Eröffnungsansprache hielt daher 
der Staatsekretär des Wohlfahrtsamtes, H. Dr. Scheidt, der die fast voll¬ 
zählig erschienenen Mitglieder begrüßte und in kurzen Worten der ehemaligen 
Wissenschaftlichen Deputation, ihrer wissenschaftlichen Bedeutung und einiger 
seiner hervorragendsten Mitglieder gedachte. Er sprach die Hoffnung aus, daß 
auch der neugebildete Lanaesgesundheitsrat, der den Forderungen der neuen 
Zeit entsprechend auf breiterer Basis aufgebaut sei, dem Wohle des gesamten 
Volkes dienen werde. Nachdem er hierauf alle anwesenden Mitglieder durch 
Handschlag verpflichtet hatte, übergab er die Leitung dem Präsidenten des 
Landesgesundheitsrates, H. Ministerialdirektor Dr. Gottstein. Dieser machte 
einige geschäftliche Ausführungen zur Bildung der Unterkommissionen, in den^n 
der Hauptteil der Arbeit, insonderheit die Vorberatung der die Volksgesundheit 
betreffenden Gesetzentwürfe geleistet werden müßte, und schloß darauf die 
Sitzung. _ 

Ueber die preußischen Kreisärzte bringt die Kölnische Zeitung 
vom 8. November 1921 Nr. 754 folgenden zeitgemäßen Artikel: 

Das Staatsministerium hat den Kreisärzten die Dienstbczeicbnung „Kreis¬ 
medizinalrat“ gegeben — entgegen dem einstimmig am 10 September in Nürnberg 
gefaßten Beschluß der Kreisärzte selbst, der dem' Ministerium telegraphisch 
mitgeteilt worden war. Mehrfach waren andersgeartete, begründete Anträge 
vorausgegangen. Die Kreisärzte wollten ihre klare, dem Volk vertraut gewor¬ 
dene Dienstbezeichnung behalten und entsprechend dem Zuge der Zeit wie alle 
andern höheren Beamten ebenfalls eine Ratsbezeichnung haben, also „Kreisarzt 
und Medizinalrat“. Das Verfahren des Ministeriums erscheint nicht recht ver¬ 
ständlich. Neuere Bestrebungen wollen eine Kommunalisierung der Kreisärzte; 
aus Staatsbeamten sollen kommunale werden, d. h., der Kreisarzt soll seine bis¬ 
herige Unabhängigkeit verlieren, dem Landrat oder Bürgermeister unterstellt 
werden, seine Initiative in Seuchenbekämpfung und sonst im öffentlichen Gesund¬ 
heitswesen ein büßen, nach Weisungen nichtfachmännischer und nicht immer 
sachlich uninteressierter Personen handeln. Er kann dann nie mehr mit der so 
oft gebotenen scharfen Sachlichkeit Vorgehen. Sind schon die Landräte und 
Oberbürgermeister politisch abhängig geworden, wie soll es dem Kreisarzt 
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ergehen! Hier wird eine deatschnationale, dort eine unabhängig-sozialistische 
Mehrheit der kommunalen Körperschaften oder einzelne führende Personen ihn 
lehren, nach ihrem Willen zu handeln. Und die Masse ist oft unsachlich und 
launisch, und wie so klein sind oft die Menschen und kleinlich die Verhältnisse! 

Der Richterstand gilt heute noch mit Recht für völlig sachlich und 
unparteiisch. Ebenso gilt vielfach, im bedauerlichen Gegensatz zu dem ärztlichen 
Attest, das man sich „von seinem Arzt geben läßt“, das kreisärztliche, stets 
unter Diensteid abgegebene Zeugnis für streng abgewogen und rein sachlich. 
Kommt die Kommunalisierung, so ist eine Beeinflussung der Sachlichkeit der 
Begutachtung unvermeidlich. Oder glaubt jemand, daß sich ein Gutachter 
immer innerlich — auch im Unterbewußtsein — völlig freimachen kann von 
äußerer Abhängigkeit?! 

Wie haben sich die Zeiten geändert! 1899 bei Beratung des Kreisarzt¬ 
gesetzes verlangten besonders Demokraten und Sozialisten, daß der Kreisarzt 
Staatsbeamter sei, damit er völlig unabhängig bleibe von dem damals in der 
Regel konservativen Landrat und Kreisausschuß, während die Konservativen 
ihn nur als Organ des Landrats haben wollten und später alljährlich bei den 
Haushaltungsberatungen weidlich über den „übereifrigen Kreisarzt“ geschimpft 
haben. Und heute, nachdem sieb gerade diese Unabhängigkeit im allgemeinen 
Gesundheitswesen, ganz besonders in der Seuchenbekämpfung, glänzend bewährt 
hat, erstreben dieselben linksstehenden Parteien, daß der Kreisarzt kommunal, 
d. h., das Organ ihres Landrats werden soll, offenbar — und das ist das Trübe 
daran — nur deshalb, weil sie sich jetzt parteipolitische Vorteile dabei herausrechnen. 
Aber die Zeiten können sich wieder ändern. Dann wird wohl wieder die Frei¬ 
heit der Kreisärzte als Staatsbeamte gefordert von denselben, die sie jetzt 
kommunal abhängig haben wollen 1 Man darf erwarten, daß in der Medizinal¬ 
abteilung des Ministeriums für Volkswohlfahrt derartigen Bestrebungen ein 
unbedingter Widerstand entgegengesetzt wird, zum mindesten von den Herren, 
die als frühere Kreisärzte die Verhältnisse kennen. 

Jede nüchterne Ueberlegung und Sachkenntnis muß dazu führen, zu 
verlangen, daß ein Mann, der zum Wächter für die Volksgesundheit gesetzt ist, 
und der öffentlich bestellter Sachverständiger und Obergutachter für Behörden, 
Gerichte und Träger der sozialen Versicherung ist, ideell und materiell möglichst 
unabhängig gestellter Staatsbeamter sei. Wenn dio allgemeinen gesundheitlichen 
Verhältnisse in Preußen vor dem Kriege so günstig, während und nachher noch 
so verhältnismäßig gut, insbesondere frei von großen Seuchen gewesen sind, 
wenn wir ein gutes Hebammen-, Krankenhaus- und Arzneimittelwesen haben, 
wenn bei Gerichten und Landcsversicherungsanstalten, Versicherungs- und Ober¬ 
versicherungsämtern die Ilichtigkeit und Unparteilichkeit der für die Entschei¬ 
dung grundlegenden Gutachten über allem Zweifel steht, wenn die Fürsorge 
für das Kindesaltcr, für Kranke und Gebrechliche aller Arten in ständig zu¬ 
nehmender Blüte steht, so verdankt das die Allgemeinheit in erster Linie dem 
unermüdlich arbeitenden Kreisarzt, dessen größter Ansporn seine Unabhängigkeit 
ist — dem Staatsbeamten, wie er auf Grund des Gesetzes vom 16. Septem¬ 
ber 1899 geschaffen ist. Man hüte sich, ihm durch „Kommunalisiernng“ 
gleichzeitigmit„ Politisierung“ seine Kraft und Bedeutung zu nehmen! 
Wer sonstige neuzeitliche, kommunale Wünsche an ihn hat, mag sie aussprechen. 
Der Kreisarzt wird gern kommunalärztlich mitarbeiten und sehr wohl dazu in 
der Lage sein, wenn man ihm endlich dio kurzsichtiger Weise bisher vorent¬ 
haltenen Hilfskräfte und Hilfsmittel gibt und ihm überall die Stellung und den 
Einfluß einräumt, die er auf Grund seiner Ausbildung und Kenntnis aller Lebens¬ 
verhältnisse verdient. 

Der Kreisarzt ist in der Regel unbeliebt. Das ist selbsverständlich. 
Der tüchtige und energische Kreisarzt ist notwendig unbeliebt. Weder die 
Zwangsmaßnahmen auf Gruad der Seuchengesetze, noch teure hygienische 
Forderungen an dio Gemeinden, noch die Aufsichtstätigkeit über alle möglichen 
Einrichtungen und Personen erwerben Sympathien. Erst recht führen die sachlich 
notwendigen zahlreichen Ablehnungen unberechtigter Ansprüche an Gerichte und 
Versicherungsträger dazu, daß mancher Kreisarzt in einer für ihn höchst ge¬ 
fährlichen Weise gehaßt wird. Er t rägt alle Anfeindungen mit Ruhe auf seinem 
breiten staatlichen Rücken. Man hüte sich aber, ihm den zu brechen! Man 
Borge vielmehr dafür, daß seine Stellung, wie früher, den tüchtigsten ärztlichen 
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T&gesnachrichten. 


Elementen erstrebenswert bleibt, and nicht schließlich nar das ärztliche Kropp 
zeag, was anderswo nicht nnterkommt, Gesundheitsbeamter wird. Die Volks 
gesnndheit and die Rechtssicherheit würden den Schaden davon haben. 


Am 13. November hat in Northeim eine Versammlung der Kreis¬ 
ärzte des Beg.-Bez. Hildeshelm stattgefunden, za der die Kreisärzte Meyer- 
Göttingen, Bünting- Osterode, Sy m anski -Hildesheim, L ü c k e - Alfeld, 
Böhrig - Duderstadt, Ri t tter • Northeim and Boos* Goslar erschienen 
waren. Es worden zunächst im allgemeinen die vorgeschlagenen Satzungen 
des Prenß. Mcd.-Beamtenvereins angenommen. Zu Aasstellungen boten namentlich 
dio Bestimmungen des Entwurfs Anlaß, daß praktischen Aerzten, die kreis¬ 
ärztlich geprüft sind, allgemein der Beitritt gestattet sein soll. Diesbezügliche 
Wünsche sollen auf dem nächsten Vertretertage zur Sprache gebracht werden. 
Ferner wurden allgemeine wirtschaftliche Fragen, insbesondere die 
Kommnnalarzt-, Impfarzttätigkeit besprochen. Als Vorsitzender wurde 
Geh. Med.-Rat Dr. Meyer in Göttingen, als Schriftführer Dr. Roos-Goslar 
wiedergewählt. Zu Vertretern wurde Med-Rat Dr. Bünting-Osterode 
und als dessen Stellvertreter Dr. Ritter-Northeim ernannt. An die Versamm¬ 
lung schloß sich ein gemeinsames Essen im Hotel „Zur Sonne". Als Ort der 
nächsten der am 1. Sonntag im Mai 19^2 in Aussicht genommenen Verhandlung 
wurde Goslar bestimmt. 


Der Bezirkverein der Hedlztnalbcainten des Reg.-Bez. Arnsberg hat 
in seiner am 29. Oktober d. Js. abgehaltenen Versammlung als Vertreter 
zum Vertretertage die Kreisärzte Dr. W o 11 e n w e b e r - Dortmund und Dr. 
Bröekerhof-Hagen, als deren Stellvertreter die Kreisärzte Med.-Rat Dr. 
Bliesener-Bochum und Dr. Friedel-Schwelm gewählt. Der Jahresbeitrag 
wurde für 1921 auf 70 Mark, für die in Ruhestand befindlichen Mitglieder und 
die Kreisassistenzärzte auf 35 Mark festgesetzt. Der Schriftführer des Vereins, 
Kreisarzt Dr. Wollenweber-Dortmund, wurde als Vorstandsmitglied des 
Deutschen und Preußischen Vereins beauftragt, auf eine Erhöhung der Gebühren, 
Insbesondere derjenigen bei der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte hin¬ 
zuwirken. Ferner soll die Bildung einer losen Provinzialvereinigung der 3 Be¬ 
zirksvereine in der Provinz Westfalen in die Wege geleitet werden. 


Das Präsidium des Deutschen Zentralkomitees zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose hat den im vorigen Jahr ausgesetzten 
Preis von 3000 Mark für ein neues Verfahren zur Desinfektion des Answnrfs 
von Tuberkulösen der von Geh. Med. Rat Prof. Dr. U hie n huth, Privatdozent 
Dr. Joetten und Dr. Hailer eingereichten Arbeit über Desinfektion mit 
Alkalilysol, Purol- und Krisollaugen zuerkannt. Eine Gebrauchs¬ 
anweisung für diese wird in kurzem von der Geschäftsstelle des Zentralkomitees 
herausgegeben werden. ______ 


Der am 24.—29. Oktober d. J. abgehaltenen dritten diesjährigen prak¬ 
tischen und mündlichen Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst in Bayern 
haben sich 16 Aerzte unterzogen und davon 6 die Note I, 9 die Note II und 
einer die Note III erhalten. Im ganzen haben im Jahre 1921 45 Aerzte die 
Prüfung bestanden, davonv. je 21 mit der Note I und II und 3 mit Note III. 
Die nächste Prüfung findet im Mai 1922 statt. 


Die ärztliche Gesellschaft, für Sexualwissenschaft nnd Eugenick hat 
folgende Preisaufgabe gestellt: „Sprechen anatomische Grundlagen 
für das Angeborensein'Jder Homosexualität.* Der Preis für die 
beste Arbeit beträgt2000JM. Termin der Ablieferung: spätestens 1. Oktober 
1922. EinsendungssteJle: San.-Rat Dr. H. Koester, Berlin W 15, Meinecke¬ 
straße 7, zweiter Schriftführer des Vereins, der auf Anfrage auch weitere Aus¬ 
kunft erteilt. 



Sprechsaal. 
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Nummer 21, Jahrg. 1921, der Zeitschrift für Aerztliche Fortbildung ent¬ 
halt eine Abhandlung von Prof. Dr. G r o t j a h n M. d. R. (8. P. D.) über die 
Gesundheitspflege im alten und neuen Programm der Mehrheitssozialisten. 
Danach sind auf dem diesjährigen Parteitag der sozialdemokratischen Partei 
Fragen der öffentlichen Gesundheitspflege wegen Mangels an Zeit nicht zur 
Erörterung gekommen, und in dem neuen Parteiprogramm vorläufig unberück¬ 
sichtigt. geblieben, gleichzeitig aber eine erweiterte, in der Mehrzahl aus 
Aerzten bestehende Kommission mit der Aufstellung besonderer Bichtlinien für 
diesen Zweck beauftragt, die dem nächsten Parteitag zur Beschlußfassung 
vorgelegt werden sollen. Die Kommission hat inzwischen diese Richtlinien fest¬ 
gelegt und schlägt die Anfuahme der nachfolgenden Sätze in das Programm vor: 

„Uebernahme des gesamten Heil- und Gesundheitswesens in den Ge¬ 
meindebet rieb unter Beseitigung jeglicher privatkapitalistischer Wirtschafts¬ 
reform. Vereinheitlichung des sozialen Versicherungswesens und seine Aus¬ 
dehnung auf alle Volksangehörigen. Uebernahme und Ausbau der Kranken¬ 
anstalten, Ambulatorien, Polikliniken, gesund beitlichen Fürsorgeeinrichtungen 
sowie aller sonstigen, der öffentlich«^ Gesundheitspflege dienenden Einrichtungen 
in Stadt und Land. Eingliederung der Aerzte, Hebammen und des übrigen 
Heil- und Gesundheitswesens unter planmäßiger Verteilung auf Stadl und Land 
bei sorgfältigster Berücksichtigung der Arbeitsleistung UDd Arbeitsersparnis 
sowie Zuhilfenahme all« r technischen Hilfsmittel. Sozialisierung der Apotheken 
und aller Stätten der Herstellung, des Handels und Vertriebs von Heilmitteln 
und Samtätswaren. Unentgeltliche, würdige und gleichartige Totenbestattung 
in der Form der Beerdigung oder Einäscherung nach erfolgter ärztlicher 
Totenschau.“ 

Den beteiligten Kreisen dürfte es jedenfalls von Wert sein, schon jetzt 
zu wissen, was ihnen bevorsteht, wenn die sozialdemokratische Partei einmal 
ans Ruder gelangt und die Macht bekommt, ihr Parteiprogramm durchzusetzen. 
Sie wird sich daun auch nicht scheuen, ihrem Hauptgrandsatz auf allen Gebieten, 
also auch auf dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege, nach dem Partei¬ 
programm durcbzufiihren, d. b. planmäßige Beseitigung aller auf diesen Gebieten 
bisher tätigen Beamten wie sonstiger Personen und deren Ersatz durch 
Parteigenossen unter sorgfältigster Berücksichtigung ihrer Gesinnungstüchtigkeit 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. L. ln D.: Nach dem Erlaß vom 17. Januar 
1920 sind Kinder, die an Diphtherie erkrankt waren, erst dann zum Schul¬ 
besuche wieder zuzulassen, wenn laut ärzlicher Bescheinigung bei 2 durch eine 
achtundvicrzigstündigc Pause getrennten bakteriologischen Untersuchungen 
keine Dipbtheriebazillen gefunden worden sind. Die Entnahme des Unter- 
suchungsmaterials hat durch den behandelnden Arzt den Schularzt oder eine 
Diphtherie-Fürsorgeschwester zn erfolgen. Wer trägt die Kosten für die Be¬ 
mühungen des behandelnden Arztes i 

Antwort: Die Kosteofrage regelt sich nach § 26 des Landesseuchen¬ 
gesetzes vom 28 August 1905. Demnach sind sie von dem Familienvater zu 
tragen uod falls dieser die Kosten nicht zu tragen vermag, von der Orts- 
polizeibchürde, d. h. von der Gemeinde. Ist der Kranke Mitglied einer Kranken¬ 
kasse, so wird diese die Kost.- u für den Arzt zu tragen haben, denn die Ent¬ 
nahme des Untersncbungsmaterials behufs Fesstellung des etwaigen Vor¬ 
handenseins von Krankheit oder Genesung ist als ärztliche Behandlung 
aufzufassen. 


Anfrage des Kreisarztes Dr. M. ln G.: 1. Gilt der in Nr. 19 der Zeit¬ 
schrift S. 425 mit geteilte Vereinsbeschluß, betreffend Nlchtabführnng der ge- 
rlchtsftrztlichcn Gebühren an die Staatskasse nur für die Gerichtsärzte and 
nicht vollbcsolldetcn Kreisärzte, soi.dern auch für die Kreisärzte? 

2 Hat der Vorstand einen diesbezüglichen Antrag beim Hem Minister 
gestellt? 

Antwort: Ja! (für beide Fragen). 
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Mitteilungen. 


Mitteilung für die Zwangspensionierten. 

Infolge der vielen an den Unterzeichneten ge¬ 
richteten Anfragen von zwangspensionierten Medizinal¬ 
beamten über die von ihnen dieserhalb zu ergreifenden 
Schritte, wird nochmals betont, dass zunächst jeder ein¬ 
zelne Beschwerde gegen die Zwangspensionierung bei 
dem Minister für Volkswohlfahrt durch die Hand des zu¬ 
ständigen Regierungspräsidenten mit der Forderung auf 
Weiterzahlung seines vollen Gehaltes erheben muss. 
Erst wenn er ablehnenden Bescheid erhalten hat, muss 
er innerhalb 6 Monaten na^h Eingang dieses Be¬ 
scheides Klage bei dem für den Beschwerdeführer zu¬ 
ständigen Landgericht einreichen. Die durch die Klage 
etwa entstehenden Kosten übernimmt die Ver¬ 
einskasse, da es sich um eine grundsätzliche, alle Medi¬ 
zinalbeamten betreffende Frage handelt. Vor Einreichung 
der Klage ist aber die Zustimmung des Vorstandes 
einzuholen, um ein einheitliches Vorgehen sicherzustellen. 

Halle a. S., den 18. November 1921. 

Med.-Rat Dr. Bundt, Schriftführer. 


Mitteilung. 

Einem vielfach mir gegenüber geäussertem Wunsch 
entsprechend, wird dem Personalverzeichnis der 
Medizinalbeamten als Anhang ein Verzeichnis der 
Bezirksvereine der preussischen Medizinal¬ 
beamten einschliesslich der Namen ihrer Vorsitzenden, 
Schriftführer und Vertreter beigefügt werden. Die Heraus¬ 
gabe des Verzeichnisses wird sich dadurch allerdings um 
14 Tage verzögern, weil das dazu erforderliche Material 
noch nicht vollständig in meinen Händen ist. Ich bitte 
deshalb die Schriftführer der betreffenden Vereine, mir 
dieses umgehend zu senden, soweit es noch nicht ge¬ 


schehen ist. 


Rapmund. 



Verantwortlich für die Schriftleltung: Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Rat ln Lippsprlngc. 
Druck von J. C. C. Bruns, Minden i. W. 
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34. Jabrg. 


Zeitschrift für Medizinalbeamte. 


Nr. 28. 


Versetzt: Ereisassiatenzarzt Dr. R o 11 in Berlin nach Frankfurt a. M. 

Berichtigung: Ereiaarzt Dr. Pasch, bisher stellvertretender Reg - and 
Med.-Rat in Aachen ist als ständiger Hilfsarbeiter an die Regierang in 
Breslau (nicht Aachen, wie es irrtümlich in Nr. 22 heißt) versetzt. 

Ansgeschieden ans dem Staatsdienst: Reg.- n. Med.-Rat Dr. C1 a u d i t z 
in Trier (ist zum Stadtmedizinalrat in Aachen ernannt) und Kreisarzt Dr. 
Mangold in Königsberg (ist in Dienst des Freistaates Danzig eingetreten). 

Bayern. 

Ernannt: ord. Prof. Dr. Wintz in Erlangen zam zweiten Suppleanten 
des Medizinalkomitees der Universität Erlangen an Stelle des aasgeschiedenen 
Geh. Hofrat Prof. Dr. L. S e i t z. 

teelasen. 

Ernannt: Reg.-Med.-Rat Dr. Reichardt in Chemnitz zam Stadtarzt- 
Assistent and ständigen Vertreter des Stadtbezirksarztes, Dr. G. Matthäus 
in Meißen als Stadtarzt daselbst. 

Württemberg. 

Oestorben: Med.-Rat Dr. Palmer, Oberamtsarzt a. D. in Biberach. 

• Baden. 

Verabschiedet auf eigenes Ersuchen: Med.-Rat Dr. Warth, Bezirks¬ 
arzt in Müllheim. 

Sonstige F&miliennachrichten. 

Verehelicht: Stadtarzt Dr. Bickert in Essen a.Rahr mit Fran Anni 
geb. Kramer in Iserlohn. 

Verlobt: Dr. Georg 8traßmann, Assistent am Institat fttr Staats¬ 
arzneikunde in Berlin mit Fräolein Ilse Marwitz, Tochter des Geh. Ober- 
justizrats nnd Senatspräsidenten Dr. Marwitz in Berlin-Friedenau. 


Zasammenxesetzte BlnteisenprSparale In Pillenforna. 


Sanguinal 

Sanguinalkompositionen 


Id OrlglnalfUUeri h lOO Stück. 


Pilolae Sanguinalis Krewel 
k 0,15* ff Sanjrninal, 
Indikation: Anämie. Chlorose and ver¬ 
wandte Krank hei tserseheinangen, 
Schwäohesastände. 

PUnlae Sanguinalis Krewel 
e. 0,06 c Chinino hydrochlorioo. 
Warm empfohlen als Tonienmu. Roborans, 
besonders in der RekonTAlesseni. 

Pilolae Sanguinalis Krewel 
e. 0,06 ff nnd 0,1 ff 
Guajacol. earbonle. 

Impfohlen bei Skrofulöse a. Phthise, Ins¬ 
besondere bei Phthise mit Magenstftnmgon. 


Pilolae Sanguinalis Krewel 
c. 0,0006 g Aeido arsenlooso. 
Warm empfohlen bei nervösen Beschwer¬ 
den Anämiseber, Chlorotiseher und 
Hysterischer, ferner bei Ekzemen, Skro¬ 
fulöse, Chorea. 

Pilolae Sanguinalis Krewel 
e. 0.05 g Extr. Eh ei. 

Sehr so empfehlen bei allen Fällen von 
Chlorose und Blutarm nt, die mit Darm¬ 
trägheit einhergehen. 

Pilnl&e Sanginnalis Krewel 
e. 0,06 r und 0.1 c Kreosot. 
Indikation: Phthlsls Inoipiens, Skrofu¬ 
löse. 


Literatur und Proben den Herren Aerzten gratie und franko. 

Krewel & Co., G. m. b. H <fc Cie. 


one 


Fabrik, Oöli 


mein. 


8. Mr»l-Vertreter fOr Berlin and Dm,efend: A. Boicnbercer, Arkonn-Apotheke 
Berlin N 87, Arkonaplats 5; Telephon Amt Hnmbold 1711 and 58no. 
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fi «IkpriipArat 

mit zwei wirksamen Komponenten 
u.efhÄht-ct^erft^^U^erw.iikn»g, 

A.gg»**o*(£V b*l WftobfttuiD?*tör«ö)5!i'ii Cytier- 
erniUrcuflflr. Rachitis, Skrophulose* Xfcq^hftr 
rnWknJoue, Hers- und OÄfäaaerJkrj*&kftng$ji t 
N'£*tdnkrft&fcbeiMa<n lleu#eb&f v\G x 

OWgltfttlpttokuftjr: Gbwruhre mH 20 T*bb 
KifflUcpftc&irog t ou* mH 200 Tabletten. 

JLKieleHiög: tag Aber 6^10 TableHeo. 


Tannin-AlatniniuiK-Verhindnag 
in Pulver und Tablett«! <i 0,5 


Aniitl! iirrl« o S e o m 

von torfreffliChar Wirkung 
und Völlig«“ Dnschädlicbkeil 

An $zzciirS bei tbirohfSltmi oller bei 

and Brechdurchfällen 4er 
Binder, BorcbfÜBem TubiBrüulÖb'er, hrßuen*«* 
X-. • \ därch füllen elc. 

OrkllKül pftfikUiUpk^ttiR rn. &flY*t>leH«i4. 
Klinikpacküu^: GI/v' «alt bOOT^ibieiten, 


Probe» und literatur kostenfrei. 


H^ilDröbt und bewährt bei 
allen Forrnen der Xuberlciilose 
Originalpackungen: l, 3, 5 und <0 ccm 

X , fV;*3[ShiJk?ie Literatur disrth: 


**..Ajfel 3 &ü •tinbcstrti 

ibc, örvn;.' Kir- & Är^rk, Ci in. I». fl 


Soeben erschien und wird bestCna empfohlen i 

Eine neue Theorie des Kre 
und der Geschwülste 
im allgemeinen 

von Dt.. WM !«r Pincfls, .Berlin*. 
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V ertreter-Versammlung. 


Reg.- und Geh. Med.-Bat Dr. Solbrig-Breslau (fttr Schlesien), 

Geh. Med.-Bat Dr. Klnge-Wolmirstedt (fttr Sachsen), 

Reg.- nnd Geh.-Med.-Bat Dr. Rockwitz-KasseHfür Hessen-Nassau)» 
Kreisarzt Dr. Wollenweber-Dortmund (fttr Westfalen) nnd 
Med.-Bat Dr. Vollmer-Kreuznach (für die Rheinprovinz). 

Als Gast: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Schnitze -Göttingen. 


I. Geschäfts- und Kassenbericht. 

Herr Med.-Bat Dr. Bundt, Schriftführer: Die Mitgliederzahl 
des Vereins betrug am 

Während des laufenden Jahres sind: Bestand am 

1. 1. 1920: gestorben: ausgetreten: neuaufgenommen: 81. 12. 1920: 

760 20 82 67 766 

1. 1. 1921: 6. 9. 1921: 

765 13 25 27 754 


Die Mitgliederzahl hat somit eine geringe Abnahme erfahren. 

Was die Tätigkeit des Vorstandes angebt, so sind seit der 
letzten Hauptversammlung in Weimar drei Vorstandssitzungen abge¬ 
halten worden: am 28. 5.1920 in Berlin, am 30.1.1921 in Kassel und am 12. 7. 
1921 in Berlin. In allen drei Sitzungen wurden die Fragen der Stellung, Be¬ 
soldung nnd Amtsbezeichnung der Medizinalbeamten, sowie Stellung des Preuß. 
Medizinal beamten Vereins zu anderen Vereinen und Beamtenbünden wiederholt 
und aufs sorgfältigste behandelt. Auf Grund der in diesen Vorstandssitzungen 
gefaßten Beschlüsse sowie auf Grund zweier schriftlicher Umfragen sind dann 
folgende Eingaben an die Nationalversammlung und den Landtag sowie an 
die zuständigen Minister und Behörden zur Ausführung gebracht: 

1. Am 1. Februar 1920: Bitte an die preußische verfassunggebende 
Nationalversammlung um Um- und Ausgestaltung des preußischen 
öffentlichen Gesundheitswesens, Errichtung eines Ministeriums fttr 
Volksgesundheit, Abteilungen in Provinzen und Bezirken, Vollbesoldung aller 
Kreisärzte, Kreisgesundbeitsämter, Gesundheitsräte in allen Instanzen. 

2. Am 20. März 1920: Eingabe an den H. Minister fttr Volkswohlfahrt 
mit der Bitte um eine zeitgemäße und dem wirklichen Aufwand entsprechende 
Festsetzung der Dienstaufwandentschädigung für die Kreisärzte. 
(Bescheid nicht erhalten). 

3. Am 1. Juni 1920: Eingabe an die preußische verfassunggebende 
Landesversammlung mit der Bitte um eine Aenderung der Besoldungs¬ 
gruppen und Besoldungshöhe fttr Medizinalbeamte. 

4. Am 15. Juli 1920: Bericht an den Herrn Minister für Volkswohlfahrt 
zum Entwurf eines Gebührengesetzes. 

5. Am 15. Juli 1920: Eingabe an den H. Minister für Volks Wohlfahrt 
mit der Bitte um Regelung der Amtsbezeichnung der Reg.-Med.-Rä te 
und Kreisärzte. (Bescheid nicht erfolgt). 

6. Am 8. September 1920: Eingabe an den H. Minister für Volkswohlfahrt 
mit der Bitte um Regelung der Amtsbezeichnung für Kreisassistenz- 
ärzte. (Bescheid nicht eingegangen). 

7. Am 15. September 1920: Eingabe an den H. Minister fttr Volkswohl¬ 
fahrt mit der Bitte um Ausschreibung freier Kreisarztstellen. 
Auf diese Eingabe ist unter dem 25. September 1920 der Bescheid ergangen, 
daß eine solche Ausschreibung noch nicht durchweg möglich sei, weil Medizinal¬ 
beamte aus den besetzten Gebieted unterzu bringen seien und Abweisung von 
Bewerbern unzufrieden mache. Im übrigen erklärt sich der Herr Minister aber zur 
Ansschreibung bereit nnd wird Grundsätze fttr Stellenbesetzung in wohlwollende 
Erwägung ziehen. 

8. Am 15. September 1920: Eingabe an die Mitglieder des Besoldungs- 
ausschusses der preußischen verfassunggebenden Landesversammlung und Denk¬ 
schrift betr. Hebung und wirtschaftliche Besserstellung der 
preußischen Medizinalbeamten. 

9. Am 23. September 1920: Eingabe an den H. Minister für VolkBWohl- 
fahrt betr. anderweite Festsetzung der Tagegelder und Reise- 
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kosten der Kreisärzte. Durch Bescheid vom 26. August 1921 ablehnend 
beantwortet. L 

10. Am 4. Dezember 1920: Eingabe an den H. Minister fGr Volkswohl¬ 
fahrt mit der Bitte, den preußischen Medizinalbeamten verein als 
Vertretung der Mcdizinalbeamten anzusehen. (Betreffs des Be¬ 
scheides s. Ziffer 11). 

11. Am 8. Februar 1921: Eingabe an den H. Minister fttr Volkswohlfahrt 
betr. alleinige Vertretung der Medizinalbeamten durch den 
Medizinalbeamtenverein. Unter dem 6. August d. J. ist hierauf der 
Bescheid erfolgt, daß Anträge in Standesangelegenheiten der Medizinalbeamten 
künftig durch den Preußischen Medizinalbeamtenverein einzureichen sind. 

12. Am 8. Februar 1921: Eingabe an den H. Minister für Volkswohlfahrt 
mit der Bitte um Ueberlassung des Entwurfes der Prüfungs¬ 
ordnung. (Bescheid bisher nicht erfolgt). 

13. Am 24. Februar 1921: Eingabe an den H. Minister für Volkswohlfabrt 
mit Beschwerde über unzureichende Tagegelder in gerichtsärztlichen 
Angelegenheiten. Unter dem 26. März d. J. ist hierauf der Bescheid 
erfolgt, daß die Beschwerde inzwischen durch Gesetz vom 10. Februar 1921 
erledigt sei. 

14. Am 24. Februar 1921: Wiederholung der Bitte an den H. Minister 
für Volkswohlfahrt um Erhöhung der Dienstaufwand entschädi- 
gung entsprechend dem wirklichen Aufwand. (Antwort nicht 
eingegangen). 

16. Am 6. März 1921: Erneute Bitte an den H Minister für Volkswohlfahrt 
um Regelung der Amtsbezeichnung. (Bescheid nicht erfolgt). 

16. Am 24. April 1921: Bericht an den H. Minister für Volkswohlfahrt 
aus Anlaß des Min.-Erl. vom 2. April 1921 betreffend das Gesuch der Leiter 
der Medizinaluntersuchungsämter um höhere Besoldung. 

17. Am 4 Mai 1921: Wiederholte Eingabe an den H. Minister für Volks¬ 
wohlfahrt betr. Erhöhung der Dienstaufwandentschädigung (Bescheid 
nicht erfolgt). 

18. Am 10. Mai 1921: Erneutes Gesuch an den H. Minister für Volks¬ 
wohlfahrt um entsprechende Einreihung der Medizinalbeamten in 
Rang- und Besoldungsklassen und um entsprechende Amts¬ 
bezeichnung (Bescheid nicht erfolgt). 

19. Am 10. Mai 1921: Gesuch an den H. Minister für Volkswohlfahrt 
um anderweitige Festsetzung der Ruhegehälter nichtvollbe¬ 
soldeter Kreisärzte. Durch Min.- Erlaß vom 6. August 1921 IM I Nr. 1448 
ablehnend beschieden, da eine Gleichstellung nichtvollbesoldeter Kreisärzte mit 
den vollbesoldeten im Ruhegehalt nach den Vorschriften des Zivilruhegehalts- 
geselzes nicht möglich ist. 

20. Am 13. Mai 1921: Bericht an den H. Minister für Volkswohlfahrt 
auf dessen Erlaß vom 1. Mai d. J. betr. Beteiligung und Stellung der 
Medizinalbeamten im Landesgesundheilsrat und gerichts- 
ärztlichem Provinzialausschuß. 

21. Am 14. Mai 1921: Eingabe an den H. Minister für Volkswohlfahrt 
mit. der Bitte um Belassung der gerichtsärztlichen Gebühren 
an Gerichtsärzto und Kreisärzte. (Bescheid noch nicht erfolgt). 

22. Am 20. Mai 1921: Erneutes Gesuch an den H. Minister für Volks¬ 
wohlfahrt um entsprechende Einreihung der Medizinalbeamten in 
Rang- und Besoldungsklassen (Bescheid nicht erfolgt). 

23. Am 13. Juni 1921: Eingabe an den H. Minister für Volkswohlfahrt 
mit der Bitte um Mitwirkung der Medizinalbeamten bei Ausführung 
des Reichsjugendamtes. Darch Min.-Erlaß vom Juli 1921 ist der Bescheid 
erfolgt, daß die Mitwirkung staatlicher und kommunaler Medizinalbeamten im 
preußischen Ausführungsgesetz geregelt werde. 

24. Am 23. Juni 1921: Eingabe an den H. Minister für Volkswohlfahrt 
mit der Bitte um Anhörung des Medizinalbeamtenvereins zum Entwurf 
des neuen Disziplin argesetzes. Einrichtung besonderer 
Kammern für Medizinalbeamte. Durch Min.-Erlaß vom 11. August 1921 
dahin beschieden, daß der Entwurf nur ein vorläufiger sei. Wiederholung des 
Antrags wird anheimgestellt. 
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25. Am 25. Juli 1921: Eingabe an den H. Justizminister mit der Bitte 
um vorzugsweise Uebertragnng der Gef ängnisarztstellen an beamtete 
Ae rate. (Bescheid nicht erfolgt). 

26. Am 29. Augnst 1921: Eingabe an den H. Minister für Volks Wohl¬ 
fahrt mit der Bitte nm Zulassung eines Vertreters der Medizinal- 
beamten zu den Verhandlungen des Besoldungsausschussea 
der Landesversammlung. 

Leider ist nur auf einen kleinen Teil dieser Eingabe eine Antwort ge¬ 
worden. Der Vorwarf der Untätigkeit und der mangelnden Tatkraft, der dem 
Vorstand von verschiedenen Mitgliedern gemacht worden ist, beruht aber jeden¬ 
falls auf Unkenntnis und Irrtum. 


In der Aussprache wurde von sämtlichen Anwesenden die Un- 
berechtierung dieses Vorwurfes anerkannt und allseitig bedauert, daß die 
vielen Eingaben so wenig Berücksichtigung in der Zentralinstanz und meist 
überhaupt keine Antwort gefunden hätten. Es sei darin eine bedauerliche 
Nichtbeachtung des ganzen Standes zu erblicken und die in diesem herrschende 
Mißstimmung und Verdrossenheit durchaus begreiflich. Von verschiedenen 
Seiten, namentlich von Med.-Bat Dr. Rogowski-Berlin, wurden häufigere und 
ausführlichere Veröffentlichungen in der Zeitschrift für Medizinalbeamte über 
die Tätigkeit des Vorstandes gewünscht. Geh. Med.-Rat Dr. Sol brig-Breslau 
beschwerte sich ferner über die mangelnde Berücksichtigung, die seine Vorschläge 
bei der Verleihung von Aufrückungsstellen an die Kreisärzte seines 
Bezirkes gefunden haben. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Rapmnnd betonte die 
Notwendigkeit einer stärkeren Fühlung mit derTagespresse und deren 
Beeinflussung zur Vertretung unserer Interessen; er betonte außerdem, daß 
man sich nicht bloß auf schriftliche Eingaben beschränken dürfe, sondern beim 
Herrn Minister selbst persönlich vorstellig werden und ihm unsere 
Wünsche vortragen müsse, eine Ansicht, der allgemein zugestimmt 
wurde. Kreisarzt Dr. Wollenweber-Dortmund sieht in einer straffen 
Organisation des Vereins das beste Mittel, dem Vorstand das Gefühl 
zu geben, daß alle Mitglieder hinter ihm stehen, um auf diese Weise seine 
Kraft und seinen Einfluß der Zentralbehörde gegenüber zu stärken. 

Der Schriftführer erstattete hierauf den Kassenbericht. Danach 
haben betragen die 

a. Einnahmen: 


Kassenbestand am Schluß des Jahres 1920 . 8184,55 M. 

Beiträge bis 6. September 1921 . 22 478,75 „ 

Zinsen . .. . . 829,25 „ 

insgesamt: 


25987,55 M. 


b. Ausgaben: 


Druckkosten. 400,00 M. 

Vorstandssitzungen . 1862,70 „ 


Beitrag zum Deutschen Medizinalbeamtenverein 2 28*),00 „ 

„ „ Reichsbund höherer Beamten . . 8040,00 „ 

Bezugspreis für die Zeitschrift. 9 875,00 „ 

Bürobedarf, Schreibhilfe, Porto usw. . . . 1204.80 „ 

Kapitalsteuer, Scheckgebühr usw. . . . . _ 24,30 „ 

insgesamt: 18186,80 M. 

Mithin KassenbeBtand: 7800,75 M. 


Zu diesem kommen noch als Vereinsvermögen: 5000 M. Deutsche 
Reichsanleihe. Für das Jahr 1921 steht aber noch eine Ausgabe von mindestens 
18 000 M. für Druckkosten, Geschäftsunkosten, Beitrag an den Deutschen 
Medizinalbeamtenverein, Bezugspreis für die Zeitschrift (H. Halbjahr) und für eine 
noch zu berufende Vertreterversammlung zu, so daß für das Jahr 1921 un¬ 
bedingt eine Nachzahlung von 25 Mark und für das Jahr 1922 eine Er¬ 
höhung des Jahresbeitrags auf 75Mark erforderlich sei,'-weildannfür 
jedes Mitglied 40 M. an den Deutschen Medizinalbeamtenverein abzufühftusind, der 
dafür die Kosten für den Bezug der Zeitschrift sowie für die Hauptversamm¬ 
lung des Deutschen Vereins einschließlich der dadurch entstehenden |)ruck- 
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kosten aus seiner Kasse allein zu tragen hat, während bisher der Preußische 
Medizinalbeamtenverein Zuschüsse hierzu gegeben hat. Diesem würde dann 
für seine besonderen Vereinszwecke jährlich 85 M. für das Mitglied zur Ver¬ 
fügung stehen und er dadurch imstande sein, in Zukunft in wirksamerer Weise 
als bisher die beruflichen und wirtschaftlichen Interessen der Medizinal beamten 
wabrzunehmen. Dazu gehörten aber auch größere Geldmittel. Geh. Med.-Rat 
Dr. Rapmund bezweifelt sogar, daß künftighin die beantragte Erhöhung des 
Beitrages ausreichen werde. 

Der Vorschlag des Schriftführers, für 1921 eine Nachzahlung von 
26 Mark zu erheben und für 1922 den Beitrag auf 76 Mark 
festzusetzen, wird einstimmig angenommen: 

II. Amtsbezeichnung, Hebung und wirtschaftliche Lage 
der Medizinalbeamten. 

Nach einer längeren, sehr lebhaften Aussprache über die Frage der 
Amtsbezeichnung) wird beschlossen, der Hauptversammlung als Amtsbezeich¬ 
nung vorzuschlagen für die 

a) Kreisassistenzärzte: Medizinalassessor, 

b) Kreisärzte: Kreisarzt und Medizinalrat bezw. Obermedizinalrat, 

c) Regierungs- und Med.-Räte: Oberregierungsrat. 

Im Anschluß hieran werden dann alle wichtigeren, die Stellung und 
Besoldung der Medizinalbeamten betreffenden Fragen besprochen. In der 
Aussprache war man allgemein der Ansicht, daß für alle Kreisärzte 
die Vollbesoldung und gleichzeitig ihre Zuteilung in Gruppe XI 
mit Aufrückung in Gruppe XII, bei den Regierungs- und 
Medizinalräten die Zuteilung in Gruppe XII mit Aufrückung in 
Gruppe Xin erstrebt werden müsse. Die Aufrückung habe lediglich 
nach dem Dienstalter zu erfolgen, auch bei den Reg.- und Med.-Räten. 
Solange noch nicht vollbesoldete Kreisarztstellen vorhanden seien, müsse auch 
bei ihnen eine Aufrückung erfolgen, ebenso wie bei den Gerichtsärzten; des¬ 
gleichen sei ihr Ruhegehalt in gleicher Höhe wie das der vollbesoldeten 
zu bemessen. Auch sei dahin zu streben, daß den pensioniertenReg.-u. 
Med.-Räten, die eine pensionsfähige Zulage von 600 M. erhalten hätten, das 
Ruhegehalt einer Aufrückungsstelle gewährt würde. Die in den neuen Haushalt 
für 1921 vorgeschlagene Erhöhung der Dienstaufwandsentschädigung 
wird einstimmig als nicht ausreicnend erachtet und voller Ersatz der Un¬ 
kosten oder Stellung eines Büros verlangt. Hinsichtlich der gerichtsärzt- 
licben Gebühren wurde allgemein der Standpunkt vertreten, daß ihre Ab¬ 
führung an die Staatskasse auch seitens der vollbesoldeten Kreisärzte un¬ 
berechtigt sei, da alle anderen vollbesoldeten Staatsbeamten die Gebühren 
für gerichliche Gutachten usw. behielten und gerade die Erstattung von ge¬ 
richtsärztlichen Gutachten meist unter Zuhilfenahme von Gebers tu nden 
erfolge. Es wird beschlossen, der Hauptversammlung dementsprechende Vor¬ 
schläge zu machen. 

III. Fühlungnahme des Vorstandes mit den Yereinsmitgliedern; 

Satzungsänderung. 

Hierzu liegen zwei Entwürfe für die Satzungsänderungen vor, der eine 
von Geb. Rat Dr. Wodtke, der nur zu § 8 der alten Satzungen eine Ver¬ 
sammlung der Vertreter der einzelnen Provinzen zur Beratung besonders 
wichtiger wissenschaftlicher und organisatorischer Fragen durch den Vorstand 
berufen lassen will, und der zweite von Geh. Rat Dr. Rapmund, der im 
Anschluß und in Erweiterung eines Entwurfes von Med.-Rat Dr. Bundt den 
Aufbau des Preußischen Medizinalbeamtenvereins mit der Bildung von Be¬ 
zirksvereinen zum Ziele hat. 1 ) 

Außerdem war von Med.-Rat Dr. Rogowski im Aufträge der Berliner 
Medizinalbeamten nachfolgender Antrag gestellt: 


*) Dieser Entwurf ist in Nr. 19 dieser Zeitschrift für Medizinalbeamte, 
8eite 420, bereits veröffentlicht, so daß sich sein nochmaliger Abdruck erübrigt. 
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„Die Regierungs- und Medizinalräte mit den Hilfsarbeitern bei den Re 
giernngen einerseits, die Kreis- und Gerichtsärzte mit den Direktoren der 
Mediznialuntersuchungsämter und dm Kreisassistenzärzten anderseits, soweit 
sie Mitglieder des Preußischen Medizinalbamtenvereins sind, bilden je eine 
besondere Fachgruppe innerhalb des Vereins. Jede Fachgruppe bildet 
einen eigenen Vorstand, der für die erstere Gruppe ans drei Mitgliedern, 
für die letztere Gruppe aus je einem Vertreter für jede Provinz (gemäß 
§ 9a des Rapmund sehen Satzungentwurfs) besteht. Die Vorstände der 
Fachgruppen werden mittels Stimmzettel für die Dauer von drei Jahren 
gewählt. Für jedes Vorstandsmitglied ist in gleichem Wahlgang ein Stell¬ 
vertreter zu wählen. 

Der Vorstand des Preußischen Medizinalbeamtenvereins kann in ge¬ 
eigneten Fällen die Vorstände beider Fachgruppen oder g. F. einen der 
beiden Fachgruppen zu einer gemeinsamen Besprechung zusammenberufen. 

Jede Fachgruppe ist berechtigt, ihre eigenen wirtschaftlichen und 
Standes-Belange durch Vermittelung des geschäftsführenden Vorstandes des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins zu vertreten. 

Die Vorstände beider Fachgruppen zusammen mit dem geschäfts¬ 
führenden Vorstand des Preußischen Medizinalbeamtenvereins bilden den 
preußischen „Medizinalbeamtenauschuß“, der die sachverständige 
Beratungsstelle für die zuständigen Ministerien in Angelegenheiten der 
preußischen Medizinalangelegenheiten darstellt.“ 

Geh. Med.-Rat Dr. Wodtke zieht seinen Antrag zurück, äußert aber 
Bedenken gegen den Rapmundsehen Entwurf, da dessen Ausführung er¬ 
hebliche Kosten verursachen werde; er warnt ferner vor einer Ueberorgani- 
sation, die er in dem Antrag von Rogowski sieht, der neben der vertikalen 
Gliederung des Vereins in Bezirksgruppen eine zweite horizontale Gliederung 
vorschlägt. 

In der Aussprache wird von Geh. Med.-Rat Dr.Rapmund die Wichtig¬ 
keit der Gründung von Bezirksvereinen zur möglichst vollständigen Erfassung 
sämtlicher Medizinalbeamten und Erweckung erhöhter Anteilnahme an dem 
Wirken des Preußischen Medizin albeamtenvereins betont. Kreisarzt Dr. Wollen- 
weber erklärt, der Arnsberger Bezirksverein habe Richtlinien für die Re¬ 
organisation aufgestellt, die in der Medizinalbeamten-Zeitung veröffentlicht 
seien. Da sie sich im wesentlichen mit dem R a p m u n d sehen Entwurf decken, 
so stimme er für ihn. Die Umwandlung sei zeitgemäß; sie gewährleiste dem 
aus den Mitgliedern herausgewählten Vorstand eine vollkommenere Rücken¬ 
deckung und gebe ihm eine größere Macht und Stoßkraft bei der Vertretung 
des Vereins gegenüber den Behörden sowie engere Fühlung mit den Mitgliedern. 
Gegenüber den Erwägungen von Dr. Manthey, der Provinzialvereine empfiehlt, 
weil ihm die Einteilung in Bezirksvereine zu weit geht, sprechen sich Geh. Rat 
Dr. R a p m u n d und Geh. Rat Dr. 8 o 1 b r i g für die Einteilung nach Bezirken 
aus, da in diesen die gemeinsamen Interessen liegen. Die Besorgnis, daß hier 
die Regierungs- und Medizinalräte ein schädliches Uebergewicht bekommen 
könnten, wird schon durch den Umstand zerstreut, daß nur zwei Reg.- und 
Med.-Räte als Vertreter entsandt sind; außerdem lägen den meisten von 
diesen die Interessen der Kreisärzte ganz besonders am Herzen. 

Man einigte sich schließlich dahin, daß eine Durchberatung der ein¬ 
zelnen Satzungsparagrahen sowohl in der Vertreterversammlung, als auch in 
der diesjährigen Hauptversammlung untunlich sei. Der darauf von Med.-Kat 
Dr. Bundt im Namen des Vorstandes gestellte, der Hauptversammlung zur 
Annahme vorzulegende Antrag: 

„Der Medizinalbeamtenverein wird reorganisiert im Sinne des Rapmund- 
sehen Satzungsentwurfes. Der Entwurf wird in den bestehenden und als¬ 
bald zu bildenden Bezirksvereinen durchberaten. Die Hauptversammlung 
ermächtigt eine noch in diesem Jahre zu berufende Vertreterversammlung, 
die Fassung der Satzungen auf Grund dieser Vorberatungen endgültig und 
bindend festzustellen“ 

wird hierauf einstimmig angenommen. Gleichzeitig wurden nach 
längeren Auseinandersetzungen zwei von Med.-Rat Dr. B u n d t vorgeschlagenen 
Aenderungen gutgeheißen: 
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§ 2 Absatz 1 erhält statt: „Zorn Beitritt in den Verein Bind berechtigt“ 
den Wortlaut „sind aufnahmefähig“. 

§ 9b statt „aus je einem Vertreter der wissenschaftlichen gerichtlichen 
Medizin, Psychiatrie und Hygiene bezw. Sozialhygiene“ erhält die Fassung 
„auB vier weitereuMitgliedern, die von den zu a genannten 
zuzuwählen sind.“ 

Die unbeschränkte Auswahl dieser vier Mitglieder schien in Bficksicht 
auf die spätere Wahl des Qeschäftsführenden Vorstandes erforderlich. 

Med.-Bat Dr. Bogowski beantragt im Anschluß hieran, noch in den 
Satzungen die Bestimmung aufzunehmen: „Der Landesvorstand gilt als Be¬ 
amtenausschuß,“ weil er von einem solchen eine zeitgemäßere und erfolg¬ 
reichere Vertretetung unserer Interessen hofft Er stellt außerdem die Frage, 
ob das bestandene Kjreisarztexamen auch weiterhin Vorbedingung für die Auf¬ 
nahme sein soll und äußert Bedenken gegen das Hineinkommen allzuvieler 
nicht staatlicher Medizinalbeamter in die Bezirksvereine, deren Ueberwiegen in 
Qroß-Berlin zu fürchten sei. Man kommt überein, beide Fragen der Ent¬ 
schließung der Vertreterversammlung zu überlassen. 

IT. Verschiedenes. 

a) Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund und Med.-Bat Dr. Bogowski halten 
es unter den jetzigen Verhältnissen nicht mehr für richtig, daß die Medizinal¬ 
beamten weiterhin Mitglieder der staatlichen Aerzteorganlsation seien und 
Beiträge zu dieser zahlen müssen. Med.-Bat Dr. B u n d t, Geh. Med.-Bat Dr. 
Forstreuther und Med.-Bat Dr. Kluge widersprachen dieser Ansicht; sie 
sehen in dem Verbleiben der Medizinalbeamten in der Aerztekammer die Ge¬ 
währ für das durchaus notwendige gute Verhältnis der Medizinalbeamten 
zu den praktischen Aerzten. 

b) Kreisarzt Dr. Wollenweber stellt alsdann mit Bücksicht auf eine 
nach seiner Ansicht drohende Kommunalisierung der Kreisärzte folgenden 
der Hauptversammlung zur Beschlußfassung vorzulegenden Antrag: 

„Der Preußische Medizinalbeamtenverein erblickt in den Bestrebungen 
nach einer Umwandlung der staatlichen Beamtenstellung der Kreisärzte in 
eine kommunale — die sogenannte „Kommunalisierung“ — eine Gefähr¬ 
dung ihrer Unabhängigkeit als Gesundheitsbeamter wie als Gutachter. Er 
ist der Ueberzeugung, daß die „Kommunalisierung“ die Kreisärzte in Ab¬ 
hängigkeit von den kommunalen Körperschaften bezw. der jeweils in ihnen 
herrschenden Partei bringen und einer „Politisierung“ nahe kommen würde. 
Eine derartige Abhängigkeit ist aber weder mit der Erfüllung der staat¬ 
lichen Aufgaben auf dem Gebiete des Gesundheitswesens, noth mit einer 
unparteiischen Tätigkeit als öffentlicher ärztlicher Sachverständiger ver¬ 
einbar. Die öffentliche Gesundheitspflege würde durch die Kommunalisierung 
Schaden leiden. Der Verein glaubt aber auch in einer gegen den Willen 
der Medizinalbeamten etwa staufindenden Umwandlung ihrer Stellung einen 
Eingriff in die durch die Verfassung geschützten, wohl erworbenen Bechte 
der Medizinalbeamten erblicken zu müssen.“ 

Der Antragsteller sieht in einer solchen Kommunalisierung die größte 
Gefahr für die Bewegungsfreiheit und Unabhängigkeit der beamteten Aerzte. 

Dem Antrag wird einstimmig zugestimmt; er soll der Haupt¬ 
versammlung zur Beschlußfassung vorgelegt werden. 

c) Gegen eine erweiterte Abführung der Gebühren, die auf Mit¬ 
teilung von Med.-Bat Dr. Sandhop bevorstehen soll, wird eine augenblick¬ 
liche Stellungnahme abgelehnt. 

d) Med.-Bat Dr. Vollmer wünscht die Wiederherausgabe des Kalenders 
für Medizinalbeamte. Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund erklärt, daß ein solcher 
der hohen Herstellungskosten wegen nicht möglich sei, daß er aber im Verein 
mit Geh. Med.-Bat Dr. Solbrig die Herausgabe eines Handbuches der 
preußischen Gesundheitsgesetzgebung beabsichtige; daneben solle dann jährlich 
ein Verzeichnis der preußischen Medizinalbehörden und der Medizinalbeamten 
einschließlich derjenigen des Deutschen Beiches erscheinen. Das Verzeichnis 
werde voraussichtlich schon Ende November d. J. fertig gestellt sein. 
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e) Geh. Med.-Rat Dr. Bockwitz hält eine Stärkung und Stützung der 
Stellung der Kreisärzte In den Krelsgesnndheltsämtern gegenüber Land¬ 
räten und sonstigen Vorstehern dieser Aemter und Kreisfürsorgerinnen für not¬ 
wendig und wünscht, daß diese Frage in der Hauptversammlung zur 8prache 
gebracht würde. 

f) Mit einem Antrag auf Erhöhung der Gebühren für Gutachten bei . 
der BeichsTerslcherungsanstalt für Angestellte wird Kreisarzt Dr. Wolle n- 
weber an die Hauptversammlung des Deutschen MedizinalbeamtenvereinB 
verwiesen. 

g) Eingänge: 

1. Eine Anfrage des Med.-Rats Dr. Künig-Soldin, ob er nunmehr gegen 

seine Zwaugspenslonierung klagbar werden könne. Es soll ihm geant¬ 
wortet werden, daß er ein Monatsgehalt einklagen solle; der Verein würde 
die etwaigen Gerichtskosten übernehmen. * 

2. Eine Beschwerde des Kreisarztes Dr. Grimm-Berlin, daß ihm bei 
seinem Besoldungsdienstalter die Zeit seiner Tätigkeit als Regierungs- 
arzt in Kamerun nicht angerechnet sei. Ihm wird eine Beschwerde beim 
Minister angeraten. Zugleich soll der Minister vom Verein um Mitteilungen 
der allgemeinen Grundsätze bei Festsetzung des Besoldungs- 
nnd Buhegehaltsdienstalters gebeten werden. 

8. Eine Anfrage der NahrungBmittelchemiker wegen der Erhöhung 
der Tagegelder bei Reisen nach nabegelegenen Orten soU dahin beant¬ 
wortet werden, daß es sich hierbei um eine alle Beamtengruppen be¬ 
treffende Angelegenheit, deren anderweite Regelung deshalb am zweck¬ 
mäßigsten von einer größeren Beamtengruppe (Bund höherer Beamten) be¬ 
antragt würde. 

h) ln der darauf folgenden Besprechung über die Vorstandswahlen 
einigt sich die Vetreterversammlung dabin, der Hauptversammlung eine Wieder¬ 
wahl der Vorstandsmitglieder bis zu den Satzungsänderungen vorzuschlagen. 
Für Kreisarzt Med.-Bat Dr. Geisseler-Potsdam, der vom Vorstand koontiert 
war und eine Wiederwahl ablehnt, soll Rogowski-Berlin, vorgeschlagen 
werden. 

Schluß: 9 Uhr abends. 


h. XXXII. Hauptversammlung 
des Preussischen Medizinallbeamtenvereins 

in Nürnberg am 10. September 1921, nachmittags 5 1 /* Uhr, 

im Kfinstlerh&use. 

Der Vorsitzende, H. Geh. Med.-Bat Dr. Wodtke, eröffnet» die 
Sitzung und teilt vor Eintritt in die Tagesordnung mit, daß nach einem 
Telegramm aus Berlin das Staatsministerium beschlossen habe, den Kreisärzten 
die Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat“ zu geben. Da diese 
Bezeichnung die einstimmige Ablehnung aller anwesenden 
Kreisärzte erfährt, so wird einstimmig beschlossen, dieser Ablehnung durch 
ein Telegramm an das Preußische Staatsministerium und den 
Minister für Volks Wohlfahrt energischen Ausdruck zu geben. 
Die Fassung wird dem Vorstand überlassen (siehe nachstehend unter V). 

I. Geschäftsbericht. 

Der Schriftführer, Med-Bat Dr. Bundt, erstattet den Geschäfts¬ 
bericht wie in der Vertreterversammlung, sodaß auf diesen 'Bezug genommen 
werden kann. 

Die Versammlung überzeugt sich von der regen Tätigkeit und den 
eifrigen Arbeiten des Vorstandes für das Wohl der Mitglieder des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins und spricht dem Vorstand ihr Vertrauen aus. 

II. Kassenbericht. 

Der Kassenbericht wird ebenfalls vom Schriftführer wie in der 
Vertreterversammlung erstattet (siehe den Bericht darüber). Auf Antrag des 
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Vorstandes wird ihm Entlastung erteilt und dem Anträge des Vorstandes 
entsprechend einstimmig beschlossen: 

für 1921 noch einen Zuschuß von 26 Mark zum Jahres* 

beitrag zu erheben und für 1922 den Jahresbeitrag auf 

76 Mark festzusetzen. 

III. Freie Anssprache Aber die amtliche Stellung und wirt¬ 
schaftliche Lage der Medizinalbeamten, 

H. Kreisarzt Dr. Vi ollen Weber - Dortmund - Land führt aus, daß die 
Medizinalbeamten unpolitische Beamte seien und sich daher durch das Hinein¬ 
tragen parteipolitischer Interessen in das Gesundheitswesen in ihrem Amt und 
ihrer Stellung geschädigt fühlen müßten. Die Medizinalbeafnten sind sehr 
unzufrieden. Sie waren es auch mit dem Vorstande, haben sich aber durch 
den Geschäftsbericht überzeugt, daß sich ihre Unzufriedenheit gegen eine andere 
Stelle richten müsse. Sie sprechen deshalb dem Vorstande beute ihr volles Ver- 
truen aus und wenden sich gegen die Betrebungen, ihre Stellung zu unter¬ 
wühlen, was nur geschieht, weil die Parteien keine Staatsbeamten mit steifem 
Nacken undin unabhängiger Stellung haben wollen. Sie wollen sich nicht politi¬ 
sieren lassen; denn das Hineintragen der Politik in das Gesundheitswesen ist 
ein Nachteil für die Beamten und das Gesundheitswesen selbst. Sie verlangen 
Mitwirkung an den Erlassen des Ministeriums und Gesetzen, die das Gesund¬ 
heitswesen und die Gesundheitsbeamten angehen. Die moderne Zeit gibt ihnen 
das Hecht, nicht nur Objekt, sondern auch Subjekt der Gesetzgebung sein zu 
wollen. Sie wenden sich gegen jegliche Kommunalisierungsbestre¬ 
bungen, die geeignet sind, die Unabhängigkeit der Kreisärzte zu vernichten 
und der Sache zu schaden. Sie wenden sich gegen die Uebertragong staatlicher 
Aufgaben an nichtkreisärztlich geprüfte Aerzte (z. B. in Essen, Düsseldorf) 
und fordern eine angemessene Amtsbezeichnung und eine angemessene 
Festsetzung des Besoldungs- und Pensionsdienstalters für Kreis¬ 
ärzte und Heg.- und Med.-Bäte nach offenen, klaren Grundsätzen. Um dieB 
alles zu erreichen, müsse man aber in mündliche Verhandlungen 
mit dem Minister eintreten. (Beifall). 

H. Med.-Hat Dr. Rogowski-Berlin ist der Ansicht^ daß mündliche 
Vorstellungen bei den maßgebenden Stellen und persönliche Einwirkungen 
auf die Landtagsabgeordneten wirkungsvoller sein würden, als schriftliche 
Eingaben, die umso weniger gelesen würden, je länger sie wären. Er ist weiter 
der Meinung, daß eine wesentliche Ursache der Mißerfolge unseres bisherigen 
Vorgehens darin liegt, daß wir als „Verein“ auftreten. Ein „Medizinal¬ 
beamtenausschuß“, wie er ihn später Vorschlägen werde, der auch Be¬ 
triebsrat oder Betriebsausscbuß genannt werden könnte, und der nur aus ge¬ 
wählten Vertretern der aktiven preußischen Medizinalbeamten zu bestehen 
hätte, würde eine größere Wertschätzung finden und auch wohl mehr Erfolge 
erzielen, als ein Vereinsvorstand. 

H. Ober-Beg.-Rat Dr. Corvey, Direktor des Landeswohlfahrts- u. Gesund¬ 
heitsamts in Detmold: Wenn schon einmal im Medizinalbeamtenverein ein neues 
Gebilde entstehen soll, so möchte er empfehlen, es nicht Betriebsrat oder 
ohne weiteres Beamtenausschuß zu nennen, sondern ihm den Namen Bund 
der preußischen Medizinalbeamten zu geben, zum Zwecke der Ver¬ 
tretung der Interessen an den Stellen, wo sonst derartige Vertretungen wirk¬ 
sam sein können. Dieser Bund müßte dann Anschluß an den deutschen Beamten¬ 
bund suchen und als sein Mitglied das Hecht bekommen, einen oben offiziell 
anerkannten Medizinalbeamtenausschuß zu bilden, der dann in allen 
Fragen gehört werden müßte. Als kleiner Verein erreichen wir garoichts; 
das ist nur möglich durch eine Großorganisation. Wir müssen uns fester 
organisieren, das geht nun einmal nicht anders, und wenn der Bund höherer 
Beamten versagt hat, so gehen wir zum deutschen Beamtenbund, der nicht 
versagen wird. In Lippe sind alle Beamten, vom Regierungspräsidenten bis 
tum Kastellan, und vom Landgerichtspräsidenten bis zum Justizwachtmeister 
im deutschen Beamtenbunde organisiert, fühlen sich sehr wohl dabei und er¬ 
reichen auch etwas. 
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Der Torsitzende empfiehlt demgegenüber, bei dem alten Namen zu bleiben, 
da er nichts von Beamtenbünden erwartet. 

H. Geh. Med.-Bat Dr. Rapmnnd ist wie Dr. Wollenweber ffir 
direkte mündliche Verhandlungen mit dem Minister. Solche 
sind aber jetzt erst angezeigt, wo wir wissen, welche Wünsche die Mehrzahl 
der Medizinal beamten inbezng auf ihre amtliche Stellung, Amtsbezeichnung 
und sonstige wirtschaftliche Lage hat. 

H. Med.-Rat Dr. Sandhop-Stettin spricht für die Bildung eines Beamten¬ 
ausschusses als Vertretung der Medizinalbeamten, noch besser im Zusammen¬ 
schluß mit allen höheren technischen Beamten. 

H. Med.-Rat Dr. Bnndt bezweifelt, daß ein solcher Ausschuß den be¬ 
stehenden Bestimmungen nach amtlichen Cherakter haben könne, da solche 
Ausschüsse gemeinhin alle Beamten einer Behörde umfassen müßten. 

H. Kreisarzt Dr. Stackemann-Walsrode empfiehlt die Kampfart der 
Kreistierärzte, die durch ein weniger zurückhaltendes Vorgehen, als die Kreis¬ 
ärzte, viel mehr erreicht hätten. 

H. Kreisarzt Dr. Manthey-Belzig: Die Unzufriedenheit der Kreisärzte 
ist leider nur zu begründet, aber es ist falsch, für alle diese Dinge den Vor¬ 
stand des Medizinalbeamtenvereins verantwortlich zu machen. * Auch unser 
Verein der preußischen Kreisärzte der Provinz Brandenburg stand auf dem 
Standpunkt, daß der Vorstand die Interessen der Kreisärzte nicht nachdrück¬ 
lich genug vertreten bat; ein Schreiben des Schriftführers belehrte uns aber 
eines besseren. Wir haben ja heute nun selbst gehört, welche Fülle von Ein¬ 
gaben der Vorstand an den Minister und an die Landesversammlung gerichtet 
hat, meistenteils ohne Erfolg, mehrfach sogar, ohne eine Antwort zu erhalten. 
Wir haben gestern in der erweiterten Vorstandssitzung beschlossen, den Verein 
der preußischen Medizinal beamten zu reorganiseren; es wird dann not¬ 
wendig werden, Bezirks- und Provinzialvereine zu gründen; hier muß der 
Hebel angesetzt werden. Die Kreisärzte müssen mehr Interesse für ihre eigenen 
Angelegenheiten zeigen; sie müssen sich fest zusammenschließen und auch zu 
den Versammlungen des preußischen Medizinalbeamtenvereins erscheinen. 8chuld 
sind allein die Kreisärzte selbst, daß der Vorstand so wenig erreicht bat; es 
hat ihm eben die Unterstützung der Kreisärzte gefehlt. (Sehr richtig). Unrichtig 
ist es auch, die Verantwortung für die unbillige Vernachlässigung der Interessen 
der Gesundheitsbeamten der Medizinalabteilung des Ministeriums für Volkswohl¬ 
fahrt zur Last zu legen; auch die Medizinalabteilnng hat einen schweren Stand, 
denn das letzte Wort in den Fragen der Besoldung der Dienstaufwandsent¬ 
schädigung spricht der Finanzminister. Die Kreisärzte müssen selbst tätig sein 
und der Allgemeinheit zeigen, daß die Gesundheitsbeamten stets im Interesse 
der Volksgesundheit tätig gewesen sind und sich große Verdienste um die 
Gesunderhaltung des Volkes erworben haben. (Sehr richtig). Die Fragen 
der Amtsunkostenentschädigung und der Beisegebühren sind oft ange¬ 
schnitten worden. Die Amtsunkostenenschädigung, die uns in Zukunft 
zugedacht ist, wird noch lange nicht die wirklichen Unkosten decken; der 
Kreisarzt kann davon nicht einmal eine bescheidene Schreibhilfe bezahlen. 
Die Beisekostenentschädigung für Landwege in Höhe von 60 Pfg., 
die der Kreisarzt erhält — die Hebamme erhält 80 Pfg. — besteht immer 
noch. Eine allgemeine Regelung der Beisekostenentschädigung steht in Aus« 
sicht, damit tröstet man uns. Jeder Arzt erhält von den Krankenkassen für 
den Kilometer eine Gebühr von 6—10 M. Auch die Veterinärbeamten haben 
schon seit Jahren eine Beisekostenentschädigung von 2.00 M. für den Kilometer 
erhalten. Eine Besserung unserer Verhältnisse können wir nur durch wohl¬ 
begründete Vorstellungen bei den maßgebenden Stellen erreichen. Diese Vor¬ 
stellungen können aber nur Eindruck machen, wenn die ganzen Medizinal¬ 
beamten geschlossen dahinter stehen; dämm bessere Organisation und Ansbau 
des Vereins, größeres Interesse des Einzelnen. (Beifall). 

H. Med.-Bat Dr. Bundt bestätigt die Ausführungen von Dr. Manthey 
und klagt über die mangelnde Unterstützung des Vorstandes durch die Mit¬ 
glieder. Sie müssen auch ihrerseits vielmehr persönliche Fühlung mit den 
Abgeordneten nehmen, wie es der Vorstand teils mit, teils allerdings auch 
ohne Erfolg verschiedentlich versucht habe. Sogar bei den Vertreterwahlen 
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and gegenüber der Zeitschrift sei die Anteilnahme eine bisher nur allzu gering- 
fügige gewesen. (Beifall). 

H. Geb. Med.-Kat Prof. Dr. Rapmund kann sich den beiden Vorrednern 
nur anschließen. Mit Klagen allein wird nichts erreicht, ein jeder muß viel¬ 
mehr nach besten Kräften mitarbeiten. Selbst an der Mitarbeit bei der 
Zeitschrift für Medizinalbeamte lassen es die Kreisärzte fehlen, namentlich 
soweit dabei ihre wirtschaftlichen Interessen in Frage kommen. Man müsse aber 
auch die politischePresse für unsere Interessen zu gewinnen suchen; das 
sei z. B. vor der Medizinalreform in ausgiebigster Weise und mit bestem Erfolge 
geschehen. Noch viel weniger seien die Kreisärzte bemüht, Abgeordnete oder 
sonstige einflußreiche Personen für unsere Bestrebungen zu interessieren; von 
den verschiedenen Denkschriften und Artikeln, die in der Zeitschrift für Medizinal¬ 
beamte darüber erschienen und für weitere Verbreitung geeignet gewesen 
seien, sind aber zu diesem Zwecke nur ganz wenig von den Medizinalbeamten 
eingefordert. Ohne eine solche Mitarbeit kommen wir nicht weiter; von ibr 
ist in erster Linie der Erfolg aller unserer Bestrebungen abhängig. (Beifall). 

H. Kreisarzt Dr. Wollenweber sieht eine wiikliche und durchgreifende 
Hilfe nur in einer straffen Organisation und Umbildung des 
Vereins, die sich organisch auf Bezirksvereine, Bezirks-, Provinzial- und 
Landesvertretung anfbauen müsse. 

H. Med.-Kat Dr. Gasters-Mühlheim: Die Feindschaft gegen die Kreis¬ 
ärzte hat politische Gründe. Der Abgeordnete Dr. Weyl hat im Landtag 
eine Karrikator der Kreisärzte gegeben, ein Teil der übrigen ärztlichen Ver¬ 
treter hat ihn dabei leider unterstützt. Man neidet uns die Gebühren, die 
man nnn auch den Kreistierärzten abnebmen will, weil man nicht weiß, daß 
wir aus ihnen unseren Dienstaufwand bestreiten müssen und daß sie uns 
Ersatz sein müssen für so vieles, in dem wir schlechter gestellt sind, als 
andere Beamte im Dienstalter, in der Anfrückungsmöglichkeit und in manchem 
anderen. Wir müssen die Notwendigkeit der Gebühren nachweisen, müssen 
überhaupt den Kampf so führen, daß wir durch die Wucht unserer Gründe 
dem Widerstand der Behörden brechen. Es kann uns dann nicht schwer werden, 
zu siegen, da unsere Gründe gewichtig und stichhaltig sind. (Beifall). 

Y. Amtsbezeichnung. 

Nach längerer Aussprache wird der Antrag des Vorstandes für die 

1. Kreisassistenzärzte die Amtbezeichnung „Medizinal¬ 
assessor; 

2. Kreisärzte die Amtsbezeichnung „Kreisarzt und Medi¬ 
zinalrat", in Aufrückangsstelle „Kreisarzt und Ober¬ 
medizinalrat"; 

3. Kegierungs- und Medizinalräte dio Amtsbezeichnung 
„0 b e r r e g i e r n n g s ra t“, 

vorgeschlagen, einstimmig angenommen und beschlossen, einen 
dahingehenden Antrag an das Staatsministerinm und den H. Minister für Volks¬ 
wohlfahrt zu richten. Nunmehr wird der Wortlaut des bei Beginn der 
Sitzung beschlossenen, an das Staatsministerium zu sendenden Tele¬ 
gramms vom Vorstande festgesetzt und abgeschickt, nachdem es die all- 
seitige Zustimmung der Versammlung gefanden hat. Es lautet: 

„Die heute sehr zahlreich ans allen preußischen 
Provinzen besuchte XXXII. Hauptversammlung des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins hat einstimmig 
die Amtsbezeichnung „Kreismedizinalrat" für den Kreis¬ 
arzt abgelebnt und ebenfalls einstimmig beschlossen, 
die 8taatsregierung zu bitten, den Kreisassistenzärzten 
die Amtsbezeichnung „Medizinalassessor", den Kreis¬ 
ärzten die Amtsbezeichnung „Kreisarzt und Medizinalrat" 
bezw. „Obermedizinalrat", dem Kegierungs- und Medizi¬ 
nalrat die Amtsbezeichnung „Oberregiernngsrat" zu 
geben. Der Vereinsvorstand bittet, diesem Anträge 
stattzageben". 
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Gleichzeitig wurde der Vorstand beauftragt, ein Telegramm gleichem 
Inhalts an den Herrn Minister für Volkswohlfahrt zu richten mit 
der Bitte, die Gewährung dieser Bitte warm zu befürworten. 

TI. Satzungsänderungen. 

Der Schriftführer, H. Med.-Bat Dr. Bondt erläutert in kurzen Zügen 
die Grundzüge des Bapmund sehen Satzungsentwurfs: Gliederung des 
Landesvereins in Bezirksvereine, Wahl der Vorstandsmitglieder als die 
Vertreter der einzelnen Provinzen, zu denen durch Zuwahl vier weitere Mit¬ 
glieder und der Schriftleiter der Medizinalbeamtenzeitung hinzu treten sollen, 
Wahl der Mitglieder der Vertreterversammlung durch den Bezirks¬ 
verein, die für je 20 Mitglieder einen Vertreter entsenden. Zweck und Ziel 
der Umbildung ist die engste Fühlungnahme des Vorstandes mit den Einzelnen 
und der Gesamtheit der Mitglieder sowie Stellung des Vorstandes auf die 
breite Grundlage der Gesamtheit aller Medizinalbeamten, um ihm dadurch ein 
vermehrtes Gewicht gegenüber Parlamenten und Behörden zu geben. 

In der kurzen Aussprache äußern H. Kreisarzt Dr. Rapmund jun.- 
Querfurt und H. Med.-Rat Dr. Rogowski - Berlin Bedenken gegen einzelne 
Paragraphen des Entwurfes. Dr. Rogowski bringt noch einmal seinen Vorschlag 
horizontaler Gliegerung in Fachgruppen und hat Bedenken, daß nichtstaat¬ 
lich beamtete Aerzte als stimmfähige Mitglieder aufgenommen werden können. 
Er empfiehlt, seinen schriftlich gestellten Antrag, der die Bildung eines 
„MedizinalbeamtenausschusBes“ fordert. Der Ausschuß wäre danach 
so zusammenzusetzen, daß die Regierungs- und Medizinalräte mit den Hilfs¬ 
arbeitern bei den Regierungen drei Vertreter, die Kreis- und Gerichtsärzte mit 
den Direktoren der Untersuchungsämter und den Kreisassistenzärzten in jeder 
Provinz einen Vertreter wählen. Der Vorstand des Vereins hätte dem Medizi- 
nalbeamtenausschnß ohne weiteres anzugehören. Es müßte dahin gestrebt 
werden, daß dieser Ausschuß bei der Medizinalabteilung des Volkswoblfahrts- 
mini8teriums in gleicher Weise Beirat würde, wie der Betriebsausschnß der 
preußischen Polizeibeamten bei dem Ministerium des Innern. Diesem Ausschuß 
wären dann auch alle Gesetze und Erlässe, die die Medizinalbeamten und das 
öffentliche Gesundheitswesen angehen, z. B. auch das bevorstehende neue Ge¬ 
bührengesetz und die neue Dienstanweisung für die Kreisärzte, vor ihrer end¬ 
gültigen Feststellung zur Aeußerung vorzulegen. R. bittet, seinen Antrag, 
zusammen mit dem Rapmund sehen neuen Satzungsentwurf, den Bezirks- 
vereinen zur gleichzeitigen Beratung vorzalegen. 

H. Geh. Med.-Rat Dr. Rapmund kann die Bedenken gegen die Aufnahme 
von nichtstaatlichen beamteten Aerzten und überhaupt noch nicht angestellten, 
aber staatsärztlich approbierten Aerzten als stimmfähige Mitglieder nicht teilen; 
er ist im Gegenteil der Ansicht, daß sie durch ihre Aufnahme von vornherein 
veranlaßt würden, mit uns Hand in Hand zu gehen. Er befürchtet auch nicht, 
daß diese in irgend einem Bezirksverein die Oberhand bekommen könnten, selbst 
in Berlin würde es nicht der Fall sein. Im übrigen würden alle diese Einzel¬ 
fragen am besten auf dem demnächstigen Vertretertage erörtert. 

Im Aufträge des Vorstandes stellt dann der Schriftführer, H. Med.-Rat 
Dr. Bundt, folgenden Antrag: 

„Der Medizinalbeamtenverein wird im Sinne des Rapmundschen 
Satzungsentwurfes reorganisiert. Der Entwurf wird in den bestehenden 
bezw. baldmöglichst zu bildenden Bezirksvereinen durebberaten. Die 
Hauptversammlung ermächtigt eine noch in diesem Jahre zu berufende Ver¬ 
treterversammlung, die Fassung der Satzungen auf Grund dieser Vor¬ 
beratungen endgültig festzusetzen." 

Der Antrag wird einstimmig angenommen und der Antrag von 
Rogowski dem Vertretertag als Material überwiesen. 

fl. Oberregierungsrat Dr. Corvey, Direktor des Landeswohlfahrts- und 
Gesundheitsamts in Detmold: In dem neuen Satzungsentwurf sind zwar alle 
möglichen Medizinalbeamten aufgeführt, man liest von preußischen Medizinal¬ 
beamten, solchen des deutschen Reiches, der Kommunen, Direktoren aller mög¬ 
lichen Anstalten, nur die Staatsmedizinalbeamten der kleineren Bundesstaaten, 
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die oft keinen eigenen Verein gründen können, maß ich za meinem großen 
Bedauern vermissen. Wenn dieser Entwarf angenommen wird, so bleibt diesen 
also nichts anderes übrig, als aas einem liebgewordenen Verein gezwangener- 
maßen auszuscheiden. Das ist sehr bedauerlich. Unser Wohl und Wehe 
hängt so innig mit dem Ihrigen zas&mmen, daß es für ans eine zwingende 
Notwendigkeit ist, in Ihrer Berafsvertretnng za bleiben. Es kann docb auch 
für Sie vielleicht nicht so ganz anangenehm sein, wenn Sie noch Znzng von 
Mitgliedern bekommen, die Schulter an Schalter mit Ihnen für wohlerworbene 
Hechte kämpfen. Die Beamten müssen z. Zt. einen aafgezwnngenen Kampf 
aasfechten and da sollten jeder Organisation tapfere Bundesgenossen will¬ 
kommen sein. Nnr eine feste Organisation kann uns aber helfen. Wir nicht- 
preußischen Medizinalbeamten dürfen nicht als Gäste bei Ihnen sein, sondern 
müssen dieselben Bechte und Pf lichten haben, wie die preußischen Medizi¬ 
nalbeamten und ordentliche Mitglieder des Bezirksvereins mit vollem Stimm¬ 
recht werden. Bedner bittet, diese Bestimmung in den Entwarf aafzunehmen. 

H. Med.-Rat Dr. Bnndt and H.‘ Geh. Med.-Rat Dr. Rapmnnd versichern 
dem Vorredner, daß eine solche besondere Bestimmung gar nicht erforderlich 
sei, da sowohl nach den jetzigen Bestimmungen, als nach dem neuen Entwarf 
die Aufnahme von Medizinalbeamten aas anderen deutschen Ländern zolässig 
sei; sie müßten sich dann nar später einem ihrem Wansche entsprechenden 
Bezirksvereine zuteilen lassen. 

VII. Vorstandswahl. 

H. Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund erklärt, daß er sein Amt als Vorstands¬ 
mitglied niederlege, wie er schon früher sein Amt als Vorsitzender niedergelegt 
habe. Er wolle in seinem hohen Alter frei von Verantwortung sein, werde 
aber aach fernerhin dem Medizinalbeamtenverein mit Bat and Tat, so weit 
seine Kräfte reichen, zar Seite stehen. 

Der Vorsitzende dankt ihm in ehrenden Worten für seine unermüdliche 
and erfolgreiche Tätigkeit für den Verein, für den Stand der Medizinalbeamten 
and für das ganze Gesundheitswesen des preußischen Staates. Er stellt dann im 
Aufträge des Vorstandes den Antrag, ihn znm Ehrenvorsitzenden des 
Vereins za wählen. Die Wahl geschieht einstimmig unter großem 
and anhaltendem Beifall der Versammlung. 

H. Geh. Med.-Bat Dr. Rapmnnd dankt mit herzlichen Worten für die 
außerordentliche Ehrung, die ihm darch diese Wahl zateil geworden sei. Hoffent¬ 
lich sei es ihm noch recht lange vergönnt, aach weiterhin die Betrebangen des 
Vereins za fördern. Er schlägt dann vor, den ganzen Vorstand bis zar Um¬ 
bildung des Vereins wiederzawählen and in seiner Stelle aas dem westlichen 
Teile Preußens H. Kreisarzt Dr. Wollenweber-Dortmnnd zum Vorstands¬ 
mitglied za wählen. Der Antrag wird einstimmig angenommen. 
Dr. Wollenweber nimmt die Wahl dankend an. 

Darauf teilt der Vorsitzende mit, daß der hinzagewählte Med.-Bat 
Dr. Geißele r-Potsdam gebeten habe, von seiner Wiederwahl abzusehen. Er 
schlägt vor, für ihn H. Med.-Bat Dr. Rogowski-Berlin zu wählen. 

Die Versammlung erklärt sich einstimmig damit einverstanden. 
Dr. Bogowski nimmt ebenfalls die Wahl dankend an. 

H. Geh. Med.-Bat Dr. Rapmnnd schlägt darauf noch vor, Herrn Geh. 
Med.-Bat Dr. Schlüter:Gütersloh, den verdienstvollen Kassenführer der 
Jubiläumsstiftung, zum Ehrenmitglied der Preußischen Medizinalbeamten- 
vereins au wählen. Der Antrag findet einstimmige Annahme. 

VIII. Anträge und Verschiedenes. 

Vorsitzender: Es liegen noch verschiedene auf Grund der Verhandlungen 
des gestrigen Vertretertages und der heutigen Versammlungen gestellte 
Anträge vor: 

I. Antrag des H. Kreisarztes Dr. Wollenweber gegen die Kommunali¬ 
sierung der Kreisinte, der vorher bereits im Wortlaut mitgeteilt ist. 

(Der Antrag wird einstimmig angenommen). 
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XXXII. Hauptversammlung 


2. Folgende Anträge des H. Geb. Med .-Rats Dr. Rapmund: 

a) Die vollbesoldeten Kreisärzte sind der Besoldungs¬ 
gruppe XI mit Aufrückung in Gruppe XII, die Reg.- und Med.-Räte der 
Gruppe XII mit Aufrückung in Gruppe XIH einzureihen; dio Aufrückung 
bat lediglich nach dem Dienstalter zu erfolgen. 

b) Auch die nichtvollbesoldeten Kreisärzte müssen in gleicher 
Weise wie die vollbesoldeten in eine höhere Besoldungsgruppe anfrücken. 

c) Das Ruhegehalt der nicht vollbesoldeten Kreisärzte 
ist ebenso hoch zu bemessen, wie das der vollbesoldeten. 

d) Den Regierungs- und Medizinalräten, die vor ihrer Pen¬ 
sionierung eine besondere pensionsfähige Zulage von 600 M. erhalten 
und sich demgemäß in gehobener Stellung befunden haben, ist das Ruhe¬ 
gehalt einer Aufrückungsstelle zu gewähren. 

e) Bei Festsetzung desBesoldungs- unddesRuhegehalts- 
Dicnstalters sind drei Jahre der Hochschulzeit, das praktische Jahr und 
drei Jahre der praktischen Tätigkeit nach erhaltener Approbation in Anrech¬ 
nung zn bringen. 

f) Gerichts ärztliche Gebühren sind nicht an die Staatskasse 
abzufuhren. 

Sämtliche Anträge werden einstimmig angenommen. 

H. Geh. Med.-Rat Dr. Rapmnnd erwähnt dann noch, daß die Fest¬ 
setzung des Besoldungsdienstalters, zu der jetzt die Regierungs¬ 
präsidenten zur Berichterstattung aufgefordert seien, eine für alle Medizinal¬ 
beamten sehr wichtige Frage sei, da sich voraussichtlich danach auch das 
Ruhegehaltsdienstalter richten werde. Den Sanitätsoffizieren und anderen 
technischen Beamten werde ein angemessener Teil des Hochschulstudiums und 
der praktischen Vorbereitungszeit angerechnet; dasselbe müsse auch für die 
Medizinalbeamten verlangt werden. Er schlägt deshalb vor, daß der Preußische 
Medizinalbeamtenvcrein den zuständigen Minister um Mitteilung der Grund¬ 
sätze bittet, die für die Festsetzung des Besoldungsdicnstalters maßgebend 
sein sollen, und daß ihm vor der endgültigen Festsetzung Gelegenheit zum 
Vortrage seiner Wünsche geboten werde. 

8. H. Kreisarzt Dr. Mantey-Belzig macht weiter zur Frage der Dienst* 
anfwandsentschädigung darauf aufmerksam, daß der Minister sich bereit er¬ 
klärt bat, die einmalige Telefon'anleihe in Höhe von 1000 M. für die voll¬ 
besoldeten Kreisärzte, die das Telefon nur im dienstlichen Interesse halten, zu 
übernehmen. Im Reg.-Bezirk Potsdam haben die Kreisärzte einen Antrag auf 
Uebernahme dieser Kosten durch den Regierungspräsidenten an den Minister 
gestellt und sie erstattet erhalten. Die Telefonkosten werden nach 
dem neuen Entwurf abermals erheblich steigen; uns ist seinerzeit auch zu¬ 
gesichert worden, daß bei der Bemessung der Dienst auf wandsentschädiguhg 
auf die Kosten der Telefonleitung Rücksicht genommen werden sollte. Er 
könnte in seinem räomlich sehr ausgedehnten Kreise das Telefon im dienst¬ 
lichen Interesse nicht entbehren. Den Herren Kollegen, die eine Erstattung 
der Telefonanleihe nicht erhalten haben, ist der Weg eines Antrages an deu 
Minister zu empfehlen. 

H. Geh. Med.-Rat Dr. Rapmund: Die Frage der Dienstaufwandsent¬ 
schädigung ist ein Schmerzenskind der Medizinalbeamten; sie wird nicht eher 
zurZufriedenheit aller beteiligten Kreise erledigt sein, als bis jedem Kreisarzt ein 
Büro auf Staatskosten bereitgestellt wird. Jetzt ist sie jedenfalls, auch wenn 
die aus einem Haushalt vorgesehene Erhöhung erfolgt ist, ungenügend und deckt 
nicht den tatsächlichen Dienstaufwand. Solange dies nicht der Fall ist, müssen die 
Kreisärzte versuchen, diese Kosten durch Nichtbenutzung von Schreibhilfe, 
Verwendung von billigem Papier, möglichst kurze Abfassung aller Berichte usw. 
herabzusetzen. Ein Telefon würde er sich nur anlegen lassen, wenn der 
Staat alle Kosten trägt; seine Anlage liegt so sehr im öfientlichen Interesse, 
daß sie dann schon erfolgen wird. Auch dem Mißstande, daß für den Kilo¬ 
meter Landweg jetzt nur 60 Pf. gewährt werden, wird am ersten abgeholfen, 
wenn der Kreisarzt stets bei Entfernungen über zwei Kilometer einen Wagen 
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benatzt and dem Staate dadurch so erhebliche Mehrkosten erwachsen, daß 
er sich endlich entschließt, die betreffende Bestimmung zu ändern. 

H. Kreisarzt Dr. Wollenweber wünscht in einem besonderen Antrag 
zum Ausdruck zu bringen, daß für jeden Kreisarzt entweder ein staat¬ 
liches Büro bereitgestellt oder die Dienstanfwandsentschädigung so hoch 
bemessen wird, daß eie die vollen Unkosten deckt. 

H. Med.-Bat Dr. Bundt warnt vor einem solchen besonderen Anträge auf 
eine Erhöhung der Dienstaufwandsentschädi'gung in der Weise, daß diese 
dem amtlichen Aufwand entspricht. Er hält eine endgültige Regelung der Sache 
im Bahmen einer Gesamterledigung des ganzen Gesundheitswesens für besser. 
Die Kreisärzte müssen sich klar machen, daß sie, so lange sie vertrauensärzt¬ 
liche Tätigkeit austtben, immerhin einen Teil ihres Dienstaufwandes für diesen 
berechnen müssen, und daß man ihnen von seiten der anderen Berufsstände 
gerade diese Einnahmen aus vertrauensärztlicher Tätigkeit und ihre dadurch 
' bedingte anscheinende wirtschaftliche Besserstellung vorhält. Die Kreisärzte 
müssen sich, solange sie nicht rein amtlich in ihrer Besoldung so gestellt sind, 
daß sie ohne wesentliche Nebeneinnahmen auskommen können, darein finden, 
daß sie einen großen Teil ihrer vertrauensärztlichen Einnahmen für die rein 
staatlichen Amtsbedürfnisse wieder draufgeben. Eine volle Entschädigung 
ihrer Amtsunkosten bezw. ein staatliches Büro werden sie erst dann fordern 
dürfen, wenn sie unabhängig von jeder nebenamtlichen Tätigkeit ausreichend 
besoldete Leiter eines Kreisgesundheitsamtes sind. 

H. Kreisarzt Dr. Wollenweber zieht hierauf seinen Antrag zurück. 

H. Kreisarzt Dr. Kraemer-Calbe a. Saale führt zunächst aus, daß es 
doch wohl in vielen Kreisen möglich sein müßte, das kreisärztliche Büro durch 
die Kreisverwaltung schaffen und unterhalten zu lassen. Angesichts der 
Durchsetzung der kreisärztlichen Tätigkeit mit Arbeiten im Kreiskommunal¬ 
interesse sollte es doch vielerorts nicht schwer fallen können, den Kreis in 
dieser Weise zu verpflichten. Eine Befürchtung, dadurch in unerwünschte 
Abhängigkeit von der Kreisverwaltung zu kommen, dürfte doch ernstlich nicht 
begründet sein. Die von den einzelnen Vorrednern vorgebrachten Bedenken in 
Bezug auf neue Forderungen gegen den Staat, das Büro als ein staatliches 
voll zu übernehmen, sind zu unterstreichen. Angesichts unserer Untereinnahmen 
müssen wir hier gegenüber anderen staatlichen Behörden eine andere Beurteilung 
eintreten lassen. 


4. Redner bringt hierauf noch die außerordentlich unzulängliche Be* 
Zahlung für gerlchtsärztliche Tätigkeit der Kreisärzte gegenüber den prak¬ 
tischen Aerzten. Während der Kreisarzt z. Zt. für einen Termin an aus¬ 
wärtiger Gerichtsstelle (Sondergericbt) nur für die Stunden seiner Tätigkeit 
im Gerichtsgebäude bei zweistündiger Termindauer, also 24 M. bezahlt bekommt, 
erhält der gleichzeitig an Gerichtsstelle tätige praktische Arzt nach der 

? eltenden Zeugengebühren-Ordnung — bis 10 Stunden berechnet pro Stunde 
,60 M., also 76,— M., daneben eine Aufwandsentschädigung von 30—40 M., 
also bis 106,— M. außer seinen baren Reisekosten bezahlt, bei deren Berechnung 
die ganze Dauer seiner Abwesenheit vom Hause zur Grandlage genommen wird. 
Auch inbezug auf die Abgabepflicht der gerichtsärztlichen Gebühren seitens 
der vollbesoldeten Kreisärzte erscheint Aenderung dringend erwünscht; die in 

g rößeren Industriekreisen ohne besondere Gerichtsärzte gehäufte Tätigkeit mit 
bduktionen und umfangreichen motivierten Gutachten zwingt dazu. 

6. H. Kreisarzt Dr. von Fewson-Buer klagt zum Schluß über den Ersatz 
der Umzugskosten, die viel zu spät und durchaus unzureichend gezahlt 
würden. Er empfiehlt ebenfalls eine energische Stellungnahme gegen die 
Benachteiligung der Medizinalbeamten durch Volksvertretungen und in Zentral¬ 
behörden. 

Der Vorsitzende schließt darauf die Versammlung mit herzlichem Dank 
an alle Teilnehmer und dem Ausdruck der Hofhang, daß die heutigen langen 
Q nd gründlichen Verhandlungen unserem Stand und dem Staat zum Segen sein 
werden. 

Schluß der Sitzung: abends 8Vi Uhr. 
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c. Versammlung der Mitglieder 
der Jnbilliamsstiftung. 

Im Anschluß an die Hauptversammlung fand dann noch eine Ver¬ 
sammlung der Mitglieder der Jubilaumsstiftung statt, in der 
der Schriftführer, Herr Med-Bat Dr. Bundt, deq Kassenbericht 
für den abwesenden Schrift- und Kassenführer der Stiftung erstattete. 

Der Kassenbericht für 1920 schließt ab mit 

einer Einnahme von . 5857,44 M. 

einer Ausgabe von. . 2063,88 M. 

sodaß am 81. 12. 1920 . . 8794,06 M. 

Bestand bleiben. 

Dazu kommt Kassenbestand 1. 2. 1920 . . . 3108,60 M. 

so daß der Gesamtbestand 81. 12. 1920 . . 6902,66 M. 
beträgt. 

Das Vermögen der Stiftnng betrug am 31. Dez. 1920 45785,66 M. 

Die Bechnung ist von den Herren Med.-Bat Dr. Bundt und Kreisarzt 
Dr. H i 11 e n b e r g, beide in Halle, geprüft nnd für richtig befunden. 

Dem Kassenführer wird aaf Antrag des Vorstandes Ent« 
lastung erteilt. 

H. Geh. Med.-Bat Dr. Bapmund stellt hierauf den Antrag, § 1 der 
Satzungen dahin zu ändern, „daß die Stiftung künftig nur Unter¬ 
stützungszwecken dienen soll". Tatsächlich seien auch schon bisher 
die Einnahmen der Stiftnng ausschließlich zu solchem Zwecke verwandt. 

(Der Antrag wird einstimmig angenommen.) 


Aus Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die am 13. November d. J. In Insterbnrg 
abgehaltene Versammlung der nedislnalbeamtem 
des Reg.-Bezirks Gumbinnen. 

Anwesend waren die Kreis - Med.- Räte DrDr. Schmidt- Angerburg, 
Schuber t-Darkehmen, Janz-Goldap, K a 11 e - Heinrichswalde, Katluhn- 
Insterburg, Mende-Pillkallen, Kirschbach-Bagnit, Schulz-Stallnpönen 
und Behberg-Tilsit. 

Der Medizinalbeamten - Bezirksverein wurde neugegründet als 
ein Organ des Preußischen Medizinalbeamtenvereins und eine Satzung unter 
Berücksichtigung der Bestimmungen des Entwurfs der Satzung des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins angenommen. 

Einer Anregung des Bezirksvereins Königsberg entsprechend, wurde 
in § 8 Ziffer 3 der Satzung die Bestimmung aufgenommen, daß für die 
Bezirksvereine der Begierungsbezirke der Provinz Ostpreußen ein gemein¬ 
samer Vertreter zum Vertretertage gewählt werden kann, der die Bezirks¬ 
vereine mit der auf sie entfallenden Stimmenzahl zu vertreten hat. 

In den Vorstand wurden gewählt: als Ehrenvorsitzender Beg.- 
und Med.-Bat Dr. Wegener-Gumbinnen, als Vorsitzender Dr. Katluhn- 
Insterburg, als stellvertretender Vorsitzender Dr. Schulz-Stallnpönen, ah 
Schrift- und Kassenführer Dr. Behberg-Tilsit, als stellvertretender Schrift- 
und Kassenführer Dr. Schuber t-Darkehmen. Zum Bezirks Vertreter 
wurde Med.-Bat Dr. Schulz-Stallnpönen, bestimmt. Der Jahresbeitrag 
wurde auf 100 Mark festgesetzt. 

Nach einem Beferat des Kreig-Med.-Bats Dr. Katluhn-Insterburg über 
die neuen Desinfektionsvorschriften nach dem Bunderlaß des Ministers für 
Volkswohlfahrt vom 8. Februar 1921 wurde einstimmig der Ansicht des Befe¬ 
renten beigetreten, daß die Kreismedizinalräte die Verantwortung für die Durch¬ 
führung der neuen Desinfektionsvorschriften erst dann übernehmen könnten, 
wenn eine ausreichende Zahl von Fürsorgerinnen, die in den neuen Des- 
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infektionsvorschriften unterwiesen sind, in jedem Kreise vorhanden ist. Bis 
dahin konnte auf die Schlußdesinfektion trotz der ihr anhaftenden erheblichen 
Mängel nicht verzichtet werden. Folgende von dem Referenten aufgestellten 
Leitsätze fanden die Zustimmung der Versammlung: 

I. Da in den meisten Kreisen des Regierungsbezirks bereits eine Anzahl 
von Fürsorgerinnen — Gemeindeschwestern — vorhanden ist, so erscheint es 
zweckmäßig, diesen die Ueberwachung und nötigenfalls die Ausführung der 
fortlaufenden Desinfektion am Krankenbette zu übertragen. 

n. Die Ausbildung der Gemeindeschwestern in der fortlaufenden Des¬ 
infektion konnte an der Hand der Einzeldesinfektionsvorachriften in einem 
kurzfristigen Lehrgang gegen eine angemessene Entschädigung durch den zu¬ 
ständigen Kreismedizinalrat erfolgen. 

IIL Die als Desinfektorinnen tätigen Gemeindeschwestern 'müssen der 
Aufsicht des Kreismedizinalrats unterstellt werden. 

IV. Solange in einem Kreise noch nicht eine ausreichende Zahl von 
Desinfektorinnen — kirchspielsweise mindestens eine — vorhanden ist, können 
die neuen Desinfektionsvorschriften nioht durchgeführt werden. 

V. Um die Zusammenarbeit mit den behandelnden Aerzten zu ermöglichen, 
muß diesen in jedem Krankheitsfälle ein Frageblatt mit folgenden Fragen 
zur Beantwortung zugesandt werden: 

1. Ist der Durchführung der fortlaufenden Desinfektionen durch eine 
Pflegeperson (Name und Stand derselben) sichergestellt? 

2. Wird zur Beaufsichtigung der fortlaufenden Desinfektion gewünscht. 

a) die Entsendung einer Desinfektionsschwester P 

b) eines Desinfektors? 

8. Welche besonderen Wünsche hinsichtlich der fortlaufenden Des¬ 
infektion werden geäußert? 

4. Wird voraussichtlich eine Schlußdesinfektion erforderlich sein? 

_ Dr. Kat Iah n-Insterburg. 


Abänderungsvorschläge zu dem Entwurf der Satzungen des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins. 

Der Arnsberger Bezirksverein hat in einigen wichtigen Punkten des 
8atzungsentwurfs Aenderungen vorzuschlagen (weniger wichtige sind nicht 
erwähnt). Er steht auf dem Standpunkt, daß der reorganisierte Pr. M.B.V. 
homogen sein muß, und wird daher beantragen: 

1) daß der § 2a lautet: alle im preuß. Staatsdienst stehenden oder 
beschäftigten Medizinalbeamten“ und daß alles Uebrige gestrichen wird, 

2) daß in § 2b 4. Zeile „und Aerzte“ gestrichen wird, 

3) daß § 2c ganz wegfällt. 

Er setzt dabei als selbstverständlich voraus, daß die bisher dem Pr. 
M.B.V. angehörenden Mitglieder sämtlich in ihm verbleiben können. 

Der Arnsberger Bezirksverein hält weiter einen Vorstand bestehend 
aus 16 Mitgliedern für zu schwerfällig und unnötig kostspielig, zumal durch den 
Vertretertag die Provinzen ausgiebig zur Wirksamkeit gelangen. Er schlägt 
deshalb vor, daß 

§ 9 lautet: „Der Landesvorstand besteht aus 
vom Vertretertag zu wählen sind und zwar 

a) dem geschäftsführenden Vorstand (Vorsitzender, 
meister) und je 1 Stellvertreter, 

b) 3 weiteren Vereinsmitgliedern, außerdem aus dem jeweiligen Herarj 
der Vereinszeitschrift. 

Die Wahl gilt für 8 Jahre. / 

Abs. 8 wird entsprechend geändert, § 10 fällt weg. f 

Neuer 8 13 besonders für Schatzmeister. / 

g 15 Abs. 3 erhält den Zusatz: „Es ist zulässig, den e/rsten Vertreter 
eines B.V. mit etwaigen weiteren Stimmen zu bevollmächtigen.“/fGeldersparnis!) 

§ 15 Abs. 4 Zeile 7 lautet: „Der Vertretertag wjilhlt seinen Vor¬ 
sitzenden“. Der Vertretertag muß nach Auffassung degr A. B.V. als auto¬ 
nomes Parlament seinen eigenen Vorsitzenden haben. J 

Der Vorstand des A. B.V. bittet die übrigen B.V., «fliese wichtigen Aen- 
derungsvorachläge schon vor dem Vertretertag in Erwägung zu ziehen. 


9 Mitgliedern, welche 
Schriftführer, Schatz- 





ober 
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Besprechungen and Tagesnacliricbten. 


Besprechungen. 

Profi Dr. X. B. Ltthmnan, Direktor des Hygienischen Instituts in Würzburjg 
and Prof. Dr. B. Neumann, Direktor des Hyieniscben Instituts In Bonn: 
Atlas und Grundriss der Bakteriologie und Lehrbuch der speziellen 
bakteriologischen Diagnostik. Sechste Auflage. München 1919 u. 1990. 
Verlag von J. P. Lehmann. Zwei Bände. 12°; 47 Seiten beew. 79 Tafeln. 
Preis: geb. 60 M. 

Die großen Vorzüge des Lehmannschen Atlaß und Grundriß der 
Bakteriologie sind bereits wiederholt in dieser Zeitschrift hervorgehoben. Die 
vorliegende Neuausgabe stellt im großen und ganzen einen unveränderten Ab¬ 
druck der vorhergehenden da, ist aber durch einen wertvollen und sehr über¬ 
sichtlich gehaltenen Nachtrag ergänzt, der die wesentlichen neuen Fortschritte 
auf dem Gebiete der Bakteriologie bringt. Ihr Erscheinen wird deshalb in 
den beteiligten Kreisen um so freudiger begrüßt werden, als das Werk schon 
seit zwei Jahren vergriffen ist und der dafür festgesetzte Preis trotz des 
großen Umfanges und der bewährten vorzüglichen Ausstattung unter den jetzigen 
Verhältnissen als außerordentlich billig bezeichnet werden muß. Rpd. 


Geh. Bat Pro! A. Dieudonnd in München und Prof. Dr. Weiohardt in 
Erlangen: Immunität, Schutzimpfung und Sorumtherapio. Zehnte 
umgearbeitete Auflage. Leipzig; 1920. Verlag von J.A. Barth. 8°; 240Seiten. 
Preis: 28 Mark; geb. 86 M. 

Wenn sich in der jetzigen Zeit schon nach zwei Jahren die Neuauflage 
eines Werkes als notwendig erweist, so ist dies nicht nur der beste Beweis 
für seine Vorzüglichkeit, sondern auch für seine Beliebtheit und praktische 
Brauchbarkeit. Die Neuauflage, in der die bewährte Einteilung des Stoffes 
beibebalten ist, wird sich noch weitere neue Freunde erwerben; denn alle 
neueren Forschungen auf dem Gebiete der Immunitätswissenschaft sind berück¬ 
sichtigt und der Inhalt des Buches dem derzeitigen Stande der Wissenschaft 
in vollem Umfange angepaßt. Rpd. 


Tagesnachricbten. 

Am 29. und 80. v. M. hat im Preußischen Landtage die Beratnag 
über den Haushalt des Ministeriums für Volkswohlfahrt begonnen, ist aber 
nicht zu Ende geführt; insbesondere ist der Haushalt der Abteilung für 
Volksgesundheit noch nicht beraten. Wit werden auf die Verhandlungen ein¬ 
gehend zurückkommen, sobald sie beendet sind und der stenographische Bericht 
vorliegt. _ 


Erst nach Abschluß und Druck der Beilage zur heutigen Nummer der 
Zeitschrift wird uns der Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 26. November d. J. über die Festsetznng des Besoldnngsdienstalters 
der Kreisärzte und der Gerlohtsärzte bekannt, so daß er in der Beilage 
zur heutigen Nummer nicht mehr veröffentlicht werden konnte. Es sei deshalb 
nur kurz erwähnt, daß die Medizinalbeamten mit diesor Entscheidung im afl- 
jgemeinen wohl zufrieden sein können; zu kurz bemessen ist u. E. nur die Zeit 
fffrXitie kreisärztlicbe Prüfung (•/» Jahr). Als anrechnungsfähig werden ange¬ 
nommen'-^ 6 Jahre Hochschulstudium, ein praktisches Jahr, 8 Jahre ärztlicne 
Tätigkeit' als Vorbereitungszeit znr kreisärztlichen Prüfung nnd je */* Jahr für 
die ärztlich^* und kreisärztliche Prüfung, also insgesamt 10 Jahre. Hiervon 
ist aber nach d\en gesetzlichen Bestimmungen nur die einen Zeitraum von vier 
Jahren übersteigende Zeit anzurechneo, die somit sechs Jahre beträgt. 


In der Sitzung des Reicbskabinetts am 29. November d. J., an 
der auch die preußischen Minister teilgenommen haben, ist u. a. die Frage der 
Milchversorgung beraten und beschlossen, daß zu ihrer Besserung in dem 
Haushalt des Reichsmininteriums für Ernährung und Landwirtschaft für 1920/21 



Sprechsaal. 


m 


400 Millionen Mark für solche Gemeinden bereitgestellt werden sollen, in denen 
die Milchversorgung besonders notleidet, d. h. der Milchbedarf nur bis za einem 
bestimmten noch festzasetzenden Brachteil gedeckt ist Von den 400 Millionen 
Mark sollen je ein Drittel die in Betracht kommenden Länder and Gemeinden 
aalbringen. Soweit die Gemeinden hierzu nicht in der Lage sind, Soll dar 
Reich auch die yon den Gemeinden nicht aufzubringenden Mittel übernehmen. 
Den Gemeinden soll in der Verwendung der Mittel innerhalb der festgesetzten 
Bestimmung freie Hand gelassen werden; jedoch sind die Gemeinden daran! 
hinznweisen, daß sich als Weg zur Besserung der Milch Versorgung, 
soweit sie unter ungenügender Anlieferung leidet, insbesondere der Ankauf 
yon Futter, vor allem von aasländischem Kraftfutter und die verbilligte 
Abgabe solchen Futters an die Kuhhalter empfiehlt, welche die Gemeinden 
beliefern und bei denen, wie z B. bei den gemeindlichen Abmelkewirtschaften, 
eine Sicherheit dafür geschaffen werden kann, daß die Mehrerzeugung 
yon Milch auch den Gemeinden zugute kommt. 


Am 12. d. Mts. findet in Dresden eine erweiterte Sitzung der 1. Ab*. 
teilung des Landesgesundheitsamts statt, in der u. a die Facharztfrage, 
die Zusammenarbeit der Aerzte und der Beratungs* und FQrsorgestelle 
für Lungenkranke sowie die Stellung des Arztes ln der Organisation der 
Leibesübungen zur Erörterung gelangen wird. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. N. ln N.: Hat die Staatskasse bei Zu* 
rüddegung yon Landwegen die durch Benutzung eines Wagens entstehenden 
Mehrkosten zu tragen P 

Antwort: Jal Nach § 8 Abs. 1 des Kaiserlichen Gesetzes vom 26. JuH 
1210, auf den in dein Ministerialbeseheid vom 26. März 1921 (s. Hauptnummer 8, 
S. 150 der Zeitschrift) hingewiesen wird. 


Anfrage des Kreisarztes Dr. 6. in B.: Eine Dienstreise von B. nach E. 
kann au einem Tage erledigt werden, wenn sie um 8*° vorm, an getreten wird. 
Der zur Rückfahrt zu benutzende Zug verläßt R. um 4 U nachm., trifft in R. 
um 6 40 ein; fährt aber erst um 8® # weiter und kommt in B. 9°® an. Nack 
§ 6 Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen zum Reisekostengesetz darf die 
Rückreise an demselben Tage unterbleiben, wepn das Dienstgeschäft oder die 
Hinreise nebst dem Dienstgeschäft 7 Stunden oder mehr in Anspruch genommen 
hat. Bin ich nun berechtigt, von B. den Landweg zu benutzen (dann kann die 
Rückreise innerhalb yon 2 Standen erledigt weraen) oder die Rückreise and 
den nächsten Tag zu verschieben? 

Antwort: Nach § 6 der Ausführungsbestimmungen würde dies nnr dann 
zulissig sein, wenn der Reise weg zur Rückreise mehr als zwei Stunden Zeit 
erfoidert Das trifft aber im vorliegenden Falle nicht zu, denn er beansprucht 
nur l 1 /« Stunde Zeit. Die Rückreise ist also an demselben Tage auf der Eisen* 
bahn zu erledigen; Landweg kann nach § 28 der Ausführangsbestimnuingen 
nur dann berechnet werden, wenn dadurch eine im dienstlichen Interesse 
liegende Zeitersparnis erzielt wird; z. B. der Beamte noch an demselben Abend 
eilige Dienstgeschäfte ln seinem Wohnsitz zu besorgen hat. 


Berichtigung. In Nr. 21 ist auf 8eite 466 unter den im Jahre 19S0 
verstorbenen Verelnsmitgliedern auch Herr Geb. Med.-Rat Dr. Wollermann, 
Kreisarzt a. D. in Heiligenbeil aufgeführt. Erfreulicherweise ist dem Heraus¬ 
geber jetzt von seinem Schwiegersohn und Amtsnachfolger, Herrn Kreisarzt 
Dr. Riedel in Heiligenbeil, mitgeteilt, daß diese Nachricht auf einem Irrtum 
beruht Sein Schwiegervater hoffe, aus dieser irrtümlichen Totsagung für seine 
Lebens-Prognose einen günstigen 8chluß ziehen zu können; ein Wunsch, der 
hoffentlich «füllt werden wird! 
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Tagesnachrichten. 


Preußischer Medlzinalbeamtenverein. 

Am Dienstag, den 13. Dezember d. «I. findet nachmittags 
2 Uhr eine Versammlung der Vertreter der Bezirksvereine 

dee Preußischen Medizinalbeamtenvereins in Berlin im Ministerium für 
Volkswohlfahrt, Leipzigerstraße 3, Sitzungssaal 106, statt. 

Tagesordnung: 

1. Beratung des Entwurfes und endgültige Fassung der neuen Satzungen. 

2. Wahl des Vorstandes auf Qrund der neuen Satzungen.. 

8. Stellungnahme zur Kommunalisierung der Medizinalbeamten. Referent: 
Dr. Brückerhoff-Hagen. 

4. Das Verhältnis des Preußischen Medizinalbeamtenvereins zum Reichsbund 
höherer Beamten. Referent: Dr. Rogowski -Berlin. 

5. Anregungen der Vertreter der Bezirks vereine. 

Da keine Einzelabzflge der Satzungen mehr vorhanden sind, bitte ich, 
Nr. 19 der Zeitschrift für Medizinalbeamte mitzubringen. 

Der Vorsitzende des Preuß. Medlzlnalbeamtenverelns 

Geh. Med.-Rat Dr. Wodtke. 


Nachruf. 

Am 23. September d. J. ist nach langem, schwerem 
Leiden der Hofbuchhändler H. Kornfeld, Inhaber 
von Fischers med. Buchhandlung, gestorben. 
Seiner im Jahre 1887 gegebenen Anregung verdankt 
die Zeitschrift für Medizinalbeamte ihr Ent¬ 
stehen, und wenn sich seitdem aus dem anfangs nur 
monatlich und in geringem Umfange erscheinenden 
Blatte allmählich eine angesehene, v den Bedürfnissen 
der Medizinalbeamten weit mehr entsprechende Fach¬ 
zeitschrift entwickelt hat, so ist dies nicht zum ge¬ 
ringsten Teil das Verdienst des Verstorbenen, der 
alle dahingehenden Bestrebungen des Herausgebers 
jederzeit in der en£gegenkommensten und bereit¬ 
willigsten Weise unterstützt hat. Dies gilt besonders 
betreffs der letzten fünf Jahre, in denen sich in¬ 
folge des Krieges die weitere Herausgabe der Zeit¬ 
schrift, namentlich für die Verlagsbuchhandlung, mit 
außerordentlichen Schwierigkeiten und Kosten ver¬ 
knüpft war. Die Medizinalbeamten werden daher 
das Andenken an den Verstorbenen, der auch sonst 
ihren Bestrebungen ein warmes Interesse entgegen¬ 
brachte, allzeit in Ehren halten I Noch viel mehr 
wird dies aber der Herausgeber dieser Zeitschrift tun, 
der mit ihm fast 35 Jahre stets in harmonischer und 
freundschaftlicher Weise zusammengearbeitet hat. 
Diese treue Mitarbeit wird ihm unvergessen bleiben! 


Verantwortlich für die Schriftleitung: Prof. Dr. Ripmnnd, Geh. Med.-^Rat In Llppapringe. 
Druck von J. C. C. Bruns, Minden I. W. 
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34. Jahrg. 


Zeitschrift für Medizinal beamte. 


Nr. 24. 


Personalien. 

Beutsohes Reloh und Preusseu. 

Auszelchnugen: Verliehen: Der Schlesische Adlerorden 
I. Klasse: dem Medizinalrat Dr. Aast, Kreisarzt in Naaen. 

Ernannt: Dr. phil. Heck, Bakteriologe am Hauptgesundheitsamt in 
Berlin, znm Direktor des Medizinalantersuchnngsamtes in Düsseldorf, Kreis* 
assiatenzarzt Dr. L a n g e, kommiss. Kreisarzt in Bosenberg i. SchL znm Kreis* 
arzt dieses Kreises, Kreisassistenzarzt Dr. Betke in Berlin (Polizeipräsidium) 
znm Landesgewerbearzt in Wiesbaden, Kreisarzt Dr. Beintker in Drambnrg 
znm Landesgewerbearzt in Arnsberg, Kreisarzt Dr. Nenmann in Tarnowitz 
znm Landesgewerbearzt in Breslau. 

Versetzt: Prof. Dr. Nippe, Direktor des dortigen gerichtlich-medi* 
zinischen Instituts, in gleicher Eigenschaft nach Königsberg i. Pr., Heg.* und 
Med.-Rat Dr. Lemcke«Oppeln als Kreisarzt nach Breslau (Stadt I), Kreis¬ 
arzt Dr. Lemke*Arnswalde z. Zt in Koblenz nach Meppen, Kreimedizinalrat 
Dr. Liedtke, ständiger Hilfsarbeiter bei der Begierung in Arnsberg an die 
Begierung in Köslin zur Stellvertretung des dortigen erkrankten Beg.- und 
Med.-Bats. 

Bayern. 

Gestorben: Ober-Med.-Bat Dr. Weckerle, Bezirksarzt in Traunstein 
und Med.-Bat Dr. Leonpacher, Landgerichtsarzt a. D., ebendaselbst. 

Württemberg. 

Versetzt: Oberamtsarzt Dr. Karrer in Horb nach Freudenstadt. 

Andere deutsohe Freistaaten. 

In den Ruhestand getreten: San.-Bat Dr. Beckhaus, Kreisarzt in 
Königslutter (Braunschweig). 



Kolloidales , 

Kle«8l$äur8"EiweiS0 

pro Tabl. 0,1 g Bi 0.; 3Xt&gl. 1 TabL 
Gegen Ekzeme, Lungenkrankheiten etc., 
besonders gegen beginnende und fibröse Tuberkulose. 


Pasacol 

Kolloidale Mineral JSiweissnahnmg. 

Fördert die Knoohenblldung. 
Kr&ftigt den gesamten Organismus. 

__ Proben und Literatur vom Lecinwerk Hannover. M 
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Levnrinose 

Blae§ u 

haltbares altbewährtes Trockenhefe-Präparat 

hat sich in mehr als 20jähriger Praxis bestens bewährt bei 

Furunkulose, Follikulitls, Akne, Impetigo, 
Urtikaria, Anthrax, Ekzem 

Lerorinose findet mit fclrfolg Anwendung bei habitueller 
Obstipation,Diabetes, vaginaler u.zervikaler 
Leukorrhoe sowie ähnlichen Erscheinungen 
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Ayslöhriiche Literatur und Proben den Herren Aerztan gratis und franko durch 

Chemische Fabrik «I. Blaes & Co« 
Uiidau (Bayern) 


Maslssl 
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sich zum Zeichen ehrenden Gedenkens von den Sitzen. Die Namen der Ver¬ 
storbenen sind: 

Dr. Becker, Karl, Bez.-Arzt in Feuchtwangen. 

Dr. Boecale, Johann, Bez.-Arzt, Ob.-Med.-Rat a. D. in Regensburg. 

Dr. B u r g 1, Georg, Reg.- nnd Ob.-Med.-Rat a. D. in Regensburg. 

Dr. von Dall’Armi, Bez.-Arzt a. D., Ob.-Med.-Rat in München. 

Dr. Dollmann, Alfons, Landgerichtsarzt in Regensburg. 

Dr. Eccard, Wilhelm, Direktor der Kreisirrenanstalt, Ob.-Med.-Rat in 
Frankenthal. 

Dr. Hartmann, Johann, Bez.-Arzt a. D., Ob.-Med.-Rat in Pfaffenhofen. 
Dr. Herbericb, Karl, prakt. Arzt in Gemünden a. M. 

Dr. Mangelsdorff, Max, Bez.-Arzt, Ob.-Med.-Rat in Gemünden a. M. 

Dr. Raab, Wilhelm, Bez.-Arzt, Ob.-Med.-Rat in Ansbach. 

Dr. Schaefer, Friedrich, Bez.-Arzt a. D., Ob.-Med.-Rat in Sulzbach. 

Dr. von Thon-Dittmer, Hans, Landgerichtsarzt in Eichstaedt. 

I. Rechenschaftsbericht. 

Der Schriftführer und Kassenwart, Polizeiarzt Dr. Schuster, berichtete, 
daß der Verein am 1. Sept. 1921 310 Mitglieder zählte. Von den Mitgliedern 


sind tätig 

im Ministerium des Innern und im Ministerium für soziale Fürsorge . & 

bei den Kreisregierungen. 9 

als Bezirksärzte im Außendienst.162 

als Landgerichtsärzte und Hausärzte der Gefangenenanstalten ... 31 

als Universitätslehrer und an bakteriologischen Untersuchungsansialten 8 

in Heil- und Püegeanstalten. 6 

als prakt. Aerzte (Anwärter, bezw. ärztl. Stellvertreter, Schulärzte, 

Krankenhausärzte, Polizeiärzte).74 

Außer Dienst sind .. ... 15 


Zu Ehrenmitgliedern des Vereins wurden von der Vorstandschaft 
ernannt: Obermeiizinalrat Dr. Gottlieb von Merkel in Nürnberg und Ober¬ 
medizinalrat Dr. Alafberg in Ludwigshafen. 

Die Rechnung des Jahres 1920 schloß 

mit einer Einnahme von M. 26174,09 
und einer Ausgabe von M. 25 789,12 ab, 
so daß am 31. Dez. 1920 ÜL 384,97 
auf Postscheckkonto und in Bargeld vorhanden waren. 

Das Vereinsvermögen besteht aus Kriegsanleihe im Nennwert von 
M. 2800,—, der Rechnungsabschluß der Dresdener Bank lautet auf M. 384,— 
zugunsten der Bank. 

Die Rechnung wurde am 5. Februar 1921 von den Ober-Med.-Räten 
Dr. Sendtner und Dr. Steichele in Augsburg geprüft und richtig befunden. 
Die Versammlung erteilte dem Kassenwart unter Dankeserstattung für seine 
Mühewaltung Entlastung. 

II. Tätigkeit der Vorstandschaft, Besoldnngsordnnng 
nnd einschlägige Fragen. 

Auf Vorschlag des Vorsitzenden werden die beiden obigen Gegen¬ 
stände der Tagesordnung zusammen behandelt. Die Aussprache wird durch 
den vom Vorsitzenden erstatteten Tätigkeitsbericht eingeleitet 

Auf der Landesversammlung am 4. Juli 1920 in München war die Frage 
der Vorstandschaft, ob für die Bezirksärzte Gehaltsgruppe XI mit Vorrückungs¬ 
posten unter allen Umständen, also auch unter Verzicht auf die Ge¬ 
bühren erstrebt werden solle, von 55 Mitgliedern bejahend und von 14 ver¬ 
neinend beantwortet worden. Es erschien unter diesen Umständen geboten, die 
Anschauung aller Mitglieder in dieser wichtigen Frage festzustellen. 

Auf ein Rundschreiben der Vorstandschaft vom 6. Aug. 20 
'lief eine Antwort von 238 Mitgliedern ein, hievon antworteten 196 = 82,4% 
zustimmend. Unter den Abstimmenden befanden sich 158 aktive Bezirksärzte, 
vön denen 135 = 85,3 % die Frage bejahten und 33 = 14,7% verneinten. 
Aber auch von den letzteren erklärten sich nahezu alle im Interesse der Ge- 








des Bayerischen Medizin&lbeamtenvereins in Nürnberg. 699 

samtheit der Bezirksärzte nachträglich mit einer Verzichtleistung anf die Ge¬ 
bühren einverstanden. 

In der Vorstandssitznng am 8. Sept. 1920 wurde das Ergebnis 
der Abstimmung bekanntgegeben und daraufhin beschlossen, in einer begründeten 
Eingabe an das Staatsministerium des Innern und der Finanzen, ferner an die 
Fachgemeinschaft der Verwaltungsbeamten im Namen der Bezirksärzte auf die 
amtlichen anfallenden Gebühren zu Gunsten der Staatskasse zu verzichten, 
falls die Bezirksärzte in die Gehaltsgruppe XI mit Vorrückungsstellen nach XII 
eingereiht und dabei bestimmte, näher bezeichnete Bedingungen (s. Bericht über 
die XII. Landesversammlung, S. 404 dieser Zeitschrift) erfüllt würden. Im An¬ 
schluß an die Vorstandssitzung wurde eine Abordnung (Frickhinger, 
Grass 1, Marzeil) vom Staatssekretär Schweyer empfangen. Die Wünsche 
der Medizinalbeamten wurden hierbei eingehend vorgetragen. Die Eingabe ging 
am 15. September 1920 an die oben genannten Stellen ab, dem Landtag wurde 
im November eine Anzahl von Abdrücken der Eingabe vorgelegt. Zu gleicher 
Zeit hatte von Seiten der Vorstandschaft eine planmäßige Aufklärung 
über den bezirksärztlichen Dienst bei den führenden Abgeordneten aller Par¬ 
teien eingesetzt. Mit dem ersten Vorsitzenden des Besoldungsausschusses 
(Abg. Giehrl) hatte der Landesvorsitzende und deV Kreisvorsitzende von Ober¬ 
bayern eine eingehende Besprechung. 

In einer Vorstandssitzung am 12. März 1921 wurde über die 
bisherigen Schritte berichtet und gebeten, daß von den Vorstandsmitgliedern 
die aufklärende Tätigkeit des Landesvorsitzcnden bei den Abgeordneten unter¬ 
stützt werden möchte. 

In der gleichen Sitzung wurde über die Notwendigkeit der Erhöhung 
der Impfgebühren gesprochen. Es wurde darauf hingewiesen, daß die 
Impfgebühren bei den hohen Fnhrwerkskosten keine ins Gewicht fallende Ein¬ 
nahmequelle mehr bilden und daß in Bezirken mit schlechten Verkehrsverhält¬ 
nissen die Höhe der Ausgaben vielfach sogar die Eincabmen erheblich tiber¬ 
steige. Einer im Aufträge der Vormundschaft vom Landesvorsitzenden dem 
Medizinalreferenten des Ministeriums vorgetragenen Bitte um Erhöhung der 
Impfgebühren wurde mit Verordnung vom 28. April 1921 in dankenswerter 
Weise entsprochen. 

In gleicher Weise wurde auch einem Antrag der pfälzischen Kollegen 
betr. Zuziehung des Bezirksarztes im Bezirkstag bei allen 
gesundheitlichen Fragen, worüber gleichfalls in der Vorstandssitzung 
vom 12. März 21 eingehend beraten wurde, mit Min.-Entschl. vom 19. 4. 21 
Nr. 5029 a 11, stattgegeben. 

In der ersten Lesung des Besoldungsausschusses des bayer. Landtages 
am 21. Juni 1921 wurde ein Antrag der Abgeordneten, Exzellenz v. K n i 11 i n g 
und Graf Pes ta lozza, betr. Schaffung von Vorrückungsstellen nach Gruppe 
XII für die Landgerichtsärzte angenommen, während ein Antrag v. Knilling, 
in gleicher Weise auch den Bezirksärzten Vorrückungsstellen nach XI zu ge¬ 
währen, abgelehnt wurde. 

Von der Vorstandscbaft erging daraufhin alsbald am 24. Juni 21 eine 
begründete Eingabe an den Landtag mit der Bitte, auch für die Bezirksärzte 
Vorrückungsstellen zu schaffen. Ein Artikel im gleichen Sinne wurde den 
größeren Tageszeitungen übermittelt, weiterhin wurde nochmals Fühlung mit 
einer größeren Anzahl von Abgeordneten genommen. 

Den Bemühungen der Vorstandscbaft war der Erfolg nicht versagt. 
Auf einen Antrag von Exz. v. Knilling beschloß der Besoldtingsausschuß 
am 2. Juli 21 in der zweiten Lesung der Besoldungsordnung die Schaffung von 
Vorrückungsstellcn für die Bezirksärzte im Rahmen des dring¬ 
lichen Bedürfnisses in den Bezirken, in denen dem Bezirksarzt infolge des 
Umfangs seiner Amtsgeschäfte die Ausübung einer nennenswerten Privatpraxis 
unmöglich und zugleich der Gebührenausfall verhältnismäßig unbedeutend ist. 

Der Landtag ist dem Beschluß seines Ausschusses beigetreten, so daß 
nunmehr die in Gehaltsgruppe XI cingereihten Landgerichtsärzte Vorrückungs¬ 
stellen nach XII und die in Gruppe X befindlichen Bezirksärzte und Straf¬ 
anstaltsärzte Vorrtickungsstellen nach Gruppe XI erhalten haben. 

Die Staatsrogierung hat in den „Stellennachweis“, der auf Grund des 
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Landtagsbeschlusses ausgearbeitet wurde, die Ueberführung von 5 Landgerichts¬ 
ärzten nach XU und von 12 Bezirksärzten nach XI eingesetzt 

Der Vorsitzende führte im Anschluß an den Tätigkeitsbericht aus, 
daß die Zahl der nach XI zu überführenden Bezirksärzte eine viel zu niedrige 
sei. Bezirksarztstellen, bei denen infolge des Umfangs der Amtsgeschäfte die 
Ausübung einer nennenswerten Privatpraxis unmöglich und zugleich der Ge¬ 
bührenausfall verhältnismäßig unbedeutend sei, gäbe es in Bayern in weit 
größerer Zahl. Bei der Würdigung der Höhe des Gebührenausfalls müsse auch 
der Umfang und der Grad der Verantwortung der Dienststelle in Rechnung 
gesetzt werden. Unter allen Umständen seien bei den vollbeschäftigten Bezirks¬ 
ärzten die Auslagen für die Diensträume (Miete, Beheizung, Beleuchtung, 
Reinigung) von dem Gebührcnansfall in Abzug zu bringen. Es müsse deshalb 
zunächst die Aufgabe des Medizinalbeamtenvereins sein, mit allen zu Gebote 
stehenden Mitteln dabin zu wirken, daß eine wesentlich höhere Zahl von Bezirks¬ 
ärzten nach XI gehoben würde, als dies im Stellennachweis vorgesehen sei. 

In der sich an den Vortrag des Vorsitzenden anschließenden Aussprache, 
an der sich Graßl, Deppisch, Schütz und Kühn beteiligten, fand das 
Vorgehen der Vorstandsschaft allseitige Billigung, der Stellenausweis mit den 
„12 Aposteln“ wurde als durchaus unbefriedigend bezeichnet (Graßl). 

Auf Antrag von Ob.-Med.-Rat Dr. KUhn-Kaiserslautern wurde nach¬ 
stehende Resolution einstimmig beschlossen : 

„Die Mitgliederversammlung hält die im Stellennach¬ 
weis vorgesehene Zahl von 12 Vorrückungsstellen für Be¬ 
zirksärzte für durchaus ungenügend.und beauftragt die 
Vorstandschaft, die nötigen Schritte zutun, eine wesent¬ 
lich größere Anzahl von Vorrückungsstellen ähnlich dem 
Hundertverhältnis der Vorrückungsstellen in Preußen zu 
erwirken.“ 

Es wird vom Landesvorsitzenden als notwendig bezeichnet, die Abgeord¬ 
neten in eingehender Weise über die Lage der Medizinalbeamten (Umfang der 
Dienstgeschäfte, Unzulänglichkeit des Ruhegehaltes, Fehlen einer Dienstaufwands¬ 
entschädigung für Einrichtung, Miete, Beheizung, Beleuchtung und Reinigung 
der Dienstränme) aufzuklären. Der Landesvorsitzende bittet alle Mitglieder, 
ihn tatkräftig zu unterstützen. 1 ) 

Ob.-Med.-Rat Dr. Graßl-Kempten bespricht eingehend das auf 300 M. 
erhöhte Dienslaversmn der Amtsärzte, das auch in dieser Höhe für den Bezug 
der Münchener Medizinischen Wochenschrift und der Staatszeitung, für das 
Einbinden der Wochenschrift, für sonstige Drucksachen (Formblätter), sowie 
für die nötigen Schreibmaterialien nicht annähernd ausreiche. 

Geh. Rat Prof. Dr. Dieudonuö teilte mit, daß im Voranschlag des 
Staatshaushaltes für das kommende Jahr das Dienstaversum wesentlich erhöht 
worden sei. 

Ob.-Med.-Rat Dr. Graßl wies darauf hin, daß in dem bisherigen Dienst¬ 
aversum eine Aufwandsentschädigung für die Kosten der Diensträume nicht 
enthalten sei. Bei der Preissteigerung für Miete, Beheizung, Beleuchtung, 
Reinigung könne den Bezirks- und Landgerichtsärzten weiterhin nicht mehr 
zugemutet werden, diese Auslagen aus der eigeneu Tasche zu bezahlen. Er 
sei gezwungen, 4 Räume für seinen Dienst bereitzustellen. Die Beheizung er¬ 
fordere 40 Zentner Kohlen; die Kohlenpreise steigen aber ständig, ebenso die Preise 
für Beleuchtung, die Pntzmaterialien und die Löhne. In vielen Fällen würden 
dadurch die Gebühren, wegen deren die große Masse der Bezirksärzte auch in 
Zukunft in der Gruppe X der Besoldungsordnung zurückgenalten werde, völlig 
aufgebraucht. In Preußen würden durchschnittlich 3600 M. Dienstaufwands¬ 
entschädigung gewährt, in Würtemberg 2500 M. 

In der Aussprache (Schütz, Gebhardt, Heim, Brinsteiner, 
Linder, Kühn) kam auch die Telephonfrage zur Besprechung. Es 

1 ) Die im Vollzug obigen Beschlusses einsetzenden Bemühungen der Vor¬ 
standschaft haben zur Folge gehabt, daß der Besoldungsausschuß des Land¬ 
tags die Anzahl der Vorrückungsstellen für Bezirksärzte von 12 auf 20 er¬ 
höht hat. 
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wurde betont, daß ein Nebenanschiaß an das bezirksamtllche Büro für den 
Amtsarzt, der das Telephon sehr häafig in den Mittagsstunden, dann abends 
nach Büroschluß, Samstags nachmittags und auch an Feiertagen bemühen 
müsse, oft wertlos sei. Bei dem vielfach überlasteten Telephon des Bezirks¬ 
amtes sei ein Anschluß recht häutig nur mit großem Zeitverlust zu erreichen. 

Von mehreren Seiten wurde darauf hingewiesen, daß eine Abstufung der 
Dienstaufwandsentschädigung nach der Größe und dienstlichen Inanspruch¬ 
nahme der einzelnen Aemter notwendig sei. Insbesondere bedürften die Be¬ 
zirksärzte, die auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge eine rege Tätigkeit ent 
wickeln, einen höheren Dienstaufwaud. 

Der Landesvorsitzende wurde beauftragt, über die hier einschlägigen 
Fragen mündlich im Staatsministerium des Innern zu verhandeln. 

III. Satzungsänderung. 

Von der Vorstandschaft wurden nachstehende Aenderungen der Vereins¬ 
satzungen vorgeschlagen: 

„§ 5, Abs. 1. Der Jahresbeitrag beträgf 60 M. Das Vereinsjahr läuft 
mit dem Kalenderjahr. 

§ 6. Die Vorstandschaft des Vereins bestehtaus dem Landesvorsitzenden, 
dem stellvertretenden Landesvorsitzenden, den 8 Kreisvorsitzenden, einem 
Schriftführer, Kassenwart und 8 weiteren Vorstandsmitgliedern, die aus den 
Gruppen der Vereinsmitglieder gewählt werden sollen, die im Vorstand nicht 
vertreten sind. 

§ 7. Vorstand im Sinne des § 26 des B. G. B. ist der Landesvorsitzende, 
in dessen Behinderung der stellvertretende Landesvorsitzende. 

§ 9. Bei dringenden nnd eiligen Anlässen können an Stelle der Vor¬ 
standschaft der Landesvorsitzende, der stellvertretende Landesvorsitzende 
und der Kreisvorsitzende des Regierungsbezirks, in dem der Landesvorsitzende 
seinen Wohnsitz hat, zu einer Beratung zusammentreten. 

Der bisherige § 9 bildet nunmehr Abs. 2 dieses Paragraphen. 

§ 13. Die Kreisvorsitzenden wählen mittelst Stimmzettel mit Stimmen¬ 
mehrheit der Wählenden die übrigen Vorstandsraitglieder. Wahl durch 
Zuruf ist beim Landesvorsitzenden und beim stellvertretenden Landesvor¬ 
sitzenden ausgeschlossen, im übrigen nur zulässig, wenn sich keine Stimme 
dagegen erhebt 

§ 15. Der Landesvorsitzende und in seiner Behinderung der stell¬ 
vertretende Landesvorsitzende vertritt den Verein . . (usw. wie bisher).“ 

Der Vorsitzende .berichtete kurz über die Beratung der Satzungs¬ 
änderung in der tags zuvor abgehaltenen Vorstandssitzung. Das Wesentliche 
der Aenderung bestehe in einer Erweiterung der Vorstandschaft. Es sei not¬ 
wendig, daß dem Laudesvorsitzenden jederzeit Berater zur Seite stünden, die 
ihm in den schwerwiegenden Fragen, die ständig an ihn herantreten, unter¬ 
stützen nnd mit ihm die Verantwortung teilen sollten. Weiterhin habe es sich 
als ein Mangel erwiesen, daß in der Vorstandschaft neben den Bezirksärzten 
nicht auch die übrigen Gruppen der Vereinsmitglieder vertreten sind. 

Die Satzungsänderungen wurden von der Versammlung 
einstimmig angenommen. 

IY. Vorstands wähl. 

Gemäß § 13 der Satzungen wurde von den Kreisvorsitzenden eine Neu¬ 
wahl der Vurstandschaft voruenommen. Hierbei berichtete als dienstültester 
Kreisvorsitzender Ober-Mcd—Kat Dr. Graßl. 

Der Landesvorsitzende, Ober-Regieruugsrat Dr. Frickhiuger, hatte 
infolge starker Belastung mit Dieustgeschäfteu dringend gebeten, von seiner 
Wiederwahl abzusehen, ln der nach Schluß der Vor-tandssitzung gestern vor¬ 
genommenen Wahlhandlung wurde beschlossen, die Wahl zu verschieben, um 
nochmals den Versuch zu machen, den bisherigen Landesvorsitzenden zur An¬ 
nahme seiner Wiederwahl zu bewegen. Dies ist schließlich gelungen, so daß 
heute die einstimmige Wahl von Oberreg.-Rat Dr. F r ic kb in ge r erfolgen 
konnte. Mit gleicher Einstimmigkeit wurde auch der bisherige Schriftführer 
und Kassenwart, Polizeiarzt Dr. Schuster, wiederg»*wählt. 
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Unter der Voraussetzung der soeben erfolgten Annahme der Aendenmg 
der Satzung durch die Mitgliederversammlung wurden von den Kreisvorsitzen¬ 
den gewählt: zum stellvertretenden Landesvorsitzenden: Dr. Wolfg.Kaspar, 
Bezirksarzt in München; zu weiteren Vorstandsmitgliedern: Ober-Med.-Rat 
Dr. Ant. Kreuz, Landgerichtsarzt in Nürnberg, Bezirksarzt Dr. Theodor 
Viernstein, Gefangenenanstaltsarzt in Straubing, Dr. Valentin Schmid, 
Hilfsarzt des Landgerichtsarztes in Augsburg. 

V. Wünsche nnd Anträge. 

1. Antrag der Kreisversammlung Oberfranken betr. Ent¬ 
schädigung der Bezirsärzte für Vornahme von Untersuchun¬ 
gen von Anwärtern für den FinanzdienBt. 

Der Antrag wurde von Ober-Med.-Rat Dr. Helßler yertreten. Das 
Finanzamt Nürnberg, Zweigstelle Bayreuth, hatte unter dem 16. 8.1920 verfügt, 
daß es infolge Uebergauges der Finanzverwaltung auf das Reich den Amts¬ 
ärzten auheimgegeben werde, für derartige Zeugnisse Gebühren nach Ziff. 9 
der Geb.-Ordnung vom 17.11. 02 aufzurechnen. Die Gebühren seien aus der 
Reichskasse zu bestreiten. 

Im Gegensatz hierzu wurde mit M.-E vom 15.10. 20 angeordnet, daß 
die Zeugnisse für Anwärter für den Finanzdienst auch in Zukunft von den 
Bezirksärzten ex offizio auszustellen seien. 

Da in Preußen den Kreisärzten für solche Zeugnisse Gebühren zugebilligt 
werden, sei es billig, daß die bayerischen Bezirksärzte, die infolge der Ein¬ 
reihung in die Gehaltsgruppe X auf Gebührenanfall ein Recht haben, nicht 
anders behandelt würden, wenn es sich um Untersuchung von Anwärtern für 
den Reichsdienst handele. 

Es wurde einstimmig der nachstehende oberfränkische Antrag 
angenommen: Es wird der Landesverein beauftragt, beim Ministerium des Innern 
dahin zu wirken, daß die M.-E. vom 15. 10. 20 aufgehoben werde, die für 
Reichsfinanzbeamte Zeugnisse ex offizio anordnet und mit einer Entschließung 
des Landesfinanzamtes Nürnberg vom 16. 8. 20 in Widerspruch steht. 

2. Von Ober - Med.- Rat Dr. Graßl wurde eine Aeuderung der nicht 
mehr zeitgemäßen Gebührenordnung vom 17. Nov. 1902 angeregt. 

8. Von anderer Seite wurde darauf hingewiesen, daß die Auszahlung 
der Impfgebühren durch die von Seiten der Regierung vorzunehmende 
Prüfung der einzelnen Ansätze eine unliebsame Verzögerung erfahre. Dies sei 
unter den jetzigen Teuerungsverhältnissen besonders schwerwiegend, da der 
Impfarzt bei der Impfung sehr erhebliche Barauslagen habe. 

4. Ober-Med.-Rat Dr. Brinsteiner-Landsberg regt die Titelfrage 
an. Bezirksarzt Dr. Westermayer weist darauf hin, daß durch Verleihung der 
Dienstbezeichnung Regierungsmedizinalrat an verhältnismäßig junge Aerzte 
der Versorgungsämter einerseits der Titel Medizinalrat entwertet, anderseits 
aber auch eine Aenderung der Dienstbezeichnung des Bezirksarztes, besonders 
in Orten mit Versorgungsämtern, dienstlich von Belang sei. 

In Uebereinstimmung mit einer Aussprache in der letzten Vorstands¬ 
sitz ung war die Versammlung damit einverstanden, daß die Titelfrage vorerst 
noch zurückgestellt werde, dagegen wurde der Wunsch ausgesprochen, daß 
älteren verdienten Medizinalbeamten recht bald der Titel „Obermedizinalrat“ 
verliehen werden möchte, nachdem auch in der Justizverwaltung der Justiz¬ 
ratstitel neuerdings wieder erschienen sei. 

Es wurde hierbei betont, daß auch die Verleihung des Titels „Sanitäts¬ 
rat“ an ältere bewährte Aerzte für das öffentliche Gesundheitswesen von Belang 
sei, da hierin ein Anreiz für die praktischen Aerzte zu erhlicken sei, den 
Amtsarzt durch peinliche Erfüllung der Anzeigepflicht bei übertragbaren Krank¬ 
heiten, ferner auf dem Gebiete des Fürsorgewesens zu unterstützen. 

5. Bezirksarzt Dr. Kuntz • Nürnberg fragt an, ob nicht in absehbarer 
Zeit auf eine neue Auf läge des GebhardtschenHilfsbuches zu rechnen 
sei. Der Landesvorsitzende berichtet über die in dieser Hinsicht vor dem 
Kriege eingeleiteten Verhandlungen, die durch den Krieg und jetzt durch die 
hohen Kosten zum Stillstand gekommen seien. H. Ober-Reg.-Rat Dr. Gebhardt 
glaubt nicht, daß sich unter den jetzigen Verhältnissen ein Verleger für eine 
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Neuauflage finden werde, da der Kreis der Bezieher für das Hilfsbuch doch 
ein sehr beschränkter sei. 

H. Geh. Rat Prof. Dr. Dleudonne bestätigt die Schwierigkeiten, die zurzeit 
einer Neuauflage entgegenständen. Die Herausgabe des ärztlichen Handbuches, 
das seit Jahren nicht mehr erschienen sei, nun aber wieder herauskommen 
solle, sei nur durch erhebliche Zuschüsse von seiten des Staates ermöglicht 
worden. 

Da von allen Seiten die Neuauflage des Hilfsbuches in der bisherigen 
Form oder wenigstens die Herausgabe einer Gesetzes- und Verordnungen- 
sammlung als ein dringendes Bedürfnis bezeichnet wird, gibt der Vor¬ 
sitzende die Zusicherung, die Frage im Auge behalten zu wollen. 

Vor Schluß der Versammlung dankte Ober-Med.-Rat Dr. Schütz dem 
Landesvorsitzenden in warmen Worten für seine bisherige Tätigkeit und für 
die Zusage, die Vereinsleitung weiterführen zu wollen. 

Der Vorsitzende drückte seine Befriedigung über die große Beteiligung 
an der Mitgliederversammlung (103 Teilnehmer) aus und dankte nochmals dem 
Vertreter der Htaatsregicrung für das wohlwollende Interesse, das er den Ver¬ 
handlungsgegenständen entgegengebracht habe. 

Um 8 Uhr abends wurde die Versammlung geschlossen. 

Müncheü-Augsburg, Dezember 1921. 

Dr. Frickhinger Dr. Schuster. 


Solaninvergiftung ? 

Von Bezirksarzt Dr. Beltinger-Miltenberg. 

Wie in den vorausgegangenen Jahren im Juli, so häuften 
sich heuer von Beginn des September au die Erkrankungen, 
die unter dem Bilde einer akuten Gastro-Enteritis einhergingen. 
Die Erkrankungen setzten äußerst akut ein in der Regel schon 
12—24 Stunden nach Aufnahme der schädlichen Noxe, meist 
mit Erbrechen, geriugeren oder stärkeren im ganzen Leib 
empfundenen Schmerzen, Fieber um 39° herum, und häufigen 
schleimig-blutigen Ausleerungen; das den Ausleerungen bei- 
geraischte Blut war zum Teil verdaut, zum Teil unverdaut. 
Der Puls war wenig beschleunigt, nicht ganz dem Fieber ent¬ 
sprechend, die Pupillen boten nichts Besonderes dar. Der Leib 
war meist wenig druckempfindlich, die Zunge trocken. Die 
Eßlust fehlte, der Durst war nicht groß. Das Fieber ging nach 
1—2 Tagen zurück; das anfangs sehr stürmische Bild wurde 
bei entsprechender Diät (Tee, Schleimsuppe, warmer Rotwein) 
und symptomatischer Behandlung schon nach 1—2 tägiger Dauer 
bedeutend ruhiger. Nach der anfänglichen Apathie wurden die 
Kranken rasch wieder lebhaft; es stellte sich bald mächtiger 
Hunger ein, die Zunge wurde wieder feucht, die schleimig¬ 
blutigen Ausleerungen blieben aber noch bis zum 4.—6. Tage 
und länger bestehen, um dann sehr plötzlich ganz aufzuhören. 
Ganz frappierend war die meist nach 4—6 Tagen schon ein¬ 
setzende Euphorie; Kinder, die tags zuvor noch müde und 
matt in ihrem Bett gelegen hatten, waren beim nächsten Be¬ 
such schon aufgestanden, frisch und munter; von Müdigkeit und 
Abgeschlagenheit ließ sich nichts bemerken. Nur in einem sehr 
schweren Falle vergingen 11 Tage bis zur Wiederherstellung; 
ein weiterer Fall endigte nach 9 Tagen tödlich bei weiten, 
aber lichtempfindlichen Pupillen, starkem Lufthunger und an- 
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dauernd schmerzhaften, gegen das Ende wieder konsistent ge¬ 
wordenen Stuhlentleerungen. In diesem Falle war eine haemor- 
rhagische Gastro-Enteritis vorhanden, vielleicht aber war auch 
eine Veränderung der roten Blutkörperchen eingetreten, die 
trotz Besserung des Allgemeinzustandes durch reichliche Gaben 
von Alkohol zum Exitus führte. Die Fälle beschränkten sich 
immer hur auf ein Familienmitglied, nur einmal erkrankten 
2 Kinder derselben Familie. Meist waren es Kinder zwischen 
2 und 8 Jahren, die von der Krankheit befallen wurden; unter 
den Erkrankten befanden sich nur 2 Erwachsene, möglich, daß 
gerade Kinder infolge reichlichen Obstgenusses in dieser Zeit 
mehr praedisponiert waren gegenüber den im Obstgenuß immerhin 
etwas vorsichtigeren Erwachsenen. 

Der bakteriologische Untersuchungsbefund der Ausleerungen 
war für Ruhrbazillen negativ, was an sich nicht gegen die An¬ 
nahme von Ruhrerkrankungen sprechen würde. Es handelte sich 
aber bei diesen der Ruhr täuschend ähnlichen Erkrankungen 
nicht um Ruhr, sondern um Vergiftung durch Genuß von nicht 
ausgereiften oder von neuerdings infolge niedergegangener 
Regengüsse wieder frisch treibenden Kartoffeln. Diese Er¬ 
krankungen zeigten sich in den Vorjahren nur im Juli beim 
Genuß der Frühkartoffeln; heuer blieben sie im Juli aus, um 
mit um so größerer Heftigkeit im September aufzutreten. 
Während J. Hansen in der Zeitschrift für experimentelle 
Pathologie und Therapie (20. Band, 3. Heft 1920) schreibt, daß 
der Solaningehalt der Kartoffeln unter keinen Umständen Ver¬ 
giftungen veranlassen könne, sondern daß die durch Kartoffel¬ 
genuß entstandenen Vergiftungen wohl immer auf Bakterien¬ 
toxine zurückzuführen seien, berichtet Johannes Kurt Rothe- 
Leipzig in der Zeitschrift für Hygiene und Infektionskrank¬ 
heiten (Band 88, 1. Heft 1919), daß im Februar 1918 in Leipzig 
14 Personen plötzlich nach dem Genuß von etwa 1 Pfund 
Kartoffeln erkrankten und daß es sich herausstellte, daß es 
sioh um eine Solaninvergiftung handelte. 

Ich lasse die Frage, ob es sich bei den von mir beob¬ 
achteten Erkrankungen um Solaninvergiftung oder um Ver¬ 
giftung mit Bakterientoxinen handelte, offen; der Zweck dieser 
Zeilen soll nur der sein, auf die Möglichkeit der Entstehung 
akuter Gastro-Enteritiden durch Genuß unreifer oder frisch 
treibender Kartoffeln aufmerksam zu machen und die Bevölke¬ 
rung vor dem Genuß solcher Kartoffeln zu warnen bezw. sie 
zur Vorsicht zu mahnen. 


Znr Sablimatyergiftung. 

Zu der Abhandlung von Kreisarzt Dr. Möbius in Ilfeld 
in Nr. 20 dieser Zeitschrift (S. 438) über einen Selbstmord¬ 
versuch mit Sublimat, wird uns von Dr. A. Mann in Mainz 
(Fabrik chemischer und pharmazeutischer Präparate mitgeteilt, 
daß sich die SublimatlöBung in Aluminiumtöpfen zu Qu eck- 
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silberamalgam umsetzt, unter Zersetzung des Sublimats, 
und infolge dessen nach 10 Minuten nur noch Spuren von 
Sublimat oder gar keines mehr vorhanden ist. 


Gebühren für ärztliche Atteste. 

Von Med .-Rat Dr. Cnrtins, Kreisarzt in Stendal. 

Nach der ärztlichen Gebührenordnung vom 1. September 
1920 können für Gutachten mit Angabe der Gründe 18—400 M., 
für ausführliche Krankenberichte 6—60 M. berechnet werden. 
In welchen Fällen die niedrigen Sätze Geltung haben, bestimmt 
§ 2. Es gibt nun eine große Gruppe von Attesten, in denen 
kein Gutachten mit Angabe der Gründe, sondern eigentlich 
nur ein ausführlicher Kraukheitsbericht in Form von zu beant¬ 
wortenden Fragestellungen verlangt wird. Hierzu gehören 
z. B. viele Formular-Atteste für Berufsgenossenschaften 
und Heilstätten aller Art. Häufig sind aber die Fragestellungen 
in diesen Formularattesten recht umfangreich, weil die be¬ 
treffende Verwaltung durch ihre Vertrauens- bezw. Anstalts¬ 
ärzte sich selbst ein Urteil darüber bilden will, ob die Herab¬ 
setzung der Rente berechtigt, oder die Aufnahme in eine An¬ 
stalt angebracht ist, oder nicht. Da es den Aerzten nicht zu¬ 
gemutet werden kann, diese vielfachen Fragen auf Grund von allen 
möglichen Organ- oder Ausscheidungsuntersuchungen für 6 bezw. 
18 M. zu beantworten, so helfen sich manche Kollegen dadurch, 
daß sie die durch die Ausstellung von Formularattesten be¬ 
dingte Tätigkeit nach den sonstigen Sätzen der Gebühren¬ 
ordnung berechnen. 

Eine Rechnung über ein solches Attest zwecks Aufnahme 
in eine Kinderheilstätte lag mir zur Feststellung der Gebühren 
vor. Der betreffende Kollege hat nach meiner Ansicht zu Recht 
in Ansatz gebracht: 

1. Erste Untersuchung Ziff. 1 a.M. 4 

2. Zeitaufwand für l 1 /* Stunden Ziff. 5..12 

3. Untersuchung des Auswurfs auf T. B. Ziff. 19 a. 2 . . „20 

4. Untersuchung des Urins Ziff. 19 c. 1..10 

5. Ausführlicher Krankheitsbericbt .6 

Sa. M. 52 

Nach meiner Auffassung müßte zur Gebührenordnung ein 
Zusatz des Inhalts gemacht werden, daß bei Vorliegen des § 2 
für ausführliche Krankheitsberichte ohne Angabe der Gründe 
und für Gutachten mit Angabe von Gründen nach den ein¬ 
zelnen Ziffern der Gebührenordnung berechnet werden kann, 
wenn zu dessen Abgabe besondere Einzelleistungen erforderlich 
sind, die über den Satz von insgesamt 6 bezw. von 18 M. 
hinausgehen. Vielleicht wird hierdurch auch erreicht werden, 
daß die bis jetzt noch häufig vorkommende Vielfragerei in den 
Vordruckformularen eingeschränkt und anaranestische oder 
statistische Dinge, wenn nötig, von den Anstalten selbst 
ermittelt werden. Zum Teil sind deshalb die Berufsgenossen- 
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schalten und Anstalten selbst Schuld daran, wenn sie über die 
teuren Attestgebühren klagen. Die Gebührenordnung ist aber 
von dieser Schuld auch nicht frei zu sprechen; denn die ge¬ 
wöhnliche Untersuchung des Urins auf Eiweiß durch die Koch¬ 
probe ist mit 10 M. doch recht reichlich angesetzt, so daß es 
begreiflich ist, wenn viele Krankenkassen diese Gebühr als eine 
pekuniäre Belastung empfinden. 


Berichtigung. 

Zu meinem Befremden lese ich auf S. 537 der Zeitschrift 
für Medizinalbeamte vom 20. November 1921, daß Herr Kreis¬ 
medizinalrat Dr. Gutt wein-Berlin in einer Diskussions¬ 
bemerkung auf der XI. Hauptversammlung des D. Medizinal¬ 
beamtenvereins behauptet hat, daß ich die Kreisärzte auf dem 
diesjährigen Fürsorge tag in Berlin schwer verletzt hätte, ins¬ 
besondere durch dieBehauptung, daß sie auf sozial¬ 
hygienischem Gebiete völlig versagt hätten und 
deshalb „weggefegt“ werden müßten. 

Bei meinen Ausführungen auf dem Gesundheitsfürsorgetag 
habe ich mich aus wohlerwogenen Gründen streng an den 
Wortlaut eines Manuskriptes gehalten, das dann sofort der 
Druckerei zugegangen ist. Die Wendung „völlig versagten“ 
oder gar den ganz unsinnigen Ausdruck „weggefegt“ habe 
ich bestimmt nicht gebraucht. Vielmehr lautet die allein 
in Frage kommende Stelle ausweislich des seit Monaten im 
Druck vorliegenden Berichtes über den D. Gesundheitsfürsorge¬ 
tag in Berlin, Verlag Krieger-Dank, Berlin S. W. 29, S. 11, 
wie folgt: 

„Die Probleme des Kampfes gegen die akuten Infektionskrankheiten 
brauchen nicht mehr im Vordergründe weder der theoretischen Forschung noch 
der praktischen Betätigung des behördlichen Apparates zu stehen. Um so 
mehr drängen sich die im eigentlichen Sinne sozialhygienischen Aufgaben, die 
sich vorwiegend mit der Bekämpfung und Verhütung chronischer Krankheiten 
und Körperfehler namentlich der Kinder und Frauen befassen, in den Vorder¬ 
grund des hygienischen Interesses. Diesen Aufgaben haben die städti¬ 
schen Verwaltungen bereits in den letzten beiden Jahr¬ 
zehnten vor dem Kriege ihre Aufmerksamkeit zuwenden 
müssen, weil die staatlichen Gesundheitsbeamten sowohl in¬ 
folge ihrer geringen Zahl, als auch mangels zureichender 
Ausbildung nach dieser ßichtnng hin nicht zureichten. 
Während der Kriegszeit sind auch die Kreisverwaltungen in die sozialhygieni¬ 
sche Bichtung der Hygiene in steigendem Maße miteinbezogen worden. Auch 
die Kreisärzte selbst befaßten sich mehr und mehr mit dem gesundheitlichen 
Fürsorgewesen.“ 

Ich bitte die Leser — auch wenn sie in der Sache 
anders denken —, selbst entscheiden zu wollen, wer Anlaß hat, 
sich schwer gekränkt zu fühlen und zwar in diesem Falle durch 
ein unbegreiflich ungenaues Zitieren. 

Prof. Dr. A. (xrotjahn, Berlin. 
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Entgegnung anf die Berichtigung von Herrn 
Prof. Dr. Grotjahn- Berlin. 

Hätte Herr Prof. G r o tj a h n auf der Gesundheitsfürsorge¬ 
tagung in Berlin nur die in seiner Berichtigung angeführten 
Ausführungen gemacht, so hätte für mich kein ernsthafter 
Grund Vorgelegen, auf sie in Nürnberg zurückzukommen und 
ihnen zu widersprechen, da sie ja nur seine eigene Auffassung 
von der Sache widerspiegeln. — Daß aber tatsächlich darüber 
hinaus für die Gesamtheit der Kreisärzte verletzende Aeuße- 
rungen gefallen sind, kann gar keinem Zweifel unterliegen. 

Für die Richtigkeit dieser meiner Behauptung sind, ganz 
abgesehen von meiner eigenen Person, beweisend die Aus¬ 
führungen von Wollenweber-Dortmund und Engelsmann- 
Kiel in der Diskussion auf der Gesundheitsfürsorgetagung sowie 
die Aeußerung des letztgenannten Herrn in Nr. 15 der Zeit¬ 
schrift für Medizinalbeamte S. 323/24. Schließlich sei noch 
bemerkt, daß auch Wollen web er-Dortmund die von mir in 
Nürnberg abgegebene Erklärung inhaltlich bestätigt hat (vergl. 
den Bericht über die Versammlung des Deutschen Medizinal¬ 
beamtenvereins, Zeitschr. für Medizinalbeamte S. 368). 

Infolgedessen halte ich meine in Nürnberg abgegebene 
Erklärung vollkommen aufrecht und lege hiermit entschieden 
Verwahrung ein gegen den Vorwurf „unbegreiflich ungenauen 
Zitierens“. 

Dr. Guttwein-Berlin. 


Ans Versammlungen und Vereinen. 

Bericht über die 1. Versammlung der Hitglieder des Vereins 
der Bedialnalbeaiuten des itegierangsbeairks Kassel 
am 4. Desember d. J. ln Kassel. 

Anwesend waren 13 Mitglieder. 

Nach kurzen einleitenden Worten des Einberufers, Herrn Med.-Bat Dr. 

Wagner*Kassel, wird in die Tagesordnung eingetreten nnd 

1. die Bildung eines Bezirks verein» beschlossen und folgender V o r - 
stand gewählt: Vorsitzender: Med.-Rat Dr.Roselieb-Wolfhagen, Stell¬ 
vertreter: Med.-Rat Dr. B ö r n e r - Eschwege, Schrift- und Kassenführer: 
Kreisarzt Dr. Wolf-Kassel, Stellvertreter: Kreisarzt Dr. Spiecker- 
Fritzlar. Zu Bezirksvertretern wurden gewählt: Med.-Rat Dr. 
Roselieb- Wolfhagen und Kreisarzt Dr. Wolf-Kassel. 

2. Beratung des Satzungsentwurfs, der angenommen wird. 

8. Wegen der großen Reisekosten wurde beschlossen, nur einen Vertreter 
zum Vertretertag am 15. Dezember nach Berlin zu entsenden. 

4. Der Beitrag zum Bezirksverein wird in diesem Jahre auf 60 M., im 
nächsten auf 26 M. festgesetzt. 

6. Verschiedenes. 


Besprechungen. 

Dr. Jul. Kratter, Hofrat und ordentl. Prof, der gerichtlichen Medizin in Graz: 
Lehrbuch der gerichtliehen Medizin. Mit Zugrundelegung der deutschen 
and österreichischen Gesetzgebung and ihrer Neuordnung. I. Band. Theore- 
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tischer Teil. Zweite wesentlich erweiterte Auflage. Stuttgart f 1921. Verlag 
von Ferd. Enke. Gr. 8°, 724 S. Preis: 132 M., geb. 160 M. 

Dem im Jahre 1919 als „Gericbtsärztliche Praxis" selbstätdig erschienenen 
und in dieser Zeitschrift (s. Jalirg. 1920, Nr. 17, 8. 304) besprochenen, zweiten 
Band des Lehrbuches ist nunmehr der erste Band nachgefolgt, in dem der Ver¬ 
fasser auf Beispiele und Bilderschmuck verzichten konnte, da solche in dem zweites 
Bande in reichem Maße dargeboten sind. Beide Bände bilden somit ein ge¬ 
schlossenes Ganze, wenn auch jeder von ihnen als selbständiges Werk betrachtet 
weiden kann. Der vorliegende theoretische Teil hat gegenüber seiner im 
Jahre 1912 erschienenen ersten Auflage eine dem jetzigen Stande der Wissen¬ 
schaft nach allen Kichtungen Rechnung tragende Neubearbeitung und wesent¬ 
liche Aenderung erfahren. Das Lehrbuch will zwar in erster Linie den an¬ 
gehenden Arzt in das Studium der gerichtlichen Medizin einführen und ist 
deshalb auch vom Verfasser seinen Schülern gewidmet; sein auf dem Ergebnis 
einer reichen Lebensarbeit beruhender Inhalt gibt aber ein so klares und um¬ 
fassendes Bild von dem ganzen Gebiet der gerichtlichen Medizin, daß es auch 
dem im Leben stehenden praktischen Arzt und ärztlichen Sachverständigen 
sowie den Juristen als zuverlässiger und vortrefflicher Ratgeber dienen kann 
und sicherlich auch dienen wird. Jedenfalls verdient das Werk in den beteiligten 
Kreisen die weiteste Verbreitung! Rpd. 

Dr. Engan, Kreisassistenzarzt in Darmstadt: KurzesRepitorium der gericht¬ 
lichen Medisin. Dritte, umgearbeitete Auflage. Leipzig; 1920. Verlag von 
Job. Andr. Barth. Kl. 8°, 117 8. Preis: 6 M., geb. 7,60 M. (ohne 
Sortimentszuschlag). 

Das vorliegende Heft bildet Nr. 28 der Breitenstein sehen Repitorien; 
cs sind in ihm demzufolge mit Rücksicht auf die gebotene Kürze dieser Repi¬ 
torien nur die wichtigsten und grundlegenden Tatsachen der gerichtlichen 
Medizin berücksichtigt, um den angehenden Medizinern einen kurzen Ueberblick 
über dieses Spezialfach sowie den Examenskandidaten (auch für die staats- 
ärztliche Prüfung) die Möglichkeit zu verschaffen, sich in Kürze das Wissens¬ 
werte auf diesem Gebiete wieder in das Gedächtnis zurückzuruien. Dieser 
Aufgabe ist Verfasser mit Geschick gerecht geworden, namentlich in der neuen 
Auflage, die sich durch große Uebersichtlichkeit agszeichnet und auch durch 
einen neuen Abschnitt über ärztliche Kunstfebler erweitert ist. Rpd. 


Dr. M. Mayer, San.-Rat und Kreisarzt in Meisenbeim (Glan): Landwirt¬ 
schaftliche TJnfallkunde. Ein Leitfaden auf Grund der ärztlichen Land¬ 
praxis. Mit 18 Abbildungen auf Tafeln. Berlin; 1920. Verlagsbuchhandlung 
von Richard Schoetz. 8°, 99 S. Preis: geb. 16 M. 

Ein aus der Praxis heraus auf Grund reicher eigener Erfahrungen des 
leider so früh verstorbenen Autors verfaßtes Büchlein, aas allen Aerzten, ins¬ 
besondere denen, die viel mit der Untersuchung und Begutachtung von land¬ 
wirtschaftlichen Unfällen zu tun haben, nur aufs wärmste empfohlen werden kann. 
Sie werden darin manche Winke für ihre Sachverständigentätigkeit finden und da¬ 
durch vor etwaigen Fehlern und Irrtümern am besten geschützt werden. Rpd. 


Prot Dr. Erben in Wien: Diagnose der Simulation nervöser Symptome. 

Ein Lehrbuch für den Praktiker. Mit 25 Textabbildungen und 8 Tafeln. 
Zweite vielfach ergänzte und erweiterte Auflage. Wien und Berlin 1920. 
Verlag von Urban & Schwarzenberg. Gr. 8°, 254 8. Preis: 88 M., 
geb. 50 M. 

Bei der gründlichen Umarbeitung seines Werkes ist Verfasser seinem 
Grundsatz, dem Praktiker ein brauchbares Lehrbuch in die Hand zu geben, 
treu geblieben. Fast olle Kapitel haben Abänderungen und Ergänzungen 
erfahren; neu sind je ein besonderer Abschnitt über Haltungsanomalien sowie 
über Depression und hypochondrisch-querulatorische Stimmung. Nicht nur für 
den praktischen Arzt, sondern auch für den ärztlichen Sachverständigen und 
Facharzt ist bekanntlich gerade die Diagnose der Nervenkrankheiten und vor 
allem die Feststellung von Simulation eines der schwierigsten Kapitel; je mehr 
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sie sich mit dem Erben sehen Bache vertrant machen werden, desto mehr 
werden sie sich diese verantwortungsvolle Arbeit erleichtern and vor allem 
eine größere Sicherheit in der Beurteilung auch schwieriger Fälle gewinnen. Rpd. 


Dr. W. Jaeobl, Abteilungsarzt der psychiatrischen Universitätsklinik in Jena: 
Die Ekstase der alttestamentlichen Propheten. München und Wies¬ 
baden; 1920. Verlag von J. F. Bergmann. Gr. 8°, 62 S. Preis: 9 M. 

Die Abhandlung bildet ein Heft der jetzt von Dr. Sonnefeld in 
München herausgegebenen Einzeldarstellungen Uber Grenzfragen des Nerven* 
und Seelenlebens und ist deshalb auch nicht bloß für Aerzte, sondern auch für 
Gebildete aller Stände bestimmt. Die in ihr hauptsächlich auf Grund der Bibel 
behandelte Frage dürfte auch weitere Kreise interessieren und der Abhandlung 
entsprechende Verbreitung verschaffen, zumal sie in ebenso sachgemäßer als 
anregender Weise geschrieben ist. Bpd. 

Dr. Brioh Kindberg, Facharzt für innere und Nervenkrankheiten in Bonn: 
Suggestion, Hypnose und Telepathie. Mit 5 Abbildungen im Text. 
München und Wiesbaden; 1920. Verlag von J. F. Bergmann. Gr. 8°, 
98 S. Preis: 15 Mk. 

Suggestion, Affekte, Bewußtsein, telepathische Uebertragung von Ge¬ 
danken und Sinneseindrücken, Hypnose, Schlaf und Störungen des normalen 
Ablaufs der Induktionsvorgänge werden von dem Verfasser auf durchaus 
wissenschaftlicher Grundlage und ohne Abschweifang in das transzendentale 
Gebiet behandelt. Verfasser hat seine Darlegungen nur für Aerzte und 
Philosophen bestimmt, die sich auch wohl im großen und ganzen mit den an 
ihrem Schluß aufgestellten Anschauungen über Suggestion, Affekte, Hypnose 
und Hysterie gestellten Leitsätzen einverstanden erklären dürften. Eine wert¬ 
volle Beigabe sind die am Schluß gebrachten Versuchsprotokolle. Bpd. 


Dr. phlL et. med. A. Sohaokwits, Assistent am Institut für gerichtliche 
Medizin in Kiel: Ueber psychologische Berufs-EignuBgsprüfungen für 
Verkehrsberufe. Berlin; 1920. Verlag von Julius Springer. Gr. 8°, 
181 Seiten. Preis: 38 M. 

Eine sehr fleißige Arbeit, die auf Veranlassung des inzwischen verstorbenen 
Feldsanitätschefs Dr. v. Schjerning und des Landesdepartements des Kriegs¬ 
ministeriums entstanden ist, um Grundlagen für die Beurteilung des Wertes 
psychologischer Berufs-Eignungsprüfungen zu gewinnen. Als Untersuchungs¬ 
material für die Eignungsprüfung dienten die Straßenbahnführer und -führerinnen 
in Kiel. Nach einer kritischen Besprechung der bisher bekanntgegebenen 
psychologischen Eignungsprüfungen für die Verkehrsberufe teilt Verfasser die 
mit seiner neuen dortigen Prüfung erzielten Ergebnisse mit, die auch für die 

S erichtliche und soiale Medizin von erheblicher Bedeutung sind, obwohl sie für 
ie Praxis keinen vollen brauchbaren Erfolg erzielt haben. Bpd. 

Prof. Dr. F. Ctampreoht, Geh. Med.-Bat und Med.-Beferent im Thüringi¬ 
schen WirtBchaftsministerinm: Prophylaxe der Infektionskrankheiten. 
Band III. 8. Abt. der zweiten Auflage des Wey Ischen Handbuches der 
Hygiene, herausgegeben von Geh. Bat Prof. Dr. Gärtner in Jena. 
Jena 1921. Verlag von G. Fischer. Gr. 8°, 320 Seiten. Preis: 75 M. 
(Subskriptionspreis 60 M.). 

' Nach einem allgemeinen Teil, in dem die internationalen Maßnahmen 
und Einrichtungen zur Seuchengesetzgebung, das deutsche Reichsseuchengesetz, 
die deutschen Landesseuchengesetze und Einrichtungen behandelt werden, folgt 
die Darstellung der speziellen Prophylaxe bei den einzelnen Infektionskrank¬ 
heiten, bei der überall Epidemiologie, Krankheitserreger, Krankheitsbild, 
Diagnose und Prognose, Vorbeuge- und Bekämpfungsmaßnahmen, Schutz* 
impfangen, besondere gesetzliche Bestimmungen nsw. in erschöpfender Weise 
behandelt sind. Man sieht darauB, wie wenig einheitlich der Kampf gegen 
die Volksseuchen in den verschiedenen Ländern geregelt ist, namentlich kei 
den sogenannten Heimseuchen, deren Bekämpfung bekanntlich nicht einmal 
im Deutschen Reiche nach einheitlichen Grundsätzen erfolgt Im übrigen 
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zeichnet sich das vorliegende Werk durch große Uebersichtlichkeit and zureck¬ 
mäßige Einteilung des Inhalts, sowie durch vollständige Beherrsch ang des 
amfangreichen Stoffes seitens des Verfassers aas. Bpd. 


Dr. B. Eberlo, San.-Bat and Anstaltsarzt des Sophienhaases and Feodora- 
heims in Weimar: Taschenbuch der Krankenpflege für Krankenpflege* 
schalen. Für Aerzte, Schwestern and die Familie. 10., völlig amgearbeitete 
and verbesserte Auflage. Mit zahlreichen Abbildungen; zwei anatomischen 
Tafeln. Weimar 1921. Hermann Böhlaas Nachfolger. El. 8°, 486 8. 
Preis; geb. 20 M. 

Das von dem verstorbenen Geb. MecL-Bat Dr. L. Pfeiffer in Weimar 
im Jahre 1908 zuerst and späterhin bis zar 6. Auflage einschl. heraasgegebene 
and in weiten Kreisen beliebte Taschenbach ist wiederum in der sehr kurzen 
Zeit von zwei Jahren vergriffen, so daß sich dio Notwendigkeit einer Neuauf¬ 
lage ergab, bei der von dem Verfasser, seinen Mitarbeiterinnen and Mitarbeitern 
mancherlei Verbesserungen vorgenommen sind, aber erfreulicherweise ohne den 
Umfang des Taschenbuches in nennenswerter Weise za vergrößern. Sein 
Erscheinen wird daher Aerzten, Schwestern, Krankenpflegeschalen and Familien 
am so willkommener sein, als sein Preis unter den jetzigen Verhältnissen als 
ein außerordentlich niedriger bezeichnet werden maß. Bpd. 


Dr. A. Grotjahn, ord. Prof, der sozialen Hygiene in Berlin: Geburtenrück¬ 
gang und Geburtenregelung im Lichte der individuellen und sozialen 
Hygiene. Zweite mit einem Nachwort versehene Aasgabe. Berlin 1921. 
Verlag von 0. Coblentz. 8°, 378 Seiten. Preis: 25 M. 

Die Auflage stellt einen Abdruck der im Jahre 1914 erschienenen ersten 
Ausgabe dar, die der Verfasser gegenüber dem ständigen Geburtenrückgang 
mit der Forderung schloß: Wir müssen alle Minen springen lassen, um die 
kinderreichen Elternpaare vor den kinderlosen und kinderarmen za bevorzagen, 
was am sichersten, durch eine allgemeine Elternscbnftsversicherung möglich ist. 
Nar wenn sich das Deutsche Beich einen starken Bevölkerungsanfstieg in allen 
Ständen and Stämmen der gesamten Nation erhält, wird es gegenüber der 
ungeheuren and nie einzaholenden namerischen Ueberlegenheit der Slaven 
bestehen bleiben. Die Erfahrungen, die seitdem der Krieg gebracht, haben 
die Notwendigkeit dieser Grandforderang des Verfassers nicht nur bestätigt, 
sondern anch dafür gesorgt, daß ihr z. T. bereits im Deutschen Beiche Rechnung 
getragen ist, z. B. durch den Aasbaa der Wochenhilfe und darch Gewährung 
von Kinderbeihilfen an Beamte. Mit der Ansicht des Verfassers, daß sich die 
Verteidigung des Volkstums in erster Linie nur durch die Erhaltung der 
Volkskraft, d. b. durch eine den verfügbaren Unterhaltsmitteln anzapassende 
Bevölkerungszahl geführt werden kann, wird sich wohl jeder einverstanden 
erklären können; daß daza aber eine fortschreitende and daaernde Sozialisierung 
unserer Volkswirtschaft nötig ist, ein Zusammenwirken von Hygiene und 
Sozialisierung, wird sicherlich ebenso viel Gegner wie Zastimmende finden. Bpd. 


Prof Dr. Norbert Ortnor: Klinische Symtom&tologie innerer Krank¬ 
heiten. Erster Band. Zweiter Teil. Körperschmerzen. Berlin and 
Wien; 1919. Verlag von Urban & Schwarzenberg. Gr. 8°, 412 S. 

Dem ersten Teile seiner „Klinischen Symptomatologie innerer Krankheiten 
über Bauchschmerzen* hat Verfasser schnell den zweiten folgen lassen, sodaß* 
der ratsuchende Leser jetzt ein geschlossenes Ganze über alle schmerzhaften 
Empfindungen bei inneren Krankheiten in Händen hat. Herz-, Krenz-, Steiß-, 
Schalter-, Bücken-, Hals-, Brost-, Extremitäten-, Muskel-, Einochen-, Gelenk- 
and Kopfschmerzen werden nacheinander behandelt und ebenso wie im ersten 
Bande die Bauchschmerzen naoh allen Richtungen und Gesichtspunkten hin 
in ihrem Zusammenhang zu den verschiedenen inneren Krankheiten and in 
ihrer Verwertung za deren Diagnose behandelt. Der zweite Teil schließt sieb 
dem ersten Teile in jeder Weise würdig an and wird sich sicherlich ebenso wie 
dieser große Anerkennung and viele Freande in Aerztekreisen gewinnen. Bpd. 
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Dt. Bloh&rd Kooh: Die ärztliche Diagnose. Beitrag zur Kenntnis des 
ärztlichen Denkens. Zweite umgearbeitete Anflage. Wiesbaden; 1920. * 
Verlag von J. F. Bergmann. Gr. 8°, 206 S. Preis: 18 M. 

Es wird wohl nur wenige Aerzte geben, die ein Bestehen von Schwierig¬ 
keiten im ärztlichen Denken nicht anerkennen; deshalb ist auch der Leserkreis, 
für den Verfasser sein Bach bestimmt hat, an sich ein recht großer. Es ist von 
ihm aus der ärztlichen Praxis heraus geschrieben; da er aber Anhänger von 
Schwoninger ist uud demzufolge die Medizin nicht als Wissenschaft aner¬ 
kennt, so trägt auch der in seinem Buche zum Ausdruck gebrachte Gedanken¬ 
gang dieses Gepräge. Er befaßt sich darin nur mit dem einen Teil des ärzt¬ 
lichen Denkens, dem diagnostischen, und läßt den therapeutischen Teil absicht¬ 
lich unerörtert, weil dieser von dem ersteren äo eng abhängig ist, daß die 
Ordnung der diagnostischen Grundlage die Ordnung der therapeutischen 
Folgerungen ohne weiteres bedingt. Eine richtige Diagnose verbürgt aber 
nicht immer eine ebenso richtige Behandlung. Erkenntnis nnd Urteil bat sich 
der Verfasser als Aufgabe gestellt und wird diese von seinem Standpunkte in 
einer Weise gelöst, die auch anders denkende Aerzte fesseln und manche 
wertvolle Aenderung für ihr ärztliches Denken und ihre ärztliche Tätigkeit 
geben wird. _ Rpd. 


Prof. Dr. Rlohard Geigel in Würzburg: Lehrbuch der Herzkrankheiten. 

Mit 60 Figuren. München und Wiesbaden; 1920. Verlag von J. F. Berg¬ 
mann. Gr. 8°, 318 S. Preis: 80 M. 

In einem sehr ausführlichen allgemeinen Teil werden zunächst die anato¬ 
mischen, psychologischen und mechanischen Verhältnisse des Herzens und Blut- 
umlaufes, die Untersuchungsmethoden sowie die allgemeinen Krankheits¬ 
erscheinungen und Behandlungsmethoden behandelt, in dem darauffolgenden 
speziellen Teile sodann die einzelnen Krankheiten des Herzens einschließlich 
Arteriosklerose. Verfasser sagt im Vorwort mit Recht, sein Bnch sei weniger 
zum Nachschlagen, als zum genauen Nachlesen bestimmt, um etwas daraus 
zu lernen. Wer Nutzen davon haben will, der soll es nur ordentlich durch¬ 
studieren, dann wird aber sowohl für den angehenden und jungen Arzt alB für 
den alten Praktiker der Nntzen nicht ausbleiben. Rpd. 


Dr. Oskar Barwinkol in Bad Nauheim: Krankheiten des Herzens nnd 
der Gefässe. München und Wiesbaden. Verlag von J. F. Bergmann. 
Gr. 8°, 154 8. Preis: 18 M. 

Verfasser hat das für den praktischen Arzt so wichtige Kapitel der 
Erkrankungen des Herzens und der Gefäße in knapper Form dargestellt. In 
dem ersten allgemeinen Teil sind deshalb auch von den zahllosen anderen 
diagnostischen Hilfsmitteln nur die praktisch bewährten besprochen und der 
gerade in jetziger Zeit sehr stark eingerichtete therapeutische Apparat 
kritisch gesichtet, um den Arzt vor einer unsicheren Vielgeschäftigkeit zu 
wahren. Ebenso sind in dem speziellen den einzelnen Krankheitsformen ge¬ 
widmeten Teile die wichtigen uod klinisch häufigen Erkrankungen in den 
Vordergrund gestellt. Ueberall merkt man den erfahrenen, auf eine 30jährige 
Tätigkeit als Badearzt in Nauheim und auf ein sehr großes Krankenmaterial 
sich stützenden Praktiker, so daß das Buch sicherlich dem Wunsche seines 
Verfassers entsprechend „den Studierenden ein bewährter Führer und dem 
Kollegen ein guter Berater am Krankenbett werden wird." Bpd. 

Frau Elizabeth dmbal in Altona: Praktizche Säuglingsfflrsorge in 
Stadt und Land. Berlin 1920. Staatspolitischer Verlag. 8°; 52 Seiten. 
Preis: geh. 3 Mark. 

Die im Aufträge des Reichslinanzausschusses der Deutschen Volkspartei 
herausgegebene Schrift behandelt die gerade in der jetzigen Zeit so wichtige 
Frage der Säuglingsfürsorge in gemeinverständlicher, aber durchaus sachkundiger 
Weise. Sie ist in erster Linie für Sänglingspflegerinnen und alle Frauen be¬ 
stimmt, die sich uuf dem Gebiete der Säuglingsfürsorge betätigen wollen, und 
wird sich für diese auch als brauchbar erweisen, da die hauptsächlich hierbei 
in Betracht kommenden Punkte: Schwangerenfürsorge, Mütterberatungsstelle, 
Milchküchen, Krippen und' Mütterheime, Haltekinderwesen, Organisation der 



612 


Besprechungen. 


Säuglingspflege auf dem Lande (Hebammenfürsorge usw.), sowie die einschlägigen 
»gesetzlichen Bestimmungen entsprechende Berücksichtigung gefunden haben. 

Rpd. 

Pr.E. Kraxmann, Assistenzarzt der Universitätskinderklinik in Rostock: 
Säuglings* und Kleinkinderpflege in Frage und Antwort. Leipzig 
192l.-\ Verlag von Georg Thieme. 8°; 88 Seiten. Preis: 8 Mark. 

> Mas mit einem Vorwort von Prof. Dr. Brüning in Rostock versehene 
Büchlein bringt den für die Ausbildung von Säuglings* und Kleinkinderpflego 
erforderlichen Lehr- und Lernstoff in Frage und Antwort auf Grund eigner 
Erfahrungen bei Säuglingspflegekursen. Alles Wissenswerte über Schwanger¬ 
schaft, Wochenbett, Ernährung, Pflege und Fürsorge des gesunden und kranken 
Säuglings uud Kleinkindes sind gemeinverständlich dargestellt und zwar so, 
wie sich eine Unterhaltung swischen ärztlichem Lehrer und Schülern abspielt. 
Diese Art der Abfassung hat jedenfalls, namentlich für den Unterricht, manche 
Vorzüge; deshalb wird das Büchlein auch voraussichtlich in den beteiligten 
Kreisen wohlwollende Aufnahme und entsprechende Verbreitung finden. Rpd. 


Dr. Smmerioh, Professor und Vorstand des pathologischen Instituts des 
städtischen Krankenhauses in Kiel und Dr. Hage, bisher Leiter der bak¬ 
teriologischen Untersuchungsstelle in Cuxhaven: Winke für die Entnahme 
und Entsendung von Material zur bakteriologischen, serologischen 
und Ideologischen Untersuchung. Mit zwei Textabbildungen. Berlin 
1921. Verlag von Julius Springer. 8°; 46 Seiten. Preis: kart. 9Mark. 

Ein Hilfsbuch für die Praxis, was umsomehr dem Bedürfnis entspricht, 
als leider nocli manche praktischen Aerzte in bezug auf die zweckmäßige Ent¬ 
nahme und Entsendung bakteriologischen usw. Untersuchungsmaterials viel zu 
wünschen übrig lassen und dadurch die Untersuchung im Laboratorium nicht 
nur erschweren, sondern oft ganz unmöglich machen. Die Erzieluug sicherer und 
verwertbarer Untersuchungsergebnisse hängt eben wesentlich von der sach¬ 
gemäßen und schnellen Entnahme und Entsendung dos betreffenden Materials 
ab; der kleine Leitfaden wird hoffentlich recht große Verbreitung finden und 
mit dazu beitragen, daß künftighin die in dieser Hinsicht noch vorhandenden 
Mängel verschwinden. Rpd. 

Prof. Dr. E. Haler, Direktor des Nahrungsmitteluntersuchungsamtes der 
Landwirtschaftschaftskammer für die Provinz Brandenburg in Berlin: Hilfs- 
buch für Nahrungsmittelchemiker zum Gebrauch im Laboratorium. 
Vierte, umgearbeitete Auflage. Mit 9 Textabbildungen. Berlin; 1920. Verlag 
von Jul. Springer. 8°; 884 Seiten. Preis: geb. 90 Mark (dazu Sortiments- 
auf schlag). 

Die neue Auflage des früher Bujard-Baiersehen Hilfsbuchs ist jetzt 
von Prof. Dr. Baier allein herausgegeben und hat dabei eine gründliche Um¬ 
arbeitung erfahren, die sich nicht nur auf die Gliederung des Inhalts, sondern 
auf diesen selbst erstreckt, um ihn mit den andauernden Fortschritten auf den 
einschlägigen Gebieten in Einklang zu bringen. Dadurch hat sich allerdings 
eine Ausdehnung des Umfanges nicht vollständig vermeiden lassen; gleichwohl 
hat das Buch seinen handlichen Charakter gewahrt und wird sich in seinem 
neuen Gewände noch mehr wie bisher als zuverlässiger praktisch-brauchbarer 
Ratgeber erweisen. Rpd. 

Prof. Dr. Otto Koerner -Rostock: Erinnerungen eines deutschen Arztes 
und Hochschullehrers 1858-1914. Mit 9 Bildern. München und Wies¬ 
baden, 1920. Verlag von J. F. Bergmann. Gr. 8°, 186 S. Preis: 21 M. 

Die Erinnerungen des an der Rostocker Universität seit 1894 wirkenden 
bekannten Professors der Laryngologie und Otologie sind der dortigen Universität 
zu ihrer 500-Jahr-Feier uud dem Städtischen Gymnasium in Frankfurt a. M., 
an dem Verfasser seine Schulzeit als geborener Frankfurter durchgemacht hat, 
zu seiner 400-Jahr-Feier gewidmet. Sie geben ein überaus fesselndes Bild nicht 
nur von dem Lebensgang des Verfassers, sondern auch von dem Leben und 
Treiben in allen denjenigen Orten, in denen er seine Jugendzeit (Frankfurt a. M.), 
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seine Universitätsjahre (Marburg und Straßburg), seine ersten Jahre als Ohren* 
arzt (Frankfurt a. M.) und die darauffolgenden Jahre als Universitätslehrer 
(Rostock) zugebracht hat. Sie werden deshalb besonders die Schul- und 
Studiengenossen des Verfassers sowie seine vielen dankbaren Schüler inter¬ 
essieren; aber auch jeder andere, insbesondere jeder Arzt, wird beim Lesen 
der Erinnerungen vieles finden, das sein Interesse erweckt and eigne Erinner¬ 
ungen wachruft. _ Rpd. 


Kurzer Bericht 

über die Sitzungen des Vorstandes nnd der Bezirksrertreter 
des Prenssischen Medizinalbeamtenvereins am 13. Dezember 192L 
zu Berlin lm Ministerium für Volks Wohlfahrt, von 9 Uhr 
- vormittags bis 9 Uhr abends. 

A. Torstandssitzung. 

Anwesend waren die Vorstandsmitglieder Geheimrat Dr. Wodtke, 
Vorsitzender, Med.-Rat Dr. Ban dt, Schriftführer, Geheimrat Prof. Dr. Rap¬ 
mund , Ehrenvorsitzender, Kreisarzt Dr. Wollenweber und Med.-Rat Dr. 
Rogowski. Entschuldigt fehlte im ersten Teil der 8itzung der stellver¬ 
tretende Vorsitzende Geheimrat Prof. Dr. Straspmann, der aber später auch 
erschien. Einige B.ezirksvertreter nahmen als Gäste an der Verhandlung teil. 

Als Vertreter des Herrn Ministers filr Volkswohlfahrt waren erschienen: 
die Herren Ministerialdirektor Prof. Dr. Gottstein und WirU. Geh. Ober- 
Med.-Rat Prof. Dr. Dietrich. 

Der Herr Vorsitzende eröftnete die Sitzung, begrüßte die Herren der 
Medizinalabteilung mit bestem Dank für ihr Erscheinen, in dem er die Gewähr 
für ein künftiges enges Zusammenarbeiten zwischen dem Medizinalbeamten¬ 
verein und dem Ministerium erblicke. Nachdem sowohl Herr Ministerialdirektor 
Dr. Gottstein, als auch Herr Geheimrat Dr. Dietrich ihre volle Ueber- 
einstimmung mit den Worten des Vorsitzenden erklärt hatten, trat man in 
eine allgemeine Aussprache über die Wünsche der Medizinalbeamten und 
Ihr Verhältnis zur Medizinalabtellung des Ministeriums ein. 

Die Besprechung, an der sich alle Vorstandsmitglieder lebhaft beteiligten 
und in der den Herren des Ministeriums die Wünsche der Medizinal¬ 
beamten und die Klagen unserer Mitglieder über die vermeint¬ 
liche mangelhafte Vertretung dieser Wünsche vorgetragen wurden, hatte ein 
durchaus befriedigendes Ergebnis. Sie ergab vor allen Dingen, daß die Gefahr 
einer Unterstützung der Bestrebungen für die Kommunalisierung der 
Kreisärzte durch das Ministerium nicht besteht Minister und Medizinal- 
abteilung sind einig in dem Bestreben, die staatliche Stellung und damit die 
Unabhängigkeit der Kreisärzte zu erhalten. 

Ebenso trafen unsere Wünsche für Besoldung und Besoldungs¬ 
dienstalter auf volles Verständnis bei den Vertretern des Ministers. 
H. Geheifnrat Dietrich gab dabei den Rat, alle diese Bestrebungen unserer 
Vertretung nicht den Spitzenorganisationen, d. i. den Beamtenbünden, zu über¬ 
lassen, sondern beim Herrn Minister ganz offiziell die amtliche Vertretung 
unserer Belange durch den Vorstand unseres Vereins zu beantragen, wie sie 
uns schon einmal ln einem Erlaß an einzelne Gruppen unserer Mitglieder 
zugesagt sei. 

Unsere Klagen über die uns aufgedrungene mißliebige Amtsbezeich¬ 
nung „Kreismedizinalrat“ wurden dahin beantwortet, daß man im Ministerium 
die Abneigung gegen diese Bezeichnung nicht für so allgemein gehalten habe; 
sie entspräche als reine Amtsbezeichnung der Tätigkeit der Kreisärzte, während 
die geforderten Bezeichnungen Kreisarzt und Medizinalrat bezw. Medizinalrat 
und Obermedizinalrat doch mehr oder minder als verfassungsgemäß unzulässige 
Titel anzasehen seien. Die Amtsbezeichnung „Oberregierungsrat“ für die 
Regierungs- und Medizinalräte sei auf unüberwindlichen Widerstand gestoßen, 
weü das Staatsministerium unsere Ansicht, daß die Regierangs- und Medixinal- 
rite doch Vorsteher einer besonderen Kegierungsabteilang seien, nicht teile. 
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Die Frage brauche jedoch nicht endgültig erledigt zu sein, eine Neu- 
aufrollung bei der zu erwartenden Ueberprüfnng der Besoldungsordnung 
sei möglich und zu erstreben. 

Die Forderung einer weiteren Erhöhung der Dienstaufwands¬ 
entschädigung und der Gebühren entsprechend den durch die Teuerung 
dauernd gestiegenen Aufwendungen fand übereinstimmende Beurteilung. 

Herr Ministerialdirektor Dr.Gottstein hob dann noch besonders hervor, 
daß er sich in jedem Falle sowohl bei dem Herrn Minister, als auch vor dem 
Parlament die Vertretung unserer Belange habe angelegen sein lassen und daß 
sowohl der Herr Minister Stegerwald, als auch er selbst jegliche An¬ 
griffe gegen die Tätigkeit der Medizinalbeamten so bald und 
.ko energisch als möglich zurückgewiesen habe, da sie beide von der Un¬ 
gerechtigkeit der Angriffe und der aufopfernden und nütz¬ 
lichen Tätigkeit der Medizinalbeamten voll überzeugt seien. 

Es wird darauf auf Antrag von H. Geheimrat Dr. Dietrich der dritte 
Punkt der Tagesordnung: 

„Stellungnahme zur Kommunalisierung der Kreisärzte“ 
vorausgenommen. Hierbei führte H. Geheimrat Dr. Dietrich ans, daß 
der Gedanke der Uebertr&gung staatsärztlicher Funktionen an Kommunal¬ 
ärzte durch den damaligen Finanzminister Miquel in die Verwaltung 
hineingekommen sei. Man habe bei Einführung des Kreisarztgesetzes vier 
Stadtärzte mit kreisärztlicher Tätigkeit betraut, habe aberz. T. die Erfahrung 
gemacht, daß die Wahrung der Unabhängigkeit für diese allzu schwer, 
wenn nicht unmöglich sei Wenn später noch einmal und auch in neuester 
Zeit derartige Doppelämter geschaffen seien, so sei dies stets in Rücksicht auf 
ganz besondere örtliche und politische Verhältnisse geschehen. Eine gewisse 
mangelhafte Widerstandsfähigkeit gegen diese Bestrebungen bestände immerhin 
im Finanzministerium, das darin eine Entlastung in der Bezahlung der Kreisärzte 
durch die Kommunen sähe. 

Der Minister Stegerwald und die Medizinalabteilung des Ministeriums 
für Volkswohlfahrt seien stets gegen jede Anstellung und auch gegen die im 
D re waschen Verwaltungsreformentwurf vorgesehene Präsentation der Kreis¬ 
ärzte durch die Gemeinden gewesen; auch der jetzige Herr Minister Hirtsiefer 
stehe genau auf dem gleichen Standpunkte. Redner rät bei der Besprechung mit 
dem Herrn Minister, diesen zu bitten, auch eine weitere Uebertragung kreis¬ 
ärztlicher Geschäfte an Stadtärzte nicht zuzulassen. 

In der weiteren Besprechung wird dann von Wodtke, Wollen¬ 
weber, Rapmund und Bundt die unumgängliche Notwendigkeit kreis- 
ärztlicherUnabhängigkeitin amtlicher Aufsichtstätigkeit, in der Seuchen¬ 
bekämpfung und in der Stellung als öffentlicher Begutachter für Staat und 
Gemeinde und die Organe sozialer Gesetzgebung betont. Für die bisher ange- 
stellten Kreisärzte wird auch das Recht auf Fortdauer ihrer Staatsstellung 
in Anspruch genommen, das ebenso begründet sei wie das Recht auf lebens¬ 
längliche Anstellung bis zur Dienstunfähigkeit, das man nun durch die 
Zwangspensionierung zu brechen versuche. Rapmund empfiehlt hierbei 
eine umfangreiche und immer wiederholte Inanspruchnahme der Presse zur 
Aufklärung. Diesem Zweck soll eine Denkschrift dienen, deren Aus¬ 
arbeitung der Vorstand in die Wege leiten müsse, da die allgemeine Oeffent- 
lichkeit und auch die Mitglieder der parlamentarischen Körperschaften in Reich 
und Land noch allzu wenig Interesse und Kenntnis für und über die Tätigkeit 
und die Unentbehrlichkeit der staatlichen Gesundheitsbeamten haben. 

Hierauf wird zur Besprechung der ersten Gegenstände der Tagesordnung: 

„Vorberatung einer Eingabe an den Herrn Minister betreffend Stellung, 

Amtsbezeichnung und Besoldung der Medizinalbeamten“ 
übergegangen und es werden auch heute die dahingehenden Forderungen der Medi¬ 
zinalbeamten, wie sie in den Leitsätzen des Bund tsehen Vortrages zu Nürnberg 
zum Ausdruck gekommen sind, noch einmal unter dem Gesichtspunkte eines 
Vortrages beim Herrn Minister besprochen. Einem Zweifel Bundts, ob man 
auch die Wünsche für den Ausbau der Medizinalverwaltung und die Selb¬ 
ständigkeit der Kreisärzte in der Ausübung der GesundheitspoUzeL zum Vortrag 
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bringen oder sich heute auf besondere amtliche and wirtschaftliche Wünsche 
beschränken solle, begegnet Herr Qeheimrat Dr. Dietrich mit dem Hinweis, 
daß er anch eine Behandlung der allgemeinen Frage für durchaus angezeigt 
halte. Er kommt dabei auf die Festsetzung des Besoldungsdienstalters, für 
das Rap man d eine Verlängerung der für die Kroisarztprüfung angesetzten 
Zeit von '/* auf 1 Jahr und die Anrechnung der im Kreisarztgesetz festge¬ 
setzten 6 Jahre praktischer Arztzeit statt der angesetzten 3 für erstrebens¬ 
wert hält, und gibt eine Uebersicht über die Aufrückungstellen der 
Kreisärzte und Regierungsmedizinalräte. Zur Zeit sind 203 vollbesoldete Kreis¬ 
ärzte vorhanden; im Jahre 1922 wird sich ihre Zahl auf 285 erhöben. Davon 
sind 1921 185 in der X., 68 in der XI. Besoldungsklasse; 1922 werden dagegen 
49 in der X. und 186 in der XI. Besoldungsklasse sein. Von den Reg.- 
Medizinalräten sind 1921 24 in der XI. und 11 in der XII. Klasse; 1922 werden 
dagegen 17 in der XI. und 18 in der XII. sein. 

Der Warnung Bundts, eine allzu große Erhöhung der Gebühren zu 
verlangen, schließt sich der Vorstand an, da eine solche allzu leicht zu einer 
abträglichen Beurteilung führen kann und somit zur Gefahr der Bestimmung 
erhöhter Ablieferung der Gebühren an die Staatskasse, obwohl die Gebühren 
doch zu einem großen Teile zur Bestreitung der dienstlichen Aufwendungen bei 
unzureichender Dienstaufwandsentschädigung nötig seien. Eine weitere 
Erhöhung dieser Entschädigung, das war allgemeine Ansicht, sei aber auf jeden 
Fall zu fordern, da ihr Mißverhältnis zu dem wirklichen Aufwand, auch nach der 
Erhöhung auf durchschnittlich 1800 M. bei nichtvollbesoldeten und 8600 M. 
bei vollbesoldeten Kreisärzten, ein geradezu ungeheuerliches Bei. 

Im Laufe der Besprechung werden dann die dem Herrn Minister vor¬ 
zutragenden Wünsche etwa folgendermaßen geformt: 

1. Der Medizinalbeamtenverein ist bei allen, das Gesundheitswesen oder die 
Stellung der Medizinalbeamten angehenden Fragen vom Herrn Mi¬ 
nister zu hören. 

2 . Eine selbständige Gesundheitsabteilang im Volkswohlfahrts¬ 
ministerium mit einem Staatssekretär an der Spitze, ist Notwendigkeit; 
ebenso muß die Selbständigkeit der unteren Stellen in gesundheitspolizei¬ 
lichen Verordnungen, die den Charakter der Fürsorge tragen müssen, ge¬ 
währleistet werden. 

8. Die Aufrückungsstellen sollen den Medizinalbeamten nur nach 
dem Dienstalter und zwar auch den nichtvollbesoldeten Kreisärzten ver¬ 
liehen werden. Nichtvollbesoldete sollen das gleiche Ruhegehalt wie 
Vollbesoldete haben. Die pensionierten Regierungs- und Medizinalräte, 
soweit sie 600 M. pensions fähige Zulage gehabt haben, sollen auch das 
Ruhegehalt der Aufrückungsstelle haben. 

4. Die Stellung des Regie rungs medizinal rata, die ihrem ganzen 
Wesen nach die Stelle eines Abteilungsvorstehers der Regierung, also eine 
Oberregierungsrats teile ist, soll auch zu einer solchon in Amtsbezeich¬ 
nung und Besoldung aasgestaltet werden, schon, nm wie früher, die besten 
Medizinalbeamten für diese Stellen zu gewinnen. 

Im übrigen soll die Unterredung in bezug auf Amtsbezeichnung, 
Besoldung, Dienstaufwand und Gebühren sowie namentlich in 
bezug auf die Kommunalisierung der Kreisärzte in den vorher in 
der Besprechung gegebenen Richtlinien gehalten werden. 

Zu Punkt 2 dor Tagesordnung: 

„Verhältnis des Preußischen Medizinalbeamtenverelns zum Retchsbund 
höherer Beamter* 

wird ausgefQhrt, daß wir bei der Neuordnung des Bandes und seiner Ein¬ 
teilung in einzelne Groppen die Wahl haben zwischen dem Anschluß an die 
Gruppe .Hoheit“, die die höheren Verwaltungsbeamten umfaßt, und die 
Gruppe „Wissenschaft“, der die rein wissenschaftlichen Staatsbeamten angehören. 
Eine Entscheidung wurde dem Vertretertage überlassen. 

Bei Punkt 4: „Geschäftliches* wird beschlossen, 

a) einen Antrag an die Landcsversicherungsanstalten auf Erhöhung der 
Gebühren dem späteren Vertretertag zu überlassen. 
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b) Die Klage des Bezirkes Osnabrück, daß für seine Kreisärzte viele amt¬ 
liche Gebühren für ortspolizeiliche Geschäfte fortfallen, da 
die hannoverschen Kreise staatliche Polizei haben, soll als Material für 
den Entwurf einer neuen Gebührenordnung benutzt werden. 

H.Geheimrat Dietrich ersucht den Medizinalbeamtenverein um Aus¬ 
arbeitung eines solchen Entwurfes, da nicht nur die Tarifsätze, sondern 
auch die gesetzlichen Bestimmungen der alten Gebührenordnung 
vom 14. Juli 1903 veraltet Beien. Es wird demgemäß beschlossen. 

c) Endlich wird beschlossen, dem Vertretertag einen Antrag vorzulegen, daß 
die Tagegelder für Teilnahme an Sitzungen des Vortandes und der 
Vertretertagung des Preußischen Medizinalbeamtenvereins in der gleichen 
Hohe wie für die Stufe III der Staatsbeamten (94 M.) gemäß Erlaß vom 
19. November 1921 1 C. 2. 8423/HI 2. 596 gezahlt werden. 

Die am Ort der Tagung wohnenden Vorstandsmitglieder und Vertreter 
sollen 50 M. Anwesenheitsgelder für jeden Tag erhalten. 

Zum Schlüsse legt Herr Geheimrat Dr. Dietrich als Beauftragter der 
im Fortbildungskurs versammelt gewesenen Medizinalbeamten 6 Forderungen 
dieser vor, die sich im allgemeinen durchaus mit den oben behandelten Fragen 
und den Anschauungen des Vorstandes decken und die dieser deshalb auqh 
vertreten wird, mit Ausnahme der immer allzu hohen GebiihrenerhOhung, gegen 
die die obengenannten gewichtigen Gründe in der Sitzung zur Erörterung 
kamen. 

Damit wird die Vorstandssitzung geschlossen. 

Während der Sitzung in einer Unterbrechung der Tagesordnung hielt 
der Verleger unserer Zeitung, Herr. Kornfeld, uns einen kurzen Vortrag 
über den Stand der wirtschaftlichen Lage unseres Vereinsblattes, der 
preußischen Medizinalbeamtenzeitung. Seine Aufwendungen sind schon jetzt 
um 86°/ 0 größer als am 1. Februar 1921. Die Herstellung wird 1922 85000 M. 
kosten, denen für 1921 eine Einnahme von 56442,50 M. gegenübersteht. 

Die Differenz ist auszugleichen entweder 

a) durch Erhöhung des Bezugspreises oder 

b) Verkürzung des Inhaltes oder 

c) Gewinnung vermehrter Inserate. 

Da eine Verkürzung des Inhaltes nicht angängig und die Hoffnung 
auf Gewinnung vermehrter Inserate bei dem beschränkten Leserkreise aussichts¬ 
los, bleibt nur eine Erhöhung des Bezugspreises und damit Erhöhung des 
Vereinsbeitrages übrig. Der Bezugspreis muß um 25 Mark erhöht werden, 
wird also 1922 45 M. betragen, wobei die Notwendigkeit einer weiteren Steige¬ 
rung bei Erhöhung des Tarifes der Bachdrucker nicht ausgeschlossen ist. 

Die Deekung eines Defizits Kornfelds für 1921 in Höhe von 5600 M 
wenigstens zu einem Teil durch den Verein wird einem späteren Ueberein- 
kommen überlassen. Bei dem Nachweis, daß Kornfeld in früheren Jahren 
keinen nennenswerten Gewinn gehabt hat, hält Rapmund die Uebernahme 
eines angemessenen Teiles des Fehlbetrages durch den Verein für billig, zumal 
nach dem jetzigen Vertrage der Verein auch mit 50°/ o an einem etwaigen 
Gewinn beteiligt ist. 

B. Empfang beim Herrn Minister* 

Um 12 Uhr wurden dann drei Vorstandsmitglieder des Vereins, de 
Vorsitzende Geh. Rat Dr. Wodtke, der Schriftführer Med.-Hat Dr. Ban dt 
und Kreisarzt Dr. Wollen weber durch den Herrn Minister Hirtsief er 
in Gegenwart von Herrn Ministerialdirektor Dr. Gottstein und Herrn Ge¬ 
heimrat Dr. Dietrich, später noch des Herrn Staatssekretärs Scheidt, 
empfangen. 

Der Herr Vorsitzende nahm Gelegenheit, dem Herrn Minister den 
Dank des Vereins für sein Entgegenkommen und seine anerkennenden Worte 
für die Kreisärzte in den letzten Landtagsverhandlungen, siehe nachstehend S. 619, 
auszusprechen. Er versicherte, daß der Herr Minister dadurch das Vertrauen der 
Medizinalbeamten gewonnen habe und sprach die Hoffnung aus, daß nunmehr in 
Zukunft ein enges und das preußische Gesundheitswesen förderndes Zusammen¬ 
arbeiten des Ministers, der Medizinalabteilang des Ministeriums and des Freaß. 
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Medizinalbeamtenvereins die Regel sein werde, wie es durch die heutige Be* 
sprechneg und 'Entsendung der Vertreter des Ministeriums zu unseren Ver¬ 
handlungen eingeleitet sei. Die Unterredung verlief dann, unter der anerkennens¬ 
wertesten und bereitwilligsten Unterstützung der beiden Herren der Medizinal¬ 
abteilung, durchaus in den Bahnen unserer Entschließungen und der Vorstand 
gewann den Eindruck, daß er an dem Herrn Minister einen wohlwollenden 
Beurteiler seiner Bestrebungen und einen überzeugten Förderer des staatlichen 
Gesundheitswesens haben werde, der von der Notwendigkeit der staat¬ 
lichen Stellung der Kreisärzte und der Mitarbeit des Preußi¬ 
schen Medizinalbeamtenvereins an den Fragen der öffentlichen 
Gesundheitspflege und Gesundheitsfürsorge fest überzeugt sei. 

€. Vertreter Versammlung. 

Um 2 Uhr begrüßte der Herr Vorsitzende, Geheimrat Dr. Wodtke, 
den Vorstand und 38 Vertreter, die von den einzelnen Bezirksvereinen entsandt 
waren. Er begrüßte ferner den auch hier anfangs anwesenden Vertreter des 
Herrn Ministers, Herrn Geheimrat Prof. Dr. Dietrich, und berichtete über 
den Empfang des Vorstandes beim Herrn Minister, der dem Vorstand die Ge¬ 
wißheit weitgehenden Verständnisses für unsere Bestrebungen von seiten des 
Herrn Minister und die Hoffnung auf ein zukünftiges enges und aussicbtsvolles 
Zusammenarbeiten zwischen Medizinalbeamtenverein und Medizinalabteilung des 
Ministeriums für Volks Wohlfahrt gegeben habe. 

Herr Geh.Rat Prpf. Dr. Dietrich bestätigte die Worte des Vorsitzenden, 
entledigte sich seines schon in der Vorstandssitzung beratenen Auftrages der 
Teilnehmer am Fortbildungskurs und ersucht anch hier um Vorlage eines Ent¬ 
wurfes zu einer neuen Dienstanweisung und Gebührenordnung durch den Verein. 

Es beginnt dann die Verhandlung über 

I. Beratung des Entwurfes und endgültige Fassung der neuen 
Satzungen. 

Zu einer lebhaften und längeren Aussprache gaben außer dem Wunsche 
nach einer genaueren Bestimmung der zur Mitgliedschaft Berechtigten in § 2 
und des Modus der Aufnahme vor allem zwei Fragen Anlaß, einmal, ob man 
an dem im Entwurf vorgeschlagenen Aufbau des Vereins auf Bezirks¬ 
vereinen festhalten soll und dann die Frage, ob auch nicht staatlich an- 

f estellte Medizinalbeamte ordentliche und stimmberechtigte Mitglieder sein 
önnten. 

Beide Fragen werden bejaht. Der Gegenvorschlag, nur Provinzialvereine, 
namentlich in Rücksicht auf die Kostenersparnis zu bilden, wurde abgelehnt. 
Eine starke Gegnerschaft gegen den im Entwurf vorgesehenen allzu umfang¬ 
reichen Vorstand von 16 Mitgliedern fand ihren Ausdruck in dem Beschluß, 
den Vorstend nur aus 5 Mitgliedern bestehen zu lassen, die vom Vertretertag 
in freier Wahl aus allen Mitgliedern des Vereins, nicht nur aus der Zahl 
der Vertreter, zu wählen sind. 

Die Wünsche nach Gleichartigkeit der Mitglieder, die namentlich von 
den Vertretern der westlichen Industriebezirke ausgingen und ihren Grund 
in der Sorge vor einem allzu großen Einfluß der nicht staatlich angestellten 
Medizinalbeamten auf die amtlichen und wirtschaftlichen Fragen der Kreis¬ 
ärzte und Regierungs-Medizinalräte hatten, fand ihren Ausdruck in dem Zusatz 
zu § 18, daß über ihre beruflichen und wirtschaftlichen Fragen nur die im 
preußischen Staatsdienst stehenden Mitglieder beschließen und verhandeln. 

Dem Bestreben nach Sparsamkeit wurde dann noch insofern nachgegeben, 
als man es in § 16 zuließ, daß jeder Bezirk auf nur einen. Vertreter die ganze 
Anzahl seiner Stimmen vereinigen kann; und zur Entlastung der Bezirksvereine, 
namentlich der kleineren, nahm man ebenfalls in § 15 am Schluß die Bestimmung 
auf, daß die Kosten auch für die Vertreterversammlungen vom Landesverein 
getragen werden. 

Im übrigen kam es noch zu einer größeren Anzahl geringfügiger, oft nur 
redaktioneller Veränderungen, die den eigentlichen Sinn der Bestimmungen 
nicht ändern. 

Ein Antrag, dem Vertretertag, gleichsam einem Parlament das Recht 
zu erteilen, sich einen besonderen Vorsitzenden zu wählen, fand keine Annahme. 
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Im Anseblaß an die Beratung stellte Herr Reg.- and Med.-Rat Dr. Hoche- 
Osnabrttck den Antrag: 

„Der Vertretertag beauftragt den Landesvorstand des Prenßischen 
Medizinalbeamtenvcreins mit dem Herrn Minister darüber za verhandeln, 
daß der von dem Preußischen Medizinalbeamtcnverein gewählte besondere 
Ausschuß als Beamtenausschuß im Sinne der Bestimmungen über Bildung 
and Aufgaben der Beamtenausschüsse vom 24. Mäzz 1919 anerkannt, und 
daß ihm die den Beamtenausschüssen zustebenden Rechte zageeprochen 
werden,“ 

Der Antrag warde angenommen. 

Nachdem der Entwurf der Statuten darauf auch in IL Lesung mit den 
beschlossenen Aendcrungen en bloc angenommen worden war, erfolgte 

II. Wahl des Vorstandes auf Grund der neuen Statuten. 

Es wurden gewählt: 

zum Vorsitzenden: Med.-Rat Dr. B an dt-Halle; 

zum Schriftfühier: Kreisarzt Dr. W ollen weber-Dortmund; 

zum stellvertr. Vorsitzenden: Med.-Rat Dr. R o g o w s k i- Berlin-Nikolasee; 

zu Beisitzern: Reg.- und Geh. Med.-Rat Dr. Solbrig-Breslau und 
Med.-Rat Dr. Franz'- Loetzen. 

In den auf Grund des Ho che sehen Antrages gebildeten Ausschuß 
wurden gewählt die Herren: Med.-Rat Dr. Rogowski, Berlin-Nikolasee als 
Vorsitzender, Med.-Rat Dr. B u n d t - Halle a. S., Kreisarzt Dr. Wollenwebe r- 
Dortmund, Kreisarzt Dr. Manthey-Belzig, Med.-Rat Dr. Sand hop-Stettin. 

Sämtliche gewählten Mitglieder des Vorstandes und Ausschusses nehmen 
die Wahl an; H. Med.-Rat Dr. Bundt übernimmt nunmehr den Vorsitz. 

III. SteUungnahme zur Kommunalisierung der Kreisärzte. 

H. Kreisarzt Br öckerhof-Hagen weist auf ein schriftliches, von ihm 
aasgearbeitetes Referat hin, das allen Vertretern zugegangen ist. 

Er wird gebeten, eine kurze Denkschrift über die Stellung und Tätig¬ 
keit der Kreisärzte und über die Gefahr der Kommunalisierung zu verfassen. 
Er verspricht dies, ( worauf die Abfassung der Denkschrift auf Antrag Wollen- 
webers zum Beschluß erhoben wird. 

IV. Das Verhältnis des Preußischen Medizinalbeamtenvereins zum 
Bund höherer Beamter. 

H. Med.-Rat Dr. Rogowski referiert in dem Sinne, daß er bei der im 
Plusse befindlichen Neuordnung des Reichsbundes höherer Beamter und dessen 
Gruppenbildung unseren sofortigen Eintritt in die Gruppe „Hoheit“, d. h. An¬ 
schluß an den Berufsverein höherer Verwaltungsbeamter, empfiehlt, der uns 
Vertretung im Vorstand und die Bildung einer besonderen Untergruppe für 
uns zugesagt habe. 

H. Geheimrat Dr. Rapmund warnt vor einer Uebereilung und meint, 
man solle nicht sofort dem Berufsverein höherer Verwaltungsbeamter beitreten, 
sondern erst in Verhandlungen eintreten und unsere Bedingungen für eine 
möglichst große Selbständigkeit stellen. Grimm und Rogowski halten im 
Hinblick auf die bevorstehenden Besoldungsverhandlungen und die Notwendigkeit 
sofortiger tatkräftiger Unterstützang unserer Forderungen durch eine größere 
Interessenvertretung einen sofortigen Beitritt für nötig. Es wird ein Antrag 
angenommen, nach dem Rogowski beauftragt wird, umgehend über unseren 
Beitritt mit dem Berufs verein höherer Verwaltungsbeamter zu verhandeln. Auf 
Grund der Verhandlungen soll der Vorstand alsdann die Entscheidung treffen. 

V. Anregungen der Vertreter der Bezirbsverelne. 

Hierbei kommen mannigfache Wünsche und Beschwerden der einzelnen 
Bezirks vereine zum Ausdruck, die sich aber im allgemeinen durchaus mit den 
Anschauungen des Vorstandes und der Vertretung decken, wie sie schon in 
den vorangegangenen Sitzungen zu Gehör gebracht wurden. 

Besondere Anträge wurden nicht gestellt. 

Um 9 Uhr wird die Sitzung von dem neugewählten Vorsitzenden 
mit einem Dank für die eifrige und erfolgreiche Mitarbeit aller Vertreter und 
mit dem Ausdruck der Hoffnung auf einen guten Erfolg unserer Beratungen 
zum Nutzen unseres Vereins geschlossen. 
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TagesBachrichten. 

Von den Verhandlungen des Prenßtschen Landtages über den 
Haushalt des Ministeriums für Volkswohlfahrt liegt bis jetzt nur der Wort* 
laut der Programm rede des Herrn Ministers für Volkswohlfahrt Hirtsiefer 
vor, so daß über die Verhandlungen selbst noch nicht eingehend berichtet 
werden konnte. Wir bringen deshalb heute ans der Rede des Herrn Ministers 
nur die Ausführungen, die die Stellung n nd Tätigkeit der Medizinal¬ 
beamten betrifft. Der Herr Minister Bprioht sich in dieser Beziehung außer¬ 
ordentlich anerkennend aus und erklärt gleichzeitig, daß er entschlossen 
sei, die berechtigten Forderungen der Kreisärzte, die sie zur 
Wahrung ihres unbehinderten Wirkens in der Erfüllung der ihnen durch die 
Diestanweisung übertragenen Aufgaben aufstellen, mit Nachdruck zu 
unterstützen: 

„Die Bekämpfung der hauptsächlichstenVolkskrankheiten 
Ist eine der wichtigsten staatlichen Aufgaben, die um so schwerer ist, 
als nach dem Ergebnis der namentlich in den letzten Jahren erweiterten und 
ausgebauten Berichterstattung der allgemeine Gesundheitszustand der Be¬ 
völkerung nicht als günstig angesehen werden kann. Manche Besserung ist 
zwar in den letzten beiden Jahren auf diesem Gebiet erzielt, der Ernährungs¬ 
zustand der Jugend hat sich etwas gehoben, einzelne vorher weit verbreitete 
Krankheiten zeigen einen kleinen Rückgang, aber noch immer sind überall 
tief wirkende Schäden der gesundheitlichen Konstitution unseres Volkskörpers 
wahrnehmbar, deren Folgen, wenn nicht zur rechten Zeit eingegriffen wird, 
allerdings erst in der Zukunft zur vollen Geltung kommen müssen. Auch die 
während des Krieges eingetretene starke Abnahme der alkoholischen Er¬ 
krankungen ist leider nicht mehr bemerkbar. Der Kampf gegen dio Trunk¬ 
sucht und ihre weit reichenden Folgen muß deshalb mit aller Energie 
wieder aufgenommen werden. (Sehr richtig 1 im Zentrum.) Weiterhin verlangt 
die Bedrohung unseres Landes durch eingeschleppte, sonst artfremde 
Seuchen eine besondere Berücksichtigung. „Mit Ausnahme der verhältnis¬ 
mäßig kleinen P o c k e n epidemie des Winters 1917 und einer Steigerung der 
Erkrankungsfälle an Fleckfieber in der ersten Hälfte des Jahres 1919, die 
sich aber fast gänzlich auf rückströmende Heeresangebörige beschränkten, sind 
wir von den gefährlichen, jenseits unserer östlichen Grenzen stark verbreiteten 
Seuchen fast vollständig verschont geblieben. Das könnte zu falschen Deu¬ 
tungen führen, als ob die Gefahr überhaupt nicht so groß sei. Aber unsere 
Aufmerksamkeit darf gerade hier nicht erlahmen; denn kaum etwas ist ver¬ 
hängnisvoller als eine verbreitete, lebensgefährlich - akute Seuche. Wir wollen 
nicht übersehen, daß der mit dem Kriege allerdings nicht zusammenhängend« 
8eucbeozug der Influenza 1918 in drei Monaten fast doppelt so viel Menschen 
dahinraffte, wie in drei Jahren die mit Recht so stark beachtete Uebersterb- 
lichkeit an Lungentuberkulose betrug. Und ein Typhusausbruch von 
nur einigen hundert Erkrankungsfällen führt nicht nur zu einem beklagens¬ 
werten und vermeidbaren Verlust von Menschenleben: der durch diesen Krank¬ 
heitsausbruch berbeigeführte Kostenaufwand kann den Haushalt der betreffen¬ 
den Gemeinde auf Jahre ruinieren. (Sehr richtig I) Wenn es gelungen ist, 
unsere für diese Aufgabe so ungünstig gewordenen Grenzen zu schützen und 
die weit ins Land hineingestreuten Funken vor dem Brande zum Erlöschen 
zu bringen, so mag eine glückliche Konjunktur einen gewissen Anteil haben; 
einen größeren Teil darf man sicher der gemeinsamen Arbeit der 
gesundheitlichen Behörden von Reich und Land zubilligen, 
die an Stelle der früheren Einrichtungen an allen gefährdeten Stellen den 
Grenzschutz wieder aufrichteten und die Gesundheit der Rückwanderer über¬ 
wachten. Das Hauptverdienst jedoch gebührt den staatlichen Gesund¬ 
heitsbeamten, den Kreisärzten, deren sachliche Schulung, deren stete Auf¬ 
merksamkeit, deren mühevolle Arbeit nie versagte im Kampf gegen die ersten 
kleinen Herde. (Sehr richtig I im Zentrum. — Widerspruch bei den Unab¬ 
hängigen Sozialdemokraten und Kommunisten). 8ie haben in Erfüllung 
dieser Berufspflioht ihr Leben eingesetzt und mancher von 
ihnen es dieser Pflicht geopfert. 

Eine weitere Aufgabe dee Ministers für Volkswohlfahrt ist die Aus¬ 
bildung und Fortbildung des gesamten Heilpersonals. Eine Hauptstütze 
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der Arbeiten des Ministeriums sind die Kreisärzte. „Wenn ich ihrer her¬ 
vorragenden Verdienste um die erfolgreiche Bekämpfung der Volksseuchen 

E dacht habe, so ist damit ihr Wirkungskreis keineswegs erschöpft. 

re Mitarbeit in allen Zweigen der Gesundheitsfürsorge, der soge¬ 
nannten sozialen Hygiene, hat sieb, namentlich anf dem Lande und in 
den kleinen Städten, schon seitlangembewährt; zahlreiche Neuschöpfungen 
verdanken ihnen' ihre Entstehung und werden von ihnen geleitet; eine Fülle 
praktischer tatkräftiger Arbeit ist hier geleistet, und die Neigung und Befähi¬ 
gung der Kreisärzte, dem Fortschritte auf diesem Gebiete zu folgen, ist aner¬ 
kennenswert. Ihre führende Mitarbeit an der sozialen Hygiene 
ist in den meisten Orten anf dem Lande und in der Kleinstadt überhaupt 
kaum zu ersetzen. Vereinzelte Ausnahmen machen die Großstädte und größere, 
auch ländliche Industriemittelpunkte besonders des Westens, die sich für diese 
Aufgaben besondere Kräfte gesichert haben. Wenn hier zeitweise gewisse Gegen¬ 
sätzlichkeiten bestanden haben, so ersehe ich ans den Verhandlungen der Ver¬ 
sammlungen von Medizinalbeamten und anderer Vereinigungen, daß auch hier 
sich zwischen den staatlichen und kommunalen Gesundheits¬ 
beamten eine Verständigung über die Abgrenzung ihrer Wirkungs¬ 
bereiche und über ihre Zusammenarbeit anzubahnen beginnt. Ich 
beabsichtige daher, um so mehr in diesem Punkte die Entwicklung abzuwarten, 
als ich entschlossen bin, die berechtigten Forderungen der Kreis¬ 
ärzte, die sie zur Wahrung ihres unbehinderten Wirkens in der Erfüllung 
der ihnen durch ihre Dienstanweisung übertragenen Aufgaben aufstellen, mit 
Nachdruck zu unterstützen. Ich weiß mich im übrigen in Ueberein- 
stimmung mit den Ansichten des hohen Hauses, wenn ich die in verstärktem 
Maße eingeleitete Umwandlung der nicht vollbesoldeten 
Kreisarztstellon in vollbeBoldete weite r fortsetze. Ich trete 
auch in dem weiteren Punkte den hier erhobenen Forderungen bei, daß schon 
die Ausbildung der Kreisärzte ihre Mitarbeit in der Gesundheitsfürsorge 
zu berücksichtigen hat. Die ergangene neue Prüfungsordnung verlangt für die 
Meldung zur Prüfung den Besuch einer der neugegründeten sozialhygienischen 
Akademien und bestimmt die soziale Hygiene als Prüfungsfach. Auch die 
Fortbildungskurse für Kreisärzte ziehen in größerem Umfange als bisher 
den praktischen Unterricht in der sozialen Hygiene ein." 

„Seit der letzen Haushaltsberatung ist eine neue Gruppe von beamteten 
Aerzten eingetreten, diefünfLandesgewerbeärzte, für deren Anstellung 
in dankenswerter Weise bereits im Notetat die Mittel bewUligt sind. Im Ein¬ 
vernehmen mit dem Herrn Handelsminister wird eine genaue Dienstanweisung 
verordnet werden. Nach den Erfahrungen anderer Länder verspreche ich mir 
von den Beobachtungen dieser neuen Beamtengruppe Erfolge für die Vor¬ 
beugung gewerblicher Erkrankungen und darüber hinaus für die gesundheitliche 
Normierung der Berufsarbeit. Ich werde mich an die Abmachung halten, die 
Zahl dieser Stellen nicht zu vermehren, aber ich werde anderseits ihre Be¬ 
obachtungen sorgfältig verfolgen, und sobald sie zu praktischen Folgerungen 
führen, diese Ergebnisse dazu ausnützen, um für die Ausführung die 
Kreisärzte namentlich in industriellen Bezirken mehr als es bisher möglich 
gewesen ist, zum beruflichen Gesundheitsdienst heranzuziehen." 

Sobald der vollständige stenographische Bericht über die Ver¬ 
handlungen vorliegt, wird ein eingehender Bericht darüber erfolgen. 


Der Preußische Landtag hat in seiner Sitzung vom 7. d. M. die 
neuen AusfBhrungsbestimmungen und die Novelle zum Beamtenbesoldunga¬ 
gesetz vom 17. Dezember 1920 nach den Beschlüssen des Vorstandes angenommen 
mit dem von diesem gestellten Antrag, dasStaatsministerium zu ersuchen, den Teil 2 
der Ausführungsanweisung des Finanzministeriums vom 21. Januar 1921 über die 
Versorgungsgebührnisse der Wartegeldempfänger, Buhegehaltsempfänger und 
Hinterbliebenen dem Landtage zur Nachprüfung vorzulegen. Zugleich wurde 
einer Entschließung zugestimmt, wonach bei Verleihung von Aufr ückunga¬ 
steilen grundsätzlich das Dienstalter zugrunde zu legen seL 
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Der Randerlaß Ober die Festsetzung des Besoldnngsdlenstalters der 
preußischen Ufedizinalbeamteu vom 25. November d. Js. ist in der Beilage 
zur heutigen Nummer abgedrackt. In Ergänzung unserer in Nr. 23 hierzu 
gemachten Bemerkung heben wir heute noch hervor, daß unseres Erachtens 
nicht nur die Vorbereitungszeit zur kreisärztlichen Prüfung 
(Vs Jahr) zu kurz bemessen ist und auf 1 Jahr verlängert werden sollte, 
sondern auch die Vorbereitungszeit bis zur Anstellung als 
Kreisarzt. Nach dem Erlaß sollen nur drei Jahre ärztliche 
Tätigkeit als Vorbereitungszeit zur kreisärztlichen Prüfung angerechnet 
werden; in dem Kreisarztgesetz (§ 2 Abs. 1 Ziffer 4) wird aber zur An¬ 
stellung als Kreisarzt gefordert: „Der Ablauf eines angemessenen Zeitraumes 
nach der Approbation als Arzt." Hierzu bestimmt dann die Dienstanweisung 
in § 3 Abs. 1 Ziffer 4, daß der künftige Kreisarzt fünf Jahre eine selb¬ 
ständige praktische Tätigkeit als Arzt ausgeübt haben soll. Danach würde 
also die auf das Dienstbesoldungsalter angerechnete Vorbereitungszeit nicht 
auf drei, sondern auf fünf Jahre zu bemessen sein. Der Vorstand des preußischen 
Medizinalbeamtenvereins ist in diesem Sinne bereits bei Gelegenheit des Ver¬ 
tretertages an zuständiger Stelle vorstellig geworden und hat eine entgegen¬ 
kommende Antwort erhalten. Selbstverständlich würde dann die dreijährige 
Ausbildungszeit diesem Zeiträume beizumessen und nicht noch besonders zu 
berechnen sein. 


Am 12. Dezember d. J. fand in B e r 1 i n im Preußischen Ministerium für 
Volkswohlfahrt die jährliche amtliche Konferenz der preußischen Regierungs- 
nnd Medizinal * Räte unter dem Vorsitz des Herrn Ministerialdirektors Prof. 
Dr. Gottstein statt. Die Hauptverbandlungsgegenstände waren: 

1. Welche Vorschläge sind fürdie nachErlaß eines Heb¬ 
ammengesetzes aufzustellenden Bestimmungen über die Be¬ 
aufsichtigung der Hebammen zu machen? 

2. üeber Quäkerschulspeisungen und deren Fortführung 
durch die Gemeinden. 

Zu beiden Gegenständen waren je 2 Berichterstatter bestimmt Eine 
ausführliche Aussprache schloß sich an die Vorträge an. Zum ersten Thema 
ergab sich Uebereinstimmung darüber, daß die Beaufsichtigung der Hebammen 
auch weiterhin durch die Kreisärzte erfolgen müsse nnd daß nnvermutete 
Revisionen der Hebammen, Nachprüfungen und Wiederhplungslehr gänge er¬ 
forderlich sind. 

Zum zweiten Thema wurde die Fortführung der Kinderspeisungen, die 
in hocherziger Weise von den Qaäkern in die Wege geleitet ist, aber dem¬ 
nächst von diesen in Deutschland aufgegeben wird, filr erforderlich gehalten, 
da die gesundheitlichen Schädigungen unserer Jagend, wie sie durch die 
Hungerblockade und den Krieg hervorgerufen worden sind, so bald noch nicht 
behoben sein werden. Bei der Auswahl der zu speisenden Kinder, die von den 
Schulärzten nach gesundheitlichen Gesichtspunkten vorzunehmen ist coli der 
Rohr er sehe Index nicht zur Anwendung kommen, weil er nach den ge¬ 
machten Erfahrungen sich nicht immer als zutreffend erwiesen hat 


Ans dem Reichstage. Der Reichstag hat in seiner Sitzung vom 17.d.M* 
beschlossen, daß die Wöchnerinnen künftighin die Hälfte des Krankengeldes 
als Wochenhilfe und 4.50 Mark täglich als Stillgeld erhalten sollen. Außerdem 
ist die Einkommensgrenze für die Gewährung dieser Unterstützung auf 
16000 Mark erhöht. 

Ferner ist im Reichstage ein von allen Parteien Unterzeichneter Gesetz* 
entwurf über Versicherungspflicht, Versicherungsberechtigung nnd Grund* 
löhne in der Krankenversicherung eingebracht, der die EinkommensgrenzO 
sowohl für die Pflicht-, wie für die freiwillige Versicherung auf 40 000 M. e r h ö h t. 
Der Entwarf sieht außerdem eine Steigerung der Höcbstbeträge für 
den Grundlohn vor, wobei darauf hingewiesen wird, daß das bisher ge¬ 
währte Krankengeld völlig unzureichend und dadurch die Aussicht auf Kranken- 
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heil an g sehr ungünstig beeinflußt sei. Der gesetzliche Höchstbetrag soll 
Ton 24 auf 40 M. and der satzungsmäßig zulässige von 80 auf 80 V. hinauf¬ 
gesetzt werden. 


Der Haushalt des öffentlichen Gesundheitswesens ln Bayern. Für 
das Jahr 1921/22 sind im Haushalt des Staatsministeriums des Innern unter 
der Ziffer „Gesundheitswesen" im ganzen 17081120 M. vorgesehen, darunter 
6877770 M. für das Yeteterinämesen, so daß für das öffentliche Ge¬ 
sundheitswesen, soweit die Volksgesundheit in Frage kommt, 10203860M. 
übrig bleiben, gegen 0215870 M. im Jahre 1920 (also 4* 987 420 M.). Davon 
entfallen auf den Obermedizinalausschuß: 13940 (18940) 1 ) M., auf die MedJ- 
zinalkomitees bei den Universitäten: 6210 (6210) M., Kreismedizinalausschüsse: 
7200 (7200) M. auf die Aerzte: 5 229 020 (4 976 640) M., hiervon kommen auf 
Besoldungen: 4741660 (4614280) M. Vorgesehen sind ferner für Dienst¬ 
reisen: 150000 (150000) M., Geschäftsbedürfnisse: 70000 (70000) M., Förde¬ 
rung der fachlichen Ausbildung der Aerzte: 24000 (19000) M., für staats¬ 
ärztliche Prüfung: 1500 (1500) M., für die Landesimpfanstalt: 217200 (165 870) hL, 
für die Nahrungsmitteluntersucbungsanstalten: 1159000 (1067 610) M., für die 
bakteriologischen Untersuchungsanstalten: 1214800 (972880) M. und für 
Hebammen: 6800 M. Für Gesundheitspflege sind wie im Vorjahre 2 Millionen 
Mark eingestellt, (Säuglings- und Kleinkinderfürsorge: 700000 M., Krüppel- 
fttrsorge: 800000 M., Bekämpfung der Tuberkulose: 400000 M., Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten: 200000 M., gegen Alkoholismus 50000 M., Ver¬ 
öffentlichungen und sonstige Ausgaben, insbesondere zum Ausbau des Gesund¬ 
heitswesens: 120000 M. (Münchener med. Wochenschrift; 1921, Nr. 99). 


Aerzte als Gewerbeaufsichtsbeamte. In 8achsen sind unter dem 
22. Oktober d. J. zwei Verordnungen über die Vorbildung, den Vorbereitungs¬ 
dienst und den Befähigungsnachweis der Gewerbeaufsichtsbeamten bezw. die 
Beaufsichtigung der gewerblichen Betriebe durch besondere Auf sich tsbeamte 
erlassen. Danach können auch approbierte Aerzte als Gewerbe¬ 
referendare zugelassen werden, die dann nach dreijährigem Vorbereitungs¬ 
dienst eine Prüfung abzulegen haben und nach deren Bestehen zu Gewerbe¬ 
assessoren ernannt werden. Das Arbeitsministerinm kann sogar Aerzte im 
Falle besonderer Eignung ohne Vorbereitungsdienst und Prüfung in den 
Gewerbeaufsichtsdienst berufen. Nach den in Preußen für die Vorbildung des 
Gewerbeaufsichtsdienstes geltenden Vorschriften können übrigens ebenfalls 
Aerzte zu diesem zugelassen werden, es hat aber bisher noch keiner von dieser 
Berechtigung Gebrauch gemacht. 


Die Kinderhilfsmisslon der Religiösen Gesellschaft der Freunde 
(Quäker) von Amerika beabsichtigt, sich am 1. Januar 1922 von der verant¬ 
wortlichen Leitung der Kinderspeisungen zurückzuziehen, um in Rußland das 
Liebeswerk fortzusetzen. Die Fortführung des Kinderhilfswerks, die als not¬ 
wendig erkannt ist, ist dem Deutschen Zentralausschuß für die Auslandshilfe 
E. V. als dem von der Reichsregierung den Quäkern hierfür benannten Organ 
übertragen worden. Dieser Zentralausschuß hat aus seiner Mitte und sonst 
hierbei interessierten Reichs- und Landesstellen, Vertretungen der Kommunen, 
Organisationen der freien Liebestätigkeit und Persönlichkeiten einen besonderen 
„Ausschuß für Kinderspeisungen* gebildet. Für die Umorganisation ist 
die Neubildung von Bezirksstellen zunächst ins Werk gesetzt. Als solche deutsche 
„Mittelstellen" sind folgende geplant bezw. schon geschaffen: Hamburg, Essen, 
Berlin, Breslau, ferner je eine in Sachsen, Thüringen, Bayern, Württemberg, 
Baden und Hessen. Bei der Schaffung dieser Mittelstellen waren zwei Gesichts¬ 
punkte maßgebend: größte Sparsamkeit hinsichtlich der Verwaltungskosten, 
organische Eingliederung des Kinderspeisungswerks in vorhandene deutsche 
Verwaltungs- und Wohlfahrtsstellen. 


*) Die in Klammen beigefügten Ziffern bedeuten die betreffenden Aus¬ 
gaben im Vorjahre, 
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Anfrage des Kreisarztes Dr. W. In Kt In welchen Bezirken müssen 
die aor Prüfung sich meldenden Fleischbeschener ein kreisärzt- 
liches Gesundheitszeugnis beibringen? 

Antwort: Kreisarzt Dr. Wolf in Kassel (Wilbelmshöher Allee Nr. 44) 
fragt an, ob und in welchen Bezirken die zur Prüfung sich meldenden 
Fleischbeschauer ein kreisärztliches Gesundheitszeugnis 
beibringen müssen. Da der Herausgeber darüber nicht genau unterrichtet ist, 
bittet er die Kollegen, in deren Bezirken dies der Fall ist, dem Fragesteller 
direkt Bescheid zu geben. 


Anfrage des Kreisarztes Dr, L. in B.t „Sind die Untersuchungen blinder 
oder taubstummer Kinder zum Zwecke der Beschulung von den nicht voll- 
beeoldeten Aerzten kostenlos auszuftthren f “ 

Antwort: Ja. Siehe Mmisterial erlaß vom 11. Mai 1919. 


Berichtigung : Meine Ausführungen in Nr. 19 dieser Zeitschrift 
konnten vielleicht dahin aufgefaßt werden, als ob ich in Bezug auf die Des- 
• infection einem sehr verwerflichen Nihilismus huldigte. In Rücksicht auf meine 
Person muß ich es aufrichtig bedauern, mich so mißverständlich ausgedrückt 
su haben. Ich bin ein großer Anhänger der mechanischen Desinfection und 
hatte die Absicht, zu warnen nur vor einer Ueberschätzung der praktischen, 
chemischen Desinfektion. Mein Standpunkt in dieser Beziehung gent übrigens 
deutlich hervor aus 2 kleinen Arbeiten in Heft 9 der Zeitschrift „Desinfektion“ 
und in Heft Nr. 12 der Erka. Beide Sachen sind lange vorher geschrieben. 

KOslin, im Dezember 1921. Dr. Sarganek, Geh. Med.-Rat 


Berichtigung : Meine Ausführungen in Nr. 23, 8. 686 können au der 
irrigen Auffassung führen, daß der Stadtmedizinalrat Dr. Fischer in Essen 
nicht kreisärztlicn geprüft sei. Tatsächlich ist er nicht nur staatsärztlicb 
approbiert sondern auch Kreisassistenzarzt gewesen. 

' Dr. Wollenweber-Dortmund. 


Deutscher ned Preossischer VedizlnalbeanteeTereln. 

Die Mitglieder des Deutschen und Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins werden gebeten, etwa bevor¬ 
stehende Wohnungsänderungen umgehend der Ge¬ 
schäftsstelle der Zeitschrift — Buchdruckerei von J.C.C. Bruns, 
Minden i. W. — unter genauer Angabe von Straße und Haus¬ 
nummer (in Großstädten auch von Postamt) mitzuteilen, da nur 
dann eine pünktliche Zustellung der Zeitschrift sicher gestellt ist. 

Im übrigen wird bemerkt, daß die Zustellung der Zeit¬ 
schrift auf Kosten des Vereins unentgeltlich erfolgt; es 
also keiner Bestellung bei der Post bedarf; sollte eine solche 
etwa sohon bewirkt sein, so ist sie rückgängig zu machen. 
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Mitteilungen. 


Mitteilung. 

Das für das Personalverzeichnis der Medizinal- 
behörden und Medizinalbeamten in Preussen (ein- 
sehliesslich desjenigen des Deutschen Reiches) sowie 
für das Verzeichnis der preussischen Bezirks- 
Medizinalbeamtenvereine ist erst jetzt vollständig 
in meine Hände gelangt. Infolgedessen wird sich die 
> Herstellung des Verzeichnisses noch etwas verzögern; die 
Drucklegung hat aber schon begonnen, so dass die Fertig¬ 
stellung und Versendung bestimmt in der ersten Hälfte 
des Januar nächsten' Jahres erfolgen wird. Vor¬ 
bestellungen (zum Preise von 6 Mark) sind nicht an 
den Unterzeichneten, sondern an die Verlagsbuchhandlung 
(Fischers med. Buchhandlung in Berlin) zu richten. 


Rapmund. 



Verantwortlich für die Schriftleitung: Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-.Rat in Lippeprlnge. 
Druck ron J. 0. C. Brune, Minden 1. W. 








Anlage 


Mitglieder-V erzeichnis 

des 

Deutschen Medizinalbeamten-Vereins. *) 


oooooo 

A. Preußen. 

Provinz Ostpreußen und Memelland. 

Dr. Abramowski, Kreisarzt in Königsberg (Pr.) 

- Berneiok, prakt. Arzt in Gilgenburg, staatsärztl. approb. 

- Börnste in, Direktor des Medizinaluntersuohungsamtes in 

Gumbinnen. 

- Eberhardt, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Königsberg (Pr.) 

- Ehrhardt, leit. Arzt der Heil- und Pflegeanstalt fiir Epileptische 

in Garlshof, Post Rasten bürg (Ostpr.), staatsärztl. approb. 

- Engel. Med.-Rat, Kreisarzt in Labiau. 

- Fast, Kreisarzt in Lyok. 

- Fink, wissenschaftlicher Hilfsarbeiter bei der 'Universitäts- 

Frauenklinik in Königsberg (Pr.), staatsärztl. approb. 

* - Forstreuter, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt und Vorsteher der 

Impfanstalt in Königsberg (Pr.) 

- Franz, Med.-Rat, Kreisarzt in Lötzen. 

- Gallien, Kreisarzt in Bischofsburg. 

• Gentzen, Stadtschularzt in Königsberg (Pr ), staatsärztl. approb. 

- Gronemann, Kreisarzt in Marggrabowa. 

- Haertel, Kreisassistenzarzt in Prostken. 

- Holthausen, Direktor der Prov.-Anstalt für Schwachsinnige 

in Rastenburg (Ostpr.), staatsärztl. approb. 

* - Holz, Kreisarzt in rischhausen. ' 

- Hoppe, Kreisarzt in Preußisch-Eylau. 

- Hoppe, Oberarzt an der Provinzial-lrrenanstalt in Allenstein. 

- Hurwitz, prakt. Arzt in Memel, staatsärztl. approb. 
v - Jankowski, Stadtmedizinalrat in Königsberg (rr.) 

- Janz, Kreisarzt in Goldap. 

- Kalle, Kreisarzt in Heinricbswalde. 

- Katjluhn, Kreisarzt in Insterburg. 

- Kauffmann, Kreisarzt in Preußisch-Holland. 

- Kempa, Hans, Kreisassistenzarzt beim Polizeipräsidium in 

Königsberg (Pr.) 

- Kirohbaoh, Kreisarzt in Ragnit. 

- Kl ix, Kreisarzt in Osterode (Ostpr.) 

- Knape, Kreisarzt in Johannisburg (Ostpr.) 

- Kutscher, Reg.y und Med.-Rat in Alleustein. 

- Lenz, Kreisarzt in Bartenstein. 

• Men de, Kreisarzt in Pillkallen. 

- v. Petrykowsky, Reg.-Rat, Kreisarzt in Orteisburg. 


*) Abgeschlossen am 6. September 1921. 

Nachträgliche Aenderungen sind, um’Druckkosten zu sparen, nicht 
mehr vorgenommen, sondern nur die Namen der Teilnehmer an der 
Hauptversammlung mit einem Stern (*) versehen. 
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Dr. P u 1 e w k a» Kreisarzt in Heilsberg. 

- Puppel, Kreisarzt in Neidenburg. 

- Rebberg, Kreisarzt in Tilsit. 

- Riedel, Kreisassistenzarzt, kommiss. Kreisarzt in Heiligenbeil. 

- Riraeok, Med.-Rat, Kreisarzt in MohruDgen. 

- Soheu, Kreisarzt in Heydekrug. 

- Sohilling, Kreisarzt in Sensburg. 

- Schmidt, Kreisarzt in Angerburg. 

- Sobopols, Kreisassistenzarzt in Kaukehmen. 

- Sohrader, Kreisarzt in Gerdauen. 

- Sohroeder, Med.-Rat, Kreisarzt in Rastenburg. 

- Sohubert, Kreisarzt in Darkehmen. 

- Sohultz, Med.-Rat. Kreisarzt in Stallupönen. 

- Schwer, Kreis- und Stadtarzt in Allenstein. 

- Seyffahrt, Kreisarzt in Wehlau. 

* - Selter, ordentl. Professor u. Direktor des Hygienisohen Instituts 

in Königsberg*(Pr.) 

- Speiser, Kreisarzt und Hilfsarbeiter bei der Regierung in 

Königsberg (Pr.) 

- Steiner, Reg.- und Med.-Rat in Königsberg (Pr.) 

- S t o 11, Kreisarzt a. D. in Gerdauen. 

- Thorum, Sohularzt in Königsberg. 

- Wegener, Reg.- und Med.-Rat in Gumbinnen. 

- Winter, Professor, Geh. Med.-Rat und Direktor der Universitäts- 

Frauenklinik in Königsberg (Pr.) 

Provinz Westpreußen, Grenzbezirk Posen-Westpreußen 
und Freistaat Danzig. 

Dr. Birnbaoher, Med.-Rat, Kreisarzt in Danzig. 

* - Bräuer, Kreis- und Stadtarzt in Schneidemühl. 

- Bösohen, Kreisarzt in Rosenberg. 

- Dörsohlag, Reg.- und Med.-Rat in Schneidetnübl. 

- Friedrioh, Med.-Rat, Kreisarzt in Sohloobau. 

- Gäthgens, Kreisarzt in Marienwerder. 

- Groß, Kreisarzt in Marienburg. 

- Hasse, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Flatow (Westpr.) 

- van HuelleD, Spezialarzt für Chirurgie in Thorn sta alsaizt 

approb. 

- Kosohel, Med.-Rat, Kreisarzt in Schönlanke. 

- Köstlin, Direktor der Prov.-Hebammenanstalt m Danzig- 

Lang fuhr. 

~ Maat, prakt. Arzt in Sobneidemühl, staatsärztlioh approb. 

* - Mangelsdorf, Kreisarzt in Deutsoh-Krone. 

- Miohaelsohn, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Meseritz. 

- Mohr, Kreisarzt in Fraustadt. 

- Rosenbaum, Kreisarzt und Stabsarzt a. D. in Danzig. 

• Simon, San.-Rat, prakt. Arzt in Jastrow, staatsärztl. approb. 

- Steffenhagen, Reg.- und Med.-Rat in Marienwerder. 

- Steger, Med.-Rat, Kreisarzt in Elbing. 

* - Straube, Med«-Rat, Kreisarzt in Schwerin a. W. 

Groß-Berlin. 

Dr. B e n i n d e, Geh. Med.-Rat, Ministerialrat und Direktor der Landes- 
anstalt für Wasserhygiene in Berlin-Dahlem (Schmargendorf). 

> Betzke, Kreisassistenzarzt beim Polizeipräsidium (Hohen- 
Sohönhausen). 

* - B lud au, Oberstabsarzt a. D., beauftragt mit der Leitung der 

Medizinalabteilung des Preuß. Statistischen Landesamtes in 
Berlin (SW. 68, Lindenstraße 28). 

- Börsohmann, Kreisarzt in Berlin (Charlottenburg). 

* - Bürger, Privatdozent, Assistent am Institut für Staatsarznei- 

kundo in Berlin, staatsärztlieh approb. 
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Dr. D i e tr i o h, Professor, Wirkl. Geh. Ober-Med.-Rat und Ministerial¬ 
rat in der Abteilung für Volksgesundbeit des Ministeriums 
für Volkswohlfahrt in Berlin (Steglitz). 

- Dyrenfurth, Gerichtsarzt in Berlin. 

- Esohrieht, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Lehnitz b. Berlin. 

- Feige, Med.-Rat. Kreisarzt in Spandau. 

- Flügge, Professor, Geh.-Med.-Rat in Berlin. , 

• - Frankel, Paul, Professor, Privatdozent und Geriohtsarzt in 

Berlin (Charlotten bürg). 

* - Frey, Direktor im Reiohsgesundheitsamt, Berlin-Zehlendorf. 

- Friedemann, Julius, San.-Rat in Berlin-Sohöneberg, staats- 

ärztl. approb. 

- Gehrke, Kreisarzt in Berlin. 

- Glaubitt, Rea.- u. Med.-Rat in Berlin (Steglitz). 

- Gottstein, wirkl. Geh. Ob.-Med.-Rat und Ministerialdirektor 

der Abteilung für Volksgesundheit im Ministerium für Volks¬ 
wohlfahrt in Berlin-Charlottenburg. 

- Grimm, Kreisarzt in Berlin. 

*. - Guttwein, Kreisarzt des Kreisarztbezirks Teltow-Ost in Berlin. 

- Hamei, Ministerialrat im Reichsministerium des Innern in 

Berlin-Charlotten bürg. 

- Herrmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Berlin. 

- Hesse, Paul, San.-Rat in Berlin. 

- Hoffmann, Geh. Med.-Rat, Gerichtsarzt und dirig. Arzt des 

Untersuchungsgefängnisses in Berlin. 

- Hommerioh, Gerichtsarzt in Berlin-Liohterfelde. 

- Hüttig, Oberstabsarzt a. D., Kreisarzt in Sohöneberg. 

- Jaoobson, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Charlottenburg. 

- Kasten, Med.-Rat, Kreisarzt in Charlottenburg. 

- Keller, San.-Rat, 1. Arzt am Strafgefängnis Plötzensee bei 

Berlin, staatsärztl. approb. 

- Kirohner, Professor, Wirkl. Geh. Ober-Med.-Rat und Minist.- 

Direktor a. D. in Berlin, Ehrenmitglied. 

- Knospe, Kreisarzt in Berlin. 

- Köhler, Geh. San.-Rat, Vertrauensarzt des Schiedsgerichts 

für Arbeiterversicherung in Berlin, staatsärztl. approb. 

- König, Ministerialrat in der Abteilung des Ministeriums für 

Volkswohlfahrt in Berlin. 

- Krohne, Geh. Ober-Med.-Rat, Ministerialrat in der Abteilung 

für Volksgesandheit des Ministeriums für Volks Wohlfahrt 
in Berlin. 

- Kschicho, Kreisarzt und ständiger Hilfsarbeiter beim Polizei¬ 

präsidium in Berlin-Scböneberg. 

• Kurtz, Staabsarzt a. D., Anstaltsarzt der Anstalt Wuhlgarten 
in Biesdorf bei Berlin, staatsärztl. approb. 

- Lentz, Professor, Geh. Ober-Med.-Rat, Ministerialrat in der 

Abteilung für Volksgesundheit des Ministeriums für Volks¬ 
wohlfahrt in Berlin (Wilmersdorf). 

- Leopold, präkt. Arzt in Berlin, staatsärztl. approb. 

- Leppmann, Fr., San.-Rat, Nervenarzt und Strafanstaltsarzt 

in Berlin, staatsärztl. approb. 

- Lindemann, Med.-Rat, Kreisarzt in Berlin. 

- Mann, Kreisarzt in Berlin. 

- Merzbaoh, belg. und italien. Konsulararzt in Berlin (Sohöne¬ 

berg), staatsärztl. approb. 

- Ooker, Med.-Rat, Kreisarzt in Berlin-Steglitz. 

- Pflanz, Kreisarzt in Berlin-Neukölln. 

- Pfleger, Geh. Med.-Rat und Geriohtsarzt a. D. in Berlin. 

- Prawitz, Geh. Med.-Kat, Kreisarzt a. D. in Berlin (Liohter- 

felde). 

- Richter, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Berlin. 

* - Rogowski, Me<L-Rat, Kreisarzt in Berlin (Nikolassee). 
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Dr. Sander, Geh. Med.-Rat in Berlin-Wilmersdorf. 

- Sehlegtendal, Geh. Med-Rat, Reg.- und Med.-Rat beim 

Polizeipräsidium in Berlin. 

- Sohreber, Med.-Rat, Kreisarzt in Berlin. 

- Sohroeder, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Charlotten bürg. 

- Sohulz, Rudolf, Med.-Rat, Kreisarzt (für Niederbarnim) in 

Charlottenburg. 

- Selberg, Direktor der chirurg. Abteilung des Auguste- 

Viktoria-Krankenhauses zum Roten Kreuz in Weißensee bei 
Berlin, staatsärztl. approb. 

- Stürmer. Med.-Rat, Gerichtsarzt in Berlin. 

* - Straßmann, Geh. Med.-Rat, ord. Prof., Gerichtsarzt und 

Direktor des Instituts für Staatsarzneikunde in Berlin. 

* - Straßmann, G., Assistent am Insitut für Staatsarzneikunde 

in Berlin, staatsärztl. approb. 

- Strauch, Prof., Med-Kat, Gerichtsarzt, Privatdozent für 

gerichtliche Medizin und Staatsarzneikunde in Berlin. 

- StUler, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Berlin. 

- Thomalla, Kreisarzt in Charlottenburg. 

- Trembur, Kreisarzt in Berlin (Wilmersdorf). 

- Wagner, Gustav, Geh. Med.-Rat, ständiger Hilfsarbeiter im 

Ministerium der ölfentl. Arbeiten (Abt. für Eisenbahnen) in 
Berlin-Schönoberg, staatsärztl. approb. 

- Wasserfall, Stabsarzt a D., Kreisasaistenzarzt in Straußborg 

bei Berlin. 

- Weißenb orn, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Berlin. 

- Weller, Kreisarzt in Berlin (Pankow). 

- Zimdara, Kreisarzt und Hilfsarbeiter beim Polizeipräsidium 

(Wohnsitz: Potsdam). 


Provinz Brandenburg. 

Dr. Aust, Med.-Rat, Kreisarzt in Nauen. 

- Barniok, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D. in Frank¬ 

furt (Oder). 

- Bekker, Med.-Rat, Kreisarzt in Freienwalde. 

- Braeutigam, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Königsberg (Neumarkt. 

- Dalichow, prakt. Arzt in Fürtenwalde (Spree), staatsärztlich 

approb. 

- David, Kreisarzt in Rathenow. 

- Dembowski, Kreisarzt in Zielenzig. 

- Drosihn, prakt. Arzt in Köpenick, staatsärztl. approb. 

- Friedrioh, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Landsberg. 

- Geißeier, Med.-Rat, Kreisarzt in Potsdam. 

- Goetze, Kreisarzt in Spremberg. 

- Günther, Med.-Rat, Kreisarzt in Krossen. 

- Hafomann, Med.-Rat, Kreisarzt in Luckau (Lausitz). 

- Hechler, Kreisarzt in Züllichau. 

- Heinze, Kreisarzt in Angermünde. 

- Heynacher, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Potsdam. 

* - Hutt, Kreisarzt in Perleberg. 

- Jung mann, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt, in Guben. 

- K i e s o w, Kreisarzt in Kalau. 

- König, Med.-Rat, Kreisarzt a. D, in Soldin. 

- Kräh n. San.-Rat in Landsberg (Warthe), staatsärztl approb. 

- Larass. Kreisarzt in Jüterbog. 

- Lummerzheim, San.-Rat in Forst (Lausitz), staatsärztl. appr. 

- v. Maoh, Med.-Rat, Kreisarzt in Guben. 

* - Mantey, Kreisarzt in Belzig. 

- Meyer, Med.-Rat, Kreisarzt in Templin. 

- Meyen, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D. in Potsdam. 

- Müller, Kreisarzt in Frankfurt (Oder). 
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Dr. Niokel, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Perleberg. 

- N o w a c k, Kreisarzt in Kottbus. 

- Pieszczeok, Kreisarzt in Prenzlau. 

- Rath mann, Reg.- und Med.-Rat in Potsdam. 

- Rosenthal, prakt. Arzt in Tegel, staatsärztl. approb. 

- Sohirow, Kreisarzt in Reppen. 

- S o h m i d t, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat in Frankfurt (Oder). 

- Schneider, Med.-Rat, Kreisarzt in Brandenburg. 

- Scholz, Oberstabsarzt a. D., Kreisarzt in Landsberg (Warthe). 

- Sohultz-Schulzenstein, Med.-Rat, Eireisarzt a. D. in 

Freienwalde (Oder). 

- Seeger, Med.-Rat, Kreisarzt in LUbben. 

- Steinberg. Med.-Rat, Kreisarzt in Friedeberg (Neumark). 

- Stölting, Kreisarzt in Beeskow. 

- Thilow, Kreisarzt in Soldin. 

- Tietz, Kroisarzt in Neuruppin. 

- Weßling, Kreisarzt in Sorau. 

Wilhelm, Kreisarzt in Kyritz (Prignitz). 


Provinz Pommern. 

Dr. Arbeit, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Stargard (Pomm.). 

- Barten, Kreisassistenzarzt in Stralsund. 

- B e i n t k e r, Kreisarzt in Dramburg. 

- Boege, Kreisarzt in Ueckermünde. 

- Bodenstein, Kreisarzt in Sohl&we 

- Bor mann, Reg.- und Med.-Rat beim Versorgungsamt in Stolp 

staatsärztl. approb. 

- v. Deoker, Reg.- und Med.-Rat in Köslin. 

- Dietrich, Geh. Med.-Rat, Eireisarzt in Demmin. 

- Domanski, Kreisassistenzarzt und kommiss. Kreisarzt in 

Bublitz. 

- Frank, Kreisarzt in Bergen (Rügen). 

- Gr o ß, Kreisarzt in Greifenberg. 

- Howe, Kreisarzt in Neustettin. 

- Hülsmeyer, Med.-Rat, Kreisarzt in Bütow. 

- Jaenisch, Kreisarzt in Stralsund. 

* - Klare, Kreisarzt in Swinemünde. 

- Lew in, prakt. Arzt in Neustettin, staatsärztl. approb. 

- LU dicke, Nervenarzt und Assistent beim Medizinal-Unter- 

suohungsamt in Stettin. 

- Manke, Med.-Rat, Kreisarzt in Stolp. 

- Margulies, Kreisarzt in Kolberg. 

- Mer kl in, Geh. San.-Rat, Direktor der Prov.-Irrenanstalt in 

Treptow (Rega). 

- Nippe, Professor dor geriohtl. Medizin, Kreis- und Geriohtsarzt 

in Greifswald. 

- Ohrloff, Med.-Rat, Kroisarzt in Anklam. 

’* - Palleske, Kreisarzt in Greifenhagen. 

- Pauliscli, Med.-Rat, Kreisarzt in Stettin. 

- P e i p e r, Kreisarzt in Greifswald. 

- Revenstorff, Kreisarzt in Rummelsburg (Pomm.). 

* - Sandhop, Med.-Rat, Kreisarzt in Stettin. 

- Sarganak, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Köslin. 

- Scheibe, Kreisarzt in Lauenburg (Pomm.). 

- Schirmer, Kreisarzt in Naugard. 

- Schl ieben, Kreisarzt in Stargard. 

- Schlüttor, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D, in Pyritz-. 

* - Schulz, Kreisarzt in Kammin. 

- Sei fert, Reg.- und Med.-Rat in Stettin. 

- Stein, Kreisarzt in Grimmen. 



Dr. S t u m m, Reg.- und Geh. Med.-Rat. in Stralsund. 

- Wanke, Med.-Rat, Kreisarzt in Belgard (Persante). 

- Wankel, Direktor des Medizinal-Untersuohungsamtes und der 

Impfanstalt in Stettin. 

- Witting, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Klein-Machow (Kreis 

Lauenburg). 

- Woda, Kreisarzt in Pyritz. 

Provinz Schlesien. 

Dr. Banik, Med.-Rat, Kreisarzt in Sagan. 

- Bergmann, San.-Rat in Neu mar kt (Schlesien), staatsärztLappr. 

- Boretius, Med.-Rat, Kreisarzt in Kybnik. 

- Boss, San.-Rat, Kreiswundarzt a. D. in Falkenberg (Ober- 

Sohlesien). 

- Braunert, kommiss. Kreisarzt in Neurode. 

- Brieger, Kreisarzt in Landesbut. 

- Deekner, Kreisarzt in Neustadt (Ob.-Schlesien). 

- Dietrioh, Kreisarzt in Hoyerswerda. 

- Dörschlag, Kreisarzt in Militsch. 

- Duda, Med.-Rat, Kreisarzt in Habelsobwerdt. 

- Dybowski, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Waldenburg 

(Schlesien). 

- Ebner, Kreisarzt in Falkenberg (Ob.-Sohlesien). 

- Ernst, Kreisarzt in Nainslau. 

- Fenkner, Kreisarzt in Sprottau. 

* - Fischer, Kreisassistenzarzt, kommiss.' Geriohtsarzt in Breslau. 

- Freitag, Kreisarzt in Wohlau. 

- Fricke, Kreisarzt in Trebnitz. 

- Furoh, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Groß-Wartenberg. 

- Gebhardt, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Lauban. 

- v. Gizycki, Med.-Rat, Kreisarzt in Breslau. 

- Göhlmarin, Kreisarzt in Goldberg. 

- Hartisch, Med.-Rat, Kreisarzt in Pleß. 

- Hausohild, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Breslau. 

- Herford, Stadtarzt in Görlitz. 

- Hirschfeld, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Glogau. 

* - Hübner, Kreisarzt in Waldenburg (Sobleaien). 

- Israel, Med.-Rat, Kreisarzt in Breslau. 

- J a e c k e 1, Kreisarzt in Lauban. 

- J e s k e, Kreisassistenzarzt in Kattowitz (Ob.-Sobles.). 

- Käthe, Professor, Direktor des Med.-Untersuchungsamtes in 

Breslau. 

- Kointooh, Kreisarzt in Leobsohütz. 

- Kerckhof, Kreisarzt in Bunzlau. 

- Klewe, Kreisarzt in Ratibor. 

* - Kley, Med.-Rat, Kreisarzt in Kreuzburg (Ob.-Schles.). 

- Klimm, Kreisarzt in Neusalz a. 0. 

- Klingmüller, Med.-Rat, Kreisarzt in Strehlen (Schlesien). 

- Krau, Geh. Med-Kat, Kreisarzt a. D. in Schweidnitz. 

- Krause, Kreisarzt in Glogau. 

- Kornalewski, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Friedeberg 

n. Quais. 

- Kühn, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Ratibor. 

- Kutzky, Kreisarzt in Brieg. 

- Lach mann, Med.-Rat, Kreisarzt in Oels (Schlesien). 

- Lange, Kreisarzt in Lüben. 

- Lange, Kreisassistenzarzt und kommiss. Kreisarzt in Rosen¬ 

berg (Schlesien). 

- Langner, Kreisarzt in Beuthen (Ob.-Sohlesien). 

- v. Leliwa, Kreisarzt in Guhrau. 

- Lehmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Groß-Strehlitx. 



Dr. Lemke, Reg.- und Med.-Rat in Oppeln. 

- Leske, Med.-Rat, Kreisarzt in Liegnitz. 

- Ludwig, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Habelsohwerdt. 

- Mäder, Med.-Rat, Kreisarzt in Neumarkt (Schlesien). 

- Marmetsohke, prakt. Arzt in Breslau, staatsärztl. approb. 

- Men nicke, Med-Rat, Kreisarzt in Kattowitz. 

- M ; ewiu8, Med.-Rat, Kreisarzt und Vorsteher der Impfanstalt 

in Oppeln. 

- Meyer, Kreisarzt in Muskau. 

- Meyer, Kreisarzt in Grünberg (Schlesien). 

• MUhlenbaoh, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Woblau. 

- Müller, Med.-Rat, Kreisarzt in Reiohenbaoh (Schlesien). 

- Münzberg, Kreisarzt in Wohlau. 

- Nobler, Med.-Rat, Kreisarzt in Glatz. 

- Neumann, Kreisarzt in Tarnowitz. 

* - Oebbeoke, Geh. San.-Rat, Stadtarzt in Breslau. 

- Ohm, Kreisassistenzarzt in Oppeln. 

- Peters, Kreisarzt in Löwenberg (Schlesien). 

* - Puppe, Geh. Med.-Rat, ord. Prof, und Geriohtsarzt in Breslau. 

- Pusch, Kreisarzt, ärztl. Hilfsarbeiter bei der Regierung in Breslau. 

- Reimann, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Breslau. 

- Ri oh t er, Kreisarzt in Münsterberg. 

- Rixen, Nervenarzt in Brieg. 

- v. Rottkay, Kreisarzt in Grottkau. 

- Saalmann, Viktor, Kreisarzt in Kosel. 

- Salzwedel, Med.-Rat, Kreisarzt in Gleiwitz. 

- Sauberzweig, Med.-Rat, Kreisarzt in Görlitz. 

- Schilling, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Schönau(Nied.-Sohles.). 

* - Sohmidt, Med.-Rat, Kreisarzt in Schweidnitz. 

• Soholtz, Med.-Rat, Kreisarzt in Hirschberg (Schlesien). 

- Soholz, San.-Rat in Görlitz, staatsärztl. approb. 

* - Sohr öder, Kreisarzt in Lublinitz (Ob.-Schlesien). 

- Schulz, Friedrich, Geriohtsarzt in Gleiwitz. 

* - Solbrig, Geh. Med.-Rat. Reg.- und Med.-Rat in Breslau. 

- Sossinka, Spezialarzt für Nervenkrankheiten, erster Straf¬ 

anstaltsarzt und Leiter der Irrenanstalt in Breslau. 

- Traoinski, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Hindenburg. 

- Tröger, Med.-Rat, Kreisarzt für die Kreise Oels und Grofi- 

Wartenberg in Oels. 

- Wagner, Med.-Rat, Geriohtsarzt in Beuthen (Ob.-Sohlesieu). 

- Wandel, Kreisarzt in Ohlau. 

- Wende, prakt. Arzt in Kreuzberg (Ob.-Sohlesien), staatsärzt¬ 

lich approb. 

- W i 11 i m s k y, Kreisarzt in Frankenstein. 

- Willfuhr, Reg.- und Med.-Rat in Liegflitz. 

- Winkelmann, Kreisarzt in Jauer. 

- Wolff, Med.-Rat, Kreisarzt in Neiße. 

- Wolffberg, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Breslau. 

- Wrobel, Stadtsohularzt in Breslau. 

Provinz Sachsen. 

Dr. Birkholz, Med.-Rat, Kreisarzt in Naumburg (Saale). 

- Brinn, Kreisarzt in Erfurt. 

- Brummund, Med.-Rat, Kreis- und Stadtarzt in Magdeburg. 

* - Bundt, Med.-Rat, Kreisarzt (Stadtkreis) und Vorsteher der 

Impfanstalt in Halle a. S. 

- Burmeister, Kreisarzt in Wanzleben. 

- Busoh, Kreisarzt in Torgau. 

- Clauß, Reg.- und Med.-Rat in Erfurt. 

* - Curtius, Med.-Rat, Kreisarzt in Stendal. 

- Doepner, Kreisarzt in Bitterfeld. 



Dembozaok, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Magdeburg. 
Ehlers, Kreisarzt in Genthin. 

Ehlers, Kreisarzt in Langensalza. 

Eilers, Geh. Med.-Rat und Kreisarzt a. D. in Sohleusingen. 
Fielitz, Geh. Med.-Rat. Kreisarzt a. D. in Halle a. S. (Ehren¬ 
mitglied). 

Fischer, Kreisarzt in Genthin. 

Geißler, Kreisarzt in Herzberg (Elster). 

Grape, Kreisarzt in Salzwedel. 

G ii r i o h, prakt. Arzt in Sohraplau (Mansfelder Seekreis), staats- 
ärztlioh approb. 

Hall wachs, Kreisarzt in Wittenberg. 

Heimbuoher, Kreisarzt in Liebenwerda. 

Herma, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Burg (Reg.-Bez. Magdeburg). 
Hermann, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat a. D. in Merseburg. 
Hillenberg, Kreisarzt in Halle a. S. 

Holthoff, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Salzwedel. 

Iokert, Kreisarzt in Mansfeld. 

v. Ingersleben, Med.-Rat, Kreis- u. Stadtarzt in Quedlinburg. 
Janke, Kreisarzt in Oscbersleben. 

Jörns, Kreisarzt in Nordhausen. 

Kalkoff, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D, in Kölleda. 
Keferstein, Kreisarzt, Gerichtsarzt in Magdeburg-Sudenburg. 
Kirsohe, Stadtarzt in Naumburg. 

Kluge', Med.-Rat, Kreisarzt in Wolmirstedt. 

Krämer, Kreisarzt in Kalbe (Saale). 

Krimke, Med.-Rat, Kreisarzt in Wernigerode. 

Kühn lein, Kreisarzt und ständiger Hilfsarbeiter bei der 
Regierung in Merseburg. 

Kunze, prakt. Arzt in Naumburg, staatsärztl. approb. 
Lasohke, Med.-Rat, Kreisarzt in Delitzsch. 

Lewinsky, Kreisarzt in Zeitz. 

Lorenz, Reg.- und Med.-Rat in Merseburg. 

Meier, Georg, Vorsteher des bakteriologisohen Untersuchungs- 
amtes in Halle a. S. 

Moritz, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Halberstadt. 
Müller, prakt. Arzt in Schleusingen, staatsärztl. approb. 

N e u b e 11, Kreisarzt in Eisleben. 

Opitz, Kreis- und Stadtarzt in Halberstadt. 

Ostermann, Reg.- und Med.-Rat in Magdeburg. 

Pantzer, Med.-Rat, Kreisarzt in Sangerhausen. 

PI an ge, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Stendal. 

Poddey, Med.-Rat, Kreisarzt in Erfurt. 

Rautenberg, Med.-Rat, Vorsteher der bakteriologisohen 
UntersucAmgsanstalt in Erfurt. 

Räuber, Geh.- Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D. in Erfurt. 
Rapmund, Kreisarzt in Querfurt. 

Sage, Kreisarzt in Osterburg. 

Sonade, Med.-Rat, Kreisarzt in Neuhaldensleben. 

Schafft, Kreisarzt in Heiligenstadt. 

Schulz, o. Professor, Gerichtsarzt und Direktor des geriohtl. 
medizin. Instituts, Mitglied des Prov. Med.-Kollegiums in 
Halle a. S. 

Schulz, Kreisarzt in Worbis. 

Soultetus, Kreisarzt in Ranis (Kr. Ziegenrüok). 

S ö h 1 e, Kreisarzt in Mühlhausen (Thür.). 

St ahn, Generaloberarzt, Kreisarzt in Weißenfels. 

Thomas, Direktor des Med.-Untersuchungsamtes in Magdeburg. 
Ulrich, prakt. Arzt in Erfurt, staatsärztl. approb. 

V i a 1, Kreisarzt in Gardelegen. 



Provinz Schleswig-Holstein. 

Dr. Bertheau, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D. in 
Schleswig. 

- Beyreis, Kreisassistenzarzt in Kiel. 

- Bookendahl, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in KieL 

- Gimbal, leit. Arzt der Abteilung fUr Geisteskranke am städt. 

Krankenhause in Altona (Elbe), staatsärztL approb. 

- Deneoke, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D. in Kiel. 

- Dose, Stadtassistenzarzt in Altona-Ottensen. 

- Ekke, Kreisarzt in Rendsburg. 

- Engelsmann, Kreisarzt in KieL 

- v. Fisoher-ßenzon, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Flensburg. 

- Goos, Kreisarzt in Segeberg. 

- Hansen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Hadersleben. 

- Hunnius, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Wandsbeok. 

- K i ß k a 11, Professor und Direktor des hygienischen Universitäts- 

Instituts in Kiel. 

- Knuth, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Flensburg. 

- Kraoht, Kreisarzt in Itzehoe. 

- Krickau, San.-Rat, Kreisarzt in Neumünster. 

- Lewerenz, Kreisarzt in Schleswig. 

- Messer, prakt. Arzt in Neumünster, staatsärztl. approb. 

- Neidhardt, Med.-Rat, Gerichtsarzt in Altona-Ottensen. 

- Reischauer, Eireisarzt in Pinneberg. 

- Rohwe-dder, Med.-Rat, Kreisarzt in Ratzeburg. 

- Rudolphy, Kreisarzt in Plön. 

- Sohaokwitz.l. Assistent am Institut für gerichtliche Medizin 

in Kiel, staatsärztl. approb. 

- Sohröder, Med.-Rat, Stadt- und Kreisarzt in Altona (Elbe). 

- Sohüler, Med.-Rat, Kreisarzt in Wandsbeok. 

- Schütt, Med.-Rat, Kreisarzt in Eokernförde. 

- Simon, Kreisarzt in Neustadt (Holstein). 

- Speck mann, Kreisarzt in Husum. 

- Veilguth, Kreisarzt in Meldorf. 

- Z i e m k e, ord. Professor, Geriohtsarzt und Direktor des geriohtl.- 

medizinisohen Instituts in KieL 

- Zillessen, Reg.- und Med.-Rat in Sohleswig. 


Provinz Hannover. 

Dr. Arbeit, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D. in Hildesheim. 

- Arlart, Kreisarzt in Stolzenau. 

- B e o k, M., Prof., Geh. Reg.-Rat, Direktor des Med.-Untersuohungs- 

amtes in Stade. 

- Bitter, Med.-Rat, Stadtarzt in Osnabrüok. 

- Boeoker, Kreisassistenzarzt und Kreiskommunalarzt in 

Bersenbrüok. 

-, Böbnke, Kreisarzt in Springe. 

- Brandt, Med.-Rat, Gerichtsarzt in Hannover. 

- Bräuler, Kreisarzt in Soltau. 

- Brüokmann, prakt. Arzt in Goslar, staatsärztl. approb. 

- Bünting, Med.-Rat, Kreisarzt in Osterode (Harz). 

- Dohrn, Kreisarzt in Hannover. 

- Dreves, Med.-Rat, Kreisarzt in Hannover-Linden. 

- Elten, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Freiburg (Elbe). 

- Gerlach, Kreisarzt in Osnabrück. 

- Guertler, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D.in Hannover. 

- Güth, Kreisassistenzarzt in Burgdorf. 

- Guttmann, Kreisarzt in Stade. 

- Haak, Med.-Rat, Kreisarzt in Lüneburg. 

- Hapke, Kreisarzt in Zeven. 
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Dr. Heil mann, Geb. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Melle. 

- Hel wes, Med.-Rat, Kreisarzt in Diepholz. 

- H o c h e, Reg.- und Med.-Rat in Osnabrück. 

- Hopmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Lüchow. 

- Janseen, Reg.- uud Med.-Rat in Stade. 

- ltserott, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Uelzen. 

- Kahle, Kreisarzt in Giihorn. 

- Kanzler, Geh. San.-Rat und Badearzt in Bad Rothenfelde 

(Teutoburger Wald), staatsärztlich approb. 

- Kirstein, Prof., Direktor des Medizinal-UntersuohungBamtes 

und der Impfanstalt in Hannover. 

- Kownatzki, Kreisarzt in Bassum. 

- Kramer, Kreisarzt in Wilhelmshaven. 

- Kuhlemann, San.-Rat in Uslar, staatsärztl. approb. 

- Kuschel, Kreisarzt in Auricb. 

- Langerhans, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Cello. 

- Lebram, Kreisarzt in Dannenberg (Elbe). 

- Lembke, Reg.- und Med.-Rat in Hildesheim. 

- Lindemann, prakt. Arzt in Hildesheim, staatsärztl. approb. 

* - Loohte, Med.-Rat, ord. Professor, Direktor des gerichtl.-med. 

Instituts in Göttingen. 

- Lüoke, Kreisarzt in Alfeld (Leine). 

- Mansholt, Med.-Rat, Kreisarzt in Leer (Ostfriesl.). 

* • Menke, Kreisarzt in Lehe. 

* Meyer, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Göttingen. 

- Meyer, Wilhelm, Kreisarzt in Hameln. 

- Möbius, Kreisarzt in Ilfeld-Wiegersdorf. 

- Möller, Kreisarzt in Peine. 

- Müller, Med.-Rat, Kreisarzt in Geestemünde. 

- Müller, prakt. Arzt in Groß-Rhüden, staatsärztl. approb. 

- Niewerth, Kreisarzt in Hildesheim. 

- N i e p e r, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Goslar. 

- Petermöller, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Meppen. 

- Pfeffer, Kreisarzt in Einbeck. 

- Pioht, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Nienburg (Weser). 

- Plinke, Med.-Rat, Kreisarzt in Hannover. 

- Proelß, Kreisarzt in Bremervörde. 

- Quentin, Med.-Rat, Kreisarzt in Benthin. 

- Reinhold, Prof., Geh. Med.-Rat und Mitglied des Prov.-Med.- 

Kollegiums in Hannover. 

- Ressel, Kreisarzt in Rotenburg (Hann.}. 

- Riehn, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Klausthal (Harz). 

- Ritter, Kreisarzt in Northeim. 

- Ro ehr ich, Kreisarzt in Duderstadt (Eiohsf.). 

- Roos, Kreisarzt in Goslar. 

* - Rosenthal, Prof. Kreisassistenzarzt in Göttingen. 

- Schablowski, Kreisarzt in Harburg (Elbe). 

* - Schultze, Geh. Med.-Rat, Prof., Direktor der psychiatrischen 

Universitätsklinik und Direktor der Prov.-Heil- und Pflege- 
Anstalt in Göttingen, komm. Mitglied des Prov.-Medizinal- 
Kollegiums der Provinz Hannover. 

- Schulz, Marineoberstabsarzt a. D. in Wilhelmshaven. 

- Schwabe, Reg.- und Med.-Rat in Hannover. # 

- Sieber, Kreisarzt in Lingen. 

- Sorge, Kreisarzt in Lüchow. 

* - Stackemann, Kreisarzt in Walsrode. 

- Strangmeyer, Med.-Rat, Kreisarzt in Quakenbrüok. 

* - Symanski, Kreisarzt in Hildesheim. 

- Th ölen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Papenburg (Ems). 

- Ti n schert, Kreisarzt in Blumonlhal. 


V 
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Dr. Weithoener, Kreisarzt in Buer (Kreis Melle). 

- Widmann, Kreisarzt in Aschendorf. 

• Wischers, San.-Rat, Kreisphysikus a. D. in Gronau (Hann.). 

- Will ms, prakt. Art in Kirohweyhe, staatsärztl. approb. 

- Winter, Med.-Rat, Kreisarzt in Norden. 

- Wolff, Reg.- und Med.-Rat in Lüneburg. 

- Zibell, Kreisarzt in Emden (Osttriesl.). 

- Zimmermann, Kreisarzt in Verden a. d. Aller. 

Provinz Westfalen. 

Dr. Alt hoff, Kreisarzt in Warendorf. 

* - Angenete, Kreisarzt in Herford. 

- Bachmann, Med .Rat, Kreisarzt a. D. in Hamm. 

- Bahrs, Med.-Rat, Kreisarzt in Lüdinghausen. 

* - Besserer, Prof., Direktor des Med.-Untersuohungsamtes in 

Münster i. W. 

- Bliesener, Med.-Rat, Kreisarzt in Boohum. 

* - Boegershausen, Kreisarzt in Arnsberg. 

- Br an dis, Kreisassistenzarzt a. D. und Kreiskommunalarzt in 

Bielefeld. 

- Broeokerhoff, Kreisarzt in Hagen (Westf.). 

- Bruns, Prof, und Direktor des Instituts für Hygiene und 

Bakteriologie in Gelsenkirohen. 

- Deutsch, Amtsarzt in Eickel-Wanne, staatsärztl. approb. 

- Dieminger, prakt. Arzt in Merklinde (Kr. Dortmund), staats¬ 

ärztlich approbiert. 

- Diering, Kreisassistenzarzt in Bielefeld. 

- Dürrenberg, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Soest 

- Dorn er, Kreiskommunalarzt in Dorsten. 

- Engels, Reg.- und Med.-Rat in Münster (Westf.). 

* - v. Fewson, Kreisarzt in Buer (Westf.). 

- Friedei, Kreisarzt in Sohwelm. 

* - Fromme, Prof., Kreis- und Stadtarzt in Witten a. Ruhr. 

- Gerlaoh, Geh. Med.-Rat in Münster (Westf.). 

- Graeve, Geh. Med-Rat, Kreisarzt a. D. in Hagen (Westf.). 

- Graeve, Kreiskommunalarzt in Iserlohn, staatsarztl. approb. 

> - Guder, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Laasphe. 

- Gundlaoh, Kreisarzt in Bielefeld. 

- Hagemeier, Kreisarzt in Lippstadt. 

- Heising, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Borken (Westf.). 

• Hensgen, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Siegen. 

- Heyne, Med.-Rat, Kreisarzt in Beokum. 

- Hillebreoht, Geh. San.-Rat, Kreiswundarzt a. D. in Vlotho 

(W estfalen). 

- Isfort, Kreisarzt in Burgsteinfurt. 

- Kasemeyer, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Burgsteinfurt. 

- Kersten, Med.-Rat, Regierungsarzt a. D., beauftragt mit der 

Wahrnehmung einer Assistentenstelle beim Medizinal-Unter- 
suchungsamt in Münster (Westf). 

- Kluge,. Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Höxter. 

- Kösler, Kreisarzt in Meschede. 

- Köttgen, Med.-Rat, Kreis- und Stadtarzt in Dortmund. 

- Krummaoher, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D. in 

Münster (Westf.). 

- L i e d t k e, Kreisarzt u. ständiger Hilfsarbeiter bei der Regierung 

in Arnsberg. 

- Löer, Med.-Rat, Kreisarzt in Paderborn. 

- Lüttig, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Brilon. 

- Mann, San.-Rat, Direktor der Prov.-Hebammenlehranstalt in 

Paderborn. 

- Maroks, Kreisarzt in Gladbeok. 
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Dr. Mertens, Oberarzt an der Prov.-Heil- und Pflegeanstalt in 
Lengerioh (Westf.), staatsärztl. approb. 

- Meyer, Kreisarzt in Warburg. 

- Mohrmann, Re#-* UQ d Med.-P.at in Arnsberg. 

- N a u o k , Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Hattingen (Ruhr). 

- Neuling, Kreisarzt in Gütersloh. 

- Plenske, Kreisassistenzarzt in Dortmund (Land). 

- Polten, Med.-Rat, Kreisarzt in Hörde. 

> Prenzel, Stadtassistenzarzt in Dortmund. 

- Qu ad flieg, kommiss. Kreisarzt in Hamm. 

* - Rapmund, Prof., Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D, 

in Bad Lippspringe, Ehrenvorsitzender. 

- Rat he, Kreisarzt in Höxter, 

- v. Recklinghausen, Med.-Rat, Kreisarzt in Tecklenburg. 

- Ritter, Reg., und Med.-Rat in Minden (Westf.). 

- Sährendt, Med.-Rat, Kreisarzt in Gelsenkirchen. 

- Sohäffer, prakt. Arzt in Altena (Westf.), staatsärztl. approb. 

- Sohlautmann, Med-Rat, Kreisarzt in Münster (Westf.). 

- Sohlüter, Geh. Med.-Rat. Kreisarzt a. D. in Gütersloh. 

- Sc hol and, Kreisarzt in Olpe. 

- Seitz, Kreisarzt in Lübbeoke. 

- Spancken. Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Meschede. 

- Sudhölter, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Minden (Westf.). 

- Süßmannn, Kreisarzt in Siegen. 

- Többen, leit. Arzt der Irrenabteilung der Strafanstalt in 

Münster (Westf.). 

- Walther, prakt. Arzt in Ibbenbüren, staatsärztl. approb. 

- Weber, Kreisarzt in Altena (Westf.). 

- Weinberg, Kreisasstistenzart in Bochum. 

- Weise, Kreisarzt in Iserlohn. 

* - Wendenburg, Stadtmedizinalrat in Bochum. 

- Wern, Kreisarzt in Büren (Westf.). 

* - Wollenweber, Kreisarzt in Dortmund (Land). 

- Wolters, Med.-Rat, Kreisarzt in Koesfeld. 

Provinz Hessen-Nassau. 

Dr. Ammenhäuser, Kreisassistenzarzt und kommiss. Kreisarzt 
in Westerburg. *) , 

- Ascher, Kreisarzt in Frankfurt (Main). 

- Bellinger, Kreizarzt in Usingen. 

* - Börner, Med.-Rat, Oberstabsarzt a. D., Kreisarzt in Eschwege, 

- Gauer, Med.-Rat, Kreisarzt in Schlüchtern. 

- Dreising, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in KaSBel. 

- Ebert, Kreisarzt und Kreiskommunalarzt in Ziegenhain. 

* - Ewers, Med.-Rat, Kreisarzt in Hersfeld. 

- Floeck, Med.-Rat, Kreisarzt in Montabaur. 

- Frank, Geh. Med.-Rat, Prof., Leiter des Mainwasser-Unter- 

suchungsamts in Wiesbaden. 

- Grau, Med.-Rat, Kreisarzt in Gelnhausen. 

- Hallenberger, Regierungsarzt a. D. Kreisazzt in Höohst. 

- Hans, Hospitalarzt in Limburg (Lahn), staatsärztl. approb. 

- Heinemann, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. und Stadtarzt 

in Kassel. 

- Hildebrand, Geh. Med-Rat, ord. Professor, Direktor des 

gerichtl.-mediz. Instituts und Kreisarzt in Marburg a. Lahn. 

- Jürgens, kommiss. Kreisarzt in Marienberg (Westerwald). 

* - Kahl, Kreisarzt in Melsungen. 

- König, San.-Rat, Oberstadtarzt in Frankfurt (Main). 

- Kranepuhl, Kreisarzt in Rinteln. 

- Krüger, Kreisarzt a. D. in Kassel. 


‘) Inzwischen verstorben. 
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Dr. Kypke-Burohardi, Kreisarzt in Büdesheim (Rhein). 

■4 Lipp, Kreisarzt in Dillenburg. 

* - Lorentzen, Kreisarzt in Langensohwalbaoh. 

- Mahler, Kreisarzt in Biedenkopf. 

- v. Mahrenholz, Freiherr, Kreisarzt in Gelnhapsen. 

- Malcus, Kreisarzt in Hofgeismar. 

- * Marx, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Fulda. 

- Matzdorff, Med.-Rat, Kreisarzt und Kreiskommunalarzt in 

Schmalkalden. 

- Meder, Kreisarzt und Vorsteher der Impfanstalt in Kassel. 

* - Merkel, Kreisassistenzarzt und kommiss. Kreisarzt in Witzen- 

hausen. 

- Paohnio, Kreisarzt in Homburg v. d. H. 

* - Petsohull, Med.-Rat, Kreisarzt in Diez. 

- Pilf, Kreisarzt (des Stadtkreises) in Wiesbaden. 

- Prigge, Kreisarzt (des Landkreises) in Wiesbaden. 

* - Rockwitz, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat in Kassel. 

* - Roselieb, Med.-Rat, Kreisarzt in Wolfhagen (Reg.-Bez. Kassel). 

- Roth, Med.-Rat, Geriohtsarzt in Frankfurt (Main). 

* - Sohaus, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Weilburg. 

- Sohneider, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat in Wiesbaden. 

* - Sch opohl, Kreisarzt in Fulda. 

- Schulze, Kreisarzt in Hanau. 

- Sohurian, Kreisassistenzarzt in Kassel. 

- Spiecker, Kreisarzt in Fritzlar. 

- Stamm, Kreisassistenzarzt, kommiss. Kreisarzt und Kreis¬ 

kommunalarzt in St. Goarshausen. 

* - Ten bäum, Kreisarzt in Limburg (Lahn). 

- Tuozek, Prof., Geh. Med.-Rat, Marburg (Lahn), Mitglied des 

Med.-Prov.-Koll. 

- Vahle, Kreisarzt in Frankenberg (Reg.-Bez. Kassel). 

- Wagner, Med.-Rat, Kreisarzt in Kassel. 

- Werner, Med.-Rat, Kreisarzt in Frankfurt (Main). , 

- Wolf, Kreisarzt in Kassel (Landkreis). 

Rbeinprovinz und Hohenzollern. 

- Asohaffenburg, ord. Prof, der Psychiatrie in Cöln-Lindenthal. 

* - Bachem, Med.-Rat, Kreisarzt in Euskirohen. 

- Basten, Josef, Kreisarzt in Bonn. 

- Beokert, Stadtarzt in Essen. 

- Berg, Med.-Rat, Gerichtsarzt in Düsseldorf. 

- Berger, Reg.- und Med.-Rat in Düsseldorf. ✓ 

* - Bethge, Kreisarzt in Düsseldorf. 

- Boehm, Oberstabsarzt a. D., Kreisarzt in Remsoheid. 

- Bornträger, Geh. Med.-Rat, Reg.- u. Med.-Rat a. D. in 

Düsseldorf. 

* - Braun, Med.-Rat, Kreisarzt in Wetzlar. 

- Burkarth, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Gammertingen (Ho¬ 

henzollern), 

- Glauditz, Stadtmedizinalrat und Beigeordneter in Aaohen. 

* - Cluß, Oberamtsarzt in Hechingen. 

* - Dahm, Stadtarzt in Koblenz. 

- Dennemarok, Kreisassistenzarzt in Sigmarinpen. 

- Doellner, Reg.- und Med.-Rat in Köln a. Rhein. 

- Dorsoh, Gerichtsarzt in Essen (Ruhr). 

- Eickhoff, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Siegburg. 

- Fischer, Stadtarzt in Essen (Ruhr). 

- Fricke, Kreisarzt in Simmern. 

- Fürth, Kreisarzt für den Stadtkreis und Direktor des Medizinal- 

Untersucbungsamts in Düsseldorf. 

* - Ga st er s, Med.-Rat, Kreis- u. Stadtarzt in Mülheim (Ruhr). 

- Griesenbeck, Kreisarzt in Beurig (Kreis Saarburg). 
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Dr. Grisar, Geh. Med.-Rat, Reg. u. Med.-Rat a. D. in Coblenz. 

- H ag e m a n i Med.-Rat, Kreisarzt in Essen (Ruhr)-Rüttenscheid. 

- Heineoke, Kreisarzt in Wipperfürth. 

- Herbst, Kreisarzt in Kempen (Rhein). 

* • Herlitzius, Kreisarzt in Erkelenz. 

- Herting, San.-Rat, Direktor der Prov.-Heil- u. Pflegeanstalt 

in Galkhausen, Post Laogenfeld (Rheinl.). 

- Hilgermann, Prof., Direktor des Instituts für Hygiene und 

Infektionskrankheiten in Saarbrücken. 

* - Hillebrand, Med.-Rat, Kreis- u. Kommunalarzt in Bergheini 

(Erft). 

- Hiltmann, Kreis- und Stadtarzt in Sterkrade. 

* - Hofaoker, Med.-Rat, Kreisarzt in Düsseldorf. 

- Hoffmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Trier. 

- Hohn, Leiter des bakteriolog. Laboratoriums in Essen (Ruhr). 

- Hurok, Kreisarzt in Schleiden. 

- Joesten, Kreisarzt in Jülich. 

- Kessel, Kreisarzt in Rheinbaoh. 

- Kirohgässser, Med.-Rat, Kreisarzt in Koblenz. 

- Kirsoh, prakt. Arzt in Aachen, staatsärztl. approb. 

- Klaholt, Kreis-, Stadt- und Kommunalarzt in Krefeld. 

- Klein, Med.-Rat, Kreisarzt in St. Goar. 

- Klein, Med.-Rat, Gerichtsarzt in Elberfeld. 

- Kloninger, Kreisarzt in Adenau. 

- Knepper, Prof., Landes-Medizinalrat in Düsseldorf. 

- Kn oll, Kreisarzt in Bernkastel-Cues. 

- Koeppe, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Zell (Mosel). 

- Krause, Med.-Rat, Kreis- und Stadtarzt in Münohen-Gladbaoh. 

* - Krautwig, ord. Prof., ärztlicher Beigeordneter in Köln a. Rh. 

* - Kreuser, Kreisassistenzarzt u. kommiss. Kreisarzt in Merzig. 

* - Kriege, Med.-Rat, Kreis- und Stadtarzt in Barmen. 

- Ledermann, Med.-Rat, Kreisarzt in Saarbrücken. 

- Lehmann, Landesmedizinalarzt in Düsseldorf (Oberkassel). 

- Lemhöfer, Med.-Rat, Kreisarzt in Remscheid-Vieringhausen. 

* - Lemke, Kreisarzt in Koblenz. 

- Linok, Med.-Rat, Kreisarzt in Mörs. 

- Lindemann, Alfred, leitender Arzt der innneren Abteilung 

des Elisabeth-Krankenhauses in Essen (Ruhr), staatsärztl. appr. 

- Lindemann, Geh. San.-Rat in Düsseldorf, Oberarzt des Allge¬ 

meinen Knappschaftsvereins. 

- Loeroh, Reg.- und Med.-Rat in Aachen. 

- Lohmer, Kreisarzt für Köln-Mitte in Köln-Bayenthal. 

* - Maaß, Kreis- und Stadtarzt in Hamborn. 

- Marmann, Gerichtsarzt und Direktor des Medizinal-Unter- 

suchungsamts in Trier. 

- Mayer, Med.-Rat, Kreisarzt in Meisenheim (Glan). 1 ) 

- Meder, Prof, Med.-Rat, Kreisarzt und Vorsteher der Impf¬ 

anstalt in Köln a. Rh. 

- Matthes, Reg.- und Med.-Rat in Koblenz. 

* - Meerbeck, Med.-Rat, Kreis- und Kommunälatzl in Mülheim 

* - Meyer, Med.-Rat, Kreisarzt in Lennep. [(Rhein). 

- Müller, San.-Rat in Mettmann, staatsärztl. approb. 

- Mosebach, Kreisarzt in Prüm. 

- Neuhaus, Geh. San.-Rat, Landespsychiater und leitender Arzt 

der Dep.-Anstalt für Geisteskranke in Düsseldorf. 

* - Niemeyer, Med.-Rat, Kreis- und Stadtarzt in Neuss. 

- Orthmann, San.-Rat, Direktor der Prov.-Heil- und Pflege¬ 

anstalt Joachimsthal in Süchteln. 

- Paffrath, Geh. Med'-Rat, Kreisarzt in Kleve. 

- Peren, Med.-Rat, Kreis- und Kreiskommunalarzt in Aachen. 


') Inzwischen verstorben. 
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Dr. Peretti, Prof., Geh. San.-Rat, Direktor der Heil- und Pflege¬ 
anstalt in Düsseldorf-Gratenberg. 

- Petersen, Kreisphysikus a. D. in Düsseldorf. 

- Pinders, Kreisarzt in Wesel. 

- Plempel, Med.-Rat, Ueriohtsarzt in Köln a. Rh. 

- Pollitz, Direktor der Strafanstalt in Düsseldorf. 

- Prang, Kreisarzt in Bitburg. 

- Pusoh, Reg.- und Med.-Rat*in Aaohen. 

- Raoine, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Essen (Ruhr). 

* - Rauoh, Kreis- und Stadtarzt in Oberhausen. 

- Reokmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Geldern. 

- Reisohauer, Direktor des Mediziualuntersuohungsamtes in 

Koblenz (Wohnsitz: Horchheim). 

• Robinski, Kreisassistenzarzt a. D. m Zell a. Rh. 

- Roeder, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in St. Goar. 

* - RUhs, Kreis- und Stadtarzt in Elberfeld. 

- Rusak, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat a. D. in Köln. 

- Salgendorf, Kreisarzt in Geilenkirohen. 

* - Savels, Stadtarzt in Köln a. Rh. 

- Sobäfer, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Siegburg. 

- Sohelowsky, prakt. Arzt in Sterkrade, staatsärztl. approb. 

- Sohmidt, Med.-Rat, Kreisarzt in Neunkirchen (Saar). 

- Sohmidt, prakt. Arzt in Oberhausen (Rheinl.), staatsärztl. appr. 

- Sohmidt, Kreisarzt in Köln a. Rh. 

- Sohmidt, Herrn., kommiss. Kreisarzt in Zell a. Rh. 

- Sohmitz, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Aaohen. 

- Schrammen, Kreisarzt in Köln a. Rh. 

- Sohröder, Emil, Kreisarzt in Aaohen. 

- SohUrmeyer, Kreisarzt und ständiger Hilfsarbeiter bei der 

Regierung in Düsseldorf. 

- Sohuchhardt, Kreisarzt in Altenkirohen (Westerwald). 

* - Sohürmann, Kreisarzt in Essen a. Ruhr. 

- Sohumaoher, Kreisassistenzarzt in Trier. 

- Sohulte, Kreisarzt in Koohem. 

- Sohwass, Geh. Med.-Rat und Hofrat, Reg.- und Med.-Rat a. D. 

in Sigmaringen. 

- Staues, Med.-Rat, Oberamtsarzt, komm. Reg.- und Med.-Rat 

in Sigmaringen. 

- Steinebaoh, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in BeueL 

- Steinbaoh, Kreisassistenzarzt in Köln a. Rh. 

- Stühlen, Med.-Rat, Kreis- und Stadtarzt in Aaohen. 

- Teudt, Gerichtsarzt in Duisburg. 

- Thywissen, leit. Arzt der Heil- u. Pflegeanstalt „St. Josef“ 

in Neuss, staatsärztl. approb. 

* - Tieling, Kreisarzt in Neuwied. 

* - Ueberholz, Med.-Rat, Kreisarzt in Wittlioh. 

- Ungar, ord. Professor, Geh. Med.-Rat in Bonn. 

- Vasen, Kreisassistenzarzt und kommiss. Kreisarzt in Jülioh. 

- Viereck, Kreisarzt und Kreiskommunalarzt in Gummersbach. 

- Volkmuth, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Saarburg. 

* - Vollmer, Med.-Rat, Kreisarzt in Kreuznaob, 

- Wackers. Kreis- und Kreiskommunalarzt in Grevenbroioh. 

- Wag ner, Kreisarzt in Saarlouis. 

- Walter, Prof.. Kreisarzt in Waldbroel. 

- Westhofen, Kreisassistenzart in Mariahütte (Kr. Trier). 

- Wex, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Düren (BheinL). 

* - Wex, jun., Kreisassistenzarzt und kommissarischer Kreisarzt 

in Monschau. 

- Wildenrath, Kreisarzt in Daun. 

- Wittenberg, Kreisassistenzart in Dinslaken. 

- Wolff, Geh. Med.-Rat, Kreis- und Stadtarzt in Elberfeld. 

- Woltemas, Med.-Rat, Kreisarzt in Solingen. 
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Außerdem: 

*Dr. Abel, Geh. Ob.-Med.-Rat, o. Professor und Direktor des hygie- 
nisohen Universitätsinstituts in Jena. 

- v. Blomberg, Freiherr, San .-Rat in Weimar (Erster Direktor 

der Prov.-lrrenanstalt in Kosten). 

- Bürger, piakt. Arzt in Mehlis (Thür.), staatsärztl. approb. 

* - Corvey, Ob.-Reg.-Rat und Direktor des Landeswonlfahrts- 

und Gesundheitsamts m Detmold. 

- Hage, Marineoberstabsarzt a. D. in Jena, hygienisches Institut. 

- Kruse, Geh. Med.-Rat, Professor und Direktor des hygienischen 

Instituts in Leipzig. 

- Laehr, Georg, San.-Rat, Nervenarzt in Berohtesgaden (Unter- 

wiefeld), staatsärztlioh approbiert. 

- Leramet, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Lübeok. 

- Lösener, Generalarzt a. D. in Freiburg (Breisgau), staats¬ 

ärztlioh approbiert. 

- Mangold, Kreisarzt in Tiegenhof (Freistaat Danzig). 

- Sohueller, Marineoberstabsarzt a. D., Bezirksarzt in Sohleiz (Th.). 

- Schulze, prakt. Arzt in Zerbst (Anhalt), staatsärztl. approb. 

- Streoker, prakt. Arzt in Waren (Mecklenb.), staatsärztl. appr. 

- Vollmer. Paul, Hilfsarbeiter im Gesundheitsamt in Bremen. 

* - Weber, Präsident des Landosgesundheitsamts in Dresden. 

* - Wodtke, Geh. Reg.-Rat in Jena, Reichskommissar für die 

Typhusbekämpfung in Thüringen. 

- Ziehe, Geb. Med.-Rat. Kreisarzt a. D. in Stollhamm (Oldenburg). 

B. Bayern. 

Dr. Adam, Ludwig, Bezirksarzt, Wasserburg. 

- Alafberg, Eugen, Bezirksarzt a. D., Ober-Med.-Rat, Ehren¬ 

mitglied, Ludwigshafen a. Rh. 

- Aldinger, Jius, Bezirksarzt, Oohsenfurt. 

- Angerer, Ernst, Bezirksarzt a. D., Ober-Med.-Rat, München, 

Sohlotbeimerstraße Nr. 3. 

- Asohenbrenner, Alfred, Bezirksarzt, Weißenburg i. B. 

- Asohenbrenner, Eug., Bezirksarzt in Stadtsteinach(Oberfr.) 

* - Aumüller, Johann, Landgerichtsarzt, Neuburg a. D. 

- Aumüller, Math., Bezirksarzt a. D., Ober-Med.-Rat, Garmisch. 

- Bändel, Rudolf, Hilfsarzt des Bezirksamtes der Stadt, Nürn- 

berg-Mögeldorf. 

* - Bauer, Karl, Bezirksarzt, Nürnberg. 

- Bauer, Philipp, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Freising. 

* - Baumann, Adolf, Landgerichtsarzt, Ober-Med.-Rat, Fürth. 

- Baumgart, Theodor, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat. Rosenheim. 

- Bayerl, Bernhard, Landgerichtsarzt, Ober-Med.-Rt, München, 

Elisenstraße, Pension Feldhütter. 

- Bayersdörfer, M., prakt. Arzt, San.-Rat, Neustadt a. H., 

staatsärztlich appprob. 

- Becker, Georg, Bezirksamt, Med.-Rat, Neustadt a. H. 

- Becker, Karl, prakt. Arzt, Speyer, staatsärzlioh approbiert. 

- Beo k, Theodor, prakt. Arzt, Kothenbuig a. T., staatsärzl. approb. 

- Beer, Ernst, Bezirksarzt, Viechtach. 

- Beltinger, Rudolf, Bezirksarzt, Miltenberg. 

* - Benz, Friedrich, Bezirksarzt, Krumbach. 

* - Beruh über, Franz P., Bezirksarzt, Eggenfelden. 

* - Bernhuber, Karl, Bezirksarzt, Vilsbiburg. 

* - Betz, Karl, Bezirksarzt, Miesbach. 

- Bihler, Emil, Bezirksarzt, Münohen, Kaiserstr. 50. 

- Blilrom, Guido, prakt. Arzt, Neustadt a. 8., staatsärztl. approb, 

- Blumm, Riohard, Bezirksarzt, Hof. 

* - Borger, Gustav, Bezirksarzt, Illertissen. 

- Boy 6, Karl, prakt. Arzt, Kirchheimbolanden, staatsärztl. approb. 



. Braun, Adolf, Bezirksarzt, Neunburg y. W. 

Braun, Karl, Hilfsarzt am Landgericht I. München, Steinsdorfstr. 15. 
Braun, Loreuz, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Königshofen L Grbf. 
Braun, Rudolf, Bezirksamt, Kitzingen. 

Brinsteiner, Joseph, Bezirksamt, Ober-Med.-Rat, Landsberg. 
Britzlmayr, Max, Bezirksarzt, Pfaffenhofen. 

Brodführer, Alfred, Bezirksarzt, Wogscheid. 

Brugg er, Richard. Bezirksarzt, Günzburg a. D. 

Brusis, Anton, prakt. Arzt, Erbendorf (Oberpfalz), staatsärztl. appr. 
Buok, Joseph, Bezirksarzt, Forchheim, staatsärztl. approb. 

BU11 er, Joseph, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Neuburg a. D. 
Bullinger, Joseph, prakt. Arzt, Burgkundstadt, staatsärztl. approb. 
Bunz, Max, Landgerichtsarzt, Regensburg. 

Burkhard, Paul, Landgerichtsurzt, Schweinfurt. 

Butzor, Adalbert, Bezirksarzt bei der Regierung von Oberbayern, 
München. 

Glessin, Oskar, Bezirksarzt, Bermersheim. 

Daxenberger, F., Bezirksamt, Brückenau. 

Dehler, Adolf, Bezirksarzt, Landau (Rheiupfalz). 

Denzinger, Johann, prakt. Arzt, Murnau, staatsärztl. approb- 
D eppisch, August, Bezirksamt, Ober-Med.-Rat, Cham. 

Detzel, Joseph, Bezirksarzt, Rockenhausen. 

Dietsoh, Woldemar. Bezirksamts. D., Ober-Med.-Rat, Dinkelsbühl. 
D i e u d o n n 6, Adolf, Geheimer Rat, Ober-Med.-Rat, Prof., Ministerial¬ 
rat im Staatsminislerium des Innern, München, Olgastraße. 
Disohinger, Max, Bezirksamt, Memmingen. 

Dorn, Jakob, bezirksärztlicher Stellvertreter, Werneck. 

Dorsch, Moritz, Bezirksamt, Nabburg. 

Dreyfuß, Isidor, Bezirksamt. Ludwigshafen. 

Drossbach, Max, Bezirksamt, Dinkelsbuhl. 

Dürig, Ferdinand, Landgerichtsarzt, Bayreuth. 

Düring. FriedK Karl, prakt. Arzt, Feucht b.Nürnberg,staatsärztl.appr. 
von Ebner, Wilh., Freiherr, Bezirksamt, Sulzbach. 

Eisenhofer, Adolf, Bezirksarzt Mühldorf. 

Eller, Hermann, Bezirksamt, Zusmarshausen. 

Endres, Alois, Bezirksamt, Hammelburg. 

Erhard, Hans, Bezirksamt, Aichach. 

Ernst, Heinrich, Bezirksamt in Mindelheim. 

Fab er, Julius, Landgerichtsarzt, Ober-Med.-Rat, Zweibrücken. 
Federsohmidt, Anstaltsarzt, Frankental. 

Feilerer, Otto, bezirksämtlicher Stellvertreter, Moosburg. 

Fest, Anton, Bezirksamt, Dmgolfing. 

Fiedler, Heinrich, Bezirksarzt, Landstuhl. 

Fink, Gustav, Bezirksamt, Neustadt (Saale). 

Fis oh er, Karl, Bezirksamt, Freyung. 

Flnsser, Emil, Bezirksamt, Wolfratshausen. 

Fleisohmann, Adolf, Bezirksamt, Pirmasenz (Rheinpfalz). 
Fortner, Joseph, Bezirksamt, Ober-Med.-Rat, Bad Tölz. 

Frank, Karl, Bezirksamt, Med.-Rat, Zweibrücken. 

Franke, Hans, bezirksärztlicher Stellvertreter, Kirchenlamitz 
B.-A. Wunsiedel. 

Frankenburger, Alex, Hofrat, Leiter der Beobachtungsstelle für 
Lungenkranke, Nürnberg, Egidienplatz 22. 

Frantz, Richard. Landgerichtsarzt, Frankenthal. 

Frickhinger, Karl, Ober-Reg.-Rat, München, Thiersohplatz. 
Fritz, Joseph, Oberarzt, der Kreisirrenanstalt, Bayreuth. 

Führer, Isidor, Bezirksamt, Schrobenhausen. 

Gebhardt, Franz, Ober-Reg.-Rat, Landshut. 

Geiger, Alois, Bezirksamt, Eschenbach. 

Gierer, Johann, Bezirksarzt,, Teusehnitz. 

Gi u 1 i n i, Leo, Hilfsarzt des Landgericbtsarztes, Nürnberg, Rieterstr.2. 
Glauning, Wilh., Bezirksamt, Scheinfeld. 



*Dr. Glenk, Karl, Bezirksarzt, Feuchtwangen. 

• Glassehroeder, prakt. Arzt, Lam im Bayer. Wald. 

* - üoehring, Bernhard, Bezirksarzt, Rothenburg o. T. 

- Göttling, Friedrich, Direktorder Hebammensohule u Entbindungs- 

Anstalt, Ober-Med.-Rat, Bamberg. 

* - Götz, Hermann, Bezirksarzt, Gefängnisarzt, Aichaoh. 

- Grahamer, Karl, Landgerichtsarzt a. D., Obermedizinalrat, Landshut. 

* - Grass 1, Joseph, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Kempten. 

• Groth, Alfred, Landesimpfarzt, MUnohen, Hobenstaufenstr. 1. 

* - GUokel, Hans, Hilfsarzt des Bezirksarztes, Nürnberg, Sulzbachstr.88. 

- Günther, Richard, Bezirksarzt, Höchstadt a. A. 

* - Gutermann, Adolf, Bezirksarzt, Neumarkt (Oberpf.). 

* - Hahn, Alois, prakt. Arzt, Niederkiroben, Rheinpfalz, staatsärztl. appr. 

* - Hausladen, Miohael, Landgerichtsarzt, Eichstädt. 

- Hausmann, Ferdinand, Bezirksarzt a. D., Dachau. 

- Heel, Friedrich, Landgerichtsarzt. Ansbach. 

* - Heilmaier, Oskar, Bezirksarzt, Neustadt a. Aisoli. 

- Heim, Ludwig, Universitäts-Professor, Erlangen. 

* - Heim, Ernst, Hilfsarzt des Bezirksarztes, Schweinfurt-Oberndorf. 

- Heinsen, Adolf, Landgerichtsarzt, Augsburg, Bismarckstr. 6. 

* - Heissler, Ludwig, Bezirksamt, Ober-Med.-Rat, Bayreuth. 

- Helmerich, Carl, Bezirksarzt, Lichtenfels. 

- Hellstem, prakt. Arzt, Würzburg, Neubaustr. 40, staatsärztL approb. 

- Henkel, Moritz, Bezirksarzt a. £>., Ober-Med.-Rat, Gartnisch. 

• Hennig, Hans, Landgeriohtsarzt, Landau (Rheinfalz). 

- Hermann, Friedr. Ant., Landgerichtsarzt, Ober-Med.-Rat, MUnohen. 

- Hertel, Richard, Bezirksamt, Speyer. 

*- Hetzel, Karl, Landgerichtsarzt, Memmingen. 

* - Heydner, Friedr., Bezirksamt, Ansbaoh. 

- Hinker, Hans, Bezirksamt, Donauwörth. 

* - Hook, Valentin, Bezirksamt, Regen. 

- Hook, Jos., Direkt, der Heil- u. Pflegeanstalt, Ob.-Med.-Rat, Bayreuth. 

* - Höohstetter, Friedrich, Bezirksamt, Rehau. 

- Hoefer, Wilhelm, Bezirksamt, Parsberg. 

- Hoenisoh, Oskar, Bezirksarzt. Ober-Med.-Rat, Koburg. 

- Hörger, Eugen, Bezirksamt, Friedberg. 

- Hösoh, Paul, prakt. Arzt, Pasing, staatsärztl. approb. 

- v. Hösslin, Hermann, Landgerichtsarzt a. D., Ober-Med.-Rat, 

Landau i. Pf. 

- Hofhammer. Martin, Bezirksamt, Waldmünohen. 

* - Hofmann, Alban, Bezirksamt, Naila. 

- Hoi mann, Franz, Bezirksamt a. D., Ober-Med.-Rat, Arnstein bei 

Würzburg. 

- Hof mann, Heinrich, Bezirksamt, Uffenheim. 

- Hof mann, Wilhelm, Bezirksamt, München, Scbellingstr. 91. 

- Hofmeister, Heinrich, Bezirksamt, Gerolzhoten. 

- Hohenberger, Anton, Bezirksamt, HaBsfürt. 

- Huber, Richard, prakt. Arzt, Markt, Redwitz, staatsärztl. opprob. 

• Illing, Ludwig, prakt. Amt, Neustadt a. A, staatsärztl. approb. 

- Imhof, Stephan, Bezirksamt, Berchtesgarden. 

- Imminger, Konrad, prakt. Arzt, Dillingen a. D, staatsärztl.approb. 

- Jourdan, Karl, prakt. Arzt, München, Schellingstr.83, staatsärztl.appr. 

* - Kaspar, Wolfgang, Bezirksarzt, München, Franz Josetstr. 80. 

* - Kaup, Ignaz, Prof, der Sozialhygiene in München, (Hygien. Institut). 

* - Keok, Albert, Oberarzt an der bakteriol. Untersuchungsanstalt in 

München. 

- Keller, Hans, prakt. Arzt, Heinienkirch, staatsärztl. approb. 

- Kerschensteiner, Albert, Bezirksamt, Stadtamhof. • 

- Kieningers, Nikolaus, Bezirksamt, Sonthofen. 

* - Kibn, Heinrich, Bezirksamt, Ober-Med.-Rat, Würzburg. 

* - Knehr, Heinrich, Landgerichtsarzt, Obor-Med.-Rat, Nürnberg. 

- Knorz, August, prakt. Arzt, Prien, staatsärztlich approb. 
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Dr. Kooh, Philipp, prakt. Arzt, Waldmohr, staatsärztl. approb. 

- Köhl, Oskar, Bezirksarzt a. D., Naila. 

* - Kölsoh, Franz, Ober-Med.-Rat, Landesgcwefbeatzt im Ministerium 

für soziale Fürsorge, München, Isabellastr. 84. 

- Koerber, Hermann, Oberarzt des Krankenhauses Bayreuth. 

- Köhler, Hans, Bezirksarzt, Dachau. 

- Kolb, Gustav, Direktor der Heil- u. Pflegeanstalt Erlangen, Erlangen. 

- Kraus, Franz, prakt. Arzt, Pfakoten b. Regensburg, staatsärztl. appr. 

- Kr au 8, Hans, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Würzburg. 

- Krebs, Nikodemus, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Bad Aibling. 

- Krembs, Heinr.,prakt.Arzt,MUnoben,Korneliusstr.6,staatsärztl.appr. 

- Kress, Curt, Bezirksarzt der GefangenenanstaltSt. Georgen, Bayreuth. 

* - Kreuz, G., Ant., Landgerichtsarzt, Ober-Med.-Rat, Nürnberg.) 

- Kröhl, Gustav, bezirksärztl. Stellvertreter, Schesslitz b. Bamberg. 

* - Kühn, Moritz, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Kaiserslautern. 

- Kufnor, Waldemar, Landgerichtsarzt, Passau. 

* - • Kundmüller, Julius, Bezirksarzt. Ober-Med.-Rat, Hof heim. 

• K u n d t, Eduard, Dir.der Kreisirrenanstalt,Ober-Med.-Rat, Deggendorf. 

* - Kunz, Gustav, Bezirksarzt, Nürnberg. 

- Langenmantol, Karl, Bezirksarzt, Griesbach. 

* - Lauer, Oskar, Bezirksarzt, Schwabnch. 

- Laux, Eugen, prakt. Arzt, GrUnstadt, staatsärztl. approb. 

- Lehn er, Hermann, prakt. Arzt, Frankenthal, staatsärztl. approb. 

- Leuohs, Jul., Direktord.bnkteriolog. Untersuchungsanstalt, WUrzburg. 

* - LiII, Hans, Stadtschularzt, WUrzburg. 

*- Linder, Christoph, Bezirksarzt, Kaufbeuren. 

- Löffler, Max, Landgerichtsarzt, Ober-Med.-Rat, Asohaffenburg. 

- Lorenz, Alois, prakt. Arzt, Aschaffenburg, staatsärztl. approb. 

• Lukas, Friedrich, Bezirksarzt, Staffelstein. 

- Lüst, August, Bezirksarzt a. D., Ober-Med.-Rat, Kaufbeuren. 

- Lutz, Pankraz, Bezirksarzt, Rottenburg in Nieder-Bayern. 

* - Maar, Friedr., Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Bad Kissingen. 

- Mädl, Emil, Bezirksarzt, Ebenberg. 

- Maokh, Karl, prakt. Arzt, Nördlingen, staatsärztl. approb. 

* - Mann, Friedr., Ob.-Reg.-Rat, Speyer. 

- M a r t i u 8, Eduard, prakt Arzt, München, Wiedenmeierstr. 81, staats- 

ärztl. approb. 

• M a r z e 11, Karl, Bezirksarzt a. D., Ob.-Med.-Rat, Münohen, Hess-Str. 48. 

- Maul, Karl, Bezirksarzt, Wertingen. 

* - Mayer, Karl, Bezirksarzt, Ober-Med.«Rat, Hersbruok. 

- Mayr, Ludwig, Bezirksarzt, München. 

* - Meier, Josef, Geh. San.-Rat, Ober-Med.-Rat im Ministerium des 

Innern, München. 

- Meixner, Ernst, prakt. Arzt, Liohtenfels, staatsärztl. approb. 

- von Merkel, Gottlieb, Ober-Med.-Rat a. D., Nürnberg, obere Pirk- 

beimerstr. 2. *) 

* - Merkel, Herrn., Universitäts-Professor, Landgeriohtsarzt, Münohen. 

* - Merkel, Sigm , Bezirksarzt, Ob.-Med-Rat, Nürnberg, Sulzbachstr.3. 

- Miller, Eugen, Ob.-Reg-Kat, Ansbach. 

- Miller, Ludwig, prakt. Arzt, Tannhausen, staatsärztlich approb. 

- Minderlein, Friedr., prakt. Arzt, Berolzheim, staatsärztl. approb. 

- Mirtlsperger, Anton, Bezirksarzt, Mallersdorf. 

- Mo eg es, Anton, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Tirschenreuth. 

- Molitoris, Hans, Universitäts-Professor, Ei langen. 

- Molitoris, prakt. Arzt in Kempten, staatsärztl. approb. 

- Müller, Joseph, Ludwig, prakt. Arzt, Münohen, Weberplatz, staats- 

ärztlioh approb. 

- Müller, Max, Bezirksarzt, Riedenburg. 

- Müller, Otto, ßezirksarzt, Bogen. 

- Mützel, Max, Bezirksarzt, Obervieohtach. 


*) Inzwischen verstorben. 



. NeumUller, Eduard, Bezirksarzt, Laufen a. S. 

Niederinaier, Georg, Bezirksarzt, Pfarrkirchen. 

Nothaass, Franz, Bezirksarzt, Roding. 

Überhofer, Michael, prakt. Arzt, Hollfeld B. A., Ebermannstadt, 
staatsärztl. approb. 

Obermayr, Mart., Joh., Ober-Regierungsrat, Augsburg. 
Oberweiler, August, Bezirksarzt a D., Ober-Med-Rat, Chiemsee. 
OohsenkUhn, Joseph, bezirksärztlioher Stellvertreter, Schwandorf. 
Oetter, Oskar, Direktor der Heil* und Pflegeanstalt Kutzenberg. 
Offensperger, Georg, prakt. Arzt, Oggersheim, staatsärztl. approb. 
Osohmann, Bruno, prakt. Arzt, Hammelburg, staatsärztl. approb. 
Osch mann, Max, bezirksärztl. Stellvertreter, prakt. Arzt, Euerdorf. 
Osohmann, Joseph, prakt. Arzt, Gräfendorf, B.A. Gemiinden, staats¬ 
ärztlich approb. 

Pauli, Rieh, jr., prakt. Arzt, Landau, staatsärztl. approb. 
Pfeiffer, Theodor, prakt. Arzt, Kleinwallstadt, staatsärztl. approb. 
Pischinger, Oskar, Sanitätsrat, Lohr a. M., staatsärztl. approb. 
Plaut h, Adolf, Bezirksarzt, Kusel. 

Preisendörfer, Peter, Bezirksamt a. D., Ober-Med.-Rat, Lohr a. M. 
Probst, Andreas, Bezirksarzt, Kötzting. 

Pilrkhauer, Heinrich, Bezirksarzt, Lindau. 

Putscher, Paul, Bezirksarzt, Schongau. 

Ratz, Karl, Bezirksarzt, Grafenau. 

Rauh, Gustav, Bezirksarzt, Uber-Med.-Rat, Erding. 

Rausoh, Karl, prakt. Arzt, Zweibrücken, staatsärztl. approb. 
Redenbaoher, Oskar, Landgerichtsarzt, Kempten. 

Ritter, Otto, Bezirksarzt, Weiden (Amt Neustadt). 

Rimpau, Wilhelm, Professor und Direktor der bakteriologischen 
Untersuchungsanstalt München. 

Rohm er, Theodor, Oberregierungsrat, Würzburg. 

Rothhammer, Friedrich, Bezirksarzt, Weilheim. 

Rüdinger, Gustav, Bezirksarzt, Markt—Heidenfeld. 

Russ, Kilian, Landgerichtsarzt, Hof. 

Sauerteig, Albert, Bezirksarzt, Nürnberg. 

Sobelle, August, Bezirksarzt, Bamberg. 

Sohenk, Hans, bezirksärztlicher Stellvertreter, Babenhausen. 
Sohlier, Josef, Bezirksamt, Med.-Rat, Lauf. 

Sohlotenloher, Hans, Hilfsarzt d B. A. Würzburg. 
Schmeissner, Max, Bezirksarzt, Kemnath. 

Schmid, Hans, Bezirksarzt, Ober-Med-Rat, Altötting. 

Schmid, Valentin, Hilfsarzt d. Landger. A., Augsburg, D 210. 

So h m id, Richard, prakt. Arzt, München, Maxim. 5, staatsärztl.approb. 
Schmidtlein, Fernst, Bezirksarzt in Beiingries (Oberpfalz). 
Sohmitt, Eduard, Bezirksarzt, Bergzabern. 

Sohmitt, Joseph, Bezirksarzt. Dillingen. 

Sohmitz, Reinhard, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Starnberg. 
Schnell, Gg., prakt. Arzt, Schönberg i. b. W., staatsärztl. approb. 
Schneller, Alb., Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Bamberg II. 

Sohön, Hubert, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Ingolstadt. 
Sohoener, Otto, Bezirksarzt, Lohr. 

Sohröfl, August» Bezirksarzt, Gemünden. 

Schub, Karl, Bezirksarzt, Vilshofen. 

Sohütz, August, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Straubing. 

Sohultz, Eduard, Landgorichtsarzt, Bamberg. 

Sohuster, Adolar, Hilfsarzt des Bezirksarztes, Stadt-Polizeiarzt, 
Augsburg C. 44. 

Schwab, Michael, Bezirksarzt, Sohwabmünchen. 

Schwink, Friedrich, Oberregierungsrat, Bayreuth. 

Sohwink, Fritz, prakt. Arzt, Hilfsarzt des Bezirksamtes der Stadt 
Nürnberg, Ebnersgasse 8, staatsärztl. approb. 

See los, Alois, Bezirksarzt a. D., Ober-Med.-Rat, Markt-Oberdorf. 
Seidel, Ludwig. Bezirksarzt, Kulmbaoh. 
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*Dr. Seid er er, Fritz, Bezirksarzt, München, Triftstr. 12. 

* - Seiftert, Gustav, Ober-Med.-Rat im Staatsministerium lUr soziale 

Fürsorge, München, Lipowskystr. 9. 

* - Sendtner, Ignaz, Bezirkarzt, Ober-Med.-Rat, Augsburg. 

- Sesar, Eduard, prakt. Arzt, Füssen, staatsärztl. approb. 

* - Sitzberger, Alois, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Passau. 

* - Siebert, Friedrich, Bezirksarzt, Kronaob. 

- Singer, Alfons, Bezirksarzt an der Gefangenenanstalt Lichtenau. 

* - Spi egel, Paul, Bezirksarzt, Ebermannstadt. 

- Spi es, Karl, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Bad Dürkheim. 

- Stappel, Wilhelm, Bezirksarzt, Obernburg. 

* - Stark, Emil, Stadtarzt, San.-Kat, Fürth. 

* - ' Stark, Friedrich, Bezirksarzt, Pegnitz. 

- Steichele, Martin, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Augsburg. 

- St ei die, Alois, Landgericbtsarzt, Landshut. 

- Steiger, Hanns, prakt. Arzt, Neu-Ulm, staatsärztl. approb. 

- Steininger, Joh., Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Regensburg. 

- Stengel, Hans, prakt. Arzt-, Würzburg. 

- Steudel, Karl, prakt. Arzt, Regensburg, staatsärztl. approb. 

- Steudemann, Albert, Polizeiarzt, München, Neuhauserstr. 33. 

* - Stix, Hans, Raim., Bezirksarzt, Fürth. 

- Stickel, Anton, Bezirksarzt, Füssen i. Allgäu. 

*- Stoolzel, Oskar, Landgericbtsarzt, Kaiserslautern. 

*- Stömmer, Otto, Oberregierungsrat, Regensburg. 

* - Stritzl, Wilhelm, Bezirksarzt, Mainburg. 

- Stumpf, Julius, Landgerichtsarzt, Ober-Med.-Rat, Univ.-Professor, 

Würzburg. 

*- Sutter, Friedrich, Bezirksarzt, Homburg. 

- Thiel, Karl, Bezirksarzt, Ebern. 

- Trzetziak, Hermann, Bezirksarzt, Karlstadt a. M. 

• Tremel, Hans, Bezirksarzt, Landau a. J. 

* - Uebl, Joseph, Bbzirksarzt, Amberg. 

* - Vierling, Gustav, Landgerichtsarzt, Weiden. 

• Viernstein, Theodor, Bezirksarzt, Gefängnisarzt, Straubing. 

- Voelkl. Oskar, Bezirksarzt, Berneck. 

- Vo gt II j>iln., Heinrich, prakt. Arzt, Kandel, staatsärztl. approb. 

- W ander, Ferdinand, bezirksärztl Stellvertreter, Dettelbach a. M. 

- Wal ln er, Otto, Med-Rat im Ministerium des Innern, München. 

- Weber, Emanuel, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Kelheim. 

- Weber, Jakob, Bezirksarzt, Kirchheimbolanden. 

- Weber, Klemens, Bezirks&rzt, Landshut. 

- Weokerle, Joseph, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Traunstein. 

- W e i g 1, Joseph, Bezirksarzt,, Hilpoltstein. 

* - Westermayer, Eugen, Bezirksarzt, Fürstenfeldbruck. 

* - Wiedemapn, Fritz, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Neu-Ulm. 

- Wiest, Franz, prakt Arzt, Lenggries, staatsärztl. approb. 

* - Wild, Georg, Bezirksarzt, Wunsiedel. 

- Win sau er, Friedrich, prakt. Arzt, Kleinheubach, staatsärztl.approb. 

* - Wiaterstein, Wilhelm, Bezirksarzt, Meirichstadt. 

- Wtirth, Fritz, prakt. Arzt, Jettingen, B. A.Giinzberg, staatsärztl.appr. 

* - Wunder, Karl, Bezirksarzt, Burglengenfeld. 

- Wurm, Stephan, bezirksärztlicher Stellvertreter, Haag, B. A. Wasser¬ 

burg a. Inn. 

- Zängerle, Max, Landgerichtsarzt, Amberg. 

- Zeitler, Fritz, prakt. Arzt, Wörth a. D., staatsärztl. approb. 

- Zeitler, Konrad, Bezirksarzt, Ober-Med.-Rat, Ebrach. 

- Zeit 1 mann, Ignaz, Bezirksarzt, Nördlingen. 

- Zimmer, Ernst, Landgerichtsarzt, Kaiserslautern. 

* - Zorn, Fritz, Bezirksarzt. Erlangen. 

*- Zweck er, Jakob, Bezirksarzt, Alzenau. 

~ Zwicknag!, Max, Landgericbtsarzt, Traunstein. 
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C. Sachsen. 

Dr. Arne mann, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Chemnitz (Land)* 

- Bo et er s, Reg.-Med -Rat, Bezirksarzt in Marienberg. 

- Bremme, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Loebau. 

- Eichhorn, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Glauchau. 

- Endler, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Dippoldiswalde. 

- Faoilides, San.-Rat und Gerichtsarzt in Plauen (Vogtland). 

- Franke, Reg.-Ued.-Rat, Bezirksarzt in Grimma. 

- Geyer, Landgerichtsarzt in Zwickau (Sachsen). 

- Geyer, Paul, II. Stadtarzt in Dresden (Striesen). 

- Hansel, Gericbtsarzt in Chemnitz. 

- Harms zum Spreckel, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Anns- 

berg (Erzgebirge). 

- Hauffe, Stadtbezirksarzt u. Stadtobermedizinalrat in Chemnitz. 

- Hertzsch, Ober-Med.-Rat, Reg.- und Med,-Rat in Leipzig. 

- Heyn, Reg.-Med.-Rat und ständiger Hilfsarbeiter beim 

Ministerium des Innern in Dresden. 

- Hoffmann, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Doebeln 

- Holz, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Leipzig-Gohlis. 

- Ilberg, Geh. Med.-Rat, Direktor der Heil- und Pflegeanstali 

in Sonnenstein bei Pirna. 

- Kind ler, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Flöha (Sachsen). 

- Klengel, Stadtarzt in Leipzig-Connewitz. 

- Klotz, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Zwickau (Sachsen). 

- Kookel, a. o. Professor, Direktor des Instituts für gerichtl 

Medizin in Leipzig. 

- Kr et ft, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Marienberg i. S. 

- Kuhn, Prof., Wissenschaft!. Leiter der Lingner-Stiftung, Dresden. 

- Leonhardt, Stadtbezirksarzt in Dresden. 

- Lutze, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Osobatz. 

- Müller, Anstaltsbezirksarzt in Stollberg (Erzgeb.). 

- Neumeister, Reg.-Med.-Rat; Bezirksarzt in Borna (Bei. 

Leipzig). 

- Paarmann, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Kamenz. 

- Petzhold, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Pirna. 

* - Pötter, Ober-Med.-Rat, Stadtbezirksarzt in Leipzig-Lindenau. 

- Reohholtz, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Freiberg. 

- Reichardt, Stndtarzt in Chemnitz. 

- Rösler, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Grofienhagen. 

- Sauer, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Bautzen. 

- Sohmidt, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Oelsnitz (Vogtland). 

- Schultes, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Auerbach (Vogtland). 

- Sohubart, Stadtbezirksarzt in Plauen (Vogtland). 

- Seelhorst, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Zittau. 

- Stahl, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Großenhain. 

- Streit, Ober-Med-Rat, Reg.- und Med.-Rat bei der Kreis- 

hauptmann8ohaft in Dresden. 

* - Thiele, Geh. Med.-Rat, Prof., Landesgewerbearzt in Dresden-A 

- T b i e r s e h, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Dresden. 

- T i e t z e, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Schwarzenberg (Sachs.). 

- Wen gier, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Plauen. 

- Werner, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Dresden-Blasewitz. 

- Zehlert, Reg.-Med.-Rat, Bezirksarzt in Chemnitz. 

D. Württemberg. 

Dr. Beok, Stadtarzt und Oberamtswundarzt in Ludwigsburg. 

- Betz, Oberamtsarzt in Caln. 

- Br ecke, Med.-Rat, Direktor der Lungenheilstätte in Ueberruh. 

- Bubenhofer, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Vaihingen (Enz). 

- B u d e r, Oberarzt an der Heil- und Pflegeanstalt in WinnentaJ. 

Post: Winnenden. 
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Dr. C am er er, Ober-Med.-Rat, Direktor der Heilanstalt in Winnen¬ 
tal und Ministerialberiohterstatter im Ministerium des Innern 
für das Gebiet des Irrenwesens. 

- Dentler. Oberamtsarzt in Wangen. 

- Draohter, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Crailsheim. 

- EsBig, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Ravensburg. 

- Finesh, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Tettnang. 

- Frioker, Med.-Rat, Oberamtsarzt In Nagold. 

- Fröhper, San.-Rat, Oberamtsarzt in Balingen. 

* - Gastpar, Prof., Stadtarzt in Stuttgart. 

- Georgii, Med-Rat, Oberamtsarzt in Geislingen (Steige). 

- Gerlaoh, Oberamtsarzt in Gmünd. 

* - Gnant, Ober-Med.-Rat, ärztlicher Berichterstatter für das 

Gesundheitswesen im Ministerium des Innern in Stuttgart. 

- GUnzler, Cberamtsarzt in Tuttlingen. 

- Gutekunst, Oberarzt an der Heil- und Pflegeanstalt in 

Weiflenau. • 

- Haag, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Heilbronn (Neckar). 

- Haaga, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Aalen. 

* - Haffner, Oberamtsarzt in Langenburg. 

- Heller, Med-Rat, Oberamtsarzt in Backnang. 

- Herr mann, Oberamtsarzt in Hall. 

- Hoffmann, Oberarzt an der Heil- u. Pflegeanstalt in Zwiefalten. 

- Holzapfel, Oberamtsarzt in Ellwangen. 

- Kauffmann, Oberamtsarzt in Göppingen. 

- Ko oh, Direktor der Heil- und Pflegeanstalt in Pfillingen. 

* - Köstlin, Ober-Med.-Rat, Stadtdirektionsartft in Stuttgart. 

- Kommereil, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Cannstatt. 

- Krimmel, Med.-Rat, Direktor der Heil- und Pflegeanstalt 

in Weißenau. 

- Kurrer, Oberamtsarzt in Horb (Neckar). 

- Lechler, Oberamtsarzt in Herrenberg. 

- Lörohner, Oberamtsarzt in Biberach. 

- Ludwig, Med.-Rat, Oberamtsarzt a. D. in Leonberg. 

- Luib, Oberamtsarzt in Mergentheim. 

- Lutz, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Saulgau. 

- Maas, Oberamtsarzt in Rottweil. 

- Maisch, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Oehringen. 

- Mayer, Oberamtsarzt in Böblingen. 

- Mi ßmahl, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Riedlingen. 

- Muntzsoh, Oberamtsarzt in Neresheim. 

- Paulus, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Heidenheim (Brenz). 

- Pfäffiin, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Nürtingen. 

- Pfleiderer, Oberamtswund- und Stadtarzt in Knittlingen. 

- v. Rembold, Medizinaldirektor a. D. in Stuttgart. 

- Rembold, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Waldsee. 

- Romberg. Med.-Rat, Oberamtsarzt a. D. in Nürtingen. 

- v. Soheurlen, Ministerialrat und Vorstand des medizinischen 

Landesuntersuchungsamts in Stuttgart. 

- Sohmidt, Oberamtsarzt in Tübingen. 

- Sohott, Oberamtsarzt in Eßlingen 

- Sohwarzkopf, Stellv. Stadtdirektiopsarzt in Stuttgart. 

- Sorg er, Oberamtsarzt in Oberndorf. 

- Staig er, San.-Rat, Leiter der Irrenabteilung an der Straf¬ 

anstalt Hoheu-Asperg in Asperg. 

- Staudenmayer, Med.-Rat, Überamtsarzt in Ludwigsburg. 

- Steinbrüok, Med.-Rat, Oberamtsarzt in Reutlingen. 

- Steinhausen, Oberamtsarzt in Oehringen. 

- StUtzle, prakt. Arzt in Mergentheim, staatsärztl approb. 

- Vill inger, Oberamtsarzt in Besigheim. 

- Walz, Ober-Med.-Rat, Prosektor am Katharinenhospital in 

Stuttgart. 
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Dr. Weinland, Oberarzt an der Heil- und Pflegeanstalt 
Sehusaenried. 

* - Zoeppritz, Oberamtsarzt in Cannstatt. 

E. Baden. 

*Dr. Baader, Med.-Rat, Bezirksarzt in Freiburg (Breisgau). 

- Barth, Bezirksarzt in Villingen. 

- Baumann, Bezirksarzt in Buchen. 

- Bopp, Bezirksarzt in Tauberbischofsheim. 

- Bruch, Bezirksarzt in Durlach. 

* - Compter, Med.-Rat, Bezirkßarzt in Rastatt. 

- Croiuant, Bezirksarzt in Adelsheim. 

- Dörner, Bezirksarzt in Ettenheim. 

- Dörner, Med.-Rat, Bezirksarzt in Schopfheim. 

- Eberle, Med.-Rat, Bezirksarzt in Karlsruhe. 

- Eckert, Mod.-Rat, Bezirksarzt in Waldkirch (Breisgau). 

- Ernst, Bezirksarzt in Wiesloch. 

- Guttenberg, Med.-Rat, Bezirksarzt in Freiburg (Breisgau). 

- Heoker, Geh. Med.-Rat u. Reg.-Med.-Rat a. D. in Gengenbach. 

- Henrioi, Med.-Rat, Bezirksarzt in Schwetzingen. 

- Holl, Med.-Rat, Bezirksarzt in Heidelberg. 

- Kaiser, Geh. Med.-Rat, Bezirksarzt in Karlsruhe. 

- Kautzmann, Ober-Med.-Rat im Ministerium des Innern in 

Karlsruhe. 

* - Kossel, Geh. Hofrat, Professor der Hygiene in Heidelberg. 

- Kramer, Med.-Rat, Bezirksarzt in Ettlingen. 

- Kroeil, Geh. Hofrat, Bezirksarzt a. D. in Lahr. 

*- Lefbolz, Med.-Rat. Bezirksarzt in Emmendingen. 

- Mayer, Med.-Rat, Bezirksarzt in Pforzheim. 

- Meeß, Med.-Rat, Bezirksarzt in Wertheim. 

- Popp, Med.-Rat, Bezirksarzt in Säkkingen. 

- Riffel. Med.:Rat, Anstaltsarzt bei dem Landgefängnis und 

der Weiberstrafanstalt in Bruchsal. 

- Satori, Bezirksarzt in Oberkirch. 

- S oh leid, Med.-Rat, Bezirksarzt in Mannheim. 

- Schöning, Med.-Rat, Bezirksarzt in Donaueschingen. 

- Seitz, Med.-Rat, Bezirksarzt in Eberbach. 

- Sprauer, Bezirksarzt in Stockach. 

- Stengel, Bezirksarzt in Lahr. 

- Thomann, Med.-Rat. Bezirksarzt in Baden-Baden. 

- Thomen, Med.-Rat, Bezirksarzt in Heidelberg. 

- Walther, Bezirksarzt in Neustadt (Baden). 

- Warth, Med.-Rat, Bezirksarzt in Mülheim. 

- Weber, Bezirksarzt in Schönau a. d. W. 

- Wipper mann, Med.-Rat, Bezirksarzt in Mosbach. 

- Wohlfahrt, Med.-Rat Bezirksarzt in Offonburg. 

- Zix, Med.-Rat. Bezirksarzt in Mannhein. 


F. Hessen. 

Df. Baiser,* Geh. Ober-Med.-Rat und Vortragender Rat in der 
Min.-Abt. für öffentliche Gesundheitspflege in Darmstadt. 

- Baiser, Amtsarzt in Bad Salzhausen. 

- Best, Mod.-Rat, Kreisarzt in Schotten. 

- Engau, Amtsarzt in Darmstadt. 

- Fresenius, Med.-Rat, Kreisarzt in Büdingen (Oberhessen). 

- Groos, Geh. Ober-Med.-Rat und Vortragender Rat in der Min.- 

Abt. für öffentliche Gesundheitspflege in Darmstadt. 

- Heid, Kreisarzt in Heppenheim i. B. 

- Heinrioy, Med.-Rat. Kreisarzt in Bingen. 

- Jaup, Med.-Rat, Kreisarzt in Erbach (Odenwald). 
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Dr. K o e n i g e r, Med.-Rat, Kreisarzt in Offenbach (Main). 

- Kuochel, Amtsarzt in Worms. 

- Lang er mann, Kreisarzt in Darmstadt. 

- Martin, Amtsarzt in Offenbach (Main). 

- Nebel, Med.-Rat, Kreisarzt in Friedberg. 

- Sohäffer, Med.-Rat, Kreisarzt in Worms. 

- Sohäffer, Med.-Rat, Kreisarzt in Mainz. 

- Schwan, Med.-Rat, Kreisarzt in Dieburg. 

- Stigoll, Med.-Rat, Kreisarzt in Oppenheim. 

- Schiippert, Amtsarzt in Gießen. 

- Wagner, Kreisarzt in Groß-Gerau. 

- Walgor, Med.-Rat, Kreisarzt in Gießen. 

- W i 11 m a n n, Amtsarzt in Lauterbaoh. 

- W e n g 1 e r, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Groß-Gerau. 

- Zinßer, Med.-Rat, Kreisarzt in Alsfeld. 

G. Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz u. Oldenburg. 

Dr. Barnstedt, Ober-Med.-Rat, Großherzogi. Leibarzt und Amts¬ 
arzt in Oldenburg. 

- Buschmann, Med.-Rat, Kreisarzt in Parchim. 

- Dannien, Med.-Rat, Kreisarzt in Malchin. 

* - Dugge, Med.-Rat, Kreisarzt u. Privatdozent in Rostock. 

- Elfeldt, Med.-ltat, Kreisarzt in Güstrow. 

- Giesler, Med.-Rat, Physikus in Eutin. 1 ) 

- Günthor, Med.-Rat, Kreisarzt in Hagonow. 

- Heinz, Med-Rat, Amtsarzt in Vechta. 

- Möhlfeld, Med.-Rat, Amtsarzt in Delmenhorst. 

- Po eck, Kreisarzt in Gnoien. 

* - Rosenow, Med.-Rat, Landesarzt in Eutin. 

* - Schlaeger, Ob.-Med.-Rat, Landphysikus u. Landgerichtsarzt 

in Oldenburg. 

- Schmidt, Ober-Med,-Rat, Landesarzt in Idar. 

- Schrakamp, Med.-Rat, Kreisarzt in Schönberg. 

* - Stein, Med.-Rat u. Referent für Med.-Angeleg. im Ministerium 

in Neustrelitz. 

- Unruh, Med.-Rat, Kreisarzt in Wismar. 

- Viereok, Med.-Rat, Kreisarzt in Ludwigslust. 

- Wilhelmi, Med.-Rat, Kreisarzt in Schwerin. 

ff. Thüringen. 

Dr. Berthot, Geh. San.-Rat, Pphysikus in Hildburghausen. 

- Beyer, San.-Rat, Bezirksarzt in Altenburg. 

- Biedermann, Hans, Assistent an der Chirurg. Klinik in Jena, 

staatsärztl. approb. 

- Bonde, Med.-Rat, Kreisarzt in Roda. 

- Franke, Med.-Rat, Bezirksarzt in Woltershausen. 

- Frey bürg, Geh. San.-Rat, Physikus in Meiningen. 

- Giese, Med.-Rat, a. o. Professor, Bezirksarzt in Jena. 

- v. d. Goltz, Bezirksarzt in Dornburg. 

- Graef I, Geh. S »n.-Rat, Physikus in Frankenhausen (Kyffh.). 

- Gumprecht, Prof., Geh. Med.-Rat in Weimar. 

- Helbaoh, Geh. Med.-Rat u. Med.-Referent in Rudolstadt. 

- Hesse, San.-Rat, Bezirksarzt in Eisenaoh. 

* - Jänicke, Med.-Rat, Bezirks- und Stadtarzt in Apolda. 

- Jahn, stellvertr. Bezirksarzt in Bürgeln. 

- Kessler, prakt. Arzt in Gotha, staatsärztl. approb. 

- Kiel, Med.-Rat, Bezirksarzt in Budstädt. 

- Knopf, Geh. Med.-Rat, Bezirks- u. Landgerichtsarzt in Weimar. 

- Kreissmann, Geh. San.-Rat, Physikus in Sonneberg. 


l ) Inzwischen verstorben. 
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Dr. Kühn, Bezirksarzt in Neustadt a. Orla. 

- Kutsohbaoh. San .-Rat, Bezirksarzt in Kahla. 

- Löber, Med.-Rat, Bezirksarzt in Vacha. 

- Lorentz, San.-Rat, Bezirksarzt a. D. in Luoka. 

* - Miohael, Med.-Rat, Bezirksarzt in Ilmenau. « 

- Nachtigall, Med.-Rat, Bezirksarzt in Bad Berka. 

*- Neuhaus, Reg.- und Med.-Rat, Oberstabsarzt a. D. Bezirksarzt 
ln Gera. 

- Noack, Bezirksarzt in Gotha. 

- Nützenadel, Geh. Med.-Rat in Altenburg. 

- Ol off, Bezirksarzt in Auma. 

* - Osswald, Geh. Med.-Rat, Reg.- und Med.-Rat und Kreisarzt 

in Sondershausen. 

* • Pfeifer, Med.-Rat, Bezirksarzt in Weida. 

• Renner, Med.-Rat, Bezirksarzt in Tiefennot. 

- Rüdel, San.-Rat, Bezirksarzt in Weimar. 

Sarnow, Med.-Rat, Bezirksarzt in Eisenach. 

- Sartorius, stell ertr. Bezirksarzt in Großrudestedt. 

- Schräder, Bezirksarzt in Allstedt. 

• Schultheiß, Bezirksarzt in Gerstungen. 

- Sie bürg, Bezirksarzt in Ostheim v. d. Röhn. 

- Sorge, Geh. San.-Rat, Bezirksphysikus in Königsee (Thür.). 

- Spann, Stadtarzt in Greiz. 

- Stapff, Bezirksarzt in Dermbaoh (Feldabahn). 

- Stüler, Med.-Rat, Bezirksarzt in Ohrdruf. 

- To eile, Med.-Rat, Kreisarzt in Amstadt. 

- Wegen er, Med.-Rat, Physikus in Salzungen. 


I. Anhalt und Braunschweig. 

Dr. Beokhaus, San.-Rat, Physikus a. D. in Königslutter. 

- Bielski, San.-Rat, Kreisarzt in Zerbst. 

- Dibbelt, Kreisarzt in Halberstadt. 

- Engel, San.-Rat, Kreisarzt in Wolfenbüttel. 

- Engelbrecht, Geh. Med-Rat in Braunsohweig. 

- E 81 e b e n, Geh. Med.-Rat, Kreisarzt in Beraburg. 

- Haars, Kreisarzt in Lutter (Barenberg). 

- Kl au der, Med.-Rat, Kreisarzt a. D. in Dessau. 

- Kloeppel jun., Kreisarzt in Blankenburg (Harz). 

- Müller, Med.-Rat, Kreisarzt in Braunschweig. 

- Oehmke, Med.-Rat, Kreisarzt in Dessau. 

* - Roth, Ober-Med.-Rat, Med.-Referent und ordentl. Mitglied des 
Medizinalkollegiums in Braunschweig. 

- Schäohe. Reg.- und Med.-Rat in Dessau. 

- Sohulze, Kreisarzt in Holzminden. 

- Stamm, prakt. Arzt in Braunschweig, staatsärztl. approb. 

- Weinberg, Med.-Rat, Kreisarzt in Cöthen. 

- Zimmer, San.-Rat, Kreisarzt in Gandersheim. 

K. Lippe, Schautnburg-Lippe und Waldeck. 

Dr. Bure har d, Med.-Rat, Kreisphysikus in Büokeburg. 

- Carius, San.-Rat, Kreisarzt in Detmold. 

- Deetz, Med.-Rat, Hofrat, Oberlandphysikus in Arolsen. 

- Gottsohalk, San.-Rat, Kreisarzt in Salzuflen. 

- Lambreoht, Med.-Rat, Kreisphysikus in Stadthagen. 

- Stemann, Geh. Holrat und Med.-Rat in Detmold. 

- Theopold, Geh. San.-Rat, Med.-Rat, Kreisarzt in Blomberg 

(Lippe). 

- Vogt, Kreisarzt in Arolsen. 

- Wichmann, San.-Rat, Kreisarzt in Pyrmont. 
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Freie und Hansastfidte. 

Dr. Beoker-Glauoh, Gerichtsarzt in Bremen. 

- Bohne, Amtsphysikus in Bergedorf. 

- Bulle, Amtsphysikus in Cuxhaven. 

- Hasohe-Klünder, Physikus in Hamburg. 

- Maes, Prof., Physikus, Mitglied des Med.-Koll. in Hamburg. 

- Pfeiffer, Prof, und Präsident des Landesgesundheitsamtes 

in Hamburg. 

* - Reuter, a. o. Prof., Physikus u. Geriohtsarzt in Hamburg. 

- Riedel, Med.-Rat, Physikus in LUbeok. 

- Sannemann, Prof., Reg.-Rat, Hafenarzt in Hamburg. 

- Schwarz, Physikus und Geriohtsarzt in Hamburg. 

* - Sieveking, Professor, Physikus und Stadtarzt, Mitglied des 

Medizinalkollegiums in Hamburg. 

- Späthe, Arthur, Hilfsarzt des Hafenarztes in Hamburg. 

- Tjaden, Prof., Ober-Med.-Rat, Geschäftsführer des Gesund¬ 

heitsamtes und Direktor der bakteriologiBohen Instituts in 
Bremen. 

- We idanz, Kreisarzt in Bremen. 


Außerdem: 

*Dr. Ewald, Stadtarzt in Trier. 

- Hadlich, komm iss. Kreisarzt in Marienberg (Reg.-Bezirk 

Wiesbaden). 

- Lewy, Kreis- und Stadtraedizinalrat in Berleburg (Westfalen). 

- Stade, Stadtarzt in Danzig. 

- Wollenberg, Geh. Med-Rat, a. o. Professor, Direktor des 

psychiatrischen Klinik in Breslau. 
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Geschäftsbericht 

über die 

MSmattm fts PrfHJBiscnen üMtzinaibsüittnverehs 

NT 1920. 


Die Mitgliederzahl hat sich leider teils durch Tod teils durch 
Austreten verringert, so daß ihre Zahl nur 267 gegen 277 im 
Vorjahre betragen hat. An Jahresbeiträgen sind nur 2845 M 
gegen 2990 M im Jahre 1919 gezahlt worden. Außerdem sind 
an einmaligen außerordentlichen Spenden der Stiftung 445 M 
zugewandt, darunter 294 M von dem früheren Verein der 
Medizinalbeamten im Regierungsbezirk Marienwerder. Von den 
neuangestellten Kreisärzten und Kreisassistenzärzten sind leider 
nur 4 in Berlin der Stiftung neu beigetreten. Der Gesamteinnahmc 
an Beiträgen und Spenden von rund 3290 M steht eine Ausgabe 
von 1900 M für Unterstützungen gegenüber, die in Beträgen 
von 200 bezw. 300 M an 7 Witwen von Medizinalbeamten 
gewährt sind. 

Die Jahresrechnung schließt ab wie folgt: 

a. Eiuiiahuie. 


Mitfliederbeitrüge und einmalige Gaben .... 3290,61 M 
Zinsen der Finger'Stiftung nach Abzug der 10 ^ 

Kapitalertragssteuer. 135,00 „ 

Sonstige Zinsen nach Abzug der 10 °|o Steuer . . 127,83 „ 

Zinsen der Wertpapiere nach Abzug der 10 ®jo Steuer 1944,00 „ 
Zurückgezahlte Erbschaftssteuer für die Fi nger-Stiftung 360,00 „ 

Zusammen: 5857,44 M 

I). Ausgabe*. 

Gewahrte Unterstützungen. 1900,00 M 

Porto, Drucksachen, Hinterlegungs- und Bank¬ 
gebühren usw. 163,38 „ 2063,38 „ 

Verbleibt Bestand am 31. Dezember 1920: 3794,06 M 

Dazu der Kaasenbestand am 1. Februar 1920: 3108,60 „ 

Gesamtbestand am 31. Dezember 1920: 6902,66 M 






Das Vermögen der Stiftung betragt am 31. Dezember 1920 
insgesamt 45735,66 M und zwar: 


1. Zinstragende Wertpapiere: Nennwert Kurswert 

3M| °| 0 Preußische Staatsanleihe. 10000 M 5 390,00 M 

4°| 0 „ „ . 14 000 ,, 8750,00 „ 

4 °| 0 Deutsche Reichsanleihe. 2 000 v , 1324,00 „ 

4 °| 0 Westfälische und Pommersche Provinzialanleihe 3000 „ 2 783,00 „ 

5 0 |q Deutsche Reichsanleihe. 22 000 „ 17 050,00 „ 

Deutsche Sparprämienanleihe . . . 4 000 „ 3 536,00 „ 


Zusammen: 55 000 M 38833,00 M 
2. Kassenbestand:. 6 902,66 „ 


Zusammen: 55 000 M 45 735,66 M 

Vermögensbestand am 1. Februar 1920: 55 000 „ 42007,60 „ 

,, am 31. Dez ember 1920: 55 000 „ 45 735,66 „ 

Mithin mehr: 3 728,06 M 


Der Kurswert der Wertpapiere hat sich nur unbedeutend 
um 66 M vermindert, dagegen hat sich der Kassenbestand, der 
bei der Dresdner Bank und bei der Sparkasse in Gütersloh 
untergebracht ist, um 3794,06 M vermehrt. 

Die 24 000 M der 3'|j 0 | 0 und 4°|o Preußischen Staatsanleihe 
und die 24 000 M der 4 und 5 °|o Reichsanleihe sind auf den 
Namen des Preußischen Medizinalbeamtenvereins in das Staats- 
bezw. Reichsschuldbuch eingetragen, wahrend 3 000 M Provinzial- 
und 4 000 M Deutsche Sparprämienanleihe bei der Dresdner 
Bank Filiale Gütersloh hinterlegt sind. Nach Abzug der 10 % 
Kapitalertragsteuer beläuft sich der jährliche Zinsertrag der 
Wertpapiere auf 1989 M. 

Die Abrechnung mit allen Belegen ist von den Herren 
Kreisärzten Med-Rat Dr. Bundt und Med-Rat Dr. Hillenberg 
in Halle a /Saale geprüft und richtig befunden. 

Nachdem im Berichtsjahre Herr Geh. Med.-Rat Professor 
Dr. Rapmund den Vorsitz des Preußischen Medizinalbeamten¬ 
vereins niedergelegt hat, ist auf den Unterzeichneten Vorsitzenden 
des Preußischen 'Medizinalbeamtenvereins auch der Vorsitz des 
Vorstandes der Jubiläumsstiftung übergegangen. 

Den Herren Regierungs- und Medizinalräten spricht der 
Vorstand für das Wohlwollen und Interesse, das sie wie bisher 
stets der Stiftung zugewandt haben, seinen herzlichen Dank aus. 

Jena und Gütersloh, im April 1921. 

Der Vorstand, 

I. A. 


Dr. Wodtke, Geh. Med.-Rat Dr. Schlüter, Geh. Med.-Rat 

Vorsitzender. Schrift- u. Kassenführer. 
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(Preußen) 103, Verkehr außerhalb der Apotheken (Thüringen) 119. 

Bäder, Nutzbarmachung für Minderbemittelte (Preußen) 46, Untersagung de? 
Betriebes (Rspr.) 69. 

Beamte, Urlaub (Preußen) 62, Dienstalter (Preußen) 70, Ehrenämter (Preußen) 105. 
Bleiarbeiter, Untersuchung (Preußen) 64. 

Borsäure, Krabbenkonserven (Preußen) 40. 

Cholera, Bekämpfung (Preußen) 40. 

Desinfektion, nene Vorschriften (Preußen) 49. 

Dieiwtaltcr (Preußen) 70. 

Diensteinkommen (Deusches Reich) 9, (Preußen) 28, 39, 54, 62, 82, 106. 
Dienstgeschäfte, Wiederaufnahme der während des Krieges ruhenden (Preußen) 72. 
Dienstzeit, pensionsfähige (Preußen) 9, 71, (Deutsches Reich) 81. 

Diphtherie, Zulassung von Bazillenträgern zur Schule (Preußen) 56. 

Bhe, Scheidung (Rspr.) 5. 

Empfängnis, Ankündigung von Mitteln zur Verhütung (Rspr.) 75. 

Fleckfleber, Bekämpfung (Preußen) 40. 

Feuerbestattung (Sachsen) 35. 

Gebühren für Kreisärzte (Preußen) 9, Untersuchung von Beamten (Preußen) & 
Impfungen (Preußen) 46, (Bayern) 69, Leichenschau (Württemberg) 48. 
Ablieferung (Preußen) 49, 82, Schreibgebühren (Deutsches Reich) 69, Be¬ 
sichtigung von Strafanstalten (Preußen) 71, ärztliche (Bayern) 92, Zeugnis* 
zur Aufnahme in Irrenanstalten (Preußen) 93, der Aerzte in gerichtucbea 
Angelegenheiten (Preußen) 107. 

Oeheunnuttel, Rad Jo (Rspr.) 1, (Preußen) 56. 
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Gerichteärztliche Ausschüsse (Preußen) 59, 91, 100. 

Geschlechtskrankheiten, Aufklärungsschrift (Preußen) 102. 

Gesundheitsbericht (Preußen) 28, 59. 

Hebammen, Lehrbuch (Preußen) 2, Zurücknahme des Prüfuogsseugnisses(Bspr.)4ö, 
Nachprüfung (Preußen) 40, 48, Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
. (Sachsen) 118 

Heilanstalten, militärische (Preußen) 25. 

Heilgewerbe, Freigabe (Rspr.) 69. 

Heilkunde, Genehmigung von Unterrichtsanstalten (Prenßen) 118. 

Hygiene, Volksbelehrung (Preußen) 10. 

Impfung, Gebühren (Preußen) 46, (Bayern) 59, Zuständigkeit der Ortspolizei 
(Rspr.) 97. 

Influenza (Preußen) 28, 72. 

Interalliierte Ausschüsse, ärztliche Versorgung (Preußen) 68. 
Invalidenversicherung, Abänderung des Gesetzes (Deutsches Reich» 76. 

Krabbenkoiiserven, Borsäure (Preußen) 40. 

Kraftwagenführer, Untersuchung (Preußen) 65. 

Krankenanstalten, Statistik (Preußen) 98. 

Krankenkassen, Zulassung von Zahntechnikern (Preußen) 108. 

Krankenpfleger, Schutz vor Tuberkulose (Deutsches Reich) 41, staatliche Prüfung 
(Preußen) 107. 

Krankheiten, übertragbare, Bekämpfung (Preußen) 7, 8, (Lippe) 19, Porto für 
Mitteilungen (Preußen) 48, 55, Versandgefäße für infektiöses Material (Preußen) 
80, ärztliche Anzeigen (Sachsen) 94. 

Krebsmerkblatt (Preußen) 93. 

Kreisärzte, Mitwirkung auf dem Gebiet des Wohnunga- und Siedlungswesens 
(Preußen) 7, Prüfungsordnung (Preußen) 29, 71, Entsendung zu Kongressen pp. 
(Preußen) 68, Dienststellung (Lippe) 95. 

Kreisphysiker, Ruhegehalt (Preußen) 88, 91. 

Landesgesundheitsrat (Preußen) 57, 97, 99. 

Leichenschau (Rspr.) 5, (Berlin) 104, Gebühren (Württemberg) 48, (Bayern) 104. 

Medizinal beamte, Besoldungsdienstalter (Preußen) 117. 

Nervöse, Fürsorge (Preußen) 34. 

Opiamabkomnten (Deutsches Reich) 37. 

Pocken, Diagnose nach Paul (Preußen) 68. 

Präservativs, Verbot der Hausarbeit (Deutsches Reich) 42. 

Provinzialanstalten, Besichtigung (Preußen) 72 
Psychopathen, Fürsorge (Preußen) 34. 

Battenplage, (Preußen) 102. 

Rnhegenalt, Versorgungszuschläge (Preußen) 6, der Regierungs- und Medizinal¬ 
räte (Preußen) 69. 

Schlafkrankheit, (Preußen) 28, 72. 

Sehule, Zulassung von Bazillenträgern (Preußen) 56. 

Serum, Preis (Preußen) 89. 

Sozialhygiene, Akademien (Preußen) 55. 

Statistik, Krankenanstalten (Preußen) 93. 

Stempelsteuer (Preußen) 39. 

Tagegelder (Preußen) 61, 91. 

Thermometer, Prüfung (Deutsches Reich) 53, 105. 

Tuberkulose, 8chutz der Krankenpfleger (Deutsches Reich) 41, Ausbau der Für- 
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sorge (Preußen) 42, Beihilfen zur Bekämpfung (Preußen) 79, (Bayern) 104, 
ärztliche Anzeigen (Sachsen) 94. 

Y olksgesund heit, Förderung (Bayern) 48. 

Weine, saponinhaltige (Preußen) 8. 

Wochenhilfe und Woebenfürsorge (Deutsches Reich) 78. 

Wohlfahrtspflegerinnen, staatl. Prüfung (Preußen) 13. 

Wohnnngs- und Siedlungswesen, Mitwirkung der Kreisärzte (Preußen) 7. 

Zahnärzte. Approbation (Preußen) 55, Prüfungsordnung (Preußen) 93. 
Zahntechniker, Zulassung bei Krankenkassen (Preußen) 103. 



Rechtsprechung u. Medizinal- 
Gesetzgebung 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte 

Nr. 1. 5. Januar. 1921. 

Rechtsprechung. 

Unzulässige Ankfindlpng des Mittels Bad Jo gegen Schwanger- 
schaftsstörungen. Urteil des Kammergerichts za Berlin vom 
18. Juni 1918. 

Die Verurteilung der drei Angeklagten wegen Uebertretung der Polizei« 
Verordnung des Begierungspräsidenten zu Wiesbaden vom 18. September 1902 
(Amtsbl. Frankfurt a. M. S. 472) läßt eine Verletzung sachlichen Bechts nicht 
erkennen. 

Das gegen die Angeklagten angewendete Verbot im § 4 der Polizei* 
Verordnung bezieht sich nicht ausschließlich auf Anzeigen solcher Personen, 
welche die Heilkunde gewerbsmäßig ausüben, ohne hierzu gemäß § 29 Qew.*0. 
approbiert zu sein, sondern auf jedermann, der Gegenstände, Vorrichtungen, 
Methoden oder Mittel, welche zur Verhütung, Linderung oder Heilung von 
Menschen« oder Tierkrankheiten bestimmt sind, öffentlich ankündigt. Das folgt 
aus der allgemein gehaltenen Fassung der Vorschrift und dem Umstande, daß 
die Polizeiverordnung in Verfolg des Ministerialerlasses vom 7. April 1903 durch 
keinerlei Ueberschrift ergänzt ist, aus der eine Beschränkung des Verbots auf 
die Anzeigen von nicht approbierten Heilgewerbetreibenden entnommen werden 
könnte. Hiernach ist das Berufungsgericht zutreffend davon ausgegangen, daß 
die Angeklagten, obwohl sie erkennbar die Heilkunde gewerbsmäßig nicht aus- 
geübt haben, durch die Ankündigung der Schrift: „Intimes für Eheleute und 
und ein intimer Briefwechsel“ im Morgenblatt der Frankfurter Zeitung vom 
20. März 1916 gegen den § 4 der Polizei Verordnung verstoßen konnten. Soweit 
in dieser Bestimmung die öffentliche Ankündigung der bezeichneten Gegen¬ 
stände usw. verboten ist, wenn ihnen über ihren wahren Wert hinausgehende 
Wirkungen beigelegt werden, bestehen gegen ihre Bechtsgültigkcit keine Be¬ 
denken. Da die Strafkammer eine Uebertretung des Verbots nur nach dieser 
Bichtang hin festgestellt hat, ist das Berufungsurteil auch dieserhalb nicht zu 
beanstanden. 

Die Angeklagten sind verurteilt, weil sie ein „Bad Jo“ genanntes Mitte 
öffentlich angekündigt haben sollen. Wenngleich dieses Mittel in der Anzeige 
in der Frankfurter Zeitung nicht ausdrücklich benannt ist, wie die Strafkammer 
festgestellt hat, so konnte seine öffentliche Ankündigung doch bedenkenfrei 
angenommen werden, da in der Anzeige auf die das Mittel anpreisende. Öffentlich 
erschienene und für jedermann auf Verlangen erhältliche Schrift hingewiesen 
und diese dadurch zum Bestandteil der Anzeige geworden ist. 

Das Landgericht stellt fest, daß das Mittel Bad Jo nach dem Inhalt der 
Anzeige und der Schrift dazu bestimmt ist, die bei Schwangerschaft und Ge¬ 
burt häufig auftretenden Störungen hintanzuhalten oder zu beseitigen. Diese 
Feststellung rechtfertigt die Annahme, daß das Mittel zur Verhütung oder Be¬ 
seitigung von Menschenkrankheiten bestimmt war. Die von dem Verteidiger 
des Angeklagten F. aus der Ansicht der Strafkammer über die Natur von 
Schwangerschaft und Geburt als naturgemäße Vorgänge im Leben der Frau 
hergeleitete Büge der unrichtigen Anwendung des Verbots geht sonach fehl. 

Zur Bechtfertigung des gegen den Angeklagten F. ergangenen Urteils 
verweist die Strafkammer auf den § 20 des Preßgesetzes, eine Verletzung dieser 
Vorschrift ist nicht ersichtlich. Das Berufungsgericht sieht offenbar als er* 
wiesen an, daß F. in seiner Eigenschaft als für den Inseratenteil verantwort* 
lieber Bedak'eur die Aufnahme der Anzeige in die genannte Nummer der 
Frankfurter Zeitung veranlaßt und dabei aus Fahrlässigkeit das Verbot im § 4 
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der Polizeiverordnung übertreten hat; die Fahrlässigkeit findet das Berufung»* 
gericht darin, daß der Angeklagte es bei der Aufnahme der Anzeige an hin¬ 
reichender Aufmerksakeit hat fehlen lassen, andernfalls hätte er erkennen müssen, 
daß dem Mittel Bad Jo über seinen wahren Wert hinausgehende Wirkungen 
beigelegt wnrden. ln diesen Darlegungen des Berufungsgerichts ist ein Rechts¬ 
irrtum nicht zu finden. Die Ausführung der Revision, daß der Angeklagte die 
Anzeige ohne Kenntnis und Verständnis ihres Inhalts in dem von ihm geleiteten 
Teil der Frankfurter Zeitung aufgenommen habe, daß deshalb die Vorschrift 
des § 20 Preßges. nicht anwendbar sei, und daß für eine Bestrafung aus § 21 
die gesetzlichen Voraussetzungen nicht vorlägen, geht fehl. Der Grundsatz 
des Reichsgerichts, daß eine Bestrafung unter Mitanwendung des § 20 Abs. 2 
Preßges. eine mit Kenntnis und Verständnis des Inhalts erfolgte vorsätzliche 
Veröffentlichung voraussetze, bezieht sich nur auf vorsätzliche Straftaten: für 
fahrlässige Straftaten, wie hier eine festgestellt ist, muß er naturgemäß außer 
Betracht bleiben. Hat aber die Strafkammer hiernach mit Recht angenommen, 
daß die Tat des Angeklagten nach § 20 des Preßgesetzes zu beurteilen sei, so 
kommt es auf den Strafausschließungsgrund in § 21 Abs. 2 daselbst nicht an. 


Medizinal-Gesetzgebung. 

/ Preußen. 

/ Neuauflage des Hebammenlehrbuches. Erlaß des Ministeriums 
/ für Volks Wohlfahrt vom 26. November 1920 — I M II 2814 — 
an sämtliche Herren Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten. 

Da die Neuanflage des Hebammenlehrbuches 1918 schon seit 
längerer Zeit vergriffen ist, habe ich anf Grund eingehender Beratungen mit 
einer Anzahl von Hebammenlehrern und Kinderärzten eine neue Auflage 
des Hebammenbnches ausarbeiten lassen. Diese Neuauflage ist nunmehr im 
Verlage der Firma Julins Springer, Berlin W. 9, Linkstraße 23/24, er¬ 
schienen. 

Die Firma Springer hat sich verpflichtet, das neue Hebammenlehr¬ 
buch, dessen Herstellung naturgemäß infolge der außerordentlichen Steigerung 
aller Kosten für Papierbeschafiung, Druck, Löhne usw. nur zu einem er¬ 
heblich höheren Preise als früher hergestellt werden konnte, für die Hebammen¬ 
lehranstalten bezw. Hebammenschülerinnen sowie für die staatlichen Behörden 
und Beamten und für die praktisch tätigen Hebammen zum Preise von 25 M. 
za liefern anter der Voraussetzung, daß die Bestellung des Baches für die 
Hebammen durch deren Aufsichtsbehörde oder durch den Kreis-(Stadt)-Anaschaß 
direkt erfolgt. Für das Publikum wird das Hebammenlehrbach von der Ver¬ 
lagsbuchhandlung Springer für den Preis von 34 M. abgegeben, ln den 
neuen Preisen sind die Kosten für Porto nsw. nicht miteingerechnet. 

Gleichzeitig mit Herausgabe der Neuauflage des Hebammenlehrbnchet 
habe ich an Stelle der unter dem 14. September 1912 erlassenen Dienst¬ 
anweisung für die Hebammen am lö. September 1920 eine neue Dienstanweisung 
erlassen, die dem Hebammenlehrbuch auf Seite 415 wieder angeheftet worden 
ist. Diese neue Dienstanweisung, die demnächst in dem von mir heraas¬ 
gegebenen Amtsblatt „Volkswohlfahrt“ veröffentlicht werden wird, tritt — mit 
Ausnahme der schon jetzt geltenden Vorschriften des Krbppelfnrsorgegeeetzes 
(§ 34 Ziffer 8 der neuen Dienstanweisung) — erst drei Monate nach diem 
Veröffentlichung in Kraft, so daß also bis zu diesem Zeitpunkt noch die alte 
Dienstanweisung für die Hebammen in Geltung bleibt. 

Anbei übersende ich einen Abdruck des Hebamenlehrbnches zum Dienst¬ 
gebrauch für den dortigen Regierangs- and Medizinalrat mit dem Bemerken, 
daß ich mir Vorbehalte, nach Veröffentlichung der Dienstanweisung in dem 
Amtsblatt „Volkswohlfahrt“ noch eine Anzahl Abdrucke der Dienstanweisung 
dorthin za überweisen. 

Die Neuauflage des Hebammenlehrbnches sowie die neue Dienstanweisung 
für die Hebammen bringen so zahlreiche nnd einschneidende Aeodernngen 4ff 
bisherigen Lehrstoffes bezw. der bisher geltenden Vorschriften, daß von jettt 
ab nur die neue Auflage dem Unterricht in den Hebaromeplehraasulten («n- 
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■eMiefiM der Wiederbolungslehrgänge) zugrunde gelegt werden darf, und 
daß sämtliche Hebammen baldtunlichst sich das neue Lehrbuch beschaffen und 
■alt dessen Inhalt vertrant machen müssen. Hit Rücksicht auf den unver- 
meid lieh hohen Preis des Baches und die möglicherweise demnächst eintretenden 
Veränderung der Anatellungs- nnd Einkommensverbältnisse der Hebammen 
will ich mich damit einverstanden erklären, daß den Hebammen für die Be¬ 
schaffung des nenen Buches eine Frist bis zum 1. April 1921 gewährt wird. 
Doch gebe ich mich der Erwartung hin, daß diejenigen Hebammen, die Bich 
schon jetzt auf Grand statutarischer Regelung des Hebammenwesens oder ähn¬ 
licher Einrichtungen in einem AnstellungsverhäÜnis zu einem Kreise befinden, 
tob den betreffenden Behörden das Buch baldmöglichst, d. h. schon vor dem 
1. April 1921, beschafft werden wird. 

Die Kreisärzte, die das Hebammenlehrbnch wieder aus dem Betrag 
ihrer Amtsunkostenentschädigung zu beschaffen haben, sind anzuweisen, dis 
Hebammen ihres Kreises vom 16. Mai 1921 ab innerhalb eines Zeitranmes von 
sechs Wochen einer Nachprüfung über die neuen Vorschriften des Hebammen¬ 
lehrbuches zu unterziehen; zu diesen Nachprüfungen sind die Hebammen min¬ 
destens vier Wochen vor dem festgesetzten Termin einzuladen. An den Nach¬ 
prüfungen sind tunlichst die zuständigen Hebammenlebrer zu beteiligen. Um 
dem Kreisärzten für die Abhaltung der Nachprüfungen gewisse Anhaltspunkte 
zw geben, füge ich anliegend eine Zusammenstellung derjenigen Paragraphen 
des Hebammenlehrbaches \) bei, welche die wichtigsten Aenderungen enthalten. 

Ich verweise ferner auf die im Vorwort der neuen Auflage gegebene 
Darstellung über UmfaOg und Begründung der erfolgten Abänderungen 
des Lehrbuches und mache noch darauf aufmerksam, daß in den „Veröffent¬ 
lichungen aus dtm Gebiete der Medizinalverwaltung" im Laufe der nächsten 
Monate ein Aufsatz meines Fachreferenten, des Geheimen Obermedizinalrats 
Dr. Kr ohne, über die Umarbeitung des Hebammenlehrbaches erscheinen wird. 

Mit Rücksicht auf die im g 18 der Dienstanweisung bezw. auf Seite 436 


*) Danach sind folgende wichtige Aenderungen vorgenommen: 
Einleitung Beite 1 bis 2. 

§§ 62 Schlußsatz; 65 Schlußsatz. 

§§ 70 Absatz 1; 77 Absatz 2 und 8; 82 Absatz 1, 2 und 4 (Fleckfieber), 
gjj 84 Absatz 8; 87 Absatz 1; 88 Absatz 2. 

gg 92 a; 94 Absatz 2; 96 Absatz 2; 107 a; 113 Ziffer 2 (Zahnpflege) 
und 5 Absatz 2. 

118, 119 Absatz 3 und 6; 120 bis 124, 188. 

148 (8chloß, Ziffer 1 bis 9); 145 1; 148 Absatz 3. , 

152 Absatz 2; 166 Schluß; 176. 

180 Absatz 1; 184 (8.160 unten); 188, 189. 

194 Ziffer 13, 16, 21, 28; 196, 209 Absatz 8; 211 (Figuren 53 u. 53 a) 
Ziffer 1 und 2. 

§ 218 Absatz 2; 216, 217 Absatz 1. 

$} 218 Absatz 1, 8 und 5 (Einträufelung von Höllensteinlösung 
in allen Fällen auch ohne Zustimmung der Eltern). 

219 (Figur 54), 229, 220, 233 Absatz 8. 

284 bis 239, betreffend die regelmäßigen Vorgänge beim Neugeborenen in 
den ersten Lebenstagen. (Vollständig neue Fassung sämtlicher 
Paragraphen!) 

242 Absau 8; 248, 244, 216. 

247 (Reichsgesetz über Wochenhife und Wochenfttrsorge, Kreisfürsorge¬ 
ämter, Wöchnerinnenheime, Säuglingsheime, Mütterberatungsstellen, 
Berufsvonnnndscbaft usw.). 

248, 260, 261 (Temperatur- und Pulszettel); 262. 

2 >6 (Schloßabsatz). 

267 bis 271, betreffend Pflege des Säuglings. (Vollständig neue Fassung 
sämtlicher Paragraphen!) 

272, 280 Absatz 2, 8 und 6. 

287 (Schlußsäue); 289 (Figur 59). 

296 Schlußsatz; 296, 808, b04 Absatz 1. 


§ 
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des Hebammenlehrbaches enthaltene Vorschrift, wonach die Hebamme in Zu» 
kauft, d. h. nach Inkrafttreten der Dienstanweisung, jeden in den ersten 
zehn Le bfnstagen eintretenden Todesfall eines Neu geborenen 
dem Kreisärzte anzazeigen hat, ersache ich, die Kreisärzte anzu- 
weisen, am Jahresschloß eine Uebersicht über die bei ihnen eingegangenen An* 
zeigen über die Todesfälle von Neugeborenen dem Regierungspräsidenten Tor* 
zalegen. Diese Uebersichten, die gleichfalls nach Maßgabe des anf 
Seite 436 des Hebammenlehrbacbes enthaltenen Vordrucks anf gestellt werden 
sollen, sind mit einer entsprechenden Gesamtübersicht den jährlich zu er* 
stattenden Gesundheitsberichten der Regierangs* und Medizinalräte beiznfögen. 

Ich ersuche, noch die ärztlichen Leiter der Entbindungsanstalten mit 
Ausnahme der Provinzial-Hebammenlehranstalten und Universitäts-Frauen¬ 
kliniken auf die Neuauflage des Hebammenlehrbaches hinzuweisen sowie deren 
Herausgabe durch das dortige Amtsblatt bekanntzugeben. Bis zum 1. Juli 
1921 sehe ich einen Bericht darüber entgegen, in welcher Weise das Lehrbuch 
im dortigen Bezirk eingeführt worden ist, sowie, ob und mit welchem Er¬ 
gebnis die angeordneten Nachprüfungen der Hebammen stattgefunden haben. 

Schließlich mache ich noch darauf aufmerksam, daß das Weglassen der 
bisher auf Seite 388 des alten Hebammenlehrbacbes abgedruckten Wortlauts 
des Hebammeneides in der Neuauflage des Baches nicht etwa die Bedeutung 
haben soll, daß in Zukunft im Anschluß an die Abschlußprüfungen der Heb¬ 
ammenschülerinnen in den Hebammenlehranstalten eine Vereidigung der Heb¬ 
ammen nicht mehr stattfindeu solle. Ich wünsche vielmehr, daß diese Ver¬ 
eidigung weiterhin in derselben Weise vorgenommen wird wie bisher, daß 
aber den Hebammenschülerinnen nach Abschluß ihrer Prüfung entweder durch 
einen Vermerk auf ihrem Prüfangszeugnis oder durch ein auszustellendes be¬ 
sonderes Zeugnis eine Bescheinigung darüber erteilt wird, ob und in welcher 
Form sie den Hebammeneid geleistet haben. 


8§ 308 Absatz 2; 309 Absatz 4. 

|§ 813 Absatz 1, 314 bis 320, betreffend Strecklagen, Vorderhauptlagen, 
Stirnlagen, Gosichtslagen, Beckenendlagen usw. (Wesentliche Um¬ 
gestaltung der bisherigen Fassung.) 

§§ 322, 833 Absatz 1; 339 Absatz 1; 842 (wesentliche Umgestaltung, siehe 
auch Figur 71a). 

§§ 359 Absatz 2; 362, 365, 866. 

§§ 880 Absatz 2. (In Zeile 5 des Absatzes 2 ein Druckfehler: Anstatt § 217 
ist zu setzen § 218.) 

§§ 387, 898 (Aufzählung der verschiedenen Krüppelleiden; sehr wichtige Ver¬ 
änderung !) 

§§ 404 Absatz 1 und Absatz 5; 406, 415 Absatz 1; 418 Absatz 1. 

|§ 420, 421 Absatz 1; 423, 427, 440 (hier Figur 83 a, die früher fälschlich als 
Figur 54 zu § 219 gehörte). 

§§ 446, 462 Absatz 1 und Schlußsatz. 

§ 474 Schlußabsatz (Zusatzworte, betreffend gerötets, entzündete und schmerz¬ 
hafte Stellen an den Händen). 

§ 494 Schlußabsatz. 

§§ 496 bis 515 über die Krankheiten des Neugeborenen und des Säuglings. 
(Neue Umgestaltung sämtlicher Paragraphen!) 


Dienstanweisungen für die Hebammen. 

§§ 2, 4 Absatz 1 Schiaßsatz; 5, 6, 18 Absatz 2; 14, 15. 

|| 20 Absatz 1; 22, 24 Absatz 2; 27 Absatz 2; 28 Absatz 2. 

|| 32 Ziffer 5 und 6; 34 Ziffer 2 und 8. 

Seite 432 bis 435. Vordruck für das Tagebuch der Hebamme. 

Seite 436. Vordruck für den Bericht der Hebamme über jeden in den ersten 
10 Lebenstagen eingetretenen Tod eines Neugeborenen. 


Verantwortlich für die 8ohrlftleittiiiff: Prof. Dr. Bapmund, Geh. Med.-Rat in Lippffprinfe^ 1 
Drnok von J. 0. 0. Bnuu, Minden i. V, 
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die Aussicht auf eine Wiederherstellung für so lange Zeiträume, daß sie 
praktisch einer dauernden Wiederherstellung gleichkommen würde. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Preußen. 

1 Gebühren für Bewilligung erhöhter Yeraorgungsnsehlige für Ruhe- 
gehaltsempfünger und für Witwen. Bunderlaß des Finanzminieters 
und des Ministers des Innern vom 9. Dezember 1920 — an sämt¬ 
liche Herren Staatsminister. 

Nach dem Erlaß verzichtet der Finanzmiuister weiterhin bei Bewilligung 
bis einschließlich 76*/* des Ausgleichszuschlags für Buhegehaltsempfänger auf 
seine Beteiligung; dagegen behält er sich bei Bewilligung von Versorgungs- 
zuschlägen über 50 # /o des Ausgleichszuschlags für Witwen und über 75*/» des 
Ausgleichszuschlags für Buhegehaltsempfänger die Entscheidung vor. In 
ersterem Falle wird diese von den nachgeordneten Vorgesetzten Behörden ge¬ 
troffen, bei den Medizinalbeamten also von den Regierungspräsidenten, die dabei 
streng nach den nachfolgenden Grundsätzen zu verfahren haben. 

I. Grundsätzlich muß die Erhöhung der Versorgungszuschläge über 50°/« 
hinaus auf vereinzelte besonders geartete Ausnahmefälle beschränkt bleiben. 

II. Das Fehlen von Privatvermögen oder -einkommen oder Unfähigkeit 
zu einem Nebenerwerbe allein, über das gewöhnliche Maß nicht erheblich 
hinausgehende Altersbeschwerden oder leichte Kränklichkeit, besondere Ver¬ 
dienste des Beamten oder vor der Versetzung in den Buhestand gemachte Zu¬ 
sicherungen bilden keine ausreichende Grundlage für die Erhöhung des Yer- 
aorgungszuschlags. 

HL Die Erhöhung des Versorgungszuschlag ist zulässig, wenn der 
Versorgungsberechtigte für unterhaltsberechtigte Abkömm¬ 
linge oder Eltern über das normale Maß hinausgehende Unter- 
haltnngsverpflichtungen zu erfüllen hat. 

IV. Die Erhöhung des Versorgungszuschlags ist zulässig, wenn der Ver¬ 
sorgungsberechtigte, die unter Ziffer III genannten Familienmitglieder oder 
sonstige nahe Verwandte, deren Unterhalt dem Versorgungsberechtigten tat¬ 
sächlich obliegt, wegen Hilflosigkeit von erheblichen körperlichen oder geistigen 
Gebrechen oder dauernder erheblicher Krankheit einer besonderen Wartung 
oder sonstiger erheblicher Aufwendungen bedürfen. 

V. Die Erhöhung des Versorgungszuschlags ist zulässig, wenn sonst un¬ 
verschuldete Umstände eintreten, die eine dauernde Belastung verur¬ 
sachen, die von dem Versorgunesberechtigten trotz Einschränkung aus dem 
Einkommen nicht bestritten werden kann. Wegen einmaliger besonderer Aus¬ 
gaben ist die Erhöhung nicht zulässig. 

VI. Ein vorhandenes Vermögen oder sonst den Versorgungs¬ 
berechtigten neben den gesetzlichen Bezügen zufließendes Einkommen und auch 
Einkommen einschließlich etwaiger Teuernngsbezüge der zu dem Hausstande 
des Versorgungsberechtigten gehörenden Familienangehörigen muß bei der 
Bedürftigkeit berücsichtigt werden. Für die Nachprüfung der 
Angaben über die Vermögens- oder Einkommensverhältnisse sind nach Mög¬ 
lichkeit Unterlagen zu beschaffen. 

VDL Die erhöhte Zuwendung, die als jederzeit widerufliche zu kenn¬ 
zeichnen ist, darf nur für denjenigen Zeitraum gegeben werden, für den be¬ 
sondere Aufwendungen erforderlich sind, frühestens jedoch mit dem Beginn des 
Monats, in dem der Antrag eingegangen ist, und höchstens für einen Zeit¬ 
raum von zwei Jahren vom Beginne der Bewilligung ab. Eine gegebenen¬ 
falls erforderlich erscheinende Neubewilligung muß alsdann von dem Ergebnis 
einer erneuten Prüfung der Bedürftigkeit abhängig gemacht werden. 

VIÜ. In keinem Falle darf die bewilligte Erhöhung zusammen mit den 
sonstigen Versorgungsgebührnissen nndden ständigenNebeneinkünf ten 
des Versorgungsberechtigten denjenigen Betrag übersteigen, den die Versor¬ 
gungsgebührnisse mit einem Zuschläge von 100 */o ergeben. 

Darüber hinaus ist auch in Ausnahmefällen die Bewilligung erhöhter 
Versoigungszuschläge nicht möglich; es müssen vielmehr in solchen Fällen ge¬ 
gebenenfalls Unterstützungsmittel in Anspruch genommen werden. 
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Einführung einer Altersgrenze* Gesetz vom 15. Dezember 1920. 

§ 1. Unmittelbare Staate beamte, soweit sie nicht richterliche Beamte 
oder Lehrer an den wissenschaftlichen Hochschulen sind, and Volksschallebrer 
treten mit dem anf die Vollendung des 65. Lebensjahrs zunächst 
folgenden 1. April oder 1 Oktober kraft Gesetzes in den Buhestand. 

§ 2. Richterliche Beamte treten mit dem auf die Vollendung des 
68. Lebensjahrs zunächst folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Gesetzes in 
den Ruhestand. 

Mit dem gleichen Zeitpunkt werden die Lehrer an den wissenschaftlichen 
Hochschulen von ihren amtlichen Verpflichtungen entbunden. 

§ 8. Dieses Gesetz findet auch auf Beamte Anwendung, die sich im 
einstweiligen Ruhestande befinden. 

g 4. Betrifft Hofbeamten. 

§§ 5 und 6. Betreffen Volksschullehrer und richterliche Beamte. 

§ 7. Auf Staatsminister findet dieses Gesetz keine Anwendung. 

Dasselbe gilt Ton den Beamten der evangelisch'kirchlichen Verwaltung. 

Auf die unmittelbaren Staatsbeamten und Volksschullebrer in der Provinz 
Oberschlesien findet das Gesetz bis auf weiteres keine Anwendung. 

§ 8. Auf Antrag des Fachministers kann das Staatsministerium für einen 
einzelnen Beamten die Wirkung der im § 1 dieses Gesetzes vorgeschlagonen 
Altersgrenze bis zu einem späteren Zeitpunkte, jedoch nicht über den Zeitpunkt 
hinaus, der nach § 1 maßgebend wäre, wenn dort die Altersgrenze auf das 
68. Lebensjahr festgesetzt wäre, hinausschieben, wenn das Interesse des Staats¬ 
dienstes die Fortsetzung des Amtes durch ihn erfordert 

§ 9. Die Bestimmungen dieses Gesetzes können durch Orts* (Provinzial* 
oder anderes) Statut auch für Kriminalbeamte in Kraft gesetzt werden. 

§ 10 Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1921 in Kraft und findet 
von diesem Zeitpunkt auch auf diejenigen Beamten Anwendung, die die Alters¬ 
grenze bereits überschritten haben. 


Mitwirkung der Kreisärzte anf dem Gebiete des Wohnungs« und 
tF SiedlnngHwesens. Rund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 6. Dezember 1920 — I M IV 1940 — an die Herren Regierungs¬ 
präsidenten in Münster, Arnsberg und Düsseldorf. 

Bei der großen Bedeutung, die der öffentlichen Gesundheitspflege auf 
dem Gebiete des Wohnungs- und Siedlungswesens zukommt, halte ich eine Mit¬ 
wirkung der Kreisärzte auf diesem Gebiete gerade im Bezirke des Siedlungs¬ 
verbandes.Ruhrkoblenbezirk für besonders geboten. Das gilt namentlich auch 
für die Fragen der Wasserversorgung und Abwässerbeseitigung. 

Ich ersuche, die Kreisärzte dieses Bezirks darauf aufmerksam zu machen, 
daß sie etwaigen Ersuchen des Verbandspräsidenten in Essen um Abgabe gut¬ 
achtlicher Aeußerungen nachzukommen haben. Gleichzeitig sind diese Kreis¬ 
ärzte zu veranlassen, über etwaige gesundheitliche Mißstände, die auf dem 
Gebiete des Wohnungs- und Siedlungswesens zu ihrer Kenntnis kommen, an 
den Verbandspräsidenten zu berichten. Auch ersuche ich Sie selbst, in allen 
derartigen Fragen, soweit sie die Zuständigkeit des Verbandspräsidenten be¬ 
rühren, sich mit diesem ins Benehmen zu setzen. 


f Deckblätter der Anweisungen rar Bekämpfung des Ansatzes, der 
Cholera, der Pest nnd der Pocken* Rund-Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 7. Dezember 1920 — I M III 2509 II — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Von den im Reichsministerium des Innern neu herausgegebenen Deck¬ 
blättern — Nr. 8 — der Anweisungen zur Bekämpfung des Aussatzes, der 
Cholera, der Pest und der Pocken übersende ich anliegende je 2 Stück zur ge¬ 
fälligen Kenntnisnahme und Beachtung. Je 1 Stück ist für den Dienstgebrauch 
des Regiorungs- und Medizinalrats bestimmt. 

Die Deckblätter sind in der Verlagsbuchhandlung von Julius Springer, 
Berlin W 9, Linkstraße 28/24, erhältlich. Der Ladenpreis beträgt 25 Pf. für 
das Stück, bei Abnahme von mindestens 109 Stück 20 Pf. Die Anschaffung 
für die Kreisärzte hat aus deren Dienstaufwandsentschädigung zu erfolgen. 



8 


Medizfnalgeeetzgebnng. 


Deckblatt za der Anweisung zar Bek Impfung der Pest. Band* 
Erlaß Tom 7. Dezember 1920 — IM III 2610 II — an simtliehe 
Herren Regierungspräsidenten. 

Der Inhalt dieses Rand-Erlasses stimmt mit demjenigen des vorstehenden 
Erlasses überein J nur der Ladenpreis dieses Deckblattes beträgt 90 Pf. für 
Stück and 26 Pf. bei Abnahme von 100 Stück. 


/ Maßnahmen gegen den Handel mit saponinballigen Schaumweinen. 
Rand-Erlaß des Ministers fürVolkswohlfahrt vom 6. Dezember 
1920 — IMU 2732 — an sämtliche Herren Oberpräsidenten and Regierangs¬ 
präsidenten. 

Im Laufe der letzte^ Jahre, besonders aber in neuerer Zeit, sind im 
Verkehr Schaumweine beobachtet worden, die Saponin aufwiesen. Hierbei 
handelt es sich am solche Schaumweine, deren Kohlensäuregehalt auf einem 
Zusatz fertiger Kohlensäure beruhte (ImprägnierungSchaumweine) und die auf 
dem Wege der Scbnellfabrikation bereitet waren. Da derartige Erzeugnisse 
die Kohlensäure beim Oeffnen der Flaechen sehr schnell verlieren und dann 
einon abgestanden Eindruck machen, war ihnen das Saponin zu dem Zweck zu¬ 
gesetzt worden, die fehlende natürliche Sch»umkrone durch eine künstliche 
Schaumkrone zu ersetzen. In den meisten Fällen war die Anwesenheit des 
Saponins schon an dem dem Seifenschaum ähnlichen Schaum zu erkennen, der 
sich beim Schütteln einer Probe des Getränkes an der Oberfläche bildete. 
Außerdem wiesen solche Schaumweine einen deutlich seifigen Geschmack auf. 
Zum Nachweise des Saponins auf chemischem Wege haben sich nach einem 
Berichte des Reichsgesundheitsamts das von Rühle verbesserte Brunnersehe 
Verfahren und das Verfahren von Rosenthaler als besonders geeignet 
erwiesen. 

ln rechtlicher Hinsicht wird der Zusatz von Saponin als eine Verfälschug 
im 8inne von § 10 des Nahrungsmittelgesetzes vom 14. Mai 1879 anzusehen 
sein. Denn bei einem Getränk von der Wertschätzung und dem hoben Preise 
des Schaumweines erwartet der Verbraucher nicht, daß ihm ein mit fremden 
künstlichen Schaummitteln Versetztes Erzeugnis vorgesetzt wird, bei dem der 
künstliche Schaum die unsachgemäße Herstellung verbergen und einen normalen 
Kohlensäuregehalt Vortäuschen soll. Weiter ist in dem seifigen Geschmack 
eine Verschlechterung der Ware zu erblicken. 

Sowohl im Interesse der Verbraucher als auch des redlichen Schaum¬ 
weingewerbes ersuchen wir ergebenst, die öffentlichen Nahrungsmittelunter- 
such ungsanst alten, für die je 1 Abdruck dieses Erlasses beiliegt, sowie durch 
Vermittlung der in Betracht kommenden Anstalten, die Weinkontrolleure auf 
den erörterten Mißstand aufmerksam zu machen und sie anzuweisen, durch An¬ 
wendung der gesetzlichen Handhaben gegen ihn vorzugehen. Sofern saponin- 
haltiger Wein auf Schaumwein verarbeitet wird, kann auch § 15 des Wein¬ 
gesetzes vom 7. April 1909 der Strafverfolgung zugrunde gelegt werden, da 
nach dieser Vorschrift vom Verkehr ausgeschlossene Getränke — zu diesen 
gehört saponinhaltiger Wein — zur Herstellung von Schaumwein nicht ver¬ 
wendet werden dürfen. 


B. Oldenburg. 

Erhöhung der Xrztllcben Gebührenordnung. Bekanntmachung 

des Staatsministeriums vom 21. Dezember 1920. 

I. Die Gebühren der Sätze unter Ziffer I der Gebührenordnung für appro¬ 
bierte Aerzte, Zahnärzte und Tierärzte vom 16. Mai 1919 werden um 200 % 
erhöht. 

II. Die übrigen Sätze werden um 300% erhöht. 


Verantwortlich für die BebriWeitung: Prof. Dr. Bapmnud, Geh. Med.-Bat in Uppcprisge. 
Druck von J. C. C. Brnos, Minden 1. W. 
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A. Deutsches Reich. 


•i* .;(? 


Teuerungszuschlag an deu Kinder; nach lägen und Erhöhung des Orts* 
zuschlages der außerplanmäßigen Braiuten. Gesetz voiji^lL Dez. 1920. 

Der Teuerungseuschlag za den Kinderzuschi-ägen wird mit-Wirkung 
vom i. Oktober 1920 ab für die Orte der Ortsklasse A auf 150 0 /o, ; B auf 125^/i, 

C auf 100*/*. D und E auf 75 °/ 0 festgesetzt. _ __ . _____ 

Vom gleichen Tage ab erhalten Aie außerplanmäßiger) Beamtem 
die nach § 12 Abs. 2 des Besoldungsgesetzes vom SO. April 1920 nur. 8P°Jp 
des .vollen Ortszuschlags beziehen, als weiteten ieuertyigezvschlag'' dieoiwid^i 
20% Bes Orts Zuschläge und, auch hierzu; 46n aBg^em^o ; Teiiei&g(|4g- 
rfehlag ton W'V ’* ~ f ^ *“ *' 4 <% ' ‘ '* 


/ 

^Kriege 

f ■ 

r ffeBecet 


B. Preußen. ....2 

Erhöhte Anrechnung der von den' Staatsbeamten nährend dek 
rleges zurflckgelegten‘Dienstzeit. Gesetz vom 23. November lÖ'ÖO. 
§ 1. Bei Berechnung der rhbegehHltsfäl)igen Dienstzeit nach dem Zi yijl r 
ruHegehaltsgesetze vom 27; März 1872 (Gesety.'saiuml. 8. 2H8i und dem Volks- 
schullehrerruhegebaltsgesetze vom 6. Juli 1885 (Gcsetzsaroinl. S. 298) wifd'üdn 
Staatsbeamten und Volkschullehrpersonen, die während des. -Zeitraums vom 
1. August 1914 bis 31. Dezember 1918 im Reichs-^ aktiven Militär* oder un¬ 
mittelbaren Staatsdienste, sofern sie mindestens sechs 'Monate beträgt, andert¬ 
halbfach angerechnet. Unter den gleichen Voraussetzungen kann, .mit Ge¬ 
nehmigung der Staatsregierung bei Staatsbeamten die im Dienst eipes der 
übrigen deutschen Länder sowie im Kommunal-, Kirchen- oder Schuldienst 
verbrachte Zeit; anderthalbfach', angereihnet. werden,;Jedochf-nur, sofern die 
anderthalbfache Anrechnung auch bei y erbleiben in diesem Dienst, hätte „ge* 
währt werden müssen oder können. Die erhöhte Anrechnung von Reicbs-und 
aktivem Militärdienst findet nür statt, sofern eine entsprechend# Anrech¬ 
nung auch für Reichsbeumte durch Reichsgesetz angVordnet ist. J 

* § 2. Die erhöhte Anrechnung erstreckt, sich nicht auf sonstige Zeit¬ 

räume, die nach den §§ 14, 18 und 19 des Zivilruhegehaltsgesetzes a(a ruhe¬ 
gehaltsfähige Dienstzeit angerechnet werden. Sie erstreckt sich ferner nicht 
auf die in solche Kalenderjahre fallende Dienstzeit, in denen der Beamte als 
Kriegsteilnehmer die Bedingungen erfüllt hat, die für ihn die besondere An¬ 
rechnung eines Kriegsjahres zur Folge haben. Sie erstreckt .sich auch nicht auf 
Zeiträume, die auf Grund anderer gesetzlicher Bestimmungen doppelt an- 
zurechnen sind. ...■>. . •„-w». 

Halbe Tage, die, sich J»ei der Berechnung- der GesÄmtdienstzeit ergeben, 
werden nicht mitgezählt. 

§ 8. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. August 1914 hr Kraft. 



■ .t. 


rhöhung der Gebühren der Kreisärzte Ott# Chemiker für gerichtV 
e und medizinalpolizeiliche Verrichtungen (um 800 0 /o). Erlaß dei 
inisters fdr Volkswohlf ahrt vom 20. Dezember 192t). • 

\ Auf Grund des § 8 Abs* 2 des Gesetzes betr. die Gebühren der Medizinal* 
beamten vom 14. Juli 1909 werden im Einvernehmen mit dem Herrn Finanz* 
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minister und dem Herrn Jastizminister die in die Anlage I und II des Ge¬ 
setzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisarzt# sowie 
des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinal- 
polizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 1. Januar 1921 ab durchweg 
um 800 v. H. erhöht. 

Der Erlaß vom 11. März 1920 betr. der Aenderung des Tarifs für die 
Gebühren der Kreisärzte usw. wird mit Ablauf des 81. Dezember 1920 auf¬ 
gehoben. _ 


Richtlinien für die Einrichtung von Provinzialausscbflssen sowie 
isSron Orts* oder Kreisausschüssenyfür hygienische Volksbelehrung. Rund- 
Erlaß des Ministers für Volks Wohlfahrt Yom 29. November 
1920 — IM IV 1799 — an die Herren Oberpräsidenten und Regierungs¬ 
präsidenten. 

In den Anlagen übersende ich ergebenst je einen Abdruck der vom 
Landesausschuß für hygienische Volksbelehrung festgestellten Richtlinien für 
die Errichtung von Provinzialausschüssen sowie Orts- bezw. Kreisausschüssen 
für hygienische Volksbelehrung, mit denen ich im allgemeinen einverstanden 
bin, mit dem ergebenen Ersuchen um Kenntnisnahme und um weitere Ver¬ 
anlassung. 

Anlage I. 

Richtlinien für die Einrichtung von Provinzialausschüssen für hygienische 
Volksbelehrung (Provinzialgesundheitsausschuft). 

Zweckmäßig dürfte die Anlehnung an die Provinzialwohlfahrts¬ 
ämter sein, wo solche bestehen. Wo sie nicht vorhanden sind, bedarf es der 
Initiative aller der Regierung an gehörenden Persönlichkeiten, um den Provin- 
zialgesundheitsausschuß ins Leben zu rufen. Da bei der Gründung 
des Landesausschusses davon ausgegangen ist, daß die Selbständigkeit der auf 
dem Gebiete der Volksbelehrung bereits tätigen Organisationen nicht gestört 
werden soll, so ist es notwendig, diese Organisationen, soweit sie eine provin¬ 
zielle Gliederung haben, bei der Bildung der Provinzialgesundheitsausschüsse 
hinzuzuziehen. Aber über diese hinaus müssen alle diejenigen Kreise daran 
beteiligt werden, die Interesse an der hygienischen Volksbelehrung haben, 
ferner Persönlichkeiten, die als Vertreter der Dozenten, Hörer oder Geldgeber 
in Frage kommen. Die Zusammensetzung dürfte demnach sich etwa 
folgendermaßen gestalten: 

Provinzialbebörden, einschließlich der Unterrichtsbehörden, 
Bezirkswoblfahrt8ämter, 

Selbstverwaltung des Provinzialverbandes bezw. der Bezirksverbände Cassel 
und Wiesbaden sowie des Landeskommunalverbandes der Hohenzollernschen 
Lande, 

Landesversicherungsanstalt, 

Berufsgenossenschaften, 

Krankenkassenverband, 

Aerztekammer, Zahnärztekammer, 

Aerztevereine, Zahnärztevereine, 

Lokalkomitee für ärztliches Fortbiidungswesen, 
medizinische Fakultät, 

Akademie für praktische Medizin, 

Medizinaluntersuchungsamt, 

Landwirtschaftskammer, 

die Provinzial verbände der großen Wohlfahrtsorganisationen, wie: 

Deutsches Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuberkulose, 

Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 
Provinzialkrüppelausschüsse, 

Deutsche Vereinigung für Säuglings- und Kleinkinderechutz, 

Deutscher Verein geg-n den Mißbrauch des Alkohols, 

Deutscher Verein für Volkshygiene, 

die Frauen- und SozialbeamUnnenverbände und die Fürsorgerinnenvereine, 
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Gesamtvejrband der Berufsarbeiter in der Wohlfahrtspflege, 
Geistlichkeit, 

Lehrervereine, 

Jagend pfleger, 

Rotes Kreuz, namentlich der Vaterländische Frauenverein. 

Aufgaben. 


/ 


1. Schaffung der Organisation durch Fühlungnahme mit den für die 
Gründung von Orts- bezw. KreisgesundheitsausschÜssen in 
Frage kommenden Organisationen und Behörden. Gute Vorarbeit auf dem 
Gebiete der hygienischen Volksbelebrang haben bereits die Organisationen der 
Deutschen Gesellschaft zar Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, des Ver¬ 
eins für Volkshygiene usw. geleistet, die zweckmäßigerweise da als Mittel¬ 
punkt in Frage kommen, wo ein Provinzialwohifabrtsamt als Ausgangspunkt 
nicht in Frage kommt. Die Vorführung des von der Deutschen Gesellschaft 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten geschaffenen Films „Die Gefahren 
der Geschlechtskrankheiten“ kann der äußere Anlaß zur Gründung von 
Ortsgruppen werden, ebenso wie die von verschiedenen Stellen geschaffenen 
hygienischen Ausstellungen. Denn zur Durchführung dieser Bestrebungen ist 
an sich schon eine Zusammenfassung der interessierten Kreise erforderlich, die 
leicht zu einer ständigen Einrichtung führen kann. 

2. Durchführung der hygienischen Belehrung. durch Einflußnahme auf 
Schulen und Fortbildungsschulen zum Zwecke der Durchführung der von den 
zentralen Behörden angeordneten Maßnahmen zur Einführung des hygienischen 
Unterrichts in den Schalen. In Zusammenhang damit Mitwirkung bej den 
Aasbildangskursen für amtierende Lehrer. Weiterhin Ausbildungskurse für 
Aerzte, die sich der hygienischen Volksbelehrnng widmen wollen, für Für¬ 
sorgerinnen, die sich ebenfalls der hygienischen Volksbelehrnng widmen wollen, 
Unterweisung der Betriebsräte, Krankenkassenkontrolleure, technischen Auf¬ 
sichtsbeamten der Berufsgenossenschaften, Beamten der Landesversicberungs- 
anstalten in hygienischen Fragen usw., Beeinflussung der der Provinz unter¬ 
stellten Anstal'en, wie Lungenheilstätten, Hebammenlehranstalten usw., zur 
Einführung hygienischer Belehrung. 

3. Lehrmittel — Anlage einer Lehrmittelsammlung —, die an die Unter¬ 
ausschüsse ausgeliehen werden können, wobei der LandesausschuS gern bereit 
ist, mit Ratschlägen und Geldmitteln zu helfen. Die Fühlungnahme mit der 
Land-Lichtbildge8ell8cbaft und dem Land-Lichtspielausscbuß des Deutschen 
Vereins für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpflege wird hierbei von Wichtig¬ 
keit sein, ebenso die Zusammenarbeit mit den großen Wohlfahrtsverbänden. 
Die Beschaffung von hygienischen Ausstellungen und ihre planmäßige Ver¬ 
teilung und Begleitung durch sachkundige Personen in der Provinz gehört ganz 
besonders zu den Aufgaben der Provinzialausschüsse. 

4. Förderung der hygienischen Volksbelehrnng durch Beratung der 
Kreis- oder Ortsgesundbeltsausschüsse und Weitergabe von Anregungen an 
diese. Beseitigung von Schwierigkeiten und Förderung, soweit dies durch 
Einflußnahme auf die Provinzial benörden geschehen kann. Zu diesem Zwecke 
ist die Herausgabe einer besonderen Zeitschrift oder eines Nachrichtenblattes 
beabsichtigt, in dem den Provinzialgesundheitsausschüssen ein besonderer Platz 
für ihre Mitteilungen vorgesehen ist. Auch die Weitergabe von Anregungen 
aus der Provinz an die Geschäftsleitung des Landesausschasses dürfte za aen 
Aufgaben gehören. 

6. Beschaffung der Geldmittel. Es muß daran festgehalten werden, daß 
die Provinzialgesundheitsansschüsse finanziell anf eigenen Füßen stehen. Nur 
ansgleichend and unterstützend, besonders für die Zeit der ersten Einrichtung, 
kann der Landesausschnß in Frage kommen. Dieser kann den Provinzisl- 
gesundheitsausschüssen nur Beihilfen für die erste Einrichtung in mäßiger 
Höhe gewähren. Zur Beschaffung der Geldmittel sind alle Stellen heran¬ 
zusieben, die Interesse an dieser Volksbelehrnng haben, das ist die Provinzial¬ 
verwaltung, Landesversicherungsanstalt, Aerzte- und Zahnärztekammer, Aerzte- 
und Zahnärztevereine, die Provinzialgruppen der Wohlfahrtsverbände, des 
Roten Kreuzes, die Land Wirtschaftskammern usw. 
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A n 1 a e * II. 

Richtlinien fflr die Einrichtung von Orte- oder KreisiHSKUttd fftr 
hygienische Volbabelehrung (Orte- oder KreisgesundheitsnnencfaftsecX 

Zusammensetzung. 

Der gegebene Mittelpunkt für den Ortsausschuß ist das städtische Wotl- 
fahrtsamt, fiir die Kreisansscbüsse das Kreiswohlfahrtsamt (vergl. Ran?erUü 
III G 291 des preußischen Ministers für Volkswoblfahrt vom 10. Jam 1^2* » — 
Volkswoblfahrt S. IßÜ —). Wo solche nicht vorhanden sind, ist der Ort«- 
verein einer der großen Wohlfahrtsverbände, wie das Zentralkomitee zur Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose, die Deutsche Gesellschaft zur Bekämpfung- der 
Geschlechtskrankheiten, die Deutsche Vereinigung für Säuglings- und Kleii- 
kindcrschutz, für Krüppelfürsorge, für Volksbygiene, oder eine Beratung?-oder 
Fürsorgestelle zum Ausgangs- oder Mittelpunkt der Bestrebungen zu matten. 

Da bei der Gründung des Landesausschnsses davon ausgeganfren ist, 
daß die Selbständigkeit der auf diesem Gebiete bereits tätigen Organisationen 
nicht gestört werden soll, so ist es notwendig, daß die*e Organisationen, soweit 
sie die Ortsg« sundheitsnusscbusse besitzen, bei der Bildung unserer Orts- oder 
Kreisgesundheitsausschüsse hinzogezogen werden. Darüber hinaus sollen aber 
auch alle diejenigen Kreise daran beteiligt werden, die Interesse an d*r 
hy^en sehen Volksbelehrung haben, sowie vor allen Dingen auch diejenigen, 
die als Vertreter des Kreises der Dozenten, der Hörer und der Geldgeber m 
Frage kommen. Bei der Zusammensetzung dürften je nach den lokalen Ver¬ 
bat missen etwa folgende Persönlichkeiten bezw. Organisationen zu berück¬ 
sichtigen sein: 

das örtliche Wohlfahrtsamt oder das Kreiswohlfahrtsamt mit dem Kreisarzt 
und den Kommnnalärzten, daneben auch die Jugendämter und die mit dem 
Schulwesen, der Volksbildung, der Jagend- oder Wohlfahrtspflege soast 
betrauten Dezernate, 

Mitglieder (ain besten ärztliche) der Stadtverordnetenversammlung oder des 

Kreistages, 

eroße Wohlfahrtsverbände, 

Fr a u e n v e rein e, Sozialbeamtinnen vereine, 
ärztliche und zahnärztliche Vereine, 

wo solche vorhanden, auch Vertreter des Lokalkomitees für das ärztliche 
Fortbi dungswesen, 
medizinische Fakultät, 

Akademie für praktische Medizin, 

Medizinaluntersuchungsamt, 

Kreiskriippelausschüsse, 

Krankenkassen, 

Gewerkschaften, 

Bildungsausschusse der politischen Parteien, 

Lehrerschaft, 

Kotes Kreuz, insbesondere der Vaterländische Frauen verein, 

Volkshochschule, 

Samariterverein, 

Presse, 

Geistlichkeit, 

Einzelpersonen. 

Was die Beteiligung von Naturheilvereinen angeht, so ist darauf hin* 
zuweisen, daß der Landesausschuß sich nicht mit Heilkunde, sondern nur mH 
Vorbeugung beschäftigt, daß also die eigentlichen Methoden der Naturheil¬ 
kunde, soweit sie auf eine Heilung von Krankheiten hinzielen, von vornherein 
als Gegenstand dei Besprechung in der gleichen Weise wie medikamentöse, 
operative Behandlung als solche auszuscheiden sind, daß dagegen die einzelnen 
Faktoren, wie sie die Naturheilkunde benutzt, d. b. Licht, Luft, Wasser ns*-? 
soweit sie als Vorbeuguugsmitiel gegen Kr&nkheitm in Frage kommen, hei 
der Belehrung in der ausgiebigsten Weise berücksichtigt werden sollen. 

Der Landesausschoß steht auf dem Standpunkt, daß Mitglieder von 
Naturheilvereinen als Hörer immer willkommen sind, daß Naturheilkundige nls 
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Vortragende dagegen abzulebnen sind, da sie im allgemeinen die notwendigen 
Kenntnisse der neazeitlichen Hygiene nicht besitzen. 

Gründung von OrtsgesandheitsansschQssen. 

Die Gründung von Ortsgesundheitsau&schüssen kann zweckmäßig bei 
Gelegenheit der Vorführung des von der Deutschen Gesellschaft zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten geschaffenen Films „Die Gefahren der 
Geschlechtskrankheiten“ vorgenommen werden, ebenso wie im Anschluß an die 
von verschiedenen Stellen geschaffenen hygienischen oder Fürsorgeausstellungen 
(Ausstellung für ßäuglingsfürsorge, für Krüppelfürsorge, für Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten usw.). Denn zur Durchführung dieser Bestrebungen 
ist an sich schon eine Zusammenfassung der interessierten Kreise erforderlich. 
Großer Wert ist von vornherein auf die Mitarbeit der Fresse zu legen, die sie 
ja im allgemeinen für die Aufgaben der hygienischen Volksbelebrung trotz des 
jetzigen Papiermangels Interesse zu haben pflegt. Auch die Beziehungen zur 
Schule und Fortbildungsschule sowie zur Geistlichkeit sind für die Zwecke des 
Landesausschusses von großer Bedeutung. 

Aufgaben. 

Den Ortsge8undheitsausscbüssen fällt die eigentliche Aufgabe der 
hygienischen Belehrung zu, die sich nicht allein mit der Veranstaltung öffent¬ 
licher Vorträge erschöpfen soll. Die öffentlichen Vorträge Bind notwendig, um 
die Aufmerksamkeit auf die Bestrebungen des Ortsausschusses zu lenken und 
ihm dadurch Freunde zuznführen. Ebenso wichtig sind aber auch die anderen 
Formen der Belehrung. Dahin rechnen wir Förderung des hygienischen Unter¬ 
richts in den Schulen und Fortbildungsschulen, Einflußnahme auf Elternabende, 
die Schulgemeinde, Kirchengemeinde im Sinne der hygienischen Volksbildung, 
Vorträge in Gesellschaften, Sport- usw. Vereinen, Mitteilungen an die örtliche 
Presse, Vorträge in Fabriken, speziell über Gewerbcbygiene, besondere Unter¬ 
weisungskurse für Geistliche, Lebrer, Krankenschwestern, Fürsorgerinnen, 
Mütter, Jugendpfleger, Jugendpflegerinnen, Krankenkassenkontrolleure usw. 
Bei Gelegenheit der öffentlichen Impfungen kann der Impfarzt, bei der Ein» 
Stellung von Schulrekruten kann der Schularzt auf die anwesenden Verwandten 
in unserem Sinne einwirken. Sehr wirksam sind auch die Vorführung von 
Filmen, Ausstellungen, Anschläge in Straßenbahnen. Besonders ist die An¬ 
schaffung eines Projektionsapparates für die Unterstützung der mündlichen 
Vorträge von besonderer Bedeutung; Lichtbilder hierzu können von denProzinzial- 
ausschüssen oder der Geschäfisleitung ausgeliehon werden. 

Beschaffung der Geldmittel. 

Es muß im allgemeinen daran festgehalten werden, daß die Ortsgesund- 
heitsaussebüsse finanziell anf eigenen Füßen stehen. Nnr ansgleichend nnd 
unterstützend kann für die erste Zeit der Einrichtung der Landesausschuß zur 
Gewährung mäßiger Beihilfen in Frage kommen. Für die Beschaffung der 
Geldmittel sind alle Stellen heranzuziehen, die Interesse an der hygienischen 
Volksbelebrung haben, wie die Kommnnen, Krankenkassen, Kirchengemcinden, 
hygienischen Verbände, die BildungsausschUsse der politischen Parteien, Einzel¬ 
personen usw. Es ist auch daran zu denken, daß man bei öffentlichen Vor¬ 
trägen einen Teil der Unkosten durch Eintrittsgelder deckt, oder daß man bei 
den Vereinsvortiägen die Vereine die Kosten oder einen Teil der Unkosten tragen. 


Staatliche Prüfung von Wohlfahrtspflegerinnen nnd Richtlinien für 
Me Ausführung der Vorschriften. Erlaß des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt vom 22. Oktober 1920 — III P 660 — an sämtliche 
Herrn Regierungspräsidenten. 

Nachdem die Vorschriften über die staatliche Prüfung von Fürsorgerinnen 
vom 10. September 1918 — M. d. J. M. 2975, M. d. g. A. U III B 6802. 1 — 
nnd vom 29. März 1919 — M311II, M. f. W. usw. U1IIB 6106 IH — die 
Grundlage für die Prüfung von Wohlfahrtspflegerinnen geschaffen haben, werden 
sie auf Grund der inzwischen gesammelten Erfahrungen durch die nachstehenden, 
im Einvernehmen mit dem Herrn Minister für Wissenschaft, Knnst and Volks- 
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bildung aufgestellten Vorschriften über die staatliche Prüfung von Wohlfahrts¬ 
pflegerinnen zweckmäßig erweitert. 

Die Bedeutung der Jngendwohlfahrt sowie der allgemeinen und wirt¬ 
schaftlichen Wohlfahrtspflege hat mich veranlaßt, diese Wohlfahrtsgebiete neben 
der Gesundheitsfürsorge gebührend zu berücksichtigen, ohne daß dadurch eine 
schematisierende Gleichwertung der drei genannten Gruppen ausgesprochen 
werden soll. 

Der Name Wohlfahrtspflegerin, der allen sozialen -Berufsarbeiterinnen 
gleichermaßen gegeben wird, kennzeichnet ohne Zweifel nicht scharf die ge¬ 
meinsame Eigenart ihrer Arbeit; aber er umfaßt doch das Wesen der meisten 
Gruppen von Sozialarbeitenden. 

Im Prüfungsausschuß ist den Lehrkräften der Wohlfahrtsschule eine er¬ 
höhte Berücksichtigung zuteil geworden, weil sie durch ihre Kenntnis der 
Leistungsfähigkeit der Schülerinnen wie auch der methodischen Bearbeitung der 
Unterrichtsstoffe den Verlauf der Prüfung wesentlich fördern und ihr Ergebnis 
sichern können. 

Um weiblichen Personen aller Bevölkerungsschichten den Eintritt in die 
Wohlfahrtsschule zu ermöglichen, ist anch die Volksschule mit nachfolgender 
Berufstätigkeit und schulwissenschaftlicher Vorprüfung als regelmäßiger 
Bildungsgang anerkannt worden. 

Die fachliche Berufsschulung bildet die nächste Vorbereitung für den 
Eintritt in die Wohlfahrtsschule; sie konnte nur nach großen Richtlinien um¬ 
schrieben werden und macht deshalb keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Neben den verschiedenen Ausbildungsarten mit nachfolgender abschließender 
Prüfung wird auch die praktische Arbeit ohne Prüfungsergebnis als fachliche 
Berufsschulung voll gewertet. 

Die Dauer des zusammenhängenden Lehrganges einer Wohlfahrtsschule 
ist auf zwei Jahre festgesetzt worden, weil die stetig wachsenden Anforderungen 
der Wohlfahrtspflege einschließlich der Gesundheitsfürsorge eine diesen Aufgaben 
angemessene praktische und theoretische Ausbildung verlangen. 

Die Prüfung erstreckt sich auf allgemeine Fächer und Hauptfächer. 
Durch diese Scheidung darf aber in keiner Weise während des Lehrganges die 
allgemeine soziale Frauenbildung beeinträchtigt werden. 

In welcher Weise während des Lehrganges auf das Hauptfach zweck¬ 
entsprechend vorbereitet wird, sollen spätere Richtlinien zeigen. 

Für 'die Zulassung zur staatlichen Prüfung ist kein Mindestalter fest¬ 
gesetzt worden; wohl aber wird die staatliche Anerkennung als Wohlfahrts¬ 
pflegerin der Bewerberin erst mit dem vollendeten 24. Jahre erteilt, um dadurch 
die praktische Bewährung in der Sozialarbeit sicherzustellen. 

Anbei übersende ich fünf Abdrucke dieser Vorschriften sowie der Richt¬ 
linien für die Ausführung einzelner Bestimmungen 1 ) mit dem Ersuchen, diesen 
Erlaß und s*-ine Anlagen im Amtsblatt der dortigen Regierung bekanntzumachen. 

Mit Rücksicht auf den großen Bedarf an ausreichend vorgebildeten 
Wohlfahrtspflegerinnen werde icn mich in Einzelfällen damit einverstanden 
erklären, daß unter milder Auslegung des § & der Prüfungsvorschrifteu bis 
zum 81. Oktober 1921 zur stattlichen Prüfung als Wohlfahrtspflegerinnen auch 
solche Bewerberinnen zugelassen werden, die den Voraussetzungen des § 4 der 
Prüfungsordnung nicht in vollem Umfange entsprechen. Dahingehende Gesuche 
um Zulassung zur Prüfung sind unter Beifügung der erforderlichen Nachweise 
an den zuständigen Regierungspräsidenten (in Berlin an den Polizeipräsidenten) 
zu richten und von diesem mit den Gutachten des Provinzialschulkollegiums 
und des Prüfungsausschusses, vor dem die Prüfung abgelegt werden soll, sowie 
mit einer eigenen Aeußerung mir zur Entscheidung vorzulegen. 

Vorstehender Erlaß nebst Anlagen wird in der ,Volkswohlfahrt“, dem 
Amtsblatt meines Ministeriums, und im „Zentralblatt für die gesamte Unter¬ 
richtsverwaltung in Preußen“ veröffentlicht werden. 


*) Die Ausführungsvorschriften sind an zutreffender Stelle in Anmerkung 
beigefügt. 
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Abdrucke dieses Erlasses für die Landräte, Gemeindevorstände der kreis- 
jreien Städte and Kreisärzte sind beigefügt. 

Vorschriften Aber die staatliche Prüfung von Wohlfahrtspflegerinnen. 

§ 1. Staatliche Prüfungen von Wohlfahrtspflegerinnen Anden an Unter¬ 
richtsanstalten statt, die als Wohlfahrtsschulen staatlich anerkannt sind. 1 ) 

§ 2. Der Prüfungsausschuß wird von mir berufen. Er besteht aus 
einem Staatskommissar als Vorsitzenden, einem Vertreter des Provinzialschul- 
kollegiums und in der Hegel aus fünf von der Schulleitung vorzuschlagenden 
Lehrkräften der Schule. Die als Prüfungsstellen dienenden Schulen, die Sitze 
der Prüfungsausschüsse und die Namen ihrer Vorsitzenden werden durch die 
„Volkswohlfahrt“, dem Amtsblatt meines Ministeriums, und das „Zentralblatt 
für die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen“ bekanntgemacht. 

§ 8. Die Zulassungsgesuche sind dem Vorsitzenden des Prüfungs¬ 
ausschusses, vor dem die Ablegung der Prüfung beabsichtigt ist, bis zum 
1: Januar oder 1. Juli einzureichen.*) In dem Gesuch ist anzugeben, welches 
der drei nachfolgend aufgeführten Fächer die Bewerberin als Hauptfach wählt: 

1. Gesundheitsfürsorge, 

2. Jagendwohlfahrtspflege, 

3. Allgemeine und wirtschaftliche Wohlfahrtspflege. 

Im übrigen erstreckt sich die mündliche Prüfung auf die unter § 11 Ziffer 1 
genannten allgemeinen Fächer. 

§ 4. Dom Zulassungegesuch sind beizufügen: 

1* eine Geburtsurkunde; 

2. ein eigenhändig geschriebener und unterschriebener Lebenslauf; 

8. ein behördliches Leumundszeugnis; 

4. der Nachweis des erfolgreich abgeschlossenen Besuches eines Lyzeums 
oder der entsprechenden Klasse einer anderen höheren Lehranstalt, einer an¬ 
erkannten Mädchenmittelschule oder einer höheren Mädchenschule, deren Ab¬ 
gangszeugnis dem einer Mädchenmittelschule als gleichwertig anerkannt ist, 
einer Volksschule mit nachfolgender praktischer Berufsbildung; Absolventinnen 
der Volksschule und solche Bewerberinnen, die uicht den Nachweis des Abschlusses 
der in Frage kommenden Schulbildungen erbringen können, werden zur Prüfung 
zugelassen, wenn sid vor dem Eintritt in die Wohlfahrtsschnle eine schul¬ 
wissenschaftliche Vorprüfung nach staatlichen Vorschriften ablegen. Ueber die 
Zulassung zur Vorprüfung entscheidet der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
im Einvernehmen mit dem Provinzialschulkollegium, das für die Regelung und 
Abhaltung der Vorprüfung zuständig ist; 


l ) Die staatliche Anerkennung im Sinne des § 1 der Prüfungsvorschriften 
wird von mir solchen Woblfahrtsscbulen auf Antrag erteilt, die in ihren Lehr¬ 
plänen und Lehrkräften, in ihrer Leitung und ihren Einrichtungen hinreichende 
Gewähr für eine ordnungsmäßige Ausbildung der Wohlfabrtspflegerinnen bieten. 
Die Anträge auf staatliche Anerkennung sind an den zuständigen Regierungs¬ 
präsidenten — in Berlin an den Polizeipräsidenten — zu richten und von diesem 
mit dem Gutachten des Provinzialscbulkollegiums mir zur Enschcidung vorzulegen 
Voraussetzung für die staatliche Anerkennung einer Wohlfahrtsschule ist 
der Nachweis, daß die theoretische und praktische Ausbildung der Schülerinnen 
sich vorwiegend auf die im {j 11 der Prüfungsordnung bezeiebneten Gebiete 
erstreckt und daß diese Ausbildung nicht durch ein Uebermaß von Unterricht 
auf anderen Wissensgebieten beeinträchtigt wird. 

Die von der Wohlfahrtsschule gemäß §2 vorzulegenden Vorschläge über 
die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses sind dem zuständigen Regierungs¬ 
präsidenten — in Berlin dem Polizeipräsidenten — einzareichen und von diesem 
mit dem Gutachten des Provinzialschulkollegiums mir vorzulegen. 

*) Der Zeitpunkt der Prüfung ist von dem Vorsitzenden des Prüfungs¬ 
ausschusses mit den als Prüfungsstellen dienenden Schulen mindestens drei 
• Monate vor Beginn der Prüfung zu vereinbaren und von den Schulen den Be¬ 
werberinnen auf Anfrage mitzuteilen. 
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5. der Nachweis einer fachlichen Berufsscbulung, die durch eine der 
nachfolgenden Ausbildungsarten erbracht werden kann: 

a) für das Hauptfach Gesundheitsfürsorge durch die staatliche Prüfung 
als Kranken- oder Säuglingspflegerin; 

b) für das Hauptfach Jugendwohlfahrtspflege 

I. durch die staatliche Prüfung als Kindergärtnerin, Hortnerin oder 
Jugend leiterin, 

II. durch die staatliche Prüfung als wissenschaftliche oder technische 
Lehrerin (Lehrerin für Hauswirtschaft oder Nadelarbeiten), 

HI. durch das Abschlußzeugnis einer zweijährigen Erauenschnle oder 
durch den erfolgreichen Besuch einer einjährigen Frauenschule mit nachfolgender 
einjähriger berufsmäßiger Arbeit in der Wohlfahrtspflege, 

IV. durch den Nachweis einer dreijährigen erfolgreichen Berufstätigkeit 
in der Wohlfahrtspflege,*) die sich für Inhaberinnen des Reifezeugnisses einer 
Studienanstält oder des wissenschaftlichen Reifezeugnisses eines Oberlyzeums 
um 2 Jahre verkürzt; 

c) für das Hauptfach Allgemeine und wirtschaftliche Wohlfahrtspflege 

I. durch eine der unter 5 b II, IH und IV genannten Ausbildungsarten, 

II. durch das Abschlußzeugnis einer wirtschaftlichen Franenschule auf 
dem Lande oder einer Landpflegeschule oder einer vom Ministerium für Handel 
und Gewerbe auf Grund des Erlasses vom 25. September 1918 (HMB1 8. 258) 
anerkannten Gewerbe- und Haushaltungsschule unter Voraussetzung einer ein¬ 
jährigen Beruf»tätigkeit in der Wohlfahrtspflege, 

in. durch die Abschlußprüfung einer anerkannten Handelsschule und 
den Nachweis einer einjährigen erfolgreichen Berufstätigkeit oder durch vier¬ 
jährige erfolgreiche Berufstätigkeit; 

6. der Nachweis einer zweijährigen erfolgreichen Teilnahme an einem 
zusammenhängenden Lehrgang einer staatlich anerkannten Wohlfabrtsschule;*) 

7. ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis über die Eignung für den Be¬ 
ruf als Wohlfahrtspflegerin. 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet über die Zulassung 
zur Prüfung vorbehaltlich der Bestimmungen in § 5. 

§ 5. Ob und unter welchen Voraussetzungen Bewerberinnen, die den 
Bedingungen des § 4 nicht entsprechend, auf Grund einer anderen als gleich¬ 
wertig auzusehenden Vorbildung ausnahmsweise zur Prüfung zuuelassen werden 
können, wird von mir nach Anhörung des Provinzialscbulkollegiums entschieden. 4 ) 

§ 6 Die Gebühren für die Prüfung betragen 60 M. und sind vor Beginn 
der Prüfung zu entrichten. Wer von der Prüfung vor ihrem Beginn zurücktritt, 
erhält die Hälfte der bereits entrichteten Prüfungsgebühren zu rücke 'Stattet. 5 ) 

§ 7. Die Ladung zur Prüfung soll der Bewerberin durch den Vorsitzen¬ 
den des Prüfungsausschusses spätestens zwei Wochen vor der Prüfung zugehen. 


8 ) Die Nachweise über die vorgeschriebene erfolgreiche Teilnahme an 
einem zweijährigen Lehrgang in einer staatlich aneikannten Wohlfabrtsschule 
sind durch Bescheinigungen der Leitung der Schule zu führen. Die Lehrgänge 
dürfen, abgesehen von den Ferien, nicht durch längere Pausen unterbrochen 
gewesen sein. 

*) Die in den Fällen des § 5 an mich zu richtenden Gesuche sind dem 
zuständigen Regierungspräsidenten — in Berlin dem Polizeipräsidenten — und 
von diesem mit einer gutachtlichen Aeußerung des Provinzialschnlkolleginms 
und des Prüfungsausschusses, vor dem die Prüfung abgelegt werden soll, .mir 
vorzulegen. 

5 ) Die Gebühren sind vor der Prüfung an die Wohlfahrtsschule, in der 
die Prüfung stattfinden soll, zu zahlen. Von den Gebühren erhält der Vor¬ 
sitzende des Prüfungsausschusses ein Drittel (einschließlich der Entschädigung für 
sächliche Unkosten); der Restbetrag fällt zu gleichen Teilen an die anderen Mit-, 
glieder des Prüfungsausschusses. Sonstige Entschädigurgen, wie z. B. Reisekosten 
und Tagegelder, werden den Mitgliedern der Prüfungsauschüsse weht gewährt. 
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§ 8. Die Prüfung zerfällt in einen schriftlichen und mündlichen Teil. 
Zwischen beiden Prüfungen müssen mindestens drei prüfungstreie Tage liegen. 

§ 9. Der Vorsitzende leitet die Prüfung. Er bestellt bei Behinderung 
eines Mitgliedes des Prüfungsausschusses einen Vertreter und bestimmt nach 
Anhörung von Vorschlägen der Mitglieder die Aufgaben für die schriftliche 
Prüfung. 

§ 10. Für die schriftliche Prüfung wird der Bewerberin eine Aufgabe 
gestellt, die sie unter Aufsicht in vier Stunden ausznarbeiten hat. Diese Auf¬ 
gabe ist dem Gebiet zu entnehmen, das die Bewerberin als Hauptfach ge¬ 
wählt hat.«) 

§ 11. Die mündliche Prüfung 7 ) zerfällt in zwei Teile: 

1. in die Prüfung in den allgemeinen Fächern der Wohlfahrtspflege, 
sofern sie nicht Gegenstand des Hauptfaches sind: 

a) Allgemeine Gesundheitslehre, 

b) Spezielle Gesundheitslehre, 

c) Seelenkunde, 

d) Erziehungslehre, 

e) Volksbildungsfragen, 

f) Volkswirtschaftslehre, 

g) Sozialpolitik und Sozialversicherung, 

h) Staats- und Rechtskunde, 

i) Wohlfahrtskunde; 

2. in die Prüfung in den Hauptfächern, die ein umfassendes und ver¬ 
tieftes Wissen in den aufgezählten Gebieten feststellen soll: 

a) Gesundheitsfürsorge; sie umfaßt die soziale Gesundheitslehre und 
soziale Gesundheitsfürsorge; 

b) Jugend Wohlfahrtspflege; sie umfaßt Jugendpflege, Jugendfürsorge, 
Kleinkinder- und Schulkinderfürsorge; 

c) Allgemeine und wirtschaftliche Wohlfahrtspflege; sie umfaßt Sozial¬ 
politik, Wirtschaftsfürsorge, Arbeite- und Berufsfragen. 

Die Bewerberin kann die Prüfung in einem anderen Hauptfach zu dem 
nächstfolgenden Prüfungstermin ablcgen, sofern sie die Voraussetzungen dazu 
erfüllt hat (§ 4). 

§ 12 Bei Beurteilung der praktischen Leistungen der Bewerberinnen ist 
das dem Prüfungsausschuß zu unterbreitende Urteil der Wohlfabrtsschule über 
die praktische Arbeit der Schülerinnen in der Wohlfahrtspflege maßgebend. 
Wenn die Bewerberin sich in ihr nicht bewährt hat, wird sie zur Prüfung 
nicht zugelassen. 

§ 13. Gegenstand und Ergebnis der Prüfung werden für jede Schülerin 
in einer besonderen Niederschrift vermerkt. Sie ist von dem Vorsitzenden und 
den Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. 

§ 14. Die Leistungen der Bewerberinnen in der praktischen Arbeit f§ 12), 
in der schriftlichen Prüfung (§ 10) und in den einzelnen Fächern der mündlichen 
Prüfung (§ 11) werden mit sehr gut (1), gut (2), genügend (3), nicht genügend (4) 
gewertet. Danach wird auch ein Gesamturteil sowohl für das Hauptfach, wie 
für die allgemeinen Fächer festgesetzt. 


«) Die Aufgabe für die schriftliche Prüfung ist unter Aufsicht eines 
Mitgliedes des Prüfungsausschusses anzufertigen. Nachdem die schriftliche 
Arbeit abgeliefert worden ist, wird sic zunächst von dem Mitglied des Prüfungs¬ 
auschusses, auf de!-sen Vorschlag d>e Aufgabe gestellt wurde, in einem schrift¬ 
lichen Gutachten beurteilt und dann dem Vorsitzenden sowie den übrigen Mit¬ 
gliedern zu gleichem Zwecke vorgelegt. 

7 ) Die Dauer der mündlichen Prüfung soll so geregelt werden, daß unter 
Annahme einer Zahl von höchstens 10 Prüflingen vormittags und nachmittags 
je 2 bis 3 Stueden geprüft und dazwischen eine mindestens zweistündige Mittags¬ 
pause eingeschaltet wird. Doch wäre unch eine 4 bis & ständige, über den 
ganzen Vormittag sich erstreckende Prüfung unter der Voraussetzung zulässig, 
daß die Prüfung innerhalb dieser Zeit beendet wird. 
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Die Bewerberin bat die Prüfung nicht bestanden, wenn sie in einem der 
beiden Prüfungsteile (Hauptfach, allgemeine Fächer) das Gesamtarteil „nicht 
genügend“ (4) erhalten hat. 

§ 15. Tritt eine Bewerberin ohne eine nach dem Urteil des Vorsitzenden 
genügende Entschuldigung im Laufe der Prüfung zurück, so hat sie die Prüfung 
vollständig zu wiederholen. Eine Rückgabe der Gebühren findet in diesem 
Falle nicht statt. Die Wiederholung der nicht bestandenen oder ohne Ent¬ 
schuldigung nicht vollendeten Prüfung ist in der Regel nur einmal und frühestens 
nach 6 Monaten, spätestens nach 3 Jahren zulässig. Ueber die Zulassung von 
Ausnahmen entscheide ich. 

§ 16. Der Bewerberin wird das Ergebnis der Prüfung vom Vorsitzenden 
mitgeteilt. Sie, erhält die unter § 4, Nr. 4 und 5 aufgeführten Nachweise 
znrück. Die Prüfungsarbeiten verbleiben bei den Akten des Prüfungsausschusses. 

§ 17. Nach bestandener Prüfung hat die Bewerberin ein Probejahr in 
der praktischen sozialen Arbeit abzuleisten. Der Regierungspräsident — in 
Berlin der Polizeipräsident — ist verpflichtet, eine Bescheinigung der unteren 
Verwaltungsbehörde (Landrat, Magistrat, Bürgermeister) oder des Kreisarztes 
oder der Leitung einer der Wohlfahrtspflege dienenden Stelle, die vom Regierungs¬ 
präsidenten als Ausbildungsstätte anerkannt ist, über die Bewährung und 
Führung der Bewerberin während dieser Zeit einzufordern. Auf Grund dieser 
Bescheinigung erfolgt die staatliche Anerkennung als Wohlfahrts¬ 
pflegerin, falls die Bewerberin das 24. Lebensjahr vollendet hat. 

Ich behalte mir vor, von der Ableistung dieses Probejahres auf Vorschlag 
des Regierungspräsidenten — in Berlin des Polizeipräsidenten — ganz oder 
teilweise zu befreien, wenn die Bewerberin nachweist, daß sie eine ausreichende 
praktische Tätigkeit bereits vor Eintritt in die Wohlfahrtsschule ausgeübt hat. 

§ 18. Die staatliche Anerkennung als Wohlfahrtspflegerin wird auf 
Antrag des Prüfungsausschusses vom Regierungspräsidenten — in Berlin vom 
Polizeipräsidenten — erteilt. An ihn sind vom Vorsitzenden des Prüfungs¬ 
ausschusses die Prüfungsverhandlungen und Zeugnisse (§ 14), von der Bewerberin 
der Nachweis über das von ihr geleistete Probejahr bezw. die auf Grund des 
§ 17 erhaltene Befreiung von dieser Ableistung einzureichen. Ueber die staat¬ 
liche Anerkennung als Wohlfahrtspflegerin wird ein Zeugnis nach dem an¬ 
liegenden Muster A ausgestellt, dessen Urschrift bei den Akten verbleibt. 

§ 19. Wohlfahrtspflegerinnen, die vor dem Erlaß dieser Prüfungs¬ 
bestimmungen eine gleichwertige Ausbildung und eine dreijährige erfolgreiche 
Tätigkeit in der Wohlfahrtspflege, die ohne längere Unterbrechungen ausgeübt 
wurde, durch Zeugnisse der unteren Verwaltungsbehörde (Landrat, Magistrat, 
Bürgermeister) oder des Kreisarztes oder der Leitung einer der Woblfahrts- 

J iflege dienenden Stelle nachweisen, kann die staatliche Anerkennung als Wohl- 
ahrtspflegerin ohne vorherige Prüfung erteilt werden. Der Antrag ist bis zum 
31. Oktober 1923 bei dem für den Wohnsitz der Antragstellerin zuständigen 
Regierungspräsidenten — in Berlin bei dem Polizeipräsidenten — einzureichen, 
der vor seiner Entschließung den Prüfanusausschuß einer staatlich anerkannten 
Wohlfah'tsschule seines Bezirks gutachtlich zu hören hat. Sind mehrere 
Prüfungsausschüsse im Bezirk, so bestimmt der Regierungspräsident — in Berlin 
der Polizeipräsident —, welcher Prüfungsausschuß zu hören ist. Wenn be¬ 
sonders dringende Gründe vo>liegen, der Prüfungsausschuß es befürwortet und 
der Nachweis einer mehr als fünfjährigen erfolgreichen Tätigkeit in der Wohl¬ 
fahrtspflege erbracht wird, so kann ausnahmsweise der Besuch einer Ausbildungs¬ 
lehrganges in der Wohlfahrtsschule erlassen werden. 

Ueber die Erteilung der staatlichen Anerkennung in den vorstehend be- 
zeichneten Fällen entscheide ich. 

§ 20. In dem Falle des § 19 ist ein Ausweis nach dem beiliegenden 
Muster B zu erteilen. 

§ 21. Die staatliche Anerkennung als Wohlfahrtspflegerin kann von dem 
zuständigen Regierungspräsidenten — in Berlin von dem Polizeipräsidenten — 
zurückgenommen werden, wenn hinsichtlich einer Wohlfahrtspflegerin Tatsachen 
vorliegen, die den Mangel derjenigen Eigenschaften dartun, die für die Ausübung 
des Berufes einer Wohlfahrtspflegerin unerläßlich sind, oder wenn die Wohl- 
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fahrtspflege rin den in Ansübnng der staatlichen Aufsicht erlassenen Vorschriften 
beharrlich zuwiderhandelt. 8 ) 

§ 22. Ob die in einem anderen deutschen Lande anf Grund gleicher 
Vorschriften erfolxte staatliche Anerkennung als Fürsorgerin auch für das 
preußische Staatsgebiet gilt, bleibt meiner Entscheidung Vorbehalten. 

§ 23. Diese Vorschriften treten am 1. November 1920 in Kraft. 

§ 24. Die Vorschriften über die staatliche Prüfung von Fürsorgerinnen 
vom 10 September 1918 — M. 0. J. M 2975. M d. g. A. U III B 6802. 1 — und 
vom 29 März 1919 — M 311II, M. f. W. usw. U III B 6106 III — werden mit 
der Maßgabe aufgehoben, daß alle Bewerberinnen, die vor dem Inkrafttreten 
dieser Vorschriften (§ 23) in eine Wohlfahrtsschule eingetreten sind, bis zum 
31. Oktober 1922 noch nach den Vorschriften vom 10. September 1918 und vom 
29. März 1919 geprüft werden können 

Muster A. 

Ausweis für staatlich anerkannte Wohlfahrtspflegerinnen. 

.aus.. geboren am.in., 

Regierungsbezirk.. die vor dem staatlichen Prüfungsausschuß in. 

die Prüfung als Wohlfahrt«pflegerin, Hauptfach.. b« standen und das 

vorgeschriebene Probejahr mit Erfolg abgelegt hat, wird hiermit staatlich als 
Wohlfahrtspflegerin anerkannt 

Für den Fall, daß Tatsachen bekannt werden, die den Mangel derjenigen 
Eigenschaften dartun, die zur Ausübung des Berufs einer Wohlfahrtspflegerin 
erforderlich sind, oder daß die Wohlfahrtspflegerin den in Ausübung der staat¬ 
lichen Aufsicht erlassenen Vorschriften beharrlich zuwiderhandelt, kann die 
Zurücknahme der Anerkennung erfolgen. 

.. den.192. . 

(Dienststempel.) Firma .. 

(Unterschrift.) 

Muster B. 

Ausweis für staatlich anerkannte Wohlfahrtspflegerinnen. 

.aus.. geboren am.in., 

Regierungsbezirk.. die den Nachweis der Ausbildung in der Wohl¬ 
fahrtspflege, Hauptfach.. erbracht hat und die zur Ausübung des 

Berufs einer Wohlfahrtspflegcrin erforderlichen Eigenschaften besitzt, wird 
hiermit staatlich als Wohlfahrtspflegerin anerkannt. 

Für den Fall, daß Tatsachen bekannt werden, die den Mangel derjenigen 
Eigenschaften dartun, die zur Ausübung des Berufes einer Wohlfahrtspflegerin 
erforderlich sind, oder daß die Wohlfahrtspflegerin den in Ausühung der staat¬ 
lichen Aufsicht erlassenen Vorschriften beharrlich zuwiderhandelt, kann die 
Zurücknahme der Anerkennung erfolgen. 

.. den.192. . 

(Dienststempel.) Firma. 

(Unterschrift.) 


C. Lippe. 

Bekämpfung gemeingefährlicher and anderer übertragbarer Krank¬ 
heiten. Gesetz vom 12. April 1920. 

§ 1. Die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten (Reichsgesetz vom 
30. Juni 1900) und anderer übertragbarer Krankheiten wird dem Landeswohl- 
fahrtsamt überwiesen, das die ihm zustehenden Befugnisse auf seine Angestellten, 
die Kreisärzte und Bezirksfürsorgerinnen übertragen kann. Letzteren können 
auch die den Kreisärzten aus diesem Gesetze zustenenden Befugnisse ganz oder 
teilweise übertragen werden. 


8) Gegen den die Anerkennung zurücknehmenden Bescheid kann Beschwerde 
bei mir erhoben werden. Derjenigen Behörde, die die Anerkennung ausgesprochen 
hatte, ist von der Rücknahme der Anerkennung Mitteilung zu machen; sie hat 
auf der Urschrift des Zeugnisses einen entsprechenden Vermerk zu machen. 
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L Anzeigepflicht. 

§ 2. (1) Jede Erkrankung und jeder Todesfall 

A an den gemeingefährlichen Krankheiten: 

1. Aussatz (Lepra), 2. Cholera (asiatischer), 3. Fleckfieber (Flecktyphus), 
4. Gelbfieber, 5. Milzbrand, 6. Pest (orientalLcher Beulenpest), 7. Pocken (Blattern); 

B an anderen übertragbaren Krankheiten, und zwar; 

1. Diphtherie, 2. Fleisch-, Fisch-, Wurst- und Konservenvergiftung, 8. Ge¬ 
nickstarre (übertragbaren, 4 Kindbettfieber, 5. Körnerkrankheit, 6. Botz, 7. Rück¬ 
falllieber, 8. Ruhr, übertragbarer (Dysenterie), 9. Schanker, 10. Scharlach, 
11 Spinaler Kinderlähmung, 12. Syphilis, auch Schälblasen der Neugeborenen, 
13. Tollwut, sowie Bißvcrletzungen durch tolle oder der Tollwut verdächtige 
Tiere, 14 Trichinose, 15. Tripper und der durch Tripper entstehenden eitrigen 
Augenentzündung, 16. Tuberkulose (anst-ckungsfähiger), 17. Typhus und Para- 
thypus, 18. .Wurmkrankheit ist dem Landeswohlfahrtsamt binnen 12 Stunden 
nach erlangter Kenntnis anzuzeigen Ein Todesfall ist auch dann anzuzeigen, 
wenn der Erkrankungsfall bereits angezeigt war. 

Erkrankungen oder Todesfälle an gemeingefährlichen Krankheiten (A 1—7) 
sind außerdem binnen 12 Stunden nach erlangter Kenntnis der zuständigen 
Polizeibehörde anzuzeigen. 

(2) Der gleichen .Anzeige bedarf es ferner in allen Erkrankungs- und 
Todesfällen, bei denen der Verdacht besteht auf 

A 1. Aussatz, 2. Cholera, 3. Fleckfieber, 4. Gelbfieber, 5. Milzbrand, 
6. Pest, 7. Pocken. 

B 1. Diphtherie, 2 Genickstarre (übertragbarer), 8. Kindbettfieber, 4. Botz, 
6. Buhr, übertragbare (Dysenterie), 6. Schanker, 7. Scharlach, 8. Spinale Kinder¬ 
lähmung, 9. Syphilis, auch Schälblasen bei Neugeborenen, 10. Trichinose, 

11. Tripper und die durch Tripper entstehende eiterige Augenentzündung, 

12. Typhus und Paratyphus. 

Die Anzeige über den Verdacht auf eine der vorgenannten Krankheiten 
befreit nicht von der abermaligen Anzeige nach Feststellung der Krankheit. 

(3) Wechselt der Kranke die Wohnung oder den Aufenthaltsort, so ist 
dies unverzüglich bei der Polizeibehörde des bisherigen und des neuen Auf¬ 
enthaltsortes zur Anzeige zu bringen. 

§ 3. (1) Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. der zugezogene Arzt 

2. der Haushaltungsvorstand 

3. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beschäf¬ 
tigte Person 

4. die Lehrer (§ 17) 

5. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs¬ 
oder Todesfall sich ereignet hat 

6. der Leichenschauer. 

Die Verpflichtung der unter 2—6 genannten Personen tritt nur dann ein, 
wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist. 

(2) Für Krankheits- und Todesfälle, die sich in Kranken-, Entbindungs-, 
Pflege-, Gefangenen- und ähnlichen Anstalten ereignen, ist der VorsteLer der 
Anstalt oder die von der zuständigen Stelle damit beauftragte Person ausschließ¬ 
lich zur Erstattung der Anzeige verpflichtet. 

(3) Auf Schiffen oder Flößen gilt als der zur Erstattung der Anzeige 
verpflichtete Haushaltungsvorstand der Schiffer oder Floßführer oder deren 
Stellvertreter. 

§ 4 Die Anzeige kann mündlich (telephonisch) oder schriftlich erstattet 
werden und muß die in den Ausführunusbestimmungen vorgeschriebenen Angaben 
enthalten. Mündliche und telephonische Anzeigen sind innerhalb 12 Stunden 
schriftlich zu wiederholen. Mit Aufgabe zur Post gilt die schriftliche Anzeige 
als erstattet. Die Polizeibehörden haben auf Verlangen die zür schriftlichen 
Anmeldung vorgeschriebenen Vordrucke unentgeltlich zu verabfolgen. 
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Die Anzeige ist Ton dem behandelnden Arzte in jedem Falle zu erstatten, 
auch wenn er die Behandlung nicht übernimmt, sondern eine sofortige Ueber- 
führung ins Krankenhaus anordnet. 

§ 5. Durch besondere Verordnung des Landeswohlfahrtsamts können die 
in den §§ 2—4 enthaltenen Bestimmungen über die Anzeigepflicht, sowie die 
nachfolgenden Bestimmungen über die Ermittelung nnd die Schutzmaßregeln 
(§§ 6 bis 22) auch auf andere übertragbare Krankheiten vorübergehend aus¬ 
gedehnt werden, wenn und solange sie in epidemischer Verbreitung auftreten. 

II. Ermittlung der Krankheit. 

§ 6. (1) Das Landeswohlfahrtsamt hat, sobald es von dem Ausbruche 
oder dem Verdachte des Auftretens einer der in § 2 genannten Krankheiten 

A 1. Aussatz, 2. Cholera, 3. Fleckfleber, 4. Gelbfieber, 5. Milzbrand, 
6. Pest, 7. Pocken. 

B 1. Diphtherie, 2. Genickstarre (übertragbarer), 3. Kindbettfieber, 4. Rotz, 
5. Ruhr, übertragbare (Dysenterie», 6. Scharlach, 7. Spinale Kinderlähmung, 
8. Trichinose, 9. Typhus und Paratyphus Kenntnis erhält, ungesäumt und auf 
dem kürzesten Wege den zuständigen Kreisarzt und die zuständigen Polizei¬ 
behörden zu benachrichtigen Bei den übrigen in § 2 genannten Krankheiten 
ist in gleicher Weise nur der Kreisarzt zu benachrichtigen. Dieser hat alsdann, 
sofern das Landeswohlfahrtsamt nicht andere Anordnungen trifft, unverzüglich 
an Ort nnd Stelle Ermittelungen über die Art, den Stand und die Ursache der 
Krankheit vorzunehmen und bei den unter A und B vorstehend aufgeführten 
Krankheiten der Polizeibehörde eine Erklärung darüber abzugeben ob der Aus¬ 
bruch der Krankheit festgrstellt oder der Verdacht des Ausbruches begründet ist. 

(2) Der Kreisarzt hat sofort die Ermittelung selbständig vorzunehmen, 
wenn ihm der Ausbruch einer der im § 2 genannten Krankheiten unmittelbar 
bekannt wird. 

§ 7. (1) Dem Kreisarzt ist, soweit er dies zur Feststellung der Krankheit 
für erforderlich und ohne Schädigung des Kranken für zulässig üält, der Zutritt 
zu dem Kranken oder zur Leiche und die Vornahme der zu den Ermittelungen 
über die Krankheit erforderlichen Untersuchungen zu gestatten. Auch ist bei 
Cholera-, Gelbfieber-, Milzbrand-, Pest-, Rotz-, Ruhr-, Tollwut-, Trichinose- und 
Typhusverdacht eine Oeffnung der Leiche polizeilich anznordnen, wenn der 
Kreisarzt dies zur Feststellung der Krankheit für erforderlich hält. 

(2) Der behandelnde Arzt ist berechtigt, den Untersuchungen, namentlich 
auch der Leichenöffnung, beizuwohnen. 

(3) Die in § 3 aufgeführten Personen sind verpflichtet, über alle für die 
Entstehung und den Verlauf der Krankheit wichtigen Umstände dem Kreisarzt 
und der zuständigen Polizeibehörde auf Befragen Auskunft zu erteilen. 

§ 8. Ist nach dem Gutachten des Kreisarztes der Ausbruch der Krankheit 
fest gestellt oder der Verdacht des Ausbruchs begründet, so hat die Polizei¬ 
behörde unverzüglich die vom Kreisarzt für erforderlich erachteten Schutz¬ 
maßregeln zu treffen. 

§ 9. Bei Gefahr im Verzüge hat der Kreisarzt schon vor dem Einschreiten 
der Polizeibehörde die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit zunächst 
erforderlichen Maßregeln anzuordnen und sie den Beteiligten schriftlich mit¬ 
zuteilen. Auf dem Lande hat der Ortsvorsteher den vom Kreisarzt getroffenen 
Anordnungen Folge zu leisten. Von den Anordnungen hat der Kreisarzt sofort 
der Polizeibehörde schriftlich Mitteilung zu machen. Sie bleiben solange iu 
Kraft, bis von der zuständigen Behörde anderweitige Verfügung getroffen wird. 

§ 10 Für Ortschaften und Bezirke, die von einer der im § 2 angeführten 
Krankheiten befallen oder bedroht sind, ist durch die zuständige Behörde an¬ 
zuordnen, daß jede Leiche vor der Bestattung einer amtlichen Besichtigung 
(Leichenschau) unterworfen wird, wenn der Kreisarzt die Maßregel für not¬ 
wendig erklärt. % 

III. Schutzmaßregeln. 

§ 11. Zur Verhütung der Verbreitung der gemeingefährlichen Krank¬ 
heiten (§ 2A) finden außer den vom Reiche besonders erlassenen oder zu er¬ 
lassenden Ausführungsbestimmungen die in den §§ 12—25 enthaltenen Schatz- 
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maßregeln Anwendung. Für die übrigen übertragbaren Krankheiten (§ 26) 
and die etwa auf Grand des § 5 der Anzeigepflicht. unterworfenen sind die 
gleichen Bestimmungen maßgebend. Die Anfechtung der Anordnungen hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

§ 12. Kranke und krankheits- oder ansteckungsverdächtige Personen sind 
einer Beobachtung zu unterwerfen, wenn das Landeswohlfahrtsamt oder der 
Kreisarzt es für notwendig erklären. Eine Beschränkung in der Wahl des Auf¬ 
enthaltsortes oder der Arbeitsstätte ist zu diesem Zwecke nur bei Personen zu¬ 
lässig, welche obdachlos oder ohne festen Wohnsitz sind oder berufs- oder ge¬ 
wohnheitsmäßig umherziehen. 

§ 13. Personen, die an einer gemeingefährlichen Krankheit leiden, dürfen 
ohne polizeiliche Erlaubnis sich weder aus einer Wohnung (Unterkunft, Schlaf¬ 
saal, Obdach usw.) in eine andere, noch aus einer Ortschaft in die andere be¬ 
geben oder fortgeschafft werden, soweit es sich nicht um ihre unmittelbare 
Ueberführung in die zunächst gelegene, geeignete Krankenanstalt handelt. Für 
die anderen übertragbaren Krankheiten gilt die gleiche Bestimmung, falls das 
Landeswohlfahrtsamt oder der Kreisarzt die Anordnung für notwendig erachten. 

§ 14. Das Landeswohlfahrtsamt kann für den Umfang des ganzen Landes 
oder für Teile desselben anordnen, daß zareisende Personen, sofern sie sich 
innerhalb einer bestimmten Frist vor ihrer Ankunft in Ortschaften oder Bezirken 
aufgehalten haben, in welchen eine gemeingefährliche oder eine andere über¬ 
tragbare Krankheit ausgebrochen ist, nach ihrer Ankunft der Polizeibehörde 
zu melden sind. 

Tuberkulöse, die in einer Familie zur Erholung untergebracht werden, 
bedürfen dazu der Genehmigung der für diese Familie zuständigen Polizei¬ 
behörde. Diese ist zu versagen, wenn der Kreisarzt die Unterbringung wegen 
der Gefahr der Weiterverbreitung der Krankheit nicht für zulässig erklärt 

§ 15. (1) Für Kranke und krankheits- oder ansteckungsverdächtige Per¬ 
sonen ist eine Absonderung anzuordnen, wenn der Kreisarzt es für notwendig 
erklärt. 

(2) Die Absonderung kranker Personen hat im allgemeinen derart zu er¬ 
folgen, daß der Kranke mit anderen, als den zu seiner Pflege bestimmten Per¬ 
sonen, dem Arzte oder dem Seelsorger, nicht in Berührung kommt und eine 
Verbreitung der Krankheit tunlichst ausgeschlossen ist. Angehörigen und Ur¬ 
kundspersonen ist, soweit dies zur Erledigung wichtiger und dringender An¬ 
gelegenheiten geboten ist, der Zutritt zu dem Kranken unter Beobachtung der 
erforderlichen Maßregeln gegen eine Weiterverbreitung der Krankheit gestattet. 
Für Personen, die an ansteckungsfähiger Tuberkulose leiden, können diese Be¬ 
stimmungen gemildert werden. Solche Personen haben sich jedoch einer Be¬ 
obachtung durch die Tuberkulosefürsorgestelle ihres Bezirkes zu unterziehen. 
Sie haben in den Beratnngsstunden für Tuberkulose auf Anordnung des Kreis¬ 
arztes oder des Fürsorgearztes zu erscheinen, soweit sie nicht infolge ihres 
Zustandes daran, verhindert sind. Alle geforderten Auskünfte sind wahrheits¬ 
gemäß zu geben. Die gegebenen Anordnungen sind genau zu befolgen. Die 
Untersuchung der Kranken und aller Familienmitglieder und der mit den Kranken 
in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen ist zu gestatten. 

Werden in der Behausung des Kranken die zur Verhütung gemeingefähr¬ 
licher oder übertragbarer Krankheiten nach dem Gutachten des Kreisarztes 
notwendigen Einrichtungen nicht getroffen oder von den dazu verpflichteten 
Personen nicht bestimmungsgemäß durchgeführt, so kann die Ueberführung des 
Kranken in ein geeignetes Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unter¬ 
kunftsraum angeordnet werden. Die Ueberführung muß unterbleiben, wenn der 
behandelnde Arzt auf einem vom Landeswohlfahrtsamt vorzuschreibenden Vor¬ 
druck bescheinigt, daß durch die Ueberführung des Kranken für diesen eine 
unmittelbare Lebensgefahr entstehen würde. 

(3) Auf die Absonderung krankheits- oder ansteckungsverdächtiger Per¬ 
sonen finden die Bestimmungen des Absatzes 2 sinngemäße Anwendung, jedoch 
dürfen krankheits- oder ansteckungsverdächtige Personen nicht in demselben 
Baum mit kranken Personen untergebracht werden. Ansteckungsverdächtige 
Personen dürfen in demselben Baum mit krankheitsverdächtigen Personen nur 
untergebracht werden, soweit der Kreisarzt dies für zulässig hält. 
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(4) ’W’olumngen oder Häuser, in denen erkrankte Personen sich befinden, 
können kenntlich gemacht werden, und zwar muß dies geschehen, solange die 
zupa Zwecke der Absonderung des Kranken notwendigen Einrichtungen nicht 
getroffen sind und dessen Ueberführung in ein Krankenhaus nicht möglich ist. 

(5) Für das berufsmäßige Pflegepersonal sind Verkehrsbeschränkungen 
anzuordnen, wenn der Kreisarzt es für erforderlich erklärt. 

§ 16. Das Landespräsidium ist befugt, für Ortschaften und Bezirke, die 
ron einer, gemeingefährlichen oder einer anderen übertragbaren .Krankheit be¬ 
fallen oder bedroht sind: 

1. hinsichtlich der gewerbsmäßigen Herstellung, Behandlung und Auf¬ 
bewahrung, sowie hinsichtlich des Vertriebes yon Gegenständen, die geeignet 
sind, die Krankheit zu verbreiten, eine gesundheitspolizeiliche Ueberwachnng 
und die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit erforderlichen Maßregeln 
anzuordnen. Die Ausfuhr von Gegenständen der bezeichneten Art darf aber 
nur für Ortschaften verboten werden, in denen Cholera, Fleckfieber, Pest oder 
Pocken ausgebrochen sind; 

2. Gegenstände der unter Nr. 1 bezeichneten Art vom Gewerbebetriebe 
im Umherziehen auszuschließen; 

3. die Abhaltung von Märkten, Messen und anderen Veranstaltungen, 
welche eine Ansammlung größerer Menschenmengen mit sich bringen, zu ver¬ 
bieten oder zu beschränken; 

4. die in der Schiffahrt, der Flößerei oder sonstigen Transportbetrieben 
beschäftigten Personen einer gesundheitspolizeilichen Ueberwachung zu unter¬ 
werfen und Kranke, krankheits- oder ansteckungsverdächtige Personen sowie 
Gegenstände, von denen anzunehmen ist, daß sie mit dem Krankheitstoff behaftet 
sind, von der Beförderung auszuschließen; 

5. den Schiffahrts- und Flößereiverkehr auf bestimmte Tageszeiten zu 
beschränken. 

§ 17. Für die Schulen gelten unter Vorbehalt weiterer Bestimmungen, 
die das Landeswohlfahrtsamt im Einvernehmen mit der Regierung — Schul¬ 
abteilung — zu erlassen hat, folgende Schutzmaßregeln: 

1. jeder Lehrer bat jeden Fall von Erkrankungen an gemeingefährlichen 
oder anderen übertragbaren Krankheiten sowie jeden Verdacht auf eine solche 
Krankheit, der ihm bei einem seiuer Schüler oder einer zu seinem Hauswesen 
gehörigen beziehungsweise in enger Verbindung mit der Schule stehenden Person 
bekannt wird, dem Landeswohlfahrtsamt und dem für den Ort der Schule zu¬ 
ständigen Kreisarzt binnen 12 Stunden anzuzeigen; 

2. jeder Lehrer hat alle Schulkinder, die ihm einer gemeingefährlichen 
oder anderen übertragbaren Krankheit verdächtig erscheinen, so lange vom 
Schulbesuch auszuschließen, bis die Erkrankung vom Kreisarzt als nicht über¬ 
tragbar festgestellt ist; 

3. jeder Lehrer hat Schulkinder, die an einer gemeingefährlichen oder 
anderen übetragbaren Krankheiten gelitten haben, sowie deren Geschwister und 
andere in häuslicher Gemeinschaft mit den Erktankten lebende Kinder solange 
vom Schulbesuch ausznschließen, bis die für die Dauer der Krankheit als Regel 
geltende Zeit abgeUufen ist, oder bis der behandelnde Arzt die Ansteckungs¬ 
gefahr für beseitigt erklärt hat. Falls Kinder auf Grund dieser Bestimmung 
ungewöhnlich lange vom Schulunterricht ferngehalten werden, ist der Lehrer 
berechtigt, jederzeit eine Nachuntersuchung bei dem zuständigen Kreisarzt zu 
beantragen; 

4. die Schulleiter und Ersten Lehrer haben die vom Landeswohlfabrtsamt 
oder den Kreisärzten angeordneten Vorschriften über Desinfektion, Reinhaltung 
der Schulräume, Schutzmaßregeln gegen Ansteckung und Belehrung der Schul¬ 
kinder genau zu befolgen; 

5. an der Beerdigung eines Mitschülers, der an einer gemeingefährlichen 
oder einer anderen übertragbaren Krankheit gestorben ist, dürten Schulklassen 
nicht teilnehmen. Als Schulen im Sinne dieser Bestimmung gelten sämtliche 
Unterrichts- und Erziehungsanstalten. 

g 18. In Ortschaften, die von einer gemeingefährlichen oder anderen 
übertragbaren Krankheit befallen oder bedroht sind, sowie in deren Umgebung 
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ist von der Polizeibehörde auf Antrag d**s Kreisarztes die Benutzung von 
Brunnen, Teichen, Wasserläufen, Wasserleitungen, sowie der dem öffentlichen 
Gebrauche dienenden Bade-, Schwimm-, Wasch- und Bedürfnisanstalten zu ver¬ 
bieten oder zu beschränken, wenn es zur Verhütung der Verbreitung der be¬ 
treffenden Krankheit unerläßlich erscheint. 

§ 19. Die gänzliche oder teilweise Räumung von Wohnungen und Ge- 
bänden, in denen Erkrankungen vorgekommen sind, ist; von der Polizeibehörde 
anzuordnen, wenn der Kreisarzt cs zur wirksamen Bekämpfung der Krankheit 
für unerläßlich erklärt. Den betroffenen Personen ist anderweitig geeignete 
Unterkunft unentgeltlich zu bieten 

§ 20. (1) Für Gegenstände und Räume, von denen anzunehmen ist, daß 
sie mit dem Krankheitsstoff behaftet sind, ist eine Desinfektion anzuordnen, 
wenn der Kreisarzt es für notwendig erklärt. 

(2) Für Reisegepäck und Handelswaren ist bei gemeingefährlichen und 
anderen übertragbaren Krankheiten die Anordnung der Desinfektion nur dann 
zalässig, wenn die Annahme, daß die Gegenstände mit dem Krankheitsstoff 
behaftet sind, durch besondere Umstände begründet ist. 

(3) Ist die Desinfeklion nicht durchführbar, oder im Verhältnis zum Werte 
der Gegenstände zu kostspielig, so kann die Vernichtung angeordnet werden. 

§ 21. Zum Schutze gegen gemeingefährliche und andere übertragbare 
Krankheiten können vom Landeswohlfabrtsamt weitere Maßnahmen angeordnet 
werden, insbesondere kann es bei gehäuftem Auftreten solcher Krankheiten 
deren Behandlung durch andere Personen als approbierte Aerzte untersagen. 

§ 22. Für die Aufbewahrung, Einsargung, Beförderung und Bestattung 
der Leichen von Personen, die einer gemeingefährlichen oder anderen über¬ 
tragbaren Krankheit gestorben sind, können von der Polizeibehörde besondere 
Vorsichtsmaßregeln angeordnet werden. Sie siud anzuordnen, wenn der Kreis¬ 
arzt sie für notwendig erklärt 

§ 23. Für die Anstellung von Desinfektoren, für die Beschaffung der 
für den Desinfektor nötigen Gerätschaften und Desinfektionsmittel, sowie für 
die Bereitstellung geeigneter Isolierräume und der erforderlichen Transport¬ 
mittel (Krankenwagen) haben die Gemeinden (Stadt- und Amtsgemeinden) nach 
Anwei-ung des Landeswoblfahrtsamts auf eigene Kosten zu sorgen, widrigenfalls 
das Erforderliche auf Kosten der leistungspflichtigen Gemeinde beschafft wird. 

§ 24. Das Landeswohlfahrtsamt kann den Gemeinden aufgeben, für die 
Beseitigung der etwa Vorgefundenen gesundheitsgefährlichen Mißstände, ins¬ 
besondere hinsichtlich der dem allgemeinen Gebrauche dienenden Einrichtungen 
zur Versorgumg mit Trink- oder Wirtschaftwasser und für die Fortschaffung 
der Abfallstoffe Sorge zu tragen. Die Gemeinden können zur Herstellung von 
Einrichtungen der Gezeichneten Art, sofern diese zum Schutze gegen über¬ 
tragbare Krankheiten erforderlich sind, angehalten werden. 

§ 25. Die Haushaltungs- und Anstaltsvorstände, Gast-, Herbergs- und 
Hauswirte haben dafür Sorge zu tragen, daß die allgemeinen oder die für den 
einzelnen Krankheitsfall besonders erlassenen Vorschriften, namentlich die &of 
die Desinfektion bezüglichen, gewissenhaft zur Ausführung kommen. 

Die Bestinunungen über 

IV. Kosten (§ 26), 

V. Entschädigungen (§§ 27—33) und 

VI. Strafvorschriften (§ 34) 
entsprechen den §§ 14—36 des Reichsseuchengesetzes. 

VH. Schlußbestimmungen. 

§ 35. Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen 
erläßt das Landeswohlfahrtsamt. 

§ 36. Vorstehendes Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in 
Kraft. Alle entgegenstehenden Bestimmungen werden aufgehoben. 


Verantwortlich Ar die ScbHftleltoaf: Prof. Dr. Ktpmasd, Geh. Xed.-Ret in Llpptpriagc. 
Druck von J. C. 0. Bruns, Minden L W. 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Künftige Verwendung der früheren militärischen Heilanstalten. 
Bandschreiben desHeichsarbeitsministers vom lö.September 

1920»). 

I. Das Reich hat die Verpflichtung, an der Schaffung von Heiluugsmög- 
lichkeiten mitzuhelfen, die zur Durchführung der von ihm zugesicherten Heu¬ 
behandlung der Kriegsbeschädigten und zur Erfüllung der notwendigen Auf¬ 
gaben im Interesse der Hebung und Erhaltung der Volksgesundheit erforderlich 
sind. Die notwendige Ueberleitnng der jetzt der Verwaltung des Reichs- 
arbeitsministeriums unterstehenden früheren militärischen Heilanstalten zu 
dauernder Zweckbestimmung soll sich daher in der Form vollziehen, daß die 
vorhandenen Gebäude und Sondereinrichtnngen nach einem einheitlichen Plan, 
der jede Verwertnngsmöglichkeit ermittelt und auf das zweckmäßigste ans- 
nützt, für möglichst viele Heilbehandlnngebednrftige nutzbar gemacht werden. 

II. Zur Vorbereitung der Entscheidung der zuständigen 
Reichsministerien sind daher in don Ländern und den preußi¬ 
schen Provinzen bei den Hanptversorgungsämtern — ärztliche Abteilung — 
Kommissionen zu bilden, die für ihren Bezirk prüfen, wie die abzubauenden 
Heilanstalten am zweckmäßigsten der gesamten Gesundheitsfürsorge, insbe¬ 
sondere aber der Kriegsbeschädigtenfürsorge, nutzbar gemacht werden können. 

1. Die Kommission setzt sich znsammen aus dem Leiter der ärztlichen Ab¬ 
teilung des Hauptversorgungsamts als Vorsitzenden und je einem Vertreter 

a) der Verwaltnngsabteilung des Hauptversorgungsamte, 

b) der Landes-Medizinalbehörde, in den preußischen Provinzen der Provinzial- 
Uedizinalbebörde, 

2. Zu den Beratungen sind zuznziehen: 

a) ein Vertreter der Hauptfürsorgestelle, 

•b) ein Vertreter der in ihrem Beirat vertretenen Verbände der Kriegs¬ 
beschädigten, 

c) ein Vertreter der Arbeitsgemeinschaften der Sozialversicherung. Wo 
solche nicht bestehen, sind die Landesversicbernngsanstalten, Berufs¬ 
genossenschaften und die Krankenkassen um Bezeichnung eines gemein¬ 
samen Vertreters zu bittqp; 


') In Preußen ist dieses Rundschreiben an sämtliche Herren Ober- 

f räsidenten und Regierungspräsidenten durch Rund-Erlaß des Ministers 
ür- Volkswohlfahrt vom 27. Oktober 1920 — IM II 2347 II — zur 
Kenntnisnahme und weiteren Veranlassung mitgeteilt. Es heißt darin: „Ich 
habe dem Herrn Reichsarbeitsminister die Regierungs- nnd Mcdizinal- 
räte (oder ihre Vertreter) am Sitze der Regierung der einzelnen Regierungs¬ 
bezirke als Vertreter der preußischen Provinzial-Medizinalbenürden in den 
Kommissionen bezeichnet, die bei den Hanptversorgnngsämtern znr Prüfung der 
Frage, wie die früheren militärischen Heilanstalten am zweckmäßigsten der 
allgemeinen Gesundheitsfürsorge usw. nutzbar zu machen sind, gebildet 
werden. Zu den Beratungen wird immer der Regieruogs- und Medizinalrat 
desjenigen Bezirks zogezogen werden, in dem die betroffene Anstalt liegt. Für 
den Bezirk Groß-Berlin ist der Regieruogs- nnd Medizinalrat beim Polizei- 

{ irisidiam Berlin zuständig. Soweit den Kommissionsberatangen im Eiozel- 
alle eine Bedeutung zukommt, die es angezeigt erscheinen läßt, die Zentral- 
instans zu unterrichten, sehe ich einer gefälligen Mitteilung entgegen.“ 
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ferner nach Bedarf: 

a) Vertreter der beteiligten Gemeinden und Gemeindeverbände, 

b) Vertreter der einzelnen beteiligten Träger der Sozialversicherung, 

c) Vertreter des Boten Kreuzes und Träger anderer sanitärer und sonstiger 
Woblfahrtseinrichtungen (einschließlich Krankenhäuser). 

Der Leiter der ärztlichen Abteilung des Bauptversorgungsamts hat die 
Kommission alsbald zu berufen. 

111. Die Kommission erstreckt ihre Mitwirkung und Vorschläge auf 
sämtliche jetzt der Verwaltung des Beichsarbeitsministeriums unterstehenden 
bisherigen militärischen Heilanstalten. 

Sie stellt fest, welche Heilanstalten überhaupt in ihrem Bezirke be¬ 
stehen, und für welche Bedürfnisse Heilanstalten unbedingt neu geschaffen 
oder erweitert werden müssen. 

Sie prüft und begutachtet insbesondere folgende Fragen: 

A. Inwieweit sind die vorhandenen, jetzt der Verwaltung des Beichs¬ 
arbeitsministeriums unterstehenden, bisher der HeilfQrsorge dienenden früheren 
militärischen Einrichtungen nach Lage, Bauart, Größe usw. geeignet, 
für die Heilfürsorge der Gesamtbevölkerung und für die Kriegsbeschädigten¬ 
fürsorge weiter betrieben zu werden 

a) als Krankenhäuser, 

b) als Genesungs- oder Kuranstalten, 

c) als Unterkunftsheime für Uebergangskranke oder solche Kranke, welche 
ambulanter Behandlung oder der Beobachtung bedürfen P 

Besonders eingehend und nachdrücklich ist die Frage zu erörtern, welche 
Einrichtungen der Behandlung und der Unterbringung von Lungenkranken 
nutzbar gemacht werden können, da bei der außerordentlichen Zunahme der 
Tuberkulose die bestehenden Einrichtungen nicht ausreicben. Unter anderem 
kann auch erwogen werden, ob und inwieweit die Verlegung freiwerdender 
Baracken in klimatisch geeignete Gegenden zur Schaffung von Gelegenheiten 
zu Liegekuren für Lungenkranke in Betracht kommen kann. 

B. Inwieweit ist die Unterbringung Siecher am zweckmäßigsten durch¬ 
zuführen ; inwieweit ist es geboten, auf Grund des § 9 des Beichsversorgungs- 
gesetzes öffentliche Kranken- und Pflegeanstalten zu verpflichten, einen be¬ 
stimmten Teil ihrer Betten für die Siechenpflege vorzubehalten V Die Schaffung 
eigener Siechenhäuser ist nicht beabsichtigt. 

C. Inwieweit besteht im Bezirk der Kommission ein Bedürfnis, die 
zur Weiterverwendung als Krankenhäuser geeigneten Heilanstalten der All¬ 
gemeinheit zugänglich zu machen ? 

1. Das Beichswehrministerium erstrebt eigene Lazarette in eigener Verwaltung. 
Bis dahin müßten die Kranken der Beichswehr in besondere Versorgungs¬ 
krankenhäuser zusammengelegt werden, die in der Verwaltung des Beichs¬ 
arbeitsministeriums verbleiben. Wegen derartiger Lazarette ergeht be¬ 
sondere Weisung an die Hauptversorgungsämter, 

2. Abgesehen von diesen Krankenanstalten der Beichswehr wird das Beich 
Heilanstalten nur insoweit selbst betreiben, als es zur Erfüllung der Auf¬ 
gaben der Kriegsbeschädigtenfürsorge unerläßlich ist und ein anderer 
geeigneter Träger sich nicht oder vorerst nicht finden läßt. Das Beichs- 
versorgungsgesetz weist die Heilbehandlung der Kriegsbeschädigten künf¬ 
tighin den Krankenkassen zu. Nur die Gewährung von Badekuren und' 
die Versorgung Kriegsbeschädigter mit den erforderlichen Körperersatz¬ 
stücken ist grundsätzlich dem Beiche Vorbehalten. Zur Aufrechterbaltung 
besonderer Krankenanstalten kommen daher im wesentlichen zunächst nur 
orthopädische Krankenhäuser zur Aufnahme und Behandlung solcher 
Kriegsbeschädigten in Betracht, denen das Beich Körperersatzstücke zu 
liefern hat, sowie Beobachtungskrankenbäuser, in welche Kriegsbeschädigte, 
deren itentenansprüche zweifelhaft sind, zur Beobachtung und, soweit 
nötig, zur vorübergebenden Behandlung eingewiesen werden. Vorüber¬ 
gehend kann auch die Einrichtung und der Betrieb von Anstalten für 
Lungenkranke durch das Beich in Betracht kommen, bis sich nach Auf¬ 
nahme Lungenkranker aus den Kreisen der Nicht-Kriegsbeschädigten andere 
Träger für diese Anstalten fiaden werden. 

Aehnlich können die Verhältnisse bei Unterbringung der Gehirnverletsten 
und Kieferverletzten liegen. 
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8. Kommt die Weiterführung eines Lazaretts durch das Beichsarbeits- 
miuisteriam oder das Beiebswehrministerium nicht in Betracht, so sind 
folgende Gesichtspunkte zu beachten: 

a) In Universitätsstädten wird es häufig am zweckmäßigsten sein, ein 
bisheriges Lazarett in den Verband der Universi ätskitniken einzngliedern. 
. b) In anderen Städten wird es sich als zweckmäßig und wünscherswert 
heransstellen, daß die Träger der Sozialversicherung oder die Länder 
oder Provinzen selbst die Weiterführung der Heilanstalt übernehmen, 
c) Auch wird hänfig die Gemeinde darauf besonderen Wert legen, die 
Heilanstalt als Gemeindekrankenhaus weiterzuführen. 

D. Soweit Vorschläge über die Abgabe von Heilanstalten zur Weiter¬ 
fahrung gemacht werden, ist in jedem Eiozelfalle zu erörtern, unter welchen 
Bedingungen dies geschehen kann. 

Hierbei sind folgende Gesichtspunkte zu beachten: 

1. Beichseigene Grundstücke werden grundsätzlich nicht verkauft, sondern 
nur auf eine angemessene Zeitdauer vermietet. 

2. Zur Wahrung der Interessen der Kriegsbeschädigten wird zweckmäßig 
eine angemessene Beitenzahl für die Unterbringung Kriegsbeschädigter 
Vorbehalten werden. 

8. Es ist zu erstreben, daß der Uebernehmer der Heilanstalten, wenn möglich, 
auch einen Teil des ärztlichen und des Krankenbauspersonals übernimmt. 
Die rechtzeitige Kündigung des Personals zu der bevorstehenden Auf¬ 
lösung ist trotzdem im Auge zu behalten. 

4. Im Bedarfsfälle hat sich der Uebernehmer zur Aufnahme von „Siechen“ 
bis zu einer bestimmten Höchstzahl zu den Selbstkosten zu verpflichten. 

IV. Nur'wenn ein Lazarett für die Krankenpflege nicht geeignet ist 
oder aus anderen Gründen nicht mehr benutzt wird, kommt seine Verwendung 
für andere Zwecke in Betracht. 

2. Wird ein Lazarett für die Krankenpflege aufgegeben, so hat die 
Kommission Vorschläge zu machen, wie die der Heilfürsorge dienenden Ein¬ 
richtungen und Gegenstände ihrer bisherigen Zweckbestimmung am besten 
erhalten bleiben können. 

V. I. In den Vorlagen sind die Anstalten nach folgenden Gruppen zu 
trennen und za bezeichnen. 

1. ' Versorgungslazarette: 

a) bisherige Garnisonlazarette in reichseigenen Gebäuden, 

b) bisherige Garnisonlazarette in gemieteten Gebäuden, 

c) sonstige Lazarette in gemieteten Gebäuden in eigener Verwaltung, 

d) Unternehmerlazarette. 

2. Lazaretteinrichtungen in städtischen, privaten und sonstigen Kranken¬ 
häusern (als Teile von Versorgungslazaretten). 

II. Die Mietverträge und etwa sonst bestehenden Vereinbarungen sind 
der Vorlage beizufügen. Unter Verwertung dieser Unterlagen ist zu prüfen, 
ob und bis zu welchem Zeiipunkte es rechtlich möglich und bei den hiernach 
gegebenen Umständen empfehlenswert ist, das Vertragsverhältnis zu kündigen 
oder aufrechtzuerhalten. 

Ist eine Kündigung in Aussicht zu nehmen, so ist dies unverzüglich an¬ 
zuzeigen, damit auf den nächsten zulässigen Termin gekündigt weidiu kann. 

III. Die finanziellen Wirkungen der einzelnen vorgesehenen Entschei¬ 
dungen und Haßnahmen sind schätzungsweise anzulühren, soweit sie mit einiger 
Wahrscheinlichkeit übersehen werden können. 

VI. Die angeordueten Feststellungen und Angaben sind auch dann zu 
machen, wenn die Auflösung eines Krankenhauses bereits abgeleitet oder 
durchgeführt ist. 

VII. Die Berichte sind mit der größten Beschleunigung ebzureichen, 
soweit dies mit einer gründlichen und zuverlässigen Bearbeitung vereinbar bt. 
Ab Ziel ist in das Auge zu fassen, daß die geplanten Maßnahmen noch vor 
Bbtriit des Winters darchgefuhrt werden. 

VIII. Die vorläufige Schließung oder Auflösung zurzeit für die Kriegs- 
bescbädigten-Ueilfürsorge entbehrlicher Lazarette soll durch vorliegende Be¬ 
stimmungen nicht aufgehalten werden. 
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B. Preußen. 

Neufassung des Beamten-Diensteinkoramengesetzes. Gesetz vom 
17. Dezember 1920. 

Nnnfassung de« Beamten* Altrahegesetzes. Gesetzvoml7. Dez. 1920. 

Die für die Medizinalbeamten in Betracht kommenden Bestimmungen 
dieser beiden Gesetze sind in der Hanptnnmmer (s. S. 57) mitgeteilt. 

Gewährung von Notzuschlägen zu den Kinderbeihilfen nnd Ge¬ 
währung des vollen Ortsznschlnges an die nicht plaumäOigen Beamten. 

Gesetz vom 18. Dezember 1920. 

Danach wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1920 ab zu den gesetzlichen 
Kinderbeihilfen neben dem bisherigen Ausgleichszuschlag ein weiterer Aus¬ 
gleichzuschlag als Notzuschlag gewährt, der in der Ortsklasse A: 100 */o, 
B: 75"/ o, C : 50 °/o, C nnd E: 25 °/o der Kinderbeihilfe und zwar nicht nur der 
im Dienste befindlichen Staatsbeamten, sondern auch der Wartegeld- und Buhe¬ 
gehaltsempfänger und der Hinterbliebenen beträgt. Desgleichen erhalten die 
nicht planmäßigen Beamten, also auch die Kreismedizinalbeamten, von diesem 
Zeitpunkte ab den vollen Ortszuschlag und hierzu den allgemeinen Ausgleichs¬ 
zuschlag von 60 # /o. _ 

Erstattung des Gesundheitsberlchts für das Jahr 1920. Rund- 
Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 5. Januar 1920 — 
I M IV 2914 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Unter Hinweis auf meinen Erlaß vom 31. Dezember 1919 — I M IV 
162 — ersuche ich, die Kreisärzte und Regiernngs- und Medizinalräte an¬ 
zuweisen, für das Jahr 1920 wieder die vorgeschriebenen Jahresgesundheits-' 
berichte zu erstatten. Bei Abfassung dieser Berichte sollen die Medizinal¬ 
beamten die durch den § 117 der Dienstanweisung für die Kreisärzte und durch 
den Erlaß vom 31. Dezember 1919 gegebenen Richtlinien beobachten sowie ins¬ 
besondere noch über den Gesundheitszustand der Kleinkinder und Schulkinder, 
besonders über die bei ihnen beobachteten Erscheinungen von Unterernährung, 
über den Umfang der Kleinkinder- und Schulkinderfürsorge, ferner über Zu¬ 
nahme und Verbreitung der Tuberkulose, der Rachitis und der Geschlechts¬ 
krankheiten (mit Einschluß der Erbsyphilis), und zwar möglichst unter Bei¬ 
fügung geeigneten statistischen Materials und der Ergebnisse von Körper¬ 
messungen (Laave und Gewicht, nach Geschlechtern getrennt) eingehend berichten. 

Die Kreisärzte sind anzuweisen, ihre Berichte den Herren Regierungs¬ 
präsidenten (Polizeipräsidenten Berlin) spätestens zum 1. März 1921 vorzulegen. 
Die auf Grund dieser Berichte von den Regierungs- und Medizinalr&ten zu¬ 
sammenzustellenden Gesundheitsberichte über die einzelnen Regierungsbezirke 
sind mir bestimmt bis zum 1. Mai einzureichen. Eine Verlängerung dieser 
Fristen, auf deren genaue Einhaltung ich entscheidenden Wert legen muß, 
kann — von ganz besonders dringlichen Ausnahmefällen abgesehen — nicht 
bewilligt werden. 

Die vorstehend gegebenen Anweisungen sind, soweit keine abändemden 
Erlasse ergehen, auch in Zukunft als maßgebend zu beachten. 


Berichterstattung Ober die Influenza und sog. Schlafkrankheit 
(Encephalitis lethargica). Rund-Erlaß des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt — I M UI 119 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten, 
abschriftlich an die Herren Oberpräsidenten. 

Im Hinblick auf das erneute Auftreten der Influenza ist es für mich von 
Wert, wiederum wie in den Vorjahren über die Zahl der in den Öffentlichen 
Krankenanstalten beobachteten Erkrankungs- und Todesfälle unterrichtet zu sein. 

Das gleiche trifft zu hinsichtlich der sogenannten Schlafkrankheit — 
Encephalitis lethargica —. 

Ich ersuche ergebenst, in den regelmäßig einzureichenden 
Wochennachweisungen für beide Krankheiten getrennte Angaben zu 
machen. Sollten auch über die außerhalb der Kranken- usw. Anstalten auf- 
getretenen Erkrankungs- u. Todesfälle an Influenza und Encephalitis lethargica an¬ 
nähernd zuverlässige Angaben dort vorliegen, so bitte ich auch um deren Mitteilung. 


Verantwortlich fllr die Schrlftleitonr: Prof. Dr. Rapmond, Geh. Med.-Rat In Uppeprlnfe. 
Drnok von J. 0. 0. Braue, Minden I. W. 






Rechtsprechung u. Medizinal* 
Gesetzgebung 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte 

Nr. 5. 5. März. 1921. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

. A. Preußen. 

f Prüfungsordnung fBr Kreisärzte. Bekanntmachung des Mi* 
nisters fttr Volkswohlfahrt vom 9.Februar 1921. 

§ 1. Das Befähigungszeugnis für die Anstellung als Kreisarzt wird 
von dem Minister für Volkswohlfahrt ’) dem erteilt, der die Prüfung für Kreis¬ 
ärzte bestanden hat. 

§, 2. Die Prüfung wird vor dem Prüfungsausschuss in Berlin *) abgelegt. 

§ 3. Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist an den für deu Wohn¬ 
sitz des Bewerbers zuständigen Regierungspräsidenten, in dem Stadtkreis Groß- 
Berlin an den Polizeipräsidenten in Berlin, bei Bewerbern, die außerhalb 
Preußens ihren Wohnsitz haben, unmittelbar an den Minister zu richten. Der 
Regierungspräsident (Polizeipräsident) prüft die Vorlagen und gibt sie mit 
seinem Bericht an den Minister weiter. 

Der Minister entscheidet über die Zulassung. 

Voraussetzung fttr die Zulassung zur Prüfung ist, daß der Bewerber 
nach Erlangung der Approbation als Arzt eine mindestens dreijährige Be¬ 
schäftigung in der ärztlichen Praxis 8 ) nachgewiesen hat. Der Minister kann 
im Einzelfalle auch eine andere ärztliche Tätigkeit anerkennen. 

§ 4. Dem Zulassungsgesuche sind in Urschrift beizufügen: 

1. Die Approbation als Arzt, 

2. der Nachweis über den Erwerb der medizinischen Doktorwürde bei einer 
Universität des Deutschen Reichs. Das Doktordiplom ist in einem Ab¬ 
druck beiznfügen *), 

3. der Nachweis, daß der Bewerber während oder nach Ablauf seiner Studien¬ 
zeit an einer Universität des Deutschen Reichs 

a) eine Vorlesung über gerichtliche Medizin besucht, 

b) mindestens ein Halbjahr lang an der psychiatrischen Klinik als Prak¬ 
tikant mit Erfolg teilgenommen hat, 

4. der Nachweis, dass der Bewerber einen abgeschlossenen Lehrgang in der 
sozialen Hygiene an einer der sozialhygienischen - Akademien Breslau , 
Charlottenburg oder Düsseldorf mit Erfolg abgeleistet hat 5 ), 

5. der Nachweis, daß der Bewerber einen pathologisch-anatomischen, einep 
hygienisch-bakteriologischen, einen gerichtlich-medizinischen Kursus, jeden 
von mindestens dreimonatiger Dauer, in einem Universitätsinstitut des 
Deutschen Reichs durchgemacht sowie eine wenigstens dreimonatige Tätig¬ 
keit als Hilfsassistent an einer psychiatrischen Klinik abgeleistet hat*). 
Der pathologisch-anatomische, hygienisch bakteriologische und der gerichtlich¬ 
medizinische Kursus können auch an eieer der genannten sozialhygienischen 
Akademien oder an der medizinischen Akademie in Düsseldorf abgeleistet 


') Früher: „Ministerium des Innern.* 

’) Statt: „Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen.* 

*) 8tatt: „mindestens dreijährige fachtechnische Beschäftigung*. 

*) Es bedarf also jetzt nicht der Beifügung einer gedruckten In¬ 
auguraldissertation. 

6 ) Neu hinzugefügt. 

*) Desgleichen. 
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werden 7 ). Der hygienisch-bakteriologische Kursus kann auch im Institut 
für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in Berlin abgeleistet werden. 

Die Nachweise werden durch die Zeugnisse der Fachlehrer, des 
AAademievorstands 6 ) und der Leiter der Kurse erbracht. 

Ausnahmsweise kann auch der Nachweis einer auf anderem Wege 
erlangten Ausbildung zu 4 und 5 9 ) als vorschriftsmäßig erachtet werden, 
wenn der Prüfungsausschuss ,0 ) diese Ausbildung als gleichwertig und die 
Grünte für den anderweiten Bildungsgang als triftig anerkannt hat. 

6. Ein eigenhändig geschriebener Lebenslauf, in dem der Gang der Univer¬ 
sitätsstudien und die Beschäftigung nach Erlangung der Approbation 
(siehe § 3 Abs. 3) darzulegen ist. 

Der Zulassungsverfügung wird ein Abdruck dieser Prüfungsordnung 
beigefügt. 

§ 6. Die Prüfung zerfällt in einen schriftlichen und einen praktisch¬ 
mündlichen Teil. 

§ 6. Zum Zwecke der schriftlichen Prüf ung hat der Prüfling zwei 
wissenschaftliche Ausarbeitungen und die Bearbeitung eines erdachten gericht¬ 
lichen Falles zu liefern. Die Aufgaben werden von dem Prüfungsausschuss 10 ) 
gestellt und von dem Minister dem Prüfling zugleich mit der Zulassungs¬ 
verfügung übersandt. 

Auf Grund wissenschaftlich erprobter Leistungen auf den hier in Be¬ 
tracht kommenden Gebieten können dem Prüfling ausnahmsweise eine oder 
beide wissenschaftliche Ausarbeitungen erlassen werden. Ebenso kann in be¬ 
sonderen Fällen auch die Bearbeitung des erdachten gerichtlichen Falles er¬ 
lassen werden. Auf dahingehende Anträge entscheidet der Minister nach An¬ 
hörung des Prüfungsausschusses *°). 

§ 7. Von den Aufgaben für die wissenschaftlichen Ausarbeitungen ist 
eine aus dem Gebiete der öffentlichen Gesundheitspflege oder der sozialen 
Hygiene, die andere aus dem Gebiete der gerichtlichen oder der versicherungs¬ 
gerichtlichen Medizin oder der gerichtlichen Psychiatrie zu entnehmen. Bei der 
Bearbeitung des erdachten gerichtlichen Falles ist die vollständige Nieder¬ 
schrift über eine Leichenöffnung mit begründetem Gutachten zu liefern u ). 

§ 8. Die wissenschaftlichen Ausarbeitungen sind nach den Vorschriften 
für die Anfertigung der schriftlichen Ausarbeitungen in der Kreisarztprüfung 
vom 20. August 1920 zu fertigen '*). 


7 ), 8 ), •) Neu hinzugefügt. 

i°) Statt: „Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen." 

") Wegen dieses Gutachtens vergleiche § 29 der Vorschriften für das 
Verfahren der Gerichtsärzte bei den gerichtlichen Untersuchungen menschlicher 
Leichen vom 17. Oktober 1904/4. Januar 1905 (Min.-Bl. f. Med. Ang. 195 8. 07 ff.). 
Neue Vorschriften sind in Vorbereitung. 

w ) Die Vorschriften für die Anfertigung der schriftlichen Ausarbeitungen 
in der Kreisarztprüfung vom 20. August 1920 lauten: 

§ 1. Die Arbeiten müssen auf halbgebrochenem Bogen sauber und 
leserlich geschrieben sein. Lassen die Prüflinge die Reinschrift durch einen 
Dritten schreiben, so bleiben sie doch verantwortlich für Schreibfehler. Un¬ 
leserlich geschriebene, oder, sei es wegen schlechter Handschrift, sei es wegen 
Verwendung von blasser Tinte, schwer leserliche Arbeiten werden ohne weiteres 
dem Prüfling auf seine Kosten zurückgesandt und erst, wenn sie leicht leserlich 
geschrieben wieder eingereicht sind, der Prüfung unterzogen. Die Wieder¬ 
einsendung der Arbeiten muß in diesem Fall binnen längstens vier Wochen er¬ 
folgen, sonst gelangen die Arbeiten nicht mehr zur Zensur. 

§ 2. Die Arbeiten werden nicht nach ihrem äußeren Umfange, sondern 
nach ihrem Inhalt beurteilt. Die Prüflinge haben sich daher einer gedrängten 
Kürze zu befleißigen, ohne wesentliches zu übergeben. Die Arbeiten sollen 
nicht nur Auszüge oder Wiederholungen früherer Abhandlungen sein, sondern 
selbständige wissenschaftliche Leistungen wenigstens in förmlicher Beziehung 
darstellen. 

§ 3. Die Prüflinge haben sich streng an die Aufgabe zu halten. Alle 
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§ 9. Die wissenschaftlichen Ausarbeitungen und die Bearbeitung des 
erdachten gerichtlichen Falles sind spätestens sechs Monate nach Empfang der 
Aufgaben portofrei dem Minister einzureichen. 

Aus dringlichen Gründen kann dem Prüfling auf seinen durch den zu¬ 
ständigen Regierungspräsidenten (Polizeipräsidenten in Berlin), C»ei denjenigen 
Prüflingen, die außerhalb Preußens ihren Wohnsitz haben, unmittelbar an dem 
Minister einzureichenden und gehörig gegründeten Antrag von dem Minister 
eine Nachfrist bis zu drei Monaten bewilligt werden. 

Eine weitere Nachfrist kann nur unter besonderen Verhältnissen ge¬ 
währt werden. 

Nach Ablauf der sechsmonatigen Frist und der etwa bewilligten Nach¬ 
frist werden die Probearbeiten nicht mehr zur Zensur angenommen. Neue Auf¬ 
gaben dürfen nicht vor Ablauf eines Jahres erbeten werden. 

§ 10. Die Beurteilung der Probearbeiteu erfolgt durch den Prafungs * 
ausschuss 10 ) für Kreisärzte. 

Genügen die Probearbeiten den Anforderungen, so wird der Kandidat 
zu den übrigen Prüfungsabschnitten zugelassen. 

Wird auch nur eine der beiden wissenschaftlichen Ausarbeitungen als 
„ungenügend“ befunden, so gilt die schriftliche Prüfung in der Regel als nicht 
bestanden. Ausnahmsweise kann der Prüfungsausschuss ,0 ) eine mit „gut“ oder 
„sehr gut“ beurteilte Ausarbeitung annehmen, auch wenn die andere Arbeit die 
Note „ungenügend“ erhalten hat. Ist nur die Bearbeitung des erdachten ge¬ 
richtlichen Falles „ungenügend“ befunden, während die wissenschaftlichen Aus¬ 
arbeitungen genügen, so ist nur jene zu wiederholen. 

Neue Aufgaben dürfen nicht vor Ablauf von drei Monaten und müssen 
vor Ablauf von zwei Jahren erbeten werden. Die Dauer der Frist bestimmt 
in jedem Falle der Minister. Er bestimmt zugleich den Zeitpunkt, bis zu dem 
spätestens die neuen Aufgaben erbeten werden müssen. 

Eine zweite Wiederholung der Prüfung ist nicht gestattet. 

§ 11. Die praktisch-mündliche Prüfung hat der Prüfling in 
der Regel binnen 6 Monaten nach Empfang der Mitteilung, daß er die schriftliche 
Prüfung bestanden hat, abzulegen. 

Die Festlegung eines ihm genehmen Prüfungstermins hat der Prüfling 
rechtzeitig bei dem Minister zu erbitten. 


mit dieser nicht zusammenhängende Ausführungen in den Arbeiten werden als 
nicht vorhanden oder auch als Fehler angesehen. 

§ 4. Längere Einleitungen zu der Bearbeitung der Aufgabe sind als 
überflüssig zu vermeiden, da cs sich nur darum handelt, die wissenschaftliche 
Selbständigkeit des Prüflings und seine Befähigung zu dem ihm dereinst zu 
übertragenden Amte nachzuweisen. 

§ 5. Das Hauptergebnis der Arbeit ist am Schlüsse in möglichst scharf 
gefaßten Sätzen zusammenzustellen. 

§ 6. Bei der Bearbeitung des erdachten gerichtlichen Falles sind die 
Vorschriften über das Verfahren bei gerichtlichen Leichenuntersuchungen sorg¬ 
fältig zu beachten. 

§ 7. Jeder Arbeit ist ein vollständiges Verzeichnis der von dem Prüf¬ 
ling selbst benutzten literarischen Hilfsmittel voranzustellen. Diese Hilfs¬ 
mittel sind auch im Text mit Angabe der Seitenzahl aufzuführen. 

§ 8. Der Namensunterschrift ist die Versicherung vorauszuschicken, 
daß Prüfling die Arbeit ohne irgendwelche andere als die im Text selbst an¬ 
geführte Hilfe angefertigt hat. 

§ 9. Jede Ausarbeitung ist in einem steifen Deckel geheftet oder ge¬ 
bunden und mit fortlaufender Seitenzahl versehen einzureichen. 

§ 10. Wird eine oder die andere der Vorschriften §§ 6—8 nicht be¬ 
achtet gefunden, so wird die Arbeit dem Prüfling auf seine Kosten zur Er¬ 
gänzung des Fehlenden binnen längstens vierzehn Tagen zurückgesandt und 
nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist nicht mehr zur Zensur angenommen. 

“) Neu hinzugefügt. 

**) 8tatt „Examinator* bezw. „Direktor der Wissenschaftlichen Depu¬ 
tation und der Leiter der Prüfung“. 



32 


Medizinalgesetzgebung. 


Wird die sechsmonatige Frist ohne dringliche Gründe versäumt, so gilt 
die schriftliche Prüfung als nicht bestanden. 

§ 12. Die praktisch-mündliche Prüfung findet vor je 4 Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses ,0 ) statt. Einem dieser Mitglieder kann die Leitung der 
Prüfung vorf 1 dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses übertragen werden, 
falls er nicht selbst an der Prüfung teilnimmt. Die Prüfung ist in der Regel 
an drei aufeinanderfolgenden Tagen zu erledigen. Sie umfaßt folgende Ab¬ 
schnitte : 

1. Medizinalgesetzgebung und Medizinalvcrwaltung. 

II. Oeffentliche Gesundheitspflege. 

III. Soziale Hygiene |S ). 

IV. Gerichtliche Medizin. 

V. Gerichtliche Psychiatrie. 

§ 13. In einem Prüfungsabschnitt sollen im allgemeinen nicht mehr als 
vier Kandidaten gleichzeitig geprüft werden. 

Die Prüfungsab' chnitte werden von je einem Prüfer '<) abgehalten. Der 
Leiter des Prüfungsausschusses w ) ist berechtigt, allen Teilen der Prüfung bei¬ 
zuwohnen. 

Er bestimmt auch die Reihenfolge, in der die Abschnitte der Prüfung 
zurückzulegen sind. 

§ 14. Für die Prüfung in der Medizinalgesetzgebung und 
Medizinalverwaltung hat der Prüfling: 

1. in Klausur innerhalb einer Frist von drei Stunden eine praktische Aufgabe 
ans dem Gebiete der Medizinal- oder Sanitätspolizei, wenn möglich auf 
Grund von Akten, schriftlich zu lösen; 

2. in einer mündlichen Prüfung darzutun, daß er mit der Organisation der 
Medizinalverwaltung, mit der Dienstanweisung für die Kreisärzte, dem 
Apothekenwesen, Heban menwesen und den geltenden medizinal- und sanitäts- 
polizeilichc n gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen sowie auch mit 
den für den ärztlichen Beruf wichtigen Abschniten der Reichsversicherungs¬ 
ordnung unÜ der Angcstelltenversicherung gründlich vertraut ist 

§ 15. Für die Prüfung in der öffentichen Gesundheitspflege 
und der hygienischen Bakteriologie.bat der Prüfling: 

1. unter Aufsicht des Prüfers innerhalb einer Frist von drei Stunden je eine 
einfachere Aufgabe aus dem Gebiete der hygienischen und der bakterio¬ 
logischen Untersuchungsmethoden praktisch zu lösen und den Gang sowie 
das Ergebnis der Untersuchungen mündlich zu erläutern; 

2. in einer mündlichen Prüfung nachzuwoisen, daß er mit der Gewerbehygiene 
und allen anderen Gebieten der öffentlichen Gesundheitspflege, insbesondere 
der Seuchenbekämpfung, gründlich vertraut ist. 

§ 16. Für die Prüf uv g tn der sozialen Hy giene hat der Prüfling lt ) : 

1. in Klausur unter Aufsicht des Prüfers innerhalb einer Frist von 3 Stunden 
eine praktische Aufgabe aus dem Gebiet der sozialen Hygiene (Gesund¬ 
heitsfürsorge, Kranken - und Siechenfürsorge, Medizinalstatistik) schriftlich 
zu bearbeiten; 

2. in einer mündlichen Prüfung darzutun, dass er mit der Organisation und 
Gesetzgebung der Wohlfahrtspflege und besonders der Fürsorge , mit den 
Zweigen der sozial-hygienischen Fürsorge und mit der praktischen Arbeit 
auf diesem Gebiete sowie mit der Medizinalstatistik ausreichend vertraut ist. 

§ 17. Für die Prüfung in der gerichtlichen Medizin hat der 
Prüfling: 

1. den Zustand eines Verletzten zu untersuchen und alsdann in Klausur 
innerhalb einer Stunde einen begründeten Bericht über den Befund unter 
Berücksichtigung der hierfür geltenden Bestimmungen zu erstatten; 

2. an einer Leiche die vollständige gerichtliche Oeflnuhg mindestens einer 
der drei Haupthöhlen zu machen und den Befuud nebst vorläufigem Gut¬ 
achten sofort vorschriftsmäßig zu Protokoll zu diktieren; 

3. Leichenteile '*) zur mikroskopischen Untersuchung vorzubereiten, mit dem 
Mikroskop genau zu untersuchen und dem Prüfer mündlich zu erläutern; 


,5 ) § 16 ist vollständig neu eingefügt. 
I6 ) Statt: „Leichenobjekt“. 
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doch steht es dem Prüfer frei, dem Prüfling ,T ) auch einen anderen ge¬ 
eigneten Gegenstand zur mikroskopischen Untersuchung vorzulegen; 

4. in einer mündlichen Prüfung die für einen Gerichtsarzt erforderlichen 
Kenntnisse in der gerichtlichen Medizin und Toxikologie darzutun. 

§ 18. Für die Prüfung in der gerichtlichen Psychiatrie hat 
der Prüfling: 

1. an einem Geisteskranken seine Fähigkeit zur Untersuchung krankhafter 
Geisteszustände darzntun und in Klausur innerhalb einer Stunde ein schrift¬ 
liches Gutachten über den Befund zu einem von dem Prüfer 11 ) zu be¬ 
bestimmenden Zwecke zu erstatten; 

2. iü. einer mündlichen Prüfung seine Kenntnisse in der gerichtlichen Psychiatrie 
sowie in den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen 
darzutun. 

§ 19. Ueber die gesamte Prüfung jedes Prüflings ’*) wird eine Nieder¬ 
schrift 1S ) aufgenommen, in das die Prüfungsgegenstände und die erteilten Zen¬ 
suren, bei der Zensur „ungenügend“ unter kurzer Angabe der Gründe, von den 
Prüfern lJ ) unter Beifügung ihres Namens eingetragen werden. Die Niederschrift 
wird von dem Leiter der Prüfung unterschrieben. 

§ 20. Ueler den Ausfall der Prüfung in jedem Teile eines Prüfungs¬ 
abschnitts wird eine besondere Zenshr unter ausschließlicher Anwendung von 
„sehr gut“ (1), „gut“ (2), „genügend“ (3) und „ungenügend“ (4) erteilt. 

§ 21. Ein Prüfungsabschnitt, für den auch nur in einem Teil die Zensur 
„ungenügend“ erteilt ist, gilt als nicht bestanden und muß wiederholt werden. 

Die Frist, nach der die Wiederholungsprüfung frühestens erfolgen darf, 
wird von dem Leiter nach Benehmen mit dem Prüfer ”) für jeden Abschnitt 
einheitlich bestimmt. In gleicher Weise wird der Zeitpunkt festgesetzt, bis 
zu dem spätestens die Meldung zur Wiederholungsprüfung in einem nicht be¬ 
standenen Abschnitt erfolgen muß. Wird diese letztere Frist ohne triftige 
Gründe nicht innegehalten, so muß die ganze Prüfung wiederholt werden. 

Eine zweite Wiederholung der Piüfung ist nicht gestattet. 

§ 22. Hat der Prüfling •) die sämtlichen Abschnitte der praktisch¬ 
mündlichen Prüfung bestanden, so wird aus den für die drei Teile der schrift¬ 
lichen und die einzelnen Teile der praktisch-mündlichen Prüfung erteilten Zen¬ 
suren die Gesamtzensur in der Weise ermittelt, daß die Zablenwerte der Zen¬ 
suren für die schriftlichen wissenschaftlichen Ausarbeitungen je doppelt und die 
Bearbeitung des erdachten gerichtlichen Falles sowie die einzelnen Teile der 
Abschnitte der praktisch-mündlichen Prüfung je einfach gerechnet, zusammen¬ 
gezählt und durch 17 *°) geteilt werden. Ergeben sich bei der Teilung Brüche, 
ao werden diese, wenn sie über 0,6 betragen, als ein Ganzes gerechnet, andern¬ 
falls bleiben sie unberücksichtigt. 

§ 23. Der Leiter überreicht sogleich nach Abschluß der Prüfung die 
Prüfungsakten bei bestandener Prüfung dem Minister behufs Erteilung des Be- 
fähigungszeugnisses- 

Die mit dem Zulassungsgesuche eingereichten Zeugnisse erhält der Prüf¬ 
ling bei Aushändigung des Befäbigungszeugnisses oder beim Nichtbestehen der 
Prüfung mit der Mitteilung hierüber zurück. 

§ 24. Die Bestimmung, wonach die Bestallung als Kreisarzt die Aus- 
Ausübung einer fünfjährigen selbständigen praktischen Tätigkeit als Arzt nach 
der Approbation erfordert (vergl. § 2 Ziffer 4 des Gesetzes, betreffend die 
Dienststellung des Kreisarztes usw. vom 16. September 1899 — Geseizsamml. 
1899 8. 172 — und § 3 Ziffer 4 der Dienstanweisung für Kreisärzte vom 1. Sep¬ 
tember 1909), wird durch die Vorschriften dieser Prüfungsordnung nicht berührt. 

§ 25. Die Gebühren für die gesamte Prüfung betragen 300 M.* 1 ). 

Bei Wiederholungen werden außer den Gebühren für den betreffenden 
Abschnitt oder Teil eines Abschnitts noch 21 M. *') Sondergebühren erhoben. 


,T ) Statt: „Examinator“ und „Examinand“. 
'*) Statt: „Protokoll“. 

'*) Statt: „Kandidat. 

*°) Statt: „15“. 

s ') Statt: „120 Mark“ bezw. „10 Mark“. 
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Wer von der Prüfung zurücktritt, erhält die Gebühren für die noch 
nicht begonnenen Prüfungsabschnitte ganz, die Gebühren für sächliche und 
Verwaltungskosten nach Verhältnis zurück. 

§ 26. Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Oktober 1921 in Kraft. 

Mit diesem Zeitpunkte tritt die Prüfungsordnung für Kreisärzte vom 
4. März 1914 außer Kraft. 


Fürsorge flir Neurose und seelisch Kranke (Psychopathen). R u n d - 
Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 2. September 
1920 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die außerordentliche Häufung seelischer Erkrankungen macht eine um¬ 
fassende Fürsorge für die an ihnen leidenden Kranken erforderlich. Die 
schweren Erlebnisse während der Kriegszeit und die chronische Unterernährung 
führten häufig gerade bei günstig hochentwickelten, weil besonders empfind¬ 
lichen Individuen zu Störungen des seelischen Gleichgewichtes. So konnte unter 
den während der Kriegszeit gegebenen ungewöhnlich ctraffen Beschränkungen der 
persönlichen Freiheit und der dann nach der Revolution einleitenden Lockerung 
sozialer Empfindungen und Bande ein Zwiespalt bei krankhaft veranlagten 
Menschen entstehen, indem sich die während langer Jahre gehemmte Initiative 
unter ihrem mächtigsten Impuls, der Unzufriedenheit zum Schaden der All¬ 
gemeinheit frei machte. Die starke Affekterregbarkeit und die Ueberzeugung 
der Psychopathen von der Wahrhaftigkeit ihrer Auffassung, die selbst dann 
noch vorhanden ist, wenn der geistig Gesunde starke Uebertreibungen und 
Entstellungen eines Tatbestandes feststellt, verschafften diesen Kranken einen 
überragenden Einfluß auf die Masse des Volkes, einen Einfluß, der um so be 
drohlicher ist, als die außerordentlich klägliche wirtschaftliche Lage und die 
politische Zerfahrenheit weiter Kreise die allgemeine Unzufriedenheit erhöhte 
und so für suggestive Beeinflussung eine ungewöhnliche Empfänglichkeit schuf. 
Es ist eine wie bei früheren Volksbewegungen, so auch jetzt wieder fest¬ 
gestellte Beobachtung, daß gerade die jugendlichen Psychopathen im Vorder¬ 
gründe politisch extremer Richtungen stehen. Die Gefahr, die darin für das 
ganze Volk liegt, ist bisher nicht überall genügend gewürdigt worden. 

Es fübrt häufig zu Mißerfolgen, wenn der Versuch gemacht wird, psycho¬ 
pathische Kranke zwangsweise der ärztlichen Behandlung zuzuführen. Gerade 
diese Kranken haben keine Krankheitseinsicht. Sie fühlen sich wohl nervös, 
suchen aber weder selbst noch auf Veranlassung ihrer Angehörigen den Irren¬ 
arzt auf, so lange sic die Befürchtung haben, daß man sie für geistig krank 
halten könnte. Diese Befürchtung aber besteht fast immer, oder sie wird er¬ 
zeugt durch die dauernden Konflikte, die derartige Kranke mit sozial voll¬ 
wertigen Individuen haben. Hier hört der Kranke immer wieder, daß er ver¬ 
rückt sei, während er sich selbst nur für nervös hält. Dieser Umstand nun 
bietet eiue Möglichkeit der Behandlung und Fürsorge. Der Kranke ist un¬ 
zufrieden und daher hilfsbedürftig. Er würde eine Beratungsstelle für „Nervöse 
oder seelisch Kranke“ aufsuchen, sofern er nicht in oder hinter ihr die Irren¬ 
anstalt wittert. Auch aus diesem Grunde erscheint die Errichtung von Be- 
ratungs- und Fürsorgestellen, die räumlich von Irrenanstalten streng zu trennen 
sind, zweckmäßig, außer denjenigen schon vor dem Kriege vielfach erörterten 
Gründen für die Schaffung derartiger Fürsorgeanstalten im Interesse der nicht 
anstaltsbedürftigen Geisteskranken, die schon zu beachtenswerten Versuchen 
anf diesem Gebiete geführt haben. 

Ich bitte daher um Aeußerung darüber, ob und eventuell wie sich Für¬ 
sorgestellen für „Nervöse oder seelisch Kranke“ im Anschluß an 
die Kreiswohlfahrtsämter einrichten ließen. Es müßte, wenn möglich, eine Zu¬ 
sammenarbeit von bereits tätigen Fürsorgebeamten, Lehrern und Aerzten, vor 
allen Dingen der Hilfsschule, sowie sonstigen sachverständigen Personen erzielt 
werden. Ich bitte ferner zu erwägen, ob diese Fürsorge- und Beratungsstellen 
ausgedehnt werden könnten auf schwer erziehbare Kinder. Dies würde vor¬ 
beugend wirken können, das Forschreiten von psychopatischen Zuständen ver¬ 
hindern und wichtiges Material für Familienforschung, Vererbungslehre, Eugenie 
und Rassenhygiene ergeben können. 

Nach Anhörung der Kreis- und Schulärzte und sonst etwa vor¬ 
handener Sachverständiger oder interessierter Kreise bitte ich, innerhalb 8 Wochen 
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zu berichten, ob und wie iie Schäftung von Fürsorge- und Beratungsstellen am 
besten durcbgefiihrt werden kann. Daß psychopatisch Kranke der Behandlung 
und Heilung zugänglich sind, wenn sie sachgemäß durchgeführt wird, lehren 
nicht nur die seit langem mit gutem Erfolge tätigen privaten Heime für 
Psychopathen, wie sie von bemittelten Eltern für ihre entarteten oder psycho- 
patisch veranlagten Kinder in Anspruch genommen und besucht wurden; es be¬ 
stätigen dies auch die guten Erfahrungen der „Jugendhilfe“, des ersten In¬ 
stituts, das von einem Provinzialverein für unbemittelte psychopathische Kinder 
in Halle a. S. geschaffen wurde und das schon jetzt einen großen Zuspruch und 
günstige Resultate zu verzeichnen hat. 


B. Sachsen. 

Feuerbestattung. Gesetz vom 30. November 1920. 

§ 1. Neben der Beerdigung ist die Feuerbestattung unter Beobachtung 
der nachstehenden Vorschriften zulässig. 

§ 2. Zur Errichtung und Ingebrauchnahme einer Leichenverbrennungs¬ 
anlage ist die Genehmigung des Ministeriums des Innern erforderlich Die Ge¬ 
nehmigung darf nur erteilt werden, wenn das Unternehmen die Gewähr bietet, 
daß es dauernd und in würdiger Weise geführt wird. 8ie soll an Privat¬ 
personen und Privatvereine nur gegeben werden, wenn bei einem anerkannten 
Bedürfnisse Gemeinden die Errichtung ablehnen. 

Vor der Ingebrauchnahme ist eine Ordnung aufzustellen, die gleichfalls 
der Genehmigung des Ministeriums des Innern unterliegt. 

Für die Leicbenverhrennungsanlage sind Einrichtungen zu treffen, daß 
die Aschenreste in angemessener Weise beigesetzt werden können. 

Ist der Unternehmer eine Person des Privatrechts, so ist eine Veräuße¬ 
rung des Grundstücks ohne Genehmigung des Ministeriums nicht zulässig. Auch 
hat sich der Unternehmer zu verpflichten, daß im Falle der Einstellung des 
Betriebes das Grundstück entschädigungslos der Ortsgemeinde anfällt. 

§ 3. Für die Leichenverbrennungsanlage muß eine Leichenhalle vor¬ 
handen sein, in der die Leichen vor der Verbrennung untergebracht werden 
können. 

Die Leichenhalle muß einen Raum für die Leichenöffnung enthalten und 
mindestens den Anforderungen entsprechen, die in § 5 des Gesetzes, die Leichen¬ 
bestattungen und die Einrichtung des Leichendienstes betreffend, vom 20. Juli 
1850 (G V Bl 8.183) und in den §§ 7 und 8 der Ausführungsverordnung dazu 
vom gleichen Tage (GVB1. 8.184) gestellt sind. 

§ 4. Die Verfügung über die Aschenreste eines Eingeäscherten steht 
ausschließlich den nächsten Angehörigen (§ 8, 2. Absatz 8atz 2) oder den sonst 
Beerdigungspflichtigen zu. 

Zur Errichtung von besonderen Beisetzungsstätten für Achenreste bedarf 
es der Genehmigung der unteren Verwaltungsbehörden (Amtshauptmannschaft, 
in Städten mit Revidierter Städteordnung Stadtrat). Auf sie finden die Be¬ 
stimmungen im § 2 Abs. 1, 2 und 4 sinngemäße Anwendung. 

§ 5. Zur Vornahme der Feuerbestattung in Sachsen ist in jedem Falle 
die Genehmigung der Ortspolizeibehörde des Bestattungsortes einzuholen. Bei 
Sterbefällen innerhalb Sachsens ist auch die Ortspolizeibehörde des letzten 
Wohnortes oder des Sterbeortes für die Genehmigung zuständig. Antrags¬ 
berechtigt ist jeder Becrdigungspflichtige. Die Genehmigung ist schriftlich zu 
erteilen. 

§ 6. Vor Erteilung der Genehmigung hat die Ortspolizeibehörde folgende 
Nachweise zu fordern: 

1. einen den Todesfall betreffenden Auszug aus dem Sterberegister, bei 
außerhalb des Deutschen Reichs Verstorbenen eine amtlich beglaubigte Sterbe- 
nrkunde, 

2 die Bescheinigung eines zur Leichenschau zugelassenen Arztes über die 
Todesursache, 

3. die Bescheinigung der Ortspolizeibehörde des 8terbeortes, falls die 
Genehmigung nicht von dieser selbst erteilt wird, daß ieder Verdacht, es sei 
der Tod durch eine strafbare Handlung berbeigeführt worden, ausgeschlossen ist. 
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Zur Leichenschau werden beamtete Aerzte zugelassen and Aerzte, die 
eine Prüfung in gerichtlicher Medizin mit Erfolg bestanden haben nnd in einer 
bei der Kreishanptmannschaft zn führenden Liste der Leichenschaa&rzte ein* 
getragen sind. 

Von der Beibringung einer Bescheinigung ist abzusehen, wenn eine 
Sektion der Leiche auf Antrag einer Behörde oder in der Proaektur eines 
Krankenhauses vorgenommen worden ist. 

Die durch die Tätigkeit des zur Leichenschau bestellten Arztes ent¬ 
stehenden Kosten werden als Polizeiaufwand übernommen. 

§ 7. Die Bescheinigung des Arztes über die Todesursache darf nur nach 
vorhergegangener Leichenschau ausgestellt werden und muß die Erklärung ent¬ 
halten, daß ein Verdacht, der Tod sei durch eine strafbare H&ndlnng herbei¬ 
geführt worden, ausgeschlossen ist. 

War der Verstorbene in der dem Tode unmittelbar vorhergegangenen 
Krankheit ärztlich behandelt, so ist vom behandelnden Arzt ein Gutachten über 
die Art der Krankheit, die Dauer der Behandlung und die Todesursache herboi- 
zuziehen nnd dem zur Leichenschau zugelassenen Arzte vorzulegen. Auch ist 
dieses Gutachten in die Bescheinigung des Arztes mit aufzunehmen. 

War ein nach § 6 zugelassener Arzt zugleich der behandelnde Arzt, so 
ist die Bescheinigung von einem anderen zur Leichenschau zugelassenen Arzte 
auszustellen. 

Vor der Erteilung der Bescheinigung ist die Leichenöffnung vorzu- 
hehmen, wenn einer der beteiligten Aerzte sie zur Feststeifung der Todes¬ 
ursache für erforderlich hält. 

§ 8. Die Feuerbestattung ist unzulässig gegen den ausdrücklichen 
Willen des Verstorbenen, dafern dieser zur Zeit der Erklärung das 16. Lebens¬ 
jahr vollendet hatte. * 

Falls der Verstorbene über seine Bestattung nichts bestimmt hatte, so 
steht in erster Linie den nächsten Angehörigen, soweit sie geschäftsfähig sind, 
in zweiter Linie den sonst Bestattungspflichtigen das Recht zu, die Art der 
Bestattung zu bestimmen. Als nächste Angehörige gelten der überlebende 
Ehegatte, die volljährigen Kinder oder, falls solche nicht vorhanden sind, die 
Eltern. 

Ueber Meinungsverschiedenheiten zwischen den nächsten Angehörigen 
untereinander oder den sonst Bestattungspflichtigen entscheidet die Ortspolizei¬ 
behörde (§ 5). 

§ 9. Gegen eine ablehnende Verfügung der Ortspolizeibehörde steht die 
Beschwerde an die Kreishauptmannschaft zu. 

Die Kreishauptmannschaft soll binnen 24 8tunden über die Beschwerde 
entscheiden. Die Entscheidung ist endgültig. 

§ 10. Die Vorschriften, die über den Leichendienst und die Leichen¬ 
bestattung, insbesondere auch über die rechtzeitige Entfernung der Leichen ans 
den Sterbehäusern und über Leichentransporte bestehen, Anden bei der Feuer¬ 
bestattung entsprechende Anwendung. 

§ 11. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses Gesetzes werden 
mit Geldstrafe bis zu 150 M. oder mit Haft bestraft. 


Berichtigung. 

ln der Preußischen Gebührenordnung für approbierte Aerzte und 
Zahnärzte, abgedruckt in der Beilage Nr 20/21 des Jahrg. 1920,8.117—180, be¬ 
fanden sich drei Druckfehler: 1. Bei II A. Allgemeine Verrichtungen) 
muß es unter Ziffer lb heißen: „8—80“, statt „3—40“ M., bei II B, 1, Ziffer 
84 a: „8—30“ statt „4—30“ und bei II B. 4 (Ohren, Nasen- und hals¬ 
ärztliche Verrichtungen) unter Ziffer 116 a: „5—60“ statt „5—60“ M. 


Verantwortlich für die SchrifUeltnn*: Prof. Dr. Bcpmand, Och. Med.-Bet ln Lippcpitafc. 
Druck von J. G. 0. Bruns, Minden 1. W. 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich 

m 

Ausfuhroug des internationalen Opiuinabkommens vom 28. Jauuar 
1912. Gesetz vom 80. Dezember 1920. 

§ 1. Rohopium, Opium für medizinische Zwecke, Morphin, Kokain und 
Diacetylmorphin (Heroin), desgleichen alle Salze des Morphins, des Kokains 
und des Diacetylmorphins (Heroins) sowie alle Zubereitungen, die mehr als 
0,2 vom Hundert Morphin oder mehr als 0,1 vom Hundert Diacetylmorphin 
(Heroin) enthalten, unterliegen hinsichtlich der Einfuhr und Ausfuhr, der 
Herstellung und Verarbeitung sowie des Verkehrs einer behördlichen Auf¬ 
sicht, die durch das Reichsgesundheitsamt ausgeübt wird. 

Das Reichsgesundheitsamt ist berechtigt, die Oertlichkeiten, in denen die 
im Abs. 1 genannten Stoffe und Zubereitungen hergtstellt, verarbeitet, auf¬ 
bewahrt, feilgehalten oder abgegeben werden, zu besichtigen. Auf Verlangen 
ist ihm über Ort, Zeit und Menge der Ein- und Ausfuhr, über die Person des 
Lieferers oder Empfängers sowie Uber alle den Verkehr mit diesen Stoffen und 
Zubereitungen betreffenden Fragen Auskunft zu erteilen und Einsicht in die 
geschäftlichen Aufzeichnungen und Bücher zu gewähren. 

Zur Durchführung der dem Reicbsgesundheitsamt obliegenden Aufsicht 
über Ein- und Ausfuhr können auch die Zollabfertigungspapiere sowie die 
Ausfubranmeldescheine benutzt werden. 

Die den Landesregierungen zustehenden gesundbcitspolizeilichen Befug¬ 
nisse bleiben unberührt. 

g 2. Die Einfuhr und Ausfuhr der im § 1 genannten Stoffe und Zu¬ 
bereitungen, ihre gewerbsmäßige Herstellung und Verarbeitung, der.Handel mit 
ihnen sowie ihr Erwerb und ihre Veräußerung ist nur den Personen gestattet, 
denen hierzu die Erlaubnis erteilt worden ist. Die Erteilung der Erlaubnis 
erfolgt, gegebenenfalls nach Anhörung der für den Ort der Niederlassung zu¬ 
ständigen Handelskammer, durch die Landeszentralbehörden im Einvernehmen 
mit dem Reichsministerium des Innern. In der Erlaubnis sind die Oertlich¬ 
keiten, für die sie erteilt wird, zu bezeichnen. 

Dio Erlaubnis kann auf bestimmte Mengen oder auf eine bestimmte Zeit 
beschränkt werden. 

Die Erlaubnis kann versagt werden, wenn Bedenken des Gesundheits¬ 
schutzes oder persönliche Gründe ihrer Erteilung entgegenstehen. Die erteilte 
Erlaubnis kann aus den gleichen Gründen widerrufen werden. 

In den Apotheken dürfen diese Stoffe und Zubereitungen ohne die im 
Abs. 1 bezeichnte Erlaubnis, jedoch nur als Heilmittel, erworben, hergestcllt, 
verarbeitet oder abgegeben werden. 

§ 3. Die Abgabe der im § 1 bezeichneten Stoffe und Zubereitungen an 
Personen, die eine Erlaubnis gemäß § 2 besitzen, sowie an Apotheken ist nur 
zulässig auf Grund eines auf den Namen des Erwerbers lautenden Bezugs¬ 
scheins, in dem Art und Menge der abzugebenden Stoffe oder Zubereitungen 
genau zu bezeichnen sind. Der Bezugschein wird von der der Aufsicht des 
Reichsgesundheitsamts unterstehenden Opiumstelle') auf Antrag ausgestellt. 
In dem Antrag sind auch der noch vorhandene Bestand und der Lieferer, bei dem 
die Gegenstände bezogen werden sollen, anzugeben. 

> ') Nach den Ausführungsbestimmungen vom 26. Februar 1921 befindet 
sieb die.Opiumstelle bei der Reichsarbeitsgemeinschaft Chemie, Berlin W 10, 
Lfitzowufer Nr. 8. 
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Die beabsichtigte Ein* und Ausfuhr ist dem Reichsgesundheitsamt an¬ 
zumelden, die erfolgte Ein- und Ausfuhr ist ihm nacbzuweisen. 

§ 4. Wer eine Erlaubnis gemäß § 2 erhalten hat, ist verpflichtet, ein 
Lagerbuch zu führen, in dem der Bestand, der Ein- nnd Ausgang sowie die 
Verarbeitung im eigenen Betriebe für jeden der im § 1 genannten Stoffe und 
Zubereitungen einzeln und nach Tag und Menge gesondert zu vermerken sind. 
Ans den Eintragungen über Ein- und Ausgang müssen auch Name und Wohnort 
der Lieferer oder Empfänger ersichtlich sein. 

Durch eine mit Zustimmung des Reichsrats ergehende Verordnung kann 
bestimmt werden, inwieweit die Vorschriften des Abs. 1 auch auf Apotheken 
Anwendung finden sollen. 

§ 5. Die Ein- und Ausfuhr der im § 1 bezeichneten Stoffe und Zu¬ 
bereitungen ist nur über bestimmte Orte zulässig. Der Reichsminister des 
Innern bestimmt diese Orte sowie die Bedingungen, unter denen die Ein- und 
Ausfuhr erfolgen darf. 

Die Ausfuhr nach den Ländern, Besitzungen, Kolonien und Pachtgebieten 
der Mächte, die dem internationalen Opiumabkommen beigetreten sind, ist nur 
unter Beachtung der Bestimmungen zulässig, die von dem Einfuhrlande für die 
Einfuhr dieser Stoffe erlassen sind. 

§ 6. Die Bestimmungen dieses Gesetzes können durch eine Zustimmung 
des Reichsrats ergehende Verordnung ausgedehnt werden auf jeden neuen Ab¬ 
kömmling des Morphins, des Kokains oder ihrer Salze oder auf jedes andere 
Alkaloid des Opiums, die nach wissenschaftlicher Feststellung die gleichen 
schädigenden Wirkungen ausüben können. 

§ 7. Die Einfuhr und Ausfuhr, die Herstellung sowie jegliches Inverkehr¬ 
bringen von zubereitetem Opium (Rauchopium) ist verboten. 

Unter das Verbot des Abs. 1 fallen auch der sogenannte Droß und alle 
anderen Rückstände von Rauchopium. 

§ 8. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe bis zu 
zehntausend Mark oder mit einer dieser Strafen wird, sofern nicht nach anderen 
Strafgesetzen eine schwerere Strafe verwirkt ist, bestraft: 

1. Wer die im § 1 Abs. 1 anfgeführten Stoffe und Zubereitungen ohne die 
im § 2 vorgesehene Erlaubnis einführt, ausführt, herstellt, verarbeitet,, er¬ 
wirbt, veräußert oder sonst in den Verkehr bringt oder sie in nicht ge¬ 
nehmigten Oertlichkeitcn herstellt, verarbeitet, aufbewahrt, feilhält oder 
abgibt; 

2. wer diese Stoffe ohne den im § 3 vorgesehenen Bezugsschein erwirbt oder 
veräußert oder von den in diesem Scheine festgesetzten Mengen oder son¬ 
stigen Bedingungen abweicht; 

3. wer den auf Grund des § 5 erlassenen Bestimmungen Uber Ein- oder Aus¬ 
fuhr zuwiderbandelt; 

4. wer Rauchopium oder dessen Rückstände einführt, ausführt, herstellt oder 
in Verkehr bringt; 

5. wer die Führung des Lagerbuchs unterläßt oder unrichtige oder unvoll¬ 
ständige Eintragungen vornimmt oder der ihm obliegenden Auskunftspflicht 
nicht nachkommt. 

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Gegenstände, auf die sich 
die strafbare Handlung bezieht, erkannt werden, ohne Unterschied, ob sie dem 
Täter gehören oder nicht. 

§ 9. Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen 
erl&ßt^die Reichsregierung mit Zustimmung des Reichsrats. 

§ 10. Das Gesetz tritt am 1. Januar 1921 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Verordnung über den Verkehr mit Opium und anderen Betäubungsmitteln 
vom 20. Juli 1920 (R.G.B1. S. 1464) außer Kraft. Eine auf Grund dieser Ver¬ 
ordnung erteilte Erlaubnis behält jedoch Geltung bis zum 31. März 1921, es sei 
denn, daß sie vorher zurückgenommen wird. 

Wer sich bisher bereits mit der Herstellung der im § 1 Abs. 1 bezeich¬ 
neten Stoffe und Zubereitungen befaßt hat, darf nach dem 31. März 1921 diesen 
Betrieb nur fortsetzen, wenn er hierzu die durch dieses Gesetz vorgesehene 
Erlaubnis besitzt 
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y B. Preußen. 

f Gewährung von Notzuschlägen zum Grundgehalt) zur Grundvergütung 
und zum Ortszuschlag der Staatsbeamter!) Lehrer usw. Verordnung des 
StaatBministeriums vom 8.Februar 1921. 

Das Staatsministerium hat anf Grund des Artikels 55 der Verfassung 
des Freistaats Preußen vom 80. November 1920 in Uebereinstimmung mit dem 
im Artikel 26 der Verfassung vorgesehenen Ständigen Ausschuß der Landes* 
Versammlung folgende Verordnung mit Gesetzeskraft erlassen: 

Einziger Paragraph. 

(1) Zum Grundgehalt, zur Grundvergütung und zum Ortszuschlag der 
Staatsbeamten und Lehrpersonen, deren Bezüge durch das Boamten-Dienstein- 
kommensgesetz vom 17. Dezember 1920, das Gesetz über das Diensteinkommen 
der Leiter und Lehrer an nichtstaatlichen höheren Lehranstalten vom 17. De¬ 
zember 1920, das Volksschullehrer-Diensteinkommensgesetz vom 17. Dezember 
1920, das Mittelschullehrer-Diensteinkommensgesetz vom 14. Januar 1921 und 
das Gewerbe- und Handelslehrer-Dienstcinkommensgesetz vom 14. Januar 1921 
geregelt siud, wird bis zur nächsten anderweiten Festsetzung des Ausgleichszu¬ 
schlags durch den Staatshaushaltsplan mit Wirkung vom 1. Januar 1921 neben 
dem bisher geltenden Ausgleichszuschlag ein Notzuschlag gewährt, der in den 
Orten der Ortsklasse A: 20°/„, B: 17%, C: 15°/ 0 , D: 10%, E: 5% der ein¬ 
gangs genannten Bezüge beträgt. 

(2) Entsprechend erhöht sich gemäß § 23 Abs. 2 und 8 des Beamteu- 
Diensteinkommensgcsetez vom 17. Dezember 1920 der Vers o rgungszuschlag 
der Wartegeldempfänger, Buhegehaltsempfänger und Witwen. 

(3) Für die Höhe des Notzusclilags ist bei den im Amt befindlichen 
Staatsbeamten und Lehrpersonen der dienstliche Wohnsitz, bei den Wartegeld¬ 
empfängern, Buhegehaltsempfängern und Witwen der Wohnsitz der zum 
Empfang der Versorgungsbezüge Berechtigten maßgebend. 


✓ Aenderung des Stempelsteuergesefzes. Gesetz vom 14. Jan. 1921. 
,<*-• Art. 1. Das Stempelsteuergesetz vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 wird dahin abgeändert: 

1. Zu den auf Grund des Tarifs zu erhebenden Stempelbeträgen werden, 
soweit die Höhe des im Einzelfalle zu erhebenden Stempelbetrages nicht nach dem 
Werte des.Gcgenstandeszu berechnen ist, Zuschläge von 300 p c. 1 ), im übrigen 
außer in den unter Nr. 2 bezeichneten Fällen Zuschläge von 100 p. c. erhoben. 

3. Im § 4 des Gesetzes (sachliche Stempelsteuerbefreiungen) . 
tritt an Stelle der Vorschrift im Abs. 1 unter a folgende Vorschrift: „Urkunden 
über Gegenstände, deren Wert nach Geld geschätzt werden kann, wenn dieser 
Wert 300 M. nicht übersteigt, insoweit nicht der Tarif entgegenstehende Be¬ 
stimmungen enthält" 

Art. 2. Die Ausführung dieses Gesetzes liegt dem Finanzminister ob. 

Art. 3. Sofern im Einzelfalle die Zahlung oder zwangsweise Beitreibung 
des nach Artikel 1 geschuldeten Zuschlages mit besonderen Härten für den 
Steuerpflichtigen verbunden ist, kann der Finanzminister auf Antrag den Zu¬ 
schlag ganz oder teilweise erlussen. 

Art. 4. Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 1921 in Kraft und gilt für 
die Zeit bis zum 81. März 1922 einschließlich. 


Preiserhöhung für hochwertige Sern zu Blutuntersuchungen für 
gerichtliche Zwecke. Erlaß des Ministers für Wissenschaft usw. 
vom 1. Februar 1921 — UI 10253 —. 

Dor Herr Bcichsminister des Innern hat genehmigt, daß für 1 ccm präzi- 
pitierenden Serums 16 M. und für 1 ccm normalen Kaninchenserums 4 M. er¬ 
hoben werden. Unter Abänderung meines Erlasses vom 17. September 1919 
— UI 12551 — genehmige ich, daß die gleichen Sätze auch von dem dortigen 
Hygienischen Institut erhoben werden. Die Verpackungs- und Versandkosten 


>) Danach beträgt also künftig der Stempel für amtliche Zeugnisse 
(Befähigungszeugnisse für Desinfektoren, Apothekerlehrlinge, Hebammensch&le- 
rinnen usw.), Beglaubigung von Zeugnissen (z. B. privatärztliche, für 
Apothekergehilfen), Auszüge aus den Akten usw.: 12 Mark. 
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sind in den genannten Sätzen nicht enthalten und müssen besonders be¬ 
rechnet werden. 


Maßnahmen zur Verhütung einer Einschleppung der Cholera sowie 
Einreichung der Wochennachweisungen hei Cholera« und Fleckfleberfttllen. 
Bund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 18. Januar 
1921 — IM III 2670 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Nach hierher gelangten Mitteilungen soll die Cholera in Olita nnd Grodno 
sowie in den Gefangenenlagern in Posen und Stralkowo verbreitet sein Neuer¬ 
dings ist gemeldet worden, daß Bialystok für den Personenverkehr gesperrt sei, 
weil dort täglich bis zu 100 Personen an Cholera sterben. Wenngleich bei der 
zu erwartenden kalten Witterung die Gefahr der Weiterverbreitnng der Cholera 
vorderhand nicht besonders groß erscheint, muß doch bei den ungünstigen 
hygienischen Zuständen in Polen mit der Verschleppung von Choleraerkrankungen 
nach Preußen ernsthaft gerechnet werden. 

Mit Bücksicht hierauf ersuche ich ergebenst um gefällige Aenßerung 
über den Zustand der im Bezirk vorhandenen staatlichen Cholerabaracken und 
Desinfektionseinrichtungen. Sofern hier Neuanlagen oder Verlegungen not¬ 
wendig werden sollten, sehe ich hierüber einer eingehenden Begründung ent¬ 
gegen. In den Bozirken östlich der Elbe bitte ich diese Aeußernngen auch auf 
die früher eingerichtet gewesenen Stromüberwachungsstellen auszudehnen. Es 
ist Vorsorge dahin zu treffen, daß diese nötigenfalls schnellstens wieder er¬ 
öffnet werden können. Die Bestimmung des Zeitpunktes der Eröffnung behalte 
ich mir für jeden Einzelfall vor. Kosten dürfen der Staatskasse durch die 
jetzt ungeordneten lediglich vorbereitenden Maßnahmen nicht erwachsen. 

Die Kreis medizinalbeamten und die praktischen Aerzte wollen Sie 
auf die Gefahr der Choleraeinschlcppung aus Polen in geeigneter Weise besonders 
aufmerksam machen. v 

Dem im Bezirk belegenen Medizinaluntersuchungsamt wollen Sie in meinem 
Namen aufgeben, sich alsbald mit diagnostischem Choleraserum zu versehen. 

Bei einem weiteren Herannahen der Choleragefahr bitte ich auf einen 
genügenden Schutz der Wasserwerke Ihr ganz besonderes Augenmerk zu 
richten. Die nach dem Erlaß vom 14, August 1919 — M 18346 — (Min.-Bl. 
i. Med.-Ang. S. 202) einzurcichenden Wochennachweisungen* sind auch dem 
Beichsgesundheitsamte regelmäßig in einem Stück zu übersenden. Dies gilt 
auch für die Nachweisungen über Erkrankungen und Todesfälle an Fleckfleber, 
worauf nochmals ausdrücklich hingewiosen sei. 


Verwendung von Borsäure bei der Herstellung von Krabbenkouserven. 
Bund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 18. Sep¬ 
tember 1920 — I M II 2030 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Beichsminister des Innern sowie in 
Üebereinstimmung mit den in den übrigen deutschen Ländern getroffenen Maß¬ 
nahmen erklären wir uns damit einverstanden, daß bis auf weiteres in Krabben¬ 
konserven 0,5 v. H. Borsäure geduldet werden, sofern dieser Zusatz auf den 
für die Verbraucher bestimmten Umhüllungen deutlich angegeben wird. 

Wir sind hierbei von der Erwägung ausgegangen, daß es bisher den 
Herstellern von Krabbenkonserven noch nicht durchweg gelungen ist, ohne 
Verwendung von Borsäure eine verkehrsfähige Ware anzufertigen, und daß die 
Durchführung weiterer einschlägiger Versuche zurzeit besonderen Schwierig¬ 
keiten begegnet. Weiter ist berücksichtigt worden, daß, sofern die Verwen¬ 
dung der Borsäure bei der Haltbarmachung von Lebensmitteln auf die An¬ 
fertigung von Krabbenkonserven beschränkt wird, die Borsäuremengen, die als¬ 
dann gelegentlich zum Genuß gelangen, so gering sind, daß sie die menschliche 
Gesundheit nicht gefährden dürften. Und schließlich pflegt die Bevölkerung 
Krabbenkonserven nicht regelmäßig und nicht in großen Mengen zu genießen. 

Wir ersuchen ergebenst, die mit der Ueberwachung des Verkehrs mit 
Lebensmitteln betrauten Beamten und Sachverständigen, insbesondere die öffent¬ 
lichen Nahrungsmitteluntersuchungsanstalten, anzuweisen, hiernach zu verfahren. 


Verentwertlich fflr die 8chrifUeltnng: Prof. Dr. Rapmund, Geb. Ifed.-Rat Id Uppkpitofe. 
Dreck von 1 . 0. 0. Brno*, Minden L W. 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

Jr % A. Deutsches Reich. 

X Maßnahmen znm Schutze der in Krankenanstalten beschäftigten 
Krankenpflegepersonen gegen Erkrankung an Tuberkulose. Bund* 
schreiben des Reichsministers des Innern yom 10. November 
1920 — II A 62S8 — an sämtliche Landesregierungen usw.') 

Der Reichsgcsnndheitsrat (Unterausschuß für Tuberkulose) hat sich in 
einer am 80. April 1920 unter Hinzuziehung zahlreicher sonstiger Sachverstän¬ 
diger abgehaltenen Beratung mit der Frage befaßt, welche Maßnahmen sich 
zum Schutze der in Krankenanstalten beschäftigten Kraukenpflegepersonen 
gegen Erkrankung an Tuberkulose empfehlen. Nach den von den Mitgliedern 
des Reichsgesundheitsrats Generalarzt Dr. Schmidt und Geheimen Ober- 
Med.-Rat Dr. Baiser erstatteten Referaten fand eine eingehende Anssprache 
statt, an dor sich neben den anwesenden ärztlichen Sachverständigen insbesondere 
auch die Vertreter der Organisationen der Krankenpflegepersonen beteiligten. 
Auf Grund der Verhandlungen wurden vom Reichsgesundheitsrat die nach¬ 
stehenden Schlußsätze angenommen: 

1. Nach dem Ergebnis der angestellten statistischen Erhebungen war 
beim Krankenpflegepersonal bis zum Jahre 1910 die Tuberkuloseerkrankungs¬ 
ziffer nicht besonders hoch. Mit einer Steigerung ist jedoch bei jeder all¬ 
gemeinen Zunahme der Tuberkulose zu rechnen. 

2. Die Gelegenheit zur Tuberkuloseübertragung auf das Pflegepersonal 
wird wesentlich vermindert, wenn in den Krankenhäusern besondere Abteilungen 
für tuberkulöse Lungenkranke eingerichtet werden. Mindestens sollten an¬ 
steckende Tuberkulöse gesondert von anderen Kranken untergebracht werden. 

8. Personen, deren Körperbau oder körperliche Entwicklung sie als 
weniger widerstandsfähig kennzeichnet, oder die die Zeichen einer latenten 
Tuberkulose erkennen lassen oder früher Tuberkulose der Drüsen, Knochen, 
Gelenke usw. Uberstanden haben, eignen sich wegen ihrer besonderen Gefähr¬ 
dung, an Tuberkulose zu erkranken, nicht für den Krankenpflegeberuf. Die 
Auswahl des Pflegepersonals für Tuberkuloseabteilungen und Lungenheilstätten 
ist nach einer sorgfältigen ärztlichen Untersuchung zu treffen. Wahrend dor 
Dauer der Beschäftigung ist das Personal mit Bezug auf seinen Gesundheits¬ 
zustand ständig ärztlich zu überwachen; insbesondere ist auch dos Körper¬ 
gewicht regelmäßig festzustellen. 

4. Wird eine Pflegeperson von einer Krankheit befallen, durch die die 
Empfänglichkeit für Lungentuberkulose erfahrungsgemäß sich erhöht, so ist 
sie im Pflegedienst nicht eher wieder zu beschäftigen, als bis sie von der 
Krankheit völlig wiederhergestellt ist. 

Bei verdächtigen Erscheinungen (ßlntarmnt, Rückgang des Körper¬ 
gewichts, leichten Erhöhungen der Körperwärme, Husten) ist das Pflegepersonal 


') Ist in den einzelnen Bundesstaaten den nachgeordncten Behörden zur 
Nachachtung mitgeteilt; in Preußen durch Rund-Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 14. Februar 1921 — I M. III Nr. 2545 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten mit dem Ersuchen, das Erforder¬ 
liche bei den ihnen unterstellten Anstalten zu veranlassen; wege'n des Pflege¬ 
personals bei Anstalten dor evangelischen Landeskirche nach Benehmen mit 
den Konsistorien. Wegen der Anstalten der katholischen Orden und religiösen 
Orden erfolgt noch besondere Anweisung. 
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Ton dem Krankenpflegedienst bei Tuberkulösen solange zu befreien, bis eine 
sorgfältige ärztliche Untersuchung die rolle Dienstfähigkeit festgestellt hat. 
In Lungenheilstätten und ausnahmsweise auch in Sonderabteilungen für Tuber¬ 
kulöse dürfen Pflegepersonen, die mit nicht ansteckender Tuberkulose behaftet 
sind, nach ärztlichem Ermessen beschäftigt werden. 

5. Das Personal ist alsbald nach seinem Eintritt in die Krankenanstalt 
über die Verbreitungswege der Tuberkulose zu belehren und fortlaufend so zu 
erziehen, daß alle Maßregeln gegen die Uebertragung von ihm beachtet werden. 
Insbesondere ist dem Personal die Bedeutung der Tröpfcheninfektion und der 
Einatmung von vertrocknetem und verstäubtem Lungenauswurf, namentlich 
auch beim Ordnen der Lagerstätten und beim Handhaben der gebrauchten 
Wäsche, ebenso die Bedeutung der Hände als Vermittler der Uebertragung 
einzuprägen Auch ist das Personal auf die Wichtigkeit* eines verständigen 
and ordentlichen Lebenswandels hinzuweisen. 

Die Kranken der Anstalt anderseits sind hygienisch zu erziehen und in 
der fortlaufenden Desinfektion ihres Auswurfs zu unterrichten. 

6 Auf Abwechselung und auf eiweiß- und fettreiche Kost für das 
Tuberkulosepflegepersonal ist Bedacht zu nehmen; es ist ihm die Möglichkeit 
zu geben, seine Mahlzeiten getrennt von den Kranken, wo möglich, in eigenen 
Bäumen, einzunehmen. Die Schlafräume für Pflegepersonen sollen nicht in un¬ 
mittelbarem Zusammenhang mit den Schlafräumen von Kranken stehen. 

7. Alljährlich soll dem Tuberkulosepflegepersonal ein angemessener Urlaub, 
dem ständigen Personal in der Dauer von mindestens vier Wochen, während der 
warmen Jahreszeit gewährt werden. Im übrigen ist für Schaffung von Aufenthalts¬ 
möglichkeiten im Freien, auf sonnigen Plätzen, mit Ruhegelegenheiten Sorge 
zu tragen. 

8. In den Tuberkuloseabteilungen und in den Lungenheilstätten ist nur 
ausgebildetes, mit den Vorbeugungsmaßregeln gegen die Uebertragung der 
Tuberkulose gut vertrautes Pflegepersonal zu verwenden. 

Es ist in seiner Beschäftigung, wenn möglich, einem regelmäßigen 
Wechsel hinsichtlich der Krankenabteilung in nicht zu großen Zeitabständen 
zu unterwerfen. 

9. Eine erhöhte Uebertragungsgefahr besteht auch in den Unreinen- und 
in den Siechenabteilungen der Irrenanstalten. In diesen Abteilungen der Irren¬ 
anstalten ist daher den Abwehrmaßnahmen gegen Tuberkulose ganz besondere 
Achtsamkeit zuzuwenden. Die Kranken, bei denen Tuberkulose festgestellt ist, 
sind von den übrigen Kranken abzusondern. 


^ Verbot des Anfertlgens und Verpackens von PrBservatlvs, Slcher- 
^neltspressarien, Suspensorien und dergleichen ln der Hausarbeit. Ver- 
* Ordnung des Reichsarbeitsministors vom 1. Februar 1921. 

Auf Grund des § 10 Abs. 2 des Hausarbeitsgesetzes vom 20..Dezember 
1911 (Reichs-Gesetzbl. S. 976) und des Artikels 179 Abs. 2 der Reichsverfassung 
wird hierdurch mit Zustimmung des Reichsrats das Anfertigen und Verpacken 
Präservativs, Sicherheitspessarien, Suspensorien und anderen zu ähnlichen Zwecken 
dienenden Gegenständen in der Hausarbeit verboten. 

Die Verordnung tritt einen Monat nach der Verordnung in Kraft. 


B. Preußen. 

- Ausbau der Tuberkulosefürsorge. Rund-Erlaß des Ministers 

' für Volkswohlfahrt vom 4. Februar 1921 — I M III 1946 — an 
sämtliche Herren Regierungspräsidenten und Oberpräsidenten. 

Aus den auf den Erlaß vom 16. Februar 1920 — I M HI 94 — hier 
eingereichten Berichten habe ich ersehen, daß in den meisten Regierungs¬ 
bezirken trotz der gegenwärtigen ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnisse Er¬ 
freuliches im Kampfe gegen die Tuberkulose geleistet worden ist, daß aber 
anderseits in einigen Bezirken bisher wenig in dieser Beziehung erreicht und 
daß insbesondere auf die Vermehrung und den Ausbau von Wohlfahrtsämtern 
in den Kreisen als kommunaler Einrichtungen noch nicht in genügender Weise 
Bedacht genommen worden ist. 

Die beiden ersten Punkte des genannten Erlasses, Erfassung aller Fälle 
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von Tnberkuloseerkrankungen und Ausdehnung des Tätigkeitsbereiches der 
F&rsorgestellen auf den Mittelstand, erachte icn durch die bisherige Bericht¬ 
erstattung als geklärt. / 

Da das Haushaltsjahr einiger Wohlfahrtsämter, wie ich aus den Be¬ 
richten ersehen habe, am 31. März abläuft, will ick den diesjährigen und allen 
weiteren Jahresberichten nicht schon zum 1. April, sondern erst zum 1. Juli 
eines jeden Jahres entgegensehen. 

Die Berichte haben sich auf die in der Zeit vom 1. April 1920 bis 
31. März 1921 gemachten Fortschritte auf folgenden Gebieten zu erstrecken: 

1. Organisationen von Einrichtungen zu ambulanter Behandlung 
chirurgiccher Tuberkulöser mittels Ernährungstherapie und Licht auf Grund 
der von Bier und Kisch gesammelten Erfahrungen. 

2. Wohnungsfürsorge, Untersuchung, Ueberwachung und vorbeugende 
Behandlung aller Familienmitglieder von Erkrankten in ihren Wohnungen oder 
in der Fürsorgestelle, Obhut der in Heilstätten aufzunehmenden Kranken während 
der Wartezeit und Betreuung der aus den Heilstätten und Krankenhäusern 
Entlassenen in Verbindung mit Arbeitsnachweisen für sie. 

3. Fortführung der bestehenden Einrichtungen. 

4. Beobachtungen über Tuberkulose der Kleinkinder und Maßnahmen zu 

deren Bekämpfung. ' 

Bei der Zusammenstellung der Berichte ersuche ich nicht nach örtlichen 
(nach Kreisen), sondern nach sachlichen Gesichtspunkten (unter Anlehnung an 
die in diesem Erlaß genannten vier Punkte) zu verfahren. 


Verrechnung der Kosten der Dienstmarken zu den Meldungen von 
übertragbaren Krankheiten. Erlaß des Ministers für Volkswohl¬ 
fahrt vom 21. Februar 1921 — IM III 2497 — an den Herrn Regierungs¬ 
präsidenten in Liegnitz. 

Wegen der Verwendung von Dienstmarken zu den Anzeigen über an¬ 
steckende und übertragbare Krankheiten verweise ich ergebenst auf den Erlaß 
vom 2. November v. Js. — IM III 2128 —. Die durch die Beschaffung der 
Dienstmarken erwachsenden Kosten sind, wie ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Fiuanzminister mitteile, bei dem Geschäftsbedürfnisfonds bezw. bei dem 
Titel „Insgemein“ derjenigen Behörde zu verrechnen, die die gemäß Erlaß vom 
2. November v. Js. — zu vergl. oben — mit Anschrift, Dienststempel und Dienst¬ 
marken zu versehenden Meldeformulare abgibt. Es ist nicht notwendig, daß 
diese F&nds bei dem Haushalt für Volksgesundheit ausgebracht sind. ' 


C. Bayern. 

Bayerische Arbeitsgemeinschaft zur Forderung der Volksgesundheit. 
Bekanntmachung des Staatsministeriums des Innern vom 
22. November 1920. 

Die planmäßige Förderung der Volksgesundheit ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der Gegenwart. Das Ziel der hierauf gerichteten Bestrebungen wird 
durch Zusammenfassung der der Volksgesnndheit dienenden Kräfte und in ge¬ 
meinsamer Arbeit am sichersten erreicht. In dieser Erkenntnis haben sich der 
Landesverband für Säuglings- und KleinkinderfUrsorge, der Landesverband zur 
Bekämpfung der Tuberkulose und der Zweigverein Bayern der Deutschen Ge¬ 
sellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten am 8. November 1920 
unter Wahrung ihrer Selbständigkeit zu einer „Bayer. Arbeitsgemein¬ 
schaft zur Förderung der Volksgesundheit“ zusammengeschlossen. 
Die Satzung wird mit dem Beifügen bekanntgegeben, daß die Arbeitsgemein¬ 
schaft im Rahmen ihrer Aufgaben vom Staatsministerium des Innern als Beirat 
in Anspruch genommen wird. 

Satzung der Bayerischen Arbeitsgemeinschaft zur Förderung 

der Volksgesundheit. 

§ 1. Der Landesverband für Säuglings- und Kleinkinderfürsorge, der 
Landesverband zur Bekämpfung der Tuberkulose und der Zweigverein Bayern 
der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten bilden 
eine Arbeitsgemeinschaft. Die Selbständigkeit der drei genannten Verbände 
bleibt anberührt. 
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§ 2. Die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft sind: 

1. Gegenseitige Förderung; 

2. Vorbehandlung der allen oder mehreren Verbänden gemeinsamen An¬ 
gelegenheiten ; 

3. Vereinbarung der Behandlung von Grenzgebieten und der unter 2 ge¬ 
nannten Angelegenheiten; 

4. Vereinfachung und Verbilligung der Geschäftsführung; 

5. Schaffung gemeinsamer Einrichtungen. 

§ 3. Die Arbeitsgemeinschaft führt den Namen: „Bayer. Arbeitsgemein¬ 
schaft zur Förderung der Volksgesundheit“. Sie hat ihren Sitz in München. 

§ 4. Der Beitritt weiterer Verbände ist nur bei Zustimmung sämtlicher 
Vertreter der die Arbeitsgemeinschaft gründenden drei Verbände im Ausschuß 
zulässig. Der Austritt aus der Arbeitsgemeinschaft ist nur am Schlüsse des 
Rechnungsjahres zulässig und muß spätestens am 1. Januar des dem Austritt 
vorhergehenden Kalenderjahres dem Ausschuß gegenüber schriftlich erklärt 
werden. 

§ 5. Die Leistungen der Verbände werden vom Ausschuß festgesetzt 

§ 6. Die Arbeitsgemeinschaft wird von einem Ausschuß verwaltet — 
Der Ausschuß besteht aus den 1. Vorsitzenden und je einem weiteren Vertreter 
der zur Arbeitsgemeinschaft gehörigen Verbände. — Die Vertreter der Ver¬ 
bände sind deren Bevollmächtigte. Sie bedürfen für die einzelnen Abstimmungen 
keiner vorherigen Weisung. 

Das Staatsministerium des Innern kann bis zu drei Vertreter zum Aus¬ 
schuß abordnen. Diese haben bei den Wahlen, Beratungen und Beschluß¬ 
fassungen Sitz und Stimme. 

§ 7. Der Ausschuß wählt den Vorsitzenden, dessen Stellvertreter und 
einen Schriftführer aus seiner Mitte, ferner einen Schatzmeister, der dadurch 
vollberechtigtes Mitglied des Ausschusses wird. 

§ 8. Soweit die Satzung nichts anderes bestimmt (§§ 4 Abs. 1, 13, 14 
Abs. 1), entscheidet bei Wahl und Abstimmungen die absolute Mehrheit der 
Erschienenen. Hierbei muß mindestens je ein Vertreter der zur Arbeitsgemein¬ 
schaft gehörigen Verbände anwesend sein. Zu den Wahlen und Verhandlungen 
ist mindestens 3 Tage vorher unter Angabe der Tagesordnung einzuladen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet bei den Wahlen das Los, im übrigen die Stimme 
des Vorsitzenden. 

Der Ausschuß tritt nach Bedarf, mindestens aber einmal im Jahre 
zusammen. 

Die Wahlen finden alle drei Jahre statt. Die während der Wahlzeit 
erforderlichen Ersatzwahlen gelten für den Rest der Wahlzeit. 

§ 9. Der Vorsitzende vertritt die Arbeitsgemeinschaft nach außen. Er 
leitet die Geschäfte und vollzieht die Beschlüsse des Ausschusses. 

§ 10. Der Schatzmeister führt das Kasse- und Rechnungswesen und 
verwaltet das Vermögen der Arbeitsgemeinschaft. 

§ 11. Das Rechnungsjahr endet am 31. März jedes Jahres. Der Vor¬ 
anschlag für das folgende Rechnungsjahr ist vom Ausschuß jeweils bis spätestens 
31. Dezember festzustellen, die Jahresrechnung spätestens bis zum 1. November 
zu prüfen und zu Vorbescheiden. Der Ausschuß kann die Rechnung durch eine 
oder mehrere von ihm bestimmte Personen prüfen lassen. 

§ 12. Die Ausgaben der Arbeitsgemeinschaft werden bestritten aus: 
a) den Leistungen der Verbände, bl den Zuschüssen aus den öffentlichen Kassen, 
c) sonstigen Zuwendungen, d) den Zinsen des Vermögens der Arbeitsgemeinschaft. 

§ 13. Aenderungen der Satzungen bedürfen der Zustimmung von min¬ 
destens sechs Ausschußmitgliedern. 

§ 14. Die Arbeitsgemeinschaft endet, wenn der Ausschuß die Auflösung 
beschließt oder nur noch ein Verband übrig ist. Im ersten Falle muß mindestens 
je ein Vertreter der Verbände für die Auflösung stimmen. Wird die Auflösung 
beschlossen, so bestimmt der Ausschuß die Verwendung des Vermögens, sonst 
das Staatsministerium des Innern. Das Vermögen darf nur zu Zwecken ver¬ 
wendet werden, die im Arbeitsgebiete der Arbeitsgemeinschaft liegen. 


Yer«ntwortllcb für die Scbriftlcitnnff: Prof. Dr. Rapmnnd, Geb. Med.-Rat in Lippeprioge. 
Druck von J. 0. 0. Bruns, Minden L W. 





Rechtsprechung u. Medizinal- 
Gesetzgebung 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamtc 

Nr. 8. 20. April. 1921. 


Rechtsprechung. 

Zurücknahme des Prfifnnggzengnlsses einer Hebamme wegen Un- 
.^rerllogigkelt, die sich durch wiederholte Verstöße gegen die Dienst* 
> anwetsong nnd das Hebammenlebrbucb erkennbar macht. Entscheidung 
des Oberverwaltungsgerichts (III. Senats) vom 16. Juni 1919 
(III. B. 8.19.) (Aus dem Preuß. Verwaltungsblatt; 1919/20, Nr. 22, S. 257.) 


Znrficknahme des Hebammmenzeugnlsseg wegen Unzuverlässigkeit. 

.Jlfe griff der Unzuverlässigkeit. Entscheidung des Oberverwaltungs- 
..•'"gerichts (III. Senats) vom 30. Oktober 1919 (III. B. 25.19). 

Eine Hebamme zeigt sich unzuverlässig, wenn sie überhaupt auf an sic 
gerichtete Bitten um Gewährung von Abtreibungsmitteln eingeht, insbe¬ 
sondere wenn sie zwar selbst nicht die Absicht hat, eine Abtreibung vor- 
zuuehmen oder zu fördern, und dazu an sich ungeeignete Mittel verabreicht 
oder verwendet, aber den die Abtreibung beabsichtigendeu Personen Hilfsmittel 
gibt oder Handreichungen tut, die diese nach den Angaben der Hebamme als 
wirksam anseheu können oder sollen. Es ist den.Hebammen nach § 17 ihrer 
Dienstanweisung streng untersagt, die Grenzen der ihnen durch das Lehrbuch 
zngewiesenen Hilfsleistungen zu überschreiten, und hierzu gehört jede Art von 
Befassung mit Abtreibungen. Tut eine Hebamme dies nur zum Schein, indem 
sie angeblich wirksame, aber tatsächlich zur Abtreibung ungeeignete Mittel 
abgibt, so liegt darin gleichzeitig eine Täuschung der ihre Hilfe zum Zwecke 
der Abtreibung in Anspruch nehmenden Personen, und wenn sie gegen Entgelt 
tätig wird, gleichzeitig eine betrügerische Ausbeutung dieser Person. Daß eine 
Hebamme, die dies tut, unzuverlässig in Beziehung auf ihren Beruf ist, kann 
keinem Zweifel unterliegen. 

(Aus dem Preuß. Verwaltungsblatt; 1919, Nr. 30, 8. 344.) 


Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Preußen. 

Kreisärztliche Gebühren für die Untersuchung und Begutachtung 
/ des Gesundheitszustandes von Reichs* oder unmittelbaren Staatsbeamten. 

Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 14. März 1921 
— I M. Nr 2308 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die Untersuchung und Begutachtung des Gesundheitszustandes von Reichs¬ 
oder unmittelbaren Staatsbeamten gehört, sofern es sich nicht um die im § 34 
Abs. 1 Ziffer 5 der Dienstanweisung vorgesehenen Fälle handelt, zu den ver¬ 
trauensärztlichen Verrichtungen der Kreisärzte (§ 116 Abs. 2 b der Dienst¬ 
anweisung). Der Kreisarzt kann daher für diese Verrichtungen Gebühren be¬ 
anspruchen. 

Was deren Bemessung anlansrt, so bezieht sich der dem Gesetze, be¬ 
treffend die Gebühren der Medizinalbeamt^n, vom 14. Juli 1909 beigegebene 
Tarif im Abschnitt B, über deu Rahmen der Ueberschrift binausgehend, auch 
auf einzelne Verrichtungen, die zur vertrauensärztlichen Tätigkeit der Kreisärzte 
gehören. Dies gilt unter anderem für die im Abschnitt 7 unter Ziffer 19 an¬ 
gegebenen Verrichtungen, unter die auch die Ausstellung von Zeugnissen und 
die Erstattung von Gutachten über den Gesundheitszustand von Beamten fallen. 

Da die Höhe der Gebühren für diese Verrichtungen der Kreisärzte mithin 
durch eine 8pezialvorschrift geregelt ist, so ist sie nach dieser Vorschrift und 
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nicht nach der Gebührenordnung für approbierte Aerzte und Zahnärzte vom 
1. September 1920 zu bemessen. 

dch ersuche daher, die Kreisärzte anzuweisen, allgemein von jetzt an 
die Gebühren für die Untersuchung und Begutachtung des Gesundheits¬ 
zustandes von Beichs- oder unmittelbaren Staatsbeamten nach dem Tarif vom 
14. Juli 1909 / 20. Dezember 1920 in Rechnung zu stellen. 


Erhöhung der Gebühren für MaasenImpfongen. Erlaß des Mi¬ 
nisters für Volkswohlfahrt vom 4. März 1921 — IM III161 — an 
den Herrn Regierungspräsidenten in 8. 

Nach § 2 des preußischen Gesetzes vom 12. April 1875, betreffend die 
Ausführung des Reichsimpfgesetzes, gehört u. a. zu den von den Kreisen und 
Amtsverbänden zu tragenden Kosten die Remunerierung der Impfärzte. Anträge 
von« Impfärzten auf Erhöhung ihrer Bezüge sind daher an die zuständigen 
Kommunalverbände zu richten. Die Festsetzung dieser Vergütungen unterliegt 
lediglich der freien Vereinbarung. 

Für Massenimpfungen im Sinne der Erlasse vom 2. Juni 1917 / 8. Juni 
1920 — M 12132, I MIII 1229/20 — (Min.-Blatt für Med-Ang. 1917 8.225, 
Amtsblatt „Volkswoblfahrt“ 1920 S. 124) wird im Hinblick auf die inzwischen 
weiter eingetretene Teuerung eine Erhöhung der bisherigen Vergütung von 1M. 
auf 2 M. für jede geimpfte Person (mindestens jedoch insgesamt 50 M. für einen 
Termin) als angemessen erachtet. 


Dlenstbarmachung der Kur« und Badeorte für die Sozial versicherten 
und für die minderbemittelte Bevölkerung. Rund-Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 1. März 1921 — IM II 418 — an die 
Herren Oberpräsidenten. 

Die verfassunggebende Preußische Landesversammlung hat in der Sitzung 
vom 1. Oktober v. Js. auf Antrag der Abgeordneten Dr. Schmittmann, 
Dallmer und Genossen beschlossen, die Staatsregierung zu e'sucben, dem 
Wohlfahrtsministerium einen maßgebenden Einfluß in sozialhygienischer und 
sanitärer Hinsicht auf die staatlichen und sonstigen Bäder einzuräumen und es 
zu Vorschlägen darüber zu veranlassen, auf welchem Wege die staatlichen 
Bäder sowie die in Gemeinde- oder Privatbesitz befindlichen Bäder in Preußen 
den Sozialversicherten und der minderbemittelten Bevölkerung einschließlich 
Mittelstand dienstbar gemacht werden könnten. Bereits auf Grund der Ver¬ 
handlungen in drin 10. Ausschuß (Bevölkerungspolitik) der verfassunggebenden 
Landesversammlung über den Antrag Scbmittmann-Dallmer war durch 
den Erlaß vom 16. Juli 1920 — I M II 1681 — von den nachgeordneten Be¬ 
hörden Bericht darüber erfordert worden, was seitens der Kurverwaltungen in 
Preußen bisher geschehen ist und geschieht, um den Sozialver»icberten und der 
minderbemittelten Bevölkerung die Inanspruchnahme der Heilfaktortn in den 
Kurorten durch Kostenermäßigung zu ermöglichen, und was noch geschehen 
könnte, um diese sozial hygienische Inanspruchnahme zu fördern. Hierbei ist 
zu beachten, daß die Kurkosten bei einem Heilverfahren sich im wei>entlicben 
aus folgenden Einzelkosten zusammensetzen: 1. den Reisekosten nach und von 
dem Kurorte, 2. den Kosten für Miete und Verpfl eg ung, 8. den Kosten für den 
Gebrauch der Kurmittel, für etwaige Pflege und Wartung sowie für den Arzt, 
4 den Kosten für die Kurtaxe. 

Ans den erstatteten Berichten bat sich ergeben, daß in der Mehrzahl der 
preußischen Kurorte bereits jetzt die Kosten zu 8 und 4 für die Sozialversicherten 
und die minderbemittelte Bevölkerung seitens der Kurverwaltungen ermäßigt 
und zum Teil erheblich herabgesetzt worden sind. Auf die Herabsetzung der 
Hauptkosten jedoch unter 1 und 2 haben die Kurortverwaltungen keinen 
Einfluß ... 

Es ist daher in Anregung gebracht worden, daß die für die Unterbringung 
mittelloser Kurbedürftigen und erkrankter Sozialversicherten in erster Linie zu¬ 
ständigen Gemeindeverbände und Versicherungsträger ihre Kranken und Ei« 
holungsbedürftigen mehr als bisher in derartigen Kuranstalten unterbringen, 
soweit aber entsprechende Anstalten in den Kurorten nicht bereits bestehen, 
solche selbst übernehmen. Zu diesem Zwecke würden sie freigewordene mili¬ 
tärische Gelände und Gebäude oder zum Verkauf stehende Pensionshäuser er- 
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2. Pocken. 

Znr Färbung der Guarnlerlschen Körperchen. Von Dr. W. Bö ine, 
Hilfsarbeiter im Reichsgesundheitsamt. Berliner klinische Wochenschrift; 
1920, Nr. 13. 

Durch die von Böing angegebene Färbungsmethode ist es möglich, 
einen gewissen Einblick in die Goarnierisehen Körper, über deren Natur 
noch keine völlige Uebereinstimmnng herrscht, zn gewinnen. Es gelang dem 
Verfasser, in den Zellkernen Gebilde darzustellen, die ihm für die Vakzine- 
infektion an der Kaninchenkornea spezifisch zu sein scheinen nnd sich den 
Körnchen in den Guar nieri sahen Körpern gleich verhielten. 

_• Dr. Solbrig-Breslao. 


3. Unterleibstyphus. 

Ueber den Verlauf einer Typhus- nnd Paratypbusepldemle in 
Rumänien. Von Dr. G. W o 1 f f, Bakteriologe am Medizinalami der Stadt Berlin. 
Berliner klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 32. 

Es handelte sich um eine Epidemie im Sommer bis Herbst 1917, bei der 
neben echten Typhuserkranknngen (101) viel zahlreichere Paratyphusfälle 
(285 Fälle von Paratybus B, 267 von Paratyphns A) vorkamen. Dieser zahlen¬ 
mäßige Unterschied zwischen den Typhusfällen wird als Beweis dafür an¬ 
gesehen, daß die Typbusschutzimpfung von Wirksamkeit gewesen ist. Es 
stebt fest, daß sonst die echten Typhuserkranknngen bei weitem gegenüber 
den Paratypbusfällen überwiegen; hier war es umgekehrt, daher der Schluß 
wohl berechtigt. Zugleich folgt aus diesen Beobachtungen, daß eine Schutz- 
wirkung der Impfung mit Typhusbazillen auf spätere Paratyphusinfektionen 
nicht statt hat _ Dr. Solbrig-Breslau. 


4. Paratyphns. 

Ueber seltenere Eiterungen nach Paratyphns. Von M.Martens. 
Aus dem Felde und aus dem Krankenhause Bethanien in Berlin. Berliner 
klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 13. 

Es werden 2 durch Operation geheilte Fälle von seltener Lokalisation 
der Eiterung nach Paratypbus, beide vom mazedonischen Kriegsschauplatz, be¬ 
schrieben. Im ersten Fall handelte es sich um einen großen Abszeß unter dem 
Zwerchfell, im zweiten Fall um einen Lungenabazt-ß Beide Haie ließen sich 
im Eiter bezw. Blut Paratyphns B-Bazillen nachweisen. 

Dr. 8 o 1 b r i g - Breslau. 


Tagesnachrichten. 

Aaf die Eingaben des Preußischen Medizinalbeamtenvereins, betreffend 
a) Erhöhung der IHeustanrwandsentscbädigung, b) Gewährung erhöhter 
Tagegelder In gerichtlichen Angelegenheiten und c) anderweite Festsetzung 
der Tagegelder und Fuhrkosten, sind j^tst vom Herrn Minister für Volks¬ 
wohlfahrt die nachstehenden Bescheide eingegangen, von denen die beiden 
ersten (a u. b) in erfreulicherweise den Wünschen der Medizinalbeamt eu Rech¬ 
nung tragen, was von diesen sicherlich dankend anerkannt werden wird. 


•) 

I. M. I. 789. Berlin W. 66, den 3. April 1921. 

„Auf das gefällige Schreiben vom 24. Februar 1921 erwidere ich ergebenst, 
daß nach eingehenden Verhandlungen mit der Finanzverwaltnng in dem Ent¬ 
wurf zum Staatshaushalt für 1921 eine wesentliche Erhöhung der 
Amtsunkostenentscbädigung und zwar für vollbesoldete Kreis¬ 
ärzte auf im Durchschnitt 3600 Mark, für nicbtvollbesoldete 
auf durchschnittlich 1800 Mark vorgesehen ist. Voraussichtlich wird damit 
die Möglichkeit gegeben, bei der Neufestsetzung der Amtsunkostenentschädigung 
für die einzelnen Stellen deren Bedürfnisse Rechnung zu tragen. 

Weitergehende Bewilligungen konnten angesichts der ungünstigen Finanz¬ 
lage des Staates nicht erreicht werden. gez. Scheidt“ 
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b) 

1. M. 1. 768. Berlin W. 66, den 26. März 1921. 

„Auf das gefällige Schreiben vom 24. Februar 1921 erwidere ich ergebenst, 
daß die Gewährung erhöhter Tagegelder an Kreisärzte bei Reisen in 
gerichtlichen Angelegenheiten durch meinen Runderlaß vom 26. d. M. — I. M. I. 
Nr. 960 — genehmigt worden ist. im Auftr. gez. Gottstein." 

Der betreffende Miniaterialerlaß lautet wie folgt: 

„Auf Grund des § 8 Abs. 2 des Reisekostengesetzes genehmige ich im 
Einverständnis mit dem Herrn Finanzminister, daß den Kreisärzten bei Reisen 
und gerichtlichen Angelegenheiten bis auf weiteres an Stelle der dnrch dev 
Runderlaß vom 30. April 1919, M. 1165 (Min.-Bl. f. Med.-Ang. 1919 S. 101) fest¬ 
gesetzten Entschädigung Zuschläge in der gleichen Höhe bewilligt werden, 

wie sie sich aus dem Runderlasse vom _ ^ ^ ^ 

14. Februar ly20 A 3 Nr. 39 

und Abschnitt B. des Runderlasses vom ^ 0I1 * 1920 F. M. L >21»1 er g e ben.“i) 

16. Juni 1920 A I Nr. 618 pp. 6 ' 

c) 

1. M. L 964. Berlin W. 66, den 26. März 1921. 

„Auf den Antrag vom 23. September 1920, betreffend die anderweite 
Festsetzung der Tagegelder und Fuhrkosten der Kreisärzte 
entsprechend der dnrch den Erlaß des Herrn Landwirtscbaftsministers vom 
SO. Juli 1920 getroffenen Regelung, 8 ) erwidere ich nach Benehmen mit dem 
Herrn Finanzminister, daß der Erlaß einer gleichen Anordnung für die Dienst¬ 
reisen der Kreisärzte nicht beabsichtigt ist. Ich bemerke dabei, daß die Kreis- 
tierärzie für Dienstreisen im Amtsbezirk noch ReisekostenpanscL Vergütungen 
beziehen und daher der vorher erwähnte Erlaß vom 80. Juli 1920 wie auch der 
Schloß Absatz ergiebt, die Ermittelung angemessener Pausch Vergütungen und 
die Zuschüsse dazu bezweckt. 

Für die Kreisärzte, denen Reisekostenpauschvergütungen seit November 
1914 nicht mehr gezahlt werden, Bind die durch die Ruöderlasse vom 28. Ja¬ 
nuar 1920 / 14. Februar 1920 — F. M. I. 30285 pp; A 3 Nr. 39 — und 
3. Juni / 15. Juni 1920 — F. M. 12111 pp.; A I Nr. 6l8 pp. festgesetzten Ent¬ 
schädigungen zuständig. Eine allgemeine Erhöhung derFuhrkosten 
fgr Land wegsstrecken kommt zuerst nicht »Frage; auf § 8 Abs. 1 des 
Reisekostengesetzes vom 26. Juli 1910 nehme ich hierbei%ezug.*) 

_ Im Auftr.: gez. Gottstein." 

*) Die Tagegelder der 'Medizinalbeamten in gerichtsärztlichen An¬ 
gelegenheiten werden also künftighin bei mehrtägigen Reisen 40 Mark, bei 
eintägigen 20 M. und bei sich über zwei Tage erstreckenden, aber innerhalb 
24 Stunden beendeten Reisen 80 M. betragen. Leider ist in dem obigen Be¬ 
scheide nicht zum Ausdruck gebracht, ob auch der Runderlaß vom 17. Juli 1920, 
betreffend Tagegelder lür Dienstreisen nach besonders teuren 
Städten (s. Beilage zu Nr. 16 dieser Zeitschrift, Jabrg. 1920, S. 92) für Reisen 
in gerichtsärztlichen Angelegenheiten Anwendung finden soll. Es empfiehlt sich 
deshalb eine nochmalige Eingabe, die voraussichtlich eine bejahende Antwort 
bringen wird. 

*) Der betreffende Ministerialerlaß vom 80. Juli 1920 lautet: 

„Mit Rücksicht auf die gesteigerten Unkosten, die bei Reisen auf dem 
Landwege unter den jetzigen Verhältnissen entstehen, erkläre ich mich nach 
Benehmen mit dem Herrn Finanzminister damit einverstanden, daß für die Zeit 
vom 1. April d. Js. ab bis auf weiteres in den Reisekostennacbweisungen der 
Kreistierärzte für den Landweg ein Satz von 2 M. je km in Ansatz gebracht 
wird. Bezüglich der Berechnung der Fahrtkosten bei Reisen mit der Eisen- 
bahn\behält es bei den bisherigen Bestimmungen sein Bewenden. An Tage¬ 
geldern sind in Zukunft bei eintägigen Reisen 20 M., bei mehrtägigen Reisen 
40 M. in Ansatz zu bringen mit der*Mäßgabe, daß, wenn bei Reisen, die sich 
auf 2 Tage erstrecken, die Reise innerhalb 24 Stunden beendet wird, nulr das 
lVs.fache der Sätze für mehrtägige Reisen zu berechnen ist." 

8 ) Danach werden bei Reisen auf dem Landwege etwaige Mehr¬ 
kosten aus der Staatskasse ersetzt, so daß der Medizinal beamte bei Benutzung 
von Wa g e n oder Autos keine Gefahr läuft, aus eigener Tasche Geld zuzulegen. 
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Der bisherige preußische Minister für Volkswohlfahrt 8teger- 
Wald ist vom pren Bischen Landtag mit 832 von 389 abgegebenen Stimmen 
zum preußischen Ministerpräsidenten gewählt; er wird aber voraussichtlich 
die Leitung des bisher von ihm bekleideten Wohlfahrtsministeriums beibehalten. 


In den Reichstag ist jetzt noch ein Arzt als Mitglied eingetreten, 
und zwar der bekannte Sozialhygieniker Prof. Df. Grotjan in Berlin. Er gehört 
zur sozialdemokratischen Partei. 


Bei der Bauordnung der Groß • Berliner Verwaltung ist auch eine 
solche der bisherigen 17 Kreisarztstellen getroffen und zwar in folgender 
Weise: 1. Berlin Mitte: Med.-Rat Dr. Börschmann in Charlottenburg, 
2. Berlin-Tiergarten: Med.-Rat Dr. Rogowski in Nikolassee, 3. Berlin- 
Wedding-West: Dr. Gehrke, 4 Berlin-Weddine-Oat: Med.-RatDr.Thoraalla 
in Cbarlottenburg, 5. Berlin-Prenzlauer Tor-West: Med.-Rst Dr. Herrmann, 
6. Berlin-Prenzlauer Tor-Ost: Dr. Grimm, 7. Berlin - Friedrichshain: Dr. 
Schreber, 8. Bmrlin-Hallescbes Tor-Ost: Med.-Rat Dr. Lindemann, 9. Berlin- 
Hallesches Tor-West: Dr. Knospe in Berlin, 10. Berlin-Cfaarlottenburg: Med.- 
Rat Dr. if&sten in Cbarlottenburg, 11. Berlin-Spnndau: Kreisassistenzarzt 
Dr. Mertens in Friedenau, 12 Berlin-Wilmersdorf: Dr.Trembnr in Wilmers¬ 
dorf, 13 Berlin-Scböneberg: Dr. Hüttig in Scböneberg, Berlin-Steglitz: Med.- 
Rat Dr. Ocker in Lichlerfelde, 15. Berlin-Neukölln: Dr. Pflanz in Neukölln, 
16. Berlin-Treptow: Dr. Mann in Treptow. 17. Berlin-Pankow: Dr. Weller.' 


Der Bayerlsohe Landtag bat jetzt entgegen dem Anträge seines 
Staatsbaushaltsausscttusses, nach dem 5 Millionen Mark ftkr Zwecke des Ge¬ 
sundheitswesens in den Haushalt gestellt werden sollten (statt 460000 M) 1 ), 
diesen Betrag auf 2 Millionen Mark festgesetzt. Davon sind 700000 M. für 
Säuglings- und Kleinkinderffirsorge, 200000 M. für Krttppelfürsorge, 300000 BL 
für Schulkinder und Jugendliche im Alter von 14—18 Jahren, 400000 M. zur 
Bekämpfung der Tuberkulose, 200000 M. zur Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten, 20000 M. zur Bekämpfung des Alkoholismus und ISOOt'O M. zur 
Veröffentlichung von Arbeiten ans dem Gebiete des Medizinaldien.»tes und zum 
Ausbau des Medizinalwesens bestimmt. 


In Bayern kann jetzt zu dem Tagegeld bei Dienstreisen in gerlchts- 
ärztlichen Angelegenheiten für die Landgerichtsärzte und Bezirksärzte, 
das seit dem 1. September 1920 im Falle des Uebernachtens 40 M. beträgt, ein 
Teuerungaznschuß von 50% gewährt werden. Auffallenderweise hat eine 
gleiche Erhöhung des Tagegeldes bei anderen amtsärztlichen Dienstgescbäfien 
nicht stattgefunden; hier beträgt es für den ganzen Tag 12 M., bei Ueber- 
nachten 18 M. und für den halben Tag 6 M.. dazu kommen noch 60°/„ Auf¬ 
schlag, so daß sich die einzelnen Beträge auf 19,20, 28,80 und 9,60 M. erhöhen. 


Vom Sächsischen Landesausschuß zur Bekämpfung der 
Tuberkulose sind auf Grund der Vorträge auf seiner 2. Vollversammlung 
am 27. März 19^0 recht zweckmäßige Leitsätze zur Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose Im Kindesalter bearbeitet und jetzt herausgegeben worden. Sie können 
von der Oärtnersehen Bucbdruckerei in Dresden (Georgplatz) zom Preise 
bei Abnahme von 10 Stück zu je 1,50 M., 50 Stück zu je 1.40 M., 100 Stück 
zu je 1 80 M., 500 8tück zu je 1,25 M., 1000 8tUck zu je 1 M., ausschließlich 
Porto, bezogen werden. 


Anläßlich des 25jäbrigen Bestehens desDeutachen Zentral¬ 
komitees zur Bekämpfung der Tuberkulose findet vom 19. bis 
21. Mai 1921 in Bad Elster — Knrbaussaale — ein Dentscber 
Tuberkulose-Kongreß statt mit folgender Tagesordnung: 
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Mittwoch, den 18. Mai, abends 8 Uhr: Begrüßung der Teil¬ 
nehmer. 

Donnerstag, den 19. Mai, vormittags 9 Uhr nnd nach¬ 
mittags 8 Uhr: Entstehung und Verbreitung der Tuberkulose. 
1. Ministerialdirektor Prof. Dr. Kirchner-Berlin: Der Einfluß des Weltkrieges 
auf die Tuberkulose. Generaloberstabsarzt Dr. Schnitzen - Berlin: Tuberkulose 
im deutschen Kriegsbeere. Prof. Dr. Abd er bald en-üalle: Einfluß der Art 
der Ernährung auf den Gesundheitszustand des Volkes. 2.Prof. Dr. Reichen- 
b a c h - Göttingen: Ansteckungsqnellen und Ansteckungswege. Prof. Dr. Lydia 
Rabinowit8ch-Berlin: Bedeutung der Haustiere fiir die Verbreitung der 
Tuberkulose. Prof. Dr. A bei -Jena: t uberkulose und Wohnung. Ministerialrat 
Dr. Kölsch-Berlin: Tuberkulose und Arbeitsstätte. Ministerialrat Prof. Dr. 
Lentz-Berlin: Die neue prenßische Desinfektionsordnung für Tuberkulose. 
Prof. Dr. Uhlenbuth-Berlin: Neuere Verfahren zur Desinfektion tuberkulösen 
Sputums. 3. Prof. Dr. v. Wassermann und Prof. Dr Neu fei d-Berlin: 
Immunität bei Tuberkulose. Privatdozent Dr. Bau er-Wien: Konstitution und 
Disposition. 

Freitag, den 20. Mai, vormittags 9‘/*Uhr und nachmittags 
8 Uhr: Behandlung der Tuberkulose mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Kindert uherkulose. 1. GeheimratDr.Tnrhan-Davos: 
Allgemeine Behandlung der Tuberkulose. 2. Prof. Rietschel-Wttrzburg: Die 
Tuberkulose des Rindesalters. Prof. Dr. Moro-Heidelberg: Die Diagnose der 
Tuberkulose des Kindesalters. Prof.Dr.v.Pirquet-Wien: Ernährungsbehand¬ 
lung tuberkulöser Kinder. Prof. Dr. Brauer-Hamburg: Operative Behandlung 
der Lungentuberkulose bei Kindern. Privatdozent Dr. Kisch-Berlin: Sonnen- 
bebaudlong der sogenannten chirurgischen Tuberkulose. Dr. Simon-Aprath: 
Klinische Behandlung der Tuberkulose im Kindesalter mit besonderer Berück¬ 
sichtigung der Kinderheilstätten. Prof. Dr.Keyserling-Berlin: Lungenherde 
bei Kindern im Röntgenbilde. 

Sonnabend, den 21. Mai, v<>rmittags 9Uhr und nachmittags 
3 Uhr: Die soziale Bekämpfung der Tuberkulose. 1. Präsident 
Kaufmann -Berlin: Die soziale Bekämpfung der Tuberkulose.' Privatdozent 
Dr. Gr äff-Freiburg: Ueber die Bedeutung der Einteilung der Lungentuber¬ 
kulose nach pathologisch-anatomischen Gesichtspunkten. Prof. Dr.Sauerbruch- 
München: Die Bedeutung der chirurgischen Behandlung der Lungentuberkulose 
für die soziale Fürsorge. Prof. Dr. Petruschky - Danzig: Ambulante spezifische 
Behandlung der Lungentuberkulose. Prof. Dr. Kehrer-Dresden: Schwanger¬ 
schaft und Tuberkulose. Prof. Dr. Bescborner-Dresden: Berufsberatung 
und Berufsversorgung. Prof. Dr. Martineck-Berlin: Versorgung tuberku¬ 
löser Kriegsbeschädigter. Prof. Dr. Moellers - Berlin: Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose durch die Gesetzgebung. Prof. Dr. Thiele-Dresden: Betriebsräte und 
Tuberkulose. 

Preis der Teilnehmerkarte: 25 Mark; für begleitende Damen: 
10 Mark. Sprechzeit für die Hauptvorträge 30, die kleineren Vorträge 15 
und in der Erörterung 5 Minuten. Behufs Sicherstellung der erforderlichen 
Unterkunft werden Anmeldungen zur Teilnahme möglichst so¬ 
fort, spätestens aber bis zum 10. Mai an das Deutsche Zentralkomitee 
zur Bekämpfung der Tuberkulose Berlin W. 9 Königin-Augustastraße Nr. 7 
erbeten. 


Die diesjährige Hauptversammlung der Deutschen Gesellschaft für 
Volksbäder findet am Sonntag, den 29. Mai, vormittags 11 Uhr in 
Berlin im Wohlfahrtsministerium (Leipziger Straße Nr. 3) statt. Zar 
Verhandlung kommen: 1. Bericht über den Eifolg unseres Preisausschreibens 
für Entwürfe zu einer billigen Badeanstalt — 2. Wie kann in andern Be¬ 
trieben überschüssige Wärme für Badeanstalten nutzbar gemacht werden t — 
Baurat Hausbrand. — 8. Wie können unter den heutigen Verhältnissen mit 
Hilfe von Ersatzstoffen billige Badeanstalten gebaut werden i 


Verantwortlich für die Bchrlftleitnnfi Prof. Dr. Bepmund, Geh. Med.-Bot ta Lippeprlage. 
Druck tob J. C. 0. Brune, Minden i. W. 
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werben und entsprechend ansstatten, wie es bereits seitens großer Gemeinden, 
Gemeindeverbände, Krankenkassen, Berufsgenossenschaften und Versicberungs* 
anstalten sowie von charitativen Verbänden in einer nicht unerheblichen Zahl 
von Kur- nnd Badeorten geschehen ist. Auf diese Weise würden die Kurkosten, 
soweit sie durch Miete und Verpflegung entstehen, wesentlich herabgesetzt 
werden können. Es ist auch auf die Wohlfahrtseinrichiungrn hingewiesen 
worden, die das Zentralkomitee der deutschen Vereine vom Boten Kreuz während 
des Krieges in den Kur- und Radeorti-n für die Kriegsbeschädigten und Kriegs¬ 
teilnehmer insofern eingerichtet hat, als es in den betreffenden Kur- und Bade¬ 
orten mit Pensionsbesitzern durch einen Vertrauensmann oder einen besonderen 
Wohlfahrtsausschuß ein Abkommen getroffen hat, um den genannten Kur- 
bedürftigen Kur und Verpflegung zu ermäßigten Pi eisen zu ermöglichen. Von 
beteiligter Seite ist ferner der Gedanke laut geworden, daß, wie in England, 
die Gewerkschaften für ihre Mitglieder und deren Angehörige solche Anstalten 
und Heime in Kur- und Badeorten in Benutzung nehmen oder selbst errichten 
könnten. • 

(Jeber die vorstehend angedeuteten Fragen hat am 27. Januer d. Js. in 
dem mir unterstellten Ministerium unter meinem Vorsitz eine Verhandlung mit 
Vertretern der in erster Linie beteiligten Kreise stattgefunden. An der Be¬ 
sprechung nahmen teil die großen deutschen Verbände der Krankenkassen, der 
Berufsgenossenschaften und der Versicherungsanstalten, ferner der deutschen 
Gewerkschaften, endlich der Verband der preußischen Provinzialverwaltungen 
sowie die für die staatlichen Bäder zuständigen preußischen Ministerien. Bei 
diesen Beratungen herrschte Einmütigkeit darüber, daß die Verbände allseitig 
geneigt sind, soweit es in ihren Kiäften steht, den Gedanken der soziahygie- 
nischen Inanspruchnahme der Kur- und Badeorte in Preußen zu fördern. Aller¬ 
dings wurde betont, daß bei der augenblicklichen wirtschaftlichen Notlage die ein¬ 
zelnen Verbände nicht imstande seien, selbst und allein neue Einrichtungen 
(Anstalten, Heime) in den Kur- und Badeorten einzurichten oder zu begründen, 
d«ß sie sich aber gern an einer Arbeitsgemeinschaft auf diesem Gebiet be¬ 
teiligen würden. Hierzu sei es erforderlich, eine Fürsorgeorganisation für den 
einzelnen in Betracht kommenden Kur- und Badeort zu schaffen, der die be¬ 
teiligten Verbände umfußt und als Kostenträger den Betrieb übernimmt. Es 
wurde auch darauf hingewiesen, daß die Standesvereine und Berufsverbände, 
wie Beamtenvereine, Bauernbund, Handwerkervereine, an dieser Fnrsorgearbeit 
für ihre Mitglieder zu beteiligen sein würden, wodurch sie ihre Mitglieder nur 
um so mehr verpflichten würden. 

Wo fiskalisches Gelände in den Kur- und Badeorten vorhanden ist, sei 
zu erwägen, den zu bildenden Kostenträgern jener Anstalten und Fürsorge¬ 
einrichtungen den Grund und Boden kostenlos oder gegen eine geringe An¬ 
erkennungsgebühr zu überlassen. Ebenso käme in Fr»ge, mit dem Reichs- 
sebatzministerium. wegen der Uebcrlnssung von bisher militärischen Gebäuden 
(Wohnhäusern, Mannschaftsbaracken, Lazarettgebäuden nnd deren innere Ein¬ 
richtungen) bei Truppenübungsplätzen, Flugplätzen u. a. in der Nähe von Kor¬ 
und Badeorten in Verhandlung zu treten. 

Für die geplante Wohlfahrtsarbcit kommen hauptsächlich die folgenden 
Gruppen der Sozialversicherten und mittellosen Bevölkerung in Frage: a) die 
Erschöpften, Ueberarbciteten, Erholungsbedürftigen (Seebäder, Luftkurorte), 
b) die Schwächlichen, Krankbeitsverdächtigen und erkrankten Jugendlichen, 
besonders auch die mit Knochen- und Gelenkerkrankungen behafteten Kinder 
(Seebäder, Luftkurorte, Solbäder), c) die Rheumatiker (Sol-, Moor- und Schlamm¬ 
bäder), d) die Erkrankungen des H rzens und des Gefäßsystems, e) die Er¬ 
krankungen der Atmungsorgane (bei d und e die spezifischen Mineralbäder). 

Wenn für diese Kurbedürftigen in erster Linie geeignete Behandlung, 
Anstalten und Einrichtungen in den zutreffenden Kur- und Badeorten überall, 
wo sie noch nicht vorhanden sind, geschaffen werden, so würde die Durch¬ 
führung der gesetzlichen Krankenhilfe wesentlich gefördert und die in be¬ 
trübender Weise immer m*-hr hervortretenden Kriegsschäden der Volksgesund¬ 
heit wird wirksamer als bisher bekämpft werden können. Es empfiehlt sich, 
die Vorbereitung und Durchführung dieser Angelegenheit für jede Provioz be¬ 
sonders oder auch je nach der Eigenart der Kurorte für mehrere Provinzen 
gemeinsam in Angriff zu nehmen. 
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Ew. pp. ersuche ich daher ergebenst, für den Bereich der dortigen 
Provinz mit Hilfe der nachgeordueten Medizinalbehörden and durch den 
Ihnen zar Verfügung stehenden Regierungs- und Medizinalrat fest- 
steilen zu lassen, welche Kur- und Badeorte der dortigen Provinz sich für die 
Schaffung von Einricht untren zur Behandlung der oben angeführten Kurbedürf¬ 
tigen aus den Kreisen der Sozial versicherten und des Mittelstandes ihren Heil¬ 
faktoren und örtlichen Verhältnissen nach besonders eignen. — Sodann ersuche 
ich ergebenst, mit den für die Provioz in Betracht kommenden Trägern der 
Reichsversicherung, Gewerkschaften und sonst in Frage kommenden Verbänden 
sowie mit den Kommunalvert>ändeu der dortigen Provinz in eine Beratung der 
in Angriff zu nehmenden Maßnahmen für de« als geeignet e>klärten Kur- und 
Badeort .einzutreten Sollte es dort für erwünscht gehalten werden, daß zu 
der Beratung ein Vertreter des Ministeriums erscheint, so stelle ich eine ent¬ 
sprechende Mitteilung anheim. — Geber das Veraulaßte ersuche ich mir bis 
zum 1. Juni d. Js. zu berichten. 


Nachprüfungen der Hebammen auf Grund des neuen Lehrbuches. 
Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 11. Februar 
1921 — IMII 886 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Aus Hebammeukreisen ist mir der Wunsch vorgetragen worden, die mit 
meinem Runderl«ß vom 26. November 1920 — I M II 2814 — behufs Ein¬ 
führung der Neuauflage des Hebammenlebrbuches angeordneten Nachprüfungen 
der Hebammen auf eine etwas spätere Zeit zu verlegen, als mit jeuem Erlaß 
vorgesehen war. Dieser Wunsch der Hebammen wird damit begründet, daß 
zahlreiche Hebammen das neue Lehrbuch in Befolgung meines Erlasses sich 
erst zum 1. April beschaffen und daher kaum in der Lage sein würden, bereits 
bis zum 15. Mai die vielfachen wichtigen Aenderungen des Lehrbuches so sicher 
zu erlernen, daß sie schon sechs Wochen nach Beschaffung des Buches die vor¬ 
geschriebene Nachp'ütung vor den Kreisärzten ahlegen könnten. 

Ich halte diese Bedenken der Hebammen für berechtigt und ersuche des¬ 
halb, in Abänderung meines Erlasses vom 26. November 1920 die KreLärzte 
anzaweisen, die Nachprüfungen der Hebammen früuestens am 1. Juli d. Js. zu 
beginnen und spätestens Ende zum Abschluß zu bringen. Sollten etwa einzelne 
Hebammen bezw. He l amrnen vereine sich freiwillig mit Abhaltung der Nach 
Prüfungen zu den von mir mit Ei laß vom 26. November 1920 angesetzten 
Terminen einverstanden erklären, so würde ich hiergegen keine Bedenken haben 


B. Württemberg. 

Gebühren der Leichenschauen Verfügung der Ministerien der 
Justiz und des Innern vom 5. Januar 1921. 

I. Als Anhaltspunkte für die Gebühren der Leichenschauer, die nach § 6 
der Königlichen Verordnung, betreffend die Leichenschau, die Leichenöffnung 
und das Begräbnis vom 24. Januar 1882 (Reg. Bl. S. 83) von den Gemeinderäten 
mit Genehmigung des Oberamts festzusetzen sind, gelten folgende Sätze: 

1. erste und zweite Besichtigung einer Leiche je 5 M. 
Aerzte-Leichenschauer dürfen für die einmalige Besichtigung 

einer Leiche berechnen .10 M. 

2. bei Lcichenbesichtigungen außerhalb des Wohnorts, wenn die Ent¬ 

fernung von diesem mehr als 2 km beträgt, Reiseentschädignng für jeden 
zu rückgelegten und angefangenen Kilometer.60 Pf. 

Aerzte-Leichenschauer dürfen berechnen.1 M. 

II Für ihre Mitwirkung bei der gerichtlichen oder polizeilichen Leichen¬ 
schau und Leichenöffnung erhalten die Leichenschauer folgende Gebühren: 

1. bei einer Leichenschau.4—8 M., 

2. bei einer Leichenöffnung.8—20 M. 

Die Festsetzung dieser Gebühren kommt im einzelnen Fall dem leitenden 

Beamten nach Rücksprache mit dem Oberamtsarzt oder dessen Stellvertreter zu. 


Verantwortlich für die Sobrlf Geltung: Prof. Dr. Rapmund, Geb. Med.-Rat ln JJpptpringe. 
Druok Ton J. 0. 0. Bram, Minden L W, 
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bei der Ausführung der Desinfektionen bei diesen Krankheiten zu verfahren ist.* 
Sie treten an die Stelle der Nr. II — Ausführung der Desinfektion — in den 
Desinfektionsänweisungen, Anlage 3 bezw. 4 in den Sonderausgaben der Aua- 
führungsbestimmungen für Diphtherie, Scharlach, Genickstarre, Körnerkrankheit, 
Typhus und Ruhr. Neu ist die Desinfektionsanweisung für Tuberkulose. Nicht 
berücksichtigt sind die Desinfektionsanweisungen für Kindbettfieber, Milzbrand 
und Rotz. Bei dem Kindbettfieber genügen die für die Hebammen und das 
Pflegepersonal erlassenen Bestimmungen in den §§13 und 14 der Ausführungs¬ 
bestimmungen, Heft 3 Kindbettficber. Eine regelmäßige, über den Rühmen des 
§ 15 Absatz 3 der Ausführungsbestimmungen hinausgehende laufende Desin¬ 
fektion während der Krankheit sowie eine Schlußdesinfektion erübrigen sich 
hier. Hält der Kreisarzt in einem einzelnen Falle weitergehende Maßnahmen 
für notwendig, so steht es ihm frei, besondere Anordnungen zu treffen. Ebenso 
muß er bei Milzbrand und Rotz, die bei Menschen sehr selten auftreten, in 
jedem einzelnen Falle dem Desinfektor besondere, der Eigenart des Falles an¬ 
gepaßte Anweisungen im Rahmen der beiliegenden Vorschriften für Diphtherie 
und Typhus für die laufende und für die Schlußdesinfektion geben. Die Vor¬ 
schriften für die Desinfektion bei den gemeingefährlichen Krankheiten werden 
durch die neuen Vorschriften nicht berührt. 

Ebenso behält die Fußnote am Ende des Abschnittes I der Desinfektions¬ 
anweisung (Anlage 5 zu den Ausführungsbestimmungen zu dem Gesetz, betreffend 
die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten, vom 28. August 1905 — G.-S. 
S. 373 —) ihre Gültigkeit. Hierzu ist zu bemerken, daß die Wirksamkeit der 
5 °/oo-Sublimatlösung gegenüber den Tuberkelbazillen bisher nur von einer zwei¬ 
prozentigen Phobrollösung erreicht worden ist. 

Wenn auch nach wie vor die Beaufsichtigung des Desinfektionswesena 
zu den Obliegenheiten des Kreisarztes und die Anordnung der Desinfektion zu 
dem Pflichtenkreis der Ortspolizeibehörde gehört, so empfiehlt es sich doch im 
Interesse, der gesunden Entwicklung des Desinfektionswesens, die Gemeinde¬ 
behörden, denen die Beschaffung der Apparate und Desinfektionsmittel, die Ein¬ 
richtung von Desinfektionsanstalten sowie die Anstellung der Desinfektoren und 
Schwestern obliegt, an allen die Desinfektion betreffenden Fragen zu beteiligen, 
wie dies z. B. in Berlin in der verständnisvollen Zusammenarbeit des Polizei¬ 
präsidiums und des städtischen Medizinalamts bereits erreicht ist. 

Auch ist es notwendig, daß bei der Anordnung der Desinfektion, der 
laufenden sowohl, als auch der Schlußdesinfektion, den Wünschen der be¬ 
handelnden Aerzte, soweit irgend möglich, Rechnung getragen wird, zumal 
der Desinfektor in Zukunft mehr als bisher Gelegenheit haben wird, neben dem 
Arzt schon während des Verlaufs der Krankheit in das Haus des Kranken zu 
kommen. Insbesondere ist den behandelnden Aerzten Gelegenheit zu geben, in 
Fällen, in denen ihnen eine Desinfektion notwendig erscheint, die Entsendung 
einer in der Desinfektion ausgebildeten Schwester oder des Desinfektors beim 
Gemeindevorstand zu veranlassen sowie in geeigneten Fällen die Schwester oder 
den Desinfektor mit der Entnahme und dem Versand des bakteriologischen 
Untersuchungsmaterials zu beauftragen. Dabei ist Vorsorge zu treffen, daß in 
solchen Fällen vom Medizinaluntersuchungsamt der behandelnde Arzt von dem 
Ergebnis der Untersuchung benachrichtigt wird. 

Bei der Desinfektion ist hinfort der Hauptnachdruck auf die laufende 
Desinfektion während der Krankheit zu legen. Sie soll, wenn möglich, 
von einer in einer staatlichen Desinfektorenschule in der Desinfektion aus¬ 
gebildeten Pflegeperson durchgeführt werden. Wo eine solche nicht 
dauernd am Krankenbett tätig sein kann, muß die laufende Desinfektion von 
einer in einer staatlichen Desinfektorenschule ausgebildeten Pflegerin (Desin¬ 
fektions-, Seuchen-, Fürsorgeschwester) oder, wo auch dies nicht möglich ist» 
von einem staatlich geprüften Desinfektor dauernd und regelmäßig über¬ 
wacht werden. 

Diese Ueberwachung soll zunächst darin bestehen, daß bei regel¬ 
mäßigen, wenn möglich, in zwei- bis dreitägigen Abständen auszuführenden 
Besuchen die zur Desinfektion notwendigen Desinfektionslösungen hergerichtet 

0 Die Anlagen sind hier mit Rücksicht auf den mangelnden Raum nicht 
abgedruckt. 
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Werden and die den Kranken pflegende Person über die Verwendung der Lösungen 
sowie die zu beobachtenden Vorsichtsmaßregeln eingehend belehrt wird. Auch 
sind die Angehörigen, womöglich unter Ueberreichung eines Merkblattes, zur 
Beobachtung der notwendigen Maßnahmen zu ermahnen. Bei Wiederholung 
der Besuche sind die Vorräte an Lösungen zu ergänzen und durch Augenschein¬ 
nahme oder Befragen festzustellen, ob die Desinfektion vorschriftsmäßig aus- 
geführt wird. Auf jeden Fall sind aber die beim ersten Besuch erteilten Be¬ 
lehrungen zu wiederholen und fester einzuprägen. Wo es der behandelnde 
Arzt für notwendig hält, hat auch die Schwester bezw. der Desinfektor die 
Desinfektionen der Abgänge des Kranken, nötigenfalls am Krankenbett selbst, 
auszuführen, vorausgesetzt, daß auch der Hausbaltungsvorstand bezw. sein Stell¬ 
vertreter damit einverstanden ist, daß der Desinfektor das Krankenzimmer betritt. 

Die mit der Ausführung der Desinfektion betrauten Desinfektoren und' 
Schwestern unterstehen in bezug auf ihre Berufstätigkeit der Aufsicht des 
Kreisarztes, doch sollen auch sie, soweit möglich, den Wünschen des be¬ 
handelnden Arztes Rechnung tragen. Unter allen Umständen haben sich 
die Desinfektoren und Schwestern bei ihren Besuchen in den Häusern der 
Kranken jeglicher Eingriffe in die Behandlung und jeglicher Kritik der ärzt¬ 
lichen Anordnungen zu enthalten. Verstöße gegen diese Vorschrift können die 
Entziehung des Berechtigungsscheines zur Ausführung von Desinfektionen (staat¬ 
liche Anerkennung) zur Folge haben. 

Es ist ferner darauf binzuwirken, daß die Desinfektionsmittel von 
den Kommunen oder Kommunalverbänden beschafft und für die laufende und 
die Schlußdesinfektion zur Verfügung gestellt werden. Den die Desinfektion 
ausführenden Organen ist sparsames Haushalten mit diesen Mitteln zur Pflicht zu 
machen. Die KostenderDesinfektion werden zweckmäßig ganz aus öflent- 
lichen Mitteln (von den Kommunen, den Kommunalverbänden) bestritten oder, 
wo dies nicht möglich ist, teilweise oder ganz von den Vorständen derjenigen 
Haushaltungen, in denen die Desinfektion ausgeführt wurde, wieder eingezogen. 
Um den Einkauf der Desinfektionsmittel möglichst billig zu gestalten, empfehlt 
sich ihre gemeinsame Beschaffung durch mehrere Kommunen oder Kommunal¬ 
verbände. Den Gemeindevorständen gegenüber muß dabei darauf hingewiesen 
werden, daß den Mehrausgaben für Desinfektionsmittel und vorgebildetes Per¬ 
sonal beträchtlich höhere Minderausgaben gegenüberstehen, da die Einschränkung 
der Schlußdesinfektion die Kosten für Apparate und ihre Bedienung, für Fuhrlohn 
und Personal sowie in Städten für den Anstaltsbetrieb ganz beträchtlich herabsetzt.. 

Von den in der Desinfektion ausgebildeten Pflegepersonen und Desinfek¬ 
toren kann auch nach Verbringung des Kranken in ein Krankenhaus, nach er¬ 
folgter Genesung oder nach dem Tode des Kranken sogleich die Schluß¬ 
desinfektion nach den anliegenden Vorschriften ausgeführt werden. Sie 
haben hiervon dem Leiter der Ortspolizeibehörde sofort Mitteilung zu machen. 
Wo die Schlußdesinfektion in dieser Weise erfolgt ist, kann von der Anord¬ 
nung ihrer Ausführung durch einen staatlich geprüften Desinfektor abgesehen 
werden; doch steht es dem Kreisarzt frei, sie da, wo er es für notwendig 
hält, trotzdem im Benehmen mit dem behandelnden Arzt anznordnen. Zweck¬ 
mäßig wird er in solchen Fällen schon vor dem Zeitpunkt, zu dem die Schluß¬ 
desinfektion aaszuführen ist, entsprechende Anordnung treffen, um eine zwei¬ 
malige Schlußdesinfektion zu vermeiden. Wo eine Schlußdesinfektion in der 

g edachten Weise nicht vorgenommen wurde, ist ihre Durchführung von der 
rtspolizeibehörde möglichst sofort nach erfolgter Meldung der 
Verbringung des Kranken in ein Krankenhaus, der Genesung oder des Todes 
anzuordnen. 

Ueberall da, wo die für die Neuregelung erforderlichen Einrichtungen 
noch nicht bestehen, wird mit einer Uebergangszeit gerechnet werden 
müssen, in der auf die Ausfüllung der bestehenden Lücken in Personal und 
Einrichtungen hinzuarbeiten ist. Bis dies erreicht ist, werden in erster Linie 
die behandelnden Aerzte die am Krankenbett tätigen Pflegepersonen über die 
Desinfektion belehren müssen. Hierzu cmpüehlt sich die Gewinnung der ärzt¬ 
lichen Vereinigungen zur Mitarbeit. 

Auf dem Lande müssen dann die Gemeindevorsteher durch Gemeinde¬ 
boten oder andere Organe die Desinfektionsmittel in die Häuser der Kranken 
schicken und durch Aushändigung der gemeinverständlichen Belehrungen den 
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Anordnungen des Arztes Uber die Durchführung der Desinfektion Nachdruck 
verleihen. Auch werden sie sich die mUndliche Belehrung ihrer Gemeinde- 
mitglieder angelegen sein lassen müssen, wobei sie durch hierzu geeignete Per¬ 
sonen wirksam unterstüzt werden können. 

In Städten mit eigenen Desinfektionsanstalten, wird es zur Umstellung 
des Gesamtbetriebes ebenfalls einer Uebergangszeit bedürfen, in der die be¬ 
stehende Organisation teilweise abgebaut und die für die laufende Desinfektion 
geeigneten Desinfektoren für diese angelernt werden. Auch hier wird die Mit¬ 
wirkung der Aerztevereine heranzuziehen sein, damit deren Mitglieder auf die 
Bevölkerung belehrend und erziehend einwirken, um sie darüber aufzuklären, 
daß die von ihr oft als unbedingter Gesundheitschutz betrachtete Schluß¬ 
desinfektion durch die rechtzeitige und zweckmäßige laufende Desinfektion 
wirksam ersetzt wird. 

Die Uebergangszeit wird die Dauer eines Jahres im allgemeinen nicht 
übersteigen dürfen. Es wird je nach den örtlichen Verhältnissen darauf mit 
besonderem Nachdruck zu achten sein, daß, solange die neue Organisation nicht 
wirksam durchgeführt ist, die alten Bestimmungen über die Schlußdesinfektion 
aufrechterhalten werden, damit nicht die Schlußdesinfektion schon eingeschränkt 
wird, ehe eine wirksame laufende Desinfektion eingesetzt hat. 

Ich ersuche ergebenst, alsbald zu veranlassen, daß sämtliche im dortigen 
Bezirk tätigen Desinfektoren zu einem fünftägigen Wiederholungkursus 
in der Desinfektorenschule einberufen werden, um sie in der Kenntnis der neuen 
Desinfektionsvorschriften unterweisen zu lassen, desgleichen die in der Des¬ 
infektion ausgebildeten Schwestern und sonstigen Pflegepersonen. 

In Anbetracht des gegen früher erheblich gesteigerten Lehrmaterials 
sind hinfort die Lehrgänge für neu auszubildende Desinfektoren auf 14 Tage, 
die für Schwestern auf 8 Tage (die Sonntage in beiden Fällen nicht ein¬ 
gerechnet) zu erweitern. Sofern eine Desinfektorenschule im dortigen Bezirk 
vorhanden ist, ersuche ich, ihren Leiter zu veranlassen, hiernach zu verfahren 
und nach sechs Monaten einen Bericht darüber zu erstatten, ob durch diese 
Neuordnung eine genügende Ausbildung der Desinfektoren und Schwestern ge¬ 
währleistet ist, oder ob es sich empfiehlt, die Ausbildungszeit noch weiter zu 
verlängern. Ich habe veranlaßt, daß die Lehrbücher für Desinfektion (Leit¬ 
faden für Desinfektoren) nach den anliegenden Desinfektionsvorschriften sofort 
neu bearbeitet werden. 

Den Kreisärzten erwächst durch die Neuordnung des Desinfektions¬ 
wesens eine größere Verantwortung auf dem Gebiete der Bekämpfung der über¬ 
tragbaren Krankheiten. Einmal werden sie sich in jedem Falle rechtzeitig 
darüber ein Urteil zu bilden haben, ob die Vornahme der Schlußdesinfektion 
durch einen staatlich geprüften Desinfektor notwendig ist, sodann aber werden 
sie eine eingebende Kontrolle der Desinfektionen durchführen und sich dauernd 
über die Zuverlässigkeit der Desinfektoren und der in der Desinfektion aus¬ 
gebildeten Schwestern und sonstigen Pflegepersonen unterrichten müssen. . 

Hierbei können sie wirksam durch Gesundheitsaufseher, denen 
gleichzeitig das Amt des Oberdesinfektors oder Kreisdesinfektors übertragen 
werden könnte, unterstützt werden. Solche Gesundheitsaufseher, Ober- oder 
Kreisdesinfektoren sind bereits von einer größeren Zahl von Gemeinden und 
Kreisen angestellt worden und haben sich außerordentlich bewährt. Ihre An¬ 
stellung kann den Gemeinden und Kreisen nur dringend empfohlen werden. 
Ueber ihre Ausbildung schweben zurzeit noch Verhandlungen. Ich behalte mir 
hierüber noch weitere Verfügung vor. 

Abdrucke der neuen Desinfektionsanweisungen können aus der Druckerei 
des Zellengefängnisses Moabit, Berlin NW. 40, Lehrter Straße 8, gegen Er¬ 
stattung der Druck- und Versandkosten bezogen werden. 1 ) 


*) Es kosten einschl. Verpackung und Porto die Desinfektionsvorschriften 
für Tuberkulose und Typhus je 10 Stuck 60 Pf., 100 Stück 4 M., 1000 Stück 
40 M.; für Diphtherie, Genickstarre, Buhr und Scharlach je 10 Stück 50 Pf., 
100 Stück 3 M., 1000 Stück 80 M.; für Körnerkrankheit je 10 Stück 80 Pf., 
100 Stück 1,80 M., 1000 Stück 18 M. 


Verantwortlich für die Sehriftleittragt Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.*Bat in Idppiprlnge. 
Druck Ton J. G. 0. Bruns, Minden Lf, 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte 

Nr. 10. 20. Mai. 1921. 


Rechtsprechung. 

Schadenersatzpflicht wegen fahrlässiger Anssteiinng eines ärztlichen 
Zengnisses behufs zwangsweiser Ueberfithrnng eines Tobsüchtigen in ein 
Kraukenhans, ohne diesen vorher gesehen nnd untersucht zn haben. Urteil 
des Hanseatischen Oberlandesgericbts vom 4. Januar 1921. 


Das Recht der Witwe nnd der Waisen eines verstorbenen Apo¬ 
thekers, die diesem verliehene Genehmigung zur Errichtung einer neuen 
Apotheke ausznübon, bleibt erhalten, auch wenn eine Betriebseroffnnng 
der nenen Apotheke vor dem Tode des Konzessionsinbabers noch nicht 
erfolgt war. Entscheidung des Preuß. Ob.-Verwaltungsgerichts 
vom 14. April 1921. 
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Deutsches Reich. 

Ergänzung der Verordnung betreff, den Verkehr mit Arzneimitteln. 
Verordnung des Reichspräsidenten vom 21. April 1921. 

§ 1. Zu den Gegenständen, die nach § 2 der Verordnung betreffend den 
Verkehr mit Arzneimitteln vom 22. Oktober 1901 und dem zugehörigen Ver¬ 
zeichnis 6 außerhalb der Apotheken nicht feilgehalten oder verkauft werden 
dürfen, treten hinzu: 

Stifte, Sonden oder Meiße 1 aus Laminaria, Tupeloholz oder 
anderen quellfähigen Stoffen. 

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1921 in Kraft. 



Prüfung und Beglaubigung der Fieberthermometer. Gesetz vom 
2. Mai 1921. 

§ 1. Jedes Fieberthermometer, das verkauft oder sonstwie in den Ver¬ 
kehr gebracht werden soll, maß amtlich geprüft and, w»nn es im Inland in 
den Verkehr gebracht werden soll, außerdem durch amtlichen Stempel als den 
Prüfungsbedingungen genügend beglaubigt sein. 

Es muß in jedem Falle den Namen des Herstellers oder ein bei der 
Prüfungsstelle angemeldetes Fabrikzeichen tragen. 

§ 2. Die amtliche Prüfung und Beglaubigung der Fieberthermometer 
erfolgt durch die Physikalisch-Technische Reichsanstalt oder die mit Zustim¬ 
mung des Reichsministers des Innern eingerichteten Stellen der Länder. 

Die bei der Prüfung zerbrochenen Instrumente müssen dem Hersteller 
von der Prüfungsanstalt bezahlt werden. 

§ 3. Die Physikalisch-Technische Reichsanstalt beglaubigt die für die 
amtliche Prüfung benutzten Normalinstramente and führt die Aufsicht über 
das technische Prüfungswesen. 

Die von den Ländern eingerichteten Prüfungsstellen führen 10 vom 
Hundert ihrer Prüfungsaufträge an die Physikalisch-Technische Reichsanstalt ah. 

§ 4. Der Reichsminister des Innern erläßt mit Zustimmung des Reichs¬ 
rats die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen, besonders 
über die Gebühren. 

§ 5. Wer unbeglaubigte Fieberthermometer im Inland feilhält, verkauft 
oder sonst in den Verkehr bringt, oder wer ungeprüfte Fieberthermometer in 
das Ausland ausführt oder auszuführen versucht, wird mit einer Geldstrafe bis 
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za füufzigtaasend Mark bestraft. Die Fieberthermometer können eingezogen 
werden, ohne Unterschied, ob sie dem Verurteilten gehören oder nicht. 

§ 6. Der Reichsminister des Innern kann mit Zustimmung des Reichs¬ 
rats die Vorschriften dieses Gesetzes auf andere für Zwecke der Gesundheits¬ 
pflege und Krankheitsbekämpfung bestimmte Thermometer ausdehnen. 


Besoldung und Rnhegehaltsregelung der Hedizinalbeamten. Rund- 
Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 29. März 1921 

— I M I 686 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Nach der Ausführungsanweisung des Herrn Finanzministers vom 21. Ja¬ 
nuar 1921 zum B.D.-E.G. und B.A.R.G. vom 17. Dezember 1920 und der Aus¬ 
führungsanweisung Yom 9. Febrnar 1921 zu der am 8. Februar 1921 erlassenen 
Vero'dnung über die Gewährung Yon No tzu Schlägen usw. ist auch bei den 
Medizinal Leamten, den Ruhegehalts- und Wartegeldempfängem der Medizinal- 
verwaltuug und den versorgungsberechtigten Hinterbliebenen von Medizinal¬ 
beamten zu verfahren. 

Welchen Medizinalbeamten Aufrückungsstellen nach Maßgabe des Be¬ 
soldung-planes verliehen werden, wird durch besondere Verfügung mitgeteilt. 

Die Kreisassistenzärzte und die ihnen gleichstehenden Assisten¬ 
ten an den Medizinaluntersuchungsämtern sind im Staatsdienst 
als Stellenanwärter voll beschäftigte, nichtplaumäßige unmittelbare Staats¬ 
beamte der Gruppe 10 der Anlage 3 des B.D.E.G. und erhalten daher die für 
diese Beamten vorgesehenen Bezüge an Grundvergütung (§ 11), Ortszuschlag 
(§ 14), Kinderbeihilfen (§ 17) und Ausgleichszuschlag (§ 18). 

Wegen der vom 1. April 1920 ab den nicht vollb eso ldeten Kreis¬ 
ärzten (und GerichtBärzten) zustehenden Bezüge verweise ich auf die 
Anlage 1 zum B.D.E.G. Fußnote zu „Gruppe 10 u iG.-S. S. 184), ebendort Ab¬ 
schnitt C der „Schlußbemerkungen“, Ziff. 8 (G.-S. S. 211) und auf Abschnitt IAb 
der Ausf.-Anw. (S. 5). 

Die Zahlung der bisher aus Kap. 129 Tit. 5 den nicht vollbesoldeten 
Kreisärzten gewährten Stellenzulagen ist mit dem Ablaufe dieses Monats 
bis zum Erlaß weiterer Verfügung zu Abschnitt B Ziffer 1 der Besoldungs¬ 
ordnung einzustellen. 

Zu Abschnitt II der Ausf.-Anw. vom 21. Januar 1921 bemerke ich, daß 
den nicht vollbesoldeten Kreisärzten (und Gerichtsärzten) bei Bemessung des 
Ruhegehalts auch weiterhin — und zwar auch den nach dem 1. April 1920 in 
deu Ruhestand versetzten und noch zu verhetzenden Kreisärzten — für sonstige 
Dienstbezüge 2250 M. mit der Maßgabe anzurechnen sind, daß das hiernach 
dem Ruhegehalte zugrunde zu legende Diensteinkommen nicht das ruhegehalts¬ 
fähige Diensteinkommen eines volibesoldeten Kreisarztes mit demselben Dienst¬ 
alter übersteigen darf. 

In Gemeinschaft mit dem Herrn Finanzminister wird auf Grund des § 9 
des B.A.R.G. vom 17. Dezember 1920 bestimmt, daß die in der Besoldungsord¬ 
nung nicht mehr aufgeführten Stellen der ehemaligen Krcisphy Biker und 
Kreiswnndärzte bei der gemäß §§ 1 ff. dieses Gesetzes vorzunebmenden 
Neuregelung der Versorgungsbezüge dem Amte eines nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
arztes (Anlage 1 zum B.D.E.G) gleichzustellen sind. 

Den ehemaligen versorgungsberechtigten Kreisphysikern, die eine jährliche 
Vergütung von 900 M. und Gebühren bezogen haben, sind außerdem für sonstige 
Dienstbezüge 2250 M mit der vorstehend für die nicht vollbesoldeten Kreisärzte 
vorgesehenen Maßgabe anzurechnen. — Dagegen ist die Hinzurechnung von 
Nebenbezügen bei den ehemaligen Kreiswundärzten nicht angängig. - 

Vorstehende Bestimmung ist auch bei Neuregelung der Bezüge der ver¬ 
sorgungsberechtigten Hinterbliebenen ehemaliger Kreisphysiker und Kreiswund¬ 
ärzte anzuwenden. 

Zu § 9 B.D.E.G. (Nebenbezüge) wird folgendes bestimmt: 

Die nicht vollbesoldeten Kreisärzte haben zum 5. April jeden Jahres 

— erstmalig zum 5. April 1921 — Euer Hochwohlgeboren eine mit Richtigkeits- 
bescheinigung versehene Nachweisung der im abgelaufenen Rechnungsjahre ver¬ 
einnahmten amtsärztlichen Gebühren (§§ 4 bezw. 2, 8 des Gesetzes, betr. die 
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Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909) vorzulegeu. — Der von 
den nicht vollbesoldeten Kreisärzten an die Staatskasse abzuführende, gemäß 
Abschnitt C Ziffer 8 der Schlußbemerkungen der Anlage 1 zum B.D.E.G. zu 
ermittelnde Betrag ist festzustellen und bei den Einnahmen des Volksgesund¬ 
heitswesens (Kap. 86 Tit. 1), getrennt von den Gebühren der vollbesoldeten 
Kreisärzte, zu vereinnahmen, auch in den Jahresabschlüssen (Erläuterungen zu 
Titel 1) gesondert nachzuweisen. 

Daß die der Staatskasse zustehenden Gebühren der Kreisärzte vollständig 
zur Einziehung gelangen, ist durch regelmäßige und unvermutete Nachprüfungen 
zu kontrollieren. 

Sozialhygienische Akademien in Breslau, Charlottenbnrg und Düssel¬ 
dorf. BunderlaßdesMinistersfürVolkswohlfahrtvom31.März 
1921 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Im Anschluß an den Erlaß vom 28. Dezember 1919 — I. M. 4441 — 
durch die ich Richtlinien für die Ausbildung von Kommunalärzten und für das 
Verhältnis des Kreisarztes zur kommunalärztlichen Tätigkeit bekanntgegeben 
habe, teile ich ergebenst mit, daß iuzwischen in Borlin-Charlottenburg, Breslau 
und Düsseldorf sozialhygienische Akademien ins Leben gerufen und von mir 
als Unterrichtsstätten im Sinne des Erlasses anerkannt sind. Das Ergebnis des 
ersten Ausbildungslehrganges an jeder Akademie liegt bereits vor und ist er¬ 
freulich; die gemachten Erfahrungen werden dazu dienen, die nächsten Lehr¬ 
gänge noch wirksamer zu gestalten. 

Ich ersuche ergebenst, hiervon den in Betracht kommenden Gemeinden 
und Kreisverwaltungen Kenntnis zu geben und ihnen zu empfehlen, bei der 
Besetzung von Kommunal- nnd Fürsorgearztstellen ihr Augenmerk besonders 
auf die Bewerber zu richten, die an einem Lehrgang der genannten drei 
Akademien toilgenommen haben und über dessen regelmäßigen Besuch eine Be¬ 
scheinigung der Akademie vorlegen. 


Erteilung der Approbation an Kandidaten der Medizin, der Zahn¬ 
hellkunde und der Pharmazie mit vorzeiligem Reifezeugnis. Runderlaß 
des Ministers für Volkswohlfahrt vom 12 April 1921 an die 
Herren Vorsitzenden der ärztlichen usw, Ptüfungskommissionen. 

Nach dem Beschluß des Staatenansschusses vom 20. Juni 1919 gelten 
die während des Krieges erteilten Not reifezeugnisse als Reifezeugnisse im 
Sinne der Prüfungsordnungen für Aerzte, für Zahnärzte und für Apotheker 
mit der Maßgabe, daß die Approbation nicht eher erteilt werden darf, als sie 
bei Ablegung der regelrechten Reifeprüfung hätte erlangt werden können. 
Außer den Besitzern von Notrcifezeugnissen gibt es jedoch — teils infolge 
Verkürzung des Schuljahres, teils aus anderen Gründen — eine Reihe von 
Studierenden, die zwar ein vorzeitiges, dabei aber regelrechtes Reife¬ 
zeugnis erworben haben; diese würden, da der in dem genannten Beschluß des 
Staatenausschusses ausgesprochene Vorbehalt nicht ohne weiteres auf sie an¬ 
wendbar ist, gegenüber anderen Studierenden einen Vorsprung in ihrer Aus¬ 
bildungszeit erzielen, den auszugleichen eine Möglichkeit zurzeit nicht besteht. 
Der Reichsrat hat daher io seiner Sitzung vom 22. März 1921 beschlossen, 
daß die Erteilung der Approbation an Studierende der Medizin, der Zahnheil¬ 
kunde und der Pharmazie, die infolge Verkürzung des Schuljahres oder aus 
anderen Gründen ein vorzeitiges Reifezeugnis erlangt haben, erst zu dem Zeit¬ 
punkt erfolgen darf, zu dem sie unter regelrechten Verhältnissen möglich ge¬ 
wesen wäre. 

Verwendung von Dienstmarken bei den Meldungen von ansteckenden 
Krankheiten. Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 
1. April 1921 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Verschiedenen Anträgen entsprechend, erkläre ich mich nach Benehmen 
mit dem Herrn Finanzminister mit der Aufhebung der Kontrolle über die Ver¬ 
wendung von Dienstmarken bei den Meldungen von ansteckenden Krankheiten 
durch die Aerzte hiermit ergebenst einverstanden. 
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Für Hebammen, Standesbeamten and Kreisfürsorgerinnen bleibt die Ver¬ 
pflichtung der Anschreibungen bestehen. Ich ersuche ergebenst, das weiter Er¬ 
forderliche zu veranlassen. 

'Warnung vor Rad-Jo. Rundferlaß des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt vom 7. April 1921 — IMH 830 — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

In letzter Zeit ist wiederholt beobachtet worden, daß der Rad-Jo- 
Versand Vollrath Waßmuth in Hamburg, Amolposthof, der das 
angeblich entbindungserleichternde Mittel Rad-Jo vertreibt, solche Reklame- 
gelegcnheiten bevorzugt, wie sie von behördlichen Stellen vergeben werden. 

Im gesundheitlichen Interesse muß es jedoch unter allen Umständen 
vermieden werden, daß in der Oeffentlichkeit der Eindruck entstehen kann, 
als ob die behördlichen Stellen geneigt sein, das geschäftliche Verfahren dieser 
Firma zu billigen und den Absatz ihrer Erzeugnisse zu fördern. 

Wir ersuchen deshalb ergebenst, entweder jede Aufnahme von Ankündi¬ 
gungen der Firma Vollrath Waßmuth, Rad-Jo-Versand, Hamburg, Amol¬ 
posthof (Deutsche Handelsgesellschaft für Wohlfahrt und Gesundheitspflege 
m. b. H., Hamburg 40), in Amtsblättern und ähnlichen amtlichen Veröffent¬ 
lichungsorganen, auf behördlichen Drucksachen und an sonstigen von Behörden 
für Reklamezwecke zur Verfügung gestellten Stellen grundsätzlich abzulehnen 
oder jedenfalls anzuordnen, daß vor der Bescheidung von Reklaraegesuchen 
dieser Firma ein Benehmen mit den Zentralbehörden stattzufinden bat. 


y Zulassung von Kindern, die Diphtlierlebazllleuträger geworden sind, 
^ur Schule. Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 
11. April 1921 — IM UI 282 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die Annahme, daß Diphtheriebazillenträger.nnter allen Umständen dauernd 
als Infektionsquellen anzusehen und dementsprechend zu behandeln sind, kann, 
besonders wenn seit Ablauf der Erkrankung eine längere Zeit verging, nach 
den Erfahrungen, die in einigen Städten in den letzten Jahren gemacht worden 
sind, nicht mehr aufrechterhalten werden. Die Beobachtungen lehren vielmehr, 
daß in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle die Keime einige Wochen nach 
überstandener Krankheit verschwinden und bei den meisten Kindern, die noch 
als hartnäckige Keimträger übrig bleiben, die Uebertragungsgefahr etwa mit 
der achten Woche nach Beginn der Erkrankung erlischt. So werden bereits 
seit dem Jahre 1913 in Charlottenburg Kinder, die an Diphtherie gelitten haben, 
aber ihre Diphtheriebazillen noch nach überstandener Krankheit nicht verloren 
haben, regelmäßig acht Wochen nach erfolgter klinischer Genesung wieder zur 
Schule zugelassen, ohne daß bisher Uebertragungen der Diphtherie durch solche 
Bazillenträger auf gesunde Kinder feetgestellt werden konnten. Aehnliche Er¬ 
fahrungen sind auch in Köln am Rhein, Berlin und anderen Orten gemacht 
worden. 

Ich ordne daher im Einverständnis mit dem Herrn Minister für Wissen¬ 
schaft, Kunst und Volksbildung an, daß zunächst versuchsweise all¬ 
gemein Diphtheriebazillenträger nach Ablauf von acht Wochen nach erfolgter 
klinischer Genesung wie Gesunde zu behandeln und dementsprechend Kinder, 
die nach überstandener Krankheit Diphtheriebazillenträger geblieben sind, von 
diesem Zeitpunkt an wieder zur Schule zuzulassen sind. Ich ersuche aber, in 
jedem Falle die Eltern dieser Kinder, wie auch ihre Lehrer, auf den Zustand 
der Kinder ausdrücklich aufmerksam machen zu lassen und insbesondere die 
Schulleiter zu veranlassen, in solchen Fällen, in denen etwa in den betreffenden 
Klassen gehäufte Erkrankungen an Diphtherie auftreten sollten, sofort dem 
zuständigen Kreisarzt Meldung zu erstatten. 

Ueber die mit dieser Maßnahme gemachten Erfahrungen ersuche ich mir 
zunächst nach Ablauf eines Jahres zum 1. Mai 1922 Bericht zu erstatten. 


Verantwortlich für die Schriftleitungs Prof. Dr. Bapmund, Geb. Med.«Kat in Llppeprtage. 
Druck tob J. 0. G. Brun, Minden L W. 
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Ausschuß oder dem Präsidenten für zweckmäßig gehalten wird, von diesem mit 
Genehmigung des Ministers für Volkswohlfahrt zugezogen werden. 

Die Sachverständigen haben beratende Stimme. 

§ 4. Der Landesgesundheitsrat tagt in seiner Gesamtheit oder in 
Ausschüssen. 

Ausschüsse werden gebildet fiir: 

a) das Heilwesen einschließlich der Aus- und Fortbildung der Aerzte, Zahn¬ 
ärzte, Apotheker und der übrigen Medizinalpersonen; 

b) das Gesundheitswesen (Nahrungsmittel-, Wohnungshygiene, Wasserversor¬ 
gung, Beseitigung der Abfallstoffe usw.); . j 

c) die Seuchenbekämpfung; I 

d) die Arzneiversorgung; 

e) die gerichtliche und soziale Medizin sowie die gerichtliche Psychiatrie; 

f) die Gesundheitsfürsorge (Soziale Hygiene); 

g) die Gewerbehygiene und die gesundheitliche*Arbeiterfürsorge; 

h) die Schulgesundheitspflege; 

i) das Bevölkerungswesen und die Rassenhygiene; 

k) die Prüfung der Aerzte zur Erlangung der Befähigung für die Anstellung 
als beamteter Arzt. 

Der Minister für Volkswohlfahrt ist befugt, noch andere Ausschüsse 
nach Bedarf zu bilden und bestimmte Geschäfte Desonderen Unterausschüssen 
zu übertragen. 

§ 5. Der Präsident teilt die Mitglieder den Ausschüssen und Unter¬ 
ausschüssen für die Dauer ihrer Ernennungsperiode zu. 

Zu den Sitzungen der einzelnen Ausschüsse und Unterauschflsse können 
Mitglieder anderer Ausschüsse und Unterausschüsse zugezogen werden, auch 
kann der Präsident die gemeinsame Tagung mehrerer Ausschüsse anordnen. 

§ 6. Die Einberufung des Landesgesundheitsrats in seiner Gesamtheit 
bedarf der Genehmigung des Ministers für Volkswohlfahrt. Dieser kann 
auch die Einberufung eines Ausschusses oder eines Unterausschusses anordnen. 
Im übrigen bestimmt der Präsident, ob eine Angelegenheit einem Ausschuß 
oder mehreren Ausschüssen zu unterbreiten ist. 

§ 7. Der Präsident verteilt den Arbeitsstoff, ernennt die Berichterstatter 
aus der Zahl der Mitglieder oder Sachverständigen, beraumt die Sitzungen an, 
erläßt die Einladungen hierzu unter Mitteilung der Tagesordnung sowie nötigen¬ 
falls der zur Erläuterung dienenden Vorlagen und leitet die Verhandlungen. 
Im Falle seiner Behinderung tritt sein Stellvertreter ein. Bei den Sitzungen 
der Ausschüsse kann sich der Präsident durch ein Ausschußmitglied in der 
Leitung dauernd vertreten lassen. 

§ 8. Die Tagung des Landesgesundheitsrats in seiner Gesamtheit ist 
öffentlich, sofern nicht aus besonderem Anlasse für die ganze Sitzung oder für 
Teile derselben die Oeffentlichkeit ausgeschlossen wird. 

Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. 

§ 9. Die Beschlüsse werden durch die Mehrheit der Abstimmenden ge¬ 
faßt, Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

Abweichende Vota sind auf Antrag in die Niederschrift aufzunehmen, 
ebenso Anträge, die zwar nicht eine Mehrheit, aber doch mehr als ein Drittel 
der stimmberechtigten Teilnehmer auf sich vereinigt haben. 

§ 10. Ueber den Gang der Verhandlungen ist eine Niederschrift auf¬ 
zunehmen. Der Minister für Volks Wohlfahrt bestimmt denjenigen Beamten, der 
die Niederschrift mit Hilfe des erforderlichen Personals aufnimmt, ebenso werden 
die Büro- und Schreibarbeiten des Landesgesundheitsrats im Büro des Mini¬ 
steriums für Volkswohlfahrt erledigt. 

§ 11. Die Mitglieder des Landesgesundheitsrats erhalten Gebühren, An¬ 
wesenheitsgeld oder Reisekostenvergütung nach besonderer Anweisung des 
Ministers für Volkswohlfahrt und des Finanzministers. 

§ 12. Im übrigen regelt sich der Geschäftsgang des Landesgesundheits¬ 
rats nach einer Geschäftsordnung, die der Minister für Volkswohlfahrt erläßt. 

§ 13. Der Minister für Volkswohlfahrt wird mit der Ausführung dieses 
Beschlusses beauftragt. 


I 
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f Bildung gerichtsärztlicher Ausschüsse in den Provinzen. Beschluß 
des Staatsministeriums vom 30. April 1921. 

Für jede Provinz wird ein Gerichtsärztlicher Ausschuß gebildet, der am 
1. Juli 1921 seine Tätigkeit beginnt. 

Für den Gerichtsärztlichen Ausschuß gelten folgende Vorschriften: 

§ 1. Der Gerichtsärztliche Ausschuß ist eine wissenschaftlich und tech¬ 
nisch ratgebende, kollegiale Behörde mit der Aufgabe, die gutachtliche Tätig¬ 
keit im Fache der gerichtlichen Medizin für die Gerichte und Verwaltungs¬ 
behörden nach den vom Minister für Volkswohlfahrt im Einverständnisse mit 
dem Justiz- und Finanzminister zu erfassenden näheren Anweisungen auszuüben. 

§ 2. Der Gerichtsärztliche Ausschuß besteht aus dem Begierungs- und 
Medizinalrat am Sitze des Oberpräsidenten als Vorsitzenden, einem Gerichts¬ 
arzt als ständigem Mitglied und einem dritten Mitgliede, das aus einer Beihe 
dazu besonders ernannter ärztlicher Sachverständigen der Provinz je nach Lage 
des Falls zugezogen wird. 

§ 8. Der Gerichtsärztliche Ausschuß hat seinen Sitz am Amtssitze des 
Oberpräsidenten und ist dem Oberpräsidenten unterstellt. 

Die Mitglieder des Gerichtsärztlichen Ausschusses erhalten Gebühren, 
Anwesenheitsgeld oder BeisekostenVergütung nach besonderer Anweisung des 
Ministers für Volkswohlfahrt, des Justiz- und Finanzministers. 

Die Kosten dieser Einrichtung werden aus der Staatskasse insoweit be¬ 
stritten, als sie nicht durch Gebühren gedeckt werden. 

§ 4. Mit den nach § 1 zu erlassenden Anweisungen hat der Minister 
für Volkswohlfahrt die näheren Bestimmungen über die Ernennung der Mit¬ 
glieder, deren Amtsbezeichnung sowie den Dienstbetrieb und den Geschäftsgang 
der gerichtsärztlichen Ausschüsse zu treffen. 

§ 5. Die Provinzialmedizinalkollegien (§ 20 der Verordnung wegen ver¬ 
besserter Einrichtung der Provinzialbehörden vom 30. April 1815 — Gesetsamml. 
S. 85 —) werden mit dem 1. Juli 1921 aufgehoben. 


Bas Gesundheitswesen des Preußischen Staates ln den Jahren 1914 
bis 1918. Bund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 
20. April 1921 — 1 MIV 986 — an sämtliche Herren Begierungspräsidenten. 

Das von der Medizinalabteilung meines Ministeriums bearbeitete Werk 
„Das Gesundheitswesen des Preußischen Staates in den Jahren 1914 bis 1918“ 
ist fertigaresteilt und wird von der Verlagsbuchhandlung Bichard Schoetz in 
Berlin SW. 48, Wilhelmstr. 10, in meinem Aufträge an die Kreisärzte unter 
Nachnahme zum Vorzugspreise von 7,20 M. versandt werden, deli sie aus ihrer 
Dienstaufwandsentschädigung zu entrichten haben. 

Ich ersuche ergebenst, die Kreisärzte hiernach mit Anweisung zu versehen 
und die nachgeordneten Behörden zu veranlassen, in den Amtsblättern usw. 
auf das Erscheinen des Werkes hinzuweisen. Der Ladenpreis des Buches be¬ 
trägt 24 M. 


B. Bauer»« 

ErhOhnng der Impfgebübren. Verordnung des Ministeriums 
des Innern vom 28. April 1921. 

§ 1 der Verordnung vom 28. April 1875 über den Vollzug des Impfgesetzes 
vom 5. April 1874 betr. die Bestreitung der Impflisten erhält folgende Fassung: 

„Die Impfärzte oder ihre Stellvertreter dürfen für jede erfolgreiche öffent¬ 
liche Impfung oder Wiederimpfung am Wohnort 1 Mark, außerhalb des Wohn¬ 
ortes 2 Mark beanspruchen. Ansätze auf Zeitaufwand oder Tagegelder für 
Beisekosten und sonstige Auslagen sind nicht zulässig. 

Diese Gebübrenerhöhung tritt auch für die seit 1. Januar 1921 vor¬ 
genommenen öffentlichen Impfungen in Wirkung. 


C. Lippe. 

Regelung der Organisation des ärztlichen Standes in Lippe. Gesetz 
vom 11. Januar 1921. 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit ver¬ 
kündet wird: 
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§ 1. Das Gesetz, betreffend Aerzteordnung, vom 26. März 1900 (L.-Y. 
Bd. 28 S. 44) wird aufgehoben. 

g 2. Die oberste Landesbehörde regelt die anderweitige Organisation 
der lippischen Aerzteschaft und wird ermächtigt, gegebenenfalls einen Staats- 
Vertrag mit Preußen über den Gegenstand abzuschließen. Die vom Landes¬ 
präsidium getrofiene Neuregelung ist sofort dem Landtage vorzulegen und auf 
sein Verlangen außer Kraft zu setzen. 

§ 3. Die oberste Landesbehörde bestimmt, zu welchem Zeitpunkt dies 
Gesetz in Kraft tritt, jedoch muß es spätestens am 1. April 1921 in Geltung 
gesetzt werden. _ 

Errichtung einer Aerztekammer. Verordnung des Landes¬ 
präsidiums vom 29.März 1921. 

ln Ausführung des Gesetzes vom 11. Januar 1921 (L.-V. Bd. 27 S. 885) 
über die Regelung der Organisation des ärztlichen Standes in Lippe wird 
folgendes verordnet: 

§ 1. Das Gesetz vom 11. Januar 1921 über die Regelung des ärztlichen 
Standes in Lippe tritt am 1. April d. J in Kraft. 

§ 2. Für Lippe wird eine Aerztekamraer mit dem Sitz in Detmold 
errichtet. 

§ 3. Die Aerztekammer ist dazu berufen, die Gesamtinteressen des ärzt¬ 
lichen Standes zu vertreten und bei der öffentlichen Gesundheitspflege mit¬ 
zuwirken. 

Zu diesem Zwecke hat sie sich mit allen Fragen und Angelegenheiten, 
welche den ärztlichen Beruf sowie die Wahrnehmung und Vertretung der ärzt¬ 
lichen Standesinteressen oder das Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege 
betreffen, zu beschäftigen. 

Die Aerztekammer hat das Recht, innerhalb ihres Wirkungskreises An¬ 
träge und Vorstellungen an .die Staatsbehörden (Landespräsidium, Regierung und 
Landeswohlfahrtsamt) zu richten; sie soll in allen wichtigen, die Interessen 
des ärztlichen Standes berührenden Angelegenheiten gehört werden. 

Auch ist die Aerztekammer befugt, innerhalb der in der Ausführungs¬ 
verordnung zu bestimmenden Grenzen Einrichtungen zur Fürsorge für bedürftige 
Acrzte und deren Hinterbliebene sowie sonstige Wohlfahrtseinrichtungen im 
Interesse des ärztlichen Standes zu treffen. Die Aerztekammer ist verpflichtet, 
sich auf Anfordem des Landespräsidiums, der Regierung und des Landeswohl¬ 
fahrtsamtes über alle Fragen, welche den ärztlichen Beruf, die ärztlichen 
Standesinteressen und die öffentliche Gesundheitspflege betreffen, gutachtlich zu 
äußern. 

§ 4. Die Mitglieder der Aerztekammer verwalten ihr Amt ehrenamtlich. 

§ 5. Das staatliche Aufsichtsrecht über die Aerztekammer übt die 
Regiernng aus. 

§ 6. Die Aerztekammer hat die Rechte einer juristischen Person. 8ie 
kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, vor 
Gericht klagen und verklagt werden. Für die Verbindlichkeiten Saftet den 
Gläubigern nur das Vermögen der Aerztekammer. 

| 7. Der z. Zt. vorhandene Vorstand des bisherigen lippischen Aerzte- 
vereins versieht bis zur endgültigen Bildung der Aerztekammer ihre Geschäfte. 
Die vorläufige Aerztekammer hat einen Vorstand zu wählen, der aus einem 
Vorsitzenden, einem Schriftführer und einem Beisitzer (Kassenführer) besteht. 
Dieser Vorstand vermittelt den Verkehr mit den Landesbehörden und vertritt 
die Aerztekammer nach außen. Die Mitglieder des Vorstandes sind möglichst 
bald, spätestens bis zum 15. April d. J. der Regierung namhaft zu machen. 

Der z. Zt. vorhandene Ehrenrat und der Ehrengerichtshof des bisherigen 
lippischen Aerztevereins üben ihre Tätigkeit vorläufig weiter aus nach Maßgabe 
der bisherigen Bestimmungen. 

§ 8. Die Bestimmungen über die Zusammensetzung der Aerztekammer 
und über alle sonstigen mit ihrem Geschäftskreise zusammenhängenden Fragen 
bleiben besonderer Verordnung Vorbehalten. 


Venuitwortlioh für die Scbriftleltimg: Prof. Dr. Ktpmind, Qeh. Med.-Bat la Llppapringe. 
Druck Ton 3 . C. 0. Brune, Minden L W. 
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Preußen. 

& Tagegelder für Dienstreisen der Staatsbeamten. Rand-Erlaß des 
Tinanzministers vom 5. April 1921 an die naebgeordneten Behörden. 

In Aendernng der Randerlasse vom 28. Januar 1920 (Fin.-Min.-Bl. S 45), 
vom 3. Juni 1920 (Fin.-Min-Bl. S. 226) und vom 17. Juli 1920 (Fin.-Min.-Bl. 
S. 253) genehmigen wir auf Grund des § 8 Abs. 2 des Reisekostengesetzes vom 
26. Juli 1910 für den Bereich der allgemeinen, inneren Kreiskassen-, Kataster- 
und Hochbauverwaltung und der staatlichen Polizeiverwaltungen, daß mit 
Wirkung vom 1. Februar d. J. ab den Staatsbeamten bei Dienstreisen an Stelle 
der bisherigen Entschädigung besondere Zuschläge zu den gesetzmäßigen Tage¬ 
geldern bewilligt werden, die mit den Tagegeldern zusammen folgende Beträge 
nicht überschreiten dürfen: 


A. für teure Städte (vergl. Runderlaß vom 17. Juli 1920 — Fin. 
Min. Bl. S. 253): 1. bei mehrtägigen Dienstreisen: 

in Stufe 1: 60 Mk. in Stufe UI: 70 Mk. in Stufe V: 90 Mk. 

* „ II: 60 „ „ „ IV: 180 „ 

2. bei Dienstreisen, die an demselbenTage angetreten und beendet werden : 
in Stufe 1: 25 Mk. in Stufe III: 35 Mk. in Stufe V: 45 Mk. 

» * II: 30 „ „ „ IV: 40 „ 


B. im übrigen: 

1. bei mehrtägigen Dienstreisen: 

in Stufe 1: 35 Mk. in Stufe III: 50 Mk. in Stufe V: 60 Mk. 

* „ II: 40 „ „ „ IV: 55 „ 

2. bei Dienstreisen, die an demselbenTage angetreten und beendet werden: 

in Stufe I: 20 Mk. in Stufe III: 30 Mk. in Stufe V: 40 Mk. 

„ „ II: 25 „ „ . IV: 35 * 


Es gehören von den in der Besoldungsordnung zum Beamten-Dienstein- 
kommensgesetz vom 17. Dezember 1920 (Gesetzsamml. S. 135) aufgeführten 
Beamten: 



festen Grundgehalts- 
Sätzen in Gruppe 

Die Beamten mit 
Mindestgrundge¬ 
haltssätzen inGruppe 

Einzelgehältern 
in Gruppe 

zur Stufe I 

1-5 

_ 

_ 

n » II 

6—8 

1 und 2 

— 

* » III 

9-12 

3 und 4 

— 

* , IV 

13 

5 

I—III 

n „ V 

— 

— 

IV—V 


Gleichzeitig wird noch besonders darauf hingewiesen, daß für den Tag 
der Rückkehr von der Dienstreise an den Wohnort oder auswärtigen Beschäf¬ 
tigungsort, auch wenn sie zu den teuren Orten gehören, die für teure Städte 
festgesetzten Tagegelder nur dann gezahlt werden dürfen, wenn der Beamte an 
diesem Tage an einem anderen teuren Orte das Mittagessen eingenommen hat 
oder dort längere Zeit dienstlich tätig war. 

Im übrigen tritt an den bisherigen Grundsätzen der Abfindung der Be¬ 
amten bei Dienstreisen keine Aendernng ein. 
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Gewährung von Klnderzulagen an Aber 21 Jahre alte Kinder. 

Banderlaß des Finanzministers vom 14. April 1921.>) an die n&ch- 
geordneten Behörden. 

Die Landesversammlung hat bei Verabschiedung des Beamten-Dienstcin- 
kommensgesetzes vom 17. Dezember 1920 beschlossen: 

Die Staatsregierung zu ersuchen, für die Uebergangszeit den Beamten 
und Volksschullehrern fttr Kinder nach vollendetem 21. Lebensjahre, die sich 
noch in Sehnl- oder Berufsausbildung befinden oder wegen körperlicher oder 
geistiger Gebrechen erwerbsunfähig sind, Kinderzulagen in derselben Weise 
zu zahlen, wie es im Reiche geschieht (Verfügung des Reichsministers der 
Finanzen vom 1. Oktober 1920 — I B 8487 Hg —) 

ln Ausführung dieses Beschlusses wird folgendes bestimmt: 

1. Den Beamten und Volksschullehrpersonen, die am 31. März 1920 für 
über 21 Jahre alte, noch in Schul- und Berufsausbildung befindliche oder wegen 
körperlicher oder geistiger Gebrechen erwerbsunfähige Kinder Kinderzulagen 
bezogen haben, kann auf Antrag diese Zulage vorläufig bis zum 31. März 1921, 
jedoch nicht über das vollendete 24. Lebensjahr hinaus, in Höhe von 50 Mark 
monatlich weiter bewilligt werden. 

2. Die Weiterbewilligung über das vollendete 24. Lebensjahr hinaus ist 
bei Kindern, die sich noch in Berufsausbildung befanden, in ganz besonders be¬ 
gründeten Ausnahmefällen mit Zusiimmung des zuständigen Fachministers zulässig. 

3. Für Kinder, die nach dem 81. März 1920 ihr 21. Lebensjahr vollendet 
haben oder noch vollenden, und für über 21 Jahre alte Kinder von Wartegeld¬ 
empfängern, Ruhegehaltsempfängern und Witwen von Beamten und Volksschul¬ 
lehrern können Kinderzülagcn nicht bewilligt werden. 

4. Die Kinderzulagen sind für das Rechnungsjahr 1921 zu verrechnen, 
und zwar: 

a) die Zulagen für Beamtenkinder bei den sonstigen außerplanmäßigen Aus¬ 
gaben der betreffenden Verwaltung unter dem Titel „Kinderzulagen für 
über 21 Jahre alte Kinder“, 

b) die Zulagen für Kinder von Volksschullehrpersonen bei Titel 1 der Lan- 
desschulkasse. 

5. Zu den Ausgabeanweisungen, die von dem bearbeitenden Beamten 

sogleich in Reinschrift auszufertigen sind, ist der Vordruck 104 (Ausgabean¬ 
weisung über einmalige Ausgaben) zu verwenden. In Spalte 3 ist der Name 
und der Geburtstag des Kindes anzugeben, außerdem ist zu bestätigen, daß für 
das Kind am 31. März 1920 Kinderbeihilfe gezahlt ist, z. B.: „Kinderzulage für 
den Sohn Ernst, geboren 10. Dezember 1898, für den am 31. März 1920 Kinder¬ 
beihilfe gezahlt ist für die Zeit vom 1. April 1920 bis zum.192. . .“ In 

dem Falle za 2 (bei über 24 Jahre alten Kindern) ist znzusetzen: „Genehmigt 

durch Erlaß des Herrn.Ministers vom. Nr....“ Abschrift des 

genehmigenden Erlasses ist nicht beizufügen. 

Auf den Anträgen ist kurz zu vermerken, daß die Kinderzulage bewilligt 
ist; Abschrift der Ausgabeanweisung ist für die Akten nicht zurückzubehalten. 

Die zur geschäftlichen Erleichterung dieses Erlasses erforderlichen Ab¬ 
drucke sind beigefügt. _ 


Urlaub der Staatsbeamten. Runderlaß des Ministers für 
Volkswohlfahrt vom 3. Mai 1921 an die nachgeordneten Behörden. 

Es hat sich als zweckmäßig erwiesen, die ürlaubszeiten für die Beamten 
aller Verwaltungen in diesem Jahre nach einheitlichen Grundsätzen zu regeln. 
Hierfür sind vom preußischen Staatsministerium die nachstehenden Richtlinien 
auf gestellt worden, die auch bei der Bemessung des Erholungsurlaubs für die 
Beamten meiner Verwaltung als Grundlage zu dienen haben. 

Soweit an einzelnen Stellen meiner Verwaltung Beamte im Vorbereitungs¬ 
dienste vorhanden sein sollten, übertrage ich mit Bezug auf Ziffer 6 der Richt¬ 
linien die Entscheidung über die Urlaubsbemessung bezüglich dieser Beamten 
dem zuständigen Behördenvorstande. 

Ich ersuche ergebenst, hiernach sogleich das Erforderliche zu veranlassen. 


*) Durch Runderlaß vom 3. Mai 1921 auch für den Bereich des Mi' 
nisteriums für Volkswohlfahrt maßgebend. 
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Richtlinien 

für die Erteilung des Erholungsurlaubs im Rechnungsjahr 1921. 

1. Allen nnmittelbaren Staatsbeamten soll im Rechnungsjahre 1921, ohne 
daß es eines besonderen Antrags bedarf, ein Erholungsurlaub gewährt werden. 
Die Urlaubsdauer ist unter Berücksichtigung der Dienststellung und des Lebens¬ 
alters abzustufen. Stichtag für die Bemessung des Urlaubs ist der erste Urlaubstag. 

Die Urlaubsdauer beträgt Kalendertage in: 

Urlaubs- Besoldungs- Altersabteilung 1 Altersabtcilung 2 Altersabteilung 8 
klasse gruppe (bis zu 30 Jahren) (30—40 Jahre) (über 40 Jahre) 

A I—IV 21 24 28 

B V-VIII 24 28 31 

0 IX—XII 28 31 35 

D XIII und darüber 35 38 42 

Maßgebend für die Einreibung in die Urlaubsklassen ist die Besoldungs¬ 
gruppe, nach deren Sätzen der Beamte seine Bezüge erhält. 

3. Die Urlaubszeitcn werden für außerplanmäßige Beamte, die das 
30. Lebonsjahr noch nicht vollendet haben, gekürzt: 

im 1. Dienstjahr der außerplanmäßigen Dienstzeit um 7 Kalendertage, 
im 2. Dienstjahr der außerplanmäßigen Dienstzeit um 5 Kalendertage, 
im 3. Dienstjahr der außerplanmäßigen Dienstzeit um 3 Kalendertage. 

4. Diejenigen Beamten, die auf Veranlassung der Behörde den Urlaub 
in der Zeit vom 1. November bis 30. April nehmen, erhalten einen Zusatzurlaub 
bis zu höchstens 7 Tagen; fällt der Urlaub nur zum Teil in die vorbezeichnete 
Zeit, so verringert sich der Zusatzurlaub entsprechend. 

5. Die Tatsache, daß ein Beamter nach bisherigem Verwaltungsbrauch 
einen längeren Erholungsurlaub gehabt hat, als ihm nach vorstehender Ordnung 
gewährt wird, gibt ihm keinen Anspruch auf Belassung des bisherigen län¬ 
geren Urlaubs. 

6. Den Urlaub der Beamten im Vorbereitungsdienst regeln die Ressortchefs. 

Aerztliche Versorgung usw. der Angehörigen der Interalliierten 
Ausschüsse. Runderlaß des Herrn Ministers für Volks Wohlfahrt 
vom 9. Mai 1921 an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die dem Deutschen Reich obliegende ärztliche Versorgung usw. der in¬ 
teralliierten Ausschüsse in Krankheitsfällen, die bisher vom Reichsarbeitsmini¬ 
sterium durch die Hauptversorgungsämter bewirkt worden ist, erfolgt vom 
1. Mai 1921 ab durch das Reichsschatzministerium mit Hilfe der Landesfinanz¬ 
ämter. Zur Durchführung dieser Versorgung hat das Reichsschatzministeriura 
im Benehmen mit dem Reichministerium des Innern sowie mit mir die nach¬ 
folgende Anweisung ergehen lassen: 

1. Die Landesfinanzämter, R.Scb.'Abt, treten sofort mit dem in Frage 
kommenden Hanptvcrsorgungsämtern in Verbindung, nm die etwa bereits vor¬ 
handenen notwendigen Vorgänge, Verträge mit Aerzten, Krankenanstalten, 
Apotheken usw. zu übernehmen. Ich lege Wert darauf, daß die Uebcrnahme 
glatt, in einfachster Form und ohne Störung der laufenden ärztlichen Versorgung 
sich vollzieht. An Stelle der Dienststellen des Reichsarbcitsroinisteriums treten 
im allgemeinen die entsprechenden Dienststellen der Reichsschatzverwaltung. 

2. Die ambulante Behandlung aller Angehörigen (auch der Mannschaften) 
wird grundsätzlich durch die eigenen Aerzte der Ausschüsse bewirkt. Wo 
solche Aerzte fehlen, ist die Behandlung durch Vertragsärzte sicherzustellen 
(entweder durch Uebernahme schon bestehender oder durch Abschluß neuer 
Verträge). Die Behandlungsgebühren sind nach dem Reichstarif anzusetzen. 

3. Etwaige Ueberweisung in ein Krankenhaus erfolgt durch den zu 2 
bezeichneten Arzt, im Behinderungsfalle durcti den beamteten Arzt (Kreisarzt usw.). 

4. Die Mannschaften wurden bisher in die Versorgnngslazarette aufge¬ 
nommen. Fortab sind sie ebenfalls in die Krankenanstalten zu überweisen, mit 
denen bereits Verträge über Aufnahme der Offiziere usw. bestehen. Die Ver¬ 
träge sind durch Nachträge entsprechend zu erweitern. Unterbringung nach 
den gleichen Grundsätzen entweder einzeln oder durch Zusammenlegen in 
gleichen Zimmern. 

ß. Sogenannte fliegende Kommissionen sind bezüglich Behandlung oder 
Krankenhausüberweisung an den beamteten Arzt (Kreisarzt usw.) zu verweisen. 
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S. 12<> ?fir» Sf?T bezüglich' ihrer.l/nterbringu»g .ungeordnet. • Biese Bestimmung 
int slbngnwÄü uitzuwoftdeii. Audi hier eolt ein unmittelbarer Verkehr zwischen 
den Angehörigen der Kommission und den Krankenanstalten nicht stattfinden» 
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- 

_/ Aortglich« Dnterznchirtog und UeberwacbnBg des Oesondheffszoatnn- 
’ dcflder ßletarhelter. Kuoderlaß des Ministers für Vwjks Wohlfahrt 
V"K) k April 1921 an cämtH'bc Herren UegicrungapräsidenteTt» 

in gTundöiitzlic’iti'f Ceboiviiistiium'ung mit den in der Praxis stehenden 
F'ächleaten sind wir der Anrfdit, daß ximächst und vornijbtalich die Kreisärzt e 
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Narli den) Dienstantritt' der öir Preußen vorgesehenen fünf Lundes- 
ge w erbeii rz te wird zu prüfen sein, ob einer dieser für etwa 50 technische 
k ufaichtsbezifke uw fassenden räumlich, begmizten Anfsichrsbezirk znst&ndigea 
BeaiBten unter Bcvückeichtigung seinen .Whhwsitz'ez vmd;seiner Aufgaben imstuede 
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jedem Fulle über dürfte e.H gebtM.en sein, daß den Lumlcsgvvvcrbeiin'.f-.-n dio 
Vernrheitnng der Ergebnisse der Untersuchung inöglk.h gemacht wird. 
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Ferner hat Ider Verein kraftfahrender Aerzte auf Grund der seit dem Jahre 
1911 gesammelten Erfahrungen weitore Aendcrungen der Anleitung vorgeschlagen. 
Ein entsprechender Entwurf ist unter Beteiligung von kraftfahrenden Aerzten, 
von beamteten Aerzten, Spezialärzten und des Reichsgesnndheitsamts durch¬ 
beraten worden. Die aus der Anlage 1 ersichtliche Fassung ist das Ergebnis 
dieser Beratungen. In Abänderung unseres Erlasses vom 13. November er¬ 
suchen wir, die im dortigen Bezirk mit der gesundheitlichen Prüfung der Kraft- 
Wagenführer*(die amtsärztliche Prüfung der Kraftradführer kommt in Zu¬ 
kunft in Fortfall) betrauten beamteten Aerzte anzuweisen, bei ihren Begut¬ 
achtungen ausschließlich das anliegende „Muster zur amtsärztlichen Begut¬ 
achtung von Personen, die um Zulassung als Führer von Kraftwagen nachsuchen“ 
zu verwenden und bei der Ausführung der Untersuchungen die in der an¬ 
liegenden „Anleitung zur amtsärztlichen Untersuchung und Begutachtung von 
Personen, die um Zulassung als Führer von Kraftwagen nachsuchen“ auf- 
bestellten Grundsätze zu beachten. 

Anlage I, 

Anleitung zur amtsärztlichen Untersuchung und Begutach¬ 
tung von Personen, die um Zulassung als Führer von Kraft- 

Waagen nachsuchen. 

Bewerber um Zulassung als Führer von Kraftwagen müssen im allge¬ 
meinen einen gesunden und kräftigen Eindruck machen und eine regelrechte 
Kürperbeschaffenheit, insbesondere ein ausreichendes Seh- und Hörvermögen 
aufweisen. Körperbeschaffenheit und geistiger Zustand sollen den nicht ge¬ 
ringen Anforderungen der Tätigkeit eines Kraftwagenführers entsprechen; es 
dürfen keine Anzeichen dafür vorhanden sein, daß sie sich in absehbarer Zeit 
verschlechtern. Sind hierfür auch nur Verdachtsgründe vorhanden, so ist der 
Bewerber zurückzustellen und wiederholt, nötigenfalls durch Fachärzte zu 
untersuchen, bis der Zustand zweifelfrei klargelegt ist. 

Im einzelnen ist folgendes zu beachten: 

Kopf und Rumpf müssen frei beweglich sein, damit der Führer imstande 
ist, seitwärts und auch hinter sich zu sehen. Der Rumpf mnß so beweglich 
sein, daß der Führer sich soweit bücken kann, um vor seinem Sitze am Spritz¬ 
brett befindliche Vorrichtungen während der Fahrt zu betätigen. Ebenso müssen 
die oberen und unteren Gliedmaßen genügend freie Beweglichkeit zur Be¬ 
tätigung der verschiedenen Hand- und Fußhebel aufweisen. Bei Versteifung, 
Verkürzung oder Verlust einzelner Finger ist in jedem einzelnen Falle zu 
prüfen, ob der Führer imstande ist, mit jeder Hand gesondert das Steuerrad 
festzuhallen und zu drehen. Dabei ist zu beachten, daß dasselbe oft erheb¬ 
lichen und gewaltsamen Drehungen durch Unebenheiten der Fahrbahn aus¬ 
gesetzt ist, welche jede Hand einzeln überwinden können muß. Die Kraft 
und Beweglichkeit des rechten Armes darf nicht behindert sein, weil die rechte 
Hand die Hebel für Geschwindigkeitsänderung und Bremse zu betätigen hat. 
Die Füße haben meist zwei bezw. drei Hebel durch Niederdrücken zu betätigen 
und müssen deshalb, besonders in den Fußgelenken, frei von Bewegungs¬ 
hindernissen sein. 

Was das Sehvermögen anlangt, so macht einäugiges Sehen zum Kraft¬ 
wagenführer untauglich. Als Sehschärfe muß auf einem Auge ohne oder mit 
Glas mehr als 1 /*, auf dem anderen mindestens */« vorhanden sein, bei regel¬ 
rechten Gesichtsfeldgrenzen und einem sonstigen Befunde, der das Vorhanden¬ 
sein von Erkrankungen, die erfahrungsgemäß das Sehen verschlechtern ausschließt. 

Die Sehschärfe ist im Zeugnis für jedes Auge — nach Snellen — 
einzeln anzugeben. 

Die Benutzung nur eines Auges zum deutlichen Sehen, wie es bei 
Schielenden der Fall ist,) macht nicht ungeeignet zum Kraftwagenführer, wenn 
der Zustand schon seit frühester Jugend besteht, das bessere Auge mindestens 
*/3, das schlechtere mindestens '/« Sehschärfe hat, beide Augen regelrechtes 
Gesichtsfeld und keine Anzeichen für gefährliche Erkrankungen aufweisen. 

Ausgeschlossen von der Zulassung sind Bewerber, die an Doppelsehen, 
Linsenlosigkeit und Nachtblindheit leiden. 

Bei Prüfung des Hörvermögens ist festzuatellen, in welcher Entfernung 
Flüstersprache dentlich verstanden wird. Es genügt, wenn auf einem Ohr 
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Flüstersprache in drei Meter Entfernung sicher verstanden wird. Bei der Ohr* 
Untersuchung ist auf Gleichgewichtsstörungen zu achten. 

Hochgradige Neurasthenie, progressive Paralyse und andere Geistes¬ 
krankheiten, organische Gehirnkrankheiten, Tabes und andere Bückenmarks¬ 
krankheiten machen untauglich zur Führung eines Kraftwagens; deshalb ist 
schon bei genügendem Verdacht auf diese Krankheiten das Zeugnis vorläufig 
zu verweigern und gegebenenfalls ein fachärztliches Gutachten zu verlangen. 
.Krämpfe (Epilepsie) und Schwindel machen unfähig zur Führung eines Kraft¬ 
wagens. 

Bei Erkrankungen der inneren Organe der Brust- und Bauchhöhle, sowie 
Erkrankungen des Gefäßsystems, der Nieren, bei Zuckerharnruhr und der¬ 
gleichen wird der Gutachter in jedem einzelnen Falle auf Grund des Gesamt¬ 
ergebnisses der Untersuchung entscheiden müssen, ob die Krankheit derartig 
ist, daß die öffentliche Sicherheit bei der Führung eines Kraftwagens ge¬ 
fährdet wird. 

Von der restlosen Erfüllung der vorstehenden Anforderungen, soweit sie 
Rumpf und Glieder betreffen, kann in besonders gelagerten Fällen abgesehen 
werden, wenn die Erlaubnis nur für die Führung eines einzelnen bestimmten 
Wagens beantragt wird. So wird ein regelrechter Körperbau nicht nötig sein, 
wenn der Betreffende sich um die Zulassung zur Führung eines Wagens be¬ 
wirbt, der seinem Körperzustande durch Anbringung besonderer Vorrichtungen 
angepaßt worden ist, oder wenn an Stelle fehlender Glieder zuverlässige Ersatz¬ 
glieder benutzt werden, ln diesen Fällen ist dem Arzte der Nachweis der 
Fähigkeit zur Führung eines bestimmten einzelnen Wagens durch das Zeugnis 
eines für die Prüfung von Kraftfahrzeugführeru amtlich anerkannten Sach¬ 
verständigen, erforderlichenfalls nach Anhören der Beschaffungstelie für künst¬ 
liche Glieder oder der Prüfstelle für Ersatzglieder, zu erbringen. Das ärztliche 
Zeugnis ist danach mit einem einschränkenden Vermerk zu versehen. 

Anlage II 

Muster 1 ) 

zur amtsärztlichen Begutachtung von Personen, die um Zulassung als Führer 

von Kraftwagen nachsuchen. 

Amtsärztliches Zeugnis und Gutachten. 

Ausgestellt filr (Vor- und Zuname):. 

geboren am.. wohnhaft zu. 

gegenwärtiger Beruf... 

Nr. des Führerscheins, falls solcher bereits für Krafträder erteilt,. 

1. Macht der zu Untersuchende den Eindruck eines gesunden, kräftigen 
Menschen ? 

2 . Bestehen Mißbildungen, Formfehler, Erkrankungen oder Folgen von 
Verletzungen an den Knochen, Gelenken, Muskeln, Sehnen oder der Haut? 
Weichet* Welchen Einflaß haben sie auf die Gebrauchsfähigkeit des befallenen 
Körperteils ? 

Ist eine Prüfung des Untersuchten durch einen für die Prüfung von 
Kraftfahrzeugführern amtlich anerkannten Sachverständigen oder die Anhörung 
der Beschaffungsstelle für künstliche Glieder oder der Prüfstelle für Ersatz¬ 
glieder notwendig, bevor ein abschließendes Urteil abgegeben werden kann? 
(Falls eine solche Prüfung bezw. Anhörung bereits stattgefunden hat, ist das 
schriftliche Gutachten beizufügen.) 

3. Bestehen Krankheiten des Nervensystems? (Verhalten der Sehnen¬ 
reflexe, Lähmungen, Epilepsie, Schwindel, Störungen des Gefühlssinns, Geruchs¬ 
sinns usw. ?) 

4. Wie groß ist die Sehschärfe ? rehhts — 1 ~ Glas = links: Glas « 

mit mit 

Bestehen Unregelmäßigkeiten des Gesichtsfeldes, Schielen, Augenmuskel- 
lähmungen, andere Leiden des Auges oder seiner Umhüllungen? 

Sind Folgczustände früherer Augenerkrankangen vorhanden? 

Besteht Nachtblindheit? 

') Bemerkungen: Noch vorhandene Formulare des bisherigen Musters 
können für normale Fälle aufgebrauebt werden. 
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5. Wie ist die Hörfähigkeit? 

6. Bestehen Krankheiten des Herzens oder des Gefäßsystems ? 

7. Bestehen Krankheiten der Atmungsorgane ? 

8. Sonstige Bemerkungen? 

9. Ist vor Abgabe eines abschließenden Urteils noch eine Untersuchung 
durch einen Facharzt geboten? In welcher Beziehung? 

10. Ist der Untersuchte auf Grund seiner Angaben und des vorstehend 
verzeichneten Befundes als Führer von Kraftwagen in jeder Hinsicht geeignet? 

Verneinenden Falles, für welchen Kraftwagen soll der Führerschein in 
Uebereinstimmung mit dem Gutachten des für die Prüfung von Kraftfahrzeug¬ 
führern amtlich anerkannten Sachverständigen (vergl. Ziffer 2 Absatz 2) aus¬ 
gestellt werden? 

Ort und Tag der Untersuchung: 

Unterschrift des Arztes: 

(Dienstsiegel.) _ 


Anträge von Medizinalbeamten auf Entsendung zu Kongressen und 
Tagungen* Runderlaß des Herrn Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 24. Mai 1921 — IMI1152 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

In letzter Zeit haben sich die Anträge von Medizinalbeamten auf Ent¬ 
sendung zu Kongressen und Tagungen, die für die Medizinalverwaltung von 
Interesse sind, unter Bewilligung der verordnungsmäßigen Reiseentschädigung 
aus der Staatskasse vermehrt. Da der Staatskasse durch die Genehmigung 
dieser Anträge sehr erhebliche Ausgaben erwachsen, und da außerdem auch 
die Behandlung der Anträge bei den Regierungen nicht einheitlich erfolgt, be¬ 
stimme ich hiermit, daß sämtliche Anträge der vorbezeichneten Art mir mit einer 
entsprechenden Stellungnahme über die Zweckmäßigkeit der Entsendung der 
Antragsteller zur Entscheidung rechtzeitig vorzulegen sind. 

Ich bemerke hierzu, daß eine Genehmigung der Anträge mit Rücksicht 
auf die ungünstige Finanzlage des preußischen Staates nur in sehr beschränktem 
Umfange erfolgen kann. Eine besondere Bekanntgabe der Kongresse und 
Tagungen, die für die Medizinalverwaltung von Wichtigkeit sind, wird von hier 
aus nicht erfolgen, da in den meisten Fällen von den Veranstaltern bereits 
Rundschreiben ergehen oder die medizinischen Zeitschriften von ihrem Statt- 
linden Notiz nehmen. 


jr Vornahme der experimentellen Pockendiagnose nach Paul. Rund- 
Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 24. Mai 1921 
— IMIII 1147 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Da die im hiesigen Institut für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ 
seit Jahren ausgeführte experimentelle Pockendiagnose nach Paul sich gut 
bewährt hat, bestimme ich, daß die im genannten Institut bislang ausgeführten 
Untersuchungen vom 1. Juli d. J ab in dem zuständigen Medizinaluntersuchungs- 
amt — auch bei den Universitätsinstituten — vorgenommen werden. Von jedem 
Fall von Pocken und Pockenverdacht ist mithin vom angegebenen Zeitpunkte 
ab Untersuchungsmaterial nicht mehr an das hiesige „Robert Koch-Institut“, 
sondern an das für den Erkrankungsfall zuständige Medizinaluntersuchungsamt 
zu senden. Im übrigen verbleibt es bei den Anordnungen des eingangs bezeich- 
neten Erlasses. Ich ersuche ergebenst, die Bezirks- und Kreismedizinalbeamten 
einschließlich der Gerichtsärzte gefälligst entsprechend zu benachrichtigen. 


Ausbildungszeit für Apothekerlehrlinge. Rund-Erlaß des Mi- 
v nisters für Volks wohlfahr t vom 22. April 1921 — an sämtliche 
Herren Regierungspräsidenten. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 7. August 1920 bemerke ich 
Behebung von Zweifeln, daß bei denjenigen Apothekerlehrlingen, die ausnahms¬ 
weise noch nach dem 1. Januar 1921 mit dem Zeugnisse der Reife für die 
Prima zur Apothekerlaufbnhn zugelassen worden sind, die Ausbildungszeit, 
ebenso wie bisher einen Zeitraum von drei Jahren umfaßt 


VerantwertUoh für die SehrtfUeltong: Prof. Dr. Bapmond, Geh. Med.-Rat in Uppiprlegr. 
Druck tob J. O. C. Uran«, Minden L W. 



Rechtsprechung u. Medizinal- 
Gesetzgebung 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte 

Nr. 14. 20. Juli. 1921. 


Rechtsprechung. 

Freigabe des Heilgewerbes. Urteil des preußischen Ober- 
Verwaltungsgerichts (III. Senat) vom 22. Februar 1917. 

Nach der Reichsgewerbeordnung kann der Betrieb eines Heilgewerbes, 
insbes. die Ausübung der Bauchmassage an weiblichen Personen, nicht ans dem 
Qrande untersagt werden, weil der Gewerbetreibende als gänzlich ungeeignet 
und unzuverlässig in Beziehung auf diesen Gewerbebetrieb anzusehen sei. Aber 
auch auf § 10 Tit. 17 Teil II des Allg. Landr. kann sich eine solche Unter¬ 
sagung nicht stützen; denn dem Kläger ist nicht die Ausübung strafbarer oder 
sonst polizeiwidriger Handlungen, sondern die Ausübung des Heilgewerbes in 
dem bezeichneten Umfange überhaupt verboten. Dem steht aber einmal die all¬ 
gemein geltende Freigabe des Heilgewerbes entgegen. Außerdem liegen aber 
auch die Voraussetzungen des § 10 Titel 17 Teil II a a. 0. insofern nicht 
vor, als nicht eine in naher Zukunft bevorstehende unmittelbare Gefahr, sondern 
nur die abstrakte Möglichkeit einer polizeiwidrigen Ausübung des Heilgewerbes 
besteht und diese zur Rechtfertigung des erlassenen Verbots nicht ausreicht. 


Untersagung des gewerbsmäßigen Betriebs von Badeanstalten im 
Kähmen des freigegebenen Hailrewerbebetriebs. Urteil des preußi¬ 
schen Oberverwaltungsgerichts (III. Senat) vom 14. April 1919. 

Der Betrieb von Badeanstalten kann auch einem nicht als Arzt appro¬ 
bierten „Heilgewerbetreibenden“, der eine Badeanstalt für die Zwecke seines 
Heilgewerbes unterhält, bei dem Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzangen 
wegen Unzuverlässigkeit, z. B. bei schweren sittlichen Verfehlangen, untersagt 
werden. 

Zu unsersagen ist nicht der Betrieb einer einzelnen bestimmten Badean¬ 
stalt, sondern der Betrieb „von Badeanstalten*. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. 

Aendernng das Gerichtskostengesetzes; Erhöhung der Schreibge- 
bfihren. Gesetz vom 29 Juni 1921. 

Durch das Gesetz ist § 80 über die Schreibgebühren dahin geändert, daß 
künftighin für die mindesten* „zweiunddreißig Zeilen* statt „zwanzig 
Zeilen“ enthaltende Seite mit „fünfzehn Silben“ statt „zwölf Silben“ 
„zwei Mark“ statt „zwanzig Pfennige“ bezahlt werden. 


Preußen. 

Umrechnung der Ruhegehälter der Regierung«- and Medlslnalräte. 

Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 7. Juni 1921 
— I M I 1503 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Zur Behebung aufgetretener Zweifel weise ich auf Abschnitt II e Ziffer 4 
der Aus(übrung8anweisung vom 21. Januar 1921 BDEG. und BARG, vom 17. De¬ 
zember 1920 hin, wonach bei Umrechnung der Ruhegehälter und Hinterbliebenen¬ 
bezüge ruhegehaltsfähige Zulagen oder ruhegehaltsfähige Nebenbezüge nur noch 
insoweit zu berücksichtigen sind, als sie unter der Herrschaft des BDEG. zu¬ 
lässig sind. 
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Den fträerftngs- und Medizinalriten, die &nf Grand der Besöldtmge- 
ordnnng von 1909 (Gesetzsamml. 8. 85 ff , Klasse 43, Ziffer 14 e) vor dem 

1. April 1920 eine pensionsfabige Znlage von 600 Mk. bezogen haben, kann 
also, wie auch das Beispiel b der Ziffer 4 des Abschnitt II e der Ausführung»- 
anweisung vom 21. Januar 1921 ergibt, der Zulagebetrag von 600 Mk. bei Be¬ 
rechnung des ruhegehaltsfähigen Gesamteinkommens nicht hinzugerechnet werden. 

Ebensowenig kommt die Bewilligung von Ruhegehaltsbezügen nach den 
Sätzen der Besoldungsgruppe 12 an diese Beamten oder Ruhetehaltsempfänger 
besw. deren Hinterbliebene in Frage, da die Zulage von 600 Mk. nach dem 
Dienstalter, nicht als .eine gehobene Besoldung“ im Sinne der Zifter 8 des 
Abschnitts II f der Ausführungsanweisung am 21. Januar 1921 bezogen wurde. 


Richtlinien für die Regelung des allgemeinen Dienst alters der Be¬ 
amten. . Rund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 
30. Mai 1921 — Al 616 — an die nachgeordneten Behörden. 

Das Staatsministerium hat für die Regelung des allgemeinen Dienstalters 
der Beamten die nachstehenden Richtlinien und Leitsätze aufgestellt, nach 
denen ich auch innerhalb des Bereichs meiner Verwaltung zu verfahren ersuche. 

I. Richtlinien 

für die Regelung des allgemeinen Dienstaltere der Beamten. 

1. Für Beamte derselben Besoldungsgruppe gilt als Anfangstag des all¬ 
gemeinen Dienstalters der Tag des ersten Einrückens in eine der Stellen der 
is Betracht kommenden Besoldungsgruppe. Mit Rücksicht auf § 18 Absatz 2 
des Beamtendieusteinkommensgesetzes ist eine Anwärterdienstzeit von mehr als 
5 bezw. 4 Jahren ebenso wie auf das Besolduugsdienstalter, so auch auf das 
allgemeine Dieustalter anzurechnen. 

2. Ist ein Beamter mit rückwirkender Kraft in eine Stelle eingewiesen, 
so ist nicht der Tag der Verfügung, sondern der rückwärtige, für die Ein¬ 
weisung in die Stelle bestimmte Tag maßgebend. 

3. Verschiedenartige Vorbildung begründet für das allgemeine Dienstalter 
der Beamten einer Besoldungsgruppe keinen Unterschied. 

4. Bei Beamten, die an demselben Tage in eine Besoldungsgruppe ein- 
gerttckt sind, ist das Anwärterdienstalter maßgebend, bei dessen Festsetzung 
sowohl selbstverschuldete wie unverschuldete Verzögerung in der Vorbereitung 
und bei der Prüfung — soweit sie auf das Dieustalter von Einfluß sein können — 
in Betracht gezogen werden; haben solche Beamten dasselbe Anwärterdienst- 
alter, so entscheidet der frühere Eintritt in den Staatsdienst, gegebenenfalls 
das höhere Lebensalter. 

Hat ein Beamter eine Besoldungsgruppe übersprangen, so ist er so zu 
behandeln, als wenn er am gleichen Tage zunäohst in die übersprungene und 
dann in die höhere Besoldungsgruppe eingetreten wäre. 

5. Sind am 1. April 1920 auf Grund der Besoldnngsordnnng Beamte in 
einer Besoldnngsgruppe zusammen getroffen, die bis dUhin verschiedenen Rang¬ 
klassen oder Besoldungsgruppen angeliört haben, so gehen die Angehörigen der 
früher höheren denen der früher niederen Rangklasse oder Besoldungsgruppe vor. 

Etwa sich hierbei ergebende Härten sind dnrch Sonderfestsetzung des 
allgemeinen Dienstalters von Fall zu Fall zu regeln. Die Festsetzung erfolgt 
dnrch den Ressortchef. 

6. Der Ressortchef kann in Einzelfftllen wie in zusammenhängenden 
Gruppen von Fällen Abweichungen von den vorstehenden Richtlinien treffen. 
Voraussetzung hierfür ist, daß ein Ressortcbef, welcher grundlegend von den 
Richtlinien abweichen will, so daß sein Vorgehen nicht ohne Rückwirkung anf 
die anderen Ressorts bleibt, sich zuvor mit dem Staatsministeriom ins Be¬ 
nehmen setzt. 

11. L e i t a 11 z e. 

1. Bei außerplanmäßigen Beamten richtet sich die Reihenfolge bei gleich¬ 
artigem Dienstalter nach dem Anwärterdienstalter und, falls solche Beamte das¬ 
selbe Anwärterdienstalter hüben, nach dem früheren Eintritt in den Staatsdienst, 
gegebenenfalls dem höheren Lebensalter. 

2 . Bei Anstellung von Beamten auf Kündigung oder unter Vorbehalt des 
jederzeitigen Widerrufs ist die Kündignngsklausel oder der Widerro&verbehalt 
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in der AnsteHungsverfügnng auizunebmen, sieht aber in der Bestallung zu 
erwähnen, 

8. Bei jedem Uebertritt von einer Besoldungsgruppe in eine andere, 4er 
auf Beförderung beruht, soll dem Beamten eiue Bestallung auegehäadigt werden; 
erfolgt der Uebertritt niclt auf Grund einer Beförderung, sondern automatisch 
nach Maßgabe des Dienstalters, so genügt statt der Bestallung eine schriftliche 
Benachrichtigung durch den Dienstvorgesetzten. 


Erhöhte Anrechnung der von den Staatsbeamten während des 
■ Krieges zurückgelegten Dienstzeit. Bunderlaß des Ministers des 
Innern, des Ministers für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten und des Finanzministers vom 25. Mai 1221 — an die 
nachgeordneten Behörden. 1 ) 

Zar Vermeidung von Irrtümern wird darauf bingewiesen, daß der leigte 
Satz des § 1 des Gesetzes über eine erhöhte Anrechnung der von den Staats¬ 
beamten und Volk8scbullehrpersonen während des Krieges zurück^elegten 
Dienstzeit vom 23 November 1920 (Gesetzsamml. 1921 8. 89) die anderthalb¬ 
fache Anrechnung auf die ruhegehaltsfähige Dienstzeit lediglich bei solohen 
Personen einstweilen ausschließt, die während derZeit vom 1 August 1914 bis 
31. Dezember 1918 nur im Reichs- bezw. aktiven Militärdienst — also nicht 
zugleich preußische Staatsbeamte — gewesen sind. Die anderthalbfache An¬ 
rechnung von Reichs- und Militärdienst während des Krieges ist daher ins¬ 
besondere dann vorläufig ausgeschlossen, wenn der Beamte während des Krieges 
im Reichs- oder Militärdienst gestanden hat und erst danach in den preußischen 
Staatsdienst eingetreten ist. 

Dagegen stehen Urlaub oder Krankheit oder sonstige den Beamten an 
der tatsächlichen Dienstausübung hindernde Umstände der anderthalbfachen 
Anrechnung der im preußischen Staatsdienst während des Krieges verbrachten 
Dienstzeit nicht im Wege. Insbesondere ist daher trotz der Bestimmung des 
letzten Satzes des § 1 des Gesetzes diejenige Zeit anderthalbfach anrechenbar, 
in der ein bereits damals in don preußischen Staatsdienst eingetretener Beamter 
ohne Entlassung ans dem preußischen Staatsdienste während des Krieges in 
den Reichsdienst beurlaubt oder sonst abgeordnet oder zum Heeresdienste ein¬ 
gezogen war. _ 

Gültigkeit der Nachweise für die Zulassung zur Prüfung für Krels- 
Brste. Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 31. Mai 
1921 — I MI 1733 — an den H^rrn Regierungspräsidenten in Erfurt and 
sämtlichen übrigen Herren Regierungspräsidenten zur Kenntnis mrtgeteilt. 

Bei Prüfung der Anträge von Aerzten auf Zulassung zar kreisärztlichen 
Prüfung sind bisher die durch § 4 Ziffer 3 der Prüfungsordnung vom 4. März 
1914 4 Ziffer 8 und 5 der Prüfungsordnung vom 9. Februar 1921) vorge¬ 

schriebenen Nachweise, die den Studierenden der Kaiser Wilhelm- 
Akademie nicht von den Fachlehrern und Leitern der Kurse, sondern von der 
Direktion oder dem Subdirektor der Akademie erteilt werden, als gültig angesehen 
worden. Es bestehen keine Bedenken, dementsprechend auch weiterhin zu verfahren. 


Für die Prüfung der gesundheitlichen Verhältnisse der Straf¬ 
anstalten stehen den Medixlnalbeamten keine Gebühren zu. Erlaß des 
Ministers für Volkswohlfahrt vom 7. Juni 1921 — I M I 1818 — 
an den Herrn Regierungspräsidenten in K. und allen übrigen Herren Regierungs¬ 
präsidenten in Abschrift mitgeteilt. 

Für die von den Medizinalbeamten nach den Runderlassen vom 6. August 
1920 — I M II 1617 — 23. Dezember 1920'— I M I 3229 — vorzunohmende 
Prüfung der gesundheitlichen Verhältnisse der Strafanstalten sind Gebühren 
nicht zuständig (vergl. auch § 1 des Gesetzes vom 14 Juli 1909 — 
Gesetzsamml. S. 626 — § 6 de« Gesetzes vom 16. September 1899 — Gesetz¬ 
samml. 8.172 —). 


') Durch Runderlaß des Ministers für Volkswohlf&fart vom 6. Juni 1921 
finden diese Bestimmungen auch für den Geschäftsbereich des Ministers für 
Voikswohifahrt Anwendung. 
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Wiederaufnahme der wäbrerd des Krieges io Fortfall gekommenen 
Dienstgeschäfte Im Bereiche der Medizlnalverwaltnng. Banderlaß des 
Ministers fürVolkswohlfabrtvoml4. Juni 1921 — I MI 8338/20 — 
an sämtliche Herren Regierangspräsidenten. 

Von den im vierten Absätze des Banderlasses vom 3. November 1917 
— M 3114 — bezeichneten, während des Krieges fortgefallenen Dienstgeschäften 
im Bereiche der Medizin&lverwaltung sind von jetzt ab wieder aaszaführen and 
die vorgeschriebenen Berichte za erstatten: 

5. Besichtigung der Kranken-, Siechen- and Krüppelhäuser (§ 100 DA.), 

8. Bevision der in Privatpflege untergebrachten Geisteskranken, Epileptiker 
und Idioten (§ 105 DA.), 

10. Berichte über die Untersuchung der Prostituierten (§ 90 DA.), 

11. Berichte über die Bekämpfung der Mückenplage, 

13. Wiederholung8lchrgänge für Desinfektoren an den Desinfektionsschalen auf 
Vorschlag des Kreisarztes (§ 67 DA.), 

14. Einreichung der Impfpläne seitens der Kommanalbehörden an den Regierungs¬ 
präsidenten, 

16. Zählkarten der Krankenhäuser an das Statistische Landesamt, 

17. Berichte über die Prüfung der Geschäftsführung der Kreisärzte, 

19. Veränderangsnachweise zum Verzeichnis der Privatbeilanstalten an das 
Statistische Landesamt, 

21. Jahresberichte der Nahrungsmitteluntersachangsämter über ihre Tätigkeit. 

Wegen der Berichte über die Bekämpfung der Mückenplage (Nr. 11 des 
eingangs bezeichneten Erlasses) nehme ich anf den Bunderlaß vom 23. Dezember 
1920 — I M IV 2597 —, über Bekämpfung der Tuberkulose (Nr. 15 ebendort) 
auf den Erlaß vom 15. Juni 1920 — M 14605'19 —, wegen der Einreichung 
von Fragebogen über Fälle von übertragbaren Krankheiten und namentlicher 
WochenÜsten der an übertragbaren Krankheiten Erkrankten and Verstorbenen 
bei Epidemien Nr. 12 and 18 ebendort) auf den Banderlaß vom 14. Aogost 
1919 — M 13 346 — Bezug. 

Die Kreisärzte, Landräte and Oberbürgermeister ersache ich mit An¬ 
weisung za versehen. 


Besichtigung von Krankenanstalten; Taubstummen- and Blinden» 
/ anstalten fallen nicht darunter. Runderlaß des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt vom 23. Mai 1921 — I M II 2266 20 — an sämtliche Herren 
Oberpräsidenten und Begierangspräsidenten. 

Die mir auf Grund des Bunderlasses vom 27. Januar 1920 — IMII226 — 
erstatteten Berichte geben mir Veranlassung, darauf hinzu weisen, daß als 
Krankenanstalten im Sinne des Erlasses nicht auch die Provinzial-Taabstammen- 
anstalten and die Blindenanstalten anzasehen and daher aus diesem Anlaß 
nicht zu besichtigen sind. 


Getrennte Angaben über die Inflnensa und die sog. Schlafkrankheit 
(Encephalitis letharglca). Bund-Erlaß des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt vom 15. April 1921 — I M HI 8»0 — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Durch Erlaß vom 17. Januar 1921 — I M HI 119 — ist angeordnet 
worden, über die Influenza and die sogenannte Schlafkrankheit (Encephalitis 
lethargica) in den regelmäßig einzareichenden Wochennach¬ 
weisungen über die übertragbaren Krankheiten getrennte An¬ 
gaben zu machon. Ich ersuche ergebenst, hiernach gefl. weiterhin zu verfahren. 
Der Einreichung von Berichten bedarf es nar beim Vorliegen besonders 
bemerkenswerter Krankheit»- usw. Fälle. 


Ver»ntw9rtMoh für di« Sohriftleitnng: Prof. Dr. Bapmund, Geh. Med.-Hat In Lipp spring«. 
Druck tob J. 0 . G. Bruno, Minden IW. 
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Rechtsprechung. 

Das preußische Altersgrenzengesetz findet gegenüber den Im Amte 
befindlichen Beamten keine Anwendung. Urteil des Landgerichts I 
(80. Zivilkammer) in Berlin vom 13. Juni 1921. 

Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 315,17 M. — Dreihundert- 
undfünfzehn Mark 17 Pfg. — nebst 4°/o Zinsen seit dem 1. April 1921 zn 
zahlen und die Kosten des Rechtsstreits zn tragen. 

Der Kläger begehrt Zahlung des Unterschiedes zwischen dem ihm ge¬ 
zahlten Ruhegehalt nebst Versorgungszuscblag und seinem Diensteinkommen 
für den Monat April 1921; dieser Unterschied beträgt unstreitig 815,17 M. 
Der Rechtsweg zur Verfolgung diises Anspruchs ist zulässig. Es handelt 
sich um einen vormögensrechtlichen Anspruch aus dem Dienstverhältnis der 
Parteien, wegen dessen der Rechtsweg nicht ausgeschlossen werden darf 
(§ 9 G.V.G.) Dieser Grundsatz ist im Artikel 129 Abs. 1 Satz 4 der Reichs- 
Verfassung vom 11. August 1919 ausdrücklich bestätigt worden Eine Wieder¬ 
holung dieses Grundsatzes findet sich in Art. 79 Abs. 2 der Verfassung des 
Freistaates Prenßen vom 80. November 1920. Dementsprechend ist es bei der 
Vorschrift des § 1 des preußischen Gesetzes, betr. die Erweiterung des Rechts¬ 
weges, vom 24. Mai lb61 verblieben, nach der für den geltend gemachten 
Anspruch der Rechtsweg stattfindet. Auch sind die dort in § 2 gemachten 
weiteren Voraussetzungen gegeben. Dem Kläger ist durch die Verfügung des 
preußischen Justizministers vom 16. Februar und 3. Mai 1921 eröffnet worden, 
daß er vom 1. April 1921 ab statt seines Diensteinkommens Ruhegehalt nebst 
Versorgungszuschlag, nicht aber seinen vollen Gehalt erhalten werde. Diese 
Verfügungen stellen die Entscheidung des Verwaltungschefs dar, die der Klage 
gemäß § 2 des Gesetzes vom 24. Mai 1861 vorhergehen müssen. Die Recht¬ 
zeitigkeit der Klageerhebung binnen der dort festgesetzten 
Frist von sechs Monaten steht außer Zweifel. 

Der Klage war stattzugeben, weil dem Kläger auch über 
den 81. März 1921 hinaus das volle Diensteinkommen zu¬ 
steh L Zu Unrecht beruft sich der Beklagte demgegenüber auf die 
Bestimmungen des preußischen Gesetzes über die Altersgrenze vom 15. De¬ 
zember 1920 (Ges. S. S. 621), da dieses Gesetz auf den Kläger keine 
Anwendung findet. Allerdings kann dem Kläger nicht darin bei¬ 
getreten werden, daß dieses Gesetz ungültig wäre. Die 
Frage, ob Richter bei Erreichung eines bestimmten Lebensalters lediglich auf 
Grund dieser Tatsache gegen ihren Willen unter entsprechender Kürznng ihres 
ihnen vordem zustehenden Gehaltes durch ein Landesgesetz in den Ruhestand 
versetzt werden können, war für die Zeit vor der Umwälzung im Deutschen 
Reiche und in den deutschen Ländern nach den Vorschriften der §§ 6, 8 G.V.G. 
zu beantworten. Danach wurden die Richter auf Lebenszeit ernannt und 
konnten wider ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und unter 
den Formen, die die Gesetze bestimmen, dauernd oder zeitweise ihres Amtes 
enthoben oder an eine andere Stelle oder in den Ruhestand versetzt werden. 
Selbst bei Entfernung aus dem Amte infolge Veränderung in der Organisation 
der Gerichte mußte ihnen das volle Gehalt belassen werden. Daraus ist ge¬ 
folgert worden, daß die Zwangspensionierung eines Ri< hters wegen Erreichung 
eines bestimmten Lebensalters reichsrechtlich verboten sei. Die Richtigkeit 
dieser Folgerung war allerdings streitig .... Das Gericht hat sich nun der 
Ansicht angeschlossen, daß der Erlaß eines Altergrenzengesetzes anch schon 
früher zulässig war. Bei der Abfassung der neuen Refchsveifassung vom 
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11. Aagost 1919 hat man es für angebracht gehalten, die Frage ausdrücklich 
dahin za erledigen, daß die Gesetzgebung Altersgrenzen festsetzen kann, bei 
deren Erreichung Richter in den Rahestand treten (Art. 104 Abs. 1 Satz 3). 
Diese im Entwarf einer Verfassung des Deutschen Reiches noch nicht enthalten 

f ewesene Bestimmung ist anf eine Anregang aus der Mitte des preußischen 
ustizministeriams eingefügt worden, gerade um den Bedenken gegen die Zu¬ 
lässigkeit der Einführung einer Altersgrenze für Richter im Wege der Landes- 

f esetzgebung ein Ende zu bereiten. Es muß daher jetzt als zweifellos gelten, 
aß die preußische Landesgesetzgebung für preußische Richter eine Alters¬ 
grenze festsetzen kann. Den aus dem Gebrauch des Wortes „Gesetzgebung 0 
gegen diese Auffassung hergeleiteten Bedenken, als ob darunter nur die 
Reicbsgesetzgebung zu verstehen wäre, vermag sich das Gericht nicht anzu¬ 
schließen. Einmal spricht die mitgeteilte Entstehungsgeschichte des Art. 104 
der Reichsverfassung dagegen. Hinzu kommt, daß nach dem in der Reichs¬ 
verfassung beobachteten Sprachgebrauch das Wort „Gesetzgebung“ sich sowohl 
auf die Gesetzgebung des Reiches, als auf die der Länder beziehen kann. Bei 
Beratung der fraglichen Bestimmung der Reichsverfassung ist überdies be¬ 
sonders zum Ausdruck gebracht worden, daß man damit zugunsten der Landes- 
gesetzgebung eine zweifelhaft gewesene Zuständigkeit außer Streit gesetzt habe. 

Auch war die Verfassunggebende Landesversammlung zur 
Beschlußfassung über das Altersgrenzengesetz befugt. Ab¬ 
gesehen davon, daß die Regelung der richterlichen Stellung mit Verfassungs¬ 
fragen eng zusammenhängt, war die Landesversammlung Trägerin der höchsten, 
ihr vom Volke anvertrauten Gewalt und konnte innerhalb der Grenzen des 
Reichsrechts von dieser Gebrauch machen. Auch daraus, daß das Gesetz in 
der gewöhnlichen Form nicht in der eines verfassungsändernden, ergangen ist, 
lassen sich Bedenken nicht herleiten. Begründet ist ein solches Gesetz bereits 
in Art. 70, 80 der neuen preußischen Verfassung vom 80. November 1920, wo 
ein besonderes Beamtengesetz angekündigt wird, ■ für das das vorliegende als 
Vorläufer zu betrachten ist. Durch die Ankündigung in der Verfassung wird 
das spätere Altersgrenzengesetz gewissermaßen zu einem Nebengesetz der 
Verfassung. 

Dieses Gesetz kommt aber für den Kläger nicht zur Anwendung. 
Der Kläger ist unter der Herrschaf t der preußischen Verfassungs¬ 
urkunde vom 81. Januar 1860 angestellt worden. Dieaegaran- 
tierte ihm in Art. 87 die Unabsetzbarkeit ohne jede Ein¬ 
schränkung. An diesem Grundsatz ist durch das G.V.G. nichts geändert 
worden. Insbesondere hat die damalige Reichsgesetzgebung, wie bereits aus¬ 
geführt, es geflissentlich vermieden, in die Justizhoheit der einzelnen Bundes¬ 
staaten einzugreifen. Der damalige Reichsgesetzgeber hat sie in ihrem vollen 
damaligen Bestände aufrechterhalten. Zwar stimmen die Vorschriften des 
Art. 87 der preußischen Verfassungsurkunde mit den entsprechenden der §§ 6, 8 
G.V.G. im wesentlichen überein. Die mitgeteilten Gedanken jedoch, die zu der 
einschränkenden Auslegung der Bestimmungen des G.V.G. geführt haben, müssen 
bei der Auslegung des Art 87 der alten preußischen Verfassung ausscheiden. 
Die preußische Verfassung brauchte nicht wie das G.V.G. auf einen aufreoht- 
zuerhaltenden Rechtzustand Rücksicht zu nehmen. Daher ist der unter der 
Herrschaft der alten preußischen Verfassung lebenslänglich angestellte Richter 
nur in den von dieser Verfassung selbst angegebenen Fällen absetzbar. Dieser 
Verfassungsgrundsatz sollte nicht nur dem Volke ein unabhängiges und ver¬ 
trauenswürdiges Richtertum gewährleisten, sondern auch um dieses zu er¬ 
reichen, den Richtern selbst Rechte geben, die sie vor Eingriffen in ihr Amt 
bewahren sollten; hierzu gehört auch wie bei allen Beamten das Recht auf 
Gehalt. Dieses Recht erwarb der Richter mit seiner Anstellung. Wenn über¬ 
haupt, so muß auch hier von einem wohlerworbenen Rechte derjenigen Richter 
gesprochen werden, die, wie der Kläger, noch unter der Herrschaft dieser Ver¬ 
fassung angestellt worden sind. Wenn auch kraft Reichsrechtes, wie aus¬ 
geführt, das Landesrecht schon vor dem Iokrafttreten der neuen Reichs¬ 
verfassung eine Altersgrenze einführen konnte, so hat doch Preußen von dieser 
Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht; es hätte dies übrigens ein die damalige 
preußische Verfassung änderndes Gesetz erfordert. Dieses wohlerworbene Recht 
ist dem Kläger durch Art. 129 Abs. 4 der Reichsverfassung vom 11. August 
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1919 ausdrücklich gewährleistet worden. Der hier gebrauchte Ausdruck n w ohi¬ 
erworb enes Recht" umfaßt jedes subjektive Recht des Klägers, das ihm bei 
Inkrafttreten der neuen Reichs Verfassung bereits zustand. Daß eine solche 
Bestimmung getroffen wurde, zeigt, daß die Befugnis zur Festsetzung 
von Altersgrenzen in Art. 104 derselben Verfassung nur für 
solche Richter Geltung haben kann, die einRecht auf lebens¬ 
längliche Anstellung bei Inkrafttreten der Verfassung noch 

nicht erworben hatten .Danach kann, das preußische Gesetz vom 

16. Dezember 1920 auf den Kläger keine Anwendung finden. Er ist daher 
noch angestellter Ricüter und hat Anspruch auf sein unverkürztes Dienst¬ 
einkommen; wie es um die Frage der weiteren Ausübung seines Ricbteramtes 
steht, insbesondere auch unter Berücksichtigung der Tatsache, daß seine etats¬ 
mäßige Stelle bereits anderweitig besetzt worden ist, steht hier nicht zur 
Entscheidung, kann auch nicht durch Richterspruch, sondern nur durch die 
Landesjustizverwaltung gelöst werden. Jedenfalls ist deren Stellungnahme 
hierzu ohne Einfluß auf die getroffene Entscheidung. 

.... Aus diesen Gründen war gemäß dem Anträge der Klage zu er¬ 
kennen unter Berücksichtigung der §§ 284 Abs. 2, 288 Abs. 1 B.G.B. wegen 
der Zinsen und des § 91 Z.P.O. wegen der Kosten des Rechtsstreits. 

(Mitteilungen des Preußischen Richtervereins vom 16. JuU 1921.) 

Bel Schadenersatzklage muß der Ersatzpflichtige Ärztliche Fehler 
ln der Behandlung des Geschädigten gegen sich gelten lassen. Urteil 
des Reichsgerichts (VI. Z.8) vom 7. Februar 1921. 

Die minderjährige R. war auf der Treppe eines der Stadt gehörigen 
Hauses durch einen heftigen Donnerscblag erschreckt, schwindlig geworden 
und in einen neben der Treppe befindlichen ungeschützten Fensterschacht ge¬ 
stürzt. Sie batte einen rechtsseitigen Armbruch erlitten. Der gebrochene 
Arm ist geheilt, aber schwächer als der linke geblieben; die Hand steht recht¬ 
winklig zum Unterarm und ist im Gebrauch beeinträchtigt. Sowohl vom Land¬ 
gericht undvomOberlandesgericht war der von der Verletzten gegen die 
Stadtgemeinde erhobene Schadenersatzanspruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt. Das Reichsgericht wies die Revision der beklagten Stadtgemeinde 
zurück. Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß der gebrochene Arm von dem 
Arzt zwar sehr gut eingerichtet worden sei, der Gipsverband habe aber zu sehr 
gedrückt, zu lange gelegen und dadurch ein Absterben der Muskulatur und eine 
Vereiterung an den Sehnen herbeigeführt. Es tritt dem Sachverständigen bei, 
nach dessen Ansicht der Arzt von Bich aus um die Klägerin sich mehr hätte be¬ 
kümmern sollen und, wenn sie über Schmerzen klagte, den Verband hätte ab¬ 
nehmen müssen. Das Berufungsgericht weist aber darauf hin, daß dieAerzte, 
die während des Krieges zur Behandlung der bürgerlichen Bevölkerung in der 
Heimat zurückblieben, offenkundig beruflich überlastet gewesen seien, und hält 
dafür, daß deshalb in dem Verhalten des Arztes jedenfalls ein so außer¬ 
ordentlich grobes Verschulden, wie es zur Anfhebung des ursächlichen Zu¬ 
sammenhanges vorauszusetzen wäre, nicht gefunden werden könne. In recht¬ 
licher Hinsicht geht das Berufungsgericht hierbei davon aus, daß grundsätzlich 
die Gefahr eines ärztlichen Fehlers die Beklagte auf sich 
nehmen müsse, weil sie mit der durch die schädigenden Han- 
lang notwendig gewordenen ärztlichenBehandlung verbunden 
sei Nur dann wäre der ursächliche Zusammenhang im Rechtssinne als auf¬ 
gehoben anzusehen, wenn der Arzt alle ärztliche Regel und Erfahrung derart 
gröblichst außer acht gelassen und jede berechtigte Erwartung auf ein ver¬ 
nünftiges und gewissenhaftes ärztliches Verfahren derart getäuscht hätte, daß 
der Mißerfolg der Heilung — im Rechtssinne allein — auf diese ungewöhn¬ 
lichen Umstände zurückgeführt werden müßte. Diese Erwägungen stehen im 
Einklang mit den in der Rechtsprechung, insbesondere des Reichsgerichts wieder¬ 
holt aufgestellten Grundsätzen. Sächs. Korrespondenz (Nachdruck verboten). 

Präparate zur Verhütung der Empfängnis, z. B. Antisperma, sind 
als Mittel za unzüchtigem Gebrauch zn betrachten; ihre Öffentliche An¬ 
kündigung Ist daher verboten. Urteil des Preußischen Kammer¬ 
gerichts (Str.S.) vom 29. April 1921. 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Aendernng des Versicherungsgesetzes für Angestellte. Gesetz 
vom 28. Juli 1921.') 

Artikel I. §1. Empfänger von Rahegeld oder Hinterbliebenenrente 
nach dem Versicherungsgesetze für Angestellte erhalten vom 1. Januar 1921 
ab bis anf weiteres eine monatlich im voraus zahlbare Beihilfe. 

Die Beihilfe wird solchen Personen nicht gewährt, denen auf Grund des 
Gesetzes über eine außerordentliche Beihilfe für Empfänger von Renten ans 
der Invalidenversicherung vom 26. Dezember 1920 in der Bekanntmachung vom 
11. April 1921 (R.G.B1. S. 473) eine Beihilfe zusteht. 

§ 2. Die Beihilfe beträgt für Empfänger von Ruhegeld monatlich 
siebzig Mark, für Empfänger einer Witwen- oder Witwerrente monatlich fünf¬ 
undfünfzig Mark und für Empfänger einer Waisenrente monatlich dreißig Mark. 

§ 3: Die Beihilfe wird stets, auch in den Fällen des § 390 des Ver- 
sicherangsgesetzes für Angestellte, im vollen Betrag und nur für volle Kalender¬ 
monate gezahlt. Die Beihilfe fällt weg, wenn die Rente zum vollen Be¬ 
trage ruht. 

§ 4. Die Beihilfen werden aus den Mitteln der Reichsversieherungs- 
anstalt für Angestellte gezahlt. 

Artikeln. DasV ersiehe rungsgesetz für Angestellte vom 20. Dezember 
1911 wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 3 wird das Wort »16000“ durch „80000“ ersetzt. 

2. Im § 16 wird am Schlüsse zugesetzt: 

Klasse K von mehr als 6 000 bis 10 000 M. 

„ L H pn 10 000 „ 16 000 „ 

, M „ „ „ 16000 M. 

8. g 131 Abs. 3 wird gestrichen. 

4. Im g 161 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „jedoch sind nur Männer 
wählbar“ gestrichen. 

6. Der g 172 erhält am Schlüsse des Abs. 1 folgenden Zusatz: 

,In Gehaltsklasse K. 83,20 M. 

p » . 40,00 „ 

» v M. 48,00 » 

Artikel III. Für Angestellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienste 
von mehr als 16 000 M. auf Grund des Artikels II Nr. 1 versicherungspflichtig 
werden, ohne bereits eine laufende Anwartschaft aus früherer Pflichtversiche¬ 
rung zu haben (Neuversicherte), finden die §§ 366, 396 bis 398 des Versiche- 
rungsgesetzes für Angestellte mit der Maßgabe Anwendung, daß die Fristen 
vom Inkrafttreten dieses Artikels ab laufen. 

Artikel IV. Der Artikel I tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1921 
ab, der übrige Teil dieses Gesetzes vom 1. August 1921 ab in Kraft. 


Anderweite Festsetzung der Leistungen und der Beiträge in der 
Invalidenversicherung. Gesetzvom 2 3. J u 1 i 19 21. 1 ) 


Artikel I. 

§ 1246 erhält folgende Fassung: Nach der Höhe des Jahresarbeits- 
Verdienstes werden für die Versicherten folgende Lohnklassen gebildet: 
Klasse A bis zu 1000 M. Klasse E von mehr als 7000 bis zu 9000 M. 


„ B von mehr als 1000 bis zu 3000 M. 

p C n pp 8000 „ „ 6000 „ 

p -D p pp 5000 „ „ 7000 „ 



» r> 

p p 

p p 


9<»00 „ „ 12000 „ 
12000 „ „ 16000 „ 
16000 M. 


Das Nähere bestimmt der Reichsarbeitsminister. 

§§ 1246, 1247, 1249 und 1264 fallen weg. 

g§ 1260, 1252, 1268, 1280, 1285, 1287—1289, 1291 und 1298 erhalten 
folgende Fassung: 


l ) Es sind hiervon diejenigen Aenderungen mitgeteilt, die für die Leser 
der Zeitschrift Interesse haben. 
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§ 12B0. Gegenstand der Versicherung sind Invaliden- oder Altersrenten 
wie Benten für Hinterbliebene. 

§ 1252. Hinterbliebenenfürsorge wird gewährt, wenn der Verstorbene 
zar Zeit seines Todes die Wartezeit für die Invalidenrente erfüllt hat and die 
Anwartschaft darauf nicht erloschen ist. 

§ 1268. Im Abs. 1 ist hinter „Reichszuschuß" einzeiligen „and ohne 
die Rentenerböhungen (§ 1287 Abs. 2)“. 

§ 1280. Als Abs. 2 wird angefügt: Die Anwartschaft gilt nicht als 
erloschen, wenn die zwischen dem erstmaligen Eintritt in die Versicherung und 
dem Versicherungsfalle liegende Zeit zu mindestens drei Vierteln durch ord¬ 
nungsmäßig verwendete Beitragsmarken belegt ist. 

§ 1285. Der Reichszuschuß beträgt jährlich fünfzig Mark für jede In¬ 
validen-, Alters-, Witwen- und Witwerrente nnd fünfundzwanzig Mark für 
jede Waisenrente. 

§ 1287. Die Versicherungsanstalt leistet bei den Invalidenrenten den 
Grandbetrag und die Steigerungssätze, bei den Renten der Hinterbliebenen 
einen Teil des Grundbetrags und der Steigerungssätze, bei den Altersrenten 
einen festen Jahresbetrag, bei allen Renten die Rentenerhöhungen. 

Bis auf weiteres werden die Leistungen bei den Invaliden-, Altera-, 
Witwen- und Witwerrenten um jährlich 600 Mark, bei den Waisenrenten um 
jährlich 800 Mark erhöht. 

§ 1288. Der Grundbetrag der Invalidenrente beträgt für alle Lohn- 
klassen dreihundertundsechzig Mark.' 

§ 1289. Der Steigerungssatz der Invalidenrente beträgt für jede 
Beitragswoche: 


A.10 Pf. D.70 Pf. G.150 Pf. 

B.80 „ E.90 „ H.180 „ 

C.60 „ F.120 „ 


§ 1291. Hat der Empfänger der Invalidenrente Kinder unter 16 Jahren, 
so erhöht sich die Invalidenrente, und zwar: um jährlich sechsundneunzig Mark, 
wenn ein solches Kind vorhanden ist, um jährlich einhundertachtundsechzig Mark, 
wenn zwei solcher Kinder vorhanden sind und um jährlich achtundvierzig Mark 
für jedes weitere solches Kind. Elternlose Enkel unter 15 Jahren, deren Unter¬ 
halt der Empfänger der Invalidenrente ganz oder überwiegend bestreitet, werden 
den Kindern unter fünfzehn Jahren gleichgestellt. 

§ 1292. Der Anteil der Versicherungsanstalt beträgt 

bei Witwen- und Witwerrenten vier Zehntel, 
bei Waisenrenten für jede Waise zwei Zehntel 

des Grundbetrags und der Steigerungssätze der Invalidenrente, die der Ernährer 
zur Zeit seines Todes bezog oder bei Invalidität bezogen hätte. 

§ 1298. Der Anteil der Versicherungsanstalt an der Altersrente beträgt 
in der Lohnklasse 


A ..... 800 M. D. 900 M. G. 1700 M. 

B.600 „ E.1100 „ H. 2000 „ 


C. 700 „ F. 1400 „ 

Für Beiträge verschiedener Lohnklassen wird der entsprechende Durch¬ 
schnitt gewährt. Sind über ein tausend zwei hundert Beitragswochen nachgewiesen, 
so scheiden die überzähligen Beiträge der niedrigsten Lohnklassen aus. 

§ 1392 erhält folgende Fassung; 

Bis zum 81. Dezember 1926 werden als Wochenbeitrag erhoben 
in Lohnklasse 


A. 850 Pf. D. 650 Pf. G .... 1050 Pf. 

B. 460 „ E. 750 „ H . . . . 1200 „ 

C.550 „ F.900 „ 


Die Rechnungsstelle des Reichsvereicherungssrnts prüft rechtzeitig vor 
dem 81. Dezember 1926, ob die Beiträge ausreichen. Das Ergebnis der Prüfung 
ist dem Reichstag mitznteilen. Hach dem Ausfall des Prßfungsergebnisses kann 
der Reicbsrat die festgesetzten Beiträge für weitere 5 Jahre aufrechterhalten. 

§ 1893 Abs. 1 erhält folgende Fassung: Als Beitragswochen der Lohn¬ 
klasse B werden, ohne daß Beiträge entrichtet zu werden brauchen, die vollen 
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Wochen angerechnet, in denen der Versicherte wegen einer Krankheit seitweise 
arbeitsunfähig and nachweislich verhindert gewesen ist, seine Berufstätigkeit 
fortsasetzen. 

Als Abs. 2 wird eingefügt: Der Beichsarbeitsminister kann bestimmen, 
in welchen weiteren Fällen eine Anrechnung von Beitragswochen der Lohnklasse 
B stattfindet, ohne daß Beiträge entrichtet za werden brauchen. 

Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 8. 


Artikeln. Uebergangsvorschriften. 

A. Den Personen, die aaf Grand der Vorschriften der BeichsversicherungtH 
ordnang eine Invaliden- oder eine Altersrente oder eine Bente für Hinterbliebene 
beziehen, welche vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes festgesetzt ist, wird 
ihre Bente bis znm 31. Dezember 1926 erhöht. 

Die Erhöhung beträgt fdr Empfänger einer Invaliden- oder 
Altersrente monatlich siebzig Mark, 

für Empfänger einer Witwen oder Witwerrente monatlich fünfund- 
fünfzig Mark, 

für Empfänger einer Waisenrente monatlich dreißig Mark. 

Die Erhöhung wird Personen, die auf Grand des Beichsversorgungs- 
gesetzes vom 12. Mai 1920 (B. G. BL 8. 989) oder anderer Militärversorgungs¬ 
gesetze eine Versorgung erhalten, nar insoweit gewährt, als sie die gewährte 
Versorgung übersteigt. „ 

B. Für die nach früheren Gesetzen verwendeten Beitragsmarken gelten 
folgende Steigerungssätze in Lohnklasse 


I 

II 

in 


8 PL IV.10 Pf. 

6 w V.12 „ 

8 * 


Als Altersrente gelten für die Lohnklasse 

I. 60 M. IV ... , 

H. 90 „ V..., 

III.120 „ 


160 M. 
180 , 


Wochenhilfe und Wochenfürsorge. Gesetz vom 29. Juli 1921. 

Artikel I. Die §§ 195a, 195b, 197, 205a der Befchsversicherungs- 
ordnung in der Fassung des Gesetzes vom 26. September 1919/80. April 1920 
(Beichs-Gesetzbl. 1920 S. 1069) werden wie folgt geändert: 

1. Der § 195a erhält nachstehende Fassung: „Weibliche Versicherte« 
die im letzten Jahre vor der Niederkunft mindestens sedm Monate hindurch 
auf Grund der Beichsversicherung oder bei einer knappschaftlichen Kranken¬ 
kasse gegen Krankheit versichert gewesen sind, erhalten als Wochenhilfe 

1. ärztliche Behandlung, falls solche bei der Entbindung oder bei 
Schwangerschaftsbeschwerden erforderlich wird, nach Maßgabe der Be¬ 
stimmungen des Artikels V; 

2. einen einmaligen Beitrag zu den Kosten der Entbindung in Höhe 
von einhundert Mark; 

8. ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindestens vierund- 
einehalbe Mark täglich, für zehn Wochen, von denen mindestens sechs in 
die Zeit nach der Niederkunft fallen müssen. Das Wochengeld für die 
ersten vier Wochen ist spätestens mit dem Tage der Entbindung fällig; 

4. solange sie ihre Neugeborenen stillen, ein Stillgeld in Höhe des halben 
Krankengeldes, jedoch mindestens einundeinehalbe Mark täglich, bis zum 
Ablauf der zwölften Woche nach der Niederkunft. 

Neben dem Wochengelde für die Zeit nach der Entbindung wird. Kranken¬ 
geld nicht gewährt; die Wochen nach der Niederkunft müssen Zusammenhängen. 

Wechselt die Wöchnerin während der Leistung der Wochenhilfe die 
Kasaenzugehörigkeit, so bleibt die erstverpflichtete Kasse für die weitere Durch¬ 
führung der Leistung zuständig. § 212 gilt hierbei nicht. 

Stirbt eine Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Zeit der 
Unterstützungsberechtigung, so werden die noch verbleibenden Beträge Mt 
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Wochen* und Stillgeld bis zum satzungsmäßigen Ende der Bezngszeit an den* 
jenigen gezahlt, der für den Unterhalt des Kindes sorgt.“ 

2. Im § 196 b fällt Abs. 8 weg. 

8. Im § 197 wird das Wort „fünfzig“ durch das Wort „einhundert“ ersetzt. 

4. Im §206a erhält Abs. 2 Satz 1 folgende Fassung: „Als Wochenbilfe 
werden die im § 195a bezeichneten Leistungen gewährt; dabei beträgt das 
Wochengeld drei Mark und das Slillgeld einundeinhalbe Mark täglich.“ 

6. Im § 205a wird zwischen Abs. 2 und 3 folgender Absatz eingeschaltet: 
„Die Familienwochenhilfe ist auch zu gewähren, wenn die Niederkunft inner* 
halb neun Monaten nach dem Tode des Versicherten erfolgt.“ 

6. Im § 205 a erhalten die Sätze 1 und 2 des Abs. 6 folgende Fassung: 
„Sind mehrere Krankenkassen oder knappscbaftliche Krankenkassen oder ist 
eine dieser Kassen mehrfach beteiligt, so ist die Wochenhiife nur einmal zu 
gewähren. Unter mehreren Kassen steht der Wöchnerin die Wahl frei.“ 

Artikel III. Das Gesetz Ober Wochenhilfe und Wochenfürsorge in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Mai 1920 (B.-G.-Bl. S. 1069) wird 
ferner wie folgt geändert: 

1. Der § 12 fällt weg. 

2. § 17 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 erhalten folgende Fassung: „Eine 
minderbemittelte Deutsche, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
hat und für die nach den vorstehenden Vorschriften kein Anspruch auf Wochen* 
hilfe.besteht, erhält aus Mitteln des Reiches eine Woebenfürsorge. 

Sofern nicht Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Beihilfe nicht 
benötigt wird, gilt eine Wöchnerin als minderbemittelt, wenn ihr und ihres 
Ehemanns Gesamteinkommen oder, sofern sie allein steht, ihr eigenes Ein* 
kommen in dem Jahre oder Steuerjahre vor der Entbindung den Betrag von 
zehntausend Mark nicht überstiegen hat“ 

8. § 18 erhält folgende Fassung: „Der Antrag auf Woebenfürsorge ist 
bei dem Versicberungsamte zu stellen. Dieses nimmt die nach g 17 erforder* 
liehen Feststellungen vor. Die Auszahlung geschieht auf Anweisung des Ver- 
sicherungsamts durch die allgemeine Ortskrankenkasse, in deren Bezirk der 
gewöhnliche Aufenthaltsort der Wöchnerin liegt und, wo eine solche Kasse 
nicht besteht, durch die Landkrankenkasse.“ 

4. g 19 Satz 2 erhält folgendende Fassung: „Dabei beträgt das Wochen¬ 
geld drei Mark und das Stillgeld einundeinehalbe Mark täglich.“ 

6. § 28 Abs. 1 erhält folgende Fassung: „Gegen die Entscheidung des 
Versicherungsamts im Falle des § 18 ist binnen einem Monat die Beschwerde an 
das Oberversicherungsamt (Beschlaßkammer) zulässig; es entscheidet endgültig.“ 

Artikel IV interessiert hier nicht. 

Artikel V: Sobald die zur Durchführung der Vorschrift des § 196a 
Abs. 1 Nr. 1 der Reichsversicherungsordnung in der Fassung des Artikels L 
erforderliche Verständigung zwischen Aerzten und Krankenkassen erreicht ist, 
bestimmt der Reicbsarbeitsminister den Zeitpunkt, mit welchem die genannte 
Vorschrift in Kraft tritt. Bis dahin erhalten die zum Bezüge der Wochenbilfe 
oder Wochenfürsorge berechtigten Personen außerdem eine Beihilfe bis 
zum Betrage von fünfzig Mark für Hebammendienste und 
ärztliche Behandlung, falls solche bei8chwangerschaftsbeschwerden er¬ 
forderlich werden. 

Im übrigen tritt das Gesetz mit dem Tage der Verkündung in Kraft 


B. Preußen. >••• r*ii« 

Erweiterung der Grundsätze für die Verwendung der zu Beihilfen 
zur Bekämpfung der Tuberkulose bereitgestellten Staatsmittel. Rund- 
Erlaß des Ministers für Volkswoblfahrt am 4. Juni 1921 — 
I M UI 811 — an die Herren Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten. 

Nachdem die in den Staatshaushaltsplan eingestellten Mittel zu Bei¬ 
hilfen zur Bekämpfung der Tuberkulose verstärkt worden sind, erweitere ich 
die mit dem Runderlaß vom 8. Juli 1918 — M 11873. 18 — abgedruckt im 
Ministerialblatt für Medizinalangelegenheiten, Jahrgang 1919, Seite 286) bekannt- 
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gegebenen Grundsätze für die Verwendung dieser Staatsmittel im Einvernehmen 
mit dem Herrn Finanzminister dahingehend, daß neben den bisher ausschließlich 
zulässigen Beihilfen zur Aufklärung der Bevölkerung und zur Propaganda auf 
dem Gebiete der Tuberkulosebekämpfung sowie zur Unterhaltung von Fürsorge¬ 
stellen (Annahme von Fttrsorgeschwestern) fernerhin staatliche Beihilfen auch 
gewährt werden können: 

L an leistungsschwache Gemeinden und Kreise sowie private Wohlfahrts¬ 
organisationen 

1. zur Unterhaltung von Einrichtungen und Anstalten, die der Heilung 
tuberkulosekranker oder der Bewahrung tuberkulosebedrohter Personen 
dienen, sofern es sich nur um die Beseitigung vorübergebender finanzieller 
Schwierigkeiten bei der betreffenden Einrichtung oder Anstalt handelt, 

2. zur ersten Anlage der unter Ziffer 1 bezeichnten Einrichtungen und 
Anstalten unter der Voraussetzung, daß im übrigen die Aufbringung 
der zur Durchführung des betreffenden Unternehmens erforderlichen 
Mittel gesichert ist; 

II. ausnahmsweise auch für solche theoretischen wissenschaftlichen Arbeiten, 
die auf die Verhütung und Heilung der Tuberkulose unmittelbar abzielen. 
Voraussetzung auch für die Bewilligung der neuen Beihilfen unter Ziffer I 
ist in der Begel, daß sich auch die Krankenkassen, Versicherungsanstalten usw. 
in angemessener Weise an der Kostendeckung beteiligen. Ebenso wird bei 
den von privater Seite unternommenen Veranstaltungen für die Gewährung 
einer 8taatsbeihilfe in der Begel Voraussetzung sein, daß auch Gemeinde und 
Kreis an der Aufbringung der Kosten gebührend teilnehmen. 

Ich ersuche ergebenst, Anträge auf Beihilfen nach den angegebenen 
Grundsätzen strengstens zu prüfen und sie mir nur, falls ihre Berücksichtigung 
angängig und dringend erwünscht ist, mit eingehendem Bericht vorzulegen. 


Kontrolle der Yersandgefäße für infektiöses Material. Erlaß des 
Ministers für Volkswohlfahrt vorn 8. Juli 1921 — I M HI 698. 
II. Ang. — an die Herren Begierungspräsidenten in Gumbinnen, Stettin, Breslau, 
Magdeburg, Hannover, Stade, Münster, Goblenz, Trier (unmittelbar) und die 
Direktoren der Hygienischen Universitätsinstitute. 

Im Hinblick auf die erhebliche Steigerung der Kosten der Anschaffung 
und Ergänzung der Gefäße zur Versendung bakteriologischen Untersuchungs¬ 
materials ist es unerläßlich, einen besseren Ueberblick über den Verbleib dieser 
Versandgefäße als bisher regelmäßig zu gewinnen. Die Medizinaluntersuchungs¬ 
abteilung bei dem Universitätsinstitut für medizinische Chemie und Hygiene 
in Qöttingen hat daher seit etwa Jahresfrist die Einrichtung getroffen, daß alle 
zur Versendung kommenden Packungen fortlaufend numeriert und daß auch 
die Empfänger vermerkt werden. Die mit Untersuchungsmaterial zurück¬ 
kommenden Versandgefäße werden alsdann ebenfalls genau gebucht. Auf diese 
Weise ist es möglich, jederzeit festzustellen, wieviel Versandgefäße jeder Art 
die einzelnen Abgabestellen noch im Besitz haben müssen. Etwa zu weit 
gehenden Wünschen auf Ueberweisung neuer Gefäße kann hiernach erfolgreich 
entgegengetreten werden. Dies gilt ganz besonders bei größeren Krankenan¬ 
stalten, bei denen bisher erhebliche Verschleuderungen von Versandgefäßen 
stattfanden. Durch die eingeführte Kontrolle ist im Bereiche der Göttinger 
Anstalt bereits eine wesentliche Besserung in dem Gefäßverbrauch eingetreten. 
Ich empfehle das Verfahren zur Nachahmung. Vielleicht ist es auch zweck¬ 
mäßig, in besonders gearteten Fällen von wiederholt nachgewiesener Gefäß¬ 
verschleppung geeignete Garantien, nötigenfalls in Form einer zu hinterlegenden 
Kaution zu fordern. Das Weitere stelle ich hiernach nach Benehmen mit dem 
Medizinaluntersuchungsamt ergebenst anheim. 

Ueber das Veranlaßt» und die erzielten Erfolge sehe ich zum 1. Juli 1922 
besonderem Berichte entgegen. 


Verantwortlich für 41a Schrift! eitunfi Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Rat ln Llppfprtage. 
Druck tob J, 0. 0. Brune, Minden L W. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Erhöhte Anrechnung der während des Krieges zurückgelegten Dienst¬ 
zeit. Gesetz vom 4. Juli 1921. 

§ 1., Bei der Berechnung von Buhegehältern und Renten nach dem 
Reichsbeamtengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 1907 
(R.G.B1. 8. 245), dem Offizierpensionsgesetz vom 31. Mai 1906 (B.G.B1. S. 665), 
dem Mannschaftsversorgungsgesetz vom 31. Mai 1906 (R.G.B1. S. 593) und dem 
§ 7 des Fensionsergänzungsgesetzes vom 21. Dezember 1920 (R.G.B1. S. 2109) 
wird zu der in dem Zeitabschnitt vom 1. August 1914 bis 31. Dezember 1918 
im Reichs- oder Militärdienst wirklich verbrachten Zeit, sofern sie mindestens 
sechs Monate betragen hat, die Hälfte hinzugerechnet. 

Dies gilt nicht für 

1. die Zeit, die nach § 46 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4 §§ 50, 62 des Reichsbeamten- 
gesetzes, den §§ 15 und 18 des Offizierpensionsgesetzes sowie dem § 5 
Abs. 2 und dem § 8 des Mannschaftsversorgungsgesetzes als Dienstzeit 
angerechnet wird; 

2. die Dienstzeit, die in ein Kalenderjahr fällt, in welchem der Versorgungs¬ 
berechtigte als Kriegsteilnehmer den Anspruch auf Anrechnung eines 
Kriegsjahrs erworben hat; 

8. die Dienstzeit, die doppelt angerechnet wird. 

Halbe Tage, die sich bei der Berechnung der Gesamtdienstzeit ergeben, 
werden nicht mitgezählt. 

§ 2. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. August 1914 in Kraft. 
Nachzahlungen für die Zeit vor dem 1. April 1920 finden nicht statt 


Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit bei den Sanitäts¬ 
offizieren. Wehrmachtsversorgungsgesetz vom 4. August 19-21. 

§ 56. Als ruhegehaltsfähig gilt die Dienstzeit vom Tage des Dienst¬ 
eintritts bis zum Ablauf des Entlassungstages. 

Zur Anrechnung kommt 

1. die im Dienste des Reichs oder eines der Lander des Reichs zugebrachte 
Dienstzeit, 

2. die Zeit einer praktischen Beschäftigung außerhalb des Dienstes des Reichs 
oder eines seiner Länder, insofern und insoweit sie in den Prüfungsvor¬ 
schriften im Hinblick auf die technische Ausbildung ausdrücklich ange¬ 
ordnet ist und in die Zeit nach Beginn des achtzehnten Lebensjahres fällt, 

8. für die Sanitätsoffiziere und für die Veterinäroffiziere nach zehn¬ 
jähriger Dienstzeit drei Jahre Studienzeit, für die Sanitätsoffiziere 
außerdem das gesetzlich vorgeschriebene pr aktisehe Jahr. 

Die im Dienste eines dem Reiche nicht angehörigen Staates, die im In¬ 
land oder Ausland im Kommunal-, Kirchen- oder Schuldienst zugebrachte Zeit 
kann mit Genehmigung des Reicbswehrministers angerechnet werden. 1 ) 


*) Die übrigen Bestimmungen des Gesetzes haben für die Medizinal¬ 
beamten keine Bedeutung; hoffentlich gelingt es aber den Bemühungen des 
Medizinalbeamtenvereins, auch für sie eine gleiche Bestimmung zu erreichen. 
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B. Preußen. 

Ablieferung von Gebühren der Kreisärzte nnd Kreisassistenzärzte 
für die Tätigkeit bei Leichenöffnungen. Bund-Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 2. August 1921 — I M I 1884 — an 
die Begierungspräsidenten. 

Da der ständige Hilfsarbeiter Kreisarzt Dr. Z. keinen Kreis- oder Gerichts¬ 
arztbezirk verwaltet, so erfolgt seine Zuziehung zu Leichenöffnungen nicht in 
der Eigenschaft als örtlich zuständiger Gerichtsarzt. 

Die vcn dem Genannten aus dieser Tätigkeit erzielten Gebühren sind 
daher nicht als „amtsärztliche“ anzusehen und der Ablieferungspflicht nicht 
unterworfen. 

In Ergänzung des Erlasses vom 12. April 1921 — I M I 944 — be¬ 
stimme ich zugleich, daß eine Ablieferungspflicht der Kreisärzte und Kreis¬ 
assistenzärzte für die Tätigkeit als zweiter Obduzent bei Leichenöffnungen 
nicht vorliegt, wenn der Kreisassistenzarzt nicht Gerichtsarzt des betreffenden 
Bezirks ist. 


Ausführungsbestimmungen zur Besoldungsordnung, insbesondere Be¬ 
rechnung des Besoldungsdienstalters und des Anwärterdienstalters. Bund- 
Erlaß des Ministers für Volkswirtschaft vom 4. August 1921 
an sämtliche Herren Oberpräsidenten und Begierungspräsidenten. 

Unter Bezugnahme auf die allgemeine Verfügung des Herrn Finanz- 
ministers vom 8. Juli 1921 — Bes. Nr. 2314 —‘), betreffend Ausführungs¬ 
bestimmungen zum Beamtendiensteinkommensgesetz vom 17. Dezember 1920, er¬ 
suche ich, auch im Bereich meiner Verwaltung nach den von dem Herrn 
Einanzminister erlassenen Besoldungsvorschriften — P. B. V. — (abgedruckt — 
im Finanz-Ministerialblatt Nr. 14) zu verfahren und insbesondere mit der An¬ 
rechnung des Besoldungsdienstalters und des Anwärterdienst¬ 
alters sofort zu beginnen. 

Ueber die Frage, ob und welche Zeit als Prüfungszeit anzurechnen ist 
(Ziffer 159 Abs. 2 P. B. V.), sowie darüber, welche Zeit als auf das Hochschul¬ 
studium herkömmlich folgende Vorbereitungszeit zu gelten hat, sofern 
hierüber für einzelne Laufbahnen noch keine bestimmte Vorschriften bestehen 
(Ziffer 159, Abs. 4), wird demnächst weitere Verfügung ergehen. 


Ausführungsvorscbriften zum Beamtendiensteinkommengesetz. All¬ 
gemeine Verfügung des Finanzminister b vom 8. Juli 1921.*) 

I. Planmäßige Beamte. 

1. Die planmäßigen Beamten erhalten: I. Grundgehalt und Ortsznschlag 
sowie in besonderen Fällen Sondervergütungen, II. Kinderbeihilfen, IIL Aus¬ 
gleichszuschlag. 

2. Das Grundgehalt bemißt sich nach der Besoldungsordnung. Die 
Zahlung des Grundgehaltes beginnt mit dem Tage der planmäßigen Anstellung. 

6. Das Grundgehalt, soweit es nicht nur Einzelgehalt ist, steigt nach 
Dienstaltersstufen von zwei zu zwei Jahren bis zur Erreichung des 
Höchstgehaltes. 

Die höheren Grandgehaltssätze werden jeweils vom Ersten des Kalender¬ 
monats an gezahlt, in dem der Beitritt in die neue Dienstaltersstufe fällt. 
Sie sind schon vom Tage der ersten planmäßigen Anstellung ab zu gewähren, 
wenn der Beamte auf Grund der Anrechnung früherer Dienstzeit oder Be¬ 
schäftigung eine höhere Gehaltsstufe bereits erreicht hat oder spätestens im 
Laufe des Anstellungsmonats erreichen würde. 

7. Auf das Aufrücken im Grundgehalt haben die planmäßigen 
Beamten einen Bechtsanspruch. 

8. Ist der höhere Grundgebaltssatz nicht rechtzeitig angewiesen, so sind 
die Beträge nachzuzahlen, die der Beamte bei rechtzeitiger Anweisung mehr 
erhaltep hätte. 


') Siehe nachstehend. 

*) Es sind hier nur die Bestimmungen mitgeteilt, die für die Medizinal- 
beatnten hauptsächlich in Betracht kommen. 
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10. BesoldangsdienBtalter (BDA.). Der Tag, auf den das BDA. 
eines planmäßigen Beamten mit aufsteigendem Gebalte festgesetzt wird, be¬ 
zeichnet den Zeitpunkt, welcher der Berechnung der dem Beamten in seiner 
Besoldungsgruppe zukommenden Gehaltsstufe zugrunde gelegt wird. Von 
diesem Zeitpunkt an sind die Zeitabschnitte für das Verbleiben im Anfangs¬ 
grundgehalt und für das Aufsteigen in die höheren Gehaltsstufen zu rechnen. 
Das BDA kommt — soweit nicht ein anderes bestimmt ist — nur für die 
Regelung der Gehaltsbezüge in Betracht, insbesondere ist es für die Berech¬ 
nung der ruhegehaltsfähigen Dienstzeit ohne Bedeutung. 

11. Das BDA beginnt mit dem Tage der Anstellung in der jeweiligen 
planmäßigen Stelle, soweit nicht im BDEGL oder in diesen B.V. etwas Ab¬ 
weichendes bestimmt oder zugelassen ist. 

14. Festsetzung des BDA. Das BDA wird — abgesehen von den 
Fällen, in denen nach diesen BV. die Festsetzung durch den Fachminister allein 
oder im Einverständnis mit dem Finanzminister erfolgt — von den in den ein¬ 
zelnen Verwaltungen dazu bestimmten Stellen festgesetzt. 

16. Der Beamte ist von jeder Festsetzung seines BDA unter Hinweis 
auf Ziffer 18 schriftlich zu benachrichtigen. 

17. Die Entscheidung der Verwaltungsbehörden über die Festsetzung 
des BDA ist für die Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten 
vermögensrechtlichen Ansprüche maßgebend. 

20. Anrechnung der nicht planmäßigen Dienstzeit auf 
das BDA. Bei der Festsetzung des BDA der nach dem 31. März 1920 plan¬ 
mäßig angestellten Beamten ist von der Zeit, die bei dem gleichen Dienstzweig 
zwischen dem Beginne des Anwärterdienstalters und 'der ersten plan¬ 
mäßigen Anstellung verbracht worden ist, bei Zivilanwärtern der Teil, der 
5 Jahre, bei Militäranwärtern der Teil, der 4 Jahre übersteigt, auf das BDA 
anzureebnen. 

25. Ob und wieweit zur Vermeidung von Härten die Zeit praktischer 
Beschäftigung außerhalb des Staatsbeamtenverhältnisses auf 
das BDA. angerechnet werden kann, wird von dem Fachminister in Gemein¬ 
schaft mit dem Finanzminister bestimmt. Die hierbei anzurechnende Zeit darf 
die Hälfte der Gesamtaufrückungszcit der Besoldungsgruppe nicht übersteigen, 
in der der Beamte planmäßig angestellt wird. Darüber hinaus können die 
genannten Minister in besonders gearteten Ausnahmefällen eine Vorrückung 
des BDA zulassen. 

26. Als praktische Tätigkeit im Sinne der Ziffer 25 kommt grund¬ 
sätzlich nur eine Tätigkeit in Frage, die der Tätigkeit des Beamten in der 
Stelle, in der die Anstellung erfolgt, gleichwertig und förderlich gewesen ist. 

Von der Ermächtigung in Ziffer 25 Satz 3 soll nur in ganz besonderen 
Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden. 

37. Beim Uebertritt aus einer Besoldungsgruppe in eine höhere erhält der 
Beamte stets den gegenüber seinem bisherigen Grundgehaltssatz nächsthöheren 
Satz und behält diesen die volle für das Weiteraufsteigen in die folgende 
Stufe vorgeschriebene Zeit von zwei Jahren. Wäre er jedoch in der früheren 
Besoldungsgruppe bereits vor Ablauf dieser Zeit in die nächsthöhere Stufe 
aufgestiegen und damit zu einem Grundgebaltssatz gelangt, der Uber den ihm 
in der neuen Besoldungsgruppe gewährten hinansgeht oder ihm gleichkommt, 
so steigt er auch in der neuen Besoldungsgruppe zu derselben Zeit in die 
folgende Stufe. 

39. Werden bei einer Beförderung Besoldungsgruppen übersprungen, so 
ist das BDA. so festzusetzen, wie wenn der Beamte znnächst in die dazwischen¬ 
liegenden Gruppen eingetreten wäre. 

40. Der L'ebertritt eines Beamten in eine niedrigere Besoldungspruppe 
kann immer nur ein freiwilliger sein. Gegen seinen Willen kann der Beamte in 
eine Besoldungsgruppe mit niedrigerem Gehalt nicht versetzt werden, auch nicht 
im Wege des Disziplinarverfahrens. 

44. Die am 1. April 1920im Dienstbefindlichen planmäßigen 
Beamten mit aufsteigenden Gehältern werden in die Besoldungsgruppen der 
BO. mit derjenigen Gehaltsstufe eingereiht, die ihrem bisherigen Besoldungs¬ 
dienstalter in der Stelle entspricht, die sic am 1. April 1920 bekleiden. Beamte, 
die zum 1. April 1920 oder mit W'irkung von diesem Tage angestellt sind. 
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zählen im Sinne dieser Vorschrift nicht za den am 1. April 1920 im Dienst 
befindlichen planmäßigen Beamten. 

47. Sind ganze Gattungen von Beamten in höhere Besoldungsgruppen ge¬ 
hoben, so behalten sie ihr bisheriges BDA., sofern sich für sie bei Anwendung 
der Bestimmungen im § 25 Abs. 3 BDEG. nicht ein noch günstigeres BDA. ergibt. 

Sind dagegen Beamtengattungen, die am 31. März 1920 unter gleicher 
oder verschiedener Amtsbezeichnung in der gleichen Gehaltsklasse vereinigt 
waren, so getrennt worden, daß ein Teil in einer niedrigeren Besoldungsgruppe 
zurückgeblieben ist, so sind die in die gehobenen Gruppen eingereihten Be¬ 
amten so anzusehen, als wenn sie am 1. April 1920 aus der niedrigeren Gruppe 
in ihre jetzige Stelle befördert worden wären. Ihr BDA. ist deshalb neu fest¬ 
zusetzen. . 

Demnach sind anzusehen, als wenn sie am 1. April 1920 befördert 
worden wären, z. B.: 

i) Begierungsräte, Begierungs- und Bauräte, Abteilungsleiter bei der Landes¬ 
anstalt für Wasserhygiene in Berlin-Dahlem und bei der staatlichen 
Nahrungsmitteluntersuchungsanstalt, Amts- und Landgerichtsräte in die 
Gruppe 11 aus der Gruppe 10; 

k) Oberregierungsräte, Oberbauräte, aufsichtführende Bichter an den Amts¬ 
gerichten mit mehr als 10 Bichtern, Oberregierungs- und Schulräte, Land¬ 
räte bei großen Landratsämtern in die Gruppe 12 aus der Gruppe 10. 

• Geber die Neufestsetzung des BDA. entscheidet in Zweifelsfällen der 
Fachminister im Einvernehmen mit dem Finanzminister. 

64. (1) Berücksichtigung von Ausbildungszeit auf einer 
Fachschule oder Hochschule. Die Zeit eines durch die Annahme-oder 
Prüfungsbedingungen vorgeschriebenen Besuchs einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten technischen Fachschule oder eines diesen ersetzenden Hochschul¬ 
besuchs wird bis zur Höchstdauer von drei Jahren auf das BDA. an¬ 
gerechnet, soweit dadurch der Beginn des BDA. gegenüber den nicht technisch 
vorgebildeten Beamten, weiche in demselben Dienstzweig und in derselben Be¬ 
soldungsgruppe im wesentlichen mit gleichen Dienstverrichtungen beschäftigt 
sind, nachweislich hinausgeschoben wird. 

Anstellung nicht besoldeter Kreisärzte und Kreistier¬ 
ärzte als vollbesoldete Kreisärzte und Kr eis tierärzte und 
als Begierungs- und Medizinalräte und Begierungs- und 
V eterinärräte. 

79. (1) Wird ein nicht besoldeter Kreisarzt oder Kreistierarzt als voll¬ 
besoldeter Kreisarzt oder Kreistierarzt angestellt, so wird das BDA. vom Tage 
der Anstellung als nicht vollbesoldeter Kreisarzt oder Kreistierarzt ab gerechnet. 

(2) Wird ein nicht vollbesoldeter Kreisarzt oder Kreistierarzt als Be¬ 
gierungs- und Medizinalrat oder Begierungs- und Veterinärrat angestellt, so 
wird das Grundgehalt der früheren Stelle nach Abs. 1 festgestellt. 

86. Zum Grundgehalt der planmäßigen Beamten tritt als weiterer Be¬ 
standteil des Diensteinkommens ein Ortszuscblag nach Maßgabe der diesen 
Besoldungsvorschriften als Anlage 2 beigegebenen OrtszuschlagstafeL Der 
Ortszuschlag ist danach — je nach der Höhe des Grundgehalts — in sieben 
Ortszuschlagsgruppen und außerdem nach 5 Ortsklassen abgestuft. 

90. (1) Die Einreihung eines planmäßigen Beamten in eine der sieben 
Ortszuschlaggruppen richtet sich lediglich nach der Höhe des Grund¬ 
gehalts. Alle Zuschläge, Zulagen und sonstigen Bezüge bleiben außer Betracht. 

(3) Die nicht vollbesoldeten Kreisärzte und die nicht voll¬ 
besoldeten Kreistierärzte erhalten nicht mehr Gehälter mit Mindestgrund¬ 
gehaltssätzen, sondern 7ö v. H. der Grundgehaltssätze der vollbesoldeten 
Kreisärzte und der vollbesoldeten Kreistierärzte (Gruppe 10), also sind an 
Stelle der eingeklammerten Sätze der Besoldungsgruppe 10 zu zahlen: (8400) 
6300, (9200) 6900, (10000) 7500, (10800) 8100, (11300) 8475, (11800) 8850, 
(12 300) 9225, (12 600) 9450. Nach diesem gekürzten Grundgehalt richtet sich 
auch die Höhe des Ortszuschlags. 

91. Auf die Vorrückung in höhere Ortszuschlagsgruppen nach Maßgabe 
der Ortszuschlagtafel haben die planmäßigen Beamten einen Bechtsanspruch. 

107. Kinderbeihilfen werden den Beamten für folgende Kinder ge¬ 
währt: für eheliche, für ehelich erklärte und an Kindes statt angenommene 
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Kinder, für Stiefkinder, die in die Familiengemeinschaft aufgenommen sind, 
für aneheliche Kinder. 

108. (1) Die Kinderbeihilfen werden anabhängig vom Diensteinkommen 
gewahrt. Beamte, die im Disziplinarverfahren oder aas Anlaß eines Straf¬ 
verfahrens vorläufig vom Dienste enthoben sind, sowie Beamte, deren Dienst- 
einkpmmen auf Grand eines Disziplinararteils za kürzen ist, erhalten die Kinder* 
beihüfen in voller Höhe. 

(2) Beamte, die im Staatsdienst nur ein Nebenamt bekleiden, erhalten 
keine Kinderbeihilfe. 

109. (2) Für Enkel and Pflegekinder wird keine Kinderbeihilfe gewährt 

111. (1) Für aneheliche Kinder (vergl. § 1705 ff. B.G.B.) wird die Kinder¬ 
beihilfe nar auf Antrag and nar insoweit gewährt, als der Beamte ihren Unter¬ 
halt bestreitet. Voraussetzung ist ferner, daß der Unterhalt von dem Beamten 
als Erzeuger gewährt wird, nachdem seine Vaterschaft festgestellt ist (§§ 1717 
•und 1718 B.G.B.) oder daß der Unterhalt von der Beamtin als Matter ge- 
währt wird 

113. Höhe der Kinderbeihilfen. Für jedes beihilfefähige Kind 
werden bis znm vollendeten 6. Lebensjahre monatlich 40 M., bis zam vollendeten 
14. Lebensjahre monatlich 50 M., und bis zam vollendeten 21. Lebensjahre 
monatlich 60 M. bezahlt. Za diesen Beträgen tritt der jeweils geltende Aus- 
gleichszaschlag einschl. etwaiger Notzuschläge hinzu. 

120. Beginn, Aenderung und Wegfall der Kinderbeihilfe. 
Die Kinderbeihilfe wird im voraas oezahlt, and zwar vom Beginn des Kalender¬ 
monats an, in dem die für die Gewährung maßgebenden Voraussetzungen 
eintreten. 

123. (1) Zar Anpassung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirt¬ 
schaftslage wird zam Grundgehalt, zam Ortszuschlag and za den Kinder¬ 
beihilfen ein veränderlicher, nicht rahegehaltsfähiger Aasglelchsinsehlag 
gewährt. 

(2) Za anderen Zulagen, Sondervergütungen oder Nebenbezügen tritt der 
Aasgleichszaschlag nicht. 

(3) Der Aasgleichszaschlag tritt hiernach zu dem Grandgehalt, dem 
Ortszuschlag nnd den Kinderbeihilfen, wie sie tatsächlich bezogen werden. 

124. (1) Die Art and Höhe des Aasgleichszaschlagssatzes wird darch 
den Staatshaushaltsplan bestimmt. 

(2) Wird der Aasgleichsznschlagssatz in Anlehnung an die Ortsklassen- 
einteilang gestaffelt, so tritt die Veränderung im Aasgleichszoschlagssatz mit 
dem Tage ein, von dem an das Grundgehalt (GrandVergütung) der neaen 
Dienststelle gewährt wird. 

II. Nichtplanmäßige Beamt«. 

125. Die nichtplanmäßigen Beamten erhalten: 

1. Grundvergütung and Ortszaschlag (§ 11 bis 15 BDEG.) sowie in beson¬ 
deren Fällen: Sondervergütungen, Nebenbezüge und sonstige Vergünsti¬ 
gungen (§ 16 BDEG.). 

II. Kinderbeihilfen (§ 17 BDEG.). 

III. Den Ausgleicbszuschlag des § 18 BDEG. 

126. (1) Die Grundvcrgütung der im Staatsdienst als 8tellenanwärter 
voll beschäftigten nicht planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten sowie 
der in § 11 Abs. 1 BDEG. aufgeführten Hilfskräfte an den wissenschaft¬ 
lichen Hochschulen, Anstalten and Instituten bemißt sich nach der Nach¬ 
weisung der Dienstbezüge der nicht planmäßigen Beamten (Anl. 3 des BDEG.). 

(2) Hiernach werden diese Dienstbezüge nach einem bestimmten Hundert¬ 
satz des Anfangsgrundgehalts derjenigen Besorgangsgrappe berechnet, in der 
der nicht planmäßige Beamte beim regelmäßigen Verlauf seiner Dienstlaufbahn 
zuerst planmäßig angestellt wird, und wenn dies eine Beförderungsstelle ist, 
nach der Eingangsgrnppe. 

130.(2) Nicht vollbesoldete Kreisärzte und nicht voll¬ 
besoldete KreiBtierärzte erhalten bei nicht planmäßiger Be¬ 
schäftigung in einer vollbesoldeten Dienststelle (z. B. als Regierungs- und 
Vetcrinärrat usw.) die Bezüge der vollbesoldeten Kreisärzte oder Kreistier¬ 
ärzte unter Berücksichtigung der Vorschriften in Ziffer 79 und daneben die 
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ihnen etwa gesetzlich oder viw.rdnaagBUii&ßig 2 aethbenden Tagegelder öder 
sonstigen; Bezöge- 

131. (1) üieöttftlie^stufea. Die Goxodvergfitung e'taigt bei nicht 
[ilacunußigen ßeu oiten gemäß Aul. 3 des ßftEG, bis zürn Erreichen des Ao- 
fangsgrnndggbalts der planmäßigen Bflamteti tiud von da an «roo zwei zu zwei 
Jahren gemäß Ziffer 6» v ; ' •;%.,* \ ; • , , • 

|£? Die Jjöbercfl GraßdvergntungjjSäteö werden jeweilig yonc Ersten 
des Kttlendenunaats gezaMt, in den de* Eintritt in die «eüe Dicnstaitersstüfe 
fällt ,(§ .13' ■Aß». 1 BDEG.f. 

132.. ?Se nicht planmäßigen Beamten haben auf die DieTGStaUerszTjJageo 
keine a HerJbtsnnsiiräcti. 

138. (1) Ewö Dfenstaltftrssulftge kann versagt werden, wcoft gregen dös 
dienstliche oder außerdifenetlicbe Verhalten des.Beamten ^iüe erhebliche Aus* 
Stellung yoriiegt iS 12 Abs. £ KDECr.), 

1 2) Vor der Versagung Int dem Beamten Gelegenheit zu gebe«, «ich z o 
den Gründen -der boatislchligten Maßregeln zu äußern. Wird das Au Ducke« 
versagt, so sind dem Beamten die Gründe hierfür Schriftlich zv. erPönen (§ 12 
Abs. $ BDgG,l. • ‘t ' $$ ‘ . 

j (3) Oßgcti sofern sie nicht von dar oberst«« Verwaltung«- 

behordti vor fährt ist, sfhbfc ddat Beamten die Beschwerde an äieise zu (§ 10 
Abkd BDEÖj. v4'-;y:^.' 

. :.(4j--'Wläd. •^rv;3^a^itlref(le stattgegeben, an Int die Dlenstaltet&znlage 

rückwirkend gewähren. 

©i»et IBensUltemalage wird wirksam, sobald deto 
Beamten «He entsprochfn.de schriftliche Verfügung «tlgebt. 

137. i 1 j .An w'ärt.cr dienst alter- <AnW..BA.| und Anwärter-* 
dinnstzeit (Anw. DE.». Der Tag, auf den das Anw.DA. eine« nüdit plan» 
mäßigen Beamten ('estgesetzt Wkdj bezeichnet dhh &Upönkt, eftlßhfer 4hl Be* 
redinntig der dein Beiiird 6« öl; seiner Anwärtergyapiio Mkammenden Dienst? 
uitersatnfe zngiuade gelegt wird. Von diesem Zmyß»kt an sind . die Zeit¬ 
abschnitte für das Verbleiben in den Dienstaltersstofen hu rechuen.. 

(3) Der Tag, auf den der Beginn der Anw. DZ. eines nicht planmäßigen 
Beamten festgesetzt wird, bezeichnet den Zeitpunkt; von dem an die Im § 18 
Abs. 2 Satz 1 BDECr. hezeichnete XMst für die plftnmhöige Ahstelimig recnJsCB 
(3) Hat nach Inkrafttreten dös § 13 Abs. 2 Satz lB DEG ein Anwärter 
die dort bezeichoetO Anwärterdiänfttzßit utieö sitebt zurückgdegt, wühl sfctB 
bereits' ©In Anw. DA. von mehr afe> ö (i), dahren; enöicbh hü gilt für ihn auch 
weiterhin, die Bestimmang in Ziffer 127 und 30. • 1 " 

HO. (ti Berechnung des Anw. DA. und der AnwvDZ, Das 
Anw: DA. und die Anw, U%. b e ginneu mit dem Tage, mit dem der Cndgijitig 
in iloii ^tnatiiücnet ilberHomiuene Beamte nach erlangtet Befäbjgttög 'für da? 
Amt die Anwartschaft 'erhalten hat, io eine entsprechende planttääJge Steiit 
eitiztiritckeih soweit nicht iu ■'die. 30 n. BV.. etwas Abweichendes besütaiat oder 
zügclttssca ist. - 

\2-! -Wenn ein nicbspiasmäfiiger Beamter den Dienst bei einer Behörde, 
mit; dem Beginn eines' Monats aulrelen. sollte» ihn aber, weil der Erste des 
SfcttaH £*jw Bönr&ag oder aUgcuieiöBf Bciertäg war, erst am darauffolgenden 
Werktug angeireten hat, «0 ist der/Bögiun des A-ew. DA. and der Anw.liZ. 
so fösfzosctzeü, als wenn der Dkftsf. am eisten Tuge des Äfieoäts.angetrft»;e« wäre, 
159, (i) Bor tick 34 cbtlgtui g v on AushUdungaztii 5 » nt el a© r 
wisken schal Ü \ che n H cchs ch u h?. f»eü Ae wertem für eine ,§te^ der 
Bcauidtitigägrnpiieft'.-■■Ötdie in. den AushUduaga* und Prßfungi- 
y^ebfifteo• yorgde^bea^..^teH- : 'öl•’'.V.7.' ’* ' ' 

b) der praktmebeß. BeacbÜftigiiag, soweit sfe uicht in den Socbacbnlferion 
ftbgeieistöt ist, 

b) des Hochathaisttidlstasi ^.,$2 

CA der ^ 

': :d.v det awtwenaigen Prüftin^Azait., • i v :; ; .! ’’ j" 'f' •'}. : ' • //.• 

sowoir die dor n>i«*r <*—d gen-im<*«n .Z**il.et< # 

■•••' ■ - ■ : ■ ' Ai>,W- iM. ■ 
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(2) Ob and welche Zeit hiernach als Prüfnngszeit bei den einzelnen Ver¬ 
waltungen anzurechnen ist, bestimmt der Fachminister im Einvernehmen mit 
dem Finanzminister. 

(8) Nicht anrechnangsfähig ist 

a) die Zeit, die der Beamte länger als vorgescbrieben auf der Hochschule 
zugebracht hat, 

b) die Zeit, die der Beamte dadurch verloren hat, daß er die eine oder andere 
Prüfung beim ersten Versuch nicht bestanden hat. 

(4) Bestehen für Laufbahnen, die eine abgeschlossene Hochschulbildung 
voraussetzen, keine bestimmten Vorschriften für die auf das Hochschulstudium 
folgende Vorbereitungszeit, so wird hierfür höchstens die Zeit angerechnet, die 
nach einer Vereinbarung zwischen dem Fach- und dem Finanzminister als her¬ 
kömmlich festgesetzt worden ist 

(5) Diese Bestimmungen gelten auch für die am 31. März 
1920 bereits planmäßig angestollten Beamten. 

(6) Dieäm Absatz 1 genannten Personen können erst dann die Grund¬ 
vergütungssätze der Gruppe 10 erbalten, wenn sie als Beamte im Staatsdienst 
voll beschäftigt sind, die etwa vorgesebriebene zweite (letzte) Staatsprüfung 
mit Erfolg abgelegt und den — vor oder nach der zweiten (letzten) Staats¬ 
prüfung — vorgeschriebenen Vorbereitungsdienst zurückgelegt haben. 

160. (1) Anrechnung sonstiger Beschäftigungszeiten. Ob 
und inwieweit sonst zum Ausgleich von Härten die Dienstzeit in einem anderen 
Zweige des Staatsdienstes, im ßeichsdienste oder im Dienste eines der Länder, 
eine außerhalb des Staatsbeamtenverhältnisses zurückgelegte Dienstzeit oder 
die Zeit einer praktischen Beschäftigung auf das Anw. DA. oder die Anw. DZ. 
oder auf beide angerechnet werden kann, bestimmt der Fachminister im 
Einvernehmen mit dem Finanzminister. 

(2) Die Anrechnung soll nicht erfolgen, soweit sich der Beamte dadurch 
günstiger stehen würde als der Durchschnitt der gleichaltrigen Anwärter, die 
die regelmäßige Dienstlaufbahn zurückgelegt haben. Ziffer 23 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

161. Wird ein nicht planmäßiger Beamter des Beichs oder eines der 
Länder sogleich in eine planmäßige Stelle des Staatsdienstes übernommen, so 
darf er nicht schlechter gestellt werden, als wenn er zunächst in eine nicht 
planmäßige Stelle des Staatsdienstes übernommen worden wäre. 

167 (1) Zur Grundvergütung der nicht planmäßigen Beamten tritt als 
weiterer Bestandteil des Diensteinkommens ein Ortszuschlag in Höhe von 
80 v. H. des 0 r t s z u s c h 1 a g s, den sie als planmäßige Beamte in der ersten 
Gehaltsstufe derjenigen Besoldungsgruppe beziehen würde, in der sie bei regel¬ 
mäßigem Verlauf ihrer Dienstlaufbahn zuerst planmäßig angestellt werden 
(§ 14 Abs. 1 BDEG.). 

Während der Geltungsdauer des Gesetzes, betr. Notzuschläge zu den 
Kinderbeihilfen und Ortszuschlag der nichtplanmäßigen Beamten vom 18. De¬ 
zember 1920 (G. S, 1921 S. 218) erhalten die nichtplanmäßigen Beamten vom 
1. Oktober 1920 an den Ortszuschlag in voller Höhe. 

174./76. Kinderbeihilfen und Ausgleichszuschlag erhalten die nicht plan¬ 
mäßigen Beamten in derselben Höhe wie die planmäßigen. 

III. Allgemeine Bestimmungen. 

176. (1) Zahlungsvorschriften. Die unmittelbaren Staatsbeamten, 
die eine planmäßige Stelle bekleiden, erhalten ihre Dienstbezüge, soweit sie 
ihnen in festen Barbezügen zustehen, aus der Staatskasse monatlich, bei Ueber- 
Weisung auf ein Konto vierteljährlich im voraus. 

(2) Die nichtplanmäßigen Beamten (SteUenanwärter) erhalten ihre 
Dienstbezttge monatlich im voraus. 

(3) Die Dienstbezüge der planmäßigen Beamten werden nur dann viertel¬ 
jährlich gezahlt, wenn der Beamte bei der zuständigen Kasse schriftlich die 
restlose Ueberweisung des Grundgehalts, des Ortszuschlags, der Bänderbeihilfen 
und des Ausgleichszuschlags und etwaiger sonstiger fortlaufender Bezüge auf 
ein Konto beantragt. 

(4) Die Ueberweisung kann auf ein Bankkonto oder Postscheck¬ 
konto erfolgen. In den Anträgen auf Ueberweisung von Dienst- oder Ver- 
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sorgungsbezügen darf nur ein Bank- oder Sparkassen- oder Postscheckkonto 
bezeichnet werden. Anträge anf Ueberweisung der Bezüge in Teilen auf 
mehrere Konten sind wegen der damit verbundenen Belastung der Kassen nicht 
zulässig. Die an den Beichsbankgiroverkehr angescblossenen Sparkassen und 
die als scheckfähig bezeichneten Genossenschaften, d. h. bankähnliche Genossen¬ 
schaften, die sich nach den für ihren Geschäftsbereich maßgebenden Bestimmungen 
mit der Annahme von Geld und der Leistung von Zahlungen für fremde Bech- 
nung befassen, sind bei Zahlung von Dienstbezttgen einem Bankhause gleich 
zu achten. 


Festsetzung des Bnhegehalts der ehemaligen Kreisphysiker und 
Kreiswundärzte. Bund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 1. September 1921 — I M I 1787 — an die Begieruugspräsidenten. 

Der bei der Bemessung des Buhegehaltes der nicbt vollbesoldeten 
Kreisärzte nach Vermerk 2 zu Kap. 129 Tit» 2 des Staatshaushalts dem Gehalt 
für sonstige Dienstbezüge zuzurechnende Betrag von 2250 M. ist bei der Fest¬ 
setzung des Ortszuschlagsdurchschnitts nicht zu berücksichtigen. Ebenso ist 
dieser Betrag bei der Festsetzung des Ausgleichszuschlages nach § 18 
Beamten-Dienst-Einkommen-Gesetz nicht in Betracht zu ziehen und daher auch 
bei Errechnung des Mindest- und des Höchstbetrages des Versorgungs¬ 
zuschlags nach § 23 Abs. 2 und 8 Beamten-Dienst-Einkommensgesetz nicht 
in Ansatz zu bringen. Eine mittelbare Berücksichtigung des Betrages von 
2250 Mark erfolgt jedoch bei der Festsetzung des Versorgungszuschiags in 
den Fällen des § 28 Abs. 2 Beamten-Dicnst-Eir kommensgesetz, in denen der 
Versorgungszuschlag in Höhe des Ausgleichszuschlagsatzes vom tatsächlichen 
Buhegehalt höher ist als der Mindestbetrag. 

Beispiele. 

a) Ein nicht vollbesoldeter Kreisarzt, der ein Grundgdhalt von 6300 M., 
einen Ortzuschlag von 2000 M. und einen Ausgleichszuschlag von 5396 M. 
bezieht, tritt mit einer ruhegehaltsfähigen Dienstzeit von 12 Jahren in 
den Buhestahd. Seine Versorgungsgebührnisse berechnen sich wie folgt: 
Buhegehalt **/«o von 10650 M. (Grundgehalt 6300 M., Ortszuschlag 
(Durchschnitt) 2100 M., sonstige Dienstbezüge 2250 M.) = 8906 M. Der 
nach dem Buhegehalt zuständige Versorgungszuschlag beläuft sich auf 
(Ortsklasse C) 2538 M. 90 Pf.; es ist aber der nach § 23 Abs. 2 Beamten- 
Dienst-Einkommens -Gesetz zuständige Mindestbetrag von 2730 Mark 
(*/» X 65% von 6300 M. + 2100 M.) zur Zahlung anzuweisen. 

b) Ein nicht vollbesoldeter Kreisarzt, der ein Grundgehalt von 9450 M., 
einen Ortszuschlag von 4000 M. und einen Ausgleichszuschlag von 9416 M. 
bezieht, tritt mit einer ruhegehaltsfähigen Dienstzeit von 41 Jahren in 
den Buhestand. Seine Versorgungsgebührnisse sind folgende: Buhegehalt 
^/e» von 14460 M. (Grundgehalt 9450 M., Ortszuschlag (Durchschnitt) 
2760 M., sonstige Diensbezüge 2250 M.) = 10845 M. Der nach dem 
Buhegehalt zuständige Versorgungszuschlag beläuft sich auf (Orts¬ 
klasse A) 7691 M. 50 Pf. Da der Mindestversorgungszuschlag (*/« X 70 °/o 
von 9450 M. 2760 M.) nur 6410 M. 25 Pf. beträgt, kommt dieser für 
die Gewährung nicht in Betracht. 


Die Leitung öffentlicher Apotheken. Bund-Erlaß des Ministe rs 
^fur Volkswohlfahrt vom 12. April 1921. 

/-■' Sonderfälle geben mir Veranlassung, darauf hinzuweisen, daß nach dem 

preußischen Apothekenrecht nur eine physische, entsprechend qualifizierte Person 
Besitzer einer Apotheke sein kann. Dies entspricht zudem der öffentlich-recht¬ 
lichen Stillung des Vorstandes (Besitzers und Verwalters) der Apotheke. An¬ 
trägen, verkäufliche Konzessionen auf zwei oder gar mehrere Apotheker ge¬ 
meinsam zu übertragen, ist daher nicht zu entsprechen. Weiter ist es aus 
denselben Gründen nicht angängig, verkäufliche Apothekenkonzessionen auf 
offene Handelsgesellschaften, juristische Personen usw. zu übertragen. 


Verantwortlich für die 8chriftleltung: Prof. Dr. Rapmund, Och. Med.-Rat in Lippepriage. 
Drnok von J. 0. 0. Brune, Minden U W. 
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Rechtsprechung. 

Wenn die Verleihungsbehörde znr Verhütung nachteiliger Wirkungen 
ln Abwässern der Ausübung des verliehenen Rechtes eine biologische 
Kläranlage vorsieht, so hat sie auch zu prüfen, ob nicht durch Art oder 
Betrieb der Anlage öffentliche Interessen beeinträchtigt werden, uud ist 
jedenfalls befugt, Beschaffenheit und Betrieb der Anlage so zu gestalten, 
daß solche Beeinträchtigungen vermieden werden. BeschlußdesPreuß. 
Landeswasseramts (LSenat) vom 25. April 1921. 

Der Landgemeinde R. war auf ihren Antrag das dauernde Recht ver¬ 
lieben worden, die Abwässer ihrer Kanalisation in das R.’er Müblenflitß ein* 
zuleiten, nachdem sie einer mechanischen Vorklärung, sodann einer biologischen 
Klärung und außerdem einer Nachklärung unterworfen waren. In den gegen 
diesen Beschluß erhobenen Beschwerden von Widersprechenden war einmal die 
ausreichende Wirkung der Kläranlage bemängelt und ferner darüber geklagt, 
daß die in der Nähe der Kläranlage wohnenden Beschwerdeführer durch üble 
Qer&che benachteiligt werden würden, die infolge des Betriebs der Anlage und 
der Beseitigung des Klärschlamms entstehen müßten. Das Landeswasseramt 
beließ es bei der Verleihung, indem es die Bedingungen abänderte und er¬ 
gänzte, insbesondere auch die Unternehmerin verpflichtete, alle Maßnahmen zu 
treffen, um Geruchsbclästiguugen der Umgegend zu vermeiden. 

Ueber die Wirkung der biologischen Klärung sprechen sich 
die vorliegenden sachverständigen Gutachten in verschiedener Weise aus. Die 
Landesanstalt für Wasserbygiene in Berlin-Dahlem steht in einer gut durch¬ 
gebildeten und betriebenen biologischen Kläranlage nach dem heutigen Stande 
von Wissenschaft und Klärtechnik — außer der Reinigung auf genügend 
großen geeigneten Landflächen — das weitestgehende und gründlichste Mittel, 
um das Abwasser unschädlich zu machen und Mißstände in der Vorflut zu ver¬ 
meiden. Insbesondere hält sic die geplante mechanisch-biologische Anlage mit 
224 cbm nutzbarer Tropfkörpermasse bei sorgfältigem Betrieb und ständiger 
Ueberwacbung wohl für geeignet, eine weitgehende Reinigung des Abwassers 
bis zur Fäulnisunfäbigkeit hcrbcizufiibron, wodurch Mißstäude im Müblenfließ 
und am Seestraudc vermieden werden würden. Dagegen führt Professor Dr. 8. 
in seinem Gutachten aus, daß in den biologischen Körpern in der Hauptsache 
nur eine Abiiltriernng der ungelösten Stoffe, soweit diese sich noch nicht in 
den Absitzgruben abgesetzt hätten, uud nur in verhältnismäßig geringem Maße 
eine Oxydation der grlösten Stoffe vor sich gehe. Nach seiner Ansicht wird 
das Abwasser in der Kläranlage nicht viel vou den gelösten organischen .Stoffen 
einbüßen, daher fäulnisfiibig sein und zu Schlammablagerungen, am Strande 
auch zar Durchsetzung des Sandes mit fäulnisfäbigen Stoffen Veranlassung 

S eben, die, zumal an heißen Tagen, zu Ucruchsbclästigungen führen müßten. 

>er Senat hat ungeachtet dieser abweichenden Ansicht kein Bedenken ge¬ 
tragen, seiner Entscheidung die gutachtliche Aeußerung der Landesanstalt für 
Wasserbygiene zu Grunde zu legen, da er ihr im Hinblick auf ihre umfassende 
praktische Tätigkeit auf dem Gebiete der Abwasserreinigung, insbesondere 
auch bei der Begutachtung und Ueberwachung biologischer Kläranlagen, ein 
maßgebliches Urteil über die Wirkung solcher Anlagen zuerkennen zu müssen 
glaubte. Auch der sachverständige Berater des Regierungspräsidenten, der 
Regierangs- und Geheime Baurat T., hat bei der Nachprüfung des vorgelegtcn 
Planes keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Anlage geltend gemacht. 
Die Einleitung der biologisch geklärten Abwasser in das Mühlenfließ zuzulasscn, 
erschien auch um so unbedenklicher, als die Lundesanstalt für Wasserbygiene 
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in Ihrem ersten Gutachten, Wtmugiwefc «der ZurückäteHtiftg u/Jfjebüdjet 1 Be¬ 
denken, sich «isstweUu'n mit, «jaer. nur Meebauiscbiu Klärung begnügen wollte. 
Wenn man 4er GemeindeB. die Einleitung ihrer Abwässer nicht überhaupt 
v er nagen darf, ist «ahoi dem heutige» Stande der Technik Dicht einzusebon. 
Welche weitfifgehBnde Klärung man 4er Gemeinde noch vorsch reiben kannte, 
nachdem diese sich zu der ^g^wRrttg Hebr koatsijieljg^R bioli^sehen llförtiBg 
eutsehiosseö hat. Bin Allee hfireshügti-a E&WrmduUj&m A'öriöjieugeu; Es käme 
nur der Kiöselbeirteb in Betracht, und- dieser ist Unter den obwaltenden Ver¬ 
hältnissen ansgeßcblyssea. ÜUbtigeng hat «ich «ach iVoftsaot Dirj S,nicht für 
eine Versagen* d;r feöÄUtr&gteö Einleitung ausgesprochen; er hat vielmehr 
nur Vorschläge gemacht, bei deren Ktfttlhtog nie nach seiner Ansicht nach- 
tefligen Witkaogen deirfenfendM Abwässer sind IJr^ ScitJähiSiabiagerttogen 
sich auf ein efträgllcbeä SlalV etßsthränken ljoüi u. Nimmt'man »her mit der 
Laodesanstak tat Wasserhygieae .an, daß die AhWä^oc die Kläranlag«.; in 
fäulaisfreiem Zustande yeriasseu wurtlfeü,- m bedarf es schon deshalb dieser 
weiteren Einrichtungen nicht. Dies trifft nne.h auf <J>o FhTgesebfagcor Erft- 
achaftung vöts Fisohteschen unterhalb der Kbarasjlni-e zu. Derartige Aalftgea 
Bini wiederholt mit '■gutem Erfolg mögorichtefcWord «?«,wo »l>e Wirkung von. 
Kläranlagen nicht hinreicheud erschien. Der Senat bas aber hu vorliegend«* 
Fall« die Sibschkitiing von Fischteichen zuntv.it niiht /u'r ntvvvpesidig erheb tut, 
Sollte eich bei dem Betriebe' der Anlage später eih ehhsjJfecbcudeB Ifedyrfnj» 
ergehen, so kann ein« koMie Auflage auf Grand des gr-mSß £ 4-7 Abs. 8 de»A 
Wassergusotau» voffgoschottea N'ffrhehalts rribbter AofordWungeu ii» Benug >.nf 
Beinigungder Abwässer Jedefzeit gemacht werden, - c- • AivfW 

Besonders beruckaichtigt hat der Senat die Einwendungen der Wid<&r> 
sprechenden, d«0 infolge des Betirbjba derKläranlage oder bei der BeHrftigong 
des Schlammes GeruchsheiiietJguögöh hÄtatcheti kbriRteö, wodurch Öffentlich« 
Interessen. ode^',;''A^li^ör^Öi^dfet^ßdhhttt^sit^he^tr&ch^t werden. Der 
BesirkBaaschoö hat sich flicht für befset gobalteu, in ofne pröfaug dieses 
IJmstandes eiacutreten, Aa: sin Sache der poüceiUchea Prülang Öter Klärauloge 
»ei- E» mag dahin gestellt bleibe«, ob. nachteilige Wirkungen dieser Art zu 
denjenigen gehören, die Arou der beabsichtigten Benutzung <fes W&aserlauf« zu 
'erwarten: sind oder durch die Ausübung' des verliehenen Hechtes entstehen, and 
daher unter die ' §§ : . 60* 82' des W aeserge.se tzes f&Ubni Wenn aber di« Per* 
teihuBgSbehörde, insbesondere zur Wahrung von Hiicksichten des bjfeniUcW 
Wohles,. beafciöifßtA Eusrieb taugen verschreibt, so wird sie sich nicht der 
Pr&fttog entziehen dürfen, ob nicht diese Einrichtungen durch Art oder Be-J- 
Dieb ÜLrerseita bÖUftUiche Interessen beeinträchtigen.; daraus folgt ihre Bcfuguhr, 
Beschaffenheit und Betrieb der Anlage so zu gestalten, dsB sulche Deek- 
trttchügaöguu vermieden werden« Daher ist der Unternehmerin die Verpflich¬ 
tung auferfegt werde», alle MäBnahuJeo zu. ttofe», um. Gerttchsbeläatigangea 
der Offlgegend *u vermeiden. Soweit der Bciffeb der Kläranlage Belbst in 
Frage steht, werden solche Belästigungen nach der Ansicht der Landesaostalt 
für WasBerhygieue voraussichtlich nicht erheblich sein and auch schon durch 
die vnrgesebeBo DmpBanzang der Kläranlage beseitigt udt-r doch wesentlich 
vermindert, werde«. Die. Gerucbsbelastigungen tlarek die Absiizanlage werden 
durch duruB iTehÄrdeckuug ganz vermieden werden, zu der die Gemeind* sich 
bereit Erklärt hat. Ferner soll die Ueherdeckung von awei der bioiogisiheh 
£<irper gegen Frostgefahr erfolgen, wodurch ein weiterer Schutz, gegen die 
mögliche Verbret tu Dg übler Gerüche geschaffen wird. Eine TjVberdeckang der 
beiden anderen biologischen Körper schon jetzt varzusekreiben, haben weder 
die LahdesauBtnU für Wasserhygieoe noch der Regiertntgs- und Gehämu Baurat 
T. fär Bötweftdig gehalten; eine entsprechände Auflage kann, fall*AfS Aich. 
als notwendig erweisen sollte., der Zukunft Vorbehalten bleiben und «uf Grund 
der vorgedachten Bedingung dffrchgcfiihrt werden. .Eine weitero Qutlfe von 
Gerucbabeläsügungen kann die Beseitigung des KlärschianimB darstellen. Die 
Gemeinde beabsichtigt, dienen iöifteb efeer f’hdilÄmmhtartpa berausmiholita und 
in den der Kläranlage bcnAcbbarton Ländereien unterzugralcu. Dagegen tuod 
einstwoilen keine Bedenkun ^u erheben; sollten sich diu für die Unterhringuog 
des Scblamines ja Aussicht gonommenen Ländexeieii dazu hfeht eignen oder 
gegen ihre Verwendung polizeiliche Bedenken ent stehen, so bleibt es die Auf- 
m&i, dc-f .für ,</-,>}tTJ'v4>*A : 
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ist sie auch in dieser Hinsioht verpflichtet, alle Maßnahmen zu treffen, um 
GeruchBbelästigungen der Umgegend zu vermeiden; Ist bei ordnungsmäßigem 
Betriebe der Kläranlage eine häufigere Beseitigung des Schlammes, als die 
Gemeinde jetzt in Aussicht nimmt, insbesondere eine solche während der Haupt¬ 
ausflugszeit, nicht zu umgehen, so wird Bie auch dabei Bedacht zu nehmen 
haben, daß eine wesentliche Geruchsbelästigung der Umgegend vermieden oder 
der Absitzraum entsprechend vergrößert wird. 


Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Preußen. 

Gerlchtsärztllche Ausschüsse. Bund-Erlaß des Ministers für 
Volkswohlfahrt vom 15. August 1921 — I M I 2561 — an die 
Herren Oberpräsidenten. 

Da die Bekanntgabe der AusfQhrungsbestimmungen zu den Beschlüssen 
des Staatsministeriums vom 80. April d. Js. (Gesetzsamml. S. 369 und 372) Uber 
die Bildung eines Landesgesundheitsrats und gerichtsärztlicher Ausschüsse 
sich noch verzögert, ersuche ich ergebenst, dem dortigen Begierungs- und 
Medizinalrat schon jetzt den Vorsitz des gerichtsärztlichen Ausschusses für 
Ihre Proinz in meinem Namen provisorisch zu übertragen und ihn anzuweisen, 
die laufenden Geschäfte des bisherigen Provinzialmedizinalkollegiums unter 
Heranziehung des als ständiges Mitglied in Aussicht genommenen Gerichts¬ 
arztes oder dessen Stellvertreters sowie eines dritten aus den dortseits vor- 
geschlageneu Sachverständigen gewählten Mitgliedes zu erledigen. 

Wegen der Bevision der staatlichen Arzneirechnungen -ergeht beson¬ 
derer Erlaß. 


jf **'Zuschläge zu den Tagegeldern bei den Reisen der Medtztnalbearaten 
«fff gerichtlichen Angelegenheiten nach besonders teueren Städten. B u n d - 
Erlaß des Ministers für Volks wohlfahr t vom 17. September 
1921 An sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

ln Uebereinstimmung mit den für die anderen Staatsverwaltungen ge¬ 
troffenen Anordnungen genehmige ich, daß mit Wirkung vom 1. April 
1921 ab bis auf weiteres die in dem Banderlasse vom 17. bezw. 4. August 
1920 — F. M. 1. Nr. 16731; W. M. A. 3 Nr. 299 bezeichneten besonderen Zu¬ 
schläge zu den gesetzmäßigen Tagegeldern den Kreisärzten in gerichtlichen An¬ 
gelegenheiten nach den unter II a. a. 0. benannten besonders teueren Städten 
ebenfalls bewilligt werden. 


Festsetzung des Ruhegehalts für ehemalige Kreisphysiker und Kreis- 
Wundärzte. Bund-Erlaß des Ministers für Volks Wohlfahrt vom 
1. September 1921 — IM 1 2207 — an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Die auf Grund des § 15 Abs. 2 des Gesetzes betreffend die Dienst- 
stelllung des Kreisarztes usw. vom 16. September 1899 (G. 8. 8. 172) in den 
Ruhestand getretenen Medizinulbcumten erhielten „ohne Rücksicht auf die 
Dauer der Dienstzeit“ eine Pension in Höhe von drei Vierteln der Besoldung usw. 

Da der Sinn dieser Vorschrift der ist, daß die nicht wieder verwendeten 
Medizinalbeamten so gestellt werden sollten, als ob Sie bereits das Höchsl- 
ruhegehalt verdient hätten, so muß auch bei Berechnung der Versorgungs- 
gebührnisse nach dem ßeamtenaltruhegr haltsgesctz das Höchstruhegohalt mit 
u /6o von den neuen Bezügen, die nach Maßgabe des Besoldungsdienstaltcrs in 
der betr. Stelle im Zcitpm kt des l’ebertritts in den Ruhestand zu berechnen 
sind, gewährt werden. (Auf den Runderiaß vom 29. März 1921 I M I 686 
weise ich hierbei hin.) 

An Stelle der irn § 15 Abs. 2 des Gesetzes vom 16. September 1899 be- 
zeichneten „Entschädigung“ (für dienstliche Gebühren) sind bei dieser Umrech¬ 
nung den ehemaligen Krei.sphysikern für sonstige Dienstbezüge 2250 M. mit 
der Maßgabe anzurechnen, daß das hiernach dem Ruhegehalt zu Grunde zu 
legende Diensteinkommen nicht das ruhegehaltsfähige Diensteinkommen eines 
vollbesoldeten Kreisarztes mit demselben Besoldungsdieustalter übersteigen darf. 
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Dagegen Ist die HinzureebtttiKg.Vtra NC'beuböKÜgcn beiden dteoidj^ea 
KieisurMdSraten niebt Aßgaogig. 

Wegen des Versargungsinseblsg? nehme ich nnf den Sundsrlaß vom 
1. September 1921 — I M Nr. 1T-/T — ■ Bezug. V) 

..- 

B. Äfl«em. 

Abfindornng der Verordn«Hg Über Gobübmi Für KrzlUch© Dlf-jjst- 
leistnngeu in der iTiytttprftil». Ve tatdvnug des S taa taminister iuns B 
d es Inner a tu tu 3. A .Vk.us t ) 92 1. 

Dip Verordnun<r pppi '$% wird unter Aitfhchting der Ver¬ 

ordnung vom 21. d«B 1918 »Via «nf wetteten: nach Maßgabe folgender Be¬ 
stimm on ge« geködert- 

T ’ t rt* ’ ii f\'A fj. stritt \* Wm f a 7Pr/? f* A' vV-'hv y- 


* . ? ;h- 4, &-a«Ä fl cTbolfe«, folgende Fassung. 

. ' : G § 4. Werden bin. fcft.ra.t uug en dmlfdic VwHditarjgen VörgenBinimeft, 
für die öin MindtÄUata von 30 M. lö 

ein® Gebühr von mehr alö 30 M Abgehetzt. wjr>3- r : W (iwf -p£ajfc (Gebühr; Für die 
Berat,dag bet Ä&ffe nlhkt öesötidCfö berechnet wpfäe& ? 

§’b, Bei örztlicheu BesiiuiieÄ Ihn er kalb des Wohnorts des Arsid». 
srtebt dioSera, neben der Gebiilie fuV den Bespcii und^ gegebpnenlfdl» für die 
Verrichtung- eine besondere Entedbä.dig.uäg für F«brl,:c*ai*?n r»»4 für den, darc-ii 
den Hin- und Rückweg verursachten Zeitaufwand ;io der IvOgfcl nicht -gtt. 

dedoeb kann auch iuneihoib "de» •Wohnort««. des / Ätzten wen« die 
Wohnung de« 11 rar* ken n$eh t ü n t-e r 2 fern ^dö der rtfts?Arztes entfernt 
ist, für Besuche bei Nacht, für Besuch« bei Tag, die au? Verlangen sofort 
gemacht werde«., für mündliche Beratung zmfor 'oJer mehrt-rer Aeriie bu 
Tag oder Nacht auch Ersatz für Zeitaufwand für Jltu- und -Rückweg berechnet 
werden und zwar ftlr jede angefitrigeriu halbe Stpödii bei TöijÄ 6—10, bei Nacht 
(8 Uhr abends bis 8 Uhr morgens) 10-30 Marlt, 

Beßudet. sieb der Kranke aniiAfhalb de» Wöhnörtes des Ar*tos und 
zwar nicht unter 1 fcm von der Cifcnste des Wcthnoifes und nicht unter 2 hia 
Von der Wohnung des Arztes entfernt, so kauö der Arzt als Wegegeld, das 
sowohl die Vergütung für den Zeitaufwand, wie die Bnteetiädigunjr für I’*e» 
fbrcfofungauiittel üruiaßf, für den Doppelkilometer der Entfernung von «einer 
Wohnung bei Tage 6—1Ö, hei Nacht (8 Uhr abends bis 6 Uhr mörgeusi 10 bis 
30 Mark beanspruchen. 

Ist der Ort der Dienstleistung unter 1 km von der Grenzt? des Wohn¬ 
ortes oder über 2 fehl öder mehr von der Wohnung des Arztes eotfetut, so 
findet die Besticimu,og dts» § 5 Abs. 2 uuter den dort angegebenea VofäUft- 
eeuuagea Anwendung. 

II. Di« Ziffern 1 nüd 2 dos Teiles 1 Ctettlbtep |flüf JBbpqphip.. uaff: Be- 
ftttUngStt (Zeugnisse. Berichte, Gutachten, Briefe) Erhalten’ folgeade Faseuog: 

h Beratung jgi Daiise des Ärzte«; a) hei Äacht 

(8 Uhr öbends bis 8 Uhr morgens); 10 -00 M,, 

2. Besuch in der Web'nUwg'dhe' 10—$0 |f„- 

b) bei Nacht: 20—100 5t. 

Die Mmdesteätze fiir göbortslHlfHche Bbistttngen tTah. B. 
Abseh«, 111, Ziffer 3—8. 10,12—15, 21, 23 und 25t) werden auf daa Fünffache, 
die Mihdesf«ätze aller übrigeii iu der-Oebiihienördriürig Teil A und B Abschnitt 
I - V anfgefiihrten Balze werden »nf das Dreifach« der Miudc.sttfttzo ilec Vcr- 
ordnune vom 17. Oktober 1901 erhöht. 

III. D&s Siaatsrainisteriam des Innern ist ermächtigt, für das besetzte 
Gebiet de? Pfalz besondere Zaschlägo za den Sätzen der Veroidnung und Ge> 
fcfjtiToriordnnng festv.iisc) zen 

f,V;'«AIn JCraft 


l) ßi?sb<i ; gvi NB-iTtlfl; ä 88. Ofetu betreffendeu IiünderlnÖ ist 

irrtümlich i-Kiß ' .;fal'8CbP'Ä hümrpchOft gegeben ; dieselbe '.rauft' hurten; -„Fesiv 
8 1 1® h ti g d « s ß ff h « g hh fi li e s der di § h t V d 11 h.<? s o Id e t $ o Kreta- 
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Verwaltung einer Apotheke durch die Hinterbliebenen des bisherigen 
Konzessionstnbabers. Band-Erlaß des Ministers für Volkswonl- 
fahrt vom 28. Juli 1921 — IM II 2363 — an sämtliche Herren Ober¬ 
präsidenten und Begierungspräsidenten. 

In einer Entscheidung vom 14. April 1921, die eine konzessionierte Apo¬ 
theke betraf, hat das Oberverwaltungsgericht zu der bisher strittigen Frage 
Stellung genommen, ob das Vorrecht der Witwe und der minderjährigen Kinder 
eines Apothekers, die Apotheke während des Witwenstandes bezw. bis zur 
Großjährigkeit der Kinder durch einen qualifizierten Stellvertreter verwalten 
zu lassen, nur dann wirksam wird, wenn schon zu Lebzeiten des Ehemannes 
bezw. des Vaters die Apotheke behördlich abgenommen oder ihr Betrieb er¬ 
öffnet worden war. In dem zur Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts ge¬ 
langten Falle beanspruchte die Witwe eines Apothekers dieses Vorrecht, nach¬ 
dem der Ehemann nach Verleihung der Apothekenkonzession, aber vor der Er¬ 
öffnung der von ihm zur behördlichen Abnahme angemeldeten Apotheke ver¬ 
storben war. In dem Urteil wird die Frage offen gelassen, ob in diesem Falle 
die Beichsgewerbeordnung (§ 46) oder das partikularrechtliche Sonderrecht des 
Apothekengewerbes (hier § 4 Titel I der revidierten Apothekerordnung vom 
11. Oktober 1801 und die Kabinettsorder vom 80. Juni 1894) für die Ent¬ 
scheidung maßgebend sei. Denn sowohl bei Anwendung des § 46 der Beichs¬ 
gewerbeordnung, als auch unter Zugrundelegung des § 4 Titel 1 der revidierten 
Apothekerordnung — letzterenfalls für konzessionierte Apotheken mindestens 
seit der Kabinettsorder vom 80. Juni 1894 — setze das Vorrecht der Witwe 
oder der minderjährigen Kinder lediglich die Konzessions Verleihung 
an den Ehemann bezw. Vater voraus, es sei also nicht an weitere Bedingungen, 
insbesondere nicht an die Betriebseröffnung der Apotheke zu Lebzeiten des 
verstorbenen Konzessionsempfängers, geknüpft. 

Ich ersuche ergebenst, diese Entscheidung künftig zu beachten. 


B. Sachsen. 

Vordrucke für die ärztlichen Anzeigen bei ansteckenden Krankheiten 
und Meldekarten sowie ärztlichen Anzeigen bei Tuberkulose. Verordnung 
des Ministeriums des Innern vom 25. August 1921. 

Unter Abänderung des mit der Verordnung vom 2. März 1890 — zu 
290 II M— eingefürten Vordrucks für die ärztlichen Anzeigen bei an¬ 
steckenden Krankheiten sind vom 1. Oktober 1921 ab von den Amts- 
bauptmannschaften und Stadträten in Städten mit revidierter Städteordnung 
für die ärztlichen Anzeigen bei anzeigepflichtigen ansteckenden Krankheiten 
nur noch die neuen Vordrucke abzugeben, die den Kreishauptmannschaften zur 
Verteilung an die Amtshauptmaunschaften und Stadträte in Städten mit revi¬ 
dierter Städteordnung alsbald zugehen werden. Es soll jedoch nachgelassen 
sein, die bisherigen alten Vordrucke aufzubrauchen. Insoweit die Amts- 
hauptmannschaftcn in Frage kommen, sind deshalb die Ortspolizeibehörden zu 
veranlassen, die etwa bei ihnen noch vorhandenen alten Vordrucke bis 80. Sep¬ 
tember 1921 an die zuständige Amtshauptmannschaft abzugeben, die sie in 
gleicher Weise wie die neuen Vordrucke unter Freimachung mit Dienstmarken 
und Anbringung des Dienststempels an die Aerzte zu verabfolgen hat. Die 
gleiche Abgabe etwa noch vorhandener alter Vordrucke kann durch die Stadt¬ 
räte in Städten mit revidierter Städteordnung erfolgen. Auch soll es diesen 
nachgelassen sein, etwa von ihnen eingeführte besondere Anzeigevordrucke 
noch aufzubrauchen. Die Freimachung aller Vordrucke hat unter An¬ 
bringung des Dienststempels durch die Amtshauptmannschaften, in Städten 
mit revidierter Städteordnung durch die Stadträte zu erfolgen. Weitere, nicht 
freigemachte Vordrucke können jederzeit kostenlos von der Kanzlei des Mini¬ 
steriums des Innern, IV. Abteilung, Dresden-A., Seestraße 18, II., bezogen 
werden. 

Den Vorrat an Meldekarten fürTttberkulosetodesfälle und 
Vordruck'en für Anzeigen über Erkrankung an Tuberkulose, 
den die Bezirksärzte am 30. September 1921 noch besitzen, haben sie an die 
Amtshauptmannschaft ihres Amtssitzes abzuliefern. Im übrigen gilt für die 
Freimachung dieser Anzeigen und den Bezug weiter benötigter Anzeigen und 
Meldekarten das unter I Gesagte. 
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Die Bezirksärzte wollen wegen der dem 8taate and den Gemeinden er¬ 
wachsenden Postgeldankosten dauernd ihr Augenmerk darauf richten, daß die 
freigemachten Vordrucke nur genau nach der Anweisung verwendet werden. 

Die Herren Aerzte werden ersucht, die noch in ihrem Besitze befind¬ 
lichen alten Anzeigevordrucke in Städten mit revidierter Städteordnung an den 
Stadtrat, im übrigen an die zuständige Amtshauptmannscbafc abzugeben zwecks 
Freimachung mit Dienstmarken und Anbringung des Dienststempefs. 


C. Lippe. 

Dienststellung der Kreisärzte. Gesetz vom 13. Juli 1921. 

§ 1. Zur Durchführung des gesamten Gesundheits- und Fürsorgewesens 
in Lippe werden Kreisärzte im Hauptamte angestellt. 

§ 2. Der Kreisarzt ist der staatliche Gesundheitsbeamte, der 
Fürsorgearzt und der Schularzt seines Kreises. 

Er ist der technische Berater der unteren Verwaltungsbehörden, welche 
seine Tätigkeit in jeder Weise zu fördern und zu unterstützen haben, und 
Mitglied der Pflegeausschüsse seines Kreises. 

Den Polizeibehörden verbleiben die ihnen nach den gesetzlichen Be* 
Stimmungen zustehenden Befugnisse in Angelegenheiten des Gesundheitswesens. 

§ 8. Der Kreisarzt ist dem Direktor des Landeswohlfahrtsamtes un¬ 
mittelbar unterstellt. Seine Vertretung in Verhinderungsfällen oder bei Er¬ 
ledigung einer Stelle wird von diesem geregelt 

§ 4. Die Anstellung als Kreisarzt erfordert: 

1. den Nachweis der Approbation als Arzt, 

2. den Erwerb der medizinischen Doktorwürde bei einer deutschen Universität 
8. das Bestehen der preußischen oder einer anderen deutschen staatsärzt¬ 
lichen Prüfung, deren Gleichberechtigung .von dem Lippischen Landes- 

J räsidium anerkannt wird, 

en Nachweis einer erfolgreichen Tätigkeit als Kreisassistenzarzt oder 
einer ihr gleichznächtenden Tätigkeit. 

§ 5. Der Kreisarzt wird planmäßig angestellt und bezieht ein 
festes Diensteinkommen. Besondere Gebühren stehen ihm nur auf 
vertrauensärztlicher Tätigkeit zu. 

Anstelle von Tagegeldern und Reisekosten für Dienstreisen in Lippe 
kann den Kreisärzten eine Pauschsumme gewährt werden. 

Den Kreisärzten wird entweder ein Büro zur Verfügung gestellt, oder 
es wird ihnen eine angemessene Entschädigung für Bürokosten gewährt. 

Die Ausübung der ärztlichen Privatpraxis gegen Ent¬ 
gelt mit Ausnahme von Fällen dringender Gefahr und von Beratungen 
mit anderen Aerzten ist den Kreisärzten untersagt. Vertrauensärztliche 
Tätigkeit wird den Kreisärzten nur insoweit gestattet, als ihre amtliche 
Tätigkeit nicht darunter leidet. Die Entscheidung über die Zulässigkeit trifft 
das Landeswohlfahrtsamt. 

§ 6. Dem Kreisarzt wird ein bestimmter Amtsbezirk überwiesen, Die 
Festsetzung des Bezirks und des Amtssitzes erfolgt durch das Landespräsidium. 

§ 7. Zur Entlastung des Landeswoblfabrtsamtes und der Kreisärzte 
und zur ordnungsmäßigen Durchführung der Gesundheitspflege und des ge¬ 
samten Fürsorgewesens werden nach Bedarf Kreisassistenzärzte angestellt. 

Sie werden mit Zustimmung des Landespräsidiums vom Landeswohl¬ 
fahrtsamte dort eingesetzt, wo es notwendig erscheint. Sie können auch mit 
der selbständigen Vertretung der Kreisärzte in einzelnen Bezirken betraut 
werden. 

Sie übernehmen damit für diesen Bezirk dieselben Rechte und Pflichten 
wie die Kreisärzte. 

Die Kreisassistenzärzte müssen zur Anstellung dieselben Vorbedingungen 
erfüllen, wie sie für die Anstellung der Kreisärzte vorgesehen sind mit Aus¬ 
nahme der Bestimmung in § 4 Ziffer 4 des Gesetzes. 

Die Kreisassistenzärzte werden widerruflich auf Privatdienslvcrtrag 
angestellt. 
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Ueber die Ausübung ärztlicher Privatpraxis uud vortrauensärztlicher 
Tätigkeit gelten dieselben Bestimmungen, wie für die Kreisärzte. 

§ 8. Der Kreisarzt hat insbesondere die Aufgabe 

1. die gesundheitlichen Verhältnisse seines Kreises zu beobachten und auf 
die Bevölkerung aufklärend nnd belehrend zu wirken, 

2. die Durchführung der Gesundheits- nnd Fürsorgegesetzgebung und aller 
hierauf bezüglichen Anordnungen zu überwachen, selbst befruchtend and 
anregend zu wirken und mit allen Kräften die Durchführung der Wohl¬ 
fahrtspflege zu betreiben, Heilanstalten und anderweitige Einrichtungen 
im Interesse des Gesundheitswesens zu beaufsichtigen. Auch hat er über 
das Apotheken-, Drogen und Hebammenwesen, über die Krankenpflege¬ 
personen , Heilgehilfen und anderes Hilfspersonal des Fürsorge- und 
Gesundheitswesens und die Heilkundigen die Aufsicht zu führen. Hebammen, 
Krankenpflegepersonen, Heilgehilfen und das gesamte Hilfspersonal des 
Fürsorge- und Gesundheitswesens sind ihm in technischer Hinsicht 
unterstellt. 

3. Auf Erfordern der zuständigen Lippischen Staats- und Kommunalbehörden 
in Angelegenheiten des Gesundheits- und Fürsorgewesens sich gutachtlich 
zu äußern, auf Erfordern Untersuchungen von Personen vorzunehmen und 
Gutachten über deren Gesundheitszustand zu erstatten, an den Sitzungen 
der Gemeindebehörden auf Ersuchen dieser Körperschaften oder ihrer 
Vorsitzenden mit beratender Stimme teilzunehmen. 

4. Den zuständigen Behörden Vorschläge zur Abstellung von Mängeln zu 
- machen und für die öffentliche Gesundheitspflege und Fürsorge dienliche 

Maßnahmen iu Anregung zu bringen, auf deren Durchführung hinzu wirken 
und sie zu überwachen. 

Im übrigen wird der Dienst der Kreisärzte durch eine vom Landes¬ 
wohlfahrtsamte mit Genehmigung des Landespräsidiums zu erlassende 
Dienstanweisung geregelt. 

§ 9. Die Polizeibehörden müssen vor dem Erlaß von Polizeiverordnungen 
nnd sonstigen allgemeinen Anordnungen, welche das Gesundheits- und Fürsorge¬ 
wesen betreffen, den Kreisarzt hören. 

. Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet die Regierung nach Anhören 
des Landeswohlfahrtsamtes. 

§ 10. Der Kreisarzt ist der Gerichtsarzt und öffentliche amtliche 
Sachverständige seines Kreises. 

Die ihm sus dieser Tätigkeit zufließenden Gebühren, mit Ausnahme der 
Tage- und Kilometergelder, hat er an die Staatskasse abzuführen. 

§ 11. Dem Kreisarzt stehen zur Durchführung seiner Aufgaben die 
Pflegeausschüsse zur Seite. Sie haben zugleich als Gesundheitsaus- 
schüsse zu gelten. 

§ 12. Das Medizinalkollegium, die zurzeit bestehenden Kreis¬ 
arzt-, Amtschirurg- (Amtswundarzt) und Armenarztstellen werden aufge¬ 
hoben. Die Inhaber der Stellen, die nicht hauptamtlich angestellt werden, 
erhalten, soweit sie Anspruch darauf haben, Buhegehalt, wobei ein Dienstalter 
unter 10 Jahren als Dienstalter von 10 Jahren angenommen wird. 

§ 13. Ucber etwaige Beschwerden entscheidet das Landespräsidium 
endgültig. 

§ 14. Die durch die Ausführung und Anwendung dieses Gesetzes ent¬ 
stehenden Ausgaben (§ 5) trägt die Landkasse. 

§ 15. Durch dieses Gesetz werden alle entgegenstehenden Bestimmungen 
aufgehoben. J 

§ 16. Das Landeswohlfahrtsamt erläßt mit Genehmigung des Landes¬ 
präsidiums die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen. 

§ 17. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes wird durch 
Verordnung des Landespräsidiums bestimmt. 


Verantwortlich für die flehriftleitung: Prof. Dr. Rap round, Geh. Med.-Rat ln Ijlppapringt. 
Druck ?on J. C. O. Brun», Minden 1. W. 




Rechtsprechung u. Medizinal- 
Gesetzgebung 

Beilage zur Zeitschrift für Medizirial-Beamte 

Nr. 21. 5. November. 1921. 


Rechtsprechung. 

Die Wahrnehmung der gesnndheitspolizeillchen Aufgaben Ist auch 
ln Impfsachen Anfgabe der Ortspolizei. Eine Aendernng der polizeilichen 
Zuständigkeit Im Verwaltungswege, Insbesondere eine Heranziehung der 
Befugnisse nachgeordneter Pollzeistellen dnrch die höheren Instanzen Ist 
nicht zulässig. Durch die Polizei kann aber eine Nachprüfung eines 
prlvatärztllchen Zeugnisses durch den Impfarzt nnd eine zu diesem Zwecke 
erforderliche Vorführung des Impflings angeordnet werden. Entschei¬ 
dung desOberverwal tu ngsge rieh ts (UI. Sen.) v om 13.Januarl921. 

Der Kläger hatte unter Ueberreichung eines ärztlichen Zeugnisses bei 
dem Landrat die Zurückstellung seines Sohnes von der Impfung beantragt, 
weil dieser an englischer Krankheit und schwerer erblicher skrophulöser Be¬ 
lastung leide und daher ohne Gefahr für Leben nnd Gesundheit nicht geimpft 
werden dürfe. 

Der Landrat hatte dies Zeugnis nicht anerkannt nnd dem Kläger anheim¬ 
gestellt, ein Zeugnis des zuständigen Impfarztes binnen 8 Tagen einzu¬ 
senden, widrigenfalls die nachträgliche Vorführung des Kindes zur Impfung 
evtl, zwangsweise angeordnet werden würde. Wegen der unterlassenen 
Vorstellung des Impflings zum öffentlichen Impftermin wollte der Landrat 
beim Amtsanwalt Strafantrag stellen. Die Beschwerden des Klägers darüber 
beim Regierungspräsidenten und dann .beim Oberpräsidenten 
wurden von diesen zurückgewiesen. Das Oberverwaltungsgericht gab 
dagegen der Klage statt, weil der Landrat zum Erlaß der streitigen Verfügung 
nicht zuständig, die Wahrnehmung der gesundheitspolizeilichen Aufgaben aucn 
in Impfsachcn Aufgabe der Orts polizei sei. 

Die angefochtene Verfügung wurde wegen fehlender Zuständigkeit aufge¬ 
hoben, auf die Sache selbst aber nicht eingegangen. Gegenüber den Einwendungen 
des Klägers, daß durch das von ihm eingereichte Attest jeder „Zweifel“ aus¬ 
geschlossen und ein zweifelhafter Fall im Sinne des § 2 Abs. 2 des Impfgesetzes 
nicht mehr gegeben sei, verweist das Oberverwaltungsgericht jedoch auf seine 
frühere Rechtsprechung, daß nicht jedes ärztliche Attest den Zweifel ausschließt, 
sondern daß für diese Frage objektive Momente maßgebend und vom Ver¬ 
waltungsrichter nachzuprüfen sind (Entsch. d. 0. V. G., Bd. 58, S. 285 und Bd. 61, 
8.223 und 227; Stenglein, Strafrechtliche Nebengesetze, Impfgesetz §2, 
Anm. 3; Deutsche Jnristcnzcitung Bd. 12, 7. Spruchsammlung S. 30, Urteil des 
O. L G. Dresden vom 27. August 1903). Hiermit steht im Einklänge, wenn der 
beklagte Oberpräsideut die Entscheidung des Impfarztes darüber herbeigeführt 
sehen will, ob die in dem privatärztlichen Zeugnisse bescheinigten, sehr ver¬ 
breiteten Krankheiten — Rachitis und Skrophulose — einer Impfung hindernd 
entgegenstehen. Zur Begutachtung hierüber darf also eine Vorführung vor 
den Impfarzt polizeilich angeordnet und für den Fall, daß dieser die Zulässig¬ 
keit anerkennt, die Zwaugsimpfung jn Aussicht gestellt und vorgenommen 
werden (Entech. d. 0. V.G. Bd. 28, 8. 344 und Bd. 70, S. 341). 


Medizlnal-Gesetzgebung. 

A. Preußen. 

•' Geschäftsordnung für den Landesgesundheitgrat. Bekanntmachung 
«es Ministers für Volkswohlfahrt vom 25.September 1921. 

§ 1. Der Landesgesundheitsrat besteht ans dem Präsidenten, dessen Stell¬ 
vertreter und den Mitgliedern, die nach § 2 des Beschlusses vom 80. April 1921 
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fG.fi, S. 369) über .die Bildung eines LfindesgesunilhidtsfäU für Preußen von 
dem Staatsmioisicrium auf fünf Jahre ernannt werdim'v.fefüor aus' SachysrstS.n- 
digeH, die au den Verhandlungen dos Landesgesuniiheitsfats und seiner Ana- 
aehiisso in besonderen Fällen Vtm dem Pr&aident^ ifilt meiner Zustimmung zu*, 
gezogen werden, sofern ihre Teilnahme von dem Landesgesundbeitarat, von einem 
seiner Ausschüsse »der von dem. Präsidenten für zweckmäßig gehalten wird, 
n.« den VerhandliingsgegeostÄnden unmittelbar beteiligten ZeiBitralr 
bebordon des Reichs and Preußens sind zti den Sitzungen des Laodesgnguosi- 
heltsrate und seiner Äüssefcüsäö einznladen; ihre Vertreter haben vrie die Jfoch- 
Vßrstümligeu {§ 3) beratende Stimme- . , 'V- •• • < : 

| 2. Der P t » s i ä e n t hat, wen« ein Mitglied des Daodssgesondbeitsrats 
vor Ablaut »einet Amtszeit anssebeidet, an' prüfen, ob si;i Vorsewäg aurSrsati- 
besteliUPg gemaeht werden soll und, wenn \im der Fall ist, eu mich zu be¬ 
richten. 

§ S. Pie Sachverständigen werden itd aUgBineiiifen'.?h*Fall 
Fall bestellt; doch können sie auch für die ganze Amtszeit des Dandesgesoiid- 
heitarats als Sachverständige für bestimmte Fraget) eraamnt 

| 4. Der Präsident teilt 4le Mitglieder und Sachverätand^en den Ada« 
schttsee» und {fdterdiieft filr die Dauer ihrer Amtszeit zu. Die 
Zahl der Mitglieder eidns Apsschnsse? soll JjB : nicht üheistoigem. Die BbtacheidHug 
über Ausöttbmen behftlte ich mir Vor, 

§ 5» Für die knfeudua Geschäfte der Ausschüflse e) für dfe gerichfcA 
1 i che an d s o % U l e Af e<J izt n, «owie die g« rieh t ] j e h e P § y c h 1 a 11 i e 
und k) Tür dle Prüfnag der Aflrzte zu? Ey;|dugftng: der Be- 
(ähigang die ÄndthMung als beamtete.r Arzt, wird ja ein 
C n törauatebu ß gebildet;', dessen Mitglieder und Arbeitsgebiete der Präsident 
bestimmt ' - , . , , ■ ’ ' , ^ _ •• ' 

§ 6, Die Mitglieder des Ländesgesondbeitsrats und die zagezögSnea 
SachterBt&tsdigcn erhalten G ft b ü h r e n, A n w es en.h eit s ge 1 der «fer Sei« e ? 
h o b t an nach der in der Aplage beigefüglun Anweisung des Ministers für 
VolkswöhUaJhrt des JnatiZBumstftts und des Fiaauizministers. ; 

§ 7, Die Büro* un'd Schreüburbeiten des Laadesgesundheiteratö 
werden Uatth sinem von dpia Präsidenten äu regelnden Öesthäf^gaago in dem 
.Bütft - unfftrstellteu Ministeriums unter der Deitupg eines busphdiefän 

ßeamten talt Hilfe dea eriotderlichen Personals erledigt. 

Diö AösziDilüng der Gebühren, Aaweseuhcitsgeld«? öder Eeisekosteri, 
sowie der Beträge für die Büro- und Behroibärbeiten erfolgt auf Grund ■ üw. 
...Sähshüt» des Ministeriums Kapitel 1*29 Titel 21 n durch dös Bürnkasse des 
Mhusteridma auf Anweisung de» PrjUideoteu odef apiues Stell vertreters, 

Die ZahlüDgsaBweisabgeu dfeöf die öebiibreB, Auwenenbeitagelder oder 
Reisekosten sind durch 4ep Leiter des Büros des Xindesgesundljeitsrnt« sofort 
nach Fälligkeit aufzüsfollea und dem Präädenteu zur Anweisung vorzulegen. 
Am Schluß des Ileehuangsjahres ist mir fcjrte Abrechnung eihzurefenett. 
§. S. Die Aufnahme der Kinder ach ?ilt hat mit Hilfe des erlorder« 
liehen Känrfeipersonals durch ein arzilieiu^. MBgiied der BHafetenÄlabteiluiig 
für Volksgespndhe.it zu erfolgen, des9en Erneuoung ich uar zunÄchat solhai 
vorhehfllte. ,"•{‘1 < t ’ ’ _ • •• r . ,. ; ' 

§9. ine >3 egeäst,äade, für die Verhandlungen Im Landen-«, 
gesü nd hoita rat gehen dem Präshleuten entwedei vou tuit oder Ton ein* 
pelneq Mitgiledern oder von der Gesamtheit dea Landesgeaundheitsrata selbst zu. 
Das Ersuchen von Behörden am Verha.ndlaüg^ß und. BeguUbh* 
tungen Lm hünd^sgftsuBdbtittifat ist an mich z^t richten. Dem Eraucheu vor, 
GeriebtabebürdeP um Sretattußg ärztlieber GuiÄcbten Cat aut stattzngubeö, 
'. wenn bereits ein nndefos 'Gtif.ucijten vorliegt. Auch in diesen Fftllon hlftibt 
Vorbehalten» zuuäcbst du« gOTicbtMirztBchea Aueschuß einpj Provinz mit der 
Degatacht-üBg zu. buaaftragpn, felis.' ein. solcher Ausschuß »och nicht geh8tt 
■wurde» ist.. 

Die Entacbeiduhg dartlber, ob dcm Ersucheß atif Beratung ödfer Segat* 
aebtung von seiten öiopr nicht bfthdrdHcien Stelle oder von eiaem Mitglied dal 
LundesKeaundheitsrata atftttzusrfthen ist, trifft der PräsidtSni ßagan «ein« Sat> 

-ivilpiaigv' '' '* s ‘ SWv * ® 
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Verlangt mehr als die Hälfte der Mitglieder eines Ausschusses die Ein* 
berufung des Aasschnsses zur Verhandlung über einen bestimmten 
Gegenstand und zu einer bestimmten Zeit, so bat der Präsident diesem Er* 
. suchen zu entsprechen, oder die Angelegenheit meiner Entscheidung zu unter* 
breiten. 

§ 10. Wird nicht die Einberufung des Landesgesundheitsrats in seiner 
Gesamtheit angeord^et (§ 6 des Beschlusses vom 80. April 1921), so bestimmt 
der Präsident den zuständigen Ausschuß oder Unterausschuß. 

§ 11. Der Präsident bestellt, soweit erforderlich, für die Verhandlungs¬ 
gegenstände aus der Zahl der Mitglieder oder Sachverständigen Bericht¬ 
erstatter und Mitberichterstatter. Der Berichterstatter und Mitbericht¬ 
erstatter haben dem Präsidenten auf dessen Ersuchen einen schriftlichen Bericht 
mit Leitsätzen, gegebenenfalls mit bestimmten Anträgen für die Beschluß¬ 
fassung vorznlegen. 

§ 12. Nach Eingang der schriftlichen Berichte bestimmt der Präsident 
Zeit, Ort und Plan der Beratung und erläßt die schriftliche Einladung 
in der Regel zwei Wochen vorher unter Mitteilung der Verhandlungsgegen- 
stände, nötigenfalls auch der schriftlichen Berichte, Leitsätze und Anträge, an 
die Mitglieder und Sachverständigen. 

§ 13. Die Tagung des Landesgesundheitsrats in seiner Ge¬ 
samtheit ist öffentlich. Soll für die ganze Sitzung oder für einen Teil der 
Sitzung die Oeffentlichkeit ausgeschlossen werden, so hat der Präsident die 
Zustimmung der Versammlung (Mehrheitsbeschluß) einzuholen. 

Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. 

§ 14. Der Präsident oder sein Stellvertreter oder ein von dem Präsi¬ 
denten bestelltes Ausschoßmitglied leiten die Sitzung. In dieser tragen zu¬ 
nächst die Berichterstatter ihre Berichte vor; dann werden diese oder die Leit¬ 
sätze oder die Anträge zur Beratung gestellt. Abänderungsanträge sind dem 
Leiter schriftlich zu übergeben. 

§ 15. Wird Einigung über die Leitsätze oder Anträge nicht erzielt, so 
ist eine Abstimmung der Mitglieder herbeizufübren, in der die Mehrheit 
der Abgtimmenden entscheidet. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

g 16. Wenn die Minderheit mehr als ein Drittel der anwesenden Mit¬ 
glieder umfaßt, so muß ihr Votum auf Antrag in die Niederschrift aufgenommen 
werden. 


Gebühren) das Anwesenbeitsgeld und Reisekosten der Mitglieder 
des Landesgesundheitsrats. Anweisung der Minister für Volks - 
Wohlfahrt, der Justiz und der Finanzen vom 25. September 1921. 

Auf Grund des § 11 des Beschlusses des Staatsministcriums vom 80. April 
1921 (G. S. S. 869) über die Bildung des Landesgesundheitsrats für Preußen 
bestimmen wir folgendes: 

Die Mitglieder des Landesgesundheitsrats mit Ausnahme der unmittel¬ 
baren Staatsbeamten, bei denen die Mitgliedschaft in unmittelbarem Zusammen¬ 
hang mit ihrem Hauptamt steht, sowie die zugezogenen Sachverständigen, 
erhalten: 

1. für ihre im Aufträge des Präsidenten erledigten Verrichtungen Ge¬ 
bühren nach den Vorschriften des Gesetzes betreffend die Gebühren der Medizinal¬ 
beamten vom 14. Juli 1909 (G. S. S. 625) und der dazu ergangenen Erlasse vom 
11. März 1920 (G. S. S. 78) und vom 20. Dezember 1920 (G. 8 . S. 542) mit der 
Maßgabe, daß für die im § 2 Satz 2 der allgemeinen Bestimmungen des Tarifs 
für die Gebühren der Kreisärzte vorgesehenen Überschreitungen der Höchst¬ 
gebühr die Zustimmung des Präsidenten des Landesgesundheitsrats erforder¬ 
lich ist 

2. Für die Teilnahme an den Sitzungen des Landesgesundheitsrats, der 
Ausschüsse oder der Unterausschüsse in ihrem Wohnort ein Anwesenheitsgeld von 
50 Mark, außerhalb ihres Wohnorts die den Regierungs-, und Medizinalräten 
zustehenden Reisekosten. 


Den im zweiten Absätze des § 1 der Geschäftsordnung für den Landes- 
[esundheitsrat bezeichneten Vertretern der Reichs- und preußischen Zentral¬ 
ehörden stehen Anwesenheitsgelder oder Reisekosten nicht zu. 
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BUdnng ßerlcbtsÄMtllcher AoooebHaao In dp» Provinze»., Aas* 
/ ftthrungsao Weisung des Mi.nisl.ers für Volk s Wohlfahrt vom 
25- September 1921'. 

1, Öei(ehtaär«tlicbB Anasjehüsae werdeuoirrichtet 


5 W 


für die PnVv?«. (MprpftUen 

« ». 8u4t... üerlitt 

Provinz BtÄrtdoitbn rg 

(mit Ausnahme der 
8tüd.t Berlin) 

„ Jüederschleaion 
„ Sachsen - 

.„ Schics w}g*Holatöin 
„ Hannover 
„ Westfalen 
„ Hessen-Naösau 
IiiieinpToyipa und den Regie- 
rutigabezirk SlgniHrjngeü 


» ; i>: 


in Königsberg, 
„ Stettin, 

„ Berlin. 

„ Berlin, 

„ Breslau, , / 
, Magdeburg, 

. v .Kiel, 
r Hannöver, 

,, Münster, 

, Cassel, 

l’oblenz. 


.Har. iii Breslau ist bis auf weiteres auch für 



(rebici vVeatjireußens, der OvmHaärzUiyh* Ausschuß in Stettin auch ikt die 
Grenzmark Pusen-Weytprc'ijßöo zuständig. 
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liehe Tätigke-it im Fache der geriebtltelicn Jjledtsta besteht in der Prü f oeg 
der bei e* ucli U icib en Qeinfttsz ustand«- und Loicuenuotor*,. 
auch sagen a tif g.« n öm meiiya V* r b and lo »gen und Ott t ae hl en ööd 
io de*;Beurteilung'’^eriu^iiiid)^(id^dabMb«i ; -.Fälle z« de» Zweck; 

a) die nutaebter und .Sar.breraiänrtigen bei ibreft geriohtlteboa V-erbaad- 
lüögea und Out&chtftn wissenschaftlich M fürder», 

b) dee" oäcbftetligeo Bfu>flÄ*Rea mbebUchW irrtllaer »mi Yemliea auf da» 
gerichtliche Verfahren möglichst vorzubeugen. 

8. Dk Prüfung aer “gorichtUchau Qeiflö tsznstaudB ■ «»<3 
Lefebeuuntefsoeha-Verhandlungen hat nach Vorschrift, der Buad’- 
törfhgusgen voui 15. Februar 1877 (Min. Bl. der.inneren . Vervp. fv70) und 
9. Februar '1882 (Miß. Bi. der inneren ^em. S. 29) zu erfolg*». Zur Verminde¬ 
rung des Schreibwerks ist von dem Versitzend*« des Genebtsärztlichen Aus* 
sehassee durch Vereinbarung mit den GertyralStaatsauwältcn darauf hinzu* 
wirken, daß in geeigneten Fällen (z, B bei Einafcellaogv des Verfahrens) die 
Urschriften der Vörhandlangeu deu Regierungspräsidenten gegen Rückgabe au 
den Gericfctsakten übersandt nnd in die-en Fällen von der Anfertigung be- 
besonderer Abschriften der Leichen&ifoungsverhandlungcn obgeaejtsen wird. Die 
getroffene Vereinbarung iat den Regiernngspräsidenteu Von dem Vorsitzenden 
des (»»rieh tsärztücbeo Ausschusses mitzuteileru . V 

4. Zur Beurteiluog einzelner gerichtlich - ixiediziniacher 
FAlJc ist der Öerichtsärztli.Gbe Ausschuß regelmäßig erat dann zuständig, wenn 
bereits eia Gutachten vines anderen gerichtsärzlljchen Sachverständigen tu der 
Sache öroigtfet and gencKiJlei»*. BftWiüsbeöt-Jkluß ergangen ist. Außer in 
Straf* ncd Rntmltadigüngssacljen kämt der Gerichtsärztlicho Ausschuß auch in 
bürgerliche» fecbisstrcitjgkciteü und in Diszipüßarvnrfuhren ala Gutachter in 
Anaprach geuommen werde». Ifti ZwmtßisfäUo wird Über die Zulässigkeil der 
Inanspruc-hnahalö durch gemeixischäftliehen Krlkö der Minister der Justiz and 
für Votkswohlfahrt ewdgüUig eiitschiedon. 

Der öcrichfcsslrztliche A«e«cbi‘ß hat ferner iu den ihm vom Minister für 
Yoikpwohlftthri AufgetBtgtnen Fällen Gutftchtob zu erstAtten'. 

5. Das BtäDdtg’e Mitglied des GeriehtSärztiicheu Ausschusses und 
die itr 3 tüt'iion öaen veratiitidigen werden von dem Minister für Volks- 
wohlfkhrt Mt. dtthtt. /Unljäh rigen Zeit rft hm ernannt. 

Vor der Kinounang der ärztlichen Sachverständigen ist dfo Ahrete-/-*' 
kämmet der Provinz za bfirer., 

Das dfiuci Mitglied wird i» jedem einzelnen Falle von dem Vorsitzenden 

ätt» '6, $Fji{ßvis^ e.v'.'i * *;-n>i: ^ • ij -;uai. ' ■ 
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Der Vorsitzende wird dnrch den Oberpräsidenten, die Mitglieder 
werden dnrch den Vorsitzenden bei ihrer Einftthrnng mittels Handschlages an 
Eides Statt auf gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten, insbesondere auf 
amtliche Verschwiegenheit verpflichtet. Der Vorsitzende und ebenso vor Ablauf 
der fünfjährigen Ernennungszeit das ständige Mitglied scheiden ans dem Ge* 
richtsärztlichen Ansschnß beim Ansscheiden ans dem im § 2 des Beschlusses 
des Preußischen Staatsministerinms vom 30. April 1921 bezeichnten Haupt* 
amte aus. Die ernannten ärztlichen Sachverständigen scheiden aus dem Ge¬ 
richtsärztlichen Ansschnß ans, sobald sie in eine andere Provinz verziehen. 

Scheidet ein Mitglied des Gerichtsärztlichen Ausschusses aus, so hat 
der Oberpräsident zu prüfen, ob eine Ersatzbestellung notwendig ist, und 
gegebenenfalls an den Minister für Volkswohlfahrt za berichten. Vor der 
Ersatzbesteliang eines ärztlichen Sachverständigen ist die Aerztekammer der 
Provinz zu hören. 

6. Die Gutachten des Gerichtsärztlichen Ausschusses sind stets von 
zwei durch den Vorsitzenden znm Berichterstatter und Mitberichterstatter zu 
bestimmenden Mitgliedern vorzubereiten. Für die Beurteilung besonders 
wichtiger Gutachten kann der Vorsitzende zwei Berichterstatter mit“der Aus¬ 
arbeitung je eines besonderen, von dem anderen unabhängigen Gutachtens 
beauftragen. 

Der Berichterstatter hat eine vollständige, übersichtliche und zu¬ 
sammenhängende, dem Akteninhalt entsprechende Darstellung des Tatbestandes 
aaszuarbeiten, sofern eine solche nicht bereits in einem der Vorgutachten ent¬ 
halten ist und auf diese Darstellung Bezug genommen werden kann. Dieser 
Darstellung (Geschichtserzählung) hat er ein schriftliches Gutachten unter ein¬ 
gehender, auch für Nichtmediziner verständlicher Ausführung der Gründe an- 
zufügen und am Schluß das Gutachten und die Antwort auf die gestellten 
Fragen in bestimmter Fassung in Vorschlag zu bringen. Geschichtserzählung 
nnd Gutachten sind in der Form auszuarbeiten, daß die Arbeit als Entwurf 
für das Gutachten des Gerichtsärztlichen Ausschusses benutzt werden kann. 

Geschichtserzählung und Gutachten werden dem Mitberichterstatter 
zusammen mit den Vorverhandlungen zugestellt Der Mitberichterstatter unter¬ 
zieht sie einer eingehenden Prüfung. Im Falle vollständigen Einverständnisses 
genügt seine Milvollziehung der Arbeit des Berichterstattung. Fassungs- 
änderungen oder Aenderungen, welche zwar sachlicher Art, aber von geringerer 
Erheblichkeit sind, können von dem Mitberichterstatter am Bande des Gut¬ 
achtens vorgeschlagcn werden. Stimmt der Mitberichterstatter dem vom Bericht¬ 
erstatter vorge8cblagcnen Gutachten nicht bei, oder hält er erheblliche Aende¬ 
rungen in der Begründung für erforderlich, so hat er seine Abänderungs¬ 
vorschläge in einem besonderen Schriftsätze eingehend darzulegen und zu 
begründen. Darauf hat er die Sache mit den Akten dem Vorsitzenden des 
Gerichtsiirztlichcn Ausschusses wieder zuzuleiten. 

Die Erstattung der Gutachten erfolgt hiernach in der Begcl im Wege 
des schriftlichen Verkehrs zwischen dem Vorsitzenden und dun Mitgliedern. 
Wenn Einverständnis der Berichterstatter von vornherein besteht oder nach¬ 
träglich erzielt ist, oder wenn nur Fassuugsänderuugen oder Aenderungen von 
geringerer sachlicher Erheblichkeit an dem Entwurf des Gutachtens vorzunehmen 
sind, so gilt das Gutachten als angenommen, sofern auch der Vorsitzende 
seinerseits keine Einwendungen zu erheben hat. Das Gutachten ist alsdann 
nach seiner Unterzeichnung durch den Vorsitzenden mit den Vorgängen dem 
ersuchenden Gericht usw. zuzusenden. Bei erheblichen Meinungsverschieden¬ 
heiten der Berichterstatter oder bei einer Beanstandung des Gutachtens durch 
den Vorsitzenden ist stets die Beschlußfassung in einer Sitzang des Gerichts¬ 
ärztlichen Ausschusses erforderlich. 

7. Die Sitzungen des Gerichtsärztlichen Ausschusses fioden nach Be¬ 
darf, im allgemeinen in etwa halbjährigen Zeiträumen, statt. Sie sind nicht 
öffentlich. 

Zur Anberaumung v.on Sitzungen hat der Vorsitzende unter Vorlage 
eine Entwurfs der Tagesordnung die Genehmigung des Oberpräsidenten ein¬ 
zuholen. Die beteiligten Mitglieder sind demnächst rechtzeitig, in der Regel 
mit vierzehntiigiger Frist, unter Beifügung einer Tagesordnung zur Sitzung 
einzuladeu. ln der Sitzung haben die beteiligten Berichterstatter ihre Gut¬ 
achten vorzutragen. Dio Beschlüsse werden durch Stimmenmehrheit gefaßt. 



Oie in der Sitzung beschlossenen Gutachten werden von dem Vorsitzenden 
and den Sitzungsteilnehmern vollzogen und demnächst der ersuchenden Stelle 
mit den Vorgängen zugesandt. 

Der Vorsitzende hat in den Sitzungen des Gerichtsärztlichen Ausschusses 
mit Hilfe einer Schreibkraft eine Verhandlungsniederschrift aufzunehmen, die 
Niederschrift muß den wesentlichen Inhalt der Beratungen und den Wortlaut 
der Beschlüsse enthalten. 

8. Der Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, daß der durch die Sitzungen 
des Gerichtsärztlichen Ausschusses der Staatskasse erwachsende Kostenaufwand 
möglichst niedrig gehalten wird. 

9. Die Mitglieder des Gerichtsärztlichen Ausschusses erhalten für die 
Erstattung von Gutachten Gebühren nach Maßgabe des Gebührentarifs für 
Medizinalbeamte vom 14. Juli 1909 / 30. Dezember 1920. Die Entscheidung über 
die Bewilligung der über die Mindestsätze des Tarifs hinausgehenden Ge- 
btthrenforderungen trifft der Oberpräsident. 

Ferner erhalten die am Sitze des Gerichtsärztlichen Ausschusses wohnenden 
Mitglieder für die Teilnahme an jeder Sitzung Anwesenheitsgelder im 
Betrage von 50 Mark. Die außerhalb wohnenden Mitglieder erhalten Reise¬ 
kosten nach den für die Regierungs- und Medizinalräte vorgeschriebenen 
8ätzen. Die Gebühren, Anwesenheitsgelder und Reisekosten weist der Ober¬ 
präsident an, und zwar auf den ihm für den Gerichtsärztlichen Ausschuß über¬ 
wiesenen Fonds. 

10. Die für Gutachten in Strafsachen und bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten erwachsenden Gebühren sind nicht auf den Fonds des Gerichtsärztlichen 
Ausschusses zu übernehmen, sondern dem ersuchenden Gericht in Rechnung 
zu stellen und von diesem an die Gutachter unter Debernahme auf die Prozeß¬ 
kosten zu zahlen. 

11. Die Büro- und Schreibarbeiten des Gerichtsärztlichen Ausschusses 
werden nach näherer Anweisung des Oberpräsidenten durch die diesem zur 
Verfügung stehenden Beamten erledigt 


Maßnahmen gegen die Rattenplage« Rund-Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 14. September 1921 — I M IQ 2020 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die allgemeinen Aufgaben der Gesundheitspflege, insbesondere aber auch 
die von Osten aus Rußland drohende Pestgefahr macht es dringend notwendig, 
der Rattenplage, die an verschiedenen Orten einen erheblichen Umfang an¬ 
genommen hat, besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden und auf eine Vernich¬ 
tung der Ratten hinzuwirken. Ich ersuche ergebenst, die erforderlichen An¬ 
ordnungen gefälligst sogleich zu treffen. Wegen der einzelnen Vertilgungs¬ 
mittel verweise ich auf die durch Erlaß vom 4. März 1915 — M 10517 — 
übersandte Druckschrift aus dem Reichsgesundheitsamte „Die Rattenvertilgung“ 
(Ministerialblatt für Medizinalangelegenheiten 1915 S. 141). Ueber die an¬ 
gewendeten Verfahren und die erzielten Ergebnisse sehe ich kurzem Berichte 
zum 1. Januar 1922 entgegen. 


Aufklärungsschrift über Geschlechtskrankheiten „Der Feind im Hause“. 

Rund-Erlaß desMinisters für Volkswohlfahrt vom 16. 8ept. 1921 
— I M LH 1736 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Der Deutsche Verein für ländliche Wohlfahrts- und Heimatpfiege zu 
Berlin SW. 11, Bernburgerstraße 13, macht darauf aufmerksam, daß die in 
seinem Aufträge herausgegebene Aufklärungsschrift über Geschlechtskrank¬ 
heiten „Der Feind im Hause“ sich sehr gut eigne, um gerade in Dorf und 
Kleinstadt der Verbreitung der Geschlechtskrankheiten entgegenzuwirken. 

Das Heftchen enthält in seinem ersten Teil in gedrängter und allgemein¬ 
verständlicher Darstellung eine Uebersicht über die Verbreitung und Gefähr¬ 
lichkeit der Geschlechtskrankeiten sowie über ihre verderbliche Wirkung für 
den einzelnen und die Familie. Der zweite Abschnitt beschäftigt sich mit den 
verschiedenen Arten dieser Volksseuche, bekämpft die weitverbreitete Sorglosig¬ 
keit der dayon Befallenen, redet reger Inanspruchnahme der bestehenden Be¬ 
ratungsstellen und vermehrter häuslicher Sorgfalt und Zucht das Wort und 
gibt Winke für die Heilung. Der Preis der Schrift stellt sich bei unmittel¬ 
barem Bezug durch den obengenannten Verein ohne Rücksicht auf die Hohe 
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der Bestellung auf je 1,60 M. nebst Postgebühr, bei Bezügen von mehr als 
600 Stück treten folgende Staffelsätze ein: bis 1000 Stück 1,46 M., von 1000 Stück 
an 1,40 M., von 3000 Stück an 1,36 M. nnd von 6000 Stück an 1,30 M. nebst 
Postgebühr. 

Ich ersuche ergebenst, die Kreisärzte auf die Schrift aufmerksam zu 
machen und sie zu veranlassen, sie den Beratungsstellen für Geschlechtskranke 
zu empfehlen. _ 


Herstellung der Arzneimittel nach dem Deutschen Arzneibuch in 
den Apotheken. Bund-Erlaß des Ministers f ür Volkswohlfahrt 
am 6. August 1921 an sämtliehe Herren Begiernngspräsidenten. 

■•Für die Herstellung von Arzneimitteln sind, solange infolge des Krieges 
an gewissen Bobstoffen ein erheblicher Mangel bestanden hat, Abweichungen 
von den Vorschriften des Deutschen Arzneibuches in ziemlich weitem Umfang 
gestattet worden. Zu einer Fortsetzung dieser stillschweigenden Duldung von 
Ersatzmitteln liegt, da mit Ausnahme von Xeres- und Süd-Süßwein wohl alle 
Arzneimittel wieder in genügender Menge erhältlich sind, keine Veranlassung 
vor. Auch die Beschaffung von Talg, Speiseölen und Schmalz für Arznei¬ 
zwecke begegnet, nachdem diese Stoffe freigegeben sind, keinen Schwierig¬ 
keiten mehr. 

Zum Zwecke der Herbeiführung regelrechter Verhältnisse in der Arznei¬ 
mittelversorgung ersuche ich unter Bezugnahme auf den Erlaß vom 16. Mai 
1916 nm Anweisung der Apothekenbesitzer, in Zukunft wieder nach den im 
Deutschen Arzneibuch 6. Ausgabe gegebenen Bereitungsvorschriften zu ver¬ 
fahren, auch bitte ich, die dortigen pharmazeutischen Bevollmächtigten zu den 
Apothekenbesicbtigungen gefälligst entsprechend zu benachrichtigen. Daß die 
Preise der in Betracht kommenden Arzneimittel dadurch eine Verteuerung er¬ 
leiden werden, ist nicht anzunebmen; denn einerseits waren die Ersatzstoffe 
während des Krieges nicht wesentlich billiger als die nrsprünglichen Stoffe, 
anderseits sind bei der Berechnung der Arzneitaxpreise nicht in allen Fällen 
die Preise für die Ersatzstoffe, sondern diejenigen der nrsprünglichen Stoffe 
eingesetzt worden. _ 


t Zulassung der Zahntechniker zu den Krankenkassen. Bund-Erlaß 
Von 26. September 1921 — I M II2368 — an die Oberversicherungs¬ 
ämter und Versicherungsämter, an alle Herren Begiernngspräsidenten in Ab¬ 
schrift behufs Kenntnisnahme und Benachrichtigung der Kreisärzte mitgeteilt. 

Durch Bundfrage hat sich ergeben, daß verschiedene Versicherungsämter 
Zahntechnikern Ausweise über die Zulassungsfähigkeit znr Krankenkassenpraxis 
erteilt haben, die in den in Betracht kommenden Vorschriften nicht vorgesehen 
sind. In Zukunft ersuche ich, in folgender Weise zu verfahren. 

Die Anträge auf Zulassung als Zahntechniker zur Krankenkassenpraxis sind 
seitens der Krankenkassen zu stellen. Von ihnen sind die Unterlagen zu 
fordern, daß die in den Ministerialerlassen vom 2. Dezember 1913 — M 7789 — 
und vom 14. Oktober 1920 — I M II 2343 — verlangten Voraussetzungen 
für die Zulassung als Zahntechniker gegeben sind. Nach Anhörung des zu¬ 
ständigen Kreisarztes wird der antragstellenden Krankenkasse von dem Ver- 
sicherangsamt Bescheid erteilt. Die Kassen sind anzuhalten, den Zahntechnikern 
eine schriftliche Nachricht über ihre Zulassung zur Kassentätigkeit zu- 
kommen zu lassen. Die Zahntechniker selbst erhalten von der Behörde eine 
solche Mitteilung nicht 

Hierbei nehme ich Gelegenheit die Oberversicherungsämter und Ver¬ 
sicherungsämter darauf hinzuweisen, daß sie sich mit den ergangenen Bestim¬ 
mungen auf diesem Gebiete vertraut machen müssen. Bei Entscheidungen wird 
häufig nur der Erlaß vom 2. Dezember 1913 — M 7789 — berücksichtigt Die 
späteren Bestimmungen, wie der Erlaß vom 26. März 1919 — M 6067 — 
und die Erlasse vom 10. November 1919 — M 6698 — und vom 14. Oktober 
1920 — I M II 2348 — sind wiederholt übersehen worden, so daß berechtigte 
Beschwerden an mich nicht ausgeblieben sind. 
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Leichenschall. Polizeiverordnung des Polizeipräsidenten 
in Berlin vom 12. Juli 1921. 

§ 1. Die Beerdigung einer Leiche darf nur nach vorheriger Ausstellung 
eines Beerdigungsscheines durch das zuständige Polizeirevier erfolgen. 

§ 2. Zur Erteilung des Beerdigungsscheines sind dem Revier von dem 
gemäß §§ 57 und 58 des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 zur Anzeige des 
Sterbefalles Verpflichteten einzureichen: 

a) ein über den Sterbefall von einem in Deutschland approbierten Arzte aus- 

f estellter Totenschein (Vordrucke sind auf dem Reviere erhältlich), 
ie Bescheinigung des Standesbeamten über die erfolgte Eintragung des 
Sterbefalles in das Standesamtsregister. 

Der Beerdigungsschein ist dem Küster oder Friedhofsverwaltej vor¬ 
zulegen. 

§ 3. Weigert sich der approbierte Arzt, der den Verstorbenen in der 
dem Tode unmittelbar vorangegangenen Krankheit ärztlich behandelt hat, oder 
vor Eintritt des Todes herbeigerufen ist, den Totenschein auszustellcn, oder ist 
ein approbierter Arzt überhaupt nicht zugezogen worden, so hat der zur An¬ 
meldung des Todesfalles Verpflichtete die Ausstellung des Totenscheines gegen 
Zahlung der gesetzlichen Gebühren bei dem zuständigen Kreisärzte oder im 
Unvermögensfalle nach Antrag bei dem Vertreter der Armendirektion bei dem 
Armenärzte nachzusuchen. 

§ 4. Für Leichen, die von auswärts kommen, ist der Leichenpaß oder 
die von der Ortspolizeibehörde ausgestellte Bescheinigung dem Küster oder 
Friedhofsverwalter vorzulegen. 

§ 5. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen werden 
mit Geldstrafe bis zu 30 M., im Unvermögensfalle mit entsprechender Haft bestraft. 

§ 6. Diese Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. Mit demselben Zeipunkte werden alle, für den alten Stadtbezirk 
Berlin und für die mit diesem am 1 Oktober 1920 vereinigten Stadtgemeinden, 
Landgrmeinden und Gntsbezirke früher erlassenen, denselben Gegenstand be¬ 
treffenden Polizeiverordnungen aufgehoben. 


B. Bagern. 

Leichenschau und Gebühren dafür. Verordnung des Ministers 
des Innern vom 27. August 1921. 

Die Verordnung über die Leichenschau vom 13. August 1920 (G.V. BI. 
S. 410) wird geändert wie folgt: 

I. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: „Die Leichenschau ist nicht vor 
Ablauf von 8 Stunden und wenn möglich, innerhalb 24 Stunden nach dem Tode 
vorzunehmen. Leichen, die von der Wohnung in ein Leicbenbaus verbracht 
werden, sind vor der Ueberführung zu besichtigen; die Leichenschau darf ln 
diesem Falle auch vor Ablauf von 8 Stunden nach dem Tode vorgenommen 
werden.“ 

II. Die in § 12, Ziffer 11 und 2a für ärztliche Leichenschaner fest¬ 
gesetzte Gebühr wird auf 10 M., die unter Ziffer III u. 2a für nicht 
ärztliche Leichenschauer festgesetzte Gebühr wird auf 6,50 M. erhöht. 
Diese Verordnung tritt am 1. September 1921 in Kraft. 


Beihilfen zur Behandlung Tuberkulüser ln Heilstätten. Bekannt¬ 
machung des Staatsministeriums des Innern vom 8. Okt. 1921. 

Dem Bayerischen Landesverband zur Bekämpfung der Tuberkulose stehen 
Mittel zur Verfügung zur Gewährung von Beihilfen zur Heilbehandlung Tuber¬ 
kulosekranker jeden Alters, insbesondere auch aus dem Mittelstände in Heil¬ 
stätten. Gesuche um Gewährung von Beihilfen sind unmittelbar beim 
Bayerischen Landesverband zur Bekämpfung der Tuberkulose, München, 
Ludwigstr. 141, 8. Eingang, einzureichen. Hierbei sind die vom Landesverband 
herausgegebenen und von ihm gegen Erstattung der Selbstkosten zu be¬ 
ziehenden Formblätter zu verwenden. 


Yer*ntwertlloh für di« Sehrtftleltungt Prof. Dr. Bapmund, Geh. Med.-Raft in Llpp springt. 

Druck von J. C. 0. Bruns, Minden 1. W. 
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A. Deutsches Reich. 

Prüfangsbeglaublgnng der Fieberthermometer. Verordnung des 
Reich8mini8terinni8 des Innern vom 26.0ktober 1921. 

Anf Grand des § 4 des Gesetzes über die Prüfung and Beglaubigung 
der Fieberthermometer vom 2. Mai 1921 wird mit Zustimmung des Reichsrats 
folgendes bestimmt: 

Die Verordnung zur Ausführung des Gesetzes über die Prüfung und 
Beglaubigung der Fieberthermometer vom 6. Juni 1921 wird wie folgt ergänzt: 

1. In Punkt 2f der yerordnung wird hinter den Worten „frei sichtbar 
sein" der Satz eingeschaltet: „Für die Ausfahr bestimmte, ungestempelte Ein¬ 
schlußthermometer werden bis auf weiteres zugelassen, auch wenn Bie mit 
aufgekitteter Kappe versehen sind." 

2. Die Prüfangsanstalten haben vom 1. Januar 1922 ab festsustellen, 
ob die Fieberthermometer der Bestimmung des § 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 
2. Hai 1921 genügen, und verneinendenfalls die Prüfang und Beglaubigung ab¬ 
zulehnen. 


B. Preußen. 

Befreiung von Beamten, Angestellten und Arbeitern vom Dienst 
bebufs Uebernahme öffentlicher Ehrenämter. Rund-Erlasse des 
Ministers des Innern vom 29. Dezember 1920 (a) — Ic 1416 — 
und vom 4. Juni 1921 (b) — Ic 981 —. >) 

a) Da die vom Reichskabinett aufgestellten Richtlinien den von dem 
Preußischen Staatsministerinm gebilligten Vorschlägen entsprechen, ist auch in 
Preußen nach ihnen zu verfahren. 

Beamte, denen als Wahlkandidaten nach der Verfassung der zur Vor¬ 
bereitung ihrer Wahl erforderliche Urlaub zu gewähren ist, beziehen während 
dieses Urlaubs ihr Gehalt weiter. Als Wahlkandidaten gelten Beamte von dem 
Zeitpunkt an, zu dem die Wahlvorschläge bei den Wahlleitern eingereicht 
sind. Im übrigen gelten für die Beurlaubung der preußischen Staatsbeamten 
die allgemeinen Grundsätze (Allg. Erlaß vom 16. Juni 1868 — Min. Bl. 8. 137 —). 

Was die Beurlaubung von Wahlhelfern anbelangt, die bei der Wahl¬ 
agitation in hervorragendem Maße beteiligt sind, so muß die Urlaubserteilung 
in jedem Falle von der durch die vorgesetze Behörde pflichtmäßig zu treffenden 
Entscheidung abhängig gemacht werden, ob die dienstlichen Interessen durch 
die Beurlaubung keine wesentliche Beeinträchtigung erfahren. Nähere Grund¬ 
sätze hierüber lassen sich bei der Verschiedenartigkeit der in Frage stehenden 
Verhältnisse nicht aufstellen, jedoch muß in jedem Falle als Grundsatz gelten, 
daß die einzelnen politischen Parteien tunlichst gleiche Berücksichtigung finden. 

b) Die durch meinen Runderlaß vom 29. Dezember 1920 — I c 1416 — 
mitgeteilten Richtlinien für die Befreiung von Beamten, Angestellten und 
Arbeitern vom Dienst behufs Uebernahme öffentlicher Ehrenämter haben durch 
die inzwischen in Kraft getretene Preußische Verfassung (Artikel 11 und 76) 
bezüglich der Beamten, Angestellten und Arbeiter des Preußischen Staates und 
der Körperschaften des öffentlichen Rechts eine Erweiterung erfahren: 


>> Rund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 26. 10. 1921 den 
nachgeordneten Behörden zur Beachtung mitgeteilt. 
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1. Beamte, Angestellte und Arbeiter des Staates and der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts bedürfen zur Ansübung der Tätigkeit als Abgeordnete 
keines Urlaubs. Bewerben sie sich um einen Sitz im Landtag, so ist ihnen 
der zur Vorbereitung ihrer Wahl erforderliche Urlaub zu gewähren. Gehalt 
und Lohn sind weiter zu zahlen (Artikel 11 der Verfassung). 

Für die Angestellten und Arbeiter des Staates und der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sind somit hinsichtlich der Ausübung ihrer Tätigkeit 
als Land tags abgeordnete die gleichen Grundsätze wie für die Beamten, 
also die zu 1 der Richtlinien des Reichskabinetts angegebenen, entsprechend 
anzuwenden. Ebenso sind auf die Tätigkeit der genannten Angestellten und 
Arbeiter als Wahlkandidaten und Wahlhelfer die für Beamte geltenden Grund¬ 
sätze (Seite 2 meines Rundcrlasses vom 29. Dezember 1920 — Ic 1416 — 
Absatz 3 und 4) anzuwenden. 

2. Beamte, Angestellte und Arbeiter des Staates und der Körperschaften 
des öffentlichen Rechts bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit als Mitglieder 
einer Provinzial-, Kreis- und Gemeindevertretung keines Urlaubs. Gehalt und 
Lohn sind weiter zu zahlen (Artikel 76 der Verfassung). 

Diese Bestimmung bringt für die Tätigkeit der Beamten, Angestellten 
nnd Arbeiter des Staates und der Körperschaften des öffentlichen Rechts als 
Mitglieder einer Provinzial-, Kreis- und Gemeindevertretung ähnliche Grund¬ 
sätze zum Ausdruck wie Artikel 11 für die Tätigkeit dieser Personen als 
Landtagsabgeordnete. Sic bezieht sich lediglich auf die Mitgliedschaft in 
Vertretungsorganen der Provinzen, Kreise pnd Gemeinden (Provinzial¬ 
landtag, Kreistag, Stadtverordnetenversammlung, Gemeindevertretung); dagegen 
bedarf es zur Ausübung der Tätigkeit in Verwaltungsorganen der genannten 
Körperschaften (Provinzial-, Kreis-, Stadtausscbuß, Magistrat, Gemeindevorstand) 
eines Urlaubs. Die den Mitgliedern der Vertretungsorgane gewährte Dienst¬ 
befreiung erstreckt sich auf die Zeiträume, die durch die Teilnahme an den 
Sitzungen des Vertretungsorgans oder zur Erledigung besonderer, den Be¬ 
amten usw. als Mitgliedern von dem Selbstverwaltungsorgan erteilter Aufträge 
(Besichtigungen nnd dergl.) in Anspruch genommen werden. Für weitergehende 
Zwecke muß Urlaub eingeholt werden. 

Ein Anspruch auf Dienstbefreinng zum Zwecke der Vorbereitung der 
Wahl zu den Vertretungsorganen der Selbstverwaltungskörperschaften, wie er 
in Artikel 11 zur Vorbereitung der Wahl als Landtagsabgeordneter gegeben 
ist, ist den Beamten usw. nicht eingeräumt. 


Richtlinien für die Gewährung von Kinderbeihilfen. Rund-Erlaß 
des Finanzministers vom 10. Oktober 1921. *) 

■ 1. Hat ein Beamter die Witwe eines Reicbsbeamten, eines Staatsbeamten, 

eines Beamten der Länder, eines Volksschullehrers oder eines Gemeindebeamten 
mit Kindern unter 21 Jahren geheiratet, so hat das Reich, der Staat, das Land 
oder die Gemeinde die Verpflichtung, die Kinderbeihilfe neben dem Waisengeld 
weiter zugewähren, da die Verpflichtung, für die eigenen Kinder des ver¬ 
storbenen Beamten zu sorgen, die ältere und nähere ist. Die Kinderbeihilfe 
steht diesen Kindern als Kindern ihres leiblichen Vaters zu und wird dem 
gesetzlichen Vertreter der Kinder gezahlt. Sie fällt bei diesen Kindern, die 
durch Verheiratung der Mutter zu „Stiefkindern“ geworden sind, weder durch 
die Wiederverheiratung noch durch den Tod der Mutter weg. 

2. Hat ein Beamter eine Witwe geheiratet, die aus Mitteln des Reichs, 
der Länder, anderer öffentlicher V erbände oder anderer Arbeitgeber eine Kinder¬ 
beihilfe, ein (nicht unter Nr. 1 fallendes) Waisengeld, eine Waisenrente, eine 
laufende Unterstützung usw. bezieht, so wird diese Einnahme auf die dem 
Beamten für die „Stiefkinder“ zustehende Kinderbeihilfe auch bei Kindern unter 
14 Jahren voll angerechnet. 

3. Stirbt ein Beamter, der unter 21 Jahre alte eigene Kinder und unter 
21 Jahre alte Stiefkinder hinterläßt, so ist wie folgt zu verfahren: 

a) Für die eigenen Kinder wird ohne Rücksicht auf das Waisengeld nach 
§ 24 BDEG. die Kinderbeihilfe neben dem Waisengeld gezahlt, da das Waisen- 


*) Durch Erlaß des Herrn Ministers für Volks Wohlfahrt vom 24. Oktober 
den nachgeordneten Behörden zur Beachtung mitgeteilt. 
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geld nar den Ersatz fQr die Diensteinkommensbezüge deä Beamten bildet; 
ebenso wie neben diesen za Lebzeiten des Beamten im Regelfall Kinderbeihilfe 
gezahlt ist, ist sie nach seinem Tode neben dem Waisengeld za zahlen. 

b) Wird für die „Stiefkinder“, weil sie leibliche Kinder eines Beamten 
sind (Fall za 1), neben dem gesetzlichen Waisengeld eine Kinderbehilfe gezahlt, 
so bezieht der gesetzliche Vertreter der Kinder diese Kinderbeihilfe auch weiter; 
dagegen wird für sie in ihrer Eigenschaft als „Stiefkinder“ des verstorbenen 
Beamten nicht noch außerdem Kinderbeihilfe gezahlt, wie auch ihr verstorbener 
Stiefvater für sie keine Kinderbeihilfe bezogen hat. 

c) Wird für die „Stiefkindei“ dagegen eine Kinderbeihilfe, ein (nicht 
unter Nr. 1 fallendes) Waisengeld, eine Waisenrente, eine laufende Unter¬ 
stützung usw. gezahlt (Fall zu 2), so wird diese Einnahme auf die der Witwe 
aus der Staatskasse zustehende Kinderbeihilfe auch für Kinder unter 14 Jahren 
voll angerechnet. 

4. Ist ein Beamter im Kriege gefallen oder an den Folgen des Krieges 
gestorben und hat er eigene eheliche Kinder unter 21 Jahren hinterlassen, für 
die Kriegswaisengeld oder neben dem Kriegswaisengeld eine Kinderbeihilfe 
gezahlt wird, so werden diese Einnahmen anf die für die Kinder aus der Staats¬ 
kasse zu zahlenden Kinderbeihilfen auch für die Kinder unter 14 Jahren voll 
angerechnet. Eine Anrechnung auf das den Kindern bis zum 18. Lebensjahre 
zahlbare staatliche Waisengeld findet dagegen nicht statt. 


/ Gebühren der nichtbeamteten Aerzte in gerlchtsfirztliehen Ange* 
1 legenheiten. Begriff: Vorbesuche und Voruntersuchungen. Bescheid 
des H. Ministers für Volkswohlfahrt vom 7. September 1921 
— I M I Nr. 2569 — an den Aerzteverein der Neumark. 

Nach § 13 Absatz 1 der Beichsgebührenordnung vom 80. Juni 1878 in 
der Fassung vom 20. Mai 1898 (0. S. S. 689) sollen, soweit für gewisse Arten 
von Sachverständigen besonders Taxvorschriften bestehen, nur diese Vorschriften 
in Anwendung kommen. 

Das Gesetz vom 10. Juni 1914 (G. S. S. 214). hat zu § 13 noch eben 
weiteren Absatz zugefügt, wonach der Sachverständige, wenn er nicht öffent¬ 
licher Beamter ist, an Stelle der Gesamtvergütung nach den besonderen Tax- 
rorschriften die Berechnung der Gesamtvergütung nach der Reichsgebühren- 
ordnung beanspruchen kann. 

Als besondere Taxvorechrift in gerichtsärztlichen Angelegenheiten kommt 
für Preußen nicht die Gebührenordnung für Aerzte vom 1. September 1920, 
sondern allein das Gesetz betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten vom 
14. Juli 1909 (G. S. S 626) in Betracht, da der § 12 in Verbindung mit § 3 
des Gesetzes dessen Gebühren für gerichtsärztliche Verrichtungen ausdrücklich 
auch auf die nichtbeamteten Aerzte erstreckt. Nur dies stellt der diesseitige 
Erlaß vom 22. Juni d. Ja. an das Militär Versorgungsgericht in Frankfurt a.0. 
fest. Im übrigen läßt dieser Erlaß das Wahlrecht zwischen Vergütung nach 
der Landestaxe und Vergütung nach der Reichsgebührenordnung unberührt. 

Da Ziffer A 17 des Tarifs a. a. 0. sich im Absatz 1 Satz 2 ausdrücklich 
auf die Gebühren zu 3 und nicht auf die Gebühren zu 8b bezieht, ist 
unter „Vorbesucben“ auch die „Voruntersuchung“ gemeint, wie sie 
nach 3 a abgegolten wird. Allerdings gibt der Ausdruck „Vorbesuche“ zu 
Zweifeln Anlaß; seiu Ersatz darch den Ausdruck „Untersuchungen“ wird bei 
der Revision des Gesetzes in Erwägung genommen werden müssen. 


- Vorschriften über die staatliche Prüfung von Krankenpflegepersonen. 
/ Rund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 19. Juli 
1921 — IM II 2361 — an sämtliche Herren Oberprasidenten und Re¬ 
gierungspräsidenten. 

Mit Rücksicht auf die vielfachen schon seit längerer Zeit aus den 
Kreisen der Aerzte, der Kraokenpflegegenossenschaften usw. lautgewordenen 
Wünsche habe ich auf Grund einer eingehenden Beratung mit Sachverständigen 
die aus den Anlagen ersichtlichen neuen Vorschriften über die staatliche 
Prüfung von Krankenpflegepersonen nebst Aasbildungsplan sowie eine neue 
AusfUhrungsanWeisung zu diesen Vorschriften erlassen. 

Indem ich Euer Hocbwohlgeboren ersuche, diese Vorschriften den 
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Krankenpflegeschulen und den sonst beteiligten Kreisen des dortigen Bezirks 
in geeigneter Weise bcb&nntzngebeo, bemerke ich hierzu noch folgendes: 

Die wichtigste Veränderung enthält der § & Zifler 6, der an Stelle der 
bisher geforderten einjährigen Ausbildung nunmehr eine zweijährige Ausbildung 
der Krankenpflegepersonen vorschreibt. Diese Abänderung ist erfolgt, da 
nahezu sämtliche gehörten Sachverständigen die Steigerung der Ausbildung 
auf mindestens zwei Jahre als notwendig gefordert haben. Auch der Aus- 
bildungsplan hat eine Anzahl wichtiger Aendernngen und Zusätze erhalten. 

Da nach hier vorliegenden Berichten die Ausbildung in den verschiedenen 
Krankenpflegeschalen sehr ungleichmäßig gehandhabt und anscheinend nicht 
überall mit der gleichen Gründlichkeit durchgeführt wird, ersuche ich, die 
Regierungs-und Medizinalräte anzuweisen, in gewissen Zeitabständen 
die bestehenden Krankenpflegeschulen — soweit möglich, unvermutet — darauf« 
hin zu prüfen, ob die praktische Ausbildung und der theoretische Unterricht der 
Krankenpflegeschülerinnen (-schüler) überall nach Maßgabe der Vorschriften 
des § 5 Zifler 6 nnd der Ausführungsanweisung zu den §§ 2 und 5 Ziffer 6 
sowie dem Ausbildungsplane entsprechend erfolgt und insbesondere auch von 
den geeigneten Lehrpersonen erteilt wird. Ueber das Ergebnis dieser Prüfungen 
der Frage der Unterrichtserteilung in den Krankenpflegeschulen ist mir bei 
ungünstigem Ausfall zu berichten. 

Die Prüfungsausschüsse sollen nach der jetzigen Vorschrift des § 2 
durchweg aus einem beamteten Arzt (Begierungs- und Medizinalrat) und zwei 
praktischen Aerzten, unter denen sich wenigstens ein Lehrer der betreffenden 
Krankenpflegescbule befindet, gebildet werden. Es ist deshalb nicht angängig, 
außer dem Begierungs- und Medizinalrat noch einen Kreisarzt als Mitglied 
des Prüfungsausschusses zu bestellen; dies käme höchstens dann in Frage, 
wenn der betreflende Kreisarzt in größerem Umfange Praxis betreibt, oder in 
leitender Stellung als Krankenhausarzt in derjenigen Anstalt tätig ist, die als 
Krankenpflegeschule anerkannt ist oder werden soll. Selbstverständlich ist 
nichts dagegen einzuwenden, den zuständigen Kreisarzt zum ständigen Stell¬ 
vertreter des Regierungs- und Medizinalrats im Vorsitz des Prüfungssauschusses 
zu ernennen. 

Die mir gemäß den §§ 2 und 6 Absatz 1 und 2, § 19 Absatz 8, §§ 21 und 23 
zu erstattenden Berichte sind in allen Fällen mit einer ausreichenden Begrün¬ 
dung, zum mindesten aber mit einem entsprechenden Vermerk darüber zu ver¬ 
sehen, ob die Gesucho zu befürworten sind oder nicht. 

Da ich in Uebereinstimmung mit zahlreichen Sachverständigen die Abhaltung 
regelmäßiger Fortbildungslehrgänge für das schon geprüfte Kranken- 

^ ^0081 für dringend erwünscht halte, ersuche ich, auf die bestehenden 
ipflegeschulen dahin einzuwirken, daß sie zunächst für das in ihren 
Anstalten beschäftigte und schon geprüfte Pflegepersonal regelmäßig zwei bis 
drei Wochen dauernde Fortbildungslehrgänge einrichten derart, daß jede ge¬ 
prüfte Krankenpflegeperson in Zeitabständen von etwa & Jahren einmal an 
einem solchen Wiederholungslehrgang teilnimmt. Im übrigen muß mit allen 
Mitteln angestrebt werden, daß in den Krankenanstalten tunlichst nur noch 
vorschriftsmäßig ausgebildetes Pflegepersonal beschäftigt wird. Die Erreichung 
dieses Zieles wird voraussichtlich durch Anwendung der Uebergangsbestimmungen 
des neuen § 19 wesentlich erleichtert werden. Um für die schon in der Aus¬ 
bildung stehenden Schülerinnen (Schüler) Härten zu vermeiden, sind die 
Krankenpflegeschulen auf den § 19 Absatz 1 noch besonders binzuweisen. 

Schließlich bemerke ich noch, daß ich beabsichtige, auch die unter dem 
81. März 1917 erlassenen Vorschriften über die staatliche Prüfung von Säug« 
lingspflegerinnen demnächst in ähnlicher Weise abzuändern, und daß ich mir 
Vorbehalte, noch besondere Vorschriften über die Ausbildung des Irrenpflege¬ 
personals zu erlassen. 

Vorschriften über die staatliche Prüfung von Krankenpflegepersonen 
nebst Ausführungsanweisung. 1 ) 

§ 1. Prüfungen von Krankenpflegepersonen finden nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen statt. 

*) Die Ausführungsbestimmungen dazu, ebenfalls vom 19. Juli 
19 21, sind bei den betreffenden Paragraphen in Anmerkung beigefügt. 
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§ 2. Die Prüfungen werden in einem als Krankenpflegeschale staatlich 
anerkannten Krankenhaase abgehalten. Der Prüfungsausschuß besteht aus drei 
Aerzten, unter denen sich ein beamteter Arzt und zwei praktische Aerzte, 
darunter mindestens ein Lehrer einer Krankenpflegeschule, befinden müssen. 1 ) 

Die Mitglieder, der aus ihrer Zahl zu bestimmende Vorsitzende und sein 
Stellvertreter werden durch mich auf Widerruf ernannt. Die Ernennung, der 
Sitz des Prüfungsausschusses und die Leitung des als Prüfungsstelle dienenden 
Krankenhauses (§ 8) werden durch das Amtsblatt meines Ministeriums „Volks¬ 
wohlfahrt“ bekanntgegeben. 

§ 8. Prüfungen finden nach Bedarf, in der Regel zweimal im Jahre, 
im März und im September, statt. 8 ) 

§ 4. Die Zulassungsgesuche sind dem Vorsitzenden desjenigen Prüfungs¬ 
ausschusses, vor dem die Prüfung abgelegt werden soll, unter Beifügung aer 
erforderlichen Nachweise (>? 5) bis zum 15. Fcbr. bezw. 15. August einzureichen. 4 ) 

Bewerber, deren Zulassungsgesuche später eingehen, haben keinen An¬ 
spruch auf Berücksichtigung in der laufenden Untersuchungsperiode. 

§ 5. Dem Zuiassungsgesuch sind beizufügen: 

1. der Nachweis der Vollendung des 20. Lebensjahres,*) 

2. ein behördliches Leumundszeugnis, 8 ) 

3. der Nachweis einer erfolgreich zum Abschluß gebrachten Volksschul¬ 
bildung oder einer gleichwertigen Bildung, 7 ) 

4. ein selbstverfaßter und eigenhändig geschriebener Lebenslauf, 8 ) 

5. der Nachweis körperlicher und geistiger Tauglichkeit zum Krankenpflege¬ 
berufo ; insbesondere ist eine Bescheinigung zu erbringen, daß der Bewerber 


*) Zu § 2. Als Krankenpflegeschulen kommen nur diejenigen 
Krankenanstalten in Betracht, die von mir als Krankenpflegeschulc staatlich an¬ 
erkannt sind. Die staatliche Anerkennung wird in der Regel nur solchen allgemeinen 
Krankenanstalten auf Antrag erteilt, die über eine größere Zahl von Kranken¬ 
betten sowie alle notwendigen modernen Einrichtungen der Krankcnbehandlung 
und Krankenpflege verfügen, von anerkannt tüchtigen Aerzten geleitet werden 
und nach ihrer ganzen Beschaffenheit hinreichend Gewähr dafür bieten, daß der 
gesamte nach dem beiliegenden Ausbildungsplan zu erteilende praktische und 
theoretische Unterriebt in der Krankenpflege in der Krankenanstalt mit Aus¬ 
sicht auf Erfolg erteilt werdeu kann. Die Anträge auf staatliche Anerkennung 
einer Anstalt als Krankenpflegeschule sind an den zuständigen Regierungs¬ 
präsidenten, im Ortspolizeibezirk Berlin an den Polizeipräsidenten in Berlin, zu 
richten und von diesem mir vorzulegen. 

*) Zu § 3. Die Prüfungen sollen in zwei Prüfungsperioden, im März 
und im September, stattfinden, ausnahmsweise können Prüfungen nach Bedarf 
auch in anderen Monaten abgchaltcn werden. 

4 ) Zu § 4. Die Meldung zur Prüfung soll bis zum 15. Februar und 
15. August erfolgen. Meldungen, die später eingehen, haben keinen Anspruch 
auf Berücksichtigung in der laufenden Prüfungsperiode, sie können jedoch bei 
ausreichender Entschuldigung heim Vorsitzenden berücksichtigt werden. 

*) Z u § 5 N r. 1. Der Nachweis der Vollendung des 20. Lebensjahres ist 
durch die Geburtsurkunde zu erbringen. 

6 ) Zu § 5 Nr. 2. Als behördliches Leumundszeugnis kommt in der 
Regel das Führungszeugnis der Ortspolizei in Betracht. Ausnahmsweise kann 
auf die Beibringung eines Leumundszeugnisses verzichtet werden, wenn der gute 
Leumund des Gesuchstellers auf Grund sonstiger einwandfreier Nachweise zweifels¬ 
frei feststeht. Wenn es sich um Angehörige einer staatlich anerkannten geistlichen 
Krsnkenpflegegenosscnschaft bandelt, so ist das Zeugnis der Oberin (des Vorstehers) 
und des Geistlichen der Krankenpflegogenossenschaft als ausreichend zu erachten. 

7 ) Zu Jj 5 N r. 3. Der Nachweis einer erfolgreich zum Abschluß gebrachten 
Volksschulbildung wird erbracht durch das Schulabgangszeugnis oder das 
Zeugnis über den erfolgreichen einjährigen Besuch der obersten Schulklasse. 
Die Entscheidung über den Nachweis einer gleichwertigen Bildung bleibt dem 
pflichtgemäßen Ermessen des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses überlassen. 

8 ) Zu § 5 Nr. 4. Wo die Verhältnisse es gestatten, z. B. in der Kranken¬ 
pflegeschule, wird es sich empfehlen, den Lebenslauf von der Schülerin (dem 
Schüler) in Klausur schreiben nnd dic j durch den Leiter der Krankenpflege¬ 
schule auf dem Lebenslauf vermerken zu lassen. 
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nicht an Krankheiten oder Körperfebtera lebtet, die ihn a» der Ausübung- 
des Kjraäkeofttejfeberiite hindern oder die 20 |degeddßa Fersorien scbäiügen 
könnten,*) 

6. den Nachweis zweijähriger erfolgreicher und.einwandfreier Teilnahme an 
hinein zusammenhängenden Lehrgänge in einer siMtüübeu öder eteafli# 
anerkannteu Krankenptiegesclmle.*") 



au übersenden, vor dem die Prüfung abgelegt werden soll. ist. zwischen dem 
Ausscheiden des Bewerbers ans der KTltnkCopflegeschiile uud seiner Meldung 
stur Prüfung mehr eis em halbes Jahr Verflossen, oder liegen die »in»iss*itwicgvä' 
des § 6 vor, so ist der Nachweis unter Nr. 5 außerdem durch ein Zeognis des 
ffir den Wohnort ddsr Aafonthaltsörfc zuständigen beamteten Arztes zu erbringen 
DerVnrsitzendc de» Priifungs&usScliBJöes ßntsftheidet atter die 2nüiwung, 

§ 6 Personen, die eine der im & b Nr, d bezmefmeten Krankengita«i> 
acimleu nicht bestrebt haben, können ÄüsnaliinÄwejaö snr Prüfung ao^imrivit 

») Zu 8-5 Sr,-5. Der Nachweis k öx j*erIT uh er und geistiger Tatia- 
lichkeitzum Krankenpflegeberate ist durch «ra schriftliches Zeugnis des ärztliche*} 
Leiter» der Krankenpflegeschule zu. mthrfogeu. Baftifeaghia Ist ve» diesem «ö- 
mittelbar Vorsi tzendeß des Pröfupgsaosgcbttsse» eu fihcreesdt®. Bie Be¬ 
scheinigung über die körperliche Tauglichkeit soll sieh auf Grund einer wg- 
fftltigeB Aufnahme über den bisherigen öesand:heit«s«stand der SchüFm« (des 
Schhiersl, einer aratiiclien Untersuchung sowie auf Grund der Beobachtungen 
während des Lehrganges darüber nugspreehen, daß die SdjiUenn (der Schüler): 
nicht au Krankheiten (z. B. Tuberkulose, Geschleebtekranhhfilen, Epilepsie* 
Hysterie, Blutarmut) oder Körperfehlern (z. B, Mißbildungen, erbeblidie 
Schwüchang der Sinnesorgane) leidet, die sie (Ihn) an der Ausübung des Kranken- 
pflegeberufes Tündern oder die. 7 . 1 t pflegenden Personen schädigen könnten. 

Bei Beurteilung der geistigßn Tauglichkeit ist zu headiten, daß die 
.Schülerin (der Schüler) attch noch sür Zeit der Meldung mindestens den Stand¬ 
punkt einer ^aten iT.olksscJinlbildafig oacUwoist, und daß sie verrodge ihrer 
Auffostmngs* and Beobachtungsgabe zum Krankenpflegeherufe ausreichend be¬ 
fähigt ist, um z. ß. einen zu troflenden »idndiicheo oder achriftltchea Bericht 
iiher das Befinden sie« Kranken dem Atzte erstatten zu können. 

°> Zu § •& N r. 0. Auch der Nachweis einer zweijährigen erfolgreiche» 
Teilnahme an einem znsammenhängßndöu Luh r g aiige in ei«er staatlichen oder 
staatlich anerkannten Krunkenpflegeächule ist durch'die Bescheinigung desärzt- 
üehen Leiters der Krankonpflegeschole zu führen. Der Lehrgang darf, ab¬ 
gesehen von kürzemn Ferien, nicht durch, monatelange oder längere Pausen 
unterbrochen sein. Auch ist zu fcrrderit, daß das VerhaUen der Schülerin (des 
Schüler«) während des Lehrganges, namentlich auch in sittUchev Begehung, 
einwandfrei gewesen ist, und daß die Schülerin (der Schüler) in ihrem (seinem) 
Wissen und Können in ausreicheadeir Weise ihr den Kraukenpflegebentf ge¬ 
fördert wurden (st. .:vx .... . . 

Während dcä LehrgiUjges muß unter ZugTunddegungdes amtlichen 
Kraukenpflegolehrbuchcs nelrt-n elneF gfflndliuheft praktischcn Ausbildung auch 
eine' ausreichende theoi'etjsclie Unterweisung erfblgen. Der Unterricht soll von 
dem ärztlichen Leiter der Krankenpttegescbule oder dessen Stellvertreter erteilt 
• - werden* Nur ausBahrnswcise und nur mit. Genehmigung des licgierangs • 
pfg»Iäenten 5 iw* tlrtepolizeihezirk Berlin des PoHzeipräsidentön m Bema, darf 
dertHÄtÄieltt «her beschränkt« TeögSbietfe {z. B/ Vcrbandlehrej Massage) auch 
von andefon Fersoneu (Dherim öherpflager) gegeben werden, 

in vvi H bcr Weise der theoretische Unterricht durchzufübren ist, ob e. ö. 
in ' jährlich stattflödenden viennonatigen Lehrgängen mit wöchentiich 

ß Stofi-len oder io kürzeren Lehrgängen mit wöchentlich 12 Stunden odtr io. 
ander*» Wwsh., (lebtet stieb nach den besonderen Einrichtungen der i KrWköpj 
pflogeschHlft ,:«iMl. ;: _njtttetllftgt 'bis- auf weHerrs der •Entscheidung das Vnrständos 
der Anstalt. Doch müssen in der Kegel tm ßahmen der abaahalte-adeu (.1160«- 
tlscben Unterweisung wenigstens 200 Unterrichtsstunden ettuHt werde». Hier' 
bei v* ÄtGbibLiö^ tu-<kr ;£«p$feBr- 

... des t$\rm zu baäÄhwm. ' Inff 
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werden, wenn sie den Nachweis einer mindestens gleichwertigen Ausbildung in 
der Krankenpflege beibringen. “) 

Ueber die Zulassung solcher Ausnahmen behalte ich mir die Entscheidung 
bis auf weiteres selbst vor. 11 ) 

Für Sanitätsunteroffiziere, die noch nicht länger als zwei Jahre aus dem 
aktiven Militär- oder Marinedienst aasgeschieden sind und den genauen Nach¬ 
weis erbringen, daß sie mindestens während der Hälfte dieser Zeit Kranken¬ 
pflege in einwandfreier Weise ausgeübt haben, gilt als ausreichend im Sinne 
des Absatz 1 ein Zeugnis ihrer Vorgesetzten Behörde über eine einwandfreie 
mindestens zweijährige Dienstzeit im Sanitätskorps der Armee oder der Marine. 

§ 7. Die Gebühren für die Prüfung ausschließlich der Kosten für Ver¬ 
pflegung in der Anstalt (§ 10 Absatz 2) betragen 60 Mark und sind vor Beginn 
der Prüfung zu entrichten. 12 ) 

Wer von der Prüfung spätestens zwei Tage vor deren Beginn zurücktritt, 
erhält die bereits entrichteten Prüfungsgebühren zurück. 

§ 8. Die Ladung der Prüflinge wird von dem Vorsitzenden des Prüfungs¬ 
ausschusses (3 4) verfügt; sie soll spätestens zwei Wochen vor der Prüfung 
erfolgen; zugleich mit der Ladung wird dem Bewerber ein Abdruck der Prüfungs- 
Vorschriften mit der Aufforderung zugestellt, sich spätestens am Tage vor der 
Prüfung zu einer bestimmten Stunde bei der Leitung des Krankenhauses (§ 2) 
zu melden, um die Pflege eines Kranken und eine Nachtwache zu über¬ 
nehmen (§ 14). 1 *) 

§ 9. Zn einem Prüfungstermine werden in der Regel nicht mehr als 
zwölf Prüflinge zugelassen. 14 ) 

Wer zur Prüfung ohne ausreichende Entschuldigung nicht rechtzeitig 
erscheint, kann bis zur Dauer von sechs Monaten von der Prüfung ausge¬ 
schlossen werden. 

§ 10. Der Vorsitzende gibt Tag und Stande der Prüfung spätestens 
eine. Woche vor ihrem Beginne der Krankenhausleitang bekannt, damit die 

samtzahl der äOO Unterrichtsstunden dürfen die den Krankenpflegeschülerinnen 
(Schülern) am Krankenbett oder bei ihrer sonstigen praktischen Ausbildung er¬ 
teilten Weisungen und Belehrungen nicht mitberücksichtigt werden. 

Der ärztliche Leiter der Krankenpfiegeschnle soll vor Ausstellung der 
in einem Zeugnisse zn vereinigenden Bescheinigungen zu 6 and 6 eine gut¬ 
achtliche Aeußerung der Oberin bezw. des Vorstandes des als Krankenpflege¬ 
schale dienendeu Krankenhauses über die sittliche Befähigung sowie Uber die 
Führung der Schülerin (des 8chülers) während der Ausbildungszeit einholen. 
Ueber die Aeußerung der Oberin oder des Vorstandes ist ein Vermerk in das 
Zeugnis anfzunehmen. 

Sollte zwischen dem Ausscheiden der Schülerin (des Schülers) aus der 
Krankenpflegeschule und der Meldung zur Prüfung mehr als ein halbes Jahr 
verflossen sein oder ausnahmsweise der Nachweis zn Nr. 6 gemäß § 6 Absatz 1 
erlassen werden, so muß der Nachweis zu Nr. & außerdem noch durch das 
Zeugnis des für den Wohnort oder Aufenthaltsort zuständigen beamteten Arztes 
erbracht werden. 

") Zu § 6 Absatz 1 und 2. Der Antrag auf Zulassung zur 
Prüfang — ohne den Nachweis des § ö Nr. 6 — ist an den zuständigen 
Regierungspräsidenten, im Ortspolizeibezirk Berlin an den Polizeipräsidenten in 
Berlin, zu richten und von diesem mit gutachtlicher Aeußerung mir zur Ent¬ 
scheidung vorzulegen. 

'*) Z n § 7. Als Entschädigung für die Mühewaltang der Mitglieder des 
Prüfungsausschusses kommen nur die Gebühren in Betracht; Reisekosten und 
Tagegelder werden nicht gewährt. Die Verteilung der Gebühren hat so zu 
erfolgen, daß der Vorsitzende die Hälfte der Gebühren erhält, einschließlich 
der Entschädigung für sächliche Unkosten, während die beiden anderen Prüfenden 
die andere Hälfte zn gleichen Teilen erhalten. 

'*) Zu § 8. In der Ladung der Prüflinge : ist die Stunde anzugeben, zu 
der sich der Prüfling bei der Leitung des Krankenhauses zu melden hat, um die 
Pflege eines Kranken zu übernehmen. 

u ) Zu § 9. Zu einem Prüfungstermin können ausnahmsweise auch 
mehr als 12 Prüflinge zugelassen t werden, jedoch nicht über 16. Liegt eine 
größere Anzahl von Meldungen vor, so sind mehrere Prüfungstermine abxunalten. 
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nötigen Prüftinguräume und sachlichen Hilfsmittel bereit gehalten and die für 
die praktische I'riitimg sich eignenden Krankheitsfälle ausgesucht werden. 

Der Prüfling tritt für die Dauer der Prüfung, die sich in der Regel auf 
drei attfemandcrfolgeodei Tage erntteckt. in der Verpflegung des Krankenhauses; 
dieEntschädigung hierfür ist ua die ffrankeuhauarenesltung za entrIehtefi. tB i 
$■ llv Die Prüfung besteht aas einer mündlichen and eine? praktische** V 
Pitifang. Jene wird i»d«r Regel ans ersten* hud dritten, fliegeJia weseutücheo’ 
asn zweiten Tage abgcbnt.ten.tf 1 .) 

§ 12. Der Vorsitzende leitet die Prüfung, bestellt hei Behinderung etnea 
Mitgliedes dea Prüftxngsausschusses einen Vertreter und ‘eertejlt dfe Prdfttngs- 
gegdnsiande '0 13 a bis n) unter die ■Prüfenden.Bl 

Die praktische Prüfung wird von einem Rubrer der Krhnkenpflegeschule 
in Gegenwart des YorsiUemkm nUgebaiten. 

§ 13.. jßie mUndUebe i’rtLfang imstteekt sich auf; Mgebde. Gegenstände: 
aj .Ban und VtettelRwhg de*» iö.enedi!iiche)s^Körper*, 
h) Allgemeine Ltd»fe -van' und ihren Erscheinungen, 

besonders.Fteber und Pate, AnsteCktiog.'whd Wöndkrankheiten, Asepsis 
und Antiseptik.'*! 




’D Zu g 10 Absatz 2/ Die Prüf ung soll an drei auf einauderfolgendea 
Tagen stuttöödeD: Nur in besondere. *»■ begriiodenä.eQ Aimnahroefälte® : 
(z.-B. wenn einor der Prüfenden: oder ein Prüfling an einem dieser Tage 
pldtKlich tcrhiadeit wird) ish es dem Ermesse» des Vorsitzenden öberlassen, 
ilii> 'Pfilfnug. einen oder mehrere Tage, jedoch nicht über drei Tage, auszu- 
setzen. Sonn- und Festtage werden nicht gerechnet. ‘ ' 

*“) Äu§ 11. Uebcr die aüberc- Ausfiih ran gdörPrii fang entscheidet 
der Vorsitzende nach Benehmen mit den anderen Prüfenden. Als Anhalt möge 
folgende Gestaltung dienen: Dein Prüfling wird, nachdem er abends 7 Ohr in 
das Krankenhaus eingetreten ist, von der Leitung des Krankenhauses ein 
Kranker zugewiesen, sofern er nicht gemäß § 14 Absatz 3 die Pflege schon 
früher begonnen bat öder von der Ableistung einer Nachtwache befreit worden.: 
ist. Der Prüfling hat nunh» Regelfall' bei dem ihm überwiesenen Kranken 
die erste Nacht hindurch zu Waebiin. Am andern Morgen erhält er nach Be-, 
endigang nach deren Ablauf er 

Hin Nachmittag des ersieh Tsgcä die Pflege »fätifca Kranken bis zum Abend 
wieder übernimmt, ma sie ein M'Jrgen des zweiten Tages fortzasetzß». Im 
• Laufe des zweiten ur.diese T&$gfceik nur* um die mündliche 

praktische Prüfung sh"Erledigen,..die con einem Lehrer der Krankenpflege- 
schule in Gegen w art' -abgebai teh -wird.' Es empfiehlt sich, demnächst, dem Prüf- 
Ting eine zweistündige ifiiholangspaiise zu gewähren, worauf er wieder die 
Pflege seines Kranken '■'übernimmt. Am .Morgen des dritten Tages hat er die 
Niederschrift übet die Pflege de« Kranken zu fertigen und dem Versitzende» 
zu überreiches, der den Prüfling «n diesem Tag« in Gemeinschaft mit de» 
beiden andor» JPfflfbnden dfer Äbseblui^mMang unterzieht, in den gefiaäfl 14 
Abs. 2 eiutrotefidan AasnahmofäUen bestimmt der Vorsi tzende* den Gang uef Pritf ung. 

% Zu § 12. Der Vor * itz endö, im 



deran Prüfer dia PrMu^^^öilfewRi' unter die Mitgliederdes Ausschusses. 

Die Oberin sowie der 'Dbörfflegef eine« Krankenhattsea (bei gtößhreu 
Kränkonanstalteu einer Abfwlbug) stau befcchtigt, der Prüfung beizawohDöa. 
Jin übrigeB darf tle-r VoföiPscude euch Vorsteher der Kfänkufipflegfir- 
vemnigong oder i«g KtaakeuhausiC* sowie .Mitgh'qdern des Kuratoriums «der- 
des Vörstandes auf Wunsch den Zutritt zu den Prüfungen gestatten, sofern 
steh htefftoa nicht besonder*, deo Gang der Prüfung störende Schwierigkeiten 
ergebet» seiften. Dte (der Vorsteher) und das Kuratoritun oder der 

Vorstand sind von dem Termm der Prüfung rechtzeitig in Kenntnis zu setzen. 

,3 ) Zu § ldb und Itf Es ist besonders darauf za halten, daß der 
: Prüfling in der JisiHltebkcit am eigenen Körper sorgfältig eingebildet ißt. 

K Dem RnteriJcht '.. : jh;^iter^Kj.'anken'i>flege iii den staatlich anerkannten 
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c) Einrichtungen der Krankenräxune: Herrichtung und Ausstattung des 

Krankenzimmers, Lüftung, Beleuchtung, Heizung, Wasserversorgung, 
Beseitigung der Abgänge. , 

d) Kranken Wartung, insbesondere Beinlichkeitspflege, Versorgung mit 
Wäsche, Lagerung und Umbetten des Kranken; Krankenbeförderung, 
Badepflege. 

e) Krankenernährung; Zubereitung und Darreichung der gewöhnlichen 
Krankenspeisen und Getränke. 

f) Kranken beobachtung: Krankenbericht an den Arzt, Ausführung ärzt¬ 
licher Verordnungen. 

g) Hilfeleistung bei der Krankenuntersuchung und -behandlung, nament¬ 
lich bei der Wundbehandlung: Lagerung und Versorgung verletzter 
Glieder, Notverband, Hilfeleistung bei Operationen sowie bei der Be¬ 
täubung, Vorbereitung des Verbandmaterials und der Instrumente. 

h) Hilfeleistung bei plötzlich auftretenden Leiden und Beschwerden, bei 
gefahrdrohenden Krankheitserscheinungen, bei Unglücksfällen (Blut¬ 
stillung, künstliche Atmung) und Vergiftungen. Grenzen der Hilfe¬ 
leistungen. 

i) Pflege bei ansteckender Krankheit; Verhütung der Uebertragung von 
Krankheitskeimen auf den Kranken, den Pfleger und andere Personen; 
Desinfektionslehre, Desinfektion am Krankenbett, Schlußdesinfektion. 

k) Zeichen des eingetretenen Todes; Behandlung der Leiche. 

l) Gesetzliche und sonstige Bes timmung en, soweit sie Krankenpflege¬ 
tätigkeit berühren. 18 ) 

m) Verpflichtungen des Krankenpflegers in bezug auf allgemeines Ver¬ 
halten, namentlich Benehmen gegenüber den Kranken und deren Ange¬ 
hörigen sowie gegenüber Aerzten, Geistlichen und Mitpflegern. Berück¬ 
sichtigung des Scelenzustandes des Kranken, Verschwiegenheit. 

n) Für weibliche Prüflinge außerdem: Die wichtigsten Grundsätze der 
Säuglings- und Kleinkinderpflege. 

§ 14. In der praktischen Prüfung sollen die Prüflinge sich befähigt 
erweisen, ihre Kenntnisse in der Krankenpflege praktisch zu betätigen. Zu 
diesem Zwecke wird in der Regel jedem von ihnen bei der Meldung im Kranken¬ 
hause (§ 8) die selbständige Pflege eines Kranken (einschließlich einer Nacht¬ 
wache) bis zum Morgen des dritten Tages übertragen. Die Ausführung dieser 
Aufgabe erfolgt unter Aufsicht des für den Kranken verantwortlichen Arztes 
und Pflegepersonals; cs ist darauf zu achten, daß den Prüflingen die zur 
Erholung erforderliche Zeit frei bleibt, insbesondere muß im Anschluß an die 
Nachtwache eine Erholuugszeit von mindestens 8 Stunden gewährt werden. 1 ») 

Die wichtigeren Vorkommnisse während der Pflege hat der Prüfling kurz 
schriftlich zu vermerken; die Niederschrift ist am dritten Tage vorzulegen. 
Ausnahmsweise kann mit Genehmigung des Vorsitzenden die Pflege bereits 
innerhalb der Woche vor der eigentlichen Prüfung erledigt und beim Vorliegen 
besonderer Gründe die Ableistung eiuer Nachtwache erlassen werden. 

Am zweiten Prüfungstage sollen die Prüflinge ihre Kenntnisse in der 
ersten Hilfeleistung bei Operationen, bei der Betäubung, bei der Ausführung 
ärztlicher Vorschriften, in der Badepflege und Desinfektion praktisch dartun. 

§ 15. Die Gegenstände und das Ergebnis der Prüfung werden für jeden 
Geprüften in einer Niederschrift vermerkt, die von dem Vorsitzenden und den 
übrigen Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen ist. 

§ 16. Jeder Prüfende faßt sein Urteil über die Kenntnisse und Fertig¬ 
keiten des Geprüften zusammen unter ausschließlicher Verwendung der Worte 
„sehr gut" (1), „gut“ (2), „genügend, (3), „ungenügend“ (4) und „schlecht“ (6). 

Hat der Geprüfte von einem Prüfenden die Beurteilung „schlecht“ oder 
von zwei Prüfenden die Beurteilung „ungenügend“ erhalten, so gilt die Prüfung 
als nicht bestanden. 6 * 

Im übrigen hat der Vorsitzende am Schlösse derPrüfung d&Beurteilongs- 

,9 ) Zu §14. Die Pflege eines Kranken, einschließlich einer Nacht¬ 
wache, soll unter Aufsicht des für den Kranken verantwortlichen Arztes und 
der betreuenden Pflegeperson (Stationsschwester, Stationspfleger) erfolgen; diese 
haben die Niederschrift des Prüflings über die Pflege des Kranken mit einem 
entsprechenden Vermerk zu versehen. 
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warte zusammenzurechnen und zur Ermittlung des Qes&mturteils durch 3 zu teilen; 
ergeben sieh Drittel, so werden ein Drittel nicht, zwei Drittel als voll gerechnet. 

§ 17. Tritt ein Prüfling ohne eine nach dem Urteil des Prüfungsaus¬ 
schusses genügende Entschuldigung im Laufe der Prüfung zurück, so hat er 
sie vollständig zu wiederholen. 

Die Wiederholung der nicht bestandenen oder ohne Entschuldigung nicht 
vollendeten Prüfung ist nicht öfter als zweimal und frühestens nach sechs 
Monaten, spätestens nach drei Jahren zulässig; sie muß vor demjenigen Prüfungs¬ 
ausschuß stattfinden, vor dem die frühere Prüfung begonnen ist. 

Ueber die Zulassung von Ausnahmen behalte ich mir die Entscheidung 
bis auf weiteres selbst vor. 10 ) 

§ 18. Der Prüfling wird, falls er die Prüfung nicht bestanden hat, vom 
Vorsitzenden entsprechend verständigt nnd erhält auf seinen Antrag die ein¬ 
gereichten Zeugnisse zurück, nachdem auf dem Zeugnisse, über die Teilnahme 
an einem Krankenpflegelehrgange (§ 5 Nr. 6) ein Vermerk über den Ausfall 
der Prüfung gemacht worden ist. 

' Wenn die Prüfung bestanden i6t, reicht der Vorsitzende die Prüfungs¬ 
verhandlungen unter Beifügung des Oesamturteils an den Begierungspräsidenten, 
im Ortspolizeibezirk Berlin an den Polizeipräsidenten in Berlin, behufs staat¬ 
licher Anerkennung der Krankenpflegeperson ein. 

Im Falle der Anerkennung wird ein Ausweis nach umstehendem Muster A 

erteilt. 

§ 19. Personen, die schon vor dem Erlaß dieser Vorschriften in der 
Ausbildung begriffen waren und bis spätestens 1. Oktober 1921 einen Antrag 
auf Zulassung zur staatlichen Prüfung als Krankenpflegeperson gestellt haben, 
können zur Prüfung noch auf Grund der bisherigen Vorschriften vom 10. Mai 
1907 zngelassen werden, 

Dasselbe gilt für diejenigen Pflegepersonen, die bereits seit dem 1. Oktober 
1920 im Dienste einer öffentlichen Krankenanstalt tätig sind, sofern sie ein 
dahingehendes Gesuch bis spätestens zum 1. Oktober 1922 dem zuständigen 
Begierungspräsidenten, im Ortspolizeibezirk Berlin dem Polizeipräsidenten in 
Berlin, vorlegen. 

Noch weiter gehende Begünstigungen im Sinne dieser Vorschrift können 
nur in besonders dringenden Einzelfällen und nur mit meiner Genehmigung 
gewährt werden. 

§ 20. Sanitätsunteroffizieren, die eine mehr als fünfjährige aktive Dienst¬ 
zeit im Sanitätskorps des Heeres oder der Marine zurückgelegt haben and ein 
Zeugnis ihrer Vorgesetzten Behörde über eine einwandfreie dienstliche und 
sittliche Führung sowie über genügende theoretische und praktische Kenntnisse 
in der Krankenpflege beibringen, kann auf ihren Antrag von dem für ihren 
Wohnsitz zuständigen Begierungspräsidenten, im Ortspolizeibezirk Berlin von 
dem Polizeipräsidenten in Berlin, auch ohne Prüfung die staatliche Anerkennung 
als Krankenpfleger erteilt werden. Voraussetzung ist aber, daß die Bewerber 
noch nicht länger als zwei Jahre aus dem aktiven Militär- und Marinedienst 
ausgeschieden sind und den genauen Nachweis erbringen, daß sie mindestens 
während der Hälfte dieser Zeit nach dem Ausscheiden aus dem Heeres- bezw. 
Marinedienste die Krankenpflege in einwandfreier Weise ausgeübt haben. 

§ 21. Personen, die schon vor dem Erlaß dieser Prüfungsvorschriften 
an einem Krankenpflegelehrgang von ausreichender Dauer teilgenommen haben 
und durch das Zeugnis des zuständigen beamteten Arztes oder Krankenhaus¬ 
arztes oder des Leiters einer vom Staate anerkannten geistlichen oder welt¬ 
lichen Krankenpflegegenossenschaft nach weisen, daß sie mindestens fünf Jahre 
lang in Privatpflege oder im Anstalts- oder Gemeindedienste Krankenpflege in 
befriedigender Weise ausgeübt und sich während dieser Zeit gründlich fort¬ 
gebildet haben, kann die staatliche Anerkennung als Krankenpflegeperson ohne 
vorherige Prüfung erteilt werden, sofern spätestens bis zum 1. Juli 1922 ein 

*•) Zu § 17. Anträge auf Zulassung von Ausnahmen gemäß Absatz 3 sind 
von dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses an den zuständigen Begierungs- 
Präsidenten, im Ortspolizeibezirk Berlin an den Polizeipräsidenten in Berlin, zu 
richten und von diesem mit gutachtlicher Aeußerung mir vorzulegen. Der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses an dem Charitökrankenhause hat die An¬ 
träge an die Charitödirektion abzugeben, von der sie mir vorzulegen sind. 
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entsprechender Antrag bei dem für den Wohnsitz zuständigen Regierungs¬ 
präsidenten, im Ortspolizeibezirk Berlin bei dom Polizeipräsidenten in Berlin, 
gestellt worden ist und. der gutachtlich gehörte Prüfungsausschuß sich dafür 
ausspricht; sind mehrere Prüfungsausschüsse im Bezirk, so wählt der Regierungs- 

S räsident, im Ortspolizeibezirk Berlin der Polizeipräsident in Berlin, den zu 
örenden Prüfungsausschuß. Auf Befürwortung des Prüfungsausschusses kann, 
wenn besonders dringende Gründe vorliegen, ausnahmsweise auch der Nachweis 
des Besnchs eines Ausbildungslehrgangs erlassen werden. 81 ), 

Ueber die Erteilung der staatlichen Anerkennung in den vorstehend be¬ 
zeichnten Fällen behalte ich mir die Entscheidung bis auf weiteres selbst vor. 

§ 22. In den Fällen der §§ 20, 21 ist ein Ausweis nach nebenstehendem 
Muster B zu erteilen. 

§ 23. Die in einem anderen deutschen Staate auf Grund gleicher Vor¬ 
schriften erfolgte Anerkennung als Krankenpflegeperson gilt auch für das 
preußische Staatsgebiet.* 1 ) 

§ 24. Die staatliche Anerkennung als Krankenpflegeperson kann von 
dem für den Wohnsitz zuständigen Regierungspräsidenten, im Ortspolizeibezirk 
Berlin von dem Polizeipräsidenten in Berlin, zurückgenommen werden, wenn 
Tatsachen vorliegen, die den Mangel derjenigen Eigenschaften erkennen lassen, 
die für die Ausübung des Krankenpflegeberufes erforderlich sind, oder wenn 
die Krankenpflegeperson den in Ausübung der staatlichen Aufsicht erlassenen 
Vorschriften beharrlich zuwidorhandelt.* 3 ) 

Einer in einem anderen deutschen Staate erfolgten Anerkennung kann 
unter denselben Voraussetzungen von dem für den Wohn- oder Aufenthaltsort 
zuständigen Regierungspräsidenten, im Ortspolizeibezirk Berlin von dem Polizei¬ 
präsidenten in Berlin, die Wirksamkeit für das preußische Staatsgebiet ent¬ 
zogen werden. 

Diese Vorschriften treten am 1. Oktober 1921 in Kraft. 

Ausweis A. 

Ausweis für staatlich anerkannte Kranhenpflegepersonen. 

.an*... der — die — vor dem staat¬ 
lichen Prüfungsausschuß in.die Prüfung für Krankenpflegepersonen 

mit der Gesamtzensur.bestanden hat und die nur Ausübung des Krankenpflegeberufes 

erforderlichen Eigenschaften besitzt, erhalt hiermit die Bescheinigung, daß er — sie — staatlich 
als Krankenpfleger — Krankenpflegerin — anerkannt ist. 

Für den Fall, dass Tatsachen bekannt werden, die den Mangel derjenigen Eigenschaften 
dartun, die zur Ausübung des Kranken pflegeberufe* erforderlich sind, oder dass die Krankenpflege- 
person den in Ausübung der staatlichen Aufsieht erlassenen Vorschriften beharrlich zuwlderhandclt, 
bleibt die Zurücknahme der Anerkennung Vorbehalten. 


., den.19 . . 

(Dlcnat»temp«L) (Unterschrift.) 


*•) Zu § 21. Die Anträge auf staatliche Anerkennung als 
Kr&nkenpflegeperson ohne vorherige Prüfung im Sinne des § 21 sind an den 
für den Wohnort oder Aufenthaltsort der Bewerberin (des Bewerbers) zuständigen 
Regierungspräsidenten, im Ortspolizeibezirk Berlin an den Polizeipräsidenten 
in Berlin, zu richten, der die Anhörung eines Prüfungsausschusses veranlaßt 
and die Verhandlungen mit dessen Aeußcrnng dann mir vorlegt. 

**) Zn § 2 3. Ob und inwieweit die Voraussetzungen des § 23, wonach die 
in einem anderen deutschen Staate erfolgte Anerkennung als Krankenpflege¬ 
person auch für das preußische Staatsgebiet gilt, als erfüllt anznsehen sind, 
unterliegt in jedem Einzelfall meiner Entscheidung. 

**) Zn § 24. Ais in Ausübung der staatlichen Aufsicht erlassene Vor¬ 
schriften kommen bis auf weiteres die zurzeit bestehenden Bezirksvorschriften 
in Betracht. Gegen den die Anerkennung zurücknehmenden Bescheid findet die 
Beschwerde an den Minister für Volkswohlfahrt statt. Derjenigen Behörde, 
welche die Anerkennung seinerzeit ausgesprochen hat, sei es in Preußen, sei es 
in einem anderen deutschen Staate, ist von der Zurücknahme der Anerkennung 
für das preußische Staatsgebiet Kenntnis zu geben. 

Zugleich ist mir über jeden Fall der Entziehung der Anerkennung als 
Krankenpflegeperson unter Angabe der für die Entscheidung maßgebend ge¬ 
wesenen Gründe za berichten. 
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Auzweia B. 

Ausweis für staatlich anerkannte Krankenpflegepersonen. 

.«us.f der — die — den Nachweis 

der Ausbildung in der Krankenpflege erbracht hat und die zur Ausübung des Krankenpflegebertife* 
erforderlichen Eigenschaften besitzt, erhält hiermit die Bescheinigung, dass er — sie — staatlich 
als Krankendfleger — Krankenpflegerin — anerkannt ist. 

Abs. 2: wie bei Muster A. 

Plan für die Ausbildung in der Krankenpflege. 

Die Ausbildung in der Krankenpflege soll vorwiegend praktisch sein und 
nach folgendem Plane erfolgen: 

1. Der Schüler soll über Bau und Verrichtungen des menschlichen 
Körpers so weit unterrichtet werden, daß er ein für die Krankenpflege aus* 
reichendes Verständnis für die im gesunden und kranken Körper stattfindenden 
Vorgänge sowie für die allgemeine Krankheitslehre gewinnt. Es ist Wert 
darauf zu legen, daß der Schüler in der äußeren Beschreibung die nötige Ge¬ 
wandtheit erlangt, um den Sitz einer Wunde, eines Schmerzes usw. schnell und 
genau angeben zu können. 

2. Die weitere Unterweisung erstreckt sich auf die Grundsätze der all¬ 
gemeinen Gcsnndbeitslehre (Lüftung, Heizung usw.), auf die Einrichtung und 
Ausstattung der Krankenzimmer, die täglichen Dienstleistungen des Kranken¬ 
pflegers, die spezielle Krankenpflege bei einigen besonders wichtigen Krank¬ 
heitszuständen und die Ausführung ärztlicher Verordnungen. Es sollen ein¬ 
gehende Vorführungen und praktische Uebungen stattfinden; dabei ist regel¬ 
mäßig von der Uebung der notwendigen Handgriffe und von der Beschreibung 
der einfachsten Formen der Geräte und Apparate auszugehen. 

3. Der Schüler soll zu möglichst scharfer Krankenbeobachtung angeleitet 
und darüber belehrt werden, durch welche Handreichungen er nötigenfalls die 
von ihm beobachteten Leiden und Beschwerden vorläufig lindern kann. Er soll 
über die ihm bei solchen Hilfeleistungen gezogenen Grenzen sowie darüber ein¬ 
gehend unterrichtet werden, wann er die (unter Umständen sogleich erforder¬ 
liche) Hilfe des Arztes herbeizufühTen hat. 

4. Ueber die Verhütung von Krankheiten, insbesondere über die Ver¬ 
hinderung der Verschleppung und Uebertragung der ansteckenden Krankheiten, 
soll eine eingehende Belehrung stattfinden. Der Tuberkulose und den Ge¬ 
schlechtskrankheiten ist besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Der Schüler 
soll lernen, daß neben der peinlichsten Beinlichkeit nur die sofortige sorgfältige 
Unschädlichmachung der Krankheitskeime die Verbreitung der ansteckenden 
Krankheiten verhindern und ihn selbst vor Ansteckung schützen kann. Auf 
die verschiedenen Arten der Verbreitung der ansteckenden Krankheiten ist ein¬ 
zugehen. Die Desinfektion ist gründlich zu behandeln und praktisch zu üben; 
dabei ist der Schüler insbesondere über das Wesen und die Bedeutung der Des¬ 
infektion am Krankenbett und der Schlußdesinfektion ausreichend zu unterrichten. 

6. Die Hilfeleistungen bei der Wundbehandlung sind eingehend zu lehren. 
Soweit dies nicht schon gemäß Nr 4 geschieht, soll die Lehre von den Wundkrank¬ 
heiten sowie die Asepsis und Antiseptis berücksichtigt werden. Außerdem sind die 
Notverbände einschließlich der Blutstillung und der Rnhigstellung verletzter Teile 
zum Gegenstände der Unterweisung und praktischen Uebung zu machen. Auch 
die manuelle Krankengymnastik und Massage soll praktisch geübt werden. 

6. In den Hilfeleistungen bei plötzlich auftretenden Leiden und Be¬ 
schwerden, bei gefahrdrohenden Krankheitserscheinnngen, bei Unglücksfällen 
und bei Vergiftungen sowie m der Krankenbeförderung ist Unterricht zu er¬ 
teilen. Dabei sind den Schülern und Schülerinnen auch allgemeine Richtlinien 
über das Verhalten gegenüber Geisteskranken sowie über die Pflege bei plötzlich 
auftretenden Geistesstörungen zu geben. 

7. Im übrigen sind die Schülerinnen noch über die wichtigsten Grund¬ 
sätze der Säuglings- und Kleinkinderpflege, und «war insbesondere über die 
Bedeutung der Beinlichkeit für das Gedeihen der Kinder und der natürlichen 
Ernährung (Brustnahrung), zu unterrichten. 

Schließlich ist den Schülerinnen noch Gelegenheit zu geben, sich ein ge¬ 
nügendes Maß hauswirtschaftlicher Kenntnisse anzueignen. 


Verantwortlich für die Schriftleitang: Prof. Dr. Repmund, Geh. Med.* Rat In Ltppaprinf*. 
Druck von J. C. C. Bruns, Minden 1. W. 







Rechtsprechung u. Medizinal- 
Gesetzgebung 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte 

Nr. 24. 20. Dezember. 1921. 


Medizinal■ Gesetzgebung. 

A. Preußen. 

Fututnn; des Besoldungsdienstalters fllr die Medlzlnalbeamten. 
Rund-Erlaß des Ministers für Volks Wohlfahrt vom 25. No¬ 
vember 1921 — I. M. I. Nr. 2992/A. 1. Nr. 1117. II — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminister bestimme ich anf 
Grand von Ziffer 159 Abs. 2 der Preußischen Ausführungsbestimmungen vom 
8. Juli 1921 zom Beamtendiensteinkommensgesetz vom 17. Dezember 1920, daß 
den aas der Gruppe der Kreisassistenzärzte hervorgegangenen Kreisärzten 
(Gerichtsärzten) bei der Berechnung des Anwärterdienstalters als notwendige 
Prüfungszeit (ärztliche Prüfung und Kreisarztprüfung) in der Regel ein Jahr, 
angerechnet wird. 

Hiernach kommen für die Anrechnung insgesamt in Frage: 

1. das ärztliche Hochschulstudium nach der Prüfungsordnung vom 

28. Mai 1901 5 Jahre 

2. die nachfolgende Vorbereitungszeit [1 Jahr vor der Erlangung 
der Approbation als Arzt sogenanntes Praktisches Jahr (§ 59 
der Prüfungsordnung für Aerzte vom 28. Mai 1901) und 
8 Jahre nach Erlangung der Approbation als Arzt (§ 8 der 
Prüfungsordnung für Kreisärzte vom 4. März 1914 und 

9. Februar 1921)].4 „ 

8. die regelmäßige Prüfungszeit 

a) ärztliche Prüfung.*/* Jahr 

b) kreisärztliche Prüfung. . . . , */« „ 

zusammen ... 1 „ 

insgesamt 10 Jahre 

hiervon ist anrechnungsfähig die einen Zeitraum von 4 Jahren übersteigende 
Zeit, mithin 6 Jahre. 

Ich ersuche ergebenst, für die Kreis-(Gerichts-) ärzte, soweit sie sich 
nicht am 1. April 1920 bereits in der höchsten Stufe ihrer gegenwärtigen Be¬ 
soldungsgruppe befunden haben, das Anwärterdienstalter und das Besoldungs- 
dienstaiter nach Maßgabe der obengenannten „ Ausführungsbestimmungen“ und 
der vorstehenden Bestimmung alsbald neu festzusetzen und über die erfolgte 
Festsetzung unter Angabe der Berechnung bis zum 10. Januar 1922 zu 
berichten. Auszagehen ist bei der Anrechnung von Ausbildungszeit gemäß 
Ziffer 159 der „Ausführungsbestimmungen" von dem bisher geltenden Dienst¬ 
alter als Kreisassistenzarzt. 

Soweit der Beamte infolge der. auf Grand des Krieges erlassenen Vor¬ 
schriften (Anrechnung von Zwischensemestern, Zulassang za Notprüfangeo, 
Erlaß des Praktischen Jahres, Anrechnung der Kriegsdienstzeit pp.) oder ans 
anderen Gründen (kürzeres Hochschulstudium nach der früheren Prüfungs¬ 
ordnung für Aerzte pp.) eine kürzere Ausbildungszeit bat, ist nur diese bei 
der Berechnung des Anwärterdienstalters zu Grande zu legen. 

Bei der Ermittlung des Besoldangsdienstalters ist von der Zeit, die 
zwischen dem Beginn des neuen Anwärterdienstalters und der ersten plan¬ 
mäßigen Anstellung als Kreis- (Gerichts-) arzt liegt, der fünf Jahre übersteigende 
Teil anzurechnen (Ziffern 20, 49 Pr. Bes. V.). 

Die Festsetzung des Anwärter- und Beeoldungsdienstalters derjenigen 
Kreis* pp. Aerzte, die nicht aus der Laufbahn der Kreisassistenzärzte hervor- 
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gegangen sind und bei denen die Ziffer 160 Pr. Bes. V. in Betracht kommt, be¬ 
halte ich mir vor. Ich ersuche mir die hierzu erforderlichen Unterlagen bald 
einzureichen. 

Abdrucke dieses Erlasses für die Kreis-(Gerichts-) Medizinalräte sind 
beigeffigt. _ 


Ausdehnung der Bestimmungen der Bundesratsbekanntmachung vom 
2. August 1917 auf das Unterrichtsfach der Heilkunde. Erlaß (a) und 
Verordnung (b) des Ministers für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung vom 27. September 1921 an sämtliche Herren Re¬ 
gierungspräsidenten. 

a) Eder Hochwohlgeboren lassen wir in der Anlage eben Abdruck eber 
demnächst in der Gesetzsammlung zu veröffentlichenden, auf Grund der Bundes¬ 
ratsbekanntmachung vom 2. August 1917 erlassenen Verordnung vom heutigen 
Tage zur Nachachtung zugehen. 

Nach dieser Verordnung ist nunmehr auch die Erteilung von Unterricht 
in der Heilkunde unter die Bestimmungen der Bundesratsbekanntmachung vom 
2. August 1917, insbesondere deren Strafbestimmungen (§ 8), gestellt. 

Die Erteilung der Erlaubnis sowie die Beaufsichtigung des Unter¬ 
richts gehört zu den Aufgaben des Regierungspräsidenten (in Berlin des Polizei¬ 
präsidenten). Gegen die Verfügungen des Regierungs- bezw. Polizeipräsidenten 
findet nur die Beschwerde an den Minister für Volkswohlfahrt statt. Bei der 
Durchführung der Aufgaben, namentlich bei der Entscheidung über Erteilung 
von Unterrichtserlaubnis sowie der Beaufsichtigung des Unterrichts, sind in 
geeigneten Fällen nach Möglichkeit Fachleute gutachtlich zu hören. 

b) Auf Grund des § 1 Absatz 8 der Bundesratsbekanntmachung über 
den privaten gewerblichen und kaufmännischen Fachunterricht vom 2. August 
iyi7 (Reichs-Gesetzbl. S. 683) wird folgendes bestimmt: 

Art. 1. Die Vorschriften der Bundesratsbekanntmachung über den privaten 
gewerblichen und kaufmännischen Fachunterricht vom 2. August 1917 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 683) finden auch auf das Unterrichtsfach der Heilkunde entsprechende 
Anwendung. 

Art. 2. Die Erlaubnis ist von dem Regierungspräsidenten, b Berlin von 
dem Polizeipräsidenten, zu erteilen. Der Bescheid, durch den die Erlaubnb 
versagt oder unter Bedingungen erteilt oder zurückgenommen wird, ist nur im 
Aufsichtswege anfechtbar. 

Art. 8 interessiert hier nicht. 

Art. 4. Die Vorschriften dieser Verordnung treten am 1. Oktober 1921 
in Kraft. 


B. Sachsen. 

Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Hebammen. Gesetz 
vom 6. Oktober 1921. 

I. Sicherung eines Mindesteinkommens. 

§ 1. Die Bezirkshebammen haben einen Anspruch auf ein Mbdest- 
ebkommen aus ihrem Berufe. 

Erreicht ihr gesamtes berufliches Ebkommen nicht dieses Mbdest- 
einkommen, so ist ihnen der Unterschiedsbetrag von 'dem Hebammenbezirke zu 
gewähren. 

Das Mbdesteinkommen wird jährlich auf 9000 M. festgesetzt. 

§ 2. Hebammen, deren gesamtes Berufseinkommen im Kalenderjahre 
hinter der Höhe des ihnen sichergestellten Mindesteinkommens zurückbleibt 
und die den Hebammenbezirk für diesen Unterschiedsbetrag in Anspruch nehmen, 
haben dem Hebammenbezirk eine schriftliche Zusammenstellung ihres gesamten 
beruflichen Einkommens im verflossenen Kalenderjahre vorzulegen mit der Ver¬ 
sicherung, daß diese Zusammenstellung das gesamte Berufseinkommen des 
Kalenderjahres enthält. 

Falls Hebammen hierbei zum Zwecke der Täuschung unrichtige oder 
unvollständige Angaben machen, kann der Hebammenbezirk die Hebamme 
ihres Anspruches auf Sicherstellung des Mindesteinkommens ganz oder teil¬ 
weise für das betreffende Jahr für verlustig erklären. 
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Das Gleiche gilt, falls die Hebamme darch eigenes Verschulden, ins* 
besondere Nachlässigkeit im Beruf, nicht ein Berufseinkommen bis nur Hohe 
des ihr anstehenden Mindesteinkommens erzielt. 

§ 3. Den Hebammenbezirken wird der Betrag, den sie den Hebammen 
zur Erreichung des ihnen zustehenden Mindesteinkommens zu erstatten haben, 
aus der Staatskasse zur Hälfte vergütet. 

II. Desinfektionsmittel. 

§ 4. Die Hebammenbezirke sind verpflichtet, ihren Bezirkshebammen 
die Kosten für sämtliche vorgeschriebene im Beruf verbrauchte Desinfektions* 
mittel zu erstatten. 

III.Entschädigung für unverschuldeteBerufsunterbrechnng. 

§ 6. Wird einer Hebamme infolge von ansteckender Krankheit im eigenen 
Hause oder im Hause einer Entbundenen vom Bezirksarzt wegen Ansteckungs¬ 
gefahr die Ausübung des Berufs untersagt oder wird eine Hebamme zn einem 
Wiederholungs- und Fortbildungslehrgange einberufen, so ist ihr für diese Zeit 
vom Hebammenbezirk eine angemessene Entschädigung zu gewähren. 

Die Mindesthöhe der täglich zu gewährenden Entschädigung wird durch 
Verordnung vom Ministerium des Innern festgesetzt. 

IV. Buhestandsunterstützung. 

§ 6. § 4 Abs. 2 und § 5 des Gesetzes, die Unterstützung der in den 
Buhestand versetzten Bezirkshebammen betreffend, vom 20. März 1894 in der 
Fassung des Abänderungsgesetzes vom 28. März 1914 erhalten folgende Fassung: 

a) § 4 Abs. 2. 

In ausreichender Weise ist ein Statut jedenfalls dann aufgestellt, wenn 
cs für die einer Bezirkshebamme zu gewährenden Unterstützung nach zehn¬ 
jähriger Dienstzeit, oder vor zehnjähriger Dienstzeit bei unverschuldeten Berufs- 
Unfällen, einen Mindestbetrag von 1000 M. und als Höchstsatz, der nach dreißig¬ 
jähriger Dienstzeit erreicht sein muß, von 8000 M. festsetzt. 

b) § 6. 

Die nach vorstehenden Bestimmungen den Bezirkshebammen zu ge¬ 
währenden Unterstützungen sind den Hebammenbezirken zur Hälfte, jedoch in 
keinem Falle mit einem höheren Betrag als von 1500 M. aus der Staatskasse 
zu erstatten. 

§ 7. Bei Feststellung der Buhestandsunterstützung ist der Hebamme 
auch die in einem anderen Hebammenbezirke verbrachte Dienstzeit anzurechnen, 
außer, wenn der Hebamme dort gekündigt oder sie entlassen worden ist. 

§ 8. Bahestandsunterstützungen in Höhe von § 6 sind auch allen 
Hebammen im Buhestand zu gewähren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
in den Buhestand versetzt worden sind. 

V. Uebergangs- und Schlußbestimmungen. 

§ 9. Aenderungen der durch dieses Gesetz getroffenen Bestimmungen 
über Mindesteinkommen und Bubestandsunterstützung können durch Gesetz 
oder Verordnung des Ministeriums des Innern erfolgen. Eine solche Verord¬ 
nung ist vor Erlaß dem Landtage zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

§ 10. Das Ministerium des Innern wird beauftragt, die zur Ausführung 
dieses Gesetzes nötigen Verordnungen zu erlassen, insbesondere besondere Be 
Stimmungen für die Uebergangszeit zu treflen. 

§ 11. Dieses Gesetz tritt ein Vierteljahr nach seiner Verkündung in 
Kraft. Die Bestimmungen unter IV sind mit rückwirkender Kraft vom 1. April 
1921 ab einzuführen. 


C. Thüringen. 

Verkehr mit Arzneimitteln außerhalb der Apotheken, a) Verord¬ 
nung des Wirtschaftsministeriums vom 4.November 1921 und 
b) Erlaß vom Ü.November 1921. 

a) Auf Grund der §§ 6, 8 und 10 der Bekanntmachung des Beichs- 
kanxlers über den Handel mit Arzneimitteln vom 22. März / 15. Juli 1917 
wird für das Land Thüringen bestimmt: 
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1. Für die Erteilung, Versagung and Zurücknahme der Erlaabnia zum 
Handel mit Arzneimitteln sowie für die Untersagung des Handels ist der 
Thüringische Landrat (Bezirksdirektor) zuständig. 

2. Oer Antrag anf Erteilung der Erlaubnis ist schriftlich bei dem Laad¬ 
rat (Bezirksdirektor) einznreichen; der Antrag muß Angaben enthalten, "für 
welche Zeit, für welche örtlichen Gebiete und für welche Arzneimittel die 
Erlaubnis aachgesucht wird. 

& Oer Landrat (Bezirksdirektor) kann zwecks Vorbereitung der Ent¬ 
scheidung nötigenfalls mit Hilfe von Sachverständigen Erhebungen anstelle«, 
die Vorlegung der HandelsbUcher des Antragstellers verlangen und Auskünfte 
über seine Persönlichkeit sowie über die seiner Angestellten einholen. 

Ueber die Erteilung der Erlaubnis ist ein Erlaubnisschein auszustellen. 

4. Oer Antrag kann abgelehnt, die Erlaubnis zurückgenommen oder der 
Handel untersagt werden, wenn Bedenken wirtschaftlicher Art oder persönliche 
oder sonstige Gründe vorliegen. Vor der Zurücknahme der Erlanbnis oder vor 
der Unteraagnng des Handels ist den Beteiligten Gelegenheit zur Geltend- 
maehnng von Einwendungen zu geben. 

Bei Zurücknahme der Erlaubnis ist der Erlaubnisschein dem Land tat 
(Bezirksdirektor) zurückzugeben. 

6. Alle Entscheidungen sind schriftlich zu erteilen. 

Entscheidungen, durch die ein Antrag abgelehnt, eine Erlaubnis zurück- 
genommen oder der Handel untersagt wird, sind mit Gründen zu versehen «ad 
den Beteiligten zuzustellen. 

6. Oie Beschwerde gegen die Entscheidung das Landrats (Bezirks¬ 
direktors) ist binnen einer Ausschlußfrist von 2 Wochen nach Zustellung beim 
Thüringischen Wirtschaftsministerium einzureichen. Das Wirtschaftsministerinm 
entscheidet endgültig. Ihm steht auch die endgültige Entscheidung über 
Streitigkeiten zu, die sich aus der Uebernahme und Verwertung von Arznei¬ 
mittelvorräten ergeben. 

n. 

Wer in periodischen Druckschriften oder in sonstigen Mitteilungen, die 
für einen größeren Kreis von Personen bestimmt sind, sich zum Erwerb von 
Arzneimitteln erbietet oder zur Abgabe von Preisangeboten auf Arzneimittel auf¬ 
fordert, bedarf dazu der vorherigen Zustimmung des Landrats (Bezirksdirekton). 

XXX« 

Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft; die ent- 
gegeus teilenden Bestimmungen in Thüringen werden aufgehoben. 

Durch diese Verordnung wird die Verordnung des Thüringischen Staats- 
mtuisteriums vom 26. April 1921 zum Beichsopiumgesetz nicht berührt. 

b) Bei der amtlichen Kontrolle des Arzneimittelverkehrs außerhalb der 
Apotheken ist in wiederholten Fällen beobachtet worden, daß Arzneimittel an 
das Publikum abgegeben wurden, die den Anforderungen einer guten Handels¬ 
ware in keiner Weise entsprechen. So wurden vorgefunden: Hoffmannstro^fen 
mit geringem Gehalt an AeCher oder mit Wasser verfälscht, Kampferspiritus 
ohne oder nur mit Spuren von Kampfer, Baldriantropfen ohne Alkohol usw. 

Gegen Arzncimittelhändler, die unbrauchbare, verdorbene oder verfälschte 
Arzneimittel feilhalten oder Arzneimittel nicht ordnungsmäßig aufbewahren 
oder sonst unzuverlässig sind, kann auf Grund des § 4 Abs. 2 der Bekannt¬ 
machung des Herrn Beichskanzlers vom 22. März 1917, betr. den Handel mit 
Arzneimitteln, in der Weise eingeschritten werden, daß ihnen der Handel mit 
Arzneimitteln entweder sofort oder nach wiederholten Unregelmäßigkeiten durch 
die Landräte (Bezirksdirektoren) untersagt wird. Auch § 86 IV der Gewerbe¬ 
ordnung bietet Handhaben, gegen solche Vorkommnisse mit Erfolg einzuschreiten. 

Oie Apothekenrevisoren bezw. die Bezirksärzte, denen die amtliche 
Kontrolle des Arznehnittelhandels außerhalb der Apotheke« obliegt, werden 
hiermit angewiesen, bei Feststellung derartiger Fälle entspre« 
bei den Landräten zu stellen. 


’ (UliTiri^p.v ■) n t:»•*. 
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